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Vorwort. 


Das  englische  Recht  ist  ein  unkodifiziertes  Recht.  Es 
zerfällt  in  „ungeschriebenes"  (unwritten)  und  in  „geschriebenes** 
(^Titten)  Recht.  Das  unwritten  law  gliedert  sich  weiter  in 
conämon  law  (gemeines  Recht)  und  in  equity  (Billigkeitsrecht). 
Das  Common  Law,  der  Hauptbestandteil  des  englischen  Rechts, 
ist  der^Theorie  nach  ein  seit  unvordenklicher  Zeit  (time  imme- 
morial)  in  ganz  England  geltendes  Gewohnheitsrecht.  Das 
Bestehen  einer  common  law  rule  kann  —  abgesehen  von  den 
wenigen  Werken  der  älteren  englischen  Rechtsliteratur,  denen 
die  Eigenschaft  von  books  of  authority  zuerkannt  worden  ist  — 
nur  aus  den  in  den  Entscheidungssammlungen  mitgeteilten 
Präjudizien  (precedents)  der  oberen  Gerichte  nachgewiesen 
werden.  Alles  neuere  Recht,  welches  von  den  Common  Law 
Courts  zur  Geltung  und  Anerkennung  gebracht  worden  ist,  gilt 
lediglich  als  eine  Neuanwendung  (new  application)  der  ursprUng- 
lichea  Regeln  des  Gemeinen  Rechts.  In  Wahrheit  verdankt 
demnach  das  heutige  Common  Law  seine  Entstehung  und  Aus- 
bildung vorzugsweise  der  Tätigkeit  der  gemeinrechtlichen 
Richter.  —  Der  zweite  Bestandteil  des  „ungeschriebenen" 
Rechts,  die  Equity  oder  das  Billigkeitsrecht,  ist  einzig  und 
allein  eine  Schöpfung  des  Chancellor  und  seiner  Courts  of 
Equity  und  erhebt  in  keiner  Weise  den  Anspruch,  als  ein  Ge- 
wohnheitsrecht betrachtet  zu  werden.  Auch  hier  gilt  die  Fiktion, 
daß  alles  Recht,  welches  etwa  die  Chancery  judges  erzeugen, 
lediglich  eine  Neuanwendung  der  Grundsätze  darstellt,  welche 
von  den  ersten  Chancellors,   „einerseits  um  gegen  die  Strenge 
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des  Common  Law  Abhilfe  zu  gewähren,  und  andererseits,  um 
die  Lücken  desselben  auszufüllen"  (Lord  Bacon),  aufgestellt 
worden  sind.  —  Im  Gegensatze  zu  dem  unwritten  law  bildet 
das  „geschriebene"  Recht  oder  Statute  Law,  d.  h.  das  durch 
die  Parlamentsgesetzgebung  geschaffene  Recht,  kein  nach  ein- 
heitlichen Grundsätzen  geregeltes  System,  sondern  ist  nur  eine 
lose  Folge  von  zahlreichen  „enactments"  zum  Zwecke  der  Er- 
gänzung und  Abänderung  sowohl  des  Common  Law,  als  auch 
der  Equity. 

Wie  diese  kurze  Skizze  zeigt,  liegt  der  Schwerpunkt  des 
englischen  Rechts  in  dem  unwritten  law.  Die  Haupterkenntnis- 
quellen sind  die  Entscheidungssammlungen  und  nicht  die  Par- 
lamentsgesetze (Acts  of  Parliament).  Die  Hauptmasse  der 
englischen  Rechtssätze  beruht  auf  den  Präjudizien  der  oberen 
Gerichte  („the  bulk  of  the  law  is  based  upon  precedent")  und 
nicht  auf  der  gesetzgeberischen  Tätigkeit  des  Parlaments. 

Auf  Veranlassung  der  Internationalen  Vereinigung  für 
vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  zu 
Berlin  hat  der  bekannte  englische  Rechtsgelehrte  Edward  Jenks 
die  mühevolle  Arbeit  übernommen,  einen  sicheren  und  gang- 
baren Pfad  durch  das  entangled  growth  of  precedent  and 
enactment  zu  bahnen  und  das  unkodiflzierte  bürgerliche  Recht 
Englands  nach  Art  der  Kodifikationen  des  kontinentalen  Europas 
zu  kodifizieren.  An  diesem  Riesenunternehmen  haben  sich  die 
Rechtslehrer  W.  M.  Geldart,  R.  W.  Lee,  W.  S.  Holdsworth, 
J.  C.  Miles  von  der  Universität  Oxford  bezw.  London  als  Mit- 
arbeiter beteiligt.  In  Bezug  auf  äußere  Anordnung,  Einteilung 
und  Sichtung  des  gewaltigen  Rechtsstoffes  ist,  soweit  als  möglich, 
das  deutsche  Bürgerliche  Gesetzbuch  zum  Vorbilde  genommen. 

Auf  der  Grundlage  dieser  ersten,  von  privater  Seite  aus- 
gehenden Kodifikation  ist  mein  Kommentar  zu  dem  bürgerlichen 
Rechte  Englands  aufgebaut.  Der  vorliegende  erste  Band  um- 
faßt die  §§  1  bis  74  einschließlich,  d.  h.  etwa  die  Hälfte  des 
allgemeinen  Teiles.  Meine  Aufgabe  ist  eine  doppelte  gewesen: 
einerseits  den  in  englischer  Sprache  abgefaßten  Regeln  der 
Jenks'schen  Kodifikation  eine  dea  vollen  Sinn  wiederspiegelnde 
deutsche  Wortfassung  zu  geben,  und  andererseits  diese  Regeln 
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an  der  Hand  des  geltenden  ungeschriebenen  und  geschriebenen 
Rechts  Englands  und  unter  Bezugnahme  auf  die  wichtigsten 
Erzeugnisse  der  englischen  Rechtsliteratur  dem  nichtenglischen 
Juristen  zu  erläutern.  Wie  weit  mir  die  Lösung  dieser  Auf- 
gabe gelungen  ist,  möge  der  denkende  Leser  beurteilen.  — 
Mit  Rücksicht  auf  die  hohe  Bedeutung,  welche  die  Präjudizien 
der  oberen  Gerichte  im  englischen  Rechtssysteme  besitzen,  habe 
ich  einen  Hauptwert  darauf  gelegt,  den  Leser  mit  den  wich- 
tigsten Entscheidungssammlungen  bekannt  und  vertraut  zu 
machen  und  ihm  die  für  die  einzelnen  Rechtssätze  grund- 
legenden reported  decisions  in  einer  mehr  oder  weniger  aus- 
fuhrlichen Weise  mitzuteilen.  An  verschiedenen  Stellen  bin  ich 
auch  auf  die  Entscheidungen  nordamerikanischer  Gerichte  ein- 
gegangen. Meinen  ursprünglichen  Plan,  gleichzeitig  das  englische 
und  das  nordamerikanische  Recht  zur  Darstellung  zu  bringen, 
mußte  ich  jedoch  mit  Rücksicht  auf  das  dadurch  bedingte  An- 
wachsen des  ümfanges  meiner  Arbeit  fallen  lassen. 


Gustav  Schimueister. 
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Erster  Abschnitt. 
Personen. 


Erster  Titel. 

Natürliche  Personen. 

§  I- 

Die  legal  capacHy  eines  menschlichen  Wesens  beginnt  mit 
dem  Zeitpunkte  seiner  Geburt  In  gewisser  Hinsicht  (§  63) 
wird  jedoch  die  Leibesfrucht  als  schon  geboren  behandelt 
Vor  Eintritt  der  Volljährigkeit  ist  die  völlige  legal  capacHy  nicht 
vorhanden. 

-a^M^rmal  ^erton  5 
Act  of  Par-iiameni  3  Anm.  4 
^iUegiamce  s  Anm.  a 
artißcial  person  3 
<tut  2aw  3  Anm.  4 
ckiid  (m/amt)  en  venire  sa  mere  4 
■citril  siatwu  a 

Handlungsfähigkeit  i  Anm.  x 
Itnuful  ntan  5 
Jegil  capacity  x 
legtd  duües  z 
^egal  persofudiiy  i 
legtU  rights  x 
liegance  3  Anm.  a 

I.  Eine  y^erso?^^  im  Sinne  des  englischen  Rechts  ist  ein  Wesen, 
<las  Träger  von  subjektiven  Rechten  (legal  rights)  und  von  Rechts- 
pfüchten  (legal  duties)  sein  kann,  oder  das  —  wie  es  heißt  —  ^yCapable 
<ff  rights  and  Hohle  to  duties^^  ist.  Ein  solches  Wesen  ist  mit  Rechts- 
persönlichkeit (legal  persoTiality)  ausgestattet  und  besitzt  ^^legal  capacity^. 

G.  Schirrmeister,  Bürgerl.  Recht  Englands.    I.  I 


tuUural  ßereen  3 
normal  perton  5 
Pereon  x 

personal  condition  a 
personal  rights  3  Anm.  3 
political  Status  a 
proprietary  rights  a  Anm.  3 
real  rights  a  Anm.  3 
Rechtsfähigkeit  i  Anm.  t 
rights  in  personam  a  Anm.  3 
rights  in  rem  a  Anm.  3 
umvritten  law  \        . 
ivritten  law       j   ^  ^nm.  4 


2  Erster  Abschnitt.     Personen. 

Prof.  John  W.  Salraond  sagt  in  seinem  Werke  über  Jurisprudence 
(1902,  S.  335):  „Kein  Wesen  ist  fähig,  Träger  von  Rechten  zu  sein, 
ohne  gleichzeitig  auch  die  Fähigkeit  zu  besitzen,  Träger  von  Interessen 
zu  sein,  die  durch  die  Handlungen  Dritter  berührt  werden  können. 
Denn  jedes  subjektive  Recht  schließt  in  sich  ein  entsprechendes  Interesse. 
In  gleicher  Weise  ist  kein  Wesen  fähig,  Träger  von  Rechtspflichten  zu 
sein,  ohne  gleichzeitig  die  Fähigkeit  zu  besitzen,  Handlungen  vor- 
zunehmen, durch  die  die  Interessen  Dritter  berührt  werden.  Eine 
Zuerkennung  von  Rechten  und  Pflichten  bedingt  daher  als  notwendige 
Grundlage  für  dieselben  eine  Zuerkennung  von  Interessen  und  Hand- 
lungen. Demgemäß  kann  man  eine  , Person*  im  Rechtssinne  definieren 
als  ein  Wesen,  dem  das  objektive  Recht  eine  Fähigkeit,  Träger  von 
Interessen  und  daher  auch  von  subjektiven  Rechten  zu  sein,  sowie  eine 
Fähigkeit,  Handlungen  vorzunehmen  und  daher  Träger  von  Pflichten 
zu  sein,  zuerkennt."  —  Macht  man  sich  diese  Begrifisbestimmung  zu 
eigen,  so  wird  es  klar,  daß  der  Ausdruck  ^ylegal  capacity^^  sich  einer- 
seits nicht  mit  dem  deutschen  Begriffe  „Rechtsfähigkeit"  und  anderer- 
seits auch  nicht  mit  dem  deutschen  Begriffe  „Handlungsfähigkeit** 
(d.  h.  Geschäftsfähigkeit  plus  Deliktfähigkeit)  deckt,  vielmehr  einen 
Begriff*  darstellt,  der  wesentliche  Bestandteile  beider  deutschen  Rechts- 
ausdrücke enthält.*) 

2.  An  Stelle  des  Ausdrucks  ,ylegal  capacity^*'  werden  in  der  eng- 
lischen Rechtssprache  auch  die  Ausdrücke  ^Mvil  Status'^  oder  ^personal 
condition^  gebraucht;  z.  B.  von  Erskine  Holland  in  seinen  Elemmt^ 
of  Jurisprudence,  von  Austin  in  seinen  Lectures  on  Jurisprudence,  von 
Dicey  in  seinem  Werke  TIu  Conflict  of  Laws  u.  a.  m.  Der  letzt- 
genannte Autor  sagt  z.  B.  auf  S.  474  a.  a.  O.:  „Jede  Person  besitzt 
einen  gewissen  civil  status,  der  die  Fähigkeit  dieser  Person  zum  Erwerbe 
und  zur  Ausübung  von  Rechten  und  zur  Vornahme  von  Rechtshand- 
lungen in  sich  schließt."  —  Der  Ausdruck  j,civil  status^^  darf  nicht  ver- 
wechselt werden  mit  dem  in  der  englischen  Rechtssprache  vorkommenden 
Ausdruck  j^political  status"^.  In  der  Entscheidung  des  Hause  of  Lords 
in  dem  Prozesse  Udny  versus  Udny  (s.  über  diese  Entsch.  die  Erl.  zu 
§  4  sub  5)  heißt  es  z.  B.:  „Das  Recht  von  England  und  der  meisten 
zivilisierten  Staaten  erkennt  jedem  Menschen  bei  seiner  Geburt  zwei 
durchaus  verschiedene  ,legal  states*'  oder  ^conditions^  zu;  der  eine  Status^ 
kraft  dessen   der  Mensch  Untertan   eines   bestimmten  Landes   und   an 


*)  Nach  Prof.  Erskine  Holland  {Elements  of  Jurisprudence,  9.  Aufl.  S.  322) 
ist,  um  den  Begriff  ^.Rechtsfähigkeit"  in  englische  Worte  zu  kleiden,  die  Rede- 
wendung y^capacity  for  being  the  subject  of  rights^*  anzuwenden,  während  der  Aus- 
druck „Handlungsfähigkeit**  mit  „capacity  for  performing  legal  acts^^  übersetzt 
werden  muß.  Allgemein  anerkannte  und  angenommene  Bezeichnungen  für  die 
Begriffe  „Rechtsfähigkeit"  und  „Handlungsfähigkeit''  besitzt  die  englische  Rechts- 
sprache nicht.  Der  Ausdruck  Jegal  capaciiy^^  muß  in  beiden  Fällen  einen  unvoll- 
kommenen Ersatz  bilden.  Von  einer  Verdeutschung  des  fraglichen  englischen 
Ausdrucks  habe  ich  Abstand  genommen,  da  ein  wirklich  äquivalentes  Wort  hier- 
für die  deutsche  Rechtssprache  nicht  besitzt.  Cum  grano  salis  könnte  man  vielleicht 
von  einer  „Fähigkeit  zu  rechtswirksamem  Verhalten"'  sprechen.  Über  diesen  von 
P.  Eltzbacher  gebildeten  Kunstausdruck  vgl.  dessen  Werk  „Die  Handlungs- 
fähigkeit nach  deutschem  bürgerlichem  Rcchf*,  Bd.  I. 
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dieses  durch  ein  Band  natürlicher  yallegiance^^)  gefesselt  wird,  heißt  der 
ypolitical  Status^  des  betreffenden  Menschen,  während  der  andere  Status, 
kraft  dessen  ihm  die  Eigenschaft  eines  Bürgers  eines  bestimmten  Landes 
und  der  Besitz  gewisser  Rechte  und  Pflichten  nach  dem  daselbst 
geltenden  bürgerlichen  Rechte  zufallen,  der  yCivil  Statut  oder  die  ^personal 
condiüor^  dieses  Menschen  genannt  wird  und  von  seinem  politischen 
Status  durchaus  verschieden  ist.  Der  ^political  Status^  kann  von  ver- 
schiedenen Rechten  verschiedener  Länder  abhängen,  während  der  ,ä7nl 
Status^  überall  sich  nach  einem  einzigen  Rechtsprinzipe,  nämlich  nach 
dem  Rechte  des  Wohnsitzes,  richtet.  Das  Recht  des  Wohnsitzes  ist  das 
von  den  Rechtssystemen  aufgestellte  Kriterium  hinsichtlich  Bestimmung 
des  civil  status.  Es  bildet  die  Grundlage  für  die  Personenrechte  (personal 
rights) ')  des  einzelnen  Menschen,  d.  h.  es  ist  das  Recht,  welches  über 
seme  Volljährigkeit  oder  Minderjährigkeit,  über  seine  Ehemündigkeit, 
sowie  über  testamentarische  und  gesetzliche  Erbfolge  entscheidet." 
(Worte  des  Lord  Westbury.) 

3.  Das  englische  Recht  kennt  zwei  Arten  von  Personen;,  natürliche 
Personen  (natural  persans)  und  juristische  Personen  (artificial  persans). 
Eine  natürliche  Person  ist  ein  einzelnes  menschliches  Wesen  (a  Single 
human  being)^  während  eine  junstische  Person  entweder  eine  Gruppe 
oder   eine  Reihenfolge   von  menschlichen  Wesen   (a  group  or  series  of 

')  Unter  Ailegiance  oder  Liegana  ist  zu  verstehen  „der  gesetzmäßige  Gehor- 
sam, den  ein  Untertan  seinem  Souverän  zu  erweisen  verbunden  ist"  (the  lawful 
obeditnce  which  a  subject  is  öounä  to  render  to  his  scnfereign).  Das  englische 
Recht  unterscheidet  drei  Arten  von  alUgiance\  i.  Natural  aiie^ancey  d.  h.  den 
Gehorsam,  den  jede  als  britischer  Untertan  geborene  Person  vom  Augenblick  der 
Gebart  an  dem  Souverän  schuldet;  2.  acquired  allegiance^  d.  h.  den  Gehorsam, 
den  ein  naturalisierter  britischer  Untertan  dem  Souverän  schuldet;  und  3.  locaf 
aliegiance,  d.  h.  den  Gehorsam,  den  jeder  auf  britischem  Staatsgebiete  sich  auf- 
haltende Ausländer  dem  Souverän  schuldet. 

*)  Der  Ausdruck  des  englischen  Rechts  ,,personal  rights**  wird  in  einem  ver- 
schiedenen Sinne  gebraucht.  Einmal  bilden  die  ,.personai  rights**  den  Gegensatz 
zu  den  sogenannten  „proprietary  rights*'.  Die  Gesamtheit  aller  proprietary  rights 
eines  Menschen  stellt  dessen  „fstate**  oder  „assets**  oder  ,,property**  dar,  d.  h.  das 
„Vermögen**  dieses  Menschen.  Der  Ausdruck  ,,proprietary  rights**  entspricht  daher 
dem  deutschen  Ausdrucke  „Vermögensrechte**  oder  dem  französischen  „avoir**  oder 
^.patritnoine"* .  Im  Gegensatze  hierzu  stehen  die  ^.personal  rights^*  eines  Menschen, 
die  seinen  „civil  status'*  oder  seine  ^.personal  condition**  ausmachen.  In  diesem 
Sinne  entsprechen  die  ,,personal  rights'*  dem  deutschen  Ausdrucke  „Personen- 
rechte**  oder  „Personalstatut**.  —  Zweitens  wird  der  Ausdruck  ^.personal  rights*^ 
in  der  englischen  Rechtssprache  im  Gegensatze  zu  den  .sreal  rights'*  gebraucht. 
Ein  ,,real  right**  ist  ein  subjektives  Recht,  welches  der  Berechtigte  gegen  jeder- 
mann geltend  machen  darf,  d.  h.  welches  ,,available  against  the  world  at  large" 
ist.  Ein  ,fpersonal  right**  dagegen  ist  ein  subjektives  Recht,  welches  der  Berechtigte 
nur  gegen  bestimmte  Personen  geltend  machen  kann.  In  diesem  Sinne  entsprechen 
die  personal  rights  den  „relativen  Rechten**  und  die  real  rights  den  „absoluten 
Rechten**.  Für  die  gegensätzlichen  Ausdrücke  personal  rights  und  real  rights 
gebraucht  die  englische  Rechtssprache  auch  (und  zwar  neuerdings  vorzugsweise) 
die  Bezeichnungen  rights  in  personam  und  rights  in  rem.  Vgl.  hierzu  Erskine 
Holland,  a.  a.  O.,  S.  I37ff.;  John  W.  Salmond,  a.  a.  O.,  S.  246ff.;  Austin, 
a.  a..O.,  Bd.  I,  S.  380 ff.;  Digby,  History  of  the  Law  of  Real  Property\  5.  Aufl., 
S.  300ff.;  Goodeve,  Modern  Law  of  Personal  Proper ty,  4.  Aufl.,  S.  ijf(.  u.  a.  m. 
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human  bängs)  darstellt  (s.  Erl.  zu  §§  i4fF.).  Andere  Arten  von  Personen, 
als  die  genannten,  kennt  das  englische  Recht  nicht  —  Wird  in  einem 
englischen  Rechtssatze  der  Ausdruck  „person^  gebraucht,  so  bedarf  es 
der  Untersuchung,  ob  der  Ausdruck  beide  Arten  von  Personen,  natural 
und  artifiäal  persans^  umfassen  soll.  Oftmals  ist  unter  dieser  Bezeichnung 
nur  eine  natürliche  Person  verstanden.  Es  bestimmt  Order  LXXIj  rule  /, 
der  EuUs  of  the  Supreme  Court  von  1883  (s.  Erf.  zu  §  15,  Anm.  5), 
daß  bei  Auslegung  der  einzelnen  rules  der  Ausdruck  ^person^^  soweit 
nicht  der  Wortlaut  oder  der  Zusammenhang  ein  anderes  ergibt,  auch 
eine  juristische  Person  umfassen  solle.  Noch  weitergehend  ist  der  §  19 
der  Interpretation  Act  von    1889   (5^  ^^  53    Victoriay   chapter  63)/) 

*)  Die  englischen  Parlamentsgesetze  können  in  verschiedener  Weise  zitiert 
iverden.  Eine  Anzahl  der  ältesten  Parlamentsgesetze  haben  ihren  Namen  nach 
dem  Orte  erhalten,  an  welchem  das  Parlament  zur  Zeit  des  Erlasses  des  betreffenden 
Gesetzes  tagte ;  z.  B.  das  Statute  of  Merton^  das  Statute  of  Mariebridge,  das  Statute 
of  Westminster.  Andere  Gesetze  werden  nach  der  Materie,  die  sie  regeln,  bezeichnet: 
z.  B.  das  Statute  of  Distribution,  Einige  Gesetze  werden  nach  den  Anfangsworten 
ihres  Gesetzestextes  zitiert:  z.  B.  das  Statute  Quia  emptores  und  das  Statute  £>e 
Donis,  Femer  gibt  es  Gesetze,  die  nach  dem  Namen  desjenigen  Parlaments- 
mitgliedes getauft  sind,  welcher  die  GesetzesTorlage  vor  das  Parlament  brachte; 
z.  B.  die  Lord  Campbell* s  Act  und  die  Je* vis* s  Act,  Sehr  wenige  Gesetze  werden 
nach  dem  zur  Zeit  ihres  Erlasses  regierenden  Monarchen  benannt:  z.  B.  das 
Statute  of  Elizabeth  aus  dem  Jahre  1601  und  das  Statute  of  James  ans  dem 
Jahre  1623.  Neben  diesen  verschiedenen  Bezeichnungsarten  wurde  es  seit  der 
ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  üblich,  sämtliche  Parlamentsgesetze  nach  dem 
Regierungsjahre  des  Herrschers  und  mit  fortlaufender  Nummer  der  in  einer 
Parlamentssession  erlassenen  Gesetze  zu  zitieren.  Dabei  werden  sämtliche,  in  einer 
Session  verabschiedeten  Gesetze  als  ebensoviele  Kapitel  eines  Statute  aufgefaßt. 
Z.  B.  wird  das  Gerichtsverfassungsgesetz  aus  dem  Jahre  1873  als'^^  and  ^7  Vict, 
c,  66  bezeichnet  und  ausgesprochen  als  thirty-sixth  and  thirty-seventh  Victoria, 
chapter  sixty-six.  Dies  bedeutet  das  sechsundsechzigste  Gesetz  der  Parlaments- 
session, die  im  36.  und  37.  Regierungsjahre  der  Königin  Victoria  stattfand. 
Werden  in  einem  Jahre  zwei  Parlamentssessionen  abgehalten,  so  bilden  die  gesamten 
Gesetze  einer  jeden  Session  ein  besonderes  ^,statute'\  und  es  muß  in  die  Zitier- 
weise noch  der  Ausdruck  „stat.  /**  oder  „stat.  2**  eingeschaltet  werden.  So  wird 
beispielsweise  die  berühmte  Bill  of  Jiights  aus  dem  Jahre  1688  in  folgender  Weise 
zitiert:  /  IV,  and  M,  stat.  2,  c.  2,  d.  h.  first  M'illiam  and  A/ary,  Statute  two, 
chaptet  two.  Da  diese  bis  zum  heutigen  Tage  unter  Juristen  allgemein  angewandte 
Schreib-  und  Zitierweise  oft  unbequem  und  dem  Laien  unverständlich  ist,  so  kam 
seit  dem  Jahre  1845  ^*^  Sitte  auf,  sogenannte  „short  titles^'  (kurze  Titel)  ein- 
zuführen und  dem  einzelnen  Parlamentsgesetze  einen  besonderen  Paragraphen  ein- 
zuschalten, der  eine  Bestimmung  über  den  anzuwendenden  short  title  enthielt.  So 
verfugte  der  §  4  des  Gesetzes  8  and  g  Vict.  c.  16,  daß  dieses  Gesetz  als  short 
title  die  Bezeichnung  Companies  Clauses  Act,  1845»  führen  soUe.  In  den  Jahren 
1892  und  1896  wurden  dann  zwei  Short  Title  Acts  (nämlich  die  Gesetze  ^^  and 
^6  VHct,  c,  10  und  ög  and  60  Vict,  c.  14)  erlassen,  die  für  über  2000  schon  in 
Kraft  befindliche  Parlamentsgesetze  nachträglich  short  titles  einführten.  In  diesem 
Kommentare  gebe  ich  regelmäßig  bei  Anführung  eines  Parlamentsgesetzes  beide 
Zitierweisen:  die  unter  Juristen  übliche,  nach  Parlamentssession  und  Kapitel,  und 
den  für  den  Laien  bestimmten  short  title,  —  Seit  dem  ersten  Parlamentsgesetze 
im  Jahre  1235  sind  von  dem  englischen  Parlamente  mehr  als  20000  Gesetze 
erlassen  worden.  Von  diesen  sind  bis  zum  heutigen  Tage  etwa  2500  ganz  oder 
teilweise  in  Kraft.  Diese  Masse  von  Parlamentsgesetzen  bildet  das  sogenannte 
Statute   law    oder   written   law    Englands.     Demgegenüber  steht,    an  Umfang   und 
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welcher  besagt:  „In  diesem  Gesetze  und  in  jedem  Gesetze,  welches 
nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  erlassen  wird,  soll  der  Ausdruck 
^person^,  soweit  nicht  die  gegenteilige  Absicht  kundgetan  ist,  auch  jede 
Personenvereinigung,  mag  sie  Rechtspersönlichkeit  besitzen  oder  nicht 
(any  body  of  personSy  corporate  or  incorporate)^  in  sich  schließen." 

4.  Anfangspunkt  der  legal  capaciiy  eines  Menschen  ist  die  Geburt 
(birtk)  und  nicht  die  Zeugung  (conception).  Die  Leibesfrucht  heißt  in 
der  englischen  Rechtssprache  chüd  (infant)  en  venire  sa  mlre  oder  in 
venire  sa  mere.  Ein  Kind  vor  der  Geburt  ist  „/«  posse^*j  nach  der 
Geburt  „/>i  ess^.  Die  Leibesfrucht  ist  strafrechtlich  gegen  Abtreibung 
(aboriion)  geschützt:  §§  58  und  59  der  Offences  againsi  ihe  Person  Ad 
von  1861  (24  and  25  Vict  c,  lOO).  Wird  einem  Kinde  in  dem  Mutter- 
leibe (in  tke  womb)  vorsätzlich  oder  fahrlässig  (wilfully  or  negligenily) 
eine  Verletzung  zugefügt,  die  den  Tod  des  Kindes  in  oder  gleich  nach 
der  Geburt  herbeifiöirt,  so  ist  die  Handlung  entweder  Mord  (murder)  oder 
Totschlag  (manslaughier):  vgl.  die  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Rex 
versus  Senior  im  i.  Bande  von  Moody's  Crown  Cases,  S.  344  ff.,  und  des 
Rechtsfalles  Regina  versus  Wesi  im  2.  Bande  der  Reports  von  Carringtofi 
and  Kirwany  S.  784  ff.  Fraglich  ist  es,  ob  eine  einem  Kinde  im  Mutter- 
leibe zugefügte  Verletzung,  die  zwar  nicht  den  Tod,  aber  eine  Schädigung 
der  Gesundheit  des  Kindes  herbeiführt,  einen  Klageanspruch  gewährt. 
In  dem  Prozesse  Walker  versus  The  Great  Northern  Railway  Company 
of  Irelandj  mitgeteilt  im  28.  Bande  der  Law  Reports  der  Irish  Queen' s 
Beruh  and  Exchequer  Division^  S.  69  ff.,  erhob  eine  Minderjährige  gegen 
die  genannte  Eisenbahngesellschaft  Schadensersatzansprüche  für  Ver- 
letzungen, die  der  Klägerin  vor  ihrer  Geburt  infolge  eines  durch  Ver- 
schulden der  Bahngesellschaft  herbeigeführten  Eisenbahnunfalls  zugefügt 
waren.  Das  Gericht  wies  die  Klage  ab.  Die  Abweisung  gründete  sich 
jedoch  im  wesentlichen  darauf,  daß  die  Bahngesellschaft  keine  Ver- 
pflichtung zur  Anwendung  gehöriger  Sorgfalt  gegenüber  einer  Person 
gehabt  hätte,  deren  Vorhandensein  ihr  nicht  bekannt  sein  konnte.**)  — 
Die  Hinrichtung  einer  Schwangeren  (pregnant  woman)  wird  bis  nach 
erfolgter  Geburt  des  Kindes  von  Rechts  wegen  verschoben  (respited  as 
of  righi).  —  Auf  Grund  der  Lord  Campbelts  Act  (g  and  lO  Vict.  c,  g3), 

Bedeutung  weit  überlegen,  das  sogenannte  unwritten  oder  case  law,  das  in  den, 
einige  Tansend  Bände  umfassenden  Entscheid ungssammlungen  niedergelegt  ist. 
Die  Zahl  der  durch  das  Parlament  aufgestellten  Rechtsnormen,  die  sogenannten 
enactments,  verschwinden  gegenüber  der  Zahl  der  durch  richterliche  Entscheidungen 
geschaifenen  Rechtsnormen  so  sehr,  daß  das  englische  Recht  bis  zum  heutigen 
Tage  ein  unkodifiziertes  Recht  ist  und  in  richtig  bezeichnender  Weise  ein  case 
law  oder  ein  judge-made  law  genannt  wird.  Über  die  rechtschaffende  Kraft  der 
Entscheidungen  englischer  Gerichte  vgl.  meine  Ausführungen  in  Goldschmidts 
Zeitschrift  für  Handelsrecht,  Bd.  LIV,  S.   304  fr. 

')  In  einem  nordamerikanischen  Prozesse,  Dietrich  versus  Northampton 
[Supreme  Court^  Bd.  52  der  American  Reports^  S.  243  ff.)  erhob  ein  citrator  veutris 
(adminisirator  of  a  foetus)  erfolglos  eine  Klage  auf  Schadensersatz  wegen  einer 
der  Mutter  zugefugten  Verletzung,  welche  die  vorzeitige  Geburt  und  den  Tod  des 
Kindes  gleich  nach  der  Geburt  herbeigeführt  hatte.  —  Bezüglich  der  Rechts- 
steDung  der  Leibesfrucht  nach  nordamerikanischem  Rechte  verweise  ich  auf  einen 
Aufsatz  „UnboTTi  ckildren  and  tkeir  rights**  im  26.  Bande  der  American  Laio 
Review,  S.  50  fr. 
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auch  Fatal  Acddents  Act  von  1846  genannt,  hat  das  Kind  eines  getöteten 
Vaters,  das  zur  Zeit  der  tötlichen  Verletzung  erzeugt,  aber  noch  nicht 
geboren  war,  gegen  den  Ersatzpflichtigen  einen  Entschädigungsanspruch : 
vgl.  die  Entscheidung  des  Rechtsfalles  TIu  George  and  Richard^  mit- 
geteilt im  3.  Bande  der  Adtniralty  and  Ecclesiastical  Law  Reports^ 
S.  466 flF.  —  Privatrechtlich  kann  die  Leibesfrucht  Eigentum  erwerben. 
Das  Eigentumsrecht  ist  jedoch  ein  bedingtes,  unvollkommenes,  eine 
sogenannte  conUngent  ownership.  Um  es  zu  einem  unbedingten,  voll- 
kommenen Eigentumsrecht,  zu  einer  vested  ownership  zu  machen,  ist  der 
Eintritt  einer  Suspensivbedingung,  einer  condition  precedent^  nämlich  die 
Geburt,  erforderlich.  Sir  William  Blackstone  sagt  auf  S.  130  des 
I.  Bandes  (1765)  seiner  Commentaries  on  the  Latus  of  England:  y^An 
Infant  in  venire  sa  mere  is  supposed  to  be  bom  for  many  purposes,  It  is 
capable  of  having  a  legacy,  or  a  surrender  of  a  copyhold  estate  to  it,  It 
may  have  an  estate  assigned  to  it;  and  it  is  enabled  to  have  an  estate 
limited  to  its  use,  and  to  take  afteru'ards  by  such  limitation  as  if  it  were 
then  actually  born,^*^     Siehe  femer  die  Erl.  zu  §  63. 

5.  Vor  Eintritt  der  Volljährigkeit  (s.  Erl.  zu  §  2  sub  2)  ist  die 
legal  capacity  des  Menschen  eine  geminderte,  anormale.  Nur  ein  voll- 
jähriger Mensch  kann  die  volle,  normale  legal  capacity  oder,  wie  es 
auch  in  der  englischen  Rechtssprache  ausgedrückt  wird,  die  legal  capa- 
city eines  y,lawful  man^^  besitzen.  Eine  Minderung  in  der  legal  capcuity 
hat  eine  Minderung  n\  der  legal  personality  zur  Folge.  Eine  Person, 
die  die  noimale  legal  capacity  besitzt,  ist  eine  normal  per son^  während 
eine  Person  mit  geminderter,  anormaler  legal  capacity  als  eine  abnormal 
person  gilt.  Juristische  Personen  (artißcial  persons)  sind  stets  abnormal 
persons\  natürliche  Personen  können  entweder  normal  oder  abnormal 
persons  sein.*) 

§  2. 
Die  Volljährigkeit  tritt  mit  dem  Beginne  des  Tages  ein, 
der    der    Vollendung    des    einundzwanzigsten    Lebensjahres 
unmittelbar  vorangeht^ 

1  Herbert  v.  Turball  (1663)   i   Keb.   589. 

doli  incapax  i  /ull  age  i 

Ehemündigkeic  z  in/ants  z 

Eintritt  der  Volljährigkeit  3  tninors  z 

Jreicttonrm  diei  non  recipit  lex  9  Volljährigkeitscrklärung  i 

I.  Das  bürgerliche  Recht  Englands  imterscheidet  grundsätzlich  nur 
zwischen  Minderjährigen  und  Volljährigen.  Zwischenstufen  in  dem 
Zeiträume  von  der  Geburt  bis  zum  Eintritte  der  Volljährigkeit  bestehen 
für  die  meisten  Zwecke  des  Privatrechts  nicht.  Nur  wird  ein  männ- 
licher Minderjähriger  mit  14  Jahren  und  eine  weibliche  Minderjährige 
mit  12  Jahren  schon  ehemündig.  Eine  Volljährigkeitserklärung  im  Sinne 
des  §  3  des  deutschen  BGB  kennt  das  englische  Recht  nicht.  Die 
Minderjährigen  werden  unterschiedslos  yyinfants^*^  oder  j^minors^*^  genannt, 
während  ein  Volljähriger  eine  person  of  füll  age  ist.  Die  Volljährigkeit 
erlangen  heißt  y,to  come  of  age^*^  oder  ^yto  attain  füll  age^*^  {oder  majority). 


*)  Vgl.  hierzu  Erskine  Holland,  a.  a.  O.,  Chapter  XIV. 
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—  In  strafrechtlicher  Beziehung  bildet  der  Umstand,  daß  ein  Verbrecher 
noch  minderjährig  ist,  an  sich  keinen  Grund  für  Straffreiheit  oder  Straf- 
milderung. Es  bestehen  jedoch  hier  verschiedene  Abstufungen.  Ein 
Kind  unter  sieben  Jahren  ist  doli  incapax  und  kann  unter  keinen  Um- 
ständen für  seine  Handlungen  strafrechtlich  verantwortlich  gemacht 
werden.  Für  das  Lebensalter  von  7  bis  14  Jahren  besteht  d\Q  praesumtio 
juris j  oder,  wie  es  in  der  englischen  Rechtssprache  heißt,  die  rebuttable 
presumption  oder  prima  fade  evidenctj  daß  der  jugendliche  Verbrecher 
nicht  die  nötige  Einsicht  in  die  Trag^^-eite  seiner  Handlung  besessen 
habe.  Diese  Rechtsvermutung  kann  durch  den  Nachweis  einer  vor- 
handenen j^ischievous  diuretion^*^  widerlegt  werden.  In  einem  solchen 
Falle  gilt  dann  der  Satz  malitia  mpplet  aetatem,  und  die  Verhängung 
jeder  Strafe,  selbst  der  Todesstrafe  (capital  punishment)^  ist  zulässig. 
Ein  Verbrecher  über  14  Jahren  besitzt  die  volle  strafrechtliche  Ver- 
antwortlichkeit Seine  etwaige  Minderjährigkeit  bildet  keinen  Milderungs- 
grund. Er  kann  zu  jeder  Art  von  Freiheitsstrafe,  einschließlich  Zucht- 
haus, sowie  zmn  Tode  verurteilt  werden. 

2.    Die  Volljährigkeit  tritt  mit  dem  Beginne  des  letzten  Tages  des 
einundzwanzigsten  Lebensjahres  ein.     Diese  Rechtsregel  stützt  sich  auf 
die    Entscheidung   des   Rechtsfalles  Herbert  against  Turball  aus   dem 
Jahre  1669,  mitgeteilt  im  ersten  Bande  der  von  Joseph  Keble  heraus- 
gegebenen Reports  in   tfu  Court  of  King's  Betich  at  Westminster,  froni 
ihe  XIL  to  the  XXX.  year  of  the  reign  of  our  lote  Sovereign  Lord  King 
Charles  II  (d.  h.  in  den  Jahren  1661 — 1679),  S.  589 — 590.     In  dieser 
Entscheidung  wird  die  Frage  beantwortet,   unter  welchen  Bedingungen 
ein  von  einem  Minderjährigen  errichtetes  Testament   wirksam  sei.     Es 
heißt  daselbst:    Wenn  ein  Minderjähriger  ein  Testament  errichtet   und 
nach  Eintritt  der  Volljährigkeit  stirbt,  ohne  das  Testament  zu  genehmigen, 
so   ist   dasselbe  nichtig.     Hat   er  jedoch    das  Testament  nach  Eintritt 
der  Volljährigkeit  genehmigt,   so  ist  dasselbe  wirksam.     Dies   ist  selbst 
dann  der  Fall,  wenn  der  Testator  an  dem  Tage,  an  welchem  er  voll- 
jährig wird,   das  Testament  genehmigt   und   dann  an  demselben  Tage 
stirbt.    In  dem  vorliegenden  Falle  war  der  Testator  am  16.  Februar  1608 
geboren,    hatte    als   Minderjähriger    ein   Testament    errichtet    und    am 
15.   Februar   1629  auf  dem  Sterbebette   dieses   Testament  genehmigt. 
Das  Gericht  entschied,  daß  der  Testator  mit  dem  Beginne  des  15.  Februar 
1629  die  Volljährigkeit  erreichte,  und  daß  daher  die  an  diesem  Tage 
erteilte  Genehmigung  das  Testament  wirksam  machte.*)  —  Es  spielt  bei 
Feststellung    des    Zeitpunktes,    in    welchem    die    Volljährigkeit    eintritt, 
keine   Rolle,   zu  welcher  Tagesstunde  die  betreffende  Person  geboren 
ist.     Das  Recht  kennt  in  dieser  Hinsicht  keinen  Bruchteil  des  Tages; 
vielmehr  gilt  die  Regel:  fractionem  diei  non  recipit  lex.  —  Ich  verweise 
auch   auf  den  Atwnymous  case^   mitgeteilt  im   i.  Bande  (S.  480 — 481) 
der  von   Robert  Lord  Raymond   herausgegebenen  Reports  of  Cases 
argued  and  adjudged  in  the  Court  of  King's  Beuch  and  Common  Pleas 
(in    den    Jahren    1694 — 1734),     wo    Chief  Justice    Holt    einen    Fall 
erwähnt,   in   dem  jemand,   der  an  einem   3.  September  geboren  war, 

*)    Über   das    heutige    Recht   betr.    die   Errichtung    eines   Testaments   (will) 
seitens  eines  Minderjährigen  s.  die  Erl.  zu  J:^  49  sub   i. 
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Zustand   durch   ein 
festgestellt  ist  oder 


21  Jahre  später  am  2.  September  ein  Testament  errichtete:  ^^and  it 
was  hebd  a  good  will  (gültiges  Testament),  because  th6  Court  wauld  not 
make  a  fracüon  of  a  day;  and  consequently  heing  of  the  age  of  twenty- 
one  yearsj  he  might  devise  his  lands  (über  seinen  Grmidbesitz  letztwillig 
verfügen)." 

§3. 

Die  nachstehenden  Personen  unterliegen  in  privatrechtlicher 
Beziehung  einer  mehr  oder  weniger  ausgedehnten  rechtlichen 
Unfähigkeit: 

1.  Personen,  die  im  Strafverfahren  wegen  ,,ireason*'  oder 
,,fehny"  verurteilt  ^vorden  sind,  für  die  Dauer  der  Straf- 
verbüßung; 

2.  Geächtete; 

3.  Ausländer; 

4.  Minderjährige; 

5.  Geisteskranke,  gleichgültig  ob  ihr 
gerichtliches  Ermittlungsverfahren 
nicht; 

6.  unentlastete  Gemeinschuldner; 

7.  Ehefrauen. 

adjudicaiioM  I,  6 

alttn  etumy  I,  3 

alien  friend  I,  3 

bcok  of  autkcrity  II  Anm.  1 1 

British  su6jeci  1,  3 

citril  deatk  II 

civiliUr  m»rtuus  I»  2  u.  II 

comitUe  I,  5 

convict  I,  z 

disekargt  I.  6 

entering  into  rtligion  II 
felony  I,  i 
ferne  covert  I,  7 
feine  sole  I,  7 
forfeiture  I,  t  u.  a 
guardian  I,  4 

idiot  I.  5 

infant  I.  4 

I.  Nur  der  volljährige  Mensch,  der  unter  keiner  rechtlichen  Unfähig- 
keit (legal  incapacity  oder  disability  oder  exemption)  steht,  ist  ein  ^ylawful 
man^^y  d.  h.  eine  normal  oder  typical  person  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  5).  Nur 
ein  solcher  Mensch  besitzt,  wie  Prof.  Holland  [Elements  of  Juris- 
prudencey  9.  Aufl.,  S.  319)  sich  ausdrückt,  „/^  Standard  type  ofpersonality^^. 
Umstände,  die  aus  natürlichen  oder  rechtspolitischai  Gründen  mindernd 
die  legal  capacity  eines  Menschen  beeinflussen,  machen  aus  ihm  eine 
abnormal  person^  vermindern  seine  legal  Personality,  Das  heutige  eng- 
lische Recht  kennt  sieben  Klassen  von  natürlichen  Personen  mit  ge- 
minderter legal  capacity: 

I.  Personen,  die  im  Strafverfahren  wegen  „treason^^  oder 
„felony^^  verurteilt  worden  sind,  für  die  Dauer  der  Straf- 
verbüß ung.    Das  englische  Strafrecht  teilt  die  strafbaren  Handlungen 


inquisition  de  lunatico  inquirendc  \ 

lunatic  I,  5 

married  ivoman  I.  7 

niisdetneanour  I,  i 

(mtlaw  I,  a 

outlaivry  in  civil  /roceedings  I,  3 

parapkemalia  I,  7 

Person  of  unsound  mind  I,  5 

Prof essed  Person  II 

separate  property  I.  7 

test  of  nationality  I.  3 

test  of  parentage  I,  3 

treason  1,  i 

trustee  I,  4  Anm.  5 

trustee  in  bankruptcy  I,  6 

trust  for  separate  use  I,  7 

undischarged  bankrupt  I,  6 


Erster  Titel.     Natürliche  Personen.  g 

in  indictfible  crimeSj  d.  h.  strafbare  Handlungen,  die  im  ordentlichen 
Strafverfahren  unter  Hinzuziehung  einer  Jury  ihre  Aburteilung  finden, 
und  in  offenceSy  die  auf  summarischem  Wege  erledigt  werden  (punishable 
summarily).  Die  indictable  crimts  zerfallen  in  drei  Klassen:  treasorij  felony 
imd  misdemeanaur.  Unter  den  Begriff  „treasan^^  fallen  im  wesentlichen 
drei  Arten  voti  strafbaren  Handlungen: 

a)  Ein  Angriff  oder  der  Versuch  eines  Angriffs  auf  das  Leben 
des  Königs,  einschließlich  jede  Verschwörung,  deren  natürliche  Folge 
voraussichtlich  eine  Gefährdung  der  Person  des  Königs  sein  würde; 

b)  das  tatsächliche  Beginnen  eines  Krieges  gegen  den  König, 
um  im  Wege  der  Gewalt  einen  das  Gemeinwohl  berührenden  Zweck 
zu  erreichen; 

c)  politische  Verschwörungen  und  Verabredungen,  um  eine  Ab- 
setzung des  Königs  herbeizuführen,  oder  um  einen  Krieg  gegen  den 
König  oder  einen  feindlichen  Einfall  in  das  Gebiet  des  Königs  zu 
veranlassen. 

Vgl.  hierzu:  Sir  James  Fitzjames  Stephen^  A  general  view  of  the 
Criminal  LofiVy  2.  Aufl.,  S.  87,  und  Seymour  F.  Harris^  Prindples  of 
the  Criminal  Law,  9.  Aufl.,  S.  39  ff. 

Die  Bezeichnung  ^y/elonf'  entspricht  im  allgemeinen  dem  deutschen 
Ausdrucke  „Verbrechen"  und  die  Bezeichnung  y,misdemean{mr**  dem 
deutschen  Ausdrucke  „Vergehen",  insofern  als  in  der  Regel  die  Höchst- 
strafe für  tine  felony  Zuchthaus  (penal  senntude)  und  für  ein  misdemeanour 
Gefängnis  (imprisonment)  ist.  Indessen  bestehen  von  der  Regel  ver- 
schiedene Ausnahmen.  Es  gibt  misdemeanours,  die  mit  Zuchthausstrafe 
bedroht  sind,  und  felonieSj  auf  die  nur  Gefängnisstrafe  gesetzt  ist. 
Beispielsweise  zählt  Meineid  (peryury)  im  englischen  Strafrecht  zu  den 
misdemeanours  und  einfacher  Diebstahl  (simple  larceny)  zu  den  felonies 
(vgl.  Harris  a.  a.  O.,  S.  6 ff).  Nach  Common  Law  hatte  eine  straf- 
rechtliche Verurteilung  wegen  treason  oder  felony  gewisse  Vermögens- 
konfiskationen zur  Folge.*)  Der  §  i  der  Forfeiture  Act  von  1870 
(33  and  34  Vict.  c.  23)  hat  dies  abgeschafft  Der  §  6  dieses  Gesetzes 
besagt,  daß  unter  den  Ausdruck  jyConvict^*'  eine  jede  Person  fällt,  gegen 
welche  die  Todesstrafe  oder  eine  Zuchthausstrafe  (judgment  of  death 
or  of  penal  servituäe)  wegen  treason  oder  felony  verhängt  worden  ist. 
Der  §  8  bestimmt:  „Keine  Klage  nach  common  law  (action  at  law) 
und  keine  Klage  nach  Billigkeitsrecht  (suit  in  equity)  auf  Herausgabe 
eines  Vermögensstückes  oder  auf  Zahlung  einer  Schuld  oder  auf  Schadens- 
ersatz darf  von  einem  cönvict  erhoben  werden";  und  „jeder  convict  ist 
unfähig,  irgend  ein  Vermögensstück  zu  veräußern  oder  zu  belasten 
oder  irgend  einen  Vertrag  zu  schließen".  Gemäß  §  9  hat  die  Krone 
für  das  Vermögen  des  Verurteilten  einen  j^administrator**^  zu  ernennen. 
In  Ermanglung  einer  solchen  Ernennung  sollen  nach  §  21  die  Friedens- 
richter (justices  of  the peace)  oder  die  städtischen  Polizeirichter  (stipendiary 
magistrates)    einen   interimistischen   Pfleger   (Interim    curator)    bestellen. 


*)  VgL  hierüber  z.  B.  Ranulfus  de  Glanvilla,  Tractatus  de  Legibus  et 
Consuttudinibus  Kegni  Angliae.  Liber  F//,  caput  77.  (jlanville  war  Chief  Justiciar 
ZQT  Zeit  Heinrichs  II.  und  gab  in  seinem  Tiactatns  die  erste  systematische  Dar- 
stellung des  englischen  Rechts.     Das  Werk  ist  um  das  Jahr   1181   verfaßt. 
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Das  Eigentum  an  dem  gesamten  beweglichen  und  unbeweglichen  Ver- 
mögen des  corwict  geht  auf  diesen  admitustrator  bez^v.  interim  curator 
über  (§  lo).  Derselbe  hat  das  Vermögen  zur  treuen  Hand  (in  trusi) 
für  den  Verurteilten,  seine  Erben  und  Rechtsnachfolger  zu  verwalten 
(§  i8).  Der  §  12  verfügt:  „Der  administrator  hat  die  unbeschränkte 
Befugnis,  jedes  Stück  des  betreffenden  Vermögens  zu  veqDachten,  zu 
verpfänden,  zu  verkaufen,  oder  sonstwie  zu  veräußern  oder  zu  über- 
tragen." Der  administrator  bezw.  uiterim  curator  hat  aus  dem  Vermögen 
des  Verurteilten  die  Schulden  und  Verbindlichkeiten  des  letzteren  zu 
begleichen,  der  Familie  desselben  Unterstützungen  zu  gewähren  und 
den  Rest  des  Vermögens  an  den  Verurteilten  oder  dessen  Rechts- 
nachfolger nach  Verbüßung  der  Strafe  oder  nach  Begnadigung  oder 
Tod  des  Verurteilten  auszuzahlen.  lieber  die  Stellung  des  administrator 
bezw.  interim  atrator  als  Treuhänder  (trustee)  des  corwict  s.  Thomas 
Lewin,  The  Law  of  Trusts,  10.  Aufl.,  S.  ly — 28,  1002 — 1003.  Die 
Fähigkeit  des  Verurteilten,  Vermögen  zu  besitzen  und  Verträge  zu 
schließen,  wird  entweder  durch  eine  Begnadigung  (pardon)  oder  durch 
die  völlige  Verbüßung  der  auferlegten  Strafe  wiedererlangt:  vgl.  die 
Entscheidung  zu  dem  Rechtsfalle  Leyman  verstis  Latimer,  mitgeteilt  im 
3.  Bande  (1878)  der  Law  Reports  der  Exchequer  Division,  S.  352  ff. 
Trotz  der  erheblichen  rechtlichen  Unfähigkeiten,  denen  auf  Grund  der 
Forfeiture  Act  von  1870  ein  wegen  felony  oder  treason  Verurteilter 
während  der  Dauer  der  Strafverbüßung  unterliegt,  hindert  doch  das 
genannte  Gesetz  auf  der  anderen  Seite  nicht,  daß  ein  convict  für  bankrott 
erklärt  werden  kann:  vgl.  die  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  in  Ex 
parte  Graves,  mitgeteilt  im  19.  Bande  der  Chancery  Division,  S.  iff. 
Vgl.  auch  S.  Martin  Leake,  Principles  of  the  Law  of  Coniraet,  4.  Aufl. 

(1Q02),  s.  373—374. 

2.  Geächtete  (outlaws).  Ächtung  (outlawry)  ist  ein  altes,  noch 
heute  mögliches  Mittel  des  Common  Law,  um  jemanden  zu  zwingen, 
vor  Gericht  zu  erscheinen  und  sich  gegen  eine  erhobene  Anschuldigung 
zu  verantworten.  Es  bildet  die  Strafe  für  Mißachtung  der  ergangenen 
Vorladung  und  für  Sichentziehen  dem  erlassenen  Arrestbefehle.*)  Über 
Anwendungsfälle  und  Prozeßverfahren  sind  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
zahlreiche  Gesetze  erlassen.  Im  nachstehenden  gebe  ich  eine  kurze 
Übersicht  über  diese  Gesetzgebung,  soweit  sie  bis  zum  heutigen  Tage 
noch  in  Kraft  besteht.  Die  von  Edward  I.  im  Jahre  1297  bestätigte 
Magna  Carta  (25  Edw.  L,  c.  29)  untersagt  eine  Ächtung  ohne  gehöriges 

^)  Ranulfus  de  Glanvilla,  a.  a.  O.,  schreibt:  ,,Sin  autem  de  alio  quam 
de  rege  tenuerit  is  qui  utlagatus  esty  vel  de  felonia  convictus,  tunc  quoque  amnes 
res  suae  mobiles  regis  erunt.  Terra  quoque  per  unum  annum  remanebit  in  manu 
domini  regis  ;  elapso  autem  anno,  terra  eadem  ad  rectum  dominum,  scilicet  ad  ipsum 
de  cujus  feodo  est,  revertetut.  veruntamen  cum  domorum  subversione  et  arborum 
extirpatione,^\  Zu  deutsch :  Wenn  aber  jemand,  der  der  Lehnsmann  eines  anderen 
als  des  Königs  ist,  in  die  Acht  erklärt  oder  einer  felony  für  schuldig  befunden 
"wird,  dann  soll  alle  seine  bewegliche  Habe  an  den  König  fallen.  Sein  Grund- 
besitz soll  gleichfalls  für  die  Dauer  eines  Jahres  in  den  Händen  des  Königs  ver- 
bleiben und  nach  Ablauf  der  Jahresfrist,  nachdem  die  Gebäude  eingerissen  und 
die  Bäume  entwurzelt  worden  sind,  an  den  eigentlichen  Grundherrn,  d.  h.  an 
denjenigen,  dem  die  Lehnsherrlichkeit  zusteht,  heimfallen. 
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Prozeßverfahren.  Drei  Gesetze  aus  der  Regierungszeit  Edwards  III., 
nämlich  die  Gesetze  i8  Edw.  III.,  stat  i,  c.  i  und  i8  Edw.  III.,  stat.  2, 
c.  4  (s.  Erl.  zu  §  I  isub  3,  Anm.  4)  aus  dem  Jahre  1344  und  d^ 
Gesetz  25  Edw.  III.,  stat.  4  aus  dem  Jahre  1350,  regeln  die  Fälle,  in 
denen  der  sogenannte  process  of  exigenty  d.  h.  das  Verfahren,  um  den 
der  Voriadung  sich  entziehenden  Angeschuldigten  ausfindig  zu  machen, 
anwendbar  ist  Im  Jahre  1551  wurde  eine  gesetzliche  Vorschrift 
iS  and  6  Edw.  F/.,  c,  //,  sect.  S)  über  Ächtung  solcher  Untertanen 
erlassen,  die  im  Auslande  eine  unter  „freasan**  fallende  strafbare  Hand- 
lung b^^ngen  haben.  Eine  Gesetzesbestimmung  aus  dem  Jahre  1695 
(7  and  8  William  ///.,  c,  J,  secL  3)  paßt  das  Recht  über  Ächtung  im 
Falle  einer  Anklage  wegen  treason  dem  für  dieses  Verbrechen  ein- 
geführten Prozeßverfahren  an.  Von  diesem  Jahre  bis  zum  Jahre  1870 
enthält  die  Gesetzessammlung  (the  Statute  Book)  nichts  über  outlawry. 
Der  §  I  der  Forfäture  Act  von  1870  (33  and  34  Vict  c.  23)  erklärt 
dann  ausdrücklich  Vermögenskonfiskationen  infolge  Achtserklärung  für 
zulässig.  Die  sogenannte  Juries  Act  aus  demselben  Jahre  (33  and  34 
VicL  c.  77)  entzieht  einer  im  Strafverfahren  geächteten  Person  die 
Fähigkeit,  als  Geschworener  (Juror)  tätig  zu  sein.  Eine  Ächtung  in 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  (outlawry  in  civil  proceedings)  bestand 
bis  zum  Jahre  1879,  wenn  durch  §  3  der  Civil  Procedure  Acts  Repeal 
ÄcL  1879  (42  and  43  Vict.y  c.  5g)  eine  solche  Achtserklärung  für 
England  abgeschafil  wurde.  In  Schottland  dagegen  ist  bis  zum  heutigen 
Tage  eine  Ächtung  auch  im  Zivilprozeßverfahren  möglich.  Die  Strafe 
der  Acht  kann  von  dem  High  Court  zu  London,  von  jedem  Assisen- 
gericht  (Court  of  assize)  und,  wie  es  scheint,  überhaupt  von  jedem  Court 
of  Record,^)  der  Kompetenz  in  Strafsachen  besitzt,  verhängt  werden. 
Das  Verfahren  bezüglich  Achtserklärung  hat  im  Jahre  1886  eine 
Konsolidierung  in  den  rules  9g  bis  121  der  Crown  Office  RuleSy  1886, 
und  in  den  diesen  Rules  angehängten  Schemas  (forms)  gefunden.  — 
Bis  zum  heutigen  Tage  gilt  bezüglich  der  Geächteten  (outlaws)  der 
Grundsatz:  „Ltt  them  be  answerable  to  ally  and  none  to  tfum^^  (Laß'  sie 
verantwortHch  sein  einem  Jeden,  aber  Niemanden  ihnen),  und  das 
Wort  in  Sir  Edward  Coke^s  Reports  (1572 — 1616),  Part  VII,  folio  14: 
^JJtlagcUus  est  quasi  extra  legem  positus:  caput  gerit  lupinum^^  Die 
Ächtung  bewirkt  Untergang  der  legal  capacity\  der  Geächtete  ist  mz/V/'/tfr 
mortuus.  Sein  gesamtes  bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  fällt 
gemäß  §  52  der  Forfeiture  Act  von  1870  an  die  Krone  (s.  Erl.  zu  §  2*] 
sub  2,  Anm.  5).  Er  ist  unfähig,  irgendwelche  Vermögensstücke  als 
eigen  zu  besitzen,  mögen  dieselben  ihm  durch  ein  Rechtsgeschäft  unter 
Lebenden  oder  von  Todes  wegen  zufallen.  Er  kann  nicht  auf  Erfüllung 
der  von  ihm  geschlossenen  Verträge  klagen,  noch  kann  er  Schadens- 
ersatz für  eine  ihm  zugefügte  unerlaubte  Handlung  verlangen.  Dagegen 
kann  er   im  Namen  Dritter  klagen   (bring  actions  in  autre  droit),   weil, 


*)  Courts  of  Record  werden  diejenigen  englischen  Gerichte  genannt,  deren 
Protokolle  aaf  Pe^amentrollen  (rolls  in  parchment)  übertragen  und  j.for  a  perpetual 
*n(nu>rial  and  testimony*^  aufbewahrt  werden  müssen.  Derartige  Protokolle  heißen 
rtcords  of  the  Court  und  genießen  eine  solche  Autorität,  dali  ihre  Richtigkeit 
nicht  in  Frage  gestellt  werden  darf. 
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wie  es  heißt,  er  in  derartigen  Klagen  nur  als  Vertreter  fttr  Personen 
handelt,  die  legal  capaciiy  besitzen  und  daher  Anspruch  auf  Rechts- 
schutz haben :  vgl.  hierzu  die  Entscheidung  in  Ex  parte  Franks^  mit- 
geteilt im  7.  Bande  der  von  Peregrine  Bingham  herausgegebenen 
Reports  of  cases  argtud  and  determined  in  the  Court  of  Common  Pleas 
and  other  Courts  (in  den  Jahren  1822 — 1840),  S.  767  ff.  Des  weiteren 
kann  ein  Geächteter  als  Zeuge  vernommen  werden.  —  Ist  jemand  aus 
Anlaß  einer  Anklage  wegen  treason  während  seiner  Abwesenheit  im 
Auslande  in  die  Acht  erklärt  worden,  so  kann  er  binnen  Jahresfrist 
gegen  die  Achtserklärung  Einspruch  erheben  und  sich  zur  gerichtlichen 
Verhandlung  stellen:  vgl.  §  5  des  Gesetzes  5  and  6  Edw.  III.,  c.  11. 
Anscheinend  gilt  diese  Bestimmung  nicht,  wenn  die  Achtserklärung  aus 
Anlaß  eines  Strafverfahrens  wegen  felony  erfolgt  ist  Eine  Achts- 
erklärung, die  im  Verlaufe  einer  Strafverfolgung  wegen  misdenieafiour  aus- 
gesprochen wird,  steht  heutzutage  nur  einer  Verurteiltmg  wegen  Mis- 
achtung  des  Gerichts  (conviction  for  contenipt  of  Court)  gleich.  Indessen 
hat  auch  diese  Achtserklärung  eine  Konfiskation  des  beweglichen  Ver- 
mögens zur  Folge.  Gemäß  einem  Gesetze  aus  dem  Jahre  1536  (27 
Henry  VIII.,  c.  24)  kann  die  Krone  allein  einen  Geächteten  begnadigen. 
Aus  der  Literatur:  Pollock  and  Maitland,  History  of  English  Law  (an 
verschiedenen  Stellen);  Viner's  Abridgmenty  sub  tit,  ^^Utlawry^^;  Blackstone' s 
Commentariesj  vol.  III,  S.  283,  vol.  IV,  S.  319;  Short  and  Mellor^  Croivn 
Practicey  S.  384;  Seymour  F,  Harris^  Prmciples  of  Criminal  LaiVy  9.  Aufl., 
S.  354;  Digöy,  History  of  the  Law  of  Real  Property^  5.  Aufl.,  S.  93; 
A,  Wood  Renton,  Encyclopaedia  of  the  Law  of  England,  vol.  IX,  S.  328. 
3.  Ausländer.*)  Dieselben  heißen  in  der  englischen  Rechts- 
sprache sythe  aliens^^  (aus  dem  Lat.:  alienus)\  d.  h.  die  Volksfremden, 
im  Gegensatz  zu  den  ,yBritish  subjects^^.  Dicey,  Conflici  of  Laws,  gibt 
auf  S.  174  die  rule  21:  „Jede  natürliche  Person  ist  entweder  ein  British 
subject  oder  ein  alien}^  Mit  anderen  Worten:  Niemand  kann  gleich- 
zeitig ein  British  subject  und  ein  allen  sein.  Dies  folgt  unmittelbar  aus 
der  Begriffsbestimmung  der  beiden  Ausdrücke.  Ein  British  subject  ist 
eine  Person,  die  eine  „permanent"^  allegiance,  d.  h.  entweder  eine  natural 
oder  eine  acquired  allegiance  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  2  Anm.  2)  dem 
britischen  Souverän  schuldet  im  Gegensatze  zu  einer  temporary,  d.  h. 
local  allegiance,  während  unter  den  Begriff  „allen**  eine  jede  Person 
fällt,  die  nicht  von  den  englischen  Gerichten  als  ein  British  subject 
angesehen  wird.  Wenn  daher  tatsächlich  jemand  nicht  nur  die  britische, 
sondern  auch  eine  ausländische  Staatsangehörigkeit  besitzt,  so  wird  voll- 
kommen nach  Lage  der  Umstände  des  Einzelfalles  das  Gericht  ent- 
scheiden, ob  die  betreffende  Person  als  ein  britischer  Untertan  oder 
als  ein  Ausländer  zu  gelten  habe,  und  wird  nicht  das  gleichzeitige  Vor- 
handensein beider  Eigenschaften  anerkenneiT  Handelt  es  sich  z.  B. 
um  eine  Auslieferungsfrage  (question  of  extradition),  so  kann  in  einem 
solchen  Falle  die  Entscheidung,  ob  tatsächlich  die  betreffende  Person 
ein  British  subject  oder  ein  allen  sei,  als  reine  Tatfrage  der  Ziviljury 
überlassen    werden;    vgl.    den    Rechtsfall    Guerin    versus    The  Bank  of 

*)  Vgl.  meinen  Artikel:   „Die  Rechtsstellung  des  Ausländers  im  englischen 
Recht**  in  der  Deutschen  Juristen-Zeitung,   1903,  S.  560  fr. 
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France  aus   dem  Jahre  1888,   mitgeteilt   im  5.  Bande  der    7»«^  Law 
Reports,   S.    160.     Wer  ist  nun  im   Sinne   des   englischen    Rechts   ein 
aiien?     Nach  Common  Law  ist  jede  außerhalb   des   britischen  Staats- 
gebietes geborene  Person  ein  alten  und  jede  innerhalb  dieses  Gebietes 
geborene  Person   ein  British  subject.     Es   entscheidet   also   das  jus  sali 
oder,    wie  es  in  der  englischen  Rechtssprache  heißt,   the  territorial  lest 
of  nationalityy   und   nicht  das  jus  sanguinis  oder   the  lest  of  parentage. 
Von    dieser    Regel    kennt    das    Common   Law    nur    zwei    Ausnahmen: 
U)  Wird  in  einem  vom  Feinde  besetzt  gehaltenen  Teile  des  britischen 
Staatsgebietes  ein  Kind  von  Eltern  geboren,  die  Untertanen  des  feind- 
lichen Staates  sind,  so  ist  das  Kind  ein  allen.     Diese  Ausnahme  stützt 
sich  auf  die  Entscheidung  in  Calvin 's  Case  aus  dem  Jahre  1608,  mit- 
geteilt in  part  VII  der  Reports  von  Sir  Edward  Coke,   folio  18.  — 
(b)  Ein  auf  britischem  Gebiete  geborenes  Kind  eines  Ausländers,   der 
zur  Zeit  der   Geburt   des    Kindes    im   diplomatischen    Dienste   seines 
Heimatsstaates  bei  der  britischen  Regierung  beglaubigt  ist,  ist  ein  allen, 
—  Das  Statute  Law  hat  weitere  Ausnahmen  zu   der  grundsätzlichen 
Anwendung  des  jus  soll  eingeführt.     Ein   unter   Georg  II.   erlassenes 
Gesetz    (4   Geo.  ILy   c.   21)    bestimmt,    daß   das   eheliche   Kind    eines 
geborenen  britischen  Untertanen,  auch  wenn  es  außerhalb  des  britischen 
Staatsgebietes  das  Licht  der  Welt  erblickt  habe,  ein  British  subject  und 
kein  allen  sei.    Ein  Gesetz  unter  Georg  III.  (13  Geo.  IIL^  c,  21)  dehnt 
dieses   Privileg  auch  auf  die   ehelichen  Enkelkinder  eines  geborenen 
britischen  Untertanen  aus.     Die  Wirkungskraft  dieser  Gesetze  erstreckt 
sich  nicht  auf  uneheliche  Kinder,  da  nach  englischem  Rechte  ein  unehe- 
lit.hes  Kind   ein  filius  nullius  ist  und  daher  keinen  Vater  besitzt:   vgl. 
die  Entscheidung  in  Shedden  versus  Patrick  aus  dem  Jahre  1854,   mit- 
geteilt  itn   I.  Bande   von   Macqueen's  Appeal  CaseSy  S.  535 ff.     Eine 
kgitimatio  per  subsequens  matrimonium  kennt  das  englische  und  irländische 
Recht  nicht.     Dagegen  lassen  das  Recht  von  Schottland,  der  Insel  Man 
und  der  an   der   französischen  Küste   des  Canal  la  Manche  gelegenen 
englischen  Inseln  Guemsey,  Jersey  usw.  eine  Legitimation  durch  nach- 
folgende  Ehe   zu.    —    Der   Untertan   eines    mit   England    in    Frieden 
lebenden   Staates    ist    ein   allen  friend  oder   allen  amy,    während   der 
Untertan  eines  Landes,   das  mit  England  Krieg  führt,   ein  allen  enemy 
genannt   wird.     Während   in   privatrechtlicher   Beziehung   die   Rechts- 
beschränkungen eines  allen  friend  heutzutage  seit  dem  Inkrafttreten  der 
Naturalization  Act  von  1870   (33  and  34   Vi  et  c,  14)   äußerst   gering- 
fügige sind,  unterliegt  der  allen  enemy  einer  legal  dlsabilityy  welche  fast 
einem  völligen  Verluste  der  legal  capacity  gleichkommt.     Vgl.  femer  die 
Erläuterungen   zu   §  47   (b)   und   zu   §§   ^2 — 74.     Aus  der   Literatur: 
D  i  c  e  y ,  Confllct  of  Laws^  Chapter  III;  We  s  1 1  a  k  e ,  Private  International 
Lawj  3.  Aufl.,  Chapter  XV;  Cockburn,  Nationality;  Foote,  Private 
International  Law,  2.  Aufl.,  Chapter  L 

4.  Minderjährige.  Die  Rechtsbeschränkungen,  denen  ein  Infant 
oder  minor  (s.  Erl.  zu  §  2  sub  i)  bezüglich  Vornahme  von  Rechts- 
geschäften unterliegt,  beruhen  teils  auf  Vorschriften  des  Common  Law 
(vgl.  Coke  upon  Llttletony  folio  2^  und  171*^),  teils  auf  Vorschriften  des 
Statute  Law  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  3,  Anm.  4).  In  letzterer  Beziehung 
kommen   vornehmlich   in   Betracht  die  Infanti  Relief  Act  von    1874 
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(Sy  and  38  Vict  c,  62)    und    die   Infants'    Settlement   Act   von    1855 
(18  and  ig  Vict  c,  43),   Näheres  hierüber  s.  Erläuterungen  zu  §§  49 — 62. 
—   Ein  Minderjähriger,   der  nicht  unter  väterlicher  Gewalt  steht,    soll 
grundsätzlich  einen  Vormund  (guardian)  erhalten.    Gemäß  §§  16  und  34 
der  Judicature  Act  von  1873   (36  and  3y  Vict,  c,  66)   ist  die  Chancery 
Division  des  High  Court  zu  London  befugt,   für  einen  Minderjährigen 
einen  Vormund  der  Person  und  des  Vermögens  (guardian  both  of  the 
person  and  of  the  estate)  zu  ernennen  und  die  Tätigkeit  testamentarischer 
oder    sonstiger   Vormünder    zu    beaufsichtigen.      Das    englische    Recht 
unterscheidet  zwischen  einem  guardian  in  socage  und  einem  guardian 
by  Statute,    Ein  guardian  in  socage  ist  nach  Common  Law  in  dem  Falle 
erforderlich,   wo  der  Minderjährige  ein  sogenanntes  socag€-\^^r\  (vgl. 
über  diesen  Ausdruck  die  Erl.  zu  §  35  sub  i)  besitzt.    Zu  dieser  Vor- 
mundschaft ist  der  nächste  volljährige,   aber  nicht  erbberechtigte  Ver- 
wandte  des   Minderjährigen   berufen.     Alle  anderen,   testamentarischen 
oder  sonstigen,  Vormünder  sind  guardians  by  Statute^  weil  ihre  Bestellung 
auf  einer  Gesetzes  Vorschrift  des  Jahres  1645  (bezw.  1660),  nämlich  auf  den 
§§  8  und  9  des  Statute  12  Car.  II  c,  24,  beruht.   Dieses  Gesetz  ermächtigt 
den  Vater  eines  Minderjährigen,   einen  Vormund  nach  freier  Wahl   zu 
ernennen.     Gemäß   §    i    der   Guardianship   of  Infants  Act   von    1886 
(4g  and  50  Vict,  c,  2y)  soll  beim  Tode  des  Vaters  eines  Minderjährigen 
die  Mutter  Vormund  sein  und  zwar  entweder  allein  oder  gemeinschaft- 
lich mit  dem  von  dem  Vater  oder  von  dem  Gerichte  ernannten  Vor- 
munde.   Der  §  3  des  letztgenannten  Gesetzes  verleiht  auch  der  Mutter 
das  Recht,  Vormünder  für  ihre  minderjährigen  Kinder  nach  freier  Wahl 
zu  ernennen.    Der  Vormund  hat  y,custody  and  tuition^^  (Gewahrsam  und 
Erziehung)  des  Mündels  (ward).    Er  hat  ein  Recht  auf  Empfangnahme 
der  Einkünfte  aus  dem  Vermögen  des   Mündels;    er  befindet  sich   in 
Bezug  auf  alle  dem  Mündel  gehörenden  Vermögensstücke,  die  in  seine 
Hände   und   unter   seine   Verwaltung   kommen,    in   der   Rechtsstellung 
eines  Treuhänders   (trustee)^):   vgl.   die   Entscheidung   des   Rechtsfalles 
Sleeman  versus  Wilsotiy   mitgeteilt  im   13.  Bande  der  Laiv  Reports  über 
Equity  Cases  before  tJie  Master  of  tJu  Rolls  and  the    Vice-OiancellorSy 
S.  41.      Er   hat   Rechnung   über  die  Verwendung   des  Vermögens    zu 
legen,   wenn  der  Minderjährige  die  Volljährigkeit  erreicht.   —   Aus  der 
Literatur:  Archibald  H.  Simpson,  A  Treatise  on  the  Laiv  and Practice 
relating  to  Infants,     2.  Aufl. 

5.  Geisteskranke,  gleichgültig  ob  ihr  Zustand  durch  ein  gericht- 
liches Ermittlungsverfahren  festgestellt  ist  oder  nicht  (persons  of  unsouna 

*»)  Eine  nähere  Erläuterang  über  das  äußerst  wichtige  Rechtsinstitut  der 
Treuhand  (trusteeship)  im  englischen  Rechtssysteme  wird  späterhin  gegeben 
werden.  An  dieser  Stelle  begnüge  ich  mich,  auf  die  Erklärung  hinzuweisen,  die 
Prof.  John  W.  Salmond  in  seinem  Werke  Jurispntdence  (1902)  für  den  Begriff 
,,trustee**  (Treuhänder)  gibt.  Der  genannte  Autor  sagt  auf  S.  281:  „Ein  Treu- 
händer ist  ein  Vertreter  (agent)  für  die  Vermögensverwaltung,  der  zu  gleicher  Zeit 
der  nominelle  Eigentümer  (nominal  (nvner)  des  so  von  ihm  verwalteten  Vermögens 
ist."  Und  auf  S.  278  führt  Salmond  aus:  „Nach  der  Theorie  des  Rechts  ist  der 
trustee  nicht  ein  bloßer  Vertreter,  sondern  ein  Eigentümer.  Er  ist  eine  Person, 
auf  die  nach  Rechtsfiktion  das  Eigentum  eines  Dritten  in  der  Absicht  übertragen 
worden  ist,    daß   die   auf  diese  Weise   einem    nominellen  Eigentümer  verlieheneu 
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mind,  whither  so  found  by  inquisiiion  or  not).  Das  englische  Recht 
unterscheidet  zwei  Klassen  von  Geisteskranken  (persans  of  unsaund  mind 
oder  non  compotes  mentis)^  nämlich:  idiots  und  lunatics.  Ein  idiot  ist 
ein  Mensch,  der  ohne  Verstand  (wWiout  a  mind)  geboren  ist,  d.  h.  der 
an  einer  dementia  naturalis  oder  a  nativitate  leidet.  Ein  lunatic  dagegen 
ist  ein  Mensch,  der  seinen  Verstand  verloren  hat,  oder,  um  die  Worte 
Blackstone's  zu  gebrauchen,  one  who  hath  had  understanding,  but  by 
diseasej  grief,  or  other  accident  hos  lost  the  use  of  his  reason^)  Der 
Zustand  eines  solchen  Kranken  wird  dementia  accidentalis  oder  adventitia 
genannt.  Geisteskrankheil  beeinflußt  nach  englischem  Recht  in  privat- 
rechtlicher Beziehung  nicht  nur  die  Fähigkeit,  Handlungen  mit  recht- 
licher Wirkung  vorzunehmen  (s.  Erl.  zu  j5  Ö4),  sondern  auch  die  Fähig- 
keit, gewisse  Vermögensreclite  zu  besitzen.  Das  heutige  Recht  betr. 
Geisteskranke  gründet  sich  in  vielfacher  Beziehung  auf  das  Statute  De 
Praerogativa  Regis  aus  dem  Jalire  1324  (ij^^Edu»,  IL  c.  g  and  10), 
Hiemach  sollte  der  König  den  Grundbesitz  eines  idiot  in  Verwahrung 
nehmen  und  sämtliche  Früchte  für  sich  behalten  mit  der  Verpflichtung, 
für  den  notwendigen  Unterhalt  (d.  h.  für  die  sogenannten  necessaries) 
des  Idioten  zu  sorgen  und  nach  dem  Tode  des  Kranken  die  Ländereien 
an  die  Erben  desselben  auszuliefem.  Dagegen  hatte  im  Falle  eines 
lunatic  der  König  zwar  ebenfalls  für  die  gehörige  Verwaltung  des  Grund- 
besitzes und  für  den  Unterhalt  des  Geisteskranken  Fürsorge  zu  treffen, 
aber  die  Überschüsse  aus  den  Ländereien  fielen  nicht  an  den  König, 
sondern  waren  aufzusparen  und  im  Falle  der  Genesung  an  den  bis- 
herigen Kranken  und  im  Falle  des  Todes  an  die  Erben  des  lunatic 
auszuliefern.  In  dem  ersteren  Falle  fielen  also  die  Einkünfte  aus  den 
Ländereien  in  das  Eigentum  der  Krone,  während  im  letzteren  Falle 
der  König  nur  Treuhänder  (trustee)  für  den  Kranken  war.  Dieser 
Unterschied  zwist^hen  der  vermögensrechtlichen  Stellung  eines  idiot  und 
eines  lunatic  besteht  theoretisch  bis  zum  heutigen  Tage,  hat  jedoch 
praktisch  keine  Bedeutung,  als  bei  Geisteskranken  regelmäßig  nicht 
mehr  geprüft  wird,  ob  ihre  Krankheit  von  Geburt  an  bestanden  habe 
oder  erst  sp>äter  eingetreten  sei,  sondern  regelmäßig  jeder  Geisteskranke 
heutzutage    als    ein    lunatic    betrachtet    wird.      Die    für    Geisteskranke 


Rechte  und  Befugnisse  von  dem  Letzteren  im  Namen  des  wahren  Eigentümers 
gebraucht  werden.  Im  Verhältnis  zwischen  Treuhänder  (trustee)  und  Benefiziar 
{htneficiary  oder  cestui  que  trust)  erkennt  das  Recht  den  wahren  Sachverhalt  (the 
^ruth  of  the  matter)  an,  d.  h.  im  Verhältnis  zwischen  diesen  beiden  Parteien  ist 
der  Eigentümer  des  Vermögens  der  letztere  (d.  h.  der  Benefiziar)  und  nicht  der 
wsicre  (der  Treuhänder).  Dagegen  besteht  im  Verhältnis  zwischen  dem  Treu- 
händer und  dritten  Personen  die  Rechtsfiktion  in  voller  Wirkungskraft.  Der 
Treuhänder  ist  bekleidet  mit  den  Rechten  seines  Benefiziars  und  ist  auf  diese 
Weise  befähigt,  in  Rechtsgeschäften  mit  der  Außenwelt  die  Person  des  Benefiziars 
darzustellen  (to  personale)  und  den  Letzleren  zu  vertreten.** 

•j  „Jemand,  der  Verstand  gehabt  hat,  aber  infolge  von  Krankheit,  Gram  oder 
sonstigem  Ereignis  den  Gebrauch  seiner  Vernunft  verloren  hat."  Vgl.  Blackstone's 
Commen/arieSf  vol.  I,  S.  304.  Der  Ausdruck  iunatic  wird  von  den  einen  von 
ivna  infolge  eines  angeblichen  Einflusses  des  Mondes  auf  geistige  Erkrankungen, 
▼on  anderen  dagegen  von  lucidus  hergeleitet,  weil  ein  lunatic  im  Gegensätze  zu 
einem  idiot  lichte  Augenblicke  (lucida  intervalla)  haben  könne. 
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geltenden  Rechtsnormen  des  Statute  Law,  soweit  sie  für  das  barger- 
liehe  Recht  in  Betracht  kommen,  haben  eine  Konsolidierung  erfahren 
in  der  Idiots  Act  von  1886  (4g  and  SO  Vict,  c.  25),  der  Lunacy  j4ct 
von  1890  (53  and  54  Vict.  c,  5),  der  Lunacy  Act  von  1891  (54  amf  SS 

Viä.  c.  65)  und   in   den   von   dem   Lord  Chancellor  erlassenen   /^uies 
in  Lunacy,  welche  sich  liauptsächlich  auf  die  Verwaltung  des  Vermögens 
eines  Geisteskranken  beziehen.     Für  den  Geisteskranken  wird  ein  Vor- 
mund  (committee  of  the  person),   der  für   die   angemessene  Pflege    des 
Kranken    zu    sorgen    hat,    und    im    Falle    des    Vorhandenseins    einer 
Vermögensmasse  ein  Vermögenskurator  (committee  of  the  estate)  bestellt. 
Auf  Antrag  kann   ein   besonderes   Verfahren  behufs   Feststellung    der 
Geisteskrankheit   einer  Person   (eine   sogenannte   inquisition  de  lunuttco 
inquirendo)   durch  Verfügung  {order)   des  Judge  in  Lunacy  angeordnet 
werden.     Dieses  Verfahren  findet   entweder  mit  oder  ohne  Zuziehung 
einer  Jury  statt  —  Weiteres  über  die  legal  capcuity  eines  Geisteskranken 
s.  in  den  Erl.   zu  §§  64—68.   —   Aus   der  Literatur:   Matthew  Bacon^ 
A  new  Abridgment  of  the  Laiv^  sub  Idiots  and  Lunatics;  A  Wood  Rtnton^ 

The  Lmif  and  Practice  in  Lunacy;  desselben  Verfassers  Encyclopaedia 
of  the  Lauf  of  England^  vol.  Vllly  sub  Lunacy;  FopCj  Law  and  PracHce 
in  Lunacy;  ferner  die  Aufsätze  in  der  Lxiw  Quarter ly  Review  von 
Prof.  Gaudy  ,,Contracts  by  Lunatics"",  Bd.  XVII,  's.  147fr.  und  von 
Rankine  Wilson  „Lunacy  in  relation  to  Contract,  Tortj  and  Crifne^% 
Bd.  XVIII,  S.  21  ff. 

6.    Unentlastete   Gemeinschuldner   (undischarged  bankrupts). 
Das   heutige   Konkursrecht  Englands   hat   eine  Konsolidierung  in    der 
Bankruptcy  Act  von  1883  (46  and  4y  Vict  c.  52),  der  Bankruptcy  Act 
von  1890  (53  and  54  Vict.  c.  yi)  und  in  den  Bankruptcy  Rules  von  1886 
und  1890  erfahren.     Mit  der  Konkurseröffnung  (culjudication)  geht  das 
Eigentum  an  dem  gesamten  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögen 
des    Gemeinschuldners    (mit    gewissen,    in   §   44,    Abs.    i    und    2,    der 
Bankruptcy  Act  von  1883   enthaltenen  Ausnahmen)   auf  den  Konkurs- 
verwalter (trustee  in  bankruptcy)  bezw.  in  Ermanglung  eines  solchen  auf 
den  von  dem  Board  of  Trade  bestellten  amtlichen  Vermögensverwalter 
(official  receiver)   über.      Ein   besonderer   Übereignungsakt    {conveyance^ 
s.  Erl.  zu  28  sub  3)  ist  nicht  erforderlich.    Die  von  dem  Board  of  Trade 
ausgestellte  Bescheinigung  über  die  erfolgte  Ernennung  zum  Konkurs- 
verwalter (das  sogenarmte  certificate  of  appointment)  bildet  Beweis  für  den 
Übergang  des  Eigentums.    Lehnrechtliches  Vermögen  {real  estate,  s.  Erl. 
2"  §  37)>  cl^  der  Gemeinschuldner  während  der  Dauer  des  Konkurs- 
verfahrens durch  Rechtsgeschäft  inter  vrvos  oder  durch  Erbfolge  erwirbt, 
wird   ohne   weiteres  Eigentum   des   trustee  in  bankruptcy;   der  Gemein- 
schuldner ist  nicht  berechtigt,  über  ein  solches  Vermögen  irgendwie  zu 
verfügen:   vgl.    die   Rechtsfälle   Re  Neiv  Land  Da^elopment  Association 
and  Gray  in   den   Laio  Reports,    2.  Band    des  Jahrganges  1892   über 
Entscheidungen  der  Chancery  Division,  S.  138  fr.,  und  Bird  versus  Phil- 
pott,    I.   Band    des  Jahrganges    iqc»    über    Entscheidungen    desselben 
Senats  des  High  Court,  S.  822  ff.     Dagegen  behält  der  Gemein  Schuldner 
das  Recht,  nichtlehnrechtliches  Vermögen  {personal  property,  s.  Erl.  zu 
§  38),  das  während  des  Konkursverfahrens  ihm  zufällt,  zu  besitzen  und 
darüber  zu  verfügen,   soweit  und  so  lange  nicht  der  Konkursverwalter 
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Einspruch  erhebt  (intervenes).'')  Weiteres  über  die  legal  capacity  des 
undischarged  bankrupt  s.  in  den  Erl.  zu  §  70.  —  Die  vermögensrechtlichen 
Beschränkungen  des  Gemeinschuldners  dauern  so  lange,  bis  das  Gericht 
ihm  Entlastung  (discharge)  erteilt  Man  unterscheidet  vier  Arten  von 
Entlastungen:  (i)  iifuonditional  discharge;  (2)  conditiorial  discharge; 
{3)  suspensive  discJiarge  und  (4)  conditional  arid  suspensive  discharge.  Eine 
unconditional  discharge  tilgt  sofort  mit  dem  Tage  des  Erlasses  der  gericht- 
lichen Entlastungsverfügung  (order  of  discharge)  alle  im  Konkurse  anmeld- 
baren Schuldforderungen  und  Ansprüche  gegen  den  Gemeinschuldner 
{dthts^  claimSj  or  demands  provcd^le  in  batikruptcy)  mit  Ausnahme  gewisser 
Forderungen  der  Krone  und  Forderungen,  die  aus  einer  betrügerischen 
Handlungsweise  des  Gemeinschuldners  entstanden  sind.  Eine  conditional 
discharge  tritt  zwar  auch  sofort  in  Wirksamkeit,  erzeugt  aber  nicht  den 
völligen  Untergang  der  Schulden  des  bankrupt^  sondern  legt  dem  letzteren 
die  Verpflichtung  auf,  in  einer  vom  Gerichte  zu  bezeichnenden  Weise 
für  weitere  Befriedigung  der  Gläubiger  zu  sorgen.  Eine  suspensive 
discharge  tritt  erst  nach  Ablauf  einer  in  der  order  of  discharge  fest- 
gesetzten Frist,  z.  B.  nach  6  Monaten,  in  Wirksamkeit,  Eine  conditional 
and  suspensive  discharge  endlich  vereinigt  in  sich  die  Eigenschaften  der 
beiden  letztgenannten  Entlastungen.*)  —  Aus  der  Literatur:  Edward 
T.  Baldwin,  Uie  Law  of  Bankruptcy  and  Bills  of  Säle,  8.  Aufl.; 
Richard  Ringwood,  77ie  Principles  of  Bankruptcy j  8.  Aufl. ;  George 
Young  Robson,  Law  of  Bankruptcyy  7.  Aufl.;  Sir  Roland  L. 
Vaughan  Williams,  Law  and Practice  in  Bankruptcy,  8.  Aufl.;  Henry 
Wace,  Law  and  Prcutice  in  Bankruptcy. 

7.  Ehefrauen.  Eine  '  unverheiratete  Frau  ist  in  der  englischen 
Rechtssprache  ^me^  ferne  sole  oder  single  woman,  eine  verheiratete  Frau 
dagegen  eine  ferne  covert  oder  married  itioman.  Eine  Witwe  (widow) 
oder  eine  geschiedene  Frau  (divorced  woman)  ist  eine  ferne  discovert. 
Ehegatten  heißen  husband  and  wife.  Für  „Ehe"  werden  die  Ausdrücke 
coverture  oder  marriage  gebraucht.  Das  -Vorbehaltsgut  einer  Ehefrau 
heißt  separate  proper ty.  Wird  das  Eigentum  an  einem  Vermögensstücke 
oder  an  einer  Vermögeilsmasse  auf  Treuhänder  (trustees)  mit  der  Be- 
stimmung übertragen,  daß  die  Früchte  aus  diesem  Treuhandsgut  (trust 
property)  an  eine  bestimmte  verheiratete  Frau  fallen  sollen,  so  spricht 


')  Über  das  Interventionsrecht  des  trustee  in  bankruptcy  in  einem  solchen 
Falle  gibt  die  Entscheidung  des  Q>urt  of  Appeal  vom  24.  November  1902  in  dem 
Prozesse  ßailey  versus  Thurston  and  Co.  ein  anschauliches  Bild:  vgl.  Manson 
<ind  Cook,  Reports  of  Bankruptcy  and  Company  Cases,  vol.  X  (1903),  S.    i  ff. 

*)  Gemäß  §  8  der  Bankruptcy  Act  von  1890  muß  das  Gericht  in  dem  Falle, 
vo  die  Konkursmasse  nicht  ausreicht,  um  mindestens  50^/0  »uf  die  nichtbevor- 
Techtigten  Konkarsforderungen  zu  zahlen,  entweder  den  Erlaß  einer  order  of 
discharge  überhaupt  ve^eigem  oder  eine  suspensive  dischari^e  erteilen,  welche 
entweder  nach  Ablauf  einer  Frist  von  wenigstens  zwei  Jahren  oder  nur  dann  in 
Wirksamkeit  tritt,  nachdem  den  nichtbevorrechtigten  Gläubigern  mindestens  50*^/0 
ihrer  Forderungen  ausbezahlt  worden  sind.  Oder  es  kann  das  Gericht  auch  eine 
•conditional  discharge  in  der  Weise  gewähren,  daß  entweder  der  gesamte  Betrag 
der  nichtbe friedigten  Forderungen  oder  ein  Teil  dieses  Betrages  aus  dem  künftigen 
Verdienste  und  aus  dem  etwa  später  erworbenen  Vermögen  des  Gemeinschuldners 
heglichen  werden  muß. 

G.  Schirr  meist  er,  Bürgerl.  Recht  Englands.     I.  2 
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man  von  einem  trust  for  the  separate  use  der  Frau.    Vor  dem  Inkraft- 
treten der  Married  WotnerCs  Property  Act  von  1882  (45  and  46  Vict. 
^'  75)  bedeutete  das  Eingehen  einer  Ehe  für  die  Frau,  namentlich  auf 
vermögensrechtlichem  Gebiete,  den  Verlust  zahlreicher  Rechlsbefugnisse, 
die  ihr  vorher  als  ferne  sole  zustanden.    Diese  rechtlichen  Unfähigkeiten 
(disabilities)  hat  das  genannte  Gesetz  fast  vollständig  beseitigt.    Der  §  i 
desselben  bestimmt,  daß  eine  Ehefrau  fähig  sein  soll,  bewegliches  und 
unbewegliches  Vermögen  jeglicher  Art  zu  erwerben,  zu   besitzen  und 
darüber  testamentarisch  oder  sonstwie   zu  verfügen,    ferner  zu  klagten 
und  verklagt  zu  werden  in  derselben  Weise,  als  wenn  sie  eine  ferne 
sole  wäre.    Nach  §  2  ist  jede  Ehefrau,  die  nach  dem  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  (d.  h.   nach   dem   i.  Januar   1883)   die   Ehe  eingegangen   ist, 
berechtigt,  das  gesamte  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen,  welches 
ihr  bei  Eingehung  der  Ehe  gehört  hat,  sowie  dasjenige  Vermögen,  welclies 
sie  späterhin  durch   Rechtsgeschäft  unter  Lebenden   oder   von  Todes 
wegen  oder  durch  ein  von  ihr  selbständig  betriebenes  Gewerbe  erwerben 
sollte,  als  Vorbehaltsgut  (separate  property)  zu  besitzen  und  frei  darüber 
zu  verfügen.    Jeder  verheirateten  Frau  dagegen,  die  vor  dem  i.  Januar 
1883  geheiratet  hat,  soll  gemäß  §  5   das  gleiche  Recht  nur  in  Bezug 
auf  all  dasjenige  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  zustehen,  das 
ihr  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zufällt.    Es  ergibt  sich  sonach, 
daß  Frauen,  die  vor  dem  i.  Januar  1883  geheiratet  haben,  in  vermögens- 
rechtlicher  Beziehung   schlechter  gestellt   sind   als   solche   Frauen,   die 
nach   dem  genannten  Zeitpunkte  eine  Ehe  eingegangen  sind.  —   Nur 
eine    vermögensrechtliche   Beschränkung    hat    der   §    19   der  Married 
Womeris  Property  Act  von    1882   für  sämtliche   Ehefrauen,   gleichgültig 
wann  sie  geheiratet  haben,  ausdrückUch  aufrecht  erhalten:  nämlich  die 
Möglichkeit,    einer   verheirateten   Frau   ein    Vorbehaltsgut   zuzuwenden 
und  an  diese  Zuwendung  ein  allgemeines  Veräußerungsverbot  (a  general 
restriction  on  alienation)  zu  knüpfen.  Dies  bedarf  einer  kurzen  Erläuterung. 
Nach   englischem   Recht  ist   das  Recht  der  Veräußerung  (the  right  of 
alienation)  ein  solches  E.ssentiale  des  Eigentumsrechtes  (o^vnership)^  daß 
es  grundsätzlich  unmöglich  ist,  einem  Eigentümer  das  Veräußerungsrecht 
zu  nehmen  und  doch  ihn  noch  w'eiter  als  Eigentümer  gelten  zu  lassen. 
In    gleicher  Weise   kann   grundsätzlich    die   Haftung   eines   Schuldners 
mit  seinem  Vermögen  für  die  Schuld  nicht  beschränkt,  oder  gar  beseitigt 
werden.     Jeder  Versuch,  an  eine  unentgeltliche  Zuwendung  (gift)  eine 
allgemeine  Veräußerungsbeschränkung  zu  knüpfen,  ist  nach  englischem 
Rechte  nichtig  (void)y  gilt  als  widerstreitend  mit  der  Zuwendung  (repugnant 
to  the  gift);    vgl.  hierzu   die  grundlegenden  Rechtssätze  in   Littleton  on 
TenureSj  section  3bOj  und  in  Coke  upon  Littleton  folio  206^  und  223^, 
Bezüglich  Ehefrauen  besteht  hier  jedoch  eine  wichtige  Ausnahme.    Es 
ist  gestattet,  einer  Ehefrau  oder  einer  unverheirateten  Frau  in  Hinblick 
auf   eine   künftige   Heirat   Vermögen    als   separate  property   in   der   Art 
zuzuwenden,  daß  die  Frau  für  die  Dauer  der  Ehe  (during  the  coi^erture) 
nicht  befugt  sein  soll,   über  die  Substanz  oder  über  noch  nicht  fällige 
Einkünfte   aus   dem   Vermögen   zu   verfügen.     Eine   solche,    durch   das 
Gesetz   von    1882   ausdrücklich   anerkannte   Beschränkung  der  Ehefrau 
in  der  Verfügungsfreiheit  über   ihr  separate  property  heißt  technisch  in 
der  englischen   Rechtssprache  a  restraiut  on  anticipation   (s.   auch    die 
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ErL  zu  §  71).  —  Für  die  Rechtsstellung  einer  Ehefrau  in  privatrecht- 
licher Beziehung  ist  hier  als  wichtig  noch  hervorzuheben  die  Married 
Women  s  Property  Act  von  1803  (56  and  S7  Vict  c.  63),  ferner  der  §  39 
der  Qmveyandng  and  Law  of  Property  Act  von  1881  (44  and  45  Vict, 
c.  41).  —  Nach  Common  Law  bilden  Ehemann  und  Ehefrau  in  den 
Augen  des  Rechts  nur  eine  Person  (y,ktisband  and  wife  are  but  one 
Person  in  law^^;  s.  Littleton  on  TenureSj  section  2gi).  Diese  altgermanische 
Doktrin  ist  durch  die  moderne  Gesetzgebung  nicht  gänzlich  beseitigt, 
sondern  gilt  in  gewisser  Hinsicht  bis  zum  heutigen  Tage.  Die  wichtigsten 
Rechtsfolgen  dieser  Doktrin  sind  auf  dem  Gebiete  des  heutigen  Ver- 
mf)gensrechts:  a)  Mit  dem  Tode  der  Ehefrau  erlischt  die  Eigenschaft 
ihres  Vermögens  als  separate  property.  Hat  daher  die  Frau  ihre  Ver- 
fügungsbefugnis  über  dieses  Vermögen  durch  Testament  oder  sonstwie 
nicht  ausgeübt,  so  fällt  ihr  gesamtes  Vermögen  oder  derjenige  Teil 
desselben,  über  den  sie  nicht  verfügt  hat,  ohne  weiteres  an  den  Ehe- 
mann kraft  seines  sogenannten  right  of  survivorship  (Recht  des  Über- 
lebenden). —  b)  Wird  ein  Vermögen sstück  oder  ein  Vermögen  auf 
Grand  eines  Rechtsgeschäftes  unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen 
gleichzeitig  auf  ein  Ehepaar  und  auf  einen  oder  mehrere  Dritte  über- 
tragen und  ist  nicht  zum  Ausdrucke  gebracht,  daß  jeder  Ehegatte  für 
sich  einen  Anteil  haben  soll,  so  erhalten  Ehemann  und  Ehefrau  zusammen 
nur  einen  Anteil.  Ist  z.  B.  ein  Legat  für  Jemanden  und  seine  Ehefrau^ 
sowie  für  seine  zwei  Kinder  ausgesetzt,  so  erhält  jedes  Kind  ein  Drittel 
des  L^ats  und  das  letzte  Drittel  fällt  gemeinschaftlich  an  das  Ehepaar:; 
vgl  die  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Gordon  versus  Whieldonj  mitgeteilt 
im  II.  Bande  der  von  Charles  Beavan  herausgegebenen  Reports  of 
Cases  in  Chanceryy  argued  and  determined  in  the  Rolls  Courtj  S.  170^1 
Dieses  gemeinschaftlich  *-on  Ehemann  und  Ehefrau  erworbene  Anteils- 
recht heißt  tenancy  by  entireties.  Die  Married  JVomen's  Property  Acts 
haben  diese  Regel  über  das  Anteilsrecht  von  Ehegatten  nicht  aufgehoben, 
haben  aber  bewirkt,  daß  die  Rechte  der  Ehegatten  inter  se  auf  diesen 
gemeinschaftlichen  Anteil  eine  Änderung  erfahren  haben.  Während 
nach  Common  Law  das  Eigentum  an  dem  gemeinschaftlichen  Anteil 
allein  dem  Ehemanne  zustand,  gilt  nunmehr  die  Hälfte  dieses  Anteils 
als  separate  property  der  Ehefrau:  vgl.  die  Entscheidung  des  Falles  Re 
Jupp,  mitgeteilt  im  39.  Bande  der  Law  Reports  über  Cases  determined 
h)  the  Chancery  Division  etc.,  S.  148  ff.  —  Des  weiteren  haben  die  Married 
Womeds  Property  Acts  keinen  Einfluß  auf  das  Paraphemalvermögen  der 
Ehefrau  ausgeübt.  Unter  „paraphernalia^^  versteht  das  englische  Recht 
solche  Gegenstände  zum  persönlichen  Gebrauche  seitens  der  Frau 
{apparel  and  Ornaments  stätable  to  the  wife's  condition  in  life),  welche 
der  letzteren  von  ihrem  Ehemanne  zum  Geschenk  gemacht  worden 
sind.  Derartige  Geschenke  gelten  nicht  als  unbedingte,  d.  h.  absolute 
iiftSf  sondern  als  bedingte,  als  sogenannte  gifts  sab  modo.  Der  Ehe- 
gatte kann  über  die  parapher nalia  der  Frau  im  Wege  eines  entg^elt- 
lichen  oder  unen^eltlichen  Rechtsgeschäfts  inter  vivos  frei  verfügen, 
dagegen  kann  er  nicht  testamentarische  Bestimmungen  über  diese 
Gegenstände  treffen.  Die  Ehefrau  hat  zu  Lebzeiten  des  Mannes  an 
den  Paraphernalien  nur  ein  Gebrauchsrecht,  aber  keine  Verfügungs- 
befugnis (power  of  disposition).     Überlebt  sie  dagegen  ihren  Ehemann, 

2* 
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SO  werden  die  Paraphemalien  ihr  freies  Eigentum,  es  sei  denn,  daß 
der  Nachlaß  des  Ehemanns  nicht  ausreicht,  die  Schulden  desselben  zu 
bezahlen:  vgl.  hierzu  die  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Tasker  versus 
TaskeTj  mitgeteilt  im  Jahrgange  1895  der  Law  Reports  über  Knt- 
scheidungen  der  Probate  Drvision  (Courts  of  Probate^  Divorce^  a?td 
Admiraltyj  and  on  appeal  therefrom  in  the  Court  of  Appeal;  also  dicisions 
in  the  EcclesiasHcal  Court),  S.  iff.  Aus  der  Literatur:  Montague-Lush, 
Law  of  Husband  and  Wifey  within  the  Jurisdiction  of  the  Queen' s  Bench 
and  Chancery  Division^  2.  Aufl. ;  Charles  Crawley,  The  Law  of  Husband 
and  Wife;  Joshua  Williams,  Law  of  Real  Proper ty^  19.  Aufl.,  Part  /, 
Chapter  XIII:  Of  the  mutual  rights  of  husband  and  wife;  Goode7fe*s 
Modern  Law  of  Personal  Property^  4.  AiÄ.  (bearbeitet  von  H.  Williams 
und  W.  M.  Crowdy),  Chapter  XXI  (married  women). 

II.  Das  englische  Recht  kennt  bis  zum  heutigen  Tage  einen 
bürgerlichen  Tod  (civil  death)\  nur  ist  ein  Vorkommen  desselben  in 
der  Praxis  heutzutage  von  der  äußersten  Seltenheit.  Nach  herrschender 
Ansicht  ist  ein  Geächteter  (outlaw)  civiliter  mortuus.  Dies  ist  jedoch 
—  wenn  auch  nicht  unbestritten*)  —  der  einzige  heute  noch  mögliche 
Fall  eines  bürgerlichen  Todes.  Nach  früherem  Recht  hatte  auch  der 
Eintritt  in  ein  Kloster,  oder,  wie  es  in  den  Rechtsbüchern  heißt,  entering 
into  religionj  den  bürgerlichen  Tod  zur  Folge.  Dieser  Fall  kann  sich 
jedoch  heute  schon  aus  dem  Grunde  nicht  ereignen,  als  einerseits  in 
England  Anstalten  für  Mönche  und  Nonnen  (für  sogenannte  professed 
persans)  nicht  bestehen,**)  und  andererseits  das  englische  Recht  eine 
im   Auslande    erfolgte   Profeßleistung    (a  foreign  profession)   nicht    an- 

t  erkennt.**) 

% 

•)  Nach  Ansicht  von  Sir  Frederick  Pollock,  PrincipUs  of  Contract, 
7.  Aufl.,  S.  82,  ist  ein  wegen  felony  verurteilter  Sträfling  civilly  dead.  Dagegen 
sagt  z.  B.  Sir  William  Anson,  PrincipUs  of  the  English  Law  of  Contract, 
9.  Aufl.,  S.  127  Anra.:  „Bürgerlicher  Tod  ist  die  Folge  von  Achtung;  es  erscheint 
zweifelhaft,  ob  dieser  Ausdruck  (nämlich  r/V///  death)  heutzutage  noch  auf  irgend- 
welche andere  Umstände  anwendbar  ist." 

*<>)  Vgl.  hierzu  den  §  17  der  Roman  Catholic  Relief  Act  von  1791  (^i  Geo,  IIL 
c.  ^2),  die  §§  28 — 37  der  Roman  Catholic  Relief  Act  von   1829  (lO  Geo,  IV.  c.  y) 
und  den  §  4  der  Roman  Catholic  Charities  Act  von  1832  (2  and ^  Hill.  IV,  c,  llty) 
femer  Anstey's  Guide  to  the  Law  affecting  Roman  Catholics,  S.  24 — 27. 

**)  Diese  Rechtsregel  gründet  sich  auf  Coke  upon  Littletou,  folio  IJ2^.  Der 
volle  Titel  dieses  berühmten  und  in  diesem  Kommentar  häufig  angeführten  Werkes 
ist:  ,,The  first  part  of  the  Institutes  of  the  Law  of  England;  or  a  Commtntary 
upon  Littleton.  Not  the  name  of  the  author  only,  but  of  the  Law  itself.  Haec 
ego  grandaevus  posui  tibi^  candide  lecior,  Authore  Edwardo  Coke,  Milite."*  Eine 
revidierte  und  mit  vielen  Anmerkungen  versehene  Ausgabe  (rti'ised  and  corrected 
with  additions  of  notesj  references,  and  proper  taöles)  des  Coke  sehen  Werkes 
wurde  von  Francis  Hargrave  und  Charles  Butler  herausgegeben  und  ist  in 
zahlreichen  Auflagen  erschienen.  Ich  habe  für  diesen  Kommentar  die  19.  Auf- 
lage aus  dem  Jahre  1832  benutzt.  Edward  Coke  (geb.  1552,  gest.  1633)  war 
Chief  Justice  of  England  zur  Zeit  Jacob's  I.  Sir  James  Stephen  urteilt  in 
seinem  Digest  of  the  Criminal  Law  über  Coke,  daß  derselbe  eine  „äußerste  Unfähig- 
keit für  alles,  was  Korrektheit  des  Ausdrucks  oder  logische  Gedankenfolge  heißt", 
(utter  incapacity  for  anything  likc  correct  language  or  consecutive  thought)  besessen 
habe.     Trotzdem   gilt   das  Werk    Coke  upon  Littleton    bis   zmn   heutigen  Tage   als 
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§4. 
Wer  im  Besitze  der  vollen  legal  capacify  in  einem  Rechts- 
gebiete (couniry)  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  (residence)  in 
der  Absicht  hat,  dieses  Gebiet  zu  seiner  ständigen  Nieder- 
lassung (home)  zu  machen,  erwirbt  in  diesem  Gebiete  einen 
Wohnsitz  und  behält  denselben  so  lange  bei,  bis  er  irgendwo 
anders  einen  Wohnsitz  erwirbt  Niemand  kann  zu  gleicher 
Zeit  mehr  als  einen  V^ohnsitz  haben.' 

»  Udny  V.  Udny  (1869)  L.  R.   i   Sc.   App.  448.     Vgl.    Dicey,    Conßict   of 
Laws,  S.  95—98. 


eauntry  % 

domkil  by  opertition  0/  law  i 

dfimicil  of  ckoice  x 

dffmidl  0/  dtpendent  persans  i 

demicil  of  indepenäent  persans  t 

dcvncil  ef  ortgin  i 

Einziger  Wohndtz  5 


Erwerb  eines  domicil  of  choice  3 

körne  » 

legal  kotne  a 

Notwendigkeit  eines  Wohnsitzes  5 

residence  s 

territorium  legis  a 

Verlust  eines  Wohnsitzes  4 


1.  Das  englische  Recht  unterscheidet  bezüglich  des  Wohnsitzes 
(domicil  oder  domieile)  natürlicher  Personen  zwischen  einem  Wohnsitz 
unabhängiger  Personen  (Jamidl  of  indepenäent  persans)  und  einem  solchen 
abhängiger  Personen  (domicil  of  depenäent persans).  Unter  einer  indepenäent 
Person  ist  eine  Person  zu  verstehen,  die  rechtlich  fähig  ist,  einen  Wechsel 
des  Wohnsitzes  selbständig  vorzunehmen.  An  Stelle  des  Ausdruckes 
indepenäent  person  wird  bisweilen  auch  der  Ausdruck  person  sui  juris 
sowohl  in  richterlichen  Entscheidungen,  als  auch  in  der  Rechtsliteratur 
gebraucht  Im  Gegensatze  hierzu  ist  eine  äepenäent person  eine  Person, 
die  rechtlich  unfähig  ist,  einen  Wohnsitzwechsel  selbständig  zu  bewirken. 
Eine  solche  Person  heißt  auch  eine  person  not  sui  juris.  Das  englische 
Recht  kennt  nur  zwei  Klassen  von  äepenäent  persans:  Minderjährige  und 
verheiratete  Frauen.  Der  Wohnsitz  einer  indepenäent  person  ist  entwedei 
ein  domicil  of  origin^  d.  h.  ein  Wohnsitz  kraft  Abstammung,  oder  ein 
domicil  of  choice^  d.  h.  ein  freigewählter  Wohnsitz.  Eine  äepenäent  person 
kann  dagegen  entweder  ein  domicil  of  origin  oder  ein  domicil  by  Operation 
of  law,  d.  h.  kraft  Rechtssatzes,  besitzen.  Letzterer  Ausdruck  entspricht 
dem  „abgeleiteten"  Wohnsitz  (domicilium  äerivativum)  des  deutschen 
Rechts,  während  das  äomiäl  of  origin  nur  in  Beziehung  auf  Minder- 
jährige ein  abgeleiteter  Wohnsitz  ist. 

2.  Um  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „domicil''  im  Sinne  des 
englischen  Rechts  zu  verstehen,  bedarf  es  der  Erläuterung  der  Ausdrücke 

ein  book  of  authority,  d.  h.  als  eine  Erkenntnisquelle  des  umvritten  law  (s.  Erl. 
zu  15  I  sub  3  Anm.  4).  Des  gleichen  Ansehens  erfreut  sich  nur  eine  sehr  geringe 
Zahl  der  älteren  Darstellungen  des  englischen  Rechtssystems.  Das  letzte  Buch, 
dem  die  Eigenschaft  eines  book  of  authority  zuerkannt  worden  ist,  ist  das  im 
Jahre  1762  von  Sir  Michael  Fester  veröffentlichte  Werk  über  Crown  Law. 
Seit  dieser  Zeit  hat  die  englische  Rechtsliteratur  kein  book  of  authority  erzeugt. 
Selbst  Blackstone 's  Commentaries  on  the  Laws  of  England  in  four  hookSy 
«Jeren  i.  Band  bald  nach  dem  erwähnten  Fosterscheu  Werke,  nämlich  im 
Jahre  1765  erschien,  werden  trotz  der  hohen  Schätzung,  die  sie  bis  zum  heutigen 
Tage  genießen,  nicht  als  ein  book  of  authority  angesehen.  Vgl.  hierüber  Sir 
Frederick  Pollock,  A  First  Book  of  furisprudence,  S.  236. 
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j^residence^j    „home^j   country^^.     Das   Wort    „residence^'    im   Rechtssinne 
drückt   lediglich   die  Tatsache   aus,    daß  jemand   sich   innerhalb   eines 
gewissen  Gebietes  gewöhnlich  aufhält,  oder,  wie  es  heißt,  „t/u  habitual 
physical  presence  within   the  limits  of  a  particular  countrjy^    unabhängig- 
von  irgend  einer  Willensrichtung   der   betreffenden   Person.     Der  Aus- 
druck „home^  dagegen  bedeutet  eben  dieses  factum,  verknüpft  mit  einem 
anitnus  manendi,   d.  h.  mit  dem  gegenwärtigen  Willen   der  betreffenden 
Person,   sich  innerhalb  des  fraglichen  Gebietes   dauernd   oder  für  eine 
unbestimmte  Zeit  niederzulassen  (the  presmt  Intention  to  reside  permanently 
or  for  an  indefinite  period  within  the  limits  of  such  country).    Eine  r^si- 
dence  wird   sonacli    lediglich  facto,    ein   home  dagegen  facto  et  änitno 
erworben.     Aus   dem   Begriffe   home  folgt,    daß   ein  Mensch   ohne   ein 
home  oder  homeless  sein  kann;  d.  h.  der  betreffende  Mensch  mag  einen 
animus  manendi  in  bezug  auf  ein  gewisses  Gebiet  überhaupt  nicht  besitzen. 
Ein  Mensch  kann  auch  mehrere  hömes  haben;  er  mag  z.  B.  gewöhnlich 
die   Winter  in   seinem    Hause   in    Südfrankreich   und   die   Sommer    in 
seinem  Hause  in  England  wohnen  und  für  beide  Länder  einen  animus 
manendi  et  revertendi  besitzen.    —   Endlich   ist   zu    beachten,   daß   das 
englische  Recht   den  Ausdruck   domicil,   soweit   natürliche  Personen  in 
Betracht  kommen,  regelmäßig  in  Beziehung  auf  ein  country  (Land)  und 
seltener  in  Beziehung  auf  einen  Ort  (place)  anwendet.     Die  Bezeichnung 
country    ist    hier    nicht    in   einem   politischen   Sinne    als    „Staatsgebiet** 
(territory,   subject  to  ofu  sovereign  power)  gebraucht,   sondern   in   einem 
rein  juristischen  Sinne  als  „Rechtsgebiet"  (territory,  subject  to  one  System 
of  law  oder  territorium  legis),  —  Unter  domicil  im  Sinne  des  englischen 
Rechts  ist  nunmehr  zu  verstehen  das  „legal  home'''  einer  Person  inner- 
halb eines  Rechtsgebietes,  d.  h.  die  dauernde  Niederlassung,  die  jemand 
in  den  Augen   des  Rechts   innerhalb   eines   bestimmten  Rechtsgebietes 
besitzt,   gleichgültig  ob  die  Erfordernisse  für  ein  home,   nämlich  factum 
et  animus  in  Wirklichkeit   vorhanden   sind   oder   nicht.     In    der  Regel 
werden   allerdings   domicil  und   home  zusammenfallen.      Dennoch    sind 
beide  Ausdrücke   nicht   identisch.     Denn   nach  englischem  Recht  muß 
jede  Person  ein  domicil  haben   und  kann  andererseits  nur  ein  einziges 
domicil  besitzen   (s.    Erl.   sub   5).     In   beiderlei    Hinsicht   besteht   eine 
gleiche  Regel,  wie  oben  ausgeführt  ist,  für  das  home  einer  Person  nicht. 
Es  kann  ferner  nach  englischem  Rechte  jemand  sein  domicil  in  einem 
Rechtsgebiete  erwerben,  das  er  niemals  betreten  hat  und  betreten  wird, 
und  in  welchem  sich  niederzulassen  er  niemals  den  Willen  gehabt  hat 
oder  haben    wird.     Der  Erwerb  eines  home  in  einem  solchen  Falle  in 
dem  betreffenden  Rechtsgebiete  ist  gänzlich  ausgeschlossen.  —  Aus  der 
Literatur:    Dicey,    Conflict  of  Laws,   Chapter  II;  W^estlake,   Private 
International  Law,    3.  Aufl.,    Chapter  XIV;   Foote,   A  Conäse  Treatise 
on  Private  International  Jurisprudence,  2.  Aufl.,  Chapter  II;  Story,  Conflict 
of  Laws,  7.  Aufl.,  Chapter  III,  sections  39—49''. 

3.  Der  §  4  der  Kompilation  behandelt  in  seinem  ersten  Satze  den 
Fall  des  Erwerbes  und  Verlustes  eines  domicil  of  choice,  d.  h.  eines 
freigewählten  Wohnsitzes,  seitens  einer  Person,  die  sich  im  Vollbesitze 
der  normalen  legal  capacity  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  5)  befindet  und  nicht 
unter  einer  legal  incapacity  oder  disability  steht.  Die  in  §  3  genannten 
Personenklasscn  kommen  demnach  für  die  in  Satz  i  gegebene  Rechts- 
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regel  nicht  in  Betracht  Der  Erwerb  eines  domicil  of  choice  vollzieht 
ach  durch  das  tatsächliche  Zusammentreffen  von  residence  in  einem 
Rechtsgebiete  (factum)  und  dem  Willen,  daselbst  dauernd  oder  für 
unbestimmte  Zeit  sich  niederzulassen,  d.  h.  ein  home  zu  begründen 
(ammus  manendi).  Obwohl  unter  residence  verstanden  wird  tke  habitual 
fhysual  presence  in  a  cauntry^  so  bedeutet  doch  der  Gebrauch  des 
Wortes  habitual  nicht,  daß  ein  längerer  Aufenthalt  erforderlich  sei,  ehe 
voQ  der  Begründung  eines  Wohnsitzes  die  Rede  seine  könne.  Es  sagt 
Lord  Justice  Cramvorth  in  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Bell  versus 
Äennedy  aus  dem  Jahre  1868,  mitgeteilt  im  i.  Bande  der  Laiv  Reports 
über  Scottish  and  Divorce  Appeal  Cases  hefore  the  House  of  Lords,  auf 
S.  319:  „Wenn  der  Wille  sich  dauernd  niederzulassen  besteht,  dann 
begründet  infolge  dieses  Willens  eine  residencCy  von  wie  kurzer  Dauer 
sie  auch  sein  mag,  einen  Wohnsitz.**  Auf  der  andern  Seite,  ohne  einen 
solchen  Willen  erzeugt  lediglich  die  Tatsache  eines  langen  Aufenthalts 
noch  keinen  Wohnsitz.  In  dem  Rechtsfalle  ///  re  Patience  aus  dem 
Jahre  1885,  mitgeteilt  im  2g.  Bande  der  Law  Reports  über  Ent- 
j^cheidungen  der  Chancery  Divisionj  S.  976  ff.,  lebte  ein  Scotchman 
22  Jahre  lang  bis  zu  seinem  Tode  ununterbrochen  in  England,  ohne 
den  Willen  zu  besitzen,  daselbst  ein  home  zu  begründen.  Es  wurde 
erkannt,  daß  der  Verstorbene  bei  seinem  Tode  einen  Wohnsitz  in 
Schottland  und  nicht  in  England  gehabt  hätte.  Über  den  Erwerb 
eines  domicil  of  choice  sagt  Lord  Justice  Lopez  in  der  Entscheidung  des 
Court  of  Appecil  vom  9.  Dezember  1887  in  dem  Prozesse  Urquhart  versus 
Butter fieldy  mitgeteilt  im  37.  Bande  der  Lmiu  Reports  über  CcLses  de- 
termined  in  the  Chancery  Division  and  in  Lunacy^  and  on  appeal  there- 
from  in  t/ie  Court  of  Appeal^  auf  S.  384 — 385:  „Ein  jeder  beginnt 
sein  Dasein  als  Minderjähriger,  d.  h.  als  abhängige  Person  (deperulent 
person).  Wird  er  eine  unabhängige  Person  (independent  Person)  oder 
mit  anderen  Worten,  erreicht  er  die  Volljährigkeit,  so  besitzt  er  einen 
Wohnsitz,  der  sein  domicil  of  origin  genannt  wird.  Er  kann  dann 
durch  eigene  Handlung  und  Willenserklärung  einen  Wohnsitz  sich  er- 
werben, der  von  dem  domicil  of  origin  verschieden  ist  und  als  sein 
domiäl  of  choice  bezeichnet  wird.  Ein  solcher  Wohnsitz  wird  durch 
das  Zusammentreffen  von  Aufenthalt  (residence)  und  den  Willen,  in 
einem  bestimmten  Rechtsgebiete  dauernd  zu  verbleiben,  erworben.  Es 
muß  vorhanden  sein  die  Tatsache  des  Aufenthaltes  und  der  Wille  zu 
verbleiben.  Ks  muß  ferner  die  Möglichkeit  zur  Vornahme  einer  Wahl 
(choice)  gegeben  sein.  Denn  ist  letzteres  nicht  der  Fall,  so  kann  nicht 
von  einer  freien  Willensäußerung  oder  Wahl  gesprochen  werden." 

4.  Über  den  Verlust  eines  domicil  of  choice  sagt  Satz  i  des  §  4 
nur,  daß  ein  einmal  erworbener  Wohnsitz  solange  beibehalten  wird, 
bis  ein  anderer  Wohnsitz  erworben  ist.  Eine  ergänzende  Rechtsregel 
gibt  dann  der  §  11.  Beide  Rechtsregeln  zusammengenommen  machen 
die  von  Dicey,  a.a.O.,  aufgestellte  rule  8,  Ziffer  2  aus:  „Ein  Wahl- 
wohnsitz bleibt  bis  zu  seiner  Aufgabe  bestehen,  worauf  dann  unmittel- 
bar entAÄ'eder  ein  neuer  Wahlwohnsitz  erworben  oder  der  Wohnsitz 
kraft  Abstammung  (domicil  of  origin)  wiedergewonnen  wird.*'  Der 
Verlust  eines  domicil  of  choice  tritt  erst  ein,  wenn  tatsächlich  sowohl 
Aufenthalt  (factum),   als   auch   der  Wille   zu   verbleiben   (animus)  auf- 
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gegeben  sind.  Sind  aber  diese  beiden  Voraussetzungen  für  einen 
Wahlwohnsitz  nicht  mehr  vorhanden,  dann  ist  ohne  weiteres  der  Ver- 
lust des  bisherigen  domicil  of  choice  erfolgt.  In  der  Entscheidung  des 
Court  vf  Appeal  aus  dem  Jahre  1887  in  dem  Rechtsfalle  in  re  Marrett^ 
mitgeteilt  im  36.  Bande  der  Law  Reports  über  Entscheidungen  der 
Chancery  Division  and  in  Lunacy,  and  on  appeal  therefrom  in  the  Court 
of  Appeal^  sagt  Lord  Justice  Cotton  auf  S.  407 :  „Um  einen  einmal 
erworbenen  Wahlwohnsitz  zu  verlieren,  ist  es  nicht  nur  notwendig, 
daß  jemand  mit  seinem  Wahlw^ohnsitze  unzufrieden  ist  und  den  Willen 
hegt,  ihn  aufzugeben,  sondern  er  muß  den  Wohnsitz  tatsächlich  mit 
dem  Willen  einer  dauernden  Aufgabe  verlassen.  Bevor  er  nicht 
solches  getan  hat,  d.  h.  bevor  er  nicht  animo  et  facto  den  Wohnsitz 
aufgegeben  hat,  bleibt  das  doniicil  of  choice  bestehen." 

5.  Die  Aufgabe  eines  Wohnsitzes  muß  zwingenderweise  mit  dem 
Erwerbe  eines  neuen  Wohnsitzes  zusammenfallen.  Der  neue  Wohnsitz 
kann  entweder  ein  domicil  of  choice  oder  das  domicil  of  origin  sein. 
Aber  ohne  irgendeinen  Wohnsitz  zu  irgendeiner  Zeit,  mag  sie  von  noch 
so  kurzer  Dauer  sein,  kann  nach  englischem  Rechte  niemand  sein. 
In  der  Entscheidung  des  House  of  Lords  aus  dem  Jahre  1869  in  dem 
Prozesse  Udny  versus  Udny,  mitgeteilt  im  i.  Bande  der  Scotch  and 
Drvorce  Appeal  Cases  before  the  House  of  Lords j  sagt  auf  S.  448  der 
Lord  Chane ellory  Lord  Hatherley:  „Es  ist  klar,  daß  nach  unserem 
Rechte  ein  Mensch  einen  Wohnsitz  haben  muß,  und  daß  er  nur  einen 
einzigen  Wohnsitz  haben  kann."  Die  letzten  Worte  dieses  höchstrichter- 
lichen Ausspruches  enthalten  die  in  Satz  2  des  §  4  aufgestellte  Rechts- 
regel :  Niemand  "kann  zu  gleicher  Zeit  mehr  als  einen  Wohnsitz  haben.  . 
Dieser  Rechtssatz  hat  erst  in  neuerer  Zeit  unbedingte  Anerkennung 
gefunden.  Noch  in  der  Entscheidung  in  re  Capdeville  aus  defci  Jahre  1864, 
mitgeteilt  im  33.  Bande  der  Law  Journal  Reports  (Cases  argued  and 
determined  in  the  Court  of  Exchequer  and  in  the  Exchequer  Chamber  on 
error  and  on  appeal  from  the  Exchequer j  and  on  appeal  to  the  House  of 
Lords)  sagt  Chief  Baron  Pollock  auf  S.  316:  „für  gewisse  Zwecke 
kann  Jemand  sowohl  in  Schottland,  als  auch  in  England  einen  Wohn- 
sitz haben."  Vgl.  hierüber  auch  Dicey,  a.a.O.,  S.  95 ff,  und  eben- 
daselbst die  Ausführungen  über  die  häufig  in  einem  unrichtigen  Sinne 
gebrauchten  Ausdrücke  forensic  domicil  und  co7nmercial  domicil. 

§5- 

Ein  Geisteskranker  kann  nicht  den  Wohnsitz,  den  er  zu 
dem  Zeitpunkte  besaß,  von  dem  ab  er  als  Geisteskranker  be- 
handelt wurde,  ändern.^ 

*  Urquhart  v.  Butterfield  (1887).     37  Ch.  D.  382. 

Befugnis  eines  committee  a  Volljähriger    Geisteskranker,    wenn    nicht    unter 

domicil  0/  a  lunatic  x  väterlicher  Gewalt   i 

Volljähriger    Geisteskranker,   wenn    unter  väter- 
licher Gewalt  a 

I.  Es  gilt  im  englischen  Rechte  der  Satz:  residence,  in  dem  Sinne 
von  habituell  physical  presence  in  a  country  (s.  Erl.  zu  §  4  sub  2),  bildet 
einen    widerlegbaren   Beweis    (pri?na  facie   evidence)    des    vorhandenen 
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Willens,  dauernd  sich  in  dem  betreffenden  Rechtsgebiete  niederzulassen 
(animus  manendi)  und  daselbst  einen  Wohnsitz  zu  begründen,  es  sei 
denn,  daß  die  Umstände  des  Einzelfalles  das  Vorhandensein  eines 
anitnus  matiendi  von  vornherein  ausschließen.  Ein  solcher  Umstand, 
der  verhindert,  daß  die  genannte  Rechtsvermutung  in  Wirksamkeit 
tritt,  ist  Geisteskrankheit.  Von  dem  Augenblicke  an,  wo  jemand  in 
den  Augen  des  Rechts  ein  Geisteskranker  ist,  kann  er  nicht  mehr 
einen  animus  manendi  besitzen.  Ein  Wechsel  des  Aufenthaltsorts  seitens 
einer  solchen  Person  ist  daher  nur  facto  und  nicht  auch  animo  mög- 
lich. Somit  behält  ein  Geisteskranker  grundsätzlich  für  die  Dauer  der 
Krankheit  dei^jenigen  Wohnsitz  bei,  den  er  zu  dem  Zeitpunkte  besaß, 
von  dem  ab  er  als  Geisteskranker  behandelt  wurde.  Zu  beachten  ist, 
daß  der  Geisteskranke,  vorausgesetzt  natürlich,  daß  er  volljährig  ist, 
nicht  von  dem  tatsächlichen  Beginne  der  Krankheit  an  die  Fähigkeit 
zu  der  Vornahme  eines  Wohnsitzwechsels  verliert,  sondern  erst  von 
dem  Augenblicke  an,  wo  er  rechtlich  als  Geisteskranker  l)etrachtet  wird 
{whöi  he  began  to  be  legally  treated  as  insane,  Dicey).  In  dem  Falle 
Urquhardt  vtrsiis  Butterfieldy  mitgeteilt  im  37.  Bande  der  Law  Reports 
über  Entscheidungen  der  Chancery  Division  etc.,  S.  357 — 386,  war  ein 
gewisser  Robert  Hoyes,  der  seinen  Wohnsitz  in  England  hatte,  im 
Jahre  1835  gelegentlich  eines  Besuches  in  Schottland  von  Geistes- 
krankheit befallen  und  in  ein  lunatic  asylum  zu  Aberdeen  in  Schottland 
irebracht  worden,  wo  er  bis  zu  seinem  Tode  im  Jahre  1885,  also  fpnfzig 
Jahre  lang,  als  Geisteskranker  blieb.  Nach  dem  Tode  des  Kranken 
entstand  ein  Streit  über  die  Erbschaft.  Es  kam  darauf  an,  festzustellen, 
welchen  Wohnsitz  der  Verstorbene  im  Augenblicke  des  Todes  gehabt 
hatte.  Je  nachdem  ein  englischer  oder  ein  schottischer  Wohnsitz  vorlag, 
mußte  englisches  bezw.  schottisches  Erbrecht  zur  Anwendung  gelangen. 
Der  Court  of  Appeal  erkannte,  daß  Hoyes  keinen  schottischen  Wohn- 
sitz erworben  hätte,  und  daß  daher  englisches  Erbrecht  maßgebend 
wäre.  In  seinem  Urteile  sagt  Lord  Justice  Cotton  (S.  382):  „Wir  wissen, 
daß  Hoyes  im  Jahre  1835  ^^^  geisteskrank  erklärt  wurde;  und,  obwohl 
er  von  dieser  Zeit  ab  sich  dauernd  in  Schottland  aufhielt,  so  kann 
(loch  selbstredend,  da  Hoyes  als  Geisteskranker  unfähig  war,  einen 
animus  manendi  zu  besitzen,  diese  seine  residence  in  Schottland  von 
keiner  rechtlichen  Wirkung  sein,  welchen  Wimsch  auch  immer  der 
Kranke  selber  gehegt  haben  mag." 

2.  Eine  Ausnahme  zu  der  Regel  des  §  5  enthält  die  Entscheidung 
des  Rechtsfalles  Sharpe  versus  Crispin  aus  dem  Jahre  1869,  mitgeteilt 
im  I.  Bande  der  Law  Reports  über  Dccisions  of  the  Courts  of  Probate 
and  Divorcej  S.  611 — 621.  In  diesem  Rechtsfalle  hatte  ein  englischer 
Untertan,  der  seinen  Wohnsitz  in  Portugal  hatte,  einen  geisteskranken 
Sohn.  Nachdem  der  Letztere  volljährig  geworden  war,  verlegte  der 
Vater  seinen  Wohnsitz  nach  England  und  nahm  den  geisteskranken 
Sohn  mit  sich.  Es  erhob  sich  die  Streitfrage,  ob  der  GeistCvskranke 
den  bisherigen  portugiesischen  Wohnsitz  beibehielt  oder  trotz  seiner 
Volljährigkeit  den  Wohnsitz  des  Vaters  teilte.  Der  Richter  Sir  J.  P.  Wilde 
entschied:  „Dieselben  Gründe,  welche  den  Wohnsitz  eines  minder- 
jährigen Sohnes  an  den  Wohnsitz  des  Vaters  knüi)fen,  dauern  in  dem 
Falle,  wo  der  Sohn  ununterbrochen  geisteskrank  ist,  fort  und  erzeugen 
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das  gleiche  Ergebnis,  auch  nachdeni  der  Sohn  die  Volljährigkeit  erreicht 
hat."  Diese  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel  gilt  jedoch  nur  in 
dem  Falle,  wo  der  die  Volljährigkeit  erreichende  Geisteskranke  unter 
väterlicher  Gewalt  steht.  Dagegen  ist  der  für  den  Geisteskranken 
bestellte  Vormund  (der  sogenannte  committee,  s.  Erl.  zu  §  3,  sub  I,  5) 
nur  in  der  Lage,  die  residence  des  Kranken  zu  ändern,  aber  nicht  das 
doniicil  desselben.     Vgl.  Dicey,  a.  a.  O.,  S.  143. 

§6. 
Ein  Angehöriger  der  Königlichen  Marine  oder  des  Könige- 
liehen  Heeres  behält  ohne  Rücksicht  auf  seinen  jeweilig^en 
Stations-  oder  Garnisonsort  den  Wohnsitz  bei,  den  er  bei 
seinem  Eintritt  in  den  Königlichen  Dienst  besaß,  wofern  dieser 
Wohnsitz  ein  britischer  war.* 

1  Re  Macreight  (1885).     30  Ch.  D.  168. 

doinicil  of  a  prrsofi    in   the  naval  or   "X  inländischer    Wohnsitz     zur     Zeit     des     Dienst- 

military  Service  of  the  CrtKvn  /      '  eintritts  i 

ausländischer    Wohnsitz     zur    Zeit     des    Dienst- 
eintritts 3 

1.  Ein  Angehöriger  der  Königlichen  Armee  oder  Marine  er^virbt 
nicht  in  dem  Rechtsgebiete,  hi  welchem  sich  sein  jeweiliger  Gamisons- 
oder  Stationsort  befindet,    lediglich  auf  Grund  dieser  Tatsache  einen 
Wohnsitz.     Die  im  §  6  gegebene  Regel  behandelt  nur  den  Fall,  wo 
jemand,  dessen  Wohnsitz  innerhalb  des  britischen  Reiches  liegt,  in  die 
Königliche  Armee  oder  Marine  eintritt.    In  einem  solchen  Falle  behält 
der  Betreffende   während  der  gesamten  Dienstzeit,   von  welcher  Dauer 
dieselbe  auch   sein  mag,   denjenigen  Wohnsitz  bei,  den  er  bei  Eintritt 
in    den   Dienst    besaß.      Gleichgültig    ist    es,    ob   dieser   Wohnsitz   ein 
domicil  of  origin  oder  ein  domicil  of  choice  (s.  Erl.  zu  §  4  sub  i)  war. 
In   der  Entscheidung  in  re  Macreightj  oder  Faxton  versus  Macreight^ 
aus   dem  Jahre  1885,   mitgeteilt  im   30.  Bande  der  Law  Reports  über 
Cases  determined  in  the  Chancery  Division  etc.^  S.  165 — 168,  sagt  Mr.  Justice 
Pearson:    „Ein   britischer   Untertan   verliert    nicht   lediglich    dadurch, 
daß   er  in   die   britische   Armee   eintritt,    seinen    bisherigen   Wohnsitz; 
und  sein  Verbleiben  in  der  Armee  bildet  keinen  Beweis   für  das  Vor- 
handensein eines  Willens,  den  Wohnsitz,  den  er  zur  Zeit  seines  Dienst- 
eintrittes besaß,   aufzugeben.     Vielmehr  behält  der  Betreffende  für  die 
gesamte   Dauer  seines  Verbleibens  in  der  Armee  denselben  Wohnsitz 
bei,  den  er  bei  seinem  Diensteintritt  hatte." 

2.  Die  Rechtsregel  in  §  6  gibt  keine  Auskunft  über  den  Wohnsitz 
einer  Person,  die  beim  Eintritte  in  die  britische  Armee  oder  Marine 
einen  ausländischen  Wohnsitz  (d.  h.  außerhalb  des  britischen  Reiches) 
gehabt  hat.  Dicey,  Conflict  of  Laws^  sagt  auf  S.  148:  ,.Ein  Soldat 
erwirbt  Äwar  nicht  einen  Wohnsitz  in  seinem  Garnisonorte,  muß  aber 
einen  Wohnsitz  in  dem  Gebiete  desjenigen  Souveräns,  dem  er  dient, 
besitzen."  Der  genannte  Autor  fährt  dann  fort:  „Obwohl  der  zweite 
Teil  dieses  Gnmdsatzes  keine  Stütze  in  richterlichen  Entscheidungen 
findet,  so  steht  er  doch  meiner  Ansicht  nach  insofern  fest,  als  wir  mit 
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Sicherheit  annehmen  können,  daß  in  Ermanglung  eines  gegenteiligen 
Beweises  ein  Angehöriger  der  Armee  oder  Marine  in  dem  L^nde  des- 
jenigen Souveräns  domiziliert  sei,  dem  er  dient,  d.  h.,  daß  er  den  Willen 
habe,  sein  hofne  innerhalb  des  Gebietes  dieses  Souveräns  zu  besitzen 
oder  doch  wenigstens  nicht  innerhalb  des  Gebietes  irgendeiner  anderen 
Macht"  Vgl.  hierüber  auch  Westlake,  Pmate  International  Law^ 
3.  Aufl.,  S.  3i3ff. 

§  7. 
Eine  Ehefrau  teilt  den  V^ohnsitz  des  Ehemannes,  selbst 
wenn  sie  tatsächlich  getrennt  von  ihm  lebt^ 

*DolpWn  V.  Robins  (1859).  7  H.  L,  C.  390.  Fraglich  ist,  welche  Wirkung 
in  dieser  Beziehung  ein  richterliches  Urteil  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft besitzt. 

tirvcrce  t  Anm.  i  Wohnsitz  einer  Ehefrau  x 

jutiü'tal  Separation  i  Anm.  \  Wohnsitz  einer  geschiedenen  Frau  a 

niuKJerj ährige  Witwe  2  Wohnsitz  einer  Witwe  a 
ftni/ji^  of  marriage  i  Anm.  1 

I.  Eine  dependent person  (s.  Erl.  zu  §  4  sub  i)  kann  zwar  selbständig 
ein  home  begründen,  aber  nicht  ein  domicil  oder  legal  home  (s.  Erl.  zu 
>i  4  sub  2).  Vielmehr  teilt  eine  solche  Person  den  Wohnsitz  desjenigen, 
von  dem  sie  in  den  Augen  des  Rechts  bezüglich  des  Wohnsitzes 
abhängig  ist.  Eine  Ehefrau,  gleichgültig  ob  minderjährig  oder  volljährig, 
erftirbt  mit  Eingehung  der  Ehe  den  Wohnsitz  des  Ehemannes.  Ihr 
Wohnsitz  folgt  für  die  Dauer  der  Ehe  dem  Wohnsitze  des  Ehemannes, 
auch  wenn  der  letztere  seinen  Wohnsitz  ändert  oder  einen  Wohnsitz 
im  Auslande  begründet.  Die  Tatsache,  daß  eine  Ehefrau  in  Wirklich- 
keit von  ihrem  Ehemanne  getrennt  lebt,  selbst  wenn  die  Ehegalten  sich 
auf  Vereinbarung  getrennt  haben,  oder  selbst  wenn  der  Ehemann  sich 
eines  solchen  Verhaltens  schuldig  gemacht  hat,  daß  er  eine  Klage  auf 
Wiederherstellung  der  ehelichen  Gemeinschaft  (mit  for  restitution  of 
amjugal  rights)  nicht  mit  Erfolg  anstellen  kann,  verleiht  der  Ehefrau 
nicht  die  Fähigkeit,  einen  Wohnsitz  sich  selbständig  zu  begründen. 
Dagegen  besteht  eine  Streitfrage,  ob  eine  sogenannte  judicial  Separation^ 
d.  h.  eine  durch  richterliches  Urteil  ausgesprochene  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft,*)  der  Ehefrau  die  Fähigkeit  gewährt,  selbständig 
einen  Wohnsitz  zu  erwerben.  In  der  Entscheidung  des  Prozesses 
Dolphin  versus  Robins  aus  dem  Jahre  1859,  mitgeteilt  im  7.  Bande  der 
Hause  of  Lords  Cases  on  appeals  and  writs  of  error  and  claims  of  peerage^ 
^-  390—423,  sagt  Lord  Cranworth  auf  S.  416:  „In  dem  Falle,  wo 
<iurch  richterliches  Urteil   der  Ehemann   das  Recht   verloren  hat,   von 

^)  Das  englische  Recht  unterscheidet  zwischen  a)  divorce,  d.  h.  Trennung 
der  Ehe  a  vinculo  matrimonii  (Scheidung  im  Sinne  der  §§  15640".  des  deutschen 
BGB.),  b)  judicial  Separation  mit  WiiTtung  der  früher  von  den  geistlichen  Gerichten 
ausgesprochenen  Scheidung  a  mensa  et  thoro  (Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft durch  richterliches  Erkenntnis  im  Sinne  des  §  1575  des  deutschen  BGB.) 
ttud  c)  nullity  of  marriage^  d.  h.  Nichtigkeitserklärung  einer  Ehe  auf  (irund  einer 
Nichtigkeitsklage.  —  Gemäß  §  16  der  Matrimonial  Clause s  Act  von  1857  ('20 
^nä  21  Vict.  c.  85)  kann  auf  Antrag  eines  der  beiden  Ehegatten  die  Probate, 
^i'orce,   and   Admiralty  Division    des    Nigh   Court   eine  judicial  Separation    aus- 
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der  Frau  die  Herstellung  der  ehelichen  Gemeinschaft  zu  verlangen,  und 
die  Ehefrau  nicht  länger  mehr  darauf  bestehen  kann,  von  ihrem  Manne 
zur  Teilung  von  Tisch  und  Bett  aufgenommen  zu  werden,  ist  meiner 
Ansicht  nach  das  Ai^ument,  die  Ehefrau  könne  nicht  durch  Errichtung^ 
eines  eigenen  Iwme  einen  von  dem  Wohnsitze  ihres  Mannes  verschiedenen 
Wohnsitz  begründen,  durchaus  hinfällig."  Hierauf  bemerkte  ein  anderer 
Richter,  Lord  Kings  down  (S.  420):  „Wenn  einige  Ausdrücke  meines 
edlen  und  gelehrten  Freundes  angetan  sein  sollten,  zu  dem  Schlüsse 
zu  verleiten,  daß  sein  Standpunkt  zu  Gunsten  einer  Befähigung  cier 
Ehefrau  wäre,  nach  gerichtlicher  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
sich  selbständig  einen  Wohnsitz  zu  begründen,  so  möchte  dies  doch 
eine  Meinungsäußerung  sein,  der  ich  zur  Zeit  nicht  beitreten  kann. 
Meiner  Ansicht  nach  ist  dies  eine  Streitfrage,  deren  Beantwortung 
gegebenenfalls  gänzlich  einer  künftigen  Entscheidung  dieses  hohen 
Hauses  überlassen  werden  muß."  —  Eine  solche  Entscheidung  hat  das 
House  of  Lords  indessen  bis  jetzt  noch  nicht  gefällt 

2.  Eine  Witwe  (widow)  behält  den  Wohnsitz  ihres  verstorbenen 
Ehemannes  so  lange  bei,  bis  sie  diesen  Wohnsitz  aufgibt  und  einen 
anderen  Wohnsitz  erwirbt.  Z.  B.  eine  Engländerin  heiratet  einen 
Deutschen,  der  seinen  Wohnsitz  in  Preußen  hat.  Nach  dem  Tode 
ihres  Mannes  verbleibt  die  Witwe  zunächst  in  Preußen.  Sie  behält 
damit  ihren  bisherigen  preußischen  Wohnsitz.  Späterhin  verläßt  sie 
Preußen  in  der  Absicht,  nicht  wieder  zurückzukehren.  Sie  reist  in 
Italien  für  lange  Zeit  umher,  ohne  sich  daselbst  einen  Wohnsitz  zu 
begründen.  Mit  dem  Augenblicke,  wo  sie  Preußen  animo  non  reveriendz 
verläßt,  hat  sie  ihren  preußischen  Wohnsitz  verloren  und  ihr  doniicil 
of  origittj  d.  h.  in  diesem  Falle  ihren  englischen  Wohnsitz,  wieder  erlangt, 
obwohl  sie  England  nicht  betritt,  vielleicht  auch  gar  nicht  die  Absicht 
hat,  dahin  zurückzukehren.  —  Eine  Streitfrage  besteht  bezüglich  des 
Wohnsitzes  einer  minderjährigen  Witwe.  Kann  dieselbe  ihren  beim 
Tode  des  Ehemannes  vorhandenen  Wohnsitz  selbständig  aufgeben? 
Dicey,  Conßict  of  Laws,  S.  130  Anm.  i,  sagt  hierüber:  „Wahrscheinlich 
bleibt  der  letzte  Wohnsitz  des  Ehemannes  weiter  bestehen  und  kann 
nicht  von  der  minderjährigen  Witwe  vor  Erlangung  der  Volljährigkeit 
geändert  werden,  es  sei  denn  durch  eine  Wiederverheiratung.**  —  Die 
für  den  Wohnsitz  einer  Witwe  geltenden  Grundsätze  finden  auch  An- 
wendung auf  den  Wohnsitz  einer  geschiedenen  Frau  (divorced  wotnan); 
vgl.  die  Entscheidungen  der  Rechtsfälle  Williams  versus  Dormer  aus  dem 
Jahre  1851/52,  mitgeteilt  im  2.  Bande  von  Robertson 's  Ecclesiastical 
Reports,  S.  505  ff.,  und  Scott  versus  Attorney-General  aus  dem  Jahre  1886, 
mitgeteilt  im  11.  Bande  der  Law  Reports  über  Cases  deterfmned  in  the 
Courts  of  Probate  and  Divorce,  etc.,  S.   128  ff. 


sprechen  wegen  Ehebruch  (adultery)  oder  Grausamkeit  (cruelty)  oder  wegen 
unbegründeter,  mehr  als  zweijähriger  Verlassung  (deseriion  luithout  cause  for  two 
years  and  upwards).  Auf  Grund  der  Summary  yurisdiction  (Married  Women) 
Act  von  1895  (^H  aud  5p  Vict.  c,  ^())  ist  des  weiteren  jeder  englische  Richter 
befugt,  eine  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  zu  verfügen,  wenn  der  Ehe- 
mann wegen  eines  aggravated  assault  auf  die  Ehefrau  strafrechtlich  verurteilt 
worden  ist,  oder  wenn  infolge  fortgesetzter  Grausamkeit  des  Ehemannes  (persistent 
cruelty)  die  Ehefrau  gezwungen  worden  ist,  von  ihrem  Manne  getrennt  zu  leben. 
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§8. 
Ein  ehelicher  Minderjähriger  teilt  zu  Lebzeiten  des  Vaters 
dessen  Wohnsitz.  Ist  der  Vater  verstorben  und  lebt  der 
Minderjährige  mit  seiner  Mutter,^  so  teilt  der  Minderjährige 
den  Wohnsitz  der  Mutter,  es  sei  denn,  daß  letztere  ihren 
Wohnsitz  in  arglistiger  Absicht  ändert  Ein  unehelicher 
Minderjähriger  teilt  bei  Lebzeiten  der  Mutter  deren  Wohn- 
sitz^ und  behält  (wahrscheinlich)  nach  dem  Tode  der  Mutter 
deren  letzten  Wohnsitz  bei. 

*  Re  Beaamont.     1893.     3  Ch,  490. 

•  Potinger  v.  Wightman  (1817).  3  Mer.  67;  Urquhart  v.  Butterfield  (1887). 
37  Ch.  D.  382. 

adifHan  a  unehelicher  Minderjähriger  3  und  4 

Gewalthaber  i  vaterloser  ehelicher  Minder) äliriger  3  und  4 

Itgitimaie  mhtor  a  Wiederverheiratung  der  Mutter  4 

IfgitimaUd  minor  1  Wohnsitz  des  Stiefvaters  4 
ptrttm,  on  vfkom  the  minor  is  legally  tUpentUni  i 
T"<1  der  Mutter  eines  unehelichen  Minderjährigen  5 

1.  Ein  Minderjähriger  ist  im  Sinne  des  englischen  Rechts  eine 
dtfendmt  person  oder  eine  person  not  sui  juris  (s.  Erl.  zu  §  4  sub  i). 
Sein  Wohnsitz  ist  stets  ein  abgeleiteter,  ein  domicilium  derivativum. 
Der  Minderjährige  teilt  das  domicil  derjenigen  Person,  von  welcher  er 
im  Rechtssinne  abhängig  (legally  dependent)  ist.  Untersteht  der  Minder- 
jährige keinem  Gewalthaber  person  on  whom  the  minor  is  legally  de- 
mdent)y  so  behält  er  denjenigen  Wohnsitz  bei,  den  er  beim  Tode 
des  letzten  Gewalthabers  besessen  hat.  Unter  keinen  Umständen  ist 
aber  ein  Minderjähriger,  selbst  dann  nicht,  wenn  er  verheiratet  ist,  be- 
fähigt, sich  selbständig  einen  Wohnsitz  zu  begründen  (s.  Erl.  zu  10). 

2.  Wohnsitz  eines  Minderjährigen  unter  väterlicher  Gewalt.  Es 
kann  sich  hier  nur  um  den  Fall  eines  ehelichen  (legitimate)  oder  eines 
legitimierten  (legitimated)  Minderjährigen  handeln,  dagegen  nicht  um 
einen  unehelichen  Minderjährigen,  da  letzterer  nach  englischem 
Rechte  ein  ßlius  nullius  ist,  also  keinen  Vater  haben  kann.  Ferner 
kommt  hier  auch  nicht  der  Fall  eines  adoptierten  Minderjährigen  in 
Betracht.  Denn  nach  englischem  Recht  bewirkt  Annahme  an  Kindes- 
statt nicht,  daß  der  Adoptierte  die  rechtliche  Stellung  eines  ehelichen 
Kindes  des  Annehmenden  erhält.  Ist  der  Vater  eines  Minderjährigen 
noch  am  Leben,  so  gilt  ausnahmslos  der  Grundsatz:  der  Wohnsitz  des 
Minderjährigen  folgt  dem  des  Vaters,  gleichgültig  ob  der  Minderjährige 
mit  dem  Vater  zusammenlebt  oder  nicht.  Z.  B.  ein  Vater,  der  seinen 
Wohnsitz  in  England  hat,  wandert  nach  Amerika  aus  und  begründet 
daselbst  einen  neuen  Wohnsitz,  läßt  aber  seine  Kinder  in  England  zu- 
rück. Die  Kinder,  die  niemals  Amerika  betreten  haben,  vielleicht  auch 
niemals  betreten  werden,  erwerben  unmittelbar  von  dem  Zeitpunkte 
ab,  wo  der  Vater  das  neue  domicil  of  choice  (s.  Erl.  zu  §  4  sub  i)  er- 
langt, einen  amerikanischen  Wohnsitz. 

3.  Der  Vater  des  Minderjährigen  ist  verstorben,  oder  der  Minder- 
jährige ist  ein  uneheliches  Kind.  Hier  gilt  die  Rechtsregel:  Der 
Wohnsitz  des  vaterlosen  Minderjährigen  folgt  grundsätzUch  dem  Wohn- 
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sitze  der  Mutter,  wenn  der  Minderjährige  mit  der  Mutter  zusammenlebt. 
Also,  nicht  schlechthin  ist  der  Wohnsitz  des  vaterlosen  Minderjährigen 
identisch   mit   dem   Wohnsitz   der   Mutter,    sondern   nur   dann,    ^venn 
Mutter   und  Kind    zusammenleben.      Und  auch  im  letzteren  Falle    be- 
stehen Ausnahmen.  —  Vor  der  Entscheidung  des  Rechtsstreites  Potdn^cr 
versus  Wightman  aus   dem  Jahre  1817   bestand   im   englischen  Rechte 
die   offene  Streitfrage,   ob  vaterlose  Minderjährige,   die  mit  der  Mutter 
zusammenleben,  den  Wohnsitz  der  Mutter  teilen  oder  bis  zur  Erlangxmg 
der  Volljährigkeit   den   letzten  Wohnsitz   des  Vaters   beibehalten.      Die 
erwähnte  Entscheidung  stellte   die   im  §  8   enthaltene  Rechtsregel  auf. 
Das  Urteil   ist  gleichzeitig  für   die  Art  und  Weise,   wie  ein  englischer 
Rechtssatz   zur  Entstehung   gelangt,   äußerst  lehrreich   und  interessant. 
Mitgeteilt    ist   der   Rechtsfall   Pothiger  versus   Wightman  im   3.    Bande 
(i8iq)    der    von  J.  H.    Merivale    herausgegebenen    Reports  of  Cases 
argued  and  determined  in  the  High  Court  of  Chancery^  S.  67 — 80,  und 
femer    auszugsweise   im    17.    Bande   (1894)    der   von   Sir   Frederick 
Pollock    herausgegebenen    Reinsed  Reports^    S.    20 — 23.      Es    sagt    in 
dieser  Entscheidung  der  Master  of  t^te  Rolls y  Grant:  „Über  die  Rechts- 
materie  des  Wohnsitzes   enthält   unser   eigenes  Recht  so  weniges,  daU 
wir  gezwungen   sind,    zur  Entscheidung   von  Fragen   über  den  Wohn- 
sitz   unsere    Zuflucht    zu    Schriften    ausländischer    Rechtsgelehrten    zu 
nehmen  ...    Im  vorliegenden  Falle  besteht  die  Streitfrage,  ob  Kinder, 
die  nach  dem  Tode  des  Vaters  unter  der  Obhut  der  Mutter  verbleiben, 
dem   Wohnsitze   der   letzteren   folgen   oder   denjenigen  Wohnsitz,    den 
der  Vater   bei  seinem  Tode  besaß,   solange  beibehalten,   bis  sie  selber 
fähig  sind,  durch  eigene  Handlung  sich  einen  Wohnsitz  zu  begründen. 
Die   überwiegende  Mehrzahl   der  Rechtsautoritäten   neigt  unzweifelhaft 
der    ersteren  Ansicht    zu.      Diesen  Standpunkt  vertreten    sowohl  Voet 
(Comni.    ad  Fand,    Lib.   5,    ///.   /,  fr,    lOO)    als    auch  Bynkershoek 
(Quaest  Jur,   Priv.   Lib,   /,    c.   16).      Der   erstere   von   diesen   beiden 
Autoritäten   schränkt  jedoch   seine    Ansicht   durch    Hinzufügung   einer 
Bedingung   ein,   nämlich   daß   die  Mutter  ihren  Wohnsitz  nicht  in  der 
arglistigen  Absicht  geändert  haben  dürfe,   ein  günstigeres  Erbfolgerecht 
durch    den   Wohnsitz  Wechsel   zu   erzielen.      Pothier,    der   die   gleiche 
Autorität  wie  die  beiden  eben  genannten  Rechtsgelehrten  besitzt,  teilt  in 
seinen  Coutiimes  dOrlians  (S.  6  imd  8)  diese  so  qualifizierte  Anschauung. 
In  dem  einleitenden  Kapitel  zu  seinem  Werke  über  das  Gewohnheits- 
recht von  Orlians  betrachtet  er  verschiedene  Materien,   die  allen  Ge- 
wohnheitsrechten Frankreichs  gemeinsam  sind,  und  unter  anderem  auch 
das    Recht    des    Wohnsitzes.      Im    Gegensatze    zu    dem    Standpunkte 
mancher  Rechtsgelehrten   ist   er   der  Ansicht,  daß  ein  Vormund   nicht 
den  Wohnsitz   seines  Mündels   ändern  könne;   dagegen  hält  er  es  für 
unbestritten,   daß  der  Wohnsitz  der  überlebenden  Mutter  zugleich  der 
Wohnsitz   der  Kinder   sei,    vorausgesetzt,   daß   die  Mutter   nicht   ihren 
Wohnsitz   in   einer  arglistigen  Absicht   auf  Erbfolge  ändert     Pothier 
sagt,   daß   die  Vermutung   für   das  Vorhandensein    einer   solchen   arg- 
listigen  Absicht   bestehe,   wenn   kein   vernünftiger  Grund    für   den   er- 
folgten Wohnsitzwechsel  angeführt  werden  könne."    Diesen  Standpunkt 
Pothiers   macht  sich   nun   der   englische  Master  of  the  Rolls   in   der 
Entscheidung   Potinger  versus    Wightman   zu   eigen;    und    damit    wird 
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der  von  dem  französischen  Rechtsgelehrten  vertretene  Satz  ein  Rechts- 
satz des  englischen  Rechts  und  ist  es  im  wesentlichen  bis  zum  heutigen 
Tage  geblieben.  —  In  der  Entscheidung  des  Hause  of  Loras  aus  dem 
jähre  1843  in  dem  Rechtsfalle  Johnstone  i^ersus  Beattie^  mitgeteilt  im 
10.  Bande  der  von  Clarke  und  Finnely  herausgegebenen  Ent- 
Ncheidungen  des  Hause  of  Lords  in  den  Jahren  1831 — 1846,  sagt  auf 
S.  138  Lord  Campbell:  „Meiner  Ansicht  nach  muß  dafür  gehalten 
werden,  daß  der  Rechtsfall  Potinger  versus  Wightman  in  unantastbarer 
Weise  (condusively)  den  allgememen  Grundsatz  zur  Geltung  gebracht 
hat,  daß  in  dem  Falle,  wo  nach  dem  Tode  des  Vaters  ein  Minder- 
jähriger mit  seiner  Mutter  zusammenlebt  und  die  Mutter  einen  neuen 
Wohnsitz  erwirbt,  dieser  letztere  auch  von  dem  Minderjährigen  geteilt 
wird."  —  In  einer  neueren  Entscheidung,  nämlich  in  dem  Rechtsfalle 
in  re  Beaumotii  vom  8.  August  18Q3,  mitgeteilt  im  3.  Bande  des  Jahr- 
ganges 1893  der  Law  Reports  über  Cases  detertniued  in  the  Chancery 
Division  and  in  Lunacy,  aml  an  appeal  therefrom  in  the  Court  of  Appeal^ 
sagt  Mr,  Justice  Stirling  auf  S.  41)6 — 497:  „Ich  glaube,  es  ist  die 
richtigere  Ansicht,  daß  der  Wechsel  in  dem  Wohnsitze  eines  Minder- 
jährig! «n,  der,  wie  es  durch  die  Entscheidung  des  Falles  Potinger  versus 
IVightman  klargestellt  ist,  aus  einem  Wechsel  des  Wohnsitzes  der 
Mutler  folgen  kann,  nicht  als  eine  unl^edingt  notwendige  Folge  des 
Wohnsitz  wechseis  der  Mutter  betrachtet  werden  muß,  sondern  als  ein 
Ergebnis  der  Ausübung  einer  der  Mutter  zum  besten  ihrer  minder- 
jähngen  Kinder  verliehenen  Befugnis,  von  deren  Ausübung  sie  jedoch 
im  hiteresse  der  Kinder  Abstand  nehmen  kann,  selbst  wenn  sie  selber 
ihren  eigenen  Wohnsitz  ändert  ** 

4.  Eine  Streitfrage  ist  entstanden  und  hat  nur  teilweise  durch 
richteriiche  Entscheidungen  ihre  gesetzliche  Regelung  gefunden;  nämlich: 
Folgt  der  Wohnsitz  des  vaterlosen  Minderjährigen  auch  dann  dem 
Wohnsitze  der  Mutter,  wenn  die  letztere  eine  neue  Ehe  eingeht? 
Pothier,  auf  dessen  Ansicht  die  in  das  englische  Recht  übernommene 
Regel  über  den  Wohnsitz  eines  vaterlosen  Minderjährigen  beruht, 
beschränkt  die  Befugnis  der  Mütter,  einen  Wohnsitzwechsel  ihrer 
minderjährigen,  vaterlosen  Kinder  vorzunehmen,  auf  die  Zeit  der 
Witwenschaft  In  der  Entscheidung  des  nordamerikanischen  Rechts- 
falles Ryall  versus  Kennedy,  mitgeteilt  im  40.  Bande  der  Neuf  York 
(Superior  Court)  Reports,  S.  347  ft'.,  heißt  es  auf  S.  360:  „Der  Wohnsitz 
eines  Minderjährigen  folgt  dem  des  Vaters.  Ist  der  Vater  tot  so  folgt 
der  Wohnsitz,  soweit  arglistige  Absicht  nicht  vorliegt,  dem  Wohnsitze 
der  Mutter  bis  zu  dem  Zeitpunkte  ihrer  Wiederverheiratung.  Von 
diesem  Augenblicke  an  hört  der  Wohnsitz  des  Minderjährigen  auf^ 
jeden  weiteren  Wechsel  des  Wohnsitzes  der  Mutter  mitzumachen,  und 
zwar  aus  dem  Grunde,  weil  der  Wohnsitz  der  Mutter  von  demjenigen 
ihres  neuen  Ehemannes  abhängig  wird.  Mit  anderen  Worten:  der 
Wohnsitz  des  vaterlosen  Minderjährigen  folgt  nicht  dem  Wohnsitze  des 
Stiefvaters.*'  —  In  einer  anderen  nordamerikanischen  Entscheidung  — 
in  dem  Rechtsstreite  Brown  versus  Lynch,  mitgeteilt  im  2.  Bande  von 
Eradfords  Surrogate  Reports  [Ne7V  York],  S.  2 14 ff.  —  heißt  es:  „Die 
Mutter  kann  nach  dem  Tode  des  Vaters  den  Wohnsitz  ihrer  Kinder 
Indem,  vorausgesetzt,  daß  dies  ohne  arglistige  Absichten  bezüglich  der 
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Erbfolge  geschieht.    Der  Wohnsitz  der  Kinder  folgt  nicht  notwendiger- 
weise dem  der  überlebenden  Mutter;   denn  obgleich  sie  ihren  eigenen 
Wohnsitz  ändert,  mag  sie  doch  aus  weisen  Gründen  davon  Abstand 
nehmen,  gleichzeitig  den  Wohnsitz  ihres  Kindes  zu  ändern.    Es  besteht 
zwar  die  presumtio  juris^  daß  der  Wohnsitz  der  vaterlosen  Kinder  dem 
der  Mutter  folge;  diese  Regel  indessen  wird  mit  der  Wiederverheiratung 
der   Mutter  hinfällig.     Durch  eine  solche  Rechtshandlung  erwirbt    die 
Mutter  den  Wohnsitz  ihres  neuen  Ehemannes  und  verliert  jede  Fähig- 
keit, fernerhin  den  Wohnsitz  der  Kinder  zu  bestimmen.   .  .  .  Die  Mutter 
unterwirft  sich  selber  der  Kontrolle  eines  neuen  Ehemannes  und  nimmt 
dessen  home  an.     Wenn  sie  somit  aufhört,  eine  unabhängige  Stelluno^ 
als  Haupt  der  Familie  zu  besitzen,  so  kann  sie  auch  nicht  eine  ihr  für 
die  Wohlfahrt  der  Kmder  verliehene,  rein  persönliche  Vertrauensstellung 
auf  eine  andere  Person  delegieren.    Ich  hege  kein  Bedenken  zu  erklären, 
daß  ein  Rechtssatz,  welcher  es  als  eine  notwendige  Rechtsfolge  bezeichnet, 
daß  der  Minderjährige  den  Wohnsitz  des  Stiefvaters  teile,  ein  ungesunder 
ist."  —  Obwohl   auf  diese  beiden   nordamerikanischen  Entscheidungen 
wiederholt  in  englischen  Urteilen  hingewiesen  ist,  und  obwohl  fast  alle 
Lehrbücher,    die   das   englische   Recht   betreffend    den   Wohnsitz    ein- 
gehender   behandeln,    die   Entscheidungen   Ryall   versus   Kennedy    und 
Broivn  versus  Lytuh  zitieren,  so  ist  doch  der  nordamerikanische  Rechts- 
standpunkt nur  sehr  bedingt  und  teilweise  von  den  englischen  Gerichten 
akzeptiert   und   als   auch   für   das   englische  Recht   maßgebend   erklärt 
worden.     Als  Summe  der  in  englischen  Richtersprüchen  sich  wieder- 
spiegelnden Anschauung   über   diese   Frage   kann   man   etwa   folgende 
Regel  geben:   Hat  ein  vaterloser  Minderjähriger  zur  Zeit  der  Wieder- 
verheiratung der   Mutter   in   England   seinen    Wohnsitz,    so   behält    er 
diesen  Wohnsitz  auch  fernerhin  bei,   selbst   wenn   die   Mutter  infolge 
ihrer    Wiederverheiratung    ihren    englischen    Wohnsitz    verliert.       Hat 
dagegen   der    vaterlose   Minderjährige   seinen   beim   Tode    des   Vaters 
besessenen  englischen  Wohnsitz  schon  vor  der  Wiederverheiratung  der 
Mutter  durch  einen  Wohnsitzwechsel  der  letzteren  verloren,  so  teilt  der 
Minderjährige    auch   weiterhin    den*  Wohnsitz   der   Mutter,    d.  h.    sein 
Wohnsitz  folgt  demjenigen  des  Stiefvaters.     Die  besonderen  Umstände 
des  Einzelfalles  können  jedoch  eine  anderweitige  R^elung  der  Wohnsitz- 
frage  bedingen.     Vgl.   auch   Dicey,    Conflict  of  LawSy   S.    126.      Die 
gleichen  Grundsätze  gelten  für  den  Fall,  wo  die  Mutter  eines  unehelichen 
Kindes  eine  Ehe  eingeht.  —  Beispiele  zu  der  obigen  Regel:    a)  Die 
Mutter  eines  vaterlosen  Minderjährigen   hat  einen  englischen  Wohnsitz 
und   heiratet  einen   Mann,   der  einen  Wohnsitz  in   Frankreich   besitzt. 
Die  Mutter  erwirbt  durch  die  Ehe  einen  französischen  Wohnsitz,   das 
minderjährige  Kind  behält  weiter  seinen  englischen  Wohnsitz.  —  b)  Die 
Mutter  eines  vaterlosen  Minderjährigen  gibt  ihren  englischen  Wohnsitz 
auf  und  siedelt  mit  dem  Kinde  nach  Deutschland  über.    Hier  heiratet  sie 
einen  Deutschen.     Der  Wohnsitz  des  Minderjährigen  folgt  weiter  dem 
Wohnsitze  der  Mutter,  d.  h.  für  die  Dauer  der  neuen  Ehe  dem  Wohnsitze 
des   Stiefvaters.   —   Wie   sehr   der   englische   Richter  es   ablehnt,   sich 
unbedingt    dem    entschiedenen    Standpunkte    der    nordamerikanischen 
Gerichte   anzuschließen,    zeigen   die   folgenden  Worte  des   Mr.  Justice 
Stirling   in   dem   schon    erwähnten  Urteile   in  re  Beaumofit:   „Es   ist 
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vernunftgemäß,  wenn  man  die  Fiktion,  welche  einer  Ehefrau  den  Wohn- 
sitz ihres  Ehemannes  zuerteilt,  nicht  soweit  ausdehnt,  daß  notwendiger- 
weise Stiefkinder  den  Wohnsitz  ihres  Stiefvaters  erhalten;  aber  es  ist 
auch  andererseits  nicht  einzusehen,  warum  eine  Witwe  mit  ihrer  Wieder- 
verheiratung unter  allen  Umstanden  jede  Kontrolle  über  den  Wohnsitz 
ihrer  minderjährigen  Kinder  aus  erster  Ehe  verlieren  solle.** 

5.  Die  letzten  Worte  des  §  8  handeln  über  den  Wohnsitz  eines 
unehelichen  Minderjährigen  nach  dem  Tode  der  Mutter.  Da  in  diesem 
falle  dieselben  Grundsätze  maßgebend  sind,  wie  in  dem  Falle  eines 
ehelichen  Minderjährigen,  der  beide  Eltemtcile  durch  den  Tod  verloren 
hat,  so  verweise  ich  auf  meine  Erläuterungen  zu  §  9. 

§9- 
Wenn  beide  Eltemteile  verstorben  sind,  so  behält  der 
eheliche  Minderjährige  den  letzten  Wohnsitz  des  zuletzt  ver- 
storbenen Eltemteiles.'  Es  ist  fraglich,  ob  ein  Vormund  <ab- 
gesehen  von  dem  Falle,  wo  die  Mutter  Vormund  ist)  den 
Wohnsitz  seines  Mündels  ändern  kann.« 

^  Nach  anderer  Ansicht  teilt  der  elternlose  Minderjährige  den  Wohnsitz  des 
etwaigen  Vormundes;  vgl.  Dicey,  1.  c,  S.   123 — 124. 
*  Douglas  V.  Douglas.    (1871.)     12  Eq.  62$. 

äcmkä  of  a  ward  i — 3  ttstamentary  guardian  3 

J^reign  guardian  3  Wohnsitzwechsel  des  Miindels  durch  den  Vormund: 

min«r  vntkoHt  Inring  ßarenis  x  nach  amerikantschem  Recht  3 

natural  guardian  3  nach  englischem  Recht  z  und  3 

I.  Beide  Eltemteile  eines  ehelichen  Minderjährigen  sind  verstorben, 
oder  die  Mutter  eines  unehelichen  Minderjährigen  ist  verstorben.  Über 
den  Wohnsitz  eines  solchen  Minderjährigen,  d.  h.  eines  sogenannten 
minor  without  Irving  parents,  besteht  ein  Streit  unter  englischen  Juristen. 
Nach  der  einen  Ansicht  behält  der  eheliche  Minderjährige  denjenigen 
Wohnsitz,  den  er  zur  Zeit  des  Todes  des  zuletzt  verstorbenen  Eltern- 
teiis besessen  hat,  und  der  uneheliche  Minderjährige  denjenigen  Wohn- 
sitz, der  ihm  beim  Tode  der  Mutter  anhaftet,  unbedingt  und  aus- 
nahmslos bei,  während  nach  der  anderen  Ansicht  die  besonderen 
Umstände  des  Einzelfalles  bewirken  können,  daß  der  Minderjährige  den 
Wohnsitz  seines  Vormundes  (guardian)  teilt.  Dicey,  Conflict  of  Laws, 
sagt  auf  S.  123 — 124:  „Es  ist  möglich,  daß  der  Wohnsitz  eines  eltern- 
losen Minderjährigen  dem  W^ohnsitze  des  Vormundes  folgt;  aber  ob 
dies  der  Fall  sei  oder  nicht,  ist  eine  offene  Streitfrage.  In  erster  Linie 
kann  man  zweifelhaft  sein,  ob  nicht  vielmehr  die  Regel  dahin  laute, 
daß  in  gewissen  Fällen  der  Wohnsitz  des  Mündels  (ward)  durch  den 
Vormund  geändert  werden  könne,  als  dahin,  daß  der  Wohnsitz  des 
Mündels  demjenigen  des  Vormundes  folge.  Es  ist  schwerlich  zu  glauben, 
daß  die  bloße  Tatsache  des  Erwerbes  eines  französischen  Wohnsitzes 
seitens  des  Vormundes  den  Minderjährigen,  der  ein  Sohn  eines  ver- 
storbenen, in  England  domiziliert  gewesenen  Engländers  ist,  seines 
englischen  Wohnsitzes  berauben  solle.  An  zweiter  Stelle  ist  die  Befugnis 
eines  Vormundes,  den  Wohnsitz  seines  Mündels  überhaupt  zu  ändern, 
zweifelhaft.     In  der  grundlegenden  Entscheidung  des  englischen  Reclits 

G.  Schirrmeister,  Bürgerl.  Recht  Englands.     I.  3 
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über  die  Wohnsitzfrage,   nämlich  in  Pothiger  versus   Wightman  (s.    ErL 
zu  §  8  sub  3),  war  die  Mutter  der  Kinder  gleichzeitig  Vormund.      Nach 
gesundem  Menschenverstände  kann  man  schwerlich  behaupten,  daß    das 
home  eines  'Mündels   mit   dem  home  des  Vormundes   etwa   in   gleicher 
Weise    tatsächlich    identisch    sei    oder    aus    rechtspolilischen    Gründen 
identisch  sein  müsse,  wie  das  home  eines  Kindes  naturgemäß  mit   dem 
home   seines   Vaters    identisch    ist.      Sollte    einmal    die   Streitfrage     vor 
Gericht   sich   erheben,   so  wird  wahrscheinlich   dahin   erkannt  werden, 
daß  ein  Vormund    den  Wohnsitz  seines  Mündels  nicht  ändern  könne, 
oder  es  wird  beinahe  mit  Sicherheit  entschieden  werden,  daß  der  Vor- 
mund nur  dann   den  Wohnsitz   des  Mündels   eventuell  ändern  könne, 
wenn   tatsächlich   die   residence  des  Mündels   mit   der   des  Vormundes 
zusammenfällt."      Vgl.    auch    Westlake,    Prwate    International    LofiVy 
3.  Aufl.  S.  300—301. 

2.  In  der  Entscheidung  Douglas  versus  Douglas  aus  dem  Jahre  1871, 
mitgeteilt  im   12.  Bande  der  Law  Reports   über  Equity  Cases,  induding 
Bankruptcy  Cases,  S.  617 — 64Q,  sagt  der  Vice-Chancellor  Sir  John  Wtckens 
auf  S.  Ö25:  „Es  scheint  fraglich,  ob  ein  Vormund  den  Wohnsitz  seines 
Mündels   ändern   kann.     Die  Schwierigkeit   ist,   daß  jemand  Vormund 
in   dem   einen  Rechtsgebiete,   aber   nicht   auch   in    dem   anderen   sein 
kann."  —  Hierzu  ist  zu  bemerken,  daß  nach  englischer  Rechtsauffassung 
Vormimdschaft   eine  Institution  ist,   die  regelmäßig   nur  in  demjenigen 
Rechtsgebiete  wirksam  ist,   in  welchem   die  Bestellung  des  Vormundes 
stattgefunden  hat.     Ein  ausländischer  Vormund  als  solcher  hat  sonach 
grundsätzlich   in  England   keine  Rechtsbefugnisse.     Dies  geht  .sogar  so 
weit,  daß  ein  in  Schottland  ernannter  Vormund,  wie  es  in  dem  Prozesse 
Johnsione  versus  Beattie  aus  dem  Jahre  1843  von  dem  House  of  Lords 
entschieden  wurde  (s.  Erl.  zu  §  8  sub  3),  in  England  nicht  seine  Rechte 
als  Vormund  geltend   machen   darf.     Es   sagt   in   dieser  Entscheidung 
Lord  Cottenham  auf  S.  114:  „Ausländische  Vormünder  können  nicht 
engländische  Vormünder  sein,   es   sei   denn,   daß  sie  nachweisen,   daß 
sie  ihre  Vollmacht   aus  einer  derjenigen  Quellen  herleiten,   aus  denen 
nach  englischem  Rechte  das  Recht  der  Vormundschaft  zur  Entstehung 
gelangen  muß;  und  es  ist  schon  in  den  früheren  Ausführungen  dai^getan 
worden;  daß  die  Rechte  und  Pflichten  eines  ausländischen  Vormundes 
bezüglich  emes  Kindes,   das  in  diesem  Lande   seine  residence  hat,   von 
den  Gerichten  dieses  Landes  nicht  anerkannt  werden  können.     Es  folgt 
daraus,   daß   ein  ausländischer  Vormund  als  solcher   in  diesem  Lande 
keine    Rechtsbefugnis   hat."   —   Dieser   schroffe   Standpunkt   englischer 
Gerichte  hat  .neuerdings   eine  Milderung   erfahren,    obwohl   sich   nicht 
genaue  Regeln   darüber  geben   lassen,   in    welchen  Fällen   und    bis  zu 
welchem  Grade  die  englischen  Gerichte   einen  im  Auslande  ernannten 
Vormund   anerkennen    werden.     Es  sagt   in    dieser  Beziehung   Dicey, 
a.  a.  O.,   S.  495^ — 496:   „Die  Stellung  ausländischer  Vormünder  ist  ein 
Gegenstand,  über  welchen  es  schwierig  ist,  genaue  Regeln  aufzustellen, 
einmal,   weil   in   allen  Vormundschaftsangelegenheiten   der  High  Court 
hauptsächlich   nach   freiem  Ermessen   (on  its  discretion)   und   nach  den 
besonderen  Umständen  des  Einzelfalles  handelt,   und  sodann   weil  die 
neueren    Entscheidungen    auf   eine    Anerkennung    einer    ausländischen 
Vormundschaft  hinzielen,    eine  Anerkennung,    die  in  Wahrheit  mit  der 
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in  früheren  Entscheidungen  aufgestellten  Doktrin,  wonach  die  Befugnisse 
eines  Vormundes  streng  lokale  (d.  h.  auf  ein  bestimmtes  Rechtsgebiet 
beschränkte)  sind,  nicht  in  Einklang  gebracht  werdeti  kann." 

3.  In  dem  Rechtsfalle  Ijimar  versus  MicoUj  mitgeteilt  im  112.  Bande 
der  United  States  ReportSy  S.  452  ff.,  wird  das  Recht  des  Vormundes 
auf  Bestimmung  des  Wohnsitzes  seines  Mündels  von  dem  Supreme 
Court  of  the  United  States  in  folgender  Weise  dargelegt  (S.  471 — 472): 
„Ein  von  dem  Vater  ernannter  testamentarischer  Vormund  (testammtary 
guardian)  kann  dieselbe  Kontrolle,  die  der  Vater  über  den  Wohnsitz 
des  Mündels  besaß,  ausüben.  .  .  .  Aber  es  ist  mindestens  sehr  zweifel- 
haft, ob  auch  ein  Vormund,  der  sonstwie  in  dem  Staate,  in  welchem 
der  Minderjährige  seinen  Wohnsitz  hat,  bestellt  worden  ist,  und  der 
nicht  der  natürliche  Vormund  (natural  guardiariy  d.  h.  die  Mutter  oder 
ein  Großeltemteil  des  Minderjährigen)  oder  ein  testamentarischer  Vor- 
mund ist,  den  Wohnsitz  des  Mündels  über  die  Grenzen  desjenigen 
Staates  hinaus  verlegen  kann,  in  welchem  die  Bestellung  des  Vormundes 
erfolgt  ist,  und  auf  dessen  Gebiet  die  rechtliche  Vollmacht  des  Vor- 
mundes sich  begrenzt** 

§  10. 
Ein  Minderjähriger  kann  nicht  selbständig  seinen  eigenen 
Wohnsitz  ändern.^ 

J  Sharpe  v.  Crispin  (1869).     L.  R.  i  P.  and  D.  618. 

ErweH)  eines  eigenen  hinMe  durch   den  Minder-         Unmöglichkeit    eines    unabhängigen    Wohnsitzes 
jahrigen.  des  Minderjährigen. 

Verheiratung  des  Minderjährigen. 

Ein  Minderjähriger  kann  nach  englischem  Rechte  selbständig  ein 
home  begründen,  aber  niemals  ein  legal  honte  oder  domicil  (s.  Erl.  zu 
§4  sub  2).  Z.  R,  ein  junger  Mann  von  18  Jahren,  der  seinen  Wohn- 
sitz in  England  hat,  geht  nach  Argentinien,  kauft  daselbst  eine  Farm 
und  läßt  sich  in  Argentinien  mit  der  Absicht  nieder,  nicht  nach  Eng- 
land zurückzukehren.  Er  erwirbt  damit  ein  home  in  Argentinien,  behält 
aber  während  seiner  Minderjährigkeit  seinen  englischen  Wohnsitz  bei. 
Auch  die  Eingehung  einer  Ehe  macht  den  Minderjährigen  nicht  zu 
einer  person  stä  juris  .(s.  Erl.  zu  §  4  sub  i).  Vielmehr  unterliegt  das 
domicil  eines  verheirateten  Minderjährigen  den  Regeln  der  §§  8  und  9. 
Der  Fall,  wo  eine  Minderjährige  durch  Heirat  ihren  bisherigen  Wohn- 
sitz verliert,  bildet  keine  Ausnahme  zu  der  Regel  des  §  10.  Vielmehr 
stellt  in  einem  solchen  Falle  der  Wechsel  des  Wohnsitzes  keine  selb- 
ständige Handlung  der  Minderjährigen,  sondern  eine  gesetzliche  Folge 
aus  dem  Wechsel  ihres  civil  Status  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  2)  dar.  —  Vgl. 
Dicey,  Conflict  of  Laws,  S.  128  —  129;  Westlake,  Private  International 
Law,  3.  Aufl.,  S.  300.  —  Über  den  Rechtsfall  Sharpe  versus  Crispin 
s.  Erl.  zu  §  5  sub  2. 

§  "• 

Wer    einen    durch    seine    eigene    Handlung    begründeten 
Wohnsitz  aufgibt,  ohne  einen  neuen  ^Vohnsitz  zu  begründen, 
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zurückzufordern.  Innerhalb  des  genannten  Zeitraumes  von  13  Jahren 
hat  dagegen  der  fälschlich  für  tot  Erklärte  das  Recht,  sein  Vermögen 
zurückzuverlangen,  jedoch  nicht  die  Zinsen  und  Früchte  aus  demselben, 
welche  vor  Erhebung  des  Rückforderungsanspruches  erwachsen  sind. 

2.  Es  besteht  einzig  und  allein  die  Vermutung,  daß  der  Ver- 
schollene nach  Ablauf  der  siebenjährigen  Frist  nicht  mehr  lebe,  da- 
gegen keine  Vermutung,  daß  er  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte 
während  dieser  Frist  gestorben  sei.  Der  für  die  Verschollenheitslehre 
des  englischen  Rechts  maßgebende  Rechtsfall  (leading  case)  ist  der  Pro- 
zeß Doe  versus  Nepean,  mitgeteilt  im  5.  Bande  der  von  Barne  wall 
imd  Adolphus  herausgegebenen  Reports  of  cases  argued  and  determined 
in  the  Court  of  King's  ßench,  S.  86  ff.  Es  sagt  daselbst  Lord  Denman: 
„Wenn  wir  zur  Verhinderung  von  Unzuti<iglichkeiten  nach  freiem  Be- 
lieben die  Regel  aufstellen  würden,  daß  eine  siebenjährige  Abwesenheit 
ohne  Eintreffen  von  Nachrichten  ein  prima  facie  Beweis  dafür  bildet, 
daß  der  Verschollene  am  letzten  Tage  der  sieben  Jahre  gestorben  sei, 
dann  würde  eine  solche  Regel  in  weitaus  den  meisten  Fällen,  ja  sogar 
beinahe  in  jedem  Falle  als  der  Wahrheit  nicht  entsprechend  sich  er- 
weisen; und  die  Regel  würde,  weil  sie  auf  alle  Fälle,  in  denen  der 
Zeitpunkt  des  Todes  von  wesentlicher  Bedeutung  ist,  zur  Anwendung 
käme,  große  Unzuträglichkeiten  und  Ungerechtigkeiten  erzeugen."  — 
Diese  Anschauung  des  Court  of  King's  Bench  wurde  von  der  Be- 
rufungsinstanz, der  Exchequer  Chamber^  ausdrücklich  gut  geheißen.  In 
dem  Berufungsurteile  Nepean  versus  Doe,  mitgeteilt  im  2.  Bande  der 
von  Meeson  und  Welsby  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued 
and  determined  in  the  Court  of  Exchequer  und  Exchequer  Cfuimber, 
S.  894  fr.,  heißt  es  auf  S.  914:  „Wir  adoptieren  die  Lehre  des  Court 
of  Queens  Bench,  daß  die  Rechtsvermutung  sich  lediglich  auf  die  Tat- 
sache des  Todes  bezieht,  und  daß  der  Zeitpunkt  des  Todes,  wenn 
immer  er  wesentlich  ist,  Gegenstand  eines  besonderen  Beweises  sein 
muß."  Und  auf  S.  912  wird  ausgeführt:  „Wenn  nun  von  jemandem 
seit  sieben  Jahren  keine  Nachricht  eingetroffen  ist,  so  ist  es  oflf'ensichtlich 
ein  Gegenstand  der  größten  Unsicherheit,  zu  welchem  Zeitpunkte  inner- 
halb dieser  sieben  Jahren  der  Verstorbene  starb.  Von  allen  Zeitpunkten 
ist  der  letzte  Tag  der  Frist  der  unwahrscheinlichste  und  derjenige,  der 
mit  dem  inneren  Gnmde  der  Todesvermutung  am  wenigsten  im  Ein- 
klänge steht.  Die  genannte  Vermutung  basiert  auf  dem  langen  Zeit- 
ablaufe seit  Eintreffen  der  letzten  Nachricht;  es  wird  als  außerordentlich 
betrachtet,  daß  der  Verschollene,  falls  er  noch  am  Leben  wäre,  sollte 
kein  Lebenszeichen  von  sich  gegeben  haben.  Mit  anderen  Worten, 
es  wird  vermutet,  daß  das  Nichteintreffen  von  Nachrichten  eine  Folge 
des  Todes  des  Verschollenen  sei,  eine  Vermutung,  die  sich  auf  die  be- 
trächtliche Zeit  stützt,  die  seit  der  letzten  Nachricht  verstrichen  ist. 
Wenn  man  nun  annimmt,  daß  der  Verschollene  am  vorletzten  Tage 
der  7  Jahre  noch  ^am  Leben  war,  dann  liegt  nichts  außerordentliches 
darin,  daß  von  ihm  am  letzten  Tage  dieser  Frist  keine  Nachricht  ein- 
getroffen ist;  und  der  vorausgehende  außerordentliche  Zeitraum,  während 
welchem  nichts  von  dem  Verschollenen  gehört  wurde,  wird  infolge  der 
Annahme,  daß  der  Verschollene  noch  vor  so  kurzer  Zeit  am  Leben 
gewesen  sei,  unwesentlich.     Die  Todesvermutung  scheint  daher  zu  der 
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Schlußfoige  zu  führen,  daß  der  Tod  eine  beträchtliche  Zeit  vor  Ablauf 
der  sieben  Jahre  eingetreten  sei." 

3.  Eine  Feststellung  des  Zeitpunktes  des  Todes  ist,  soweit  erforder- 
lich, Sache  des  Beweises.  Über  das  onus  probandi  in  einem  solchen 
Falle  handelt  die  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  in  Chancery  vom 
Januar  1870  in  dem  Rechtsstreite  In  re  Phen£s  Trust,  mitgeteilt  im 
5.  Bande  der  Chancery  Appeal  Cases  before  the  Lord  Chancellor  and  t/ie 
Court  of  Appeal  in  Chancery ,  S.  139 — 154.  Der  Tatbestand  ist  kurz 
folgender:  Ein  Testator,  der  im  Januar  1861  verstorben  war,  hatte 
mehrere  Legate  an  verwandte  Personen  ausgesetzt.  Einer  der  Legatare 
war  verschollen.  Die  letzte  Nachricht  über  ihn  lautete,  daß  er  im  Juni 
1860  aus  der  nordamerikanischen  Marine  gelegentlich  eines  Urlaubes 
desertiert  wäre.  Der  Bruder  des  Verschollenen,  als  Nachlaßverwalter, 
stellte  im  Jahre  1869  den  Antrag,  auf  Aushändigung  des  Legates.  In 
erster  Instanz  entschied  der  Court  of  Chancery  zu  Gunsten  des  Antrag- 
stellers; auf  eingelegte  Berufung  erkannte  dagegen  der  Court  of  Appeal  in 
Chancery,  daß  der  Bruder  des  Verschollenen  keinen  Anspmch  auf  Aus- 
zahlung des  Legates  besäße,  da  derselbe  nicht  den  Beweis  erbracht  hätte, 
daß  der  Verschollene  noch  zur  Zeit  des  Todes  des  Testators  am  Leben 
war.  In  dem  Urteile  des  Lord  ßtstice  Giffard  heißt  es  auf  S.  152: 
„Der  wahre. zur  Anwendung  kommende  Rechtssalz  ist,  daß  diejenigen, 
die  einen  Rechtsanspruch  darauf  gründen,  daß  jemand  einen  gewissen 
Zeitpunkt  überlebt  habe,  diese  Tatsache  positiv  durch  Beweis  dartun 
müssen.  Die  Beweisführung  wird  in  den  verschiedenen  Fällen  not- 
wendigerweise verschieden  sein;  aber  ein  zulänglicher  Beweis  muß  er- 
bracht werden,  oder  der  Ansprucherhebende  wird  mit  seinem  Ansprüche 
abgewiesen.  Im  vorliegenden  Falle  soll  jemand  zu  einer  Klasse  von 
Legataren  gehören.  Um  eine  Person  mit  dem  Charakter  eines  Mit- 
gliedes einer  solchen  Klasse  zu  bekleiden,  ist  es  notwendig,  daß  der 
behauptete  Legatar  den  Testator  überlebt  habe.  Das  ist  eine  vom 
Rechte  dem  Legate  beigefügte  stillschweigende  Bedingung.  Es  folgt 
daraus,  daß  der  Rechtsnachfolger  einer  Person,  von  welcher  behauptet 
wird,  daß  sie  zu  der  Klasse  der  Legatare  gehöre,  den  übrigen  Mit- 
gliedern dieser  Klasse  den  Nachweis  erbringen  muß,  daß  der  mit 
einem  Legate  Bedachte  den  Testator  überlebt  habe.  Im  Falle  des 
Mißlingens  dieses  Beweises  war  der  Bedachte  überhaupt  kein  Legatar. 
Aus  diesen  Gründen  und  nach  Prüfung  der  Autoritäten  und  richterlichen 
Entscheidungen,  auf  denen  diese  Gründe  beruhen,  bin  ich  der  Ansicht, 
daß  keine  Rechtsvermutung  darüber  besteht,  zu  welchem  bestimmten 
Zeitpunkte  der  Verschollene  starb;  daß  dies  vielmehr  eine  Tatfrage 
ist,  die  durch  Beweis  klar  gelegt  werden  muß,  und  daß  die  Beweislast 
dem  Rechtsnachfolger  des  Verschollenen  obliegt.** 

4.  Die  Todesvermutung  greift  in  allen  denjenigen  Fällen  nicht 
Platz,  in  denen  trotz  der  Tatsache,  daß  seit  7  Jahren  keine  Nachricht 
von  dem  Leben  des  Verscliollenen  eingegangen  ist,  die  Wahrscheinlich- 
keit besteht,  daß  der  Verschollene  sich  noch  am  Leben  befindet. 
Leading  case  ist  hier  die  Entscheidung  des  Court  of  Chancery  vom 
17.  Juli  1854  in  dem  Prozesse  Borvden  versus  Hetiderson,  mitgeteilt  im 
2.  Bande  der  von  John  Smale  und  J.  W.  de  Longueville  Giffard 
herausgegebenen  Reports  of  Cases  adjudi^ed  in  the  Iligh  Court  of  Chancery 
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by  the  Vice-Chancellor  Sir  John  Stuart^  S.  360—367.  Eine  Engländerin^ 
Letitia  Langton,  war  im  Auslande  zur  katholischen  Kirche  übergetreten 
und  hatte  sich  aus  diesem  Grunde  mit  ihren  Angehörigen  derart  Über- 
worfen,  daß  sie  jede  weitere  Korrespondenz  mit  denselben  aufgab. 
Mehr  als  sieben  Jahre  waren  seit  der  letzten  Nachricht  von  der  Ver- 
schollenen verstrichen.  In  dem  Urteile  heißt  es  (S.  366 — 367):  „Das 
Prinzip,  nach  welchem  das  Gericht  den  Tod  einer  Person  vermutet^ 
von  welcher  während  eines  langen  Zeitraumes  keine  Nachrichten  ein- 
gegangen sind,  ist,  daß  diese  Person,  falls  sie  noch  am  Leben  wäre, 
sicherlich  irgend  einem  ihrer  Freunde  und  Verwandten  Nachricht  hätte 
zukommen  lassen.  Es  ist  dies  eine  Schlußfolgerung,  welche  das  Gericht 
aus  den  wahrscheinlichen  Umständen  des  Falles  zieht.  Daher  ist  es 
ganz  klar,  daß  da,  wo  eine  solche  Wahrscheinlichkeit  nicht  besteht, 
die  Todesvermutung  nicht  Platz  greifen  kann.  Im  vorliegenden  Falle 
weisen  die  Umstände  darauf  hin,  daß  nach  allem,  was  sich  zwischen 
Letitia  Langton  und  ihren  Angehörigen  zugetragen  hatte,  ein  weiterer 
Briefwechsel  zwischen  der  Verschollenen  und  den  Ihrigen  höchst 
unwahrscheinlich  sein  mußte.  .  .  .  Dieser  Umstand  in  Verbindung  mit 
dem  exzentrischen  Leben,  das  die  Verschollene,  nach  ihren  Briefen  zu 
urteilen,  führte,  machen  es  meiner  Ansicht  nach  unwahrscheinlich,  daß 
dieselbe,  auch  wenn  sie  noch  am  Leben  wäre,  weitere  Nachrichten 
ihren  Angehörigen  senden  würde.  Ist  dem  aber  so,  so  ergibt  sich,  daß 
die  Todes  Vermutung  nicht  aus  dem  Mangel  von  Nachrichten  gefolgert 
werden  kann,  wenn  dieser  Mangel  selbst  im  Falle  des  Lebens  der  Ver- 
schollenen ein  ganz  erklärlicher  und  natürlicher  ist." 

§  13. 
Sind    mehrere    Personen    in    einer    gemeinsamen    Gefahr 
umgekommen,    so   besteht   keine    Rechtsvermutung   über   die 
Reihenfolge  des  Zeitpunktes  ihres  Todes.^ 

^  Wing  V.  Angrave.  (1860.)  8  H.  L.  C.  183.  —  In  the  Goods  of  Beyuon^ 
1901,  P.   141. 

Abänderung    der   Eidesformel    ftir   den    Nachlaß-  no  inference  of  law  from  age  ar  srx  i 

Verwalter  im  Falle  von  commorientcs  a  no  presumption  of  law  as  io  survh'orship  x 

Administrator  a  Oath  to  lead  Grants  of  Aiiministration  2 

Beweislast  über  Reihenfolge  des  Todes  i  Reihenfolge    des    Todes    Talfrage    (qttestion    of 

Keine  Rechtsvcrmutung  über  Gleichzeitigkeit  des  f<^<^0   > 

Todes  X 

I.  Im  Falle  von  commorimtes  kennt  das  englische  Recht  weder 
eine  Vermutung,  daß  sie  gleichzeitig  gestorben  seien  (no  presumption  of 
Icnv  ihat  they  died  at  the  same  point  of  time)j  noch  eine  Vermutung,  daß 
der  eine  den  andern  überlebt  habe  (no  presumption  of  law  as  to  survi- 
vorship).  Derjenige,  welcher  behauptet,  daß  der  Tod  eines  der  Ver- 
unglückten später  eingetreten  sei  als  der  Tod  der  übrigen  und  aus 
dieser  Behauptung  Rechte  herleitet,  muß  die  Behauptung  beweisen. 
Schlüsse  über  die  Reihenfolge  des  Todes  aus  dem  Lebensalter,  der 
Gesundheit,  dem  Geschlechte  usw.  der  Verunglückten  zu  ziehen,  gestattet 
das  englische  Recht  nicht.  Die  Grundlage  des  heutigen  Rechts  in 
dieser  Frage  bildet  die  Entscheidung  des  Ifouse  of  Lords  vom  Februar  1860 
in  dem  Rechtsfalle   Wing  versus  Afigrave^   mitgeteilt  im   8.  Bande   der 
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Hause  of  Lords  Cases  an  appeals  andwrits  of  error  and  Claims  of  peeragey 
S.  183 — 224.  Jn  diesem  Falle  war  ein  Ehepaar  während  eines  See- 
stunnes  durch  eine  Sturzwelle  von  dem  Decke  eines  Schiffes  hinweg- 
gerissen und  untergegangen.  Der  Ehemann  \\:ar  von  kräftiger  Gesund- 
heit und  ein  geübter  Schwimmer;  die  Ehefrau  war  schwächlich  und 
konnte  nicht  schwimmen.  Beide  hinterließen  je  ein  Testament,  in 
welchem  der  eine  Ehegatte  den  andern  zum  Erben  im  Falle  des  Ober- 
lebens einsetzte.  In  der  Entscheidung  des  Falles  sagt  Lord  Campbell 
(S.  [970.):  „  .  .  .  Nach  dem  Standpunkte  unserer  Rechtswissenschaft 
darf  bei  einer  Streitfrage,  wer  von  zwei  Menschen,  die  in  einer  gemein- 
samen Gefahr  ihren  Tod  gefunden  haben,  den  andern  überlebt  habe,  kein 
rechtlich  bedeutsamer  Schluß  aus  dem  Lebensalter  oder  dem  Geschlechte 
(no  inference  of  law  from  age  or  sex)  der  Verunglückten  gezogen  werden ; 
vielmehr  ist  eine  solche  Frage  lediglich  auf  Grund  der  in  jedem  Einzel- 
falle bewiesenen  Umstände  zu  entscheiden.  .  .  .  Die  Beweislast  liegt 
hierbei  auf  demjenigen,  der  eine  Behauptung  aufstellt.  Ich  brauche 
kaum  zu  erwähnen,  daß  meiner  Ansicht  nach  die  Lehre,  wonach  im 
Zweifelsfalle  eine  Rechtsvermutung  besteht,  daß  der  Tod  gleichzeitig 
eingetreten  sei,  eine  verfehlte  ist.  Ich  will  nicht  behaupten,  daß  ein 
gleichzeitiger  Tod  unmöglich  sei,  obwohl  Zeit,  in  derselben  Weise  wie 
Materie,  unbegrenzt  teilbar  genannt  wird;  aber  eine  Vermutung  der 
genannten  Art  findet  weder  in  einer  richterlichen  Entscheidung,  noch 
in  einem  richterlichen  Ausspruche,  noch  im  Wege  analoger  Rechts-" 
auslegung  ihre  Stütze." 

2.  Die  Schwierigkeiten,  welche  der  gänzliche  Mangel  einer  Rechts- 
vermutung Über  die  Reilien folge  des  Todes  von  commorientes  erzeugt, 
hat  die  neueste  Rechtsprechung  teilweise  zu  beseitigen  gewußt.  Grund- 
legend ist  hier  die  Entscheidung  der  Probate  Dhusion  des  High  Court 
vom  4.  März  1901  in  dem  Rechtsfalle  in  the  Goods  of  William  Thomas 
Beynon  und  in  the  Goods  of  Emily  Beynorij  mitgeteilt  im  Jahrgange  1901 
der  Law  Reports  über  Entscheidungen  der  Probate  Division  (Courts  of 
Probate^  Divorce^  and  Admiralty,  and  on  appeal  therefrom  in  the  Court 
of  Appeal;  also  decisions  in  the  Ecclesiasticai  Courts)^  S.  141 — 143.  Zum 
Verständnis  dieses  Rechtsfalles  sei  folgendes  bemerkt:  Nach  englischem 
Rechte  soll  im  Falle  des  Ablebens  einer  Person  ohne  Hinterlassung 
eines  Testaments  die  Probate^  Divorce  and  Admiralty  Division  des  High 
Court  of  Justice  gemäß  §  34  der  Supreme  Court  of  Judicature  Act  von  1873 
(36  and  3^  Vict.  c.  66)  einen  Nachlaßverwalter  (administrator)  ernennen. 
In  der  Regel  wird  hierzu  gemäß  der  Court  of  Probate  Act  von  1857 
(20  and  2\  Vict,  c.  y^)  der  nächste  Verwandte  (next  of  kin)  des  Ver- 
storbenen bestellt  Diese  zur  Nachhißverwaltung  zu  berufende  Person 
hat  gemäß  Nr.  37  der  Probate  Court  Rules  von  1862  einen  Eid  dahin 
zu  leisten,  daß  andere  Personen,  die  ein  besseres  Recht  auf  eine  Er- 
nennung zrnn  administrator  besitzen,  nicht  existieren ;  daß  und  wie  etwa 
früher  vorhandeij  gewesene  Näherberechtigte  in  Fortfall  gekommen 
seien;  und  daß  der  Schwörende  der  einzige  fiext  of  kin  oder  einer  von 
mehreren  gleich  nahen  Verwandten  sei.  Ein  solcher  Eid  heißt  technisch 
Oath  to  lead  Grants  of  Administration.  —  In  dem  erwähnten  Falle 
waren  William  Thomas  Beynon  und  seine  Ehefrau  f^mily  Beynon  als 
Missionare  in  Tai  Yuen  Fu  in  Nord-China  tätig  gewesen.    Am  9.  Juli  1900 
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hatte  in  dem  Distrikt,  in  welchem  das  Ehepaar  lebte,  eine  Ermordung 
aller  Europäer  durch  die  Chinesen  stattgefunden.  Das  Ehepaar  Beynon 
mit  seinen  Kindern  befand  sich  unter  den  Opfern.  Es  war  unmöglich 
festzustellen,  wer  von  der  Familie  die  anderen  Mitglieder  überlebt  hätte, 
oder  ob  alle  gleichzeitig  gestorben  wären.  Das  Ehepaar  hinterließ  kein 
Testament.  Next  of  kin  von  Thomas  Beynon  war  dessen  Vater,  von 
Emily  Beynon  deren  Schwester.  Um  die  Einsetzung  einer  Nachlaß- 
verwaltung zu  erlangen,  beantragte  der  Anwalt  beider  Parteien,  daß 
die  übliche  Eidesformel  im  vorliegenden  Falle  abgeändert  werden  dürfte, 
und  daß  der  administrator  für  das  Vermögen  des  verstorbenen  Ehe- 
mannes nur  beschwören  sollte,  daß  W.  T.  Beynon  tot  wäre,  und 
daß  derselbe  am  oder  ungefähr  am  9.' Juli  1900  starb,  und  daß  kein 
Grund  zu  der  Annahme  bestände,  daß  die  Ehefrau  und  die  drei  Kinder 
des  Verstorbenen  den  letzteren  überlebten.  Die  Leistung  eines  ent- 
sprechenden Eides  wurde  gleichzeitig  für  den  administrator  des  Ver- 
mögens der  Emily  Beynon  beantragt.  Mr.  Justice  Goreil  Barnes  gab 
dieser  Petition  Folge  und  gestattete  die  vorgeschlagene  Abänderung  der 
üblichen  Eidesformel.  —  Wenn  somit  auch  nicht  direkt  ein  Rechtssatz 
zur  Einführung  gelangt  ist,  wonach  im  Falle  des  Todes  mehrerer 
Personen  in  einer  gemeinsamen  Gefahr  die  Vermutung  besteht,  daß 
sie  gleichzeitig  gestorben  seien,  vielmehr  nach  wie  vor  das  englische 
Recht  davon  absieht,  im  Falle  von  commorientes  irgendeine  Rechts- 
vermutung über  die  Reihenfolge  des  Todes  aufzustellen,  so  ist  doch 
nunmehr  ein  Ausweg  aus  der  vorhandenen  Schwierigkeit  gefunden,  der 
in  seinem  praktischen  Ergebnis  auf  nichts  weiter  als  auf  eine  Anerkennung 
der  auch  im  §  20  des  deutschen  BGB.  enthaltenen  Regel  hinausläuft. 


Zweiter  Titel. 

Juristische  Personen. 

§  14. 

Die  Vereine  zerfallen  in  Vereine  mit  Korporationsrechten 
(associaiions  corporate)  und  in  Vereine  ohne  Korporationsrechte 
(associaiions  unincorporaie). 

cwil  corporatioHs  2  juristische  Person   i 

commercial  corp.  a  Korporation  i 

Corporation  aggregaie  i  lay  Corporation  2 

Corporation  sole  i  non-cojnmercial  corp,  3 

ecclfsiastical  corp.  a  semi-covtmercial  corp.  3 
eleftttosynary  corp.  a 

I.  Für  den  Begriff  „juristische  Person"  hat  die  englische  Rechts- 
sprache zahllose  Ausdrücke.  Die  üblichsten  sind :  artißcial  person,  body 
corporate^  body  politic.  Daneben  finden  sich:  legal  oder  conventional 
oder  fictitious  oder  juristic  oder  moral  person,  body  aggregate^  usw.  Das 
englische  Recht  kennt  nur  eine  einzige  Art  von  juristischen  Personen, 
nämlich  Korporationen  (corporations),  cl.  h.  rechtsfähige  Personenvereine 
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(associations  carporate).  „Stiftungen"  im  Sinne  der  §§  Soff,  und  „juristiche 
Personen  des  öffentlichen  Rechts"  im  Sinne  des  §  89  des  deutschen 
BGB.  sind  dem  englischen  Rechte  unbekannt.  Wenn  daher  z.  B.  von 
der  Universität  London  als  von  einer  juristischen  Person  gesprochen 
wird,  so  ist  darunter  nicht  das  Institut  gemeint,  sondern  eine  rechts- 
fähige Personenvereinigung,  die  sich  aus  dem  Kanzler  (cJumcellor) , 
Vizekanzler  (vice-chancdlor)^  den  Dozenten  (fellows)  und  denjenigen 
Individuen  zusammensetzt,  die  einen  akademischen  Grad  der  be- 
treffenden Universität  erworben  haben  (d.  h.  den  sogenannten  graduates). 
—  Die  Korporationen  können  entweder  eine  Gruppe  (group)  oder  eine 
Reihenfolge  (series)  von  Individuen  darstellen.  Daraus  ergibt  sich  die 
Haupteinteilung  der  juristischen  Personen  des  englischen  Rechts  in 
corporatiofis  aggregate  und  in  corporations  sole  (s.  Erl.  zu  §17).  Herbert 
M.  Adler  gibt  in  seinem  Summary  of  the  Law  relating  to  Corporations^ 
S.  3,  folgende  Definition  für  den  Ausdruck  corporation:  „Eine  Korpo- 
ration ist  eine  vom  Rechte  vorgenommene  Personifizierung  einer  Mehr- 
heit von  Individuen  oder  einer  Reihenfolge  von  Individuen,  die  zur 
Erfüllung  irgend  eines  Zweckes  unter  einem  gemeinsamen  Namen  ver- 
bunden sind.  Die  Korporation  ist  von  unbestimmter  Dauer  und  ist  mit 
gewissen  Rechten  und  Pflichten,  Fähigkeiten  und  Unfähigkeiten  begabt, 
die  von  denjenigen  ihrer  Mitglieder  verschieden  sind." 

2.  Einteilung  der  Korporationen.  Blackstone  stellt  im  i.  Bande 
(1765)  seiner  Commentaries  on  the  Laws  of  England,  S.  469 ff.,  die 
nachstehende,  bis  zum  heutigen  Tage  maßgebende  Einteilung  der 
Korporalionen  des  englischen  Rechts  auf: 

Corporations 


Aggregate  Sole 

r^ 1 

Ecdestastical  Lax 

I — ^ — I 

Civil  Eleemosynary 

Demnach  teilen  sich  die  corporations  aggregate,  d. '  h.  diejenigen 
juristischen  Personen,  welche  eine  Gruppe  gleichzeitig  vorhandener 
Individuen  (group  of  co-existing  individuals)  darstellen,  in  geistliche 
(ecdesiastical)  und  in  Laienkorporationen  (lay  corporations),  Geistliche 
Korporationen  sind  solche,  die  unter  der  Jurisdiktion  der  Kirche  von 
England  (Church  of  England)  stehen,  z.  B.  ein  Dekan  und  Kapitel 
(dean  and  chapter).  Alle  anderen  corporations  aggregate  sind  lay 
corporations.  Letztere  zerfallen  in  civil  cotporations,  d.  h.  solche,  die 
für  rein  weltliche  Zwecke  gegründet  sind,  z.  B.  die  Bürgerschaft  eines 
Ortes  (municipality)  oder  eine  ein  Handelsgewerbe  betreibende  Aktien- 
gesellschaft usw.  Eleemosynary  corporations  dagegen  sind  solche,  die 
einen  wohltätigen  Zweck  (chari table  object)  verfolgen.  Bei  der  großen 
Entwicklung  und  Bedeutung,   die  heute  die   lay  corporations  gewonnen 
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haben,  ist  eine  Einteilung  derselben  in  civil  und  eleemosynary  corporations 
für  praktische  Zwecke  nicht  mehr  genügend.  Adler,  a.  a.  O.,  S.  24» 
gibt  daher  folgende  Gliederung  der  Laienkorporalionen: 

Lay  Corporations 

I n 

Commercial  and  senu-conimeraal  non-commerctal 

_J 


Frivileged  Unprrvileged 

I — ' 1 

With  compulsory  and      Charter ed  companies 
other  powers 


T 


\ 


(i)  Municipal        (2)  CharitabU      (3)  Literary,       (4)  Other  non- 
and  quasi'tnunicipal     and  religious      scientific  and  trading 

educational  associations 

Hiemach  teilen  sich  die  Laienkorporationen  in  solche,  deren  Zweck 
auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb  gerichtet  ist  (commercial  and 
semi'Commercial  corporations)  und  in  solche,  deren  Zweck  nicht  auf 
einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb  gerichtet  ist  (non-commercial 
corporations).  Die  erstere  Art  von  Laienkorporationen  gliedert  sich 
wiederum  in  privilegierte  und  nichtprivilegierte  Körperschaften.  Die 
privilegierten  Körperschaften  sind  entweder  sogenannte  charttred  com- 
panies, d.  h.  Körperschaften,  denen  verwaltungsrechtliche  Befugnisse 
der  souveränen  Staatsgewalt  in  unzivilisierten  oder  halbzivilisierten 
Ländern  übertragen  sind,  z.  B.  die  British  South  Africa  Company  und 
die  British  North  Borneo  Company^  oder  es  sind  corporations  with  com- 
pulsory and  other  powers,  d.  h.  Körperschaften,  denen  besondere  Be- 
fugnisse öffentlich  rechtlicher  Art  zur  Durchfühmng  eines  Unternehmens 
im  Interesse  des  Publikums  verliehen  sind,  z.  B.  Eisenbahngesellschaften, 
Wasserwerke,  Gasanstalten,  Elektrizitätsgesellschaften  usw.  Das  wichtigste 
Privilegium  solcher  Körperschaften  ist  das  Enteignungsrecht  (compulsory 
purchase  of  land),  ferner  die  Immunität  für  solchen  Schaden,  der 
notwendigerweise  durch  den  Betrieb  des  Unternehmens  entsteht  und 
durch  die  besten  Vorkehrungen  moderner  Wissenschaft  nicht  beseitigt 
werden  kann.  Zu  den  unprivilegierten  wirtschaftlichen  Korporationen 
gehört  die  große  Zahl  der  incorporated  companies  zum  Betriebe  eines 
Handelsgewerbes,  d.  h.  Aktiengesellschaften.  —  Diejenigen  Laien- 
korporationen, deren  Zweck  nicht  auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäfts- 
betrieb gerichtet  ist,  werden  von  Adler  in  vier  Gruppen  gegliedert. 
Die  wichtigste  ist  die  unter  (i)  angeführte,  die  Gruppe  der  municipal 
oder  quasi-municipal  corporations.  In  älteren  Rechtsbüchern  werden 
dieselben  communa,  communitas  oder  commonalty  genannt.  Municipal 
corporations  sind  die  städtischen  Gemeinden  (eitles  und  boroughs).  Der 
jeweilige  Bürgermeister,  die  Stadträte  und  die  ansässigen,  wahlberechtigten 
Bürger  (j,The  Mayor,  Aldennen,  and  Burg esses*'*')  bilden  zusammen  eine 
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Korporation  aggregate.  Zu  den  quasi-municipal  corporations  gehören 
zahlreiche  Verwaltungskörperschaften,  z.  B.  stadtische  und  ländliche 
Bezirksräte  (Urban  Dütricts  Councils  und  Rural  Districts  Councils)^  die 
Armenpfleger  (Overseers  of  the  Poor)  in  gewissen  ländlichen  Gemeinden, 
Armendirektionen  (Boards  of  Guardians)^  Navigation  Commissionersy 
Fort  and  Harbour  Commissioners  usw.  —  Die  Gruppe  (2)  umfaßt  ein- 
mal solche  Korporationen,  die  wohltätige  Zwecke  verfolgen  (charitable 
corporations) j  wie  die  Poor  CUrgy  Relief  Corporation^  the  Royal  Free 
Hospital  etc^  und  ferner  solche  religiösen  Korporationen,  die  nicht 
der  Kirche  von  England  unterstellt  sind  und  daher  auch  nicht  zu 
den  ecclesiastical  corporations  im  Rechtssinn  gehören,  sondern  Laien- 
korporationen sind.  Hierher  gehört  z.  B.  die  United  Synagoge.  —  Die 
3.  Gruppe  bilden  die  Korporationen  für  literarische,  wissenschaftliche 
und  erzieherische  Zwecke;  z.  B.  das  Institute  of  Joumalists,  die  Royal 
Astronomicdl  Society^  die  Universität  London,  —  Zur  4.  und  letzten 
Gruppe  endlich  gehören  alle  übrigen  Laien korporationen,  die  nicht 
Erwerbsvereine  sind,  z.  B.  der  Incorporated  Council  of  Law  Reporting.^) 

Aus  der  Literatur:  Seward  Brice,  The  Law  of  Corporations  and 
Companies;  a  Treatise  on  the  Doctrine  of  ^^ultra  vires^^  3.  Aufl.;  Grant, 
Law  of  Corporations;  Kyd,  Law  of  Corporations;  Lord  Lindley, 
A  Treatise  on  the  Law  and  Practice  of  Joint  Stock  and  other  Companies^ 
6.  Aufl. 

§  15. 
Grundsätzlich  besitzt  ein  Verein  ohne  Korporationsrechte 
keine  vom   Rechte  anerkannte   Persönlichkeit;   mit  folgenden 
Ausnahmen: 

a)  Das  Vermögen  gewisser  Klassen  von  Vereinen  ohne 
Korporationsrechte  ist  durch  die  Vorschriften  des  Straf- 
rechts geschützt^ 

b)  Gewisse  Vereine  ohne  Korporationsrechte  erlangen  durch 
eine  vom  Gesetze  vorgesehene  Eintragung  oder  Be- 
scheinigung das  Recht,  gegen  ihre  Treuhänder  und 
Beamte  auf  gehörige  Verwaltung  des  in  ihren  Händen 
befindlichen  Vereinsvermögens  zu  klagen.' 

c)  Ein  Verein  ohne  Korporationsrechte,  der  durch  ein 
Parlamentsgesetz  anerkannt  und  den  Bestimmungen 
desselben  unterworfen  ist,  ist  (wahrscheinlich)  bis  in 
Höhe  seines  Vereinsvermögens  haftbar,  diejenigen  Per- 
sonen zu  entschädigen,  die  durch  rechtswidrige  Hand- 
lungen   der   Beamten    und    Angestellten    des    Vereins 


^)  über   eine    andere  Einteilung    der   englischen  Korporationen  und  zwar  in 
%  Klassen  vgl.  Erskine  Holland,  Elements  of  yurispmdence,  9.  Aufl.  S.  323. 
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benachteiligt  v^orden  sind,  wofem  diese  Handlungen  in 
Verfolgung  der  Zwecke  des  Vereins  vorgenommen 
wurden.* 

^  Larceny  Act,  iS6i,  s,  68;  9/  and  32  P'ict.  c.  iiß,  s.  i;  Trade  Union 
Act,  i8yi,  s.  rj.  ^  •  * 

*  Building  Societies,  bescheinigt  vor  1857  (6  and  7  IVilL  IV.  [i8ß6]  c.  32; 
Building  Socicties  Acts,  i8j4,  s.  7,  und  i8<)4f  -f-  ^S)»'  I'riendly  Societies  (Friendly 
Soc,  Act,  i8y6,  SS.  47 — ^0);  Collecting  Societies  (Collecting  Soc.  Act,  i8go,  s.  i^); 
Keligious  and  Educational  Societies  (iß  and  14  Vict.  [i8^o]  c,  28);  Liter ary, 
Artistic,  and  Scientific  Institutions  (ij  and  18  Vict,  [18^4]  c,  112);  Trade  Unions 
(Trade   Union  Acts,   iSyi   and  l8jo), 

'    Taff'  Fale  Hailw.  Co.   v.  AmaJgamated   Soc.   of  Kailwav    Servants. 
A.  C.  428. 


njoi. 


Liter ary,  Artistic,  a$td  Scientific  InstitMtions  II,  5 

ownership  in  common  1,  x 

fartnership  T,  i ;  III,  i 

pa'<sive  Parteifähigkcit  III 

Religious  and  Educational  Sociciis  II,  3 

Ruies  of  tke  Supreme  Court  III,  i  Anm.  5 

Strafrechtlicher  Schutz  I,  t   und  3 

Trade  Union  I,  3;  II,  6:  III,  2 


aktive  ParteiHihii^keit  II 
Building  Societies  II,  i 
Collecting  Societies  II,  3 
co-ownerskip  I,  x 
enter  an  appearance  III,  x 
Friendly  Societies  II,  a      * 
instituiion  II,  5  Anm.  4 
Joint  beneficial  ownership  I,  z 
Joint  ownership  I,  x 

Vorbemerkung.  Wenn  auch  grundsätzlich  das  englische  Recht 
nur  zwei  Klassen  von  Personenvereinigungen,  Korporationen  und  Vereine 
ohne  Korporationsrechte,  kennt,  so  weisen  doch  die  zu  der  letzteren 
Klasse  gehörenden  Vereinigungsformen  eine  große  Anzahl  von  Zwischen- 
bildungen auf,  die  korpörationsähnliche  Elemente  besitzen. 

I.  Strafrechtlich  wird  das  Vennögen  gewisser  Vereine  ohne 
Korporationsrechte  in  mehrfacher  Hinsicht  wie  ein  Korporations- 
vermögen behandelt,  d.  h.  wie  eine  Vermögensmasse,  welche  von  dem 
Vermögen  der  einzelnen  Mitglieder  der  Vereinigung  vollkommen  getrennt 
und  verschieden  ist,  und  an  welcher  das  einzelne  Mitglied  kein  Eigentums- 
recht besitzt. 

I.  Hierher  gehört  zunächst  das  Vermögen  einer  partnership  und 
eijier  Joint  beneficial  ownership.  Gemäß  §  i,  Abs.  i  der  Partnership 
Act  von  1890  (53  and  54  Vict.  c.  3g)  ist  mvX^x  partnership  zu  verstehen 
„das  Verhältnis,  das  zwischen  Personen  besteht,  die  in  Gewinnabsicht 
ein  Unternehmen  betreiben"  (the  relation  which  subsists  beiween  persons 
carrying  on  a  business  with  a  view  of  profit).  Soweit  das  business  with 
a  view  of  profit  ein  Handelsgewerbe  darstellt,  entspricht  die  englische 
partnership  ungefähr  der  deutschen  offenen  Handelsgesellschaft.  Da 
aber  nach  §  45  der  genannten  Partnership  Act  der  Ausdruck  business 
in  weitgehender  Weise  every  tradcy  occupation^  or  profession  umfassen 
soll,  so  ist  unter  partnership  eine  Gesellschaft  zu  verstehen,  deren 
Zweck  auf  den  Betrieb  eines  Gewerbes  unter  gemeinschaftlicher  Firma 
gerichtet  ist,  und  deren  Mitglieder  den  Gesellschaftsgläubigern  gegen- 
über unbeschränkt  haften.  Ein  entsprechender  deutscher  Ausdruck 
für  partnership  ist  vielleicht:  offene  Erwerbsgesellschaft.  —  Um  den 
Begriff  Joint  beneficial  oivnership  zu  verstehen,  ist  zunächst  auf  den  eng- 
lischen Begriff  cO'Oivnership  (Miteigentum)  zurückzugehen.  Das  Mit- 
eigentum des  englischen  Rechts  ist  ein  dominium  plurium  in  solidutn 
uud   kann   verschiedene   Formen   annehmen.     Die   beiden   wichtigsten 
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Arten  einer  co-mvnership  sind  die  ownership  in  common  und  die  Joint 
ffwnership.  Der  bedeutendste  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Arten 
von  Miteigentum  liegt  in  der  Wirkung,  welche  der  Tod  eines  Mit- 
eigentümers im  Gefolge  hat.  Bei  der  ownership  in  common  geht  das 
Miteigentumsrecht  des  Verstorbenen  auf  den  Testamentsvollstrecker 
(executor)  oder  Nachlaßverwalter  (administrator)  über,  um  von  diesen 
^yrepresentatives*'*'  des  Verstorbenen  an  die  testamentarischen  oder  gesetz- 
lichen Erben  übertragen  zu  werden.  Bei  der  Joint  ownership  dagegen 
wächst  das  Miteigentumsrecht  des  Verstorbenen  den  übrigen  Mit- 
eigentümern zu  kraft  des  sogenannten  right  of  survivorship  (Recht  des 
Überlebenden)    oder  jus   accrescendi.      Vgl.    Salmond,   JurisprudencCy 

5.  276 — 2']'],  und  über  den  Unterschied  zwischen  partnership  und 
cO'Ownership :  Lord  Lindley,   A   Treatise  on  the  Lcnv  of  Pßrinershipy 

6.  Aufl.,  S.  52,  und  Goodeve,  Modem  Law  of  Personal  Proper tyy 
4.  Aufl.,  S.  10.  —  Des  weiteren  ist  zu  beachten,  daß  die  englische 
Eigentumslehre  zwischen  trust  ownership  (Treuhändereigentum)  und 
beneficial  ownership  (benefiziarischem  Eigentum)  unterscheidet.  Somit 
erhalten  wir  für  den  Begriff  y^/«/  beneficial  ownership  folgenden  Rechts- 
ausdruck: benefiziarisches  Miteigentum  zur  gesamten  Hand  mit  jus 
accrescendi.  Das  Vermögen  einer  partnership  und  einer  Joint  beneficial 
ownership  wird  nun  in  den  Larceny  Acts  (Diebstahlsgesetzen)  von  18Ö1 
und  1808  bis  zu  einem  gewissen  Grade  wie  ein  Korporationsvermögen, 
d.  h.  wie  ein  selbständiges  Vermögen  behandelt,  an  welchem  die  einzelnen 
partners  oder  Joint  benefiäal  owners  kein  Eigentum  haben.  Der  §  i  der 
Larceny  Act  von  1868  (31  and  32  Vict,  c.  I16)  bestimmt,  daß  in  dem 
Falle,  ,wc)  ein  partner  oder  ein  Joint  beneficial  owner  ein  Vermögensstück 
der  partnership  oder  der  Joint  beneficial  ownership  stiehlt  oder  unter- 
schlägt, derselbe  nicht  als  ein  Mitglied  der  partnership  oder  als  ein 
Miteigentümer  der  Joint  beneficial  ownership^  sondern  als  ein  Angestellter 
oder  Bediensteter  der  Vereinigung  angesehen  und  dementsprechend 
bestraft  werden  soll.  Ohne  eine  solche  positive  Rechtsvorschrift  würde 
die  genannte  Straftat  im  Rechtssinne  weder  Diebstahl  noch  Unter- 
schlagung sein.  Denn  an  seinem  Eigentum  kann  niemand  einen  Dieb- 
stahl oder  eine  Unterschlagung  begehen.  Über  Art  und  Höhe  der 
Bestrafung  bestimmt  §  68  der  Larceny  Art  von  1861  (24  and  25  Vict. 
c,  g6)j  daß  das  Gericht  nach  Ermessen  entweder  auf  Zuchthausstrafe 
(penal  servitude)  von  3  bis  14  Jahren  oder  auf  Gefängnis  bis  zp  2  Jahren 
mit  oder  ohne  Zwangsarbeit  (hard  labour)  und  mit  oder  ohne  Einzel- 
haft (soliiary  confinement),  oder,  falls  der  Schuldige  männlichen  Geschlechts 
und  unter  16  Jahren  ist,  mit  oder  ohne  Rutenschläge  (whipping)  zu 
erkennen  habe. 

2.  Des  weiteren  ist  das  Vermögen  einer  eingetragenen  Trade 
Lnion  in  den  Augen  des  Strafrechts  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ein 
Korporationsvermögen.  Gemäß  §  16,  Abs.  2,  der  Trade  Union  Act 
Amendment  Act  von  187Ö  (3g  and  40  Vict.  c.  22)  ist  eine  trade  union 
eine  vorübergehende  oder  ständige  Vereinigung  zur  Regelung  der  Be- 
ziehungen zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  oder  zwischen  Arbeitern 
untereinander  oder  zwischen  Arbeitgebern  untereinander.  Gemäß  §  6 
der  Trc^  Lnion  Act  von  1871  (34  and  3S  Vict  eh.  31)  kann  sich  eine 
trade  union   von    mindestens  7  Mitgliedern   in  das  Register  of  Fricndly 
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Socteties  eintragen  lassen.  Diese  Eintragung  verleiht  der  Vereinigung 
nicht  die  Stellung  einer  Korporation,  aber  gewisse  korporationsähnliche 
Rechte.  §  12  des  letztgenannten  Gesetzes  bestimmt  in  dem  Falle, 
wo  ein  tatsächlicher  oder  angeblicher  Beamter  der  trade  union  oder 
ein  tatsächliches  oder  angebliches  Mitglied  der  Vereinigung  durch 
falsche  Vorspiegelungen  oder  Betrug  in  den  Besitz  von  Vermögens- 
stücken der  trade  Union  gelangt,  oder  eine  Herausgabe  der  in  seinem 
Besitze  befindlichen  Vermögensstücke  der  Vereinigung  widerrechtlich 
verweigert,  oder  solche  Vermögensstücke  ganz  oder  teilweise  für  andere 
als  in  den  Statuten  vorgesehene  Zwecke  verwendet,  daß  auf  Antrag  das 
Gericht  für  summarisches  Strafverfahren  (court  of  summary  Jurisdiction) 
des  Bezirkes,  in  welchem  sich  das  eingetragene  Geschäftslokal  der  trade 
Union  befindet,  gegen  die  betreffende  Person  strafrechtlich  einschreiten 
und  derselben  eine  Geldstrafe  bis  zu  20  Pfund  oder  eine  Gefängnis- 
strafe bis  zu  3  Monaten  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit  auferlegen  kann. 
Unter  Umständen  ist  auch  die  Einleitung  eines  ordentlichen  Straf- 
verfahrens (proceedings  by  indictment)  gestattet.  —  Aus  der  Literatur: 
Cohen  and  flowell^   Trade  Union  Laiv  and  Cases. 

n.  Das  englische  Recht  kennt  zahlreiche  Vereinigungsformen,  denen 
durch  eine  vom  Gesetze  vorgeschriebene  Eintragung  in  ein  öffentliches 
Register  oder  durch  eine  von  einem  öffentlichen  Beamten  ausgestellte 
Bescheinigung  (certificate)  zwar  nicht  die  Rechtsstellung  einer  Korporation, 
aber  doch  in  vennögensrechtlicher  Beziehung  die  Befugnis  verliehen 
wird,  ein  eigenes  Vereinsvermögen  zu  erwerben  und  zu  besitzen.  In 
einem  solchen  Falle  werden  regelmäßig  mit  dem  legalen  Eigentum  an 
dem  Vereins  vermögen  Treuhänder  (trustees)  bekleidet,  die  das  Vermögen 
im  Namen  der  Vereinigung  und  zu  deren  Besten  zu  verwalten  haben, 
so  daß  die  Vereinigung  als  solche  sich  diesen  Treuhändern  gegenüber 
in  der  Rechtsstellung  eines  Benifiziars  (beneficiary  oder  cestui  que  trust) 
befindet  Der  Veremigung,  obwohl  ihr  grundsätzlich  eine  aktive  Partei- 
fähigkeit nicht  zukommt,  ist  infolge  der  genannten  Eintragung  oder 
amtlichen  Bescheinigung  das  Privileg  verliehen,  gegen  ihre  Treuhänder 
und  Vennögensverwalter  gegebenenfalls  in  derselben  Weise  zu  klagen, 
als  ob  der  Verein  eine  Koq:)oration  wäre  und  aktive  Partei fähigkeit 
besäße.  Zu  diesen  privilegierten  Personenvereinigungen  ohne  Korporations- 
rechte gehören: 

I.  Solche  Benefit  Building  Societies  (Baugenossenschaften),  welche 
vor  dem  i.  Januar  1857  eine  amtliche  Bescheinigung  (certificate)  auf 
Grund  des  Gesetzes  6  and  y  William  /F.,  c,  32^  aus  dem  Jahre  1836 
(j.An  Act  for  the  regulation  of  Benefit  Building  Societies"^)  erlangt  haben. 
Unter  eine.r  Benefit  Building  Society  ist  eine  Vereinigung  zu  verstehen, 
deren  Zweck  ist,  ihren  Mitgliedern  durch  Zahlung  kleiner  periodischen 
Beiträge  den  Ervverb  eines  eigenen  kleinen  Frei-  oder  Pachtgrundstückes 
(freeh4)ld  or  leasehold property)  zu  ennögiiclien.  Nach  der  älteren  Gesetz- 
gebung erlangte  eine  solche  Vereinigung  durch  Eintragung  in  ein  öffent- 
liches Register  und  Bescheinigung  seitens  des  Registerbeamten  nur 
gewisse  korporationsähnliche  Rechte,  dagegen  nicht  die  volle  Rechts- 
stellung einer  Korparation,  Die  neuere  Gesetzgebung,  beginnend  mit 
der  Building  Societies  Act  von  1874  0/  and  38  Vict,  c.  42)^  verleiht 
jedoch  diesen  Baugenossenschaften  volle  Rechtsfähigkeit.     Der  §  9  des 
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letztgenannten  Gesetzes  bestimmt:  „Jede  zur  Zeit  bestehende  oder 
später  gegründete  Baugenossenschaft  soll  mit  dem  Empfange  einer 
gemäß  diesem  Gesetze  ausgestellten  Inkorporierungsbescheinigung  {certi- 
Jicate  of  in^orporation)  eine  juristische  Person  unter  ihrem  eingetragenen 
Namen  bilden,  ein  dauerndes  Dasein  so  lange  führen,  bis  sie  nach  der 
in  diesem  Gesetze  voi^gesehenen  Weise  zur  Auflösung  gelangt,  und  ein 
Korporationssiegel  besitzen."  Der  §  7  desselben  Gesetzes  verfügt,  daß 
das  oben  erwähnte  Gesetz  aus  dem  Jahre  1836  aufgehoben  (repealed) 
sei,  daß  aber  diejenigen  Benefit  Building  Sodeties,  die  ihre  Bescheinigung 
^uf  Grund  jenes  Gesetzes  erlangt  hätten  und  sich  nicht  von  neuem  auf 
Grund  des  Gesetzes  von  1874  eintragen  ließen,  auch  fernerhin  die  bisher 
in .  vermögensrechtlicher  Begehung  besessenen  korporationsähnlichen 
Rechte  beibehalten  sollen.  Der  Absatz  2  des  §  25  der  Building  Societies 
Act  von  1894  (57  and  58  Viel.  c.  47)  besagt  endlich,  daß  das  genannte 
Privileg  nicht  für  solche  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1836  eingetragenen 
Baugenossenschaften  gelten  solle,  welclie  ihre  Eintragungsbescheinigung 
nach  dem  31.  Dezember  1856  erlangt  hätten.  Aus  der  Literatur: 
H.  F.  A.  Davis,  Law  of  Building  and  Freehold  Land  Societies  in 
Englandy  Scotland  and  Ireland,  2.  Aufl.;  E.  A.  Wurtzburg,  Law 
relating  to  Building  Societies,  4.  Aufl. 

2.  Frimdly  Societies.  Gemäß  §  8  der  Friendly  Societies  Act  vom 
7.  August  1896  (Sg  and  60  Vict.  c.  2S)  „an  Act  to  consolidate  the 
Law  relating  to  Friendly  and  other  SocietieSy*^  können  sich  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  nachstehende  Vereinigungen  in  das  Register  of  Friendly 
Societies  eintragen  lassen: 

(i.)  Friendly  Societies y  d.  h.  Vereinigungen,  die  im  Wege  von 
Beiträgen  seitens  ihrer  Mitglieder  Fürsorge  treffen  a)  für  Unterstützung 
und  Unterhalt  von  Mitgliedern  und  deren  Anverwandten  in  Krankheits- 
fällen oder  im  Alter  über  50  Jahren  oder  von  Witwen  und  minder- 
jährigen Waisen  verstorbener  Mitglieder;  b)  für  Zahlung  einer  Ver- 
sicherungssumme bei  Geburt  eines  Kindes  oder  bei  dem  Tode  eines 
Mitgliedes,  oder  der  Beerdigungskosten  im  Falle  des  Ablebens  eines 
Mitgliedes  oder  seiner  Ehefrau  oder  eines  seiner  Kinder;  c)  für 
Unterstützung  und  Unterhalt  arbeitsloser  Mitglieder  oder  von  solchen 
Mitgliedern,  die  durch  Unglück  in  eine  bedrängte  Lage  geraten  sind, 
z.  B.  im  Falle  von  Schiffbruch  oder  bei  Verlust  oder  Beschädigung 
von  Fischerbooten  und  Netzen;  d)  für  die  Aussteuer  von  Mitgliedern 
oder  der  von  denselben  benannten  Personen;  e)  für  Versicherung 
von  Arbeitsgeräten  und  Handwerkszeug  bis  zu  einem  Betrage  von 
15  Pfund  (300  Mark).  —  Friendly  Societies^  welche  Rentenversiche- 
nmgen  im  Betrage  von  mehr  als  50  Pfund  (1000  Mark)  jährlich  oder 
Versicherungen  über  eine  einmalige  Abfindungssumme  von  mehr  als 
200  Pfund  {/\ooo  Mark)  abschließen,  dürfen  nicht  in  das  Register  of 
Friendly  Societies  eingetragen  werden. 

(2.)  Cattle  Insurance  Societies  (Viehversicherungsvereine)  zum 
Zwecke  der  Versicherung  von  neat  cattle  (d.  h.  Ochsen,  Kühen, 
Kälbern),  sowie  von  sonstigen  Tieren  und  zwar  bis  zu  jeder  be- 
liebigen Höhe. 

(3.)  Benevolent  Societies^  d.  h.  Vereine  für  wohl-  oder  mildtätige 
Zwecke. 

C  Schirrtneister,  Bür^crl.  Recht  Englands.    I.  4 
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(4.)  Wdrking  meris  clubs  (Arbeiterklubs)  für  geselligen  Verkehr, 
gegenseitige  Hilfe,  geistige  und  moralische  Fortbildung  und  vernunft- 
gemäße Erholung.  • 

(5.)  Specially  authorised  SocietieSy  d.  h.  Vereine  zu  einem  Zwecke, 
der  von  dem  Schatzamte  (Trtasury)  genehmigt  worden  ist. 

Gemäß  §  47  des  genannten  Gesetzes  von  1896  können  eingetragene 
Vereine,  welche  unter  die  erwähnten  5  Klassen  fallen,  oder  deren  Zweig- 
niederlassungen, unter  dem  Namen  ihrer  Treuhänder  Grundstücke  im 
Eigentum  haben,  kaufen,  pachten,  verkaufen,  tauschen,  verpfänden  oder 
verpachten,  jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  sogenannte  Benevolent  SoäetieSy 
s.  Nummer  (3),  nicht  mehr  als  ein  acre'^)  Land  zu  Eigentum  besitzen 
dürfen.  —  Der  §  48  bestimmt  dann  über  den  Besitz  von  sogenannten 
copyhold  und  custamary  Lehnsgütern  (s.  Erl.  zu  §  27  sub  5)  seitens 
dieser  Vereine.  —  Nach  §  49  soll  das  Eigentum  an  dem  gesamten 
Vereinsvermögen  auf  die  jeweiligen  Treuhänder  (trustees)  übergehen, 
welche  dieses  Vermögen  for  the  use  and  benefit  des  Vereins  und  seiner 
Mitglieder  zu  verwalten  und  für  jedes  Manko  in  dem  Vermögensbestande 
aufzukommen  haben,  dagegen  nur  für  solche  Geldsummen  haftbar 
gemacht  werden  dürfen,  welche  tatsächlich  von  ihnen  für  Rechnung 
des  Vereins  in  Empfang  genommen  worden  sind.  Der  §  50  endlich 
trifft  Bestimmungen  über  den  Übergang  des  Eigentums  an  dem  Vereins- 
vermögen im  Falle  des  Todes,  der  Verzichtleistung  oder  der  Absetzung 
eines  Treuhänders.  —  Aus  der  Literatur;  Baden  Füller,  The  Lcnv 
relating  to  Friendly  Societies,  2.  Aufl. 

3.  Colleciing  SocietteSj  d.  h.  Vereine,  welche  Beiträge  und  Prämien 
durch  besonders  hierzu  angestellte  Personen  (sogenannte  collectors)  ein- 
sammeln lassen.  Das  Recht  dieser  Vereine  hat  eine  Konsolidierung 
erfahren  in  der  Collecting  Societies  and  Industrial  Assurance  Compames 
Act  vom  7.  August  1896  (S9  and  60  Vict.  c,  26):  ,,An  Act  to  consoli- 
date  the  Enactments  relating  to  Friendly  Societies  and  Industrial  Assurance 
Companies  which  receit^e  Contributions  and  Praniums  by  means  of  Collectors.  "^ 
Der  §  I  dieser  Act  of  Parliament  lautet  in  deutscher  Übersetzung: 
„Dieses  Gesetz  soll  Anwendung  finden: 

a)  auf  jede  eingetragene  oder  nicht  eingetragene  Friendly  Society 
(in  diesem  Gesetze  Collecting  Society  genannt);  und 

b)  auf  jede  solche  Person  oder  Personenvereinigung  mit  oder 
ohne  Körperschaftsrechte,  welche  Lebensversicherungen  unter  einem 
Betrage  von  20  Pfund  übernimmt  (in  diesem  Gesetze  Industrial 
Assurance  Company  genannt), 

wofern  dieselbe  Beiträge  und  Prämien  durch  collectors  in  einem  größeren 
Umkreise  als  10  Meilen*)  von  ihrem  eingetragenen  Sitze  oder  ihrer 
Hauptniederlassung   und   im   Falle   einer  Industrial  Assurance  Company 


*)  Es  ist  hier  de»  imperial  or  Standard  English  acre  gemeint.  Gemäß  der 
Weights  and  Measures  Act  von  1878  ist  dieser  a^rf  =  43560  Square  feet  (Quadrat- 
fuß). Außer  diesem  acre  kommen  vor  der  sogenannte  French  arre  oder  arpent 
=  1V4  English  acre  =  54450  Quadratfuß,  der  Welsh  acre  =  2  English  acre, 
der  Irish  acre,  der  etwas  gröiler  als   1^/2  English  acre  ist,  usw. 

*)  Es  sind  natürlich  englische  Meilen  gemeint.  Eine  englische  Meile 
ist  =   1609  Meter. 
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in  kürzeren  Zwischenräumen  als  zwei  Monaten  einsammeln  läßt,  jedoch 
mit  der  Maßgabe,  daß  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  so  weit 
nicht  das  Gegenteil  ausdrücklich  angeordnet  ist,  nicht  auf  Versicherungs- 
verträge mit  einer  Industrial  Assurance  Company  Anwendung  finden 
sollen,  die  ihre  Prämien  in  längeren  als  zweimonatlichen  Zwischen- 
räumen einzieht" 

Der  §  15   des  genannten  Gesetzes  hat  dann  in  deutscher  Über- 
setzung folgenden  Wortlaut: 

„Wer  vorsätzlich  in  einem  Beitrags-  oder  Sammelbuche  (contribuHon 
or  collecting  book)  eine  Eintragung,  Ändenmg  oder  Auslassung  vor- 
nimmt, anordnet  oder  zuläßt  in  der  Absicht,  das  genannte  Buch  zu 
fälschen  oder  irgend  eine  Vorschrift  dieses  Gesetzes  zu  umgehen, 
verfällt  in  eine  Geldbuße  bis  zu  fünfzig  Pfund,  welche  auf  Klage  des 
Registerfuhrers  oder  eines  Assistenten  desselben  oder  einer  geschädigten 
Person  einzuziehen  ist." 

4.  Religious  and  Educational  Societies  (Religiöse  und  Erziehungs- 
vereine). Für  diese  Vereinigungen  kommt  zunächst  die  Trustee  Appoiniment 
Act  von  1850,  auch  Peto^s  Act  genannt,  (13  and  14  Vict.  c.  28)  in  Be- 
tracht, welche  verfügt,  daß  da,  wo  eine  Vereinigung  für  religiöse  Zwecke 
(for  religious  purposes)  oder  zur  Förderung  der  Erziehung  (for  thi  pro- 
motion  of  education)  Grundbesitz,  und  zwar  freehold,  leasrholdy  copyholdy 
or  custamary  propcrty^^)  in  England  oder  Wales  erwirbt  und  dieser 
Grundbesitz  auf  Treuhänder  im  Namen  der  Vereinigung  übereignet  wird, 
das  Eigentum  an  diesem  Gnmdbesitze  nicht  nur  den  in  der  Über- 
eignungsurkunde als  trustees  genannten  Personen,  sondern  auch  ihren 
jeweiligen  Nachfolgern  im  Treuhänderamte  zustehen  solle.  Wenn  auch 
eine  Neubestellung  von  trustees  in  der  betreffenden  Übereignungsurkunde 
nicht  vorgesehen  sei,  so  solle  doch  der  Verein  kraft  Gesetzes  das  Recht 
haben,  zum  Zwecke  der  Übereignung  des  Vereinsgrundbesitzes  neue 
Treuhänder  nach  Bedarf  zu  ernennen.  —  Durch  die  Trustee  Appoiniment 
Act  von  1869  (32  and  33  Vict,  c.  26)  sind  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
.  von  1850  auch  auf  Begräbnisplätze  (burial-grounds)  ausgedehnt.  — 
Durch  §  2  der  Trustee  Appointment  Act  von  1890  (53  and  S4  Vict.  c,  ig) 
endlich  ist  die  Anwendung  des  Gesetzes  von  1 850  en^'eitert  „auf  jedes  Grund- 
stück, das  durch  Treuhänder  für  einen  Verein  oder  für  eine  Personen- 
gesamtheit erworben  wird,  welche  mehrere  Kongregationen  oder  sonstige 
zu  einem  religiösen  Zwecke  vereinten  Teile  und  Glieder  umfaßt,  wofern 
das  betreffende  Grundstück  zur  treuen  Hand  für  nachstehende  Zwecke 
besessen  wird:  (i)  als  Ort  zur  Abhaltung  von  Gottesdienst;  (2)  als 
eine  Kapitalsanlage,  aus  deren  Einkünften  das  Gotteshaus  und  der 
Geistliche  unterhalten  und  sonstige  hiermit  im  Zusammenhange  stehen- 
den Ausgaben  bestritten  werden  sollen;  (3)  als  Begräbnisstätte;  (4)  als 
Ort  zur  Erziehung  und  Bildung  von  Studierenden,  gleichgültig  (^b  für 
den  geistlichen  oder  einen  anderen  Beruf;  (5)  als  ein  Schulhaus  für 
eine  Sonntags-  oder  gewöhnliche  Wochentags-  oder  sonstige  Schule; 
(6)  als  Wohnhaus  für  einen  Geistlichen,  Schullehrer,  Kirchen-  oder 
Schuldiener  oder   als  Versammlungshaus   oder  als  Verwaltungsgebäude 


•)   Über   die  Bedeutung  dieser  Ausdrücke   des  englischen  Immobiliarsachen- 
rechts  vgl.  die  Erl.  zu  §  27  sub  5  und  zu  §§  35  und  37. 

4* 
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oder  als  sonstige  Gebäulichkeiten,  die  für  religiöse  oder  erzieherische 
Zwecke  gebraucht  werden." 

5.  Literaryy  Artistic  and  Scientific  Institutions,*')  Literarische,  künst- 
lerische und  wissenschaftliche  Vereine,  welche  der  Literary  and  Säentific 
Institutions  Act  vom  1 1.  August  1854  (J^  and  18  Vict.  c.  112)  unterstehen: 
^An  Act  to  afford  greater  facilities  for  the  Establishment  of  Institutions  for 
the  Promotion  of  Literature  and  Science  and  the  Fine  Arts,  and  to  provide 

for  their  better  Regulation,"^  In  den  35  Paragraphen  dieses  Gesetzes  werden 
unter  anderem  eingehende  Bestimmungen  über  die  Ernennung  von 
trusteesy  denen  das  Eigentum  an  den  der  Vereinigung  gehörenden 
Gnmdstücken  usw.  zustehen  soll,  sowie  über  die  Amtsführung  dieser 
Treuhänder  getroffen.  Diese  unter  das  Gesetz  von  1854  fallenden 
Institutions,  welche  nur  gewisse  korporationsähnliche  Rechte  besitzen, 
im  übrigen  aber  Vereine  ohne  Korporations rechte  sind,  dürfen  nicht 
verwechselt  werden  mit  den  in  den  Erläuterungen  zu  §  14  erwähnten 
literary  and  scientific  corporations,  welche  wahre  Korporationen,  d.  h. 
juristische  Personen  darstellen. 

6.  Trade  Unions.  Über  Treuhänder  zur  Verwaltung  des  Ver- 
mögens dieser  Vereinigungen  und  über  die  aktive  Partei  Fähigkeit  der 
trctde  unions  s.  unter  IIL,  2  die  Ausführung  von  Mr  Justice  Fanvell 
in  dem  Prozesse  The  Taff  Vale  Railway  Company  versus  The  Amalgamated 
Society  of  Railway  Servants. 

III.  Gewisse  Vereine  ohne  Korporationsrechte  können  unter  be- 
sonderen Umständen  unter  ihrem  Vereinsnamen  als  Beklagte  auftreten, 
d.  h.  besitzen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  passive  Parteifahigkeit. 
Hierher  gehören  im  besonderen  die  partnerships  und  die  trade  unions. 
Die  Tendenz  der  neuesten  Judikatur  ist,  die  passive  Partei  Fähigkeit  der 
nichtrechtsfähigen  Vereine  zu  erweitern. 

I.  Gemäß  Order  XL  VIII A,  rule  I  der  Rules  of  the  Supreme 
Courf')  können  partners  unter  ihrer  Firma  nicht  nur  klagen,  sondern 
auch  verklagt  werden.  Klagt  eine  partnership  als  solche,  so  kamn  ver- 
langt werden,   daß   Name   und  Wohnung   eines  jeden    Mitgliedes   der 


*)  Der  Ausdruck  institutton  kommt  in  der  englischen  Rechtssprache  in  mehr- 
facher Bedeutung  vor:  l.  in  dem  Sinne  von  Rechtsinstitut;  2.  in  dem  Sinne  von 
Investitur  eines  neuen  Geistlichen  mit  den  Spiritualien  durch  den  Bischof 
(commitmint  of  the  eure  of  souls  by  the  bishop  to  the  incttmbent) ;  3.  als  Bezeichnung 
für  einen  Verein,  welcher  Zwecke  der  öfteutlichen  Wohlfahrt  verfolgt;  und  4. 
in  der  Bedeutung  von  Einsetzung  eines  Schuldners  (debtor)  zum  Erben  (heir), 
um  die  Rechtspersönlichkeit,  die  personuy  eines  Testators  fortzusetzen. 

^)  Das  englische  Recht  besitzt  keine  vom  Parlamente  in  Form  eines 
Parlamentsgesetzes  erlassene  Zivilprozeßordnung.  Gemäß  §  25  der  Judicature  Act 
von  1875  (^:^6  and  ^y  Vict  c.  66)  haben  die  Gerichte  ihr  Verfahren  autonom  zu 
regeln.  Die  von  den  Gerichten  aufgestellten  Regeln  über  das  Prozeßverfahren 
treten  sofort  in  Kraft,  müssen  jedoch  beiden  Häusern  fies  Parlaments  zur  Kenntnis- 
nahme vorgelegt  werden.  Das  Parlament  hat  innerhalb  einer  gewissen  Frist  das 
Recht,  die  Aufhebung  einer  Prozeßregel  zu  verfügen.  Durch  v<  17  der  Appellate 
Jurisdiction  Act  von  1876  ('j^q  and  40  V'ict.  c.  s^q)  in  Verbindung  mit  §  19  der 
Judicature  Act  von  1881  ist  die  Befugnis  zur  Aulstellung  von  Prozeßregeln  einem 
aus  einer  Anzahl  von  Richtern  zusammengesetzten  Ausschusse,  dem  sogenannten 
Rule   Committee,   übertragen   worden.      Die    von    diesem   Ausschusse   geschaffenen 
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partnership  angegeben  wird.  Wird  dagegen  eine  partfiership  unter  ihrer 
Firma  verklagt,  so  müssen  die  Mitglieder  einzeln  unter  ihrem  eigenen 
Namen  enter  an  appearancey  d.  h.  jeder  partner  als  Beklagter  muß  nach 
Zustellung  der  Klageschrift  (writ  of  summons)^  falls  er  gewillt*  ist,  den 
Klageanspruch  zu  bestreiten,  zwei  Exemplare  eines  Schriftstückes 
{memorandum)  dem  Central  Office  des  High  Court  oder  der  District 
Registry  seines  Wohnortes  einreichen.  Das  eine  dieser  Exemplare  er- 
hält ein  Siegel  und  wird  dem  Beklagten  zurückgegeben,  das  andere 
verbleibt  in  der  Gerichtskanzlei  und  wird  in  das  sogenannte  Cause  Book 
eingetragen.  Abgesehen  von  diesem  entering  an  appearance^  das  von 
jedem  einzelnen  Mitgliede  der  beklagten  partnership  vollzogen  werden 
muß,  erscheint  im  ganzen  übrigen  Prozeßverfahren  die  partnership  unter 
ihrer  Firma  als  Beklagte,  dagegen  nicht  die  einzelnen  partners  in  ihrem 
eigenen  Namen.  Vgl.  hierzu  die  rule  5  ^^r  oben  erwähnten  Order y 
femer  die  Entscheidung  in  dem  Prozesse  Ellis  versus  Wadeson,  mit- 
geteilt im  I.  Baiide  des  Jahrganges  1899  der  Laiv  Reports  über  Ent- 
scheidungen der  Queen' s  Bench  Division ^  S.  7 14  ff.  Siehe  auch  W.  Blake 
OdgerSj  Principles  of  Procedure,  Pleading  and  Practice  in  Civil  Actions 
in  the  High  Court  of  Justicey  5.  Aufl.  S.  20. 

2.  Eine  eingetragen^  Trade  Union  kann  unter  ihrem  eingetragenen 
Namen  verklagt  werden  und  hat  dann  in  dem  betreffenden  Rechts- 
streite die  Stellung  eines  rechtsfähigen  Vereins.  Eine  diesbezügliche 
Vorschrift  ist  weder  in  den  Trade  Union  ActSy  noch  in  den  Rules  of 
the  Supreme  Court  enthalten.  Vielmehr  ist  diese  Regel  durch  das  House 
of  Lords  in  der  Entscheidung  des  Rechtsstreites  The  Taff  Vale  Railway 
Company  versus  The  Amalgamated  Society  of  Railway  Servants  vom 
22.  Juli  1901  aufgestellt  worden.  Die  Entscheidung  i.st  mitgeteilt  in 
den  Law  Reports  von  1901  über  House  of  Lords y  Judicial  Committee  of 
the  Priiy  Council  and  Peerage  CaseSy  S.  426 — 445.  Dem  weit  über 
Englands  Grenzen  hinaus  Aufsehen  erregenden  Prozesse  lag  folgender 
Tatbestand  zu  Grunde:  Im  August  1900  brach  cm  Streik  unter  den 
Angestellten  der  Taff  Vale  Railway  Company  aus,  an  welchem  als 
Führer  der  Generalsekretär  Bell  der  Amalgamated  Society  of  Railway 
Servants,  einer  eingetragenen  trade  union,  und  ein  gewisser  Holmes  als 
Organisationssekretär  der  letztgenannten  Vereinigung  für  Westengland 
teilnahmen.  Die  Eisenbahngesellschaft  erhob  Klage  sowohl  gegen  die 
Trade  Union  unter  ihrem  eingetragenen  Namen,  als  auch  gegen  Bell 
und  Holmes  und  beantragte  entweder  den  Erlaß  einer  injunction,  d.  h. 
eines  Verbotes  an  die  Beklagten,  ihre  bisherige,  die  klägerische  Partei 
schädigende    Handlungsweise    fortzusetzen,    oder    eine    sonstige,    dem 

Prozeßregeln  haben  die  Kraft  von  Rechtssätzen.  Zur  Zeit  ist  das  Verfahren  in 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  vor  dein  High  Court  und  dem  Court  of  Appeal 
darcb  die  sogenannten  RuUs  of  the  Supreme  Court  von  1883  (abgekürzte  Zitier- 
weise; H.  S.  C.  lH8'^)  geregelt.  Dieselben  zerfallen  in  72  Orders  und  jede  Order 
wiederum  in  eine  Anzahl  von  rules,  —  Das  Verfahren  vor  dem  House  of  Lords 
ist  im  wesentlichen  durch  die  Appellate  Jurisdiction  Acts  von  i87()  und  1887  und 
die  Apptal  (Fotma  Pauper is)  Act  von  1893,  ferner  durch  eine  Anzahl  von  so- 
genannten Standing  Orders  und  Directions  festgesetzt.  Vgl.  Denison  and  Scott' s 
House  of  Lords  Practice,  ferner  die  von  Snozi',  ßurney  und  Stringer  alljährlich 
in  rwei  Bänden  herausgegebene  Annual  Practice. 
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Gerichte  angemessen  erscheinende  Abhilfe  (reließ.  In  erster  Instanz 
(King's  Bench  Division)  wurde  am  5.  September  1900  nach  dem 
klägerischen  Antrage  erkannt  und  eine  interim  injunction  (ein  vorläufiges 
Verbot)  gegen  die  Beklagten  erlassen.  Hiergegen  legten  letztere 
Berufung  ein.  Der  Court  of  Appeal  hob  die  erstinstanzliche  Entscheidung 
aus  dem  Grunde  auf,  weil  eine  eingetragene  tradion  union  keine  passive 
Parteifähigkeit  besäße  und  daher  nicht  unter  ihrem  eingetragenen  Namen 
verklagt  werden  könnte.  Das  nunmehr  angegangene  Revisionsgericht, 
das  House  of  Lords,  schloß  sich  dem  in  der  erstinstanzlichen  Ent- 
scheidung zum  Ausdrucke  gelangten  Standpunkte  an  und  erkannte  auf 
Aufhebung  des  Berufungsurteils.  Über  die  rechtliche  -  Stellung  einer 
Trade  Union' g^hen  die  Ausführungen  des  Älr.  Justice  Farwell  in  dem 
erstinstanzlichen  Urteile  ein  anschauliches  Bild.  Der  genannte  Richter 
sagt:  „Die  Fragen,  die  ich  hier  zu  erwägen  habe,  sind:  erstens,  welche 
Handlungen  kann  eine  trade  union  gemäß  richtiger  Auslegung  der  Trade 
Union  Acts  rechtswirksam  vornehmen  ?  und  zweitens,  ist  eine  trade  union 
haftbar  für  Benachteiligungen,  welche  bei  Ausübung  der  der  Vereinigung 
zustehenden  Befugnisse  dritten  zugefügt  werden,  und  welcher  Art  ist 
diese  Haftung?  Die  en\'ähnten  Parlamentsgesetze  beginnen  mit  einer 
Gültigkeitserklärung  für  die  von  einer  trade  union  geschlossenen  Verträge 
und  treffen  dann  Bestimmungen  über  eine  Eintragung  der  trade  unions; 
sie  geben  einer  jeden  trade  union .  ein  ausschließliches  Recht  auf  ihren 
eingetragenen  Namen,  ermächtigen  dieselbe,  durch  Vermittlung  von 
Treuhändern  Grundeigentum  in  einem  beschränkten  Maße  und  sonstiges 
Vermögen  in  unbeschränkter  Höhe  zum  Nutzen  und  Besten  der 
betreffenden  trade  union  und  ihrer  Mitglieder  zu  besitzen;  sodann 
schreiben  diese  Gesetze  vor,  daß  die  Vereinigung  Beamte  und  Kassen- 
verwalter haben  soll,  und  erklären  diese  Personen  zur  Rechnungslegung 
verpflichtet.  Des  weiteren  wird  die  Einreichung  jährlicher  Berichte  an 
das  Registeramt  über  die  Aktiven  und  Passiven,  Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Vereins  verlangt.  Ferner  wird  bestimmt,  daß  die  trade  union 
Satzungen  (rules)  und  eine  eingetragene  Niederlassung  (registered  office) 
haben  müsse,  und  es  werden  Strafen  im  Falle  der  Nichterfüllung  dieser 
Vorschriften  gegen  die  trade  union  angedroht.  Die  genannten  Gesetze 
gestatten  sodann  eine  Fusionierung  mit  anderen  trade  unions  und  eine 
Liquidation  (winding-up)  des  Vereins.  Das  Vermögen  des  Vereins  ist 
für  die  Vereinszwecke  zu  verwenden,  und  einer  rechtswidrigen  Ver- 
wehdung von  Vereinsgeldem  kann  durch  ein  richterliches  Verbot 
(injunction)  Einhalt  getan  werden.  Im  Falle  einer  Liquidation  sind  die 
Aktiva  unter  die  Mitglieder  gemäß  den  Gesellschaftssatzungen  zu  ver- 
teilen. .  .  .  Eines  der  Endziele  der  Trade  Union  Acts  war,  diese  Vereine 
zu  befähigen,  in  Bezug  auf  ihr  Vermögen  als  Kläger  auftreten  zu 
können.  .  .  .  Wenn  nun  auch  eine  Korporation  und  eine  natürliche 
Person  bezw.  mehrere  natürliche  Personen  die  einzigen  dem  common 
law  bekannten  Wesen  sind,  welche  klagen  und  verklagt  werden  können, 
so  ist  doch  die  Gesetzgebung  berechtigt,  einer  Vereinigung  von 
Individuen,  welche  weder  eine  Korporation,  noch  eine  partnership, 
noch  eine  Einzelperson  darstellt,  die  Fähigkeit  zu  verleihen,  Eigentum 
zu  besitzen  und  durch  Vertreter  (agents)  Handlungen  vorzunehmen. 
Eine  solche  Fähigkeit  schließt  —  soweit  nicht  eine  Gesetzes  Vorschrift 
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ausdrücklich  das  Gegenteil  besagt  —  als  notwendiges  Korrelat  eine 
Haftung  für  die  Handlungen  und  Verfehlungen  dieser  Vertreter  bis  in 
Höhe  des  Vereinsvermögens  in  sich.  ...  Im  vorliegenden  Falle  handelt 
es  sich  nicht  um  eine  Vertragsklage,  auf  welche  die  Vorschriften  des 
§  4  der  Trade  Union  Act  von  1871  Anwendung  finden  würden.  Viel- 
mehr Hegt  hier  eine  Klage  aus  einer  unerlaubten  Handlung  (action  in 
tort)  vor;  und  die  wahre  Streitfrage  ist,  ob  nach  richtiger  Auslegung 
der  Trade  Union  Acts  die  Gesetzgebung  eine  Vereinigung  geschaffen 
haben  sollte,  welche  zwar  Eigentum  besitzen  und  durch  ihre  Vertreter 
in  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  handelnd  ein- 
greifen kann,  welche  aber  nicht  wegen  solcher  unerlaubten  Handlungen 
verklagt  werden  darf,  die  bei  einem  derartigen  Eingreifen  begangen 
worden  sind!  Unzweifelhaft  hat  der  Gesetzgeber  dadurch,  daß  er  einer 
Trade  Union  die  Fähigkeit  verliehen  hat,  Eigentum  zu  besitzen  und 
Handlungen  durch  ihre  Vertreter  vorzunehmen,  dieser  Vereinigung,  ohne 
sie  zu  einer  Korporation  zu  machen,  doch  zwei  wesentliche  Eigen- 
schaften einer  Korporation  verliehen  und  zwar  wesentlich  in  Bezug 
auf  eine  Haftung  aus  unerlaubten  Handlungen  (liability  for  tort):  denn 
eine  Korporation  kann  nur  durch  ihre  Vertreter  handeln  und  kann 
nur  zu  Schadensersatz  aus  Mitteln  ihres  Korporations Vermögens  ge- 
zwungen werden.  Das  Prinzip,  nach  welchem  Korporationen  für  solche 
Schädigungen  haftpflichtig  gehalten  werden,  welche  von  ihren  Angestellten 
und  Vertretern  bei  Ausführimg  ihrer  Dienstobliegenheiten  und  im 
Interesse  der  Korporation  begangen  worden  sind,  nämlich:  qui  sentit 
commodum  sentire  debet  et  onusy  —  dieses  Prinzip  ist  in  gleichem  Maße 
auch  auf  eine  trade  union  anwendbar.  Wäre  die  Behauptung  des 
beklagten  Vereins  begründet,  so  hätte  der  Gesetzgeber  das  Insleben- 
treten  zahlreicher  Vereinigungen  gestattet,  welche  zwar  einerseits  große 
Reichtümer  erwerben  und  durch  ihre  Vertreter  Handlungen  vornehmen 
könnten,  die  aber  andererseits  absolut  keine  Verantwortlichkeit  für  das- 
jenige Unrecht  besäßen,  welches  sie  mit  Hilfe  dieser  ihrer  Reichtümer 
und  diu-ch  ihre  Vertreter  dritten  Personen  zufügen!  ...  Da  der  Gesetz- 
geber keinen  entgegengesetzten  Willen  zum  Ausdrucke  gebracht  hat,  so 
bekundet  er  damit  seinen  Willen,  daß  das  durch  sein  Gesetz  geschaffene 
Wesen  dieselben  Pflichten  haben  und  denselben  Haftungen  unterliegen 
solle,  denen  im  gleichen  Falle  Einzelpersonen  nach  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen unterworfen  sind.  ..."  —  In  der  Entscheidung  des  höchsten 
britischen  Gerichtshofes,  des  House  of  Lords^  über  diesen  Rechtsstreit 
stellt  der  Lord  Chancellor,  Earl  of  Halsbury^  folgendes  Rechtsprinzip 
auf:  „Wenn  der  Gesetzgeber  ein  Etwas  geschaffen  hat,  welches  Eigentum 
besitzen,  Angestellte  verwenden  und  Schaden  zufügen  kann,  so  muß 
er  meiner  Ansicht  nach  auch  stillschweigend  (impliedly)  die  Befugnis 
verliehen  haben,  dieses  Wesen  für  denjenigen  Schaden  gerichtlich  zu 
belangen,  welchen  es  vorsätzlich  durch  seine  Bevollmächtigten  und 
Vertreter  angerichtet  hat." 

§  16. 
Korporationen  können  nur  auf  Grund  einer  ausdrücklichen 
oder  aus  den  Umständen  gefolgerten  staatlichen  Genehmigung 
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ins  Leben  treten.  Nach  Ausübung  der  Vorrechte  einer  Korpo* 
ration  seit  unvordenklicher  Zeit  wird  jedoch  eine  Erteilung^ 
der  erforderlichen  Genehmigung  vermutet  (Corporaiions  by  pre- 
scripiion),^ 

^  Gase  of  Sutton*s  Hospital  (1613)   10  Rep.  29. 

Case  0/  SuttoHS  Hospital  i  Normativbestimmungen  5 

corforatioHS  at  Cammon  Law  6  presumed  autkority  a  und  8 

corporatiotis  by  prescription  8  positive  or  acquisitive  prescription  8 

expressed  autkority  2  Royal  Charter  3 

general  or  public  Act  of  Parliament  5  special  or  private  Act  of  Parliament  5 

implied  autkority  a  und  7  staatliche  Genehmigung  a 

Letters  Patent  4  statutory  corporations  5 

limiiation  of  actions  8  time  immem&rial  8 

negative  or  extinctive  prescription  8 

1.  Bis  zum  heutigen  Tage  ist  der  leading  case  des  englischen  Rechts 
über  Korporationen  tlu  Case  of  Suttiyfis  Hospital  aus  dem  Jahre  16 13, 
mitgeteilt  in  Part  X  der  von  Sir  Edward  Coke  herausgegebenen 
Reports  in  Thirteen  Parts,  folio  29 ff.*)  —  In  seinen  Betrachtungen  über 
diesen  berühmten  Rechtsfall  führt  Lord  Coke  auf  folio  29''  die  essential 
Clements  einer  Korporation  auf  und  zwar: 

(I)  Lawful  autkority  of  incorporation.  Diese  kann  erfolgen  in 
vierfach  verschiedener  Weise,  nämlich :  durch  das  Common  Lauf,  durch 
das  Parlament,  durch  eine  Charter  des  Königs  und  auf  Grund  einer 
lange  Zeit  hindurch  ungestörten  Ausübung  der  Rechte  einer  Korpo- 
ration (d.  h.  by  prescription). 

(II)  Personen,  und  zwar  entweder  natural  persons  oder  bodies 
incorporate  and  political. 

(III)  Ein  Name,  unter  dem  die  Inkorporierung  erfolgt. 

(IV)  Ein  Ort  (place):  yjfor  without  a  place  no  Corporation  can  be 
made.^*' 

(V)  Worte,  die  die  Absicht  einer  Inkorporierung  erkennen  lassen : 
jjWords  sufficient  in  law^  but  not  restraified  to  any  certain,  legal,  and 
prescript  form  of  words^*. 

Der  Rechtssatz  des  §  16  gründet  sich  auf  die  von  Coke  unter  (I)  und  (V) 
aufgestellten  wesentlichen  Erfordernisse  für  das  Inslebentreten  einer 
Korporation. 

2.  Ein  Verein  bedarf  nach  englischem  Rechte  der  staatlichen 
Genehmigung  (autkority  of  tke  State),  um  die  Rechte  einer  artificial 
Person  auszuüben.  Das  System  der  freien  KörptTSchaftsbildung  kennt 
das  englische  Recht  nicht.  Dieser  grundsätzliche  Standpunkt  besteht 
schon  seit  dem  Jahre  1376,  wo  in  dem  Year  Book  des  49.  Regierungs- 
jahres Edwards  III.,  folio  3  (Y,  B.  4g  Edw.  IIL  3)  die  Lehre  aufgestellt 
wurde:  „no  Corporation  exists  without  tlie  Kings  consent J'''  —  Die  staat- 
liche Anerkennung  einer  association  als  Korporation  ist  entweder  eine 
ausdrückliche  (expressed)  oder  eine  aus  den  Umständen  gefolgerte 
(implied)  oder  eine  vermutete  (presumed).  Sie  kann  sich  gründen  ent- 
weder  auf  eine  Royal  Charter  oder  auf  Letters  Patent  oder  auf  eine 


*)  Für  diesen  Kommentar  habe  ich  die  Ausgabe  von  John  Henry  Thomas 
und  John  Farquhar  Fräser  (London  1826)  benutzt:  „A  nriu  edition  tt'itk 
additional  ttotes  and  referencesy  in  six  vo/umes'\ 
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Ad  of  Parliament  oder,  wenn  man  Lord  Coke's  Einteilung  befolgt,  auf 
das  Common  Law, 

3.  Inkorporierung  durch  Royal  Charter,  Dieser  in  früheren  Zeiten 
regelmäßige  Weg  kommt  heutzutage  selten  vor  und  grundsätzlich  nur 
in  folgenden  zwei  Fällen:  a)  Murücipal  corporations  und  b)  sogenannte 
chartered  companies  (s.  Erh  zu  §  14  sub  2)  erlangen  bis  zum  heutigen 
Tage  ihre  Inkorporieiiing  durch  eine  Royal  Charter,  Die  Verleihung 
einer  solchen  Inkorporierungscharter  ist  ein  Prärogativ  der  Krone.  Der 
König  kann  hierbei  alle  Befugnisse  einer  Korporation  oder  nur  einen 
Teil  derselben  verleihen.  Dagegen  darf  er  der  so  von  ihm  geschaffenen 
juristischen  Person  nicht  Rechte  zugestehen,  welche  gegen  die  common 
lafiv  rights  of  Ms  subjects  oder  gegen  das  la^v  of  the  land  verstoßen. 
Vor  allem  darf  eine  solche  königliche  Charter  keine  Monopolrechte  ' 
gewähren:  vgl.  das  Statute  of  Monopolies  aus  dem  Jahre  1623  (21  Jac.  L 
c.  3)  §  I  und  The  Municipal  Corporatiofis  Act  von  1882  (45  and  46 
Viel,  c,  SO)  §  247. 

4.  Inkorporierung  durch  Letters  Patent.  Unter  Letters  Patent  oder 
Letter  Overt  (literae  patentes)  sind  ein  königliches  Reskript  unter  dem 
Great  Seal  of  Englami  zu  verstehen,  wodurch  eine  Einzelperson  oder 
eine  Personenmehrheit  befähigt  wird,  Handlungen  vorzunehmen  oder 
Privilegien  zu  genießen,  die  ihr  ohne  eine  solche  Autorisation  nicht 
zustehen.  Die  Letters  Patent  Act  von  1837  (7  Will,  IV  and  I  Vict,  c.  73) 
übertrug  der  Krone  im  §  2  das  Recht,  einer  Personen  Vereinigung  durch 
Letters  Patent  solche  Privilegien  zu  verleihen,  welche  die  Krone  durch  eine 
charter  of  incorporation  gewähren  kann.  Dasselbe  Gesetz  gibt  des 
weiteren  im  §  29  der  Krone  die  Befugnis,  Korporationsrechte  auf  eine 
fest  bestimmte  Zeitdauer  zu  verleihen.  So  wurden  z.  B.  durch  Leiters 
Patent  vom  2.  September  1 889  der  Imperial  Bank  of  Persia  die  Rechte 
einer  juristischen  Person  für  die  Zeitdauer  von  30  Jahren  gewährt. 
Ein  neueres  Gesetz  aus  dem  Jahre  1884  (4^  and  48  Vict,  c,  S^)  be- 
stimmt, daß  die  Krone  berechtigt  sei,  eine  nur  auf  eine  bestimmte 
Zeitdauer  veriiehene  Inkorporierung   zu  erneuem,  bezw.  zu  verlängern. 

5.  Der  weitaus  wichtigste  und  häufigste  Weg  zur  Erlangung  von 
Korporationsrechten  ist  heutzutage  eine  Inkorporierung  durch  eine 
Act  of  Parliament,  Hier  sind  zwei  Fälle  zu  unterscheiden:  a)  Die 
Inkorporierung  eines  Vereins  erfolgt  durch  ein  zu  diesem  Behufe  be- 
sonders erlassenes  Parlamentsgesetz :  incorporation  by  special  or  private 
Act  of  Parliament;  oder  b)  die  Inkorporierung  erfolgt  durch  Erfüllung 
gewisser  Normativbestimmungen,  die  m  einem  allgemeinen  Parlaments- 
gesetze (general  or  public  Act  of  Parliamcfit)  aufgestellt  sind,  und  durch 
Erlangung  einer  Inkorporationsbescheinigung  {certificate  of  incorporation) 
auf  Gnmd  erfolgter  Eintragimg  des  Vereins  in  ein  öffentliches  Register. 
Die  ersten  Spuren  dieser  Art  von  Körperschaftsbildung  mit  Hilfe  des 
Systems  der  Norraativbestimmungen  führen  im  englischen  Recht  bis 
auf  die  Zeit  der  Königin  Elizabeth  zurück :  vgl.  das  Statute  3g  FJiz,  c.  5 
aus  dem  Jahre  1598.  In  der  modernen  Gesetzgebung  bilden  Beispiele 
derartiger  allgemeinen  Acts  of  Parliament  die  Companies  Acts  von  i8()2 
bis  IQOO,  die  Chari table  Trusts  Incorporation  Act  von  1872  (35  and 
36  Vict.  c,  24),  u.  a.  m.  —  Eine  Korporation,  welche  ihre  Rechtsfälngkeit 
entweder   auf  Grund    einer   special  or  private   Act  of  Parliament  oder 
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auf  Grund   einer  general  or  public  Act  of  Parliammt  erlangt  hat,   wird 
in   der  englischen  Rechtssprache  eine  statutory  Corporation  genannt. 

6.  Inkorporierung  durch  das  Common  Law.  Hier  bildet,  wie  es 
heißt,  die  allgemeine  Zustimmung  der  Volksgemeinde  (the  general  assmt 
of  tJu  Community)  die  staatliche  Autorisa tion.  Zu  den  unter  diese  Klasse 
fallenden  Körperschaften,  d.  h.  zu  den  corporations  at  Common  LaWy 
gehören  der  König,  die  Bischöfe,  die  sogenannten  vicars,  d.  h.  Geistliche, 
weiche  Inhaber  eines  afpropriated  or  impropriated  benefice  sind,  ferner 
Parochialgeistliche  (parsons)  und  eine  Anzahl  anderer  zu  den  ecclesiastical 
corporations  (s.  Erl.  zu  §  14  sub  2)  zählenden  Körperschaften. 

7.  Inkorporierung  auf  Grund  einer  implied  authority.  Die  staatliche 
Genehmigung  kann,  wenn  die  Inkorporationsurkundc  nicht  ausdrücklich 
sich  über  die  Verleihung  von  juristischer  Pers('>nlichkeit  an  den  be- 
treffenden Verein  ausspricht,  auch  aus  den  Umständen  gefolgert  werden. 
Man  spricht  dann  von  einer  implied  authority  of  incorporation.  Ein 
solcher  Fall  kann  nur  eintreten  bei  einer  Inkorporierung  auf  Grund 
einer  Charter  oder  letters  patefit  oder  einer  special  Act  of  Parliament, 
Beispiele  einer  solchen  Anerkennung  von  Korporationen  unter  Zuhilfe- 
nahme einer  implied  authority  enthält  das  englische  case  law  verschiedent- 
liche.  Beispielsweise  heißt  ejs  in  der  von  Henry  Rolle  herausgegebenen 
Entscheidungssammlung  „  Un  Abridg?nefit  des  plusieurs  Cases  et  Resolutions 
del  Common  Ley:  Alphabeticalment  digest  desouih  sn^erall  Titles^  (Ent-» 
Scheidungen  aus  den  Jahren  1Ö14 — 1Ö25)  unter  dem  Titel  Corporations 
folio  ßiyF.j  in  der  englischen  Übersetzung:  ,Jf  the  King  grant  land 
to  the  men  of  Dale,  their  heirs  and  successors  rendering  a  rent^  for 
anything  touching  that  land  (but  not  to  other  purposes)  they  are  a  corpo- 
ration.'^  („Wenn  der  König  den  Leuten  von  Dale,  ihren  Blutserben 
und  Rechtsnachfolgern,  soweit  sie  Abgaben  zahlen,  ein  Lehen  verleiht, 
so  bilden  dieselben  für  alles,  was  dieses  Lehen  betrifft,  aber  nicht  für 
sonstige  Zwecke,  eine  Korporation.")  Und  in  der  Entscheidimg  des 
Rechtsfalles  The  Tone  Consen^ators  versus  Ash,  mitgeteilt  im  10.  Bande 
der  von  Barnettfall  afui  Cresswell  herausgegebenen  Reports  of  cases 
argued  and  determined  in  the  Court  of  Kings  Dench^  S.  383 ff.,  sagt 
Mr.  Justice  Littledale  (S.  391):  „Das  Parlamentsgesetz  —  [d.  h.  die 
special  Act  of  Parliament^  welche  für  den  betreifenden  Fall  erlassen 
war]  —  enthalt  Bestimmungen,  welche  deutlich  die  Absicht  des  Gesetz- 
gebers erkennen  lassen,  die  conscrvators  of  the  river  Tone  zu  einer 
Korporation  zu  machen.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  bilden  ^dieselben 
eine  Korporation  für  alle  Zwecke,  welche  darauf  gerichtet  sind,  den 
Fluß  Tone  schiffbar  zu  erhalten;  und  alle  notwendigen  Eigenschaften 
(incidents)  einer  Korporation  kommen  ihnen  zu." 

8.  Inkorporierung  auf  Grund  einer  presumed  authority.  Schließlich 
kann  ein  Verein  die  Rechtsstellung  einer  Korporation  durch  eine  seit 
unvordenklichen  Zeiten  ungestörte  Ausübung  von  Korporationsrechten 
erlangen.  Man  spricht  in  diesem  Falle  von  einer  corporation  by  pre- 
scription.  Es  liegt  hier  weder  eine  expressed  authority,  noch  eine  implied 
authority^  sondern  eine  sogenannte  presumed  authority  vor.  Durch  Zeit- 
ablauf begründet  die  ungestörte  Ausübung  von  Körper  rationsrechten  die 
Rechtsvermutung  (presumption  of  law)^  daß  der  betreffende  Verein  eine 
staatliche  Anerkennung  seiner  Korporationseigens(  haft  seiner  Zeit  erhalten 
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habe,  daß  aber  die  hierauf  bezügliche  Urkunde  verloren  gegangen  sei: 
vgl.  Blackstone's  Commentariesy  Bd.  I  (1765),  S.  473.  —  \pi  Betreff 
des  Ausdruckes  prescripHon  sei  bemerkt,  daJ3  das  englische  Recht 
zwischen  einer  positroe  or  acquisittve  prescripHon  und  einer  negative  or 
extinctive  prescrtption  unterscheidet.  Xy^o.  positive  prescripHon  h^'^'iiVx.  den 
Erwerb  eines  Rechtstitels  (title  of  right),  während  die  negative  prescripHon 
den  Verlust  eines  solchen  im  Gefolge  hat.  D'iq  positive  prescripHon  ist, 
wie  es  heißt,  ein  invesHtive  fact  und  die  negative  prescripHon  ein  divesHHve 
fact.  Es  gibt  zwei  Arten  von  negatri'e  prescription:  eine  perfect  und 
eine  imperfect  negatr-oe prescripHon,  XA^  perfect  negaHve  prescription  zer- 
stört das  principal  rights  während  die  imperfect  negative  prescription  nur 
das  accessorische  Klagerecht,  das  right  of  acHon,  vernichtet,  aber  das 
dem  Klagerecht  zu  Grunde  liegende  principal  right  unberührt  läßt. 
Die  imperfect  negative  prescription  wird  gewöhnlich  limitation  of  actions 
(^'  §§  i5Öff.)  genannt.  In  dem  Ausdrucke  corporaHon  by  prescripHon 
handelt  es  sich  naturgemäß  um  eine  positive  or  acquisitivc  prescripHon, 
—  Um  einem  Vereine  die  Rechtsstellung  einer  Körperschaft  by  prescription 
zu  gewähren,  ist  der  Ablauf  einer  unvordenklichen  Zeit  (Hme  immemorial) 
erforderlich.  Was  ist  im  Rechtssinne  Hme  immemorial?  Infolge  einer 
Auslegung,  welche  die  Gerichte  im  Mittelalter  dem  im  Jahre  1275 
erlassenen  Statute  of  Westminster  the  First  (3  Edw.  I.  c.  39)  gegeben 
haben,  ist  es  ein  fester  Rechtssatz  des  englischen  Rechts  geworden,  daß 
die  Zeit,  bis  zu  welcher  in  den  Augen  des  Rechts  menschliche  Erinnerung 
reicht  (time  of  legal  memory)  auf  den  Regierungsantritt  Richard's  I., 
d.  h.  auf  den  6.  Juli  11 89,  zurückgeht.  Time  immemorial  ist  also  eine 
Zeit,  die  vor  dem  Jahre  11 89  liegt.  Es  hat  nun  nicht  eine"  corporaHon 
by  prescripHon  den  Beweis  zu  führen,  daß  sie  schon  vor  dem  Jahre  11 89 
Korporationsrechte  ausgeübt  habe,  sondern  es  muß  derjenige,  welcher 
die  KorpK)rationseigenschaft  eines  solchen  Vereins  bestreitet,  nachweisen, 
daß  zu  irgend  einem  Zeitpunkte  zwischen  der  Jetztzeit  und  dem 
Jahre  11 89  der  Verein  nicht  die  Stellung  einer  Korporation  gehabt 
habe.  Die  Korporation  selber  hat  nur  zu  zeigen,  daß  sie  vor  einer 
beträchtlichen  Zeit  schon  als  Korporation  gegolten  und  gehandelt  habe; 
und  dies  begründet,  in  Ermanglung  eines  Gegenbeweises,  eine  Ver- 
mutung, daß  dieser  Zustand  seit  vmvordenkiicher  Zeit  (time  immemorial) 
bestehe.  In  dem  Rechtsfalle  Jenkins  versus  Harveyy  mitgeteilt  im 
1.  Bande  der  von  Crompton,  Meeson  und  Roscoe  herausgegebenen  Ent- 
scheidungen der  Courts  of  Exchequer  und  Excitequer  Chamber  { 1 834 — 1 835), 
S.  894 ff.,  sagt  Baron  Parke:  „Im  vorliegenden  Falle  wurden  Beweise 
erbracht,  die  das  Bestehen  einer  Korporation  im  Jahre  1630  zeigen. 
Dies  bildet,  so  lange  kein  begründeter  Widerspruch  erhoben  wird, 
unzweifelhaft  einen  Beweis,  aus  welchem  die  Jury  die  Vermutung  her- 
leiten wird,  daß  die  Korporation  Über  die  Zeit  of  legal  memory  hinaus 
bestanden  habe." 

Eine  Korporation  kann,  je  nach  der  Art  ihrer  Verfassung 
aus  einem  einzigen  Individuum  (corporaHon  sola)  oder  aus  zwei 
oder    mehreren    Individuen    (corporaHon    aggregaie)    bestehen. 
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Eine  corporation  aggregaie  wird  jedoch  nicht  dadurch,  daß  die 
Zahl  ihrer  Mitglieder  auf  eins  herabgesunken  ist,  eine  corpo- 
ration sole, 

Mitgliederzahl  z  incorßorated  series  of  sMcctstiv«  persans  z 

iHcorporated  group  of  co-ixisüng  persans  x  corporation  soU  a 

1.  Einzig  und  allein  Korporationen  sind  im  englischen  Recht 
juristische  Personen.  In  Sir  Edward  Coke's  Werk  The  fir st  pari  of 
ihe  Institutes  of  the  Law  of  England;  or^'  a  Commentary  upon  Littleton 
(abgekürzte  Zitierweise:  Co,  Litt,;  vgl.  Erl.  zu  §  3  sub  II  Anm.  11) 
heißt  es  auf  folio  2a:  „Personen  gibt  es  zweierlei  Art:  natürliche  Per- 
sonen, von  Gott  geschaffen,  .  .  .  und  inkorporierte  oder  politische 
Personen  (persons  incorporate  or  politique)^  durch  Menschenhand  aus 
rechtspolitischen  Gründen  geschaffen  (created  by  the  policy  of  man)  und 
daher  bodies  politique  genannt;  und  letztere  zerfallen  in  zwei  Klassen, 
nämlich  entweder  in  sole  oder  in  aggregate  of  many.''  —  Eine  corporation 
aggregate  stellt  eine  inkorporierte  Gruppe  von  gleichzeitig  existierenden 
Individuen  dar  (an  incorporated  grotip  of  co-existing  persons)^  während 
eine  corporatiofi  sole  eine  inkorporierte  Reihe  von  nacheinander  sich 
folgenden  Individuen  ist  (an  incorporated  series  of  successive  persons). 
Mit  anderen  Worten:  eine  corporation  aggregate  kann  und  wird  regel- 
mäßig zu  gleicher  Zeit  zwei  oder  mehr  Mitglieder,  eine  corporation 
sole  dagegen  stets  und  ausnahmslos  nur  ein  einziges  Mitglied  besitzen. 
Die  Zahl  der  Mitglieder  ist  jedoch  nicht  unter  allen  Umständen  das 
Maßgebende  bei  Entscheidung  der  Frage,  ob  eine  Korporation  zu  der 
einen  oder  zu  der  anderen  Hauptklasse  gehöre.  Vielmehr  ist  diese 
Frage  stets  nach  der  Verfassung  (Constitution)  der  Körperschaft  zu 
beantworten.  Ist  eine  Korporation  nach  ihrer  Verfassung  eine  corporation 
aggregate^  so  bleibt  sie  es  auch,  selbst  wenn  die  Zahl  ihrer  Mitglieder 
auf  eins  herabsinkt.  Bezüglich  der  Frage,  ob  eine  corporation  aggregate 
ohne  ein  Mitglied  bestehen  kann,  s.  die  Erl.  zu  §  33  sub  2. 

2.  Weitaus  die  Mehrzahl  der  englischen  Korporationen  sind  eorpo- 
rations  aggregate.  Sogenannte  corporations  sole  finden  sich  nur  da,  wo 
die  aufeinander  folgenden  Inhaber  gewisser  weltlichen  oder  geistlichen 
Ämter  in  der  Weise  inkorporiert  sind,  daß  sie  eine  einzige,  dauernde, 
juristische  Person  bilden.  Körperschaften  dieser  Art  bestehen  entweder 
nach  Common  Law  (s.  Erl.  zu  §  16  sub  6),  oder  sie  sind  durch  ein 
Gesetz  (Statute)  geschaffen.  Dagegen  ist  eine  Inkorporierung  durch 
Royal  Charter  oder  durch  Letters  Patent  hier  selten.  Zu  den  corporations 
sole  at  Common  Law  gehören  der  König,  die  Bischöfe,  die  vicars  und 
parsons  (s.  Erl.  zu  §  lö  sub  6),  während  statutory  corporations  sole  z.  B. 
der  Fostmaster-General  (auf  Grund  des  §.i6  des  Gesetzes  3  and  4 
Vict.  c.  gö),  der  Solicitor  to  tßie  Treasury  (auf  Grund  des  §  i  des 
Gesetzes  jg  and  40  Vict,  c.  18)  und  der  Sccretary  of  State  for  War 
(auf  Grund  des  §  2  des  Gesetzes  18  and  ig  Vict,  c,  Iiy)  sind.  Ein 
Beispiel  für  die  Schaffung  einer  corporation  sole  durch  Letters  Patent 
bildet  der  Master  (Leiter)  des  Pembroke  College  an  der  Universität 
Oxford,  welcher  durch  Letters  Patent  König  Karls  I.  zu  einer  corporation 
sole  erklärt  wurde;  vgl.  B lackst one's  CommeniarieSy  vol,  //,  foL  43 1. 
Nach  Prof    Holland,   Elements  of  furisprudence^   9.  Aufl.,   S.  330,   ist 
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auch  der  Provost  of  Oriel  College  zu  Oxford  durch  Letters  Patent  der 
Königin  Anna  (12  Anne,  stat,  2,  c.  6)  eine  Corporation^  sole  geworden. 
—  Aus  der  Literatur:  die  beiden  Aufsätze  von  Prof.  Maitland  in  der 
Law  Quarterly  Review:  „7 he  Corporation  Sole"y  Bd.  XVI,  S.  335 ff,  und 
^The  Croivn  as  Corporation",  Bd.  XVII,  S.  131  ff 

§  18. 
Nimmt  jemand,  der  gleichzeitig  eine  Corporation  sole  ist,  eine 
Rechtshandlung  vor,  so  ist  es  in  jedem  Einzelfalle  Tatfrage, 
ob  er  in  seiner  Eigenschaft  als  Einzelperson  oder  als  Korpo- 
ration gehandelt  habe.^ 

*  Do€tor  BentUfs  Gase  (£726)  2  Str.  913. 

Rechtsnacur  einer  corporaiion  sole  i  Rechtshandlungen    des   Inhabers    eines   iokorpo- 

rierten  Amtes  » 

1.  Prof.  Salmond  {Jurisprudence,  S.  349)  sagt  über  die  Corporation 
sole:  „Die  Hauptschwierigkeit  für  das  Erfassen  der  wahren  Natur  einer 
solchen  Korporation  liegt  darin,  daß  dieselbe  den  gleichen  Namen  träg^ 
wie  die  natüriiche  Person,  welche  ihr  jeweiliges  einziges  Mitglied  bildet, 
sie  vertritt  und  für  sie  handelt.  Eine  jede  von  beiden  Personen  ist 
.der  Souverän*,  oder  ,der  Bischof'  oder  ,der  Solicitor  to  the  Treasury'. 
Nichtsdestoweniger  sind  unter  jeder  dieser  'Bezeichnungen  in  Wahrheit 
zwei  verschiedene  Personen  verborgen.  Die  eine  ist  ein  menschliches 
Wesen,  welches  für  die  jeweilige  Zeit  die  Pflichten  und  Angelegenheiten 
des  Amtes  versieht.  Die  andere  Person  ist  ein  mythisches  Wesen,  von 
dessen  Dasein  nur  die  Rechtskundigen  wissen,  und  das  von  dem  Auge 
des  Rechts  allein  gesehen  werden  kann.  Dieses  mythische  Wesen  ist 
der  wahre  Inhaber  des  Amtes;  es  stirbt  niemals  und  es  tritt  niemals 
vom  Amte  zurück.  Das  andere  Wesen  dagegen,  d.  h.  die  Person  aus 
Fleisch  und  Blut,  ist  lediglich  ein  Bevollmächtigter  und  Vertreter,  durch 
welchen  das  mythische  Wesen  seine  Funktionen  erfüllt.  Der  Amts- 
inhaber in  Menschengestalt  kommt  und  geht;  jenes  Kind  des  Rechts 
dagegen  bleibt  unverändert  in  Ewigkeit." 

2.  Nimmt  der  Inhaber  eines  inkorporierten  Amtes  eine  Rechts- 
handlung vor,  so  ist  es  von  Wichtigkeit,  festzustellen,  ob  er  in  seiner 
Eigenschaft  als  natürliche  Person  oder  in  seiner  Eigenschaft  als  Corpo- 
ration sole  gehandelt  habe.  Je  nachdem  das  eine  oder  das  andere  der 
Fall  ist,  werden  die  aus  der  Rechtshandlung  erwachsenden  Berechtigungen 
und  Verpflichtungen  dem  Privatmanne  und  seinen  Erben  oder  dem 
Amtsinhaber  und  seinen  Amtsnachfolgern  zufallen.  Feste  Grundsätze 
in  dieser  Beziehung  hat  das  englische  Recht  nicht  aufgestellt  sondern 
behandelt  die  Entscheidung  hierüber  in  jedem  Einzelfalle  als  Tatfrage 
iqutsiion  of  facf).  Dies  stützt  sich  auf  einen  richterlichen  Ausspruch 
in  dem  Prozesse  Dr.  Bentley  versus  Bishof  of  Ely  aus  dem  Jahre  1726, 
mitgeteilt  im  2.  Bande  der  von  Sir  John  Strange  herausgegebenen 
Reports  of  adjudged  cases  in  the  Chancery,  Kings  Bench,  Common  Pleas 
and  Exchequer,  S.  912  und  913.  Der  Tatbestand  und  die  sonstige 
Entscheidung  dieses  Rechtsfalles  bietet  für  die  vorliegenden  Zwecke 
kein  Interesse.     Es  handelte  sich  um  eine  Maßregel,  welche  der  Bischof 
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von  Ely  in  seiner  Eigenschaft  als  visitor^  d.  h.  als  Aufsichtsbehörde, 
des  Trinity  College  der  Universität  Cambridge  gegen  einen  Dr.  Bentley 
verfügt  hatte,  i  Unter  anderem  fragte  es  sich,  ob  der  Bischof  als  natür- 
liche Person  oder  als  Corporation  sole  gehandelt  habe.  Bei  dieser 
Gelegenheit  betonte  das  Gericht,  daß  lediglich  die  Umstände  des  Einzel- 
falles für  die  Beantwortung  einer  solchen  Frage  entscheidend  wären, 
da  irgend  welche  allgemein  gültigen  Rechtsgrundsätze  hierüber  nicht 
beständen. 

§  19- 
Der  Sitz  einer  ein  Handelsgewerbe  betreibenden  Korporation 
ist  der  Ort,  an  welchem  die  Verwaltung  geführt  wird.  Jede 
andere  Korporation  hat  ihren  Sitz  an  demjenigen  Orte,  an 
welchem  die  Ausübung  ihrer  verfassungsmäßigen  Tätigkeit 
erfolgt* 

1  Jones  V.  Scottish  Accident  Insurance  Co.  (i886)   17  Q.  B.  D.  421. 

administrative  centre  2  leave  to  issue  the  vfrit  3 

artißcial  dotnicil  x  Mehrere  Wohnsitze  einer  Korporation  (?)  5 

dictum,  oder  obiter  dictum  5  Anm.  1  non-trading  corporation  4 

domicil  of  a  cor^oration  z  trading  Corporation  a  und  3 

issuing  the  writ  3  Wohnsitz     des     Inhabers     eines     inkorporierten 

Amtes  4 

1.  Der  Sitz  einer  Korporation  heißt*  ihr  domicil.  Häufig  wird 
jedoch  in  der  englischen  Rechtsliteratur  dieser  Sitz  qualifiziert  ein 
artificial  domicil  genannt,  um  'damit  zum  Ausdrucke  zu  bringen,  daß 
das  Wort  domicil  in  seinem  engeren  und  eigentlichen  Sinne  lediglich 
in  Beziehung  auf  natürliche  Personen  gebraucht  wird.  Im  Gegensatze 
zu  dem  Wohnsitze  einer  natürlichen  Person,  der  —  wie  in  den 
Erläuterungen  zu  §  4  sub  2  ausgeführt  ist  —  regelmäßig  nach  einem 
Rechtsgebiete  (cotmtry  im  Sinne  von  territorium  legis)  und  nicht  nach 
einem  Orte  (place)  bestimmt  wird,  richtet  sich  das  domicil  einer 
Korporation  nach  dem  Orte  (place),  welcher  als  der  Mittelpunkt  der 
Korporationstätigkeit  (the  centre  of  the  affairs  of  a  Corporation)  im 
Rechtssinne  gilt.  Einen  weiteren  wesentlichen  Unterschied  zwischen 
dem  domicil  of  a  natural  person  und  dem  domicil  of  a  corporation 
kennzeichnet  Dicey,  Conflict  of  Laws,  S.  155,  mit  folgenden  Worten: 
„Der  Wohnsitz  einer  natürlichen  Person  ist  eine  Tatsache  (fact\  auf 
Grund  deren  die  betreffende  Person  dem  Rechte  eines  bestimmten 
Rechtsgebietes  unterstellt  wird.  Das  domicil  einer  Korporation  dagegen 
ist  eine  Rechtsfiktion  (ßction  of  law),  welche  ihren  Ursprung  aus  der 
Tatsache  herleitet,  daß  eine  Korporation  in  gewissen  Beziehungen, 
z.  B.  in  Bezug  auf  die  Jurisdiktion  der  ordentlichen  Gerichte,  dem 
Rechte  eines  bestimmten  Rechtsgebietes  untersteht.  Mit  anderen 
Worten :  eine  natürliche  Person  ist  in  gewissen  Beziehungen  dem  Rechte 
Englands  unterworfen,  weil  sie  tatsächlich  einen  englischen  Wohn.sitz 
besitzt,  während  einer  Korporation  im  Wege  einer  Fiktion  ein  englischer 
Wohnsitz  zuerkannt  wird,  weil  sie  iw  gewissen  Beziehungen  dem  Rechte 
Englands  unterliegt." 

2.  Der  Sitz  einer  ein  Handelsgewerbe  betreibenden  Korporation 
(trading   corporation)   ist    der   Ort,    an   welchem    die   Verwaltung   (the 
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admimstrative  business)  geführt  wrd,  d.  h.  der  Ort,  welcher  den  tat- 
sächlichen Mittelpunkt  der  Geschäftsleitung  {the  admimstrative  untre) 
bildet,  gleichgültig  ob  sich  die  der  Korporation  gehörenden  Fabrik- 
anlagen, Verkaufslokale  ilsw.  an  diesem  Orte  befinden  oder  nicht.  Hat 
z.  B.  eine  auf  Grund  der  Companies  Acts  inkorporierte  Aktiengesellschaft, 
deren  Zweck  der  Betrieb  von  Baumwollenplantagen  und  Webereien  in 
Indien  ist,  ihre  eingetragene  Niederlassung  (registered  office)  in  London 
und  werden  von  letzterem  Orte  aus  die  Geschäfte  der  Geseilschaft 
geleitet,  so  ist  der  Sitz  der  Korporation  in  London  und  nicht  in  Indien. 
Prima  fade  gilt  der  Ort,  an  welchem  sich  das  eingetragene  Geschäfls- 
lokal  (registered  office)  einer  ein  Handelsgewerbe  betreibenden  Korpo- 
ration befindet,  als  das  domicil  der  betreffenden  juristischen  Person. 
Diese  Vermutung  kann  jedoch  in  dem  Einzelfalle  durch  den  Nachweis 
entkräftet  werden,  daß  die  Gescliäftsleitung  nicht  an  dem  Orte  des 
registered  office  stattfindet.  In  einem  solchen  Falle  befindet  sich  dann 
der  Wohnsitz  der  Korporation  da,  wo  tatsächlich  die  Verwaltung 
geführt  wird. 

3.  Die  Frage  nach  dem  domicil  einer  Korporation  kann  von 
besonderer  Wichtigkeit  werden,  wenn  jemand  eine  Klage  gegen  eine 
treuling  corporatian  zu  erheben  beabsichtigt.  In  dem  Rechtsfalle  Jonts 
versus  T/ie  Scottish  Accident  Insurance  Company,  Limitedy  aus  dem  Jahre 
1886,  mitgeteilt  im  17.  Bande  der  Cases  determined  in  the  QueetCs  Bench 
Division  and  on  appeal  therefrom  in  the  Court  of  Appeal^  S.  421 — 423, 
hatte  jemand  mit  dem  Agenten  einer  Versicherungsgesellschaft,  die  ihre 
eingetragene  Niederlassung  in  Edinburgh  hatte,  und  deren  secretary 
gleichfalls  daselbst  wohnte,  welche  aber  andererseits  zahlreiche  Agenturen 
in  England  imd  eine  Generalagentur  in  London  besaß,  zu  Liverpool 
einen  Lebens  Versicherungsvertrag  abgeschlossen  und  regelmäßig  die 
fälligen  Prämien  an  die  Liverpooler  Agentur  bezahlt.  Nach  dem  Tode 
des  Versicherten  weigerte  sich  die  Gesellschaft,  der  Witwe  des  Ver- 
storbenen den  vollen  Betrag  der  Versicherungssumme  auszuzahlen. 
Infolgedessen  versuchte  die  Witwe,  in  England  gegen  die  Versicherungs- 
gesellschaft Klage  zu  erheben.  Nach  englischem  Prozeßrecht  bedarf 
der  die  Klage  einleitende  Schriftsatz,  das  sogenannte  7vrit  of  summonSy 
vor  der  Zustellung  an  die  Gegenpartei  eines  sogenannten  issue.  Zu  diesem 
Zwecke  hat  der  Kläger  oder  sein  Solicitor  zwei  Abschriften  des  writ 
entweder  dem  Writ  Department  des  Central  Office  des  High  Court  zu 
London  oder  einer  District  Registry  einzureichen  und  zehn  Schillinge 
zu  bezahlen.  Die  eine  Abschrift  wird  in  der  Gerichtskanzlei  zurück- 
behalten, während  die  andere  mit  einem  seal,  sowie  mit  einem  Buch- 
staben und  einer  Nummer  versehen  und  dem  Kläger  zur  Zustellung 
(Service)  an  den  Beklagten  zurückgegeben  wird.  Im  allgemeinen  hat 
der  Beamte  der  Gerichtskanzlei  irgend  eine  Prüfung  des  Schriftstückes 
nicht  vorzunehmen,  sondern  ohne  weiteres  das  issuing  the  writ  zu 
vollziehen.  Hält  sich  jedoch  der  Beklagte  außerhalb  Englands  auf,  so 
hat  der  Kläger  zunächst  die  Erlaubnis  eines  Richters  für  die  Vornahme 
des  issue^  d.  h.  ein  sogenanntes  leccve  to  issue  the  lurit,  einzuholen.  Eine 
solche  Erlaubnis  wird  nur  in  ganz  bestimmten  Fällen  gewährt,  welche 
in  der  Order  XI  der  Rules  of  the  Supreme  Court  (s.  Erl.  zu  §  15  snb  III 
Anm.  5)   aufgezählt  sind.     Diese  Order  besagt  in   rule  I  unter  Buch- 
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Stäben  c),  daß  die  fragliche  Erlaubnis  zu  gewähren  sei,  wenn  der 
Beklagte  seinen  Wohnsitz  oder  seinen  gewöhnlichen  Aufenthaltsort 
innerhalb  der  örtlichen  Jurisdiktion  des  High  Courtj  d.  h.  in  England 
oder  Wales,  habe;  und  unter  Buchstaben  e)  wird  bestimmt,  daß  das 
Gleiche  gelten  solle,  wenn  die  Klage  sich  auf  einen  innerhalb  der  ört- 
lichen Jurisdiktion  des  High  Court  erfolgten  Vertragsbruch  gründet, 
wofern  die  Erfüllung  des  Vertrages  in  England  oder  Wales  stattzufinden 
hatte,  es  sei  denn,  daß  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  oder  gewöhnlichen 
Aufenthaltsort  (residence)-  in  Schottland  oder  Irland  besitzt.  Im  vor- 
liegenden Falle  beantragte  die  Klcigerin  bei  Mr,  Justice  Day  die  Erteilung 
eines  leai>e  to  issue  a  writ  for  senuce  out  of  the  Jurisdiction,  Diese 
Erlaubnis  wurde  verweigert  unter  der  Begründung,  daß  die  beklagte 
Versicherungsgesellschaft  weder  ihren  Wohnsitz  (domicil),  noch  ihren 
gewöhnlichen  Aufenthaltsort  (ordinary  residence)  innerhalb  der  Örtlichen 
Jurisdiktion  des  High  Court,  vielmehr  in  Schottland  hätte,  und  daß 
daher  die  Klage  vor  dem  zuständigen  schottischen  Gerichte  erhoben 
werden  müßte.  Die  Klägerin  legte  gegen  diese  Entscheidung  Beschwerde 
(appeal)  bei  der  Queens  Bench  Division  des  High  Court  ein.  Auch  das 
Beschwerdegericht  wies  den  Antrag  der  Witwe  ab.  In  der  Entscheidung 
des  Mr.  Justice  Cave  heißt  es:  „In  dem  Falle,  wo  jemand  in  Schottland 
seinen  regelmäßigen  Aufenthaltsort  hat  und  daselbst  sein  jGewerbe 
betreibt,  aber  Zweigniederlassungen  in  England  besitzt,  ist  es  klar,  daß 
ein  leave  to  issue  a  writ  for  service  out  of  the  Jurisdiction  nicht  gewährt 
werden  kann.  Es  würde  absurd  sein,  wollte  man  sagen,  daß  der 
Betreffende  gewöhnlich  in  England  sich  aufhielte,  weil  er  eine  Zweig- 
niederlassung daselbst  besitzt  Ein  Kläger  würde  daher  in  einem  solchen 
Falle  sich  nicht  unter  die  Vorschriften  der  rule  7,  Buchstaben  c)  der 
Order  XI  bringen  können.  Wenn  in  dieser  Weise  die  Gerichte  im 
Falle  einer  Einzelperson  erkannt  haben,  warum  sollten  sie  nicht  in 
gleicher  Weise  auch  im  Falle  einer  Korporation  erkennen?  .  .  .  Wenn 
wir  die  vorhandenen  Gesetzesstellen  und  die  richterlichen  Entscheidungen 
gegeneinander  halten,  so  folgt  daraus  einerseits,  daß  im  Falle  einer 
Korporation  die  Zustellung  der  Klage  entweder  an  das  Geschäftslokal 
von  dem  aus  die  Leitung  der  Korporation  stattfindet,  oder  an  den 
Sekretär  der  Korporation  erfolgen  muß,  und  andererseits,  daß  weder 
die  Korporation,  noch  ihr  Sekretär  als  in  England  wohnend  gelten 
können,  wenn  der  Ort  der  Geschäftsleitung  sich  in  Edinburgh  befindet 
und  der  Sekretär  daselbst  seinen  gewöhnlichen  Aufenthaltsort  hat" 

4.  Die  non-trading  corporafions,  d.  h.  Korporationen,  welche  kein 
Handelsgewerbe  betreiben,  haben  ihren  Sitz  an  dem  Orte,  an  welchem 
sie  ihre  verfassungsmäßige  Tätigkeit  ausüben.  Dies  gilt  sowohl  für 
£orporations  aggregate,  als  auch  für  corporations  sole.  Beispielsweise  hat 
ein  inkorporiertes  Krankenhaus  oder  eine  inkoq:)orierte  Lehranstalt  ihr 
domicil  an  dem  Orte,  wo  sich  das  Krankenhaus  oder  die  Lehranstalt 
befindet,  mögen  auch  die  Verwaltungsgeschäfte  von  einem  anderen 
Orte  aus  geführt  werden.  Ein  Bischof,  in  seiner  Eigenschaft  als 
Corporation  sole,  hat  stets  seinen  Wohnsitz  am  Bischofssitze  (see).  Fraglich 
ist  es,  ob  jemand,  der  zugleich  eine  Corporation  sole  repräsentiert,  neben 
seinem  korporativen  Wohnsitz  noch  einen  anderen  Wohnsitz  in  seiner 
Eigenschaft    als    natürliche    Person    besitzen    kann.     Dicey,   a.  a.  O., 
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S.  156,  sagt:  „Obwohl  es  in  heutiger  Zeit  unwahrscheinlich  ist,  daß  ein 
englischer  Bischof  im  Auslande,  weit  weg  von  seinem  Bischofssitze, 
mit  der  Absicht  leben  sollte,  im  Auslande  dauernd  sich  niederzulassen, 
so  mag  doch  eintretendenfalls  dahin  erkannt  werden,  daß  der  Bischof 
in  seiner  Eigenschaft  als  natürliche  Person  einen  ausländischen  Wohn- 
sitz sich  er^'orben  habe.  In  seiner  Korporationseigenschaft  hingegen 
würde  er  unbedingt  als  in  .seiner  Diözese  domiziliert  gelten." 

5.  Es  ist  eine  bekannte  Streitfrage  unter  englischen  Juristen,  ob 
eine  Korporation  mehrere  domicils  besitzen  könne.  Für  natürliche 
Personen  gilt  (s.  §  4,  Schlußsatz)  die  Rechtsregel:  „Niemand  kann 
zu  gleicher  Zeit  mehr  als  einen  Wohnsitz  haben."  Ist  dies  auch  hin- 
sichtlich einer  Korporation  der  Fall  ?  In  dem  Rechtsstreite  The  Carron 
Iran  Company  Proprietors  versus  James  Maclaren  and  Ot?ters,  mitgeteilt 
im  5.  Bande  der  House  of  Lords  Cases  on  appeal  and  writs  of  error 
and  Claims  of  peerage^  S.  416 — 460,  findet  sich  ein  dictum^)  des  Lord 
St.  Lconardy  wonach  eine  Korporation,  mindestens  für  Zwecke  der 
Jurisdiction,  mehrere  Wohnsitze  haben  könne.  Dieser  Ausspruch  hat 
jedoch,  trotzdem  er  im  House  of  Lords  gefallen  ist,  für  das  englische 
Recht  keine  autoritative  Bedeutung.  Dtcey  a.  a.  O.,  S.  15Ö  sagt:  „Im  ganzen 
genommen  scheint  die  richtigere  Ansicht  zu  sein,  daß  eine  Korporation 
nach  dem  Beispiele  einer  Einzelperson  ihr  einziges  principal  domicil 
an  dem  Orte  habe,  an  welchem  sich  der  Mittelpunkt  ihrer  Tätigkeit 
ithe  centre  of  its  affairs)  befindet,  und  daß  alle  anderen  Orte,  an 
welchem  sie  untergeordnete  Niederlassungen  (subordinate  offices)  besitzt, 
nur  —  soweit  man  eine  derartige  Analogie  überhaupt  durchführen 
kann  —  der  residcfice  einer  Einzelperson  entsprechen." 

§  20. 
Eine  Korporation,  welche  nicht  ihren  Sitz  in  England  hat, 
ist  im  Sinne  des  bürgerlichen  Rechts  eine  ausländische  Korpo- 
ration.* 

*  Carron  Iron  Co,  v.  Maclaren  (1855).     5  H.  L.  C  436. 
Bedeutimg  des  Wortes  »England".  /oretgn  Corporation. 

Um  als  eine  inländische  juristische  Person  im  Sinne  des  englischen 
bürgerlichen  Rechts  zu  gelten,  muß  eine  Korporation  ihr  domicil  (s.  Erl. 
zu  §  19)  in  England  haben.  Unter  „England"  ist  hier  zu  verstehen 
England  und  Wales  nebst  denjenigen  Küsteninseln,  welche  ent- 
weder englische  oder  wallisische  Grafschaften  (English  or  Welsh  counties) 
oder  Teile  solcher  Grafschaften  bilden,  wie  z.  B.  die  Insel  Wight  und 
die  Insel  Anglesea.    Alles,  was  außerhalb  ciieses  Gebietes  liegt,  ist  Aus- 

*)  Unter  einem  dictum  oder  obiter  dictum  versteht  das  englische  Recht  einen 
Tichterlichen  Ausspruch,  der  entweder  mit  der  gehörigen  Entscheidung  des  be- 
sonderen Rechtsstreites  überhaupt  nichts  zu  tun  hat,  oder  der  eine  Regel  auf- 
stellt, welche  weitergehend  ist,  als  der  zu  behandelnde  Rechtsfall  es  unbedingt 
verlangt.  Derartige  dicta  haben  nicht  die  rechtserzeugende  Bedeutung,  welche 
das  englische  Recht  einer  richterlichen  Entscheidung  im  allgemeinen  einräumt; 
sie  sind,  wie  es  heißt,  nicht  authoritative^  sondern  nur  persuasin  oder  iustnutive. 
Vgl.  hierzu:  Salmond,   Jurisprudince,  S.   164  und  S.   177-178. 

G.  Schirrmeister,  Bürgert.  Recht  Englands.     [.  5 
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land  (foreign  country),  gleichgültig  ob  es  zum  britischen  Reich  gehört 
oder  nicht.*)  Demnach  ist  z.  B.  eine  Korporation,  welche  ihren  Sitz 
in  Dublin  oder  in  Glasgow  oder  auf  der  Insel  Man  hat,  eine  aus- 
ländische Korporation  (forägn  Corporation).  —  In  dem  Rechtsfalle  The 
Carron  Iron  Company  Proprieiors  versus  James  Maclaren  and  Others 
(s.  Erl.  zu  §  19  sub  5)  war  die  Revisionsklägerin  eine  Aktiengesellschaft, 
welche  im  Jahre  1773  durch  eine  Royal  Charter  unter  dem  Unions- 
siegel von  Schottland  (union  seal  of  Scotland)  zum  Zwecke  des  Betriebes 
von  Eisenwerken  ins  Leben  getreten  war.  Die  Werke  der  Gesellschaft 
befanden  sich  in  Carron  in  Schottland,  woselbst  auch  das  einzige 
Vorstandsmitglied  (the  sole  manager)  seinen  Amtssitz  hatte,  und  wo  die 
Geschäftsbücher  der  Korporation  geführt  wurden.  Die  Aktiengesellschaft 
besaß  Grundbesitz  in  England  und  hielt  Agenten  in  verschiedenen 
englischen  Städten.  In  der  Entscheidung  des  House  of  Lords  vom 
Jahre  1855  wurde  festgestellt,  daß  die  genannte  Korporation  im  Sinne 
des  bürgedichen  Rechts  Englands  eine  ausländische  wäre  (vgl.  die  Aus- 
führungen des  Lord  Chancellor  auf  S.  436  ff.  des  Imw  Report), 

§  21. 
Vorbehaltlich  der  über  das  Eigentum  an  britischen  Schiffen 
geltenden  Vorschriften  kann  eine  ausländische  Korporation 
in  dem  gleichen  Umfange  und  in  der  gleichen  Weise,  wie 
eine  britische  Korporation,  bewegliches  und  unbewegliches 
Vermögen  in  England  erwerben  und  vor  den  englischen  Ge- 
richten klagen  und  verklagt  werden.^ 

^    Westvian  v,  Aktiebolaget  Co.  (1876),    i.  Ex.  D.  237. 

action  in  pers^nam  3  Anm.  a  Erfülluiis^sort  eines  Vertrages  3  Anm.  2 

Anerkennung  einer  ausländischen  Korporation   i  Rrwerl)  von  Vermögen  seitens  einer  aiislündischen 

Eigentum  an  einem  britischen  Schiflfe  2  Korporation  9 

Klage  weisen   Vertragsbruch  3 

Paricifahigkeit  einer  auslandischen  Korporation  3 

I.  Ein  einem  fremden  Staate  angehörender  und  nach  dessen  Ge- 
setzen rechtsfähiger  Verein  wird  grundsätzlich  von  englischen  Gerichten 
als  Korporation  behandelt,  ohne  daß  irgendeine  Anerkennung  der 
Rechtsfähigkeit  dieses  Vereins  seitens  einer  englischen  Behörde  not- 
wendig ist.  Dicey,  Conflict  of  Laivs,  S.  485,  gibt  folgende  ruie  125» 
„Die  Existenz  einer  ausländischen  Korporation,  welche  nach  dem 
Rechte  eines  ausländischen  Staates  in  gehöriger  Weise  ins  Leben  ge- 
treten ist,  wird  von  dem  Gerichte  anerkannt."  Vgl.  auch  Holland, 
Elements  of  JurisprudencCj  9.  Aufl.  S.  326.  Westlake,  Private  Inter- 
national LaWj    3.    Aufl.,    sagt    auf    S.    337:      „Das    Recht    einer   aus« 


*)  Der  Grund,  weswegen  zivilrechtlich  in  vielen  Beziehungen  nur  England 
und  Wales  als  Inland  und  alle  übrigen  Länder,  auch  wenn  sie  Bestandteile  des 
britischen  Reiches  bilden,  als  Ausland  betrachtet  werden,  wird  von  Dicey, 
Conflict  of  Laws,  S.  68,  Anm.,  dahin  angegeben,  daß  der  Hi^h  Court  zu  London 
die  Regeln  des  internationalen  Privatrechts  in  gleicher  Weise  in  Beziehung  auf 
.Schottland  und  Irland,  wie  in  Beziehung  auf  Länder,  welche  nicht  der  britischen 
Krone  unterstehen,  anwendet. 
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ländischen  oder  einer  in  den  Kolonien  domizilierten  Korporation,  in 
England  Geschäfte  zu  betreiben,  ohne  irgendeine  diesbezügliche  Er- 
laubnis von  dem  Parlamente  oder  von  der  Regierung  nachzusuchen, 
besteht  heutzutage  seit  so  langer  Zeit,  daß  es  als  ein  festes  Rechts- 
prinzip angesehen  werden  kann;  es  ist  dies  ein  very  exctptional  instance 
of  liberality.*^ 

2.  Eine  ausländische  Korporation  als  solche  kann  in  England 
bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  in  derselben  Weise  und 
unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  eine  englische  Korporation  er- 
werben. Der  §  4  der  Naturalisation  Act  von  1870  {33  and  34  Vi  ct. 
c.  14)  bestimmt:  „Bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  jeder  Art 
kann  von  einem  Ausländer  nach  jeder  Hinsicht  in  gleicher  Weise  wie 
von  einem  geborenen  britischen  Untertanen  durch  entgeltliches  oder  un- 
entgeltliches Rechtsgeschäft  erworben,  besessen  und  veräußert,  werden; 
und  ein  Recht  an  einem  beweglichen  oder  unbeweglichen  Vennögens- 
stücke  jeder  Art  kann  aus  der  Person  eines  Ausländers  oder  seitens 
desselben  oder  als  Rechtsnachfolger  desselben  nach  jeder  Hinsicht  in 
derselben  Weise  hergeleitet  werden  wie  aus  der  Person  eines  geborenen 
britischen  Untertanen  oder  seitens  desselben  oder  als  Rechtsnachfolger 
desselben.**  Der  Ausdruck  „Ausländer'*  umfaßt  hier  sowohl  natürliche, 
wie  juristische  Personen.  —  Besondere  Vorschriften,  welche  den  Erwerb 
von  Grundstücken  durch  ausländische  Korporationen  von  staatlicher 
Genehmigung  abhängig  machen,  enthält  das  englische  Recht  nicht; 
vielmehr  sind  die  hier  bestehenden  Schranken  die  gleichen,  mag  die 
Korporation  eine  englische  oder  eine  ausländische  sein  (vgl.  Erl.  zu  §  zj 
sub  2).  Nur  nach  einer  Richtung  hin  ist  eine  ausländische  Korporation 
in  vermögensrechtlicher  Beziehung  schlechter  gestellt  als  eine  inländische. 
Nach  §  14  der  erwähnten  Naturalisation  Act  enthalten  die  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  nichts,  das  einen  Ausländer  befähigt,  Eigentümer  eines 
britischen  SchifTes  zu  sein.  Gemäß  §1  der  Merchant  Shipping  Act 
von  1894  (sy  and  58  Vict  c.  60)  kann  kein  Ausländer,  gleichgültig  ob 
natürliche  oder  juristi.sche  Person,  Eigentum  an  einem  britischen  Schiffe 
erwerben. 

3.  Eine  ausländische  Korporation  als  solche  kann  vor  englischen 
Gerichten  klagen  und  verklagt  werden,  besitzt  volle  aktive  und  passive 
Parteifähigkeit.  Nach  Prof.  Holland  (a.  a.  O.,  S.  326,  Anm.  2)  hat 
eine  ausländische  Korporation  seit  dem  Jahre  1734  die  Fähigkeit,  vor 
einem  englischen  Gerichte  als  Klägerin  (plaintiff)  aufzutreten,  und  seit 
dem  Jahre  1858  die  Fähigkeit,  Beklagte  (defendant)  zu  sein.  Soweit 
es  sich  um  eine  action  in  personam  *)  handelt,  ist  es  nicht  unbedingt 
notwendig,  daß  die  beklagte  ausländische  Korporation  in  England  eine 
Niederlassung  oder  einen  Vertreter  oder  Vermögensstücke  besitzt.  Ge- 
mäß Order  XI,  rule  /,  Buchstaben  (e)  der  Rules  of  the  Supreme  Court 
(s.   Erl.   zu   §   19    sub  3)   sind    die   englischen    Gerichte   zuständig,    „in 


*)  Dicey,  a.  a.  O.,  S.  233,  gibt  für  den  Ausdruck  action  in  personam  folgende 
Definition:  „eine  Klage  gegen  eine  Person  in  der  Absicht,  die  Vornahme  einer 
bestimmten  Handlung  (the  doing  of  some  particular  thin}^;  s.  Erl.  zu  §  36  sub  i) 
seitens  dieser  Person  zu  erzwingen,  z.  B.  die  Zahlung  von  Schadensersatz  für  einen 
Vertragsbruch  (hreach  of  contract)  oder  für  eine  unerlaubte  Handlung  (tort).'* 
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allen  Fällen,  in  denen  sich  die  Klage  auf  einen  in  England  begangenen, 
tatsächlichen  oder  behaupteten  Vertragsbruch  stützt,  gleichgültig  an 
welchem  Orte  der  Vertragsabschluß  stattgefunden  hat,  wofern  nur  nach 
den  Vertragsbedingungen  die  Erfüllung  des  Vertrages  in  England  statt- 
finden sollte,  es  sei  denn,  daß  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  oder  ge- 
wöhnlichen Aufenthaltsort  in  Schottland  oder  Irland  hat.*'  Da  nun 
regelmäßig  im  Rechtssinne  der  Ort  des  Vertragsbruches  mit  dem  Orte  der 
Vertragserfüllung  identisch  sein  wird,  so  ergibt  sich  die  Zuständigkeit  dei 
englischen  Gerichte  im  Falle  einer  Klage  gegen  eine  in  England  nicht 
vertretene,  ausländische  Korporation  wegen  Vertragsbruch,  wofern  der 
Erfüllungsort  ein  englischer  ist.*)  —  In  dem  Prozesse  IVestman  versus 
Aktiebolaget  Ekmans  Mekatüska  Snickare- Fabrik  aus  dem  Jahre  1876, 
mitgeteilt  im  i.  Bande  der  Law  Reports  über  Entscheid imgen  der 
Exchequer  Dwisioriy  S.  237 — 241,  war  die  beklagte  Aktiengesellschaft 
nach  schwedischem  Rechte  in  gehöriger  Weise  als  rechtsfälliger  Verein 
ins  Leben  getreten  und  betrieb  ihr  Unternehmen  in  Stockholm.  In 
England  hatte  sie  keine  Niederlassung  (place  of  business).  Der  in  Eng- 
land lebende  Kläger  wünschte  die  schwedische  Korporation  vor  einem 
englischen  Gerichte  wegen  Nichtlieferung  von  Waren  zu  verklagen. 
Er  beantragte  bei  der  Exchequer  Division  ein  leave  to  issue  a  writ  for 
Service  out  of  the  Jurisdiction  (s.  Erl.  zu  §  19  sub  3).  Diese  Erlaubnis 
wurde  gewährt.  Baron  Ämphlett  sagt  in  seiner  Entscheidung  (S.  241): 
„Bei  Prüfung  der  in  den  Judicature  Acts^)  enthaltenen  Prozeßregeln 
(rules)  kann  ich  nichts  entdecken,  das  dem  Rechte  eines  Klägers  auf 
Zustellung  der  Klage  an  eine  ausländische  Korporation  entgegensteht." 


*)  Es  ist  nicht  notwendig,  daß  der  Vertrag  ausdrücklich  als  Erfüllungsort 
einen  Ort  in  England  angibt;  es  genügt,  wenn  der  Gesamtinhalt  des  Vertrages 
und  die  begleitenden  Umstände  erkennenf  lassen,  daß  eine  Erfüllung  in  England 
stattfinden  soll.  In  der  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  vom  Jahre  1887  in 
dem  Rechtsstreite  Reynolds  versus  Colevian,  mitgeteilt  im  36.  Bande  der  Law 
Reports  über  Cases  determined  in  the  Chancery  Division^  etc.,  and  on  appeal  therefrom 
in  the  Court  of  Appeal,  S.  453  ff.,  sagt  Lord  Justice  Cotton  in  Bezug  auf  die  oben 
angeführte  rule  l  Buchstaben  e)  der  Order  XL:  „Wir  haben  hier  die  Frage  zu 
erwägen,  welchen  Sinn  die  Worte:  ,wofem  nur  nach  den  Vertragsbestimmungen 
die  Erfüllung  in  England  stattfinden  sollte',  besitzen.  Seitens  des  Berufungsklägers 
wurde  behauptet,  dies,  bedeute,  daß  eine  ausdrückliche  Vertragsbestimmung  vor- 
handen sein  müsse,  wonach  eine  Erfüllung  in  England  zu  erfolgen  habe.  Meiner 
Ansicht  nach  ist  dies  eine  unrichtige  Auslegung.  Schwierigkeiten  bereiten  die 
Worte  ,nach  den  Vertragsbestimmungen';  indessen  haben  diese  Worte  die  Be- 
deutung, daß  man  den  Vertrag  im  ganzen  und  die  Umstände,  welche  zur  Zeit 
des  Vertragsabschlusses  vorgelegen  haben,  prüfen  und  danach  entscheiden  niuß, 
ob  unter  Berücksichtigung  der  Vertragsbestimmungen  die  Erfüllung  in  England 
erfolgen  sollte  oder  nicht.  Dagegen  ist  den  gencinnten  Worten  nicht  der  Sinn 
unterzulegen,  daß  eine  ausdrückliche  Bestimmung  vorhanden  sein  muß,  wonach 
der  Vertrag  in  England  zu  erfüllen  ist." 

')  Die  obige  Entscheidung  von  1876  erfolgte  vor  Erlaß  der  heute  geltenden 
Rules  of  the  Supreme  Court  (s.  Erl.  zu  J;}  15  sub  lU,  i  Anm.  5).  Zur  damaligen 
Zeit  waren  für  das  Zivilprozeßverfahren  maßgebend  die  in  der  Anlage  (Schedule) 
zu  der  Judicature  Act  von  1875  enthaltenen  Prozeßregeln.  Infolgedessen  spricht 
die  obige  Entscheidung  von  den  Rules  to  the  Judicature  Acts  und  nicht  von  den 
Rules  of  the  Supreme  Court, 
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—  Über  die  Bedeutung  der  Zustellung  (service)  des  die  Klage  einleitenden 
Schriftsatzes  (writ  of  summons)  nach  englischem  Prozeßrechte  vgl.  die 
Erl.  zu  §  22  sub  I. 

§    22. 

Eine  schottische  oder  eine  irländische  Korporation  kann 
nicht  vor  englischen  Gerichten  verklagt  werden,  auch  wenn 
sie  in  England  Zweigniederlassungen  oder  Vertreter  hat^ 

1  IVatkins  v.  Scottish  Imperial  Co,  (1889)  23  Q.  B.  D.  285;  Falmer  v.  The 
CaUdonian  Ky,  Co,   1892,   i.  Q.  B.  823. 

Kl.-igezastelluDg  außerhalb  Englands  a  nciice  0/  a  writ  a  Anm.  3 

Kiagezustellung  an  eine  inc^rp<^ated  Company  2  xervice  0/  ivrit  0/  summons  i 

Klagezustellung  an  eine  schottische  oder  irländische  Ungültigkeit  einer  Klagezustellung  3 

Korporation  a  Zuständigkeit  englischer  Gerichte  i 

1.  Jede  Klage  vor  dem  englischen  I/f^k  Court  beginnt  heutzutage 
mit  dem  issue  (s.  Erl.  zu  §  19  sub  3)  des  die  Klage  einleitenden 
Schriftsatzes,  d.  h.  des  sogenannten  writ  of  summons.  Seiner  Form 
nach  stellt  dieses  writ  einen  Befehl  der  englischen  Krone  an  den 
Beklagten  dar,  innerhalb  einer  gewissen  Frist  eine  Einlassungserklärung 
auf  die  Klage  abzugeben,  d.  h.  to  mter  an  appearance  (s.  Erl.  zu  §  15 
unter  III,  i).  Die  Zustellung  (service)  eines  solchen  ivrit  of  summons 
bildet  ein  unbedingtes  Erfordernis,  um  das  englische  Gericht  sachlich 
zuständig  in  dem  betreffenden  Rechtsstreite  zu  machen.  Überall  da, 
wo  ein  service  of  the  writ  nach  englischem  Prozeßrechte  nicht  zulässig 
ist  muß  das  Gericht  die  Klage  abweisen.  Es  heißt  also  nicht:  Die 
Zuständigkeit  des  englischen  Gerichts  bildet  die  Voraussetzung  für  eine 
rechtmäßige  Zustellung  der  Klageschrift;  sondern  umgekehrt:  Die  recht- 
mäßige Zustellung  der  Klageschrift  bildet  die  Voraussetzung  für  die 
Zuständigkeit  des  englischen  Gerichts. 

2.  Nach  Order  II,  rule  4  der  Rules  of  the  Supreme  Court  (s.  Erl. 
zu  §  15  sub  III,  I  Anm.  5)  kann  in  dem  Falle,  wo  der  Beklagte  außer- 
halb des  Örtlichen  Jurisdiktionsbereiches  des  High  Court,  d.  h.  außer- 
halb Englands  oder  Wales,  sich  befindet,  die  Zustellung  des  die  Klage 
einleitenden  Schriftsatzes  nur  mit  besonderer  Erlaubnis  des  Gerichts 
erfolgen  (leave  to  issue  a  writ  for  service  out  of  the  jufisdictian;  vgl.  Erl. 
zu  §  19  sub  3).  Eine  derartige  Erlaubnis  wird  nur  in  ganz  bestimmten 
Fällen,  welche  in  Order  XI  aufgezählt  sind,  erteilt.  Die  rule  I  der 
letztgenannten  Order  bestimmt  unter  Buchstaben  (e):  „Eine  Zustellung 
eines  die  Ellage  einleitenden  Schriftsatzes  außerhalb  des  örtlichen  Juris- 
diktionsbereiches *)  oder  eine  Anzeige  über  einen  solchen  Schriftsatz 
(notice  of  a  writ  of  summons)  kann  von  dem  Gerichte  oder  einem  Richter 
in  allen  Fällen  eriaubt  werden,  in  welchen  sich  die  Klage  auf  einen 
innerhalb  des  örtlichen  Jurisdiktionsbereiches  begangenen  Vertragsbruch 
stützt,  gleichgültig  an  welcliem  Orte  der  Vertragsabschluß  stattgefunden 
hat,  wofern  nur  nach  den  Vertragsbestimmungen  die  Erfüllung  des  Ver- 
trages innerhalb  des  Jurisdiktionsbereiches  stattfinden  sollte,  es  sei  denn, 


*)  Gemeint  ist  der  örtliche  Jurisdiktionsbereich  des  High  Court  zu  London, 
d,  h.  England  in  dem  Sinne,  welcher  in  den  Erläuterungen  zu  g  20  sub  i  an- 
gegeben ist. 
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daß  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  oder  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalts- 
ort in  Schottland  oder  Irland  hat."  *)  Dieselbe  Order  XI  enthält  dann 
in  rtde  8  eine  Vorschrift  über  die  Zustellung  eines  writ  of  summons  an 
eine  Corporation  aggregate,  „soweit  nicht  besondere  gesetzliche  Vor- 
schriften (statuiory  provisions)  eine  solche  Zustellung  regeln".  Für  die 
heutzutage  wichtigsten  corporations  aggregate,  nämlich  für  die  incorporated 
companieSy  stellt  die  Companies  Act  von  1862  (2S  and  26  Vict,  c.  8g) 
im  §  62  folgende  Regel  auf:  „Jedes  einer  Company  zuzustellende 
summons  usw.  kann  zugestellt  werden  entweder  in  der  Art,  daß  man 
die  Urkunde  m  dem  eingetragenen  Geschäftslokale  (registered  office) 
der  Company  hinterläßt,  oder  in  der  Art,  daß  man  die  Urkunde  in 
einem  frankierten  und  an  die  Company  adressierten  Briefe  nach  deren 
eingetragenem  Geschäftslokale  durch  die  Post  sendet."  —  In  dem 
Rechtsfalle  Watkins  versus  The  Scotiish  Imperial  Insurance  Company  aus 
dem  Jahre  1889,  mitgeteilt  im  23.  Bande  der  Law  Reports  über  Cases 
determined  in  the  Queen! s  Bench  Division  and  on  appeal  therefrom  in  the 
Court  of  Appealy  S.  285 — 286,  handelte  es  sich  um  folgenden  Tat- 
bestand :  Die  genannte  Versicherungsgesellschaft  hatte  ihr  eingetragenes 
Geschäftslokal  (registered  office)  in  Glasgow,  woselbst  auch  ihr  secretary 
wohnte.  Sie  besaß  Zweigniederlassungen  und  Agenturen  in  England 
und  eine  Generalagentur  in  London.  Ein  gewisser  Watkins  hatte  mit 
dem  Versicherungsinspektor  der  Korporation  in  deren  Londoner 
Geschäftslokal  eine  Versicherung  abgeschlossen.  Nach  dem  Tode  des 
Versicherten  entstand  über  den  Versicherungsvertrag  zwischen  der  Witwe 
des  Verstorbenen  und  der  Versicherungsgesellschaft  ein  Streit.  Die 
Witwe  sandte  eine  Klagezustellung  an  die  Korporation  nach  d^ren 
Londoner  Geschäftslokal.  Auf  Antrag  der  Korporation  wurde  dieses 
Service  of  the  writ  für  ungültig  erklärt.  Hiergegen  legte  die  Klägerin 
Beschwerde  {appeal)  ein.  Das  Beschwerdegericht  (die  Queetis  Ben^h 
Division)  wies  die  Beschwerde  ab.  In  seiner  Entscheidung  sagt  Mr. 
Justice  Mathew:  „Unzweifelhaft  liegt  eine  Härte  darin,  von  der  Klägerin 
zu  verlangen,  vor  schottischen  Gerichten  zu  klagen :  jedoch  einer  Klage 
in  England  steht  ein  unüberwindliches  Hindernis  entgegen.  Die  beklagte 
Partei  ist  eine  Korporation,  welclie  sowohl  in  Schottland,  wie  in  Eng- 
land Geschäfte  betreibt,  welche  aber  ihr  eingetragenes  Geschäftslokal 
(registered  office)  in  Schottland  besitzt  und  ihren  gewöhnlichen  Aufent- 
haltsort (ordinary  residence)  in  jenem  Lande  hat.  Wir  sind  an  den 
Wortlaut  der  Prozeßregeln  gebunden,  und  deren  klarer  Sinn  ist,  daß 
S(  hottländer  und  Irländer  nicht  in  England  verklagt  werden  dürfen, 
wenn  sie  in  Schottland  oder  Irland  ihren  Wohnsitz  oder  gewöhnlichen 


*)  Befindet  sich  der  Beklagte  außerhalb  des  örtlichen  Jurisdiktionsbereicbes 
des  High  Court  und  ist  er  ein  britischer  Untertan,  so  erfolgt  nach  erteilter  gericht- 
lichen Genehmigung  (Uave)  die  Zustellung  des  writ  of  summons  an  ihn.  Ist 
dagegen  der  außerhalb  Englands  weilende  Beklagte  ein  <///>;/,  d.  h.  nicht  ein 
britischer  Untertan,  so  wird  nach  erteiltem  Uave  to  issue  the  writ  nicht  das  7ürit 
jf  summons  selber,  sondern  gemäß  ru/e  6  der  Order  XI  nur  eine  Anzeige  über 
den  die  Klage  einleitenden  Schriftsatz,  d.  h.  eine  sogenannte  uotice  of  the  writ 
dem  Beklagten  zugestellt.  Es  geschieht  dies,  wie  Blake  Odgers  in  seinen 
Principles  of  Frocedurey  $.  Aufl.,  S.  33  sich  ausdrückt,  „aus  internationaler  Höüich- 
keit"  (by  international  courtesy). 
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Aufenthaltsort  haben.  Der  §  62  der  Companies  Act  von  1862,  welcher 
über  Zustellungen  an  Companies  eine  allgemeine  Vorschrift  gibt,  und 
dessen  Rechts  Wirksamkeit  ausdrücklich  durch  Order  XI ^  rule  8  anerkannt 
ist,  hat  zur  Folge,  daß  der  in  den  Prozeßregeln  aufgestellte  Grundsatz 
auch  auf  schottische  und  irländische  Korporationen  angewandt  werden 
muß."*  —  In  dem  Rechtsstreite  Paltner  versus  The  Caledonian  Railway 
Company y  mitgeteilt  in  den  Law  Reports  von  1892  über  Entscheidungen 
der  Queens  Bench  Division  and  on  appeal  therefrom  in  the  Court  of 
Appeal,  Band  I»  S.  823 — 830,  handelt  es  sich  um  folgenden  Fall.  Die 
genannte  Eisenbahngesellschaft,  welche  auf  Grund  einer  special  Act  of 
parliament  (s.  Erl.  zu  §  16  sub  5)  inkorporiert  worden  war,  hatte  den 
Hauptteil  ihrer  Bahnlinien  in  Schottland  und  ihren  Verwaltungssitz,  von 
dem  aus  das  ganze  Unternehmen  geleitet  wurde,  in  Glasgow.  Ein 
kleiner  Teil  der  Bahnlinie  lag  auf  englischem  Gebiete  und  für  diesen 
Teil  unterhielt  die  Gesellschaft  eine  besondere  Betriebsinspektion  (office 
for  tlu  district  traffic  Superintendent)  in  Carlisle  in  England.  Ein  gewisser 
Palmer  erhob  beim  High  Court  gegen  die  Bahngesellschaft  eine  Klage 
wegen  Freiheitsberaubung  (false  imprisonment)  und  Vertragsbruch  und 
stellte  der  Gesellschaft  das  writ  of  summons  in  ihrer  Betriebsinspeklion 
zu  Carlisle  zu.  Auf  Antrag  der  Bahngesellschaft  wurde  dieses  sennce 
of  the  writ  für  ungültig  erklärt.  Auf  Beschwerde  seitens  des  Palmer 
hob  die  Queens  Bench  Division  diese  Ungültigkeitserklärung  auf.  Die 
Bahngesellschaft  legte  weitere  Beschwerde  (appeal)  bei  dem  Court  of 
Appeal  ein.  Letzteres  Gericht  erkannte  am  11.  April  1892,  daß  die 
erfolgte  Zustellung  ungültig  wäre,  da  die  Korporation  ihr  domicil  (s.  Erl. 
zu  §  19)  in  Glasgow  hätte.  In  seiner  Entscheidung  sagt  der  Master 
of  the  Rolls,  Lord  Esher  (S.  827):  „Es  ist  die  Behauptung  aufgestellt 
worden,  daß  diese  Korporation  teils  eine  schottische,  teils  eine  englische 
Company  sei.  Nun,  es  ist  eine  einzige  Company  mit  einer  einzigen 
Leitung  (governing  body)\  und  meiner  Ansicht  nach  können  wir  nicht 
sagen,  daß  diese  Korporation  zwei  Companies  darstelle,  worauf  es  doch 
hinauslaufen  würde,  wenn  wir  behaupten,  daß  sie  eine  teils  in  Schott- 
land, teils  in  England  domizilierte  Company  sei.  In  meinen  Augen  hat 
diese  Korporation  nebst  deren  Leitung  ihre  residence  und  ihr  domicil  in 
Schottland.  .  .  .  Wenn  dies  aber  der  Fall  ist,  dann  haben  wir  es  mit 
einer  schottischen  Company  zu  tun,  welcher  ein  ivrit  zugestellt  werden 
srjll;  und  die  Frage  ist,  ob  Carlisle  die  oder  eine  der  Hauptnieder- 
lassungen der  Korporation  bilde.  Selbst  wenn  ich  mich  nicht  auf  vor- 
handene autoritative  Entscheidungen  stützen  könnte,  würde  ich  doch 
zu  dem  Ergebnis  gelangen,  daß  die  Hauptniederlassung  der  Company 
unbedingt  derjenige  Ort  sein  muß,  von  welchem  aus  die  Kontrolle  und 
Leitung  des  gesamten  Geschäftsbetriebes  der  Company  stattfindet.  Die 
einzige  Niederlassung,  welche  dieser  Anforderung  entspricht,  ist  diejenige 
zu  Glasgow.  Zu  Carlisle  findet  eine  Kontrolle  und  Leitung  über  einen 
Teil  des  Unternehmens  in  dem  Sinne  einer  unabhängigen  und  selbständigen 
Leitung  und  Kontrolle  nicht  statt.  Die  directors  der  Company  halten 
ihre  Sitzungen  in  Glasgow  ab,  und  das  Gescliäftslokal,  von  dem  aus 
und  durch  welches  die  Angelegenheiten  der  Company  geleitet  werden, 
liegt  in  Glasgow.  .  .  .  Die  Zustellung  des  writ  an  das  Geschäftslokal  in 
Carlisle  war  keine  Zustellung  an  das  Hauptgeschäftslokal  der  Company 
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und  muß  daher  für  ungültig  erklärt  werden."  —  Eine  solc  he  Ungültigkeits- 
erklärung einer  Zustellung  (service  of  writ)  bedeutet  nach  englischem 
Prozeßrecht,  wie  oben  sub  i  ausgeführt  ist,  eine  Unzuständigkeit  der 
englischen  Gerichte  in  dem  betreffenden  Streitfalle. 

§  23. 
Die  Verfassung  einer  corporaiion  aggregaie  bestimmt  sich  nach 
den  in  der  königlichen  Verleihungsurkunde  oder  in  dem  der 
Inkorporierung  zu  Grunde  liegenden  Parlamentsgesetze  oder  in 
den  Stiftungsstatuten  oder  in  den  sonstigfen  Inkorporierungs« 
Urkunden  der  Korporation  enthaltenen  Vorschriften.  Die  Ver- 
fassung einer  corporaiion  by  prescripiion  beruht  auf  unvor- 
denklichem Brauche. 

Autonome  Schöpfung  2  Statutes  2 

Staatliche  Satzung  i  Unvordenklicher  Brauch  3 

Vorbemerkung:  Die  Verfassung  einer  Corporation  aggregaie 
beruht  entweder  auf  staatlicher  Satzung  oder  auf  autonomer  Schöpfung 
oder  auf  unvordenklichem  Brauche. 

1.  Bestimmung  der  Verfassung  nach  staatlicher  Satzung.  Letztere 
kann  entweder  sein  (a)  eine  königliche  Verleihungsurkunde  (Royal 
Charter  oder  Letters  Patent;  s.  Erl.  zu  §  lO  sub  3  und  4)  oder  (b) 
ein  Parlamentsgesetz,  welches  entweder  für  den  betreffenden  Spezialfall 
erlassen  worden  ist  (special  or  private  Act  of  Parliament)^  oder  welches 
allgemein  für  eine  gewisse  Klasse  von  Vereinen  Geltungskraft  hat 
(general  or  public  Act  of  Parliament);  vgl.  Erl.  zu  §  16  sub  5;  oder 
endlich  (c)  eine  Rechtsnonn  des  Common  Law  (s.  Erl.  zu  §  16  sub  6). 

2.  Bestimmung  der  Verfassung  nach  autonomer  Schöpfung.  Hier 
kommen  im  wesentlichen  zwei  Fälle  in  Betracht: 

a)  Die  Verfassung  der  ecclesiastical  und  eleemosynary  corporations 
(s.  Erl.  zu  §  14  sub  2)  bestimmt  sich  häufig  nach  sogenannten 
statutesy  d.  h.  nach  Satzungen,  welche  die  Gründer  oder  Stifter 
(founders)  diesen  Korporationen  gegeben  haben,  und  welche,  sofern 
sie  nicht  eine  ausdrückliche  Widerrufsklausel  enthalten,  für  die  Dauer 
des  Daseins  dfer  betreffenden  Korporationen  unabänderlich  sind. 

b)  Sonstige  Inkorporierungsurkunden.  In  dem  Falle,  wo  eine 
Korporation  nach  dem  System  der  Normativ bestimmungen  ins  Leben 
tritt,  d.  h.  ihre  Rechtsfähigkeit  durch  Unterwerfung  unter  die  Be- 
stimmungen einer  allgemeinen  Act  of  Parliament  und  durch  Erfüllung 
gewisser  in  dem  betrefl'cnden  Parlamentsgesetze  vorgeschriebenen 
Erfordernisse  erlangt,  ist  grundsätzlich  eine  Eintragung  in  ein  öffent- 
liches Register  erforderlich.  Die  Gründer  einer  solchen  Korporation 
haben  hierbei  eine  Gründungsurkunde  einzureichen,  welche  als  die 
charter  der  Koq)oration  gilt  und  in  der  Regel  nur  unter  sehr  er- 
schwerenden Umständen  nachträglich  abgeändert  werden  kann. 
Beispielsweise  verlangt  d\^  Companies  Act  von  1862  für  alle  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  inkorporierten  Companies  die  Eintragung  eines  mettw- 
randum  of  association. 


Zweiter  Titel.     Juristische  Personen.  yri 

3.  Bestimmung  der  Verfassung  nach  unvordenklichem  Brauche 
(immemorial  custom).  Ein  solcher  Brauch  kommt  lediglich  in  Betracht 
bei  Feststellung  der  Verfassung  einer  sogenannten  Corporation  by  pre- 
scriptioHy  d.  h.  einer  Korporation,  welche  ihre  Inkorporierung  auf  eine 
vermutete  (presumed)  staatliche  Genehmigung  stützt.  Ein  immemorial 
custom  ist  ein  Brauch,  dessen  Übung  seit  unvordenklicher  Zeit  (time 
immemorial  oder  time  beyond  human  memory)  erfolgt  Unter  unvor- 
denklicher Zeit  versteht  das  englische  Recht  eine  Zeit,  welche  vor  dem 
6.  Juli  II 89  liegt.  Die  Zeit  nach  diesem  Tage  ist  im  Rechtssinne 
a  time  of  legal  memory.  Näheres  über  corporations  by  prescription  und 
über  den  Ausdruck  „unvordenkliche  Zeit"  s.  in  den  Erl.  zu  §  16  sub  8. 

§  24. 
Soweit  nicht  die  Inkorporierungsurkunden  oder  ein  un- 
vordenklicher Brauch  ein  anderes  besagen,  ruht  die  Leitung 
einer  Corporation  aggregaie  in  den  Händen  der  Gesamtheit  der 
auf  einer  Generalversammlung  vereinten  Korporationsgenossen. 
Findet  jedoch  die  Versammlung  nicht  zu  einem  festbestimmten, 
r^elmäßig  wiederkehrenden  Zeitpunkte  statt,^  so  können  Be- 
schlüsse über  Gegenstände,  deren  Verhandlung  nicht  einen 
angemessenen  Zeitraum  vor  dem  Tage  der  Versammlung  an- 
gekündigt ist,  nicht  gefaßt  werden.* 

1  R.  V.  Harris  (183 1),   1   B.  anJ  Ad.  936. 

*  R.  V.  Langhora  (1836),  4  A.  and  E.  538;  Ke  Bridport  Old  Brewery  Co, 
11867)  L.  R.  2  Ch.  App.  91.  Wahrscheiolich  kann  in  dem  Falle,  wo  sämtliche 
Mitglieder  der  Korporation  an  der  Versammlung  teilgenommen  und  auf  das  Er- 
fordernis der  gehörigen  Ankündigung  Verzicht  geleistet  haben,  hinterher  der  Ein- 
wand mangelnder  Ankündigung  nicht  geltend  gemacht  werden:  R.  v.  Chetwynd 
(1828),  7  B.  and  C.  703 — 704. 

acddeH/a/  Omission  of  a  notice  3  information    in    the   naturt   of  quo  warranto 

Agenda  4  2  Anm.  i 

all   the    corporaiors    assembled    at   a  general  meeting  held  on  a  ßxed  and  regulär  day  2 

meeting  z  Mitgliederversammlung  ein  notwendiges  Organ  1 

Ankündigung  der  Generalversammlung  3  notice  of  the  mecting  3 

Heilung  eines  Mangels  in  der  Ankündigung  5  Notwendiger  Inhalt  der  notice  4 

I.  Die  Corporation  aggregate  steht  als  selbständiges  Rechtsgebilde 
über  der  Summe  ihrer  Mitglieder.  Selbst  ein  gemeinschaftliches  Handeln 
sämtlicher  Korporationsgenossen  (corporators)  ist  nicht  ohne  weiteres 
für  die  Korporation  rechtsverbindlich.  Vielmehr  handelt  letztere  durch 
bestimmte  Organe,  d.  h.  Einrichtungen,  durch  welche  in  den  Augen 
des  Rechts  der  Gemein wille  der  Körperschaft  sicli  betätigt.  Not- 
wendiges Organ  einer  jeden  corporation  aggregate  ist  die  Mitglieder- 
versammlung oder,  wie  die  englische  Rechtssprache  sich  ausdrückt,  „die 
Gesamtheit  der  auf  einer  Generalversammlung  vereinten  Kcjrporations- 
genossen"  (all  the  corporators,  assembled  at  general  meeting).  Ob  außer- 
dem die  Korporation  noch  andere  Organe  besitzen  kann  oder  muß, 
hängt  von  den  Inkorporierungsurkunden,  bezw.  im  Falle  einer  corporation 
by  prescription   (s.  Erl.  zu  §   i6  sub  8)    von   einem  diesbezüglichen  un- 


*jA  \  Erster  Abschnitt.     Personen. 

vordenklichen  Brauche  (immemorial  custom)  ab.  Die  Gültigkeit  eines 
Beschlusses  der  Generalversammlung  ist  bedingt  durch  ordnungsmäßige 
Einberufung  der  letzteren. 

2.  Findet  die  Generalversammlung  zu  einem  in  den  Inkorporierungs- 
urkunden  oder  in  den  Korporationssatzungen  im  voraus  festgesetzten, 
regelmäßig  wiederkehrenden  Zeitpunkte  statt  (meeting  held  at  a  fixed 
and  regulär  date),  so  bedarf  es  keiner  besonderen  vorherigen  Ankündigung 
(notice)  über  Zeit,  Ort  und  Gegenstand  der  Verhandlung  an  die  einzelnen 
Mitglieder  der  Korporation.  In  dem  Rechtsfalle  The  King  against 
Harris  aus  dem  Jahre  1831,  mitgeteilt  im  i.  Bande  der  von  Barnewall 
und  Adolph  US  hersausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and  deier- 
mined  in  tlu  Court  of  King's  Bench,  S.  936 — 944,  hatte  die  municipal 
Corporation  (s.  Erl.  zu  §  14  sub  2)  der  Stadt  Cambridge  auf  einer  ihrer 
regelmäßigen  Sitzungen  (einem  sogenannten  court  day)  beschlossen,  den 
bisherigen  Stadtsekretär  (toum  clerk)^  welcher  wegen  Fälschungen  nach 
Amerika  geflohen  war,  seines  Amtes  zu  entsetzen  imd  den  Beklagten 
Harris  zum  to%vn  clerk  zu  ernennen.  Nachträglich  erhoben  sich  Zweifel, 
ob  der  betreffende  Korporationsbeschluß  Gültigkeit  hätte,  da  eine 
vorherige  Ankündigung  des  Gegenstandes  der  Verhandlung  nicht  erfolgt 
und  vor  allem  dem  abgesetzten  Stadtsekretür  keine  Ladung  zu  der 
Verhandlung  zugestellt  worden  wäre.  (Über  letzteren  Punkt  vgl.  Erl. 
zu  §  30  sub  3  und  4.)  Von  selten  der  King's  Bench  wurde  daraufhin 
gegen  den  neuernannten  town  clerk  ein  Verfahren  eingeleitet,  eine 
sogenannte  ififormation  in  the  nature  of  quo  warranto,^)  zur  Feststellung, 
ob  die  Absetzung  des  bisherigen  und  die  Ernennung  des  neuen  Stadt- 
sekretärs zu  Rechtens  bestände.  Das  Gericht  erkannte  die  Gültigkeit 
des  Korporationsbeschlusses  an,  da  derselbe  an  einem  court  day  gefaßt 
wäre  (vgl.  die  Worte  des  Richters  Littledale  auf  S.  944  des  Law 
Report).  Bezüglich  des  Mangels  einer  Ladung  zu  der  Verhandlung  an 
den   früheren   Stadtsekretär  sagt  Chief  Justice  Lord  Tenterden  in  dem- 


\)  Das  sogenannte  writ  of  quo  warranto  ist  eine  der  Krone  zustehende 
Klagformel,  deren  issue  (s.  Erl.  zu  §  19  sub  3)  durch  die  Ktng^s  Bench  zu  er- 
folgen hat,  und  die  sich  gegen  jemand  richtet,  der  angeblich  ein  öffentliches  Amt 
oder  ein  nur  von  der  Krone  zu  verleihendes  Vorrecht  oder  Gerechtsame  (franckise 
or  liberty;  s.  Erl.  zu  §  37)  usurpiert  hat.  Da  dieses  Verfahren  sehr  umständlich 
und  zeitraubend  ist,  so  wurde  es  bald  in  der  Praxis  durch  eine  sogenannte  information 
in  the  nature  of  quo  warranto  verdrängt,  d.  h.  durch  ein  Verfahren,  -welches  auf 
Betreiben  irgend  einer  Person  von  dem  Gerichte  eingeleitet  werden  kann.  Die 
betreibende  Person  heißt  private  relator.  Ursprünglich  galt  die  Klage  als  eine 
strafrechtliche.  Durch  die  Judicature  Act  von  1884  (4"]  and  4^  Vict.  c,  6l) 
>{  1 5  wurde  ■  jedoch  bestimmt,  daß  das  Verfahren  in  quo  warranto  als  ein  zivü- 
prozessualisches  (d.  h.  als  civil  proceedings)  gelten  solle.  Ein  Gesetz  aus  dem 
Jahre  171 1  (i)  Anne,  c.  2^)  traf  Vorschriften  über  schnelle  und  wirksame  Maß- 
nahmen quo  warranto.  Bezüglich  Wahlen,  w^elche  von  einer  municipal  Corporation 
vorgenommen  worden  sind,  ist  neuerdings  durch  die  Municipal  Corporaiions  Act 
von  1882  (45  <^*^(l  4^  ^'^l'  ^'  50)  die  Anwendung  der  genannten  information 
beseitigt  und  dafür  gemäß  §  87  des  Gesetzes  eine  sogenannte  election  Petition 
eingeführt.  Vgl.  hierüber  die  Entscheidung  Kegina  versus  Morton,  mitgeteilt  in 
den  Law  Reports  von  1892  über  P>utscheidungeu  der  Queen* s  Bench  Division,  etc», 
I.  Band,  S.  39 ff.  Aus  der  Literatur:  SAortt,  Informations  (Criminal  and  Quo 
Warranto),  Mandamus,  and  Prohibition. 
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selben  Urteile  (S.  942):  „Es  ist  ferner  behauptet  worden,  daß  ein 
Beteiligter,  namentlich  wenn  er  ein  als  freehold  zu  betrachtendes  Amt 
(office,  s.  Erl.  zu  §  37)  innehat,  vor  seiner  Amtsentsetzung  zum  Verhör 
geladen  (summoned)  werden  muß.  Dies  ist  zwar  als  allgemeiner  Rechts- 
satz {gener al  proposition)  richtig,  muß  aber  dahin  verstanden  werden, 
daß  die  Regel  nur  auf  solche  Fälle  zutrifft,  in  denen  der  Beteiligte 
von  der  Vorladung  erreicht  werden  kann  {within  reach  of  the  summons). 
Es  kann  nicht  verlangt  werden,  daß  man  über  den  ganzen  Erdball 
sendet,  um  einen  Menschen  zu  suchen,  der  als  Flüchtling  sein 
Heimatland  verlassen  hat.  Wenn  jemand  zur  Wiederherstellung  seiner 
Gesundheit  oder  in  Geschäftsangelegenheiten  das  Land  verläßt,  so  ist 
vermutlich  seine  Abwesenheit  nur  eine  vorübergehende,  imd  der  Be- 
treffende hat  die  Absicht  zurückzukehren.  Unter  solchen  Umständen 
besteht  kein  zwingender  Grund,  ein  eiliges  Verfahren  zum  Zwecke 
seiner  Absetzung  einzuleiten.  Eine  derartige  Sachlage  ist  aber  im 
vorliegenden  Falle  nicht  gegeben;  vielmehr  muß  hier  angenommen 
werden,  daß  der  Beteiligte  nicht  die  Absicht  hatte,  jemals  wieder 
zurückzukehren." 

3.  Findet  eine  Generalversammlung  zu  einem  außerordentlichen 
Zeitpunkte,  d.  h.  nicht  on  a  fixed  and  regulär  date,  statt,  so  muß  an 
jedes  einzelne  Mitglied  der  Korporation  eine  angemessene  Zeit  vorher 
(a  reasonable  t'tme  beforeIia?id)  eine  Ankündigung  (twiice)  über  das  Statt- 
finden der  Versammlung  gesandt  werden.  Kein  corporator  ist  berechtigt, 
für  die  Zukunft  auf  eine  solche  Ankündigung  Verzicht  zu  leisten.  Selbst 
eine  lediglich  aus  Versehen  oder  durch  Zufall  unteriassene  Ankündigung 
(accidental  Omission)  an  das  eine  oder  andere  Mitglied  der  Korporation 
ist  geeignet,  die  Rechtswirksamkeit  eines  Generalversammlungsbeschlusses 
in  Frage  zu  stellen.  Grundlegend  für  diese  Rechtssätze  ist  die  Ent- 
scheidung des  Falles  The  King  against  Lang/iorn  aus  dem  Jahre  1836, 
mitgeteilt  im  4.  Bande  der  von  Adolphus  und  EUis  herausgegebenen 
Reports  of  Cases  argued  and  determined  in  the  Court  of  King's  Benchj 
S.  538 — 549.  Es  handelte  sich  hier  um  eine  Information  in  the  nature 
of  quo  warranto^  d.  h.  um  eine  Untersuchung,  ob  ein  gewisser  Langhorn 
rechtmäßig  zum  Bürger  (burgess)  wxadi  späterhin  zum  Bürgermeister  (mayor) 
der  Stadt  Berwick-upon- Tweed  gewählt  worden  wäre.  Die  erstgenannte 
Wahl,  welche  die  Vorbedingimg  für  die  Rechtsgültigkeit  der  zweiten 
bildete,  hatte  in  einer  außerordentlichen  Versammlung  stattgefunden. 
Nach  einem  immemorial  custom  (s.  Erl.  zu  §  23  sub  3)  mußte  eine 
solche  Versammlung  durch  dreimaliges  Glockenläuten  angezeigt  und 
außerdem  jedem  ansässigen  Bürger  persönlich  durch  eine  von  dem 
Gemeindediener  (serjeant  at  mace)  abzuliefernde  notice  mitgeteilt  werden. 
Eine  derartige  notice  war  in  dem  betreffenden  Falle  zwei  ansässigen 
Bürgern  nicht  zugestellt  worden;  und  zwar  hatte  der  eine  dieser  Bürger 
dem  Gemeindediener  früher  erklärt,  daß  er  auf  eine  Zustellung  der 
wäV^  Verzicht  leistete,  da  er  häufig  verreist  wäre.  Obwohl  die  Jury  in 
dem  Prozeßverfahren  ihren  Wahrspruch  dahin  abgab,  daß  der  erwähnte 
unvordenkliche  Brauch  mit  der  Einschränkung  verstanden  werden  müßte, 
daß  eine  zufällige  Unterlassung  (arddental  Omission)  der  Zustellung  einer 
notice  nicht  einen  Verstoß  gegen  den  Brauch  bildete,  und  daß  es  sich 
in  dem   vorliegenden    Falle   lediglich    um    eine    zufällige    Unterlassung 
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gehandelt  hätte,  erklärte  das  Gericht  die  Wahl  infolge  dieser  Unter- 
lassung für  rechtsungültig.  In  der  Entscheidung  sagt  Chief  Justice  Lord 
Denman  (S.  545 — 546):  „Es  besteht  der  Brauch,  daß  alle  ansässigen 
Bürger  eine  persönliche  Ladung  zu  erhalten  haben.  .  .  .  Die  Jury  ist 
der  Meinung,  daß  der  erwähnte  Brauch  mit  der  Einschränkung  gelten 
müsse,  daß  eine  zufällige  Unterlassung  nicht  schädlich  sei,  d.  h.  daß 
ein  Brauch,  allen  eine  Ladung  zuzustellen,  bedeute:  allen,  soweit  nicht 
durch  Zufall  eine  Unterlassung  stattfindet.  .  .  .  Meiner  Ansicht  nach 
ist  dies  jedoch  nicht  richtig.  Eine  zufällige  Unterlassung  darf  keinen 
Entschuldigungsgrund  bilden.  Wäre  letzteres  der  Fall,  so  würden, 
fürchte  ich,  zufällige  Unterlassungen  sehr  bald  mit  Ab.sicht  vorgenommen 
werden.  Außerdem  war  die  eine  der  Unterlassungen  hier  durchaus 
nicht  zufällig.  Vielmehr  ist  sie  lediglich  erfolgt,  weil  der  betreffende 
Bürger  dem  Gemeindediener  gesagt  hat,  er  brauche  ihm  keine  Ladung 
zu  überbringen,  weil  er  meist  vom  Hause  fern  sei.  Auf  Grund  autoritativer 
Richtersprüche  und  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  ist  es  klar,  daß 
ein  solcher  Vorgang  keine  Entschuldigung  für  die  Unterlassung  einer 
Ladung  an  den  Bürger  bildet.  Der  Gmnd  hierfür  ist  richtig  im  Laufe 
der  Verhandlung  angegeben  worden,  nämlich,  daß  die  Anwesenheit  auf 
der  Versammlung  eine  öffentliche  Pflicht  seitens  des  Bürgers  sei.  Auch 
von  der  beklagten  Partei  wurde  zugegeben,  daß  dies  unzw^eifelhaft  gelte, 
soweit  es  sich  um  die  Versammlung  eines  Ausschusses  (select  body) 
handle;  es  wurde  aber  behauptet,  daß  die  Regel  nicht  im  Falle  der 
Versammlung  einer  aus  einer  unbestimmten  Zahl  von  Mitgliedern 
bestehenden  Körperschaft  (indefinite  body)  zuträfe.  Einer  solchen  Unter- 
scheidung kann  ich  nicht  beitreten.  Das  Publikum  hat  ein  Recht  auf 
die  Sicherheit,  welche  durch  die  Zustellung  gewährt  wird;  und  nur 
tatsächliche  Unmöglichkeit  einer  Zustellung  kann  den  Mangel  einer 
Unterlassung  heilen." 

4.  Die  Ankündigung  (tiotice)  muß  eine  genaue  Angabe  über  Zeit 
und  Ort,  sowie  über  den  Gegenstand  der  Verhandlung  enthalten.  Nur 
über  solche  Gegenstände,  welche  ausdrücklich  auf  der  in  der  notice 
mitzuteilenden  Tagesordnung  (agenda)  aufgeführt  sind,  darf  verhandelt 
werden.  Eine  Beschlußfassung,  welche  nicht  vorher  ordnungsmäßig 
angekündigt  ist,  ist  grundsätzlich  ungültig.  In  dem  Rechtsstreite  in 
re  Bridport  Old  Brewery  Company  aus  dem  Jahre  1867,  mitgeteilt  -im 
2.  Bande  der  Law  Reports  über  Chancery  Appeal  Cases  before  the  Lord 
Chancellor  and  the  Court  of  Appeal  in  Chancery ^  S.  191  — 195,  handelte  es 
sich  um  eine  Aktiengesellschaft,  welche  auf  Grund  der  Companies  Act 
von  1862  nach  dem  System  der  Normativbestimmungen  Rechtsfähigkeit 
erlangt  hatte.  Auf  Veranlassung  des  board  of  directors  hatte  der 
secretary  der  Aktiengesellschaft  eine  Ankündigimg  über  eine  statt- 
zufindende außerordentliche  Generalvei-sammlung  zum  Zwecke  der 
Beschlußfassung  über  die  freiwillige  Liquidierung  (voluntary  winding- 
up)^)  der  Gesellschaft  an  sämtliche  Aktionäre  gesandt.  Diese  An- 
kündigung hatte  folgenden  Wortlaut: 


2)  Über  die  Liquidation  einer  incorporated  Company  und  über  die  drei  Arten 
einer  Liquidation,  voluntary  zuinding-up,  winding-up  stibjeci  to  the  supervision  of 
the  Court  und  winding-up  hy  the  Court,  s.  die  Erl.  zu  jj  33  sub  5. 
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Railway  ArcheSy  Belvedere  Road,  Lambeth, 
2'2**d  Siptemöer,   1866, 

NoHce  is  herehy  grcen^  that  an  extraordinary  meeting  of  the 
shareholders  of  this  Company  will  be  hdd  at  the  above  Offices  on 
Itusday,  2**^  of  October,  t866,  at  tivo  o'clock  p.  m.y  precisely,  for 
the  purpose  of  considering,  and,  if  so  determined  on,  of  pa^sing,  a 
resoiution  to  wind  up  the  Company  voluntarilyy  and,  if  deaned  ad- 
visable,  subject  to  the  supervision  of  the  Court,  and  also  for  the 
appointment  of  a  liquidator  or  liquidators. 

By  Order, 

Julius  Smith,  Secretary. 

Auf  der  demgemäß  abgehaltenen  außerordentlichen  Generalversammlung 
wurde  der  Beschluß  gefaßt,  daß  nach  den  von  dem  board  of  directors 
gegebenen  Darlegungen  die  AktiengeselLschaft  infolge  Überschuldung 
nicht  in  der  Lage  wäre,  ihr  Unternehmen  weiter  zu  betreiben,  und 
daß  daher  eine  freiwillige  Liquidation  der  Gesellschaft  sich  als  not- 
wendig erwiese.  Die  Gültigkeit  dieses  geipäß  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen mit  einer  qualifizierten  Mehrheit  gefaßten  Beschlusses 
wurde  beanstandet,  weil  einmal  die  oben  mitgeteilte  Ankündigung  der 
Generalversammlung  unter  den  Gegenständen  der  Verhandlung  nicht 
auch  eine  Beschlußfassung  darüber  aufzählte,  daß  die  Company  wegen 
Überschuldung  außer  stände  wäre,  ihr  Unternehmen  weiter  fortzusetzen, 
und  weil  zweitens  eine  Beschlußfassung  über  eine  freiwillige  Liquidation 
in  einem  solchen  Falle  gemäß  §  129  Ziffer  3  der  Companies  Act  von 
1862  eine  sogenannte  extraordinary  resoiution,  d.  h.  eine  mit  einer 
Mehrheit  von  mindestens  drei  Viertel  der  stimmberechtigten  Anwesenden 
gefaßten  Beschluß  verlangt,  die  notice  dagegen  nur  von  einer  resoiution 
schlechthin  ohne  nähere  Qualifizierung  gesprochen  hatte.  Zwei  Aktio- 
näre erhoben  eine  Klage  bei  dem  Court  of  Chancery  auf  Ungültigkeits- 
erklärung des  Generalversammlimgsbeschlusses.  Das  Gericht  wies  die 
Klage  ab.  Die  beiden  Aktionäre  legten  Berufung  (appeal)  bei  dem 
Court  of  Appeal  in  Chancery  ein.  Das  Berufungsgericht  hob  die  erst- 
instanzliche Entscheidung  auf  und  erklärte  den  Generalversammlungs- 
beschluß wegen  unvollständiger  Angaben  in  der  notice  für  ungültig. 
In  seinem  Urteile  sagt  Lord  Justice  Turner:  „Die  Ankündigung  der 
Generalversammlung  enthielt  keine  Angabe,  daß  die  Fassung  eines 
außerordentlichen  Beschlusses  über  eine  freiwillige  Liquidation  in 
Vorschlag  gebracht  werden  sollte,  und  deutete  auch  in  keiner  Weise 
an,  daß  auf  der  Versammlung  über  die  Frage  zu  verhandeln  war,  ob 
die  Aktiengesellschaft  noch  femer  imstande  wäre,  ihr  Unternehmen 
fortzuführen.  Es  liegt  nun  klar  auf  der  H^md,  daß  es  für  die  Aktionäre 
von  der  größten  Wichtigkeit  ist,  eine  richtige  und  vollständige  An- 
kündigung darüber  zu  erhalten,  welche  Gegenstände  auf  der  General- 
versammlung zur  Verhandlung  gestellt  werden.  In  dem  vorliegenden 
Falle  haben  die  Aktionäre  eine  solche  Ankündigung  nicht  erhalten.  .  . 
Meiner  Ansicht  nach  war  die  übersandte  notice  eine  unzulängliche,  imd 
es  ist  daher  der  Generalversammlungsbeschluß  über  Vornahme  einer 
Liquidation  rechtswidrig." 
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5.  Unter  welchen  Umständen  und  Bedingungen  ein  Mangel  in  der 
Ankündigung  einer  Korporationsversammlung  geheilt  werden  kann, 
darüber  sind  bisher  in  einer  fest  bestimmten  und  allgemein  gültigen 
Weise  keine  Vorschriften  von  autoritativer  Seite  aufgestellt  worden. 
Nach  der  Entscheidung  des  Falles  T/i€  King  against  Sir  G.  Chetwynd 
aus  dem  Jahre  1828,  mitgeteilt  im  7.  Bande  der  von  Barne  wall  und 
Cresswell  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and  determined  in 
the  Court  of  Kings  Bench^  S.  695 — 705,  sowie  im  31.  Bande  (1897)  der 
Rtinsed  Reports^  S.  282 — 288,  sind  Fälle  möglich,  in  welchen  der  Ein- 
wand der  nicht  gehörigen  oder  unvollständigen  Ankündigung  (notice) 
auf  die  Gültigkeit  des  Beschlusses  der  Mitgliederversammlung  keinen 
Einfluß  hat.  In  dem  genannten  Rechtsstreite  handelte  es  sich  um  eine 
information  in  the  nature  of  quo  warranto^  gerichtet  gegen  den  Beklagten 
wegen  angeblicher  Usurpierung  der  Stellung  eines  Bürgers  (burgess)  der 
Stadt  Stafford.  In  seiner  Entscheidung  sagt  hier  der  Chief  Justice  Lord 
Tenterden:  „Meiner  Ansicht  nach  kann  man  nicht  behaupten,  daß  unter 
allen  Umständen  eine  von  der  Mitgliederversammlung  einer  Korporation 
vorgenommene  Wahl  ungültig  sein  müsse,  wenn  über  den  Gegenstand 
der  Verhandlung  eine  vorherige  Ankündigung  nicht  stattgefunden  hat. 
Angenommen,  sämtliche  Mitglieder  einer  Korporation  wären  zur  Zeit 
der  Wahl  auf  der  Versammlung  anwesend  gewesen  imd  hätten  ein- 
stimmig den  Beschluß  gefaßt,  zu  der  Wahl  zu  schreiten,  und  daraufhin 
auch  tatsächlich  die  Wahl  vorgenommen.  Bei  einer  solchen  Sachlage 
können  wir  schwerlich  sagen,  daß  die  Wahl  ungültig  sei."  —  Vgl.  auch 
die  Entscheidungen  der  Rechtsfälle  Machell  versus  N^CDitisoHj  mitgeteilt 
im  II.  Bande  der  von  Edward  Hyde  East  herausgegebenen  Reports 
of  Cases  argued  and  determined  in  the  Court  of  King's  Bench^  S.  84 
Anm.,  und  in  re  British  Sugar  Refining  Company  aus  dem  Jahre  1857, 
mitgeteilt  im  26.  Bande  der  La7U  Journal  Reports,  Chancery  and  Bankruptcy 
Cases,  S.  369  ff.,  sowie  im  3.  Bande  der  von  Kay  and  Johnson  heraus- 
gegebenen Chancery  Reports,  S.  408  fr. 

§  25. 
Vorbehaltlich  der  in  den  Inkorporierungsurkunden  ent- 
haltenen Vorschriften  bedürfen  die  Beschlüsse  der  Mitglieder- 
versammlung einer  MehrhHt  der  anwesenden  Mitglieder/  Es 
muß  jedoch  eine  Mehrheit  sämtlicher  Mitglieder  an  der  Ver- 
sammlung teilnehmen.^ 

*  A'e  Ilorbury  Bridi^e  Co,     ^1879)    II    Ch.  D.    115. 
«  R.  V.  liow'er.     (1823),    1    B,  and  C.  498. 

Abstimmiint;  nach   Common  Laiv  3  pol!  i   und  2   Anm.  3. 

Beschlußfähigkeit  der  Vcr.^amnllung  3  nualifi/icric  Stimmenmehrheit  x 

Casting  vote  1  quorum  4 

Kinfachc  Stimnienmchrhcil  x  shoxv  of  hands  x 

I.  Soweit  nicht  besondere  Gesetzesvorschriften  oder  die  Inkorpo- 
rierungsurkunden oder  die  Satzungen  (bye-laws)  ein  anderes  besagen, 
entscheidet  bei  der  Beschlußfassung  auf  der  Mitgliederversammlung 
einer  Kor})oration  die  Mehrheit  der  erschienenen  Mitglieder  (the  majo- 
ri ty  of  the  corporators  present).     Gesetzliche  Bestimmungen,  wonach  für 
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gewisse  Beschlüsse  eine  qualifizierte  Mehrheit  erforderlich  ist,  enthalten 
z.  B.  die  verschiedenen  Companies  Acts  für  sogenannte  incorporated 
Companies.  Für  diese  Klasse  von  Korporationen  kominen  neben  den 
einfachen  Mehrheitsbeschlüssen  (ordinary  resolutions)  zwei  Arten  von 
qualifizierten  Beschlüssen  in  Anwendung:  special  resolutions  und  extra- 
ordinary  resolutions.  Beide  verlangen  eine  Mehrheit  von  drei  Viertel 
der  auf  der  Versammlung  erschienenen  Mitglieder;  die  special  resolutions 
bedürfen  außerdem  noch  einer  Bestätigung  des  Beschlusses  mit  ein- 
facher Stimmenmehrheit  auf  einer  zweiten  Versammlung,  dem  sogenannten 
confirmatory  meetingj  und  einer  Eintragung  in  das  Register  of  Joint  Stock 
Companies  (vgl.  §§  51  und  129  der  Companies  Act  von  1862).  In 
Ermanglimg  gegenteiliger  gesetzlichen  oder  statutarischen  Bestimmungen 
erfolgt  die  Abstimmung  durch  Handaufheben  (show  of  hands).  Viel- 
fach enthalten  die  bye-laws  der  Korporation  auch  Vorschriften  über 
eine  namentliche  Abstimmung  (poll).  Die  Statuten  der  Aktien- 
gesellschaften (incorporated  companies  having  a  capital  divided  into  sharcs)^) 
bestimmen  regelmäßig,  ob  im  Falle  eines  poll  die  einzelnen  Aktionäre 
eine  im  gleichen  Verhältnis  zu  ihrem  Aktienbesitz  steigende  Stimmen- 
zahl besitzen  sollen  oder  nicht.  Ohne  ausdrückliche  statutarische  oder 
durch  ein  Parlamentsgesetz  für  bestimmte  Klassen  von  Korporationen 
erteilte  Erlaubnis  '^)  ist  eine  Stellvertretung  (proxy)  bei  einer  Abstimmung 
nicht  gestattet.  Bei  Stimmengleichheit  ist  nichts  beschlossen,  es  sei  denn, 
daß  nach  den  Satzungen  in  einem  solchen  Falle  dem  Vorsitzenden 
(c/iairman)  eine  entscheidende  Stimme,  ein  sogenanntes  additional  oder 
Casting  vote  eingeräumt  ist.  Es  ist  jedoch  zu  beachten,  daß  das  Common 
Law  weder  ein  proxy j  noch  ein  casting  vote  kennt,  so  daß  zur  rechts- 
gültigen Anwendung  beider  unbedingt  eine  ausdrückliclie  Genehmigung 
in  den  Statuten  oder  durch  ein    Parlamentsgesetz  erforderlich  ist. 

2.  In  dem  Rechtsstreite  in  re  Horbury  Bridge  Coal,  Iron^  and 
Waggon  Company  aus  dem  Jahre  1879,  mitgeteilt  im  11.  Bande  der 
Cases  determined  by  thc  Chancery  Division  of  the  High  Court  of  Justice 
and  by  the  Court  of  Appeal  on  appeal  from  the  Chancery  Divisiony 
S.  100 — 118,  handelte  es  sich  um  die  Wahl  eines  Liquidators  für  eine 
freiwillig  liquidierende  Aktiengesellschaft.  Die  Entscheidung  enthält  eine 
kurze  Skizze  der  Vorschriften  des  Common  Law  über  Abstimmungen 
auf  Mitgliederversammlungen  von  Korporationen.  Es  sagt  hier  in  semem 
Urteile  der  Master  of  the  Rolls  Jessel:  „Wir  wollen  zunächst  uns  das- 
jenige vor  Augen  führen,  was  wir  das  gemeine  Landrecht  (the  common 
law  of  the  country)  über  Abstimmungen  auf  Versammlungen  nennen 
können.  Es  ist  unzweifelhaft,  daß  nach  gemeinem  Recht  die  Abstimmung 
durch  Handauflieben  (sho^u  of  hands)  zu  erfolgen  hat.  Dieses  Verfahren 
ist  natürlich  nicht  immer  ein  zufriedenstellendes;  .  .  .  deswegen  sind  für 


^)  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „Aktienj»esellschaff'  im  englischen 
Recht  and  den  hier  bestehenden  Gegensatz  zum  deutschen  Aktienrecht  vgl.  mein 
Buch    „Die    englische    Aktiennovelle   vom    8.  August   1900    {The    Companies  Acty 

1900)",    S.    IG  ff. 

*)  Beispielsweise  gestattet  der  g  51  der  Companies  Act  yovi  1802  den  incorpo- 
rated companiiSj  in  ihren  articles  of  association  Bestimmungen  über  eine  StcII- 
veitretang  (proxy)  auf  Generalversammlungen  zu  treffen,  und  erklärt  ausdrücklich 
eine  Abstimmung  by  proxy  im  Falle  einer  special  resolittion  für  zulässig. 
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Companies  Vorkehrungen  getroffen,  um  auch  eine  namentliche  Abstimmung 
(poll)  vorzunehmen.  Findet  eine  derartige  Abstimmung  statt,  so  werden 
die  Stimmen  nach  der  Zahl  der  im  Besitze  des  Stimmenden  befindlichen 
Aktien  berechnet,  und  zwar  teils  nach  der  Zahl  der  Aktien  absolut, 
wie  bei  der  vorliegenden  Aktiengesellschaft,-  d.  h.  eine  Stimme  für  jede 
Aktie,  teils  nach  einer  anderen  Skala,  indem  die  Zahl  der  Stimmen 
des  einzelnen  zwar  mit  seinem  Aktienbesitze  wächst,  aber  doch  nicht 
in  einem  gleichen  Verhältnis  zu  der  Zahl  der  Aktien,  und  indem  eine 
Maximalstimmenzahl  für  den  einzelnen  Aktionär  festgesetzt  ist.  —  Wenn 
dies  nun  das  Gemeine  Recht  über  Abstimmungen  darstellt,  so  fragt  es 
sich  des  weiteren,  ob  die  Companies  Acts  oder  die  Statuten  (artides  of 
association)  der  Aktiengesellschaft  noch  irgend  ein  anderes  Abstimmunifs- 
verfahren  zugelassen  haben.  Denn  in  Ermanglung  einer  anderweitigen 
Bestimmung  muß  ausschließlich  das  Gemeine  Recht  gelten."  Der  Master 
of  the  Rolls  bespricht  dann  eingehend  die  Vorschriften  über  eine  special 
resolution  in  dem  §  51  der  Companies  Act  von  1862  imd  die  Artikel  42 
und  43  der  diesem  Parlamentsgesetze  angehängten  Table  A^)  und 
koumit  zu  dem  Ergebnis,  daß  eine  andere  Art  von  Abstimmung  außer 
den  erwähnten  zwei  Verfahren  nicht  besteht.  Den  Schluß  seiner  Aus- 
führungen bildet  der  Rechtsgrundsatz:  „Wenn  eine  wohlbekannte  gemein- 
rechtliche Regel  (a  well-knmun  common  law  rule)  über  einen  Rechts- 
punkt besteht  und  das  Gesetzesrecht  sich  hierüber  ausschweigt,  d.  h. 
mit  anderen  Worten  diese  gemeinrechtliche  Regel  anerkennt,  dann  muß 
die  gemeinrechtliche  Regel  befolgt  werden." 

3.  In  Ermanglung  einer  anden\'eitigen  Bestimmung  ist  die  Mitglieder- 
vei-sammlung  einer  Korporation  nur  beschlußfähig,  wenn  eine  Mehrheit 
sämtlicher  Mitglieder  (a  majority  of  all  the  corporators)  auf  der  Ver- 
sammlung anwesend  ist.  In  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  The 
Kitig  versus  Bower  aus  dem  Jahre  1823,  mitgeteilt  im  i.  Bande  der 
von  Barne  wall  und  Cresswell  herausgegebenen  Entscheidungen  des 
Court  of  King's  Benciij  S.  492 — 500,  und  im  25.  Bande  (1896)  der 
Ra'ised  Reports,  S.  476 — 482,  sagt  Chief  Justice  Abbot:  „Es*  ist  ein  seit 
langen  Jahren   feststehender    Rechtsgrundsatz,   daß   in   dem    Falle,   wo 


*)  Die  beiden  genannten  Artikel  der  Table  A  der  Companies  Act  von  1862 
lauten  in  deutscher  Übersetzung  folgendermaßen: 

Artikel  42.  „Wird  nicht  von  mindestens  fünf  Mitgliedern  eine  namentliche 
Abstimmung  (poll)  verlangt,  so  bildet  auf  jeder  Generalversammlung  (einer 
Aktiengesellschaft)  die  Erklärung  des  Vorsitzenden,  daß  ein  zur  Abstimmung 
gelangter  Vorschlag  angenommen  sei  (that  a  resolution  has  been  carried)  und 
eine  dementsprechende  Eintragung  in  das  Protokollbuch  der  Aktiengesellschaft 
(in  the  book  of  proceedings  of  the  Company)  einen  genügenden  Beweis  (evidence) 
für  diese  Tatsache,  ohne  daß  eine  weitere  Prüfung  der  Zahl  und  des  Verhält- 
nisses der  Stimmen,  welche  für  oder  gegen  den  Vorschlag  abgegeben  worden 
sind,  stattfindet.'* 

Artikel  43.  „Wenn  von  mindestens  fünf  Mitgliedern  eine  namentliche  Ab- 
stimmung (poll)  verlangt  wird,  so  hat  dieselbe  nach  den  näheren  Weisungen  des 
Vorsitzenden  stattzufinden.  Das  Ergebnis  einer  solchen  Abstimmung  gilt  als 
der  Beschluß  der  (leneralversammlung  dei  Company  (the  resolution  of  the  Company 
in  genercU  meeting).  Auf  jeder  (leneralversanimlung  hat  bei  Stimmengleichheit 
(in  the  case  of  an  equality  of  7'ofi's)  der  Vorsitzende  das  Recht  auf  eine  zweite 
oder  ausschlaggebende  Stimme  (second  or  castin^r  7U)te)/' 
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eine  Wahl  seitens  einer  Körperschaft,  welche  eine  bestimmte  Milglicder- 
zahl  besitzt,  entweder  allein  vorgenommen  werden  soll,  oder  zugleich 
mit  einer  Körperschaft  von  unbestimmter  Mitgliederzahl,  dann  eine 
]\Iehrheit  der  Mitglieder  der  erstgenannten  Körperschaft  anwesend  sein 
muß.  In  dem  letzteren  Falle  (d.  h.  wenn  die  Abstimmung  zusammen 
mit  einer  Körperschaft  von  unbestimmter  Mitgliederzalil  erfolgt)  ist  es 
allerdings  nicht  notwendig,  daß  der  Erwählte  die  Stimmen  der  Mehrheit 
<ier  erstgenannten  Körperschaft  erhält,  wofern  nur  eine  Mehrheit  der 
Mitglieder  dieser  Körperschaft  auf  der  Gesamtversammlung  vertreten  ist." 
4.  Oftmals  enthalten  die  Satzungen  der  Korporation  eine  Bestimmung 
über  die  Mindestzahl  von  Mitgliedern,  welche  zur  Beschlußfähigkeit 
auf  der  Versammlung  anwesend  sein  müssen.  Eine  solche  Mindestzahl 
wird  technisch  ein  „^/^r^w"*)  genannt.  Das  der  Companies  Act  von 
1862  {25  and  26  Vict.  c.  8g)  in  der  Table  A  angehängte  Musterstatut 
einer  Aktiengesellschaft  (y^Regulations  for  Management  of  a  Company 
Limited  by  Shares^*')  trifft  im  Artikel  37  folgende  Bestimmungen  über 
das  erforderliche  quorum  auf  einer  Generalversammlung: 

a)  Beträgt  die  Gesamtzahl  der  Aktionäre  nicht  mehr  als  zehn, 
so  ist  das  quorum  fünf  (Gemäß  §  6  der  Companies  Act  von  1862 
soll  eine  incorporated  Company  mindestens  sieben  Mitglieder  besitzen.) 

b)  Besitzt  die  Aktiengesellschaft  11  bis  50  Aktionäre,  so  wächst 
die  Höhe  des  quorum  um  eins  für  je  fünf  Aktionäre  Über  10. 

c)  Steigt  die  Zahl  der  Aktionäre  über  50,  so  erhöht  sich  für  je 
10  weitere  Aktionäre  das  quorum  um  eins,  jedoch  mit  der  Maßgabe, 
daß  unter  keinen  Umständen  das  erforderliche  quorum  höher  als  20 
sein  darf. 

S^^mit  ergibt  sich  für  das  quorum  einer  Aktiengesellschaft,  welche  den 
Artikel  37  der  Table  A  angenommen  hat,  folgende  Tabelle: 


Gesamtzahl  der  Aktionäre 

Höhe  des  quorum 

7-10 

5 

II— 15 

ö 

16 — 20 

7 

21—25 

8 

26—30 

9 

31—35 

10 

36-40 

II 

41—45 

12 

46—50 

13 

51—60 

14 

61—70 

15 

71—80 

10 

81—90 

17 

91  — I(K> 

18 

loi — no 

IQ 

III— />/  />//. 

20 

*i  Der  Ausdruck  yyquoruni*^  ist  entlehnt  von  der  Bezeichnung  ,  Justiccs  of 
tht  quorum**.  In  der  Bestallungsurkunde  für  Friedensrichter  { fustices  of  t]ie  pcacc) 
findet  sich  die  sogenannte  ^«r^rww-Klausel,  welche  folgendennalien  lautet:  „quorum 
iiliquem  vestrumA.,  Ä,  C.,  D.,  etc,  unum  esse  vo^'umtts.*' 

G.  Schirrmeisterp  Bürgerl.  Recht  Enghinds.     I.  6 


S2  Erster  Abschnitt.     Personen. 

§  26. 
Vorbehaltlich  der  in  den  Inkorporierungsurkunden  und  in 
den  §§27  und  28  enthaltenen  Bestimmungen  besitzt  eine 
Korporation  grundsätzlich  alle  Rechte  und  Pflichten  einer 
natürlichen  Person,  soweit  diese  Rechte  und  Pflichten  mit 
einer  juristischen  Person  im  Einklänge  stehen.  Eine  siatuiory 
Corporation,  welche  durch  ein  Parlamentsgesetz  für  einen  be- 
sonderen Zweck  zur  Entstehung  gelangt  ist,  kann  jedoch  alle 
ihre  Befugnisse  nur  insoweit  ausüben,  als  es  zur  Erreichung 
derjenigen  Zwecke,  für  welche  die  Inkorporierung  stattgefunden 
hat,  in  der  von  dem  betreffenden  Parlamentsgesetze  bezeichneten 
Weise  erforderlich  ist^ 

*  Eastern  Counties  Ry.  v.  Haivkes  (1855),  5  H.  L.  C.  348 ;  Ashbury  Railway  etc, 
Co.  V.  Riche  (1875),  L.  R.  7  H.  L.  C.  693.  Eine  Korporation  kann  sogar  wegen 
Ehrenkränkung  klagen:  South  Hetton  Goal  Co,  v.  N.  E.  News  Ass.  1894,  i  Q. 
ß-  1331  jedoch  nur,  wenn  die  Ehrenkränkung  sich  auf  das  Unternehmen  oder  auf 
,  die  Vennögens Verhältnisse  der  Korporation  bezieht:  Manchester  Corp.  v.  Williavis. 
1891,   I  Q.  B.  94. 

docirine  of  ultra  vires  2  libcl  4 

Khrenkränkiing  ^^<y<i;//a//V7»^  einer  Korporation  4         memorandum  0/  associatioH  2 

express  limitafions  der  iegai  capacity  1  necessary  limitatiofis  der  legal  capacity  i 

Haftung   der  Korporation   für   unerlaubte  Hand-        slauder  4 

lungen  3  siatutory  Corporation  a 

incorporated  companies  2  Unerlaubte  Handlungen  (torts)  3  und  4 
legal  capacity  einer  Korporation  x 

I.  Eine  Korjooratioii  ist  nach  englischem  Reclite  eine  abnortnal 
person  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  5);  sie  besitzt  nicht  die  volle  legal  capacity 
eines  lawful  man,  sondern  steht  unter  einer  mehr  oder  weniger  aus- 
gedehnten rechtlichen  Unfähigkeit  (legal  incapacity  oder  disability  oder 
cxemption).  Diese  Minderungen  in  der  vollen  legal  capacity  oder,  wie 
es  auch  heißt,  diese  abfiormalities  sind  entweder  „necessary^  oder  „<u- 
press^;  mit  anderen  Worten,  sie  entspringen  entweder  aus  dem  innersten 
Wesen  einer  Korporation,  d.  h.  aus  der  Tatsache,  daß  die  Korporation 
ein  künstliches  und  nicht  ein  natürliches  Gebilde  ist,  oder  sie  sind  die 
Folge  ausdrücklicher  Vorschriften  sei  es  des  allgemeinen  Rechts,  sei  es  der 
Inkorporierungsurkunden.  Soweit  jedoch  weder  nach  der  einen,  noch 
nach  der  anderen  Richtung  hin  der  Korporation  Schranken  gesetzt 
sind,  d.  h.  soweit  weder  sogenannte  necessary  limitationSy  noch  sogenannte 
express  limitations  bestehen,  hat  eine  Korporation  die  gleichen  Rechts- 
befugnisse (pcnvers)  und  die  gleichen  Rechtspflichten  {liabilities)  wie  eine 
natürliche  Person.  Über  die  Fähigkeit  einer  Korporation,  bewegliches 
und  unbewegliches  Vermögen  zu  besitzen,  s.  §  2-]',  und  über  ihre 
Fähigkeit,   dingliche   und  obligatorische  Verträge  zu  scliließen,  s.  §  28. 

2.  Eine  statutory  Corporation^  d.  h.  eine  Korporation,  welche  ihre 
Rechtsfähigkeit  auf  Grund  eines  besonderen  {special  or  prii^ate)  oder 
eines  allgemeinen  Parlamentsgesetzes  ( gener al  or  public  Act  of 
parliament;  s.  Ed.  zu  §  16  sub  5)  eriangt  hat,  kann  ihre  Befugnisse 
nur  insoweit  ausüben,  als  die  Vorschriften  des  betreffenden  Parlaments- 
gesetzes e,s  zur  Erreichung  der  Zwecke,  für  welche  die  Inkorporierung 
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Stattgefunden  hat,  erlauben.  Jede  von  der  Kotporation  oder  in  deren 
Namen  über  diesen  festbegrenzten  Rahmen  hinaus  vorgenommene 
Handlung  ist  nichtig  (imd)  und  stellt,  wie  die  englische  Rechtssprache 
sich  ausdrückt,  eine  Handlung  ultra  vires  dar.  Da  in  dem  englischen 
Rechte  über  Korporationen  und  insbesondere  über  Aktiengesellschaften 
(incorporated  cofn^anies  having  a  capital  divided  into  shares)  die  ^doctrine 
of  ultra  vires"^  eine  hervorragende  Rolle  spielt  und  ein  Verständnis 
zahlreicher  Rechtssätze  und  richterlichen  Entscheidungen  nur  mit  Hilfe 
einer  genauen  Kenntnis  dieser  Lehre  möglich  ist,  so  gehe  ich  auf 
diese  dodrine  ausführlicher  ein.  Zum  erstenmale  wurde  das  ultra  vires 
Prinzip  in  der  Entscheidung  des  Rechtsstreites  Colman  versus  The  Eastern 
Counties  Railway  Company  aus  dem  Jahre  1846  aufgestellt.  Die  Ent- 
scheidung findet  sich  mitgeteilt  im  10.  Bande  der  von  Charles  Beavan 
herausgegebenen  Reports  of  Cases  in  Chancery,  argued  and  determined  in 
t/u  Rolls  Court,  S.  i  ff.  Der  board  of  directors  der  genannten  Eisenbahn- 
gesellschaf t"  hatte  in  der  Ansicht,  daß  eine  regelmäßige  Dampfer- 
verbindung zwischen  Harwich  und  dem  Kontinente  den  Verkehr  auf 
der  betreffenden  Eisenbahn  heben  würde,  ein  Abkommen  geschlossen^ 
i^'onach  die  Eisenbahngesellschaft  eine  Dividendengarantie  für  die 
Dampfergesellschaft,  welche  ihre  Schiffe  im  Anschluß  an  die  Bahn 
laufen  lassen  sollte  übernahm.  Das  Gericht  erkannte,  daß  eine  solche 
Garantie  außerhalb  der  Befugnisse  der  railway  Company  läge.  In  seiner 
Entscheidung  sagt  der  Master  of  the  Rolls,  Langdale  (S.  14):  „Ich 
bin  unbedingt  der  Ansicht,  daß  die  Befugnisse,  welche,  wie  im  vor- 
liegenden Falle,  durch  ein  Parlamentsgesetz  verliehen  sind,  nicht  weiter 
sich  erstrecken,  als  sie  ausdrücklich  in  dem  Gesetze  angegeben  sind,, 
oder  als  es  notwendiger  und  angemessener  Weise  erforderlich  ist,  um 
das  Unternehmen  und  die  von  dem  Gesetze  ausdrücklich  gestatteten 
Arbeiten  durchzuführen."  —  Der  Ausdruck  „ultra  vires*''  wird  dann 
zum  erstenmale  von  Baron  Parke  in  der  Entscheidung  des  Falles  The 
South  YorksJiire  Railway  and  Ritter  Dun  Company  versus  The  Great 
Northern  Railway  Company  aus  dem  Jahre  1853  gebraucht:  vgl.  22.  Band 
der  Law  Journal  Reports,  Chancery  and  Bankruptcy  Cases  S..  761.  Der 
genannte  Richter  sagt  daselbst:  „Im  allgemeinen  sind  Korporationen 
an  die  gleichen  Schranken  gebunden  wie  eine  Einzelperson.  .  .  Aber 
in  dem  Falle,  wo  eine  Korporation  durch  eine  Act  of  Parti ament  für 
besondere  Zwecke  und  für  besondere  Befugnisse  ins  Leben  getreten 
ist,  kommt  in  der  Tat  noch  ein  anderer  Gesichtspunkt  in  Frage.  Ein 
Rechtsgeschäft  einer  solchen  Korporation,  auch  wenn  es  unter  dem 
Korporationssiegel  erfolgt  ist,  bindet  die  Körperschaft  nicht,  wofern  es 
aus  den  ausdrücklichen  Vorschriften  des  die  Korporation  schaffenden 
Gesetzes  oder  auf  Grund  einer  etwa  notwendigen  und  verständigen 
Interpretation  dieser  Gesetzesbestimmungen  erhellt,  daß  die  Handlung 
ultra  vires  war,  d.  h.  daß  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  eine 
solche  Handlung  nicht  vorgenommen  werden  durfte."  —  Dieses  Rechts- 
prinzip wurde  dann  von  dem  House  of  Lords  zwei  Jahre  später  (1855) 
in  der  Entscheidung  des  Prozesses  Eastern  Counties  Railway  Company 
versus  Hawkes  ausdrücklich  anerkannt  und  ist  seitdem  als  eine  un- 
antastbare Rechtmaxime  von  den  englischen  Gerichten  behandelt 
worden.    Die  Entscheidung  ist  mitgeteilt  im  5.  Bande  der  von  Charles 
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Clark  herausgegebenen  House  of  Lords  Cases  on  appeal  and  writs  of 
error  and  Claims  of  peerage^  S.  331 — 382.  Es  sagt  daselbst  der  Lord 
Chancellor  (S.  347):  „Die  Erfüllung  eines  Vertrages,  selbst  wenn  der- 
selbe unter  dem  Korporationssiegel  geschlossen  ist,  kann  grundsätzlich 
nicht  erzwungen  werden,  wenn  der  Vertrag  darauf  hinzielt,  Korporation.s- 
vermögen  für  Zwecke  zu  verwenden,  welche  außerhalb  des  Gesetzes, 
auf  dem  die  Inkorporierung  beruht,  liegen.'*  Und  auf  S.  348  sagt  der 
höchste  englische  Richter:  „Es  muß  heutzutage  als  eine  unbedingt 
feststehende  Doktrin  betrachtet  werden,  daß  eine  Koq:)oration,  welche 
auf  Grund  eines  Parlamentsgesetzes  für  einen  gewissen  Zweck  ins 
Leben  getreten  ist,  nicht  die  Befugnis  besitzt,  irgend  einen  Teil  ihres 
Vermögens  für  Zwecke  zu  ven^enden,  welche  nicht  in  den  Be- 
stimmungen ihrer  Inkorporierung  ausdrücklich  erlaubt  sind,  mag  auch 
eine  solche  Verwendung  noch  so  wünschenswert  erscheinen."  —  In 
dem  Prozesse  Ashbury  Railway  Carriage  and  Iron  Company  versus 
Hector  Riche,  mitgeteilt  im  7.  Bande  (1875)  der  Law  Reports  über 
Efiglish  and  Irish  Appeal  Cases  and  Claims  of  Peerage  before  the  House 
of  Lords j  S.  653 — 6q4,  hatte  in  der  Berufungsinstanz,  dem  Court  of 
Exchequer  Chamber y  Mr.  Justice  Blackburn  die  Anschauung  vertreten, 
daß  die  doctrine  of  ultra  vires  sich  nicht  auf  solche  companies  erstrecke, 
welche  auf  Grund  der  Companies  Act  von  1862  ihre  Rechtsfilhigkeit 
erlangt  hätten.  Diesem  Standpunkte  trat  das  Revisionsgericht,  das  House 
of  Lu>rdSy  in  seiner  Entscheidung  vom  Juni  1875  auf  das  entschiedenste 
entgegen.  Das  höchste  Gericht  des  Britischen  Reiches  erklärte:  Das 
Memorandum  of  Association  (d.  h.  die  Gründungsurkunde  einer  in- 
corporated  Company  *)  ist  die  Clmrter  der  Company,  Infolgedessen 
stellt  ein  jeder  Vertrag,  welcher  von  den  Direktoren  einer  solchen 
Company  über  einen  Gegenstand  abgeschlossen  wird,  der  außerhalb  des 
von  dem  Memorandutn  abgegrenzten  Gebietes  liegt,  eine  Handlung 
ultra  vires  seitens  der  Direktoren  dar  und  ist  für  die  Company  un- 
verbindlich. Ein  solcher  Vertrag  kann  auch  nicht  dadurch  zu  einem 
rechtsverbindlichen  gemacht  werden,  daß'  die  Generalversammlung  ihre 
ausdrückliche  Genehmigung  zu  dem  Vertrage  erteilt.  In  den  Rechts- 
ausführungen des  luord  Sclborm  in  diesem  Urteile  heißt  es  (S.  693): 
„Ehie  statutory  Corporation^  welche  auf  Grund  eines  Parlamentsgesetzes 
zur   Erfüllung  einer   bestimmten  Aufgal)e  ins  Leben  getreten  ist,  ist  in 


*)  Eine  auf  (iruntl  der  Companies  Acts  1862 — 1900  inkorporierte  Company 
ist  eine  Kapitalsassociation,  welche  zwar  nicht  notwendigerweise,  aber  doch  regel- 
TiiälÄig;  ein  in  Aktien  zerlegtes  Grundkapital  besitzt  (vgl.  auch  Erl.  zu  34  sub  i, 
Anin.  2).  Incoipornted  Companies  ohne  ein  in  Aktien  zerlegtes  Grundkapital 
kommen  heutzutage  so  gut  wie  gar  nicht  vor.  Somit  ergibt  sich  als  passender 
deutscher  Ausilruck  liir  „incorporafed  Company'*  das  Wort  „Aktiengesellschaft**. 
Ebenso  wie  im  deutschen  Recht  die  Aktiengesellschaft  einen  rechtsfähigen  Verein 
d.irstellt,  so  ist  auch  im  englischen  Recht  die  incorporated  Company  eine  asso- 
äation  corporate  oder  eine  Korporation,  aber  nur  eine  von  den  zahllosen  Unter- 
arten von  rechtsfähigen  Vereinen.  Es  ist  daher  unrichtig,  wenn  man,  wie  es 
einzelne  deutsche  Schriftsteller  tun,  den  Ausdruck  .^Companies  Act'*  in  „Vereins- 
geset/"  oder  ,.Vereinsnovellc"  verdeutscht.  Wofern  man  nicht  vorzieht,  den 
englischen  Ausdruck  einfach  beizubehalten,  ist  das  einzig  richtige  deutsche  Äqui- 
valent für  Companies  Act  „Aktiengesetz"  oder  „Aktiennovelle**. 
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der  Ausübung  aller  ihrer  Befugnisse  auf  die  in  der  Inkorporierung 
gemäß  den  Vorschriften  des  betreffenden  Parlamentsgesetzes  an- 
«regebenen  Zwecke  beschränkt.  Sowohl  die  uns  hier  beschäftigende 
Company,  als  auch  alle  sonstigen  Companies,  welche  kraft  der 
Companies  Act  von  1862  ihre  Rechtsfähigkeit  erlangt  haben,  sind  statu- 
tory  companies  im  Sinne  dieses  Grundsatzes.  Das  memorandum  of  asso- 
ciation  einer  solchen  Company  bildet  ihre  fundamentale  und  (abgesehen 
von  gewissen,  genau  angegebenen  Einzelfällen)  ihre  unabänderliche 
Rechtsbasis;  alle  diese  Körperschaften  haben  lediglich  für  die  Aufgaben 
und  Zwecke,  welche  ausdrücklich  in  jenem  manorandum  aufgeführt  sind, 
Rechtspersönlichkeit  erlangt."  —  Über  die  Bedeutung  des  memorandum 
of  association  einer  incorporated  Cmnpany  äußert  sich  der  damalige  Lord 
C/iancellor,  Lord  Cairns,  in  demselben  Urteile  folgendermaßen:  „Das 
memorandum  stellt  in  einer  affirmativen'  Weise  den  Umfang  und  die 
Tragu^eite  der  Lebenskraft  und  Befugnis  (ambit  ami  extent  of  vitality 
und  power) y  welche  von  Rechts  wegen  der  betreffenden  Korporation 
verliehen  ist,  fest  und  in  einer  negativen  Weise,  falls  dies  erforderlich 
ist,  daß  keine  Handlung  über  die  so  gezogene  Grenze  hinaus  vor- 
genommen werden  darf,  und  daß  kein  Versuch,  das  Dasein  einer 
Korporation  für  andere  als  die  so  angegebenen  Zwecke  zu  benutzen 
(io  use  the  corporate  life  for  any  other  purpose  than  tliat  which  is  so 
spedßed),  gestattet  sein  soll."  —  In  einem  neueren  Rechtsfalle,  The 
London  Council*)  versus  The  Attorney-Generalj  aus  dem  Jahre  1902  war 
dem  Londoner  Grafschaftsrate  durch  ein  Parlamentsgesetz  die  Erlaubnis 
erteilt,  Straßenbahnen  (tram^vays)  in  eigenen  Betrieb  zu  nehmen.  Zur 
Verbindung  zwischen  zwei  unterbrochenen  Straßenbahnlinien  ließ  der 
Grafschaftsrat  im  Interesse  und  zur  Bequemlichkeit  des  Publikums 
Omnibusse  fahren.  Das  House  of  Lords  erklärte  diese  Maßnahme  für 
^an  act  ultra  vires^^,  da  das  betreffende  Parlamentsgesetz  nur  von 
Straßenbahnen  und  nicht  auch  von  Omnibussen  spräche:  vgl.  die  Law 
Reports  von  IQ02  über  House  of  Lords,  Judicial  Committee  of  the  Prriy 
Council,  and  Peerage  Cases,  S.  16511.  —  In  dem  Falle  Tomkinson  versus 
South  Eastem  Railway  Company  hatten  die  Direktoren  im  Namen  der 
Eisenbahngesellschaft  eine  Geldspende  zum  besten  des  Imperial  Itistitute, 
einer  Anstalt  zur  Hebung  und  Förderung  technischer  Wissenschaften, 
gezeichnet.  Das  Gericht  erklärte  diese  Schenkung  für  eine  Handlung 
ultra  vires  und  daher  null  und  nichtig;  vgl.  35.  Band  der  Laiv  Reports 
über  Cases  determined  in  tJte  Chancery  Dri'ision,  etc.,  S.  675 ff. 

3.  Eine  Korporation  haftet  für  eine  unerlaubte  Handlung  (tort 
oder  wrongful  act),  welche  entweder  direkt  von  der  Korporation,  d.  h. 
durch  einen  Mehrheitsbeschluß  der  Mitglieder  auf  einer  General- 
versammlung, oder  indirekt  durch  ihre  Vertreter  (agents)  begangen 
worden  ist,  sofern  und  insoweit  als  die  unerlaubte  Handlung  nicht  eine 
Folge  von  Maßnahmen  darstellt,  welche  selber  gänzlich  ultra  vires  sind. 
Eine  gute  Illustration  dieses  Rechtsgrundsatzes  gewährt  der  Fall  Poulton 
versus  The  London  and  South    Western  Railway  Company,    mitgeteilt   im 


*)  Ein  County  Council  ist  eine  statutory  corporat'uui,  weil  seine  Rechtsfähig- 
keit auf  einem  allgemeinen  Parlamentsgeset/e,  nämlich  auf  der  Loca!  Governvunt 
Act  von    1888  ^5/  and  ^'2  Vict.  c,  41)  beruht. 
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2.  Bande  (1867)  der  Law  Reports  der  Queen' s  Beruh,  etc.,  S.  535  ff. 
Der  Kläger  Poulton  hatte  sein  Pferd  mit  einem  Zuge'  der  beklagten 
Bahngeselischaft  transportieren  lassen.  Am  Ankunftsorte  nahm  der 
Bahnhofsvorsteher  (station-master)  in  der  irrtümlichen  Meinung,  daß  für 
den  Pferdetransport  nicht  bezahlt  worden  wäre,  den  Pojilton  fest 
Letzterer  strengte  eine  Klage  auf  Schadensersatz  wegen  widerrechtlicher 
Freiheitsberaubung  gegen  die  Bahngesellschaft  an.  Durch  ein  Parlaments- 
gesetz ist  den  englischen  railway  companies  das  Recht  verliehen,  Reisende 
(passengers)j  welche  ihr  Fahrgeld  nicht  bezahlt  haben,  zu  arretieren. 
Dagegen  besteht  keine  gesetzliche  Vorschrift,  welche  die  Eisenbahn- 
gesellschaft ennächtigt,  auch  wegen  Hinterziehung  von  Pferdetransport- 
geldern  eine  Festnahme  zu  bewirken.  Eine  Arretierung  aus  letzterem 
Grunde  ist  daher  unter  allen  Umständen  eine  act  ultra  vires.  Ist  dies 
aber  der  Fall,  so  kann  die  Korporation  als  solche  nicht  für  die  Folgen 
aus  einer  solchen  Handlung  haften.  Demgemäß,  wies  das  Gericht  die 
Klage  ab.  In  seiner  Entscheidung  sagt  Mr,  Justice  Blackbum:  „In 
dem  vorliegenden  Falle  war  von  dem  Bahnhofsvorsteher  eine  Maß- 
nahme getroffen  worden,  welche  völlig  außerhalb  seiner  Vollmacht  lag, 
und  zu  welcher  ihm  die  Eisenbahngesellschaft  unzweifelhaft  keine 
Ermächtigung  erteilt  haben  konnte.  Da  die  Korporation  selber  keine 
derartige  Befugnis  besitzt,  kann  sie  eine  solche  auch  nicht  dem  Bahnhofs- 
vorsteher verleihen.  Somit  stellt  die  widerrechtliche  Freiheitsberaubung 
(ivrongful  imprisomnent)  eine  Handlung  dar,  für  welche  der  Kläger 
höchstens  den  Bahnhofsvorsteher  persönlich  verantwortlich  machen  kann, 
aber  nicht  die  Eisenbahngesellschaft."  —  In  ähnlicher  Weise  legt  Chief 
Justice  Erle  das  Recht  bezüglich  Haftung  einer  Korporation  für  un- 
erlaubte Handlungen  in  der  Entscheidung  zu  dem  Falle  British  Mutual 
Building  Company  versus  Charmvood  Forest  Railway  Company  aus  dem 
Jahre  1887  dar:  vgl.  18.  Band  der  Law  Reports  über  Cases  determined 
in  the  Queen' s  Bench  Dri'isiony  etc.,  S.  7 14  ff.  Der  genannte  Richter  sagt 
daselbst  (S.  719):  „Eine  Klage  gegen  eine  Korporation  wegen  einer 
unerlaubten  Handlung  (for  a  wrong)  ist  nur  dann  gegeben,  wenn  einer- 
seits die  Tat  innerhalb  des  Bereiches  derjenigen  Aufgaben  und  Zwecke 
begangen  worden  ist,  für  welche  die  Inkorporierung  stattgefunden  hat 
und  wenn  andererseits  die  Tat  in  einer  solchen  Weise  erfolgt  ist,  daß 
sie  eine  zivilrechtlich  verfolgbare  unerlaubte  Handlung  (an  actionable 
wrong)  bilden  würde,  falls  der  Täter  eine  private  Einzelperson  (a  prii'atc 
individual)  wäre." 

4.  Eine  Korporation  kann  klagen  wegen  einer  unerlaubten  Hand- 
lung, welche  gegen  die  Korporation  als  solche  begangen  worden  ist. 
Selbst  eine  Klage  wegen  Ehrenkränkung  (defamation)  ist  möglich.  Eine 
solche  Defamation  kann  entweder  ein  yylibet*'  oder  ein  ^^slandtr^^  sein. 
Letzteres  liegt  vor,  wenn  es  sich  um  eine  mündliche  Ehrenkränkung 
handelt,  während  unter  libel  eine  auf  irj^end  eine  andere  Art  begangene 
üble  Nachrede  oder  Beleidigung,  z.  B.  durch  Schrift,  Druck,  Bild, 
Zeichen  usw.,  verstanden  wird.  Eine  näliere  Erläuterung  der  Ausdrücke 
„///W'*  und  ^yslander^^  wird  im  2.  Bande  dieses  Kommentars  in  dem 
Abschnitte  über  unerlaubte  Handlungen  gegeben.  —  In  dem  Rechts- 
falle South  Hetton  Coal  Company^  LJmited,  versus  North  Eastern  Ne^vs 
Association^   Limited,  aus  dem  Jahre  1893,  mitgeteilt  im  i.  Bande  des 
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Jahrganges   1894   der  Law  Reports  über   Entscheidungen   der    QueerCs 
Befuh  Dvüisian  and  on  appeal  therefrom  in  the  Court  of  Appeal,  S.  133 — 14Q, 
war   die   Klägerin    eine    auf  Grund    der   Companies  Acts  inkorporierte 
Aktiengesellschaft,  welche  in  South  Hetton,  Grafschaft  Durhamy  Kohlen- 
gruben und  Arbeiterwohnhäuser  besaß.    Die  beklagte  Korporation  war 
die  Eigentümerin'  der  North  Eastem  Gazette  und   hatte  in   ihrer  Zeit- 
schrift eine  Reihe  von  Aufsätzen  unter  verschiedenen  Titeln,  wie  y<,The 
Houses  of  Pitmen*'^  y^South  Hetton^*'  usw.  veröffentlicht,   in  welchen  die 
Arbeiterwohnhäuser  der  klägerischen  Gesellschaft  als  im  höchsten  Grade 
ungesund  und  für  menschliche  Behausung  ungeeignet  geschildert  wurden. 
Die  South  Hetton  Coal  Company  strengte  eine  Klage  gegen  die  Eastem 
Nervs  Association  wegen  libel  unter  der  Behauptung  an,  daß  die  erwähnten 
Zeitungsartikel  den  Kredit  und  das  Ansehen  der  klägerischen  Gesellschaft 
geschädigt  hätten.     Der  Nachweis  irgend  eines  besonderen  Schadens 
wurde   nicht  geführt.     In  erster  Instanz  (Queens  Bench  Dri'ision)  ent- 
schied der  Ijyrd  Chief  Justice  Coleridge,  daß  der  Gegenstand  der  besagten 
Aufsätze  eine  Angelegenheit  von   öffentlichem  Interesse  berührte,   und 
überließ   es  der  Jury,   zu  erkennen,  ob  die  Artikel  die  Grenzen  einer 
ehrlichen  und  gutgläubigen   Kritik  (fair  and  bona  fide  comment)  über- 
schritten  hätten  oder  nicht.     Die  Jury  gab   ihr  yyVerdict^*'  zu  Gunsten 
der  klägerischen  Aktiengesellschaft  ab  und  setzte  den  durch  das   libel 
verursachten  Schaden  auf  25  Pfund  (500  Mark)  fest.     Hiergegen  legte 
die  beklagte  Eastem  Neius  Association  Berufung  an  den  Court  of  Appeal 
ein  und   beantragte  Zurückverweisung  an  die  Vorinstanz  zu   erneuter 
Verhandlung  (neitf  trial).     In  seiner  Entscheidung  führt  der  Master  of 
the  Rolls,   Lord  Esher,  folgendes  aus:   „Das  objektive  Recht  über  libel 
ist  das  gleiche,   mag  die   klagende  Partei   sein,   welche  sie  wolle.     In 
jeder  Klage  wegen  libel  hängt  die  Entscheidung,   ob  ein  libel  vorliegt 
oder  nicht,  von  ein  und  derselben  Frage  ab,  nämlich,  ob  die  Jury  der 
Ansicht  ist,   daß  die  gegen   den  Kläger  gerichtete  Publikation   in  den 
Augen  eines  Durchschnittsmenschen  (in  the  minds  of  people  of  ordimiry 
sense)  geeignet  sei,  den   Kläger  der  Verachtung,  dem  Hasse  oder  der 
Lächerlichkeit   oder   der   Herabsetzung    seines   Charakters    auszusetzen 
(to  bring  the  plaintiff  into  contempt,   hatrcd,   or  ridicule,  or  to  injure  his 
character).     Diese   Frage   ist   tatsächlich   die   gleiche,   mag   der   Kläger 
eine    Einzelperson,    eine    Firma    oder    eine    Korporation    sein.      Aber, 
obwohl  das  objektive  Recht  dasselbe  ist,  so  ist  doch  unzweifelhaft  die 
Anwendung  desselben  je  nach  der  Art  des  Klägers  verschieden.    Manche 
Äußerungen  sind  sicherlich.  Wenn  sie  gegen  gewisse  Kläger  sich  richten, 
ein  libelj  während  sie  nicht  die  gleiche  Wirkung  haben,  wenn  sie  gegen 
eine   andere  Klasse  von  Klcigem   veröffentlicht  werden.  ...   In  Bezug 
auf  eine  Firma  oder  eine  Kori:)oration  ist  es  unmöglich,  eine  erschöpfende 
Regel  (exhausttve  rule)  darüber  aufzustellen,  was  ein  libel  gegen  sie  aus- 
machen würde.  .  .  .   Äußerungen  über  die  Art  ihrer  Gescliäftsführung 
mögen  in  einer  solchen  Form  gemacht  worden  sein,  daß  Durchschnitts- 
menschen   zu    dem    Glauben    verleitet    werden,    die    Firma    oder    die 
Korporation   führe  ihr  Unternehmen   in   einer  schlechten   oder  erfolg- 
losen Weise.    Ist  dies  der  Fall,  so  ist  das  objektive  Recht  das  gleiche 
>Ä*ie  gegenüber  einer   Einzelperson,    und   eine  solche   Äußerung  würde 
ein  libel  darstellen.     Liegt  sonach   tatsächlich  ein   libel  vor  —  gleich- 
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gültig  ob  der  Kläger  eine  Einzelperson,  eine  Firma  oder  eine  Korporation 
ist  —  dann  besagt  das  objektive  Recht,  daß  ohne  nähere  Angaben  ein 
Anspruch  auf  Schadensersatz  besteht  (that  ihe  damages  are  at  large). 
Es  ist  nicht  notwendig,  irgend  einen  bestimmten  Schaden  nachzuweisen 
(to  proroe  any  particular  damage).  Die  Jury  kann  nach  freiem  Ermessen 
(as  they  thmk  fit)  unter  Berücksichtigung  des  beiderseitigen  Verhaltens 
der  Parteien  und  aller  Umstände  des  Einzelfalles  die  Höhe  des 
Schadensersatzes  bestimmen.  ..."  —  Eine  Defamation  gegen  eine 
Korporation  liegt  nur  dann  vor,  wenn  sich  die  behauptete  Kränkung 
gegen  den  Geschäftsruf  (business  reputation)  der  Korporation  richtet 
oder  sonstwie  geeignet  erscheint,  in  vermögensrechtlicher  Beziehung 
der  Körperschaft  Schaden  zuzufügen.  Dagegen  gewährt  eine  Äußerung 
rein  persönlicher  Art,  z.  B.  die  Behauptung  der  Korruption  (corrupt 
practices),  einer  Korporation  nicht  das  Recht,  eine  Klage  wegen  un- 
erlaubter Handlung  anzustrengen.  In  dem  Rechtsfalle  The  Mayor^ 
Aldermetty  and  Citizens  of  Manchester  versus  Williams  aus  dem  Jahre  1890, 
mitgeteilt  im  i.  Bande  des  Jahrganges  1891  der  Law  Reports  über 
Entscheidungen  der  Queen's  Bench  Dtinsion,  etc,  S.  94-^96,  hatte  ein 
gewisser  Williams  in  einer  Zeitung,  ,,The  Examiner  and  Time^\  einen 
Aufsatz  unter  dem  Titel  yyThe  Gas  5r^w//a/f**  veröffentlicht  und  darin 
behauptet,  daß  in  drei  Abteilungen  des  Manchester  City  Council  Be- 
stechung und  Korruption  (bribery  and  corruption)  herrsche.  Die 
städtische  Korporation  von  Manchester  strengte  eme  Klage  wegen  libel 
gegen  den  Verfasser  des  Artikels  an.  Die  Klage  wurde  abgewiesen, 
weil  eine  Korporation,  als  ein  künstliches  Wesen,  welches  völlig  ver- 
schieden von  seinen  jeweiligen  Mitgliedern  sei,  unmöglich  sich  einer 
Korruption  schuldig  machen  könnte,  und  weil  daher  ein  Klagegrund 
nicht  vorläge  (that  the  Statement  of  claim  disclosed  no  cause  of  action). 
In  der  Begründung  seiner  Klageabweisung  sagt  Mr,  Justice  Day  (S.  c^6): 
„Eine  Korporation  kann  wegen  eines  libel,  das  sich  gegen  ihr  Vermögen 
(property)  richtet,  Klage  erheben,  aber  nicht  wegen  eines  libel,  das  lediglich 
die  persönliche  Ehre  berührt  (merely  affecting  personal  reputation),^'' 

§  27. 
Ohne  eine  Vollmacht,  die  sich  auf  eine  von  der  Krone 
oder  durch  ein  Parlamentsgesetz  erteilte  Lizenz  stützt,  bewirkt 
eine  dingliche  Übertragung  (assurancej  eines  Rechts  an  Grund- 
stücken (interest  in  fand)  auf  eine  Korporation  oder  zu  gunsten 
derselben  eine  Verwirkung  des  betreffenden  Rechts  an  die 
Krone  oder  an  den  unmittelbaren  Lehnsherrn  (mesne  /ord)J  Keine 
Korporation,  selbst  wenn  sie  die  erwähnte  Lizenz  besitzt,  kann 
Träger  eines  Schriftsassenlehen  (fand  held  by  copy  of  courf  roll) 
sein.  Soweit  nicht  ein  Parlamentsgesetz  oder  ein  besonderer 
Brauch  die  ausdrückliche  Vollmacht  erteilt  haben,  ist  eine 
Corporation  sole  unfähig,  bewegliches  Vermögen  zu  erwerben.* 

^  Mortmain  and  Chtiritab!e   Uses  Act,    1888,  sect.    1. 
«  Co.   Litt.  46b;  Power  v.  Banks,   1901,   2  Ch.  487. 
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Assurance  9  Anm.  3  LittUion  en   Tennres  5  Anra.  6 

nuikority  by  iicense  3  mesne  lord  a 

Bewegliches  Vermögen   einer  corßoration  sole  6         niortmain  a  Anin.  a 

copykold  5  Mortmain  Acts  a 

^^/ranckisement  5  ntovable  proprrty  i 

ituntavabU  property  i  personal  property  i  und  6  Anm.  7 

ittterest  in  lanä  1  r^«/  property  x 

lAMd  fuld  by  cflpy  0/  couri  roll  5  .Schriftsassen lehen  5 

iicense  in  mortmain  3  Übertragitnjc  von  Grundstücken  nir  treuen  Hand 

für  eine  Korporation  4 

1.  Bedeutung  des  Ausdruckes  sinterest  in  land'^.  Das  Ver- 
mögen (property)  in  dem  Sinne  von  Gesamtheit  der  geldwerten  Rechte 
zerfällt  in  real  property  und  in  personal  property.  Letzteres  teilt  sich  in 
chatteis  real  und  cliattels  personal.  Die  Summe  ^real  property^*^  plus 
^chattels  reaV^  bildet  das  immovable property  (das  unbewegliche  Vermögen) 
während  die  chatteis  personal  das  mot'able  property  (das  bewegliche  Ver- 
mögen) ausmachen.  Für  den  Ausdruck  immovable  property  wird  als 
Äquivalent  interests  in  land  und  dementsprechend  für  den  Ausdruck 
movable  property  (oder  cliattels  personal)  die  Bezeichnung  interests  other 
than  in  land  gebraucht  (vgl.  Erl.  zu  S§  36 fi.).  Es  ist  somit  ein  interest 
in  land  ein  Recht  oder  ein  Vennögensgegenstand,  der  unter  den  Be- 
griff „unbewegliches  Vermögen"  (immovable  property)  fällt.  Es  ist  nicht 
notwendig,  daß  das  fragliche  interest  in  land  tatsächlich  irgend  ein  Recht 
an  einem  Grundstück  darstellt;  der  Ausdruck  bedeutet  vielmehr,  daß 
es  sich  um  ein  geldwertes  Recht  handelt,  welches  in  den  Augen  des 
objektiven  Rechts  als  ein  Recht  an  einem  Grundstück  gilt.  Da  nun 
aber  in  Wahrheit  weitaus  die  Mehrzahl  der  sogenannten  interests  in  land 
Rechte  an  Grundstücken  sind,  so  kann  man,  ohne  sich  einer  zu  großen 
Ungenauigkeit  schuldig  zu  machen,  der  Einfachheit  wegen  die  Aus- 
drücke Jnterest  in  land'-  und  „Recht  an  einem  Grundstück'*  als  gleich- 
wertig behandeln. 

2.  Die  Fähigkeit  einer  Korporation,  interests  in  land  oder  immoimble 
property  (unbewegliches  Vermögen)  zu  erwerben,  ist  nach  Common  Law 
unbeschränkt.  Dagegen  hat  das  Statute  Law  schon  seit  frühen  Zeiten 
den  Korporationen  Schranken  in  dieser  Beziehung  durch  die  so- 
genannten Mortmain  ActSj  d.  h.  Gesetze  betreffend  die  tote  Hand 
(manus  mortua),  auferlegt.  Alle  diese  Bestimmungen  des  Statute  Laiu 
haben  in  neuerer  Zeit  in  der  Mortmain  and  Charitable  Uses  Act  von 
1888  (51  and S2  Vict,  c,  42)  eine  zusammenfassende  Konsolidierung  ge- 
funden. Die  Vorschriften  gelten  in  gleicher  Weise  für  inlcindische,  wie 
für  ausländische  Korporationen.  Irgendwelche  Spezialbcstimmungen 
über  den  En^'erb  von  Grundbesitz  seitens  einer  ausländischen  Korpo- 
ration kennt  das  englische  Recht  nicht  (vgl.  Erl.  zu  ä>  21  sub  2).  Der 
§  I  der  Mortmain  and  Charitable  Uses  Act  von  1888  besagt:  „Grund- 
stücke (landy)  dürfen  nicht  auf  eine  Korporation  oder  zu  gunstcn 
(for  the  benefit)   einer   solchen    übertragen  oder  von  einer  Korporation 


*)  Gemäß  1;}  10  des  obigen  Gesetzes  von  1888  in  Verbindung  mit  §  3  der 
Mortmain  and  Charitable  Uses  Act  von  1891  (^4  and  s^s;  l'ict.  c.  y^)  umfaßt  der 
Ausdruck  „/am/**  nicht  nur  Grundstücke,  sondern  auch  sonstige  Rechte  an 
Grundstücken. 
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oder  in  deren  Namen  zur  toten  Hand  (in  mortmain)^)  erworben  werden, 
es  sei  denn  unter  der  Vollmacht  (autJwrity)  einer  von  Seiner  Majestät  dem 
Könige  erteilten  Lizenz  (license)  oder  eines  zur  jeweiligen  Zeit  in  Kraft 
befindlichen  Gesetzes.  Werm  irgend  ein  Grundstück  in  besagter  Weise 
übertragen  wird,  so  soll  das  Grundstück  an  Seine  Majestät  von  dem 
Tage  der  Übertragung  (assurance)^)  verwirkt  (forfeited)  weiden,  und 
Seine  Majestät  kann  demgemäß  von  dem  Grundstück  Besitz  ergreifen 
(enter  on  the  land)  und  dasselbe  in  Eigen  besitz  halten  (hold  the  land)."*) 
—  Es  wird  dann  für  den  Fall,  daß  die  Lehnsherrlichkeit  über  das 
betreffende  Grundstück  nicht  der  König,  als  oberster  Lehnsherr  und 
Obereigentümer  (lord  paramount  and  supreme  owner)  aller  Ländereien 
des  Königreichs  [of  every  parcel  of  land  in  the  realm;  vgl.  Coke  upan 
Littleton,  folio  ÖS^f  direkt  besitzt,  sondern  ein  sogenannter  mesne  lord 
als  unmittelbarer  Lehnsherr  vorhanden  ist,  diesem  letzteren  ein  Vor- 
recht zur  Besitzergreifung  (a  prior  right  of  entry)  des  verwirkten  Grund- 
stückes eingeräumt.  Übt  der  mesne  lord  sein  Besitzergreifungsrecht  nicht 
binnen  Jahresfrist  aus,  so  erlischt  sein  Recht,  und  der  König  kann 
das  verwirkte  Grundstück  in  Besitz  nehmen.'^)  —  Der  Wortlaut  des 
oben  angeführten  Gesetzesparagraphen  zeigt,  daß  eine  Übertragung  von 
Grundstücken  oder  Rechten  an  Grundstücken  ohne  die  authority  einer 
license  nicht  schlechthin  nichtig  (void)  ist,  sondern  nur  dem  unmittel- 
baren Lehnsherren  oder  dem  Könige  das  Recht  gewährt,  Besitz  von 
dem  betreffenden  Grundstück  zu  ergreifen.  Macht  weder  der  mesn€ 
lord,    noch    der   König    von    diesem    Rechte   Gebrauch,    so    kann   die 


•)  Der  Ausdruck  y^mortmain"  oder  „dead  hand"  wurde  ursprünglich  nur  in 
Beziehung  auf  geistliche  Korporationen  (relii^ous  fiouses)  angewendet,  später  je- 
doch allgemein  in  Beziehung  auf  jede  Korporation,  gleichgültig  ob  weltlich  oder 
geistlich,  gebraucht;  vgl.  Digby,  The  Jlistory  of  the  Law  if  Keal  Property, 
5.  Aufl.  S.   218. 

')  Naj:h  dem  obigen  Gesetze  von  1888  umfaßt  der  Ausdruck  ^yassurance*^ 
folgende  Ubertragungsarten :  „^1  giftf  conveyance,  appointment,  Uase,  transfer^ 
Settlements  ruortgage  charge,  inctwibrance  devise,  bequest  and  n-ery  other  assurance 
by  deedy  will  or  other  instntment."  Eine  nähere  Erläuterung  aller  dieser  tech- 
nischen Ausdrücke  muls  für  den  Kommentar  zu  dem  englischen  Sachenrecht 
vorbehalten  werden.  Es  genügt  hier  allgemein  zu  sagen,  daß  eine  assuranre 
eine  dingliche  Übertragung  (traditio)  eines  Grundstückes  zu  Eigentum,  Pacht 
oder  Pfand  auf  Grund  eines  entgeltlichen  oder  unentgeltlichen  Rechtsgeschäftes 
unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen  bedeutet. 

*)  Die  Mortmain  and  CharitabU  Uses  Act  von  1888  gilt  nur  für  England, 
dagegen  nicht  für  Schottland   und  Irland :  vgl.  §   1 1    des  Gesetzes. 

^)  Wenn  das  englische  Recht  hier  und  an  anderen  Stellen  dem  Könige 
oder  der  Krone  einen  Anspruch  auf  Ileimfall  (escheat)  eines  Grundstücks  gewährt, 
so  darf  dies  nicht  so  verstanden  werden,  als  ob  der  König  selber  irgendeinen 
persönlichen  Vorteil  durch  Ausübung  dieses  Rechtes  erlangt.  Vielmehr  stehen 
die  lehnsherrlichen  Rechte  des  Königs  über  Grundstücke  unter  der  Kontrolle 
des  Parlaments,  und  alle  Einkünfte  aus  diesen  Rechten  werden  für  nationale 
Zwecke  verwendet.  Die  Kronländer  werden  von  sogenannten  Commissioners  of 
Woods,  Forests  and  Land  Revenues  verwaltet,  und  die  Einnahmen  daraus  werden 
an  den  Consolidated  Fund  of  the  United  Kingdom  abgeführt,  welcher  als  Sicher- 
heit für  die  fundierte  Staatsschuld  von  (iroßbritannien  und  Irland  dient  (vgl.  §  6 
der  National  Debt  Act  von  1870.  'X\  and  ^^4  Vict.  c.  ji),  und  aus  welchem  unter 
anderem  auch  die  königliche  ZiviÜiste  gezahlt  wird. 
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Korporation  durdi  Ersitzung  nach  Ablauf  von  60  Jahren  einen  un- 
antastbaren Rechtstitel  diesen  Personen  gegenüber  en^'erben  oder,  wie 
es  technisch  heißt,  acquire  a  good  prescriptwe  title  against  the  King  in 
sixty  years  after  office  found.  Gegenüber  dem  Übertragenden  hat  die  Korpo- 
ration von  vornherein  einen  guten  Rechtstitel.  Es  kann  also  der 
übertragende  selber  nicht  den  Cbertragungsakt  hinterher  wegen  Mangel 
<ler  erwähnten  staatlichen  Vollmacht  anfechten  oder  widerrufen. 

3.  Eine  staatliche  Vollmacht  (authority)  zum  Erwerbe  eines  itUerest 
in  land  kann  einer  Korporation  auf  zwei  Wegen  erteilt  werden: 

a)  Durch  eine  von  der  Krone  erteilte  Lizenz  (by  license  front  the 
Crown),  Eine  Zeitlang  herrschte  unter  englischen  Juristen  ein  Streit, 
ob  nicht  der  König  durch  Gewährung  einer  solchen  Lizenz  an  eine 
Korporation  seine  Machtbefugnisse  überschritte.  Dieser  Zweifel  wurde 
durch  ein  Gesetz  aus  dem  Jahre  1696,  ^  and  8  Will.  IIIj  c.  J^, 
beseitigt,  welches  ausdrücklich  das  Recht  der  Krone,  eine  license  in 
mortmain  ziu  gewähren,  anerkannte.  Der  §  2  der  Mortmain  and  Chari- 
table  Uses  Act  von  i888  erneuert  diese  gesetzliche  Bestimmung.  In  der 
Regel  erteilt  die  Krone  einer  Korporation  nicht  eine  unbeschränkte 
Lizenz  (absolute  license)^  sondern  ermächtigt  die  betreffende  Korporation 
nur,  unbewegliches  Vermögen  bis  in  Höhe  eines  gewissen,  in  der  Lizenz 
angegebenen  Maximum  zu  besitzen. 

b)  Durch  ein  Parlamentsgesetz  (license  by  Act  of  Parliament).  Ein 
s*.»khes  Gesetz  kann  entweder  eine  special  or  private  Act  of  Parliament 
zu  Gunsten  einer  einzigen  Korporation  sein,  z.  B.  das  Parlamentsgesetz 
1 3  Geo.  IL  c.  29  aus  dem  Jahre  1 740,  welches  dem  Foundling  Hospital 
zu  London  die  Befugnis  zum  Erwerbe  von  Grundeigentum  verlieh; 
oder  es  kann  eine  general  or  public  Act  of  Parliament  zu  Gunsten  ganzer 
Klassen  von  Korporationen  sein.  Beispielsweise  gewährt  der  §  18  der 
Companies  Act  von  1862  (25  and  26  Viel.  r.  8g)  ganz  allgemein  den 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  inkorporierten  Companies  die  Befugnis  Grund- 
eigentum zu  besitzen  (to  hold  lands).  Der  §  21  desselben  Gesetzes 
schränkt  dann  diese  Befugnis  für  solche  Companies^  welche  nicht  Erwerbs- 
vereine sind  (^for  the  purpose  of  promoting  art,  science,  religiony  charity, 
or  any  like  objectj  ?wt  itwolving  the  acquisition  of  gain"),  dahin  ein,  daß 
dieselben  ohne  Genehmigung  des  Handelsministeriums  (^uithout  the 
sanction  of  the  Board  of  Trade)  nicht  mehr  als  zwei  acres  (s.  Erl.  zu 
§  15  sub  II,  2  Anm.  i)  besitzen  dürfen.  Andere  allgemeine  Parlaments- 
gesetze gewähren  gewissen  Klassen  von  Korporationen  ein  beschränktes 
Recht  auf  Besitz  von  Immobilien,  so  die  Municipal  Corporations  Act 
von  1882  (45  and  46  VicL  c,  50)  §  105,  ferner  die  Chari table  Trust 
Act  von  1855  (18  and  ig  Vict,  c.  12 4)  %^  35  und  41.  Des  weiteren 
bestimmt  der  §  l  der  Real  Security  Itwcstments  Act  von  1870  (33  and  34 
Vict,  c.  34)t  daß  Korporationen,  welche  Gelder  zur  treuen  Hand  für 
wohltätige  oder  gemeinnützliche  Zwecke  (in  trust  for  charitable  or  public 
purposes)  besitzen,  diese  Gelder  in  Immobilien  anlecjcn  dürfen. 

4.  Die  Mortmain  andCImritable  Uses  Act  von  1888  trifft  erschwerende 
Bestimmungen  über  eine  assurance  of  land  nicht  nur  an  eine  Korporation 
direkt,  sondern  auch  zu  Gunsten  (for  the  bctiefit)  einer  Korporation. 
Mit  anderen  Worten,  die  Vorschriften  des  Gesetzes  gelten  nicht  nur 
dann,  wenn  die  Übertragung  direkt  an  eine  K()q)crschaft  erfolgt,  sondern 
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auch  dann,  wenn  das  fragliche  interest  in  land  auf  Treuhänder  (trustees) 
mit  der  Bestimmung  übertragen  wird,  den  Vermögensgegenstand  zur 
treuen  Hand  (in  trust)  für  die  Korporation  zu  besitzen.  Als  Grund 
für  diese  Vorschrift  gibt  Thomas  Lew  in  in  seinem  Werke  j^The  Law 
of  Trusts"^  (lo.  Aufl.),  S.  q8,  folgendes  an:  y^the  same  mischief  would 
follow  from  putting  equitable,  as  in  päting  legal^  estate  into  mortmain" 
(der  gleiche  Übelstand,  wie  bei  Übertragung  von  legalen  Immobiliar- 
rechten  auf  die  tote  Hand,  würde  sich  ergeben,»  wollte  man  den  Erwerb 
von  Billigkeitsr.echten  an  Immobilien  durch  die  tote  Hand  gestatten). 
5.  Eine  Korporation  kann  nicht  ein  Schriftsassenlehen,  d.  h.  so- 
genanntes copyhold  landy  besitzen.  Die  bis  zum  heutigen  Tage  in  Eng- 
land noch  bestehenden  Schriftsassen lehen  (copyhold  tenures  oder  lands 
held  by  copy  of  court  roll)  haben  vorwiegend  ihren  Ursprung  in  dem 
villenagium  oder  in  den  villein  tenures  oder  tenures  in  villenagey  d.  h. 
in  der  Art  des  Landbesitzes,  der  den  unfreien  Leuten  (villani)  des 
Lehnsherren  (Lord)  eines  Dorf-  oder  Stadtdistriktes  (manor,  tnaneriii 
oder  Villa)  eingeräumt  war  (vgl.  Vinogradoff,  Villainage  in  England). 
Das  Recht  dieser  Lehnsgüter  hängt  nicht  von  dem  Gemeinen*  Rechte 
(Common  Law)  ab,  sondern  von  dem  örtlichen  Gewohnheitsrechte 
(Customary  Law)  des  einzelnen  Distrikts,  manor.  Dieses  Customaty 
LaWy  welches  natürlich  in  den  verschiedenen  manors  verschieden  sein 
kann,  findet  sicli  in  den  Protokollen  (records)  über  das  Prozeßverfahren 
(proceedings)  des  Distriktgerichts  der  einzelnen  manors^  d.  h.  in  den 
Protokollen  der  sogenannten  Customary  Courts  Baron  oder  Customary 
Courts  verzeichnet.  Diese  records  bilden  die  sogenannten  court  rolls 
of  the  manor,  welche  allein  Beweis  liefern  über  das  örtliche  Gewohnheits- 
recht (customs)y  auf  welches  der  Inhaber  des  Lehngutes  seine  Rechts- 
ansprüche stützt.  Abschriften  (copies)  der  für  ihn  in  Betracht  kommenden 
Eintragungen  (entries)  in  den  court  rolls  werden  dem  Lehnsmanne  über- 
geben und  von  diesem  als  Besitzdokument  (muniment  of  title)  aufbewahrt. 
Infolgedessen  heißt  ein  solches  Lehngut  ein  land  held  by  copy  of  court 
roll.  Derartige  fr;^//<?///- Grundstücke  können  nicht  in  das  neuerdings 
zur  teil  weisen  Einführung  gelangte  Grundbuch  (land  register)  eingetragen 
werden:  vgl.  §  2  der  iMnd  Transfer  Act  von  1875  (38  and  3g  V/ct. 
c.  8y)  und  First  Schedule  zur  Land  Tramfer  Act  von  1897  (60  and  61 
Viel,  r.  6s)'  Da  eine  jede  copyhold  tenure  sich  auf  einen  seit  unvordenk- 
lichen Zeiten  geltenden  Brauch  stützen  muß,  so  kimnen  heutzutage  neue 
Schriftsassenlehen  nicht  mehr  geschaffen  werden.  Während  der  Regierungs- 
zeit der  Königin  Victoria  sind  eine  Reihe  von  Parlamentsgesetzen  er- 
gangen zur  Ablösung  der  auf  den  Hintersassen  lehen  ruhenden  Lasten 
und  zur  Umwandlung  derselben  in  freie  Lehen  (free  tenures).  Eine 
solche  Ablösung  und  Umwandlung  wird  cnfranchisement  genannt  Die 
hierüber  geltenden  Gesetzesvorschriften  haben  eine  zusammenfassende 
Konsolidierung  in  der  Copyhold  Act  von  18Q4  (S7  and  58  Vict.  c.  46) 
gefunden.  —  Der  Besitzer  eines  Schriftsassenlchens  heißt  ein  copyholdcr 
oder  ein  tenant  by  copy  of  court  roll.  Littleton  in  seinem  berühmten 
Werke  on  Tenures^)  gibt  in  chapti'r  IX,  section  /3  folgende  Definition: 


*;    Thomas  de  Littleton    aus   Frankley    in    Worcesiershire   war    Justice    tf  the 
Coffimon  rieus   seit  dem  Jahre    1466  und  starb    1481.     Sein  Buch  on    Tenures  ist 
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;,  Tenant  hy  copy  of  court  roll  is  as  if  a  man  be  seized  of  a  manor  within 
whüh  manor  there  is  a  custom^  which  hath  been  used  Urne  out  of  mind 
of  maHy  tJiat  certain  tenants  within  the  same  manor  Jiave  used  to  hai'e 
lands  and  tenementSj  to  hold  to  them  and  their  heirs  in  fee  simple^  or  fee 
taily  or  for  term  of  life,  at  the  will  of  the  lord  according  to  the  custom 
if  the  same  manor.'-  In  section  75  fährt  dann  Littieton  fort:  ^And 
these  tenants  are  called  tenants  by  copy  of  court  roll,  because  they  haz'e 
no  other  evidence  concerning  their  tenementSj  but  only  the  copies  of  court 
rolls.  —  Einen  kurzen  Überblick  über  das  Recht  der  englischen  Schrift- 
sassenlehen gibt  Digby,  History  of  the  Law  of  Real  Property,  5!  Aufl., 
Chapter  V  %  b  (Copyhold  Tenures),  S.  288—297;  ferner  Williams, 
Principles  of  tfu  Law  of  Real  Property,  ig.  Aufl.,  Part  III  (Of  Copy- 
holds),  S.  438 — 483;  Andrew  Strahan,  A  General  Vieiv  of  the  Law 
of  PropertVj  3.  Aufl.,  Appendix  A.  (Copy/wlds),  —  Eine  ausführliche 
Darstellung  findet  sich  in  dem  Buche  von  Scrti^en  on  Copyholds, 

6.  Eine  corporationsole  ist  grundsätzlich  unfähig,  personal property"^) 
zu  erwerben  und  zu  besitzen.  In  Sir  Edward  Coke's  Commentary 
upon  Littieton^  folio  46 ^  heißt  es:  ^^regularly  no  chattet  can  goe  in  suc- 
cession  in  a  case  of  a  sole  Corporation^ ^  d.  h.  in  deutscher  Übersetzung 
etwa:  „regelmäßig  geht  im  Falle  einer  corporation  sole  das  bewegliche 
Vermögen  nicht  auf  den  Amtsnachfolger  über."  Der  Sinn  dieses  Rechts- 
satzes ist:  Besitzt  jemand,  der  gleichzeitig  eine  corporation  sole  darstellt 
(s.  Erl.  zu  §  18  sub  i),  bewegliches  Vermögen,  so  gilt  dasselbe  als 
Privateigentum  der  natürlichen  Person  und  nicht  als  Eigentum  der 
juristischen  Person.  Als  Grund  hierfür  gibt  Blacks  tone  im  i.  Bande 
I17Ö5)  seiner  Comfnentaries  on  the  Laws  of  England^  S.  477,  an,  daß 
das  bewegliche  Vermögen  sehr  leicht  der  Gefahr  des  Verlustes  oder 
der  Unterschlagung  ausgesetzt  sei,  und  daß  daher,  falls  man  einer 
corporation  sole  erlauben  wollte,  derartiges  Vermögen  zu  besitzen,  bei 
dem  Tode  eines  Amtsinhabers  unzählige  Streitfragen  zwischen  dem 
Amtsnachfolger  (successor)  und  dem  Testamentsvollstrecker  (executor) 
des  Verstorbenen  entstehen  würden.  —  Infolgedessen  gilt  die  Regel, 
daß  in  dem  Falle,  wo  dem  Inhaber  eines  inkorporierten  Amtes  (corpo- 
ration sole)  bewegliches  Vermögen  gegeben  wird,  dieses  letztere  beim 
Tode  des  Amtsinhabers  zur  Erbschaftsmasse  gehört,  d.  h.  auf  den 
Testamentsvollstrecker  (executor)  oder  Nachlaßverwalter  (administrafor) 
des  Verstorbenen  übergeht  und  nicht  an  den  Amtsnachfolger  fällt,  und 
zwar  selbst   dann   nicht,   wenn    das   betreffende   bewegliche  Vermögen 

seinem  Sohne  Richard  gewidmet,  als  derselbe  Rechtswissenschaften  zu  studieren 
begann.  Es  bildet  den  ersten  Versuch  einer  systematischen  Darstellung  des  eng- 
lischen Immobiliarrechts  und  zählt  bis  zum  heutigen  Tage  zu  den  books  of  uutho- 
rity  (s.  Erl.  zu  §  3  sub  II  Anm.    ii). 

')  Der  Ausdruck  ,, personal  proper ty'^  ist  weitergehend  als  der  Ausdruck 
„bewegliches  Vermögen**;  er  umlalk  nicht  nur  das  movabU  property^  d.  h.  die 
chatkls  personal  sondern  auch  die  chatteis  real,  d.  h.  gewisse  iutercsts  in  latid 
(s.  Erl.  zu  diesem  §  sub  1).  Da  jedoch  die  Hauptmasse  der  Vermögensgegenstande, 
vrelche  unter  den  Begriff  ^,personal  property^-  fallen,  tatsächlich  bewegliche  Gegen- 
stande (tnoi'aöle  ihings)  sind,  so  ist  die  Ungenauigkcit  bei  Anwendung  der  Kezeich- 
°^Dg  Mbewegliches  Vermögen**  als  Äquivalent  für  den  englischen  Ausdruck  ^.per- 
sonal  property"  keine  erhebliche. 
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oder  Vennögensstück  seinerzeit  dem  Verstorbenen  ausdrücklich  in  seiner 
Eigenschaft  als  cor^oration  sole  übergeben  worden  war.  In  dem  Rechts- 
streite Power  versus  Banks  aus  dem  Jahre  1901,  mitgeteilt  in  den  Lau^ 
Reports  des  genannten  Jahres  über  Gases  determined  in  the  Chancery 
Division  etc.y  S.  487—497,  klagte  der  Rektor  von  St.  Mary  zu  Stratford 
auf  Herausgabe  von  Grundrenten  (ground-rents)  in  Lewisham,  welche 
angeblich  zu  seiner  Pfründe  (betufice)  gehörten  und  welche  von  seinem 
Amtsvorgänger  verkauft  worden  waren.  Den  Erlös  aus  dem  Verkaufe 
hatte  der  Amts  Vorgänger  für  sich  verbraucht.  Die  Klage  wurde  ab- 
gewiesen. In  seiner  Entscheidung  ^2%\.  Mr.  Justice  Cozens-Hardy:  „Der 
Rektor  ist  eine  Corporation  sole.  Soweit  nicht  ein  Gesetz  oder  ein 
besonderer  Brauch  ein  anderes  besagen,  kann  eine  corporation  sole  kein 
bewegliches  Vermögen  besitzen.  Letzteres  geht  daher  auf  die  Testaments- 
vollstrecker oder  auf  die  Nachlaßverwalter  über  und  nicht  auf  den 
Amtsnachfolger  der  corporation  sole.''  —  Ein  Beispiel  einer  corporatimt 
sole,  welche  auf  Grund  eines  special  cusiom  befähigt  ist,  bewegliches 
Korporationsvermögen  zu  besitzen,  oder,  wie  es  heißt,  to  take  personal 
property  in  succession,  bildet  der  König. 

§  28. 
Vorbehaltlich  der  im  §  124  und  im  zweiten  Buche,  Teil  I, 
erster  Abschnitt,  zweiter  Titel,  gegebenen  Ausnahmen  kann 
eine  corporation  aggregaie  nur  mittels  ihres  Korporationssiegels, 
welches  im  Einklänge  mit  den  Bestimmungen  der  In- 
korporierungsurkunden  in  gehöriger  Weise  zugeftlgt  sein  muß, 
dingliche  Verträge  vollziehen  und  obligatorische  Verträge  ab- 
schließen.^ Jedoch  ist  jede  Korporation  an  die  sonstigen  Rechts- 
handlungen ihrer  Beamten,  Angestellten  und  Vertreter  nach 
den  gewöhnlichen  Regeln  über  Stellvertretung  gebunden.* 

^  Mayor  of  Kidderminster  v.  Hardwick  (1873),  L.  R.  9  Ex.  13. 
«  IVhitfield  V.  S.  E.  Ky.  Co.  (1858),  £/.  BL  and  EL  ii^;  Cornford  v.  Carlton 
Bk.  Ltd.  1899,  I  Q.  B.  392. 

a^reemrnt  3  g^i/t  3 

agreement  to  seil  3  grant  3 

bilateral  legal  act  3  gültige  Verträc[e  ohne  Korporalionssiegel  a 

common  or  corporate  seal  i  Haftung  für  Verträge  von  Vertretern  4 

coniract  3  intra  vires  Verträge  von  Vertretern  4 

cotcveyaucc  3  rechtliche  Bedeutung  des  Korporationssiegpels  x 

dingliche  Wirkungen  eines  Schuld  Vertrages  3  sale  3 

executed  contract  2  tori-feasor  5 

exrcution  0/  a  dced  of  conveyance  3                             ultra  vires  Verträi;e  von  Vertretern  4  ^ 

executory  contract  2  Anm.  a  unerlaubte  Handlungen  (iorts)   von  Vertreiem  5 

I.  Eine  corporation  aggregate  besitzt  grundsätzlich  die  Fähigkeit, 
dingliche  und  obligatorische  Verträge  zu  schließen.  Aber  schon  in 
frühen  Zeiten  der  englischen  Rechtsgeschichte  wurde  es  ein  fest- 
stehender Rechlsgrundsatz,  daß  der  Wille  einer  Korporation  (the  corpo- 
rate will)  nur  mittels  des  Korporationssiegcls  (through  the  medium  of 
the  common  or  corporate  scal)  zum  Ausdrucke  gebracht  werden  kann, 
und  daß  daher  die  Zufügung  dieses  Siegels  ein  notwendiges  Erfordernis 
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ist,  um  die  Korporation  an  den  Vertrag  zu  binden.  Das  Siegel  muß 
dem  Vertragsinstrumente  von  Personen  aufgedrückt  werden,  welche 
eine  Vollmacht  (authority)  zum  Gebrauche  des  Korporationssiegels  be- 
sitzen: vgl.  die  Entscheidung  in  dem  Falle  D'Arcy  versus  Tamar  etc, 
Railway  Company ^  mitgeteilt  im  4.  Bande  der  von  Huristone  und 
Colt  man  herausgegebenen  Exchequer  Reports  j  S.  463  ff.  Ferner  muß 
die  Absicht  bestehen,  daß  die  Urkunde  sofort  (at  once)  in  Wirksamkeit 
treten  soll :  vgl.  den  Fall  Mayor  and  Merchants  of  Staple,  etc.,  of  Eng- 
land versus  Bank  of  England ,  mitgeteilt  im  21.  Bande  der  Law  Reports 
über  Entscheidungen  der  Queen' s  Bench  Division^  etc.,  S.  160  ff.  Die 
rechtliche  Bedeutung  und  Notwendigkeit  eines  Korporationssiegels 
wurde  in  der  Entscheidung  des  Reclitsstreites  The  Mayor,  etc.,  of  Ludlow 
versus  Charlion  aus  dem  Jahre  1840,  mitgeteilt  im  6.  Bande  der  von 
M  e  e  s  o  n  und  W  e  1  s b  y  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and  de* 
terminedin  the  Court  of  Exchequer  cmd  Exchequer  Chamber,  S.  8i5ff.,  von  dem 
Chief  Baron  Lord  Abinger,  in  folgender  Weise  dargelegt:  „Der  Beschluß 
einer  Mitgliederversammlung,  mag  dieselbe  noch  so  zahlreich  besucht 
sein,  ist  nicht  eine  Handlung  der  Gesamtkörperechaft.  Jedes  Mit- 
glied weiß,  daß  es  nur  an  dasjenige  gebunden  ist,  was  unter  dem 
Korporationssiegel  getan  wird,  und  an  nichts  anderes.  Es  ist  daher 
ein  großer  Irrtum,  wenn  man  die  Notwendigkeit  eines  Siegels  für  ein 
Überbleibsel  aus  Zeiten  niedriger  Kultur  (relic  of  Ignorant  times)  er- 
klärt. Es  ist  nicht  ein  derartiges  Ding.  Entweder  ein  Siegel  oder 
irgend  ein  sonstiger  Ersatz  für  ein  Siegel,  der  in  den  Augen  des  Rechts 
für  einen  unantastbaren  Beweis  des  Willens  einer  gesamten  Korporation 
(as  conclusively  establishing  the  sense  of  t/u  wfwle  body  corporate)  gelten 
soll,'  ist  eine  Notwendigkeit,  welche  unmittelbar  aus  dem  innersten 
Wesen  einer  Korporation  entspringt  (a  necessity  inherent  in  the  very 
nature  of  a  Corporation)."^  Diese  Auffassung  über  die  rechtliche  Be- 
deutung des  Korporationssiegels  für  Willenserklärungen  einer  Korpo- 
ration hat  in  der  Entscheidung  des  Falles  The  Mayor,  Aldemien,  and 
Burgesses  of  Kidderminster  versus  Ilardwick  aus  dem  Jahre  1 873  eine 
ausdrückliche  Bestätigung  und  Anerkennung  dadurch  gefunden,  daß 
Baron  Pollock  in  seinem  Urteile  (s.  S.  24  des  Lauf  Report)  wörtlich 
die  Ausführungen  d^^  Lord  Albinger  wiederholt.  Der  genannte  Rechts- 
streit ist  im  g.  Bande  der  Law  Reports  über  Entscheidungen  des  Court  of 
Exchequer,  S.  13 — 25,  mitgeteilt.  Ihm  liegt  folgender  Tatbestand  zu  Grunde: 
Die  nmnicipal  corporation  \o\\  Kidderminster  hatte  für  den  17.  Juli  1873 
eine  Verpachtung  der  Abgabengebühren  für  den  Vieh-  und  Gemüse- 
markt und  für  die  Stadtwage  durch  öffentliche  Versteigerung  angeordnet. 
Nach  den  Versteigerungsbedingungen  sollte  derjenige,  dem  der  Zu- 
schlag erteilt  wurde,  sofort  eine  Monatspacht  im  voraus  bezalilen  und 
zwei  Bürgen  für  die  Erfüllung  der  Pachlbedingungen  stellen.  Ein  ge- 
wisser Hardwick  erhielt  den  Zuschlag  und.  zahlte '  eine  Monatspacht 
im  voraus,  stellte  jedoch  nicht  zwei  Bürgen.  Der  Pachtvertrag  wurde 
nicht  unter  dem  Korporationssiegel  der  Stadt  Kidderminster  geschlossen. 
Einige  Zeit  nach  x\bschluß  des  Vertrages  schrieb  Hardwick  an  die 
städtische  Korporation,  daß  er  den  Vertrag  nicht  erfüllen  könnte. 
Unmittelbar  nach  Empfang  des  Schreibens  beschloß  die  Korporation 
auf  einer  Mitgliederversammlung  am  7.  August,  daß  dem  Hardwick  der 
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Pachtzuschlag  ordnungsmäßig  erteilt  wäre,  und  genehniigle  den  Pacht- 
vertrag. Dieser  Beschluß  wurde  in  das  ProtokoHbuch  unter  dem 
Korporationssiegel  eingetragen.  Nunmehr  strengte  die  Korporation 
eine  Klage  gegen  Hardwick  auf  Schadensersatz  wegen  Vertragsbruch 
an.  Chief  Baron  Kelly ^  der  Gerichtsvorsitzende,  sagte  in  seinen  Rechts- 
ausführungen (S.  i8):  „Da  kein  Vertrag  unter  dem  Siegel  der  Korporation 
geschlossen  wurde,  so  lag  eine  Willenseinigung  (mutuality)  der  Parteien 
nicht  vor,  und  die  klägerische  Korporation  kann  demgemäß  diese  Klage 
gegen  den  Beklagten  nicht  aufrecht  erhalten."  Ein  anderer  Richter 
des  Gerichtshofes,  Baron  Figott,  erklärte  (S.  22 — 23):  „Das  vorliegende 
Abkommen  war  ein  Vertrag,  welcher,  wofern  er  von  einer  Korporation 
abgeschlossen  wurde,  regelmäßig  eine  Siegelung  verlangt,  und  welchem 
das  Siegel  der  klägerischen  Korporation  nicht  beigefügt  war.  Die 
klägerischerseits  behauptete  nachträgliche  Bestätigung  (confirmation) 
durch  den  Beschluß  am  7.  August  erfolgte  erst,  nachdem  der  Beklagte 
seinen  Rücktritt  von  dem  Vertrage  schon  erklärt  hatte,  und  kam  da- 
her zu  spät.**  *)  —  Jede  Company  mit  beschränkter  Haftung  (d.  h. 
Company  limited  by  shares  und  Company  limited  by  guarantee),  welche  ihre 
Rechtsfähigkeit  auf  Grund  der  Cofnpanies  Acts  von  1862 — 1900  erlangt 
hat,  muß  auf  dem  Korporationssiegel  ihren  vollen  Namen  in  leserlichen 
Buchstaben  eingraviert  haben.  Im  Falle  eines  Verstoßes  gegen  diese 
Vorschrift  verfällt  jeder  director  und  jeder  manager,  sowie  jeder  Beamte 
der  betreffenden  Company,  welcher  von  einem  vorschriftswidrigen  Siegel 
Gebrauch  macht,  in  eine  Geldstrafe  bis  zu  50  Pfund  ( icxx)  Mark) : 
vgl-  §§41  und  42  der  Companies  Act  von  1862  (25  and  26  Vict,  c,  8g). 
Eine  gleiche  Vorschrift  und  Strafandrohung  enthält  der  §  66  der  In- 
dustrial  and  Provident  Societies  Act  von  1 893  (S^  cind  sy  Vict,  c.  sg). 
Der  §  16,  Abs.  10,  der  Building  Societies  Act  von  1874  (J/ andjS  Ficf. 
c.  42)  verlangt]  gleichfalls,  daß  das  Siegel  den  eingetragenen  Namen 
der  betreffenden  Baugenossenschaft  aufweise,  setzt  aber  keine  Strafe 
für  einen  Verstoß  gegen  diese  Vorschrift  fest.  Über  die  Vollziehung 
von  Vertragsurkunden  im  Auslande  nn  Namen  einer  englischen  Korpo- 
ration treffen  der  §  55  der  Compames  Act  von  1862  und  die  Companies 
Seals  Act  von  1864  (2y  and  28  Vict,  c.  ig)  Bestimmungen;  vgl.  femer 
den   §  56   der  Conveyancing  (Scotland)  Act  von  1874   (sy  and  38  Vict. 

c^g4)' 

2.  Von  der  allgemeinen  Regel,  daß  eine  Korporation  nur  mittels 
ihres  Korporationssiegels  Verträge  abschließen  kann,  bestehen  zahl- 
reiche Ausnahmen.  Kurz  zusammengefaßt  lassen  sich  diese  Ausnahmen 
etwa  folgendermaßen  gru])pieren: 

a)  Eine  ein  Handelsgewerbe  betreibende  Korporation  (a  trading 
Corporation)  kann  ohne  Korporationssiegel  einen  bindenden  Vertrag 
schließen,  wenn  der  letztere  innerhalb  der  Zwecke  liegt,  für  welche 
die  Korporation  ins  Leben  getreten  ist. 

b)  Eine  nicht  ein  Handelsgewcrbe  betreibende  Korporation 
(a  7ion-trading   Corporation)    ist    an   einen    Vertrag,    obwohl    derselbe 

*)  Über  die  rechtliche  Bedeutung  einer  nachträglichen,  unter  dem  Korporations- 
siegel erfolgenden  Genehmigung  {nUißcation)  eines  Vertrages  s.  Erl.  zq  diesem  § 
sub  2   Buchstaben  e. 
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nicht  unter  dem  Korporationssiegel  geschlossen  worden  ist,  gebunden 
und   kann  die  Erfüllung  desselben   im   Klage wege  erzwingen,   wenn 
gleichzeitig  die  nachstehenden  beiden  Voraussetzungen  gegeben  sind: 
a.    der    Gegenstand    des  Vertrages    muß    innerhalb    der    ver- 
fassungsmäßigen Zwecke  der  Korporation  liegen,  und 

ß.  der  Vertrag  muß  von  einer  der  Vertragsparteien  vollständig 
erfüllt  worden  sein,  d.  h.  sich  in  einen  sogenannten  executed  contract 
verwandelt  haben.*) 

c)  Jede  Korporation  ist  berechtigt,  ohne  Zufügung  des  Korpo- 
ra tionssiegels  wirksame  Verträge  zu  schließen: 

a.  in  Fällen  großer  Dringlichkeit  (great  urgency)\ 

Jj.  in  Fällen  von  so  häufiger  Wiederkehr  (frequmt  occurrence), 

daß  die  Notwendigkeit  einer  Hinzufügung  des  Korporationssiegels 

in   jedem   Einzelfalle   die   größten    Unzuträglichkeiten   hervorrufen 

würde;  und 

f.     in     geringfügigen     Angelegenheiten     {matters    of    trifling 

importance). 

d)  Ein  jeder  von  einer  Korporation  nicht  unter  dem  Korporations- 
siegel geschlossene  Vertrag  wird  zu  einem  bindenden,  wenn  eine  solche 
teilweise  Erfüllung  (part  Performance)  stattgefunden  hat,  daß  das 
Büligkeitsrecht  (equity)  eine  spezifische  Erfüllung  (specific  Performance) 
verlangt. 

e)  Ein  jeder  von  einer  Korporation  nicht  unter  dem  Korporations- 
siegel geschlossene  Vertrag  wird  durch  eine  nachträgliche,  unter  dem 
Korporationssiegel  erfolgende  Genehmigimg  (ratification)  zu  einem 
rechtswirksamen  und  zwar  mit  rückwirkender  Kraft  nach  dem  Grund- 
satze:  omnis  ratihabitio  retrot rahitur  et  mandato  priori  aequiparatur, 

f)  Von  dem  Gesetzesrecht  aufgestellte  Ausnahmen  (statiitory 
exceptions).  Zahlreiche  Parlamentsgesetze  lassen  den  Abschluß  von 
gewissen  Verträgen  ohne  Gebrauch  des  Kor[)orationssiegels  für  be- 
stimmte Klassen  von  Korporationen  zu.  Hierher  gehören  beispiels- 
weise der  §  97  der  Companies  Clauses  Consolidation  Act  von  1845 
(8  andg  Vict,  c.  16),  der  §  37  der  Companies  Act  von  1867  (30  and  31 
Vict.  c,  131),  der  §  20  der  Metropolis  Gas  Act  von  1860  (23  and  24 
Vict.  c,  195),  u.  a.  m.  Auf  der  anderen  Seite  bestehen  Vorschriften 
des  Statute  Law y  welche  für  gewisse  Verträge  bestimmter  Korporationen 
stets  eine  Siegelung  mit  dem  Korporationssiegel  verlangen,  gleich- 
gültig, ob  der  Vertrag  unter  die  oben  erwähnten  Ausnahmen  fällt 
oder  nicht.  Beispielsweise  bestimmt  der  §  174  der  Public  Health 
Act  von  1875  (30  and  3g  Vict,  c.  S5)>  daß  die  Verträge  gewisser 
lokalen  Verwaltungskörpenschaften  stets  unter  dem  Korporationssiegel 
geschlossen  werden  müssen,  wenn  der  Gegenstand  des  Vertrages 
einen    höheren  Wert   als    50  Pfund   besitzt.    —   Aus   der   Literatur: 


*j  Das  englische  Vertragsrecht  unterscheidet  zwischen  executed  contracts  und 
executory  contracts.  Ein  executory  contract  ist  ein  \'ertrag,  der  entweder  gänzlich 
unerfüllt  ist,  oder  in  welchem  auf  beiden  Seiten  noch  irgend  etwas  zur  F>tiillung 
getan  werden  muß.  Vgl.  hierüber  die  Entscheidung  des  Baron  Parke  in  dem 
Rechtsfalle  Fosier  versus  Dawber  aus  dem  Jahre  1851,  mitgeteilt  im  6.  Bande  der 
von  Welsby,  Huristone  und  (lordon  herausgegebenen  Kxchentter  Reports,  S.  839  ft'. 

G.  Schir rmeisler,  Bürgerl.  Recht  Englands.     I.  7 
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Sir  Frede rick  Pollock,  Principles  of  Contractu  7.  Aufl.  (1902), 
S.  148 — 157;  Herbert  M.  Adler,  A  Summary  of  the  Law  relating 
to  Corporations  {1903),  S.  85 — 98.') 

3.  Eine  Corporation  aggregate  besitzt  die  Fähigkeit,  „/^  execute 
cofweyances*^^  (dingliche  Verträge  zu  vollziehen)  und  „ä?  enter  into  contracts^*- 
(obligatorische  Verträge  abzuschließen).  Ein  zweiseitiges  Rechtsgeschäft 
(bilateral  legal  act)  heißt  in  der  englischen  Rechtssprache  ein  agrecfnent. 
Ein  agreetneni,  welches  auf  Begründung  eines  Schuldverhältnisses  ge- 
richtet ist,  wird  ein  contract  genannt.  Sir  William  Anson,  Principles 
of  the  English  Law  of  Contractu  9.  Aufl.,  S.  2,  sagt :  yjContract  is  that 
fomi  of  Agreement  which  directly  contemplates  and  creates  an  Obligation,^^ 
Und  auf  S.  4  sagt  derselbe  Verfasser:  „Ein  wesentliches  Merkmal  eines 
contract  ist  ein  Versprechen  seitens  der  einen  Partei  an  die  andere, 
oder  seitens  beider  Parteien  gegenseitig,  gewisse  bestimmt  bezeichnete 
Handlungen  vorzunehmen  oder  sich  derselben  zu  enthalten."  (An 
essential  feature  of  contract  is  a  promise  by  one  party  to  another,  or  by 
two  Parties  to  one  another^  to  do  or  forbear  from  doing  certain  specified 
acts),^)  Der  äquivalente  deutsche  Ausdruck  für  contract  ist  daher 
Schuldvertrag  oder  obligatorischer  Vertrag.  Wie  die  römischen  pacta 
und  contractus  auf  das  Recht  der  Schuldverhältnisse  beschränkt  sind, 
so  ist  das  Gleiche  mit  den  englischen  „contracts^^  der  Fall.  Ding- 
liche Verträge,  d.  h.  .solche,  welche  unmittelbar  auf  Begründung. 
Übertragung  oder  Belastung  eines  dinglichen  Rechts  gerichtet  sind 
(„Einigung*'  im  Sinne  des  deutschen  BGB.),  famihenrechtliche  Verträge 
und  erbrechtliche  Verträge  sind  im  englischen  Recht  keine  contracts. 
Aus  diesem  Grunde  enthält  auch  der  allgemeine  Teil  der  vorliegenden 
Kodifikation  in  seinem  dritten  Abschnitte  über  „Rechtsgeschäfte"  (legal 
acts),  im  Gegensatze  zu  der  Anordnung  des  deutschen  BGB.,  keinen 
Titel  über  „Vertrag".  —  Für  den  deutsch-rechtlichen  Begriff'  „dinglicher 


';  Eine  gute  Illustration  zu  der  unter  b)  genannten  Ausnahme  bildet  die 
Entscheidung  des  Court  of  Appeal  aus  dem  Jahre  1903  in  dem  Rechtsstreite 
Lawford  versus  The  Billericay  Rural  District  Councily  mitgeteilt  im  18.  Bande 
der  Times  Law  Reports,  Die  beklagte  Korporation  war  ein  Kural  District  Council^ 
d.  h.  eine  sogenannte  quasi-municipal  Corporation  (s.  Erl.  zu  5^  14  sub  2),  und 
hatte  den  Kläger  J.awford  als  Ingenieur  zur  Ausarbeitung  von  Plänen  und  zur 
Vornahme  von  technischen  Arbeiten  betr.  eine  geplante  Abwässerungsanlage  an- 
gestellt. Die  Anstellung  war  nicht  unter  dem  Korporationssiegcl  erfolgt.  Lawford 
führte  die  ihm  gegebenen  Aufträge  aus.  Der  Kural  District  Council  akzeptierte 
die  Arbeiten  desselben,  weigerte  sich  aber  hinterher,  die  ausbedungene  Remune- 
ration zu  zahlen,  unter  Hinweis  darauf,  dali  das  Abkommen  nicht  unter  dem 
Korporationssiegel  geschlossen  wäre.  Der  Court  0/  Appeal  erkannte,  daß,  trotzdem 
die  Korporation  keine  traJin-^  corporati-^n  darstellte,  der  Vertrag  auch  ohne 
Korporationssiegcl  verbindlich  wäre,  weil  einerseits  der  Gegenstand  des  Vertrages 
innerhalb  def  Zwecke  läs^e,  für  welche  die  Korporation  inkorporiert  wäre,  und 
weil  andererseits  die  eine  der  Vertragsparteien  die  ihr  obliegenden  Verpflichtungen 
erfüllt  hätte  und  somit  der  Vertrag  zu  einem  executed  contract  geworden  wäre. 
Vgl.  die  Rechtsauslührungen  des  Lord  Justice  Wut^^han  Williams  auf  S.  507  des 
genannten   Lau*  Report. 

*)  Über  den  bisweilen  unrichtigen  Gebrauch  der  Ausdrücke  „agreement^*^ 
nnd  f.contract'*  seitens  englischer  Rechtsschriftsteller  s.  Salmondy  Jurisprudence^ 
S.  373,  Anm  2. 
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Vertrag"  kennt  das  englische  Recht  eine  Reihe  von  Ausdrücken,  je 
nachdem  es  sich  um  ein  entgeltliches  oder  unentgeltliches  dingliches 
Rechtsgeschäft  oder  um  die  Neubegründung  eines  dinglichen  Rechts  oder 
um  die  Übertragung  eines  schon  bestehenden  dinglichen  Rechts  handelt. 
Ein  unentgeltlicher  dinglicher  Vertrag,  durch  welchen  ein  schon  bestehendes 
dingliches  Recht  von  der  einen  auf  die  andere  Vertragspartei  übertragen 
wird,  heißt  „^t/*/**.  Ein  entgeltlicher  gleicher  dinglicher  Vertrag  dagegen 
wird  pcorweyance^  genannt.  Ein  dinglicher  Vertrag  endlich,  durch  welchen 
ein  neues  dingliches  Recht  geschaffen  wird,  pflegt  mit  dem  Ausdrucke 
^grant"^  bezeichnet  zu  werden.  Vielfach  wird  jedoch  der  Ausdruck 
^corrveyance'^  ganz  allgemein  für  jeden  dinglichen  Vertrag  im  Sinne  des 
deutschen  Rechts  gebraucht  So  bestimmt  beispielsweise  der  §  2  der 
Canveyanäng  Act  von  1881  (44  and  45  Vict.  c,  4I),  daß  unter  cortveyame 
verstanden  werden  solle:  ^assignment,  appointment,  lease,  settletnent,  or 
other  assurance,  and  covenant  to  mrrender^  made  by  deedy  an  a  sale, 
mortgage,  demisey  or  settlemmt  of  any  properiy,  or  on  any  other  dealing 
with  or  for  any  property,"^  —  Anson,  a.  a.  Ö.,  S.  3  sagt,  daß  im  Falle 
einer  conveyance  „die  Willenseinigung  der  Parteien  sofort  eine  Über- 
tragung dinglicher  Rechte  bewirkt  und  kein  Schuldverhältnis  zwischen 
den  Parteien  bestehen  läßt*'  {the  agretfnent  of  the  parties  effects  at  once 
a  trafisfer  of  rights  in  retHy  and  leai^es  no  Obligation  subsisting  between 
them).  —  Eine  besondere  Art  einer  conveyance,  d.  h.  einer  Übertragung 
eines  dinglichen  jRechts,  bildet  die  sogenannte  „sale''  (die  altdeutsche 
sala)^  d,  h.  die  Übertragung  des  Eigentums  an  der  Kaufsache.  (Der 
obligatorische  Kaufvertrag  heißt  technisch  „agreement  to  sell^.)  — 
Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „to  execute  a  conroeyance^  sei  be- 
merkt, daß  hierunter  die  Siegelung  (the  sealing)  und  die  Übergabe 
(the  delivery)  der  die  dingliche  Übertragung  bewirkenden  Urkunde  (deed 
of  conveyatue)  verstanden  wird:  vgl.  Williams,  Principles  of  the  Lcnv  of 
Real  Property,  19.  Aufl.,  S.  151.  —  Wie  nach  dem  preußischen  All- 
gemeinen Landrechte  ein  Schuld  vertrag  nicht  nur  ein  persönliches  Ver- 
hältnis des  Schuldners  zum  Gläubiger  begründete,  sondern,  soweit  es 
sich  um  die  Hingabe  einer  bestimmten  Sache  handelte,  gleichzeitig 
auch  ein  „Recht  zur  Sache'*  (jus  ad  rem)  mit  absoluter  Wirkung  gegen 
einen  schlechtgläubigen  Erwerber  des  Gegenstandes  schuf,  so  erzeugt 
auch  im  englichen  Rechte  in  vielen  Fällen  ein  ,,cofitract'^  nicht  nur 
ausschließlich  obligatorische  Wirkungen  unter  den  Vertragschließenden, 
sondern  hat  auch  gewisse  dingliche  Wirkungen  im  Gefolge.  Ein 
nSLheres  Eingehen  auf  diese  Eigentümlichkeit  muß  der  Darstellung  des 
Rechts  der  Schuldverhältnisse  im  zweiten  Buche  dieses  Kommentars 
überlassen  bleiben.  An  dieser  Stelle  begnüge  ich  mich,  auf  die  Aus- 
führungen von  Prof.  Salmond  in  seinem  Werke  „Jurisprudencr\ 
S.  380  und  381,  hinzuweisen.  Der  genannte  englische  Rechtsgel  ehrte 
sagt:  „Ein  häufiges  Ergebnis  des  Dualismus  zwischen  conwion  law 
(gemeinem  Recht)  und  equity  (Billigkeitsrecht)  und  zwischen  subjektiven 
Rechten  nach  gemeinem  Recht  und  Billigkeitsrecht  (legal  and  equitable 
rights),  sowie  zwischen  Eigentum  nach  gemeinem  und  Billigkeitsrecht 
(legal  and  equitable  ownership)  ist  es,  daß  ein  und  dieselbe  Vereinbarung 
(agreement)  nach  comman  law  die  eine  und  nach  equity  die  andere 
Wirkung    erzeugt.      Nach    gemeinem   Rechte    mag    eine   Vereinbarung 
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lediglich  einen  Schuldvertrag  (contract)  darstellen,  während  sie  nach 
Billigkeitsrecht  entweder  eine  dingliche  Zession  (assigttment)  oder  die 
Übereignung  eines  neubegründeten  dinglichen  Rechts  {a  grant)  darstellt. 
Beispielsweise  ist  eine  schriftliche  Vereinbarung  über  den  Verkauf  eines 
Grundstückes  (a  written  agreement  for  the  sale  of  land)  nach  common 
law  nichts  weiter  als  ein  obligatorischer  Vertrag  (a  contract),  welcher 
dem  Verkäufer  eine  persönliche  Verpflichtung  auferlegt,  eine  Übergabe 
unter  Siegel  zu  vollziehen  (to  execute  a  conveyance  under  seal),  welcher 
aber  für  sich  allein  noch  nicht  eine  Übertragung  des  Eigentums  (a 
transfer  of  the  otvnership)  an  dem  Grundstücke  darstellt.  Nach 
Billigkeitsrecht  dagegen  bildet  eine  solche  Vereinbarung  eine  dingliche 
Zession  (assignment).  Das  Eigentum  nach  Billigkeitsrecht  (the  equitable 
ownership)  an  dem  Grundstücke  geht  unverzüglich  (forthwith)  mit 
Abschluß  des  agreetnent  auf  den  Käufer  (purchaser)  über,  imd  der 
Verkäufer  (vendor)  bewahrt  das  Eigentum  nach  gemeinem  Recht  (the 
legal  ownership)  zur  treuen  Hand  (in  trust)  für  den  Käufer.  In  gleicher 
Weise  bedeutet  ein  obligatorischer  Vertrag  auf  Begründung  (a  contract 
to  grant)  einer  legalen  Pacht  (legal  lease)  oder  einer  legalen  Hypothek 
{legal  mortgage)  oder  einer  legalen  Servitut  (legal  senntude)  ohne  weiteres 
die  tatsächliche  dingliche  Übereignung  (tlu  actual  grant)  einer  Pacht 
oder  einer  Hypothek  oder  einer  Servitut  nach  Billigkeitsrecht.  Denn 
es  ist  ein  Grundprinzip  des  Kanzleigerichts  (a  maxim  of  Chancery),  daß 
das .  Billigkeitsrecht  dasjenige  schon  als  ausgeführt  betrachtet,  was  aus- 
zuführen eine  Rechtspfiichl  ist  (equity  regards  t/iat  as  already  done  which 
ought  to  be  dom),'^ 

4.  Eine  Korporation  ist  nicht  nur  an  die  von  ihr  selber  durch 
Mehrheitsbeschluß  auf  der  Mitgliederversammlung  in  vorschriftsmäßiger 
Weise  vorgenommenen  Handlungen,  d.  h.  an  die  sogenannten  corporate 
acts  gebunden,  sondern  haftet  auch  nach  den  gewöhnlichen  Grundsätzen 
über  Stellvertretung  (agcncy)  für  Handlungen  ihrer  Vertreter  (agents). 
Bezüglich  der  von  Vertretern  einer  Korporation  geschlossenen  Verträge 
ist  zu  unterscheiden,  ob  die  Verträge  ultra  vires  oder  intra  vires  sind 
(s.  Erl.  zu  §  26  sub  2).  Ultra  vires  Verträge  binden  die  Korporation 
unter  keinen  Umständen.  Für  intra  vires  Verträge  dagegen,  welche 
von  einem  Vertreter  geschlossen  sind,  haftet  die  Korporation  in  folgenden 
Fällen: 

a)  Wenn  der  Vertreter  die  Vollmacht  (authority)  zum  Abschlüsse 
von  Verträgen  der  fraglichen  Art  besitzt  und  in  gehöriger  Weise 
ernannt  worden  ist; 

b)  wenn  der  Vertreter  gemäß  einer  Urkunde,  deren  Kenntnis 
laut  Rechts  Vermutung  der  Gegenpartei  imputiert  wird,  eine  hin- 
reichende Vollmacht  anscheinend  besitzt,  aber  tatsächlich  aus  irgend 
einem  der  Gegenpartei  unbekannten  Umstände  nicht  besitzt.  Beispiels- 
weise besteht  die  Rechts  Vermutung,  daß  ein  jeder,  welcher  mit  einer 
auf  Grund  der  Companies  Acts  inkorporierten  Company  oder  deren 
Vertreter  ein  Rechtsgeschäft  abschließt,  sich  in  Kenntnis  von  dem 
Inhalte  des  eingetragenen  memorandum  of  association  und  der  ein- 
getragenen articles  der  betreffenden  Korporation  befindet.  Geht  nun 
jemand  mit  einem  Vertreter  einer  solchen  Company  einen  Vertrag 
ein,  zu  dessen  Abschluß  nach  den  eingetragenen  Urkunden  der  Ver- 
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treter  befugt  ist,  so  bindet  der  Vertrag  die  Korporation,  selbst  wenn 
in  dem  gegebenen  Falle  der  Vertreter  nicht  eine  gehörige  Vollmacht 
besaß,  z.  B.  nicht  in  der  vorschriftsmäßigen  Weise  ernannt  worden  war. 
c)  Endlich  haftet  die  Korporation  für  intra  vires  Verträge,  wenn 
der  Vertreter  zwar  seine  Vollmacht  überschritten  hat,  der  Vertrag 
aber  nachträglich,  entweder  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  von 
der  Korporation  genehmigt  worden  ist.  Um  eine  stillschweigende 
Genehmigung  (acquiescence)  seitens  der  Korporation  anzunehmen,  ist 
Vorbedingung,  daß  allen  Mitgliedern  der  Korporation  die  Möglich- 
keit geboten  worden  ist,  sich  eine  vollständige  Kenntnis  des  Ver- 
trages zu  verschaffen:  vgl.  hierüber  Buckley,  Law  and Practice  under 
the  Compames  AdSj  8.  Aufl.  (1902),  S.  528.  Dagegen  ist  es  nicht 
notwendig,  daß  die  Mitglieder  von  der  ihnen  gebotenen  Mpglichkeit 
irgend  welchen  Gebrauch  gemacht  haben.  Beispielsweise  sagt  Mr, 
Justice  Wills  in  bezug  auf  einen  Vertrag,  der  von  einem  director  einer 
incorporated  Company  geschlossen  worden  war,  in  der  Entscheidung 
des  Rechtsfalles  Phosphate  of  Lime  Company  versus  Green  *)  aus  dem 
Jahre  187 1:  „Was  diejenigen  Mitglieder  anbetrifft,  welche  es  nicht 
der  Mühe  wert  hielten,  sich  zu  informieren,  so  bildet  die  Tatsache, 
daß  sie  freiwillig  eine  Erkundigung  nicht  unternahmen,  einen  schwer- 
wiegenden Beweis  (strong  rcidefice)  dafür,  daß  sie  sich  damit  zufrieden 
gaben,  bedingungslos  und  unter  jedweden  Umständen  die  Rechts- 
geschäfte der  Direktoren  gelten  zu  lassen  und  die  Folgen  aus  dem 
von  den  letzteren  getroffenen  Abkommen  in  jeder  von  den  Direktoren 
für  geeignet  erachteten  Form  hinzunehmen." 

5.  Schwieriger  ist  die  Frage,  ob  und  inwieweit  eine  Korporation 
für  unerlaubte  Handlungen  (torts)  ihrer  Vertreter  zu  haften  habe  (siehe 
auch  Erl.  zu  §  26  sub  3).  Die  Antwort  muß  gemäß  den  allgemeinen 
Grundsätzen  über  Stellvertretung  davon  abhängen,  ob  der  Vertreter 
eine  ausdrückliche  oder  aus  den  Umständen  zu  folgernde  Vollmacht 
(express  or  implied  authority)  zur  Vornahme  der  fraglichen  Handlung 
besessen  habe.  In  Wirklichkeit  werden  sich  nun  die  von  einem  Ver- 
treter begangenen  unerlaubten  Handlungen  selten  als  die  Folge  eines 
ausdrücklichen  Auftrages  seitens  der  Korporation  darstellen.  Es  wird 
sich  daher  in  den  meisten  Fällen  die  Frage  darauf  zuspitzen:  Hat  der 
Mrt-feasor^^  d.  h.  derjenige,  welcher  die  unerlaubte  Handlung  begangen 
hat,  auf  Grund  und  in  unmittelbarer  Folge  einer  ihm  erteilten  implied 
authority  gehandelt?  Im  allgemeinen  wird  hierbei  eine  entscheidende 
Rolle  spielen,  ob  der  tort-feasor  die  zu  Schadensersatz  verpflichtende 
Tat  innerhalb  des  Bereiches  seiner  Amts-  oder  Diensttätigkeit  begangen 
hat  oder  nicht.  *  In  der  Entscheidung  der  Exchecjuer  Chamber  in  dem 
Prozesse  Barwick  versus  The  English  Joint  Stock  Bank  aus  dem  Jahre  1867, 
mitgeteilt  in  dem  2.  Bande  der  La7u  Reports  über  Entscheidungen  des 
Court  of  Exchequer  etc.,  S.  259  ff.,  sagt  Mr.  Justice  Wills  (S.  266):  „In 
allen  derartigen  Fällen  kann  man  sagen  und  ist  auch  im  vorliegenden 
Falle  gesagt  worden,  daß  der  Geschäftsherr  (mastcr)  zu  der  Handlung 
keine  Vollmacht  erteilt  habe.    Es  ist  wjihr,  daß  er  nicht  zu  der  besonderen 


*)  Vgl.  7.  Band  der  Law  /Deports  über  Entscheidungen  des  Court  of  Common 
Pleas,   S.  43flr. 
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Handlung  die  Ermächtigung  gegeben  hat:  aber  er  hat  den  Vertreter 
hingestellt,  damit  derselbe  in  seinem,  des  Geschäftsherm  Namen  jene 
Klasse  von  Handlungen  vornehme.  Er  muß  daher  für  die  Art  und 
Weise  verantwortlich  gemacht  werden,  in  welcher 'der  Vertreter  sich 
bei  Ausführung  derjenigen  Verrichtungen  benimmt,  zu  deren  Vornahme 
er  durch  die  eigene  Tat  des  Geschäftsherrn  berufen  worden  ist."  — 
Ein  Beispiel  für  die  Anwendung  dieses  Rechtsprinzipes  bietet  die  Ent- 
scheidung des  Rechtsfalles  Gojf  versus  The  Great  Northtrn  Railway 
Company y  mitgeteilt  im  30.  Bande  der  Lcnv  Journal  Reports  über  Ent- 
scheidungen der  Queen' s  Bench  etc,  S.  148.  Ein  Polizeiinspektor  der 
genannten  Eisenbahn  hatte  auf  Veranlassung  eines  Stationsvorstehers 
den  Kläger  Goff  wegen  Benutzung  der  Eisenbahn  ohne  Fahrkarte  ver- 
haftet. Nach  gesetzlichen  Bestimmungen  steht  einer  Eisenbahngesellschaft 
das  Recht  zu,  einen  ohne  Fahrkarte  anbetroffenen  Passagier  zu  arretieren, 
wofern  eine  betrügerische  Absicht  seitens  des  letzteren  vorliegt.  In 
dem  erwähnten  Falle  hatte  Goff  nicht  in  betrügerischer  Absicht  gehandelt 
und  strengte  daher  eine  Klage  auf  Schadensersatz  gegen  die  Eisenbahn 
wegen  unbefugter  Freiheitsberaubung  an.  Es  wurde  erkannt,  daß  die 
Gesellschaft  für  die  irrtümliche  Vomalime  einer  Verhaftung  eines  Reisenden 
seitens  eines  ihrer  Beamten  verantwortlich  und  schadensersatzpflichtig 
sei.  Vgl.  auch  Smith,  Leading  CaseSj  11.  Aufl.,  Bd.  i,  S.  366.  —  In 
dem  Rechtsfalle  Thomas  IVhitfield,  George  Molineux  and  George  Whitfield 
against  the  South  Eastem  Railway  Company  aus  dem  Jahre  1858,  mit- 
geteilt in  den  von  Thomas  Flower  EUis,  Colin  Blackburn  und 
Francis  Ellis  herausgegebenen  ^^f/^Wj  of  Cases  argutd  and  determincd 
in  tJie  Court  of  Queen's  Bench  and  the  Court  of  Exchequer  Chamber^ 
S.  115 — 122,  hatten  die  genannten  drei  Kläger,  welche  gemeinschaftlich 
unter  der  Firma  TJu  Lenges  Old  Bank  ein  Bankgeschäft  betrieben,  eine 
Klage  gegen  die  erwähnte  Eisenbahngesellschaft  angestrengt,  weil  Beamte 
der  letzteren  .^wrongfully,  falsely  and  maliciously'  die  Nachricht  von 
einer  Zahlungseinstellung  der  Lewes  Old  Bank  verbreitet  hatten.  Nach 
den  ihnen  erteilten  Instruktionen  sollten  die  Eisenbahnbeamten  wichtige 
Nachrichten  an  den  Stationen  der  Bahn  bekannt  geben.  Es  wurde 
erkannt,  daß  die  Eisenbahngesellschaft  für  den  Schaden  verantwortlich 
wäre,  welcher  durch  die  Beamten  derselben  den  Klägern  zugefügt 
worden  war.  —  In  dem  neueren  Rechtsfalle  Comford  versus  Carlion 
Bank,  Limited^  aus  dem  Jahre  1899,  mitgeteilt  in  den  Law  Reports  der 
Queens  Bench  Division  and  on  appeal  therefrom  in  the  Court  of  Appeal, 
Band  i  des  Jahrganges  1899,  S.  392 — 395,  hatte  ein  Vertreter  der 
Carlton  Bank  eine  Strafklage  gegen  eine  Ehefrau  Comford  wegen 
betrügerischer  Intervention  aus  Anlaß  einer  Zwangsvollstreckung  ein- 
geleitet. Die  Ehefrau  Comford  wurde  frei  gesprochen  und  strengte 
nunmehr  eine  Schadensersatzklage  gegen  die  Carlton  Bank  wegen  malicious 
prosecuiion  (böswilliger  Strafverfolgung)  an.  Die  beklagte  Bank  wurde 
für  die  unerlaubte  Handlung  (tort)  ihres  Vertreters  verantwortlich  erklärt. 
—  Zu  beachten  ist,  daß  die  in  Satz  2  des  %  i'^  aufgestellte  Rechtsregel 
sich  ganz  allgemein  auf  Handlungen  (acts)  der  Beamten  (ofßcials)y  An- 
gestellten (servants)  und  Vertreter  (agents)  einer  Korporation  bezieht 
und  nicht  lediglich  auf  die  Handlungen  der  verfassungsmäßigen  Organe 
der  Körperschaft  beschränkt  ist. 
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§  29. 
Ein    Mitglied    einer    corporaiion   aggregaie    kann    in    seiner 
individuellen  Eigenschaft  einen  Vertrag  mit  der  Korporation 
schließen.^ 

^  HUI  V.  Manchester   IVaierworks  Co  (1833)  5  Ä  and  Ad.  866, 

Unabhängigkeit  einer  corporaiion  aggregate  \ovi         Unterschied  zwischen  einer  «r^r^^ra/iVm  tz^^r^j^a/r 
i}iren  jeweiligen  Mitgliedern.  und  einer  partnerskip. 

Die  Fähigkeit   einer  Corporation  aggregate,   mit  ihren   Mitgliedern 
rechtswirksame   Verträge    zu    schließen,    ist    ein    Ausfluß    des    Rechts- 
grundsatzes, daß  eine  solche   Körperschaft  eine   von   ihren  jeweiligen 
Mitgliedern  völlig  verschiedene  Rechtsperson  darstellt.    Selbst  wenn  die 
Corporation  aggregate  zur  Zeit  nur  ein  einziges  Mitglied  besitzt,  bleibt 
doch  die  Regel  des  §  29  in  voller  Geltungskraft.    Es  enthält  die  Regel 
einen  der  wichtigsten  Unterschiede  zwischen  einer  Corporation  aggregate 
und    einer  partnerskip'.    vgl.   hierüber   Adler,    Summary    of  the  Law 
relating  to  CorporationSy  S.  4;  Salmond,  Jurisprudence,  S.  348.    In  der 
Entscheidung  des  Rechtsfalles  Hill  versus  The  Manchester  and  Salford 
IVater  Works  Company  aus  dem  Jahre  1833,   mitgeteilt  im   5..  Bande 
der  von  Bamewall  und   Adolphus  herausgegebenen  Reports  of  Cases 
argued  and  determined  in  the  Court  of  King's  Bench^  S.  866 — 876,  stellt 
Mr.  Justice  Denman  folgenden  allgemeinen  Rechtsgrundsatz  auf  (S.  875) : 
„^  proprietor  entering  into  a  contract  with  the  Company^  must  be  deemed 
a  stranger }*•  ^)    Der  Sinn  dieses  Ausspruches  ist:  Wenn  der  Eigentümer 
eines  Vermögensstückes  einen  Vertrag  über  dasselbe  mit  einer  Korpo- 
ration eingeht,  so  muß  er  als  Außenstehender  betrachtet  werden,  selbst 
wenn  er  Mitglied  der  Korporation  ist. 

§  30. 
Vorbehaltlich  der  in  den  Inkorporierungsurkunden  ent- 
haltenen Bestimmungen  hat  jede  corporaiion  aggregaie  die  Be- 
fugnis, die  Bestellung  ihrer  Beamten  zu  widerrufen  und  die 
Ausschließung  von  Mitgliedern  zu  erklären,  wofern  ein  triftiger 
Grund  für  den  Widerruf  bezw.  für  die  Ausschließung  vorliegt.* 
Es  ist  jedoch  vor  Erklärung  des  Widerrufs  bezw.  der  Aus- 
schließung dem  betreffenden  Beamten  oder  Mitgliede  Gelegenheit 
zu  geben,  sein  Verhalten  zu  rechtfertigen.* 

*  R.  V.  Richardson  II758)   i   Burr.   517. 

«  R.  V.  Saddlers'  Co.  (1863)  10  H.  L.  C.  404. 

Absetzungs-     und     Ausschließungsgründe  nach         ttiandaftius  3  Anm.  a 

Common  Law  a  p<nver  of  amotion  from  memberskip  or  office  i 

amotioH  i — 4  prerogative  ivrit   3  Anm.  % 

Amisemennimg  durtng  pleasure  4  reasonabU  cause  0/  amotion   2 
Formalitäten  bei  Absetzung  oder  Ausschließung  3         visitor  einer  Korporation    3  Anm.  a 

Gelegenheit  zur  Verteidigung  3  vorherige  Ankündigung  (notier)  3 
inkerent  right  oder  incident  \ 

*)  Der  Rechtsfall  Hill  v,  Manchester  Watenvorks  Co.  ist  auch  mitgeteilt  im 
39-  Baode  (1899)  der  von  Sir  Frederick  Pollock  herausgegebenen  Kevised  Reports , 
S.  689—698. 
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1.  Es  ist  ein  dem  innersten  Wesen  einer  Corporation  aggregate  an- 
haftendes und  daher  unentziehbares  Recht,  mit  anderen  Worten  ein 
sogenanntes  inJierent  right  oder  ein  incident,  die  Bestellung  eines  Beamten 
der  Körperschaft  zu  widerrufen  und  Mitglieder  aus  der  Korporation 
auszuschließen,  wofern  ein  triftiger  Grund  (reasonabk  cause)  für  eine 
solche  Maßnahme  vorliegt.  Dieses  Recht  heißt  technisch:  power  of 
amotion  from  menibership  or  ofßce.  In  der  Entscheidung  des  Falles 
Rex  versus  Richardson  aus  dem  Jahre  1758,  mitgeteilt  im  i.  Bande  der 
von  Sir  James  Burrow  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and 
adjudged  in  the  Court  of  Kings  Bench  during  the  time  Lord  Mansfield 
presided  in  the  Court y  S.  517 — 541,  äußert  sich  Lord  Mansfield 
folgendermaßen:  „In  dem  Prozesse  Lord  Bruce^s  Case^)  sagt  der 
Gerichtshof:  ,Die  moderne  Ansicht  ist,  daß  ein  po7ver  of  amotion  eine 
dem  Wesen  der  Korporation  anhaftende  Eigenschaft  sei.*  Wir  alle 
sind  der  Meinung,  daß  diese,  moderne  Ansicht  eine  richtige  ist.  Im 
Interesse  der  guten  Ordnung  und  Leitung  von  Korporationen  ist  es 
durchaus  notwendig,  daß  eine  solche  Befugnis  (nämlich  ein  pou*er  of 
amotion)  in  der  gleichen  Weise  wie  die  Befugnis,  Satzungen  (bye-lau>s) 
sich  zu  geben,  vorhanden  ist." 

2.  Welche  Umstände  einen  triftigen  Grund  (reasonable  cause)  zur 
Ausübung  des  po7ver  of  amotion  bilden,  bestimmt  sich  einerseits  nach 
allgemeinen  Gnmdsätzen  des  Common  Law  und  andererseits  nach  den 
Bestimmungen  der  Inkorporierungsurkunden  der  einzelnen  Korporation 
oder  im  Falle  einer  Corporation  by  prescription  (s.  Erl.  zu  §  16  sub  8) 
nach  unvordenklichem  Brauch  (immemorial  custom).  Nach  Common 
Law  ist  ein  Grund  zu  einer  „amotion^^  in  folgenden  Fällen  gegeben: 

a)  im  Falle  von  Handlungen,  „welche"  —  wie  es  in  der  Ent- 
scheidung von  Earle's  Case  (mitgeteilt  in  Carthews  Reports,  S.  17Ö) 
heißt  —  „auf  die  Zerstörung  der  Korporation  oder  auf  eine  Be- 
endigung ihrer  Vorrechte  und  Gerechtsame  hinwirken"  (which  work 
to  the  destruction  of  the  body  corporate  or  to  tiie  determination  of  the 
liberties  and  franchises  thereof). 

b)  im  Falle  von  Straftaten,  welche  eine  ehrlose  Gesinnung  er- 
kennen lassen  (offences  of  an  infamous  character),  und  welche  nach 
Common  Law  im  ordentlichen  Strafverfahren  abzuurteilen  sind 
(indictable  at  Common  Law).  Gemäß  der  Entscheidung  in  Rex  versus 
The  Mayor  etc,  of  Liverpool,  mitgeteilt  im  2.  Bande  der  von  Sir 
James  Burrow  herausgegebenen  Reports,  S.  732fl['.,  muß  jedoch  eine 
strafrechtliche  Verurteilung  erfolgt  sein,  bevor  die  amotion  statt- 
finden darf 

c)  im  Falle  von  Vorkommnissen,  welche  mit  der  Würde  eines 
Beamten  der  Korporation  nicht  im  Einklänge  stehen  und  einen 
Bruch  der  bei  der  Anstellung  ausdrücklich  oder  stillschweigend  ge- 
stellten Bedingungen  bedeuten.  Beispielsweise  bildet  gemäß  der 
Entscheidung  in  Rex  versus  Taylor,  mitgeteilt  im  3.  Bande  (S.  231  ff.) 
der  von  William  Salkeld  herausgegebenen  Entscheidungen /;w//  the 

^)  Diese  Entscheidung  ist  mitgeteilt  im  2.  Bande  der  von  Sir  John  Strange 
herausgegebenen  Reports  of  adjudged  cases  in  the  Chancery^  King's  Benckj  Common 
Pieas  and  Exchequer  während  der  Jahre   17 16 — 1749. 
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first  year  of  King  William  and  Queen  Mary  to  the  tenth  year  of  Queen 
Anne  (1689 — 171 2)  die  gewohnheitsmäßige  Trunkenheit  (habitual 
drunkenness)  eines  Stadtrats  (aldemian)  einer  städtischen  Korporation 
einen  j^reasonable^^  Absetzungsgrund. 

3.  Eine  anwtion  kann  von  der  Korporation  rechts  wirksam  nur 
vorgenommen  werden,  wenn  dem  betreffenden  Beamten  oder  Mitgliede 
eine  angemessene  Zeit  vor  dem  Stattfinden  der  Versammlung,  welche 
über  die  Absetzung  bezw.  Ausschließung  Beschluß  fassen  soll,  eine 
Ankündigung  {notice}  zugestellt  worden  ist,  welche  Angaben  über  Zeit 
und  Ort  der  Versammlung,  sowie  über  die  gegen  den  Beamten  bezw. 
das  Mitglied  vorzubringenden  Beschwerden  und  Anklagen  enthält:  vgl. 
die  Entscheidung  Rex  versus  Chalke^  mitgeteilt  im  i.  Bande  der  von 
Robert  Lord  Raymond  h erausgegeben en  Reports  o f  cases  argued  and 
adjudged  in  the  Court  of  King's  Bench  and  Common  Pleas,  S.  226  ff. 
Des  weiteren  muß  dem  Beamten  bezw.  Mitgliede  Gelegenheit  gegeben 
werden,  sein  Verhalten  zu  rechtfertigen.  „Leading  case'^  ist  hier  die 
Entscheidung  The  Queen  on  the  prosecution  of  Kay  Dinsdale  versus  the 
Wardens  and  Assistants  of  the  Saddleri  Company  aus  dem  Jahre  18O3, 
mitgeteilt  im  10.  Bande  der  von  Charles  Clark  herausgegebenen  The 
Mouse  of  Lords  Cases  on  appeal  and  writs  of  error  and  clai?ns  of  peerage, 
S.  404 — 472.  Der  Tatbestand  ist  kurz  folgender:  Durch  eine  Charter 
König  Karls  IL  sind  der  Sattler-Innung  zu  London  Korporationsrechte 
verliehen  worden.  Nach  den  Bestimmungen  der  Charter  hat  die 
Innung  aus  der  Zahl  derjenigen  Mitglieder,  welche  praktisch  die  ^.art 
and  mystery  of  saddlers""  ausüben,  vier  zu  ..wardens  and  keepers  of  the 
Company^  und  zwanzig  zu  deren  Assistenten  zu  erwählen.  Letztere 
haben  einen  sogenannten  Court  of  Assistants  zu  bilden.  Gemäß  den 
Bestimmungen  der  Satzungen  (bye-laws)  der  Innung  darf  kein  Bankrotteur 
oder  sonstwie  Zahlungsunfähiger  zum  Mitgliede  des  genannten  Court 
erwählt  werden.  Ein  gewisser  Dinsdale  war  kurz  nach  seiner  Er- 
nennung zum  Assistenten  der  Korporation  in  Konkurs  geraten.  In- 
folgedessen beschlossen  die  wardens  und  assistants  auf  einer  Sitzung, 
zu  welcher  sie  weder  den  Dinsdale  geladen,  noch  ihm  sonstwie  eine 
Ankündigung  hatten  zukommen  lassen,  eine  Absetzung  desselben  von 
seinem  Amte  als  assistant.  Dinsdale  beantragte  daraufhin  bei  dem 
Court  of  King's   (Queen' s)   Bench   ein    sogenanntes    ^mandamus'^ ')  zum 


*)  Das  ivrit  of  viandamus  ist  ein  von  der  Kings  Bench  im  Namen  des 
Königs  an  irgend  eine  Einzelperson  oder  Korporation  oder  an  ein  niederes  Ge- 
richt erlassener  Befehl,  durch  welchen  der  Adressat  aufgefordert  wird,  eine  Hand- 
Inng,  die  zu  seiner  Amtstätigkeit  gehört,  und  die  nach  Ansicht  der  King's  Bench 
recht  und  billig  ist,  deren  Vornahme  aber  im  Wege  einer  gewöhnlichen  Klage 
nicht  erzwungen  werden  kann,  vorzunehmen.  Das  7vrit  of  mandumus  ist  ein  so- 
genanntes j,prerogative  ivrit*\  d,  h.  sein  Jssue*'  (s.  Erl.  zu  j:}  19  sub  3)  erfolgt 
nicht  nach  den  für  gewöhnliche  Klagformeln  (lorits  of  strict  right)  geltenden 
Grundsätzen,  sondern  Ist  dem  Ermessen  des  Königs  (discretion  .'/  the  sovereipt) 
äberlassen,  welcher  durch  denjenigen  Gerichtshof,  in  dem  er  der  Theorie  nach 
persönlich  anwesend  ist,  nämlich  durch  den  Court  of  King's  Bench  (d.  h.  heut- 
zutage durch  die  Kin^s  Bench  Division  des  High  Court]  handelt  Vgl.  sj  34  der 
Supreme  Court  of  Judicature  Act  von  1873  {SC)  and  ']j  Vict.  c.  66)  und  die 
ruies  60 — So    der  Crown  Office  Rules   von   1886.    —  Hat    eine  Korporation    ihre 
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Zwecke  der  Aufhebung  des  Absetzungsbeschlusses.  Aus  der  Ent- 
scheidung über  diesen  Rechtsstreit  hebe  ich  folgende  Stellen  hervor: 
Mr.  Justice  Crompton  (ß.  439):  „Der  Court  of  Assistants  war  rechtlich 
nicht  befugt,  den  Dinsdale  seines  Amtes  zu  entsetzen,  ohne  ihm 
Gelegenheit  zu  seiner  Verteidigung  gewährt  zu  haben.  .  .  .  B^eht 
jemand  nach  seinem  Amtsantritte  ein  hinreichendes  Vergehen  gegen 
die  Korporation,  so  besitzt  die  letztere  grundsätzlich  ein  paiver  of 
amotion.  Es  kann  jedoch  in  einem  solclfen  Falle  schwerlich  bestritten 
werden,  daß  der  Betreffende  Gelegenheit  haben  muß,  gehört  zu  werden. 
Angenommen,  der  vorliegende  Fall  sei  ein  solcher,  welcher  eine  amotion 
rechtfertigt:  dann  ist,  wie  ich  denke,  das  objektive  Recht  zu  klar  und 
deutlich,  um  irgend  einen  Zweifel  zuzulassen.  Es  ist  mir  unverständlich, 
wie  die  wardens  und  assistants^  wenn  sie  sich  eine  Gerichtsbarkeit  bei- 
legten, davon  Abstand  nehmen  konnten,  den  Dinsdale  vor  sich  zu 
laden  und  ihn  anzuhören,  was  er  etwa  zu  sagen  hatte."  —  Lord  Chief 
Justice  Cockburn  (S.  456):  „Kein  Rechtssatz  über  Ämter  in  einer 
Korporation  ist  klarerer  und  unbestreitbarer  als  der,  daß  ein  jeder,  der 
wegen  schlechter  Führung  seines  Amtes  entsetzt  werden  soll,  den  An- 
spruch hat,  sich  zu  rechtfertigen,  und  eine  Gelegenheit  erhalten  muß, 
gehört  zu  werden,  bevor  die  Amtsentsetzung  ausgesprochen  werden 
darf."  —  Lord  Cratrworth  (S.  461):  „Es  ist  unmöglich  zu  behaupten, 
daß  jemand,  der  rechtsgültig  zu  einem  Mitgliede  des  Court  erw^ählt 
und  zugelassen  ist,  hinter  seinem  Rücken  und  ohne  notice  von  seinem 
Amte  entfernt  werden  könne. 

4.  Von  der  Regel,  daß  dem  Abzusetzenden  bezw.  Auszuschließen- 
den Gelegenheit  zu  seiner  Rechtfertigung  (an  opportunity  of  bang  heard 
in  his  own  defence)  gewährt  werden  muß,  besteht  eine  Ausnahme.  In 
dem  Falle,  wo  eine  durch  eine  Charter  geschaffene  Korporation  auf 
Grund   dieser  Charter^   oder  eine  Corporation  by  prescription  auf  Grund 


Befugnisse  mißbraucht,  hat  sie  z.  B„  wie  im  vorliegenden  Falle,  einen  Beamten 
widerrechtlich  seines  Amtes  entsetzt  oder  ein  Mitglied  widerrechtlich  aus  der  Korpo- 
ration ausgeschlossen,  so  steht  der  Aufsichtsbehörde  ein  Interventionsrecht  zu. 
Aufsichtsbehörde  einer  jeden  Korporation  ist  der  sogenannte  „visitoi**.  Wer  die 
Stellung  eines  visitar  hat,  hängt  davon  ab,  ob  die  betreffende  Korporation  eine 
civil  oder  eine  eleemosynary  oder  eine  eccUsiastictil  co7-poration  (s.  Erl.  zu  §  14 
sub  2)  ist.  Der  visitor  einer  ecdesiastical  Corporation  ist  der  OrdinarVy  d.  h.  der- 
jenige Bischof,  dessen  Gerichtsbarkeit  die  betreffende  Korporation  unterstellt  ist. 
Visitor  einer  eleemosynary  Corporation  ist  der  Stifter  derselben  bezw.  seine  Erben 
oder  diejenige  Person,  welche  der  Stifter  in  der  Stiftungsurkunde  zu  dem  Amt 
eines  visitor  berufen  hat.  In  Ermanglung  eines  visitor  der  einen  oder  der 
anderen  Art  gilt  der  König  als  Aufsichtsbehörde  der  fraglichen  eleemosynary 
Corporation  und  wird  in  dieser  Tätigkeit  durch  den  Lord  Chancellor  vertreten. 
Für  alle  civil  corporation^  endlich  ist  der  König  ex  officio  der  Visitor  und  er- 
füllt die  ihm  hieraus  erwachsenden  Funktionen  durch  die  King's  Bench  Division 
des  Nigh  Court.  Es  ergibt  sich  demnach,  daß  gegen  eine  Korporation  ein  writ 
of  mandamus  nur  erlassen  werden  kann,  wenn  die  betreffende  Körperschaft  eine 
civil  Corporation  ist.  Denn  die  Kin^s  Bench  Division  handelt  bei  Erlaß  eines 
solchen  writ  gegen  eine  Korporation  in  ihrer  Eigenschaft  als  stellvertretender 
visitor  an  Stelle  des  Königs:  vgl.  die  Entscheidung  des  Falles  O'Grady  versus 
The  Mercers*  Hospital^  mitgeteilt  im  19.  Bande  der  Insh  Law  Reports  (Law  and 
Eqtdity),  S.   3  SO  ff. 
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eines  unvordenklichen  Brauches  die  Befugnis  besitzt,  einen  Beamten 
auf  beliebigen  Widerruf  (during  pkasure)  anzustellen,  kann  eine  Ab- 
setzung dieses  Beamten  erfolgen,  ohne  daß  demselben  irgend  welche 
Gründe  für  diese  Maßnahme  angegeben  zu  werden  brauchen,  und  ohne 
daß  der  Betreffende  vor  Beschlußfassung  über  die  Absetzung  gehört 
werden  muß;  vgl.  Chief  Baron  Comyn's  Digest  of  the  LaWy  sub 
.Franchise" y  folio  32^) 

§  31. 
Jede  Corporation  aggregate  hat  die  Befugnis,  im  Einklänge 
mit  den  in  den  Inkorporierungsurkunden  enthaltenen  Be- 
stimmungen Satzungen  aufzustellen,  welche  bis  zu  ihrer  Auf- 
hebung sowohl  für  die  Korporation,  als  auch  für  die  Mitglieder 
derselben  rechtsverbindlich  sind.'  Dagegen  ist  die  Korporation 
nicht  befugt,  durch  ihre  Satzungen  in  die  Rechtsverhältnisse 
dritter  Personen,  welche  nicht  Mitglieder  der  Korporation  sind, 
einzugreifen,  es  sei  denn,  daß  entweder  durch  eine  staatliche 
Satzung  der  Korporation  eine  solche  Vollmacht  ausdrücklich 
verliehen  worden  ist,  oder  (möglicherweise)  daß  ein  alter  Brauch 
in  dieser  Beziehung  besteht* 

*  C/u7ii  f.  Hudson* s  Bay  Co.  (1723)  2  P.  W.  207.  Das  rechtsgültige  Be- 
stehen einer  autonomen  Satzung  kann  sogar  auf  Grund  einer  langjährigen  Übung 
{afttr  a  long  usage)  vermutet  werden:  R.  v.   Ashwell  (18 10)   12  East  22. 

«  Hesketh  v.  Braddock  (1766)  3  Burr.   1858. 

aller  Brauch  (ancitnt  cnstom)  4  intra  vires  3 

bye-iauf  (BegrifräbestimmunKj  x  reasonabUness  3 

Krf'jrdemtsse  für  die  Recht»gültigkdt  3  und  3  Rcchisverhältnissc  dritter  Personen  4 

E'«-eiierte  Wirkungssphäre  4  Übereinstimmung      mit      den      Inkorporierungs- 

long  usage  3  Urkunden  2 

I.  Eine  corporation  aggregate  bildet  nach  englischer  Rechts- 
auffassung ein  imperium  in  imperio  und  besitzt  daher  die  Befugnis,  für 
sich  und  ihre  Mi^iieder  objektives  Recht  zu  schaffen.  Eine  corporation 
sole  dagegen  ist  hierzu  nicht  befugt.  Die  von  einer  corporation  aggregate 
aufgestellten  autonomen  Rechtsnormen  heißen  bye-laws,  (Vielfach  ist 
auch  die  Schreibweise  by-laws  im  Gebrauch).  Lumley,  in  seinem 
Werke  „an  Bye-laws^^  gibt  für  diesen  Ausdruck  folgende  Begriffs- 
bestimmung (S.  2):  „Ein  bye-law  ist  eine  Rechtsnorm  (a  law),  welche 
mit  gehöriger  Rechtsverbindlichkeit  (7üith  due  legal  Obligation)  eine  dem 
Souverän  und  dem  Parlamente  untergeordnete  Autorität  (authority  less 
tkan  the  Sauvereign  and  Parliament)  über  eine  solche  Materie  erlassen 
hat,  deren  Regelung  ausdrücklich  oder  stillschweigend  (specially  or 
impliedly)  dieser  Autorität  übertragen  worden  ist,  imd  über  welche 
durch  das  allgemeine  Recht  (by  the  general  law  of  the  land)  Vorschriften 
nicht  getroffen  worden  sind.**  —  Die  Befugnis,  bye-laws  aufzustellen, 
bildet  eine  wesentliche  und  unentziehbare  Eigenschaft  (ein  sogenanntes 
Jnadent*')  einer  jeden  corporation  aggregate.    Schon  in  der  Entscheidung 

•)  Eine  -weitere,  scheinbare  Ausnahme  enthält  die  Entscheidung  zu  dem 
Rechtsfalle  The  King  versus  Harris;  s.  hierüber  die  Erl.  zu  §  24  sub  2. 
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des  Falles  Norris  versus  Staps  aus  dem  Jahre  1617,  mitgeteilt  iii 
Hobaris  Reports  über  Entscheidungen  der  King's  Bench  in  den  Jahren 
1603 — 1625,  sagt  Chief  Justice  Hobart  (S.  210):  „Obgleich  bei  allen 
Inkorporierungen  durch  besondere  Klausel  eine  Befugnis  zur  Schaffung 
von  Rechtsnormen  verliehen  wird,  so  ist  doch  dies  überflüssig;  denn 
meiner  Ansicht  nach  ist  von  Rechts  wegen  eine  derartige  ßefugnib 
ohne  weiteres  in  dem  Inkorporierungsakte  in  derselben  Weise  mit- 
enthalten wie  die  Befugnis  zu  klagen,  Eigentum  zu  erwerben  usw\" 

2.  Die  von  einer  Corporation  aggregaie  aufgestellten  bye-laws  müssen 
im  Einklänge  mit  den  Bestimmungen  der  Inkofporierungsurkunden 
stehen.  Streitig  ist,  ob  in  dem  Falle,  wo  die  Inkorporierungsurkunde 
(document  of  incorporation  oder  constituting  instrument)  einer  Korporation 
ausdrücklich  die  Befugnis  gewährt,  bestimmte,  genau  angeführte  Materien 
durch  autonome  Satzungen  zu  regeln,  stillschweigend  (impliedly)  der 
betreffenden  Körperschaft  das  Recht  entzogen  sei,  auch  über  andere 
Materien  bye-laws  zu  erlassen.  In  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles 
Child  versus  Hudsons  Bay  Company  aus  dem  Jahre  1723,  mitgeteilt  im 
2.  Bande  der  von  William  Pecre  Williams  herausgegebenen  Reports 
of  Cases  argued  and  determined  in  the  High  Court  of  Chancery  and  of 
some  special  cases  adjudged  in  the  Court  of  King's  Bench ,  S.  207 — 20g, 
beantwortet  der  Lord  Chancellor  Lord  Macclesfield  die  genannte  Streit- 
frage in  einem  bejahenden  Sinne.  Der  erwähnte  Richter  sagt:  „Eine 
Korporation  besitzt  eine  ihr  stillsohweigend  zuerkannte  Befugnis  (an 
implied  po7ver)j  bye-laws  aufzustellen.  Wenn  aber  die  Charter  aus- 
drücklich der  Korporation  eine  solche  Befugnis  gewährt,  so  kann  die 
Korporation  von  dieser  Befugnis  nur  in  denjenigen  Fällen  Gebrauch 
machen,  in  welchen  ihr  durch  die  Charter  die  Fähigkeit  hierzu  aus- 
drücklich verliehen  worden  ist.  Denn  eine  solche  durch  die  Charter 
verliehene  Befugnis  schließt  stillschweigend  in  sich  eine  negative 
Bestimmung  (implies  a  negative)^  wonach  die  Korporation  in  allen  anderen 
Fällen  nicht  autonome  Satzungen  schaffen  darf."  In  neuerer  Zeit  wird 
jedoch  die  Richtigkeit  dieses  von  Lord  Macclesfield  eingenommenen 
Standpunktes  bestritten:  vgl.  Lumley,  a.  a.  O.,  S.  14;  Adler,  A  Sum- 
ma ry  of  the  Law  relating  to  Corporations,  S.  66,  u.  a.  m.  —  Ein  Bei- 
spiel, wie  streng  die  englischen  Gerichte  darüber  wachen,  daß  die  bye-laws 
einer  Korporation  sich  tatsächlich  im  Einklänge  mit  den  Bestimmungen 
der  Inkorporierungsurkunden  befinden,  bietet  der  Rechtsfall  Regina 
versus  The  Governors  of  Darlington  School,  mitgeteilt  im  14.  Bande  der 
Law  Journal  Reports,  Entscheidungen  der  Queen' s  Bench,  S.  67  ff.  Der 
genannten  grammar  school  waren  durch  eine  Charter  der  Königin  Elisabeth 
Korporationsrechte  verliehen  worden.  Nach  den  Bestimmungen  der 
Charter  hatten  die  j,g(wernors''  (d.  h.  der  Verwaltungsrat)  der  Schule 
die  Befugnis,  die  Lehrer  der  Anstalt  nach  freiem  Ermessen  (^according 
to  their  sound  discretion'^ )  abzusetzen.  Im  Interesse  der  Lehrer  erließen 
die  goi'ernors  ein  bye-law,  wonach  die  Absetzung  eines  Lehrers  nur 
erfolgen  durfte,  nachdem  in  einem  von  den  governors  zu  unterzeichnenden 
Schriftstücke  der  Nachweis  eines  triftigen  Grundes  für  eine  solche  Maß- 
regel erbracht  worden  war.  Dieses  bye-law  wurde  von  dem  Gerichte 
für  rechtsungültig  erklärt,  weil  es  eine  Beschränkung  der  den  governors 
durch  die  Inkorporierungscharter  gewährten  complete  discretion  darstellte. 
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—  Erwähnt  sei  auch  hier  der  Rechtsfall  Dyson  versus  The  London  and 
North  Western  Railway  Company,  mitgeteilt  im  7.  Bande  der  Law  Reports 
über  Cases  determined  in  the  Queeris  Bench  Division  and  on  appeal  there- 
from  in  the  Court  0/  Appeal  etCy  S.  32  ff.  Gemäß  §  103  der  Railways 
Clauses  Act  von  1845  (8  and  g  Vict,  c,  20)  und  §  5  der  Regulation 
of  Railways  Act  von  1889  ($2  and  53  Vict,  c.  $7^  verfallen  Reisende, 
welche  in  betrügerischer  Absicht  die  Eisenbahn  ohne  Fahrkarte  benutzen, 
in  eine  Geldstrafe.  Die  genannte  Eisenbahngesellschaft  hatte  ein  bye- 
law  erlassen,  wonach  schlechthin  eine  Strafe  auf  Benutzung  der  Bahn 
ohne  Fahrkarte  angedroht  wurde,  gleichgültig  ob  Betrug  (fraud)  vorläge 
oder  nicht.  Das  Gericht  erklärte  die  betreffende  Satzung  für  nichtig. 
3.  Weitere  Erfordernisse  für  die  Gültigkeit  eines  von  einer  Corporation 
<^^gr^g<^l^  erlassenen  bye-law: 

a)  Das  bye-law  muß  intra  vires  sein,  d.  h.  es  darf  nicht  Vor- 
schriften treffen  über  Dinge,  welche  außerhalb  der  Machtbefugnisse 
der  betreffenden  Korporation  hegen.  Ein  Beispiel  für  diesen  Rechts- 
grundsatz bietet  der  Fall  Llodwell  versus  The  University  of  Oxford, 
mitgeteilt  im  2.  Bande  von  Ventris's  Reports,  S.  33.  Die  Universität 
Oxford  hatte  durch  ein  bye-law  allen  Personen,  gleichgültig  ob 
akademische  Bürger  oder  nicht  („to7vnsnien  as  ivell  as  goivnsmen'')^ 
den  Aufenthalt  auf  den  Straßen  der  Stadt  nach  9  Uhr  Abends  unter- 
sagt. Das  Gericht  hob  dieses  hye-law  auf,  da  das  letztere  nicht  intra 
vires  war,   sondern   die  Machtbefugnisse   der  Universität  überschritt. 

b)  Das  bye-law  muß  ^reasonable''  (d.  h.  ein  vernünftiges,  an- 
gemessenes) sein.  Obwohl  eine  Fülle  von  richterlichen  Entscheidungen 
vorliegt,  in  welchen  die  Frage  nach  der  reasonableness  einer  Korporations- 
satzung in  einer  mehr  oder  weniger  eingehenden  Weise  behandelt 
>*ird,  so  ist  es  doch  schwierig,  aus  dem  hier  so  reichlich  vorhandenen 
Material  irgend  welche  allgemein  gültigen  Grundsätze  darüber  herzu- 
leiten, unter  welchen  Umständen  und  Bedingungen  ein  bye-law  als 
ein  vernünftiges  im  Rechtssinne  zu  gelten  habe.  Der  Lord  Chief 
fustice  of  England,  Lord  Rüssel,  sagt  selber  in  der  Entscheidung 
des  Falles  Kruse  versus  Johnson^  mitgeteilt  im  2.  Bande  des  Jahr- 
ganges 1898  der  Entscheidungen  der  Queeris  Bench  Division,  S.  9iff., 
bezüglich  der  über  diese  Frage  gefällten  Richtersprüche  (S.  100):  „sie 
offenbaren,  wie  man  allerdings  erwarten  konnte,  eine  weitgehende 
Verschiedenheit  in  der  richterlichen  Auffassung  und  stellen  weder 
irgend  ein  Rechtsprinzip  auf,  noch  gewähren  sie  irgend  einen  sicheren 
Maßstab  (definite  Standard),  nach  welchem  die  reasonabletiess  oder 
unreasonaöleness  gemessen  werden  könnte."  Nur  nach  einer  Richtung 
hin  hat  die  Entscheidung  des  Falles  Rex  rersus  Asliwell  aus  dem 
Jahre  1810,  mitgeteilt  im  12.  Bande  der  von  Edward  Hyde  East 
herausgegebenen  Entscheidungen  des  Court  of  King's  Beuch,  S.  22^., 
eine  gewisse  Regel  für  die  Prüfung  einer  Korporationssatzung  auf 
ihre  Angemes.senheit  geschaffen.  Wird  nämlich  der  Nachweis  erbracht, 
daß  ein  bye-law  seit  beträchtlicher  Zeit  (for  a  considerable  time)  besteht 
und  ohne  Widerspruch  zur  Anwendung  gelangt  ist,  so  bildet  diese 
Tatsache  einen  schwerwiegenden  Grund  zu  der  Annahme,  daß  das 
betreffende  bye-lcnv  vernünftig  und  daher  rechtswirksam  sei;  vgl.  auch 
Robert  Campbell,  Ruling  Cases,  Bd.  VII  (189O).  S.  281. 
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4.  Grundsätzlich  haben  sich  die  von  einer  Korporation  auf- 
gestellten bye-laws  nur  auf  die  innere  Verwahung  der  Korporation  und 
auf  das  Verhältnis  des  corporate  body  zu  seinen  Mitgliedern,  Beamten 
und  Angestellten,  sowie  auf  das  Verhältnis  der  Mitglieder  unter  ein- 
ander zu  beziehen.  Soll  ein  bye4aw  die  Kraft  haben,  auch  in  die 
Rechtssphäre  dritter  Personen  einzugreifen,  so  muß  die  Befugnis  zur 
Schaffung  einer  solchen  Rechtsnorm  ausdrücklich  der  Korporalion 
durch  eine  von  der  souveränen  Staatsgewalt  ausgehende  Gesetzes- 
bestimmung übertragen  worden  sein,  oder  es  muß  ein  diesbezüglicher 
unvordenklicher  Brauch  bestehen.  Nach  Common  Law  besitzen  die 
municipal  corporations  die  Befugnis,  Satzungen  zu  erlassen,  welche  auch 
für  dritte  Personen,  die  sich  innerhalb  des  betreffenden  Stadtbezirks 
auflialten,  bindend  sind.  Diese  Befugnis  ist  durch  die  Municipal  Corpo- 
rations Act  von  1882  (4S  and  46  Vict.  c,  SO)  ausdrücklich  anerkannt. 
Ein  ähnhches  Recht  steht  den  County  Councils  innerhalb  ihres  Grafschafts- 
bezirkes auf  Grund  des  §  16  der  Local  Gai'cmment  Act  von  1888 
(51  and 52  Vict,  c,  41)  zu;  ferner  den  Eisenbahngesellschaften  (railway 
companies)  gemäß  der  Railway s  Clauses  Act  von  1845  (8andg  Vict  c.  20) 
usw.  —  Daß  auch  ein  unvordenklicher  Brauch  die  Macht  haben  kann, 
einer  Korporalion  die  Befugnis  zu  verleihen,  durch  ihre  Satzungen  in 
die  Rechtsverhältnisse  dritter  Personen,  welche  nicht  Mitglieder  oder 
Angestellte  der  Korporation  sind,  einzugreifen,  zeigt  die  Entscheidung 
des  Rechtsfalles  Hesketh  versus  Braddock  aus  dem  Jahre  1766,  mit- 
geteilt im  3.  Bande  der  von  Sir  James  Burrow  herausgegebenen 
Reports^  S.  1847 — ^^59-  *T)ie  städtische  Korporation  von  Chester  hatte 
jemanden,  der  nicht  wahlberechtigter  Bürger  (d.  h.  nicht  ein  sogenannter 
»freeman'^)  der  erwähnten  Stadt  war,  vor  ihr  Stadtgericht,  den  so- 
genannten Fortmote-Courtf  gezogen  und  zu  einer  Geldstrafe  verurteilt, 
weil  der  Betreffende  einen  Verkaufsladen  (shop)  innerhalb  des  Stailt- 
bezirkes  eingerichtet  hatte.  Die  Verurteilung  gründete  sich  darauf, 
daß  nach  Behauptung  der  Korporation  ein  unvordenklicher  Brauch  für 
Chester  bestände,  wonach  alle  Personen,  welche  nicht  frecmeti  der 
Stadt  wären,  nur  an  Markttagen  (fairs)  die  Erlaubnis  hätten,  einen 
Verkaufsladen  zu  besitzen  oder  Waren  für  den  Detailverkauf  (sale  by 
retail)  öffentlich  auszulegen.  Auf  Grund  dieses  behaupteten  ^custonr 
hatte  die  municipal  Corporation  von  Chester  eine  bye-law  erlassen,  wo- 
nach im  Falle  des  Zuwiderhandelns  gegen  den  angeblichen  Brauch 
der  Schuldige  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5  Pfund  belegt  werden 
sollte.  In  seiner  Entscheidung  über  die  eingelegte  Berufung  sagt  Lord 
Mansfield  (S.  1858):  „Die  Korporation  kann  allerdings  bye-laws  über 
das  Verhalten  ihrer  eigenen  Mitglieder  erlassen  und  die  Befolgung 
dieser  Satzungen  seitens  der  Mitglieder  durch  Strafen  erzwingen;  denn 
jedes  Mitlglied  der  Korporation  ist  an  die  Gerichtsbarkeit  (Jurisdiction) 
gebunden,  welcher  er  sich  freiwillig  untenÄ'orfen  hat.  Da  alle  Mit- 
glieder der  Korporation  freemen  sind,  so  befinden  sie  sich  alle  in  der 
gleichen  Rechtslage.  Wenn  es  dagegen  ohne  weiteres  einer  Korpo- 
ration gestattet  wäre,  auch  gegen  Außenstehende  (strangers)  auf  Grund 
eines  bye-law,  welches  alle  Nirhtmitglieder  von  dem  Betriebe  eines 
Gewerbes  ausschließt,  gerichtlich  vorzugehen,  dann  würde  dies  ein  . 
Ende   des   seit   langen   Zeiten   feststehenden   Rechtsprinzips   bedeuten, 
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wonach  ein  jedes  bye-law,  welches  eine  Beschränkung  der  Gewerbe- 
freiheit enthält,  nichtig  ist,  wofern  nicht  das  fragliche  hye-law,  sich  auf 
einen  seit  alters  her  geübten  örtlichen  Brauch  stützt.  Wenn  sonach 
ein  solcher  Brauch  die  notwendige  Voraussetzung  bildet,  um  die 
Gültigkeit  eines  bye-law  der  genannten  Art  aufrecht  zu  erhalten,  so  ist 
es  unbedingt  erforderlich,  daß  ein  einwandsfreier  Beweis  für  das  tat- 
sächliche Vorsandensein  eines  solchen  Brauches  erbracht  wird.  Würde 
man  den  ^freemen^  selber  gestatten,  über  das  Bestehen  des  behaupteten 
Brauches  zu  entscheiden,  dann  bürden  dieselben  es  mit  einer  strengen 
Beweisführung  nicht  sehr  genau  nehmen,  und  es  würde  bald  dahin 
kommen,  daß  ohne  tatsächliches  Vorhandensein  eines  entsprechenden 
Brauches  die  bye-laws  sich  eine  gleiche,  erweiterte  Wirkungssphäre  an- 
maßen würden." 

§  32. 
Soiveit  nicht  die  Inkorporieningsurkunden   oder  ein  alter 
Brauch  etwas  anderes  besagen,  steht  die  Befugnis,  Satzungen 
zu  erlassen,  der  Gesamtheit  der  Korporationsgenossen  (io  ihe 
whole  body  of  ihe  corporatorsj  zu.^ 

*  R.  V.  Westwood  (1830).  7  Bing.  1.  In  diesem  Rechtsfalle  wurde  er- 
kannt, daß  selbst  eine  einem  Ausschusse  innerhalb  der  Korporation  ausdrücklich 
Terliehene  Befugnis  (eren  an  express  power  in  a  select  body),  Satzungen  zu  er- 
lassen, nicht  die  Gesamtkörperschaft  (tßie  whole  body)  ihrer  unentziehbaren  Rechte 
{of  Hs  inherent  rights)  berauben  könnte. 

Genehraijping  der  hye-laU'S  a  Recht  einet  selrct  hody  z 

Recht  der  Gesamtkurperschaft  1  V'cnjffcntlichiing  der  byt-laws  3 

I.  Die  Befugnis  einer  Koq:)oration  (aggregate;  s.  Erl.  zu  §  31 
sub  i),  für  sich  und  ihre  Mitglieder  verbindliche  Rechtsnormen  zu 
schaffen,  steht  grundsätzlich  nur  der  Gesamtheit  der  Korporations- 
genossen zu  und  kann  nicht  auf  einen  Aasschuß  (select  body)  oder  auf 
sonstige  Organe  oder  Vertreter  der  Körperschaft  übertragen  werden. 
Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  besteht  nur  da,  wo  die  Inkorporierungs- 
urkunden  oder  ein  unvordenklicher  Brauch  {andent  oder  immeniorial 
custom)  einem  select  body  ausdrücklich  gestatten,  Satzungen  im  Namen 
der  Körp<:>ration  aufzustellen.  Aber  auch  in  einem  solchen  Falle  wird 
gmndsätzlich  des  Recht  der  Gesamtk(")rperschaft  auf  eigene  Schaffung 
von  Satzungen  nicht  aufgehoben.  Dagegen  besteht  prima  fade  die 
Rechtsvermutung,  daß  da,  wo  die  Inkorporierungsurkunden  einem  Aus- 
schusse das  Recht  verleihen,  ganz  bestimmt  bezeichnete  Materien  durch 
bye-imifs  zu  regeln,  die  Gesamtheit  der  Korporationsgenossen  (the 
whole  body  of  the  corporators)  die  Befugnis  verloren  habe,  in  bezug  auf 
diese  bestimmten  Materien  selber  Satzungen  sich  zu  geben.  Der 
Uading  case  für  die  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  ist  die  Ent- 
scheidung des  Ifouse  of  Lords  in  dem  Rechtsfalle  7//^  AvV/,^  agninst 
Thomas  li  es fraood  aus  dem  Jahre  1B30,  mitgeteilt  im  7.  Bande  der  von 
Peregrinc  Bingham  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and 
däermined  in  the  Court  of  Common  Pleas  and  othcr  Courts^  S.  i — 94. 
Die  munidpal  corporation  (s.  Erl,  zu  ij  14  sub  2)  von  Clupping  Wycombe 
war  eine  corporation   by  prescription   (s.    Erl.  zu   §   lö  sub  8).     Später- 
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hin  wurde  ihre  Rechtsfähigkeit  durch  eine  CJiarter  König  Karls  IL 
anerkannt.  Diese  Charter  enthielt  eine  Klausel,  wonach  das  Recht, 
bye-laws  zu  erlassen,  einem  Ausschusse  (select  body)  der  städtischen 
Korporation  übertragen  wurde.  Es  handelte  sich  nun  hi  dem  genannten 
Rechtsstreite  um  die  Frage,  ob  eine  von  der  Korporation  in  ihrer 
Gesamtheit  gegebene  Satzung  und  eine  auf  Grund  der  letzteren  erfolgte 
Wahl  eines  gewissen  Westwood  zum  Bürger  (burgess)  von  Wycombc 
trotz  der  erwähnten  Klausel  in  der  Königlichen  Charter  rechtswirksara 
wäre  oder  nicht.  In  seinem  Urteile  sagt  Lord  Tent erden  (S.  490.): 
„Es  ist  von  den  Parteien  zugegeben  worden,  daß  die  Korporation  von 
Chepping  W^ycombe  seit  unvordenklichen  Zeiten  bestanden  hat.  Eine 
wesentliche  Eigenschaft  {incident)  einer  solchen  Korporation  ist  es,  daß 
die  Gesamtkörperschaft  (the  wfwle  body)  die  Befugnis  besitzt,  sich  selber 
durch  Neuwahlen  zu  ergänzen  und  auf  diese  Weise  ihr  Dasein  auf 
unbegrenzte  Dauer  zu  verlängern.  Denn  dies  ist  ein  einer  jeden  Korpo- 
ration zustehendes  wesentliches  Recht.  Nun  ist  aber  in  der  vor- 
liegenden Charter  Karls  IL  eine  besondere  Befugnis  zur  Schaffung  von 
bye-laws  nicht  der  Körperschaft  im  ganzen  (to  the  body  at  large), 
sondern  einem  Ausschusse  (select  body)  übertragen  worden.  Unter 
diesen  Umständen  hat  sich  die  Streitfrage  erhoben,  ob  nicht  die  ge- 
nannte Bestimmung  in  der  Charter  stillschweigend  (by  implication)  die 
Befugnis  zum  Erlasse  von  Satzungen,  welche  vorher  in  den  Händen 
der  Gesamtkörperschaft  lag,  beseitigt  habe.  Nach  sorgfältiger  Prüfung 
des  hier  in  Betracht  kommenden  hye-law  hat  sich  die  Mehrheit  der 
Richter  zu  der  Ansicht  bekannt,  daß  die  königliche  Charter  dem  frag- 
lichen Ausschusse  eine  Befugnis,  Satzungen  über  die  Wahl  von  Bürgern 
aufzustellen,  nicht  in  einer  solchen  Weise  gewährt  habe,  daß  damit 
stillschweigend  die  Gesamtheit  der  Korpora tionsgenossen  ihres  Rechtes 
verlustig  gegangen  sei,  selber  ein  diesbezügliches  bye-law  zu  erlassen. 
Es  hat  sich  hier  unzweifelhaft  um  eine  Streitfrage  von  größter  Wichtig- 
keit gehandelt.  Ich  selber  habe,  wie  ich  bekennen  muß,  einen  er- 
heblichen Zweifel  gehegt,  als  die  Angelegenheit  zur  Entscheidung  vor 
das  Gericht  gelangte.  Eine  Mehrheit  des  Gerichtshofes  hat  sich  jedoch 
dahin  entschieden,  daß  die  Befugnis  eines  select  body  zum  Erlasse  von 
Satzungen  durchaus  nicht  im  Widerspruch  stehe  mit  einer  gleich- 
zeitigen Befugnis  der  Gesamtheit  der  Korporationsgenossen,  bye-laws 
über  die  Wahl  von  Bürgern  rechtswirksam  zu  beschließen,  und  daß 
daher  die  letztere  Befugnis  durch  die  erstere  nicht  beseitigt  worden  sei." 
2.  Grimdsätzlich  bedürfen  die  Satzungen  einer  Korporation  keiner 
staatlichen  Bestätigung  (ratification),  gleichgültig  ob  die  Rechtsfähigkeit 
des  Vereins  auf  Verleihung  durch  Königliche  Charter  oder  durch 
Letters  Patent  oder  durch  Special  Act  of  Parliament  beruht  oder  auf 
Grund  einer  general  Act  of  Parliament  nach  dem  Systeme  der  Normativ- 
bestimmungen erlangt  ist,  oder  endlich  sich  auf  eine  Acquisitivverjährimg 
stützt.  (Über  diese  verschiedenen  Arten  einer  Inkorporierung  vgl.  die 
Erl.  zu  §  16  sub  3 — 8.)  Von  diesem  Grundsatze  bestehen  indessen 
zahlreiche  Ausnahmen.  Beispielsweise  müssen  die  bye-laws  derjenigen 
Urban  District  Councils  (s.  Erl.  zu  §  14  sub  2),  welche  auf  Grund  der 
Public  Health  Act  von  1875  (38  and  3g  Vict,  c.  S5)  inkorporiert  worden 
sind,  dem  Local  Goi^ernment  Board  zur  Genehmigung  unterbreitet  werden 
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(§  84  des  genannten  Gesetzes  von  1875).  Des  weiteren  unterliegen 
die  Satzungen  einer  Eisenbahngesellschaft  (railway  Company)  gemäß 
§5J  108 — III  der  Railway s  Clauses  Act  von  1845  (^  and  Q  Vict.  c,  20) 
der  Genehmigung  seitens  des  Board  of  Trade  (Ministeriums  für  Handel 
und  Gewerbe)  usw.  In  allen  denjenigen  Fällen,  in  denen  nach  positiver 
Rechtsvorschrift  eine  Genehmigung  der  bye-laws  durch  eine  staatliche 
Behörde  verlangt  wird,  bildet  diese  Genehmigung  eine  notwendige  Vor- 
bedingung, eine  sogenannte  condiiion  precedent,  für  die  Rechtsgültigkeit 
(validity)  der  Satzung;  vgl.  hierzu  die  Entscheidung  des  Rechtsfalles 
London  Association  of  Shipoivners  and  Brokers  versus  London  and  India 
Docks  Joint  Committee  aus  dem  Jahre  1892,  mitgeteilt  im  62.  Bande  der 
Laxv  Journal  Reports y  Chancery  Decisions,  S.  204  ff. 

3.  Jedes  bye-law  muß  veröffentlicht  werden.  Ohne  Veröffentlichung 
ist  keine  Satzung  einer  Korporation  rechtswirksam.  Nach  Veröffentlichung 
dagegen  sind  alle  diejenigen  Personen,  für  welche  die  Satzung  befugter- 
weise  erlassen  worden  ist,  an  das  betreffende  bye-law  gebunden.  Einer 
besonderen  Benachrichtigung  (specific  iwtice)  bedarf  es  nicht;  vgl.  die 
Entscheidung  des  Falles  Prigge  versus  Adams ^  mitgeteilt  in  Skinner's 
Reports  über  Entscheidungen  der  King  s  Bench  in  den  Jahren  1681  —  i6g8, 
S.  350.  Verschiedene  Parlamentsgesetze  enthalten  besondere  Vorschriften 
über  die  Art  der  Veröffentlichung  von  bye-lim's  gewisser  Korporationen; 
z.B.  der  §  11  o  der  Raihvays  Clauses  Act  von  1845.  Eine  genaue  Be- 
folgung dieser  Vorschriften  in  einem  solchen  Falle  ist  ein  notwendiges 
Erfordernis  für  die  Rechtswirksamkeit  der  Satzung. 

§  33. 
Die  Auflösung  einer  Korporation  kann  erfolgen: 

a)  durch  Parlamentsgesetz:  dies  gilt  für  jede  Korporation; 

b)  durch  Tod  aller  ihrer  Mitglieder  oder  durch  Tod  aller 
Mitglieder  eines  wesentlichen  Teiles  der  Korporation: 
dies  gilt  für  corporaiions  aggregate;^ 

c)  durch  freiwillige,  gehörig  eingetragene  Obergabe  der 
Verleihungsurkunde  ^  oder  durch  richterlichen  Widerruf 
der  Verleihung  auf  Grund  eines  writ  of  seine  facias;  *  dies 
gilt  für  jede  Korporation,  deren  Inkorporierung  lediglich 
auf  Letters  patent  oder  auf  einer  Charter  beruht; 

d)  durch  gerichtliche  Verfügung  oder  durch  eine  sonstige, 
gesetzlich  vorgeschriebene  Förmlichkeit:  dies  gilt  für 
Vereinigungen,  deren  Inkorporierung  auf  Grund  der 
Companies  Acts,  1862— 1900,  stattgefunden  hat,  oder  welche 
den  Vorschriften  der  genannten  Gesetze  unterworfen 
sind.* 

*  R.  V.  Pasmore  (1780)  3  T.  R.  199. 
'  R.  V.  Osbourne  (1803)  4   Käst,   335. 

*  EasUrn  Archipel a^o  Co.  7\    The  Queen  (185 3)   2  C.  L.  R.    145. 

*  Cempanies  Act^   1862,  ss.    III,   143;    Companies  Act,    1880,  s.  7. 

O.  Schirrmeister,  Biirgerl.  Recht  Englands.     I.  ö 
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abortive  Company  6  _  pft^y  ^«^  4  Anm.  5 

acceptance  of  surrender  3  power  of  renewal  by  eiection.  2 
Auflosung  auf  Grund  der  Companies  Acts  5  und  6         reines  Aktienbuchsystem  a  Anm.  3 

Auflösung  durch  Ted  aller  Mitglieder  a  representatrves  oj  a  deceased  sAareMJer  z 

defuHct  Company  6  retum  of  final  xvinding-up  meeting  5  und  •' 

•  dissolution  by  ejßux  of  time  7  scire  facias  4 

dissolutioH  by  special  Act  of  Parliatnent  x                 surrender  3 

enrolment  of  a  surrender  3  temporary  revocation  4 

essential  or  integral  pari  of  a  Corporation    a         transfrr  of  skares  \       a 

final  winding-up  meeting  5  transmission  of  shares    /  '      ""*"  -^ 

forfeiture  4  voidance  4 

Inhaberaktiensystem  a  Anm.  3  winding-up  5 
judgment  of  revocation  4 

1.  Die  Auflösung  (dissolution)  einer  jeden  Korporalion,  aggregaie 
oder  soUj  gleichgültig  auf  welchem  Wege  die  Inkorporierung  statt- 
gefunden hat,  kann  durch  eine  special  Act  of  Parliamenty  d.  h.  durch 
ein  besonderes,  eigens  zu  diesem  Zwecke  erla.ssenes  Parlamentsgesetz 
verfügt  werden.  Ob  in  einem  solchen  Falle  ein  Liquidalionsverfahren 
(winding-up)  der  Auflösung  vorauszugehen  habe  oder  nicht,  und  wie 
gegebenenfalls  die  Liquidation  durchzuführen  sei,  hat  das  betreflende 
Parlamentsgesetz  zu  bestimmen.  Allgemein  gültige  Vorschriften  bestehen 
hier  nicht. 

2.  Nach  Common  Law  verliert  eine  jede  Corporation  aggregate  ihre 
Rechtsfähigkeit  durch  den  Tod  aller  ihrer  Mitglieder  oder  durch  den 
Tod  aller  Mitglieder  eines  wesentlichen  oder  integrierenden  Teiles 
(essential  or  integral  part)  der  Korporation,  wofern  im  letzteren  Falle 
die  übrigen  Mitglieder  der  Korporation  nicht  das  Recht  besitzen,  durch 
eine  Neuwahl  den  zum  Erlöschen  gebrachten  wesentlichen  Teil  zu 
neuem  Dasein  zu  erwecken.  Hat  die  Korporation  ihre  sämtlichen  Mit- 
glieder verloren,  so  ist  dieselbe  ein  für  allemal  aufgelöst.  Ist  dagegen 
nur  ein  Verlust  sämtlicher  Mitglieder  einer  essential  or  integral  part 
eingetreten  und  besitzen  die  übrigen  Mitglieder  der  Korporation  kein 
sogenanntes  power  of  renaual  by  eiection^  so  kann  die  aufgelöste  Korpo- 
ration, wofern  ihre  Inkorporierung  auf  einer  Königlichen  Charter  beruht, 
durch  eine  neue  Charter  wieder  ins  Leben  gerufen  werden  und  ihre 
früheren  Rechte  und  Pflichten  zurückerlangen.  In  der  Entscheidung 
des  Rcchtsfalles  The  King  against  John  Fasmore  aus  dem  Jahre  1789, 
mitgeteilt  im  3.  Bande  der  von  Charles  Durnford  und  Edward 
Hyde  East  herausgegebenen  Term  Reports  in  the  Court  of  Kings 
Benchy  S.  igg — 250  heißt  es:*)  „Wenn  ein  integrierender  Teil  einer 
Korporation  verschwunden  ist  und  die  Korporation  nicht  das  Recht 
besitzt,  ihn  wiederherzustellen  oder  eine  sonstige  korporative  Handlung 
(corporate  act)  vorzunehmen,  so  ist  die  Korporation  aufgelöst.  Es  kann 
aber  die  Krone  eine  neue  Charter  verleihen."  In  demselben  Urteile 
verweist  Jl/r.  justice  Ashurst  auf  einen  Rechtsfall  in  Henry  Rolles 
Abridgemcut  des  pliisieurs  Cases  et  Resolutions  del  Common  Ley  (aus  den 
Jahren  16 14 — 1Ö25)  und  bemerkt:  „Es  ist  daselbst  als  Rechtssatz  nieder- 
gelegt, daß,  wenn  eine  Korporation  aus  „brothers-^  und  j^sisters"  sich 
zasammensetzt  und  alle  „sisters"  sterben,  dann  die  Korporation  auf- 
gelöst sei.**   —   Bezüglich   der  Frage,   ob   auch   dne   auf  Grund    eines 

M  Auszugsweise  ist  dieser  Rechtsfall  auch  mitgeteilt  im  I.  Bande  {1891)  der 
von  Sir  Frederic  Pollock  herausgegebenen  Reiised  Kepoiis,  S.  688 — 695. 
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Parlamentsgesetzes  geschaffene  Corporation  aggregate  durch  den  Verlust 
sämtlicher  Mitglieder  notwendigerweise  aufgelöst  sei,  besteht  ein  Streit. 
Beispielsweise  sagt  Prof.  John  Salmond  in  seinem  Werke  iSb^r  Juris- 
prudeme  (1002),  nachdem  er  ausgeführt  hat,  daß  nach  englischem  Rechte 
die  Mitgliecicizahl  einer  Corporation  aggregate  auf  eins  herabsinken  kann, 
auf  S.  348  folgendes :  „Können  wir  nicht  noch  weiter  gehen  und  sagen, 
daß  eine  Korporation  fähig  sei,  das  letzte  ihrer  Mitglieder  zu  überleben  ? 
Allerdings  wird  nach  Common  Lcnv  eine  Korporation  durch  den  Tod 
aller  ihrer  Mitglieder  aufgelöst.  Es  besteht  jedoch  keine  logische  Not- 
wendigkeit für  eine  solche  Regel;  und  letztere  ist  auch  nicht  anwendbar 
auf  corporations  sole.  Denn  Wesen  letzterer  Art  führen  ein  ununter- 
brochenes Dasein  ungeachtet  der  zeitlichen  Zwischenräume,  welche  bei 
dem  Tode  oder  bei  der  Verzichtleistung  des  Amtsinhabers  bis  zur 
Ernennung  seines  Nachfolgers  entstehen.  Auch  liegt  kein  Grund  zur 
Annahme  vor,  daß  für  Korporationen,  welche  ein  Handelsgewerbe 
betreiben  und  auf  Grund  der  Companies  Acts  ihre  Inkorporierung  erlangt 
haben,  der  Verlust  sämtlicher  Mitglieder  eine  Auflösung  bedeute.  Da 
derartige  Korporationen  durch  ein  Parlamentsgesetz  zur  Entstehung 
«gelangt  sind,  so  können  sie  auch  nur  in  derjenigen  Weise  aufgelöst 
werden,,  welche  in  dem  Parlamentsgesetze,  dem  sie  ihr  Dasein  ver- 
danken, vorgesehen  ist.*)  Die  Nachlaß  Vertreter  (representatives)  eines 
verstorbenen  Aktionärs  (shareholder)  sind  nicht  für  ihre  Person  Mit- 
glieder der  Company^  wofern  sie  nicht  ihre  Zustimmung  zur  Eintragung 
ihrer  Namen  in  das  Aktienbuch  (register  of  members)  erteilen.  Wenn 
daher  beim  Tode  des  letzten  Mitgliedes  einer  Company  die  Testaments- 
vollstrecker (executors)  desselben  sich  weigern  oder  aus  Nachlässigkeit 
CS  verabsäumen,  sich  an  Stelle  des  Verstorbenen  in  das  Aktienbuch 
eintragen  zu  lassen,  so  besitzt  die  Company  tatsächlich  kein  Mitglied 
mehr.     Ist  sie  deswegen  ipso  jure  aufgelöst?"^) 


•)  Lindley,  ort  Companies,  sagt  S.  610,  5.  Aufl.:  „Eine  Korporation,  welche 
ihre  Rechtsfähigkeit  auf  Grund  eines  Parlamentsgesetzes  erlangt  hat,  kann  nur 
nach  der  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  Weise  oder  durch  ein  anderes  Parlaments- 
gesetz aufgelöst  werden." 

*)  Zum  Verständnis  der  obigen  Ausführungen  des  englischen  Rechtsgelehrten 
bemerke  ich,  daß  das  englische  Aktienrecht  grundsätzlich  das  reine  Aktienbuch- 
system  befolgt;  d.  h.  Mitglied  einer  incotporated  Company  ist  nur  derjenige,  dessen 
Name  in  dem  Aktienbuche  (register  of  members)  der  betreffenden  Aktiengesell- 
schaft als  Mitglied  verzeichnet  steht.  Wenn  auch  die  Companies  Act  von  1867 
i^l)  and  "^i  yict,  c.  i^l)  es  den  englischen  Aktiengesellschaften  gestattet,  voll- 
bezahlte Aktien  in  Inhaberaktien,  d.  h.  in  sogenannte  share  Warrants  to  bearer 
umzuwandeln,  so  wird  doch  von  dieser  Ermächtigung  so  gut  wie  gar  kein  Gebrauch 
gemacht.  Diese  eigentümliche  .Erscheinung  hat  ihren  Grund  darin,  daß  das  eng- 
lische Publikum  ein  tiefgehendes  Mißtrauen  gegen  das  Inhaberaktieusystem  hegt 
und  das  letztere  als  eine  Quelle  des  größten  Aktienschwindels  betrachtet.  Vgl. 
über  das  englische  System  und  über  die  in  England  in  dieser  Beziehung  herrschenden 
Rechtsanscbauungen  meine  Ausführungen  in  dem  „Jahrbuch  der  Internationalen 
Vereinigung  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre", 
Band  VI  und  Vn,  S.  218.  —  Beim  Tode  dnes  Aktionärs  geht  der  Aktienbesitz 
desselben,  ohne  daß  es  eines  besonderen  Ubertragungsaktes  bedarf,  auf  den  oder 
Jie  Testamentsvollstrecker  (executors)  oder  auf  den  oder  die  Nachlaßverwalter 
Udministrators)  über,   je  nachdem    der  Verstorbene  mit    oder  ohne  Hinterlassung 
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3.  Korporationen,  welche  ihre  Inkorporierung  auf  Grund  einer 
Königlichen  Charter  oder  auf  Grund  von  Letters  patent  (s.  Erl.  zu  §  lO 
sub  3  und  4)  erlangt  haben,  können  durch  eine  freiwillige  Zurückgabe 
(surrender)  der  Verleihungsurkunde  zur  Auflösung  gelangen.  Hierzu 
ist  regelmäßig  nur  ein  einfacher  Mehrheitsbeschluß  der  Mitglieder- 
versammlung der  betreffenden  Korporation  erforderlich.  Jedoch  in 
gleicher  Weise,  wie  eine  charter  of  incorporation  nicht  einer  Vereinigung 
gegen  deren  Willen  aufgezwungen  werden  kann,  sondern  es  zu  der 
Rechtswirksamkeit  der  Inkorporierung  einer  Annahme  (acceptance)  der 
Urkunde  seitens  der  Vereinigung  bedarf,*)  so  ist  auch  ein  surrender 
einer  einmal  angenommenen  königlichen  Verleihungsurkunde  nur  wirksam, 
wenn  die  Rückgabe  von  der  Krone  angenommen  und  in  der  vorschrifts- 
mäßigen Weise  eingetragen  (duly  enrolled)  worden  ist.  In  dem  Rechts- 
streite The  King  against  Osboume  aus  dem  Jahre  1803,  mitgeteilt  im 
4.  Bande  der  von  Edward  Hyde  East  herausgegebenen  Reports  of 
Cases  argued  and  detennined  in  tJu  Court  of  King's  Ben^h,  S.  327 — 337, 
handelte  es  sich  um  die  Rechtsgültigkeit  einer  von  König  Jacob  (James)  II. 
der  municipal  Corporation  von  Kingston -upon- Hüll  verliehenen  neuen 
Charter.  Die  städtische  Korporation  hatte  dem  Könige  die  alte  Charter 
zurückgegeben,  eine  Eintragung  (enrolment)  über  diese  Zurückgabe 
(surrender)  war  jedoch  nicht  erfolgt.  Es  wurde  erkannt,  daß  die  Rück- 
gabe der  alten  CJiarter  mangels  einer  Eintragung  (for  want  of  enrolment) 
rechtlich  unwirksam  wäre,  und  daß  demgemäß  die  alte  Charter  noch  in 
Kraft  bestände  und  die  von  König  Jacob  IL  ausgestellte  Verleihungs- 
urkunde keine  Gültigkeit  hätte.  Über  das  enrolment  vgl.  Rules  of  the 
Supreme  Court  von  1883,  Order  LXI. 

4.  Eine  durch  eine  Charter  oder  durch  Letters  patent  geschaffene 
Korporation  kann  ihre  Rechtsfähigkeit  zwangsweise  durch  Verwirkung 
(forfeiture)  der  Verleihungsurkunde  verlieren.  Die  Erklärung  einer 
forfeiture  erfolgt  im  Namen  der  Krone  durch  die  ordentlichen  Gerichte 
entweder  im  Wege  eines  scire  facias  genannten  Verfahrens  oder  im 
Wege  einer  Information  in  the  nature  of  quo  7varranto  (s.  Erl.  zu  §  24 
sub  2  Anm.  i).  Unter  scire  facias  ist  ein  7vrit  (Klagformel)  zu  ver- 
stehen, welches  neben  anderen  Zwecken  auch  dazu  dient,  eine  König- 
liche Verleihungsurkunde  (Letters  patent  oder  CJiarter)  aufzuheben. 
Ihren  Namen  hat  diese  Klagformel  von  den  W^orten  erhalten,  mit 
denen  der  Befehl  des  Gerichts  an  den  Beklagten  beginnt,  Gründe 
anzuführen  (scire  facias),  warum  eine  Vernichtung  der  fraglichen  Urkunde 
nicht  stattfinden  solle.  Das  j^issue^'  (s.  Erl.  zu  §  19  sub  3)  eines  solchen 
writ  of  scire  facias   erfolgte   früher  von   dem   sogenannten  Petty  Bag 


eines  Testafiientes  aus  dem  Leben  geschieden  ist.  Ein  solcher  Übergang  des 
Aktienbesitzes  kraft  Rechtssatzes  wird  eine  „tratismission  of  shares"*  genannt  im 
Gegensatze  zu  einem  Übergänge  des  Aktienbesitzes  auf  Grund  eines  Rechts- 
geschäftes inter  vhos  im  Wege  einer  besonderen  Übertragungshandlung.  Ein  Über- 
gang dieser  letzteren  Art  heißt  ein  transfer  of  shares. 

^)  Vgl.  die  Ausführungen  des  Chief  Justice  Lord  Denvian  in  der  Ent- 
scheidung des  Falles  Kutter  versus  Chapvian  auf  S.  117  des  8.  Bandes  der  von 
Meeson  and  Welsby  herausgegebenen  Report^  of  Cases  argued  and  determined  in 
the  Court  of  Exchequer  and  Krchequer  Chamber. 
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Office^)  des  Court  of  Chancery.  Durch  §  5  der  Grmt  Seal  Offices 
Abolition  Act  von  1884  (sy  and  38  Vict,  c.  81)  wurde  die  Aufhebung 
der  genannten  Gerichtskanzlei  verfügt,  welche  mit  dem  Tode  des  letzten 
Clerk  of  the  Petty  Bag  im  Jahre  1888  tatsächlich  erfolgte.  Seit  dieser 
Zeit  geht  das  issue  eines  writ  of  scire  facias  zum  Zwecke  der  forfeiture 
einer  Königlichen  Verleihungsurkunde  von  dem  Crown  Office  der  Kings 
Bcnch  aus.  Es  ist  hierzu  die  vorherige  Erlaubnis  (leave)  des  Attorney- 
General  einzuholen.  Diese  Erlaubnis  heißt  technisch  ein  y^fiaf^.  Über 
das  Verfahren  in  scire  facias  vgl.  die  General  Rules  ajid  Orders  of  the 
High  Court  of  Chancery  on  the  Common  Law  Side  vom  29.  Dezember  1848 
und  die  §§  zq — 31  des  Gesetzes  12  and  13  Vict.  c,  lOg.  —  Die  Krone 
kann  nicht  eine  Verwirkung  einer  charter  of  incorporation  nach  freiem 
Belieben  (at  its  pleasure)  durch  die  Gerichte  bewirken  lassen,  sondern 
nur  im  Falle  eines  triftigen  Grundes.  Als  triftige  Gründe  gelten  (vgl. 
Grant,  Laiv  of  CorporationSy  S.  302): 

a)  ein    Mißbrauch     (misuser    oder     abuse)     der    Korporations- 
befugnisse; 

b)  eine  Nichtbeobachtung  (non-observance)  der  in  der  Verleihungs- 
urkunde aufgestellten  Bedingungen;  und 

c)  eine  Täuschung  der  Krone  bei  Verleihung  der  Inkorporierungs- 
urkunde. 

Ein  Verfahren  zum  Zwecke  der  Verwirkung  einer  Verleihungsurkunde 
im  Wege  einer  information  in  the  nature  of  quo  warranto  ist  nur  zulässig, 
wenn  Gründe  der  unter  a)  genannten  Art  vorliegen,  während  ein  Ver- 
fahren im  Wege  eines  scire  facias  in  allen  drei  aufgeführten  Fällen 
möglich  ist.  Der  Unterschied  zwischen  beiden  Verfahren  liegt  darin, 
daß  im  Falle  eines  gerichthchen  Widerrufs  der  Verleihungsurkunde 
{judgment  of  rer^ocation)  im  Wege  eines  säre  facias  die  Verleihungs- 
urkunde für  immer  verwirkt  wird,  wogegen  ein  Widerruf  auf  Grund 
einer  information  unter  Umständen  nur  die  Bedeutung  eines  zeitweiligen 
Widerrufs  (iemporary  revocation)  hat,  so  daß  die  Rechtsfähigkeit  der 
betreffenden  Körperschaft  nur  solange  suspendiert  ist,  als  es  die  Krone 
für  angemessen  erachtet,  d.  h.  during  the  pleasure  of  the  Crown,  — 
Von  der  ^^ forfeiture**'  einer  Vcrleihungsurkunde  muß  scharf  unter- 
schieden werden  die  ^yVoidance^^  einer  solchen  Urkunde.  Das  Gericht 
ist  befugt,  die  voidance  auszusprechen,  wenn  die  Krone  bei  Verleihung 
einer  Charter  oder  von  Letters  patent  ihre  Befugnisse  überschritten  hat. 
Während  durch  eine  forfeiture  eine  bisher  rechtmäßig  bestehende  Ver- 
leihungsurkunde aufgehoben  wird,  stellt  eine  voidance  die  Nichtigkeits- 
erklärung einer  zu  Unrecht  erlassenen  und  daher  rechtsunwirksamen 
Urkunde  dar.  Infolgedessen  sind  Handlungen,  welche  auf  Grund  einer 
späterhin  verwirkten  (forfeited)  Vcrleihungsurkunde  vorgenommen  sind, 
rechtswirksam,  während  Handlungen  auf  Grund'  einer  hinterher  für 
nichtig  ivoid)  erklärten  Urkunde  keine  rechtliche  Wirkung  besitzen.  — 
In  dem  Rechtsfalle  The  Eastem  Archipelago  Company  versus  The  Queen 


*)  Der  Ausdruck  ,^petty  bag**  stammt  von  dem  kleinen  Sacke  (panui  ö(ii:^a)y 
in  welchem  in  früheren  Zeiten  diejenigen  ursprünglichen  Klagformeln  (ortj^ina/ 
ti'riis)  aufbewahrt  wurden,  welche  auf  Angelegenheiten  der  Krone  (busifiess  of 
tke  Crown)  Bezug  hatten. 
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aus  dem  Jahre  1853,  mitgeteilt  im  2.  Bande  der  Common  Law  Rtports,^) 
S.  145 — 185,  waren  einer  Handelsgesellschaft  durch  Leiters  patent 
Korporationsrechte  unter  der  Bedingung  verliehen  worden,  daß  von 
dem  Grundkapitale  der  Gesellschaft  in  Höhe  von  200000  Pfund  binnen 
12  Monaten  nach  dem  Datum  der  Verleihungsurkunde  mindestens  die 
Hälfte  gezeichnet  und  mindestens  50000  Pfund  bar  eingezahlt  sein 
sollten,  und  daß  die  Gesellschaft  ihren  Geschäftsbetrieb  erst  eröfftien 
durfte,  nachdem  die  Erfüllung  dieser  Bedingungen  dem  Präsidenten 
des  Board  of  Trade  (Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe)  nach- 
gewiesen war.  Die  Direktoren  der  Gesellschaft  reichten  dem  Board 
of  Trade  einen  Bericht  über  die  auf  das  Grundkapital  erfolgten 
Zeichnungen  und  Einzahlungen  ein,  welcher  unwahre  Angaben  enthielt. 
Es  wurde  erkannt,  daß  dieser  Vorgang  einen  Mißbrauch  des  der 
Gesellschaft  von  der  Krone  verliehenen  Privilegs  (an  abuse  of  the 
franchise  granted  by  the  Crown)  bedeutete,  und  daß  daher  die  Ver- 
leihungsurkunde im  Wege  eines  j-r/V^/air/Vw- Verfahrens  wegen  Mißbrauchs 
(on  the  ground  of  mtsuser)  zu  widerrufen  wäre.  In  seiner  Entscheidung 
(S.  155 — 161)  sagt  Baron  Martin:  „.  .  .  Alle  Privilegien  (francliises) 
werden  unter  der  Bedingimg  verliehen,  daß  dieselben  genau  nach  den 
Bestimmungen  der  Verleihung  (grant)  ausgeübt  werden;  und  wenn  die 
Beteiligten,  denen  die  Privilegien  verliehen  worden  sind,  es  verabsäumen, 
die  Bedingungen  der  Urkunde  zu  erfüllen,  so  kann  die  letztere  durch 
ein  scire  facias  widerrufen  werden.  .  .  .  Mr.  Justice  Blackstone  hat  als 
Rechtsprinzip  in  seinem  Kommentar  (Bd.  IV,  S.  473)  aufgestellt,  daß 
eine  Charter  wegen  Mißbrauchs  ihrer  Privilegien  verwirkt  werde,  und 
daß  in  einem  solchen  Falle  das  objektive  Recht  dahin  erkenne,  daß 
die  Körperschaft  (body  politic)  die  Bedingung  gebrochen  habe,  unter 
welcher  die  Inkorporierung  erfolgt  sei,  und  daß  demgemäß  die  In- 
korporierung hinfällig  sei."  In  derselben  Entscheidung  sagt  Mr,  Justice 
Cresswell  (S.  168 — i/i):  „.  .  .  Die  Klausel  in  der  Verleihungsurkunde, 
wonach  es  der  Gesellschaft  untersagt  war,  vor  barer  Einzahlung  eines 
gewissen  Teiles  des  Grundkapitals  ihren  Geschäftsbetrieb  zu  beginnen, 
ist  eine  Bedingung  zum  Schutze  des  Publikums  und  von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  eine  Vorschrift  von  der  äußersten  Notwendigkeit.  Denn 
die  Gläubiger  dieser  inkorporierten  co-partnership  besitzen  ja  nicht  das 
Recht,  die  Mitglieder  derselben  persönlich  in  Anspruch  zu  nehmen, 
sondern  können  sich  einzig  und  allein  an  den  corporate  body  halten. 
Wenn  daher  die  Korporation  unter  der  Flagge  und  dem  Schutze  ihrer 
Charter  ihr  Gewerbe  begann,  bevor  sfe  dazu  ermächtigt  war,  so  bildete 
dies  einen  Mißbrauch  (abuse)  der  Verleihungsurkunde,  welcher  als  not- 
wendige Folge  bedingte,  daß  im  Wege  eines  sc/ re  facias  die  Inkorporierung 
der  Gesellschaft  aufgehoben  werden  mußte." 

5.  Die  Auflösung  einer  Korporation,  welche  auf  Grund  der 
Companies  Acts  von  1862 — 1900  inkorporiert  worden  ist,  erfolgt  in  der 
von   den   genannten  Gesetzen   vorgeschriebenen  Weise.     Bis  zu  einem 

®)  Der  volle  Titel  dieser  Entscheidungssammlung  lautet:  The  Common  Latv 
Reports:  Reports  of  Cases  argued  and  determined  in  all  the  Superior  Courts  of 
Common  Law^  together  loith  cases  carried  by  xvrits  of  error  from  tkose  Courts  to 
the  Exchcquer  Chamber^  or  thence  by  appeal  to  the  J/onse  of  Lords;  also  cases 
carried  by  appeal  from  Colonial  Common  Law  Courts  to  the  Privy  Council, 
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gewissen  Grade  unterliegen  auch  andere  Vereine,  welche  nicht  auf 
Grund  der  Companies  Acts  sich  haben  inkorporieren  lassen,  den 
Auflösungsverschriften  dieser  Gesetze  (s.  Erl.  zu  §  34  sub  i).  Grund- 
sätzlich hat  in  dem  Falle,  wo  eine  Korporation  oder  ein  sonstiger 
Verein  nach  den  Bestimmungen  der  Companies  Acts  aufgelöst  werden 
Süll,  der  Auflösung  (dissolution)  ein  Liquidalionsverfahren  (winding-up) 
vorauszugehen.  In  letzerer  Beziehung  unterscheiden  die  Companies  Acts 
zwischen  drei  verschiedenen  Arten  einer  Liquidation :  voluntary  winding- 
up  (freiwillige  Liquidation),  winding-up  subject  to  the  superi'ision  of  the 
Court  (Liquidation  unter  Aufsicht  des  Gerichts)  und  winding-up  by  the 
Court  (Liquidation  durch  das  Gericht).')  Die  letztgenannte  Art  einer 
Liquidation  vertritt  die  Stelle  eines  Konkursverfahrens.  Je  nachdem 
die  eine  oder  die  andere  Liquidationsweise  stattgefunden  hat,  erfolgt 
die  Auflösung  des  betreffenden  Vereins  in  verschiedener  Weise.  Im 
Falle  einer  Liquidation  durch  das  Gericht  (winding-up  by  the  Court\ 
wd  die  Vereinigung  durch  eine  gerichtliche  Verfügung,  d.  h.  durch 
eine  sogenannte  Order  of  the  Court,  aufgelöst.  Es  bestimmt  in  dieser 
Beziehung  der  §111  der  Companies  Act  von  1862  (2$  and  26  Vict. 
c.  8g):  „Wenn  die  Geschäfte  der  Company  vollständig  abgewickelt 
worden  sind,  hat  das  Gericht  eine  Verfügung  (Order)  dahin  zu  erlassen, 
daß  die  Company  von  dem  Datum  der  Verfügung  ab  aufgelöst  sei. 
Entsprechend  dieser  Verfügung  tritt  die  Auflösung  der  Company  ein."  — 
War  dagegen  die  Liquidation  eine  freiwillige  oder  eine  solche  unter 
Aufsicht  des  Gerichts,  so  haben  die  Liquidatoren  zunächst  nach  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  des  liquidierenden  Vereins  gemäß  §  142  der 
Companies  Act  von  1862  eine  Generalversammlung,  ein  sogenanntes 
final  winding-up  meetingj  in  einer  genau  vorgeschriebenen  Weise  be- 
hufs Berichterstattung  über  den  Gang  der  Liquidation  und  behufs  Ab- 
legung  einer  Schlußrechnung   zu  berufen.**)     Der  Absatz  i  •  des   §  143 

';  Eline  kurze  Darstellung  der  Liquidation  einer  Company  auf  Grund  der 
Companies  Acts  von  1862— 1900  habe  ich  in  meinem  Buche  „Die  englische 
Aktiennovclle  vom  8.  August  1900.  (Eine  Erläuterung  und  Beurteilung  der  Re- 
form des  englischen  Aktienrechts  mit  vergleichenden .  Bemerkungen  über  das . 
deutsche  Aktienrecht)"  auf  S.  iiSflf.  gegeben.  Ich  verweise  ferner  auf  meine  Er- 
läuterungen zu  aktienrechtlichen  Entscheidungen  höchster  englischen  Gerichte  in 
Goldschmidts  Zeitschrift  für  Handelsrecht,  Bd.  LIII,  LIV,  LV  usw.;  ins- 
besondere auf  die  Erläuterungen  zu  der  Entscheidung  in  re  TeUscriptor  Syndicate^ 
Limited^  in  Band  LIV,  S.   304  fr. 

*)  Die  an  die  Mitglieder  von  dem  Liquidator  zu  sendende  Einladung  (notice) 
zu  A^Tti  final  winding-up  meeting  hat  gewöhnlich   folgenden  Wortlaut: 
l^he  ....   Company,  Limited. 
Notice   is   hereby  given    that  a  general  meeting  of  the  members  of  the 
abave-naffud  Company    will  be  held  at  (Ort),  on  ,  »  .  day,  the  ,  ,  ,  day  of 
(Monat)    nexty    at   (Zeit)    o'clock    in    the  .  .  .    noon  precisely^    to    receive    the 
liquidaior*s    report    showing  how  the  winding-up  of  the  Company   hos  been 
conducted   and   its  property  disposed  of,    to  hear  any  explanation  that  may 
be  given    by  the  liquidator,    and  to  pass   a  resolution  as  to  the  disposal  of 
the  books,  accounts,  and  other  documents  of  the  Company, 
Dated  this  .  .  .  day  of  .  .  ,   tg  .  , 

A.  B..  Liquidator. 
Witness  to  the  above  signaiuft 

C.  Z>..  Solicitor. 
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des  Gesetzes  von  1862  schreibt  dann  folgendes  vor:  „Die  Liquidatoren 
haben  dem  Registerbeamten  (registrar)  einen  Bericht  {retum)  über  die 
stattgehabte  Schlußversammlung  und  über  das  Datum,  an  welchem  die 
Versammlung  stattgefunden  hat,  einzureichen.  Nach  Ablauf  von  drei 
Monaten,  gerechnet  von  dem  Datum  der  Eintragung  des  genannten 
Berichts,  gilt  die  Company  2X^  aufgelöst  (dissolved).'^ 

6.  Außergewöhnliche  Art  der  Auflösung  auf  Grund  der  Companies 
Acts,  Der  regelmäßige  Weg,  um  die  Auflösung  (dissolution)  eines  auf 
Grund  der  Conipanies  Acts  von  1862 — \cpo  inkorporierten  Vereins 
herbeizuführen,  ist  —  wie  in  den  obigen  Erläuterungen  sub  5  dar- 
getan ist  —  die  Durchführung  eines  Liquidationsverfahrens.  Dieser 
regelmäßige  Weg  ist  indessen  mit  vielen  Kosten  verknüpft.  Es  kommt 
daher  häufig  vor,  daß  eine  Company  in  Ermanglung  von  Geldmitteln 
ihren  Geschäftsbetrieb  einfach  einstellt,  ohne  zu  einer  Liquidation  zu 
•schreiten.  In  einem  solchen  Falle  hat  die  englische  Reclitssprache  für 
eine  derartige  Korporation  den  Ausdruck  y^defunct  (abgestorbene) 
company^^  erfunden.  Tatsächlich  besteht  die  Korporation  nicht  mehr, 
rechtlich  gilt  sie  aber  noch  nicht  als  aufgelöst  (dissolved),  weil  ihr  Name 
noch  nicht  in  dem  Register  für  incorporated  Companies  gestrichen  ist. 
Eine  besondere,  in  England  wegen  der  Leichtigkeit  der  Inkorporierung 
nicht  seltene  Art  von  defunct  companies  bilden  solche  Vereinigungen, 
welche  zwar  rechtmäßig  auf  Grund  der  Companies  Acts  inkorporiert 
worden  sind,  welche  abei:  nicht  genügende  Mittel  besitzen,  um  das 
geplante  Unternehmen  zu  beginnen,  weil  sich  keine  Zeichner  für  ihre 
Aktien  finden.  Man  pflegt  Vereinigungen  dieser  Art  „abortive  companies^*^ 
zu  nennen.  Die  Companies  Act  von  1880  (4s  ^^ct.  c,  ig)  ordnet  im 
§  7  ein  besonderes  Verfahren  an,  um  diese  defunct  companies  von  Amts 
wegen  aus  dem  Register  of  Joint-Stock  Companies  zu  streichen  und 
dadurch  eine  zwangsweise  dissolution  derselben  zu  bewirken.  Der  Gang 
dieses  Verfahrens  ist  kurz  folgender:  Der  Registrar  of  Joint- Stock  Companies 
hat  an  die  betreffende  Company  ein  Erkundigungsschreiben  (letier  of 
inquiry)  zu  senden.  Empfängt  er  innerhalb  eines  Monats  keine  Antwort, 
so  hat  er  spätestens  vierzehn  Tage  nach  Ablauf  des  Monats  ein  zweites 
Schreiben  an  die  Company  zu  richten,  in  welchem  er  die  Löschung  des 
Namens  derselben  in  dem  Register  androht.  Erfolgt  auch  apf  dieses 
zweite  Schreiben  innerhalb  eines  weiteren  Monats  keine  Antwort,  oder 
trifft  die  Antwort  ein,  daß  die  Korporation  ihre  Tätigkeit  eingestellt 
habe,  so  hat  er  in  der  London  bezw.  Edinburgh  bezw.  Dublin  Gazette 
bekannt  zu  machen,  daß  nach  Ablauf  von  drei  Monaten  der  Name 
der  betreffenden  Company  aus  dem  Register  gestrichen  werde.  Vergeht 
auch  diese  Frist,  ohne  daß  dem  Registerführer  der  Nachweis  erbracht 
wird,  daß  die  Company  ihre  Tätigkeit  begonnen  bezw.  wiederaufgenommen 
habe,  so  wird  der  Name  der  betreffenden  Korporation  von  Amts  wegen 
gelöscht  und  eine  Bekanntmachung  hierüber  in  dem  vorgeschriebenen 
Amtsblatte  veröffentlicht.  Mit  dem  Tage  des  Erscheinens  dieser  Ver- 
öffentlichung gilt  die  Company  als  aufgelöst  (dissolved).  Gegen  eine 
solche  zwangsweise  Auflösung  gewährt  der  Absatz  5  des  genannten 
§  7,  in  Verbindung  mit  Absatz  2  des  §  26  der  Cotnpanies  Act  von  1900 
(63  and  64  Vict,  c.  48),  sowohl  der  Company,  wie  jedem  einzelnen  Mit- 
gliede    und    jedem    Gläubiger    derselben    ein    Recht    auf    Beschwerde 
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(appeal)  an  dasjenige  Gericht,  welches  für  Liqiüdationssachen  der  be- 
treffenden Company  zuständig  ist.  Hat  die  Beschwerde  Erfolg,  so  wird 
von  dem  Gerichte  eine  Wiedereintragung  des  Namens  der  Korporation 
in  das  Register  of  Joint- Stock  Companies  angeordnet.  Die  dissolution  gilt 
dann  als  nicht  stattgefunden.  —  Der  §  7  des  Gesetzes  von  1880  bezieht 
sich  nur  auf  den  Fall,  wo  eine  auf  Grund  der  Companies  Acts  in- 
korporierte Vereinigung  ihr  Dasein  beschließt,  ohne  zu  liquidieren,  da- 
gegen nicht  auf  den  Pall,  wo  eine  incorporated  Company  zwar  ein 
Liquidationsverfahren  einleitet,  aber  aus  irgend  welchen  Gründen  nicht 
zu  Ende  führt,  oder  zwar  ihre  Geschäfte  abwickelt,  aber  nicht  die  in 
§§  142  und  143  der  Companies  Act  von  1862  vorgeschriebenen  Schritte 
tut,  um  eine  Streichung  ihres  Namens  aus  dem  Register  zu  bewirken 
und  damit  die  Auflösung  (dissolution)  im  Rechtssinne  herbeizuführen. 
Diese  Lücke  füllt  der  Absatz  i  des  §  26  der  Companies  Act  von  1900 
(63  and  64  Vict  c,  48)  aus.  Es  wird  dem  Registerführer  in  einem 
solchen  Falle  gleichfalls  das  Recht  verliehen,  von  Amts  wegen  den 
Namen  der  Korporation  aus  dem  Register  zu  streichen.  Das  Ver- 
fahren ist  folgendes:  Glaubt  der  Register führer  einen  berechtigten 
Grund  (reasonable  cause)  zu  der  Annahme  zu  besitzen,  daß  die  Liqui- 
datoren einer  incorporated  Company  ihre  Tätigkeit  eingestellt  haben, 
ohne  dem  Registeramte  die  Beendigung  der  Liquidation  anzumelden, 
so  hat  er  an  die  Korporation,  bezw.  an  die  Liquidatoren  derselben, 
die  schriftliche  Aufforderung  zu  richten,  den  im  S  143  ^^^^  Companies 
Act  von  1862  verlangten  Bericht  über  die  Schlußversammlung,  den  so- 
genannten Return  of  Final  Winding-up  Meeting,  einzureichen.  Wird 
dem  Verlangen  nicht  binnen  sechs  Monaten  nachgekommen,  so  er- 
folgt in  dem  gehörigen  Amtsblatte  (Gazette)  die  Ankündigung,  daß  nach 
Ablauf  von  drei  Monaten  eine  amtliche  Streichung  des  Korporations- 
namens stattfinden  werde.  Der  weitere  Gang  des  Verfahrens  ist  der- 
selbe, wie  der  in  §  7  der  Companies  Act  von  1880  vorgesehene. 

7.  Eine  Korporation  wird  endlich  aufgelöst  durch  Ablauf  der 
etwa  in  der  Inkorporierungsurkunde  für  die  Lebensdauer  der  be- 
treffenden Körperschaft  vorgesehenen  bestimmten  Zeit  (dissolution  by 
efflux  of  time).  Wie  ich  in  meinen  Erläuterungen  zu  §  16  sub  4  aus- 
geführt habe,  besitzt  die  Krone  auf  Grund  der  §§  29  und  30  der 
Letters  Patent  Act  von  1837  (7  Will.  IV  and  I  Vict,,  c.  73)  die  Befugnis, 
Korporationsrechte  nicht  nur  auf  eine  unbestimmte,  sondern  auch  auf 
eine  von  vornherein  genau  bestimmte  und  fest  abgegrenzte  Zeitdauer 
zu  verleihen,  und  hat  von  diesem  letzteren  Rechte  mehrfachen  Ge- 
brauch gemacht.  Ist  nun  die  in  der  Verleihungsurkunde  vorgesehene 
Zeit  verstrichen,  ohne  daß  die  Krone  eine  Erneuerung  der  Urkunde 
vorgenommen  oder  eine  Verlängerung  der  Lebensdauer  der  betreffenden 
Korporation  verfügt  hat,  so  ist  ipso  jure  ein  Verlust  der  Korporations- 
rechte eingetreten. 

§  34. 
Eine  Korporation,  welche  den  Vorschriften   der  Companies 
Acts  von  1862 — 1900  unterworfen  ist,^  verliert  mit  dem  Beginne 
des  Liquidationsverfahrens   ihre  legal  capaciiy^    Jedoch  ist  der 
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•jeweilige  Liquidator  der  Korporation  befugt,  unter  Beobachtung 
der  in  den  genannten  Gesetzen  enthaltenen  Vorschriften  das 
Vermögen  der  Korporation  zu  verwalten  und  die  Rechte  der 
Korporation  geltend  zu  machen.^ 

*  Unter  diese  Kategorie  fallen  viele  Korporationen,  welche  ursprünglich  nicht 
ihre  Inkorporieruug  auf  Grund  der  Comfanies  Acts  erlangt  haben:  Cümpanies  Act, 
1862,  SS.    199 — 204;  Industrial  and  Pj-iwident  Societ'us  Act,   1876,  s.   17. 

2  Ke   Wiltshire  Iran  Co,  L.  R.  3   Ch.  App.  443. 

'  Cotnpanies  Act,    1862,  s.  95. 

addUional  liquidators  4  Itidustrial  and  ProvidetU  Societies  x 

Bee^inn  der  Liquid.ition  3  Laiv  Reports  3  Anm.  7 

committee  of  inspecHon  4  Liquidatoren  4 

Companies  Acts,  1862 — 1900   i  Anm.  i  official  receiver  4 

Company  (Begriflfsbcstimmung)  i  Anm.  a  special  manager  4 

contributory  4  Anm.  8  Verlust  der  legal  capacity  a 

Council  0/ Law  Reporting  3  Anm.  7  unregistered  companies  x^ 

I.  Den  Liquidationsvorschriften  der  Companies  Acts  von  1862 — 1900^) 
unterliegen  nicht  nur  die  auf  Grund  dieser  Gesetze  inkorporierten  Kapitals- 
assoziationen (companies),'^)  sondern  bis  zu  einem  ge\\TSsen  Grade  auch 
andere  Vereinigungen: 


^)  Unter  dem  zusammenfassenden  Ausdrucke  „  Thf  Companies  Acts,  1862  — rgoo" 
sind  folgende  Parlamentsgesetze  gemeint: 

T/ie  Companies  Act,   1862  (25  and  26    Vict.  c.  8()). 

The  Companies  Seals  Act,  1864  (2j  and  28    Vict,  c,  iq), 

The  Companies  Act,  i86j  (^0  and  ^i    Vict.  c.   iji). 

The  yoint  Stock  Companies  Arrangement  Act,  18'/ 0  ('^^  and  ^4  Vict.  c.  104.). 

The  Companies  Act,   i8jj  (40  and  41    Vict.  c.  26). 

The  Companies  Act^  l8/q  (42  and  4^    Vict.  c.  j6). 

The  Companies  Act^   f88o  (4j^    Vict.  c.   i(j). 

The  Cotnpanies  (Coionial  /Registers)  Act,   i88i^  (46  and  47    Vict.  c.  ^o), 

The  Companies  Act,   1886  (4g  and  ^0    Vict.  c.  2'^). 

The  Companies    (Memorandum    of    Association)    Act,    i8gO    (^J    and    ^4 
Vict.  c.  62). 

The  Companies  (IPinding-up)  Act,   i8go  (^'^  and  54    Vict.  c.  6^). 

The  Directors*  Liability  Act.   i8cjo  ("5*^  and  54    Vict.  c.  64). 

The  Companies  (PVindifig-up)  Act,   i8g']  (^6  and  ^y    Vict.  c.  ^8). 

The  Companies  Act,   i8g8  (6r  and  62    11  ct.  c.  26). 

The  Companies  Act,  iqoo  (61  and  62  Vict.  c.  48). 
Die  Companies  Act  \on  1886  gilt  lediglich  für  Schottland  und  enthält  Vorschriften 
über  ein  winding-up  by  the  Court  oder  subject  to  the  supervision  of  the  Court 
(s.  Erl.  zu  §  33  sub  5)  einer  schottischen  Company.  Im  Gegensatze  hierzu  gelten 
die  Companies  (Winding-np)  Act  von  1890  und  die  Companies  (Winding-up)  Act 
von   1893  'lu'"  füf  englische  Companies. 

*j  Für  den  Ausdruck  „Company*^  gibt  Lord  Lindley.  in  seinem  Werke 
,,A  Treatise  on  the  Law  and  Practice  of  Joint-Stock  and  other  Companies**,  S.  I, 
folgende  Begriffsbestimmung:  ,, Unter  einer  Company  ist  eine  Vereinigung  mehrerer 
Personen  zu  verstehen,  welche  Geld  oder  geldwertige  Einlagen  (money  or  money*s 
liWfih)  auf  ein  gemeinschaftliches  (rrundkapital  (common  stock)  machen  und  letzteres 
zu  dem  Betriebe  irgend  eines  Handels-  oder  sonstigen  Unternehmens  verw.enden, 
und  welche  an  dem  etwa  sich  ergebenden  Gewinne  oder  Verluste  teilnehmen. 
Der  durch  diese  Einlagen  zusammengebrachte  common  stock  wird  in  Geld  angegeben 
(denoted  in  money)  und  bildet  das  .capitah  der  Company,  Die  Personen,  welche 
Einlagen  auf  das  Grundkapital  machen,  oder  denen  das  Grundkapital  gehört,  heiiSen 
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a)  Gemäß  §  199  der  Campanies  Act  von  1862  (25  and  26  Vict» 
c.  8g)  kann  ein  jeder  Verein  (any  partturshif,  association^  or  Company), 
der  aus  mindestens  sieben  Mitgliedern  besteht  und  nicht  in  das 
Register  of  Joint-Stock  CompanUs  eingetragen  ist,  im  Wege  einer 
Liquidation  durch  das  Gericht  {winding-up  by  the  Court;  s.  Erl.  zu 
$  2i^  sub  5)  zur  Auflösung  gebracht  werden.  Diese  Vorschrift  gilt 
nicht  für  Eisenbahngesellschaften  (railway  companics),  welche  auf 
Grund  eines  besonderen  Parlamentsgesetzes  (special  Act  of  Parliament) 
inkorporiert  worden  sind.«)  Des  weiteren  fallen  nicht  unter  die  Vor- 
schrift des  genannten  §  199  die  municipal  corporations  und  die 
ecclesiastical  corporations  (s.  Erl.  zu  §  14  sub  2),  sowie  endlich  nicht  alle 
sonstigen  twn-commercial  corporations^  deren  Korporationsrechte  auf 
einer  Königlichen  Verleihungsurkunde  beruhen.*)  Diejenigen  Ver- 
einigungen, welche  der  Vorschrift  des  §  199  unterliegen,  werden  mit 
dem  zusammenfassenden  Namen  ^unregistered  companies'^  bezeichnet. 
Gemäß  Ziffer  2  des  §  199  kommen  für  diese  Vereinigungen  einzig 
und  allein  die  Bestimmungen  der  Companies  Acts  über  eine  Liquidation 
durch  das  Gericht  in  Betracht,  dagegen  nicht  die  Bestimmungen 
über  eine  freiwillige  Liquidation  {iwluntary  winding-up)  oder  über 
eine  Liquidation  unter  Aufsicht  des  Gerichts  (winding-up  subject  to 
the  supervision  of  tfie  Court),  Nach  Ziffer  3  desselben  Paragraphen 
kann  (may)  für  unregistered  companies  eine  Auflösung  im  Wege  eines 
winding'Up  by  the  Court  in  folgenden  Fällen  eintreten: 

a.  in  jedem  Falle,  wo  die  Company  aufgelöst  wird  oder  den 
Betrieb  ihres  Unternehmens  gänzlich  eingestellt  hat  oder  das  letztere 
nur  zum  Zwecke  der  Abwicklung  ihrer  Geschäfte  fortsetzt; 

3.  in  jedem  Falle,  wo  die  Company  unfähig  ist,  ihre  Schulden 
zu  bezahlen;  und 

7.  in  jedem  Falle,  wo  nach  Ansicht  des  Gerichts  eine  Liquidation 
der  Vereinigung  gerecht  und  billig  (just  and  equitable)  erscheint. 
Unter  Ziffer  4  des  §  199  werden  die  Fälle  aufgezählt,  in  welchen 
eine  unregistered  Company  als  unfähig,  ihre  Schulden  zu  bezahlen 
(itnable  to  pay  its  debts),  gilt.  Die  §§  200 — 204  des  Gesetzes  von  1 862 
treffen  sodann  Bestimmungen  über  die  Beitragspflichtigen  (contributories) 
zur  Begleichung  der  Verbindlichkeiten  der  unregistered  Company  und 
zur  Bestreitung  der  Liquidationskosten,  sowie  Ober  Klagen  im  Namen 
oder  gegen  die  liquidierende  Vereinigung  und  über  die  Rechte  und 
Pflichten  der  Liquidatoren. 


Mitglieder  (members).  Der  Anteil  an  dem  (Irundkapital  (Proportion  of  capital)^ 
auf  welchen  jedes  Mitglied  Anspruch  hat,  heißt  sein  ^share*.  Diese  Anteile  sind 
jedeneit  äbertragbar  (transferable)^  wenn  auch  das  Ubertragungsrecht  (the  ri^ht  to 
tramfer  tkem)  oftmals  an  mehr  oder  weniger  erschwerende  Bedingungen  geknüpft 
ist.*'  Hat  eine  solche  Company  Korporationsrecbte  erlangt,  so  spricht  man  von 
einer  incorporated  Company» 

*)  Für  railway  companies  kommen  hier  in  Betracht  die  Abandonment  of 
Railways  Act  von  1850  (l^  onä  14  J'ict.  c.  8':^)  und  der  ij  4  <ler  Abandonment 
cf  Railway s  Act  von   1869  (y2  and  ^    Vict,  c,   II 4). 

*)  Vgl.  hierüber  Seward  Brice,  The  Law  of  Corporations  and  Companies, 
3.  Aufl.,  S.  783. 
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b)  Gemäß  §  58  der  Industrial  and  Prauident  Societies  Act  von  1893 
(56  and  5/  Vict  c.  39)^)  kann  die  Auflösung  (dissolution)  einer 
industrial  and  pravident  society  entweder  in  Verfolg  einer  Verfügung 
des  zuständigen  Gerichts  über  Eröffnung  des  gerichtlichen  Liquidations- 
verfahrens (order  to  wind-up  the  society)  oder  auf  Grund  eines  nach 
den  Vorschriften  der  Companies  Acts  gefaßten  Generalversammlungs- 
beschlusses über  Vornahme  einer  Liquidation  in  die  Wege  geleitet 
werden;  oder  die  Auflösung  des  Vereins  kann  sich  auch  dadurch 
vollziehen,  daß  mindestens  drei  Viertel  sämtlicher  Mitglieder  zu  der- 
selben ihre  Zustimmung  erteilen  und  durch  Unterschrift  unter  die 
Auflösungsurkunde  (instrument  of  dissolution)  ihr  Einverständnis 
bescheinigen.  —  Unter  einer  industrial  and  pnwident  society  ist  ein 
■  Produktions-  und  Konsumverein  zum  Besten  der  arbeitenden  Klassen 
zu  verstehen,  welcher,  wofern  er  aus  mindestens  sieben  Mitgliedern 
besteht,  sich  in  das  Register  of  Friendly  Societies  (s.  Erl.  zu  §  15 
sub  II,  2)  eintragen  lassen  darf.  Eine  solche  eingetragene  Erwerbs- 
und Wirlschaftsgenossenschaft  genießt,  falls  sie  lediglich  an  Mitglieder 
imd  nicht  auch  an  Außenstehende  verkaqft,  Befreiung  von  der 
Einkommensteuer  (exetnption  from  incotne  tax).  Ein  weiteres  wichtiges 
Privileg  dieser  eingetragenen  Vereinigungen  ist  die  beschränkte  Haftung 
ihrer  Mitglieder  für  Vereinsverbindlichkeiten.  Gemäß  §  4  des  Gesetzes 
von  1893  kann  sich  die  Tätigkeit  einer  industrial  and prai^ident  society 
auf  den  Betrieb  irgend  eines  in  ihren  Satzungen  (rules)  aufgeführten 
und  gestatteten  Industriezweiges,  Unternehmens  oder  Handelsgewerbes 
(any  industrieSy  busin  esse Sy  or  trades)  en  gros  oder  en  detail  (whether 
wfwlesale  or  retail)  erstrecken,  einschließlich  Immobiliargeschäfte 
jeder  Art  (including  dealings  of  every  description  with  land).  Jedoch  darf 
kein  Anteil  eines  Mitgliedes  den  Betrag  von  200  Pfund  (40x30  Mark) 
übersteigen.  Besondere  Bestimmungen  sind  ferner  für  den  Fall 
erlassen,  wo  eine  industrial  and  prcwident  society  ein  Bankgewerbe 
(Business  of  banking)  betreibt. 

2.  Eine  Korporation,  welche  den  Vorschriften  der  Companies  Acts 
von  1862 — iqoo  unterworfen  ist,  verliert  mit  dem  Beginne  des 
Liquidations Verfahrens  ihre  legal  capacity.  (^.A  Corporation  which  is  sub- 
ject  to  the  proinsions  of  the  Companies  Acts  1862 — IQOO^  loses  its  legal 
capacity  by  the  commencetnent  of  proceedings  for  winding-upJ^)  Dieser 
auffallende  Satz  des  §  34  der  Kompilation  muß  mit  großer  Vorsicht 
gelesen  und  verstanden  werden.  Er  bedeutet  nicht,  daß  die  betreffende 
Korporation  mit  dem  Beginne  der  Liquidation  ihre  Korporationsrechte 
oder  ihre  Eigenschaft  als  juristische  Person  (ihren  sogenannten  „corporate 
State'')  einbüßt,  sondern  besagt  nur,  daß  die  verfassungsmäßigen  Or- 
gane der  Korporation   ihre  Tätigkeit  einzustellen  haben,   und  daß  ihre 


*)  Der  §  58  des  oben  genannten  Gesetzes  von  1893  ersetzt  den  in  Anm.  I 
zu  dem  Gesetzestexte  des  §  34  der  Kompilation  angeführten  §  17  der  Industriül 
and  Provident  Societies  Act  von  1876  (^^(j  and  40  P'ict.  c.  4^),  Gemäß  Schedule  I 
des  Gesetzes  von  1893  ist  das  Gesetz  von  1876  aufgehoben  (repea/ed)  und  an 
seine  Stelle  die  Industrial  and  ProTident  Societies  Act  von  1893  getreten,  welche 
—  abgesehen  von  einigen  Änderungen  und  Zusätzen  —  im  wesentlichen  den 
gleichen  Inhalt  wie.  das  aufgehobene  Parlamentsgesetz  hat. 
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Funktionen  nunmehr  von  dem  oder  den  Liquidatoren  auszuüben  seien. 
Aber  auch  in  diesem  einschränkenden  Sinne  gilt  der  Satz  unbedingt 
nur,  soweit  es  sich  um  eine  Liquidation  durch  das  Gericht  (winding- 
up  by  the  Court)  handelt.  Im  Falle  einer  freiwilligen  Liquidation 
(voluntary  winding-up)  gestattet  der  §  133  der  Companies  Act  von  1862 
unter  Ziffer  5,  erforderlichenfalls  die  bisherigen  ydirectors"^  in  ihrer 
Amtstätigkeit  zu  belassen.*)  Der  Verlust  der  Rechtspersönlichkeit  einer 
liquidierenden  Korporation  tritt  erst  nach  Durchführung  des  Liquidations- 
verfahrens mit  der  sogenannten  ^^dissolution*'^  (s.  Erl.  zu  §  33  sub  5 
und  6)  der  Körperschaft  ein. 

3.  Beginn  der  Liquidation.  Der  Zeitpunkt  des  Beginnes  einer 
Liquidation  ist  verschieden,  jenachdem  es  sich  um  ein  winding-up  by 
the  Court  oder  um  ein  voluntary  winding-up  handelt.  Eine  etwaige 
Liquidation  im  Wege  eines  winding-up  subject  to  the  supervision  of 
the  Court  kommt  hier  nicht  in  Betracht,  da  ein  solches  Verfahren  ge- 
mäß §  147  der  Companies  Act  von  1862  nur  eintreten  kann,  nachdem 
eine  freiwillige  Liquidation  schon  ihren  Anfang  genommen  hat.  Be- 
züglich des  Beginnes  einer  freiwilligen  Liquidation  schreibt  der  §  130 
des  Gesetzes  von  1862  folgendes  vor:  „Ein  voluntary  winding-up  be- 
ginnt im  Rechtssinne  mit  dem  Zeitpunkte,  ku  welchem  der  ein  solches 
Liquidationsverfahren  genehmigende  Beschluß  [der  Generalversammlung] 
gefaßt  (passed)  wird."  Gemäß  §  129  desselben  Gesetzes  kann  nun  ein 
Beschluß  entweder  in  Form  einer  extraordinary  resolution  oder  in  Form 
einer  special  resolution  (s.  Erl.  zu  §  25  sub  i)  gefaßt  werden.  Liegt 
letzterer  Fall  vor,  so  bildet  den  Anfangspunkt  der  Liquidation  die 
Bestätigung  des  Liquidationsbeschlusses  auf  dem  sogenannten  confir- 
matory  meeting:  vgl.  die  Entscheidung  in  Hornby  s  Case  aus  dem  Jahre 
1869,  mitgeteilt  im  19.  Bande  der  Law  Times  Reports^  S.  237.  — 
Über  den  Anfangspunkt  der  Liquidation  im  Falle  eines  winding-up  by 
the  Court  besagt  der  §  84  der  Companies  Act  von  1882:  „Die  Liqui- 
dation einer  Company  durch  das  Gericht  beginnt  im  Rechtssinne  mit 
dem  Zeitpunkte  der  Einreichung  des  Eröffnungsantrages  (at  the  time 
of  tht  presentation  of  the  Petition  for  winding-up).^''  Es  ergibt  sich  so- 
nach, daß  der  Eröffnungsbeschluß  (order  for  ivinding-up)  des  Gerichts 
rückwirkende  Kraft  besitzt.  Diese  Anordnung  erzeugt  unter  Umständen 
erhebliche  Schwierigkeiten:  Denn  der  §  153  des  Gesetzes  von  1862 
trifft  nachstehende  Bestimmung:  „Wenn  eine  Company  durch  das  Ge- 
richt oder  unter  Aufsicht  des  Gerichts  liquidieren  soll,  so  sind  alle 
Verfügungen  über  das  Vermögen,  über  die  Effekten  und  über  die 
Forderungen  der  Vereinigung  (all  dispositions  of  the  property^  effects, 
and  things  in  action  of  the  compafiy)^  sowie  jede  Übertragung  von  Aktien 
(transfer  of  shares;  s.  Erl.  zu  §  33  sub  2  Anm.  3)  oder  Änderung  in 
dem  Mitgliederstande  der  Vereinigung  (alteration  in  the  Status  of  the 
members  of  the  Company),  welche  in  der  Zeit  zwischen  dem  Beginne 
der  Liquidation  (commencemefit  of  the  winding-up)  und  dem  Erlasse  des 


*)  Der   genannte    §   133    besagt    unter  Ziffer  5:     „Upon    the   appointmeut   of 

liquidators    all  the  power s    of  the  directors  shall  cease,    except   in   so  far   as   the 

Company  in  general  meeting yr  the  liquidators  may  sanction  the  continuance  of  stich 
powers."* 
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Eröffnungsbeschlusses  (order  for  winding-up)  vorgenommen  werden, 
nichtig  (void),  es  sei  denn,  daß  das  Gericht  anderweitig  verfügt."  — 
In  dem  Rechtsfalle  in  re  Wiltshire  Iran  Company  oder  ex  parte  Pearson 
aus  dem  Jahre  1868,  mitgeteilt  im  3.  Bande  der  Law  Reports  über 
Chancery  Appeal  Cases,  including  Bankrupicy  and  Lunacy  Cases,  before 
the  Lord  Chancellor  and  the  Court  of  Appeal  in  Chancery j  S.  443 — 452, 
hatte  ein  Direktor  der  Wiltshire  fron  Company,  nachdem  ein  Antrag 
auf  gerichtliche  Liquidation  (petition  for  winding-up)  der  Company  gestellt 
worden  war,  aber  bevor  das  Gericht  einen  Eröffnungsbeschluß  (order  for 
winding'up)  erlassen  hatte,  mit  einem  gewissen  Pearson,  der  sich  in 
Unkenntnis  über  die  beantragte  gerichtliche  Liquidation  befand,  einen 
Vertrag  über  eine  Eisenlieferung  geschlossen.  Pearson  hatte  den  aus- 
bedimgenen  Kaufpreis  sofort  bar  bezahlt;  die  Wiltshire  fron  Company 
hatte  das  verkaufte  Eisen  unter  der  Adresse  des  Pearson  auf  Wagen 
der  Great  Western  Railway  Company  verladen  lassen.  An  dem  Tage, 
an  welchem  das  Gericht  die  Order  for  winding-up  erteilte,  befand  sich 
die  Eisenladung  im  Gewahrsam  der  Great  Western  Railway  Company, 
welche  die  nach  den  Bedingungen  des  Kaufvertrages  von  der  Wiltshire 
fron  Company  zu  zahlende  Fracht  (freight)  noch  nicht  erhalten  hatte. 
Der  von  dem  Gerichte  ernannte  Liquidator  beimtragte  bei  dem  Court 
of  Chancery  einen  gerichtlichen  Befelil  an  die  Great  Western  Railway 
Company  auf  Herausgabe  der  Eisenladung  an  ihn.  Das  Gericht  wies 
den  Antrag  ab.  Der  Liquidator  legte  Berufung  bei  dem  Court  of 
Appeal  in  Chancery  ein.  Das  Berufungsgericht  erkannte,  daß  im  vor- 
liegenden Falle  der  Verkauf,  obwohl  er  nach  Stellung  des  Antrages 
auf  Eröffnung  der  gerichtlichen  Liquidation  stattgefunden  hätte,  auf- 
recht zu  erhalten  wäre,  und  verfügte  die  Herausgabe  der  Eisenladung 
an  den  Pearson,  In  den  Rechtsausführungen  seines  Urteils  sagte  Lord 
Justice  Lord  Cairns  (S.  446 ff.):  „Die  wahre  Streitfrage  ist,  ob  zur  Zeit 
des  Erlasses  der  winding-up  order  das  Eisen,  ganz  abgesehen  von  ^  den 
Wirkungen  des  Liquidationsverfahrens,  Eigentum  der  Company  oder 
des  Pearson  war.  War  es  Eigentum  des  Pearson,  -so  hat  gemäß 
§  153  der  Companies  Act  von  18Ö2  das  Gericht  freie  Hand  (a  discretion). 
die  Transaktion,  durch  welche  Pearson  das  Eigentum  erwarb,  für  un- 
gültig oder  gültig  zu  erklären.  Bestand  dagegen  zur  Zeit  des  Er- 
öffnungsbeschlusses nur  eine  obligatorische  Forderung  (if  the  matter  .  . 
rested  only  in  contract)  und  war  das  Eisen  noch  pjgentum  der  Company^ 
dann  muß  nach  zwingender  Rechtsvorschrift  das  Eisen  als  Teil  des 
Vermögens  der  Company  behandelt  werden  und  dem  Pearson  verbleibt 
nur  ein  Anspruch  als  unbevorrechtigter  Gläubiger  {as  a  general  creditor) 
gegen  die  Company  wegen  Vertragsbruch.  .  .  .  Der  §  153  bestimmt 
unzweifelhaft,  daß  alle  Verfügungen  über  das  Vermögen  der  Company, 
welche  in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  Liquidalionseröffbung  (com- 
7nencement  of  the  winding-up),  d.  h.  der  Einreichung  des  Eröffnungs- 
antrages (presentation  of  the  Petition),  und  dem  gerichtlichen  Eröffnungs- 
beschlusse  (order  for  winding-up)  vorgenommen  werden,  nichtig  sein 
sollen,  soweit  nicht  das  Gericht  anderweitig  verfügt.  Dies  ist  eine  sehr 
heilsame  und  notwendige  Vorschrift,  um  zu  verhindern,  daß  in  der 
Zwischenzeit,  bevor  eine  mündliche  Verhandlimg  (hearing)  über  den 
Eröffnungsantrag   stattfinden   kann,    eine   ungehörige  Veräußerung   und 
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Verschleuderung  des  Vermögens  einer  sterbenden  Company  (an  improper 
alimation  and  dissipation  of  the  property  of  a  Company  in  extremis)  vor- 
genommen werde.  In  dem  Falle  jedoch,  wo  für  eine  Company^  welche 
tatsächlich  sich  noch  im  Betrieb  befindet,  ...  ein  Antrag  auf  gericht- 
liche Liquidation  gestellt  wird,  —  ein  Antrag,  der  Erfolg  oder  Miß- 
erfolg haben  kann,  —  würde,  wenn  man  annehmen  müßte,  daß  Ge- 
schäfte, welche  im  gewöhnhchen  Geschäftsbetriebe  bona  fide  geschlossen 
und  erfüllt  worden  sind,  angefochten  und  nach  freiem  Ermessen  des 
Gerichts  nicht  aufrecht  erhalten  werden  könnten,  das  Ergebnis  sein, 
daß  die  Einreichung  eines  Antrages  auf  geriditliche  Liquidation,  mag 
der  Antrag  begründet  sein  oder  nicht,  ipso  facto  den  Geschäftsbetrieb 
der  Company  lahmlegen  und  ohne  irgend  einen  ausgleichenden  Vorteil 
diejenigen  auf  das  schwerste  schädigen  würde,  welche  Ansprüche  auf 
das  Aktivvermögen  (assets)  der  Company  besitzen "  —  Als  Er- 
gebnis der  Entscheidung  in  re  Wiltshire  Iron  Company  ist  an  die  Spitze 
des  betreffenden  Law  Report  von  dem  Council  of  Law  Reporting"^) 
folgende  Rechtsregel  gestellt:  ^Bona  fide  Verfügungen  über  das  Ver- 
mögen einer  Company j  welche  im  gewöhnlichen  Laufe  ihres  Geschäfts- 
betriebes nach  Einreichung  des  Antrages  auf  Eröffnung  einer  gericht- 
lichen Liquidation  (after  the  presenting  of  a  petition  for  winding-up) 
getroffen  und  vor  Erlaß  der  winding-up  order  vollständig  ausgeführt 
(compUted)  sind,  werden,  wie  selbstverständlich  (as  of  course),  von  dem 
Gerichte  in  Ausübung  des  ihm  durch  §  153  der  Companies  Act  von 
1862  verliehenen  freien  Rmiessens  als  rechtsgültig  bestätigt  (confirmed) 
werden.  In  dem  Falle  jedoch,  wo  solche  Verfügungen  noch  un- 
vollständig (ificomplete)  sind  und  zur  Zeit  des  Erlasses  des  Eröffnungs- 
beschlusses (order  for  winding-up)  in  einem  obligatorischen  Ansprüche 
beruhen  (rest  in  contract),  besitzt  das  Gericht  keine  diskretionäre 
Befugnis  (no  discretionary  poiuer),  eine  Erfüllung  des  Vertrages  an- 
zuordnen. Es  hat  daher  die  Person,  mit  welcher  der  Vertrag  geschlossen 
wurde,  auch  wenn  sie  ihr  Geld  schon  bezahlt  hat,  nur  einen  gewöhn- 
lichen Anspruch  als  Gläubiger  (a  general  claim  as  a  creditor)  auf 
Schadensersatz  für  Vertragsbruch  (for  damages  in  respect  of  the  breach 
of  contract).'' 

4.  Zur  Abwicklung  der  Geschäfte  der  liquidierenden  Vereinigung 
sind  ein  oder  mehrere  Liquidatoren  zu  ernennen.  Die  Wahl  der 
Liquidatoren  liegt  im  Falle  einer  freiwilligen  Liquidation  grundsätzlich 
der  Generalversammlung  ob:  vgl.  Ziffer  3  des  §  133  der  Companies  Act 
von  1862.  Es  kann  jedoch  auch  gemäß  §  135  desselben  Gesetzes  die 
Generalversammlung  im  Wege  einer  extraordinary  resolution  (s.  Erl.  zu 

')  Seit  dem  Jahre  1865  werden  die  offiziellen  Law  Reports  von  einem  so- 
genannten Council  of  Law  Repartiug  herausgegeben.  Über  die  geschichtliche 
Entwicklung  und  den  heutigen  Zustand  der  für  das  englische  Recht,  als  ein  case 
läw  (Aev  Judge-madf  law  {s.  Erl.  zu  §  i  sub  3  Anm.  4),  äußerst  wichtigen  Her- 
stellung und  Herausgabe  von  Entscheidungssammlungen  vgl.  Daniel,  Uistory 
and  Origin  of  the  Law  Reports;  Sir  Frederic  Pollock,  A  First  Book  of 
Jurisprudence,  Part  IL  Chapter  V  {,Jmw  Reports^').  S.  274-  298;  John 
William  Wallace,  The  Reporters  arranged  and  characterised  icith  iuci dental 
remarks;  und  den  Aufsatz  von  Lord  Lindley  über  „J/istory  of  the  Law  Reports'' 
im  I.  Bande  der  La7V  Quaterly  Review,  S.   137  ff. 
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§  25  sub  i)  die  Befugnis  zur  Ernennung  von  Liquidatoren  auf  die 
Gläubiger  der  Company  oder  auf  einen  Gläubigerausschuß  (committee  of 
creditors)  delegieren  (delegate).  Sollte  aus  irgend  welchen  Gründen  in 
einem  freiwilligen  Liquidations verfahren  kein  Liquidator  tätig  sein,  so 
kann  das  Gericht  auf  Antrag  eines  Beitragspflichtigen  (contributory)^) 
einen  oder  mehrere  Liquidatoren  zur  Durchführung  des  voluntary 
winding'Up  bestellen.  Des  weiteren  hat  bei  Nachweis  eines  triftigen 
Grundes  (on  due  cause  s/unvn)  das  Gericht  die  Befugnis,  einen  Liquidator 
einer  freiwillig  liquidierenden  Company  seines  Amtes  zu  entsetzen  (to 
remoz^e)  und  an  dessen  Stelle  einen  anderen  Liquidator  zu  berufen, 
,Jo  act  in  the  matter  of  a  voluntary  winding-up^^  \  vgl.  §  141  der 
Companies  Act  von  1862  und  die  Entscheidung  in  re  Sunlight  Incandescent 
Lamp  Company  aus  dem  Jahre  igoo,  mitgeteilt  im  ög.  Bande  der  Lcrw 
Journal  Reports^  Decisions  of  the  Chancery  Division  etc.y  S.  873.  —  Im 
Falle  einer  gerichtlichen  Liquidation  (winding-up  by  the  Court)  hat  das 
Gericht  entweder  mit  Erlaß  des  Eröffnungsbeschlusses  oder  schon 
vorher  auf  Grund  des  Eröffnungsantrages  einen  amtlichen  Masse- 
verwalter (official  receiver)  zum  provisorischen  Liquidator  zu  ernennen, 
welcher  späterhin  zur  völligen  Durchführung  der  Liquidation  beibehalten 
oder  durch  einen  oder  mehrere  Liquidatoren  ersetzt  werden  kann: 
vgl.  §  4  der  Companies  (Windin g-up)  Act  von  1890  (S3  and  54  Vi  ct. 
c.  63).  Gemäß  §  5  des  letztgenannten  Gesetzes  kann  auf  Antrag  des 
official  receti^er  das  Gericht  auch  einen  sogenannten  ^ySpecial  manager 
of  the  estate  or  business  of  t/ie  compafiy^^  d.  h.  eine  Person  zur  Leitung 
der  Vermögensverwaltung  oder  des  Unternehmens  der  liquidierenden 
Vereinigung  ernennen.  Ferner  gewährt  der  §  6  die  Möglichkeit  zur 
Bestellung  eines  sogenannten  committee  of  inspection  auf  besonderen 
Antrag  der  Beitragspflichtigen  und  Gläubiger  der  Company,  Dieser 
Kontrollausschuß  hat  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  Tätigkeit  des 
oder  der  Liquidatoren  zu  beaufsichtigen.  Bestimmte,  in  dem  §  12  der 
Companies  (Windirig-up)  Act  von  1890  aufgezählte  Handlungen  dürfen 
die  Liquidatoren  nur  mit  Genehmigung  (safution)  des  etwaigen  committee 
of  inspection  vornehmen.  —  Wird  eine  bereits  eingeleitete  freiwillige 
Liquidation  unter  Aufsicht  des  Gerichts  zu  Ende  geführt  (winding-up 
subject  to  the  supervision  of  the  Court),  so  kann  das  Gericht  nach  Erlaß 
der  sogenannten  supervision  order  neben  den  schon  vorhandenen 
Liquidatoren  noch  ein  oder  mehrere  y^cidditional  liquidators^^  bestellen: 
vgl.  §  150  der  Companies  Act  von  1862.  —  Über  die  Befugnisse  der 
Liquidatoren  vgl.  §  133  (freiwillige  Liquidation),  §  95  (gerichtliche 
Liquidation)  und  §  151  (Liquidation  unter  Aufsicht  des  Gerichts)  des 
Gesetzes  von  1862.    Die  Liquidatoren  haben  das  Vermögen  des  Vereins 

^)  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „Beitragspflichtiger**  (contributory) 
gibt  der  5}  74  der  Companies  Act  von  1862  folgende  Erklärung:  „Die  Bezeichnung 
^,contributor\'*'  meint  jede  Person,  welche  verpflichtet  ist,  zu  dem  Aktivvermögen 
(assets)  einer  liquidierenden  Company  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  bei- 
zusteuern (io  contribute).  Des  weiteren  soll  bei  allen  Maßnahmen  zur  Feststellung 
derjenigen  Personen,  welche  als  Beitragspflichtige  anzusehen  sind,  und  bei  allen 
der  endgültigen  Feststellung  dieser  Personen  vorausgehenden  Maßnahmen  unter  den 
besagten  Ausdruck  auch  jede  Person  fallen,  welche  angeblich  ein  Beitragspflichtiger 
ist  (any  person  alleged  to  be  a  contributory)*" 
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zu  ven*alien  und  die  Rechte  des  Vereins  geltend  zu  machen.  Da  das 
Erlöschen  des  Vereins  erst  nach  Beendigung  des  Liquidation s Verfahrens 
mit  der  sogenannten  dissolution  (s.  Erl.  zu  §  33  sub  5  und  6)  eintritt, 
so  sind  alle  Handlungen  und  Unterschriften  im  Namen  des  Vereins 
//>/  the  name  and  on  behalf  of  the  Company)  auszuführen  und  da,  wo  es 
erforderlich  ist,  auch  das  Vereinssiegel  (the  Company  s  seal)  zu  benutzen. 

§  35- 
Mit  der  Auflösung  einer  Korporation  f^Ut  der  geistlic\ie 
und  ^weltliche  Lehnbesitz  derselben  (its  frankdmoigne  and  socage 
esfafes)  an  diejenigen,  von  denen  die  Korporation  diesen  Lehn- 
besitz erhalten  hat,  oder  deren  Erben  zurück.^  Das  übrige 
Vermögen  der  Korporation  wird  Eigentum  der  Krone.* 

*  ßlackstone,  Commentaries^  II.   256,  sich  gründend  aaf  Co.  Litt,   i^^.    (Vgl. 
jedoch  die  Bemerkang  von  Hargrave  und  Butler  zu  der  letztgenannten  Stelle.) 

*  Re  Higginson  and  Dean,  1899,  1  Q.  B.  325.  Es  ist  fraglich,  ob  hier  der 
Ausdruck  „personal  property'*  auch  y.choses  in  action"  umfaßt. 

Aj.spruch  der  Krone  auf  das  personal  property        Grund  für  die  reversion  to  the  donors  I,  5 

II,  3  lay  tenure  I,  2 

Arten  von  Lehnsverhältnissen  I,  3  Lehnsverliältnis  an  Grundstücken  I,  i 

■choses  in  eiction  II,  a  personal  property  II,  x 

customary  tenure  I,  2  reversion  I,  4 

escheat  I,  4       .  socage  I,  2  Anm.  5 

estaUs  in  land  I,  3  socage  estate  I.  3 

Jrankalmoignt  T,  3  Anm.  6  Spiritual  or  ecctesiastical  tenttre  I,  2 

.  frankalmaigne  estate  I,  3  subin/eudation  l,  i  Anm.  2 

free  tenure  1,  a  tenure  I,   i  Anm.  4 

I.  „Mit  der  Auflösung  einer.  Korporation  (on  the  dissolution  of  a 
Corporation)  fällt  der  geistliche  und  weltliche  Lehnbesitr  derselben 
zurück  (its  frankalmoigne  and  socage  estates  reihert)  an  diejenigen,  von 
denen  die  Korporation  diesen  Lehnbesitz  erhalten  hat,  oder  deren 
Erben  (to  tlu  donors  or  their  heirs).''  Ein  völliges  Verstehen  dieses 
ersten  Satzes  des  §  35  bedingt  eine  eingehende  Kenntnis  des  englischen 
Sachenrechts.  Soweit  es  in  dem  Rahmen  dieser  Erläutemngen  zu  dem 
allgemeinen  Teile  des  englischen  Privatrechts  möglich  ist,  versuchen 
die  nachstehenden  Ausführungen,  dem  nichtenglischen  Juristen  den 
Sinn  und  die  Bedeutung  der  obigen  Rechtsregel  klar  zu  machen.  Im 
übrigen  muß  auf  die  im  dritten  Bande  dieses  Kommentars  zu  gebenden 
Erläuterungen  verwiesen  werden. 

I.  Lehnsverhältnis  an  Grundstücken  (tenure  of  land).  Nach  eng- 
lischem Recht  ist  der  König  der  Obereigentümer  (supreme  o%vner  oder 
lord paramouni)  sämtlicher  Grundstücke  des  Königreichs.  Jedes  Grund- 
stück wird  von  seinem  Eigentümer  entweder  unmittelbar  oder  mittelbar 
als  Lehen  der  Krone  besessen,*)  d.  h.  jeder  Grundeigentümer  in  Eng- 
land ist  entweder  der  direkte  Lehnsmann  des  Kcinigs  oder  der  Lehns- 
mann eines   sogenannten   mesne  lord,   welcher  zwischen  ihm  und  dem 

*)  In  Coke  upon  Littleton  (s.  Erl.  zu  §  3  sub  II  Anm.  11)  foiio  ^5«  wird 
tlei  König  genannt  ,^sovereigne  lord  or  lord  paramounty  eithtr  mediale  or  inimediate, 
<\f  all  and  every  parcell  of  land  within  the  realme'*. 

G.  Scliirrmeister,  Bürgert.  Recht  Englands,     I.  9 
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Könige  steht,  und  welcher  seinerseits  der  direkte  Lehnsmann  des 
Königs  ist.*)  Absolutes  oder  allodiales  Eigentum  (absolute  or  allodial 
ownership)  an  einem  Grundstücke  kann  sonach  in  England  nur  die 
Krone  besitzen.  Es  mag  jemand  über  noch  so  ausgedehnte,  dem 
völligen  Eigentum  gleichkommende  Rechte  an  Grundstücken  (interests 
in  land)  verfügen,  im  Rechtssinne  ist  er  nicht  der  Eigentümer  {(nvner)y 
sondern  nur  ein  „tenant^  oder  ,. holder  of  land'*  und  zwar  mittelbar 
oder  unmittelbar  von  der  Krone.  Die  sogenannte  ultimate  ownersJiip 
ruht  in  allen  Fällen  unbedingt  und  ausnahmslos  in  dem  Könige.  Dies 
bildet  einen  der  wichtigsten  Unterschiede  zwischen  dem  englischen 
Mobiliar-  .und  Immobiliarsachenrecht  und  findet  seinen  Ausdruck  in 
der  Rechtsdoktrin:  ^land  Is,  and  goods  are  not,  the  mbject  of  tenure^ 
(Immobilien  sind,  und  Mobilien  sind  nicht  Gegenstand  eines  Lehns- 
verhältnisses).*)*) 

2.  Arten  von  Lehnsverhältnissen  (kinds  of  tenure).  Man  unter- 
scheidet zwischen  free  tenure  und  customary  tenure.  Dieser  Unterschied 
beruht  auf  der  mittelalterlichen  Einteilung  der  Bevölkerung  Englands 
in  Freie  (freemen)  imd  in  Unfreie  (serfs  oder  villeins).  Ein  freeman 
besaß  sein  Lehngut  gegen  Verrichtung  von  solchen  Dienstleistungen 
an  den  Lehnsherrn,  welche  eines  freien  Mannes  würdig  erachtet 
wurden;  das  Lehnsverhältnis  zwischen  ihm  und  dem  Lehnsherrn  hieß 
daher  eine  free  oder  frank  tenure.  Die  Rechte  und  Pflichten,  welche 
aus  dieser  Art  des  Lehnsverhältnisses  entsprangen,  gründeten  sich  auf 
Vorschriften  des  gemeinen  Rechts  {Common  Law)  und  wurden  von  den 
Common  Law  Courts  des  Königreiches  anerkannt  und  geschützt.  —  Ein 
serf  oder  villein  dagegen  besaß  ursprünglich  sein  Grundstück  nur  nach 
freiem  Belieben  des  Herrn  als  eine  sogenannte  tenancy  at  the  will  of 
the  lord,  AllmähHch  wuchs  sich  dieser  prekarische  Besitz  zu  einem 
Recht  des  villein  aus.  Dieses  Recht  beruhte  aber  nicht  auf  dem 
Common  Law,  sondern  auf  einem  custom  (Brauch).  So  entstand  für 
diese  Art  des' Lehnsverhältnisses  der  Ausdruck  ^.customary  tenure^.  — 
Eine  free  tenure  kann    entweder   eine   lay   tetiure  (d.  h.   ein  weltliches 


*)  Der  Vorgang,  wo  ein  direkter  Lehnsmann  des  Königs,  ein  sogenannter 
Unant  in  capiU,  eine  Afterbelehnung  vornimmt,  heißt  subinfeudation.  Eine  solche 
Afterbelehnung  kann  seit  dem  Statute  Qttia  Emptores  (i8  Edw.  L  c.  l)  aus  dem 
Jahre  1 290  nur  auf  Grund  einer  vom  Parlamente  bestätigten  /^oyiii  Charter  erfolgen, 
so  daß  in  den  wenigen  heute  vorkommenden  Fällen  des  Vorhandenseins  eines  mesne 
lord  die  suhinfeudation  oder,  wie  es  auch  heißt.  iSia.  Schaffung  einer  priinUe  lordship 
over  lands  in  fee  simple  regelmäßig  schon  vor  dem  Jahre  1290  stattgefunden  hat: 
vgl.  hierzu  die  Entscheidung  in  Delacfurois  versus  Delacherois  im  II.  Bande  von 
Clark's  I/ouse  of  lAirds  Cases,  S.  62. 

*)  Die  gleiche  Doktrin  gilt  auch  in  Irland,  dagegen  nicht  in  Schottland.  In 
letzterem  Königreiche  ist  ein  AUodialeigentum  eines  Untertanen  an  einem  Grund- 
stücke sehr  wohl  möglich.  Beispielsweise  stehen  alle  sogenannten  ^jnanses  and 
glehes^^  (Pfarrgüter)  in  Schottland  im  Allodialbesitz  der  betreffenden  geistlichen 
Korporation  und  unterliegen  keinem  Lehnsverhältnis.  Ferner  ist  auf  den  Orkney- 
Inseln  das  Lehnssystem  (the  feudal  systcm  of  tenure)  überhaupt  niemals  zur  Elin- 
führung  gelangt. 

*)  Joshua  Williams,  Law  of  Real  Proper fy,  19.  Aufl.,  S.  12,  definiert 
den  Ausdruck  „tenure"^  als  „das  Verhältnis  zwischen  Lehnsherrn  und  Lehnsmann"^ 
(the  relation  hetween  feudal  lord  and  tenant  of  land). 
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Lehnsverhältnis)  oder  eine  spiritual  or  ecclesiastical  tmure  (d.  h.  ein 
geistliches  Lehnsverhältnis)  sein,  je  nachdem  die  Dienstleistungen  (serrices) 
des  Lehnsmannes  weltlicher  (earthly  or  temporal)  oder  religiöser  (religious 
or  ähnne)  Art  sind.  Nachdem  durch  das  Parlamentsgesetz  12  Car.  II 
c.  24  (aus  dem  Jahre  1660  mit  rückwirkender  Kraft  bis  zum  Jahre  1645) 
—  ^an  Act  for  taking  away  the  Court  of  Wards  and  Lh'eries^  and 
Tenures  in  Capite^  and  by  Knight- Service j  and  Purveyance,  and  for  Sett- 
ling  a  Revenue  upon  his  Majesty  in  Heu  thereof-^  —  die  meisten  der 
früher  vorhandenen  Formen  von  Lehnsverhältnissen  beseitigt  worden 
sind,  bilden  heutzutage  sämtliche  free  lay  tenures  sogenannte  tenures 
in  socage^)  während  die  free  spiritual  tenures  sogenannte  tenures  in 
frankalmoigne^)    sind.   —    Eine   customary   tetmre   kann   entweder    eine 


*)  Über  den  Ursprung  des  Wortes  ^^socagr*  herrscht  ein  Streit.  Nach  der 
einen  Ansicht  steht  dieses  Wort  in  Verbindung  mit  den  angelsächsischen  Aus- 
drücken „jÄ-a"  und  j^socti'*  und  bedeutet  sowohl  ein  Recht  oder  Vorrecht  auf 
Jurisdiktion  (right  or  liberty  of  junsdktion),  als  auch  eine  Pflicht,  Recht  vor 
einem  bestimmten  Gerichtshofe  zu  suchen  und  an  den  Verhandlungen  dieses 
Gerichtes  teilzunehmen,  d.  h.  suit  and  attendance  at  a  Court.  Nach  einer  anderen 
Ansicht  dagegen  ist  der  Ausdruck  f^socage'*  von  dem  französischen  Worte  „soc*\ 
die  Fflugscbaar  {ploughshan),  hergeleitet,  weil  in  älteren  Zeiten  der  tenant  in  socage 
oder  der  sogenannte  sokeman  (socheman)  für  seinen  Lehnsherrn  einige  Tage  im 
Jahre  zu  pflügen  hatte.  So  heißt  es  in  Coke  upon  Littleton  2Mi  folio  86:  „Socagiuvi 
iditn  est  quod  seri'itum  socae;  et  soca  idem  est  quod  caruca.**  —  Vgl.  Maitland, 
Domesday  Book  and  Beyond,  S.  84flr. ;  Stubbs,  l^he  Constitutionai  History  of 
England,  Bd.  I,  S.  273;   Vinogradoff,    l'illainage  in  England,  S.  106  —  203. 

•)  Das  Wort  „frankalmoigne^*  (oder,  wie  es  im  Kircheulatein  beißt,  libera 
eleemosyna)  bedeutet  „freies  Almosen**  {free  alms),  Williams,  Law  of  Real 
Property,  19.  Aufl.,  S.  53  sagt  über  eine  tenure  in  frankalmoigne:  „Plin  Lehns- 
verhältiiis  in  frankalmoigne  gelangte  vor  der  Gesetzgebung  Edward's  I.,  welche 
die  Veräußerung  von  Grundstücken  an  die  tote  Hand  (in  mortmain)  verbot,  da- 
durch zur  Entstehung,  daß  jemand  Grundstücke  an  einen  Abt  (abbot)  oder  an 
einen  Prior  und  dessen  Kloster  oder  au  einen  "Dekan  und  Kapitel  {decan  and 
chapter)  oder  an  eine  sonstige  geistliche  Korporation  gab,  damit  die  Empfanger 
und  deren  Amtsnachfolger  diese  Grundstücke  als  reines  und  dauerndes  Almosen 
{in  pure  and  perpetual  alms)  oder  in  frankalmoigne  besitzen  sollten.  Diejenigen, 
welche  Grundstücke  in  frankalmoigne  besaßen,  waren  von  Rechts  wegen,  d.  h. 
nach  Kirchenrecht  {ecclesiastical  laiv),  vor  Gott  verpflichtet,  Gebete  fprayers)  oder 
sonstige  religiösen  Verrichtungen  (Divine  seti'ices)  für  die  Seelen  des  Stifters  der 
Grundstücke  und  dessen  Blutserben  (heirs)  zu  tun.  Solche  Inhaber  eines  frankai- 
Moigne-hehens  leisteten  ihrem  Lehnsherrn  weder  Huldigung  (homage),  noch  einen 
Treuschwur  (oath  of  fealty)^  noch  irgend  einen  sonstigen  Dienst.  Denn  einmal 
galt  ihre  religiöse  Verrichtung  (their  Divine  seri'ice}  besser  für  den  Lehnsherrn 
als  irgend  eine  Handlung  der  I^hnstreue,  und  zweitens  beraubten  die  Worte  in 
frankalmoigne  den  Lehnsherren  seines  Anspruches  auf  einen  ihm  zu  leistenden 
weltlichen  Dienst  (earthly  or  temporal  seri'iie}."^  —  Seit  dem  Erlasse  des  Statute 
Quia  Emptores  (iH  Edu*.  I,  c,  l)  aus  dem  Jahre  1290  ist  es  eiuem  Privatmann 
untersagt,  eine  tenure  in  frankalmoigne  zu  schaffen.  Dagegen  hat  die  Krone  bis 
zum  heutigen  Tage  die  Befugnis,  neue  geistliche  Lehen  ins  Dasein  zu  rufen.  Das 
oben  erwähnte  Statute  12  Car.  II  c.  24.  hat  bei  der  Aufliebung  vieler  anderen 
Lchnsformen  die  tenure  in  frankalmoigne  ausdrücklich  bestehen  hissen  und  in  dem 
j5  7  bestimmt,  „daß  dieses  Gesetz  oder  irgend  eine  Vorschrift  desselben  die  Frei- 
almosenlehen weder  unmittelbar,  noch  mittelbar  im  We^e  analoger  Rechtsauslegung 
abscbaifen  solle"  (that  this  Act,  or  anything  herein  contained,  sliull  not  take  aiouy, 

9* 


1^2  Erster  Abschnitt.     Personen. 

copyhold  tenure  by  custom  of  the  manor  oder  eine  copyhold  tenure  by 
atstom  of  ancient  demesne  (custotnary  freehold)  sein.  Der  Lehnsmann  in 
einem  solchen  Lehns Verhältnis  heißt  ein  tenant  Holding  by  copy  of  court 
roll.  Da  eine  Korporation  nicht  r^/j^^/ö'-Grundstücke  (Schriftsassen- 
lehen) besitzen  kann  (s.  Erl.  zu  §  27  sub  5),  so  interessiert  hier  nur 
eine  tenure  in  socage  und  eine  tenure  in  frankalmoigne, 

3.  Estates  in  land.  Wie  sub  i  ausgeführt  ist,  kann  nach  englischem 
Rechte  kein  Untertan  absolutes  oder  allodiales  Eigentum  (absolute  or 
allodial  ownership)  an  einem  Grundstücke  besitzen.  Mag  das  Recht 
eines  tenant  or  holder  of  land  an  seinen  Grundstücken  noch  so  aus- 
gedehnt sein,  mag  es  noch  so  sehr  dem  vollen  und  unbeschränkten 
Eigentimi  ähneln,  im  Rechtssinne  ist  es  keine  volle  ownership,'^)  sondern 
nur  ein  estate.  Unter  diesem  letzteren  Ausdrucke  ist  das  rechtliche 
Interesse  (interest)  zu  verstehen,  welches  ein  Grundbesitzer  (land-holder) 
an  seinem  Grundstücke  hat;  und  zwar  einerseits  die  Art  des  Interesses 
(the  nature  of  a  person's  interest  in  land)  und  andererseits  den  Umfang 
desselben  (the  extent  of  such  interest).^)  In  ersterer  Beziehung  spricht 
man  von  einem  freehold  estate,  einem  socage  estate,  einem  frankalmoigne 
estate,  einem  copyhold  estate  usw.  In  letzterer  Beziehung  sagt  man  z.  B., 
daß  jemand  einen  estate  of  inheritance,  oder  einen  estate  in  fce  simple, 
oder  einen  estate  for  life  usw.  besitzt.  —  Somit  bedeutet  der  Ausdruck 
„frankalmoigne  atui  socage  estates'''  solche  Immobiliarrechte  (interests  in 
land)y  welche  einem  freien  geistlichen  oder  weltlichen  Lehns  Verhältnisse, 
d.  h.  entweder  einer  tenure  in  frankalmoigne  oder  einer  tenure  in  socage, 
unterliegen. 

4.  Rez'ersion  io  the  do/wrs  or  their  heirs.  Das  dem  Umfange  nach 
weitgehendste  Recht,  welches  ein  Untertan  an  einem  Grundstücke 
haben  kann,  ist  ein  sogenannter  estate  in  fee  simple,  d.  h.  ein  interest 
in  land,  welches  im  Falle  des  Ablebens  des  Lehnsmannes  (tefutnt)  ohne 
Hinterlassung  eines  Testaments  unbeschränkt  auf  einen  nach  gesetz- 
lichen Regeln  zur  Erbfolge  berufenen  Blutsverwandten  des  Verstorbenen 
übergeht.  Und  zwar  sind  zur  Erbfolge  in  einen  estate  in  fee  simple 
eventuell  berechtigt  nicht  eine  bestimmte  oder  beschränkte  Klasse  von 


or  be  construed  io  take  O7oay^  tenures  in  frankahnoigfte).  Somit  kommen  bis  zum 
heutigen  Tage  derartige  Lehen  vor;  ja  sogar,  der  gröLUe  Teil  der  im  Besitze  der 
Kirche  von  England  befindlichen  Ländereien  sind,  wie  es  auf  S.  7  des  dritten 
Report  of  Rtal  Property  Qommissioners  heißt,  Freialmosenlehen.  —  Vgl.  den  Auf- 
satz von  Prof.  Maitland  über  frankalmoiji^ne  im  7.  Bande  der  Law  Qua f er/v 
Review,  S.  3S4ff«;  ferner  Pollock  and  Maitland.  Historv  of  English  Law  (1895), 
Bd.  I,  S.   218-230. 

"*']  In  der  englischen  Umgangssprache  werden  vielfach  die  Ausdrücke  ,,Jand- 
owner*  und  ^.ownership  of  iand"  an  Stelle  von  .Jenant  or  holder  of  land*^  und 
..estate  in  land*'  gebraucht.  Ja  sogar  in  einigen  Parlamentsgesetzen  findet  sich 
eine  solche  Ausdrucksweise.  Es  ist  dann  stets  im  Auge  zu  behalten,  daß  unter 
ownership  in  land  nur  ein  dominium  utile  (lehnrechtliches  Nutzungsrecht)  und 
nicht  das  dominium  directum  (Eigentumsrecht  des  Lehnsherren)  gemeint  ist. 

*)  Der  Ausdruck  .yestate^'  wird  auch  von  dem  englischen  Rechte  in  einem 
dritten  Sinne  gebraucht,  nämlich  als  gleichbedeutend  mit  y.property"'  oder  „Ver- 
mögen". In  dieser  Anwendung  spricht  man  von  dem  real  estate  und  dem  personal 
estate  einer  Person. 
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Blutsver^-andten  (z.  B.  nur  direkte  Nachkommen,  oder  nur  männliche, 
oder  nur  weibliche  Verwandte),  sondern  alle  diejenigen  Personen  männ- 
lichen oder  weiblichen  Geschlechts,  welche  in  irgend  einer  Weise,  sei 
es  in  direkter  oder  in  Seitenliaie  (lineal  as  weil  as  coUateral),  mit  dem 
verstorbenen  Lehnsmanne  durch  Blutsbande  (blood  relaüanship)  verknüpft 
sind.  Ein  wesentliches  Merkmal  (incident)  eines  solchen  unbeschränkten 
estate  of  inheritance  ist,  daß  im  Falle  des  testaments-  und  erbenlosen  Ab- 
lebens Ci^s  I^hnsmannes  das  Lehen  an  den  Lehnsherrn  (lord)  heim- 
fällt Dieses  Heim  fallsrecht  wird  in  der  englischen  Rechtssprache  ein 
eschcat  genannt.  Eine  Ausnahme  von  der  Regel  besteht  in  dem  Falle, 
wo  ein  Lehnsmann  nicht  eine  natürliche  Person,  sondern  eine  Korpo- 
ration ist  Mit  der  Auflösung  einer  Korporation  hat  der  Lehnsherr 
kein^  Anspruch  auf  esdieat,  sondern  die  Lehngüter,  mögen  sie  einem 
socage-  oder  einem  /rö^/it^/w^/^f/z^-Lehnsverhältnisse  unterstehen,  gehen 
an  denjenigen  zurück  (reihert),  von  dem  die  Korporation  die  betreffen- 
den Lehngüter  erhallen  hat,  d.  h.  an  den  sogenannten  donar  bezw. 
an  dessen  Blutserben  (heirs). 

5.  Als  Beleg  für  die  Richtigkeit  der  in  Satz  i  des  §  35  gegebenen 
Rechtsregel  berufen  sich  die  Kompilatoren  auf  die  Ausführungen 
Blackstone's  auf  folio  256 — 257  des  zweiten  Bandes  seiner  Commen- 
taries  Ott  the  Laws  of  England.  Der  genannte  Autor  sagt  daselbst:*) 
jyBefore  I  conclude  this  head  of  escheat,  I  must  mention  one  Singular  in- 
stante in  which  lands  hehl  in  fee  simple  are  not  liable  to  escheat  to  the 
lordy  even  when  their  owner  is  no  more,  and  hath  left  no  heirs  to  inherit 
ihcm.  And  this  is  the  case  of  a  Corporation;  for  if  that  comes  by  any 
accident  to  be  dissolvedj  the  donor  or  Ins  heirs  shall  haz'e  the  land  again 
in  reversion,  and  not  the  lord  by  escheat;  which  is  perhaps  the  only  in- 
stance  where  a  reversion  can  be  expectant  on  a  grant  in  fee  simple  ab- 
solute, But  the  laWy  we  are  toldj  doth  tacitly  annex^  a  condition  to  a^ery 
such  gift  or  grant,  that  if  the  Corporation  be  dissolvcd,  the  donor  or 
grantor  shall  re- etiler;  for  the  cause  of  the  gift  or  gratit  faileth.  This 
is  indeed  founded  upon  the  self-satne  principle  as  the  law  of  escheat;  the 
heirs  of  the  donor  beitig  ottly  substituted  instead  of  the  chief  lord  of  the 
fee:  which  was  fortner ly  7>ery  frequetitly  the  case  in  subinfeudations  or 
alietiatiofis  of  latids  by  a  vassal  to  be  holden  as  of  himself;  tili  that 
pra^tice  was  restraitied  by  the  Statute  of  quia  emptoresy  18  Rdw.  I.  st.  /, 
to  which  this  very  Singular  itistance  in  sottie  degree  retnains  an  exception.^' 
—  Blackstone  stützt  seine  obigen  Ausführungen  auf  Coke  upon  Littleton 
folio  13^.  Es  heißt  daselbst:  „Atul  it  is  to  be  luell  obseri'ed  that  our  author 
saith  if  he  hath  tw  heire,  etc.,  the  land  shall  escheate.  In  which  ivords  is  itn- 
plyed  a  diversity  (as  to  escheate)  betiveene  fee  simple  absolute,  which  a 
tiatural  body  hath,  and  fee  sitnple  absolute,  7vhich  a  body  politique  or  in- 

•)  Ich  gebe  hier  die  Ausführunji;en  Blackstone's,  sowie  die  von  den 
Kompilatoren  gleichfalls  crv,'ähnte  Stelle  aus  C'<'/v  upon  IJttUton  im  enRlischcu 
Wortlaute.  Da  ich  in  den  vorausgehenden  Erläuterungen  die  vorkommenden 
technischen  Rechtsaasdrücke  erklärt  habe,  so  wird  dem  der  englischen  Sprache 
etwas  kundigen  Leser  ein  Verständnis  der  englischen  Darlegungen  nicht  schwer 
fallen.  Benutzt  habe  ich  die  von  James  Stuart  herausgegebene  Blackstone- 
Ausgabe,  22.  Aufl.,  aus  dem  Jahre   1844. 
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corporate  hath. .  For  if  latid  holden  of  J.  S.  be  grven  to  an  abbot  and 
Ms  successorSy  in  this  case  if  tke  abbot  and  all  the  consent  die,  so  that  the 
body  politique  is  dissolved,  the  dofwr  shall  haroe  againe  this  land,  and  not 
the  lord  by  escheate.  And  so  if  land  be  given  in  fee  simple  to  a  deane 
and  chaptery  or  to  a  maior  and  commonalty,  and  to  their  successors^  and 
öfter  such  body  politique  or  incorporate  is  dissolvedy  the  donor  shall  have 
againe  the  land,  and  not  the  lord  by  escheate»  And  the  reason  and  cause 
of  this  diversity  is,  for  that  in  the  case  of  a  body  politique  or  incorporate 
the  fee  simple  is  vested  in  their  politique  or  incorporate  capacity  created 
by  the  policy  of  man,  and  therefore  the  law  doth  annex  the  condition  in 
law  to  every  such  gift  and  grant,  that  if  such  body  politique  or  in- 
corporate be  dissolvedy  that  the  donor  or  grafitor  shall  re-enter,  for  that 
ihe  cause  of  the  gift  or  graut  faileth;  but  no  such  condition  is  anncxed 
to  the  estate  in  fee  simple  vested  in  any  man  in  his  natural  capacity,  but 
in  case  where  the  donor  or  feoffor  resen^eth  to  him  a  tenure,  and  then 
the  laiv  doth  imply  a  condition  in  law  by  way  of  escheat}^  —  Sowohl 
Blackstone  wie  Coke  geben  demnach  als  Grund,  weswegen  mit 
Auflösung  einer  Korporation  die  noch  im  Besitze  derselben  befindlichen 
socage  and  frankalmoigne  estates  an  die  ,,donors'^  und  nicht  an  den 
Lehnsherrn  fallen,  an,  daß  das  Recht  an  jede  Übertragung  von 
Immobiliarrechten  der  genannten  Art  auf  eine  Korporation  eine  still- 
schweigende Resolutivbedingung  knüpfe>  wonach  im  Falle  des  Ablebens 
der  Korporation,  ohne  vorher  rechtswirksam  tiber  ihren  Grundbesitz 
anderweitig  verfügt  zu  haben,  der  Übertragungsakt  hinfällig  werden 
solle.  Die  Herausgeber  einer  mit  Anmerkungen  versehenen  Ausgabe 
des  Cokeschen  Werkes  Francis  Hargrave  und  Charles  Butler 
(s.  Erl.  zu  §  3  sub  II,  Anm.  ii)  fügen  den  eben  mitgeteilten  Dar- 
legungen Coke's  folgende  Bemerkung  hin^u,  welche  ^älle  erwähnt,  in 
denen  mit  Auflösung  einer  Korporation  nicht  eine  reversion  an  die 
donorsy  sondern  ein  escheat  an  den  lord  eingetreten  ist:  „Vid,  tarnen 
Mich,  20  Jac.  C.  B.  Johmon  and  Morris,  that  it  shall  escheat.  Hai. 
MSS.  which  also  cites  21  Edw.  IV.  I  and  21  Ilenr.  VII.  g.  See  furtßier 
on  this  subject  Godb.  211  and  Mo.  283,  which  are  with  Lord  Coke.  But 
the  case  of  Johnson  and  Norway,  in  Win.  sy,  which  seems  to  be  the  same 
as  that  cited  by  Lord  Haie,  is  against  the  donor,  though  it  is  not 
mentioned  in  Winch,  that  the  judges  decided  the  point.  See  also  contra 
Lord  Coke  the  case  of  Southwell  and  Wade,  in  I  Ro.  Abr.  816  A.  pL  I, 
and  S.  C.  in  Poph.  p/."»^) 

II.  „Das  übrige  Vermögen  der  Korporation  wird  Eigentum  der 
Krone"  (its  personal  property  vests  in  the  Croivn).  Auch  ein  Verständnis 
dieses  Satzes  setzt   eine  Kenntnis  des   englischen  Sachenrechts  voraus. 

I.  Nach  englischem  Recht  zerfällt  das  Vermögen  (the  property 
oder  the  estate]  s.  oben  Anm.  8  zu  Erl.  sub  I,  3)  einer  Person  in  real 

***)  Die  iu  der  Bemerkung  von  Hargrave  und  Butler  vorkommenden 
Abkürzungen  haben  folgende  Bedeutung:  Mich.  =  Hiicßiaelwas  Term;  Hai.  ^  Sir 
Maithnv  Haie  (geb.  1609,  gest.  1676);  J/.V^.  =  Manuskripte;  Godb.  ^^^  GodbolVs 
Kiports;  Win.  =  Winch* s  RepoHs;  Ko.  Abr.  =  Rollers  Abridgement  des  plusieurs 
Cases  et  Rcsolutions  del  Common  Ley;  Poph.=^  PophanCs  Reports;  C.  B.=  Common 
Bench;  S.  C.  =  Same  Case  (derselbe  Rechtslall). 
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praperty  und  in  personal  property.  Letzteres  teilt  sich  vvieder  in  chatteis 
real  und  in  chatteis  personal  Unter  die  Begriffe  real  property  und 
chatteis  real  fallen  die  sogenannten  inierests  in  land^  d.  h.  alle  diejenigen 
Vermögensbestandteile,  welciie  in  den  Augen  des  objektiven  Rechts 
als  Rechte  an  Grundstücken  gelten.  Im  Gegensatze  hierzu  setzen  sich 
die  chatteis  personal  aus  allen  solchen  Vermögensbestandteilen,  welche 
im  Rechtssinne  nicht  als  Rechte  an  Grundstücken  angesehen  werden, 
d.  h.  aus  den  sogenannten  interests  other  than  in  land  zusammen.  Die 
englische  Rechtssprache  kennt  auch  die  Ausdrücke  immiri'eable  property 
(unbewegliches  Vermögen)  und  imn^eable property  (bewegliches  Vermögen). 
Der  erstere  von  diesen  beiden  Ausdrt\cken  ist  identisch  mit  dem  Aus- 
drucke j^interests  in  lanct'^  d.  h.  stellt  die  Summe  „rm/  property*'^  plus 
^,chattels  real^^  dar.  Gleichbedeutende  Bezeichnungen  für  nun^eable 
property  sind  dagegen  interests  other  than  in  land  oder  cJiattels  personal. 
Es  ergibt  sich  sonach,  daß  der  Ausdruck  jypersonal  property*'^  nicht 
identisch  mit  dem  deutschen  Worte  „bewegliches  Vermögen"  ist, 
sondern  einen  weiteren  Begriff  darstellt,  indem  auch  ein  Teil  des  un- 
beweglichen Vermögens  (immoveable  property),  nämlich  die  sogenannten 
chatteis  real,  zu  ^^ra  personal  property  gerechnet  wird.  Ein  wirklich 
ä<pivalentes  Wort  besitzt  die  deutsche  Rechtssprache  nicht.  ^^)  —  Im 
vorliegenden  Falle  habe  ich  daher  als  einen  Verlegenheitsbehelf  für 
personal  property  die  deutschen  Worte  „das  übrige  Vermögen"  gebraucht. 
Die  wichtigsten  Bestandteile  des  real  property  sind  6\e  socagCy/rankalmoigne 
und  copyfwld  estates.  Alles  übrige  ist  grundsätzlich  personal  property.  Da 
nun  einerseits  eine  Korporation  copyhold  estates  nicht  besitzen  kann 
(s.  Erl.  zu  §  2']  sub  5)  und  andererseits  Satz  i  des  §  35  schon  über 
A^xi  Verbleib  der  socage  und  frankalmoigne  estates  verfügt  hat,  so  recht- 
fertigt sich  die  von  mir  gewählte  Übersetzung. 

2.  Eine  Streitfrage  besteht,  ob  unter  die  in  Satz  2  des  §  35  auf- 
gestellte Rechtsregel  auch  die  sogenannten  choses  in  action  fallen,  oder 
ob  nicht  vielmehr  diese  Bestandteile  des  Korporationsvermögens  einfach 
mit  der  Auflösung  der  Korporation  untergehen.  Über  die  Bedeutung 
des  vielumstritten cn  Au.sdnickes  „choses  in  action^*  gibt  Dicey,  The 
Conßict  of  LcnvSj  S.  71,  Anm.  6  folgende  Erklärung:  „Man  nennt  chose 
in  action: 

(I.)  den  Anspruch  oder  das  Recht  auf  eine  Erfüllung  oder 
Dienstleistung,  welche  rechtmäßig  von  jemandem  an  emen  anderen 
geschuldet  wird  (the  claim  or  right  to  a  Performance  or  sen^ice  legally 
due  from  one  man  to  another) ; 

(II.)  den  beanspruchten  Gegenstand,  z.  B.  die  geschuldete  Geld- 
summe (the  thing  da i med,  e,  g.,  the  debt  due)\ 

(III.)    das  Beweismittel   für  den  Anspruch,   z.  B.    den   Schuld- 
schein, auf  Grund  dessen  eine  Geldsumme  geschuldet  wird  {the  ei^idence 
of  the  Claim j  e.  g.j  the  bond  on  which  a  debt  is  due)."'  — 
Weiteres  über  choses  in  action  s.  in  den  Erl.  zu  §  41. 

**)  Über  meinen  Vorschlag,  als  passenden  deutschen  Ausdruck  für  personal 
pToptrty  die  Bezeichnung  „nichtlehnrechtliches  Vermögen**  und  dementsprechend 
für  real  property  die  Bezeichnung  „lehnrechtliches  Vermögen**  zu  wählen,  vgl. 
die  Erl.  zu  §  37  snb  i. 
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3.  Ein  Bild  von  der  heutigen  Rechtsauffassung  über  den  Anspruch 
der  Krone  auf  das  personal  property  einer  aufgelösten  Korporation 
gewährt  die  Entscheidung  in  re  Higginson  and  Dean  (Ex  parte  The 
Attomey-General)  vom  Dezember  i8q8,  mitgeteilt  im  i.  Bande  des 
Jahrganges  1899  der  Law  Reports  über  Entscheidungen  der  Queens 
Bench  Division  etc.,  S.  3^5 — 334.  Eine  Handelsfirma  Higginson  and 
Dean  war  im  Jahre  1847  in  Konkurs  geraten.  Die  Royal  Bank  of 
Liverpool,  eine  Korporation,  meldete  eine  Konkursforderung  von 
56600  Pfund  an,  deren  Rechtmäßigkeit  anerkannt  wurde.  Eine 
Beendigung  des  Konkursverfahrens  hat  niemals  stattgefunden.  Im 
Jahre  1887  wurde  die  Royal  Bank  durch  eine  Order  of  Court  (s.  Erl. 
zu  §  33  sub  5)  gemäß  den  Bestimmungen  der  Companies  Acts  aufgelöst 
Nach  Auflösung  der  Bank  stellte  es  sich  heraus,  daß  die  fallite  Finna 
Higginson  and  Dean  Ansprüche  auf  gewisse  Eisenbahnaktien  (raihvay 
shares)  hatte.  Der  amtliche  Masseverwalter  (official  receiver)  verkaufte 
diese  Aktien  und  nahm  den  Erlös  aus  diesem  Verkaufe,  6500  Pfund 
(130000  Mark),  in  seiner  Eigenschaft  als  Konkursverwalter  (trustee  in 
bankruptcy)  in  Verwahrung.  Würde  die  Royal  Bank  of  Lri'erpool  noch 
existiert  haben,  so  würde  ihr  von  dem  genannten  Verkäufserlcise  eine 
Konkursdividende  von  4000  Pfund  zugefallen  sein.  Es  erhob  sich  die 
Streitfrage:  Sind  diese  4000  Pfund  Eigentum  der  Krone,  oder  haben 
die  übrigen  Konkursgläubiger  der  Firma  Higginson  and  Dean  kraft 
eines  jus  accrescendi  einen  Anspruch  auf  diese  Summe?  In  der  gericht- 
lichen Entscheidung  über  diese  Frage  gibt  Air,  Justice  Wright  folgende 
Rechtsausführungen  (S.  329ff.):  „Seit  der  Entscheidung  des  Lord 
Thurlow  in  dem  Falle  Middleton  versus  Spiee r^^)  aus  dem  Jahre  17 83 
ist  es  ein  feststehender  Rechtssatz  (an  accepted  proposition  of  law),  daß 
da,  wo  jemand  chatteis  real  oder  chatteis  personal  lediglich  als  Treu- 
händerr  auf  Grund  eines  hinfällig  gewordenen  privaten  Treuliands- 
verhältnisscs  (upofi  private  trusts  which  have  failed)  im  Eigentum  hat,^*) 
grundsätzlich  diese  Vermögensgegenstände  von  dem  Betreffenden  als 
boTui  vacantia  zur  treuen  Hand  für  die  Krone  besessen  werden.  In 
dem  langen  Zeiträume  seit  dieser  Entscheidung  ist,  wie  es  scheint, 
keine  einzige  Ausnahme  zu  dieser  Regel  aufgestellt  worden.  .  .  .  Auch 
besteht  meiner  Ansicht  nach  kein  autoritativer  Ausspruch,  wonach  die 
Krone  sich  solchen  chatteis  gegenüber,'  welche  zur  treuen  Hand  für 
eine  aufgelciste  Korporation  gehalten  werden,  in  einer  ungünstigeren 
Lage  befände  als  gegenüber  chatteis,  die  im  Eigentum  zur  treuen  Hand 
für  eine  natürliche  Person  stehen.  Das  gleiche  Prinzip  scheint  vielmehr 
in  beiden  Fällen  anwendbar.  Die  rechtswissenschaftlichen  Werke  (tcxt- 
books),  z.  B.  die  von  Kyd,  Grant  und  Lewin,")  stimmen  darin 
überein   (obgleich  manchmal   mit   einem   ,es  scheint'),   daß  die   Krone 

*^)  Dieser  Rechtsfall  ist  mitgeteilt  im  1.  Bande  der  von  Brown  heraus- 
gegebenen^ Chancery  Reports  über  Entscheiduuj^en  in  den  Jahren    1778  — 1794. 

'')  Über  das  englische  Rechtsinstitut  der  treuen  Hand  s.  die  Erl.  zu  55  5 
sub  I,  4  Anm.  5.  Über  die  Rechtsstellung  des  Konkursverwalters  als  Treu- 
händer vgl.  die  Erl.  zu  j;j  3  sub  I,  6. 

^*)  Gemeint  sind  die  Werke  Kyd,  Law  of  Corporations\  Grant,  Laii*  of 
Corporations;  und  Lewin,  Laiv  of  Trusts,  auf  welche  in  diesem  Kommentar 
wiederholt  Bezug  genommen  worden  ist. 
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einen  Anspruch  auf  den  personal  estate  einer  aufgelösten  Corporation 
aggregate  hat.  Auch  läßt  sich  keine  Autorität  dafür  anführen,  daß 
denjenigen  Gläubigem,  welche  neben  der  aufgelösten  Royal  Bank  an- 
erkannte Konkursforderungen  besitzen,  ein  jus  accrescmdi  oder  ein 
sogenanntes  ri^ht  of  survivorship  (Recht  des  Überlebenden)  zustehe, 
so  daß  sie  nunmehr  einen  Anspruch  auf  den  Anteil  eines  solchen 
Gläubigers  haben,  der  ohne  Erben  und  Rechtsnachfolger  dahingeschieden 
ist.  Die  Schwierigkeit  des  vorliegenden  Falles  bestehe  —  wie  der  eine 
Anwalt  ausgeführt  hat  —  darin,  daß  mit  der  Auflösung  der  'Royal  Bank 
nicht  nur  deren  künstliche  Rechtspersönlichkeit  'ein  Ende  gefunden 
habe,  sondern  auch  die  Forderungen  dieser  Bank  an  die  Gemein- 
schuldner hinfällig  geworden  und  vernichtet  seien.  Das  Bestehen  einer 
Schuld  —  so  wurde  behauptet  —  setze  das  Vorhandensein  zweier 
Parteien  zu  dem  Schuldverhältnisse  voraus ;  und  die  Verpflichtung  der 
Gemeinschuldner  gegenüber  der  Royal  Bank  sei  nicht  mit  der  Auf- 
lösung der  letzteren  in  eine  Verpflichtung  der  Gemeinschuldner  gegen- 
über der  Krone  umgewandelt  worden.  Die  Bank  habe  somit  aufgehört, 
eine  Gläubigerin  zu  sein,  und  die  Krone  sei  keine  Gläubigerin  geworden ; 
der  Rechtsgrund  für  die  anerkannte  Konkursforderung  sei  so  vollständig 
verschwunden,  als  wenn  die  Forderung  niemals  bestanden  habe,  und 
die  letztere  müsse  daher  mit  der  Rechtsfolge  gestrichen  werden,  daß 
nunmehr  der  official  receiver  die  Geldsumme  als  Treuhänder  für  die 
übrigbleibenden  Konkursgläubiger  besitze,  gleichsam  als  ob  andere 
Konkursgläubiger  überhaupt  niemals  vorhanden  gewesen  seien.  .  .  . 
Selbst  wenn  wirklich  das  Recht  dahin  lautet,  daß  eine  einer  corporation 
(Aggregate  geschuldete  Forderung  mit  der  Auflösung  der  Korporation 
gelöscht  sei,  so  folgt  doch  daraus  meiner  Ansicht  nach  noch  nicht, 
daß  auch  im  vorliegenden  Falle  der  Anspruch  der  Krone  ein  un- 
begründeter ist.  Die  ursprünglichen  Konkursverwalter  und  deren  Nach- 
folger im  Amte  hatten  vom  Zeitpunkte  der  Konkurseröffnung  an  einen 
Rechtsanspruch  auf  die  Eisenbahnaktien  und  zwar  als  Treuhänder  für 
diejenigen  Konkursgläubiger,  deren  Forderungen  geprüft  und  anerkannt 
worden  waren.  Die  Royal  Bank  befand  sich  unmittelbar  vor  ihrer 
Auflösung  nicht  in  der  Stellung  einer  einfachen  Gläubigerin,  sondern 
sie  war  eine  Gläubigerin*  deren  Forderung  geprüft  und  anerkannt 
worden  war.  Ihr  Anspruch  bestand  daher  nicht  länger  mehr  in  einem 
bloßen  Klagerechte  (a  mere  right  of  actum)  für  eine  Schuld,  sondern 
die  Forderung  hatte  sich  nach  Billigkeitsrecht  in  einen  vollstreckbaren 
Titel  (in  eine  sogenannte  equitabk  exenition)  verwandelt;  und  an  Stelle 
des  KJagerechts  war,  wenn  «auch  nicht  ein  Absonderungsrecht  an  einem 
bestimmten  Gegenstande  der  Konkursmasse,  so  doch  ein  anteiliger 
Anspruch  der  Bank  an  dem  Erlöse  aus  den  Aktiven  der  Konkursmasse 
getreten.  Dieser  Anspruch  besland  meines  Ermessens  zur  Zeit  der 
Auflösung  der  Korporation  als  ein  Vermögensgegenstand  nach  Billigkeits- 
recht (as  an  equitable  ifiterest  or  chattel)  und  wurde  durch  die  Auflösung 
nicht  vernichtet  (annihtlated),  sondern  führte  sein  Dasein  als  personal 
praperty  unverändert  fort  und  fiel  in  derselben  Weise,  wie  irgend  ein 
anderer  Vermögensgegenstand  des  Billigkeitsrechts,  als  bona  vacantia 
an  die  Krone.  Man  kann  «fUtemativ  den  vorliegenden  Rechtsfall  auch 
von  einem  anderen  Gesichtspunkte  aus  betrachten   und  wird  doch  zu 
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demselben  Ergebnis  gelangen.  Von  dein  Zeitpunkte  der  Konkure- 
eröffnung an  war  ein  Eigentumstitel  an  den  Aktien  auf  die  Konkurs- 
verwalter und  deren  Nachfolger  im  Amte  übergegangen  und  zwar  bis 
zum  Jahre  1887  zur  treuen  Hand  für  die  Royal  Bank  und  für  die 
sonstigen  Konkursgläubiger.  Im  Jahre  1887,  verschwand  die  Bank  von 
der  Bildfläche.  Damit  hörten  die  Konkursverwalter  weder  auf,  den 
Eigentumstitel  an  den  Aktien  zu  besitzen,  noch  hörten  sie  auf,  als 
Treuhänder  dieses  Eigentum  zu  verwahren.  Ihr  Rechtstitel  beruhte 
nicht  auf  der  fortgesetzten  Existenz  irgend  einer  bestimmten  Schuld 
oder  irgend  eines  bestimmten  Gläubigers  und  ging  nicht  mit  dem 
Fortfall  eines  bestimmten  Gläubigers  unter,  sondern  blieb  unverändert 
in  voller  Wirkungskraft  als  ein  Rechtstitel  zur  treuen  Hand  (a  title 
upon  trust),  und  die  Krone  tritt  an  die  Stelle  des  fortgefallenen  Benefiziar 
(atid  the  Crown  takes  the  place  of  the  extinct  cestui  que  trust).  Angenommen 
alle  Konkursgläubiger  wären  corporations  aggregate  gewesen  und  wären 
dann  sämtlich  aufgelöst  worden:  in  einem  solchen  Falle  ist  es  klar, 
daß  die  Konkursverwalter  (in  ihrer  Eigenschaft  als  Treuhänder)  nicht 
berechtigt  sein  würden,  das  Vermögen  als  ihr  freies  Eigentum  gegen- 
über den  Ansprüchen  der  Krone  zu  besitzen." 


Zweiter  Abschnitt. 
Sachen. 

§  36. 

Der  Ausdruck  „thing"  umfaßt  im  englischen  Rechte: 

a)  körperliche  Gegenstände  mit  Ausnahme  von  lebenden 
menschlichen  Körpern; 

b)  Rechte  und  Rechtsgesamtheiten;  und 

c)  Begehungs-,  Unterlassungs-  und  Enthaltungshandlungen. 
Ob  in  dem  einen  oder  anderen  Sinne  der  Ausdruck  gebraucht 
ist,  muß  in  jedem  Einzelfalle  aus  dem  Zusammenhange  ent- 
nommen >verden. 

a<:fians  11,  i 

Be.^riff  der  Sachen  I,  i — 3 
chatUls  II,  4 
cffTforrai  thingt  II,  3 
Kinteihmg  der  Sachen  II,  i — 4    • 
Jorbearance  1,  2  Anm.   i 
Handlungen  I,  3 
kfreditaments  II,  3 
Immaterialgüterrechte  I,  3 
imtfiaterial  objgct  I,  3 
hs-orporeal  things  11,  3 

I.  Begriff  der  Sachen.  Der  Ausdruck  jything^^  (I^ing,  Sache) 
"Äird  im  englischen   Rechte. in  einem  verschiedenen  Sinne  gebraucht: 

1.  In  einem  engeren  Sinne  bedeutet  der  Ausdruck  einen  körper- 
lichen Gegenstand  (material  ohject  oder  physical  thing)  und  zwar 
betrachtet  als  einen  möglichen  Gegenstand  der  rechtlichen  Herrschaft 
oder,  wie  es  heißt,  »as  a  subject-matter  of  a  right^^ ,  —  Wenn  auch 
<ler  Mensch  ein  möglicher  Rechtsgegenstand  ist,  so  kann  doch  die 
rechtliche  Herrschaft  über  einen  Menschen  in  einem  Rechtssysteme, 
das  die  Sklaverei  nicht  kennt,  immer  nur  eine  beschränkte  sein,  nie 
ilas  ganze  Wesen  des  Menschen  umspannen.  In  erster  Linie  wird  für 
das  objektive  Recht  der  Mensch  stets  nur  als  Rechtssubjekt,  d.  h.  als 
Träger  von  Rechten  und  Pflichten,  und  nicht  als  Rechtsgegenstand 
oder  Rechtsobjekt  in  Betracht  kommen.  Damit  erklärt  es  sich,  daß 
im  Rechtssinne  der  Mensch  kein  j,thing*^  ist. 

2.  In  einem  zweiten  und  weitesten  Sinne  umfaßt  der  Ausdruck 
niything^*'  alles  was  Gegenstand  eines  Rechtes  (Rechtsobjekt  oder  mbject- 
matter  of  a  right)  sein  kann,    und   zwar  gleichgültig   ob   der  fragliche 


material  object  I,  x 

Omission  I,  2  Anm.  x 

personalty  II,  i 

Persönlich keitsrechte  I,  2  und  3 

proptrty  II,  a 

profirietary  rights  I,  3  und  II,  3 

realty  II,  i 

Rechte  an  Rechten  1, 

things  personal  \    ,, 

thiMgs  real  ]      ' 


Anm. 
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Gegenstand  ein  material  oder  ein  immaterial  object  ist.  So  definiert 
Prof.  Holland  ein  \ytking^^  als  ^^whatever  is  treated  by  the  law  as  the 
object  over  which  one  person  exercises  a  rights  and  with  reference  to  which 
another  person  lies  under  a  duty^^  (d.  h.  „alles,  was  von  dem  objektiven 
Rechte  als  ein  Gegenstand  behandelt  wird,  über  welchen  eine  Person 
ein  subjektives  Recht  ausübt,  und  in  Bezug  auf  welchen  eine  andere 
Person  unter  einer  Rechtspflicht  steht";  vgl.  Elements  of  JurisprudencCj 
9.  Aufl.,  S.  93).  In  diesem  Sinne  fallen  unter  den  ßegrifl!'  ,ytMng'*^ 
einerseits  subjektive  Rechte  (rights)  jeder  Art  und  Rechlsgesamtheiten 
(collections  of  rights),  sowie  andererseits,  um  die  Worte  des  §  36  zu  ge- 
brauchen, Begehungs-,  Unterlassungs-  und  Enthaltungshandlungen  (acts, 
omissions,  and  forbearances),  d.  h  beabsichtigte  oder  unbeabsichtigte  positive 
und  negative  Handlungen.*)*)  Blackstone  führt  im  2.  Bande  seiner 
CommentarieSj  S.  397,  als  Erklärung,  weswegen  Rechte  auf  Handlungen 
als  Rechte  über  Sachen  (rights  over  things)  betrachtet  werden,  an,  daß 
in  dem  Falle,  wo  jemand  rechtlich  verpflichtet  ist,  irgend  eine  Hand- 
lung vorzunehmen  und  dieser  Verpflichtung  nicht  nachkommt,  die 
gewährte  Rechtshilfe  Schadensersatz,  d.  h.  Geld,  sei.  —  Der  Gegen- 
stand, an  welchem  ein  subjektives  Recht  bestehen  kann,  braucht  nicht 
notwendigerweise  außerhalb  der  Persönlichkeitssphäre  des  Berechtigten 
zu  liegen,  sondern  kann  auch  innerhalb  derselben  sich  befinden, 
d.  h.  ein  Bestandteil  der  Persönlichkeitssphäre  des  Rechtssubjektes 
sein.  Somit  fallen  unter  den  Begriff  „/^/>/^"  in  dem  angegebenen 
weitesten  Sinne  auch  alle  sogenannten  Persönlichkeitsrechte  und  zwar 
gleichgültig,  ob  sie  Vennögensrechte  sind  oder  nicht 

3.  In  einer  dritten  und  letzten  Anwendung  bedeutet  das  Wort 
jythipig^^   alles,    was   Gegenstand   des   Vermögens   (estate  oder  property) 

*)  Über  den  Unterschied  zwischen  einer  Omission  (Unterlassungshandlung) 
und  einer  forbearance  (Enthaltungshandlung)  äußert  sich  Prof.  Salniond, 
Jurisprudence,  S.  401,  folgendermaßen:  „Der  Ausdruck  ^Omission"  wird  zwar 
häufig  in  einem  weiteren  Sinne  als  alle  negativen  Handlungen  (negative  acts) 
umfassend  gebraucht;  in  einem  engeren  Sinne  jedoch  schließt  dieser  Ausdruck 
lediglich  in  sich  unbeabsichtigte  negative  Handlungen  (unintentional  negative 
acts).  In  diesem  engeren  Sinne  bildet  die  Bezeichnung  einen  Gegensatz  zu  einer 
.forbearance^  welche  eine  beabsichtigte  ntgoXiwQ  ÜTinAhiiig  (intentional  negatire 
act)  darstellt.  Wenn  ich  z.  B.  aus  Vergeßlichkeit  verabsäume,  eine  Verabredung 
(appointment)  innezuhalten,  so  ist  diese  meine  Handlungsweise  unbeabsichtigt  und 
negativ,  mit  anderen  Worten  eine  Omission.  Wenn  ich  dagegen  mich  der  Ver- 
abredung erinnere  und  trotzdem  beschließe,  sie  nicht  innezuhalten,  so  ist  meine 
Handlungsweise  beabsichtigt  und  negativ,  d.  h.  eine  forbearance.'-''  —  In  ähnlicher 
Weise  definiert  Prof.  Holland,  a.  a.  O.,  S.  ico,  eine  forbearance  als  „0  deter- 
mination  of  will^  producing  a  negative  eß'ect  in  the  sensible  worid"",  d.  h.  als  einen 
W^illensentschluß,  der  sich  in  einer  negativen  Handlung  äußert. 

*)  Das  Preußische  Allgemeine  Landrecht  I,  2,  >}§  i  ff.,  nennt  „Sache  über- 
haupt alles,  was  der  Gegenstand  eines  Rechtes  oder  einer  Verbindlichkeit  sein 
kann**,  und  zwar  einschließlich  „der  Handlungen  der  Menschen,  ingleichen  ihrer 
Rechte,  insofern  dieselben  den  Gegenstand  eines  anderen  Rechtes  ausmachen**. 
—  Dies  entspricht  ungefähr  demjenigen,  was  im  englischen  Rechte  unter  .jthing" 
im  weiteren  Sinne  fällt.  —  Die  Frage,  ob  Rechte  an  Rechten  (rights  in  respect 
of  other  rights  oder  rights  to  rights)  im  Sinne  des  englischen  Rechts  .^hings" 
seien,  wird  von  Prof.  Salmond  bejaht  (s.  Jurisprudence^  S.  228 — 229  und  S.  2741. 
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einer  Person  sein  kann.  Jedes  proprietary  right  (Vermögensrecht),  von 
welcher  Art  es  auch  immer  sein  mag,  gilt  als  ^m  ,jihing*^.  Alles,  was 
außerhalb  dieser  Sphäre  liegt,  ist  kein  y^thing*'*'.  In  diesem  Sinne 
kommen  von  den  Persönlichkeitsrechten  nur  solche  in  Betracht,  denen 
die  Eigenschaft  eines  Vermögensrechtes  zuerkannt  ist,  d.  h.  nur  die 
sogenannten  Immaterialgüterrechte  (rights  over  immaterial  property),  wie 
Patentrechte  (patent-rights),  Urheberrechte  (Copyrights),  Markenrechte 
(rights  to  trade-marks)  usw.  Dieser  dritte  Gebrauch  des  Wortes  ^ything^^ 
ist  in  der  englischen  Rechtssprache  der  bei  weitem  häufigste. 

II.  Einteilung  der  ,jthings*K  Das  .englische  Recht  teilt  die 
Sachen  in  dem  Sinne  von  Vermögensbestandteilen  (d.  h.  yjwhatever  a 
man  owns  as  pari  ofhis  estate  or  property^^;  Salmond)  in  nachstehender 
Weise  ein: 

T/iings 


I  things  persofiai 

things  real  | 


chatteis  real  chatteis  personal 


interests  other  than  in  land 


interests  in  land  oder  immoveable  things  oder 

moveable  things 


I        •  I  I  I 

corporeal  tncorporeal        corporeal  tncorporeal 

hereditaments  hereditaments        chatteis  chatteis 

I.  Die  Ausdrücke  „real^^  und  jjpersonal^^  wurden  im  englischen 
Rechte  ursprünglich  nur  auf  Klagen  (actions)  angewendet.  Man  unter- 
schied z>\ischen  real  actionSj  personal  actions  und  mixed  actions.  Im 
Gegensatze  zum  römischen  Rechte,  welches  eine  ähnliche  Einteilung 
kannte,  welches  aber  diese  Einteilung  auf  die  verschiedene  Art  des 
der  Klage  zu  Grunde  liegenden  Rechts  (jus)  stützte,  beruhte  die  eng- 
lische Unterscheidung  auf  der  Art  der  von  den  Gerichten  zu  gewährenden 
Rechtshilfe  {relief).  Die  real  actions  des  englischen  Rechts  waren  solche 
Klagen,  durch  welche  jemand  in  den  Besitz  einer  ihm  widerrechtlich 
entzogenen  oder  vorenthaltenen  Sache  eingewiesen  werden  konnte. 
Die  gewährte  Rechtshilfe  auf  Grund  einer  personal  action  dagegen 
bestand  in  einer  geldwertigen  Entschädigimg  für  eine  vom  Beklagten 
begangene  Verletzung  eines  dem  Kläger  zustehenden  Rechts.  Mixed 
actions  endlich  waren  solche  Klagen,  bei  denen  sowohl  auf  Schadens- 
ersatz, als  auch  auf  Herausgabe  einer  Sache  in  specie  erkannt  werden 
konnte.  Es  hieß:  „eine  Klage  ist  oder  klingt  in  der  realty"'  (an  action 
is  or  Sounds  in  the  realty),  wenn  die  gewährte  Rechtshilfe  in  der 
spezifischen  Wiedererlangung  einer  Sache  (the  specific  recm^ery  of  some 
ihing)  bestand.  Dagegen  sagte  man:  „eine  Klage  ist  oder  klingt  in 
der  personalty^''   (an  action   is   or  sounds   in   the  pcrsofialiy),    wenn   der 
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Beklagte  nur  zu  Schadensersatz  verurteilt  werden  konnte.  Das  Wort 
y^realty^^  erlangte  sodann  die  Bedeutung  von  Sachen,  welche  in  der 
realtyy  d.  h.  spezifisch  zurückgefordert  werden  konnten;  und  solche 
Sachen  erhielten  den  Namen  „thifigs  real^*'.  Auf  der  anderen  Seite 
fielen  unter  den  Begriff  ,ypersonalty^^  solche  Sachen,  deren  spezifische 
Herausgabe  im  Klagewege  nicht  zu  erzwingen  war,  sondern  'nur  an 
Stelle  derselben  ein  geldwertiger  Ersatz.  Solche  Sachen  wurden  ^^things 
personat^  genannt.  Das  alte  Klagensystera  des  englischen  Rechts  ist 
seit  langem  verschwunden,  aber  die  Haupteinteilung  der  Sachen  in 
Mngs  real  und  things  personal  ist  bis  zum  heutigen  Tage  bestehen 
geblieben.  --  Vgl.  hierzu  die  Untersuchungen  von  T.  Cyprian 
Williams  im  4.  Bande  der  Law  Quaterly  Review,  S.  394 ff.;  femer 
Pollock  und  Maitland,  History  of  English  Law,  Bd.  II,  S.  568. 

2.  Äquivalente  Ausdrücke  für  tJüngs  real  (oder  realty)  sind  real 
property  oder  real  estate,  während  die  t/ungs.  personal  (oder  personalty) 
auch  personal  property  oder  personal  estate  genannt  werden.  Über  die 
verschiedene  Bedeutung  des  Wortes  yyestate^^  vgl.  die  Erl.  zu  §  35 
sub  I,  3  und  Anm.  7.  Der  Ausdruck  ,yproperiy^^  wird  in  der  eng- 
lischen Rechtssprache  in  einer  sehr  mannigfachen  Weise  gebraucht. 
Austin  in  seinen  jyLectures  on  Jurisprudenc^*'  (lecture  XL VII)  zählt 
nicht  weniger  als  11  verschiedene  Bedeutungen  dieses  Wortes  auf. 
Für  die  vorliegenden  Zwecke  genügt  es,  sich  nur  mit  den  wichtigsten 
Anwendungsarten  vertraut  zu  machen: 

a.  Im  weitesten  Sinne  umfaßt  j^property^^  alle  subjektiven  Rechte 
(legal  rights)  einer  Person,  gleichgültig,  ob  sie  Rechte  an  yjhings^^  oder 
an  fremden  Persönlichkeiten  oder  an  Bestandteilen  der  eigenen 
Persönlichkeit  sind.  Beispielsweise  spricht  Blackstone  .von  dem 
,^property^\  welches  ein  Dienstherr  (master)  an  der  Person  des  Bediensteten 
(servant)  und  ein  Vater  an  der  Person  seines  Kindes  hat.  Auf  S.  143 
des  3.  Bandes  seiner  Commentaries  sagt  er:  „Der  Untergebene  {t/ie 
inferior)  liat  keinerlei  yproperty^  an  der  Gesellschaft,  der  Fürsorge  oder 
dem  Beistande  (companyy  carey  or  assistance)  des  Vorgesetzten  (superior) ; 
aber  es  ist  anerkanntes  Reclit,  daß  der  Vorgesetzte  ein  ^property*'  an 
der  Gesellschaft,  Fürsorge  oder  dem  Beistande  des  Untergebenen  hat"; 
und  femer:  „das  Kind  hat  kein  yproperty*'  an  seinem  Vater  oder  Vor- 
mund (guardian),  aber  letztere  haben  ein  yproperty^  an  dem  Kinde."  — 
In  gleicher  Weise  sagt  Locke  in  seinem  zweiten  yy IVeatise  on  Chil 
Government^*'  (1Ö90)  in  Chapter  Vy  section  2y:  y,e7,'ery  man  has  a  property 
in  his  07V  n  per  so  n^^  (jedermann  liat  ein  property  an  seiner  eigenen 
Person).  An  einer  anderen  Stelle  (Chapter  Vlly  section  8y)  derselben 
Abhandlung  spricht  der  große  englische  Philosoph  von  dem  Rechte 
eines  Menschen  auf  Schutz  „seines  property,  d.  h.  seines  Lebens,  seiner 
Freiheit  und  seines  Vermögens"  (his  property,  that  isy  his  ///<?,  liberty^ 
and  estate). 

ß.  In  einem  etwas  engeren  Sinne  bedeutet  ^yproperty^*'  die  Gesamt- 
heit der  proprietary  rights  im  Gegensatze  zu  den  personal  rights,  welche 
den  civil  Status  oder  die  personal  condition  eines  Menschen  ausmachen. 
(Vgl.  hierüber  die  Erl..  zu  §  i  sub  2,  Anm.  3.)  In  diesem  Sinne  ist 
yyProperty^^    äquivalent   dem    deutschen    Ausdrucke   „Vermögen".      Eine 
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solche  Bedeutung  hat  z.  B.  das  Wort,  wenn  von  dem  „r^z/  proper ty*"^ 
und  dem  ^ypersonal  property^^  die  Rede  ist.  Dieser  Gebrauch  ist  in  der 
englischen  Rechtssprache  der  bei  weitem  üblichste  und  häufigste. 

T-  In  einer  dritten  Anwendung  sind  unter  y,property*^  nicht  alle 
proprietär}'  rights  geraeint,  sondern  nur  die  absoluten  Vermögens- 
rechte oder,  wie  es  heißt,  die  proprietary  rights  in  rem,  dagegen  nicht 
die  proprietary  rights  in  personam. 

b.  Noch  enger  ist  der  Georauch  des  Wortes  j,property^^  in  dem 
Sinne  von  Eigentumsrecht  (right  of  ownership).  So  sagt  man  in  dem 
Falle,  wo  jemand  einen  in  seinem  Eigentum  befindlichen  Gegenstand 
an  einen  anderen  verleiht,  daß  das  „property^^  an  dem  verliehenen 
Gegenstande  der  Verleiher  (lender)  besitzt. 

€.  Endlich  sei  noch  der  Gebrauch  des  vieldeutigen  Wortes  als 
Eigentumsgegenstand  (object  of  a  right  of  oivnership)  erwähnt.  Beispiels- 
weise wird  der  Eigentümer  eines  Buches  oder  Pferdes  oder  dergleichen 
sagen,  daß  dieses  Buch,  Pferd  usw.  sein  „/r^/^r/v"  sei. 

3.  Das  Vermögen  einer  Person  zerfällt  nach  englischem  Rechte  in 
körperliche  und  in  unkörperliche  Sachen,  d.  h.  in  corporeal  und  in 
incorporeal  things.  Diese  Einteilung  ist  aus  dem  römischen  Rechte 
übernommen.')  Joshua  Williams,  Law  of  Real  Property,  19.  Aufl., 
S.  4 — 5,  sagt:  .X^orporeal  things  sind  tangible  things,  wie  Land  oder 
Gold;  incorporeal  things  sind  solche  Sachen,  welche  intangible  sind,  wie 
Rechtsverhältnisse  (legal  relations)  und  subjektive  Rechte  (rights),  ein- 
schließlich Schuldverhältnisse  (legal  obligations)  und  Klagerechte  (rights 
of  action).  Demgemäß  umfaßt  der  Ausdruck  ^property''  in  dem  Sinne 
von  Vermögensgegenständen  (valuable  things)  sowohl  incorporeal  things, 
wie  corporeal  things.  Mit  anderen  Worten,  property  besteht  aus  zwei 
Klassen  von  Sachen:  i.  tangible  things  in  dem  Besitze  ihres  Eigen- 
tümers (in  thcir  owners  possession)  und  2.  Vermögensrechte  (valuable 
rights)  aller  Art,   welche  nicht  mit  dem  Besitze  irgend  eines   körper- 


•)  Vgl.  /.  /  §  I  D,  de  divisione  rerum  et  quaUtaie  iM.'  QtiaedaM  res 
carporales  ttmt,  quciedam  incorporales.  Corporales  hae  sunt,  quae  tangi  possnnt, 
veluti  fundus,  homo,  vestis,  aurum,  argentttm  et  denique  aliae  res  innumerahiles, 
Iiuorporales  sunt,  quae  tangi  non  possunt,  qualin  sunt  eiu  quae  in  Jure  consistunt, 
sicut  hereditas^  ususfructus.  oöii^ationes  quoquo  modo  contractae.  —  Nach 
herrschender  Ansicht  hat  Henricus  de  Bracton  die  römisch-rechtliche  Ein- 
teüung  der  Sachen  in  res  cotpora/es  und  res  incorporales  in  das  englische  Recht 
importiert.  Bracton  lebte  im  13.  Jahrhundert  und  war  zur  Zeit  Heinrichs  III. 
ein  „itinerant  justice*'  (Sendrichter)  in  der  Cirafschaft  Devonshire.  Er  gehörte 
dem  geistlichen  Stande  an  und  soll  Archidiakon  (archdeacon)  von  Barnstaple. 
einer  Stadt  im  nördlichen  Devonshire,  gewesen  sein:  vgl.  Foss,  Judges  of 
England,  Bd.  II,  S.  251,  und  Prof.  Maitland,  Bracton' s  Note  Book,  Bd.  I,  S.  13. 
In  seinem  Werke  De  Legibus  et  Consuetudinibus  Angliae  gibt  Bracton  eine 
stark  vom  römischen  Rechte  beeinflußte  Darstellung  des  englischen  Rechtssystenis. 
Insbesondere  sind  die  Summa  Codicis  et  Instittitionum  des  Glossators  A  z  o  in 
der  ergiebigsten  Weise  benutzt,  indem  bisweilen  ganze  Seiten  wörtlich  aus  tiem 
Werke  des  Italieners  abgeschrieben  worden  sind:  vgl.  den  von  der  Seiden  Society 
herausgegebenen  Band  „Bracton  and  Azo^*  und  die  Schrift  von  Carl  (rüterbock 
«»Henricos  de  Bracton  und  sein  Verhältnis  zum  Römischen  Rechte"  (Berlin,  1862). 
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liehen  Gegenstandes  verbunden  sind  (unacconipanied  with  the  possesston 
of  anything  corporeal),  Oder,  falls  man  es  vorzieht,  property  als  eine 
Masse  von  Rechten  (as  an  aggregate  of  rights)  zu  betrachten,  so  kann 
man  die  gleiche  Einteilung  in  folgender  Weise  ausdrücken:  Property 
besteht  i.  aus  Eigentumsrechten  (rights  of  ownership)  an  tangibU  things 
(körperlichen  Sachen),  verbunden  mit  Besitz  (clothed  with  possesston), 
und  2.  aus  nackten  oder  bloßen  Rechten  (bare  or  tnere  rights),  welche 
zwar  nicht  mit  einem  körperlichen  Besitze  verbunden  sind,  welche  aber 
nichtsdestoweniger  einen  Vermögenswert  darstellen  (unaccompanied  with 
possessiofty  which  are  fievertfuless  valuable)!^^  —  Die  Einteilung  der  Siachen 
in  corporeal  things  und  in  incorporeäl  things  wurde  ursprünglich  nur  auf 
things  real  angewendet.  Im  älteren  englischen  Recht  zählten  zu  letzterer 
Klasse  von  Sachen  nur  solche  Besitzstände  an  Grundstücken  {estates  in 
land;  s.  Erl.  zu  §  35  sub  I,  3),  welche  beim  testamentslosen  Ableben  ihres 
Besitzers  auf  den  nächsten  Blutsverwandten  (här)  desselben  übergingen. 
Diese  Eigenschaft  der  Vererblichkeit  betrachtete  man  so  eng  verknüpft  mit 
dem  Begriffe  jythings  real^\  daß  man  die  letzteren  auch  jyhereditamerUs^^ 
nannte.  Dieser  Ausdruck  hat  sich,  obwohl  das  Erbrecht,  dem  er  sein 
Dasein  verdankte,  längst  verschwunden  ist,  und  obwohl  der  Begrifl" 
„things  real^^  im  Laufe  der  Zeiten  eine  erhebliche  Erweiterung  erfahren 
hat,  bis  zum  heutigen  Tage  erhalten,  so  daß  auch  im  modernen  Rechte 
sämtliche  things  real,  gleichgültig  ob  sie  tatsächlich  y,hcreditary'^^  sind 
oder  nicht,  als  hereditaments  gelten.  Ja  sogar  nach  der  neuesten  Rechts- 
theorie greift  die  Bedeutung  des  Wortes  „hereditament^*'  über  die  Sphäre 
der  thifigs  real  hinaus.  Es  sind  nämlich  in  der  allmählichen  Ent- 
wickelung  und  Entfaltung  des  englischen  Rechtssystems  dingliche  Rechte 
an  Grundstücken  (interests  in  land)  entstanden,  welche  aus  historischen 
Gründen  keine  Aufnahme  in  den  Kreis  der  things  real  gefunden  haben, 
sondern  den  things  personal  zugeteilt  worden  sind,  welche  aber  infolge 
ihrer  engen  Verknüpfung  mit  dem  Grund  und  Boden  von  den  übrigen 
things  personal  als  sogenannte  chatteis  real  gekennzeichnet  werden. 
Auch  diese  Arten  von  interests  in  land  fallen,  gleichgültig  ob  sie  ver- 
erblich sind  oder  nicht,  nach  der  neuesten  Rechtsterminologie  unter 
den  Begriff  der  hereditaments.  Diesem  Entwickelungsgange  entsprechend 
werden  alle  körperlichen  Sachen,  welche  im  Rechtssinne  interests  in 
land  sind,  corporeal  hereditaments  genannt,  während  alle  unkörperlichen 
Sachen,  welche  in  den  Bereich  der  interests  in  land  fallen,  als  incorporeäl 
hereditaments  bezeichnet  werden.  —  Erst  in  einer  verhältnismäßig  neueren 
Periode  des  englischen  Rechts  hat  man  die  Einteilung  in  körperliche 
und  unkörperliche  Sachen  auch  auf  die  things  personal  übertragen.  Da 
von  den  letzteren  die  chatteis  real,  wie  eben  ausgeführt  ist,  zu  den 
hereditaments  gerechnet  werden,  so  kommen  für  die  neue  Einteilung 
nur  diejenigen  things  personal  in  Betracht,  welche  sogenannte  chatteis 
personal  oder  interests  other  than  in  land  darstellen.  Körperliche  Sachen 
dieser  Klasse  heißen  corporeal  chatteis,  während  die  unkörperlichen 
Sachen  unter  den  chatteis  personal  mit  dem  Ausdrucke  „incorporeäl 
Möi/Z^f/j-"  gekennzeichnet  werden. 

4.  Über  den  Ursprimg  und  die  Bedeutung  des  Wortes  „c/iattel^"' 
heißt  es  in  Coke  upon  Littleton  (s.  Erl.  zu  S  3  sub  II,  Anm.  11)  folio  Il8^: 
„Der  Ausdruck   .gooiis*'   {biens^    bona)   umfaßt   alle  chatteis,   sowohl  real 
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wie  personal.  jChattels^  ist  ein  französisches  Wort  und  bedeutet  solche 
Vermögensstücke,  welche  wir  mit  dem  Kunstausdrucke  yCatalla^  be- 
nennen." —  Blackstone  sagt  im  2.  Bande  seiner  Commentarics  auf 
S.  385,  daß  in  der  Grand  Coustumier  of  Normandy  das  Wort  ^ychattels^^ 
im  Gegensatze  zu  einem  Lehnbesitze  (fief  or  feud)  *)  gebraucht  wird,  . 
s«)  daß  ursprünglich  nicht  nur  things  personal^  sondern  überhaupt  alles, 
was  nicht  ein  Lehen  war,  d.  h.  das  allodiale  Vennögen,  zu  den  chatteis 
gezählt  wurden.  —  In  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Bullock  versus 
Dodds,  mitgeteilt  im  2.  Bande  der  von  Barne  wall  und  Adelphus 
herausg^ebenen  Reports  of  cases  argued  and  detcrmined  in  the  Court  of 
Kings  Bench  und  im  20.  Bande  der  Revised  Reports^  äußert  sich  Chief 
Justice  Abbat  über  den  fraglichen  Ausdruck  folgendermaßen:  „Die  Worte 
.bona  et  catallat,  welche  in  unseren  älteren  Parlamentsgesetzen  und  in 
den  Werken  unserer  älteren  Rechtsschriftsteller  entweder  zusammen 
(xler  einzeln  vorkommen,  bedeuten  personal  property  jeder  Art  im 
Gegensatze  zu  dem  real  property.  Beispielsweise  gebraucht  die  Magna 
Charta  im  Kapitel  18  .  .  .  die  Worte  bona  et  catalla.''  —  Vgl.  auch  den 
Artikel  j^Chattels^^  von  T.  Cvprian  Williams  in  Rentons  Encyclopaedia^ 
Bd.  II,  S.  49ifl'. 

§  37. 
Unter  den  Begriff  „things  real**^  fallen: 

a)  alle  Rechte  an  Grundstücken  (interests  in  land)^  welche 
auf  einem  frankalmoigne-,  socage-  oder  cop/ho/d  -  L>ehns- 
verhältnisse  beruhen;* 

b)  alle  chatteis,  wie  z.  B.  heiriooms,  welche,  soweit  nicht 
über  dieselben  durch  ein  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden 
anderweitig  verfügt  worden  ist,  beim  Tode  ihres  Eigen- 
tümers gleichzeitig  mit  den  unter  a)  genannten  things 
real  sich  vererben; 

c)  Pairswürden,  öffentliche  Ämter,  von  der  Krone  ver- 
liehene Gerechtsame,  Würden  und  andere  Rechte 
öffentlich-rechtlicher  Natur,  welche  als  Vermögensrechte 
behandelt  werden; 

d)  Anteile  an  gewissen  solchen  Companies,  welche  Rechte 
an  Grundstücken  (interests  in  tand)  im  Eigentum  haben.' 

^  Äquivalente  Ausdrücke  sind  ..realfy"^  ,,reai  estaU*',  „reai  property*'^ 

»  Tone  V.  Browne  (1855)  5  H.  h.  C.  571. 

*  Drj'butter  v.  Bartholomew  (1723)  2  P.  W.  127;  Buckeridge  v.  Ingram 
^^79S)  2  Ves.  Jr.  652.  Anteile  an  einer  Company^  welche  den  Vorschriften  der 
^^ompanies  Clauses  Act  von  1845  o^^'  ^^^  Coinpanies  Acts  von  1862  —1900  unter- 
worfen ist,  zahlen  selbst  dann  zu  dem  personal  esfate,  wenn  die  betreft'ende  Company 


*)  Vgl.  Erl.  zu  §  37  sab  2,  Anm.  i. 
0.  Schirrmeister,  Bürgert.  Recht  EngKinds.     I. 
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Rechte  an  Grundstücken-  (interests  in  land)  im  Eigentum  hat:  Covipanits  Clames 
Act,   1845,  s.  7;  Companies  Act,   1862,  s.  22. 

euhcwtOH  (Kirchenpatronat)  4e  nichtlehnrechtliche  Vcnnogcnsgegenstände  : 

dignities  4d  o/fices  4  b 

estate  0/  inhtritance  und  f^r  li/e  3  peerages  4  a 

/*tf  9,  Anm.  X  proßU  a  prendre  4  e 

y>^  simple  und  /«r^  /of/  a  Rechtsnatur  eines  skare  5 

/ranchises  4  c  shares  of  tke   New  Rivtr  and  0/  the   Rivtr 

keirlöoms  3  Arnm  5 

interesU  in  l«utd  keld  by  free  or  cnstomary        iail  general  und  tail  special  2 

tenure  3  A'/A^j  (Zehntrechte)  40 

lehnrechtliche  VermÖgen^egenstände  t                         title  deeds  to  the  land  3 
liberty  4  c,  Anm.  5 

I.  Über  den  Ursprung  des  Ausdruckes  ^ythings  real^''  und  über  die 
äquivalenten  Bezeichnungen  „realty^%  ,jreal  estat?^  und  „r^a/  property^ 
vgl.  die  Erl.  zu  §  36  sub  II,  i  und  2.  Prof.  Salmond  in  seinem 
Werke  jjjurisprudence^^  (1902),  S.  502,  bemerkt  über  die  Einteilung  der 
Sachen  im  englischen  Rechte  in  things  real  (oder  real  property)  und  in 
things  personal  (oder  personal  property)  und  über  die  Bedeutung  des 
ersteren  Ausdruckes  folgendes:  „Die  Unterscheidung  zwischen  real  und 
personal  property  ist  eine  rein  willkürliche  (purely  arbitrary)  und  beruht 
auf  keiner  wissenschaftlichen  Grundlage  (possesses  no  scientific  basisi. 
Real  property  umfaßt  alle  subjektiven  Rechte  über  Grundstücke  (rights 
over  land)  mit  solchen  Erweiterungen  und  Einschränkungen  (such 
additions  and  exceptions),  welche  das  objektive  Recht  aufzustellen  für 
geeignet  erachtet  hat  (cu  the  law  has  seen  fit  to  establish),^^  Diesen 
Ausführungen  kann  ich  nicht  beistimmen.  So  ganz  willkürlich  ist 
meiner  Ansicht  nach  die  eigenartige  Unterscheidung  in  things  real  und 
in  things  personal  nicht;  auch  entbehrt  dieselbe  durchaus  nicht  einer 
wissenschaftlichen  Grundlage.  Prof.  Holland  in  seinen  ^^Elenients  of 
Jurisprudence^\  9.  Aufl.  (1900),  S.  98,  nennt  die  Einteilung  in  real 
property  und  in  personal  property  „eine  Folge  lehnrechtlicher  Gedanken 
(a  result  of  feudal  ideas),  welche  sich  nur  in  dem  Rechtssysteme  Eng- 
lands und  in  den  auf  diesem  beruhenden  Rechtssystemen  bis  zum 
heutigen  Tage  erhalten  haben  (sunmnng  only  in  the  law  of  England 
and  its  derivatrifes).'^  Diese  Worte  deuten,  wenn  auch  nur  leise,  den 
wahren  Grund  an,  weswegen  das  englische  Rechtssystem  noch  jetzt 
die  Sachen  in  things  real  und  things  personal  teilt.  Im  älteren  eng- 
lischen Rechte  waren  things  real  nur  die  sogenannten  j\freeholds'\ 
d.  h.  die  feudalen  Lehen,  und  die  mit  diesen  freeholds  eng  verknüpften 
feudalen  Rechte;  alles,  was  nicht  dem  feudalen  Lehnrechte  unterworfen 
war,  zählte  zu  den  jyChattels^^  und  wurde  ,jthings  personaV"^  genannt. 
Die  Unterscheidung  beruhte  somit  auf  dem  Unterschiede  zwischen 
Lehnbesitz  und  Allodialbesitz  (vgl.  die  Erl.  zu  §  36  sub  II,  4).  Die 
things  real  stellten  den  in  feudalen  Rechten  bestehenden  Vermögens- 
kreis dar,  während  die  things  personal  die  nichtlehnrechtlichen  Gegen- 
stände umfaßten.  Somit  könnte  man  den  Ausdruck  „things  reat*'  etwa 
verdeutschen  als  „lehnrechtliche  Vermögensgegenstände"  und  dem- 
entsprechend den  Ausdruck  ^^tlüngs  personal^*'  als  „nichtlehnrechtliche 
Vermögensgegenstände**.  Sämtliche  things  real  zählen  im  Rechtssinne 
zu  dem  unbeweglichen  Vermögen  (immo^oeable  property),  während  die 
thifigs  personal  teils  zu  dem  beweglichen,  teils  zu  dem  unbeweglichen 
Vermögen  gerechnet  werden.     Das  Lehnsystem  hat  sich,   wenn  auch 
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in  modernisierter  Form,  bis  zum  heutigen  Tage  in  England  erhalten; 
und  damit  ist  die  alte  Einteilung  der  Sachen  in  things  real  und  things 
personal  mit  vollem  Rechte  und  aus  triftigen  und  stichhaltigen  Gründen 
bestehen  geblieben  und  ist  nicht  durch  die  in  den  kontinentalen  Rechten 
vorherrschende  und  auch  der  englischen  Rechtssprache  bekannte  Unter- 
scheidung in  bewegliche  und  unbewegliche  Sachen  verdrängt  worden. 
Auch  die  von  Prof.  Salmond  erwähnten  Erweiterungen  und  Ein- 
schränkungen, welche  der  Begriff  „things  real**'  (oder  real  property)  im 
Laufe  der  modernen  Entwickelung  des  englischen  Rechts  erfahren  hat, 
sind  durchaus  nicht  willkürliche,  sondern  finden  in  dem  Lehnrechte 
Englands  ihre  volle  Erklärung.  Diejenigen  Rechte,  welche  ihrer  Natur 
nach  yyChattels^*  sind,  aber  nach  der  Rechtsterminologie  zu  den  things 
real  zählen,  waren  ursprünglich  oder  sind  noch  mit  einem  freehold  eng 
verknüpft;  und  diejenigen  sukjektiven  Rechte  über  Grundstücke  (rights 
over  land),  welche  heute  zu  den  things  personal  zählen,  sind  niemals 
Rechte  gewesen,  welche  auf  einem  Lehnsverhältnis  beruhten,  sondern 
hatten  ihren  Ursprung  in  sonstigen  Rechtsverhältnissen,  z.  B.  in  einem 
obligatorischen  Vertrage.  Somit  gehören  die  sogenannten  chatteis  real 
(z.  B.  die  im  heutigen  Verkehr  eine  so  wichtige  Rolle  spielenden 
kaseholds),  obwohl  sie  dingliche  Rechte  an  Grundstücken  (interests  in 
land)  darstellen,  nicht  zu  den  things  real,  sondern  zu  den  things 
personal.  Es  sind  dies  keineswegs  ,ysuch  additions  and  exceptions  as  the 
law  hos  seen  fit  to  establish**  (Salmond),  sondern  im  Gegenteil  voll- 
kommen r^elrechte,  auf  wissenschaftlicher  Grundlage  beruhende 
Erscheinungen. 

2.  Die  wichtigste  Klasse  der  things  real  bilden  „a//  interests  in 
land  held  by  frankalmoigne,  socage,  or  copyhold  tenure**,  d.  h.  alle  Rechte 
an  Grundstücken,  welche  auf  einem  freien  geistlichen  oder  weltlichen 
oder  auf  einem  Sehn ftsassenlehns Verhältnisse  beruhen.  Über  die  Aus- 
drücke j,frankalmoigne^*,  „socage**  und  „tenur^*^  vgl.  die  Erl.  zu  §  35 
sub  I,  I  und  2,  und  über  den  Ausdruck  yjCopyhold**  vgl.  die  Erl.  zu 
%2'j  sub  5.  Das  y^nteresf*,  welches  ein  Lehnsmann  an  einem  freehcld 
(d.  h.  frankalmoigne  oder  socage)  estate  oder  an  einem  copyhold  estate 
—  (über  den  Ausdruck  j^estate^*  vgl.  die  Erl.  zu  §  35  sub  I,  3)  — 
besitzen  kann,  ist  entweder  ein  estate  of  inheritance  (erblicher  Besitz- 
stand) oder  ein  estate  for  life  (lebenslänglicher  Besitzstand).  Dagegen 
ist  es  nicht  möglich  und  würde  im  Widerspruche  mit  den  lehnrecht- 
lichen Grundsätzen  stehen,  ein  Lehngut  auf  eine  im  voraus  festbestimmte 
Zeit,  z.  B.  auf  10  Jahre  (d.  h.  einen  sogenannten  estate  for  a  Urne  certain\ 
auf  Grund  eines  Lehnsverhältnisses  zu  haben.  Besitzt  jemand  ein  Recht 
an  einem  Grundstücke  (interest  in  land)  auf  eine  von  vornherein  genau 
festgesetzte  Zeit,  sei  es  auf  i  Jahr  oder  auf  99  oder  auf  1000  Jahre, 
so  ist  sein  ,jestat^*  nicht  ein  lehnrechtlicher  und  fällt  daher  nicht  unter 
den  Begriff  der  yythings  real**,  sondern  ist  ein  chattet  real  —  Ein  lehn- 
rechtlicher  estate  of  inheritance,  mag  er  auf  einer  free  tenure  oder  auf 
einer  copyhold  tenure  beruhen,  kann  verschiedener  Art  sein,  jenachdem 
unbeschränkt  sämtlichen  Blutsverwandten  (heirs)  des  Lehnsmannes  ein 
Erbrecht  zusteht,  oder  nur  eine  bestimmte  Klasse  von  Blutsverwandten 
eineR  Anspruch  auf  Erbfolge  hat.  Liegt  der  erstere  Fall  vor,  so  spricht 
man   von  emem  estate  in  fee  simple,   während   im  letzteren  Falle   das 
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interest  in  land  einen  estate  in  fee  tail  darstellt.*)  Ist  das  lehnrechtliche 
interest  von  letztgenannter  Art,  so  sind  nur  eheliche  Descendenten 
(d.  h.  sogenannte  hdrs  of  the  body)  des  Lehnsmannes  erbberechtigt; 
alle  übrigen  Blutsverwandten  sind  dagegen  von  der  Erbfolge  aus- 
geschlossen. Haben  sämtliche  ehelichen  Descendenten  unterschiedslos 
ein  Erbfolgerecht,  so  wird  das  interest  in  land  ein  estate  in  tail  gencral 
genannt.  Sind  jedoch  nur  männliche  oder  nur  weibliche  Descendenten 
erbfähig,  so  liegt  ein  estate  in  tail  male  bezw.  ein  estate  in  tail  femaU 
vor.  Beschränkt  sich  die  Erbfolge  auf  eheliche  Descendenten  aus  einer 
bestimmten  Ehe  des  Lehnsmannes,  so  bildet  das  betreffende  lehnrecht- 
liche interest  in  land  einen  estate  in  tail  special.  In  einem  solchen  Falle 
heißt  es  in  der  Verleihungsurkunde  (grant):  j,to  A,  and  the  heirs  of  his 
body  by  his  wife  B^%  oder:  „Ä?  A,  and  his  wife  B,  and  the  heirs  of 
their  bodies  between  them  begotten}*'  Auch  in  diesem  Falle  kann  noch 
eine  weitere  Beschränkung  der  Erbfolge  entweder  nur  auf  die  männ- 
lichen Nachkommen  (estate  in  male  tail  special)  oder  nur  auf  die  weib- 
lichen Nachkommen  (estate  in.  female  tail  special)  aus  der  bestimmten 
Ehe  festgesetzt  sein.  —  Ursprünglich  gehörten  zu  den  things  real  nur 
solche  interests  in  land,  welche  auf  einer  free  tenure  oder,  wie  dieselbe 
auch  genannt  wurde,  auf  einer  common  law  tenure,  d.  h.  auf  einem 
feudalen  Lehns Verhältnisse  beruhten.  Nachdem  sich  jedoch  im  Laufe 
der  Entwickelung  des  englischen  Rechts  das  Verhältnis  zwischen  dem 
Hintersassen  (villein)  und  dem  Grundherren  des  betreffeijden  Dorf- 
oder Stadtdistriktes  (lord  of  the  manor)  aus  einer  bloßen  tenancy  at 
will,  d.  h.  aus  einem  prekarischen  Besitze  in  einen  vom  Rechte  an- 
erkannten und  geschützten  Besitzstand  (legal  estate)  umgewandelt  hatte, 
und  nachdem  auf  diese  Weise  neben  dem  feudalen  Lehnsverhältnisse 
eine  zweite,  dem  Range  nach  tiefer  stehende  Lehnsart,  die  sogenannte 
customary  oder  copyhold  tenure,  zur  Entstehung  gelangt  war,  begann 
man  auch  solche  interests  in  land,  welche  ihre  Grundlage  in  einem 
Schriftsassenlehnsverhältnisse  hatten,  zu  den  things  real  zu  zählen.  In 
<ler  Entscheidung  des  Falles  Torre  versus  Braivm  and  others  aus  dem 
Jahre  1855,  mitgeteilt  im  5.  Bande  der  von  Charles  Clark  heraus- 
gegebenen House  of  Lords  Cases  on  appeal  and  writs  of  error  and 
Claims  of  peerage^  S.  555 — 580,  sagt  der  Lord  Chan cellor:  „Mit  Recht 
(aptly)  werden  copyholds  als  ,latids^  oder  als  ^real  estate  bezeichnet. 
Eine  letztwillige  Verfügung  (devise)  eines  Testators  über  alle  seine 
Ländereien  (lands)  oder  über  seinen  ganzen  lehnrechtlichen  Grund- 
besitz (real  estate)  kann  daher  auch  seine  Schriftsassenlehen  (copyholds) 
umfassen,  falls  es  die  Absicht  des  Testators  war,  die  letzteren  mit  in 
die  Worte  jlands^  oder  ^real  estate  einzubegreifen." 

*)  Das  Wort  .._/>^"  hat  in  der  englischen  Rechtssprache  zwei  Bedeutangen: 
1.  lehnrechtlicher  Grundbesitz  (iand  held  of  a  lord)  im  Gegensatze  zu  einem 
allodialen  Grundeigentum  (land  owned  ailodially)\  und  2.  erblicher  Besitzstand 
(estate  of  inheritance)  im  Gegensatze  zu  einem  lebenslänglichen  Besitzstande  (estate 
for  life).  Da  allodiales  Grundeigentum  in  England  nur  die  Krone  haben  kann,  so 
ist  der  Gebrauch  des  Wortes  ,fee^''  in  dem  ersteren  Sinne  äußerst  selten.  —  XJber 
den  Ursprung  des  Wortes  „/<r^"  (fi^f  ffodurn,  feudum)  vgl.  Diez.  Etymologisches 
Wörterbuch  der  Romanischen  Sprachen,  sub  „y?^";  Bosworth,  Anglo-Saxon 
Dictionary,  sub  ,,feoh"\  Littre,  Dictionnaire  de  la  Langue  Franfaise,  sub  ^^fief"* 
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3.  Die  nächste  Klasse  der  things  real  umfaßt  „0//  chatteis y  such  as 
heirloomsj  whichj  unless  alienated  inter  vivos^  devolve  along  with  a)  an  the 
death  of  thetr  (nvner^^  (alle  nichtlehnrechtlichen  Vermögensgegenstände, 
wie   z,  B.   hetrlooms,    welche,    soweit   nicht    über    dieselben    durch   ein 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  anderweitig  verfügt  worden  ist,   beim 
Tode  ihres  Eigentümers  gleichzeitig  mit  den  unter  a)  genannten  things 
real  sich   vererben).     Hierher  gehören  zunächst  die  sogenannten   title 
deeds  to  the  land,  d.  h.  die  Urkunden  über  den  Erwerb  und  den  Umfang 
eines   interest  an  einem  Lehngrundstücke.     Da,   wie  sub  2  gezeigt  ist, 
ein    lehnrechtlicher   Besitzstand   nicht   immer   ein   unbeschränkter   und 
frei   vererblicher  (estate  in  fee  simple  oder  absolute  interest  in  land)  ist, 
sondern    oft   nur   ein   limited  interest  in  land  (d.  h.   z.  B.   einen  estate 
in  fee  tail  oder  einen  estate  for  life  oder  ein  künftiges  Recht  an  einem 
Gnmdstücke,  ein  sogenanntes  future  interest  in  land,  usw.)  darstellt,  so 
bildet  die  in  gehöriger  Form  vollzogene  Übereignung  eines  Grundstückes 
von  einem  Besitzer  auf  den  anderen  noch  nicht  einen  Beweis,  daß  der 
Erwerber  ein  absolutes  dingliches  Recht,  ein  absolute  interest  in  the  land 
besitzt.     Demgemäß  ist   es   üblich,   alle  Urkimden,   durch  welche  das 
lehnrechtliche  Eigentum  an  einem  Grundstücke  von   einer  Person  auf 
die  andere  übertragen  worden  ist,  aufzubewahren,  um  so  erforderlichen- 
falls den  Nachweis  sowohl  über  die  Art  des  Erwerbes,  wie  über  den 
Umfang  des  interest  in  land  führen  zu  können.     Diese  title  deeds  sind 
in   England    und   Wales   von   der   gnißten   Wichtigkeit,    da    in   diesen 
beiden  Ländern  jein  Eintragungszwang  (compulsory  registration)  in  ein 
Grundbuch   (land  register)   nur   in   einigen  wenigen  Grafschaften,   wie 
Middlesex    und    York,    besteht.      (In    Schottland    und   Iriand    ist    das 
Grundbuchsystem   allgemein  eingeführt.)     Ihrer   Natur  nach   sind   die 
title  deeds  wahre  chattels\   da  aber  das  Eigentimi  an  diesen  Urkunden 
ohne  weiteres,   d.  h.  ohne  daß  es  eines  besonderen  Übereignungsaktes 
bedarf,    auf  jeden   neuen   Lehnsinhaber    übergeht    oder,    mit  anderen 
Worten,  dem  Lehngute  folgt,   so  werden  die  title  deeds  zu  den  things 
real  gezählt     Vgl.   auch   §  2    Zifl'er  5    der   Vendor  and  Purchaser  Act 
von  1874  (3y  and  38  Vict,  c.  y8).  —   Des  weiteren  fallen  imter  diese 
zweite  Klasse   von   things   real  die   sogenannten  heirlooms.     Hierunter 
sind  solche   chatteis  verstanden,   welche   auf  Grund   eines  besonderen 
Gewohnheitsrechtes  (by  special  custom)  gleichzeitig  mit   einem  Grund- 
stücke  (land)   oder    mit    einem   lehn  rechtlichen   Amte   (freehold  office) 
sich  vererben.    In  Coke  upon  Liitleton  (s.  Erl.  zu  §  3  sub  II,  Anm.  11) 
heißt  es  auf  folio  l8^ :  „/n  some  places  chatteis  as  heirlooms  (as  the  best 
bidy  tablcy  potj  cany  and  other  dead  chatteis  moveable)  may  go  to  the  heire.*"*" 
Ein  solches  besondere  Gewohnheitsrecht   kommt  heute  sehr  selten  vor; 
aber,  wo  es  sich  erhalten  hat,  können  die  gleichen  limited  interests,  wie 
in  dem  Lehngute,  auch  in  den  heirlooms  bestehen ;  mit  anderen  Worten, 
der  jeweilige  Lehnsmann   kann   an   den   heirlooms  einen   estate   in  fee 
simple  oder  einen  estate  in  fee  tail  oder  einen  estate  for  life  besitzen. 
Der  Eigentümer  von  heirlooms  ist  berechtigt,  über  dieselben  durch  ein 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  frei  zu  verfügen,   dagegen  nicht  durch 
Testament.    Eine  letztwillige  Verfügung  (devise)  über  ein  chatiel,  welches 
ein  heirloom  darstellt,   ist,   wie  es  in  Coke  upon  Littleton  auf  folio  185^ 
heißt,  nichtig  (void).     Vgl.  auch  Blackstone's  Commentaries,  2.  Band, 
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S.  429.  Zu  den  heirlooms  zählen  auf  Grund  eines  speäal  custom  auch 
die  englischen  Kronjuwelen  (Crown  jewels)\  und  zwar  besitzt  jeder 
Träger  der  englischen  Krone  an  diesen  Juwelen  nur  einen  estate  for 
life.  —  Es  kennt  femer  das  englische  Recht  gewisse  chattds,  welche, 
wie  es  ausgedrückt  wird,  „von  der  Art"  (of  the  nature)  eines  heirloom 
sind.  Hierunter  fallen  die  zu  Ehren  eines  Verstorbenen  in  einer 
Kirche  errichteten  Gedenktafeln,  Wappenschilde  (coat  armour)^  Grab- 
steine (tombstones),  gewisse  Ordensdekorationen  eines  Verstorbenen  (the 
garter  and  collar  of  S.  S.),  Kassetten  für  die  oben  erwähnten  ////^  deeds 
(deed  boxes)  u.  a.  m.  —  Im  Volksmunde  endlich  werden  als  heirlooms 
auch  solche  Gegenstände,  wie  Schmucksachen,  goldenes  und  silbernes 
Tafelgerät,  wertvolle  Gemälde  usw.,  bezeichnet,  welche  auf  Grund  einer 
Familienstiftung  (settlement)  oder  eines  Testamentes  (will)  auf  Treu- 
händer (trustees)  mit  der  Bestimmung  übertragen  worden  sind,  daß 
diese  letztgenannten  Personen  den  Gebrauch  und  die  Nutzung  der 
Gegenstände  dem  jeweiligen  Besitzer  eines  gewissen  Grundstückes 
gestatten  sollen.  Im  Rechtssinne  sind  jedoch  diese  chatteis,  obwohl  sie, 
soweit  das  Nutzungsrecht' an  ihnen  in  Frage  kommt,  dem  Grundstücke 
folgen,  keine  heirlooms.  Denn  das  Eigentum  nach  Common  Law  an  diesen 
Sachen  steht  nicht  dem  jeweiligen  Inhaber  des  Lehngutes,  sondern  dem 
oder  den  jeweiligen  trustees  zu.  Der  Besitzer  des  fraglichen  Grundstückes 
hat  an  den  zur  treuen  Hand  übertragenen  chatteis  nicht  ein  legal  interest, 
sondern,  wie  es  technisch  heißt,  nur  ein  interest  in  equity. 

4.  Eine  dritte  Klasse  von  things  real  bilden  die  „peerageSj  officesy 
franchises,  dignities,  and  other  public  rights  which  are  treated  as  property*^ 
(Pairswürden,  öffentliche  Ämter,  von  der  Krone  verliehene  Gerechtsame, 
Würden  und  andere  Rechte  öffentlich-rechtlicher  Natur,  welche  als 
Vermögensrechte  behandelt  werden). 

a)  Peerages,  Pairswürden  können  nur  durch  königliche  Verleihung 
(grant  from  the  Crown)  zur  Entstehung  gelangen.  Die  Verleihung  kann 
auf  zweierlei  Wegen  erfolgen:  entweder  durch  Letters  patent  (s.  Erl.  zu 
§  16  sub  4)  oder  durch  ein  sogenanntes  writ  or  royal  summons  to 
attend  the  house  of  peers.  Der  erstere  Weg,  d.  h.  die  Verleihung  einer 
Pairswürde  durch  Letters  patent,  ist  heutzutage  der  gewöhnliche.  Die 
Würde  muß  in  einem  solchen  Falle  dem  Empfänger  der  Letters  patent 
(dem  sogenannten  grantee)  mit  denselben  erbrechtlichen  Einschränkimgen 
(limitations)y  wie  ein  feudales  Lehen,  verliehen  werden,  d.  h.  entweder 
als  ein  estate  in  fee  simple  oder  in  fee  tail  oder  in  tail  special  (s.  oben 
Erl.  sub  2).  Man  sagt  daher,  daß  ,,the  title  of  honour  savours  of  the 
land^^  (daß  der  Pairstitel  nach  dem  Grund  und  Boden  schmeckt). 
Erfolgt  die  Verleihung  der  Pairswürde  durch  ein  writ  or  royal  summons 
to  attend  the  house  of  peers  (d.  h.  durch  eine  königliche  Berufung  in 
das  Oberhaus),  so  ist  die  Würde,  ohne  daß  es  einer  besonderen  Klausel 
über  die  Erbfolge  bedarf,  unbeschränkt  auf  den  nächsten  Bluts- 
verwandten (Iieir)  des  grantee  vererblich.  Da  ursprünglich  alle  Pairs- 
würden mit  einem  Kronlehen  eng  verknüpft  waren,  so  zählen  bis  zum 
heutigen  Tage  die  peerages  zu  den  ^^enenients^^  d.  h.  zu  den  dem 
feudalen  Lehnrechte  unterworfenen  Vermögensgegenständen. 

b)  Offices,  Gewisse,  aus  älterer  Zeit  stammende  Ämter,  welche  mit 
einem  Landbezirke  in  enger  Verbindung  stehen,  z.  B.  die  stewardships 
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cf  manors^)  und  die  rangerships  of  forests^^)  gelten  als  incorporeal 
herediiaments  (s.  Erl.  zu  §  35  sub  II,  3).  Ferner  werden  einige  lebens- 
längliche Ämter  (offrces  tenable  for  life),  wie  z.  B.  eine  College  fellawship,^) 
im  Rechtssinne  wie  ein  freehold  inierest  ^feudales  Recht)  behandelt. 

c)  Franchises.  Nach  Blackstone  {CommerUaries^  Bd.  2,  S.  37)  ist 
unter  yyfratuhise^^^)  zu  verstehen  „ä  royal  privilege  or  brauch  of  the 
king^s  prerogative  subsisting  in  the  hands  of  a  subjecf*^  (ein  in  den 
Händen  eines  Untertanen  befindliches  königliches  Privileg  oder  Stück 
der  Prärogative  des  Königs).  Das  englische  Recht  unterscheidet  zwei 
Arten  von  franchises:  einmal  solche,  die  nach  dem  Grund  und  Boden 
schmecken  (which  savour  of  the  land),  und  zweitens  solche,  die  in 
keinem  Zusammenhange  mit  dem  Grund  und  Boden  stehen  (which  do 
not  savour  of  the  land).  Die  letzteren,  zu  denen  z.  B.  die  Patentrechte, 
Urheberrechte  usw.  gehören,  sind  keine  things  real^  sondern  things 
personal  und  kommen  daher  hier  nicht  in  Betracht  Dagegen  zählen 
die  franchises  der  ersteren  Art,  d.  h.  solche,  j^which  savour  cf  the  land^* 
zu  den  incorporeal  herediiaments  und  sind  wahre  things  rsaL  Einige 
der  wichtigsten  dieser  franchises  sind:  yyfree  fishery^\  d.  h.  das  aus- 
schließliche Recht  auf  Fischfang  in  einem  öffentlichen  Flusse;  ,yfree 
warren^^y  d.  h.  das  ausschließliche  Recht  auf  Tötung  und  Aneignung 
von  Wild  auf  fremdem  Grund  und  Boden;  y^rights  to  treasure-troi*e^\ 
d.  h.  Rechte  auf  Schatzfunde;  j,rights  to  wrecks^^,  d.  h.  Rechte  auf 
Secauswurf  und  strandtriftige  Güter*)  u.  a.  m.  —  Eine  franchise  kann 
entweder  auf  einer  königlichen  Verleihung  (grant  by  the  Crown)  oder 
auf  einer  Aquisitivverjährung  (positive  prescription)  beruhen.    Im  letzteren 

*)  Ein  Steward  of  manor  (Amtmann)  ist  der  Stellvertreter  (deputy)  des  lord 
of  the  manor  und  hat  für  denselben  die  Gerichtsbarkeit  auizuüben  und  die 
sonstigen  Amtsgeschäfte  zu  führen.  Vor  allem  hat  er  die  court  rolls  (s.  Erl.  zu 
§  27  sub  5)  in  Verwahrung  zu  nehmen  und  alle  Eintragungen  (entries)  in  die- 
selben zu  vollziehen.  Er  ist  Vorsitzender  des  Distriktgerichtes  (Court  of  the  manor). 
Die  Ernennung  zu  einer  sttivardship  erfolgt  meist  auf  beliebigen  Widerruf  (during 
the  iord*s  pleasure).  Bisweilen  jedoch  findet  eine  Anstellung  auf  bestimmte  Jahre 
oder  lebenslänglich  statt.  Der  Steward  hat  das  Recht,  zu  seiner  Entlastung  die 
Führung  einzelner  Amtsgescbäfte  auf  einen  dritten«  einen  sogenannten  under- 
strofard  oder  deputy  Steward^  zu  delegieren. 

*)  Unter  einem  ränget  of  forests  ist  ein  vereideter  (sworn)  Waldaufseher 
zu  verstehen. 

*)  Ein  College  fellow  ist  ein  Tutor  an  einem  College  einer  Universität. 

*)  Ein  synonymer  Ausdruck  ist  .yliberty'^. 

•)  Gemäß  §  510  der  Merchant  Shippirtg  Act  von  1894  (^y  and  ^8  Vict.  c.  60) 
sind  unter  dem  Ausdruck  ,.wrecks"  verstanden:  „jetsam,  flotsam^  and  derelict  found 
in  or  on  the  shores' of  the  sea  or  any  tidal  water*\  d.  h.  in  der  Sprache  der 
deutschen  Reichsstrandungsordnung  vom  17.  Mai  1874  »»Seeauswurf'*  und  »,strand- 
triftige"  Güter.  Die  §§  521—522  des  genannten  englischen  Gesetzes  bestimmen, 
daß  die  Eigentümer  dieser  Gegenstände  binnen  einem  Jahre  ein  Reklamations- 
recht  besitzen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  gehören  die  nicht  reklamierten  y^wrecks'*^ 
der  Krone  oder  derjenigen  Person,  welcher  ein  right  to  wrecks  verliehen  worden 
ist  Zum  Schutze  von  wrecks  sind  Strandvögte  (receivers  of  wreck)  ernannt.  Ein 
plündern  oder  zerstören  von  ivrecks  oder  ein  Diebstahl  an  denselben  wird  auf 
Grund  der  §§  64 — 66  der  Larceny  Act  von  1861  (24  and  2ß  Vict.  c.  (j6)  und 
des  §  49  der  Malicious  Damage  Act  von  1861  ('24  and  2^  Vict.  c,  gj)  straf- 
rechtlich verfolgt. 
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Falle  wird  vermutet  (pre^umed)^  daß  seinerzeit  eine  königliche  Ver- 
leihung stattgefunden  habe,  daß  aber  die  hierauf  bezügliche  Urkunde 
verloren  gegangen  sei  (vgl.  die  Erl.  zu  §  i6  sub  8). 

d)  Dignities,  Hierzu  zählen  gewisse,  von  der  Krone  verliehene 
Würden,  welche  ursprünglich,  wie  6\q  peerages  (s.  oben  Erl.  sub  a),  mit 
dem  Besitze  eines  Lehngutes  (estate  in  land)  verbunden  und  gleichzeitig 
mit  Verleihung  des  Lehen  dem  Lehnsmanne  verliehen  waren.  Aus  diesem 
Grunde  bilden  die  betreffenden  dignities  im  Rechtssinne  incorporeal  here- 
ditaments  und  gehören  noch  heute  zu  dem  real  property,  wenn  auch  sich 
der  Zusammenhang  mit  einem  Lehngute  vollkommen  gelöst  hat. 

e)  Other  public  rights  which  are  treated  as  property.  Aus  der  großen 
Zahl  der  unter  diese  Rubrik  fallenden  Rechte  werden  nachstehend  die 
wichtigsten  aufgeführt: 

a.  Kirchliche  Patronatsrechte  (advowsons).  Ein  advowson  ist  ein 
dauerndes  Präsentationsrecht  zu  einer  geistlichen  Pfründe  {perpetual 
right  to  present  to  an  ecdesiastical  beneficc).  Man  unterscheidet  zwischen 
einem  advowson  appmdant  und  einem  advoivson  in  gross.  Blackston«, 
auf  S.  22  des  2.  Bandes  seiner  ComtnentarieSy  sagt:  „Ursprünglich  waren 
die  einzigen  Stifter  und  natürlich  auch  die  einzigen  Patrone  von  Kirchen 
die  lords  of  manors.  Solange  das  Patronats-  oder  Präsentationsrecht 
ununterbrochen  mit  dem  Besitze  des  manor  verbunden  bleibt,  wie  es 
bei  einigen  dieser  Rechte  von  der  Gründung  der  Kirche  an  bis  zum 
heutigen  Tage  der  Fall  ist,  spricht  man  von  einem  advowson  appendant\ 
und  das  letztere  wird  gleichzeitig  mit  dem  manor  als  ein  wesentlicher 
,  Bestandteil  desselben  übertragen,  ohne  daß  es  einer  diesbezüglichen 
Klausel  bedarf.  Wo  dagegen  einmal  das  Eigentum  an  dem  Patronats- 
rechte von  dem  Eigentum  an  dem  manor  durch  einen  legalen  Über- 
tragungsakt losgelöst  worden  ist,  wird  das  Patronatsrecht  ein  aduirufson 
in  gross  or  at  large  genannt  und  kann  nie  wieder  zu  einem  advowson 
appendant  werden,  sondern  ist  in  Zukunft  an  die  Person  des  Patrons 
und  nicht  an  den  Grundbesitz  desselben  geknüpft"  —  Das  Patronats- 
recht wird  jypresentative^*'  genannt,  wenn  der  Patron  das  Recht  hat, 
eine  geeignete  Person  für  die  erledigte  Pfründe  dem  Bischöfe  zu 
präsentieren,  und  der  letztere  verpflichtet  ist,  die  Investitur  sowohl  mit 
den  Spiritualien  {institution;  s.  Erl.  zu  §  16  sub  II,  5  Anm.  4),  als  auch 
mit  den  Temporalien  (induction)  vorzunehmen.  Es  heißt  dagegen 
^^collativef'^  wenn  der  Bischof  selber  der  Patron  ist.  Die  früher  vor- 
handenen advowsons  „donatrve^\  d.  h.  Patronatsrechte,  auf  Grund  deren 
der  Patron  ohne  die  Inanspruchnahme  des  Bischofs  jemanden  zmn 
Inhaber  einer  geistlichen  Pfründe  ernennen  konnte,  sind  durch  die 
Berufices  Act  von  1898  (6l  and  62  Vict,  c,  48),  §  12,  in  advoivsons 
presmtatrve  umgewandelt  worden.') 


')  Ein  advowson  presentative,  welches  von  dem  manor  losgelöst  ist,  gilt 
trotzdem  als  ein  incorporeal  hereditament  (s.  Erl.  zu  §  36  sub  II,  3)  und  als 
tßiing  real.  Es  bestehen  an  einem  solchen  advo^vson  dieselben  lehnrechtlichen 
Besitzstände  (estates)  wie  an  einem  Lehngute,  d.  h.  der  Träger  des  Patronatsrechtes 
kann  an  dem  letzteren  einen  estate  in  fee  simple  oder  in  fee  tail  oder  einen  estate 
fot  life  besitzen.  Ein  advowson  kann  auch  Gegenstand  eines  Treuhandsverhältnisses 
(trust)  sein.  In  einem  solchen  Falle  hat  der  Treuhänder  (trustee)  das  sogenannte 
right  of  presentation,   während   dem   BeneRziar   (cestui  qtte  trust)   das   sogenannte 
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ß.  Zehntrechte  (tithes).  Ursprünglich  lagen  die  Zehntrechte  nur 
in  den  Händen  der  Kirche.  Seit  Heinrich  VIII.  wurden  jedoch  nach 
Auflösung  der  Klöster  die  den  letzteren  zustehenden  Zehntrechte  auch 
auf  Laien  durch  Letters  patent  übertragen.  Die  im  Besitze  von  Zehnt- 
rechten befindlichen  Laien  werden  lay  impropriators  genannt.  Die  Ver- 
leihung erfolgte  in  derselben  Weise,  in  welcher  die  Verleihung  von  Lehen 
stattfand,  d.  h.  das  Zehntrecht  wurde  entweder  als  ein  estate  in  fee  simple 
oder  als  ein  estate  in  fee  tail  oder  als  ein  estate  for  life  hingegeben.  Bisweilen 
geschah  auch  eine  Verleihung  für  eine  bestimmte  Zeit  (for  a  time  certain). 
Bis  zum  heutigen  Tage  erfolgt  die  Übertragung  eines  Zehntrechtes  von 
dem  bisherigen  auf  einen  neuen  Zehntherren  in  derselben  Weise  wie  die 
Übertragung  eines  estate  in  land.  Ist  der  Zehntherr  eines  Kirchsprengeis 
(parish)  der  Geistliche  (rector  oder  vicar)  des  Sprengeis,  so  besitzt  der- 
selbe das  Zehntrecht  in  seiner  Eigenschaft  als  Corporation  sole.  Die 
Einkünfte  aus  den  tithes  fließen  ihm  dagegen  für  die  Dauer  der  Amts- 
führung persönlich,  d.  h.  in  seiner  Eigenschaft  als  Einzel-  oder  natür- 
liche Person,  zu.  Denn  diese  Einkünfte  sind  nicht  things  realy  sondern 
things  personal  und  können  daher  nicht  von  einer  corporation  sole 
erworben  und  besessen  werden  (vgl.  Erl.  zu  §  27  sub  6).  Mit  der 
Amisentsagung  oder  dem  Tode  des  geistlichen  Zehntherren,  bleiben 
die  Zehntrechte  solange  in  der  Schwebe  {in  abeyance),  d.  h.  ohne  Eigen- 
tümer, bis  der  neue  Geistliche  die  Investitur  mit  den  TemporaHen 
(induction)  empfangen  hat.  Nach  erfolgter  induction  wird  der  Anspruch 
des  neuen  rector  oder  vicar  auf  den  Zehnten  bis  auf  den  Zeitpunkt 
des  Todes  oder  der  Amtsentsagung  seines  Vorgängers  zurückbezogen. 
—  Früher  bestanden  die  Zehntverpflichtungen  in  Naturalabgaben  oder, 
wie  es  heißt,  ,^>i  kinchK  Im  19.  Jahrhundert  ist  jedoch  durch  eine 
Reihe  von  Parlamentsgesetzen,  beginnend  mit  der  Tithe  Act  von  1836 
(6  and  y  Will,  IV.  c,  yi),  eine  Umwandlung  (commutation)  des  Zehnten 
in  eine  Geldrente  (rent-charge)  durchgeführt.  Gemäß  §  i  der  Tithe  Act 
von  189 1  (54  VicL  c.  8)  hat  die  Geldrente  der  Eigentümer  des  lehn- 
rechtlichen estate  an  dem  abgabenpfiichtigen  Grundstücke  und  nicht  der 
etifcaige  Mieter  oder  Pächter  (occupier)  des  letzteren  zu  bezahlen.  Jedes 
Abkommen  zwischen  dem  Eigentümer  und  dem  occupier ^  wonach  der 
letztere  den  Zehnten  entrichten  soll,  ist  nichtig  (void),  —  Rückständige 
Zehntabgaben  sind  nur  einziehbar  auf  Grund  einer  von  dem  County 
Court  des  Distrikts,  in  welchem  sich  das  abgabenpflichtige  Grundstück 
befindet,  erlassenen  gerichtlichen  Verfügung  (Order  of  Court),  Wird 
die  Zahlung  verweigert,  so  steht  dem  Zehntherren,  falls  der  Zehnt- 
verpfiichtete  selber  der  ocaipier  des  Grundstückes  ist,  das  Recht  zu, 
die  auf  dem  Grundstücke  befindlichen  Mobilien  zu  pfänden  (distress), 
oder  Besitz  von  dem  Grundstücke  zu  ergreifen  (right  of  entry).  Ist 
dagegen  das  abgabenpflichtige  Grundstück  verpachtet  oder  vermietet, 
so  kann  ein  sogenannter  „Empfänger  der  Einkünfte"  aus  dem  Grund- 

rigkt  of  nomination  zusteht,  mit  anderen  Worten,  der  cestui  que  trust  hat  den 
Kandidaten  zu  bestimmen  und  der  trustee  den  letzteren  dem  Bischöfe  zu 
präsentieren.  Es  ist  gestattet,  das  Präsentationsrecht  für  die  nächste,  aber  noch 
nicht  eingetretene  Vakanz,  die  sogenannte  next  presentation^  von  dem  aih'ozvson 
loszulösen  und  zn  verkaufen.  Eine  solche  losjjelöste  nex^  presentat'ion  ist  nicht 
ein  thing  real,  sondern  ein  thing  personal  und  zählt  zu  den  chatte/s  real. 


^1^ 
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Stücke  (a  receiver  of  the  Profits)  bestellt  werden.  Es  dürfen  rückständige 
Zehntabgaben  nur  aus  den  letzten  zwei  Jahren  eingezogen  werden. 
Ältere  Rückstände  sind  verjährt. 

T-  Profits  ä  prendre.  Hierunter  sind  Rechte  auf  Anteilnahme  an 
den  natürlichen  Früchten  aus  dem  Grundstücke  eines  anderen  zu 
verstehen.  Die  wichtigsten  Arten  von  profits  ä  prendre  bilden  die 
sogenannten  rights  of  common  (Gemeinheitsrechte).  Letztere  zerfallen 
in  vier  Klassen :  I.  common  of  pasture,  d.  h.  ein  Weiderecht  auf  dem 
Grundstücke  eines  anderen;  II.  common  of  piscaryy  d.  h.  ein  Fischerei- 
recht in  den  Gewässern  eines  anderen;  III.  common  of  turbary^  d.  h.  ein 
Torfstich  recht  (a  rigfü  to  dig  turf)  auf  dem  Grundstücke  eines  anderen 
für  den  Feuerungsbedarf  (for  firebote)  des  Hauses,  mit  welchem  das 
genannte  right  of  common  verknüpft  ist;  und  IV.  common  of  estovers 
(oder  estouviers),  d.  h.  ein  Recht  auf  Entnahme  von  Holz  für  bestimmte 
Zwecke  aus  dem  estate  eines  anderen.  Ist  der  bestimmte  Zweck,  für 
welchen  das  Holzungsrecht  besteht,  die  Vornahme  von  notwendigen 
Reparaturen  an  dem  Hause  des  berechtigten  Grundstückes,  so  spricht 
man  von  einem  yyJwusc-bott^^ .  Soll  das  Holz  zu  Feuerungszwecken 
dienen,  so  liegt  ein  j^fire-bote^^  vor.  Ist  das  common  of  estovers  auf 
Beschaffung  von  Holz  für  die  Herstellung  und  Ausbesserung  von  land- 
wirtschaftlichen Geräten  gerichtet,  so  redet  man  von  einem  yyplough- 
botef'*'  oder  ,yCart-bote^^.  Soll  endlich  mit  dem  Holze  eine  Ausbesserung 
von  Einzäunungen  und  Hecken  vorgenommen  werden,  so  ist  der 
technische  Ausdruck  y^kay-bote^*  oder  „hedge-bote^K^) 


^)  Die  rights  of  comvion  (Gemeinheitsrechte)  haben  wahrscheinlich  ihren 
Ursprung  in  der  Organisation  der  alten  Dorfgenossenschaften  (village  communines). 
Der  nicht  an  die  einzelnen  Dorfgenossen  zu  Sondereigentum  vergebene  Grund 
und  Boden  bildete  das  common  land  oder  the  waste  of  the  manor  (d.  h.  die 
gemeine  Mark  oder  Alraende),  an  welchem  die  Gesamtheit  der  Dorfgenossen  ein 
Gesamteigentum  (Joint  property)  besaß.  Mit  dem  Wachsen  der  Macht  des  Lehns- 
herrn des  einzelnen  Dorf-  oder  Stadtdistriktes  (lord  of  the  manor)  verschwand 
allmählich  der  Gedanke  an  ein'  Gesamteigentum  der  Dorfgenossen  an  der  Alraende, 
und  es  wurde  der  lord  of  the  manor  als  der  alleinige  Eigentümer  des  common 
land  betrachtet,  während  den  Dorfgenossen  (d.  h.  den  freeholders  of  the  manor) 
nur  ein  Nutzungsrecht  an  der  Almende  zuerkannt  wurde.  Auf  diese  Weise  ver- 
wandelten sich  die  rights  of  common^  welche  ursprünglich  jura  in  re  proprio 
gewesen  waren,  in  jura  in  re  aliena.  Die  alte  Bezeichnung  als  rights  of  common 
ist  dagegen  bis  zum  heutigen  Tage  bestehen  geblieben.  Vgl.  hierzu:  Sir  Henry 
S.  Maine,  Village  Communities  in  the  East  and  IVest,  7.  Aufl.;  Joshna 
Williams,  on  Commons;  Digby,  History  of  the  Law  of  Real  Property^  5.  Aufl., 
S.  191  ff.  —  Ein  right  of  common  kann  entweder  appendant  oder  apputtenant 
oder  in  gross  sein.  Es  ist  appendant  ^  wenn  der  free  holder  of  the  manor  ^  dem 
das  betreffende  Nutzungsrecht  in  solo  alieno  zusteht,  seinen  Rechtsanspruch 
lediglich  auf  das  Common  Latv  und  nicht  auf  eine  besondere  Verleihung  stützt. 
Dieser  Fall  ist  nur  da  gegeben,  wo  das  berechtigte  Lehngut  (freehold  land  hild 
of  the  manor)  als  solches  schon  vor  Erlaß  des  Statute  Quia  Emptores  (18  Edw.  I., 
c.  i),  d.  h.  schon  vor  dem  Jahre  1290  bestanden  hat.  —  Ein  right  of  common 
wird  dagegen  appurtenant  genannt,  wenn  dasselbe  sich  einerseits  auf  eine  Ver- 
leihung (grant)  oder  auf  eine  Aquisitiv Verjährung  (positive  prescription)  stützt,  und 
wenn  andererseits  das  berechtigte  Grundstück  entweder  nicht  in  demselben  Bezirke 
(manor)  liegt,  in  welchem  sich  das  dienende  Grundstück  befindet,  oder  nicht 
aus    Ackerland    (arable   land)    besteht,    oder,    falls    es    sich    um    ein    Weiderecht 
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5.  An  letzter  Stelle  führt  der  §  37  unter  den  things  real  auf: 
^yshares  in  certain  companies  owning  interests  in  land^^  (Anteile  an  gewissen 
solchen  Kapitalsassoziationen,  welche  Rechte  an  Grundstücken  im  Eigen- 
tum haben).  Gemeint  sind  natürlich  Anteile  an  gewissen  y^incorporatett^ 
companies.  Über  die  Bedeutung  der  Ausdrücke  jyCompany^^  und  j,incorporated 
Company*^  vgl.  die  Erl.  zu  §  26  sub  2,  Anm.  i,  und  zu  §  34  sub  i,  Anm.  2. 
Prof.  Salmond  {Jurispruäence,  S.  351)  spricht  sich,  nachdem  er  aus- 
geführt hat,  daß  eine  incorporated  Company  ihr  gesamtes  Vermögen  nur 
als  Treuhänder  (trustee)  besitze,  und  daß  die  Treugeber  (beneficiaries) 
die  Aktionäre  (shareholders)  seien,  über  die  Rechtsnatur  eines  y^fiar^*^ 
(Anteil,  Aktie)  folgendermaßen  aus:  „Ein  Anteil  in  einer  Company  stellt 
nicht  das  beneüziarische  Eigentum  an  einem  bestimmten  Teile  des 
Vermögens  der  Company  dar,  sondern  den  Nutzen  (benefit)  aus  einem 
zwischen  dem  Anteilsinhaber  (shareholder)  und  der  Company  geschlossenen 
Vertrage,  auf  Grund  dessen  der  shareholder  einen  Anspruch  auf  Aus- 
zahlung eines  Anteiles  an  den  von  der  Company  erzielten  Gewinnen 
und  im  Falle  der  Auflösung  der  Company  einen  Anspruch  auf  Auszahlung 
eines  Anteiles  an  den  überschießenden  Aktiven  (surplus  assets)  besitzt. 
Ein  share  ist  ein  Forderungsrecht  (a  chose  in  action),  ein  Schuld* 
Verhältnis  (Obligation)  zwischen  der  Company  und  dem  shareholder.*' 
Hieraus  ergibt  sich,  daß  ein  Anteil  an  einer  inkorporierten  Kapitals- 
assoziation, auch  wenn  letztere  Rechte  an  Grundstücken  im  Eigentume 
hat,  nicht  selber  ein  interest  in  land  und  damit  auch  nicht  real  property 
sein  kann,  sondern  grundsätzlich  zu  dem  personal  property  gehören  muß. 
Diese  Schlußfolgerung  hat  auch  die  moderne  Gesetzgebung  gezogen. 
Der  §  7  der  Companies  Clauses  Act  von  1845  (8  and  g  Vict.  c.  j6j, 
„<i«  Act  for  consolidating  in  one  Act  certain  provisions  usually  inserted  in 
Acts  with  respect  to  the  Constitution  of  companies  incorporated  for  carrying 
on  undertakings  of  a  public  nature^^y  bestimmt  ausdrücklich:  „Alle  An- 
teile an  dem  Unternehmen  (undertaking)  sollen  personal  estate  und 
nach  der  für  einen  solchen  estate  vorgeschriebenen  Weise  übertragbar 
sein  und  sollen  nicht  den  Charakter  (the  nature)  von  real  estate  besitzen." 
In  gleicher  Weise  verordnet  der  §  22  der  Companies  Act  von  1862 
(2S  and  26  Vict.  c.  8g)'.  „Die  Aktien  oder  scmstigen  Anteile  eines 
Mitgliedes  an  einer  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Company  sollen  personal 
estate  sein,  welcher  in  der  von  den  Statuten  (regulations)  der  Company 
vorgesehenen  Weise  übertragen  werden  kann,  und  sollen  nicht  den 
Charakter  (nature)  von  real  property  haben.  Falls  die  Company  ein  in 
Aktien  zerlegtes  Grundkapital  besitzt,  muß  jede  Aktie  durch  eine  eigene 
Nummer  gekennzeichnet  sein."  —  Von  der  Regel,  daß  ein  Anteil  an 

handelt,  wenn  der  Besitzer  des  berechtigten  Grundstückes  nicht  nur  solches  Vieh, 
welches  als  eomffwnaöie  betrachtet  wird,  d.  h.  Pferde,  Ochsen,  Kühe  und  Schafe, 
sondern  aach  andere,  nicht  ab»  commonabU  geltende  Tiere,  wie  Ziegen,  Schweine, 
Gänse,  auf  das  dienende  Grundstück  treiben  darf.  —  Endlich  spricht  man  von 
einem  common  in  gross,  wenn  das  fragliche  Gemeinheitsrecht  sich  nicht  an  den 
Besitz  irgend  eines  Grundstückes  innerhalb  oder  außerhalb  des  betreffenden  manor 
knüpft,  sondern  an  die  Person  des  mit  dem  Gemeinheitsrechte  Beliehenen  (granlee) 
und  seiner  Erben.  Die  Vererbung  eines  solchen  right  of  common  in  gross  erfolgt 
nach  denselben  Grundsätzen,  nach  welchen  die  Vererbung  eines  csfafe  in  fcc 
simple  stattfindet. 
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einer  incorporated  Company ^  gleichgültig  ob  letztere  interests  in  land  zu 
eigen  hat  oder  nicht,  im  Rechtssinne  stets  als  thing  personal  und  nicht 
als  thing  real  gilt,  kennt  das  englische  Recht  zwei  Ausnahmen:  die 
Aktien  der  New  River  Company  und  der  River  Avon  Company  sind 
things  real.  Ein  logischer  Grund  läßt  sich  heutzutage  für  diese  Eigen- 
tümlichkeit kaum  anführen.  Beide  Ausnahmen  beruhen  auf  alten  Ent- 
scheidungen des  Court  of  Chancery.  Nur  der  Hang  des  englischen 
Juristen,  das  durch  das  Alter  geheiligte,  soweit  als  irgend  angängig, 
unangetastet  zu  lassen,  mag  eine  Erklärung  für  diese  Abnormität  bilden. 
Die  Rechtsnatur  der  yyshares  of  the  New  River^''  als  real  estate  wurde 
in  dem  Urteile  des  Prozesses  Drybutter  versus  Bartholomew  aus  den 
Jahre  1723  festgestellt.  Die  Entscheidung  ist  mitgeteilt  im  2.  Bande 
der  von  William  Peere  Williams  herausgegebenen  Reports  of  Cases 
argued  and  determined  in  the  High  Court  of  Chancery  and  of  sonie 
special  cases  adjudged  in  the  Court  of  King's  Bench,  S.  127 — 128.  Es 
handelte  sich  in  dem  betreffenden  Falle  um  die  Verpfändung  (mortgagc) 
einer  Aktie  der  genannten  Londoner  Wasserwerke  und  zwar  im  Wege 
der  Verpachtung  (kose)  der  Aktie  auf  1000  Jahre.  Der  Master  of  the 
Rolls  erklärte  in  seinem  Urteile  lease  und  mortgage  für  ungültig,  weil 
die  Aktie  ein  incorporeal  hereditament,  d.  h.  ein  thing  real^  wäre  und 
die  von  den  Parteien  ausgemachten  Stipulationen  den  in  Bezug  auf 
einen  solchen  Vermögensgegenstand  vorgeschriebenen  Bestimmungen 
nicht  entsprächen.  —  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  Aktien  der 
River  Avon  Company.  In  dem  Rechtsstreite  Buckeridge  versus  Ingram 
aus  dem  Jahre  1795,  mitgeteilt  im  2.  Bande  der  von  Francis  Vesey 
junior  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and  determined  in  the 
High  Court  of  Chancery,  S.  652—666,  hatte  jemand  über  Aktien  der 
River  Avon  Company  testamentarisch  verfügt.  Diese  Verfügung  hatte 
nur  dann  Gültigkeit,  wenn  die  betreffenden  Aktien  personal  estate  waren. 
Der  Master  of  the  Rolls  entschied  in  einer  sehr  gelehrten  Auseinander- 
setzung unter  Berufung  auf  die  Autorität  von  Lord  Coke  und  auf  das 
Statute  De  Donis  (13  Edw.  L  c,  I)  aus  dem  Jahre  1285,  daß  die  be- 
treffenden Aktien  real  property  wären  und  daher  die  testamentarische 
Verfügung,  mangels  der  für  things  real  geltenden  Formalitäten,  der 
Rechtswirksamkeit  entbehrte. 

§38. 
Unter  den  Begriff  „things  persona/"^  fallen  alle  Vermögens- 
bestandteile, welche  nicht  zu  den  „things  real"  gehören. 

^  Äquivalente  Ausdrücke  sind   „personalty^^ ,  ,.personal  estate*'^  und  „personal 
property^'. 

chattel  interests  in  land  a  lease  oder  demise  2  a 

chatteis  personal  i  leasehold  estate  2  a 

chatteis  real  a  mmieable  property  i 

choses  in  action  i  possession  i,  Aiim.  i 

choses  in  possession  i  tenancy  at  tvül  2  b 

corporeal  chatteis  i  tenancy  by  elegit  ad 

Einweisung  des  Judikatsgläubigers  in  den  Lehn-         tenancy  by  suj^erance  ac 

besitz  des  Judikatsschuldners  2  d  tenancy  for  a  iime  certain  a  a 
enlargement  of  a  long  tenn  into  fee  simple  aa         terms  0/  years  2  a 

Anm.  5  Zwangsvollstrcckmig    in    das   personal  property 

incorporeal  chattel s  z  a  d  Anm.  7 
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I.  Über  den  Ursprung  des  Ausdruckes  y^ihings  personal^*'  und 
über  die  äquivalenten  Bezeichnungen  jjfersonalfy^^  ^ypersonal  property*'^ 
^.personal  estat^^  und  jjChattels^^  vgl.  die,  Erl.  zu  §  36  sub  II,  i — 4. 
Je  nachdem  die  y,things  personal^*'  Rechte  an  Grundstücken  (interests 
in  land)  oder  sonstige  Rechte  (interests  other  than  in  land)  darstellen, 
teilt  man  die  unter  diesen  Begriff  fallenden  Vermögensgegenstände 
in  chatteis  real  und  in  chatteis  personal.  —  Die  chatteis  personal  stellen 
das  bewegliche  Vermögen  (tlie  moi>eable  property)  dar.  Über  die 
Einteilung  des  letzteren  heißt  es  in  Goodeve's  Modern  Laiv  of 
Personal  Property,  4.  Aufl.  (1904),  S.  i — 2:  „Wenn  wir  die  chatteis 
personal  nach  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  {according  to  their 
fuiture)  betrachten,  so  können  wir  dieselben  einteilen  1.  in  corporeal 
chatteis,  d.  h.  in  solche  beweglichen  Vermögensgegenstände,  welche 
ein  tatsächliches  physisches  Dasein  (an  actual  physical  existence)  be- 
sitzen, oder,  mit  anderen  Worten,  welche  sinnlich  wahrnehmbar  sind 
nvhich  are  capable  of  being  touchedy  tasted  or  handled),  wie  z.  B.  Geld 
/;/  specie,  Möbel,  Vieh,  Schiffe,  vom  Grund  und  Boden  getrennte 
Hölzer  und  Mineralien,  und  2.  in  incorporeal  chatteis,  d.  h.  in  solche 
beweglichen  Vermögensgegenständc,  welche  lediglich  in  der  Gedanken- 
welt ihr  Dasein  führen  (which  liave  a  mere  notional  existence),  wie 
z.  B.  Schuldforderungen,  einschließlich  Barguthaben  bei  einer  Bank 
(cash  at  a  bank),  Staatsobligationen  (govemment  Stocks),  Aktien  und 
Obligationen  von  Aktiengesellschaften  (shares  and  debentures  of  com- 
panies),  Patent-  und  Urheberrechte  (patents  and  Copyrights),  Wenn 
wir  dagegen  die  chatteis  personal  nach  den  subjektiven  Rechten 
(rights)  betrachten,  welche  über  dieselben  ausgeübt  werden  können, 
so  ist  es  zweckmäßig,  dieselben  in  solche  beweglichen  Gegenstände 
zu  teilen,  welche  der  Eigentümer  im  tatsächlichen  Besitze  hat  (of 
which  the  owner  has  actual  possession),  und  in  solche,  welche  sich 
nicht  in  dem  tatsächlichen  Besitze  ihres  Eigentümers  befinden  (of 
which  the  owner  has  not  actual  possession),  Personal  chatteis  der 
ersteren  Klasse  bestehen  aus  körperlichen  beweglichen  Sachen  im 
Besitze  des  Eigentümers  (corporeal  chatteis  in  the  possession  of  the 
owntr)  und  werden  yChoses  in  possession*'  genannt,  während  die  personal 
chatteis  der  letzteren  Klasse,  welche  mit  dem  Ausdrucke  yChoses  in 
action*'  bezeichnet  werden,  sich  einerseits  aus  den  nicht  in  dem 
Besitze  des  Eigentümers  befindlichen  körperlichen  beweglichen  Sachen 
{corporeal  chatteis  not  in  the  possession  of  the  o%vner),  wie  z.  B.  aus 
corporeal  chatteis,  welche  an  einen  Dritten  {stranger)  verliehen  oder 
verborgt  '  (hired  or  lent)  sind,  und  andererseits  aus  unkörperlichen 
beweglichen  Sachen  (incorporeal  chatteis)  zusammensetzen."*)  —  Dem- 
gemäß läßt  sich  die  Einteilung  des  beweglichen  Vermögens  (nwveable 
properiyy    d.  h,    chatteis  personal    oder    interests    other    than    in    land) 

*)  Da»  Wort  y^possession''*  hat  in  der  englischen  Rechtssprache  zwei  Be- 
deutangen:  entweder  a)  dt  facto  or  actual  possession  oder  b|  possession  in  laiv. 
Eine  nähere  Erläuterung  dieser  Ausdrücke  wird  im  3.  Buche  dieses  Kommentars 
bei  Darstellung  der  englischen  Besitzlehre  gegeben.  In  dem  Ausdrucke  „choses 
in  possession**  ist  eine  de  facto  or  actual  possession  gemeint.  Aus  der  Literatur : 
Pollock  and  IVright,  An  Essav  on  Possession  in  the   Cojumon  Laie. 
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nach    englischem    Rechte    diagrammatisch    in    folgender    Weise    dar- 
stellen: 

chatteis  personal  (bewegliches  Vermögen) 


corporeal  chatteis 

1-^ 1 

in  the  possession  not  m  the  possession  tncorpareal  chatteis 

of  the  owner  of  the  owner 


choses  in  possession  choses  in  action 

In  dieser  Einteilung  ist  der  Ausdruck  f,c/wses  in  action^*'  in  seiner 
weitesten  Bedeutung  gebraucht.  Über  die  Anwendung  des  viel- 
umstrittenen Ausdruckes  in  einem  engeren  Sinne  vgl.  die  Erl.  zu  §  41. 

2.  Wie  in  den  Erl,  zu  §  37  sub  i  ausgeführt  ist,  gehören  zu  den 
things  real  nur  solche  interests  in  land,  welche  ihren  Ursprung  in  einem 
lehnrechtlichen  Verhältnisse  (tenure)  haben.  Alle  übrigen  interests  in 
land,  welche  aus  sonstigen  Rechtsverhältnissen  hervorg^angen  sind, 
zählen  zu  den  things  personal  und  bilden  innerhalb  dieses  ßegrüfes 
*  die  Klasse  der  chatteis  real.  Für  letzteren  Ausdruck  wird  häufig  auch 
die  Bezeichnung  y,chattel  interests  in  land^^  gebraucht.  Die  wichtigsten 
chatteis  real  sind :  tenancies  for  a  time  certain^  tmancies  at  will,  tenanda 
by  sufferance  und  tenancies  by  elegit, 

a)  Tenancies  for  a  time  certain  oder,  wie  diese  chatteis  real  auch 
genannt  werden,  terms  of  years  haben  ihren  Ursprung  in  einem  Pacht- 
verhältnis (lease  oder  äemise).  Andrew  Strahan  {A  General  View  of 
t/ie  Law  of  Froperty,  3.  Aufl.,  S.  235)  gibt  für  den  Ausdruck  ^ylease^*" 
(bezw.  demise)  folgende  Definition:  „eine  dingliche  Übertragung  (assu- 
rance)%  wodurch  der  Besitz  eines  Grundstückes  (the  possession  of  land) 
von  jemandem,  welcher  der  lessor  genannt  wird,  an  einen  anderen, 
welcher  der  lessee^)  heißt,  als  ein  dingliches  Recht  (interest),  welches 
in  Bezug  auf  Dauer  kürzer  ist  als  das  dingliche  Recht  des  lessor^  hin- 
gegeben wird  und  zwar  gewöhnlich  gegen  eine  in  festen  Zeitperioden 
(at  fixed  periods)  zahlbare  Geldsumme,  welche  der  Pachtzins  (rent) 
genannt   wird."*)    —    Ein  solches  interest  in  land,   welches   auf  einem 

*)  Über  die  Bedeutung  des  Wortes  „assurance"  vgl.  die  Erl.  zu  §  27  sub  2 
Anm.  3. 

')  Ein  synonymer  Ausdruck  für  Ussee  ist  auch  „termor*^, 
*)  Salmond,  Jurisprudenze,  S.  510,  definiert  y,lease"  in  folgender  Weise: 
„Eine  Pacht  ist  diejenige  Form  einer  dinglichen  Belastung,  welche  in  einem 
Recht  auf  den  Besitz  eines  in  dem  Eigentum  eines  Anderen  befindlichen  Ver- 
mögensgegenstandes besteht."  (A  lease  is  that  form  of  encumbrance  wkich 
consisis  in  a  right  to  the  possession  of  property  owned  by  some  other  person). 
Salmond  gebraucht  hier  den  Ausdruck  ,,lease'*  in  einem  sehr  weiten  Sinne, 
nämlich  als  Pacht  an  einem  Vermögensgegenstande,  gleichgültig  ob  letzterer  einen 
beweglichen  oder  unbeweglichen,  körperlichen  oder  unkörperlichen  Gegenstand 
darstellt  Ein  solcher  erweiterter  Gebrauch  des  fraglichen  Ausdruckes  ist  nicht 
üblich.  Nach  herrschender  Ansicht  handelt  es  sich  bei  einer  lease  stets  nur  um 
das  Besitzrecht  an  einem  Grundstücke,  um  eine  possession  of  land. 
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Pachtverhältnisse  beruht,  wird  seiner  Art  nach  ein  leasehold  estate 
genannt,  im  Gegensatze  zu  den  frankalmoigncy  socage  und  copyhold 
estaUs  (s.  Erl.  zu  §  2^  sub  5,  §  35  sub  I,  i — 2»  und  §  37  sub  2),  welche 
sich  auf  ein  Lehnsverhältnis  gründen.  Seinem  Umfange  nach  ist 
ein  leasehold  estate  stets  ein  estate  for  a  ttme  certain,  während  die  lehn- 
rechtlichen interests  in  land  entweder  einen  estate  of  inheritance  oder 
einen  estate  for  life,  d.  h.  stets  einen  estate  for  a  time  uncertain  dar- 
stellen. Eine  wesentliche  und  notwendige  Eigenschaft  eines  leasehold 
estate  ist  sonach,  daß  seine  Dauer  auf  eine  bestimmte  Zeitperiode 
festgesetzt  ist  und  nicht,  wie  bei  den  lehnrechtlichen  Besitzständen, 
von  dem  Eintritte  eines  der  Zeit  nach  unbestimmbaren  Ereignisses 
abhängt.  Gleichgültig  ist  die  Länge  der  festgesetzten  Zeitdauer: 
es  mag  sich  um  ein  Pachtverhältnis  für  eine  Woche  oder  für  einen 
Monat  oder  für  ein  Jahr  oder  für  99  Jahre  oder  für  locx)  Jahre 
handeln.*) 

b)  Tenancies  at  will.  Hierunter  sind  prekarische  Besitzrechte  an 
Grundstücken  zu  verstehen.  Ein  solches  Besitzrecht  kann  entweder 
auf  Grund  einer  ausdrücklichen  Parteivereinbarung  (by  express  agreement) 
oder  auf  Grund  einer  vom  objektiven  Rechte  aus  den  Umständen 
gezogenen  Schlußfolge  (by  construction  of  law)  zur  Entstehung  gelangen. 
Der  letztere  Entstehungsgrund  ist  der  häufigere.  Die  Schaffung  einer 
tenancy  at  will  durch  ausdrückliche  Parteivereinbarung  kommt  heut- 
zutage selten  vor.  Ein  Beispiel  für  ein  prekarisches  chattet  interest  in 
land,  welches  sich  auf  eine  construction  of  law  gründet,  bildet  der  Fall, 
wo  jemand  in  seiner  Eigenschaft  als  cestui  que  trust  (Benefiziar)  eines 
Treuhandsverhältnisses  (trust)  sich  in  dem  Besitze  eines  zu  dem  Treu- 
handsvermögen gehörenden  Grundstückes  befindet.  Ein  solcher  Benefiziar 
gilt  in  den  Augen  des  objektiven  Rechts  nur  als  ein  „tenant  at  will*"^ 
des  Treuhänders  (trustee),  welcher  letztere  im  Rechtssinne  der  Eigen- 
tümer des  legal  interest  in  land  ist.  Über  das  Rechtsinstitut  der  Treuhand 
(trusteeship)  im  englischen  Recht  vgl.  die  Erl.  zu  §  3  sub  4,  Anm.  5,  und 
zu  §  40  sub  4.  —  Eine  tenancy  at  will  wird  beendet  entweder  auf  Grund 
einer  ausdrücklichen  Kündigung  (by  express  notice)  seitens  einer  der 
beiden  Parteien  oder  auf  Grund  irgend  einer  von  der  einen  oder  anderen 
Partei  vorgenommenen  Handlung,  welche  das  objektive  Recht  als  un- 
verträglich mit  einer  Fortdauer  des  prekarischen  Besitzstandes  erachtet. 
Auf  Seiten  des  Beleihers  (lessor)  liegt  z.  B.  eine  solche  Handlung  vor, 
wenn  derselbe  eine  tenancy  for  a  time  certain  oder  einen  mit  Besitz 
verbundenen  lehnrechtlichen  estate  an  dem  betreffenden  Grundstücke 
jemandem  gewährt.  Eine  Handlung  seitens  des  tenant  at  will,  welche 
rechtlich  als  unvereinbar  mit  der  Fortdauer  des  prekarischen  Besitz- 
standes gilt,  ist  z.  B.  die  Cession  (assignment)  der  tenancy  an  einen 
Dritten. 


*)  Der  §  65  der  Conveyancing  Act  von  1881  (44  and  45  Vict.  c.  41) 
gestattet,  in  gewissen  Fällen  einen  leasehold  estate,  dessen  Dauer  ursprünglich  auf 
mindestens  300  Jahre  festgesetzt  war,  und  dessen  Beendigung  erst  in  mindestens 
200  Jahren  stattfinden  soll,  in  einen  estate  in  fee  simple  (s.  Erl.  zu  g  37  sub  2} 
amziiwandeln.  Eine  solche  Umwandlung  heilk  technisch  an  enlargement  of  a 
oHg  term  into  fee  simple. 
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c)  Tenanctes  by  sufferatice.     Ein  chattel  real  dieser  Art  besteht  in 
dem  Falle,  wo  jemand   in  den  Besitz  eines  Grundstückes  kraft  eines 
rechtmäßigen  Titels  (lawful  title)  gelangt  ist,  aber  ohne  Ermächtigung 
(without  leave)  in  dem  Besitze  auch  dann  noch  verharrt,  nachdem  sein 
Besitztitel  aufgehört  hat,  rechtswirksam  zu  sein.    Dies  kann  sich  ereignen 
bei  Ablauf  einer  tenancy  for  a  ttme  certain  oder  einer  tenancy  at  will. 
Der  technische  Ausdruck  für  „über  die  rechtmäßige  Zeit  in  dem  Besitze 
verharren"  ist  „/<?  hold  (rifer*^.     Ein  über  die  rechtmäßige  Zeit  in  dem 
Besitze  verharrender  Besitzer,  d.  h.  ein  tenant  holding  over,  ist  im  Rechts- 
sinne nicht  länger  ein  lessee  (termor)  oder  ein  tenant  at  will,  je  nachdem 
sein  bisheriger  Besitzstand  ein  Uasehold  estate  oder  eine  tenancy  at  will 
war,  sondern  wird  zu  einem  tenant  by  sufferance.     Ein  solcher  Besitzer 
gilt,   wofern  sein   lessor  ein  anderer  als  die  Krone  ist,    in  den  Augen 
des  Rechts  nicht  als  ein  trespasser,  d.  h.  nicht  als  eine  Person,  welche 
durch  verbotene  Eigenmacht  dem  lessor  den  Besitz  entzieht.     Dagegen 
verfällt    auf    Grund    eines    Parlamentsgesetzes    aus    dem    Jahre    1731 
(4  Geo.  IL  c.  28)   ein  tenant  by  sufferance  in  eine  Geldstrafe  in  Höhe 
des   doppelten   Wertes   des   Grundstückes,   wenn   er   den    Besitz    auch 
dann   noch   nicht   aufgibt,   nachdem  ihm  der   lessor  eine  in  gehöriger 
Form  abgefaßte  und  übermittelte  schriftliche  Aufforderung  zur  Räumung 
(a  proper  notice  to   quit  in  wrifing)   hat   zukommen   lassen.     Ist   eine 
abgelaufene    Pacht    (lease)    nicht    erneuert    worden,    sondern    hat    im 
Gegenteil  der  Pächter  (lessee)  dem  Verpächter  (lessor)  schriftlich   oder 
mündlich    (je   nach   der   Art   des   Pachtverhältnisses)   eine   Kündigung 
(mHice  to   quit)    zugehen   lassen,    so   muß   der   Pächter,    falls   er   nicht 
rechtzeitig  das  Pachtgrundstück  räumt  und  auf  diese  Weise  zu  einem 
tenant   by   sufferance  wird,    gemäß   einem   Parlamentsgesetze    aus    dem 
Jahre  1738  (11  Geo.  IL  c.  ig)  den  doppelten  Pachtzins  (the  double  rent) 
zahlen. 

d)  Tenancy  by  elegit.  Auf  Grund  des  Statute  of  IVestminster 
the  Second  (13  Edw.  /.  c,  18)  aus  dem  Jahre  1285  hat  ein  Judikats- 
gläubiger  (judgment  creditor),  d.  h.  jemand,  der  ein  rechtskräftiges 
Urteil  auf  eine  Geldleistung  gegen  einen  anderen  (den  judgment 
debtor)  erwirkt  hat,  im  Falle  der  Nichtzahlung  der  Judikatsschuld 
die  Wahl  zwischen  einer  Zwangsvollstreckung  in  das  personal  property, 
d.  h.  in  das  nichtlehnrechtliche  Vermögen  des  Judikatsschuldners 
(exeaition  upon  the  goods  of  the  judgment  debtor)  oder  einer  Besitz- 
einweisung in  die  freehold  und  copyhold  estates  desselben,  und  zwar 
für  die  ganze  Zeitdauer,  bis  die  Judikatsschuld  bezahlt  oder  aus 
den  Einkünften  des  lehnrechtlichen  Grundbesitzes  beglichen  worden 
ist.®)  Wählt  der  Judikatsgläubiger  den  ersteren  Weg,  so  erläßt 
das     Gericht     einen     Vollstreckungsbefehl,     welcher     „writ    of   fieri 


*)  Ursprünglich  war  nur  eine  Besitzeinweisung  in  die  Hälfte  (moiety)  der 
Lehngüter  des  Schuldners  gestattet.  Die  Judgments  Act  von  1838  (l  and  2 
Vict,  c.  1 10)  erstreckte  jedoch  das  Einweisungsrecht  auf  den  gesamten  Lehnbesitz. 
Das  Statute  of  Westininster  the  Second  gewährte  des  weiteren  auch  eine  Befugnis 
auf  Besitzeinweisung  in  das  personal  property  des  judgment  debtor.  Dies  ist 
jedoch  durch  den  §  169  der  Bankruptcy  Act  von  1883  {46  and  4y  Vict,  c.  ^2) 
beseitigt  worden. 
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Jcuias*'^ ')  genannt  wird.  Zieht  dagegen  der  judgmmt  crtditor  eine 
Besitzeinweisung  vor,  so  erteilt  das  Gericht  dem  V ollzieh luigsbeamten 
(sheriff)  den  Befehl,  den  Gläubiger  in  den  Lehnbesitz  des  Schuldners 
einzuweisen.  Ein  solcher  Einweisungsbefehl  wird  wrt't  of  e/^git  genannt 
Nach  CoJke  upon  UttUton  (s.  Erl.  zu  §  3  sub  II,  Anm.  \\\  folio  28g^, 
hat  dieses  writ  seinen  Namen  deswegen  erhalten,  w^l  in  dem  Wort- 
laute des  Gerichtsbefehls  angeführt  wurde,  daß  der  Gläubiger  diesen 
W^  der  zwangsweisen  Befriedigung  gewählt  habe  (elegtt).  Eine 
ordnungsmäßige  Einweisung  des  judgmmt  creditor  in  den  Lehnbesitz 
des  judgment  debtor  gewährt  dem  ersteren  ein  dingliches  Recht  an 
diesem  Lehnbesitze.  Das  auf  diese  Weise  entstandene  interest  in  land 
wird  eine  tenancy  by  eltgit  genannt  und  gehört,  da  es  nicht  aus  einem 
lehnrechtlichen  Verhältnisse  hervorgegangen  ist,  zu  den  chatUls  real. 
Der  Judikatsgläubiger  wird  durch  die  ordnungsmäßig  erfolgte  Besitz- 
einweisung ein  tenant  by  elegit^) 


')  Über  diesen  Vollstreckungsbefehl  sagt  W.  Blake  Odgers  (The  Principles 
of  Ptvceäun,  5.  Aufl.  [1903],  S.  333J:  „Die  üblichste  Form  der  Zwangsvoll- 
streckung ist  die  auf  Grund  eines  writ  of  fieri  facias.  Dieses  writ  befiehlt  dem 
Vullziebilngsbeamten  (sheriff)^  zu  veranlassen,  daß  aus  dem  nichtlehnrechtlichen 
Vermögen  des  Judikatsschuldners  {put  of  tht  goods  and  chatteis  of  the  judgment 
debtor)  die  durch  Urteil  zugesprochene  Summe  (the  sum  recvitered  by  the  judgment) 
nebst  Zinsen  zu  4%  herausgeschlagen  werde  (to  cause  to  be  made  ^^  fieri  facias)^ 
und  sofort  nach  Vollziehung  des  Befehls  (writ)  die  Geldsumme  nebst  Zinsen 
dem  Gerichte  zur  Auszahlung  an  den  Judikatsgläubiger  zu  überbringen.  Auf 
Grund  dieser  ihm  so  erteilten  Vollmacht  darf  der  sheriff  das  Haus  des  Judikats- 
schuldners betreten  und  alle  daselbst  befindlichen  und  dem  Schuldner  gehörenden 
Sachen  pfänden.  Dagegen  darf  er  nicht  Sachen  pfänden,  welche  einem  dritten 
gehören.  Des  weiteren  darf  der  sheriff  das  Haus  eines  dritten  betreten,  falls 
daselbst  sich  tatsächlich  Sachen  des  Schuldners  befinden.  Aber  in  einem  solchen 
Falle  besteht  jedesmal  die  Gefahr,  daß  das  Haus  keine  dem  Schuldner  gehörenden 
Gegenstände  enthält,  und  daß  dann  der  sheriff  sich  eine  Besitzstörungsklage 
(an  action  of  trespajs)  zuzieht.  —  Auf  Grund  eines  fieri  facias  kann  der  sheriff 
sämtliche  von  ihm  vorgefundenen  und  dem  Judikatsschnldner  gehörenden  beweg- 
lichen Vermögensgegensiände  (personal  goods  and  chatteis)  pfänden  und  verkaufen, 
soweit  sie  verkäuflich  sind,  mit  Ausnahme  der  Kleidungsstücke  und  Betten 
{wearing  apparel  and  bedding)  des  Judikatsschuldners  und  seiner  Familie  und 
mit  Ausnahme  der  zn  dem  Gewerbe  des  Schuldnern  gehörenden  Handwerkzeuge 
und  Gerätschaften  (tools  and  implements  of  his  trade)\  mit  der  Maßgabe  jedoch, 
daß  der  Wert  der  auf  diese  Weise  von  der  Pfändung  ausgeschlossenen  Gegeq- 
stände  im  ganzen  (in  the  whole)  nicht  höher  als  5  Pfund  (100  Mark)  sein  darf: 
vgl.  §  8  des  Parlamentgesetzes  S  and  g  Vict,  c.  i7rj.  Der  sheriff  ist  ferner  auf 
Grund  eines  fieri  facias  berechtigt,  eine  dem  Schuldner  gehörende  Pacht  (käse 
or  term  of  years)  zu  verkaufen  und  unter  seinem  Amtssiegel  die  dingliche  Zession 
(Assignment)  dieser  Pacht  an  den  Käufer  zu  vollziehen.  .  .  .^ 

^  Gemäß  §§  4 — 6  der  Land  Charges  Kegistration  and  Searches  Act  von 
1888  ^5/  and  52  Vi^.  c.  5/^  soll  ein  writ  of  elegit  auf  dem  Grund  buch  am  te 
(Office  of  Land  Registry)  eingetragen  und  diese  Eintragung  erforderlichenfalls 
fd,  h.  im  Falle  des  Fortbestehens  der  tenancy  by  elegit)  alle  fünf  Jahre  erneuert 
werden.  Es  bestimmt  femer  der  §  2  Abs.  i  der  Land  Charges  Act  von  1900 
(6^  and  64  Vict.  c,  26),  daß  die  Besitzeinweisung  eines  Judikatsgläubigers  in  die 
lehnrechtlicben  estates  des  Judikatsschuldners  nicht  eher  ein  dingliches  Recht 
an  Grundstücken  (interest  in  land)  erzeugen  solle,  bevor  nicht  die  Eintragung 
(ngistrulion)  des  writ  of  elegit  nach    den  Bestimmungen   des  erwähnten  Gesetzes 

G.  Schirrmeister,  Bürgert.  Recht  Englands.     I.  II 
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§  39. 
Unter  den  Begriff  „corporea/  hereditaments"  fallen  alle  Rechte 
an  Grundstücken  (interests  in  /and),  welche  dem  Berechtigten 
einen  Anspruch  auf  den  Besitz  eines  Grundstückes  oder  auf 
die  Erträgnisse  aus  demselben  gewähren,  gleichgültig  ob  die 
fraglichen  Rechte  an  Grundstücken  fähig  sind,  im  Wege  der 
Intestaterbfolge  (by  way  of  succession)  auf  Blutsverwandte  (heirs) 
des  Berechtigten  überzugehen  oder  nicht  ^ 

^  So  kann  ein  auf  die  Lebenszeit  des  Berechtigten  beschränktes  Recht  an 
einem  Grundstücke  {a  life  interest  in  land)  ein  corporecU  hereditament  sein: 
Moor  V.  Denn  (1800)  2  B,  and  P,24'^,  Seitdem  eine  lehnrechtliche  Besitzein- 
weisung (livery  of  seisin)  nicht  mehr  notwendig  ist,  sind  sogar  die  auf  eine 
bestimmte  Zeitdauer  beschränkten  Rechte  an  einem  Grundstücke,  wofern  sie  dem 
Berechtigten  den  Besitz  des  Grundstückes  gewähren,  (terms  of  years  in  possession) 
zu  den  corpoteal  hereditaments  gerechnet  worden:  Tomkins  v,  Jones  (1889)  2p 
Q,  B  S99*  —  ^  besteht  eine  Streitfrage,  ob  es  nicht  richtiger  sei,  den  Ausdruck 
„hereditamenf  auf  den  Gegenstand  (subject-matter)  des  dinglichen  Rechts,  als 
auf  das  dingliche  Recht  selbst  anzuwenden:  Doe  v.  Allen  (i8cx))  S  T,  R,  §0^. 
Indessen  scheint  es  schwierig,  eine  solche  Auslegung  des  fraglichen  Ausdruckes 
in  Einklang  zu  bringen  mit  dem  allgemeinen  Brauche,  ein  Weiderecht  (a  right 
of  pasture)  als  ein  incorporeal  hereditament  zu  betrachten. 

admittanc*  3  Anm.  13  /eoffment  3 

bequest  ac  Anm.  8  gavelkind  land  3  Anm.  15 

hlood  relations  ab  Anm.  6  gegenwartiger  Besitz  4 

Charter  0/ /eoffment  3  heir  a  b 

chatteis  real  ad  keir  0/  the  body  ab  Anm.  6 

deed  of  grant  3  hereditament  (Bedeutung  des  Ausdruckes)  i 

detriee  ac  Anm.  8  interest  in  land  z  Anm.  4 

devisee  a  b  livtry  »f  seisin  3 

devolution  mortis  causa  aa  seisin  7,  Anm.  xa 

Erbrecht  eines  Bastard  ab  succession  aa 

estates  in  futuro  4  tenement  x  Anm.  t 

I.  Über  den  Ursprung  des  Wortes  j^hcreditamenf*'  s.  Erl.  zu  §  36 
sub  II,  3.  Es  besteht  in  der  englischen  Rechtsliteratur  ein  Streit,  ob 
dieser  Ausdruck  eine  Bezeichnung  für  den  Gegenstand  eines  Immobiliar- 

▼on  1888  erfolgt  sei.  —  Auf  Grund  des  §  4  der  Judgments  Act  von  1864 
(ttj  and  28  Vict.  c.  112)  kann  ein  tenant  by  elegit  den  zwangsweisen  Verkauf 
der  Lehngüter  des  Schuldners  beim  Gerichte  beantragen.  Der  Antrag  ist  an  die 
Chancery  Division  des  High  Court  in  Form  eines  sogenannten  originating  summoni 
zu  richten:  vgl.  Bules  of  the  Supreme  Court  (s.  Erl.  zu  §  15  sub  III,  i  Anm.  5), 
Order  L  V,  rule  g  B.  —  Die  Bestimmungen  des  Statute  of  IVestminster  the 
Second  (ij  Edw,  L  c.  18)  über  das  writ  of  elegit  bezogen  sich  nur  auf  solche 
rechtskräftigen  Urteile,  welche  von  den  Gerichten  des  gemeinen  Rechts,  d.  h. 
von  den  Courts  of  Common  Law  erlassen  waren.  Die  Judgments  Act  von  1838 
(l  and  2  Vict,  e.  iio)  dehnte  jedoch  das  Anwendungsgebiet  des  writ  of  elegit 
auch  auf  Urteile  der  Billigkeitsgerichte  (Courts  of  Equity)  aus.  Des  weiteren 
konnte  früher  eine  Besitzeinweisung  des  Judikatsgläubigers  in  den  Lehnbesitz  des 
Judikatsschuldners  nur  erfolgen,  wenn  sich  dieser  Lehnbesitz  in  England  befand. 
Auf  Grund  der  Judgments  Extension  Act  von  1868  (^/  and  ^2  Vict,  c,  ^4.) 
kann  nunmehr  ein  writ  of  elegit  gegen  den  real  estate  eines  Judikatsschuldners 
ergehen,  gleichgültig  in  welchem  Teile  des  Vereinigten  Königreiches  die  betreffenden 
Grundstücke  belegen  sind,  und  gleichgültig  ob  d<is  fragliche  rechtskräftige  Urteil 
von  einem  höheren  Gerichte  Englands,  Schottlands  oder  Irlands  erlassen  worden  ist. 
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rechtes  oder  für  das  Im  mobiliarrecht  selbst  sei.  Der  Streit  ist  im  wesent- 
lichen durch  die  Einteilung  der  hercditaments  in  corporeal  und  incorporeal 
hereditaments  hervorgerufen.  Drei  verschiedene  Anschauungen  finden 
sich  vertreten: 

a)  Nach  der  einen  Ansicht  ist  unter  ^yhereditammf^  stets  und 
ausnahmslos  der  Gegenstand  (the  subject-tnatter)  eines  dinglichen 
Rechts  an  einem  Grundstücke  zu  verstehen,  gleichgültig  ob  es  sich 
um  ein  corporeal  oder  incorporeal  hereditament  handelt.  Diese  Ansicht 
stützt  sich  auf  die  Entscheidung  des  Court  of  King's  Bench  aus  dem 
Jahre  1800  in  dem  Rechtsstreite  DoCy  on  the  demise  of  Smallj  and  Others 
agaitist  AllcHj  mitgeteilt  im  8.  Bande  der  von  Dumford  and  East  heraus- 
gegebenen Term  Reports  in  the  Court  of  King^s  Benchj  S.  497 — 504. 
Es  sagt  daselbst  der  Chief  Justice  Lord  Kenyon  (S.  503):  „Das  Wort 
yhereditammt*^  ist  nicht  so  markant  wie  das  Wort  ^tenement*^):  es  ist 
lediglich  eine  Bezeichnung  für  den  Gegenstand  selbst,  dagegen  nicht 
eine  Bezeichnung  für  die  Eigenschaft  des  Gegenstandes  oder  für  das 
dingliche  Recht  an  demselben."  (The  word  ^hereditament^  is  not  so 
strong  a  word  as  jtenanent^:  it  is  merely  a  descrtption  of  the  thing  itself 
and  not  of  the  quality  of  //,  or  the  interest  in  it,)  —  Soweit  es  sich  um 
ein  corporeal  hereditament  handelt,  bietet  die  Anwendung  des  von  Lord 
Kenyon  aufgestellten  Satzes  keine  Schwierigkeit.  In  einem  solchen 
Falle  ist  das  hereditament  ein  Stück  der  Erdoberfläche,  ein  Grundstück. 
Was  dagegen  ist  der  Gegenstand  des  dinglichen  Rechts  im  Falle  eines 
incorporeal  hereditament,  z.  B.  im  Falle  eines  Weiderechts  (right  of 
pasture;  s.  Erl.  zu  §  37  sub  4e,T)  oder  im  Falle  eines  Rechts  auf  See- 
auswurf und  strandtriftige  Güter  {right  to  wrecks;  s.  Erl.  zu  §  37  sub  4  c)? 
Das  Weideland  oder  der  Seeauswurf  und  die  strandtriftigen  Güter 
können  nicht  den  Gegenstand  des  dinglichen  Rechts  bilden,  weil  sonst 
es  sich  um  eine  res  corporalis  und  nicht  um  eine  res  incorporalis  handeln 
würde.  Ja  sogar,  in  dem  letzteren  Beispiele  würde  ein  hereditament 
überhaupt  nicht  vorliegen,  sondern  ein  corporeal  chattet  (s.  Erl.  zu  §  36 
sub  II),  da  unzweifelhaft  die  ^jWrecks^^  nicht  zu  den  unbeweglichen, 
sondern  zu  den  beweglichen  Vermögensgegenständen  zählen.  Auch 
das  Recht,  sein  Vieh  auf  das  Land  eines  anderen  zu  treiben,  oder 
das  Recht  auf  Aneignung  der  ,jwrecks^*  kann  nicht  gemeint  sein:  denn 
dann  würde  das  incorporeal  hereditament  das  dingliche  Recht  selbst  und 
nicht  den  Gegenstand  des  dinglichen  Rechts  darstellen.  Diese  Schwierig- 
keit hat  Prof.  Holland  {Elements  of  Jurisprudence^  9.  Aufl.,  S.  129)  zu 
beseitigen  gesucht,  indem  er  als  Gegenstand  (subject-matter  oder  object) 
eines  incorporeal  hereditament  bezeichnet  yythe  advantages  ivhich  the  person 
entitled  can  insist  upon*'^  d.  h,  die  Vorteile,  auf  welche  der  Berechtigte 
Anspruch  erheben  kann.    Sonach  wäre  der  Gegenstand  des  dinglichen 


*)  Auch  das  Wort  „tenement**  wird  in  der  englischen  Rechtssprache  in 
einem  verschiedenen  Sinne  gebraucht.  In  seiner  ursprüoglichen  Bedeutung  umfaßt 
es  alles  dasjenige,  "was  als  ein  Lehn,  und  insbesondere  als  ein  feudales  oder 
gemeinrechtliches  Lehn,  besessen  werden  kann.  Vielfach  wird  jedoch  der  Aus- 
druck  sowohl  von  Juristen,  wie  von  Laien  in  dem  Sinne  von  „Haus"  gebraucht. 
So  bezeichnet  man  meistens  in  gesiegelten  Urkunden  über  Grundstücksübertragungen 
(deeds  of  conveyance)  ein  Haus  als  ,.«//  that  messvage  or  ienement". 
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Rechts  oder  das  vuorporeal  htreditammt  im  Fa!le  eines  Weiderechts 
(right  of  pasture)  der  Vorteil,  welcher  dem  Berechtigten  daraus  erwächst 
oder  erwachsen  kann,  daß  er  sein  Vieh  auf  das  Land  eines  anderen 
treiben  darf,  und  in  dem  zweiten  Beispiele,  d.  h.  in  dem  Falle  eines 
Rechts  auf  Seeauswurf  und  strandtriftige  Güter  (right  io  wrecks),  der 
Vorteil,  welchen  der  Berechtigte  aus  seinem  Ansprüche  auf  die  wrtcks 
zieht  oder  ziehen  kann.  Diese  von  Prof.  Holland  gegebene  Lösung 
der  schwierigen  Streitfrage  wird  von  Sir  Frederick  Pollock  in  seinem 
Buche  jyA  First  Book  of  Jurisprudcnce^*^  ausdrücklich  geteilt') 

b)  Eine  zweite  und  sehr  zahlreiche  Gruppe  von  englischen  Juristen 
(vorzugsweise  Männer  der  Praxis)  vertritt  den  Standpunkt,  daß  unter 
einem  corporeal  hcreditammt  der  Gegenstand  (subject-mcUicr)  eines  interest 
in  landy  dagegen  unter  einem  incorporeal  hcreditammt  das  interest  in  land 
selbst  zu  verstehen   sei.     Auf  diese  Weise  werden  alle  Schwierigkeiten 
umgangen,  welche  eine  strikte  und  ausnahmslose  Anwendung  des  von 
Lord  Kenyon  in  dem  Rechtsfalle  Doe  versus  Allen  aufgestellten  Satzes 
bereitet.    Beispielsweise  sagt  Joshua  Williams  {Law  of  Real  Froperty, 
19.  Aufl.,  S.  30):   „In  unserem  Rechtssysteme  wird  die  Einteilung  in 
corporeal  und  incorporeal  things  vorzugsweise  in  Bezug  auf  hereditamenh 
angewendet.     Den   corporeal  hereditaments^   d.  h.   den   im   Besitze   des 
lehnrechtlichen    Eigentümers    befindlichen    Grundstücken,    werden    die 
incorporeal  hereditaments  gegenüber  gestellt,  d.  h.  bloße  Rechte  an  oder 
über  Grundstücke,  welche  sich  in  dem  Besitze  eines  anderen  befinden." 
—  Auch  unter  den  rein  theoretischen  Juristen  Englands  findet  dieser 
Standpunkt  seine  Anhänger.     So  sagt  Prof.  Salmond  (Jurisprudence^ 
S.  275):  „Ein  corporeal  thing  (res  corporalis)  ist  der  Gegenstand  (subject- 
matter)    von    körperlichem    Eigentum    (corporeal  ownership)^    d.  h.    ein 
physischer  Gegenstand.     Ein  incorporeal  thing  (res  incorporalis)  ist  der 
Gegenstand     von     unkörperlichem    Eigentum    (incorporeal   awnership), 
d.  h,  irgend  ein  Vermögensrecht  (proprietary  right)  mit  Ausnahme  des 
vollen  Herrschaftsrechts  (right  of  füll  dominion)  über  einen  physischen 
Gegenstand,  welches,  wie  erwähnt,  mit  dem  Gegenstände  selber  in  einem 
bildlichen  Sinne  identifiziert  wird.    Wenn  ich  in  meinem  Eigentum  ein 
Grundstück  und  ein  Wegerecht  über  ein  anderes  Grundstück  habe,  so 
ist  mein  Grundstück  eine  res  corporalis  und  mein  Wegerecht  eine  res 
incorporalis.^^  —   Dieses  Verfahren,  unter  einem  hereditament  bald  den 
Gegenstand  eines  dinglichen   Rechts,  bald  das  dingliche  Recht   selbst 
zu   verstehen,    hat   der  große   englische   Rechtsphilosoph    Austin    in 
seinen  Lectures  on  Jurisprudence,   Bd.  II,  S.  707  fr.,  einer  scharfen,    ver- 
urteilenden Kritik  unterzogen.    Unter  dem  Einflüsse  dieser  Kritik  sagt 


^)  Der  genannte  Autor  sagt  a.  a.  O.,  S.  125  — 126:  „it  seems  that  in  the 
case  of  incorporeal  things  the  advantage  or  gronp  of  advaniages  enjoyed  or  to  be 
enjoyed  in  fact  is  the  true  subject-matter  of  the  righty  and  corresponds  A>  the 
tangible  object  which  we  call  a  corporeal  thing  as  distinct  from  the  rights  exercised 
over  it.**  (Es  scheint,  daß  im  Falle  von  incorporeal  things  der  .Vorteil  oder  die 
Gruppe  von  Vorteilen,  welche  tatsächlich  gezogen  oder  zu  ziehen  sind,  den  wahren 
Gegenstand  des  subjektiven  Rechts  bildet  und  dem  körperlichen  Gegenstände 
entspricht,  den  wir  ein  corporeal  thing  zur  Unterscheidung  von  den  über  diesen 
Gegenstand  ausgeübten  Rechten  neunen.1 


Zweiter  Abschnitt.     Sachen. 


165 


Kenelm  Edward  Digby  in  seiner  History  of  the  Law  of  Real 
Froperty  (5.  Aufl.,  S.  3c2>,  Anm,  2):  „Nach  dem  Vorbilde  der  Römer 
haben  unsere  Juristen  eine  Unterscheidung  aufgestellt  zwischen  solchen 
hereditammts,  welche  physische,  körperliche  Grundstücke  sind,  und  einer 
anderen  Art  von  hereditaments,  welche  nicht  die  Grundstücke  selbst, 
sondern  die  mit  den  Grundstücken  verbundenen  oder  aus  ihnen  ent- 
springenden subjektiven  Rechte  darstellen.  Ein  Augenblick  Überlegung 
ist  genügend,  um  zu  zeigen,  daß  diese  Unterscheidung  unhaltbar  ist. 
Der  Jurist  hat  mit  den  physischen,  körperlichen  Grundstücken  nur 
insoweit  zu  tun,  als  diese  Grundstücke  der  Gegenstand  von  subjektiven 
Rechten  sind.  Für  ihn  handelt  es  sich  um  eine  Unterscheidung 
zwischen  verschiedenen  Klassen  von  subjektiven  Rechten,  dagegen 
nicht  um  eine  Unterscheidung  zwischen  Grundstücken  auf  der  einen 
und  subjektiven  Rechten  auf  der  anderen  Seite.  In  solchen  Rede- 
wendungen, wie  „Grundstücke  gehen  auf  den  nächsiberechtigten 
Blutsverwandten  über**  (the  land  descends  to  the  heir),  ist  nicht  ge- 
roeint, daß  sich  irgend  etwas  mit  den  Grundstücken  selbst  ereignet, 
sondern  nur,  daß  eine  bestimmte  Klasse  von  Rechten,  welche  der 
Vorfahr  in  Bezug  auf  die  Grundstücke  besessen  hat,  auf  den  nächsten 
Blutsverwandten  übergehen."*) 

c)  Nach  einer  dritten  und  letzten  Ansicht  endlich  ist  unter  here- 
ditament  stets,  gleichgültig  ob  es  sich  um  ein  corporeal  oder  um  ein 
incorporeal  hereditament  handelt,  ein  absolutes  Recht  {jus  in  rem;  s.  Erl. 


*)  In  ähnlicher  Weise  übt  Edward  Jenks  in  seinem  Werke  ^fModem 
Land  Law**  Kritik.  Derselbe  schreibt  daselbst  auf  S.  3 — 4:  ^Es  wird  behauptet, 
daß  ein  corporeal  htreditatnent  ein  körperlicher  und  dauernder  Gegenstand,  z.  B. 
ein  Grundstück,  sei,  während  ein  incorporeal  hereditament  ein  aus  einem  körper- 
lichen Gegenstande  entspringendes  subjektives  Recht  darstelle.  Dies  ist  jedoch 
offenbar  eine  unlogische  Verwirrung  zwischen  subjektiven  Rechten  und  dem 
Gegenstande  von  subjektiven  Rechten  und  kann  daher  nicht  zur  Grundlage  einer 
Klassifizierung  der  hereditaments  dienen,  zumal  letztere  selber  sich  als  vom  objek- 
tiven Rechte  anerkannte  und  geschützte  subjektive  Rechte  oder  Gruppen  von 
subjektiven  Rechten  erweisen.  Etwas  Nachdenken  wird  uns  überzeugen,  daß  das 
objektive  Recht  unfähig  ist,  einen  unmittelbaren  Einfluß  auf  irgendeinen  leblosen 
Gegenstand,  wie  z.  B.  auf  ein  Grundstück,  auszuüben.  Angenommen,  unser 
ganzer  Gesetzgebungsmechanismus  —  Krone,  Ober-  und  Unterhaus  —  sei  in 
Angesicht  eines  Stück  Landes  versammelt,  um  dasselbe  aus  einem  Weideland  in 
ein  Ackerland  zu  verwandeln,  und  erlasse  ein  Gesetz,  wonach  das  fragliche 
Grundstück  den  gewünschten  Charakter  annehmen  solle:  wir  können  unbedingt 
überzeugt  sein,  daß  das  betreffende  Grundstück  diesem  ganzen  Verfahren  gegen- 
über eine  kalte  Gleichgültigkeit  (a  chilling  indifference)  zur  Schau  tragen  würde. 
Der  einzige  Weg,  auf  dem  die  Gesetzgebung  ihren  Zweck  erreichen  kann,  besteht 
darin,  daß  sie  einer  oder  mehreren  Personen  den  Befehl  erteilt,  die  gewünschte 
Änderung  zur  Durchführung  zu  bringen.  Mit  anderen  Worten:  das  objektive 
Recht  kann  nur  mittels  menschlicher  Wesen  handeln;  es  hat  mit  Grundstücken 
direkt  nichts  zu  tun,  sondern  nur  mit  Rechten  und  Pflichten  von  Männern  und 
Frauen  gegenüber  Grundstücken.  Wenn  wir  z.  B.  von  einer  dinglichen  Über- 
tragung eines  Grundstückes  (a  conveyance  of  land)  sprechen,  so  meinen  wir  in 
Wahrheit  nicht,  daß  das  Grundstück  selber  von  seinem  Platze  fortgetragen 
(conveyed)  wird,  sondern  nur,  daß  ein  dingliches  Recht  an  dem  Grundstücke  von 
A.  auf  B.  übergeht.** 
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zu  §  r,  Anm.  3).  und  zwar  ein  absolutes  Recht  an  einem  Grundslücke 
(interest  in  land)  zu  verstehen,  dagegen  niemals  der  Gegenstand  eines 
solchen  Rechts.  Diesen  Standpunkt  vertreten  die  Verfasser  der  vor- 
liegenden Kodifikation.  Wie  der  Wortlaut  sowohl  des  obigen  Paragraphen, 
wie  des  §  40  zeigt,  sind  corporcal  und  incorporeal  hereditamenis  im  Sinne 
dieses  Gesetzbuches  ausnahmslos  jyinterests  in  lanit^,^)  —  Dieser  Auf- 
fassung, welche  unter  ihren  Vertretern  so  hervorragende  Autoritäten, 
wie  Austin,  Digby,  Jenks  u.a.m.  zählt,  möchte  ich  jedoch  zweierlei 
entgegenhalten.  Einmal  steht  dieselbe  im  direkten  Widers[)ruche  mit 
dem  in  der  Entscheidung  Doe  versus  Allen  aufgestellten  Rechtssatze. 
Sodann  läßt  sich  wohl  kaum  bestreiten,  daß,  sobald  man  ein  jedes 
hereditament  für  ein  subjektives  Recht  und  nicht  für  den  Gegenstand 
eines  subjektiven  Rechts  erklärt,  die  Unterscheidung  zwischen  corporeal 
und  incorporeal  hereditamenis  in  sich  zusammenfällt:  denn  dann  ist 
jedes  hereditament  ohne  Ausnahme  ein  res  incorporaliSy  und  kein 
hereditament  kann  logischerweise  eine  res  corporalis  darstellen.  Da  nun 
aber  tatsächlich  im  englischen  Rechtssysteme  die  wichtigste  Einteilung 
des  unbeweglichen  Vermögens  (immoveable  property)  diejenige  in  corpo- 
real und  incorporeal  hereditaments  ist,  so  erscheint  mir  von  den  drei 
sich  bekämpfenden  Anschauungen  die  hier  an  erster  Stelle  besprochene 
den  Vorzug  zu  verdienen.  Meines  Erachtens  ist  die  Lösung,  welche 
Prof.  Holland  für  die  schwierige  Frage  nach  dem  Gegenstande 
des  subjektiven  Rechts  im  Falle  eines  incorporeal  hereditament  gefunden 
hat,  eine  so  zufriedenstellende,  daß  man  unbedenklich  den  Worten  des 
Lord  Kenyon  über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  yjliereditament^*^ 
beitreten  kann:  „/V  is  merely  a  description  of  the  thing  itselfj  and  not 
of  the  quality  of  ity  or  the  interest  in  it^^, 

2.  Wie  schon  in  den  Erl.  zu  §  36  sub  II,  3  angedeutet  ist,  fallen 
unter  den  Begriff  j^hereditament^^  sämtliche  immoveable  things  (bezw. 
interests  in  land),  gleichgültig  ob  dieselben  tatsächlich  „hereditary^^  sind 
oder  nicht.  Der  obige  §  39  drückt  dies  durch  die  Worte  aus:  yjwhether 
they  (d.  h.  die  interests  in  land)  are  capable  of  passing  to  heirs  by  way 
of  successionj  or  noP^  (gleichgültig  ob  die  fraglichen  Rechte  an  Grund- 
stücken fähig  .sind,  im  Wege  der  Intestaterbfolge  auf  Blutsverwandte 
des  Berechtigten  überzugehen  oder  nicht).  Zum  vollen  Verständnis 
dieses  Satzes  sind  einige  Erläutenmgen  erforderlich. 

a)  Unter  „succession''  ist  nach  Digby,  History  of  the  Law  of 
Real  Property  (5.  Aufl.,  S.  419)  —  zu  verstehen  y,devolt4tion  ab  intestato^^.^) 

*)  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  jjnterest  in  land^'  s.  Erl.  zu  §  27 
sub  I.  Edward  Jenks  (a.  a.  O.,  S.  3)  gibt  für  diesen  Ausdruck  folgende  Er- 
klärung: „Solche  subjektiven  Rechte,  welche  gegen  einen  jeden»  der  sie  unab- 
sichtlich oder  absichtlich  verletzt,  erzwungen  werden  können,  und  welche  zum 
unmittelbaren  Gegenstande  ein  Grundstück  haben,  bilden  die  eigentliche  Sphäre 
des  Immobiliarsachenrechts  (Land  Law)  und  werden  ^interests  in  land*  genannt. " 

*)  Häufig  wird  der  Ausdruck  „succession''  in  einem  weiteren  Sinne,  als  auch 
die  testamemarische  Erbfolge  umfassend,  gebraucht.  Man  spricht  dann  von  einer 
succession  ex  testamento  (oder  testamentary  j.)  und  einer  succession  ab  intestat» 
(oder  inUstate  s,\  Im  vorliegenden  Falle  kann  es  sich  jedoch  nur  um  eine 
Intestaterbfolge  handeln,  da  der  fragliche  Ausdruck  in  engster  Verbindung  mit 
dem   Worte  ,,Ä«>**  angewendet  ist. 
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Für  dcQ  Ausdruck,  ,dcvolution^^  gibt  Strahan,  General  View  of  the  Law 
of  Properiyy  3.  Aufl.,  S.  293,  folgende  Erklärung:  „Eine  devolution  mortis 
causa  tritt  in  dem  Falle  eiti,  wo  das  Eigentum  an  einem  Gegenstande 
(tJie  ownership  of  a  thing)  kraft  Rechtsvorschrift  (by  Operation  of  law), 
auf  einen  neuen  Eigentümer  infolge  des  Ablebens  des  bisherigen 
Eigentümers  übertragen  wird."  Somit  rechtfertigt  sich  die  von  mir 
gewählte  Verdeutschung  der  englischen  Worte  „^  way  of  succession^^ 
in  „im  Wege  der  Intestaterbfolge**. 

b)  Bedeutung  des  Ausdruckes  ,jheir^^.  Im  englischen  Recht  ist 
ein  ,,heir^'  (heres)  diejenige  Person,  auf  welche  kraft  ihres  Abstammungs- 
rechtes ein  estate  of  ifüieritance  (s.  Erl.  zu  §  35  sub  I,  3  und  zu  §  37 
sub  2)  übergeht,  wenn  der  bisherige  Lehnsmann  ohne  Hinterlassung 
eines  Testamentes  gestorben  ist.  In  Coke  upon  Ldttleton  (s.  Erl.  zu  §  3 
sub  II,  Anm.  11)  folio  y^  wird  ein  heir  definiert  als  jjhe  to  whotn 
landsy  tenements,  or  hereditaments  by  the  act  of  God  and  right  of  blood 
do  descend  of  some  estate  of  inheritance}*^  Erbt  jemand  ein  lehnrecht- 
liches Vermögensstück  (real property)  auf  Grund  einer  testamentarischen 
Verfügung  (gift  under  a  will)^  so  wird  er  nicht  ,yheir*'y  sondern  y^deviset^*^ 
genannt.  Es  gilt  der  Satz:  Solus  Deus  heredem  facere  potesi,  non  hämo. 
In  Bezug  auf  einen  estate  of  inheritance^  ist  sonach  der  Ausdruck  ,,heir*^ 
gleichbedeutend  mit  dem  Ausdmcke  y,blood  relation^^  (Blutsverwandter).*) 
Es  ist  jedoch  zu  beachten,  daß  grundsätzlich  nur  eheliche  Bluts- 
verwandte (ex  justis  nuptiis  procreati)  einen  Anspruch  auf  die  Rechts- 
stellung eines  heir  haben.  In  den  Augen  des  englischen  Rechts  gilt 
der  Bastard   als  filius  nullius.      Er    kann    daher    nur   Blutsverwandter 


•)  Das  englische  Recht  unterscheidet  zwischen  zwei  Hauptklassen  von 
Blutsverwandten:  blood  relations  gener aily  und  descendants.  Die  erstereu  werden 
entweder  „Aeirs*'  schlechthin  oder  „heirs  generali*  genannt,  während  man  die 
descendants  als  „heirs  of  the  body"  bezeichnet.  Je  nachdem  unbeschränVt  alle 
Descendenten  oder  nur  solche  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts  oder 
endlich  nur  die  Descendenten  aus  einer  bestimmten  Ehe  gemeint  sind,  teilt  man 
die  keirs  of  the  body  in  verschiedene  Kategorien.  Soll  eine  für  sämtliche 
Descendenten  geltende  Vorschrift  getroffen  werden,  so  wird  die  Bezeichnung 
tjkeirs  general  of  the  body'*  gebraucht.  Sollen  nur  die  einem  bestimmten  Ge- 
scblechte  angehörenden  Descendenten  in  Betracht  kommen,  so  spricht  man  von 
„ÄflW  male  of  the  body"  oder  ,^ieirs  fetnale  of  the  body".  Liegt  dagegen  die 
Absiebt  vor,  nur  für  die  Descendenten  aus  einer  bestimmten  Ehe  eine  Anordnung 
zu  erlassen,  so  sind  die  gebräuchlichen  Redewendungen:  „heirs  of  the  body  by 
kis  wife  A."  oder  „heirs  of  the  body  by  her  husband  Ä"  oder  „heirs  of  their 
hodies  begotien  between  them".  In  diesem  letzteren  Falle  kann  noch  eine  weitere 
Differentiierung  dadurch  eintreten,  daß  entweder  nur  für  die  männlichen  oder 
nur  für  die  weiblichen  Descendenten  aus  einer  bestimmten  Ehe  eine  Vorschrift 
gegeben  wird.  —  Wird  zwischen  heirs  male  of  the  body  und  heirs  fetnale  of  the 
hody  unterschieden,  so  muß  der  zur  Erbfolge  berechtigte  Descendent  nicht  nur 
dem  verlangten  Geschlechte  angehören,  sondern  muß  auch  von  dem  zu  beerbenden 
Vorfahren  ausschließlich  in  männlicher  oder  ausschließlich  in  weiblicher  Linie 
ahstammen.  Es  umfaßt  also  z.  B.  der  Ausdruck  „heirs  male  of  the  body"  nur 
Söhne,  Söhne  von  Söhnen,  Söhne  von  Söhnen  von  Söhnen  usw.  Dagegen  ist 
der  eheliche  Sohn  einer  ehelichen  Tochter  des  Verstorbenen  im  Rechtssinne 
kein  heir  male  of  the  body.  Vgl.  hierzu  Littleton  on  Tenures  (s.  Erl.  zu  §  27 
*^h  5,  Anm.  6)  s.  ^i  und  Coke  upon  Littleton^  folio  27  a. 
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seiner  eigenen  Descendenten  sein  und  kann  einzig  und  allein  als  keir 
dieser  Descendenten  in  Betracht  kommen.') 

c)  Ursprünglich  galten  als  hereditaments  nur  solche  things  real^  an 
denen  der  jeweilige  tenant  oder  holder  einen  estate  of  inheritance  besaß. 
Das    Erfordernis    der    Vererblichkeit    nach    lehn  rechtlichen    Erbregeln 
wurde    dann   im  Laufe    der   Zeit    fallen   gelassen,    und   es   wurde   als 
genügend    erachtet,    wenn    der    betreffende   Vennögensgegon stand    die 
Möglichkeit  der  Begründung  eines  nach  lehnrechdichen  Grundsätzen 
vererbbaren  Besitzstandes  zuließ.     Dies  hatte  zur  Folge,  daß  sämtliche 
things  real  zu  den  hereditaments  gezählt  wurden,  gleichgültig  ob  dem 
augenblicklichen   Lehnsmanne   ein    estate  of  inheritance   oder   nur   ein 
estate  for  life^  d.  h.  nur  ein  auf  die  Lebenszeit  des  tenant  beschränktes 
dingliches  Recht  zustand.     In  dem  Rechtsstreite  Moor  versus  Denn  ex 
dem,   Mellor  aus   dem  Jahre    1800,   mitgeteilt   im   2.    Bande  der    von 
Bosanquet  und  Puller  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and 
determined  in  the  Courts  of  Common  Pleas  and  Exchequer  Chamber  and 
in  the  House  of  Lordsy  S.  247 — 253,   hatte   ein  Testator,  John    Carr, 
einem    seiner    Blutsverwandten    ein     lebenslängliches     Besitzrecht    an 
gewissen    ^^/Jy^/^f-Grundstücken     eingeräumt     und     den    Rest     seines 
gesamten   beweglichen   und   unbeweglichen  Vermögens   seiner   Ehefrau 
mit  folgenden  Worten  vermacht:  „^//  tlie  rest  of  my  landsy  tenenunts 
and  hereditamettts^  eitßier  freehold  or  copyhold^  whatsoever  and  w/ieresoever^ 
and  also  all  my  goods  etc,  öfter  payment  of  my  just  debts  and  funeral 
expenseSy   I  grvey   dennse  and  bequeath^)    the  same  unto  my  loving  wife 
Sissily:*'   —   Das  House  of  Lords   erkannte   in    seinem    Urteile    vom 
I.  Juli  1800,   daß  Sissily  Carr  auf  Grund  der  testamentarischen   Ver- 
fügung (devise)  des  John  Carr  über  seine  yylandSy  tenements  and  heredita- 
ments^*' (d.  h.   über  sein  real  property)  nur  ein  auf  die  Lebenszeit  be- 
schränktes   dingliches   Recht    (d.  h.    einen    estate  for   life)    an    diesen 
lehnrechtlichen   Vermögensgegenständen    erworben    hätte.      In    seinen 
Rechisa usführungen  zu  diesem  Falle  sagt  Chief  Baron  Macdonald   auf 
S.  251  des  genannten  Law  Report:  „Der  anerkannte  Sinn  des  Wortes 
^hereditaments*'  ist,  als  Bezeichnung  für  solche  Sachen  zu  dienen,  welche 
Gegenstand  einer  Vererbung  sein  können,  dagegen  nicht  als  Bezeichnung 
für   die   Vererbung  selbst.      Daher  ist   dieses   Wort   nicht    im   stände, 
lediglich    durch   die  ihm  innewohnende   Kraft,   einen   Besitzstand,   der 
prima  facie  ein  lebenslänglicher  ist,  in  einen  vererblichen  zu  erweitern." 
(Tiie  settled  sense  of  the  word  Jiereditaments^  is  to  detwte  such  things  as 
m  ay  be  the  subject-matter  of  inheritance^  but  not  the  inheritance  itself  and 


"^  Nach  älterem  englischen  Rechte  'war  ein  Bastard  nicht  einmal  der  „heir^*" 
seiner  eigenen  Abkömmlinge,  da  früher  ein  estate  of  inheritance  nicht  auf  die 
Ascendenten  im  Wege  der  Intestaterbfolge  übergehen  konnte.  Diese  erbrecht- 
liche Beschränkung  ist  jedoch  durch  den  §  6  der  Inheritance  Act  von  1833  (^ 
and  4   ^i/L  IP\  c.  106)  beseitigt. 

•*)  Das  2^itwort  „/  bequeath**  bezieht  sich  auf  die  Worte  ffgoods  etc.*\  d.  h, 
auf  das /^rj^/r^/ /r£?/^r/)' des  Testators.  Ein  Vermächtnis  von  nichtlehnrecbtlicheii 
Vermögensgegenständen  (things  personal)  heißt  technisch  ein  y,hequest*  (das 
entsprechende  Zeitwort  ist  „ä»  bequeath"")^  während  ein  Vermächtnis  von  lehn- 
rechtlichen  Vermögensgegenständen  (things  real  oder,  wie  der  ältere  Ausdruck 
lautet,  „landSy  tenements  and  heteditaments")  ein  ^^devise**  genannt  wird. 
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caimot  therefarcy  by  its  own  intrinsic  forctj  tnlarge  an  estctUy  prima  /acte 
a  life  estate,  into  a  fet.y)  —  Dieser  richlerliche  Ausspruch  zeigt,  daß 
das  Wort  ^Jiereditcanmtt*^  nicht  nur  solche  Gegenstände  umfaßt,  welche 
tatsächlich  sich  nach  lehnrechtlichen  Erbregeln  vererben,  sondern  auch 
jeden  sonstigen  Gegenstand,  der  fähig  ist,  den  lehnrechtlichen  Vor- 
schriften über  Vererbung  unterworfen  zu  werden.  Somit  zählen  samt* 
liehe  things  real  zu  den  hereditaments, 

d)  Seitdem  das  Erfordernis  einer  lehnrechtlichen  Besitzeinweisung 
(livery  of  sasin;  s.  unten  Erl.  sub  3)  für  den  Erwerb  eines  corporeal 
hereditammt  in  Fortfall  gekommen  ist,  ist  auch  die  Schranke  gefallen, 
welche  früher  verhinderte,  solche  immaveabU  things  (oder  interests  in 
land),  die  nicht  dem  Lehnrechte  unterworfen  sind  und  daher  nicht  zu 
den  things  real^  sondern  zu  den  things  personal  zählen,  d.  h.  die 
sogenannten  chatteis  real  oder  chattet  interests  in  land  (s.  Erl.  zu  §  38 
sub  2),  gleichfalls  unter  den  Ausdruck  ^Jiereditaments^''  einzubegreifen. 
In  dem  Rechtsfalle  Tamkins  and  Another  versus  Jones,  mitgeteilt  im 
22,  Bande  (1B89)  der  Law  Reports  über  Cases  determined  in  the  Queen^s 
Bench  Division  and  on  appeal  therefrom  in  the  Court  of  Appealy  etc.^ 
S.  599 — 602,  handelte  es  sich  um  einen  Streit  über  die  Rechtmäßigkeit 
des  Besitzes  gewisser  /^axM(?/^-Grundstücke  (s.  Erl.  zu  §  38  sub  2*) 
seitens  der  Kläger.  Nach  §  56  der  County  Courts  Act  von  1888  (51  and  52 
Vict,  r.  43)  ist  ein  Grafschaftsgericht  (County  Court),  soweit  nicht  das 
genannte  Gesetz  ein  anderes  besagt,  in  allen  solchen  Klagen  unzuständig, 
in  welchen  von  den  Parteien  eine  richterliche  Entscheidung  über  den 
Rechtstitel  an  einem  corporeal  oder  incorporeal  hereditament  angerufen 
wird  („in  which  the  title  to  any  corporeal  or  incorporeal  hereditament 
shall  be  in  question^*).  Der  §  60  derselben  Act  of  Parliament  bestimmt 
dann,  daß  die  Grafschaftsgenchte  Zuständigkeit  besitzen  sollen,  wenn 
der  jährliche  Nutzungswert  des  streitigen  hereditament  oder  der  etwaige 
jährliche  Pachtzins  für  dasselbe  nicht  höher  als  50  Pfund  (1000  Mark)  sei. 
In  dem  vorliegenden  Falle  besaßen  die  streitigen  /^öj^A^/^/- Grund  stücke 
einen  den  genannten  Betrag  übersteigenden  jährlichen  Nutzungswert 
Je  nachdem  man  ein  /^<wM£?/^-Grundstück  für  ein  hereditament  hielt 
oder  nicht,  war  das  Grafschaftsgericht  in  dem  betreffenden  Rechtsstreite 
unzuständig  oder  zuständig.  Der  Court  of  Appeal  erkannte  am 
20.  Februar  1889  auf  Unzuständigkeit  des  County  Court,  weil  leasehold- 
Grundstücke  zu  den  hereditaments  zählten  und  demgemäß  die  Vor- 
schriften der  §  56  und  60  der  County  Courts  Act  von  1888  maßgebend 
wären.  Somit  ist  durch  das  case  law  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  3,  Anm.  4) 
der  B^^ff  y^hereditament^'  auch  auf  die  chatteis  real  ausgedehnt,  so  daß 
heutzutage  sämtliche  immaiieable  things  (oder  interests  in  land)  im 
Rechtssinne  hereditaments  sind. 

3.  Im  alteren  englischen  Recht,  als  unter  den  Begriff  .^heredita- 
ments^^  nur  solche  immoveable  things  fielen,  welche  dem  feudalen  Lehn- 
rechte, d.  h.  einer  free  oder  common  law  tenure  (s.  Erl.  zu  §  35  sub  I,  2), 
unterstanden,  konnte  ein  corporeal  hereditament  (d.  h.  ein  freelwld  estate 
in  possession)  nur  durch  eine  feudale  Belehnung,  durch  ein  sogenanntes 

•)  Der  englische  Richter  gebraucht  hier  den  Ausdrack  „/r^"  als  eine  äquivalente 
Bezeichnung  für  „estaU  of  inkeritance^'.  Vgl.  hierüber  die  Erl.  zu  §  37  sub  2,  Anm.  i. 
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feoffment^%  inter  vwos  auf  einen  neuen  Lehnsträger  übertragen  (cotweyed) 
werden.      Der    Übergang    inter    vivos     eines     incorporeal    hereditanunt 
dagegen   vollzog   sich   mittelst    einer   gehörig    abgefaßten    Verleihungs- 
urkunde   (deed  of  grant).     Dieser    wesentliche    Unterschied    zwischen 
einem  corporeal  und  einem   incorporeal  hereditatnent  gab  Anlaß  zu  der 
Rechtsregel:  corporeal  hereditaments  He  in  livery,^^)  incorporeal  in  grant}^ 
—  Eine  feudale  Belehnung  (feoffment)  mit  einem  freehold  estate  ist  bis 
zum  heutigen  Tage  in  England  noch  möglich,   wenn  auch  dieser  Weg 
der  Übertragung  nur  in  den  seltensten  Ausnahmefällen  gewählt  werden 
wird.     Zum  völligen  Verständnis   des  heutigen  englischen  Inimobiliar- 
sachenrechts ist  es  indessen  unerläßlich,   sich  auch  mit  dieser  ältesten 
Art  einer  conveyance  bekannt  und  vertraut  zu   machen.  —  Derjenige, 
welcher  einen  freehold  estate  im  Wege  eines  feoffment  auf  einen  anderen 
tiberträgt,    heißt    der  feoffor^    während    der    Empfänger   des    feudalen 
Lehngutes  der  feoffee  genannt  wird.     Ein  feoffment  setzt  sich   aus  zwei 
Teilen  zusammen:  a)  aus  einer  förmlichen  und  öffentlichen  Einweisung 
in   den    lehnrechtlichen   Besitz,    d.   h.    aus    der   sogenannten   livery  of 
seisin;^^)  und  b)  aus  Verleihüngsworten,  welche  den  Umfang  (t/ie  extent) 
desjenigen  interest  in  land  angeben,   welches  von  dem  feoffor  auf  den 
feoffee  übertragen  wird.     Man  unterscheidet  zwischen  zwei  Arten  einer 
lehn  rechtlichen  Besitzeinweisung:  der  livery  in  *deed  und  der  livery  in 
law.     Die  livery  in  deed  erfolgt  auf  dem  zu  übertragenden  Grundstücke 
selbst.      Als   symbolisches   Zeichen   der   Besitzeinwei.sung  übergibt   der 
feoffor  dem  feoffee  eine  Erdscholle   (a  turf)   oder   einen   Zweig  (twig) 
oder,  falls  es  sich  um  die  Besitzeinweisung  in  ein  Haus  handelt,  einen 
Haken  (hasp)  der  Haustür  oder  dergl.")     Die.  linery  in  law  dagegen 

*®)  Joshna  Williams  sagt  in  seinem  Werke  „Z"-*^  Law  of  Real  Property'^, 
19.  Aufl.,  S.  144:  ^J^eoffment  im  eigentlichen  Sinne  ist  die  Verleihung  eines 
erblichen  feudalen  Lehns  (fief  or  fee)  und  zwar  in  der  Weise,  wie  ein  solches 
Lehn  in  den  Tagen,  als  noch  eine  Afterbelehnung  (subinfeudation;  s.  Krl.  zu 
§  35  sub  I,  I,  Anm.  2)  üblich  war,  gewöhnlich  übertragen  wurde.  Später  ist 
jedoch  dieser  Ausdruck  auf  die  Verleihung  irgend  eines  lehnrechtlichen  Besitzstandes 
{any  freehold  estate;  d.  h.  gleichgültig,  ob  vererblich  oder  nicht)  angewendet  worden." 

**)  Der  Ausdruck  „livery"  ist  eine  Abkürzung  für  „delivery*'  (Übergabe, 
Aushändigung). 

1«)  Digby  (History  of  the  Law  of  Keal  Property,  5.  Aufl.,  S.  108  -  109) 
gibt  für  f^eisin"  folgende  Erklärung:  „Unter  seisin  ist  Besitz  nach  feudalem 
Lehnrecht  (possession  as  of  freehold)  verstanden,  d.  h.  derjenige  Besitz,  auf  welchen 
ein  freeholder  Anspruch  erheben,  und  welchen  er  unter  Berufung  auf  das  gemeine 
Recht  behaupten  kann.  In  älteren  Zeiten  war  dies  in  der  Tat  der  einzige 
Besitz,  welcher  dem  gemeinen  Rechte  bekannt  war.  In  neueren  Zeiten  jedoch 
bildet  das  Wort  yseisin'  einen  Gegensatz  zu  ,possession^ ,  indem  der  letztere  Aus- 
druck auf  den  Besitz  eines  leaseholdet  (s.  Erl.  zu  §  38  sub  2 «»)  oder  eines  copyholder 
(s.  Erl.  zu  §  27  sub  5)  angewendet  wird,  während  sich  der  Gebrauch  der  ersteren 
Bezeichnung  (d.  h.  seisin)  lediglich  auf  den  Besitz  (possession)  eines  feudalen 
Lehnsmannes  (freeholder)  beschränkt.** 

'')  Handelt  es  sich  um  eine  Besitzeinweisung  in  ein  copyhold-l^ehu,  so  spricht 
man  nicht  von  einer  livery  of  seisin  (s.  Anm.  12),  sondern  von  einet  „admittoftce** 
(Zulassung).  Der  symbolische  Akt  besteht  in  diesem  Falle  darin,  daß  der  lorti 
of  the  manor  dem  neuen  Lehnsmanne  (copyholder  oder  tenant  by  copy  of  cot^rt 
roll)  einen  Stab  (rod;  festuca)  übergibt.  Vgl.  hierzu  Edward  Jenks,  Modem. 
Land  Law,  S.  60. 
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findet  nicht  auf  dem  betreffenden  Grundstücke  selbst,  sondern  in 
Anblick  (in  sight)  desselben  in  der  Weise  statt,  daß  der  ftoffor  dem 
feoffee  die  Ermächtigung  erteilt,  das  Grundstück  zu  betreten  und  selber 
die  Besitznahme  zu  vollziehen.  Diese  Ermächtigung  geschieht  ge- 
wöhnlich mit  folgenden  Worten:  „/  give  you  yonder  land,  enter  and 
iake  possession^^  Zur  vollen  Rechtswirksamkeit  einer  solchen  Besitz- 
einweisung gehört,  daß  der  feoffee  auf  das  Grundstück  geht  und  durch 
eine  entsprechende  Handlung  die  Besitzergreifung  kund  tut.  "  Stirbt  der 
feoffor  oder  der  feoffee^  ehe  der  letztere  tatsächlich  von  dem  Grund- 
stücke Besitz  genommen  hat,  so  ist  die  livery  of  seisin  null  und  nichtig. 
—  Eine  livery  in  deed  kann  entweder  durch  den  feoffor  persönlich  oder 
durch  einen  von  ihm  ernannten  Stellvertreter  (deputy)  vollzogen  werden, 
während  eine  livery  in  law  stets  von  dem  feoffor  in  eigener  Person 
vorgenommen  werden  muß.  Besteht  der  zu  übertragende  freehold 
estate  aus  mehreren  getrennten,  aber  in  ein  und  derselben  Grafschaft 
(county)  liegenden  Grundstücken,  so  genügt  eine  einzige  livery  in  deed 
auf  irgendeinem  dieser  Grundstücke  zur  Übertragung  des  gesamten 
freehold  estate.  Liegen  jedoch  die  einzelnen  Teile  des  Lehngutes  in 
verschiedenen  Grafschaften,  so  muß  in  einer  jeden  derselben  eine 
besondere  livery  in  deed  stattfinden.  Dagegen  ist  eine  livery  in  law 
auch  dann  gültig,  wenn  das  fragliche  Grundstück  in  einer  anderen 
Grafscijaft  belegen  ist  als  derjenigen,  in  welcher  sich  der  feoffor  im 
Augenblicke  des  Vollzuges  der  Besitzeinweisung  befindet.  —  Außer 
der  liroery  of  seisin  gehört  zu  einem  wirksamen  feoffment,  wie  oben 
erwähnt,  daß  der  feoffor  geeignete  Verleih  ungsworte  an  den  feoffee 
richtet,  in  welchem  er  den  Umfang  (the  extent)  des  zu  übertragenden 
interest  in  land  feststellt  oder,  wie  es  technisch  heißt,  den  estate  des 
neuen  tenant  abgrenzt  (limits).  Soll  z.  B.  der  feoffee  einen  estate  of 
inheritance  erhalten,  so  muß  dies  in  unzweideutigen  Worten  zum  Aus- 
drucke gebracht  und  angegeben  werden,  ob  die  Verleihung  an  den 
Lehnsmann  und  seine  heirs  schlechthin  (d.  h.  als  fee  simple)  oder  an 
den  Lehnsmann  und  seine  heirs  of  the  body  (d.  h.  ahfee  tail)  stattfindet 
Eine  Verleihung  an  den  Lehnsmann  ohne  weiteren  Zusatz  gibt  dem 
neuen  tenant  nur  einen  estate  for  life  (lebenslänglichen  Besitzstand).  — 
Obgleich  lediglich  mündliche  Worte  genügten,  so  wurde  es  doch  schon 
in  frühen  Zeiten  der  englischen  Kechtsgeschichte  üblich,  über  die 
Verleihung  ein  Schriftstück  auszufertigen,  um  späterhin  im  Falle  von 
Streitigkeiten  über  den  Umfang  des  lehnrechtlichen  estate  ein  Beweis- 
mittel in  Händen  zu  haben.  Ein  solches  Schriftstück  wird  j^charter  of 
feoffmefit^^  genannt  Während  der  Regieruiigszeit  Karls  IL  wurde  dann 
durch  den  §  i  des  berühmten  Statute  of  Frauds  (2g  Car.  IL  c,  j/*) 
aus  dem  Jahre  1677  bestimmt,  daß  ohne  eine  schriftliche  Niederlegung 
der  Verieihungsworte  nur  ein  prekarischer  Besitzstand  (estate  at  will) 
^tm  feoffee  übertragen  sein  solle.  Das  erwähnte  Parlamentsgesetz  spricht 
nur  von  Schriftform,  aber  nicht  auch  von  Siegelung.  Heutzutage  jedoch 
ist  auf  Grund  des  §  3  der  Real  Proper ty  Act  von  1845  (^  and  g  Vict 


**)  Der  wahre  Titel  dieser  Act  of  Parliament  lautet :  ,,/•/«  Act  for  Prniention 
*f  Frauds  and  Perjuries.^*  Indessen  ist  es  allgemein  üblich,  die  obige  kürzere 
Bezeichnung  anzuwenden. 
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c.  I06)  auch  eine  Siegelung  erforderlich,  so  daß  nunmehr  eine  beweis^ 
kräftige  charter  of  feoffment  in  Gestalt  einer  gesiegelten  Privaturkunde 
(deed)  ausgefertigt  sein  muß.  Ja  sogar,  ohne  eine  solche  gesiegelte 
charter  ist  der  ganze  Belehnungsakt,  abgesehen  von  gewissen  Ausnahme* 
fällen,")  null  und  nichtig  (void),  —  Ferner  bestimmt  der§  2  des  Gesetzes 
von  1845,  daß  in  Zukunft  ein  jedes  corporeal  hereditament  in  derselben 
Weise,  wie  schon  bisher  die  incorporeal  hereditaments,  lediglich  durch 
ein  deed  of  grant  dinglich  übertragen  werden  könne.  Da  somit  ein 
deed  ohne  weiteres  genügt,  während  im  Falle  eines  feoffment  außer  dem 
förmlichen  Belehnungsakte  noch  eine  gesiegelte  charter  of  feoffment 
notwendig  ist/')  so  hat  sich  als  natürliche  Folge  ergeben,  daß  heut- 
zutage von  einem  feoffment  so  gut  wie  gar  kein  Gebrauch  mehr  gemacht 
wird.  —  Als  weitere  Folge  der  Real  Property  Act  von  1845  sei  an  dieser 
Stelle  noch  erwähnt,  daß  statt  der  früheren  Rechtsregel:  j^orporeal  here- 
ditaments  lie  in  livery,  incorporeal  in  grant^^  nunmehr  es  heißt:  ^yCorporecU 
hereditaments  lie  in  grant  as  well  as  in  livery^  incorporeal  in  grant.**^'} 
4.  Im  Sinne  dieses  Gesetzbuches  sind  corporeal  hereditaments- 
„alle  Rechte  an  Grundstücken,  welche  dem  Berechtigten  einen  Anspruch, 
auf  den  Besitz  eines  Grundstückes  oder  auf  die  Erträgnisse  aus  dem- 
selben gewähren**  (all  interests  in  land  which  confer  the  right  to  possession 
or  Profits  of  the  land  on  the  person  in  wliom  they  are  vested)}^)    Vergleicht 


'*)  Die  Bestimmungen  der  Real  Property  Act  von  1845  gelten  nicht  in  dem 
Falle,  wo  ein  minderjähriger  tenant  in  fee  anf  Grand  eines  besonderen 
Gewohnheitsrechtes  (under  a  special  custom)  berechtigt  ist,  über  seinen  freekold 
estate  im  Wege  eines  feoffment  zu  verfügen.  Ein  solches  besondere  Gewohnheits- 
recht besteht  in  der  Grafschaft  Kent.  Daselbst  sind  alle  einem  weltlichen  Lehns- 
Verhältnisse  unterliegenden  Ländereien  (lands  held  by  socage  tenure)  in  Ermanglung 
eines  Gegenbeweises  sogenannte  ^az/^/^/»</- Grundstücke,  d.  h.  Grundstücke^ 
welche  beim  Tode  des  tenant  in  fee  ohne  Hinterlassung  eines  Testaments  nicht 
nach  den  Kegeln  des  Common  Law  auf  einen  einzigen  Blutsverwandten  (den 
heir-at'law),  sondern  auf  sämtliche  männlichen  Blutsverwandte  des  nächsten 
Verwandtschaftsgrades  zu  gleichen  Teilen  übergehen.  Mit  anderen  Worten,  der 
gemeinrechtliche  Grundsatz  der  Primogenitur  hat  für  die  besagten  Lilndereien 
keine  Geltungskraft.  Eine  Eigentümlichkeit  dieser  in  Kent  bestehenden,  sogenannten 
gavelkind  tenure  ist  es,  daß  ein  tenant  in  fee  of  gavelkind  lands  schon  mit 
fünfzehn  Jahren  berechtigt  ist,  über  seine  Grundstücke  im  Wege  eines  feoffment 
zu  verfügen.  Vgl.  hierzu  den  Rechtsfall  Maskeirs  and  Goldfinch's  Contract  aus 
dem  Jahre   1895  (2.  Bd.  der  C/mwf^r)/- Entscheidungen,  S.  525 ff.) 

'•;  Es  ist  zu  beachten,  daß  die  Chatier  of  feoffment,  nach  wie  vor,  nur  ein 
Beweismittel  ist,  während  ein  deed  of  grant  A^n  Chsrikitr  einer  Dispositivurkunde 
besitzt. 

*')  Der  §2  des  Gesetzes  von  1845  besagt:  ,y After  the  ist.  October,  tS4§, 
alt  corporeal  tenements  and  hereditaments  shall^  as  regards  the  conveyance  of  the 
imtnediate  freehold  thereof,  be  deemed  to  lie  in  gtant  as  well  as  in  livery." 

18)  In  seinem  Werke  y^Modern  Land  Law**,  S.  185,  gibt  Edward  Jenk» 
folgende  Definition:  „A  corporeal  hereditament  is  a  collection  of  rights  and  duties 
sufficient  to  entitle  its  owner  (in  the  absence  of  express  stipulation)  to  possession 
of  land  or  receipt  of  the  rents  and  profits  thereof  as  against  all  persons."  (Ein 
corporeal  hereditament  ist  eine  Gesamtheit  von  subjektiven  Rechten  und  Pflichten, 
welche  hinreicht,  nm  ihrem  Eigentümer  —  in  Ermanglung  ausdrücklicher  Ab* 
machungen  —  einen  Anspruch  gegen  jedermann  auf  den  Besitz  eines  Grundstückes 
oder  auf  den  Empfang  der  Geld-  und  sonstigen  Erträgnisse  aus  demselben  zu  gewähren.) 
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man  diese  Ausdrucksweise  mit  dem  Wortlaute  des  §  40,  so  ergibt  sich, 
daß  der  Berechtigte  einen  Anspruch  auf  den  gegenwärtigen  Besitz 
(present  possession)  oder  auf  die  gegenwärtigen  Erträgnisse  (present 
Profits)  haben  muß,  damit  sein  interest  in  land  ein  corporeal  hereditament 
sei.  Diese  enge  Begriffsabgrenzung  entspricht  dem  feudal-lehn rechtlichen 
Gedanken,  auf  welchem  ursprünglich  die  Einteilung  der  hereditaments 
in  corporeal  und  incorporeal  beruht  hat;  sie  wird  indessen  nicht  von 
sämtlichen  Vertretern  der  Lehre,  daß  unter  einem  hereditament  stets 
und  ausnahmslos  ein  interest  in  land  und  niemals  der  Gegenstand 
Xsubject-matter)  dieses  interest  gemeint  sei  (s.  oben  Erl.  sub  ic),  an- 
erkannt Manche  englischen  Juristen  (vgl.  z.  B.  Digby,  History  of  the 
Law  of  Real  Fropertyj  5.  Aufl.,  S.  308)  verstehen  unter  einem  corporeal 
hereditament  ganz  allgemein  das  Eigentumsrecht  (right  of  ownership)  an 
einem  Grundstücke  und  zählen  daher,  weil  das  englische  Immobiliar- 
Sachenrecht  eine  Teilung  des  lehnrechtlichen  Eigentums  in  verschiedene, 
der  Zeit  nach  aufeinander  folgende  Eigentumsanteile  gestattet,  auch  die 
sogenannten  estates  in  futuro  odex  future  interests  in  land  zu  den  corporeal 
hereditaments.  Beispielsweise:  A.  hat  einen  estate  for life  an  einem  Grund- 
stücke, B.  gleichzeitig  einen  estate  in  fee  tail  an  demselben  Grundstücke 
und  C.  den  estate  in^  fee  simple.  Nach  englischem  Rechte  sind  A., 
B.  und  C.  Eigentümer  des  Grundstückes.  Aber  einzig  und  allein  A.  ist 
berechtigt  zu  dem  gegenwärtigen  Besitz  oder  zu  den  gegenwärtigen 
Erträgnissen  aus  dem  Grundstücke.  Nach  dem  Tode  des  A.  geht  diese 
Berechtigung  auf  B.  und  seine  Descendenten  (härs  of  the  hody)  über 
und  fällt  erst  ilann  an  C,  wenn  der  estate  in  fee  tail  des  B.  hinfällig 
wird.  Im  Sinne  der  Anhänger  der  Eigentumstheorie  ist  nicht  nur  das 
interest  in  land,  welches  A.  besitzt,  sondern  auch  gleichzeitig  das  interest 
des  B.  und  das  interest  des  C.  ein  corporeal  hereditament^  während  im 
Sinne  dieses  Gesetzbuches  nur  A.  ein  corporeal  hereditament  im 
Eigentum  hat  und  die  estates  in  futuro  des  B.  und  des  C.  zu  den 
incorporecd  hereditaments  zählen. 

§  40. 
Unter  den  'Begrifi  „incorpot^  hereditamenis'^  fallen  einerseits 
alle  diejenigen  Rechte  an  Grundsttlcken  (interests  in  land),  welche 
nicht  ohne  weiteres  das  Recht  auf  Besitz  (the  right  to  possession) 
gewähren,  und  andererseits  Pairswtlrden,  öffentliche  Ämter, 
von  der  Krone  verliehene  Gerechtsame,  Wtlrden  und  andere 
Rechte  öffentlich-rechtlicher  Natur,  welche  als  Vermögens- 
rechte behandelt  werden. 

egstmi  que  irutt  4  exfress  trusts  4 

cntui  gut  tue  3  a  feoffments  to  the  use  of  the  feoffors  tviil  3  b 

conditioH  prtcedent  und  tubsequent  %  feoßee  to  uses  3  a 

coHStrautht  intet  4  future  interests  in  land  at  Common  Law  a 

contingent  remainder  3  futnre  interests  in  land  under  Statute  3 

Court  of  Chancery  3a  (Jrenzlinie  zwischen  corporeeU  u.  incorporeal  h.  1 

eeteewtent  5  hereditaments  ^rely  incorporeal  5 

eqmitahle  interest  in  land  4  interests  in  expectancy  und  in  possession  3 

txeeutory  hequest  3  Anm.  10  mere  possibility  of  a  future  estate  2  Anm.  8 

exeeutory  devise  3b  Nießbrauch  an  einem  Grundstücke  5  Anm.  ai 

exeemtory  interest  3  a  opns  3  Anm.  it 
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prestnt  interest  in  land  2  shiftif%g  tUvis*  und  tpringing  detntt  3  b 

remainder  3  ski/ting  use  und  springmg  Mte  3  a 

rents  and  annuities  charged  on  land  5                      spes  tuecess\onu  2  Anm.  8 

resvlting  trust  4  Statute  0/  Uses  und  Statute  of  Wilh  3 

reversion  a  System  0/  uses  3  a 

schematische    Übersicht     über  die    incorporeal        trusts  4 

kereditaments  x  use  with  or  witkout  transmutation  o/possession  3» 

seignary  5  vested  remainder  a 

I.  Wie  ich  in  den  Erläuterungen  zu  §  39  sub  4  angedeutet  habe, 
ist  die  Grenzlinie  zwischen  den  corporeal  und  incorporeal  heredttamenis 
keine  scharf  gezogene  und  allseitig  anerkannte.  In  erster  Linie  herrscht 
ein  Streit,  ob  sämtliche  Eigen  turasrechte  an  einem  Grundstücke  als 
corporeal  kereditaments  zu  gelten  haben  oder  nur  solche,  welche  dem 
Berechtigten  einen  Anspruch  auf  gegenwärtigen  Besitz  (present 
possession)  oder  auf  die  gegenwärtigen  Erträgnisse  (present  profits) 
des  fraglichen  Grundstückes  gewähren.  Je  nach  der  Antwort,  welche 
man  auf  diese  Frage  erteilt,  wird  man  die  sogenannten  future  interests 
in  landj  d.  h.  diejenigen  Eigentumsanteile,  welche  ihrem  Träger  erst  in 
der  Zukunft  den  Genuß  (the  enjoyment)  des  Grundstückes  verschaffen, 
entweder  als  corporeal  oder  als  incorporeal  kereditaments  behandeln.  Im 
Sinne  der  vorhegenden  Kodifikation  fallen  die  future  interests  in  land 
unter  den  Begriff  jjimorporeal  kereditamefits^K  —  In  zweiter  Linie  besteht 
eine  Meinungsverschiedenheit  bezüglich  der  sogenannten  equitable 
interests  in  land  (s.  unten  Erl.  sub  4).  Nach  der  einen  Ansicht  stellen 
ausnahmslos  die  benefiziarischen  oder  bonitarischen  Eigentumsanteile 
an  einem  Grundstücke  (d.  h.  die  equttable  interests  in  land)^  gleichgültig 
ob  sie  future  interests  sind  oder  nicht,  incorporeal  kereditaments  dar. 
Nach  einer  anderen  Ansicht  dagegen  sind  diejenigen  equitable  interests 
in  land,  welche  einen  Anspruch  auf  present  enjoyment  (gegenwärtigen 
Genuß)  gewähren,  wahre  corporeal  kereditaments  und  smd  nur  die 
sogenannten  equitable  future  interests  in  land  als  incorporeal  keredita- 
ments zu  betrachten.  Zu  den  Vertretern  der  erstgenannten  Anschauung 
gehört  z.  B.  Edward  Jenks.  In  seinem  Werke  y^Modern  Land  Lctw**- 
teilt  derselbe  die  incorporeal  kereditaments  in  folgende  drei  Klassen: 
I.  estates  in  futuro;  2.  equitable  interests;  und  3.  servitudesS)  Wie  sich 
sofort  erkennen  läßt,  zählt  der  genannte  Autor  alle  equitable  interests 
in  land  ohne  irgend  welche  Einschränkung  zu  den  incorporeal  Iteredita- 
ments.  Edward  Jenks  begründet  dies  auf  S.  137 — 138  seines  Werkes 
in  folgender  Weise:  „Es  ist  durchaus  klar,  daß  vor  dem  Erlaß  des 
Statute  of  Lses  der  feoffee  to  uses  und  nicht  der  cestui  qtu  use  in  den 
Augen  des  gemeinen  Rechts  (at  law)  der  Eigentümer  des  Grundstückes 
war.  So  wurde  der  erstere  (nämlich  der  feoffee  to  uses)  nach  Ableistung 
des  Treuschwures  (fealty)  gegenüber  dem  Lehnsherrn  der  Lehnsmann 
nach  Gemeinem  Recht  (tke  legal  tenant)  und  übte  alle  Befugnisse  eines 
lehnrechtlichen  Eigentümers  aus,  selbst  einschließlich  der  Befugnis, 
Ämter,  wie  z.  B.  die  stewardskip  eines  manor  (s.  Erl.  zu  §  37  sub  4, 
Anm.  2),  zu  besetzen.    Wenn  der  cestui  que  use  in  tatsächlichem  Besitz 

^)  Edward  Jenks  gebraucht  in  der  obigen  Einteilung  die  Bezeichnung 
„servitudes"  an  Stelle  der  in  meiner  Einteilung  der  incorporeal  kereditaments 
gegebenen  und  mehr  üblichen  Bezeichnung  „kereditaments  purely  incorporeal*. 
Meines  Erachtens  hält  es  schwer,  z.  B.  eine  Pairswürde  (peerage)  unter  den 
Begriff  einer  ,yseruitude"  zu  bringen. 
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(in  actual  occupation)  sich  befand,  wie  es  häufig  der  Fall  war,  so  war 
er  lediglich  ein  prekarischer  Besitzer  (occupant  at  will),  und  der  feoffee 
konnte  gegen  ihn  eine  Besitzstörungsklage  (acüon  of  trespass)  anstrengen, 
während  der  cestui  que  use  nicht  einmal  berechtigt  war,  Vieh  eines 
dritten,  das  auf  dem  Grundstücke  Schaden  anrichtete,  zu  pfänden  (to- 
seize  the  cattle  of  a  sttanger  datnage  feasants).  Diese  Rechtsgrundsätze 
wurden  von  den  BilHgkeitsgerichten  (Courts  of  Equijy)  ohne  weiteres 
auf  das  Verhältnis  zwischen  einem  Treuhänder  (trustee)  und  seinen 
Treugebem  (cestuis  que  trustent)  angewendet.  Es  ist  somit  offensichtlich, 
daß  der  nach  Billigkeitsrecht  auf  Lebenszeit  berufene  Lehnsmann  (the 
equitabk  tenant  for  life)  kein  Recht  auf  eine  ^ossession^  des  Grund- 
stückes besitzt,  wenn  auch  das  Gericht,  in  Ausübung  seiner  diskretio- 
nären Gewalt  (in  the  txerdse  of  its  discretion),  ihm  eine  joccupation^ 
zuerkennt.  In  der  Entscheidung  des  Falles  Taylor  versus  Taylor^)  aus 
dem  Jahre  1875  sagte  Sir  George  Jessel  (und  man  kann  sich  kaum 
auf  eine  größere  Autorität  berufen!)  mit  ausdrücklicher  Betonung:  ,Es 
besteht  kein  Rechtsanspruch  des  equitable  tenant  for  life  auf  eine 
possession'.  Nach  dem  Erlaß  der  Settled  Land  Act  von  1882  wurde 
ein  entschlossener  Versuch,  diese  Lehre  zu  stürzen,  unternommen,  und 
zwar  mit  der  Behauptung,  daß  das  genannte  Parlamentsgesetz  einen 
equitable  tenant  for  life  als  berechtigt  zur  possessian  betrachte.  Indessen, 
abgesehen  von  einem  unglücklichen  Schwanken  in  dem  Rechtsfalle 
In  re  Wythesy*)  haben  die  Gerichte  es  abgelehnt,  eine  solche  Schluß- 
folge zu  ziehen,  welche  leicht  geeignet  wäre,  eine  Verwirrung  in  die 
sehr  nützliche  Unterscheidung  zwischen  legal  estates  und  equitable 
interests  hineinzutragen.  Es  ist  heute  ein  anerkannter  Rechtssatz,  daß 
derjenige,  welcher  auf  die  unmittelbaren  Erträgnisse  eines  Grundstückes 
berechtigt  ist,  nur  dann  einen  Anspruch  auf  possession  hat,  wenn  er 
gleichzeitig  der  legal  tenant  ist;  und  daß  das  Gericht  in  Ausübung 
seiner  diskretionären  Gewalt  und  unter  dem  Einflüsse  der  Bestimmungen 
der  Settled  Land  Act  einem  equitable  tenant,  soweit  es  irgend  angängig 
ist,  nur  eine  permissory  occupation  zugestehen  wird."*)  —  Wie  diese 
Ausfühnmgen  zeigen,  beruht  die  oben  erwähnte  Meinungsverschieden- 
heit über  die  Unterstellung  der  equitable  interests  in  land  unter  den 
Begriff  der  incorporeal  hereditaments  auf  der  verschiedenen  Beantwortung 
der  Frage:  Hat  ein  benifiziarischer  Besitzer  eines  Grundstückes  im 
Rechtssinne  eine  possession}  "Während  Edward  Jenks  und  andere 
englische  Juristen  diese  Frage  verneinen,  erteilen  nicht  minder  hoch- 
angesehene  Rechtsschriftsteller,    wie   z.  B.  Joshua  Williams,*)    eine 

•)  Dieser  Rechtsfall  findet  sich  mitgeteilt  im  20.  Bande  der  Law  Reports 
über  Equity  Cases,  including  Bankruptcy  Cases,  before  the  Master  of  the  RollSj 
the   Vice-Chancellor^  and  the   Chief  Judge  in  Bankruptcy,  S.  2970". 

*)  Über  diese  Entscheidung  s.  den  2.  Band  des  Jahrganges  1893  ^^'  Zaw 
Reports  über  Cases  determined  in  the   Chancery  Division,  S  369  ff. 

*)  Auch  H.  W.  Challis,  Law  of  Real  Fropetty,  2.  Aufl.,  S.  45,  zählt  die 
«quitable  interests  schlechthin  zu  den  incorporeal  hereditaments, 

')  Der  genannte  Autor  sagt  in  seinen  Principles  of  the  Law  of  Real 
Property,  19.  Aufl.,  S.  184:  „Nach  gemeinem  Recht  war  der  Besitz  des  Treu- 
gebers,  welcher  das  betreffende  Grundstück  okkupiert  hatte  (the  possession  oj 
cestui  que  trust  in  occupation  of  the  land)  lediglich  der  Besitz   eines  Prekaristen 
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bejahende  Antwort  und  gelangen  demgemäß  zu  dem  Schlüsse,  daß  nur 
die  eqiätable  future  interests  als  incorporeal  hereditammts  gelten  können. 
Für  meine  Person  pflichte  ich  dem  von  E.  Jenks  vertretenen  Stand- 
punkte bei  und  rechne  sämtliche  equi table  interests  in  land  ohne 
Ausnahme  zu  den  incorporeal  hereditäments.  —  Nachdem  ich  nunmehr 
für  die  Zwecke  dieses  Kommentars  die  viel  umstrittene  Grenzlinie 
zwischen  corporeai  und  incorporeal  hereditäments  festgestellt  habe,  gebe 
ich  dem  Leser,  bevor  ich  mich  auf  eine  Besprechung  der  verschiedenen 
Klassen  von  incorporeal  hereditäments  einlasse,  in  diagrammatischer  Forai 
eine  allgemeine  Übersicht  über  alle  diejenigen  Vermögensrechte,  welche 
im  Sinne  der  vorliegenden  Kodifikation  unter  den  Begriff  der  incorporeal 
hereditäments  fallen. 

Incorporeal  hereditäments. 


(I.)  UgeU  future  interests 
in  land 


I  I 

d<  Common  Ltvw  unäer  Statute 


(IL)  equitable  interests 
in  land 


fllL)  lureditamenis  purelj 
incorporeal 


tm.fnions  remainders 

. l_ 


vested  contingent 


orforet 


appendant  appnrttnamt 


im  gTMi 


trusts  by  act  of  party 


ress  implted  resultti 


trusts  by  Operation  o/lm 


express 


Jting- 


constructive 


executorv  interests 

unJer  the 

Statute  of  Uses 

1 


executory  devises 

under  the 
Statute  of  Wiüs 


'Ofi 


fpringtng  uses     shifting  uses     springing  devises     skifting  devises 


2.  Future  interests  in  land  at  Common  Law,  Wie  die  obige 
schematische  Übersicht  lehrt,  zerfallen  die  legal  future  interests  in  land 
in  zwei  Hauptklassen:  in  solche,  welche  durch  das  Gemeine  Recht 
(Common   Law)  geschaffen   worden   sind,    und   in   solche,   welche    ihre 


(the  possission  of  a  tenani  at  will)  gegenüber  seinen  Treuhändern  (trustees).  Vor 
dem  Inkrafttreten  der  Judicature  Acts  mußte  daher  der  Treugeber  (cestui  que 
trust)^  falls  er  die  Vorteile  eines  ausgedehnteren  subjektiven  Rechts,  als  des 
eines  Prekaristen,  zum  Zwecke  der  Behauptung  oder  Wiedererlangung  des 
Besitzes  zu  haben  wünschte,  seine  Treuhänder  anweisen,  an  seiner  Statt  Klage  zu 
erheben,  und  mußte  die  Treuhänder  vor  einem  Billigkeitsgerichte  verklagen,  falls 
sie  in  dieser  Beziehung  sich  einen  Bruch  des  Treuhandsverhältnisses  (bttach  of 
trust)  zu  Schulden  kommen  ließen.  Die  Wirkung  der  Judicature  Acts  scheint 
jedoch  zu  sein,  daß  der  einem  Treugeber  zustehende  Billigkeitsanspruch  auf 
Besitz  eines  Grundstückes  (the  equitable  right  to  possession  of  land  enjoyed  by 
cestui  que  trust)  heutzutage  von  jedem  Senate  des  High  Court^  welcher  jetzt  die 
Gerichtsbarkeit  der  alten  Superior  Courts  sowohl  in  law  wie  in  equity  ausübt, 
anerkannt  und  erzwungen  wird.'*  —  Vgl.  auch  Thomas  Lewin,  Tke  Law  of 
Trusts,   IQ.  Aufl.,   Chapter  XXyil,  S.  824  ff. 
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Entstehung  einem  Pariamentsgesetze  verdanken.  Die  ersteren  sind  die 
älteren  und  wurden  von  den  gemeinrechtlichen  Gerichten  (Common 
Law  Courts)  ursprünglich  allein  anerkannt  und  geschützt.  Über  die 
Bedeutung  und  weitere  Einteilung  ditstx  future  interests  in  land  ai  Common 
Law  sei  folgendes  bemerkt:  Im  englischen  Rechtssysteme  ist  das  um- 
fassendste und  weitgehendste  dingliche  Recht,  welches  ein  Untertan 
an  einem  Grundstücke  besitzen  kann,  ein  sogenannter  estate  in  fee 
simpU  (s.  Erl.  zu  §  35  sub  I,  3  und  §  37  sub  2).  Dieses  volle  lehn- 
rechtliche Eigentumsrecht,  wie  ich  es  der  Einfachheit  wegen  nennen 
will,  kann  in  eine  •  beliebige  Anzahl  von  Eigentumsanteilen  (shares  oder 
interests  in  land)  in  der  Weise  zerlegt  werden,  daß  nicht  samtlichen 
Besitzern  dieser  Eigentumsanteile  ein  Anspruch  auf  gegenwärtigen  Genuß 
(present  enjoyment)  des  fraglichen  Grundstückes  zukommt,  sondern  daß 
nur  der  Besitzer  eines  einzigen  dieser  interests  in  land  zu  dem  gegen- 
wärtigen Besitze  oder  zu  den  gegenwärtigen  Erträgnissen  des  Giund* 
Stückes  berechtigt  ist,  während  den  übrigen  Anteilsinhabem  erst  in  der 
Zukunft,  und  zwar  in  einer  bestimmten  Reihenfolge,  ein  Recht  auf 
atjoyment  erwächst.  Derjenige  Eigentumsanteil,  welcher  dem  Berech- 
tigten den  gegenwärtigen  Genuß  des  Grundstückes  gewährt,  wird  ein 
present  interest  in  land  oder  ein  interest  in  possession  genannt  und 
bildet  ein  corporeal  hereditamenty  während  alle  übrigen,  erst  in  der 
Zukunft  wirksamen  Eigentumsanteile  als  future  interests  in  land  oder 
interests  in  expectancy  gekennzeichnet  werden  und  im  Sinne  dieser 
Kodifikation  zu  den  incorporeal  hereditaments  zählen.  Es  ist  jedoch  zu 
beachten,  daß  sämtliche  shares  oder  interests  in  land,  in  welche  das 
lehnrechtliche  Eigentum  zeriegt  ist,  gegenwärtige  subjektive  Rechte 
(present  rights)  sind,  wenn  auch  die  Ausübung  eines  solchen  subjektiven 
Rechts  (ihe  exerdse  of  that  right)  zur  Zeit  durch  das  Vorhandensein 
eines  anderen  subjektiven  Rechts  verhindert  sein  mag  (vgl.  Markby's 
Elements  of  Law,  4.  Aufl.,  S.  163).  Beispielsweise:  A.,  der  tenant  in 
fee  simple  eines  Grundstückes,  überträgt  an  B.  einen  estate  for  life  an 
diesem  Grundstücke  und  gleichzeitig  an  C.  einen  estate  in  fee  tail. 
In  diesem  Falle  erhält  B.  ein  present  interest  oder  interest  in  possession 
und  C.  ein  future  interest  oder  interest  in  expectancy,  aber  beide,  B.  und 
C,  besitzen  sofort  ein  present  right  (ein  gegenwärtiges  subjektives 
Recht).  —  Man  unterscheidet  zwischen  zwei  Arten  von  future  interests 
in  land  at  Common  Law:  zwischen  sogenannten  reversions  und  sogenann- 
ten remainders.  Wenn  ein  Lehnsmann  (tenant)  einen  dem  Umfange 
nach  kleineren  Besitzstand  (estate)  als  denjenigen,  welchen  er  selbst 
innehat,  auf  einen  dritten  überträgt,  so  ist  der  lehnrechtliche  Eigen- 
tumsantei]  (share  oder  interest  in  land),  welcher  bei  dem  Obertragenden, 
dem  sogenannten  grantor,  verbleibt,  und  welcher  nicht  unmittelbar  ein 
wterest  of  present  possession  or  enjoyment  darstellt,  sondern  erst  zur 
Wirksamkeit  gelangt,  nachdem  der  auf  den  dritten  übertragene  Eigen- 
tmnsantcil  sein  natürliches  Ende  gefunden  hat,  eine  reverston,  Z.  B. :  A., 
m  tenant  in  fee  simple,  überträgt  an  B.  einen  estate  for  life.  Dieser 
Obertragungsakt  erschöpft  nicht  den  vollen  estate  in  fee  simple  des  A^ 
aondern  beläßt  dem  letzteren  einen  lehnrechtlichen  Eigentumsanteil,  und 
zwar  einen  estate  in  fee  simple  in  expectancy.  Mit  anderen  Worten: 
B.  erhält  durch  den  Obertragungsakt  ein  interest  in  possession;  jedoch  mit 

6.  Schirrmeister,  BürgerL  Recht  Englands.    L  12 
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d6m  Tode  des  B.  kehrt  das  Recht  auf  den  gegenwärtigen  Besitz  bezw. 
auf  die  gegenwärtigen  Erträgnisse  des  fraglichen  Grundstückes  an  den 
A.  zurück.     Man  sagt  in  einem  solchen  Falle,  daß  B.  einen  parüaddr 
estate^)   und  A.  eine   reversion  besitze.     Sir  Edward  Coke  in  seinem 
Werke   Coke  upon  Littleton  (s.  Erl.  zu  §  3  sub  II,  Anm.  11)   gibt  auf 
folio   22^  folgende  Definition;   „^  reversion  is  where  the  residtu  of  tht 
estate   always   doth    continue   in   htm    that  made   the  particular  estate*. 
(Eine  reversion  liegt  in  dem  Falle  vor,  wo  das  Überbleibsel   des   lehn- 
rechtlichen Besitzstandes   fortgesetzt  bei  demjenigen   verbleibt,  welcher 
den  particular  estate  geschaffen  hat)   —  Wenn  dagegen  A.  über  sein 
lehnrechtliches   Eigenturasrecht  in   der  Weise  verfügt,   daß  er  dem  B. 
einen  estate  for  life  und  gleichzeitig  dem  C.  einen  estate  in  fee  tail  in 
ixpectancy  gewährt,   so   ist   das  future  inier  est  des   C.  ein  sogenanntes 
remainder.     Da  auch  in  diesem  Falle  der  volle  estate  in  fee  simple  nicht 
erschöpft  ist,  so  würde  A.,   nachdem   der  estate  in  fee  tail  des  C.  ein 
natürliches  Ende  erreicht  hat,  seinen  vollen  estate  in  fee  simple  zurück- 
erlangen.    A.  behält  sonach   neben   dem  present  interest  des  B.  und 
neben   dem  future  interest  des   C,  noch  als   „residue"   einen  estate  in 
fee  simple  in  expectancy.     Dieses  future  interest  des  A.  ist  aber,   weil  A. 
gleichzeitig  der  grantor  ist,  nicht  ein  remainder j  sondern  eine  reversion,  — 
Andrew  Strahan    (A  General  View  of  the  Law  of  Proper ty,  3.  Aufl., 
S.  146)  gibt  für  den  Ausdruck  „remainder^^  folgende  Erklärung:  „A  future 
interest  is  a  remainder  when  it  is  an  interest  granted  out  of  the  original 
estate  at  the  same  time  as,  but  in  succession  tOy  a  precedent  interest"",     (Ein 
future  interest  ist   ein   remainder ^   wenn   es   ein  dingliches   Recht   dar- 
stellt,  welches   aus  einem   ursprünglichen  estate  gleichzeitig  mit  einem 
vorangehenden   dinglichen    Rechte   in   der  Art   verliehen   wird,   daß  es 
diesem   letzteren  unmittelbar  zeitlich  folgt.)   —   Man  kann  den  Unter- 
schied  zwischen  einer  reversion     und  einem  remainder  folgendermaßen 
ausdrücken:    Eine  reversion  entsteht  kraft  Rechtsatzes  (by  Operation  of 
law)y   ein    remainder  dagegen   stets   kraft   einer  Parteihandlung   (by  aä 
of  the  Parties'').     Eine  reversion  kann  nur  der  Verleihende,  der  grantor ^ 
bezw.  seine  Rechtsnachfolger  besitzen,  während  ein  remainder  zu  Gunsten 
irgendeiner   von   dem  grantor  in  der  Verleihungsurkunde  bezeichneten 


•)  Die  Bezeichnung  ^particular  estate"  ist  deswegen  gewählt,  weil  der  von 
dem  Übertragenden  (grantor)  dem  Empfanger  (grantee)  eingeräumte  estate  nut 
einen  Teil  oder  eine  particula  des  estate  in  fee  simple  darstellt:  Blackstone, 
Commentariesy  Bd.  2,  S.  165. 

')  Vgl.  Edward  Jenks,  Modern  Land  Law^  S.  94.  —  Digby,  HiHory 
of  the  Law  of  Real  Froperty,  5.  Aufl.,  S.  262,  äußert  sich  folgendermaißen :  „Der 
Unterschied  zwischen  einem  remainder  und  einer  reversion  ist  folgender:  eine 
reversion  ist  ein  auf  künftigen  Genuß  gerichteter  estate^  der  bei  Hingabe  eines 
particular  estate  nicht  ausdrücklich  geschaffen  wird,  sondern  sich  ohne  weiteres 
ergibt.  Ein  remainder  dagegen  wird  durch  ausdrückliche  Worte  gleichzeitig  mit 
dem  particular  estate  ins  Leben  gerufen  und  in  der  Weise  abgegrenzt,  daß  der 
Berechtigte  den  Genuß  bezw.  den  Besitz  (enjoyment  or  possession)  von  dem  Augen* 
blicke  ab  erhält,  in  welchem  der  particular  estate  sein  Ende  erreicht.  Um  Sir 
Edward  Co  ke's  Worte  zu  gebrauchen,  ein  remainder  isi  a  remnant  of  an  estate 
in  lands  or  tenements,  expectant  on  a  particular  estate  created  together  witk  the 
same  at  one  time,"  —  Vgl.   Coke  upon  Littleton ^  folio  /^^«. 
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Persion  geschaffen  werden  kann.  Zwischen  dem  Inhaber  des  pariicular 
estate  und  dem  Inhaber  der  reversian  besteht  ein  lehnrechtliches  Ver- 
hältnis (a  rdation  of  tmure)y  d.  h.  der  Inhaber  des  pariicular  estate  ist 
der  Lehnsmann  (tenant)  des  Inhabers  der  reversion.  Dagegen  ist  ein 
solches  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Inhaber  des  particular  estate 
und  dem  Inhaber  des  remainder  nicht  vorhanden.  Der  Inhaber  der 
reversion  wird  der  reversioner  und  der  Inhaber  des  remainder  der 
remainderman  genannt.  —  Es  ist  möglich,  daß  ein  und  dasselbe  future 
interest  in  land  im  Verhältnis  zu  der  einen  Klasse  von  vorangehenden 
Eigentumsanteiisrechten  (precedent  interests)  eine  reversion  und-  gleich- 
zeitig im  Verhältnis  zu  einer  anderen  Klasse  von  precedent  interests  ein 
remainder  darstellt.  Wenn  z.  B.  A.,  der  Inhaber  eines  estate  in  fee 
umpkj  an  B.  einen  estate  for  life  und  gleichzeitig  an  C.  einen  estate 
in  fee  simple  in  expectancy  verleiht,  so  ist  der  estate  des  C.  ein  remainder 
im  Verhältnis  zu  dem  estate  des  B.  Wenn  darauf  C.  an  D.  einen 
estate  for  life  in  expectancy  gewährt,  welcher  zu  einem  estate  in  possession 
nach  dem  Tode  des  B.  werden  soll,  so  ist  der  estate  in  fee  simple  in 
expectancy  des  C.  im  Verhältnis  zu  dem  estate  des  D.  eine  reversion^ 
verbleibt  aber  nach  wie  vor  ein  remainder  im  Verhältnis  zu  B/s  estate. 
Es  besieht  femer  zwischen  C.  und  D.  ein  lehn  rechtliches  Verhältnis, 
während  dies  nicht  der  Fall  ist  zwischen  C.  und  B.  (vgl.  hierüber 
Preston  on  Estates,  Bd.  I.  S.  123).  —  Das  englische  Recht  kennt 
zwei  Arten  von  remainders:  vested  und  contingent  remainder s.  Ein 
vested  remainder  liegt  vor,  wenn  der  remainderman  eine  lebende  und 
bestimmte  Person  (Irving  and  ascertained  person)  ist  und  sein  Anwart- 
schaftsrecht sich  unbedingt  mit  dem  natürlichen  Erlöschen  des  voraus- 
gehenden particular  estate  in  einen  estate  in  possession  verwandeln  muß. 
Wenn  z.  B.  A.  aus  seinem  estate  in  fee  simple  einen  estate  for  life  dem 
B.  und  gleichzeitig  einen  estate  in  fee  tail  in  expectancy  dem  C,  einer 
zur  Zeit  der  Verleihung  lebenden  Person,  gewährt,  so  stellt  das  future 
interest  des  C,  ein  vested  remainder  dar.  Andrew  Strahan  (a.  a.  O., 
S.  14Q)  sagt  über  ein  solches /«Ä/r^  interest:  „Es  ist  bereit  (ready)  und  muß 
von  dem  Beginne  seines  Daseins  als  vested  remainder  bis  zu  seinem 
natürlichen  Ende  bereit  sein,  sich  unmittelbar  mit  Beendigung  des 
zeitlich  vorangehenden  dinglichen  Rechts  in  einen  mit  Besitz  verbundenen 
estate  zu  verwandeln.  Das  zeitlich  vorangehende  dingliche  Recht  bildet 
den  einzigen  Grund,  warum  der  fragliche  estate,  obwohl  vollständig 
(complete)  in  Bezug  auf  seine  Eigenschaft  als  dingliches  Recht  (interest), 
in  Bezug  auf  den  Genuß  (enjoyment)  unvollständig  ist.  Allerdings  mag 
der  estate  hinfällig  werden  (fall)  oder  vielmehr  enden  (determine),  bevor 
der  Zeitpunkt  eintritt,  in  welchem  er  zu  einem  mit  Besitz  verbundenen 
dinglichen  Rechte  werden  könnte;  jedoch  eine  solche  Heendi<»uno;  muß 
ihren  Grund  in  einem  natürlichen  Erlöschen  des  estate  haben  und 
nicht  in  einem  außerhalb  liegenden  Ereignis  oder  Zufall.  Nehmen  wir 
z.  B.  an,  daß  A.  einen  estate  for  life  und  im  Anschlüsse  danin  B.  einen 
estate  for  life  erhalten  habe,  und  daß  B.  eine  lebende  Person  sei. 
Stirbt  nun  B.  vor  A.,  so  wird  zwar  sein  life  estate  niemals  zu  einem 
interest  in  possession  werden;  aber  nichts  destowen io^er,  solange  H.  lebt, 
ist  sein  estate  bereit  (ready),  sich  in  dem  Augenblicke,  in  weh  hem  A.'s 
life  estate  ein  Ende   findet,   in   ein   mit  Besitz    verbundenes  dingliches 
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Recht  zu  verwandeln."  —  Im  Gegensatze  hierzu  ist  ein  contingetä  rematnder 
nicht  nur  in  Bezug  auf  den  Genuß  (in  enjoymmt)  unvollständig,  sondern 
auch  in  Bezug  auf  seine  Eigenschaft  als  dingliches  Recht  (in  interest). 
Wahrend  ein  vested  rematnder  ein  complete  interest  darstellt,  ist  ein 
contingent  remainder  ein  incomplete  interest.  Mit  anderen  Worten:  das 
vested  remainder  ist  ein  unbedingtes,  das  contingent  remainder  ein  bedingtes 
Anwartschaftsrecht.  £s  ist  nicht  einzig  und  allein  die  Beendigung 
des  zeitlich  vorausgehenden  particular  estate  erforderlich,  um  das  con- 
tingent remainder  in  einen  estate  in  possession  umzuwandeln,  sondern 
es  muß  auch  der  Eintritt  bezw.  Nichteintritt  einer  Bedingung,  d.  h. 
eines  ungewissen  Ereignisses,  erfolgt  sein.  Die  an  das  contingent  remainder 
geknüpfte  Bedingung  kann  entweder  eine  aufschiebende  Bedingung 
(condition  precedent)  oder  eine  auflösende  Bedingung  (condition  subsequaü) 
sein.  Demgemäß  ist  zwischen  zwei  Unterarten  von  contingent  remainders 
zu  unterscheiden:  zwischen  aufschiebend-bodingten  und  auflösend- 
bedingten  Anwartschafts  rechten.  Ein  contingent  remainder  der  ersieren 
Unterart  liegt  in  dem  Falle  vor,  wo  das  fragliche  Anwarlschaftsrecht 
keinen  Eigentümer  oder  Träger  hat,  weil  der  berechtigte  remainderman 
-entweder  noch  nicht  geboren  oder  noch  nicht  bestimmt  (ascertained^ 
ist  Die  condition  precedent  ist  also  hier,  daß  sich  eine  lebende  und 
bestimmte  Person  für  die  Trägerschaft  des  future  interest  findet  Wenn 
z.  B.  A.  aus  seinem  estate  in  fee  simple  einen  estate  for  life  an  B.  und 
gleichzeitig  einen  estate  in  fee  tail  in  expectancy  an  den  ältesten,  noch 
nicht  geborenen  Sohn  des  B.  verleiht,  so  stellt  das  auf  diese  Weise 
geschaffene ////ii^r^  interest  ein  contingent  remainder  dar,  weil  ein  remainder- 
man noch  nicht  vorhanden  ist.     Bis  zu  der  Geburt  eines  Sohnes  des 

B.  ist  das  future  interest  nicht  bereit  (ready)j  sich  mit  Beendigung  des 
life  estate  des  B.  in  ein  interest  in  possession  zu  verwandeln.  Ähnlich 
verhält  es  sich,  wenn  A.  an  den  B.  einen  estate  for  life  und  an  den 
Erben  (heir)  des  C,  einer  noch  lebenden  Person,  einen  estate  in  fee 
tail  in  expectancy  verleiht  Auch  hier  hat  das  remainder,  solange  C 
lebt,  keinen  remainderman  und  ist  daher  contingent.  Denn  es  gilt  im 
englischen  Rechte  der  Grundsatz:  nemo  est  h^res  viventis  (s.  Coke  upon 
Littletonj  folio  8^).  In  beiden  Beispielen  ist  das  remainder  ein  auf- 
schiebend-bedingtes:  denn  mit  dem  Eintritte  der  Bedingimg  verwandelt 
sich  das  Anwaltschaftsrecht  in  ein  unbedingtes,  in  ein  vested  remainder. 
—  Ein  contingent  remainder  der  zweiten  Unterart,  d.  h.  ein  auflösend* 
bedingtes  Anwartschaftsrecht,  ist  z.  B.  vorhanden,  wenn  A.  einen  estate 
for  Itfe  an  B.  und  gleichzeitig  einen  estate  in  fee  tail  in  expectancy  an 

C.  für  den  Fall  verleiht,  daß  D.  zur  Zeit  des  Todes  des  B.  nocli  am 
Leben  ist.  Hier  ist,  solange  D.  lebt,  der  future  estate  des  C.  bereit 
(ready),  sich  beim  Ableben  des  B.  in  einen  estate  in  possession  um- 
zuwandeln. Stirbt  jedoch  D.  vor  B.,  so  erlischt  das  Anwartschaftsrecht 
des  C.  Das  remainder  des  C.  in  diesem  Beispiele  ist  contingent,  weil 
von  dem  Eintritte  eines  zukünftigen  ungewissen  Umstandes  zwar  nicht 
das  Wirksam  werden,  aber  das  Wirksam  bleiben  abhängig  gemacht  ist.*) 


^  Häufig  wird  in  der  englischen  Rechtsliteratur  ein  contingent  remainder 
eine  bloße  Anwartschaftsmöglichkeit  (a  mere  possibility  of  a  future  estate; 
z.  B.   von   Andrew   Strahan)    oder  eine  spes  successionu  (z.  B.   Ton   Edward 
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3.  Fuiure  interests  in  land  under  Statute,  Die  soeben  kurz 
geschilderten  future  interests  in  land  at  Common  Law  waren  ursprünglich 
die  einzigen  legal  fuiure  interestSy  welche  von  den  Gerich  len  des 
Gemeinen  Rechts  (den  Common  Law  Courts)  anerkannt  und  gejjchützt 
wurden.  Im  Laufe  des  16.  Jahrhunders  entstanden  neben  diesen 
gemeinrech thchen  future  interests  andere  dinglichen  Rechte  auf  künftigen 
Genuß  eines  Grundstückes,  weiche  ihren  Ursprung  nicht  in  dem  unwritten 
law  {s.  Erl.  zu  §  i  sub  3,  Anm.  4  a.  E.),  sondern  in  dem  written  law,  d.  h. 
in  der  Gesetzgebung  des  Parlaments  hatten,  und  welchen  gleichfalls  die 
Eigenschaft  von  legal  future  interests  zuerkannt  worden  ist.  Zwei  berühmte 
Parlamentsgesetze  aus  der  Regierungszeil  Heinrit  hs  VIIL  haben  im  wesent- 
lichen diese  Erweiterung  des  Begriffes  „legal  future  interests^  bewirkt :  das 
Statute  of  Uses  (2^  Hen.  V/IL  c,  lO)  aus  dem  Jahre  1535  und  das 
Statute  of  Wills  (32  Hen.  VIIL  c,  I)  aus  dem  Jahre  1540.  Je  nachdem 
die  sogenannten  future  interests  under  Statute  auf  der  einen  oder  der 
anderen  dieser  beiden  Acts  of  Parliament  beruhen,  pflegt  man  entweder 
von  executory  interests  oder  von  executory  devises  zu  sprechen.**)^®). 

Jenks)  genannt.  Beide  Bezeichnungen  sind  meiner  Ansiebt  nach  keine  glück- 
lichen. Ein  contingent  rtmainder  ist  mehr  als  eine  nure  possibillty  oder  als  eine 
tpis  successionis\  es  ist  ein  bedingtes  oder  unvollständiges  dingliches  Recht  auf 
den  künftigen  Genuß  (future  enjoytnent)  eines  Grundstückes.  In  dem  oben  von 
mir  an  letzter  Stelle  gewählten  Beispiele,  d.  h.  in  dem  Falle,  wo  das  fragliche 
remainder  zwar  als  Träger  (reviainderman)  eine  lebende  und  bestimmte  (living 
and  ascertained)  Person  besitzt,  aber  die  Fortdauer  des  Antwartschaftsrechtes  von 
einer  auflösenden  Bedingung  abhängt,  kann  der  remainderman  auf  Grund  des  §  6 
der  Real  Praperty  Act  von  1845  (8  and  g  Vict,  c.  106)  durch  Rechtsgeschält 
inter  vivos  mittels  eines  deed  (d.  h.  einer  gesiegelten  Privaturkunde)  das  contingent 
remainder  auf  einen  dritten  übertragen.  Ferner  hat  er  gemäß  §  3  der  HWs  Act 
von  1837  (y  H'ili,  IV.  and  i  Vict,  c,  26)  die  Berechtigung,  eine  letztwillige  Ver- 
fügung über  das  bedingte  Anwartschaftsrecht  zu  treffen  (to  devise  the  contingent 
remainder).  Endlich  bestimmt  der  §  1  der  Inheritance  Act  von  1833  (^  and  4 
Hill.  IV.  c.  io6)t  daß  im  Falle  des  Ablebens  des  remaindervtan  ohne  Hinter- 
lassung eines  Testamentes  das  contingent  remainder  auf  den  nächsten  Bluts- 
verwandten übergeben  solle  (to  descend  to  the  heir). 

•)  Bisweilen  wird  der  Ausdruck  „executofy  interest*'  in  einem  weiteren  Sinne, 
tls  auch  die  executory  deinses  umfassend,  gebraucht. 

*•)  Auf  Grund  des  Statute  of  Wills  ist  es  möglich,  future  interests  nicht 
nur  an  einem  lehnrecbtlicben  Grundbesitz  zu  scbaffen,  sondern  aucb  an  nicht- 
lebnrechtlicben  Vermögensgegenständen  (things  personal  oder  personal  property)^ 
z.  B.  an  einem  leasehold  oder  an  einer  beweglichen  Sache  (chattel  personal).  Ein 
solches  auf  Grund  einer  testaroentariscben  Verfügung  ins  Dasein  gerufene  dingliche 
Recht  auf  künftigen  Genuß  eines  nichtlehnrecbtlichen  Vermögensgegenstandes 
wird  nicht  ein  executory  devise,  sondern  ein  executory  bequest  genannt.  Da  es 
mir  indessen  für  meinen  Kommentar  zu  dem  allgemeinen  Teil  der  Jenks 'sehen 
Kodifikation  in  erster  Linie  darauf  ankommt,  dem  nicbtenglischen  Juristen  einen 
orientierenden  Gesamtüberblick  über  das  Bürgerliche  Recht  Englands  zu  gewähren, 
10  vermeide  ich  es,  solche  Details  zu  geben,  welche  nicht  unbedingt  zum  Ver- 
ständnis des  eigenartigen  und  hochinteressanten  englischen  Rechtssystems  not- 
wendig sind.  Ganz  besonders  der  vorliegende  Paragraph,  der  an  und  für  sich 
schon  mich  zwingt,  von  einer  Reihe  von  Rechtsausdrücken  Gebrauch  zu  machen, 
welche  dem  kontinentalen  Juristen  fremd  sind,  legt  mir  die  erhöhte  Pflicht  auf, 
nicht  allzutief  mich  auf  Einzelheiten  einzulassen.  Somit  übergehe  ich  in  meinen 
£iUaterungen  zu  §  40  die  executory  bequests  in  wohlbegründeter  Absicht. 
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a)  Ex ecu  to  ry  in  te res ts.  Anlaß  zu  der  Schaffung  dieser  legal  future 
inferests  im  Wege  der  Parlamentsgesetzgebung  bot  das  in  England 
übliche  Verfahren,  lehnrechtlichen  Grundbesitz  in  der  Weise  zu  verleihen, 
daß  der  oder  die  Empfänger  die  fraghchen  Grundstücke  nicht  zu 
eigenem  Nutzen  und  Besten  erhalten  sollten,  sondern  zu  Nutzen  und 
Besten  einer  oder  mehrerer  von  dem  Verleihenden  entweder  gleich- 
zeitig mit  der  Verleihung  bezeichneten  oder  späterhin  zu  bezeichnenden 
Personen.  Man  löste  also  von  dem  lehnrechtlichen  Besitze  (seisin)  das 
Nutzungsrecht  und  spaltete  auf  diese  Weise  das  der  Übertragung  zu 
Grunde  liegende  dingliche  Recht  in  ein  legal  interest  und  in  ein  bene- 
fidal  interest»  Die  Gründe,  welche  eine  solche  Maßnahme  wünschens- 
wert erscheinen  ließen,  konnten  mannigfacher  Art  sein:  entweder  wurde 
beabsichtigt,  irgendwelche  lästigen  Vorschriften  des  feudalen  Lehnrechts 
zu  vermeiden,  oder  man  wünschte,  einer  geistlichen  Korporation  zu 
dem  Genüsse  von  Ländereien  zu  verhelfen,  ohne  gegen  die  Gesetze 
über  die  tote  Hand  (Statutes  of  Mortmain;  s.  Erl.  zu  §  27  sub  2)  zu 
verstoßen,  oder  der  Verleihende  plante,  seine  Gläubiger  zu  hintergehen, 
oder  Klagen  auf  Herausgabe  von  Grundstücken  zu  verschleppen  bezw. 
zu  vereiteln,  usw.  Dieses  Verfahren,  der  einen  Person  den  lehn  recht- 
lichen Besitzstand  und  einer  anderen  Person  das  benifiziarische  Nutzungs- 
recht eines  Grundstückes  zu  gewähren,  wurde  als  das  ^systetn  of  uses*^ 
gekennzeichnet.  Z.  B.:  A.,  der  lehn  rechtliche  Eigentümer  eines  Grund- 
stückes, wünschte,  dem  B.  den  Genuß  dieses  Grundstückes  zukommei) 
zu  lassen,  hegte  aber  aus  diesem  oder  jenem  Grunde  Bedenken,  auch 
gleichzeitig  die  lehnrechtliche  seisin  auf  den  B.  zu  übertragen.  In 
einem  solchem  Falle  standen  dem  A.  zwei  Ausweg^  offen :  •  entwedet 
übertrug  er  das  betreflfende  Grundstück  an  den  C.  „Ä?  the  use  of  Ä" 
(d.  h.  zu  Nutzen  und  Besten  des  B.),  oder  er  verpflichtete  sich,  fortan 
selber  die  lehn  rechtliche  seisin  nur  zum  Besten  des  B.  zu  besitzen. 
Auf  dem^rsteren  Wege  wurde  ein  „use^'  geschaffen  j,ivith  transmutation 
of  possession^*^  (d.  h.  mit  Wechsel  des  gemeinrechtlichen  Besitzes), 
während  auf  dem  zweiten  Wege  ein  sogenannter  ^^use  without  trans- 
mutation  of  possession^*'  zu  stände  kam.  Der  Empfänger  der  lehnrecht- 
hchen  seisin  oder  des  legal  interest  wurde  der  feoffee  to  uses  und  der 
Empfänger  des  benefiziarischen  Nutzungsrechtes  oder  des  ^eneßdai 
interest  der  cestui  qtie  use  genannt").  —  Diiesem  System  der  «x^  gegen- 
über verhielten  sich  die  Gerichte  des  Gemeinen  Rechts  (Common  Law 
Courts)  durchaus  ablehnend.  Sie  weigerten  sich,  irgendein  dingliches 
Recht  an  einem  Grundstücke  anzuerkennen,  das  nicht  entweder  auf 
eine  sofortige,  oder  auf  eine  zukünftige  lehnrechtliche  Besitzeinweisung 
(Irvery  of  seisin)   gerichtet   war.     Für  sie   war   der  feoffee  to   uses   der 


*')  In  den  vielfach  in  lateinischer  Sprache  abgefaßten  Verleihungsarkundeii- 
■wurden  an  Stelle  des  Ausdruckes  „to  the  use  of*  die  Worte  „ad  optis'*  (oder 
oeps)  oder  ,,ad  usum"  gebraucht.  Vgl.  den  Band  X  (1896)  der  Seiden  S<^ciety 
über  „Select  Cases  tu  Chancery ^  A,  D.  l'^64  ^o  ^47^"«  Daselbst  heißt  es  aif 
S.  49,  Anm.  3,  daß  feoffees  to  uses  in  England  nachweisbar  schon  im  12.  Jahr> 
hundert  vorgekommen  seien,  und  daß  von  dem  System  der  uses  namentlich  die 
Franziskaner  Mönche  (Franciscan  Friars)^  welche  um  das  Jahr  1224  Nieder» 
lassungen    in    England    errichteten,    einen   sehr   weitgehenden   Gebrauch    gemacht 
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alleinige  rechtmäßige  Eigentümer.  Welche  Abmachungen  über  den 
Genuß  (enjoyment)  des  Grundstückes  zwischen  dem  feoffor  und  dem 
feoffee  getroffen  waren,  galt  den  Richtern  des  Geraeinen  Rechts  als 
völlig  belanglos.  Somit  fand  der  cesiui  que  use  keinen  Rechtsschutz, 
sondern  war  lediglich  auf  die  Ehrlichkeit  des  feoffee  to  uses  angewiesen. 
Digby  (History  of  thc  Law  of  real Froperty,  5.  Aufl.,  S.  320)  schreibt: 
),Anfangs  scheint,  soweit  unsere  Kenntnis  reicht,  die  Verpflichtung  des 
feoffee  lediglich  auf  einem  moralischen  oder  religiösen  Schuldverhältnisse 
beruht  zu  haben.  Kein  Gericht,  keine  amtliche  Stelle  irgendwelcher  Art 
war  vorhanden,  wo  der  use  hätte  Schutz  finden  können.  Die  einzige  außen- 
stehende Autorität,  durch  welche  vielleicht  die  Verpflichtung  des  feoffee 
erzwungen  werden  konnte,  war  die  des  Beichtvaters.  Die  Gerichte  des 
Gemeinen  Rechts  wußten  von  der  Existenz  eines  cestui  que  use  nichts, 
und  die  geistlichen  Gerichte  (ecclesiastical  courts)  waren  zu  machtlos, 
um  ihm  Schutz  zu  gewähren."  —  Doch  gegen  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts gelangte  ein  anderer  Gerichtshof  zu  einflußreicher  Macht,  der, 
ungehindert  durgh  die  starren  und  unbeugsamen  technischen  Regeln 
des  Gemeinen  Rechts,  den  Anspruch  erhob,  nach  Billigkeit,  ex  bono 
et  aequo,  Recht  zu  sprechen.  Dieses  Billigkeitsgericht  —  der  Court 
pf  Chancery  oder  Court  of  Equity  —  fand  in  den  uses  ein  fruchtbares 
Feld  zur  Geltendmachung  seines  Anspruches  und  zur  Ausdehnung  seines 
Machtgebietes.  Es  versprach  nicht  nur  dem  cestui  que  use,  ihn  g^en 
alle  Treulosigkeiten  des  feoffee  zu  schützen,  sondern  erklärte  selbst  solche 
heneficial  interests  (oder  equitable  interests,  wie  sie  nunmehr  auch  genannt 
wurden)  für  rechtswirksam,  welche  im  schroffen  Gegensatze  zu  den 
gemeinrechtlichen  Grundsätzen  über  Begründung,  Übertragung  und 
Beendigung  von  dinglichen  Rechten  an  Grundstücken  standen.  —  Im 
Jahre  1535  wurde  dann  das  Statute  of  Uses  (2^  Hen,  VIII.  c.  10.)  zu 
dem  Zwecke  erlassen,  der  Trennung  des  heneficial  oder  equitable  interest 
von  dem  legal  interest  an  einem  Grundstücke  Einhalt  zu  gebietön. 
Das  genannte  Parlamentsgesetz  schlug  indessen  hierbei  nicht  den  ein- 
fachen Weg  ein,  kurzweg  die  Schaffung  von  uses  zu  verbieten,  sondern 
es  glaubte  seinen  Zweck  auch  dadurch  erreichen  zu  können,  das  es 
dem  cestui  que  use  nicht  nur  das  fragliche  equitable  interest,  sondern 
auch  gleichzeitig  das  entsprechende  legal  interest  zuerkannte.  Somit 
war  es  möglich,  auch  nach  Erlaß  dieser  Act  of  Parliament  einen  use 
an  einem  Grundstücke  zu  schaffen.  Der  Unterschied  in  der  Rechts- 
lage war  nur,  daß,  während  vor  dem  Statute  of  Uses  der  feoffee  to  uses 
das  legal  interest  besaß,  nach  Erlaß  des  Gesetzes  sowohl  das  legal, 
wie  das  equitable  interest  sich  in  dem  cestui  que  use  vereinten  und  dem 


haben.  —  In  Band  n  (1888)  der  Seiden  Society  („Seiect  Pleas  in  Manorial  and 
t*her  Seignorial  Courts")  wird  über  den  Ausdruck  „use"  auf  S.  106  folgendes 
mitgeteilt:  „Unserer  Ansiebt  nacb  ist  es  unzweifelhaft,  daß  das  englische  Wort 
fdst'j  wenn  es  in  einem  solchen  Zusammenhange  (nämlich  wie  in  feoffee  to  uses) 
gebraucht  wird,  richtigerweise  nicht  von  dem  lateinischen  Worte  ,usus*,  sondern 
ton  dem  lateinischen  Worte  jOpus^  hergeleitet  ist,  welch  letzterer  Ausdruck  in 
der  französischen  Sprache  eine  Umwandlung  in  ^oes'  oder  ,««*  erfahren  hat; 
indessen  die  Verwechslung  zwischen  diesen  beiden  Wörtern  (opus  und  usus)  hat 
»cbon  in  frühen  Zeiten  stattgefunden.    (Vgl.  Law  Quaterly  Re^dew,  Bd.  IH,  S.  115.)** 
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feoffee  to  uses  einzig  und  allein  die  Rolle  einer  „conduit-pipt^  (d.  h.  eines 
Leitungsrohres)    zur    Übertragung    des  UgiU  interest   von    dem   Ober- 
tragenden (feoffor  oder  grantor)  auf  den  cesiui  que  use  zufiel.  —  Eine 
weitere  Wirkung   des   Gesetzes   von    1535   war,    daß   neben    den   bis- 
herigen future  inierests  in  land  at  Common  Law  neue  dingliche  Rechte 
auf  künftigen  Genuß  eines  Grundstückes,  welche  bisher  nur  eine  An- 
erkennung  durch    das    Billigkeitsrecht    (Equity)  genossen    hatten,    den 
Charakter   als  legal  inierests  in  land  erhielten.     Diese  neuen  legalen 
Rechte  auf  future  enjoymenty  die  sogenannten  executory  inierests ^  zerfallen 
im  weseniliclien  in  zwei  Klassen:  in  springing  uses  und  in  shtfting  uses, 
—  Unter  einem  shifiing  use  versteht  man  ein  future  interest  in  land^ 
welches    mit    seinem   Wirksamwerden    ein    vorausgehendes    dingliches 
Recht  an  dem  fraglichen  Grundstücke  (das  sogenannte  precedent  interest) 
zerstört.     Wenn   z.  B.  ein   estate  in  fee  simple  auf  den  A.  übertragen 
wird   zum  Besten  (to  the  use  of)  des  B.  und  seiner  Blutserben  (härs), 
jedoch  für  den  Fall,  daß  C.,  ein  Junggeselle,  heiraten  sollte,  zum  Besten 
(to  the  use  of)  des  C.  und  seiner  Blutserben  (heirs),  (jann  ist  der  dem 
C.  eingeräumte  use  ein  dem  Gemeinen  Rechte  unbekanntes,  aber  durch 
das  Statute  of  Uses  anerkanntes  legal  future  interest^  d.  h.  ein  executory 
interesty   und   zwar   ein  shifiing  use,   weil   in   dem  Augenblicke,    wo  C. 
heiratet,   der   use  (d.  h.  das  legal  und   das   equitable  interest)   sich    von 
dem  B.  hinweg  auf  den  C.  bewegt  (tJie  use  shifts  from  B.  to  C.)  und 
das  dingliche  Recht  des  B.  zerstört  wird.   —   Ein  springing  use  auf 
der    anderen    Seite    entsteht    dadurch,    daß    an   jemanden    ein  futstrs 
interest  hingegeben  wird,   ohne  daß  gleichzeitig  die  Verleihungsurkunde 
(deed  of  grani)    ausdrücklich    ein    diesem  future   interest   unmittelbar 
vorausgehendes  dingliches   Recht  (precedent  interest)  schafft.      Z.  B.  ein 
lehnrechilicher  Grundbesitz   wird   auf  A.   zum    Besten   (to  the  use  of) 
des    B.   übertragen,    sobald    B.,    ein    Minderjähriger,    das    21.    Lebens- 
jahr erreicht.      In   diesem   Falle  benennt  die  Verleihungsurkunde  kein 
precedent  interest.     Denn  A.   ist   nur  feoffee  to  uses  und   besitzt   daher 
auf    Grund    des    Gesetzes     von    1535    weder    ein     legal,     noch     ein 
beneficial  interest,   sondern   ist   lediglich   eine    ^conduit-pipe^    zur   Über-' 
tragung  des  future  interest  auf  B.     Das   dingliche  Recht  des   letzteren, 
wenn    es    in    Wirksamkeit    tritt,    springt    sonach    empor   (springs    up)^ 
ohne    sich    an    ein    durch    die    Verleihungsurkunde    ausdrücklich    ge--- 
schaffenes  precedent  interest  anzuschließen.     Da   nun   nach   englischem 
Rechte  kein  Stück  Land,   mag  es  noch  so  klein  oder  noch  so  wertlos 
sein,   auch   nur   für  einen   einzigen  Augenblick  ohne   Eigentümer  sein 
kann,   so  würde  in  dem  gewählten  Beispiele  der  Verleihende  (grantor 
oder  feoffor)  auch  nach  Ausfertigung  und  Übergabe  der  Verleih ungs- 
urkuntle   an   den    A.    sowohl   das   legal,   wie   das   beneficial  interest   an" 
dem   fraglichen  Grundslücke  weiter  bis   zu  dem  Augenblicke  behalten« 
wo  B.   die  Volljährigkeit  erreicht.     Man  sagt  in   einem   solchen  Falle, 
daß    der    Verleihende    einen    resulting   i4se    bis    zu    dem    Augenblicke 
besitzt,    wo   der   express  use  (d.  h.    der    ausdrücklich    geschaffene    us^ 
des  B.  emporspringt. 

b)  Executory  devises.  Nach  älterem  englischen  Gemeinen  Recht 
(Common  Law)  galt  eine  testamentarische  Verfügung  über  lehnrecht- 
lichen Grundbesitz  als  im  Widerspruche  mit  dem  Lehnsysteme  Englands 
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Stehend  und  daher  als  unwirksam.")  Unter  dem  Einflüsse  der  Geist* 
lichkeit  entwickelte  sich  jedoch  schon  frühzeitig  der  Brauch,  sogenannte 
feoffments  to  the  feoffor's  will  vorzunehmen;  d.  h.  der  Lehnsmann 
(foiäal  tenant  oder  freeholder)  übertrug  schon  bei  Lebzeiten  seine 
Ländereien  auf  einen  feoffee  to  uses^  damit  der  letztere  diesen  Grund- 
besitz zum  Besten  des  Übertragenden  (to  the  use  of  the  feoffor)  und 
nach  dem  Tode  desselben  zum  Besten  (to  the  use  of)  derjenigen  Personen 
besitzen  sollte,  welche  der  feoffor  in  seinem  Testamente  nennen  würde. 
Derartige  feoffments  to  the  use  of  the  feoffor  s  will  fanden  bei  den  meist 
dem  geistliciien  Stande  angehörenden  Chancellors  bereitwilligen  Schutz, 
ttnd  ihre  strikte  Erfüllung  wurde  von  dem  Court  of  Chancery  erzwungen. 
Dieser  Praxis  bereitete  das  Statute  of  üses  ein  Ende,  indem  es  alle 
nach  dem  i.  Mai  1536  getroffenen  testamentarischen  Verfügungen  über 
lehnrechtlichen  Grundbesitz  (devises  of  land)y  gleichgültig  ob  der  Testator 
von  dem  Systeme  der  uses  Gebrauch  gemacht  hatte  oder  nicht,  für 
rechtsungüliig  erklärte,  es  sei  denn,  daß  ein  örtliches  Gewohnheitsrecht 
(lacal  custom;  s.  Anm.  12)  eine  derartige  Verfügung  zuließe.  Wenige 
Jahre  später  wurde  jedoch  von  dem  Pariamente  das  Statute  of  Wtlls 
von  1540  (32  Hen,  VIIL  c.  I)  erlassen  und  durch  ein  weiteres  Gesetz 
aus  dem  Jahre  1542  (34  and  35  Hen,  VIIL  c.  S;  „an  Act  for  the 
explanation  of  the  Statute  of  fVills'')  ergänzt,  wonach  es  dem  Lehns- 
mann eines  Riiterlehens  (lands  held  by  ttnure  of  knight-service)  gestaltet 
wurde,  über  zwei  Drittel  seines  Lehnbesilzes  testamentarisch  zu  verfügen, 
während  der  Lehnsmann  eines  socage-heh^n^  die  Berechtigung  erhielt, 
über  seine  sämtlichen  lehnrechtlichen  Ländereien  letztwillige  Bestimmungen 
zu  treffen.  Nachdem  durch  das  Parlamentsgeselz.12  Car.  IL  c.  24  aus 
dem  Jahre  1660  (An  Act  for  the  Abolition  of  Military  Tenures)  *')  alle 
weltlichen  feudalen  Lehen  in  socage-h^hcn  umgewandelt  worden  waren, 
kcmnte  jeder  Lehnsmann  seinen  gesamten  Grundbesitz  in  fee  simple 
testamentarisch  vermachen.  Der  §  3  der  Wills  Act  von  1837  (^  Will,  IV, 
and  I  Vict.  c.  26)  endlich  bestimmt,  daß  jede  Person,  welche  nicht  unter 
einer  rechtlichen  Unfähigkeit  (legal  disability;  s.  Erl.  zu  §  3)  steht,  befugt 
sein  soll,  über  ihren  ganzen  beim  Tode  vorhandenen  real  estate  letzt- 
willig zu  verfügen.'*)  —  Während  das  Statute  of  uses  Veranlassung  zu 
der  Schaffung  von  neuen  legal  future  interests  in  land  durch  Rechts- 
geschäft inter  vivoSj   d.  h.  bei  deed  of  grantj  gab,  bewirkte  das  Statute 


*■)  Vor  der  nonnannischen  Herrschaft,  d.  h.  vor  der  völligen  Durchführung 
4es  Lebnsystems  in  England,  konnte  eine  testamentarische  Verfügung  über 
•Qgenanntes  bookland  (bocland)  unter  Umständen  erfolgen.  Nachdem  aber  ein 
aliodiales  Eigentum  an  einem  Grundstücke  seitens  eines  Untertanen  nicht  mehr 
möglich  geworden  war,  hielt  man  die  Testierfreiheit  unverträglich  mit  der  lehn- 
rechtlichen Theorie.  Nur  an  einigen  wenigen  Orten  Englands  erhielt  sich  auch 
aach  der  normannischen  Invasion  ein  örtliches  Gewohnheitsrecht  (local  custom)^ 
welches  eine  letztwillige  Verfügung  über  Grundstücke  zuließ. 

'•)  Über  dieses  Gesetz,  sowie  über  die  Bedeutung  des  Wortes  „socage*^ 
«.  Erl.  zu  §  35  sub  I,  2. 

1*)  Vgl.  hierzu  die  von  Kenelm  E.  Digby,  a.  a.  O.  (5.  Aufl.),  Kapitel  VIII 
(S.  377  ff.)  gegebene  Darstellung  über  die  historische  Entwicklung  des  Rechts 
btlr.  testamentarische  Verfügungen  über  Grundstücke  und  das  Kapitel  XXIII 
(S.  360 ff.)  in  Modern  Land  Law  von  Edward  Jenks. 


l86  Zweiter  Abschnitt.     Sachen. 

of  Wills  die  Entstehung  von  neuen  legal  future  interests  durch  letzt- 
willige Verfügung  (d.  h.  by  will).     Diese  legal  future  interests  under  tht 
Statute  of  Wills  werden,    soweit   es   sich   um    lehn  rechtlichen   Grund» 
besitz  handelt,  executory  devises  genannt   und  entsprechen  vollkommen 
den  oben  unter  a)  beschriebenen  executory  interests  under  the  Statute  of 
Uses,     Es   zerfallen   sonach  die  executory  devises  in   die   gleichen  zwei 
Unterarten,  wie  die  executory  interests;  nur  pflegt  man  diese  Unterarten 
nicht  springing  und  sMfting  uses,  sondern  springing  und  shifting  devises 
zu  nennen.     Wenn  z.  ß.  A.  seinen  Lehnbesitz  testamentarisch  dem  R 
vermacht,    zum  Besten    (to  the  use  of)  des   minderjährigen    C,  sobald 
der  letztere  die  Volljährigkeit  erreicht,   so   erhält   B.  als  feoffee  to  uses 
auf  Grund  des  Statute  of  Uses  nichts,  sondern  ist  nur  eine  „conduit-pipif^ 
zur  Übertragung  des  legal  interest  auf  den  C.    Letzterer  dagegen  erhält 
durch   die  testamentarische  Verfügung  ein  legal  future  interest  in  Gestalt 
eines  springing  devise:  denn  das  dingliche  Recht  des  C.  auf  den  Besitz 
bezw.  auf  die  Erträgnisse  der  fraglichen  Ländereien  springt  empor  mit 
C.'s  Volljährigkeit,    ohne   daß    ein   durch   das  Testament   ausdrücklich 
geschaffenes /r<rr^//i?;z/  interest  unmittelbar  vorangeht.    Die  Frage  entsteht; 
Wer  hat  in  der  Zwischenzeit   von  A.'s  Tode  bis  zu  C.'s  Volljährigkeit 
das    legal    und    equitable    right    to   present    enjoyment?      Die    Antwort 
hierauf   lautet:    der    nächste    Blutsverwandte    (heir)^^)    des    Testators. 
Während,  wie  oben  gezeigt  [s.  Erl.  zu  a)  a.  E.],  im  Falle  eines  springing 
use  dem  Verieihenden  (grantor  oder  feoffor)  ein  resulting  use  zusteht, 
bis  das  fragliche   executory  interest  sich  in  ein  interest  in  possession  ver- 
wandelt, so  besitzt  im  Falle  eines  springing  devise  der  nächste  Bluts- 
verwandte  (heir)   des   Testators   gleichfalls   einen    resulting  use   in    der 
kritischen  Zwischenzeit.*')   —  Im   Gegensatze  hierzu  liegt  ein  shifting 
devise  vor,   wenn  A.  seinen    real  estate  letztwillig  auf  den  B.  überträgt 
zum  Besten  (to  the  use  of)  des  C.,  jedoch  wenn  C.  nicht  binnen  5  Jahren, 
gerechnet  von  dem  Tode  des  Testators,  den  Familiennamen  des  letzteren 
annimmt»  zum  Besten  (to  the  use  of)  des  D.     Hier  erhält  B.  als  feoffu 
to  uses  mit  dem  Tode  des  A.  nichts,   C.  dagegen  das  legal  und   equi- 
table  interest  in  possession  an   dem   real  estate  des  A.  und  endlich  D. 
ein  legal  future  interest  in  Gestalt  eines  shifting  devise:  denn,  wenn  C. 
nicht  in  der  gesetzten  Frist  den  Familiennamen  des   A.  annimmt,  so 
geht    nach   Ablauf   von   5  Jahren    das    gesamte    interest    des    C.    auf 
den  D.  über. 

4.  Equitable  interests  in  land.  Während  die  bisher  behandelte 
erste  Hauptgruppe  der  incorporeal  hereditaments,  die  future  interests  in 
land  at  Common  Law  und  under  Statute,  lediglich  legal  interests  in 
land  umfaßt,  zählt  die  nunmehr  zu  betrachtende  zweite  Hauptgruppe 
der  unkörperiichen  Sachen  des  englischen  Immobiliarsachenrechtes  in 
ihren  Reihen  ausschließlich  equitable  interests  in  land.  Wie  ich  oben 
unter  3.  ausgeführt  habe,  versuchte  das  Statute  of  Uses  der  bisherigen 
Praxis,  bei  Grundstücksübertragungen  das  leimrechtliche  Eigentums- 
recht in  ein   legal  interest  und   in  ein  beneficial  ("oder  equitable)  interest 


**)  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „heir'*   s.  die  Erl.  zu  §  39  sub  2^. 
^•^  Vgl.  hierzu  den  Rechtsfall  Audiey's  Gase  aus  dem  Jahre  15 59,  mitgeteilt 


in  Dyer*s  Common  Law  Reports  (15 13 — 1582).  folio  l6ß^. 
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zu  spalten,  dadurch  Einhalt  zu  gebieten,  daß  es  dem  cestui  que  üse 
sowohl  das  legale,  wie  das  bonitarische  oder  benefiziarische  Eigentum 
gewährte  und  dem  feoffee  to  uses  nur  die  Rolle  einer  ^^conduit-pipe^ 
behufs  Überleitung  des  dinglichen  Rechts  von  dem  feoffor  (oder  grantor) 
auf  den  cestui  qiu  tise  zuerkannte.  Das  Gesetz  verfehlte  indessen 
seinen  Zweck.  Einmal  bezieht  es  sich  nur  auf  den  Fall,  wo  der  feoffor 
dem  feoffee  den  lehnrechtlichen  Besitz  (seisin)  zum  Besten  (to  the 
use  of)  eines  dritten  überträgt.  Wie  in  den  Erl.  zu  §  39  sub  3,  Anm. 
12  bemerkt  ist,  kann  von  einer  ^yseisin^  im  Sinne  des  Gemeinen  Rechts 
nur  die  Rede  sein,  wenn  es  sich  um  ein  feudales  Lehen  (d.  h.  um  einen 
feudal  oder  freehold  estate)  handelt.  Sind  dagegen  die  zu  übertragenden 
Grundstücke  copyhold-  oder  /Äij^/^A/-Grundstücke,  so  findet  nicht  ein 
Übergang  der  „seisin^^,  sondern  ein  Übergang  der  „possession'*  statt, 
und  die  Bestimmungen  des  Statute  of  Uses  haben  keine  Geltungskraft.") 
—  Des  weiteren  behandelt  das  Gesetz  von  1535,  wie  wiederholt  schon 
hervorgehoben  ist,  den  feoffee  to  uses  lediglich  als  eine  y^conduit-pipe^^. 
Daraus  schlössen  sehr  bald  die  Gerichte*®),  daß  die  fragliche  Act  of 
Parliament  nur  solche  Fälle  im  Auge  gehabt  habe,  in  denen  dem 
feoffee  to  uses  keine  andere  Pflicht  obliegt,  als  die  Überleitung  des 
betreffenden  interest  von  dem  feoffor  auf  den  cestui  que  use  zu  besorgen. 
Hat  dagegen  der  feoffor  dem  feoffee  in  der  Verleihungsurkunde  noch 
andere  positive  Handlungen  auferlegt,  z.  B.  die  Verwaltung  des  Grund- 
stückes oder  die  Einziehung  der  Einkünfte  aus  demselben  oder  die 
Instandhaltung  der  Gebäulichkeiten  usw.,  so  kann  der  feoffee  im  Rechts- 
sinne unmöglich  nichts  weiteres  sein  als  ein  bloßes  „Leitungsrohr",  d.  h. 
als  ein  bloßes  Werkzeug  oder  Instrument  zur  Übertragung  des  lehn- 
rechtlichen Besitzes  auf  den  cestui  que  use  und  kann  daher  nicht  unter 
die  Bestimmungen  des  Statute  of  Uses  fallen.  Es  behält  somit  der 
feoffee  to  uses  in  einem  solchen  Falle  nach  wie  vor  Erlaß  des  genannten 
Parlamentsgesetzes  das  legal  interesty  und  der  cestui  que  use  erwirbt  nur 
das  equitable  interest,  —  Noch  nach  einer  dritten  Richtung  hin  gelang 
es  sehr  bald,  den  beabsichtigten  Zweck  des  Statute  of  Uses  zu  vereiteln. 
In  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Tyrrelts  Case  aus  dem  Jahre  1557, 
mitgeteilt  in  Dyer^s  Reports^  folio  155^^  (s.  auch  Digby,  History  of  the 
L<nv  of  Real  Property,  5.  Aufl.,  S.  375)  erkannte  das  Gericht  (the  Court 


*')  Vgl.  hierzu  den  Anonymous  Qase  aus  dem  Jahre  1580  in  Dyer's  Reports^ 
foiio  2ßg^  (Errichtung  eines  use  an  einer  tenancy  for  a  time  certain  [term  of  years]; 
s.  Erl.  zu  §  38  sub  2^)  und  den  Rechtsfall  Howden  versus  Malster  aus  dem 
Jahre  1620  in  Croke*s  Reports  in  time  of  Charles  Ij  S.  44  (Errichtung  eines  use 
an  einem  Schriftsassenlehen  [copyhold  tenement];  s.  Erl,  zu  §  27  sub  5).^  —  Natür- 
lich bezieht  sich  das  Statute  of  Uses  auch  nicht  auf  den  Fall,  wo  bei  Übertragung 
«ines  beweglichen  Vermögensgegenstandes  eine  Spaltung  des  Eigentumsrechtes 
in  ein  legal  und  in  ein  equitable  interest  vorgenommen  wird.  Da  es  sich  hier 
iedoch  lediglich  um  incorporeal  hereditaments  handelt,  so  liegt  eine  Besprechung 
der  equitable  inttrests  an  moveable  things  oder  chatteis  personal  außerhalb  des 
Rahmens  meiner  Betrachtungen. 

**)  Ich  verweise  auf  die  Entscheidungssaromlung  y^A  General  Abridgment  of 
Casei  in  Equity,  argued  and  adjusted  in  the  High  Court  of  Chancery  etc.y  with 
itveral  cases  never  before  published.  By  a  gentleman  of  the  Middle  Tetnple'* 
(gewöhnliche  Zitierweise:  Eq,  Ca.  Ab.\  Bd.  I,  S.  382—384. 
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of  Wards)^  daß  überall  da,  wo  zwei  uses  an  einem  freehold  estate  dur<^ 
ein  und  dieselbe  Verleih ungsurkunde  geschaffen  wären,  das  StatuU  of 
üses  nur  auf  den  ersten  tise  Anwendung  fände,  dagegen  in  Bezug  aik* 
den  zweiten  t^c  keine  Gültigkeit  hätte.  Der  Court  of  Wards  stellte  in 
seiner  Entscheidung  das  noch  heute  geltende  Rechtsprinzip  auf:  „an 
use  cannot  be  engmdercd  of  an  use^  (d.  h,  ein  ust  kann  nicht  aus  einem 
usi  hervorgehen).  Wenn  z.  B.  A.  seinen  lehnrechilichen  Besitzstand 
auf  den  B.  und  seine  heirs  ^zum  Besten  (to  the  use  of)  des  C.  und 
seiner  heirs  zum  Besten  (to  the  use  of)  des  D.  und  seiner  heirs  über- 
trägt, so  erhält  auf  Grund  des  Statute  of  Uses  B.  als  feoffee  to  uses 
nichts,  während  C.,  der  erstgenannte  cestui  que  use,  sowohl  das  legal^ 
wie  das  equitable  interesi  empfängt,  so  daß  auch  für  D.,  den  zweit- 
genannten cestui  que  use,  nichts  übrig  bleibt.  Offensichtlich  steht  diese 
Auslegung  mit  der  Absicht  des  grantor  (oder  feoffor)  bei  Übertragung 
seines  lehnrechtlichen  Besitzstandes  im  Widerspruch.  Infolge  dess«) 
gab  die  Entscheidung  in  TyrreWs  Case  dem  Chancellor  eine  gute  Ge- 
legenheit, kraft  seiner  Jurisdiktion  ex  bono  et  aequo  zu  Gunsten  des 
zweiten  cestui  que  use  einzuschreiten  und  zu  bestimmen,  daß  im  Falle 
eines  j^use  upon  a  use^  der  erste  cestui  que  use  nur  das  legal  interest; 
der  zweite  cestui  que  use  dagegen  das  >equitable  interest  erhalten  solle.  — 
Wie  sich  sonach  ergibt,  sind  verschiedene  Wege  möglich,  auf  deneii 
bei  Übertragung  eines  Grundstückes  der  Übertragende,  ohne  gegen  das 
Statute  of  Uses  zu  verstoßen,  eine  Trennung  des  equitable  interest  von 
dem  legal  interest  durch  die  Schaffung  euies  use  vornehmen  kann. 
Zum  Unterschiede  von  den  uses,  welche  unter  das  Gesetz  von  1535 
fallen  und  keine  solche  Trennung  gestatten,  nennt  man  diejenigen 
Rechtsverhältnisse,  in  denen  das  legale  und  das  bonitarische  Eigen- 
tumsrecht an  ein  und  demselben  Vermögen sgegen stände  von  einander 
losgelöst  sind  und  sich  in  verschiedenen  Händen  befinden,  trusts 
(Treuhandsverhältnisse).  Der  Träger  des  legal  interest  heißt  der  trustee 
(an  Stelle  der  alten  Bezeichnung  feoffee  to  uses),  während  man  den 
Träger  des  equitable  interest  als  den  cestui  que  trust  (an  Stelle  der-  alten 
Bezeichnung  cestui  que  use)  benennt.  —  Die  oben  angegebenen  drei 
Fälle,  in  denen  das  Statute  of  Uses  nicht  anwendbar  ist,  stellen  die 
drei  Hauptfälle  für  die  Errichtung  eines  trust  (T reu hands Verhältnisses) 
an  einem  Grundstücke  im  Wege  ausdrücklicher  Parteihandlung  dar. 
Man  spricht  daher  in  diesen  Fällen  von  einem  express  trust  oder  einem 
trust  by  act  of  a  party  (Treuhandsverhältnis  kraft  Parteihandlung). 
Häufig  wird  diese  Klasse  von  Treuhandsverhältnissen  in  zwei  Unter- 
arten gegliedert:  in  express  trusts  im  engeren  Sinne  und  in  implied 
trusts  (vgl.  Thomas  Lewin,  The  Law  of  Trusts,  lö.  Aufl.,  S.  117). 
Ein  express  trust  im  engeren  Sinne  liegt  dann  vor,  wenn  die  Person, 
welche  durch  ihre  Handlung  den  trust  zur  Entstehung  bringt,  in  klaren 
und  unzweideutigen  Worten  ihren  auf  Schaffung  eines  Treuhandsver- 
hältnisses gerichteten  Willen  kundtut.  Man  spricht  dagegen  von  einem 
implied  trust  in  dem  Falle,  wo  die  fragliche  Person  zwar  nicht  in  offener 
Weise  einen  solchen  Willen  äußert,  wo  aber  aus  dem  ganzen  W^ort- 
laute  und  Zusammenhange  der  betreffenden  Urkunde  und  aus  den 
sonstigen  Begleitumständen  der  berechtigte  Schluß  gezogen  werden 
kann,  daß  die  Schaffung  eines  Treuhandsverhältnisses  beabsichtigt  gewesen 
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sei.  —  Neben  diesen  unmittelbar  durch  Parteihandlung  begründeten 
Tieuhandsverhältnissen  haben  die  ßilligkeitsgerichle  es  sich  angelegten 
sein  lassen,  eine  große  Zahl  anderer  trusts  ins  Leben  zu  rufen,  welche 
man  mit  der  Bezeichnung  „trusts  by  Operation  of  law^^  (Treuhands- 
verhältnisse kraft  Rechtssatzes)  zusammenfassen  kann.  Auch  diese 
zweite  Klasse  von  Treuhandsverhältnissen  wird  von  Thomas  Lewin 
(a  a.  0.,  S.  155 ff.)  in  zwei  Unterarten  zerlegt:  in  resulting  trusts 
und  in  construäroe  trusts.  Ein  resulting  trust  besteht  z.  B.,  wenn  A. 
ein  Grundstück  auf  B.  zur  treuen  Hand  (in  trust  for)  für  A.'s  Ehefrau 
und  deren  Kinder  übertragen  hat  und  die  Ehefrau  ohne  Hinterlassung 
von  Kindern  stirbt  In  diesem  falle  ist  der  trustee  B.  nicht  berechtigt, 
nunmehr  das  equitable  interest  an  dem  Grundstücke  für  sich  in  Anspruch 
zu  nehmen,  sondern  er  verbleibt  nach  wie  vor  lediglich  Treuhänder, 
aber  jetzt  zur  treuen  Hand  für  (in  trast  for)  A.  Aus  einem  ur- 
sprünglich express  trust  ist,  wie  es  heißt,  ein  trust  by  Operation  of  law 
und  zwar  ein  resulting  trust  entstanden.  -  Bezüglich  der  anderen 
Unterart  von  Treuhandsverhältnissen  kraft  Rechtssatzes  äußert  sicli 
Thomas  Lewin  (a.  a.  O.,  S.  192):  „Em  constructive  trust  liegt  vom 
Standpunkte  eines  Billigkeitsgerichtes  aus  in  allen  denjenigen  Fällen 
vor,  in  welchen  jemand,  der  sich  in  einer  Vertrauensstellung  befindet, 
irgendeinen  persönlichen  Vorteil  dadurch  erlangt,  daß  er  sich  diese 
seine  Vertrauensstelluiig  zu  nutze  macht.**  (A  constructive  trust  is 
raised  by  a  Court  of  Equity,  whereej^er  a  person,  clothed  with  a  fiduciary 
(harcuterj  gains  sotne  personal  advantage  by  availing  himself  of  kis  Situa- 
tion as  trusteey*),  Z.  B.:  A.,  der  Treuhänder  (trustee)  einer  Pacht  (lease) 
für  B.,  benutzt  bei  Ablauf  der  Pachtzeit  seine  Stellung,  um  den  ^ylessor^* 
(s.  Eri.  zu  §  38  sub  2«)  zu  einer  Erneuerung  der  Pacht  mit  ihm,  dem 
A.,  zu  bewegen.  In  einem  solchen  Falle  betrachtet  das  Billigkeits- 
recht (Equity)  die  Handlungsweise  des  A.  als  einen  Vertrauensbruch 
und  zwingt  ihn,  auch  die  neue  Pacht  nur  als  Treuhänder  für  den  B. 
zu  besitzen. *•)  Ein  weiteres  Beispiel  für  einen  constructive  trust  gewährt 
die  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Aberdeen.  Town  Council  versus  Aberdeen 
ImrDersiiy^  mitgeteilt  im  2.  Bande  (1B76)  der  Law  Reports  iXhex  Appeal 
Cases  before  the  House  of  Lords  and  the  Judiäal  Committee  of  the  Prrvy 


^*)  Die  in  meinen  obigen  Ausführungen  gewählte  Einteilung  der  trusts 
schUeEt  sich  vollkommen  an  die  von  Thomas  Lewin  aufgestellte  Klassifizierung 
der  Treobandsverhältnisse  an.  Andere  Autoren  gUedem  in  abweichender  Weise. 
Beispielsweise  gibt  Arthur  Underhill  in  seinem  Buche  über  „Law  of  Trusts 
md  Trustets^\  5.  Aufl.  (1901)  auf  S.  9  eine  Einteilung  in  zwei  Klassen,  welche 
er  itdartd  or  express  trusts  und  constructive  trusts  nennt,  und  welche  er  wiederum 
in  Urea  express  trusts  und  express  trusts  by  precatory  words  auf  der  einen  Seite 
imd  in  resulting  trusts  und  pure  constructive  trusts  auf  der  anderen  Seite  zerlegt 
Diese  Gliederung  unterscheidet  sich  von  der  Lewinschen  nur  rein  äußerlich 
dfirch  Wahl  anderer  Namen  für  die  einzelnen  Klassen  und  Unterarten.  Vielfach 
finden  sich  jedoch  Einteilungen,  welche  auch  innerlich  von  der  Lewinschen 
Klassifizierong  vencbieden  sind.  Auf  alle  diese  Abweichungen  hier  einzugehen, 
irürde  eine  erhebliche  VerlSngemng  meiner  Erläuterungen  zu  §  40  bedeuten. 

**)  Der  leading  case  für  dieses  Beispiel  eines  constructive  trust  ist  der 
KacbUfall  Sandford  versus  Ketek,  auch  Kumford  Market  Case  genannt«  mijtgeteilt 
in  den  Sehet  Cases  in  Chancery,  S.  61. 
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Counälj  S.  544  flg.  Der  Rat  der  Stadt  Aberdem  besaß  als  Treuhander 
für  die  Aberdeen  University  und  deren  Professoren  gewisse,  an  der 
Meeresküste  gelegene  Ländereien.  Die  Krone  verlieh  dem  Town 
Council  das  ausschließliche  Recht  auf  Lachsfang  in  den  Küstengewässem 
vor  diesen  Ländereien.  Es  wurde  erkannt,  daß  die  Verleihuug  der 
genannten  Fischereigerechtigkeit  an  den  Stadtrat  in  seiner  Eigenschaft 
als  lehnrechtlicher  Eigentümer  der  fraglichen  Ländereien  erfolgt  wäre, 
imd  daß  daher  der  Town  Counäl  die  Lachsfanggerechtigkeit  nicht  zu 
eigenem  Nutzen,  sondern  in  seiner  Eigenschaft  als  trtistee  zur  treuen 
Hand  für  die  Universität  und  für  die  Universitätsprofessoren  besäße. 
5.  Herediiaments  purely  incorporeal.  Diese  dritte  und  letzte 
Hauptgruppe  der  res  incorporales  des  englischen  Immobiliarsachen rechtes 
setzt  sich  (vorausgesetzt,  daß  man  mit  den  Verfassern  der  vorliegenden 
Kodifikation  unter  j^heredttament*^  ein  interest  und  nicht  den  Gegen- 
stand eines  interest  versteht;  s.  Erl.  zu  §  39  sub  i)  bei  weitaus  zum 
größten  Teile  aus  dinglichen  Rechten  an  einem  fremden  Grundstücke 
(jura  in  solo  alieno)  zusammen  und  zwar,  um  die  Sprache  des  deutschen 
BGB.  zu  gebrauchen,  entweder  aus  Grunddienstbarkeiten  (§  1018  BGB.) 
oder  aus  beschränkten  persönlichen  Dienstbarkeiten  (§  1090  BGB.)"). 
Indessen  damit  ist  das  Gebiet  der  Jiereditaments  purely  incorporeal  noch 
nicht  erschöpft.  Das  englische  Rechissystem  zählt  zu  denselben  auch 
gewisse  dingliche  Rechte,  welche  in  keiner  Beziehung  —  weder  nach 
der  aktiven,  noch  nach  der  passiven  Seite  hin  —  zu  einem  Grund- 
stücke stehen,  welche  aber  trotzdem  als  Vermögensrechte  (valuabU 
rights)  dem  Immobiliarsachenrecht  unterstellt  sind.  Infolge  dieser  Er- 
weiterung habe  ich  es  für  richtig  gehalten  (im  Einklänge  mit  dem 
Standpunkte  der  meisten  englischen  Juristen),  der  dritten  Hauptgruppe 
der  incorporeal  hereditaments  nicht  die  Bezeichnung  ^yservitudes*^  zu  geben, 
zumal  dieses  Wort,  wie  auch  Edward  Jenks  (Modem  Land  Law^ 
S.  149)  anerkennt,  kein  technischer  Ausdruck  (term  of  art)  des  englischen 
Rechtes  ist.  —  Man  unterscheidet  drei  Arten  von  hereditaments  purely 
incorporeal:  appendanty  appu^tenant  und  in  gross.**)  Ein  incorporeal 
hcreditamcnt  wird  j^appendant^^  genannt,   wenn  es  seinen  Ursprung  und 

'')  Der  Nießbrauch  an  einem  Grundstücke  (im  Sinne  des  §  103 1  BGB.), 
d.  h.  die  Berechtigung,  die  Nutzungen  (oder,  mit  den  Worten  des  §100  BGB., 
die  Früchte  des  Grundstückes  oder  die  Vorteile,  welche  der  Gebrauch  des  Grund- 
stückes gewährt),  zu  ziehen,  ist  nach  englischem  Recht  nicht  ein  hereditament 
purely  incorporeal^  sondern  ein  bonitarisches  oder  benefiziarisches  Eigentumsrecht, 
ein  jus  in  solo  proprio  und  nicht  in  solo  alieno.  Der  Nießbraucher  hat  die 
Stellung  eines  cestui  que  trustj  während  dem  Eigentümer  (im  Sinne  des  BGB.) 
die  Rolle  eines  trustee  zufallt. 

**)  Eine  andere  Einteilung  der  herediiaments  purely  incorporeal  gibt  Andre* 
Strahan  [A  General  View  of  the  Law  of  Property,  3.  Aufl.,  S.  3llff.).  Derselbe 
gliedert  in  die  nachstehenden  drei  Klassen:  ' 

A.  Rights  to  use  land  in  definite  waySj  d.  h.  subjektive  Rechte  auf  Benutzuog 
eines  (fremden)  Grundstückes  in  bestimmt  bezeichneter  Weise. 

B.  Rights  to  take  part  of  land's  profits,  d.  h.  subjektive  Rechte  auf  Anteil 
nähme  an  den  Erträgnissen  eines  (fremden)  Grundstückes. 

C.  Rights  to  or  to  appoint  to  office  connected  with  land,  d.  h.  subjektive 
Rechte  auf  ein  als  Immobiliarrecht  geltendes  Amt  oder  auf  die  Ernennuot 
(einer  Person)  zu  einem  solchen  Amte.  .• 
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seine  Geltungskraft  unmittelbar  aus  einem  Rechtssatze  des  Gemeinen 
Rechts  herleitet  (oder  wie  E.  Jenks,  a.  a.  O.,  S.  157 — 158,  sich  aus- 
drückt, wenn  es  y^laitnabk  of  common  right  or  by  law^^  ist).  Das  frag- 
liche dingliche  Recht  ist  dagegen  „appurfenani^^  wenn  es  sich  auf  eine 
Verleihung  (grant)  oder  auf  Verjährung  (prescripiion)  stützt.  Diese 
beiden  Arten  kann  man  —  natürlich  cum  grano  salis  —  als  „Grund- 
dienstbarkeiten" bezeichnen'*),  indem  sie  das  Vorhandensein  eines 
berechtigten  Grundstückes  („dominant  tenemmf^)  und  eines  belasteten 
Grundstückes  (jyservient  tenemmf^)  zur  Voraussetzung  haben.  Im  Gegen- 
satze hierzu  gilt  ein  hereditament  purely  incorporeal  als  "/«  gross^^ 
wenn  es  an  einem  dominant  tenement  fehlt,  d.  h.,  wenn  das  betreffende 
dingliche  Recht  nicht  zu  Gunsten  bestimmter  Grundstücke,  sondern 
zu  Gunsten  bestimmter  Personen  besteht.  £s  sind  hier  zwei  Unter- 
arten vorhanden:  die  erste  umfast  die  Fälle,  in  denen  dem  Berechtigten 
gewisse  Vorteile  aus  einem  fremden  Grundstücke  eingeräumt  sind;  die 
dinglichen  Rechte  der  zweiten  Unterart  dagegen  stehen  in  keiner  Be- 
ziehung zu  irgendeinem  servient  tenement  (belasteten  Grundstücke). 

a)  Incorporeal  hereditaments   appendant.      Hierzu  gehören: 
a.  Seigfwries  (oder  private  lordsJüps)  appendant.    Wie  in  den  Erl. 

zu  §  35  sub  I,  I,  Anm.  2  ausgeführt  ist,  konnte  vor  Erlaß  des  Statute 
Quta  Emptores  (1290)  unbehindert  eine  Afterbelehn ung  (subinfeudation) 
stattfinden.  In  einem  derartigen  Falle  hat  der  y^mesne  lord^^  Anspruch 
auf  Huldigung  (hmnage),  Treueid  (fealty)  und  solche  Dienstleistungen 
(Services) y  welche  ihm  bei  der  Afterbelehnung  vorbehalten  sind.  Da- 
gegen besitzt  er  nicht  eine  reversion  an  den  fraglichen  Grundstücken, 
sondern  einen  Anspruch  auf  escheat  (ein  Heimfallsrecht;  s.  Erl.  zu 
§  35  sub  I,  4).  Diese  Rechte  des  mesne  lord  bilden,  wie  es  in  der 
englischen  Rechtssprache  heißt:  eine  seignory  oder  lordship.  Seit 
I2QO  ist  die  Schaffung  einer  seignory  nur  auf  Grund  einer  vom 
Parlamente  bestätigten  Royal  Charter  möglich.  Soweit  private  lord- 
ships  heutzutage  noch  vorkommen,  stehen  sie  meist  im  engsten  Zu- 
sammenhange mit  einem  manor  (s.  Erl.  zu  §  zj  sub  5).  Mit  der  Über- 
tragung des  betreffenden  manor  geht  die  seignory  appendanty  ohne 
daß  es  einer  ausdrücklichen  Klausel  bedarf,  auf  den  neuen  lord  of 
the  manor  über. 

ß.  Rights  of  common  appendant:  vgl.  die  Erl.  zu  §  37  sub  4',  f 
und  Anm.  8. 

y.  Advowsons  appendant:  vgl.  die  Erl.  zu  §  37  sub  4',  a. 

b)  Incorporeal    hereditaments      appurtenant.       Zu     dieser 
Klasse  zählen: 

a.  Easements,  Unter  einem  y^easement^^  ist  eine  Berechtigung 
verstanden,  in  einer  bestimmten  Weise  von  einem  fremden  Grund- 
stücke (dem  servient  tenement)  einen  beschränkten  Gebrauch  zu 
machen  („a  right  to  use  land  in   definite  ways^^:   Strahan;   s.  oben 


**)  Wenn  ich  hier  und  an  anderen  Orten  zum  besseren  Verständnis  für  den 
deutschen  Jaristen  I^echtsausdrücke  und  Rechtsinstitute  des  deutschen  Rechts- 
lystems  vergleichsweise  heranziehe,  so  möchte  ich  doch  dringend  vor  dem  Glauben 
warnen,  daß  es  sich  um  volle  Äquivalente  handle. 
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Anm.  22),  Eine  solche  Berechtigung  kann  niemals  m  grosSy  d  h. 
zu  Gunsten  bestimmter  Personen,  sondern  immer  nur  zu  Gunsten 
eines  bestimmten  Grundstückes  (des  dominant  tentmeni)  vorkommen. 
Ferner  muß  sich  ein  easemmt  entweder  auf  eine  Verleihung  (grant)^ 
sei  es  auf  eine  ausdrückliche  (express),  sei  es  auf  eine  aus  den  Um« 
ständen  gefolgerte  (implied),  oder  auf  Verjährung  (prescription)  stützen. 
Somit  kennt  das  englische  Recht  einzig  und  allein  easements  appur^ 
tenant  '*).  Die  wichtigsten  Beispiele  sind :  rights  of  way^  d.  h.  Rechte, 
über  das  servimt  tenement  zu  gehen  (to  walk:  iter)  oder  zu  reiten 
und  fahren  (to  ride  and  dme:  via)  oder  Vieh  zu  treiben  (to  bring 
cattle  over:  actus);  rights  of  support  for  buildingSj  d.  h.  Rechte  auf 
Stützung  der  Gebäulichkeiten  durch  den  Erdkörper  oder  die  Gebäu- 
lichkeiten  des  Nachbargrundstückes;  rights  of  watercourse,  d.  h.  ent- 
weder Rechte  auf  Führung  einer  Wasserleitung  (artificial  flow  of 
water)  von  dem  oder  über  das  servient  tenement  nach  dem  dominant 
tenementy  oder  Rechte  auf  Ableitung  von  Wasser  aus  dem  berech- 
tigten Grundslücke  nach  dem  belasteten  Grundstücke;  rights  to  iight 
und  rights  to  a/r,  d.  h.  Rechte  auf  ungehinderten  Zutritt  von  Licht 
und  Luft  von  dem  servient  tenement  zu  Fenstern  oder  sonstigen  öflf- 
nungen  in  den  Gebäuden-  des  dominant  tenement, 

ß.  Franchises  (von  der  Krone  verliehene  Gerechtsame)  yywhich 
savour  of  the  lanä^^:  s.  Erl.  zu  §  37  sub  4*^. 

f.  Rights  of  common  appurtenant:  s.  Erl.  zu  §  37  sub  4',  t. 
c)  Incorporeal  hereditaments  in  gross.     Hierunter  fallen: 

a.  Seignories  in  gross.  In  einigen  wenigen  Fällen  hat  sich  der 
ursprüngliche  Zusammenhang  der  einem  mesne  lord  zustehenden 
lehnsherrlichen  Rechte  (seignorial  rights)  mit  einem  dominant  tenement 
gelöst.  Auf  diese  Weise  ist  die  betreffende  seignory  aus  einer  appen- 
dant  in  eine  seignory  in  gross  umgewandelt  worden,  d.  h.  in  ein  jus 
in  solo  alienoy  welches  nicht  zu  Gunsten  bestimmter  Grundstücke, 
sondern  zu  Gunsten  bestimmter  Personen  besteht. 

ß.  Rents  and  annuities  charged  on  landy  d.  h.  Renten  oder  jähr- 
liche Zahlungen  aus  den  Einkünften  eines  fremden  Grundstückes  zu 
Gunsten  bestimmter  Personen. 


Y.  Rights  of  common  in  gross, 

b.  Tithes  (Zehntrechte). 

€.  Advowsons  in  gross, 

t.  Peeragesy  officeSy  dignities. 


>  s.  Erl.  zu  §  37  sub  4. 


^*)  Bisweilen  wird  im  Gegensatze  zu  diesen  easenunts  appurtenant  TOft 
sogenannten  y^natural  easetnents^^  gesprochen.  Darunter  sind  nicht  durch  Partei- 
handlung  oder  Verjährung  entstandene  „Grunddienstbarkeiten**  zu  verstehen, 
sondern  gewisse,  auf  dem  Gemeinen  Rechte  beruhende  Ansprüche  (common  law 
rights)  eines  jeden  Grundbesitzers  darauf,  daß  der  Erdkörper  seines  Grundstückef 
durch  den  Erdkörper  des  Nachbargrundstückes  gestützt  werde,  oder  darauf,  daß 
in  dem' Falle,  wo  das  Eigentum  an  der  Oberfläche  und  das  an  den  tiefer  liegenden 
Erdschichten  in  verschiedenen  Händen  sich  befindet,  geeignete  Scbutzmaßregeln 
gegen  den  Einsturz  der  Oberfläche  getroffen  werden,  usw.  Diese  „natural  eaiemeiu^ 
gelten  nicht  als  dingliche  Rechte  an  einem  fremden  Grandstücke,  sondem  ab 
wesentliche  Bestandteile  (incidents)  des  Jus  in  solo  proprio. 
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§  41. 

Eine  „chose  in  action"  ist  irgendein  subjektives  Recht  einer 
oder  mehrerer  bestimmten  Personen,  irgend  eine  Geld-  oder 
geldwerte  Leistung  (any  moM/  or  mone/'s  worth)  im  Wege  pro- 
cessuaUscher  Maßnahmen  (by  legal  proceedings)  zu  empfangen. 
Es  ist  hierbei  gleichgültig,  ob  die  fraglichen  Maßnahmen  auf 
Erlangung  des  Besitzes  eines  körperlichen  Gegenstandes  in 
specie  gerichtet  sind  oder  nicht  ^ 

*  Das  Gebiet,  welches  der  Ansdruck  „chose  in  aciion**  umfaßt,  ist  zur  Zeit 
noch  nicht  fest  abgegrenzt.  Sicherlich  fallen  unter  diesen  Ausdruck  Ansprüche 
auf  körperliche  Gegenstände  in  specie  (specific  material  objects),  femer  subjektive 
Rechte  auf  die  Erfüllung  von  Verträgen,  y,stock'\  Aktien  (shares)  und  Wertpapiere 
(negotiabie  instrUfnents) ;  wahrscheinlich  auch  Patente,  Urheberrechte  (copyfights) 
und  Warenzeichen  (trade-marks).  Dagegen  umfaßt  der  Ausdruck  wahrscheinlich 
nicht  Anspräche  auf  Schadeusersatz  für  unerlaubte  Handlungen  (torts).  Vgl.  die 
Aufsätze  einer  Anzahl  hervorragender  Rechtsschriftsteller  in  der  Law  Quarterlv 
Review,  Bd.  IX— XI. 

Akcienzeichnung  (application  /or  shares)  5  b  Parlamentsgesetzgebung     über    Immaterialgüter- 
Akrienrutcilung  (alloimtnt)  5  b  rechte  4  Anm.  4 

assigwe  in  bankruptcy  1  Anm.  i  Rechtsnatur  eines  englischen  Aktienbriefes  5  b 

ckose  in  action  (KegriHltbestimmung)  i  rights  in  rem  aver  immaUrial  property  4 

dk'idenä  Warrants  5  a  Schadensersatzanspriichc   aus  unerlaubten  Hand- 
Grenzlinie  zwischen  choses  in  action   und  choses  hingen  3 

in  Possession  a  share  certificate  \      1 

Immaterialgüterrechte  4    .  share  Warrant  to  bearer  f  ^ 

market  overt  5  Anm.  9  stock  5  a 

Mgotiahle  instrutnenis  5  c  trustee  in  bankruptcy  a  Anm.  z 

Wertpapiere  5  c 

I.  Wie  in  den  Erl.  zu  §  38  sub  i  ausgeführt  ist,  kann  nach 
englischem  Recht  das  bewegliche  Vermögen  (moveable  property  oder 
chattch  personal)  in  zwei  Gruppen  zerlegt  werden:  in  choses  in possession 
und  in  choses  in  action.  In  der  Entscheidung  des  Falles  Colonial  Bank 
vtrsus  HTiinney'j  mitgeteilt  im  30.  Bande  der  Law  Reports  über  Ent- 
s<:heidungen  der  Chancery  Division  etc.j  sagt  Z^rd  Justice  Fry  auf 
S.  285:  „Nach  metner  Rechtsanschauung  sind  sämtliche  nichtlehnrecht- 
lichen  Vermögensgegenstände  entweder  in  possession  oder  in  action.  Das 
objektive  Recht  kennt  kein  drittes  zwischen  diesen  beiden."  (According 
to  my  zyiew  of  the  law  all  personal  things  are  either  in  possession  or  in 
action,  The  law  kncnüs  no  tertium  quid  between  the  tuw),  —  Die  Be- 
zeichnung ^^chose  in  action^^  wird  in  einem  verschiedenen  Sinne  gebraucht. 
Bald  bedeutet  der  Ausdruck  einen  klagbaren  Anspruch  auf  einen 
Vemiögensgegenstand,  bald  den  beanspruchten  Gegenstand  selbst,  bald 
<lie  Beweismittel  (eridences)  für  den  Anspruch.  Beispielsweise  wird  im 
Falle  einer  klagbaren  Geldschuld  entweder  das  Forderungsrecht  oder  die 
^geschuldete  Geldsumme  oder  der  Schuldschein  (hond)  eine  cliose  in 
action  genannt.  (Vgl.  Erl.  zu  §  35  sub  II,  2;  ferner  Elphimtone' s 
Introduction  to  Conveyancingy  5.  Aufl.,  S.  183;  Goodeves  Modern  Law  of 
Ptrsonal  Property^  4.  Aufl.,  S.  123;  u.  a.  m.).  Welcher  Sinn  in  jedem 
Einzelfalle  dem  Ausdrucke  beigelegt  ist,  muß  aus  dem  Zusammenhange 
entnommen  werden.  Nach  dem  Wortlaute  des  vorliegenden  Paragraphen 
ist  unter  einer  chose  in  action  ein  subjektives  Recht  (a  7'ight)  verstanden. 

G.  Schirrmeister,  Bürger!.  Recht  Englands.     1.  Iß 
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Dieses  subjektive  Recht  muß  einer  oder  mehreren  bestimmten 
Personen  zustehen  oder,  um  die  Worte  des  §  41  zu  gebrauchen,  es 
muß  vesied  in  a  definite  person  or  persans  sein;  dagegen  wird  nicht 
verlangt,  ^  daß  das  betreffende  subjektive  Recht  sich  auch  gegen  einen 
oder  mehrere  bestimmte  Gegner  richtet.  Somit  können  auch  ab- 
solute subjektiven  Rechte,  wofern  sie  die  sonstigen  Voraussetzungen 
erfüllen,  unter  den  Begriff  y^choses  in  action^^  fallen.  Der  Anspruch  muß 
zum  Gegenstande  eine  Geld-  oder  geldwerte  Leistung  haben.  Letztere 
braucht  nicht  in  der  Hingabe  einer  bestimmten  körperlichen  Sache, 
sondern  kann  auch  in  einer  sonstigen  Handlung  bezw.  Unterlassung 
bestehen.  Endlich  ist  erforderUch,  daß  der  Anspruch  erzwingbar  ist 
yyby  legal  proceedings^^y  d.  h.  im  Wege  von  Maßnahmen,  welche  nach 
geltendem  Prozeßrecht  entweder  die  Parteien  (und  ihre  Vertreter)  oder 
die  Gerichte  (und  ihre  Hilfsorgane)  vornehmen  dürfen. 

2.  Über  die  Grenzen  des  Gebietes,  welches  der  Ausdruck  yychose 
in  aciiof^^  umfaßt,  herrscht  ein  Streit.  Blackstone  sagt  im  2.  Bande 
seiner  Commentariesy  S.  389 :  „Das  in  chatteis  personal  bestehende  Ver- 
mögen kann  entweder  in  possession  sein:  wenn  nämlich  Jemand  nicht 
nur  das  Recht  auf  Genuß  (the  right  to  enjoy),  sondern  auch  den  tat- 
sächlichen Genuß  (the  actual  enjoyment)  des  fraglichen  Vermögens- 
gegenstandes besitzt;  oder  es  kann  in  action  liegen:  wenn  nämlich 
Jemand  nur  über  ein  nacktes  Recht  (a  bare  right)  ohne  irgendwelche 
Innehabung  oder  Genuß  (without  any  occupation  or  enjoyment)  verfügt'* 
Auf  S.  396  desselben  Bandes  führt  dann  der  genannte  Autor  folgendes 
aus:  „Das  aus  klagbaren  Ansprüchen  bestehende  Vermögen  (property  in 
action)  ist  ein  solches,  welches  zwar  dem  Berechtigten  nicht  die  physische 
Innehabung,  sondern  nur  ein  nacktes  Recht  auf  Innehabung  der  frag- 
lichen Sache  gewährt,  welches  aber  gestattet,  den  Besitz  der  Sache 
durch  eine  Klage  nach  Billigkeits-  oder  Gemeinem  Recht  (by  a  suit 
or  action  at  law)  zu  erlangen,  aus  welchem  Grunde  der  auf  diese 
Weise  erlangbare  Gegenstand  ,a  thing  or  chose  in  action*"  genannt 
wird.  Beispielsweise  ist  Geld,  das  auf  Grund  eines  Schuldscheines 
(on  a  bond)  geschuldet  wird,  eine  chose  in  action:  denn  ein  Eigentums- 
recht an  der  Schuldsumme  erwächst  in  dem  Augenblicke,  wo  die  in 
dem  Schuldvertrage  angegebene  Geldsumme  fällig  wird;  aber  dieses 
Geld  ist  nicht  in  possession^  bevor  eine  Herausgabe  im  Rechtswege 
(by  course  of  law)  erlangt  ist.  Wenn  Jemand  mir  verspricht  oder  sich 
mir  gegenüber  verpflichtet,  irgendeine  Handlung  vorzunehmen,  jedoch 
diese  Handlung  nicht  vornimmt,  und  wenn  ich  hierdurch  einen  Schaden 
erleide,  so  ist  der  Ersatz  für  diesen  Schaden  eine  chose  in  action:  denn, 
wenn  auch  ein  Recht  auf  Schadensersatz  mir  schon  in  dem  Zeitpunkte 
der  Schadenszufügung  erwächst,  so  kann  doch  Art  und  Höhe  der  zu 
leistenden  Entschädigung  nur  durch  Juryspruch  (by  verdict)  festgestellt 
und  mir  der  Besitz  nur  durch  rechtskräftiges  Urteil  und  Vollstreckung 
(by  legal  judgment  and  execution)  gegeben  werden.  In  dem  ersteren 
dieser  zwei  Beispiele  hängt  —  wie  der  Leser  bemerkt  haben  wird  — 
das  Vermögens-  oder  Klagerecht  von  einem  ausdrücklich  geschlossenen 
Vertrage  oder  Schuld  Verhältnisse  auf  Zahlung  einer  bestimmt  angegebenen 
Geldsumme  ab,  während  in  dem  letzteren  Beispiele  sich  das  fraghche 
Recht   auf  einen   ^implied  contractu  stützt,   wonach  der  Versprechende, 
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falls    er    die    versprochene   Handlung   nicht    ausführt,    mir    denjenigen 
Schaden   zu   vergüten   hat,   den  ich   durch   den  Vertragsbruch  erleide. 
Hieraus   ergibt  sich,   daß   alles  ^property  in  actione  vollständig  (entirely) 
auf  Schuldverträgen   (contracts;  s.  Erl.  zu  §  28  sub  3)  beruht,   mögen 
dieselben  ausdrücklich  geschlossen  (express)  oder  aus  den  Umständen 
gefolgert   (implüd)  sein,    und  daß   Schuld  vertrage   den   einzigen   regel- 
mäßigen Weg  darstellen,  auf  welchen  man  eine  chose  in  action  erwerben 
kann."  —  Wie  diese  Ausführungen  zeigen,  gebraucht  Blacks  tone  den 
Ausdruck  ^jckose  in  action^^  in  dem  Sinne  von  „Gegenstand  eines  klag- 
baren   Anspruches";    des    weiteren    begreift    er    in    das    Gebiet   dieser 
Bestandteile  des  beweglichen  Vermögens  einerseits  alle  chatteis  corporeal^ 
welche    sich   nicht  in    dem   Besitze   ihres   Eigentümers    befinden,    und 
andererseits  alle  geldwerten  Leistungen,  welche  sich  auf  einen  obliga- 
torischen Vertrag  oder  auf  einen  Vertragsbruch  stützen,  und  auf  welche , 
der  Berechtigte  einen  klagbaren  Anspruch  hat.   Diese  Begriffsbestinmiung 
ist  nach  der  Ansicht  der  Einen  zu  weit,  nach  der  Ansicht  der  Anderen 
zu  eng.     Zu  weit  ist  die   Blackstone'sche  Auslegung  denen,  welche 
unter  einer  chose  in  action  nur  solche  subjektiven  Rechte  (bezw.  den 
Gegenstand    solcher    subjektiven    Rechte)    verstehen,    welche  auf   eine 
Geidleistung  gerichtet  sind.     In  dieser  Beziehung  läßt  der  obige  §  41 
keinen  Zweifel  bestehen.     Im  Sinne  dieser  Kodifikation  können  auch 
Ansprüche  auf  sonstige  geldwerten  Leistungen  choses  in  action  sein.  — 
Zu  eng  dagegen  ist  die  von  Blackstone  gegebene  BegrifTsabgrenzung 
denen,  welche  einerseits  Ansprüche  aus  unerlaubten  Handlungen  (torts) 
oder  andererseits  die  sogenannten  Immaterialgüterrechte  gleichfalls  zu 
den   choses   in   action   gerechnet  wissen   wollen.     Die   Frage,    ob    eine 
Ausdehnung  der  choses  in  action  nach   diesen   beiden  Richtungen   hin 
gerechtfertigt  sei  oder  nicht,  hat  eine  literarische  Fehde  erzeugt,  deren 
Kampfplatz  die  Law  Quaterly  Reviav  (abgekürzte  Citierweise:  L,Q,R.) 
gewesen  ist.     Folgende  Artikelserie  ist  in  der  genannten  rechtswissen- 
schaftlichen  Zeitschrift   erschienen:    „What  is  a  chose  in  action.^*   von 
Sir  H.  W.  Elphinstone  (Bd.  IX,  S.  311 — 315);  yjs  a  right  of  action 
in  iort  a  chose  in  action r*'  von  T.  Cyprian  Williams  (Bd.  X,  S.  143 
bis  157);  jyChose^ in  action^'  von  Charles  Sweet  (Bd.  X,  S.  303—317); 
.Js  Copyright  a  Chose  in  action r*^  von  Spencer  Brodhurst  (Bd.  XI, 
S.  64 — 75);  yyProperty,  Things  in  action  and  Copyright^^  von  T.  Cyprian 
Williams  (Bd.  XI,  S.  22}^ — 237);   und  endlich  .^Choses  in  action^*  von 
Charles  Sweet   (Bd.  XI,   S.  238 — 240).   —   Die    dem    Gesetzestexte 
des  obigen  §  41    beigefügte  Anmerkung  läßt  erkennen,   daß   die  Ver- 
fasser der  vorliegenden   Kodifikation   einen   entschiedenen  Standpunkt 
zu  der  Streitfrage  nicht  einnehmen,  dagegen  der  Ansicht  zuneigen,  daß 
wahischeinlicherweise    die    Immaterialgüterrechte    in    den    Kreis    der 
choses  in  action   einzubeziehen    seien,   doch   nicht  die   Ansprüche   aus 
unerlaubten  Handlungen.     Um  dem  nichtenglischen  Juristen  Gelegenheit 
zu  geben,  sich  über  die  verschiedenen  Anschauungen  zu  unterrichten, 
welche   in   den    rechtsgelehrten   Kreisen   Englands    über    den   vielum- 
strittenen Begriff  j.chose  in  action^*'  herrschen,   gebe   ich   sub  3   und    4 
einen  kurzen  Auszug  aus  der  oben  aufgezählten  Artikelserie. 

3.  Sind  Ansprüche  auf  Schadensersatz  für  unerlaubte  Handlungen 
(Claims  to  compensation  in  damages  for  torts)  zu  den  choses  in  action  zu 
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rechnen?  —  Sir  Howard  lElphinstone  schreibt  (L.Q,R„  Bd.  IX, 
S.  314):  „Wenn  A.  einen  Vertrag  mit  B.  abschließt,  irgend  eine  Handlung? 
vorzunehmen  oder  sich  derselben  zu  enthalten,  oder  wenn  A.  dem 
B.  Geld  schuldet,  so  weiß  A.  immer,  was  er  verpflichtet  ist  zu  tun: 
er  muß  den  Vertrag  erfüllen  bezw.  das  geschuldete  Geld  zahlen.  Wenn 
dagegen  A.  eine  unerlaubte  Handlung  gegen  B.  begangen  hat,  so  ist 
es  unmöglich  zu  sagen,  welche  Entschädigung  A.  verpflichtet  ist,  dem 
B.  zu  leisten.  Die  Höhe  des  Schadensersatzes  muß  notwendigerweise 
so  lange  unbestimmt  bleiben,  bis  dieselbe  entweder  in  einem  Prozeß- 
verfahren oder  durch  Vergleich  zwischen  den  Parteien  festgestellt  ist. 
Es  erscheint  etwas  schwierig,  eine  bloße  Erwartung  auf  Schadensersatz 
(a  mere  expectation  of  damages)  als  Vermögen  zu  rechnen  (to  class  among 
property);  und,  wenn  eine  solche  Erwartung  kein  Vermögen  (froperty) 
.  darstellt,  so  ist  sie  auch  keine  cliose  in  actione''  —  Auf  diese  Aus- 
führungen antwortet  T.  Cyprian  Williams  (L.Q.R.y  Bd.  X,  S.  145 
bis  147):  „Sir  Howard  Elphinstone  sagt,  daß  es  schwierig  sei,  eine 
bloße  Erwartung  auf  Schadensersatz  zu  dem  Vermögen  (property)  zu 
rechnen,  und  daß,  wenn  eine  solche  Erwartung  nicht  einen  Ver- 
mögensbestandteil bilde,  dieselbe  auch  nicht  eine  chose  in  action  sein 
könne.  Hiergegen  möchte  ich  jedoch  erstens  einwenden,  daß  der 
Ausdruck  ^chose  in  action'^  schon  lange  ein  anerkannter  Rechtsausdruck 
war,  ehe  das  Wort  .property'^  in  dem  weiten  Sinne  von  geldwerten 
Gegenständen  (rmluable  things)  in  Gebrauch  kam,  in  welchem  Sinne 
es  auch  hier  scheinbar  angewendet  ist.  Sonach  kann  es  schwerlich 
richtig  sein,  zu  verlangen,  daß  ein  Klagerecht  ^us  einer  unerlaubten 
Handlung  als  notwendige  Voraussetzung  für  seine  Einreihung  in  die 
things  in  action  unter  den  Begriff  ^property*'  fallen  müsse.  Zweitens 
l«ißt  sich  erwidern,  daß  —  wie  ausdrücklich  durch  Richterspruch  ent- 
schieden worden  ist  —  Klagerechte  aus  solchen  unerlaubten  Handlungen, 
welche  sich  gegen  das  Vermögen  richten,  zu  dem  ^personal  estate^ 
des  Verletzten  (of  the  injured  party)  gehören  und  kraft  §  63  der 
Bankruptcy  Act  von  1825  (6  Geo.  IV.  c.  16)  auf  die  assignees  in  bank- 
ruptcy^)  übergehen.  Der  hier  gebrauchte  Ausdruck  ^persofial  e State*" 
(in  dem  weiten  Sinne  des  Wortes)  ist  meiner  Ansicht  nach  ein  volles 
Äquivalent  für  ^personal  property^ ^^  Des  Weiteren  wird  wohl  kaum 
bestritten  werden,  daß  sowohl  unter  dem  gegenwärtigen  Konkursgesetz,') 

M  Gemäß  der  ßankruptry  Act  von  1825  hatten  die  Gläubiger  eines  Gemein- 
schuldners  sogenannte  assii^nees  in  ixinkrupUy  zu  erwählen,  denen  die  Pflicht 
oblag,  die  Aktiven  des  rierneinschuldners  einzuziehen  und  unter  die  Gläubiger  zu 
verteilen.  Durch  die  Bankruptcy  Act  von  1869  {'^2  and  'j»'^  Met.  c.  "Jl)  wurden 
diese  (tssignccs  durch  sogenannte  tn/stecs  in  Ininkruptcy  ersetzt.  Ein  solcher 
tntstec  entspricht  cum  grnno  sai'is  dem  ,, Konkursverwalter*'  im  Sinne  des  §  6  der 
deutschen  Konkursordnung  vom  17.  Mai  1898.  Es  ist  jedoch  zu  beachten,  daÜ 
mit  der  Koukurseröfi'uung  (adjudication)  das  Eigentum  an  dem  gesamten  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Vermögen  des  Gemeinschulduers  auf  den  trustc^ 
in  bankruptcy  übergeht:  s.  Erl.  zu  sij  3   sub  I,  0. 

'-')  Über  die  Ausdrücke  .^cstatc^^  und  .jpropcrty*  vgl.  die  Erl.  zu  §  35  sub  1, 
3  und  zu  §  36  sub  II,  2. 

')  Gemeint  ist  die  Bankruptcy  Act  von  1883  {4C)  and  4j  J'ict.  c.  ^2). 
Die  Bankruptcy  Act  von  1890  ( >,'}^  and  54  ]'icl.  c.  'ji)  bildet  nur  eine  Zusat/- 
novclle  zu  dem  Konkursgcset/.   von    1883. 
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als  auch  unter  dem  Gesetz  von  1869  ein  Klagerecht  des  Gemein- 
schuldners  aus  einer  gegen  sein  Vermögen  begangenen  unerlaubten 
Handlung  auf  den  trustee  in  bankruptcy  übergeht  .  .  .  Demgemäß 
muß  ein  solches  Klagerecht  notwendigerweise  einen  Bestandteil  des 
Vermögens  des  Verletzten  bilden,  obgleich  die  Höhe  der  Entschädigung, 
auf  welche  er  Anspruch  hat,  so  lange  ungewiß  bleibt,  bis  ein  Juryspruch 
(verdict)  erfolgt  ist  .  .  .  Was  nun  die  Klagerechte  aus  solchen  uner- 
laubten Handlungen  anbetrifft,  welche  gegen  die  Person  oder  den  Ruf 
iperson  or  reputation)  Jemandes  begangen  worden  sind,  so  ist  es  natür- 
lich ein  feststehender  Rechtsgrundsatz,  daß  derartige  Klagen  so  rein 
persönlich  sind,  daß  sie  nicht  zu  demjenigen  Vermögen  des  Verletzten 
gehören,  welches  im  Falle  des  Konkurses  auf  den  trustee  in  bankruptcy 
übergeht.  Aber  ich  möchte  es  doch  der  Erwägung  anheimstellen,  ob 
nicht  diese  Rechte  trotzdem  richtigerweise  (aptly)  als  things  in  actiati 
bezeichnet  werden  müssen:  denn  die  Entschädigung  für  jedes  Unrecht 
ist  ein  in  cution  liegender  Gegenstand.  Selbst  Blackstone  ist  genötigt 
anzuerkennen  (Commentaries^  Bd.  II,  S.  438),  daß  der  Entschädigungs- 
anspruch für  eine  unerlaubte  Handlung  unmittelbar  mit  dem  Begehen 
der  schädigenden  Handlung  erwächst,  wenn  auch  die  Höhe  des 
Schadensersatzes  erst  mit  dem  Juryspruch  festgestellt  wird.  In  der 
Tat  Blackstone  weist  den  Schadensersatz  für  ein  Unrecht  unter  die 
Rubrik  jproperty  acquired  by  suit  and  judgment  at  law^  (Vermögen, 
welches  durch  Klageerhebung  und  richterliches  Urteil  erworben  wird). 
Unzweifelhaft  muß  ein  Gegenstand,  der  im  Klagewege  erworben  wird, 
ein  thing  lying  in  cution  sein.  (Der  Ausdruck  ^chose  in  action^  ist  nur 
eine  abgekürzte  Umschreibung  für  ein  thing  lying  in  action).''  —  Aus 
der  sonstigen  Rechtsliteratur  teile  ich  folgende  Anschauungen  über  die 
vorliegende  Frage  mit:  Andrew  Strahan  (A  General  Vie^v  of  the  Law 
of  Proper ty^  3.  Aufl.,  S.  331)  schreibt:  „Chvses  in  action  haben  in  erster 
Linie  ihren  Ursprung  entweder  ex  delicto  oder  ex  contractu.  Wenn 
Jemand  mir  unerlaubterweise  Schaden  an  meiner  Person  oder  meinem 
Rufe  oder  meinem  Vermögen  zufügt,  so  habe  ich  ein  anerkanntes 
Recht,  Ersatz  für  die  Schädigung  zu  erhalten.  Wenn  Jemand  mit  mir 
rechtswirksam  einen  Vertrag  abschließt,  wonach  er  sich  verpftichtet,  mir 
eine  bestimmte  Summe  Geldes  zu  zahlen  oder  eine  bestimmte  Handlung 
vorzunehmen,  so  habe  ich  ein  anerkanntes  Recht,  entweder  Zahlung 
des  Geldes  bezw.  Vornahme  der  Handlung  oder  Entschädigung  an 
Stelle  einer  Vertragserfüllung  zu  verlangen.  Wenn  der  Verpflichtete 
sich  weigert,  meine  unter  den  erwähnten  Umständen  erworbenen  und 
gültigen  Rechte  anzuerkennen,  so  steht  mir  als  einziger  Weg  zur  Er- 
zwingung meiner  Ansprüche  der  Klageweg  offen.  Diese  subjektiven 
Rechte  sind  sonach  Rechte,  welche  einzig  und  allein  durch  eine  Klage 
erzwungen  werden  können.  Dies  ist  der  Grund,  weswegen  man  sie 
»G^enstände,  welche  in  einer  Klage  liegen',  (clioses  or  things  lying  in 
action)  nannte."  Hierzu  fügt  derselbe  Autor  folgende  Anmerkung: 
„Einige  Rechtsschriftsteller  erheben  Widerspruch  dagegen,  daß  Klage- 
rechte  ex  delicto  als  choses  in  action  bezeichnet  werden  (vgl.  Sir  H. 
Elphinstone's  Abhandlung  im  9.  Bande  der  Law  Quaterly  RtvieiCj 
S.  311  ff".),  und  zwar  vornehmlich  aus  dem  Grunde,  weil  eine  bloße 
Erwartung  auf  Schadensersatz  für  eine  unerlaubte  Handlung  schwerlich 
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jproperty^  genannt  werden  könne.  Indessen  derartige  Erwartungen 
{expectations)  werden  von  dem  §  i68  der  Bankruptcy  Act  von  1883  als 
yproperty^  behandelt;  und  die  älteren  Rechtsschriftsteller  wenden  den 
Ausdruck  jchose  in  action'  in  Beziehung  auf  subjektive  Rechte  sowohl 
ex  delicto,  als  auch  ex  contractu  an.  (Vgl.  Tennes  de  la  Ley,  sub  ,Chost 
in  Action^.y'  —  Salmond  (Jurispnidefue,  S.  550)  sagt:  ».Eine  chose  in 
action  bedeutet  nach  dem  heutigen  Gebrauche  dieses  Rechtsausdruckes 
ein  relatives  Vermögensrecht  (a  proprietary  right  in  personam),  z.  B. 
eine  Geldschuld  (a  debt),  einen  Anteil  an  einer  Kapitalsassoziation  {a 
share  in  a  joint-stock  Company),  in  Staatspapieren  angelegtes  Geld  (mone\ 
in  the  public  funds)  oder  einen  Anspruch  auf  Schadensersatz  für  eine 
unerlaubte  Handlung  (a  claitn  for  damages  for  a  tort).'^  —  In  Goodeve's 
Modem  Law  of  Personal  Properiy,  4.  Aufl.  (1904)  heißt  es  auf  S.  124, 
Anm.  3,  ohne  nähere  Begründung:  „Das  Recht  auf  Schadensersatz  für 
eine  unerlaubte  Handlung  wird  nicht  eine  chose  in  action  genannt."  — 
Wie  diese  Aussprüche  hervorragender  englischen  Juristen  zeigen,  sind 
die  Ansichten  über  die  vorliegende  Streitfrage  so  geteilt,  daß  es 
schwierig  ist,  von  einer  herrschenden  oder  überwiegenden  Ansicht  zu 
reden.  Mein  "persönlicher  Standpunkt  ist,  daß  Claims  to  compensation 
in  damages  for  torts  zu  den  choses  in  action  gerechnet  werden  müssen. 

4.  Gehören   die   sogenannten  Immaterialgüterrechte  (rights  in  rm 
over  immaterial  property)^)    zu   den   choses  in   action:  —   Sir   Howard 


*)  Aus    der    geltenden    Parlamentsgesetzgebung    über    Immaterialgüterrechte 
führe  ich  an:  ^ 

a)  The   Statute  of  Monopolies   aus    dem  Jahre    1623   (21   Jarftes  /.  c.  ^^' 
[nur  noch  teilweise  in  Kraft], 

b)  The   Patents,   Designs,   and    Trade  Marks  Act   von   1883    (46  and  47 
Vict.  c.  57^  mit  den  hierzu  erlassenen  Zusatznovellen,  nämlich: 

a.  Novelle  von  1885  (48  and  4g  Vict.  c,  f)ß); 
ß.  Novelle  von   i88b  (4g  and  50  Vict,  c,  97): 
Y-  Novelle  von   1888  ^5/  and  02  Vict,  c,  50); 
ö.  Novelle  von   1901   (l  lidiv.   VIT.  c»   18); 
€.  Novelle  von   1902  (2  Edw,   VII.  c,   '.^4). 
Zu    dieser  Gesetzgebung   hat   der  Board  of  Trade   (Ministerium   für  Handel 
und  Gewerbe)  zahlreiche  Ausführungsbestimmungen  erlassen.    Die  wichtigsten  sind: 

The  Patent  Rules  von  1890,   1892,   1898  und   1901 ; 

The  Designs  Rules  von   1890,   1893  und   1898; 

The    Trade  Marks  Rules  von   1890,   1897  und   1898. 

c)  The  Dramatic  Copyright  Act  von   1833  (^  and  4  Will,  IV,  c,  15). 

d)  77i<r  Lectures   Copyright  Act  von   1835  (S  ^^^^  ^  Will.  IV.  c,  j^). 

e)  The  Copyright  Act  von   1842  ^5  and  6    Vict,  c.  4^). 

f)  The  Internationa/  Copyright  Acts  von    1844  bis   1886,  und  zwar: 

a.  das  Gesetz  von   1844  ("j  and  8    Vict.  c.   12)\ 

^3.  die  Novelle  von   1852  (l^  and  16    Vict.  c.  12); 
y.  die  Novelle  von   1875  ('^ö  and  ^jg    Vict,  c,  12); 

b.  die  Novelle  von   1886  (4g  and\^o    Vict.  c,  j;^^). 

g)  77ie  Pine  Arts  Copyright  Act  von    1862  (2^  and  26    Vict,  c.  68). 

h)    The    Copyright   (Musical    Cotnpositions)    Acts    von    1882    (4^   and  */6 

Vict.  c.  40)  und  von   1888  ^5/  and  51»    Vict  c.   ij); 
i)    77ie  Musical  Copyright  Act  von   1902  (2  Edw.   VII.  c.   l4)\  u.a.m. 
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Elphinstone  schreibt  (L,Q.R.j  Bd.  IX,  S.  314):  „Die  Rechte  des 
Eigentümers  eines  Patents  oder  eines  Urheberrechts  oder  eines  Waren- 
zeichens entspringen  nicht  aus  einem  obligatorischen  Vertrage  (contract). 
Der  Berechtigte  besitzt  weder  subjektive  Rechte  über  einen  beweg- 
lichen körperlichen  Gegenstand  in  specU,  noch  gegen  irgendeine  be- 
stimmte Person,  sondern  er  besitzt  Rechte,  welche  er  gegen  Jedermann 
(against  the  whole  world)  geltend  machen  kann.  Diese  Rechte  haben 
einen  negativen  Inhalt,  nämlich,  daß  Niemand  gewisse  Handlungen 
vornehmen  darf.  Ehe  jedoch  nicht  Jemand  eine  Handlung  der  ver- 
botenen Art  vornimmt,  hat  der  Eigentümer  keinen  Klagegrund  (cause 
of  action).  Es  erscheint  daher  wahrscheinlich,  —  obwohl  eine  richter- 
liche Entscheidung  hierüber  niemals  gefällt  worden  ist,  —  daß  ein 
Vermögensgegenstand  der  genannten  Klasse  nicht  eine  chose  in  action 
bildet"  —  Dagegen  ist.  Charles  Sweet  {L.Q.R.y  Bd.  X,  S.  317)  der 
Ansicht,  daß  der  Ausdruck  jChose  in  actior^  in  seinem  weitesten  Sinne 
auch  umfasse  \ySOfne  rights  of  more  modern  origin^  such  as  patents,  Copy- 
rights, and  trcuUmarks."^  —  Nach  Spencer  Brodhurst  {L,QJ^,, 
Bd.  XI,  S.  75)  gehören  die  Immaterialgüterrechte  nicht  zu  den  choses 
in  action^  sondern  bilden  ein  „property  in  constructri^e  possession^ ,  — 
Gegen  die  Ausführungen  von  Brodhurst  wendet  sich  T.  Cyprian 
Williams  {L.Q.R,y  Bd.  XI,  S.  223fr.).  Der  letztgenannte  Autor  sagt 
<S.  236):  „Unter  Copyright  ist  im  wesentlichen  das  ausschließl  iche  Recht 
oder  Monopol  auf  Vervielfältigung  eines  veröffentlichten  Werkes  zu 
verstehen,  d.  h.  es  ist  ein  Recht  darauf,  daß  alle  anderen  Personen 
sich  enthalten  sollen,  Kopien  (copies)  von  diesem  Werke  anzufertigen. 
Sonach  stellt  es  einen  Anspruch  auf  eine  Enthaltungsp flicht  (a  right 
to  a  duty  of  forbearance;  s.  Erl.  zu  §  36  sub  I,  2,  Anm.  i)  dar,  wenn 
auch  nicht,  wie  in  dem  Falle  eines  vertraglichen  Schuldverhältnisses, 
gegenüber  einer  bestimmten  Person,  sondern  gegenüber  Jedermann. 
Es  gewährt  kein  •  dingliches  Recht  (interest)  an  einem  körperlichen 
Gegenstande  (tangible  object),  sondern  es  l^t  einzig  und  allein  der 
Handlungsfreiheit  anderer  Personen  eine  Beschränkung  auf.  Auf 
welche  andere  Weise  kann  diese  so  auferlegte  Pflicht  im  Falle  der 
Xichterfüllimg  erzwungen  werden,  als  auf  dem  Wege  einer  Klage  gegen 
die  Verletzer  (infringers)  des  Monopolrechts?  Sollte  daher  nicht  auch 
ein  Copyright  ein  thing  in  action  genannt  werden  müssen?  Unzweifel- 
haft kann  ein  Copyright  nicht  im  strengen  und  engeren  Sinne  des 
Wortes  ein  thing  in  action  sein,  weil,  solange  nicht  eine  Verletzung  des 
Urheberrechts  stattgefunden  hat,  kein  Klagegrund  vorhanden  ist. 
Jedoch  der  Mangel  eines  Klagegrundes  scheint  kein  Hindernis  für  die 
Einreihung  eines  Copyright  unter  die  choses  in  action  im  weiteren  Sinne 
zu  bilden.  Und  alle  charakteristischen  Eigenschaften  von  choses  in 
action  der  letzteren  Art  besitzt  meiner  Ansicht  nach  ein  Urheberrecht. 
Denn  ich  kann  das  durch  ein  Copyright  verliehene  Monopol  nicht  in 
körperliche  Verwahrung  nehmen,  sondern  muß  zu  seinem  Schutze  die 
Hilfe  der  Gerichte  anrufen.  Es  stellt  femer  in  derselben  Weise,  wie 
ein  aus  einem  vertraglichen  Schuld  Verhältnisse  entspringender  Vorteil, 
einen  klagbaren  Anspruch  an  das  Verhalten  dritter  Personen  dar."  — 
Auch  in  diesem  Meinungsstreite  halten  sich  die  Wagschalen  so  sehr 
das  Gleichgewicht,   daß  es  schwer  fällt,   von  einer  herrschenden  oder 
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überwiegenden  Ansicht  zu  sprechen.  Mir  persönlich  scheint  der 
Standpunkt  derjenigen  der  richtigere  zu  sein,  welche  die  Immaterial- 
güterrechte zu  den  choses  in  acHon  zählen. 

5.  Wie  die  dem  Gesetzestexte  des  §  41  beigefügte  Anmerkung 
zeigt,  fallen  ,,stock^y  ^^shares^  und  „negotiable  instrummts^  unter  den 
Begriff  der  choses  in  action,  Sie  stellen  sonach  im  Sinne  dieser  Kodi- 
fikation klagbare  Ansprüche  auf  eine  Geld-  oder  geldwerte  Leistung 
dar,  d.  h.,  um  die  Worte  des  §  41  zu  gebrauchen,  ,.rigkts,  vested  in  a 
definite  person  or  persans,  to  obtain,  by  legal  proceedingSy  any  money  or 
monefs  wortk,^  Sie  sind  aus  einem  obligatorischen  Vertrage  ent- 
springende Forderungsrechte. 

a)  Stock,  Es  ist  zwischen  government  stock  einerseits  und  stock 
und  debenture  stock  von  Kapitalsassoziationen  andererseits  zu  unter- 
scheiden. 

a.   Unter   government   stock    ist    eine    vom    Staate    aufgenommene 
Darlehnsschuld    zu    verstehen.      Der   Darlehnsgläubiger,   der  holder  of 
British  government  stocke  hat  einen   klagbaren  Anspruch  auf  eine  feste 
Verzinsung  seiner  hingegebenen  Darlehnssumme,  aber  keinen  klagbaren 
Anspruch  auf  Rückzahlung  des  Kapitals  zu  einer  fest  bestimmten  Zeit: 
vgl.  die  Natiofial  Debt  (Conversion  of  Stock)  Act  von  1888  (51  Vict.  c.  2). 
Gemäß  §  26  der  National  Debt  Act  von  1870  (33  and  34   Vict,  c.  /l) 
kann  der  Darlehnsgläubiger  ein  sogenanntes  stock  certificate^  d.  h.  eine 
Bescheinigung  über   seinen  Anteil   an   dem  government  stock  •  erhalten. 
Jedoch  darf  nach    §  28  desselben   Gesetzes   eine   Ausgabe  von  stock 
certificates  nur  über  Beträge  von  50  Pfund  und  Vielheiten  von  50  Pfund 
bis   zu    icxDO  Pfund  erfolgen.     Diese   Bescheinigungen,   mögen  sie   auf 
den  Namen  oder  auf  den  Inhaber  (bearer)  lauten,  sind  im  Rechtssinne 
keine  Wertpapiere  (negotiable  instruments).     Einem  jeden  stock  certificate 
werden  Kouponbogen  (dividend  Warrants  oder  coupons)  beigefügt.     Die 
einzelnen  dividend  Warrants  lauten  entweder  auf  den  Namen   oder  auf 
den  Inhaber  und  gelten  gemäß  §  30  Abs.  5  der  National  Debt  (Con- 
version of  Stock)  Act  von  1888  als  Schecks  im  Sinne  der  Wechselord- 
nung von    1882    (,,are  deemed  to  be  cheques  within  the  meaning  of  the 
Bills  of  Exchange  Acty  1882'').     Sie    sind    daher   in    den    Augen    des 
englischen  Rechts  negotiable  instruments.     Die  Bestimmungen  der  Bills 
of  Exchange  Act  von   1882   (45  and  46  Vict,   c,  61)    über   gekreuzte 
Schecks  (crossed  cheques)  finden  auch   auf  die   dividend  Warrants  An- 
wendung. 

ß.  Über  stock  und  debenture  stock  von  Kapitalsassoziationen  vgl. 
mein  Buch  „Die  englische  Aktiennovelle  vom  8.  August  1900"^ 
(Berlin,  1901),  S.  icx)— loi  (debenture  stock)  imd  S.  138 — 141  (stock). 

b)  Shares,  Über  die  Rechtsnatur  eines  Anteilsrechtes  (share)  an 
einer  Kapitalsassoziation  s.  die  Erl.  zu  §  37  sub  5.  Im  Gegensatze  xu 
der  in  Deutschland  vorherrschenden  Anschauung  stellt  im  englischen 
Rechte  eine  Aktienzeichnung  (application  for  shares)  und  eine  daraufliin 
erfolgende  Aktienzuteilung  (allotment)  nichts  weiter  als  einen  "obliga- 
torischen Vertrag  (den  sogenannten  contract  to  take  shares)  dar,  auf 
welchen   die  gewöhnlichen  Regeln   des   Vertragsrechtes   über  Angebot 
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(off er)  und  Annahme  {acceptance)  gelten:  vgl.  meine  Darlegungen  in 
meinem  oben  angeführten  Buche  über  die  Companies  Act  von  1900, 
S.  34 — 36.  Ober  den  Besitz  eines  Anteilsrechtes  werden  regelmäßig 
Urkunden  ausgestellt  welche  meist  auf  den  Namen,  selten  auf  den 
Inhaber  lauten.  Im  ersteren  Falle  spricht  man  von  einem  share  certi- 
ficatCj  im  letzteren  von  einem  share  Warrant  to  bearer.  Ein  share 
certificate  ist  nichts  weiter  als  eine  Bescheinigung  oder  ein  Auszug  aus 
dem  register  of  menibers  (Mitglieds Verzeichnis  oder  Aktienbuch)  der 
betr.  Kapitalsassoziation.  Somit  ist  es  klar,  daß  ein  englischer  Aktien- 
brief dieser  Art  unter  keinen  Umständen  den  Charakter  eines  Wert- 
papieres  besitzen  kann.*)  Das  Vorhandensein  eines  solchen  shart 
certificate  ist  sogar  in  keiner  Weise  notwendig.  Es  gilt  nur  der  Satz, 
daß  das  einzelne  Mitglied  die  Ausstellung  eines  share  certificate  ver- 
langen kann,  und  daß  in  einem  solchen  Falle  die  betreffende  ^<?m/a//v. 
gegen  Zahlung  einer  kleinen  Gebühr  (meist  i  Schilling)  die  fragliche 
Bescheinigung  herstellen  und  dem  Mitgliede  übergeben  muß.  Wie  in 
der  Entscheidung  des  House  of  Lords  zu  dem  Rechtsfalle  Shropshire 
Union  Rcülway  Company  versus  The  Queen  (mitgeteilt  im  7.  Bande  [1875] 
der  Law  Reports  über  English  and  Irish  Appeal  Cases  etc.  before  the 
House  of  Lords^  S.  496 ff.)  festgestellt  ist,  besitzt  ein  share  certificate 
sogar  nur  in  einem  sehr  bedingten  und  beschränkten  Maße  den 
Charakter  einer  Beweisurkimde:  denn  es  bildet  nur  den  widerlegbaren 
Beweis  (prima  facie  evidence)y  daß  die  in  dem  certificate  genannte 
Person  das  legale  Eigentum  (the  legal  ownership)  an  den  fraglichen 
Anteilen  besitzt.  Das  Eigentum  nach  Billigkeitsrecht  (the  equi table 
ownership)  dagegen  mag  irgendeiner  anderen  Person  zustehen; 
darüber  bekundet  das  sJiare  certificate  absolut  nichts.  Vgl.  hierzu 
auch  die  Entscheidung  Moore  versus  North-  Western  Bank^  mit- 
geteilt im  2.  Bande  des  Jahrganges  1891  der  Entscheidungen 
der  Chafuery  Drinsion  etCj  S.  599  ff-  —  Schwieriger  ist  die  Frage 
nach  der  Rechtsnatur  eines  share  Warrant  to  bearer,  d.  h.  eines 
auf  den  Inhaber  lautenden  englischen  Aktienbriefes.  Der  §  28  der 
Companies  Act  von  1867  (30  and  31  Vict,  c,  131)  besagt:  „Ein  share 
Warrant  soll  dem  Inhaber  desselben  einen  Anspruch  auf  die  in  der 
Urkunde  genannten  shares  oder  stock  gewähren,  und  diese  shares  oder 
stock  können  durch  die  Aushändigung  des  share  Warrant  übertragen 
werden."*)  —  William  Willis  bemerkt  in  seinen  Vorlesungen  über 
r^The  Law  of  NegoUable  Securities'^  (2.  Aufl.,  1901)  auf  S.  51  zu  diesem 
Gesetzesparagraphen:  „Er  enthält  keine  Worte,  welche  besagen,  daß 
Jedermann,  der  ein  sJtare  Warrant  in  gutem  Glauben  und  gegen 
Entgelt   annimmt,    einen    Anspruch    auf    die    Urkunde    erwerben    soll. 


*)  Vgl.  Jahrbuch  der  Interaationalen  Vereinigung  für  Vergleichende  Rechts- 
wissenschaft und  Volkswirtschaftslehre.  Bd.  VI  und  VII,  S.  218  und  219.  Ich 
verweise  auch  auf  den  Aufsatz  von  Dr.  Ernest  Schuster  über  die  englischen 
shart  certificates  in  der  Festgabe  der  Juristischen  Gesellschaft  zu  Berlin  für  Dr. 
Richard  Koch  (Berlin,   1903). 

•)  The  Companies  Act,  l86y,  section  28:  „A  share  Warrant  shall  entitU 
the  bearer  of  such  Warrant  to  the  shares  or  stock  specified  in  it,  and  such  shares 
or  stock  may  be  transferred  by  the  delivery  of  the  share  Warrant,'* 
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(There  art  no  words  wJäch  say  that  anybody  who  takes  a  share  Warrant 
bona  fide  and  for  valtie  shall  become  entitled  to  it)  .  .  .  Meiner  Ansicht 
nach  müssen  wir  gegenwärtig  dafürhalten,  daß  die  von  englischen 
Aktiengesellschaften  ausgestellten  Inhaberaktien briefe  nicht  Wertpapiere 
seien  und  hierzu  auch  nicht  durch  einen  Brauch  (oder  Usance)  ge- 
macht werden  können.  (/  think  it  must  be  taken  at  presmt  that  share 
Warrants  in  Englisk  companies  are  not  negotiable  and  cannot  be  made  so 
by  usage),"^  —  In  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Stmmons  i^ersus 
London  Joint  Stock  Bank^  mitgeteilt  im  Jahrgange  1891  der  Law  Reports 
über  Entscheidungen  der  Chancery  Division  etCj  Bd.  I,  S.  270  fF.,  sagt 
Lord  Justice  Bowen  auf  S.  2q6:  „Es  ist  schwer  einzusehen,  wie 
Aktienbriefe  einer  Kapitalsassoziation,  mögen  dieselben  auf  den  Inhaber 
oder  auf  den  Namen  lauten,  da  sie  doch  nicht  Sicherheiten  für  eine 
.Geldzahlung  darstellen,  einen  Anspruch  auf  die  Bezeichnung  als 
Wertpapiere  erheben  können.  (It  is  difficult  to  see  hoio  shares^  share 
Warrants^  or  certificates  of  shares  in  a  Company,  which  are  not  securities 
Jor  money,  can  be  entitled  to  tJie  description  of  negotiable  securities).'^  — 
Wenn  auch  gewisse  Zweifel  bestehen,  s<j  kann  doch  mit  Sicherheit 
als  herrschende  Meinung  bezeichnet  werden,  daß  selbst  die  auf  den 
Inhaber  lautenden  Aktienbriefe  englischer  Aktiengesellschaften  keine 
negotiable  instruments  darstellen. 

c)  Negotiable  instruments.'^)  William  Willis  (a.  a.  O.,  S.  6) 
gibt  folgende  Definition:  „Ein  negotiable  instrument  ist  eine  Urkunde, 
an  welcher  Jedermann,  der  die  Urkunde  in  gutem  Glauben  und 
gegen  Entgelt  annimmt,  das  Eigentum  erwirbt,  vorausgesetzt,  daß  die 
Urkunde  so  beschaffen  und  in  einem  solchen  Zustande  ist,  daß  der 
wahre  Eigentümer  würde  die  in  der  Urkunde  enthaltene  obligatorische 
Vereinbarung  oder  Verpflichtung  durch  bloße  Aushändigung  der  Urkunde 
übertragen  können."®)  —  In  Goodevi s  Modern  Law  of  Personal  Proper ty, 
4.  Aufl.  (1904),  heißt  es  auf  S.  165:  „Ein  negotiable  instrument  ist  eine 
Urkunde,  welche  eine  obligatorische  Verpflichtung  auf  Zahlung  von 
Geld  an  eine  benannte  Person  oder  deren  Order  (eine  solche  Order 
wird  durch  ein  Indossament  auf  der  Urkunde  zum  Ausdrucke  gebracht) 
oder  an  den  Inhaber  der  Urkunde  verkörpert,  und  welche  gewisse 
Besonderheiten  besitzt,  die  am  besten  dadurch  verstanden  werden,  daß 
man  Urkunden  der  genannten  Art  als  Ausnahmen  zu  der  Geltung 
zweier  Grundregeln  des  englischen  Rechts  betrachtet,'  nämlich  der 
Regeln:  i.  daß  niemand  einen  besseren  Rechtstitel  an  einer  beweg- 
lichen Sache  übertragen  kann,   als  er  selber  besitzt,  es  sei  denn  durch 


^)  Ich  kann  mich  hier  nur  darauf  beschränken,  dem  nichtenglischen  Juristen 
einige  Ausführungen  hervorragender  Autoritäten  über  die  Bedeutung  und  den 
Umfang  des  Ausdruckes  „negotiable  instruments**  zu  geben.  Eine  genaue  Dar- 
stellung des  für  den  Verkehr  so  wichtigen  Rechtsinstituts  der  Wertpapiere  muß 
dem  Kommentar  zu  dem  2.  Buche  (Recht  der  Schuldverhältnisse)  dieser  Kodi- 
fikation vorbehalten  bleiben. 

^)  ,,A  negotiable  instrument  is  one  tke  property  in  which  is  acquired  by 
every  p^rson  who  takes  it  bona  fide  and  for  value,  proz'ided  that  the  instrument 
is  such  and  in  that  jtate  that  the  true  owner  could  transfer  the  contract  or 
Engagement  contained  the  rein  by  simple  delivery  of  the  instrumenta* 
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einen  Verkauf  auf  offenem  Markte  (in  market  m^ert)  •) ;  und  2.  daß  eine 
ihose  in  action  nach  Gemeinem  Recht  nicht  in  einer  solchen  Weise 
cediert  werden  kann,  daß  der  Cessionar  ein  Recht,  im  eigenen  Namen 
aus  dem  Vertrage  zu  klagen,  erwirbt.*'*®)  —  T.  M.  Stevens  sagt  in 
seinen  Elements  of  Mercantile  Law  (3.  Aufl.,  S.  177):  „Die  charakteristischen 
Eigenschaften  eines  negotiable  itistrument  sind  folgende:  i.  Das  Eigentum 
an  der  Urkunde  geht  von  Hand  zu  Hand  durch  bloße  Übergabe;  2.  d^r 
rechtmäßige  Inhaber  wird  nicht  durch  Mängel  in  dem  Rechtstitel  seines 
oder  seiner  Vormänner  benachteiligt;  3.  er  kann  im  eigenen  Namen 
klagen;  4.  er  wird  nicht  durch  gewisse  Einreden  berührt,  welche  gegen 
^ine  Vormänner  geltend  gemacht  werden  könnten,  z.  B.  Betrug,  an 
welchem  er  nicht  beteiligt  ist."")  —  In  seinen  PrincipUs  of  Contract 
(7.  Aufl.)  schreibt  Sir  Frede rick  Pollock  auf  S.  231:  „Ein  negotiable 
Instrument  muß  einen  obligatorischen  Vertrag  auf  Zahlung  von  Geld 
oder  auf  Aushändigung  einer  anderen  negotiablen  und  Geld  repräsen- 
tierenden Sicherheit  darstellen.  Ein  schriftliches  Versprechen,  1000  Tonnen 
Eisen  dem  Inhaber  auszuliefern,  ist  daher  kein  negotiable  Instrument 
und  gewährt  dem  Besitzer  kein  Klagerecht.****) 


•)'  Über  den  Aasdruck  ,jnarket  orerf'  gibt  Bla(;kstone,  Cofnmentnries^ 
Bd.  II,  S.  449,  folgende  Erklärung:  ^M:rkei  oveti  (d.  h.  offener  Markt)  vird  in 
der  Provinz  nur  an  besonderen  Tagen  abgehalten,  welche  für  die  einzelnen  Städte 
entweder  durch  Charter  oder  durch  Verjährung  festgesetzt  sind.  In  London 
dagegen  ist  jeder  Tag  mit  Ausnahme  des  Sonntags  ein  Markttag.  Der  Marktplatz 
oder  der  nach  Ortsgebrauch  für  den  Verkauf  bestimmter  Waren  festgesetzte  Platz 
ist  des  weiteren  in  der  Provinz  der  einzige  offene  Markt.  In  London  dagegen 
jjilt  jeder  Laden  (shop)^  in  welchem  Waren  zum  Verkaufe  öffentlich  ausgelegt 
werden,  als  market  avert,  jedoch  nur  für  solche  Waren,  mit  denen  der  Eigentümer 
einen  gewerbsmäßigen  Handel  zu  treiben  kundgibt."  —  Unter  „London"  ist  hier 
nur  die  City  von  London  gemeint. 

^®)  ,,A  negotiable  instrununt  is  a  document  embodying  a  contract  to  pay 
money  to  a  person  named^  or  his  order  (which  is  signified  by  an  indorsement  on 
tue  instrument),  or  to  the  bearer  of  the  document^  and  possessing  certain  peculiar 
qucUities  which  will  be  best  understood  by  considering  such  inUruments  as  being 
exceptions  to  the  Operation  of  two  gener al  ruUs  of  English  law,  z'iz.,  the  rules 
(I)  that  no  man  can  transfer  a  better  title  to  a  chattel  personal  than  he  himself 
possesses,  except  only  by  a  sale  in  market  overt;  and  (2)  that  a  chose  in  action 
cannot,  at  common  law,  be  assigned  so  as  to  give  to  the  assignee  a  right  to  sue 
i'ft  the  contract  in  his  own  name.** 

**)  „The  characteristics  of  a  negotiable  instrument  are  these:  (I.)  Proper ty 
in  it  passes  from  kand  to  hand  by  mere  delivery;  (II.)  the  holder  in  due  course 
is  not  prejudiced  by  defects  of  title  of  his  transferor  or  of  prei'ious  holders; 
(IlL)  he  can  sue  in  his  own  name;  (IV.)  he  is  not  affected  by  certain  defences 
ivhich  might  be  available  against  previous  holders,  e.  g.,  fraud  to  which  he  is  no 
party.**  —  Ich  verweise  auch  auf  die  Definition,  welche  Lord  Justice  Bowen 
voa  einem  negotiable  instrument  payable  to  the  bearer  in  der  oben  sub  b 
zitierten  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Simmons  versus  London  Joint  Stock  Bank 
auf  S.  294  des  angeführten  Law  Report  gibt,  und  welche  die  Grundlage  zu  der 
"^tevens'schen  Erläuterung  bildet. 

**)  ,^A  negotiable  instrument  must  be  a  contract  to  pay  money  or  to  delirer 
another  negotiable  security  representing  money:  therefore  a  promise  in  writing  to 
dilwer  1000  tons  of  iron  to  the  bearer  is  not  negotiable  atid  gii'es  no  right  of 
action  to  the  possessor,'^ 
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§  42. 

Der  Ausdruck  Jand"  umfaßt  die  noch  nicht  gewonnenen 
Mineralien,  Wasser  auf  oder  unter  der  Erdoberfläche,  Bäume 
und  sonstige  Pflanzen,  welche  tatsächlich  in  dem  Erdboden 
wachsen,  die  mit  dem  Grund  und  Boden  verbundenen  Gebäude- 
und  alle  Gegenstände,  welche  dem  Grund  und  Boden  oder 
einem  mit  dem  Grund  und  Boden  verbundenen  Gebäude  in 
einer  solchen  Weise  eingefügt  sind,  daß  sie  ohne  bemerkbare 
Veränderung  des  Grund  und  Bodens  oder  des  Gebäudes  nicht 
entfernt  werden  können  (,,Ftxtures"J, 

agricultural  ßjciMres  6  Pflanzen  4 

Bergwericseigentum  3  ^reci&us  metaU  \        . 

embUmeHtt  4  royal  mines         \    '  ^""^-  ^ 

ßxtures  /ot*  omantettt  or  cottoenitnce  6  Stockwerkseigentum  5 

fructus  industriaUs  4  SMr/ace  and  othtr  witter  3 

Grenzen  eines  Grundstückes  i  timber  4  Arno.  3 

permanent  and  temporary  annexation  5  trade  fixtures  6 

Pfändung  von  Früchten  auf  dem  Halme  4  unworked  minerals  9 

Vorbemerkung:  Der  §  42  handelt  von  den  körperlichen,  der  §  43 
von  den  unkörperlichen  Bestandteilen  eines  Grundstückes.  Ein  körper- 
licher Grundstücksbestandteil  ist  eine  körperliche  Sache,  welche  mit 
dem  Grund  und  Boden  in  einem  solchen  Zusammenhange  steht,  daß 
sie  nicht  Gegenstand  besonderer  dinglichen  Rechte  ist,  sondern  dem 
Rechtsschicksale  des  fraglichen  Grund  und  Bodens  folgt.  (Vgl.  §  93 
des  deutschen  BGB.)  Unter  unkörperlichen  Grundstücksbestandteilen 
dagegen  sind  solche  Rechte  zu  verstehen,  die  mit  dem  Eigentums- 
bezw.  Besitzrechte  an  einem  Grundstücke  so  eng  verbunden  sind,  daß 
sie  ohne  weiteres,  d.  h.  ohne  besondere  Übertragung,  auf  einen  neuen 
Eigentümer  bezw.  Besitzer  des  fraglichen  Grundstückes  übergehen. 
(Vgl.  §  96  des  deutschen  BGB.) 

I.  Im  englischen  Rechte  gilt  der  Grundsatz:  Cujus  est  solum^  ejus 
est  usque  ad  coelum  et  usque  ad  inferos;  oder,  wie  es  auch  kürzer  heißt: 
Cujus  est  soluntj  ejus  est  altum;  vgl.  die  Wprte  des  Master  of  the  Rolls 
Jessel  auf  S.  620  im  13.  Bande  der  Law  Reports  über  Entscheidungen 
der  Chancery  Division  etc,  gelegentlich  des  Rechtsstreites  In  re  Afetro- 
politan District  Railway  Company  and  Cosh.  —  Sir  William  Blackstone 
sagt  im  2.  Bande  seiner  Commeniaries  auf  S.  18:  „Im  Rechtssinne  hat 
ein  Grundstück  nach  oben  .sowohl  wie  nach  unten  eine  unbegrenzte 
Ausdehnung.  In  Bezug  auf  die  Grenze  nach  oben  gilt  der  Satz:  Cujus 
est  solum,  ejus  est  usque  ad  coelum;  demzufolge  darf  niemand  ein  Gebäude 
oder  sonst  etwas  errichten,  das  über  das  Grundstück  des  Nachbarn 
überragt.  Was  die  Grenze  nach  unten  anlangt,  so  gehört  dem  Eigen- 
tümer der  Erdoberfläche  alles,  was  sich  in  einer  direkten  Linie  zwischen 
der  Erdoberfläche  eines  Grundstückes  und  dem  Mittelpunkte  der  Erde 
befindet,  wie  dies  die  tägliche  Erfahrung  in  den  Bergwerksdistrikten 
lehrt.  Sonach  umfaßt  der  Ausdruck  „/^W**  nicht  nur  die  Erdoberfläche, 
sondern  alles  unter  und  oberhalb  derselben."  —  John  Salmond 
(JurisprudencCj  S.  497)  schreibt:  „Alle  Grundstücke  in  England  treffen 
sich  an  einem  einzigen  Endpunkte  im  Erdzenlrum."     (All  the  pieces  of 
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land  in  England  meet  together  in  one  terminal  point  at  the  eartHs  centre,)  — 
Wenn  sich  auch  das  Grundeigenlum  im  Rechtssinne  nach  oben  hin 
imbegrenzl  fortsetzt,  so  ist  dies  jedoch  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob 
der  Grundeigentümer  in  unbeschränkter  Weise  die  Benutzung  des 
Luftraumes  oberhalb  seines  Grundstückes  dritten  untersagen  könne; 
vielmehr  bildet  hier  das  Interesse  des  Eigentümers  die  Grenze  seiner 
rechtlichen  Herrschaft.  Salmond  (a.a.O.,  S.  498)  sagt:  „Das  objektive 
Recht  verbietet  einzig  und  allein  solche  Handlungen  (dritter),  welche 
ihrer  Natur  nach  oder  infolge  ihrer  Nähe  den  vollen  Genuß  und 
Gebrauch  der  Erdoberfläche  beeinträchtigen."  —  Zum  Vergleiche  ver- 
weise ich  auf  die  Bestimmungen  des  §  905  des  deutschen  BGB. 

2.  Wird  der  estale  in  fee  simple  oder  ein  estate  in  fee  tail  (s.  Erl. 
zu  S  37  sub  2)  an  einem  freien  Lehngrundstücke  übertragen,  so  schließt 
eine  solche  Übertragung,  ohne  daß  es  einer  besonderen  Klausel  bedarf, 
(las  Eigentum  an  allen  „untvorked  minerals^^^)  d.  h.  an  allen  noch  nicht 
gewonnenen  Mineralien,  die  sich  etwa  in  dem  Grund  und  Boden 
befinden,  in  sich.  Es  sind  also  auch  die  dem  Bergbau  unten\'orfenen 
Fossilien  usw.  nicht  dem  Rechte  des  Grundeigentümers  entzogen  und 
bilden  nicht,  wie  im  deutschen  Rechte,  den  Gegenstand  eines  besonderen 
.'\neignungsrechtes.*)  Indessen  ist  es  möglich,  diese  Bestandteile  des 
Gnindstückes  von  der  Übertragung  ausdrücklich  auszuschließen.  In 
einem  solchen  Falle  verbleiben  dann  die  Fossilien  usw.  dem  bisherigen 
Grundeigentümer  als  besonderes  Bergwerkseigentum.  Umgekehrt  kann 
auch  ein  Grundeigentümer  sich  das  Eigentum  an  der  Erdoberfläche 
vorbehalten  und  das  Eigentum  an  den  tiefer  liegenden  Erdschichten 
veräußern.  Von  diesen  Regeln  besteht  eine  Ausnahme  bezüglich  des 
EnA-erbes  von  Grundeigentum  seitens  Eisenbahngesellschaften  und 
Wasserwerken.  •Die  §§  'j'j — 85  der  Railways  Clauses  Consolidation  Ad 
von  1845  (8  and g  Vict.  c.  20)  bestimmen,  daß  eine  Eisen bahngesellschaft 
das  Eigentum  an  den  unterhalb  der  Erdoberfläche  liegenden  Mineralien  usw. 
nur  dann  erwerben  solle,  wenn  dieselben  ausdrücklich  mit  in  die  Über- 
tragung des  oder  der  fraglichen  Grundstücke  einbegriffen  worden  seien. 
Eine  gleiche  Anordnung  für  Wasserwerke  enthalten  die  §§  18 — ij  der 
IVateniforks  Clauses  Act  von  1847  (lO  Vict.  c.  ly).  —  Auch  durch 
Verjährung  kann  eine  Trennung  des  Eigentums  an  der  Erdoberfläche 
von  dem  Eigentum  an  den  tiefer  liegenden  Erdschichten  bewirkt  werden. 
Beispielsweise  wurde  in  den>  Prozesse  The  Midland  Railway  Company 
versus  Wright  aus  dem  Jahre  1901  (s.  La7if  Reports  des  genannten  Jahres 


^)  Unter  den  Ausdruck  jfffiimern/s'^  fallen  alle  einen  Handelswert  (connnercial 
'alue)  besitzenden  Stoffe,  welche  aus  dem  Grund  und  Boden  entweder  durch 
unierirdischen  oder  oberirdischen  Abbau  {eiiher  hy  mining  or  qtiari-ying)  gewonnen 
werden  können,  mit  Ausnahme  der  gewöhnlichen  Tonerde  {common  chty)\  vgl.  die 
Entscheidung  des  Rechtsfalies  Glasginv  versus  Furie  im  ^3.  Bande  der  Appeal 
Caus  before  thc  J/ousc  of  Lords  etc.,  S.  05 7  ff. 

*)  Eine  Ausnahme  besteh^  nur  bezüglich  der  sogenannten  precioits  vietals 
'•  h.  Gold  und  Silber),  welche  cicr  Krone  als  Ausfiul*  der  königlichen  Prärogative 
gehören:  vgl.  den  Case  of  Mines  aus  dem  Jahre  1568  im  i.  Bande  von  Plo-iodens 
iitports  {Queen' s  ßjnch),  S.  3 10  ff. ;  ferner  Attorney-General  versus  Morgan  im 
I-  Bande  der  Larv  J^e/mrfs  des  Jahres  1891  über  Entscheidungen  der  Chancery 
l^'-ision  etc..  S.  432  ff.      Man  nennt  daher  (iold-  und  Silberminen  „A'oya/  mines*'. 
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oder  in  ein  Gebäude  eingefügten  Sachen  als  Bestandteile  des  Grand- 
stückes bezw.  Gebäudes  anzusehn  seien  oder  nicht.  In  dem  Rechts- 
streite  Walmsley  versus  Milne^  mitgeteilt  im  7.  Bande  der  Common  Beruh 
Reports^  New  Seriesy^)  S.  ii5if.,  handelte  es  sich  um  die  Frage,  ob 
eine  Dampfmaschine  (sieam-engine)  nebst  Kessel  (boiler),  welche  der 
Grundeigentümer  einem  Gebäude  so  eingefügt  hatte,  daß  eine  Trennung 
ohne  Beschädigung  des  Gebäudes  und  der  eingefügten  Sachen  statt- 
finden konnte,  Bestandteile  des  betreffenden  Grundstückes  geworden 
wären.  Das  Gericht  bejahte  diese  Frage  mit  der  Begründung,  „daß 
die  Gegenstände  zum  Zwecke  einer  Verbesserung  des  lehnrechtlichen 
Erbbesitzes  und  nicht  zu  einem  vorübergehenden  Zwecke  dem 
Lehngrundstücke  fest  eingefügt  wären"  (that  they  were  all  firmly  annexed 
to  the  freeholdfor  the  purpose  of  improving  the  inheritance  and  not  for 
any  temporary  purpose),  —  In  der  Entscheidung  des  Rechtsstreites 
Holland  versus  Hodgson^  mitgeteilt  im  7.  Bande  der  La^v  Reports  über 
Entscheidungen  des  Court  of  Common  Pleas,^)  S.  328  ff.,  sagt  Mr,  Justice 
Blackburn  auf  S.  335:  „Die  wahre  Regel  ist  vielleicht,  daß  Gegen- 
stände, welche  nur  durch  ihr  eigenes  Gewicht  mit  dem  Grundstücke 
verbunden  sind,  nicht  als  Bestandteile  des  Grundstückes  angesehen 
werden  dürfen,  es  sei  denn,  daß  die  Umstände  eine  Absicht  erkennen 
lassen,  die  fraglichen  Gegenstände  zu  Bestandteilen  des  Grundstückes 
zu  machen.  Die  Beweislast,  daß  eine  solche  Absicht  bestanden  hat, 
liegt  auf  demjenigen,  der  behauptet,  daß  die  Gegenstände  aufgehört 
hätten,  bewegliche  Sachen  zu  sein.  Auf  der  anderen  Seite  muß  ein 
Gegenstand,  der  selbst  nur  leicht  mit  dem  Grundstücke  verbunden  ist. 
als  Bestandteil  des  Grundstückes  angesehn  werden,  es  sei  denn,  daß 
die  Umstände  eine  Absicht  erkennen  lassen,  auch  fernerhin  den 
Gegenstand  als  bewegliche  Sache  zu  behandeln.  Die  Beweislast  für 
das  Vorhandensein  einer  solchen  Absicht  liegt  auf  demjenigen,  der 
behauptet,  daß  der  fragliche  Gegenstand  eine  bewegliche  Sache  sei."') 
-—  In  dem  Rechtsstreite  Monti  versus  Barnes^  mitgeteilt  im  i.  Bande 
der  Law  Reports  des  Jahres  1901  über  Entscheidungen  der  Ktngs 
Bench  Division  etc.y  S.  205  ff.,  erkannte  der  Court  of  Appeal,  daß  ein 
eisernes  Gitter,  welches  von  dem  Besitzer  eines  Grundstückes  auf  dem 


*)  Der  volle  Titel  dieser  Entscheidungssammlung  lautet:  Common  Bmch 
Deports,  Xew  Series.  Cases  argited  and  detiimined  in  the  Court  of  Common 
Pleas  and  in  the  Courts  of  Error.  In  20  volumes  from  iS^j  to  186^.  By 
John  Scott.     Die  abgekürzte  Zitierweise  ist:   C.  B.  N.  S. 

*)  Diese  unter  Aufsicht  des  Incorporated  Council  of  Law  Keporting  (s.  Erl. 
,zu  §  34  sub  3,  Anm.  7)  herausgegebene  Sammlung  nennt  sich:  The  Laiv  Reports. 
Court  of  Common  Pleas.  In  10  volumes  from  iS6^  to  iSj^.  Abgekürzte  Zitier- 
weise :  Z.  A\  C.  P. 

'j  „Perhaps  the  true  rtile  is  that  articles  not  otherivise  attached  to  the  land 
than  by  their  own  iveight  are  not  to  be  considered  as  part  of  the  land.  unless  the 
circumstances  are  such  as  to  shoio  Hiat  they  were  intended  to  be  pari  of  the  land. 
ihe  onAs  of  shoicing  that  they  7i<ere  so  intended  lying  on  those  who  assert  that 
they  haTe  ceased  to  be  chatteis,  and  that,  on  the  coutrary.  an  article  whieh  is 
affixed  to  the  land  even  slightly  is  to  be  considered  as  part  of  the  land.  unless 
the  circumstances  are  such  as  to  show  that  it  7oas  intended  all  along  to  contintte 
a  chattel,  the  onus  lying  on  those  who  contend  that  it  is  a  chattet.** 
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letztoren  nur  lose,  d  h.  ohne  feste  Einfügimg  in  den  Grund  und 
Boden  (not  pkysicaüy  attached  to  the  freehold)  aufgestellt  worden  war, 
zu  einem  Bestandteile  des  Grundstückes  (pari  of  the  land)  gemacht 
wäre;  weil  zur  Zeit  der  Aufstellung  die  Absicht  voigel^en  hätte,  das 
Gitter  zu  einer  part  of  the  land  zu  machen.  —  Wie  diese  richterlichen 
Entscheidimgen  zeigen,  spielt  auch  im  englischen  Recht  bei  Be- 
antwortung der  Frage,  ob  eine  dem  Grund  und  Boden  oder  einem 
Gebäude  eingefCkgte  Sache  Bestandteil  des  Grundstückes  bezw.  Gebäudes 
sei,  die  Absicht  der  einfügenden  Person,  den  fraglichen  Gegenstand  zu 
einer  pari  of  the  land  zu  machen,  d.  h.  eine  Einfügung  zu  einem 
dauernden  Zwecke  vorzunehmen,  eine  nicht  zu  übersehende  Rolle. 
Prof.  Salmond  (a.a.O.,  S.  498 — 499)  schreibt:  „Endlich  umfaßt  der 
Aasdruck  yland^  alle  durch  menschtiche  Tätigkeit  auf  oder  unter  der 
Erdoberfläche  mit  der  Absicht  einer  dauernden  ZufCkgung  (with  the 
intent  of  permanent  annexation)  angebrachten  Gegenstände.  Letztere 
werden  Bestandteile  des  Grundstückes  und  verlieren  ihre  Identität  als 
selbständige  bewegliche  Sachen,  z.  B.  Gebäude,  Mauern,  Einzäunungen. 
Das  römische  Recht  sagte:  Omne  quod  inaedißcatur  solo  cedit.  Unter 
der  Voraussetzung,  daß  die  notwendige  Absicht  einer  dauernden  Zu* 
fugung  (the  requisite  mtent  of  permanent  annexation)  vorhanden  ist,  ist 
eine  physische  Befestigung  mit  dem  Grund  und  Boden  (pßrysical 
attachment  to  the  surface)  nicht  erforderlich.  Eine  aus  Feldsteinen  ohne 
Mörtel  und  Fundamentierung  hergestellte  Mauer  bildet  einen  Bestand- 
teil des  Grundstückes,  auf  welchem  sie  steht.  Umgekehrt  ist  eine 
physische  Befestigung  ohne  die  Absicht  einer  dauernden  Zufügung 
für  sich  allein  nicht  hinreichend.  Teppiche,  Gobelins  oder  sonstige 
Ausschmückungen,  welche  an  den  Fußboden  oder  an  die  Wände  eines 
Hauses  genagelt  sind,  werden  hierdurch  noch  nicht  Bestandteile  des 
Hauses.  Geldstücke,  welche  in  dem  Erdboden  vergraben  sind,  ver- 
bleiben nicht  minder  bew^liche  Sachen  als  solche  Geldstücke,  welche 
sich  in  der  Tasche  ihres  Eigentümers  befinden."  —  Meiner  Ansicht 
nach  gelten  auch  für  das  englische  Recht  die  Sätze:  „Zu  den  Bestand- 
teilen eines  Grundstückes  gehören  solche  Sachen  nicht,  die  nur  zu 
einem  vorübergehenden  Zwecke  mit  dem  Grund  und  Boden  verbunden 
sind",  und  „Sachen,  die  nur  zu  einem  vorübergehenden  Zwecke  in 
ein  Gebäude  eingefügt  sind,  gehören  nicht  zu  den  Bestandteilen  des 
Gebäudes"  (vgl.  §  95  des  deutschen  BGB).  —  Eine  Ausnahme  von 
der  Regel,  daß  Bestandteile  eines  Gebäudes  nicht  Gegenstand  besonderer 
Rechte  sein  können,  bildet  das  im  englischen  Rechte  anerkannte 
Stockwerkseigentum:  vgl.  Coke  upon  Littleton^  folio  48^,  Es  ist  zu- 
lässig, daß  nicht  nur  die  einzelnen  Stockwerke,  sondern  auch  einzelne 
Räume  eines  Hauses  verschiedene  Eigentümer  haben  können.  Eis 
handelt  sich  hier  also  nicht  um  ein  jus  in  re  aliena^  sondern  um  ein 
wahres  Eigentum,  um  ein  jus  in  re  propria,  JoshuaWilliams  {Law 
of  Real  Proper ty^  19.  Aufl.,  S.  34)  sagt,  nachdem  er  ausgeführt  hat,  daß 
eine  Trennung  des  Eigentums  an  der  Erdoberfläche  von  dem  Eigentume 
an  den  tiefer  liegenden  Erdschichten  erlaubt  sei:  „In  gleicher  Weise 
können  ^hambers*^  Gegenstand  einer  Übertragung  zu  körperlichem 
Eigentum  sein,  imabhängig  von  den  Stockwerken  (floors)  ober-  oder 
unterhalb  derselben." 

O.  Schirrmeister,  Bürgerl.  Recht  Englands.     I.  14 
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6.  Der  Ausdruck  „fixtures^  wird  in  der  englischen  Rechtssprache 
in  einem  verschiedenen  Sinne  gebraucht.     Im  ^veiteren  Sinne  umfiäBt 
das  Wort  alle  Gegenstände,   welche  ursprünglich  selbständige  beweg- 
lichen Sachen  gebildet  haben,  aber  durch  Menschenhand  so  mit  dem 
Grund  und  Boden  verbunden  oder  einem  Gebäude  eingefügt  worden 
sind,  daß  sie  als  Bestandteile  (parts)  des  Grundstückes  bezw.  Gebäudes 
im  Rechtssinne  gelten.     In  einem  engeren  Sinne  dagegen  sind  fixtures 
solche  Bestandteile  eines  Grundstückes  oder  Gebäudes,  welche  derjenige 
tenantj  der  die  Einfügung  vorgenommen  hat,  wieder  von  dem  Grund- 
stücke oder  Gebäude  trennen  darf.     In  der  Entscheidung  des  Rechts- 
falles Hallen  versus  Runder,  mitgeteilt  im  i.  Bande  der  von  Crompton, 
Meeson  und  Roscoe  herausg^ebenen  Exchequer  Reports  (1834—1836), 
S.  266  fF.,  sagt  der  Gerichtshof  auf  S.  276:  „Das  Wort  j fixtures^  hat  die 
eigenartige  Bedeutung  erlangt  von  beweglichen  Sachen,  die  zwar  dem 
Lehngute  eingefügt  worden  sind,  die  aber  nach  dem  Willen  derjenigen 
Person,  welche  die  Gegenstände  eingefügt  hat,  entfernt  werden  können."  ") 
—  Man  unterscheidet  drei  Arten  von ßxiures  im  engeren  Sinne:  a)  trcuie 
fixtures,  d.  h.  solche  Gegenstände,  die  der  gegenwärtige  tenant  zur  Aus- 
übimg seines  Handels  oder  Gewerbes  mit  dem  Grund  und   Boden, 
bezw.  mit  dem  Gebäude  verbunden  hat;   b)  fixtures  for  omament  ar 
cofwenience,  d.  h.   Gegenstände,   die  zur  wohnlichen  Ausstattung  eines 
Hauses  oder  Grundstückes  von  dem  gegenwärtigen  Besitzer  angebracht 
worden  sind;   und  c)  agrtcultural  fixtures,  d.  h.  Gegenstände,  welche 
der  gegenwärtige  Besitzer  eines  zu  landwirtschaftlichen  oder  gärtnerischen 
Zwecken  dienenden  Grundstückes,   um   das  letztere  besser  ausnutzen 
und   verwerten  zu  können,  entweder  selber   auf  eigene   Kosten    ein- 
gefügt oder  von  seinem  Vorgänger  gegen  Geldzahlung  übernommen  hat. 

§  43. 
Servituten,  von  der  Krone  verliehene  Gerechtsame,  Vor- 
rechte und  andere  ähnliche  Rechte,  welche  von  dem  Eigen- 
tümer oder  Besitzer  eines  Grundstückes  als  solchem  ausgeübt 
werden,  fallen  gleichfalls  unter  den  Begriff  ,,land"  und  gehen 
bei  einer  Übertragung  des  Eigentums-  oder  Besitzrechtes,  sei 
es  auf  Grund  eines  Rechtsgeschäftes  unter  Lebenden  oder 
von  Todes  wegen,  ohne  ausdrückliche  Worte  auf  den  neuen 
Eigentümer  bezw.  Besitzer  über.^ 

^  Conveyancing  Act,  1881,  s.  6.  Es  ist  fraglich,  ob  diese  Regel  auch  auf 
solche  Gnindstücksübertragangen  anwendbar  ist,  -welche  vor  dem  i.  Januar  1882 
stattgefunden  haben:  vgl.  Attorney-Gtrieral  v.  Ewelme  Hospital  (1853)  17  Beav.  385. 

enactfMenis  über  den  Ausdruck  „land"  a  Übergang  von  unkörperlichen  Bestandteilen  eines 

Inkrafttreten   eines  Parlamentsgesetzes  3  Anm.  4  .,  Grundstückes  vor  dem  Jahre  1882  4 

mtssuage  a  Anm.  x  Übertragung  eines  Grundstückes  3 

serxnttules  x  unkörperliche  Bestandteile  eines  Grundstückes  x 


**)  ,,  The  Word  ^fixtures*'  käs  acquired  the  peculiar  meaning  of  chatteis  "which 
have  been  annexed  to  the  freehold,  but  which  are  removable  at  the  will  of  the 
Person  who  annexed  them." 
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1.  Der  §  43  handelt  von  den  unkörperlichen  Bestandteilen  eines 
Grandstückes  (s.  Erl.  zu  §  42,  Vorbemerkung).  An  erster  Stelle  sind 
die  y,senntudes-^  j  d.  h.  die  dinglichen  Nutzungsrechte  an  einem  fremden 
Grandstücke  aufgezählt  Wie  ich  schon  in  den  Erl.  zu  §  40  sub  5 
bemerkt  habe,  ist  die  Bezeichnung  ^servitudes^  kein  technischer  Aus- 
drack  (term  of  art)  des  englischen  Rechts,  wird  aber  bisweilen  von 
englischen  Rechtsschriftstellem  gebraucht,  um  zwei  wichtige  Klassen 
von  dinglichen  Rechten  an  fremden  Grundstücken  zusammenzufassen: 
die  easements  und  die  profits  ä  prmdre-,  vgl.  Digby,  History  of  the 
Law  of  Real  Property,  5.  Aufl.,  S.  181  f.  Über  die  Bedeutung  des 
Ausdruckes  „easemenf*  s.  Erl.  zu  §  40  sub  5  ^  und  über  die  Bedeutung 
des  Ausdrucks  j^profits  ä  prendre^  s.  Erl.  zu  §  37  sub  4«  7.  —  An 
zweiter  Stelle  nennt  der  §  43  die  „franchises^  d.  h.  die  von  der  Krone 
verliehenen  Gerechtsame.  Gemeint  sind  natürlich  nur  solche  Gerecht- 
same, „welche"  —  wie  die  englische  Rechtssprache  sich  ausdrückt  — 
„nach  dem  Grund  und  Boden  schmecken"  (which  savour  of  the  land)\ 
vgl  Erl.  zu  §  37  sub  4«^.  —  Schließlich  zählt  der  §  43  zu  den  un- 
körj)erlichen  Grundstücksbestandteilen  „privilegesy  and  other  similar 
rights  exeräsed  by  the  owner  or  occupier  of  landj  as  such^  (Vorrechte 
und  andere  ähnlichen  Rechte,  welche  von  dem  Eigentümer  oder  Besitzer 
eines  Grundstückes  als  solchem  ausgeübt  werden).  Unter  diesen 
Sammelbegriff  fallen  zunächst  alle  sonstigen  hereditaments  purely  in- 
corporealj  welche  entweder  appendant  oder  appurtenant  to  the  land  sind : 
s.  Erl.  zu  §  40  sub  5.  Des  Weileren  schließen  die  erwähnten  Worte 
auch  solche  Rechte  oder  Vorteile  in  sich,  welche  man  vielleicht  als 
gesetzliche  easements  bezeichnen  kann.  Grundsätzlich  ist  ein  easement 
ein  incorporecU  hereditament  appurtenant,  d.  h.  eine  durch  Rechtsgeschäft 
oder  Ersitzung  zur  Entstehimg  gelangte  Grunddienstbarkeit.  Es  gilt 
ferner  der  Satz,  daß  niemand  ein  easement  an  seinem  eigenen  Grund- 
stücke besitzen  kann.  Wenn  nun  z.  B.  X.  der  Eigentümer  der  Gnmd- 
stücke  I  und  II  ist  und  zum  Besten  des  Grundstücks  1  eine  Wasser- 
leitung (artificial  watercourse)  über  das  Grundstück  II  oder  einen  Weg 
über  letzteres  Grundstück  angelegt  hat,  so  sind  diese  Vorteile  keine 
easements  zu  Gunsten  des  Grundstückes  I,  solange  X.  der  Eigentümer 
der  beiden  Grundstücke  ist.  Verkauft  aber  X.  das  Grundstück  I,  so 
gehen  die  genannten  Vorteile,  ohne  daß  es  einer  besonderen  Über- 
tragungsklausel bedarf,  auf  den  neuen  Eigentümer  als  easements  über, 
obwohl  sie  vor  der  Übertragung  nicht  als  dingliche  Rechte  an  einem 
fremden  Grundstücke  bestanden  haben:  vgl.  Joshua  Williams,  Law 
of  Real  Froperty,  19.  Aufl.,  S.  605. 

2.  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „land'^  enthält  das  eng- 
lische Statute  or  written  law  verschiedene  enactments  (s.  Erl.  zu  §  i 
sub  3,  Anm.  4,  a.  E.).  Der  §  2  Abs.  2  der  Cotweyancing  and  Law 
of  Proptrty  Act  von  1881   (44  and  45    Vict.  c.  41)  bestimmt: 

„Soweit  nicht  eine  anderweitige  Absicht  kundgetan  wird,  umfaßt 
der  Ausdruck  ,land^  Grundstücke,  welche  irgend  ei  wem  lehn  rechtlichen 
Verhältnisse  unterstehen  {landofany  tenure),  lehnrechtliche  Vermögens- 
gegenstände (tenements)^  corporeal  und  incorporeal  hereditametits,  Häuser 
und  sonstige  Baulichkeiten  (houses  and  other  buildings),  sowie  einen 
ideellen  Anteil  an  einem  Grundstücke  (an  undivided  share  in  land)" , 
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Nach  §  3  der  Interpretation  Act  von  1889  (52  and  53  VkL  u  63), 
schließt  der  fragliche  Ausdruck  in  sich :  „messuagesy  ^)  tentments  and 
hereditamentSj  houses  and  huildings  of  any  tenure,^  —  Der  §  50  der 
Trustee  Act  von  1893  (56  and  5/   Vict.  c.  53)  verordnet: 

„Der  Ausdruck  planet  umfaßt  manors  und  lordships^)  sowie 
anscheinend  bestehende  (reputed)  manors  und  lordships,  femer  sowohl 
incorporealj  als  auch  corporeal  hereditamentSj  sowie  jedes  dingliche 
Recht  an  denselben  {any  interest  therein)^  des  weiteren  auch  einen 
ideellen  Anteil  an  einem  Grundstücke." 

Die  Anfangsworte  des  §  1  der  Fines  and  Recoveries  Act  von  1833 
(S  and  4  Will,  /F.,  r.  ^4)  besagen:  „ä  //  enacted  that  in  the  am- 
struction  of  this  Act  the  word  yland^^  shall  extendto  manors^  advowsonSy 
rectorieSy  messuages,  lands,  tenementSj  tithes^  refitSy  and  hereditaments  of 
any  tenure  (except  copy  or  caurt  roll)y  and  whether  corporeal  or  incorporeal, 
and  any  undrvided  share  thereof,  but  when  cucompanied  by  some  expression 
including  or  denoting  the  tenure  by  copy  of  court  rolly  shall  extend  to 
manors,  messuages,  lands,  tenementSj  and  hereditaments  of  tliat  tenure^  and 
any  undrvided  share  thereof,'^ 

3.  Wird  ein  Grundstück  übertragen,  so  gehen  sämtliche  körper- 
lichen und  unkörperlichen  Bestandteile  des  Grundstückes  auf  den 
neuen  Eigentümer  oder  Besitzer  über,  ohne  daß  es  ausdrücklicher 
Worte  bedarf.  Der  §  6  der  Cotweyanäng  and  Law  of  Property  Act 
von  1881  (44  and  45  VicL  c,  41)  enthält  folgende  Vorschriften: 

( t )  Eine  Übertragung  eines  Grundstückes  (a  conveyance  of  land) 
soll  nach  Rechtsvermutung  umfassen  und  soll  kraft  dieses  Gesetzes 
die  Wirkung  haben,  mit  dem  Grundstücke  zu  übertragen:  all  buüdings^ 
erectionsj  fixtures,  commons,  hedges,  ditches,  fences,  ways,  waters,  water- 
coursesj  liberties,  Privileges,  easements,  rights,  and  advantages  w/tatsoever, 
appertaining  or  reputed  to  appertain  to  tJie  land,  or  any  part  thereoj 
or  at  the  time  of  conveyance  demised,  occupied,  enjoyed  with,  or  reputed 
or  known  as  part  or  parcel  of  or  appurtenant  to  t/u  land  or  any  part 
thereof'' 

„(2)  Eine  Übertragung  eines  Grundstückes,  auf  welchem  sich 
Häuser  oder  sonstige  Baulichkeiten  befinden,  soll  nach  Rechtsver- 
mutung umfassen  und  kraft  dieses  Gesetzes  die  Wirkung  haben,  mit 
dem  Grundstücke  und  mit  den  Häusern  oder  sonstigen  Baulichkeiten 
zu  übertragen:  all  outhouses,  erections,  fixtures,  cellars,  areas,  courts, 
CQjurtyards,  cistems,  sewers,  gutters,  drains,  ways,  passages,  lightSj  water- 
courses,  liberties,  Privileges,  easements^  rights,  and  advantages  whatsoever, 
appertaining  or  reputed  to  appertain  to  the  land,  houses,  or  otJier  buil- 
dings  conveyed,   or  any  of  them  or  any  part  thereof,  or  at  the  time  of 

*)  Über  die  Bedeutong  des  Wortes  „wessuage"  sagt  Joshua  Williams  (a.  a.  O., 
S.  33)-  Yi^ou.  den  Juristen  wird  gewöhnlich  ein  Haus  als  eine  nussuage  bezeichnen 
Früher  war  man  der  Ansicht,  daß  der  Ausdruck  ,fnessuage*  eine  weitgehendere 
Bedeutung  als  das  Wort  ^house"  besäße.  Indessen  heutzutage  ist  ein  Unterschied 
nicht  mehr  vorhanden.  Beide  Bezeichnungen  jnessuage*  und  ,house*  schließen  in 
sich  die  angrenzenden  Ausbauten,  den  Nutzgarten  und  Hof,  sowie  nach  richtiger 
Ansicht  auch  den  Schmuckgarten". 

*)  Über  den  Ausdruck  „wa/ufr''  s.  Erl.  zu  §  27  sub  5  und  über  den  Aus- 
druck „lordship'^  s.  Erl.  zu  ij  40  bub   5". 


Zweiter  Abschnitt.     Sachen. 


213 


c(nwey€mfe  demisedy  occupiedy  or  mjoyed  withy  or  reputed  or  knawn  as 
pari  or  parcel  of  or  appurtenant  to  the  landy  houses  or  other  buildings 
conDtyedy  or  any  of  thinty  or  any  pari  thereof,^ 

„(3)  Eine  Übertragung  eines  manor  soll  nach  Rechtsvermutung 
umfassen  und  soll  kraft  dieses  Gesetzes  die  Wirkimg  haben,  mit  dem 
manor  zu  übertragen:  all  pasturesy  feedingSy  wastes,  warrenSy  commonsy 
mineSy  mineralSy  quarrieSy  furzesy  trees,  woodsy  underwoodSy  coppicesy  and 
thc  ground  and  soll  ihereofy  fishingSy  fisheriesy  fowlingSy  courts  Uety 
Courts  barony  and  other  courtSy  view  of  frankpledge  and  all  that  to 
view  of  frankpledge  doth  belongy  millsy  muUtureSy  customsy  tollSy  dutieSy 
reliefy  heriotSy  fineSy  sums  of  money,  amerciamentSy  waifsy  estraysy  chief- 
rentSy  quit-rentSy  rents-chargey  rents  secky  rents  of  assizty  feefarm  rentSy 
serviceSy  royaltieSy  jurisdütionsy  franchiseSy  libertieSy  prwilegeSy  easemmtSy 
profitSy  advantagesy  rightSy  emolumentSy  and  hereditaments  whatsoevery 
to  the  manor  appertaining  or  reputed  to  appertainy  or  at  the  time  of . 
cofweyance  demisedy  occupiedy  or  enjoyed  with  the  sanuy  or  reputed  or 
known  as  party  parcely  or  member  thereof"*  *) 

,,(4)  Die  Vorschriften  dieses  Paragraphen  finden  nur  Anwendung, 
wenn  und  soweit  als  eine  gegenteilige  Absicht  bei  der  Übertragung 
nicht  zum  Ausdrucke  gebracht  ist,  und  sollen  vorbehaltlich  der  Ab* 
machungen  des  dinglichen  Vertrages  (conweyanee)  und  der  in  dem 
letzteren  enthaltenen  Bestimmungen  Geltung  haben.'^ 

„(5)  Die  Vorschriften  dieses  Paragraphen  dürfen  weder  derart 
ausgelegt  werden,  daß  sie  irgend  jemandem  einen  besseren  Rechts- 
titel an  einem  in  diesem  Paragraphen  erwähnten  Vermögensstücke, 
Rechte  oder  G^eastande  gewähren,  als  derjenige  Rechtstitel  ist, 
welchen  der  dingliche  Vertrag  dem  Empfänger  an  dem  bei  der 
Übertragung  ausdrücklich  genannten  Grundstücke  oder  manor  ge- 
währt, noch  derart,  daß  auf  den  Empfänger  irgend  ein  in  diesem 
Paragraphen  angezähltes  Vermögensstück,  Recht  oder  Gegenstand 
in  einem  größeren  Umfange  oder  in  einer  anderen  Weise  übertragen 
wird,  als  die  übertragenden  Personen  berechtigt  sind,  zu  übertragen." 

„(6)  Die  Vorschriften  dieses  Paragraphen  finden  niu:  auf  solche 

Übertragungen   Anwendung,   welche   nach   dem   Inkrafttreten   dieses 

Gesetzes  vorgenommen  worden  sind.***) 

Nach  §  2  Abs.  5  desselben  Gesetzes  von  i88t  soll  der  Ausdruck 

^conoiyance^  jede    Übertragung   eines   Grundstückes  in   sich   begreifen, 

*)  Eine  Erlaaterung  der  zahlreichen,  in  Absatz  i — 3  des  g  6  der  Convtyancing 
Act  von  x88l  anfgefnhrten  Bezeichnungen  für  die  einzelnen  Bestandteile  eines 
Gnindstackes  muß  dem  Kommentar  zu  dem  dritten  Buche  der  vorliegenden 
Kodifikation  vorbehalten  bleiben. 

*)  Die  Conveyancing ^and  Law  of  Proper ty  Act  von  188 1  ist  am  i.  Januar 
1882  in  Kiaft  getreten.  Über  das  Inkrafttreten  (commencement)  eines  englischen 
ParUmentsgesetzes  sei  hier  bemerkt,  daß  auf  Grund  der  Acts  of  Farliament 
(CfimmatcementJ  Act  von  1793  (^  Geo,  IJL  c.  i^}  ein  Gesetz  in  dem  Augen- 
blicke materiell  wirksam  wird,  in  welchem  es  die  königliche  Genehmigung  (the 
royal  assent)  erhält,  es  sei  denn,  daß  in  dem  betreffenden  Gesetze  ausdrücklich 
nn  anderer  Zeitpunkt  genannt  ist.  Regelmäßig  enthalten  die  englischen  Parlaments- 
gesetze eine  Klausel,  welche  besagt,  von  wann  ab  die  neuen  Gesetzesbestimmungen 
materielle  Wirksamkeit  haben  sollen.  Vgl.  auch  die  Ausfuhrungen  in  meinem 
Bnche  ^Die  englische  Aktiennovelle  vom  8.  August  1900",  S.  149. 
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gleichgültig  ob  es  sich  um  ein  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  oder 
von  Todes  wegen  handelt,  und  gleichgültig  ob  eine  Übertragung  zu 
Eigentum,  Pacht  oder  Pfand  beabsichtigt  ist  (s.  Eri.  zu  §  28  sub  3). 
Demgemäß  bestimmt  der  obige  §  43  der  vorliegenden  Kodifikation, 
daß  die  unkörperlichen  Bestandteile  eines  Grundstückes  „pass  an  the 
conveyance  ofj  or  successian  tOj  the  interest  of  the  owner  or  occupUr^ 
without  express  wordsj^^  d.  h.  (in  der  von  mir  gewählten  freien  Ver- 
deutschung), daß  diese  Bestandteile  bei  einer  Übertragung  des  Eigen- 
tums- oder  Besitzrechtes,  sei  es  auf  Grund  eines  Rechtsgeschäftes  unter 
Lebenden  oder  von  Todes  wegen,  ohne  ausdrückliche  Worte  auf  den 
neuen  Eigentümer  oder  Besitzer  übergehen.  Über  den  Gebrauch  des 
Wortes  ,jConveyanc^^  in  einem  verschiedenen  Sinne  s.  die  Erl.  zu  §  52 
sub  I. 

4.  Vor  dem  Inkrafttreten  der  Conveyafuing  and  Law  of  Property 
Act  von  1881  schloß  eine  Grundstücksübertragung  nicht  ohne  weiteres 
in  einer  so  weitgehenden  Weise,  wie  es  der  oben  mitgeteilte  §  6  des 
Gesetzes  von  1881  anordnet,  alle  von  dem  bisherigen  Eigentümer  oder 
Besitzer  als  solchem  genossenen  Rechte  und  Vorteile  in  sich,  sondern 
es  bedurfte  in  vielen  Fällen  ausdrücklicher  Obertragungsworte.  Ein 
Beispiel  hierfür  gewährt  der  Rechtsfall  The  Attomey-General  versus 
Ewelme  Hospital  aus  dem  Jahre  1853,  mitgeteilt  in  den  von  Charles 
Beavan  herausgegebenen  Reports  of  Cases  in  Chancery ^  argued  and  detei'- 
mined  in  the  Rolls  Court  during  the  time  of  the  Right  Honorable  Sir 
John  Romilly,  Master  of  the  Rolls,  Bd.  XVII,  S.  366—392.  Der  Tat- 
bestand ist  kurz  folgender:  Im  Jahre  1437  hatte  der  lord  of  the  manor 
von  Ewelme  ein  Armenhaus  (almshouse  or  hospitat)  gestiftet  und  in  der 
Stiftungsurkunde  das  Recht  auf  Ernennung  des  Verwalters  (master) 
dieses  Armenhauses  dem  jeweiligen  lord  of  the  manor  verliehen.  Gegen 
Anfang  des  16.  Jahrhunderts  war  der  damalige  lord  des  manor  Ewelme 
seines  Grundbesitzes  und  der  damit  verbundenen  Rechte  verlustig  er- 
klärt worden,  und  die  Krone  hatte  die  fraglichen  Ländereien  mit  allen 
körperlichen  und  imkörperlichen  Bestandteilen  konfisziert.  Im  Jahre 
161 8  verlieh  König  Jacob  L  durch  Letters  patent  der  Universität  Oxford 
das  Recht,  den  Verwalter  des  Armenhauses  von  Ewelme  zu  ernennen. 
Zwei  Jahrhunderte  später  (1818)  verkaufte  dann  die  Krone  den  Bezirk 
Ewelme  mit  allen  ^yodvantages  and  endoivments^^  (Vorteilen  und 
Stiftungen)  an  einen  gewissen  J.  B.  Gelegentlich  einer  Vakanz  des 
erwähnten  Verwalterpostens  erhob  sich  viele  Jahre  nach  erfolgtem 
Verkauf  die  Streitfrage,  ob  auch  das  Emennungsrecht  zu  der  mastership 
des  almsJwuse  mitverkauft  worden  wäre.  Der  Master  of  the  Rolls 
Romilly  sagte  in  seinem  Urteile  (S.  385):  „Wenn  die  Absicht  vor- 
gelegen hätte,  ein  solches  wertvolles  Recht,  wie  das  auf  dauernde 
Ernennung  zu  der  mastership  des  Armenhauses  zu  verkaufen,  —  das 
Einkommen  beträgt  mehrere  hundert  Pfund  im  Jahre  und  mit  dem 
Amte  ist  nicht  irgendwelche  Seelsorge  (any  eure  of  souls)  verbimden, 
sondern  es  sind  mit  demselben  nur  wenige,  leichte  Verpflichtungen 
verknüpft  —  so  kann  für  jeden  verständigen  Menschen  (in  the  mind 
of  any  reasonable  man)  keine  andere  Auffassung  bestehen,  als  daß 
diese  Tatsache  in  den  Verkaufsklauseln  (in  the  particulars  0/  the  sale) 
erwähnt  worden  wäre, .  und  daß  der  für  die  fraglichen  Ländereien  er- 
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haltene  Kaufpreis  eine  entsprechende,  erhebliche  Erhöhung  erfahren 
hätte."  —  Heutzutage  würde  "auf  Grund  des  §  6  der  Conveyanäng  Act 
von  1881  auch  ohne  ausdrückliche  Worte  ein  Recht,  wie  das  auf 
Ernennung  zu  einem  Amte,  mit  in  die  Übertragung  einbegriffen  ge- 
wesen sein. 

§  44. 
Welche  körperlichen  Bestandteile  eine  bewegliche  Sache 
umfaßt,  ist  in  jedem  Einzelfalle  eine  Tatfrage.  Mit  dem  Eigen- 
tum oder  Besitz  einer  beweglichen  Sache  kann  eine  Servitut, 
eine  Gerechtsame,  ein  Vorrecht  oder  ein  ähnliches  Recht  nicht 
verbunden  werden.* 

»  Bagot  Pneumatk  Tyre  Co,  v.  Qipper  Pneumatic  Tyre  Co,  [ig02]  r  Ck, 
146,  —  Es  findet  jedoch  die  Ansicht,  daß  es  möglich  sei,  eine  bewegliche  Sache 
durch  einen  Veitrag  so  za  belasten,  daß  ein  Käufer,  der  in  Kenntnis  des  Ver- 
trages die  Sache  erwirbt,  verhindert  werden  kann,  die  bewegliche  Sache  in  einer 
mit  dem  Vertrage  im  Widerspruch  stehenden  Weise  zu  benutzen;  in  einem 
sutoritatiTen  Ausspruche  eine  Stütze:  De  Mattos  v*  Gibton  (18^8)  4  -De  G,  and 
7.  rfj^. 

btqu€9t  3  ownerski^  0/  fyod*  3 

coniracts  do  not  run  with  good*  3  quasi-remainder  3 

€xecuUry  beqnett  3  qttetiion  of  fact  i,  Anna,  i 

intergsts  in  succettion  m  pert^nal property  3  Spencers  Case  «  _  ^ 

körperliche  Besundtetle  einer  beweglichen  Sache  z  unkörperliche    Bestandteile    einer     beweglichen 

w  ertaU  in  cMatUls  personal  3  Sache  a 

I.  Im  Gegensatze  zu  dem  preußischen  Allgemeinen  Landrechte  ^) 
und  zu  dem  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuche*)  hat  das  englische 
Recht  keine  auch  auf  moveable  things  anwendbare  Regel  über  die 
körperlichen  Bestandteile  (oder  Substanzteile)  einer  Sache  aufgestellt; 
es  behandelt  vielmehr  in  jedem  Einzelfalle  die  Frage  nach  den  mate«- 
Hellen  Elementen,  welche  die  Substanz  einer  beweglichen  Sache 
ausmachen,  oder,  um  die  englischen  Textworte  des  §  44  zu  gebrauchen, 
„M^  extent  of  the  maierial  object  included  in  the  description  of  a  moveabl^^ 
lediglich  als  Thatfrage  (question  of  fact).^)     Naturgemäß  wird  in  den 

^)  Pr.  ALR.  I,  2  §  4:  „Alle  Teile  und  Eigenschaften  einer  Sache,  ohne 
welche  dieselbe  nicht  das  sein  kann,  was  sie  vorstellen  soll,  oder  wozu  sie  be- 
ttimmt  ist,  gehören  znr  Substanz^. 

*)  g  93  BGB.  (wesentliche  Bestandteile  einer  Sache). 

*)  Prozessualisch  ist  dies  von  der  größten  Wichtigkeit:  z.  B.  im  Falle  der 
Berufung  (appeal)  gegen  eine  erstinstanzliche  Entscheidung.  W.  Blake  Odgers 
iPrincipUs  of  Frocedure,  5.  Aufl.,  S.  322)  sagt  hierüber:  „Eine  Berufung,  die 
iich  auf  eine  Rechtsfrage  stützt,  hat  regelmäßig  eine  größere  Aussicht  auf  Erfolg 
als  eine  Berufung,  die  sich  auf  eine  Tatfrage  stützt.  Wenn  nur  tatsächliche 
Umstände' in  Betracht  kommen,  so  zeigen  naturgemäß  die  Richter  des  Court  of 
Appeal  das  größte  Widerstreben,  die  Feststellungen  des  Richters  bezw.  der  Jury 
der  unteren  Tf^^fanr.  anzutasten«  zumal  Richter  und  Jury  die  Zeugen  persönlich 
gesehen  und  somit  Gelegenheit  gehabt  haben,  sich  aus  dem  Verhalten  derselben 
in  der  Zeugenschranke  (in  the  box)  ein  Urteil  zu  bilden.  In  dem  Falle,  wo  in 
der  Vofinstanz  eine  Verhandlung  vor  einem  Richter  ohne  eine  Jury  stattgefunden 
l»at,  wird  der  Court  of  Appeal  von  der  Vermutung  (presumption)  ausgehen,  daß 
die  Entscheidung  der  unteren  Instanz  über  die  Tatsachen  (on  the  facts)  richtig 
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meisten  Fällen  der  wirtschaftliche  Zweck,  dem  die  fragliche  Mobilie 
dienen  soll,  von  wesentlicher  Bedeutung  sein.  Man  kann  daher  viel- 
leicht sagen:  Alles,  was  dazu  gehört,  damit  eine  bewegliche  Sache  nach 
wirtschaftlicher  Anschauung  das  ist,  was  sie  sein  soll,  fällt  im  Zweifel- 
falle unter  den  Begriff  des  köqDerlichen  Bestandteils. 

2.  Während,  wie  §  43  lehrt,  ein  Grundstück  nicht  nur  körperliche, 
sondern  auch  unkörperliche  Bestandteile  haben  kann,  d.  h.  Rechte, 
die  mit  dem  Eigentum  bezw.  Besitz  des  Grundstückes  so  veibunden 
sind,  daß  sie  ohne  weiteres  auf  einen  neuen  Eigentümer  bezw.  Besitzer 
der  Immobilie  übergehen,  erkennt  das  englische  Recht  grundsätzlich 
unkörperliche  Bestandteile  einer  beweglichen  Sache  (maveahle  thing 
oder  chattel  personal)  nicht  an.  Vielfach  wird  dies  in  der  englischen 
RechtsKteratur  mit  den  Worten  ausgedrückt:  „Verträge  laufen  nicht  mit  be- 
w^lichen  Sachen."  Beispielsweise  heißt  es  in  Lord  Blackburn's 
Treaüse  on  Contract  of  Sole  S.  276 :  In  general  contrads  do  not  by  the 
Law  of  England  run  with  goods^*,  (Im  allgemeinen  laufen  nach  eng- 
lischem Rechte  Verträge  nicht  mit  beweglichen  Sachen.)  —  Sir 
Frederick  Pollock,  Principles  of  Contractu  7.  Aufl.,  S.  235,  sagt: 
yyA  coTitract  cannot  he  annexed  to  goods  so  as  to  follow  the  property  in 
the  goods  either  at  common  law  or  in  equity^^  (Ein  Vertrag  kann  nicht 
so  mit  'beweglichen  Sachen  verbunden  werden,  daß  er  dem  Eigentum 
an  den  beweglichen  Sachen  sei  es  nach  Gemeinem  Recht  oder  nach 
Billigkeitsrecht  folgt).*)  Dieser  Grundsatz  stützt  sich  auf  die  dritte 
^,resolutioT^^  in  dem  Urteile  zu  dem  Spencer' s  Case  aus  dem  Jahre  1583, 
mitgeteilt  in  Part  V  der  von  Sir  Edward  Coke  herausgegebenen 
Reports  in  Thirteen  Parts,  folio  l6ff,  (Vgl.  auch  Smith 's  Leading  Cases, 
U.  Aufl.  [1903],  Bd.  I,  S.  55  ff.)     Der  Anfang  dieser  dritten  resolution 


war,  und  diese  Vermutung  muß  durch  den  Berufungskläger  (appellant)  beseitigt 
-werden.  Ist  er  im  stände,  in  überzeugender  Weise  darzutun,  daß  der  Vorder- 
richter im  Unrecht  war,  so  wird  die  vorinstanzliche  Entscheidung  umgestoßen 
(reversed)  werden.  Besteht  jedoch  irgend  ein  Zweifel,  so  wird  der  Court  of  Appeal 
die  Entscheidung  der  Vorinstanz  nicht  ändern.  (Colonial  SecuriHes  Trust  Co, 
V,  Massey  [18^]  /  Q.  B,  ß8;  Coghlan  v.  Cumberland  [iSg8]  i  Ch.  j04-) 
Wenn  dagegen  in  der  Vorinstanz  eine  Verhandlung  vor  einem  Richter  mit  einer 
Jury  stattgefunden  hat,  so  ist  es  noch  weit  schwieriger,  eine  ungünstige  tatsächliche 
Feststellung  anzutasten  (to  disturb  an  advetse  finding  of  fact)  .  .  .  ." 

*)  Auch  in  der  dem  Gesetzestexte  des  §  44  von  den  Verfassern  der  Kodi- 
fikation beigefügten  Anmerkung  wird  eine  ähnliche  Ausdrucksweise  gebraucht. 
Der  englische  Wortlaut  der  Anmerkung  ist:  ,^There  is,  however,  some  authority 
for  saying  that  a  moveable  may  be  so  affected  by  a  contract  that  a  purckaser 
who  takes  with  notice  of  the  contract  may  be  restrained  front  using  the  moveable 
in  a  manner  inconsistent  with  the  contract.  (De  Mattos  v,  Gibson  fiS^S]  4  ^^  ^< 
01«^  y.  2^6)**,  Wenn  der  §  44  selber  an  Stelle  des  Ausdruckes  „contract*  die 
Worte  yyservitude,  franchise,  privilege  or  similar  rights*  gebraucht,  so  liegt  daxin 
kein  innerlicher  Unterschied.  Denn  nach  englischer  Rechtsauffassung  bedürfen 
diese  Rechte  zu  ihrer  Wirksamkeit  nicht  nur  einer  Verleihung,  sondern  auch 
einer  Annahme  (acceptance).  Somit  setzt  die  Begründung  dieser  Rechte  entweder 
einen  ausdrücklichen  oder  ans  den  Umständen  gefolgerten  oder  vermuteten  Venrag 
(contract)  voraus.  Ein  solcher  contract,  wenn  er  sich  auf  ein  moveable  bezieht, 
erzeugt  lediglich  ein  Schuldverhältnis  zwischen  den  Vertr^sparteien  und  richtet  sich 
nicht  dinglich  gegen  den  jeweiligen  Eigentümer  oder  Besitzer  der  fraglichen  Mobilie. 
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lautet:  „Es  wurde  beschlossen,  da£,  wenn  jemand  seine  Schafe  oder 
sonstige  Viehherde  oder  irgendwelche  beweglichen  Sachen  für  iigend 
dnen  Zeitraum  verpachtet,  und  der  Pächter  sich  im  eigenen  Namen 
and  im  Namen  seiner  Zessionare  verpflichtet,  nach  Ablauf  des  Zeit- 
raumes Vieh  oder  bewegliche  Sachen  in  gleicher  Güte,  wie  die  ver- 
pachteten Gegenstände,  oder  einen  bestimmten  Geldpreis  an  Stelle 
derselben  zurückzuerstatten,  und  wenn  dann  der  Pächter  die  Schafe 
an  einen  dritten  cediert,  die  übernommene  Verpflichtung  nicht  den 
Zessionar  binden  solle:  denn  es  liegt  nur  ein  persönliches  Schuldver- 
haltnis  vor,  und  es  fehlt  diejenige  vertragliche  Gebundenheit  (sc.  zwischen 
dem  Zessionar  und  dem  Verpächter),  welche  zwischen  dem  Verpächter 
eines  Grundstückes  einerseits  und  dem  Pächter  und  seinen  Zessionaren 
andererseits  in  Bezug  auf  die  Rückgabe  des  Grundstückes  besteht. 
Vielmehr  ist  in  dem  Falle  einer  Verpachtung  von  beweglichen  Sachen 
weder  irgendeine  vertragliche  Gebundenheit,  noch  eine  Rttckgabeverpflich- 
tung  (sc.  zwischen  dem  Zessionar  und  dem  Verpächter)  vorhanden, 
sondern  lediglich  ein  auf  Ersatz  gehendes  klagbares  Forderungsrecht, welches 
sich  einzig  und  allein  gegen  den  Versprechenden  und  seine  Testamentsvoll- 
strecker bezw.  Nachl^verwalter,  die  seine  Rechtspersönlichkeit  darstellen, 
richtet"*)  —  In  dem  Rechtsstreite  Bagot  Pnmmaiic  Tyre  Company 
versus  Clipper  PneumaHc  Tyre  Company^  mitgeteilt  in  den  Law  Reports 
von  1902  über  Entscheidungen  der  Chancery  Division  etc.,  Bd.  I, 
S.  X46ff.,«)  hatte  die  klägerische  Aktiengesellschaft .  einem  gewissen 
Phiips  die  ausschließliche  Lizenz  (exclusive  licerue)  zur  Ausbeutung 
gewisser,  der  Bagot  Company  gehörenden  Patente  eingeräumt.  Als 
Gegenleistung  sollte  der  Klägerin  ein  festgesetzter  Anteil  an  den 
Gewinnen  einer  zu  gründenden  Aktiengesellschaft  zustehen.  Die  ge- 
plante Gründung  trat  unter  dem  Namen  Clipper  Pnmmatic  Tyre 
Company  ins  Lel^n.  Pkäps  verkaufte  an  dieselbe  die  erwähnte  Lizenz 
gegen  Zahlung  einer  beträchtlichen  Geldsumme.  Die  Bilanz  der  Clipper 
Company  vom  Oktober  1899  wies  einen  erheblichen  Gewinn  auf. 
Nunmehr  verlangte  die  Bagot  Company  den  ihr  in  den  mit  Phelps  ge- 
troffenen Abmachungen  zugesagten  Gewinnanteil  Die  Clipper  Company 
verweigerte  die  Zahlung.  Es  kam  zur  Klage.  In  erster  Instanz  ent- 
schied die  Chancery  Division  (Mr.  Justice  Kekewich)^  daß  zwischen  der 
Klägerin  und  der  Beklagten  keine  vertragliche  Gebundenheit  (no 
privity  of  contract)  bestände,  und  daß  daher  ein  KJagegrund  nicht 
vorläge.     Hiergegen  legte  die  Bagot  Company  Berufung  (appeal)  an  den 


*)  fyA  was  resolved,  if  a  man  Uases  sheep  or  other  stock  of  cattle,  or  any 
oiher  personal  goods  for  any  Hmty  and  the  lessee  covenants  for  kirn  and  his 
assigns  at  the  end  of  the  titne  to  deliver  the  like  cattlt  or  goods  as  good  as  tht 
ihingß  leiten  werty  or  such  price  for  thetn;  and  the  lessee  assigns  the  sheep  over; 
this  covenant  shail  not  bind  the  assignee,  for  it  is  but  a  personal  contract,  and 
^'onis  stich  privity  as  is  between  the  lessor  and  lessee  and  his  assigns  of  the  land 
iit  respect  of  tht  reversion,  But  in  the  case  of  a  leeue  of  personal  goods  there  is 
not  any  privity,  n  >r  any  reversion,  but  merely  a  thing  in  action  in  the  personalty, 
iifhich  cannot  bind  any  but  the  covenantor,  his  executors  or  administrators,  who 
Ttfrestnt  kirn.** 

*)  Der  Rechtsfall  findet  sich  aacb  in  den  von  Manson  und  Cook  heraus- 
gegebenen /Deports  of  Bankruptcy  and  Company  Cases,  Bd.  IX,  S.  56  ff.,  mitgeteilt. 
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Court  of  Appeal  ein.  Das  Berufungsgericht  erkannte  wie  die  erste 
Instanz.  In  den  Rechtsausführungen  der  Berufungsrichter  (Lord  Justices 
Vaughan  Williams  imd  Romer)  findet  sich  keine  Stelle,  die  in  knapper 
Form  den  Rechtssatz  des  §  44  zum  Ausdrucke  bringt  Der  a%e- 
meine  Sinn  der  Entscheidung  ist  jedoch  kurz:  Der  zwischen  der  Bagot 
Company  und  Phelps  geschlossene  Vertrag  habe  nur  ein  Fordeningsrecht 
der  Aktiengesellschaft  gegen  ihren  Vertragsgegner  begründet,  dag^^en 
keine  immittelbare  Beziehung  der  Klägerin  zu  dem  der  Vereinbarung 
zu  Grunde  liegenden  Vermögensgegenstande  hergestellt.  Somit  richte 
sich  der  Anspruch  der  Bagot  Company  einzig  und  allein  gegen  Phelps 
und  nicht  etwa  dinglich  gegen  den  Besitzer  der  fraglichen  Lizenz.  Der 
Vertrag  des  Phelps  mit  der  Clipper  Company  sei  ein  völlig  selbständiger 
Vertrag,  der  mit  dem  früheren  Abkommen  der  Bagot  Company  mit 
Phelps  absolut  nichts  zu  tun  habe.  —  Es  besteht  eine  Streitfrage,  ob 
auch  in  dem  Falle,  wo  der  Erwerber  einer  beweglichen  Sache  Kennt- 
nis von  dem  Bestehen  einer  das  Eigentum  an  der  fraglichen  Sache 
berührenden  Abmachung  besitzt,  der  oben  angefahrte  Grundsatz  „Ver- 
träge laufen  nicht  mit  beweglichen  Sachen"  (contracts  do  not  run  with 
goods)  Geltungskraft  habe.  In  dem  Rechtsstreite  De  Mottos  versus 
Gibson  aus  dem  Jahre  1858/59,  mitgeteilt  im  4.  Bande  der  von  De  Gex 
und  Jones  herausgegebenen  Chancery  Cases'^,  S.  276 — 301,  sagte 
Lord  Justice  Knight-Bruce  (S.  282) :  „Gesunder  Menschenverstand  und 
Gerechtigkeit  scheinen  vorzuschreiben,  daß  —  mindestens  als  allge- 
meine Regel  —  in  dem  Falle,  wo  jemand  als  Geschenk  oder  auf 
Grund  eines  Kaufgeschäfts  ein  Vermögensstück  von  einem  anderen 
erwirbt  mit  Kenntnis  eines  früheren  Vertrages,  welchen  der  andere 
mit  einem  dritten  rechtswirksam  und  g^en  Entgelt  dahin  abgeschlossen 
hat,  den  fraglichen  Gegenstand  für  einen  gewissen  Zweck  in  einer  be- 
stimmten Weise  zu  gebrauchen  und  zu  benutzen,  der  Erwerber  nicht 
zimi  wesentlichen  Nachteile  des  dritten  und  im  Gegensatze  zu  und 
im  Widerspruche  mit  dem  besagten  Vertrage  das  Vermögensstück  in 
einer  Weise  gebrauchen  und  verwenden  darf,  welche  dem  Schenkenden 
bezw.  Verkäufer  nicht  gestattet  wäre.  Diese  R^el,  welche  meiner  Ansicht 
nach  in  gleicher  Weise  für  bewegliches,  wie  für.  unbewegliches  Vermögen 
gilt,  und  welche  meines  Wissens  von  dem  objektiven  Redite  Englands  an- 
erkannt und  angenommen  ist,  kann,  wie  jede  andere  allgemeine  Regel,  Aus- 
nahmen unterliegen,  die  sich  aus  den  besonderen  Umständen  eingeben."  *) 


"^  Diese  Entscheidnngssamralimg  nennt  sich :  Reports  of  Ctues  'heard  and 
determintd  by  the  Lord  Chancellor,  and  ^e  Court  of  Appeal  in  Chancery,  In 
four  volumes  front  iS^j  to  i8§g.     By  J,  P.  De  Gex  and  H,  Cadman  Jones, 

8)  fyReason  and  Justice  seem  to  prescribe  thaty  at  least  as  a  gerural  rule, 
where  a  man,  by  gift  or  purchase^  acquires  property  from  another,  with  knowledge 
of  a  previous  contractu  lawfully  and  for  valuable  consideration  made  by  htm  with 
a  third  person,  to  use  and  employ  the  property  for  a  particulat  purpose  in  a 
specified  vianner,  the  acquirer  shall  not,  to  the  material  damage  of  the  third 
person,  in  Opposition  to  the  contract  and  inconsistently  with  it,  use.  and  employ  the 
property  in  a  manner  not  cUlowable  to  the  giver  or  selier,  This  rüle,  applicable 
alike  in  general  as  I  conceive  to  moveable  and  immozfeabte  property,  and  recognited 
and  adopted,  as  I  apprehend,  by  the  English  law,  may,  like  other  general  rules, 
be  Hoble  to  exeeptions  arising  from  special  circumstances,^*^ 
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3.  Wie  in  den  Erl.  zu  §  35  sub  I,  1—^4,  ausgeführt  ist,  kann 
nach  englischem  Rechte  kein  Untertan  ein  absolutes  oder  allodiales 
Eigentum  (absolute  or  allodial  ownership)  an  einem  Grundstücke  be- 
sitzen. Stets  und  ausnahmslos  liegt  die  sogenannte  ultimate  ownership 
an  jedem  Stückchen  Grund  und  Boden  innerhalb  des  Königreiches 
{r,of  all  and  every  parcell  of  land  wiihin  the  realme^;  Coke)  in  den 
Händen  des  Königs.  Ein  solches  Obereigentiun  der  Krone  an  be- 
weglichen Sachen  ist  dem  englischen  Rechte  fremd.  Ja  sogar, 
dem  Gemeinen  Rechte  (common  law)  ist  einzig  und  allein  ein  absolutes 
oder  allodiales  Eigentum  an  einer  beweglichen  Sache  bekannt 
Andrew  Strahan  (A  General  View  of  the  Law  of  Property^  3.  Aufl., 
S.  17)  drückt  dies  durch  folgenden  Lehrsatz  aus:  ^At  common  law  the 
ownership  of  land  is  never  absolute j  white  the  ownership  of  goods  is  never 
anything  but  absolute."^  (Nach  Gemeinem  Rechte  ist  das  Eigentum  an 
Grundstücken  niemals  absolut,  während  das  Eigentum  an  beweglichen 
Sachen  niemals  etwas  anderes  als  absolut  ist.)  —  In  den  Erl.  zu 
§  40  sub  2  habe  ich  dargestellt,  daß  das  lehnrechtliche  Eigentum  an 
einem  Grundstücke  in  eine  beliebige  Anzahl  von  Eigentumsanteilen  in 
der  Weise  zerlegt  werden  kann,  daß  nur  der  Träger  eines  einzigen 
dieser  Anteilsrechte  einen  Anspruch  auf  den  gegenwärtigen  Besitz  oder 
auf  die  gegenwärtigen  Erträgnisse  des  Grundstückes  besitzt,  während 
den  übrigen  Anteilsinhabem  erst  in  der  Zukimft,  und  zwar  in  einer 
bestimmten  Reihenfolge,  ein  Recht  auf  enjoyment  erwächst  Ein  solches 
Zerlegen  des  Eigentums  in  verschiedene,  der  Zeit  nach  auf  einander 
folgende  Eigentumsanteile  ist  nach  Gemeinem  Rechte  an  einem  be- 
weglichen G^enstande  unmöglich.  Man  pflegt  dies  durch  folgenden 
Rechtssatz  auszudrücken:  Land  isj  and  goods  are  notj  the  subject  of 
estatesJ*)  In  Goodeuis  Modem  Law  of  Personal  Property,  4.  Aufl.,  S.  7, 
wird  hierüber  folgendes  ausgeführt:  „Bewegliches  Vermögen,  d.  h. 
personal  property  mit  Ausschluß  der  chatteis  real,  ist  nicht  Gegenstand 
eines  Lehnsverhältnisses,  sondern  Gegenstand  eines  absoluten  Eigen- 
tums und  kann  daher  nicht  als  ein  jestat^  besessen  werden.  Wenn 
es  auch  üblich  ist,  bei  einer  Zession  des  absoluten  Eigentums  an  einem 
bew^üchen  Vermögensgegenstande  sich  der  Ausdrucksweise  zu  bedienen 
,an  A.,  seine  Testamentsvollstrecker,  Nachlaßverwalter  und  Zessionare*  (to 
A,  his  executorsj  administratorsj  and  assigns)^  —  entsprechend  der  Über- 
tragung eines  estate  infee  simple  an  einem  Grundstücke  auf  jemanden,  seine 
Blutserben  imd  Zessionare  (to  a  man^  his  heirs  and  assigns),  —  so  ist 
doch  eine  Übertragung  einfach  auf  A.  ohne  die  Zufügung  ^his  executors^ 
iidministratorSf  and  assigns^  in  gleicher  Weise  und  in  gleichem  Umfange 
wirksam.***^  Wird  beabsichtigt,  nur  ein  beschränktes  dingliches  Recht 
zu  gewähren,  oder  der  Zeit  nach  sich  folgende  Eigentumsanteile  an  einem 
nichtlehnrechtlichen'  Vermögensgegenstande    (interests  -  in    succession    in 


•)  Der  Ausdruck  „estate**  ist  hier  in  dem  Sinne  gebraucht,  den  ich  in  den 
Erl.  zu  §  35  sub  I,  3  angegeben  habe,  dagegen  nicht  in  dem  Sinne,  den  ich 
ebendaselbst  in  A.nm.  8  erwähne. 

^^  Wird  dagegen  ein  Grundstück  auf  A.  ohne  weiteren  Zusatz,  d.  h.  ohne 
die  Worte  „ii>  keirs  and  assigns"  übertragen,  so  erhält  A.  nur  einen  estate  for 
lifty  d.  h.  nur  ein  auf  A.'s  Lebenszeit  beschränktes  Eigentumsrecht. 
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personal  property)  zu  schaffen,  so  ist  die  Einschiebung  von  Treuhändern 
(the  interpositiofi  of  trustees)  notwendig.  £s  werden  in  einem  solchen 
Falle  die  Treuhänder  mit  dem  vollen  gemeinrechtlichen  Eigentum  (the 
whole  legal  interest)  bekleidet  und  hierbei  durch  eine  Kundgabe  der 
Treuhandsverhältnisse  {declaration  of  trusts)^  unter  welchen  die  Treu- 
händer den  fraglichen  Vermögensgegenstand  zu  eigen  haben  sollen, 
die  benefiziarischen  Eigentumsanteile  (benefidal  interests)  abgegrenzt" 
—  Eine  Ausnahme  von  diesen  Regeln  besteht  im  Falle  einer  testamen- 
tarischen Verfügung  über  nichtlehnrechtliches  Vermögen  (bequist  oder 
legacy  oder  gift  of  persoftalfy  under  a  will;  s.  Erl.  zu  §  39  sub  2,  Anm.  8). 
Auf  Grund  des  written  or  Statute  law  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  3,  Aiun.  4) 
ist  es  möglich,  —  wie  ich  schon  in  dem  Erl.  zu  §  40  sub  3,  Anm.  10 
angedeutet  habe,  —  legal  future  interests  auch  an  moveable  things 
zum  Dasein  zu  bringen.  Beispielsweise:  A.  vermacht  testamentarisch 
seine  Bibliothek  dem  B.  und  nach  dem  Tode  des  B.  dem  C.  Ein 
solches  Vermächtnis  ist,  trotzdem  von  einer  Mitwirkung  von  Treu- 
händern abgesehen  ist,  vollkommen  gültig.  Mit  dem  Tode  des  A.  er- 
hält B.  sowohl  das  legal,  wie  das  eqtdtable  interest  in  possession  und  C.  ein 
legal  and  equitable  interest  in  expectancy  an  der  fraglichen  Bibliothek. 
Dieses  future  interest  des  C.  wird  eine  executory  bequest  genaimt 
Würde  der  Gegenstand  des  Vermächtnisses  nicht  eine  bewegliche  Sache, 
sondern  ein  Lehngrundstück  gewesen  sein,  so  würde  das  future  interest 
des  C.  ein  gewöhnliches  remainder  (s.  Erl.  zu  §  40  sub  2)  d^trstellen: 
dezm  es  würde  B.  nur  einen  estate  for  life  und  C.  einen  estate  infuturo, 
der  dem  estate  des  B.  immittelbar  zeitlich  folgt,  erhalten  haben.  Nach 
strenger  Rechtstheorie  kann  jedoch  ein  remainder  an  einem  nfchtlehn- 
rechtlichen  Gegenstande  (thing  person/il)  nicht  bestehen,  wenn  auch 
häufig  in  einem  Falle,  wie  dem  vorliegenden,  von  einem  quasi-remainder 
gesprochen  wird.  Die  gewöhnliche  Konstruktion,  welche  man  dem  er- 
wähnten Vorgange  gibt,  ist  vielmehr,  daß  B.  nicht  ein  beschränktes 
Eigentumsrecht  oder  einen  estate,  sondern  das  volle  Eigentumsrecht 
(the  absolute  ownership)  an  der  Bibliothek  erhält,  daß  aber  mit  dem 
Tode  des  B.  dieses  volle  Eigentum  sich  von  B.  auf  C.  bewegt  (shifts 
front  B.  to  C),  Es  liegt  also  ein  ähnliches  Rechtsverhältnis  vor,  wie 
in  dem  Falle  eines  shifting  devise  (s.  Erl.  zu  §  40  sub  3b).  Man  kann 
daher  das  executory  bequest  des  C.  in  dem  von  mir  gewählten  Beispiele 
als  ein  shifting  bequest  bezeichnen.  Goodeve  (a,  a.  O.,  S.  8)  sagt 
hierüber:  „Im  Falle  einer  testamentarischen  Verfügimg  [über  beweg- 
liche Sachen]  kann  der  vermachte  Gegenstand  immittelbar  {directly, 
d.  h.  ohne  Einschaltung  von  Treuhändern)  an  die  zeitlich  sich  folgen- 
den Vermächtnisnehmer  gegeben  werden.  Letzere  erhalten  daher  an- 
scheinend dingliche  Rechte,  welche  den  successive  estates  an  einem  Gruiid- 
stücke  analog  sind.  Indessen  es  kaim  weder  an  einem  chattet  realy  noch 
an  einem  chattet  personal  ein  remainder  bestehen.  Es  herrscht  in  derartigen 
Fällen  die  Rechtsanschauung  (the  legal  viciu),  daß  der  erste  Vermächtnis- 
nehmer (tlufirst  taker)  mit  dem  vollen  Eigentum  (the  wJwle  property)  be- 
kleidet wird,  und  daß  dieses  volle  Eigentum  mit  Beendigung  des  dinglichen 
Rechts  des  ersten  Vermächtnisnehmers  sich  auf  die  demnächst  berechtigte 
Person  bewegt  (shifts  to  tJie  person  next  entitled).  Derartige  [testamen- 
tarische] Verfügungen  werden  gewöhnlich  executory  bequests  genannt." 
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§  45- 
Unter  den  „profih'^  einer  Sache  ist  der  Geldwert  zu  ver- 
stehen,   welcher  aus   der   Innehabung,   dem  Gebrauche   oder 
dem  Genüsse  der  Sache  gezogen  wird  oder  gezogen  werden 
kann.i 

*  Ditnn  V,  Large  (i/Sß)  j[  Doug,  ^Sf  ^^^  '^''  ^('rlow  (1840)  i'J  A,  anä 
E,  40;  Phillips  V.  Homfray  (iSSj)  24   Ch.  D,  455- 

KruchtbegrifT  i  Nutsungen  9 

prefiU  a 

1.  Einen  besonderen  Fruchtbegriff  hat  das  englische  Recht  nicht 
entwickelt  Wenn  sich  hin  und  wieder  in  der  englischen  Rechtsliteratur 
eine  Erörterung  über  diesen  B^rifi  findet,  so  wird  meist  zwischen 
natural  fruits  (fructus  mere  naturales)j  industrial  fruits  (fructus 
industriales)  und  civil  fruits  (fructus  civiles)  unterschieden :  vgl.  z.  B. 
Erskifu  Hollandj  Elements  of  JurisprudencCj  9.  Aufl.,  S.  215.  Die  fructus 
industriales  eines  Grundstücks  werden  emblenients  genannt  (s.  Eri.  zu 
§  42  sub  4).  —  Zwei  technische  Ausdrücke  der  englischen  Rechtssprache, 
in  denen  das  Wort  „/irw/V"  gebraucht  wird,  seien  hier  beiläufig  er- 
wähnt: z)  fruit  fallen.  Tritt  die  Vakanz  einer  einem  Patronatsrechte 
unterliegenden  geistlichen  Pfründe  ein,  so  wird  die  auf  diese  Weise 
>»irksam  werdende  j,next  prcsentation"^  als  ,,a  fruit  fallen  front  the 
advowson^  genannt  (vgl.  Erl.  zu  §  37  sub  4*,  7);  und  h)  first  fruits 
(annates  oder  primitiac).  Hierunter  sind  die  Einkünfte  des  ersten  Jahres 
aus  einer  neu  besetzten  geistlichen  Pfründe  zu  verstehen. 

2.  Der  Begriff  j^profits''  schließt  nicht  die  Früchte  oder  Erträge 
einer  Sache  in  natura  in  sich,  sondern  lediglich  den  Geldwert  dieser 
Früchte  oder  Erträge.  Damit  ist  jedoch  das  Gebiet,  welches  der  frag- 
liche Ausdruck  umfaßt,  noch  nicht  erschöpft.  Wie  der  englische  Text 
^^  §  45  besagt,  ist  unter  den  profits  einer  Sache  zu  verstehen  „the 
ptcuniary  value  which  is  or  may  be  derived  fram  the  occupation^  exercise^ 
or  enjoyment  of  the  thing,^  Somit  zählt  zu  den  profits  auch  der  Geld- 
wert der  Vorteile,  welche  der  Gebrauch  des  Vermögensstückes  ge- 
währt oder  gewähren  kann.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  nähert  sich 
also  der  englischrechtiiche  Begriff  ^profits^  dem  deutschrechtlichen 
Begriffe  „Nutzungen"  (§  icx)  des  deutschen  BGB.).  —  Von  rechtlicher 
Bedeutung  ist  der  Begriff  ^profits""  namentlich  bei  Beantwortung  der 
Frage,  was  herauszugeben  oder  wofür  Ersatz  zu  leisten  sei,  wenn  nach 
den  Bestimmungen  des  objektiven  Rechts  die  Herausgabe  von 
^.profits-"  verlangt  werden  kann.  In  der  Entscheidung  des  Court  of 
Appeal  zu  dem  Rechtsfalle  Phillips  versus  Homfray  aus  dem  Jahre  1883, 
mitgeteilt  in  den  Law  Reports^  Bd.  XXIV  der  Cases  determined  in  the 
Chancery  Division  etc.y  S.  439 — 477,  führt  Lord  Justice  Binven  auf 
S.  455  aus,  daß  der  Ausdruck  y^profits-y  namentlich  in  Beziehung  auf 
ein  Grundstück,  auch  in  dem  Sinne  von  geldwerter  Entschädigung 
(compensation)  für  die  bloße  widerrechtliche  Inbesitznahme  und  Inne- 
habung der  Sache  gebraucht  werde.  Um  einen  Anspruch  auf  Heraus- 
gabe von  Profits  zu  begründen,  genügt  also  die  nackte  Tatsache,  daß 
jemand  sich  widerrechtlich   in  den  Besitz  der  fraglichen  Sache  gesetzt 
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hat ;  es  ist  nicht  notwendig,  daß  der  Betreffende  wirklich  irgendwelchen 
Nutzen  oder  Vorteil  aus  der  Sache  gezogen  hat  oder  hatte  ziehen 
können.  —  In  dem  Rechtsstreite  Dünn  v,  Large  aus  dem  Jahre  1783, 
mitgeteilt  im  3.  Bande  der  von  Sylvester  Douglas  herausgegebenen 
Reports  of  Cases  argued  and  'determined  in  ihe  Court  of  King's  Bench^ 
S.  335 — 336,  verlangte  der  Kläger  unter  den  von  dem  Beklagten 
herauszugebenden  profits  auch  Ersatz  des  Schadens,  welchen  der  Kläger 
dadurch  erlitten  hatte,  daß  der  Beklagte  während  der  widerrechtlichen 
Innehabung  eines  als  Gastwirtschaft  dienenden  Hauses  den  Betrieb 
der  Gastwirtschaft  eingestellt  und  dadurch  die  bisherige  Kundschaft 
vertrieben  hatte.  Es  wurde  erkannt,  daß  ein  Ersatz  für  diesen 
Schaden  nicht  unter  den  Begriff  ^profits"^  falle.  —  In  dem  Rechts- 
streite Doe  against  Harlow,  Kelly y  and  Warren  aus  dem  Jahre  1840, 
mitgeteilt  im  12.  Bande  der  von  Adolphus  und  EUis  herausgegebenen 
Reports  of  Cases  argued  and  determined  in  the  Court  of  Queen^s  Bench 
(1834 — 1840),  S.  40 — 42,  entschied  das  Gericht,  daß  auch  dann  ein 
Anspruch  auf  Herausgabe  der  Profits  bestände,  wenn  der  Verpflichtete 
nicht  selber  die  Sache  im  Besitz  gehabt,  sondern  dieselbe  an  einen 
dritten  verpachtet,  vermietet  oder  verliehen  hätte. 

§  46. 
Wer  zur  Zahlung  von  „mesne  profus''^  d.  h.  zur  Heraus- 
gabe der  während  der  Dauer  seines  fehlerhaften  Besitzes  er- 
wachsenden profus  einer  Sache  verpflichtet  ist,  kann  verurteilt 
werden,  außer  dem  Nutzungswerte  des  betreffenden  Grund- 
stückes den  etwaigen  Schaden  zu  ersetzen,  welchen  der  zu 
dem  Besitze  Berechtigte  infolge  der  Besitzentziehung  erlitten 
hat^  Jedoch  kann  der  Verpflichtete  solche  von  ihm  geleisteten 
Geldzahlungen  in  Abzug  bringen,  zu  denen  auch  der  recht- 
mäßige Besitzer  hätte  gezwungen  werden  können.* 

'  Goodtitle  v.  Tombs    (1770)    3  Wils.   118;   Phillips  v.  Homfray   (s.  §  45). 
«  Doe  V.  Hare  (1833)  2  C.  and  M.  146;  Barker  v.  Brown  (1856)  i  C.  B. N.  S.  150. 

Absüge  von  den  metne  proßU  3  Höhe  der  mesne  prefits  a 

building  Uase  3  Anwi.  5  mtsnt  Profits  (BegrifTsbestimmung)  i 

Court  of  Exchequer  3  Anm.  6  pretnUes  i  Anra.  a 
ground  rent  3  Anm.  5 

I.  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „mesne  profits^  sagt  W. 
Blake  Odgers  in  seinen  Principles  of  Frocedure,  Pleading  and PracHce 
in  Civil  Actions,  5.  Aufl.  [1903],  S.  41:  „Mesne  profits  sind  die  Pacht- 
zinsen und  geldwerten  Vorteile,  welche  ein  widerrechtlicher  Besitzer 
während  der  Dauer  seiner  Innehabung  des  Grundstückes  empfangen 
oder  gezogen  hat,  bezw.  hätte  empfangen  oder  ziehen  können,  und 
welche  er  daher  als  Entschädigung  für  die  von  ihm  begangene  uner- 
laubte   Handlung   an   den    wahren    Eigentümer    herausgeben  muß."*) 

*)  ,fMesne  profits  are  the  rents  and  profits  which  a  trespasser  hos,  or  migki 
have,  received  or  made  during  his  occupation  of  the  premises,  and  which  therefore 
he   must  pay  over  to  the  true   07vner  as  compensation  fof    the  tort  which  he  hos 
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Wie  diese  Worte  zeigen,  wird  von  mesne  profits  nur  in  Beziehung  auf 
ein  Grundstück  gesprochen.  Die  Ausdrucks  weise  des  obigen  §  46 
läßt  dies  auf  den  ersten  Blick  nicht  erkennen.  Denn  die  Anfangsworte 
r,A  person  Hoble  to  pay  ,mesfu  profits^ j  /.  e.j  the  profits  of  a  thing 
accruing  during  Ms  unlawftU  occupaHon^  may  bc  ordercd  to  pay  .  .  .'' 
können  leicht  zu  dem  Glauben  verleiten,  daß  die  englische  Rechts- 
sprache den  fraglichen  Ausdruck  auch  in  Beziehung  auf  bewegliche 
Sachen  gebrauche.  Indessen  weisen  die  ferneren  Worte  „/«  addition 
to  the  vaiue  of  the  premises^  darauf  hin,  daß  es  sich  hier  lediglich  um 
^Profits  wAich  a  trespasser  haSj  or  might  havej  made  during  his  occupation 
of  the  pretnises"^  (Odgers;  s.  Anm.  l)  handelt")  Des  weiteren  ist 
zu  beachten,  daß  von  mesne  profits  nur  im  Falle  eines  fehlerhaften 
Besitzes  (unlawful  occupation)  die  Rede  sein  kann. 

2.  Die  Höhe  der  von  dem  widerrechtlichen  Besitzer  eines  Grund- 
stückes zu  zahlenden  mesne  profits  bestimmt  sich  erstens  nach  dem 
jährlichen  Nutzungswerte  des  Grundstückes  (the  [yearly]  value  of  the 
premises)  und  zweitens  nach  dem  etwaigen  Schaden,  welchen  der  zu 
dem  Besitze  Berechtigte  infolge  der  Besitzentziehung  erb'tten  hat  (the 
damagCj  if  any,  suffered  by  the  lawful  claimant  by  reason  of  his 
dispossession).  Es  kann  der  Berechtigte  von  dem  Verpflichteten  in 
erster  Linie  Zahlung  der  rents  und  profits  verlangen,  welche  in  der 
Zeit  des  fehlerhaften  Besitzes  tatsächlich  empfangen  bezw.  gezogen 
worden  sind,  oder  welche  bei  einer  ordnungsmäßigen  Wirtschaft  hätten 
empfsmgen  bezw.  gezogen  werden  können.  Einen  Anhalt  und  Maß- 
stab bei  Bestimmung  dieses  Betrages  bildet  ^the  value  of  the  premises'^ 
d.  h.  der  Ertrags-  oder  Nutzungswert  des  Grundstückes.  Der  Wort- 
laut des  §  46  (yjto  pay  in  addition  to  the  value  of  the  premises  .  .  ,^) 
darf  nicht  so  ausgelegt  werden,  als  ob  der  Verpflichtete  den  gesamten 
Geldwert  des  Grundstückes  zu  zahlen  habe.  Es  ist  nur  eine  solche 
Geldsuname  zu  erstatten,  welche  unter  Berücksichtigung  der  Dauer  der 
Besitzentziehung  •)  und  im  Verhältnis  zu  dieser  Dauer  dem  jährlichen 
Nutzungswerte  des  Grundstückes  entspricht.     Wie  in  dem  Rechtsfalle 

committed,*^  —  In  Wharton's  Law  Lexicon^  10.  Aufl.  (1902),  S.  504,  werden  die 
mesne  profifs  definiert  als  „Profits  derived  from  land,  whilst  the  possession  of  it 
hos  beert  improperly  withheld*'  (d.  h.  geldwerte  Vorteile,  welche  während  der 
Dauer   einer   unbefugten   Besitzentziehung   aus  einem  Grundstücke   gezogen  sind). 

*)  Sowohl  die  Verfasser  der  vorliegenden  Kodifikation,  wie  W.  Blake  Odgers 
bedienen  sich  hier  des  Wortes  „pretnises^*  zur  Bezeichnung  eines  Grundstückes.  Diese 
Ausdrucksweise  ist  unter  Laien,  wie  unter  Juristen  sehr  gebräuchlich.  Indessen  wird 
das  üragliche  Wort  im  Rechtsverkehr  oft  auch  in  einem  ganz  andern  Sinne  gebraucht. 
Joshua  Williams,  Law  of  Real  Propertyy  19.  Aufl.,  S.  34,  sagt  hierüber:  „Das 
Wort  ypretnises^  wird  in  der  Rechtssprache  häufig  in  seinem  eigentlichen  etymo- 
logischen Sinne  als  »dasjenige,  was  vorher  erwähnt  worden  ist'  (tßiat  whick  has 
been  btfore  mentioned)^  gebraucht.  Beispielsweise  wird  in  einer  gesiegelten  Privat- 
ukunde  (deed)  nach  Aufzählung  der  verschiedenen  Tatsachen  meist  mit  den 
Worten  ,/«  consideration  of  the  premises*  fortgefahren,  worunter  zu  verstehen  ist 
in  consideration  of  the  facts  before  mentioned*  (in  Anbetracht  der  vorher  erwähnten 
Tatsachen/*. 

*)  \V.  Blake  Odgers  sagt  a.  a.  O.,  S.  42:  .^Mfsne  profits  may  be  claimed 
from  the  date  of  the  defendanfs  entry  on  the  premises  tili  possession  is  obtained 
hy  the  plaintiff**.     {Mesne  Profits  können  beansprucht  werden  von  dem  Zeitpunkte 
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Phillip  versus  Homfray  (s.  Eri.  zu  §  45  sub  2)  entschieden  worden 
ist,  spielt  es  keine  Rolle,  ob  der  Verpfliditete  irgend  einen  geldwerten 
Vorteil  aus  seinem  fehlerhaften  Besitze  gezogen  hat  oder  zu  ziehen 
persönlich  in  der  Lage  gewesen  ist ;  sondern  es  stellt  nach  den  Worten 
des  Lord  Justice  Bawen  die  Zahlungsverpflichtung  des  widerrechtlichen 
Besitzers  eine  y^compensation  for  the  bare  possession  wrongfully  taken  and 
held  of  tfie  land  itself*"  dar.  —  Neben  diesen  mesne  profits  im  engeren 
imd  eigentlichen  Sinne  kann  von  dem  Gerichte  nach  Lage  des  Falles 
dem  zum  Besitze  Berechtigten  (the  lawful  claimant)  auch  noch  ein 
weiterer  Geldersatz  für  den  etwaigen  sonstigen  Schaden  zugesprochen 
werden,  welchen  der  Kläger  durch  die  Besitzentziehung  erlitten  hat. 
In  der  Entscheidung  des  Falles  Goodtitle  versus  Tombs  aus  dem  Jahre 
1770,  mitgeteilt  im  3.  Bande  von  Wilson 's  Reports j^)  S.  118  ff.,  sagt 
Mr.  Justice  Gould  (S.  121):  „Der  Kläger  ist  im  vorliegenden  Falle  nicht 
einzig  und  allein  auf  die  eigentlichen  mesne  profits  beschränkt,  sondern 
er  kann  auch  Entschädigung  f[lr  die  ihm  verursachte  Ungelegenheit  usw. 
verlangen.  Ich  weiß,  daß  in  Besitzentziehungsklagen  dieser  Art  von 
der  Jury  der  vierfache  Betrag  der  mesne  profits  [im  engeren  Sinne] 
dem  Kläger  zugesprochen  worden  ist.'*  (The  plaintiff  in  this  case  is 
not  confined  to  the  very  mesne  profits  only,  but  he  may  recaver  for  las 
trouble  etc,  I  Juwe  known  four  times  tfie  value  of  the  mesne  profits  givcn 
by  a  Jury  in  this  sort  of  action  of  trespass).  In  ähnlicher  Weise  äußert 
sich  der  Chief  Justice  IVilmot  in  demselben  Urteile:  „Der  Schadens- 
ersatz ist  nicht  auf  die  bloßen  Pachterträge  des  Grundstückes  be- 
schränkt, sondern  die  Jury  kann,  wenn  sie  will,  auf  mehr  erkennen." 
(Damages  are  not  confined  to  the  mere  rent  of  the  premiseSj  but  tht  jury 
may  give  more,  if  they  please),  — 

3.  Der  zur  Zahlung  von-  mesne  profits  Verpflichtete  darf  Beträge, 
welche  er  während  der  Dauer  seines  fehlerhaften  Besitzes  flttr  das 
Grundstück  bezahlt  hat,  in  Abzug  bringen,  wofern  und  insoweit  als 
auch  der  rechtmäßige  Besitzer  zu  diesen  Geldleistimgen  hätte  gezwungen 
werden  können.  In  dem  Rechtsfalle  Doe  versus  Hare  aus  dem  Jahre 
1833,  mitgeteilt  im  2.  Bande  der  von  Crompton  und  Meeson 
herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and  determined  in  the  Courts 
of  Exchequer  and  Exchequer  Chamber ^  S.  145 — 146,  hatte  der  Beklagte 
an  einem  2.  Juni  widerrechtlich  den  Besitz  eines  Grundstückes  erlangt. 
Am  24.  desselben  Monats  zahlte  er  die  fällige  ,,ground  rent^  *)  für  das 


ab,  in  welchem  sich  der  Beklagte  [durch  verbotene  Eigenmacht]  in  den  Besib 
des  Grrundstückes  gesetzt  hat,  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  von  dem  Kläger 
der  Besitz  erlangt  wird). 

*)  Der  volle  Titel  dieser  Entscheidungssammlung  ist :  Reports  of  Cases  argued 
and  adjudged  in  the  King*s  Court  at  Westtninster,  In  three  volumes  from  1^4^ 
to  l'/'j4'     ^y   George  Wilson, 

*)  Unter  ground  rent  ist  die  Geldrente  zu  verstehen,  welche  der  lessee 
(s.  Erl.  zu  jj  38  sub  2»)  einer  building  lease  an  den  lessor  zu  bezahlen  hat.  Nach 
Prof.  Holland,  Elements  of  Jurisprudence,  9.  Aufl.,  S.  215,  hat  die  englisch- 
rechtliche ground  rent  die  Rechtsnatur  einer  deutschrechtlichen  „Reallast"  (§  1 10$ 
des  deutschen  BGB.).  —  Eine  building  lease  ist  eine  langfristige  Grundstücks- 
pachtung (a  lease  for  a  long  term  of  years),  deren  Dauer  meist  zwischen  80  und 
99  Jahren    schwankt,    und    deren   lessee   einerseits   eine   jährliche   ground  teni  zu 
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an  diesem  Tage  endende  Quartal.  Das  Gericht  erkannte,  daß  der 
Beklagte  berechtigt  wäre,  von  den  an  den  Kläger  zu  leistenden  m^m 
Profits  den  Betrag  der  gezahlten  ground  rmt  abzuziehen.  Baron^) 
Bayly  sagt  in  seinem  Urteile:  „Am  2.  Juni  erlangt  der  Beklagte  den 
Besitz  des  Grundstückes;  am  24.  wurde  die  Summe  von  18  Pfund  für 
eine  Quartalsgrundrente  fällig,  wofür  seine  bewegliche  Habe  haftete. 
Was  ist  demnach  für  ihn  der  Geldwert  der  Innehabung  des  Grund- 
stückes? Unzweifelhaft  der  wirkliche  Ertragswert  abzüglich  der  als 
Grundrente  geschuldeten  Summe,  welche  er  verpflichtet  war  zu  zahlen. 
Der  Beklagte  bezahlte  lediglich,  was  der  Kläger  hätte  zahlen  müssen. 
Ist  dies  aber  der  Fall,  so  wird  der  Kläger  nicht  geschädigt"  [sc.  durch 
ein  Inabzugbringen  des  Betrages  der  Grundrente].')  —  In  der  Ent- 
scheidung des  Rechtsstreites  Barber  versus  Brown  and  anotJier  aus  dem 
Jahre  1856,  mitgeteilt  in  den  Common  Bmch  Reports,  New  SerieSy  Bd.  I, 
S.  121 — 151,  gestattete  das  Gericht,  von  den  mesne  profits  die  Ab- 
gaben und  Steuern  (rates  and  taxes)  in  Abzug  zu  bringen,  welche  die 
beiden  Beklagten  während  der  Dauer  ihres  fehlerhaften  Besitzes  für 
das  fragliche  Grundstück  bezahlt  hatten.  In  seinem  Urteile  sagt  Mr. 
Justice  Cr  esswell  (S.  150):  „Es  ist  gerecht  und  billig,  einen  Abzug  mit 
Rücksicht  auf  solche  Zahlungen  zu  erlauben,  welche,  falls  nicht  die 
Beklagten  sie  geleistet  hätten,  dem  Kläger  würden  abgefordert  worden 
sein."  *) 

zahlen  hat  nnd  andererseits  verpflichtet  ist,  auf  den  gepachteten  Grundslücken  nach 
eiaem  bestimmten  Bauplane  (according  to  specification)  Gebäude  zu  errichten  und 
während  der  Pachtzeit  in  gutem  Zustande  zu  erhalten.  Nach  Ablauf  der  Pachi 
geht  das  Eigentum  an  den  Gebäuden  auf  den  Ussor  über.  Vgl.  Edward  Jenks, 
Modern  Land  Law,  S.  84.  Ausführlicher  ist  das  Recht  der  building  Uases  be- 
handelt in  Kmden's  Law  relating  to  Building  Leases  and  Contracts. 

•)  Der  ehemals  unter  dem  Namen  eines  Court  of  Exchequer  tätige  Gerichts- 
hof setzte  sicji  aus  6  Richtern  zusammen,  von  denen  der  Rangälteste  „Chief 
Baron*'  genan^f)  wurde,  während  die  übrigen  5  Richter  den  Amtstitel  „ßaron^^ 
führten.  Auf  Grund  der  §§31  und  34  der  Supreme  Court  of  Judicature  Act 
von  1873  (*^6  and  27  ^^f^^'  ^'  ^^)  wurde  der  Cou?'t  of  Exchequer  unter  der  Be- 
zeichnung y,Exchequer  Division"  in  einen  Senat  des  High  Court  of  Justice  um- 
gewandelt. Durch  eine  Order  in  Council,  d.  h.  durch  einen  Erlaß  des  Geheimen 
Staatsrats  (Privy  Council),  vom  Februar  1881  ist  dieser  Senat  mit  der  King's 
Bench  Division  vereint  worden. 

')  y^On  the  '2^  of  June,  the  defendant  enters  into  the  occupation  of  the 
premises;  on  the  24^^,  the  sum  of  18 1.  for  a  quarter' s  ground  rent  became  due, 
tj  which  his  goods  were  liable,  Then  what  was  the  value  of  the  occupation  of 
the  premises  to  him?  Why  the  real  value  minus  the  sum  due  for  ground  rent 
'which  he  was  obliged  to  pay.  .  .  .  The  defendant  only  paid  what  the  plaintif 
must  have  paid;  and  if  so,  the  plaintiff  is  not  hurt," 

')  .Jt  is  just  and  equitable  to  allow  a  deduction  in  respect  of  those  payments 
rchich  if  not  paid  by  the  defendants  might  have  been  claimed  from  the  plaintiff," 
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Dritter  Abschnitt. 
Rechtsgeschafta 

Erster  Titel. 

Legal  Capacity. 

§  47. 

Keine  legal  capacity  besitzt:, 

a)  wer  zum  Tode  oder  zu  einer  Zuchthausstrafe  verurteilt 
oder  aus  Anlaß  einer  Anklage  wegen  treason  oder  felony 
durch  protokollierte  Verkündung  seitens  eines  zu- 
ständigen Gerichts  in  die  Acht  erklärt  ist;^ 

b)  wer  Untertan  eines  mit  dem  Britischen  Reiche  im 
Kriegszustande  befindlichen  Staates  ist'  und  keine 
Lizenz  erhalten  hat,  mit  britischen  Untertanen  Handel 
zu  treiben.* 

*  Forfeiturc  Act,  iSyo,  ss,  6,  8.  —  Eine  Ächtung  ist  nicht  ausschließlich 
auf  Fälle  beschränkt,  in  denen  eine  Anklage  wegen  treason  oder  felony  vor- 
liegt.    Indessen  ist  dies  von  geringer  praktischer  Bedeutung. 

*  Willison  V.  Patteson  (18 17)  7  Taunt.  .^39. 

*  Durch  den  Ausbruch  von  Feindseligkeiten  werden  die  subjektiven 
Rechte  eines  Untertanen  des  feindlichen  Staates  nur  suspendiert,  dagegen 
nicht  zerstört.  Wahrscheinlich  kann  daher  ein  alten  enetny  Vermögen  durch 
einseitige  Übertragung,  z.  B.  durch  Testament,  erwerben. 

aiien  entmy  3  licence  to  trade  ivith  tke  tuhjtcis  öf  tke  Cr&wn  4 

bürgerlicher  'l'od  i  "    outiaw  i 

conx'ict  2  Tratten  eines  alien  enemy  3 

Geschäftsfähigheit  i  Versichcrinig      von      ausfändischen     Vermögcns- 

Konkursforderungen  eines  alten  enemy  3  siiicken  3 

legal  capacity  i  Verträge  eines  aiÜH  enemy  3 

I.  Wie  ich  in  den.Erl.  zu  §  i  siib  i  unter  Bezugnahme  auf  eine 
von  Prof.  Salmond  aufgestellte  Begriffsbestimmung  ausgeführt  habe, 
ist  unter  legal  capacity  zu  verstehen:  „eine  Fähigkeit,  Träger  von 
Interessen  und  daher  auch  von  subjektiven  Rechten  zu  sein,  sowie 
eme  Fähigkeit,  Handlungen  vorzunehmen  und  daher  Träger  von 
Pflichten  zu  sein"  (a  capability  of  interests  and  iherefore  of  rightSj  of 
acts  and  therefore  of  duties).  Es  enthält  sonach  der  fraghche  englisch- 
rechtliche Begriff  gleichzeitig  wesentliche  Elemente  der  beiden  deutsch- 
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rechtlichen  Begriffe  „Rechtsfähigkeit"  und  „Handlungsfähigkeit".  Prof. 
Erskine  Holland,  Elements  of  Jurispruäencey  9.  Aufl.,  S.  88,  schreibt: 
„Eine  natürliche  Person  —  im  Gegensatze  zu  einer  juristischen  Person  — 
ist  ein  solches  menschliches  Wesen,  welches  von  dem  objektiven  Rechte 
für  fähig  erachtet  wird,  Träger  von  Rechten  und  Pflichten  zu  sein, 
oder,  welches  —  in  der  Sprache  des  römischen  Rechts  —  einen  yStatus^ 
besitzt.  Man  sagt,  daß  eip  menschliches  Wesen,  dem  irgend  eine  vom 
Rechte  anerkannte  Fähigkeit  der  genannten  Art  zukommt,  eine  Person 
darstelle  oder,  um  der  Phraseologie  der  römischen  Juristen  sich  mehr 
zu  nähern,  mit  der  Maske  einer  jlegal  capacity^  bekleidet  sei  bezw, 
eine  solche  Maske  trage."*)  Eine  natürliche  Folge  dieser  Lehre  ist, 
daß  der  völlige  Verlust  der  legal  capacity  einen  Untergang  der  Rechts- 
persönlichkeit bedeutet.  Ein  menschliches  Wesen,  welches  absolut 
keine  legal  capacity  besitzt,  ist  und  muß  im  Sinne  des  englischen 
Rechts  civiliter  mortuus  sein.  —  Der  §  47  beginnt  nun  im  englischen 
Texte  mit  den  Worten:  ^^The  following persans  have  no  legal  capacity"*' 
und  zählt  dann  unter  a)  und  b)  verschiedene  Klassen  menschlicher 
Wesen  auf,  die  keine  legal  capacity  besitzen  und  sonach  anscheinend 
bürgerlich  tot  sind.  Ist  das  englische  Recht  wirklich  so  barbarisch ? 
Mit  Entschiedenheit  muß  dies  verneint  werden.  Nur  von  einem  aus 
Anlaß  einer  Anklage  wegen  treason  oder  felony  Geächteten  (outlaw) 
heißt  es  noch  jetzt,  daß  er  ein  caput  lupinum  trafge  (s.  Erl.  zu  S  3 
sub  I,  2).  Dies  ist  aber  nach  richtiger  Ansicht  heute  der  einzige 
mögliche  Fall  eines  bürgerlichen  Todes  im  englischen  Recht.*)  Da- 
gegen kann  von  all  den  übrigen,  im  §  47  aufgezählten  Menschenklassen 
nicht  behauptet  werden,  daß  sie  absolut  keine  legal  capacity  besitzen. 
Will  man  nicht  zu  ganz  ungeheuerlichen  Folgerungen  gelangen,  so  muß 
unbedingt  angenommen  werden,  daß  die  Verfasser  der  Kodifikation 
den  fraglichen  Ausdruck  hier  nicht  in  seiner  umfassenden  Bedeutung, 
sondern  in  einem  engeren  Sinne  ausgelegt  wissen  wollen.  Einen 
Fingerzeig  gewährt  die  ganze  Anlage  und  Gliederung  des  vorliegenden 
Werkes.  Der  leitende  Gedanke  ist,  das  unkodifizierte  bürgerliche  Recht 
Englands  nach  dem  Systeme  des  deutschen  BGB.  und  unter  möglichstem 
Anschluß  an  die  von  dem  deutschen  Gesetzgeber  gewählte  Legalordnung 
zu  kodifizieren.  Der  mit  §  47  beginnende  dritte  Abschnitt  handelt,  im 
Einklänge  mit  dem  gewählten  Vorbilde,  über  Rechtsgeschäfte  (legal 
luts).  Der  erste  Titel  soll  Auskunft  über  die  Frage  erteilen:  wer  ist 
ganz  oder  teilweise  fähig  bezw.  unfähig,  Rechtsgeschäfte  vorzunehmen  ? 


*)  „^  ^natural*,  as  opposed  to  an  ,artificial*,  person  is  such  a  human 
hcinq  as  is  regarded  by  the  law  as  capahle  of  rights  or  duties:  in  the  lan^uage 
of  Roman  law  as  having  a  ,statiis*.  As  having  any  such  capacity  recognistd 
by  the  law,  he  is  said  to  be  a  person^  or,  to  approach  more  nearly  the  phrasro- 
logy  of  the  Roman  lawyers,  to  be  clothed  with  or  to  wear  the  mask  (persona)  of 
legal    capacity.** 

•)  Daß  in  der  Praxis  ein  Vorkommen  des  bürgerlichen  Todes  zu  der 
äußersten  Seltenheit  gehört,  habe  ich  schon  auf  S.  20  erwähnt.  In  R  e  n  - 
ton  's  Encyclopaedia  of  the  Law  of  England,  Bd.  IX,  S.  328,  wird  unter  dem 
Titel  „Otälawry^'^  mitgeteilt:  ..Seit  dem  Jahre  1859  ist  kein  Versuch  ge- 
macht worden,  jemanden  zu  ächten."  (No  altempt  to  outlaw  anyone  has  hetn 
made  since  iS^g,) 

15* 
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Irgend  einen  anerkannten  Kunstausdruck  für  den  deutschrechtlichen 
Begriff  „Geschäftsfähigkeit"  besitzt  die  englische  Rechtssprache  nicht. 
Somit  mußte,  worauf  ich  schon  in  den  Erl.  zu  §  i,  Anm.  i,  hin- 
gewiesen habe,  der  Ausdruck  ,,legal  capacity^^  einen  unvollkommenen 
Ersatz  bieten.  —  Wie  der  Inhalt  des  vorliegenden  Titels  zeigt,  ge- 
brauchen die  Verfasser  der  Kodifikation  den  fraglichen  Ausdruck  nicht 
in  einer  solchen  engen  Bedeutung,  daß  er  wirklich  ein  Äquivalent  für 
das  deutsche  Wort  „Geschäftsfähigkeit"  darstellt,  sondern  erstrecken 
ihn  auch  auf  die  Fähigkeit,  Träger  gewisser  Rechte  (namentlich  auf 
dem  Gebiete  des  Vermögensrechts)  zu  sein.  Ich  habe  daher,  wie  in 
§  I,  so  auch  hier  davon  Abstand  genommen,  den  Ausdruck  ^^legal 
capacity^^  zu  verdeutschen. 

2.  Zu  denjenigen  Individuen,  w^elche  keine  legal  capacity  besitzen, 
rechnet  der  §  47  sub  a)  „0  person  who  is  under  judgment  of  death  or 
penal  servttude,  or  a  proclamation  of  outlawry^  recorded  by  a  compäent 
Court j  upon  a  Charge  of  trmson  or  felony^.  Über  die  rechtlichen  Un- 
fähigkeiten (legal  disabilities)  dieser  natürlichen  Personen  vgl.  die  Erl. 
zu  §  3  sub  I,  I  und  2.  Die  beiden  Gesetzesparagraphen  der  Forfeiture 
Act  von  1870  (33  and  34  Vict,  c,  23) y  auf  welche  die  Anm.  i  zu  §  47 
verweist,  lauten  in  deutscher  Übersetzung: 

§  6.  „Unter  den  Ausdruck  yConvict^  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
soll  jede  Person*  fallen,  gegen  welche  nach  Erlaß  dieses  Gesetzes 
ein  Todesurteil  oder  ein  auf  Zuchthausstrafe  lautendes  Urteil  von 
irgend  einem  zuständigen  Gerichte  in  England,  Wales  oder  Irland 
auf  Grund  einer  Anklage  wegen  treason  oder  fdony  verkündet  bezw. 
protokolliert  worden  ist." 

§  8.  „Keine  Klage  nach  Gemeinem  Recht  oder  nach  Billigkeits- 
recht auf  Herausgabe  eines  Vermögensstückes  oder  auf  Zahlung  einer 
Geldschuld  oder  auf  irgendwelchen  Schadensersatz  darf  von  einem 
convict,  solange  er  unter  der  Wirkung  dieses  Gesetzes  steht,  gegen 
irgend  eine  Person  erhoben  werden.  Soweit  nicht  die  nachstehenden 
Vorschriften  eine  Ausnahme  gestatten,  soll  jeder  convict  während  der 
genannten  Zeitdauer  unfähig  sein,  irgend  ein  Vermögensstück  zu 
veräußern  oder  zu  belasten  oder  irgend  einen  Vertrag  zu  schließen."  *) 

3.  Ohne  legal  capacity  ist  nach  dem  Wortlaute  des  §  47  (b)  ,.<//? 
allen  enemy,  having  no  licence  to  trade  with  the  subjects  of  tJie  Crown."^ 
Dieser  Satz  erfährt  durch  die  beigefügte  Anmerkung  3  eine  Ein- 
schränkung: j^The  rights  of  an  allen  eneniy  are  only  suspenäedy  not 
destroyedj  by  the  outbrecek  of  hostilities;  therefore  it  is  probable  that  an 
allen  eneniy   could  acquire  property  by  unilateral  conveyance^  e.  g,  a  testa- 


')  Section  6:  „TÄc  expression  ,convict\  as  hereinafter  used,  shall  be  deemed 
to  mean  any  person  against  whom,  after  the  passing  of  this  Act,  juägnient  of 
death,  or  of  penal  servitude,  shall  have  been  pronounced  or  recorded  by  any  court 
of  competent  Jurisdiction  in  En^landj  WaleSy  or  Ireland  upon  any  Charge  of 
trea<;on  or  ielony.'''' 

Section  8:  „A'o  actioti  at  law  or  suit  in  equity  for  the  recovery  of  any 
property,  debt,  or  damafic  whatsocver  shall  be  brought  by  any  convict  against 
any  person  duiing  the  time  while  he  shall  be  suhject  to  the  Operation  of  this  Act; 
and  every  convict  shall  be  incapable,  during  such  time  as  aforesaid,  of  alienaiing 
or  charging  any  property,  or  of  making  any  contract,  savc  as  hereinafter  provided.^" 
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ment*^*)  —  Über  die  legal  disabilities  (rechtlichen  Unfähigkeiten)  eines 
aliett  enemyy  d.  h.  eines  Ausländers,  der  einem  mit  England  Krieg 
führenden  Staate  angehört,  sei  hier  bemerkt:  Ein  alten  enetny  kann 
während  der  Dauer  des  Krieges  keine  Klage  vor  einem  englischen 
Gerichte  erheben,  selbst  wenn  der  Klagegrund  vor  Ausbruch  der  Feind- 
seligkeiten zur  Entstehung  gelangt  ist.  Indessen  sind  seine  Klagerechte 
nicht  erloschen,  sondern  ruhen  nur  und  können,  wofern  nicht  inzwischen 
eine  Verjährung  eingetreten  ist,  nach  Friedensschluß  geltend  gemacht 
werden;  vgl.  den  Rechtsfall  De  Wähl  versus  Braune  aus  dem  Jahre 
1856  im  25.  Bande  der  Law  Journal  Reports,  Cases  argued  and 
determined  in  the  Court  of  Exchequer  and  in  the  Exchequer  Chamber , 
S.  343 — 345.  —  Es  ist  einem  ö//Vw  ^«^wy  gestattet,  in  einem  Konkurs- 
verfahren eine  vor  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  entstandene  Forderung 
gegen  den  Gemeinschuldner  anzumelden;  nur  ist  der  auf  ihn  fallende 
Anteil  bei  Verteilung  der  Konkursmasse  zurückzubehalten  und  erst  nach 
Friedensschluß  an  ihn  auszuzahlen :  vgl.  die  Entscheidung  in  Ex  parte 
Boussmaker  aus  dem  Jahre  1806,  mitgeteilt  im  13.  Bande  der  von 
Francis  Vesey  junior  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and 
determined  in  the  High  Court  of  Chancery y  S.  71 — ']2,  In  seinem 
Urteile  zu  diesem  Rechtsfalle  sagt  der  Lord  Chancellor  Erskine:  „Wenn 
CS  sich  um  eine  Forderung  gehandelt  hätte,  die  aus  einem  mit  einem 
allen  enemy  geschlossenen  Vertrage  herrührte,  so  würde  der  Anspruch 
zurückzuweisen  sein,  da  der  Vertrag  nichtig  wäre.  Wenn  jedoch  die 
beiden  Nationen  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  auf  Friedensfuße  mit 
einander  lebten,  so  würden  zwar  vom  Beginne  des  Krieges  an  die 
Gläubiger  nicht  klagen  können,  aber  es  würde,  da  der  Vertrag  ur- 
sprünglich rechtswirksam  war,  nach  Eintritt  des  Friedens  das  subjektive 
Recht  (auf  Klage  aus  dem  Vertrage)  von  neuem  aufleben.  Infolge- 
dessen würde  es  nicht  der  Gerechtigkeit  entsprechen,  diese  'Konkurs- 
dividende  zu  konfiszieren.  Obwohl  der  Anspruch  auf  Herausgabe 
suspendiert  ist,  liegt  doch  kein  Grund  vor,  warum  die  Geldsumme  unter 
die  iibrigen  Gläubiger  verteilt  werden  sollte."  —  Für  die  Dauer  des 
Kri^es  ist  jeder  Handel  und  Verkehr  nicht  nur  mit  den  Untertanen, 
sondern  auch  mit  sämtlichen  Bewohnern  des  feindlichen  Landes  unter- 
sagt. In  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Andrea  Esposito  agaimt 
Samuel  Wilson  Bowden  aus  dem  Jahre  1857,  mitgeteilt  im  7.  Bande 
der  von  Thomas  Flower  Ellis  und  Colin  Blackburn  heraus- 
gegebenen Reports  of  Cases  argued  and  determined  in  the  Court  of 
Queen' s  Bench  and  t/u  Court  of  Exchequer  Chamber ,  S.  763 — 794,  sagt 
Mr,  Justice  Willes  auf  S.  jSyjySS:  „Die  in  dem  feindlichen  Lande 
wohnenden  Personen  gelten  prima  fade  als  Feinde.  Selbst  britische 
Untertanen  werden  Feinde,  wenn  sie  nach  Kenntnis  von  dem  Aus- 
bruche des    Krieges    im    feindlichen    Lande    verbleiben    und    daselbst 

*)  Eine  ähnliche  Einschränkung  könnte  man  auch  bezüglich  der  recht- 
lichen Unfähigkeiten  eines  convict  geltend  machen.  Beispielsweise  heißt 
es  in  Joseph  C  h  i  1 1  y  *s  Treatise  on  the  Law  of  Contractu,  14.  Aufl.  (1904),  S.  163  : 
^fAnd  the  right  of  the  convict,  to  the  protection  of  the  law,  i<i  only  suspended,  it 
«?  not  irrecoverably  lo^t:  and  the  dtsability  will  be  removed  by  hi<i  ceasinf:  to  be 
subfect  to  the  Operation  of  the  ahove  Act;  whereupon,  as  a  matter  of  course,  hi-i 
capacity  to  contractu  and  right  to  sue,  will  renive.'' 
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Handel  treiben."  Infolge  dieser  Anschauung  ist  es  einem  alün  enemy 
untersagt,  einen  Wechsel  (Tratte-^///  of  exchange)  auf  eine  im  britischea 
Staatsgebiete  lebende  Person  zu  ziehen.  Das  Akzept  (accepiance)  eines 
solchen  Wechsels  ist  null  und  nichtig  und  gibt  weder  dem  Trassanten 
(drawer)y  noch  dem  Remittenten  (payee),  noch  einem  Indossatar 
(indorsee)  einen  Rechtsanspruch  gegen  den  Akzeptanten  (acceptor).  In 
dem  Rechtsstreite  Willison  versus  Patteson  and  others  aus  dem  Jahre 
1817,  mitgeteilt  im  7.  Bande  der  von  William  Pyle  Taunton 
herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and  determined  in  the  Court 
of  Common  Phos  and  other  Courts,  S.  439 — 450,^)  hatte  ein  gewisser 
Mi  che  Ion,  ein  französischer  Untertan,  im  November  1803  drei 
Tratten  (bills  of  exchange)  auf  die  Londoner  Firma  Patteson  and  Co., 
bei  welcher  er  ein  Guthaben  hatte,  an  eigene  Order  (payable  to  his 
o%vn  Order)  gezogen.  Die  Trassaten  (dratvees)  akzeptierten  die  drei 
Wechsel  im  Januar  1804.  Michelon  indossierte  darauf  die  Wechsel 
an  den  Kläger  Willison,  einen  in  Frankreich  lebenden  britischen 
Untertan.  Sowohl  zur  Zeit  der  Ausstellung,  wie  des  Akzeptes,  wie 
der  Indossierung  der  Tratten  herrschte  Krieg  zwischen  England  und 
Frankreich.  Nach  Friedensschluß  verlangte  Willison  von  der  Firma 
Patteson  and  Co,  Zahlung  der  Wechselschuld.  Die  Londoner  Firaia 
verweigerte  die  Zahlung.  Daraufhin  erhob  Willison  Klage.  Es  wurde 
erkannt,  daß  kein  klagbarer  Anspruch  gegen  die  Akzeptanten  aus  ihren 
Akzepten  bestände.  In  der  Entscheidung  des  Falles  sagt  ChUf  Justice 
Gibbs  (S.  447 — 448):  „Wenn  es  den  Untertanen  eines  anderen  Staates 
in  Kriegszeiten  erlaubt  wäre,  auf  dieses  Land  {sc.  England)  Wechsel 
zu  ziehen,  sich  Akzepte  zu  diesen  Wechseln  zu  verschaffen  und  diese 
Wechsel  weiter  zu  begeben,  und  wenn  es  dem  Indossatar  gestattet 
wäre,  auf  Grund  dieser  Wechsel  Zahlung  zu  fordern,  so  würde  dies 
einen  direkten  Handel  und  Verkehr  mit  diesem  Lande  darstellen,  und 
zwar  so  direkt,  als  es  nur  irgend  möglich  sein  kann.  Ein  solches 
Verfahren  ist  daher  rechtlich  verboten.  ...  In  Anbetracht  der  allge- 
meinen Rechtsregel  kann  ich  keinen  anderen  Standpunkt  vertreten 
als  den,  daß  ein  in  Frankreich  wohnender  alien  eneniy  kein  Recht  hat, 
Wechsel  auf  dieses  Land  (sc.  England)  deswegen  zu  ziehen,  weil  er 
hier  ein  Guthaben  besitzt.  Denn  eine  solche  Handlungsweise  stellt 
gerade  diejenige  Art  von  Verkehr  dar,  welche  die  Rechtspc^tik  zu 
unterbinden  beabsichtigte."  In  dem  gleichen  Urteile  äußert  sich  Mr, 
Justice  Dallas  (S.  449):  „Ich  kenne  keine  einzige  Ausnahme  zu  der 
allgemeinen  Regel,  daß  während  der  Dauer  des  Krieges  alle  Verträge 
(eines  alien  enemy)  hinfällig  sind  (are  at  an  end).  Es  ist  mir  unmöglich 
zu  sagen,  daß  die  Ausstellung  einer  Tratte  seitens  eines  alim  enemy 
nicht  einen  von  einem  alien  enemy  geschlossenen  Vertrag  auf  Geld- 
zahlung darstelle,  oder  daß  in  dem  Falle,  wo  ein  Wechsel  an  einen 
alien  enemy  indossiert  wird,  dieser  Vorgang  nicht  ein  Vertrag  auf 
Geldzahlung  an  einen  alien  enemy  sei.  Deshalb  bin  ich  unbedenklich 
der  Ansicht,  daß  im  vorliegenden  Falle  der  Kläger  keinen  Anspruch 
auf  Herausgabe  der  Gelder  hat."     Mr,  Justice  Buirough  endlich  führt 

■*)  Dieser  Rechtsfall  findet  sich  auch  mitgeteilt  im  18.  Bande  (1895)  der 
von  Sir  Frederick  Pol  lock  herausgegebenen  Revi^ed  Report';^  S.  525 — 534. 
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aus  (S.  450):  ,,Michelon,  welcher  Geldwerte  in  England  besaß,  konnte 
während  der  Dauer  des  Krieges  keine  Klage  auf  Herausgabe  gegen 
den  in  England  wohnenden  Verwahrer  dieser  Werte  anstrengen;  eben- 
s<:)wenig  konnte  er  aber  einen  gleichen  Erfolg  dadurch  erzielen,  daß  er 
eine  Tratte  auf  seinen  Schuldner  zog  und  dieselbe  an  einen  dritten 
indossierte.  Der  Wechsel  ist  ein  Vertrag;  und  kein  wahrend  des 
Krieges  von  einem  alten  enemy  geschlossener  Vertrag  kann  vor  einem 
britischen  Gerichte  geltend  gemacht  werden."  —  Die  Versicherung 
von  Schiffen  oder  Gütern,  die  einem  alien  enemy  gehören,  gilt  als 
y^nlawfiil^^j  da  nach  englischer  Rechtsanschauung  eine  solche  Ver- 
sicherung auf  nichts  anderes  hinausläuft,  als  den  Handel  des  Feindes 
zu  schützen.  Die  gleiche  Regel  greift  Platz  bezüglich  der  Versicherung 
von  Schiffen  oder  Gütern,  die  zu  einem  Handel  mit  dem  Feinde  ver- 
wendet werden.  Nach  dem  Standpunkte  der  englischen  Gerichte 
enthält  jeder  in  Friedenszeiten  geschlossene  Vertrag  über  Versicherung 
ausländischer  Schiffe  odei  ausländischer  Güter  die  stillschweigende  Klausel : 
Der  Versicherer  ist  von  aller  Haftung  befreit,  wenn  zwischen 
den  Staaten  des  Versicherers  und  des  Versicherten  ein  Krieg 
ausbricht.  In  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Brandan  versus  Curling ^ 
mitgeteilt  im  4.  Bande  der  von  Edward  Hyde  East  herausgegebenen 
Reports  of  Cases  argued  and  determimd  in  the  Court  of  King's  Bench, 
S.  410 — 418,  (und  im  7.  Bande  der  Reinsed  Reports  S.  592—598)  sagt 
Chief  Justice  Lord  Ellenborough  (S.  417):  „In  allen  Fällen  einer  Ver- 
sicherung soll  nachstehender  Vorbehalt  als  dem  Abkommen  eingefügt 
gelten:  jProvided  that  this  Insurance  shall  not  extend  to  cover  any  loss 
happening  during  the  existence  of  kostilities  öetween  the  respectroe  countries 
of  the  assured  and  assurer^  Denn,  solange  solche  Feindseligkeiten  an- 
dauern, kann  es  den  Untertanen  des  einen  Staates  nicht  erlaubt  sein 
mit  dazu  beizutragen,  daß  das  Eigentum  und  der  Handel  der  Untertanen 
des  anderen  Staates  durch  eine  Versicherung  geschützt  werde."  —  Der 
Anspruch,  des  Versicherten  gegen  den  Versicherer  ist  nicht  während  der 
Dauer  des  Krieges  lediglich  suspendiert,  so  daß  er  nach  Eintritt  des  Frie- 
dens zur  Rechtswirksamkeit  wieder  erwachen  könnte,  sondern  er  ist  völlig 
zerstört  In  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Furtado  versus  Rogers^ 
mitgeteilt  im  3.  Bande  der  von  Bosanquet  und  Pull  er  heraus- 
gegebenen Reports  of  Cases  argued  and  determined  in  the  Courts  of 
Common  Pleas  and  Exchequer  Chamber  and  in  ilie  Hause  of  Lords, 
S.  191 — 201,  sagt  Chief  Justice,  Lord  Alvanley  (S.  199 — 2CX)):  „Wir  sind 
alle  der  Ansicht,  daß  nach  Gemeinem  Recht  eine  Versicherung  von 
feindlichem  Eigcntmn  rechtswidrig  ist.  .  .  .  Die  Folge  ist,  daß  ein 
solcher  Versicherungsvertrag,  selbst  wenn  er  vor  Ausbruch  der  Feind- 
seligkeiten geschlossen  war,  in  den  Augen  eines  englischen  Gerichts 
in  gleicher  Weise  null  imd  nichtig  ist,  als  wenn  er  während  der 
Dauer  des  Krieges  zum  Abschlüsse  gelangt  wäre ;  denn  er  widerspricht 
in  gleicher  Weise  den  Interessen  des  Staates.  Wäre  es  nämlich  mög- 
lich, einen  solchen  Versicherungsvertrag  vor  einem  englischen  Gerichte 
geltend  zu  machen,  so  könnte  ein  Ausländer  sich  vor  Ausbruch  des 
Krieges  g^en  alle  Nachteile  versichern,  die  der  Krieg  für  ihn  im 
Gefolge  haben  möchte.  Man  hat  nun  behauptet,  daß  der  Ersatzan- 
spruch  des    Ausländers   nur   während    der   Feindseligkeiten   ruhe   und 


29  2  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

nach  Friedensschluß  wieder  auflebe,  und  hat  als  Grund  für  diese  Be- 
hauptung angeführt,  daß  eine  Entschädigung  nach  Friedensschluß  so 
spät  käme,  daß  sie  nicht  geeignet  wäre,  die  Machtmittel  des  Feindes 
während  des  Krieges  irgendwie  zu  stärken.  Indessen  der  Feind  würde 
wenig  durch  einen  Verlust  seines  Eigentums  geschädigt  werden,  wenn 
er  die  Gewißheit  hätte,  von  dem  Versicherer  zu  dieser  oder  jener* 
Zeit  einen  Ersatz  seines  Verlustes  zu  erhalten.  .  .  .  Aus  dem  durch 
richterliche  Entscheidung  festgestellten  Rechtssatze,  daß  während  des 
Krieges  jeder  Handel  und  Verkehr  mit  dem  Feinde  nach  common  ia7i' 
ungesetzlich  ist,  folgt  notwendiger  Weise  der  Satz,  daß  jedweder  Ver- 
trag, welcher  darauf  hinzielt,  des  Feindes  Eigentum  gegen  die  Nach- 
teile des  Krieges  zu  schützen,  in  gleicher  Weise  ungesetzlich  ist,  mag 
auch  der  Abschluß  des  Vertrages  vor  Ausbruch  der  Feindseligkeiten 
stattgefunden  haben."  —  Vgl.  auch  die  beiden  Rechtsfälle  DriefonUin 
Consolidated  Gold  MineSj  Limited,  versus  Janson  und  West  Rand  Central 
Gold  Mines  Company  Limited  versus  De  Rougemont  aus  dem  Jahre  1900, 
mitgeteilt  in  den  Law  Reports  des  genannten  Jahres  über  Entscheidungen 
der  Queen's  Bench  Division  etc.^  Bd.  II,  S.  339 — 347. 

4.  Häufig  wird  einem  Ausländer,  der  seinen  Wohnsitz  in  England 
hat,  dann,  wenn  zwischen  seinem  Heimatlande  und  Großbritannien 
ein  Krieg  ausbricht,  von  der  Krone  die  „licence^  erteilt,  weiter  die 
Rechte  eines  alieti  friend  zu  genießen.  Auch  ganze  Handelszweige 
können  auf  Grund  einer  solchen  königlichen  Lizenz  von  dem  all- 
gemeinen Verbote  des  Handels  und  Verkehrs  mit  dem  Feinde  aus- 
genommen werden.  Der  „leading  case^*'  über  die  Rechtsstellung  eines 
yjalien  enemy  having  a  licence  to  trade  with  tlu  subjects  of  the  Crowit^ 
und  über  die  rechtliche  Bedeutung  einer  königlichen  Lizenz  ist  der 
Fall  Usparicha  verms  Noble  im  13.  Bande  der  East'schen  Entscheidungs- 
sammlung (s.  oben  sub  3),  S.  332 — 343,  und  im  12.  Bände  (1893) 
der  Revised  Reports^  S.  360—368.  Usparicha,  ein  in  England  ansässiger 
Spanier,  erhielt  zu  einer  Zeit,  in  welcher  Krieg  zwischen  Enghnd  und 
Spanien  herrschte,  von  König  Georg  III.  die  Erlaubnis,  Waren  auf 
einem  neutralen  Schiffe  von  England  nach  Spanien  zu  senden.  Die 
fraglichen  Waren  wurden  in  England  versichert.  Ein  französischer 
Kaper  erbeutete  Schiff  und  Ladung.  Usparicha  verlangte  von  dem 
Versicherer,  Noble,  Zahlung  der  Versicherungssumme.  Noble  weigerte 
sich  unter  Hinweis,  daß  Usparicha  ein  allen  enemy  wäre.  Es  kam  zur 
Klage.  Der  Court  of  King's  Betich  entschied  zu  Gunsten  des  Spaniers. 
In  dem  Urteile  des  Chief  Justice  Lord  Ellenborough  heißt  es:  „Die 
rechtliche  Folge  der  im  vorliegenden  Falle  gewährten  Dzenz  ist,  daß 
nicht  niu:  der  Kläger,  dem  die  Lizenz  erteilt  wurde,  vor  englischen 
Gerichten  in  Angelegenheiten  des  ihm  so  gestatteten  Handels  klagen 
kann,  sondern  daß  auch  der  Handel  selber  für  alle  Zwecke  seiner 
gehörigen  und  wirksamen  Durchführung  als  ein  rechtlich  gestatteter 
angesehen  werden  muß.  Würden  wir  anders  erkennen,  so  würden 
wir  einen  Standpunkt  vertreten,  der  sich  im  Widerspruche  mit  dem 
nationalen  Grimdsatze  von  Treu  und  Glauben  und  mit  der  Ehre  der 
Krone  befände.  Die  Krone  kann  nach  freiem  Ermessen  irgendwelche 
Personen  und  irgend  einen  Handelszweig  von  den  rechtlichen  Un- 
fähigkeiten  und   Rechtsverwirkungen,   die   der  Krieg  im   Gefolge   hat, 
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ausnehmen;  und  eine  in  dieser  Hinsicht  von  der  Krone  gewälirte 
Lizenz  muß  die  entgegenkommendste  Rechtsauslegung  erfahren.  .  .  . 
Wenn  die  Krone  für  einen  bestimmten  Zweck  eine  Lizenz  erteilt,  so 
erteilt  sie  stillschweigend  auch  die  Lizenz,  alle  diejenigen  legitimen 
Mittel  anzuwenden,  welche  zur  Erreichung  dieses  Zwecks  üblich  und 
gebräuchlich  sind.  Es  muß  die  Rechtsvermutung  gelten,  daß  aus  voll- 
wertigen Gründen  der  Staatspolitik  und  des  öffentlichen  Wohles  die 
Krone  im  vorliegenden  Falle  sich  veranlaßt  gesehen  hat,  eine  be- 
stimmte Art  von  Handel  mit  einem  feindlichen  Lande,  welche  ohne 
eine  Lizenz  unzweifelhaft  ungesetzlich  w^re,  durch  eine  Lizenz  zu  ge- 
statten. Welchen  Handel  mit  dem  Feinde  die  Krone  auch  immer  zu 
erlauben  für  richtig  gehalten  hat,  —  (infolge  ihrer  Prärogative,  über 
Krieg  und  Frieden  zu  entscheiden,  ist  die  Krone  kraft  der  ihr  allein 
gewährten  Vollmacht  zuständig,  einen  solchen  Handel  zu  verbieten 
(Kler  zuzulassen)  —  eine  solche  Lizenz  muß  von  allen  Untertanen  des 
Königreiches  und  von  den  Gerichten,  wenn  irgend  eine  Streitfrage 
hierüber  vor  sie  gelangt,  als  rechtswirksam  mit  allen  daraus  sich  er- 
gebenden Folgen  betrachtet  werden.  .  .  .  Für  die  Zwecke  des  durch 
die  Lizenz  gestalteten  Handelsunternehmens,  aber  nur  insoweit,  ist  der- 
jenige, dem  die  Lizenz  ge'währt  ist,  als  ein  adoptierter  Untertan  der 
Krone  von  Großbritannien  zu  betrachten,  und  sein  Handel  ist,  soweit 
die  aus  dem  Kriegszustande  erwachsenden  rechtlichen  Unfähigkeiten 
in  Frage  kommen,  ein  britischer  Handel."«) 

§48. 

Das  Vermögen  (einschließlich  choses  in  adiofi)  eines  conv/ct, 

welches  derselbe  zur  Zeit  seiner  Verurteilung  besitzt,  und  alles 

Vermögen  (einschließlich  choses  in  act/on)y  das  ihm  während 

der  VerbOßung  seiner  Strafe  zufällt,  geht  auf  einen  von  der 

•)  ,,The  legal  rexult  of  the  licence  granted  in  this  case  15,  that  not  only  the 
plaintiff,  the  person  licensedy  may  sue  in  respect  of  such  licensed  commerce  in 
nur  Courts  of  law^  but  that  the  commerce  itself  i?  to  be  regarded  as  legalized  for  all 
purposes  of  its  due  and  effectual  prosecution.  To  hold  otherwise  would  be  to  main- 
tain  a  proposition  repugnant  to  national  good  faith  and  the  honour  of  the  Crown. 
The  Crown  may  exempt  any  persona  and  any  branch  of  commerce,  in  its  di^cretion^ 
from  the  disabilities  and  forfeiture*:  arising  out  of  a  state  of  war:  and  its  hience 
for  such  purpose  ought  to  receive  the  most  liberal  construction.  .  .  .  The  Crown, 
in  licen^ing  the  end,  impliedly  license^  all  the  ordinary  legitimate  means  of  attaining 
that  end.  For  adequate  purposes  of  State  policy,  and  public  advantage,  the  Crown, 
it  mtist  be  presumed,  has  been  induced  in  this  instance  to  license  a  description 
of  trading  with  an  enemy's  country,  which  would  otherwise  be  unquestion- 
ably  illegal.  Whatever  commerce  of  this  sort  the  Crown  has  thought  fit  tc  permit 
(which  in  respect  of  its  prcrogatives  of  pcace  and  war,  the  Crown  is  by  its  sole 
aiithority  competent  to  prohihit  or  permit),  must  be  regarded  by  all  the  suhjects 
of  the  realm^  and  by  the  courts  of  law,  when  any  question  relative  to  ;t  comes  btfore 
ihem,  as  legal,  with  all  the  consequences  of  its  being  legal.  .  .  .  For  the  purpo<ie 
of  this  licensed  act  of  trading  (but  to  that  cxtent  only)  the  person  licensed  is  to  be 
te^arded  as  virtually  an  adopted  subject  of  the  Crown  of  Great  Britain:  his  trading. 
OS  far  as  the  disabilities  arising  out  of  a  state  of  war  are  conccrned.  is  Brittsh 
tradino,^ 
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Krone  ernannten  Verwalter  (administrator)  über  und  wird  von 
dem  letzteren  nach  den  Bestimmungen  der  Forfeiiure  Act  von 
1870  verwaltet* 

*  Forfeiture  Act,  1870,  ss.   10,   I2 — 18. 

admifiittrator  z  Treuhandsvermögen  eines  cottvict  3 

Ernennung  eines  Verwalters  z  Übergang  des  Vermögens  auf  einen  Venraltcr  x 

Interim  curator  z  Verkaufsbefugnisse  eines  Interim  cMrat^r  s 
Rechte  und  Pflichten  des  Verwalters  a 

I.  Über  die  BedeutuDg  ^des  Ausdruckes  „com^ict^  s.  Erl.  zu  §  47 
sub  2.  Vor  dem  Inkrafttreten  der  Forfeiture  Act  \on  1870  (33  and  34 
Vict.  c.  23)  hatte  sowohl  eine  Verurteilung  wegen  treason  oder  felony, 
als  auch  eine  Ächtung  (outiawry)  aus  Anlaß  einer  Anklage  wegen 
treason  oder  felony  zur  Folge,  daß  das  gesamte  bewegliche  und  un- 
bewegliche Vermögen  des  Verurteilten  bzw.  Geächteten  konfisziert 
wurde.  Durch  §  i  des  genannten  Gesetzes  von  1870  ist  eine  Ver- 
mögenskonfiskation im  Falle  einer  Verurteilung  wegen  treason  oder 
felony  beseitigt  worden,  dagegen  im  Falle  einer  Ächtung  ausdrücklich 
bestehen  gelassen.  Jedoch  verliert  der  comnct  jede  Verfügungsbefiignis 
über  sein  Vermögen,  welche  für  die  Dauer  der  Strafverbüßung  auf  einen 
Verwalter  übergeht.  Letzterer  hat  die  Rechtsstellung  eines  Treuhänders, 
so  daß  das  legale  Eigentum  an  dem  Vermögen  nach  englischer  Rechls- 
theorie  ihm  und  nicht  dem  convict  zusteht.  In  dieser  Hinsicht  ist  also 
der  Zuchthaussträfling  auch  heute  noch  nicht  nur  geschäftsunfähig, 
sondern  auch  unfähig,  Träger  von  gewissen  Vermögensrechten  zu  sein. 
I^ie  §§  9—18  der  Forfeiture  Act  treffen  zahlreiche  Vorschriften  über 
das  Vermögen  eines  convict.  Der  §  9  besagt:  „Seine  Majestät  und  jede 
von  Seiner  Majestät  durch  Königliches  Handzeichen  bevollmächtigte 
Person  —  (eine  solche  Vollmacht  kann  entweder  allgemein  oder  nur 
für  einen  bestimmten  Fall  gegeben  werden)  —  soll,  falls  es  Seiner 
Majestät  oder  der  in  der  erwähnten  Weise  bevollmächtigten  Person  an- 
gemessen erscheint,  rechtlich  befugt  sein,  schriftlich  unter  dem  König- 
lichen Handzeichen  Seiner  Majestät  oder  unter  der  eigenhändigen 
Unterschrift  der  gehörig  bevollmächtigten  Person  die  Verwahrung  und 
Verwaltung  des  Vermögens  eines  convict,  solange  es  Seine  Majestät 
wünschen,  einem  Verwalter  anzuvertrauen,  welcher  zu  diesem  Zwecke 
durch  das  genannte  Schriftstück  zu  bestellen  ist.  Die  Bestallung  eines 
jeden  derartigen  Ven^'alters  kann  auf  Grund  derselben  oder  gleichen 
Vollmacht,  durch  welche  sie  stattgefunden  hat,  widerrufen  werden. 
Endet  die  Bestallung  entweder  durch  Widerruf  oder  durch  den  Tod 
eines  solchen  Verwalters,  so  kann  ein  neuer  Verwalter  auf  Grund  der- 
selben oder  gleichen  Vollmacht  von  Zeit  zu  Zeit  ernannt  werden.  Jeder 
neue  Verwalter  soll  mit  seiner  Bestallung  sein  und  gelten  als  der  recht- 
mäßige Nachfolger  des  früheren  VenÄ'alters;  und  alle  durch  dieses 
Gesetz  auf  den  früheren  Verwalter  übertragenen  Vermögensstücke  und 
alle  demselben  gewährten  Befugnisse  sollen  demgemäß  auf  den  Nach- 
folger übergehen  und  ihm  übertragen  sein.  Der  neue  Verwalter  ist 
an  alle  von  dem  frülieren  Verwalter  während  seiner  Amtsdauer  recht- 
mäßig vorgenommenen  Handlungen  gebunden.  Die  in  den  nach- 
stehenden Paragraphen  enthaltenen  Vorschriften  über  die  Rechte  und 
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Pflichten  eines  Verwalters  sollen  in  dem  Falle,  wo  mehr  als  eine  Person 
zu  diesem  Posten  berufen  sind,  auf  die  Gesamtheit  dieser  Verwalter  An- 
wendung finden."*)  —  Wie  diese  Gesetzesbestimmung  zeigt,  ist  die  Krone 
bzw.  ihr  Bevollmächtigter  nur  befugt,  dagegen  nicht  verpflichtet,  einen 
Verwalter  für  das  Vermögen  eines  amvict  zu  ernennen.  Wird  von  dieser 
Befugnis  kein  Gebrauch  gemacht,  so  haben  nach  §  21  der  ForfeiHire 
Aci  die  ^ustices  of  the  Peace  in  Fetty  Sessions^^)  das  Recht,  einen 
y,intcnm  curator^  zu  bestellen.  Auf  diesen  admtnistrator  bezw.  interim 
curator  geht  nach  §  10  zwar  das  Eigentum  an  dem  Vermögen  des 
iomnci  über,  aber  gemäß  §  i8  nicht  zu  eigenem  Nutzen  und  Besten, 
sondern  zur  treuen  Hand  für  den  Sträfling  und  seine  Familie.  Der 
§  10  lautet:  „Auf  Grund  der  Ernennung  eines  solchen  Verwalters  in 
der  angegebenen  Weise  soll  mit  dem  Eigentum  an  dem  gesamten  lehn- 
rechtlichen und  nichtlehnrechtlichen  Vermögen,  auf  welches  der  in  der 
Bestallungsurkunde  genannte  Sträfling  zur  Zeit  seiner  Verurteilung  be- 
rechtigt ist  oder  späterhin  während  der  Dauer  seiner  StrafverbüBung 
berechtigt  werden  sollte,  der  erwähnte  Verwalter  bekleidet  sein,  und 
zwar  in  dem  gesamten  Umfange,  in  welchem  der  Sträfling  Rechte  an 
den  fraglichen  Vermögensstücken  besitzt."*) 

*)  „//  shall  he  lawful  for  his  majesty^  or  for  any  peraon  in  that  behalf  au- 
thorised  by  his  majesty^  under  his  royal  sign  manual  (and  which  authority  may 
he  given  either  generally  or  with  reference  to  any  particular  case),  if  to  his  majesty 
in  to  the  person  so  atähorised  it  shall  seem  fit,  by  writing  under  his  majesty* s 
royal  sign  manual,  or  under  the  hand  of  the  person  so  authorised  as  aforesaid, 
/"  cotnmit  the  custody  and  management  of  the  property  of  any  convict,  during 
Äi\-  majesty' s  pleasure,  to  an  administrator,  to  be  by  ^uch  writing  appointed  in 
that  behalf;  and  every  such  appoirUment  may  be  revoked  by  the  same  or  the  like 
authority  by  which  it  is  made;  and  upon  any  determination  thereof,  either  by 
rcvocation  or  by  the  death  of  any  such  administrator,  a  new  administrator  may 
bc  appointed  hy  the  same  or  the  lihe  authority  from  time  to  time;  and  every  such 
new  administrator  shall,  upon  his  appointment,  be  and  be  deemed  to  be 
the  successor-in-law  of  the  former  administrator;  and  all  property  vested  in,  and 
all  power s  given  to,  such  former  administrator  by  virtue  of  this  Act  shall  thereupon 
dcvolve  to  and  become  vested  in  such  successor^  who  shall  be  bound  by  all  acts 
lawfully  done  by  such  former  administrator  during  the  continuance  of  his  office; 
and  the  provisions  hereinafter  containcd  with  reference  to  any  administrator 
shall,  in  the  ca'se  of  the  appointment  of  more  than  one  person,  apply  to  such  ad- 
ministrator s  jointly.** 

•)  Unter  Justires  of  the  Peace  in  Petty  Sessions  ist  ein  Gerichtshof  mit  sum- 
niarischer  Strafgewalt  (a  court  of  summary  Jurisdiction;  s.  Erl.  zu  §  3  sub  I,  i) 
zu  verstehen,  der  sich  aus  zwei  oder  mehr  Friedensrichtern  (justices  of  the  peace) 
zusammensetzt.  Gemäß  §  29  der  Indictable  Offences  Act  von  1848  (11  and  12 
Viel.  c.  42)  ist  auch  ein  Polizeirichter  (stipendiary  magistrate)  befugt,  die- 
selben Handlungen  vorzunehmen,  welche  ein  Gerichtshof  von  zwei  oder  mehr 
Friedensrichtern  vornehmen  darf.  Vgl.  auch  §  13.  Abs.  12  der  Interpretation 
Act  von  1889  (52  and  53  Vict.  c.  63). 

•)  „Upon  the  appointment  of  any  such  administrator  in  manner  aforesaid 
all  the  real  and  personal  property,  including  choses  in  action,  to  which  the  couvict 
^amed  in  such  appointment  was  at  the  time  of  his  conviction,  or  shall  afterwards 
U'kile  he  shall  continue  subject  to  the  Operation  of  this  Act,  become  or  be  cntitled, 
^hall  vest  in  such  administrator  for  all  the  esiate  and  interest  of  sttch  convirt 
ikerein.'^ 
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2.  Über  die  Rechte  und  Pflichten  des  Verwalters  gegenüber  dem 
Vermögen  des  convict  sind  in  der  Forfeiture  Act  folgende  enadments 
enthalten:  Nach  §  12  hat  der  administrator  die  uneingeschränkte  Be- 
fugnis, nach  freiem  Ermessen  irgendwelche  Vermögensstücke  des  Sträf- 
lings zu  verpachten,  zu  verpfänden,  zu  verkaufen  und  die  dingliche 
Übertragung  eines  solchen  Vermögensstückes  zu  bewirken.  Dagegen 
besitzt  nach  §  25  ein  etwaiger  interim  curator  eine  solche  Veräußerungs- 
befugnis nicht.  Nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  eines  zuständigen 
Gerichts  kann  der  interim  a4rator  nichtlehnrechtliche  Vermögensstücke 
(personal  property)  des  convict  veräußern.  Die  Erträge  aus  dem  Ver- 
mögen bzw.  im  Falle  der  Unzulänglichkeit  die  Substanz  selber  hat 
der  Verwalter  zu  nachstehenden  Zwecken  zu  verwenden:  zur  Zahlung 
der  ihm  etwa  für  seine  Bemühungen  zugebilligten  Remuneration  (§  11); 
zur  Bestreitung  der  Gerichtskosten  und  der  für  die  Verteidigung  des 
convict  entstandenen  Kosten  (§  13);  zur  Bezahlung  aller  Schulden  und 
Verbindlichkeiten  des  Sträflings,  mögen  dieselben  auf  Verträgen  beruhen 
oder  aus  einer  unerlaubten  Handlung  entstanden  sein  (S§  14  und  15): 
zur  Unterstützung  der  Ehefrau  und  Kinder,  sowie  solcher  Anverwandten 
des  convict^  welche  gegen  denselben  Alimentationsansprüche  besitzen 
(§  16).  Über  die  Reihenfolge  und  Rangordnung  aller  aus  dem  \'er- 
mögen  des  Sträflings  zu  bewirkenden  Geldleistungen  hat  der  Verwalter 
nach  freiem  Ermessen  zu  entscheiden.  Sämtliche  von  ihm  über  das 
fragliche  Vermögen  bona  fide  und  im  Einklänge  mit  den  Vorschriften 
der  Forfeiture  Act  getroffenen  Maßnahmen  sind  rechtsverbindlich  und 
dürfen  in  keiner  Weise  weder  von  dem  cofwict,  noch  von  irgend  einer 
Person,  die  kraft  des  Gesetzes  von  1870  Ansprüche  an  das  Vermögen 
des  co/wict  hdiiy  beanstandet  werden  (§  17).  Der  §  18  endlich  bestimmt: 
„Soweit  nicht  die  in  den  vorstehenden  Paragraphen  enthaltenen  Be- 
fugnisse und  Vorschriften  etwas  anderes  besagen,  soll  das  gesamte  Ver- 
mögen des  convict  nebst  Erträgen  von  dem  genannten  Verwalter 
aufbewahrt  und  zur  treuen  Hand  besessen  werden.  Die  Erträge  des 
Vermögens  können,  wenn  und  insoweit  als  der  Verwalter  es  für  an- 
gemessen erachtet,  in  solchen  Wertobjekten,  welche  er  von  Zeit  zu 
Zeit  für  geeignet  hält,  zum  Nutzen  und  Besten  des  fraglichen  corwict 
und  seiner  Blutserben,  bzw.  der  Nachfolger  in  seine  Rechtspersön- 
lichkeit, bzw.  sonstiger  Personen,  welche  einen  rechtmäßigen  Anspruch 
auf  diese  Erträge  besitzen,  je  nach  der  Art  der  Erträge  angelegt  imd 
angesammelt  werden.  Das  so  angesammelte  Vermögen,  sowie  der  Be- 
sitz, die  Verwaltung  und  Leitung  desselben  soll  an  den  fraglichen  con- 
victy  sobald  derselbe  nicht  mehr  der  Wirkung  dieses  Gesetzes  unter- 
steht, oder  an  dessen  Erben  oder  an  die  Nachfolger  in  dessen  Rechts- 
persönlichkeit oder  an  sonstige  Personen,  welche  einen  rechtmäßigen 
Anspruch  auf  das  Vermögen  besitzen,  zurückgegeben  werden.  Von 
diesem  Zeitpunkte  ab  hören  alle  durch  dieses  Gesetz  dem  genannten 
Verwalter  verliehenen  Befugnisse  und  Vollmachten  auf  und  finden  ihr 
Ende,  es  sei  denn,  daß  eine  Fortdauer  notwendig  ist,  entweder  um 
das  fragliche  Vermögen  oder  einen  Teil  desselben  solange  zu  behüten 
und  zu  erhalten,  bis  es  von  der  berechtigten  Person  eingefordert  wird, 
oder  um  Zahlung  aus  dem  Vermögen  oder  aus  den  Erträgen  desselben 
für   irgendwelche   Verbindlichkeiten    oder   für   irgendwelche   in   diesem 
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Gesetze  vorgesehenen  Kosten,  Lasten  oder  Ausgaben  zu  erlangen. 
Liegen  Gründe  der  genannten  Art  vor,  so  verbleiben  die  Befugnisse 
und  Vollmachten  solange  in  Wirksamkeit,  bis  der  Besitz  des  fraglichen 
Vermögens  von  dem  genannten  Verwalter  auf  eine  Person  übertragen 
wird,  welche  entweder  auf  den  Besitz  des  Vermögens  berechtigt  ist 
oder  berechtigt  zu  sein  den  Anspruch  erhebt"*) 

3.  Die  Vorschriften  der  Forfeiture  Act  von  1870  gelten  nicht  für 
solches  Vermögen,  welches  der  corwict  lediglich  als  Treuhänder  oder 
als  Pfandgläubiger  besitzt.  Es  bestimmt  nämlich  der  §  48  diti  Trustee 
Act  von  1893  {56  and  sy  Vict.  c,  53)-  „Vermögen,  welches  jemand  auf 
Grund  eines  Treuhands Verhältnisses  oder  im  Wege  eines  Pfand- 
abkommens zu  eigen  besitzt,  soll  in  dem  Falle,  wo  der  Betreffende  im 
Sinne  der  Forfeiture  Art  von  1870  ein  cönvict  wird,  nicht  auf  irgend- 
einen auf  Grund  des  letztgenannten  Gesetzes  bestellten  Ven\'alter  tiber- 
gehen, sondern  soll  in  dem  Eigentum  des  Treuhänders  oder  Pfand- 
iiläubigers  verbleiben  bzw.  kraft  eines  Anwachsungsrechtes  an  den  Mit- 
ircuhänder  des  corwict  fallen  oder  sich  auf  die  Nachfolger  in  seine 
Rechtspersönlichkeit  in  der  gleichen  Weise  übertragen,  als  wenn  er 
nicht  ein  corwict  geworden  wäre.  Diese  Vorschrift  hat,  soweit  als  ein 
Treuhänder  oder  Pfandgläubiger  der  genannten  Art  irgendeinen  bene- 
fiziarischen  Anteil  an  dem  fraglichen  Vermögen  besitzt,  keine  Gültig- 
keit."*) Gemäß  §  25  Absatz  i  desselben  Gesetzes  von  1893  ist  jedoch 
der  High  Court  befugt,  an  Stelle  eines  wegen  felony  verurteilten  Treu- 
händers einen  neuen  Treuhänder  zu  ernennen. 


*)  „Subject  to  the  powers  and  provisions  hereinbefore  containedy  all  such 
ptoperty  and  the  income  thereof  shall  be  preserved  and  held  in  trust  by  the  said 
administralor,  and  the  income  thereof  ntay,  if  and  when  the  said  adntinistrator 
^hall  think  proper,  be  invested  and  accumulated  in  such  securities  as  he  shall 
from  time  to  time  think  fit  for  the  use  and  benefit  of  the  said  convict  and  his  heirs, 
or  leoal  personal  repre^entatives,  or  of  such  other  persons  as  may  be  lawfully 
cHtitled  theretOy  according  to  the  nature  thereof;  and  the  same,  and  the  possession. 
administraiion,  and  ntanagement  thereof,  shall  revest  in  and  be  restored  to  such 
convict  upon  his  ceanng  to  be  subject  to  the  Operation  of  this  Act,  or  in  and  to  his 
heirs  or  legal  personal  representatives,  or  such  other  persons  as  may  be  lawfully 
nitüled  thereto;  and  all  the  powers  and  authotities  by  this  Act  given  to  the  said 
administraior  shall  from  thenceforth  cease  and  determine,  except  so  far  as  the 
'ontinuance  thereof  may  be  necessary  for  the  care  and  preservation  o*  such  property 
or  any  pari  thereof,  until  the  same  shall  be  claimed  by  some  person  lawfully  entitled 
thereto,  or  for  obtaining  payment  out  of  such  property,  or  of  the  procecds  thereof, 
of  any  liabilities,  or  any  costs,  or  expenses,  for  which  prot'ision  is  made  by  this 
Act:  for  which  purposes  such  powers  and  auihoriiies  shall  continue  to  be  in  force 
until  possession  of  such  property  shall  be  delivcred  up  by  the  said  administrator 
i>'f  some  person  being  or  claiming  to  be  lawfully  entitled  thereto."'' 

^)  „Property  vested  in  any  person  on  any  trust  or  by  way  of  mortgage  shoU 
not,  in  case  of  that  person  becoming  a  convict  within  the  mcaning  of  the  Forfeiture 
-^ct,  1Ä70,  vest  in  any  such  administrator  as  may  be  appointed  under  that  Act, 
^>ut  shall  remain  in  the  trustee  or  mortgagee,  or  survive  to  his  co-trustee  or  descend 
t'J  his  representaiive  as  if  had  not  become  a  convict:  provided  that  this  enactment 
^hall  not  affect  the  title  of  the  property  so  far  as  relaies  to  any  bencficial  interest 
ih:rcin  of  any  such  trustee  or  mortgagee.'" 
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§  49. 

Ein  von  einem  Minderjährigen  errichtetes  Testament'  und 
alle  von  einem  Minderjährigen  geschlossenen  obligatorischen 
Verträge  über  die  Rückzahlung  von  geliehenen  oder  zu  leihenden 
Geldern  oder  über  gelieferte  oder  zu  liefernde  Waren  (mit 
Ausnahme  von  „necessanes'%  sowie  alle  Anerkenntnisse  von 
Rechnungsabschlüssen  seitens  Minderjähriger  sind  nichtig.* 

1  Wf'lls  Art,  1837,  s.  7.  Eine  mögliche  Ausnahme  besteht  für  Soldaten 
im  aktiven  Dienste  und  für  Seeleute  auf  See:  In  the  good<i  of  Mc  Murdo,  (186;) 
L.  R.   I   P.   540;  In  the  goods  of  Hiscock,  1901  P.  78. 

*  Infants*  Rdief  Act,  1874,  s.   i. 

actual  müitary  sarvice  x  simple  contract  und  spcdalty  a  Anm.  8 

Anfechtungsrecht  des  Minderjährigen  3  Soldaten-  und  Seeniannstestament  i 

matters  in  fait  und  of  reeord  2  Anm.  6                     Testament  eines  Minderjährigen  i 

Nichtige  Verträge  nach  Statute  Law  2  Verträge    eines    Minderjährigen    nach    Ccmwen 

nordaraerikanischer  Rechtsstandpunkt   2  Anm.  7             Law  3 

HuncMpative  xviil  i  Anm.  3  will  i  Anm.  x 

Seaman  at  sea  i 

I.  Vor  dem  Inkrafttreten  der  Wills  Act  \on  1837  (7  ^^'''^^-  ^^'^-  ^^^^^  ^ 
Ff  et,  c.  26y)  konnte  ein  männlicher  Minderjähriger  von  mindestens 
14  Jahren  und  eine  weibliche  Minderjährige  von  mindestens  12  Jahren 
über  sein  bzw.  ihr  nichtlehn rechtliches  Vermögen  (personal  propcrty) 
testamentarisch  verfügen  {to  bequeaik]  s.  Erl.  zu  §  39  sub  2,  Anm.  8). 
Dagegen  erklärte  schon  das  Parlamentsgesetz  34  and  35  Är/f.  VIIT c.  5 
aus  dem  Jahre  1542  (^An  Act  for  the  explanation  of  the  Statute  of  IV/I/s" ; 
s.  Erl.  zu  §  40  sub  3  b)  eine  letztwillige  Verfügung  seitens  einer  minder- 
jährigen Person  über  ^landSj  tenements  or  other  hereditaments'^  (d.  h.  über 
real  property)  für  rechtlich  unwirksam.*)  Das  Gesetz  von  1837  hat 
dem  Minderjährigen  jede  Testierfreiheit  genommen,  gleichgültig,  ob  es 
sich  um  lehnrechtliche  oder  nichtlehn  rechtliche  Vermögensgegenstände 
handelt.  Der  §  7  dieses  Gesetzes  lautet:  „Es  sei  femer  verordnet,  daß 
kein  Testament  gültig  sein  soll,  welches  von  irgendeiner  Person  unter  dem 
Lebensalter  von  21  Jahren  errichtet  worden  ist."   (And  be  it further  enaetedj 


*)  Das  Pariamen ts^esetz  7  Will.  IV  and  i  Vict.  c.  26  wurde  am  3.  Juli 
1837  erlassen  und  trat  am  i.  Januar  1838  in  Kraft.  Den  short  title  (s.  Erl. 
zu  §  I  sub  3,  Anm.  4)  ,yThe  Wills  Act,  1S3/'  erhielt  es  erst  durch  die  Short  Tiilis 
Act  von  1896  (59  and  60  Vict.  c.  14).  Es  hat  keine  Gültigkeit  für  Schottland. 
—  In  der  englischen  Rechtssprache  ist  „?£/*//"  der  gewöhnliche  Ausdruck  für 
Testament;  daneben  wird  jedoch  auch  —  und  zwar  meist  unterschiedslos  — 
die  Bezeichnung  „testament*'^  gebraucht.  Indessen  wird  heutzutage  die  Ansicht 
vertreten,  daß  unter  ^^tcstament''''  im  strengen  Sinne  des  Wortes  nur  eine  letzt- 
willige Verfügung  über  nichtlehnrechtliche  Vermögensstücke  (a  will  dealin; 
only  with  personalty)  zu  verstehen  sei:  vgl.  z.  B.  Andrew  Strahan,-^  detiera! 
View  of  the  Law  of  Property,   3.  Aufl.,  S.   257 — 258. 

•)  Der  §  1 4.  (nach  der  in  den  Statutes  at  Lar^e  angegebenen  Numerierung) 
des  Gesetzes  von  1542  besagt:  ,,And  it  is  further  declared  and  enacted  hy  the 
authority  afore^aid,  That  wills  or  testaments  made  of  any  manors,  lands,  tenements 
or  other  hercditamcnts  by  any  woman  covert,  or  person  within  the  age  of  twenty-ove 
years,  idiot,  or  by  any  person  de  non  sane  tnemory,  shall  not  he  taken  to  be  good 
or  effectital  in  the  law.**' 
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thai  no  will  made  by  ofty  person  under  the  age  of  hventy-om  years  shall  be 
valid).  —  Eine  mögliche  Ausnahme  von  dieser  Regel  des  Statute  laiv 
besteht  —  (wie  Anm.  i  zu  dem  Gesetzestexte  des  §  49  mitteilt)  — 
für  Soldaten  im  aktiven  Dienste  und  für  Seeleute  auf  See.  (^  There  is 
a  possibU  exaption  in  the  case  of  soldiers  on  actrve  Service^  and  of  sailors 
at  sea^).  Diese  Ausnahme  gründet  sich  auf  den  §  11  der  Wills  Act 
von  1837,  welcher  besagt:  ,,and  be  it  further  enactedj  that  any  soldier 
being  in  actual  military  Service ^  or  any  mariner  or  Seaman  being  at  sea^ 
may  dispose  of  his  personal  estate  as  he  might  hai^e  done  before  the  making 
of  this  Act^  (es  sei  femer  verordnet,  daß  ein  jeder  Soldat,  der  im 
wirklichen  Militärdienste  steht,  oder  jeder  Angehörige  der  Marine  bzw. 
Seemann,  der  sich  auf  See  befindet,  über  sein  nichtlehnrechtliches  Ver- 
mögen in  derselben  Weise  verfügen  darf,  in  welcher  er  vor  dem  Zu- 
standekommen dieses  Gesetzes  es  hätte  tun  ktuinen).  Da  nun  vor 
dem  Inkrafttreten  der  Wills  Act  ein  mannlicher  Minderjähriger  schon 
vom  14.  Lebensjahre  an  ein  Testament  über  sein  nichtlehnrechtliches 
Vermögen  (personal  property)  errichten  konnte,  so  ergibt  sich,  daß  der 
§  II  des  Gesetzes  von  1837  diese  Testierfähigkeit  eines  Minderjährigen 
in  dem  Falle  aufrecht  erhalten  hat,  wo  der  Testator  zur  Zeit  der  Ab- 
fassung des  Testaments  ein  Soldat  „///  actiial  military  sefTice"^  (bzw. 
.an  actri^e  Service-')  oder  ein  Seemann  ^at  sea-"  ist.  Über  die  Frage, 
wann  ein  Soldat  als  ein  soldier  being  in  actual  military  service  oder  ein 
Seemann  als  ein  Seaman  being  at  sea  zu  gelten  habe,  geben  die  Ent- 
scheidungen der  Rechtsfälle  In  tlie  goods  of  M^  Murdo  und  ///  the  goods 
0/ Niscoch  Aufschluß.  Der  erstgenannte  Rechtsfall  aus  dem  Jahre  l8()7 
ist  in  den  Z,a7if  /Deports  über  Entscheidungen  der  Courts  of  Probate  and 
DivorcCy  Bd.  I,  S.  540—542,  mitgeteilt.  Ein  Minderjähriger,  M^  Murdo, 
welcher  in  der  Königlichen  Marine  diente,  errichtete  zu  einer  Zeit,  als 
er  auf  dem  dauernd  im  Hafen  von  Portsmouth  stationierten  Artillerie- 
SchulschifTe  Excellent  Dienst  tat,  ein  Testament.  Nach  dem  Tode  des 
Testators  erhob  sich  die  Streitfrage,  ob  M<^  Murdo  zur  Zeit  der  Testa- 
mentserrichtung ein  Seaman  being  at  sea  war  und  von  dem  Privileg  des 
ji  II  der  Wills  Act  Gebrauch  machen  konnte.  Das  Gericht  erklärte 
das  Testament  für  rechts  wirksam.  In  seinem  Urteile  sagt  Sir  J.  P.  Wilde: 
„Die  richterlichen  Entscheidungen  stimmen  meiner  Ansicht  nach  darin 
überein,  daß  in  dem  Falle,  wo  jemand  zu  der  Besatzung  eines  in  den 
Dienst  gestellten  SchifTes  gehört,  ein  im  Laufe  der  Seereise  errichtetes 
Testament  auch  dann  noch  in  den  Bereich  der  von  der  Wills  Act  auf- 
gestelhen  Ausnahme  fällt,  wenn  tatsächlich  das  fragliche  Testament  am 
Lande  (an  shore)  errichtet  worden  ist.  . . .  Wenn  auch  ein  Seemann  an 
Bord  des  Schulschiffes  Excellent  sich  nicht  im  Auslande  {in  a  foreign 
country)  befindet,  so  steht  er  doch  unter  dem  Zwange  des  Dienstes 
istill  he  is  subject  to  the  restraints  of  the  service)  und  würde  im  Falle 
seiner  Erkrankung  an  Bord  keine  Gelegenheit  haben,  sein  Testament 
in  der  üblichen  Form  zu  verfassen,  es  sei  denn,  dnß  ein  Rechtskundiger 
ilawyer)   zur    Hand  wäre."*)   —   In   dem   Rechtsfalle   ///  the  goods  of 

•)  Das  Privileg  des  §  11  der  Wilh  Ad  befreit  den  Soldaten  bzw.  Seemann 
auch  von  den  Formvorschriften,  denen  ein  gewöhnliches  Testament  nach 
§  9  des  Gesetzes  von  1837  in  Vbdg.    mit   §  1    der   Wilh  Act  Amendment  Act 
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Hiscockj    mitgeteilt    in    den   Law  Reports   des  Jahres  1901    über   Ent- 
scheidungen der  Probate  Division  (Courts  of  Probate^  Divorce,  and  Ad- 
miralty,  atid  on  appeal  therefrom  in  the  Court  of  Appeal;  also  dedsions 
in  the  EcclesiasHcal  Courts)^  S.  78 — 84,  hatte   ein  gewisser  Hiscock,  ein 
in  England  lebender  Minderjähriger,  der  einem  Freiwilligenbataillon  an- 
gehörte, sich  zum  Kriegsdienst  in  Südafrika  gemeldet  und  war  infolge 
dessen  bis  zu  seiner  Überführung  auf  den  südafrikanischen  Kriegsschau- 
platz  in   der  Kaserne  zu  Chichester  untergebracht  worden.     Während 
dieser  Zeit  errichtete  er  ein  Testament.    Der  Testator  fand  seinen  Tod 
in  Südafrika.     Es  wurde  erkannt,  daß  die  Aufnahme  in  die  Kaserne 
zum  Zwecke  der  späteren  Beförderung  auf  den  Kriegsschauplatz  (wiih 
a  viezv  to  being  drafted  to  tJie  seat  of  war)   einen   Vorgang  darstellte, 
der  den  Hiscock  zu  einem  soldier  in  actual  military  Service  machte  und 
ihn   befähigte,   trotz   seiner  Minderjährigkeit   ein  Testament   über  sein 
personal  property  zu  errichten.     Der  Präsident  der  Probate  Division,  Sir 
F.  H.  Jeune,    äußert    sich    in    seiner    Entscheidung    folgendermaßen: 
„Das  Gericht  hat  die  Aufgabe,   den  Sinn   der  Worte  ^that  any  soldier 
being  in  actual  military  service  . . .  may  dispose  of  Jus  personal  estate  as 
he  might  hai)e  done  before  the  making  of  this  Acf  im  §  1 1  der  Wills  Act 
(I  Vict  c,  26)  festzustellen.     Ich  neige  der  Ansicht  zu,  daß  der  diesen 
Worten    unterliegende   Grund   und   Leitgedanke  derselbe  ist,    welcher 
auch  im  römischen  Rechte  Gcltungskraft  hatte,  nämlich,  daß  ein  Soldat 
unter  den  erwähnten  Umständen  oder  ein  tatsächlich  auf  See  befind- 
licher Seemann  möglicherweise  —  wenn  auch  nicht  gänzlich,  so  doch 
sicherlich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  —  inops  consilii  sei  und  daher 
nicht    sein    Testament    in    derjenigen   Form    errichten    könne,    welche 
unter  gewöhnlichen  Umständen  notwendig  ist.     Ich  stimme  vollständig 
der  Meinung   bei,    daß    es    nicht   richtig  sei,   in  jedem   Einzelfalle  zu 
untersuchen,  ob  die  Person,  deren  Testament  in  Frage  steht,  tatsächlich 
inops  war   oder  nicht.     Denn  es   mögen   Fälle   vorkommen,   in  denen 
jemand,   obwohl    von   ihm  nicht  behauptet  werden  kann,   daß  er  inapi 
gewesen    sei,    dennoch    unter    die   obigen   Worte   des   Gesetzes    fallen 
würde.     Es  ist  durcliaus  verständlich,  daß  jemand  gegenwärtig  in  Süd- 
afrika  on    actrve  service  sein   und   doch  unmittelbar  neben  sich  {at  his 
elbow)  einen  Freund  haben  kann,  der  fähig  ist,  ihm  über  die  Errichtung 
eines  Testaments  Rat  zu  erteilen.     Von  einem  solchen  Manne  könnte 
man  nicht  behaupten,  daß  er  inops  consilii  wäre;  aber  trotzdem  würde 
er    unzweifelhaft    unter    den    §  11  fallen.  .  .  .      Durch    Einfügung   der 
Worte  ^actual  military  service^   ist   das   Privileg   für   britische   Soldaten 
auf   diejenigen   beschränkt,    welche   sich   auf   einem   Kriegszuge  (on  an 
expedition)   befinden.  .  .  .     Sowohl   das   römische   Recht,   als   auch  die 
früheren  Entscheidungen  unserer  Gerichte  lassen  die  Frage  offen,   was 
unter   den   Worten   ,/>/   expeditione*'   oder,    in    der  Ausdrucksweise  der 
Wills  Acty  ,in  actual  military  service^  zu  verstehen  sei.     Dies  bringt  mich 


von  1852  (15  and  16  Vict.  c.  24^  unterliegt.  Unter  gewissen  Umständen  ist 
selbst  ein  mündliches  Testament  (nuncupativc  will)  rechtswirksam.  Vgl. 
jedoch  für  Testamente  von  Seeleuten  auch  die  Navy  and  Marine  (Wilh)  Act 
von  18O5  {2^  and  29  Vict.  c.  72)  und  den  §  177  der  Merchant  Shipping  Act 
von   1894  (57  and   58  Vict.  c.  60/ 
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zu  dem  Hauptpunkte  unserer  Erwägung,  nämlich :  gibt  es  irgend  einen 
Prüfstein,  den  man  bei  Auslegung  der  erwähnten  Worte  billigerweise 
anwenden  kann?  Nur  zwei  Umstände  können  möglicherweise  als 
Prüfsteine  bezeichnet  werden.  Auf  der  einen  Seite  könnte  man  geltend 
machen,  daß,  sobald  Marschorders  eingetroffen  sind,  der  Soldat  zu  einem 
soldser  on  actual  military  service  werde.  Vor  allen  Dingen  muß  meiner 
Ansicht  nach  die  Voraussetzung  gegeben  sein,  daß  ein  Kri^;szustand 
(a  State  of  war)  besteht,  durch  den  der  betreffende  Soldat  berührt 
wird  oder  berührt  werden  kann.  Aber  selbst  wenn  ein  solcher  Kri^- 
zustand  wirklich  besteht,  so  erhebt  sich  doch  die  Streitfrage:  Wann 
oder  von  welchem  frühesten  Zeitpunkte  ab  wird  der  Soldat  zu  einem 
saldier  an  actual  military  setvia?  Würde  er  in  der  Kaserne  zurück- 
bleiben, so  könnte  er  nicht  zu  dieser  Klasse  gerechnet  werden.  Ein 
etwaiger  Anhaltspunkt  ist  vielleicht:  Hatte  der  in  Frage  konmiende 
Soldat  einen  Befehl  zum  Ausmarsche  erhalten?  Stand  sein  Bataillon 
oder  Regiment  unter  einer  Marschorder  nach  dem  Auslande?  Indessen 
meines  Ermessens  würde  dieser  Maßstab  ein  zu  weiter  sein,  weil  Rück- 
sicht auf  das  in  der  Gesetzesstelle  enthaltene  Wort  ^actual^  genommen 
werden  muß.  —  Es  ist  dann  noch  ein  anderer  Prüfstein  vorhanden, 
der  sich  mir  als  der  richtigere  zur  Anwendung  empfiehlt,  nämlich: 
Hatte  der  betreffende  Soldat  zur  Zeit  der  Errichtung  des  Testaments 
irgend  eine  eigene  Handlung  vorgenommen,  hatte  er  irgend  einen 
Schritt  getan,  um  sich  selber  unter  die  Worte  des  §  11  zu  bringen? 
Dies  führt  uns  ganz  nahe,  wenn  nicht  in  der  Tat  vollständig,  zu  dem- 
selben Standpunkte,  welchen  die  Römer  bezüglich  der  Bedeutung  des 
Ausdruckes  ^n  expedition^  eingenommen  haben.  Denn,  wenn  der 
römische  Soldat  irgend  etwas  tat,  das  darauf  hinzielte,  zur  Bekämpfung 
des  Feindes  zu  dienen,  so  wurde  er  nach  dem  Rechte  seiner  Zeit  als 
in  expeditione  befindlich  betrachtet.  .  .  .  Als  ersten  Schritt  zu  seiner 
Einschiffung  und  als  ersten  Schritt  zu  seiner  Einreihung  in  die  im 
Felde  stehenden  Truppen  siedelte  Hiscock  in  die  Kaserne  über. 
Ich  bin  daher  der  Aiisicht,  daß  sich  Hiscock  mit  der  Vornahme 
dieses  ersten  Schrittes,  d.  h.  mit  der  Übersiedelung  in  die  Kaserne  in 
der  Absicht,  nach  dem  Kriegsschauplatze  gesandt  zu  werden,  selber 
unter  die  Worte  und  unter  den  Sinn  des  §  11  der  Wills  Act  brachte, 
und  daß  er  von  diesem  Zeitpunkte  ab  sich  in  actual  milttary  service 
befand."*) 

2.  Die  Rechte  und  Pflichten  eines  Minderjährigen  aus  den  von 
ihm  selbständig  geschlossenen  Verträgen  beruhen  auf  Regeln  des  Ge- 
meinen Rechts  (Common  Law)j  welche  indessen  dvurch  die  Parlaments - 
gesetzgebung  (by  Statute)  wesentliche  Abänderungen  und  Ergänzungen 
erfahren  haben.     Nach   Common  Law  gilt   der  allgemeine   Grundsatz, 

*)  Ich  verweise  auch  auf  den  Rechtsfall  Gattward  versus  Knee  in  den 
Law  Reports  von  1902  über  Entscheidungen  der  Probate  Division,  S.  99  flg., 
wo  der  Gerichtshof  erkannte,  daß  j,mobilisation^''  ein  guter  Anhaltspunkt  (a 
lair  ttst)  für  Beantwortung  der  Frage  wäre,  ob  sich  ein  Soldat  „i»  actual 
mihiary  service"^  befände  oder  nicht.  In  derselben  Entscheidung  wurde  fest- 
gestellt, daß  auch  dann  ein  formloses  Soldaten tes tarnen t  gültig  wäre,  wenn 
<icr  Testator  ausdrücklich  geäußert  hätte,  späterhin  eine  mehr  formgerechte 
Testamentsurkunde  abzufassen. 

0.  Schirrmeister,  Bürger!.  Recht  Englands.  ro 
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daß  ein  Von  einem  Minderjährigen  geschlossener  Vertrag  zwar  nicht 
nichtig  (void)y  aber  nach  freiem  Ermessen  des  Minderjährigen  (at  tht 
infanfs  Option)  anfechtbar  (voidable)  sei. ')  Diese  gemeinrechtliche  Regel 
unteriiegt  nach  zwei  Richtungen  hin  einer  Einschränkung: 

a)  Der    Minderjährige   vertiert  sein  Anfechtungsrecht,  sobald  er 

nach  eriangter  Volljährigkeit  den  fraglichen  Vertrag  ausdrücklich  oder 

stillschweigend  genehmigt;*)  und 


*)  Eine  Streitfrage  besteht,  ob  nach  Gemeinem  Rechte  solche  Verträge 
eines  Minderjährigen  nichtig  (void)  seien,  welche  nur  Nachteile  bzw.  keine 
Vorteile  für  den  Minderjährigen  im  Gefolge  haben.  Beispielsweise  heißt  es 
in  Goodeve's  Modern  Law  of  Personal  Property,  4.  Aufl.,  S.  405 :  „Die  wahre 
Rechtsdoktrin  scheint  zu  sein,  daß  eine  von  einem  Minderjährigen  vollzogene 
Urkunde  oder  eine  von  einem  Minderjährigen  vorgenommene  Rechtshandlung, 
durch  welche  notwendigerweise  seine  Interessen  geschädigt  werden,  ihm 
gegenüber  nichtig  (void)  ist;  daß  dagegen,  wenn  die  Urkunde  oder  Rechts- 
handlung ihm  von  Vorteil  sein  kann,  dieselbe  nur  anfechtbar  (voidable)  ist 
und  Rechtswirksamkeit  besitzt,  es  sei  denn,  daß  der  Minderjährige  es  vor- 
sieht, die  Urkunde  oder  Rechtshandlung  bis  innerhalb  einer  angemessenen 
Frist  nach  erlangter  Volljährigkeit  zu  widerrufen."  —  Dagegen  schreibt  Sir 
Frederick  Pollock  ( PHnciples  of  Contractu  7.  Aufl.,  S.  55):  ,,Es  ist  behauptet 
worden,  daß  nach  Gemeinem  Rechte  ein  zweiseitiges  Rechtsgeschäft  eines 
Minderjährigen  dann  absolut  nichtig  sei,  wenn  dasselbe  derart  ist,  daß  es 
nicht  zum  Besten  des  Minderjährigen  sein  kann ;  indessen  diese  Unterscheidung 
gilt  als  durch  neuere  Richtersprüche  verworfen  (but  this  disiinction  is  beliei^ed 
to  be  exploded  by  modern  authorities).**  Derselbe  Verfasser  sagt  dann  weiter 
fS.  55 — 56);  ,, Einstens  wurde  allgemein  gesagt,  daß  ein  von  einem  Minder- 
jährigen geschlossenes  zweiseitiges  Rechtsgeschäft  (agreement),  wofern  dasselbe 
unmöglich  Vorteile  für  ihn  hätte,  nicht  lediglich  anfechtbar  (voidable),  sondern 
nichtig  (void)  wäre,  obgleich  im  allgemeinen  der  Minderjährige  nach  freiem 
Ermessen  seine  Verträge  nur  anfechten  könnte.  Aber  diese  Unterscheidung  ist  an 
und  für  sich  unvernünftig  (unreasonable)  und  findet  in  der  Tat  auch  in  keinem 
autoritativen  Ausspruch  eine  Stütze,  während  auf  der  anderen  Seite  gewichtige 
Autorität  gegen  diese  Unterscheidung  vorhanden  ist." 

•)  F.  P  o  1 1  o  c  k  ,  a.  a.  O.,  S.  61,  äußert  sich:  ,,Ein  Minderjähriger  kann 
seine  anfechtbaren  Verträge  entweder  vor  oder  binnen  angemessener  Frist 
nach  erreichter  Volljährigkeit  anfechten.  Die  Regel  lautet,  daß  er  matters 
in  fait  [d.  h.  Rechtsgeschäfte,  welche  nicht  matters  of  record  sind]  entweder 
während  seiner  Minderjährigkeit  oder  als  Volljähriger  anfechten  darf,  dagegen 
matters  of  record  nur  während  seiner  Minderjährigkeit:  vgl.  Coke  upon 
Littleton,  folio  380  b.  Vorbehaltlich  der  allgemeinen,  zum  Besten  von  un- 
schuldigen dritten  Personen  aufgestellten  Regel,  wonach  anfechtbare 
Rechtsgeschäfte  nicht  bis  zu  ihrer  Genehmigung  unwirksam  (not  invalid 
until  ratified),  sondern  bis  erfolgtem  Widerruf  wirksam  (valid  until  rescinded) 
sind,  kann  ein  Minderjähriger  sich  nicht  selber  seines  Rechts  berauben,  nach 
erlangter  Volljährigkeit  zu  wählen  (sc.  z'wnschen  Anerkennung  oder  Widerruf 
des  Rechtsgeschäfts);  und  nur  dann  (d.h.  nach  Eintritt  der  Volljährigkeit) 
kann  seine  Wahl  in  unantastbarer  W^eise  eine  endgültige  (conclusively  deter- 
mined)  sein."  —  Unter  einem  matter  of  record  ist  ein  vor  einem  Court  of  Record 
(s.  Erl.  zu  I  3  sub  I,  2  Anm.  3)  abgegebenes  Schuldanerkenntnis  2u  ver- 
stehen. Daß  ein  Minderjähriger  an  ein  solches  Anerkenntnis  gebunden  ist, 
sobald  er,  ohne  es  angefochten  zu  haben,  die  Volljährigkeit  erreicht,  ist  schon 
in  dem  Year  Book  aus  dem  20.  und  21.  Regierungsjahre  Edward's  I.  (d.  h. 
aus  dem  ]ahre  1292 — 93),  S.  320,  festgestellt  worden.  — über  die  Genehmi- 
gung (ratification)  eines  Vertrages  seitens  eines  Minderjährigen  nach  erlangter 
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b)  ein  Vertrag  über  die  Bezahlung  von  sogenannten   necessaries 
d.  h.  von  Gegenständen,   welche  für  den  standesgemäBen  Unterhalt 
des  Minderjährigen   erforderlich   (necessary)  sind,    sowie   in  gewissen 
Fällen   ein  Vertrag,   durch  welchen  der  Minderjährige  lediglich  oder 
überwiegend   Vorteile  erlangt,   ist  ab  initio  voll   wirksam   und   kann 
nicht  hinterher  von  dem  Minderjährigen  angefochten  werden.') 
In  die  gemeinrechtliche  Lehre  von  der  bloßen  Anfechtbarkeit  der 
von  einem   Minderjährigen    geschlossenen   Verträge  hat  das  Gesetzes- 
recht  (Statute  Law)  einen   tief  einschneidenden    Eingriff  getan.     Der 
§  I    der   Infanti   Relief  Act  von    1874  (3y  and  38    Vict.  c.  62)  ver- 
ordnet: 

„Alle  obligatorischen  Verträge  —  gleichgültig  ob  gesiegelte  oder 
einfache  Verträge  — ,  welche  in  Zukunft  von  minderjährigen  Personen 
über  die  Rückzahlung  von  geliehenen  oder  zu  leihenden  Geldern 
oder  über  gelieferte  oder  zu  liefernde  Waren  (ausgenommen  Ver- 
träge über  necessaries)  geschlossen  werden,  und  alle  von  minder- 
jährigen  Personen  anerkannten   Rechnungsabschlüsse  sollen  absolut 


Volljährigkeit  vgl.  die  Erl.  zu  §  57.  Eine  besondere  rechtliche  Behandlung 
genießen  unter  den  von  einem  Minderjährigen  geschlossenen  obligatorischen 
Verträgen  die  sogenannten  continuing  contracts:  s.  Erl.  zu  §§  52  u.  53. 

'')  Nach  älterem  nordamerikanischen  Rechte  galt  allgemein  folgende 
Rechtsregel:  Ist  nach  Ansicht  des  Gerichts  ein  von  einem  Minderjährigen 
geschlossener  Vertrag  «um  Besten  des  Minderjährigen,  so  ist  der  Vertrag  voll- 
wirksam (binding).  Hält  jedoch  das  Gericht  den  Vertrag  für  nachteilig  dem 
Mixiderjährigen  (to  the  infatU's  prejudice),  so  ist  der  Vertrag  nichtig  (void), 
Ist  endlich  das  Gericht  unsicher  (uncettain),  ob  der  Vertrag  für  den  Minder- 
jährigen vorteilhaft  oder  nachteilig  sei,  so  ist  der  Vertrag  nach  Wahl  des 
Minderjährigen  anfechtbar  (voidable).  Vgl.  z.  B.  die  Entscheidung  U.  S. 
versus  Bainbridge  im  i.  Bande  von  M  a  s  o  n  *  s  Reports,  S.  82,  und  die  Ent- 
scheidung Grew  versus  Wilding  im  44.  Bande  der  American  Reports,  S.  696; 
s.  auch  K  e  n  t  's  Comtnentaries,  Bd.  II,  S.  236.  Indessen  zeigen  die  neueren 
Entscheidungen  der  nordamerikanischen  Gerichte  fast  durchgängig  eine 
Tendenz,  dem  Standpunkte  des  Commor^  Law  Englands  beizutreten.  Bei- 
spielsweise heißt  es  in  dem  Urteile  zu  dem  Kechtsfalle  Englebert  versus 
Pritchetl  (Nebraska),  mitgeteilt  im  26.  Bande  der  Lawyers'  Repofts  Annotated, 
S.  177:  „Die  Entscheidungssammlungen,  insbesondere  die  älteren,  sind  reich 
an  ernsten,  gelehrten  und  langen  Erörterungen  (abound  wiih  grave,  learned, 
and  Ungtky  discussionsj  über  die  Frage,  ob  die  Verträge  eines  Minderjährigen 
nichtig  oder  anfechtbar  seien;  und  es  sind  beachtenswerte  autoritative  Aus- 
sprüche vorhanden,  wonach  gewisse  Verträge,  welche  ein  Minderjähriger 
anter  bestimmten  Umständen  abgeschlossen  hat,  absolut  nichtig  sein  sollen. 
Indessen  unserer  Meinung  nach  lautet  die  bessere  Rechtsregel  (the  better  rule) 
~  und  diese  Regel  wird  durch  gewichtige  autoritative  Entscheidungen  ge- 
stützt —  dahin,  daß  alle  Verträge  eines  Minderjährigen,  mit  Ausnahme  solcher 
für  necessaries,  von  dem  Minderjährigen  nach  freier  Wahl  binnen  angemessener 
Frist  nach  erreichter  Volljährigkeit  angefochten  werden  können."  —  Ich 
verweise  auch  auf  das  Urteil  in  Irvine  versus  Irvine,  mitgeteilt  im  9.  Bande 
von  W  a  1 1  a  c  e  's  Entscheidungen  des  U.  S.  Supreme  Court,  S.  617  flg.  In 
dem  Werke  von  Schouler  über  Dornest ic  Relations  heißt  es  auf  S.  536; 
^The  strong  tendency  of  the  modern  cases  is  to  regard  all  contracts  of  infants 
05  voidable  only,  and  thus  almost  to  obliterate  the  ancient  distinction  of  void  and 
voidable  contracts  aUogether.^*^ 
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nichtig  sein;  jedoch  stets  unter  dem  Vorbehalt,  daß  diese  Vorschrift 
nicht  irgend  einen  Vertrag  unwirksam  machen  soll,  welchen  ein 
Minderjähriger  auf  Grund  eines  bestehenden  oder  künftigen  Gesetzes 
oder  auf  Grund  der  Regeln  des  Gemeinen  Rechts  oder  des  Billig- 
keitsrechts schließen  darf,  es  sei  denn,  daß  ein  solcher  Vertrag  nadi 
derzeitigem  Rechte  anfechtbar  ist"*) 

Es  sind  sonach  drei  Arten  von  Willenserklärungen  eines  Minder- 
jährigen durch  das  obige  enactment  für  nichtig  erklärt:  i)  ein  Ver- 
sprechen, ein  empfangenes  oder  zu  empfangendes  Darlehn  zurückzu- 
erstatten; 2)  ein  Versprechen,  gelieferte  oder  zu  liefernde  Waren  zu 
bezahlen;  und  3)  ein  Anerkenntnis  eines  Rechnungsabschlusses.  Zu 
dieser  Regel  hat  jedoch  derselbe  Gesetzesparagraph  zwei  Ausnahmen 
aufgestellt:  a)  Verträge  Über  necessaries  sind  für  den  Minderjährigen 
bindend;  und  b)  Verträge,  welche  ein  Minderjähriger  auf  Grund  einer 
schon  in  Kraft  bestehenden  oder  zukünftig  in  Kraft  tretenden  Vor- 
schrift des  written  oder  unwritien  law  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  3,  Anm.  4) 
schließen  darf,  und  welche  zur  Zeit  des  Erlasses  der  Infanti  Rdief 
Act  nicht  anfechtbar  (voidable)  sind,  werden  durch  den  §  i  des  Ge- 
setzes von  1874  nicht  berührt.  Über  die  erste  Ausnahme,  d.  h.  über 
cantracts  for  necessaries  s.  die  Erl.  zu  §  50.  Die  Parlamentsgesetz- 
gebung enthält  verschiedene  Vorschriften,  welche  unter  die  zweite 
Ausnahme  fallen.  Z.  B.  kann  gemäß  §  34  der  Friendly  SocieHes  Act 
von  1896  (Sg  and  60  Vüt.  c.  25)  ein  minderjähriges  Mitglied  als 
solches  nach  vollendetem  16.  Lebensjahre  selbständig  alle  nach  den 
Vereinssatzungen  notwendigen  Urkunden  vollziehen,  Rechnungs- 
abschlüsse anerkennen  und  Entlastung  erteilen.  Ähnliche  Vorschriftiai 
enthalten  dei  §  32  der  Industrial  and  Prmndent  SocieHes  Act  von  1893 
(56  and  S7  ^'^^'  ^-  39)f  ^^^  §  9  ^^^  Trade  Union  Act  Amendment 
Act  von  1876  (3g  and  40  Vict,  c.  22),  der  §  38  der  Building  Societies 
Act  von  1874  (3y  and  38  Vict.  c,  42),  [Über  diese  verschiedenen  Arten 
von  Vereinen  vgl.  die  Erl.  zu  §  15  und  zu  §  34  sub  ih.]^)  Über 
eine  wichtige  Vorschrift  des  unw ritten  law,  welche  unter  die  zweite 
Ausnahme  fällt,  s.  Erl.  zu  §  55. 

^)  „All  contractSy  whether  by  specialty  or  by  simple  contractu  henceforth 
etUered  into  by  infants  for  the  repayment  of  money  lent  or  to  be  leni,  or  for  goods 
supplied  or  to  be  supplied  (other  than  contractu  for  necessaries)^  and  all  accounis 
stated  with  infants  shall  be  absolutely  void;  provided  always,  thai  this  enactment 
shall  not  invalidate  any  contract  into  which  an  infant  may  by  any  existing  or 
future  Statute,  or  by  the  rules  of  common  law  or  equity,  enter  except  such  as  now 
by  law  are  voidable/'  —  Eine  „specialty''''  ist  ein  gesiegelter  Vertrag  (contract 
under  seal  oder  deed),  während  ein  „simple  contract''''  entweder  einen  mündlichen 
Vertrag  (contract  by  word  of  mouth)  oder  einen  ungesiegelten  schriftlichen 
Vertrag  (contract  by  writing  without  seal)  darstellt. 

•>  In  dem  Rechtsfalle  Thurstan  versus  Nottingham  Permanent  Bencfit 
Building  Society^  mitgeteilt  in  den  Laiy  Reports  von  1903  über  House  of  Lords, 
Judicial  Committee  of  the  Privy  Council,  and  Peerage  Cases  (abgekürzte  Zitier- 
weise: A.  C).  S.  6  flg.,  hatte  eine  Minderjährige,  welche  Mitglied  der  beklagten 
Building  Society  war,  von  der  letzteren  Gelder  zum  Ankaufe  eines  Gnind- 
•  Stückes  und  zur  Errichtung  von  Gebäuden  auf  demselben' geliehen  und  behufs 
Sicherung  der  Darlehnsforderung  eine  Hypothek  (mortgage)  zu  Gunsten  der 
genannten  Baugenossenschaft   an   dem   fraglichen   Grundstücke   bestellt.     Es 


Erster  Titel.     Legal  Capacity.  245 

§  50. 
Ein  Minderjähriger  kann  sich  durch  einen  ausdrücklich 
geschlossenen  oder  aus  den  Umstanden  gefolgerten  Vertrag 
binden,  einen  entsprechenden  Preis  für  solche  Waren  oder 
Dienstleistungen  zu  zahlen,  welche  für  seine  soziale  Stellung 
passend  und  von  ihm  tatsächlich  zu  seinem  angemessenen 
Wohlbefinden  benötigt  worden  sind.    („Hecessarfes",)^ 

*  Chapple  V.  Cooper.  (1844)  13  M.  and  W.  252;  Walter  v.  Everard.  1891, 
2  Q.B.  369;  Säle  of  Goods  Act,  1893,  s.  2.  Es  läßt  sich  ein  autoritativer  Aus- 
spruch dafür  geltend  machen,  daß  ein  Minderjähriger  an  einen  von  ihm  ge- 
schlossenen Dienstvertrag  (contract  of  employment)  gebunden  sei,  wenn  nach 
Ansicht  des  Gerichts  der  Vertrag  zum  Besten  des  Minderjährigen  ist: 
C  l  e  m  e  n  t  s  v.  L.  N.  W.  Ry.  Co.  1894,  2  Q.  B.  482. 

acituäly  required  for  natcnahle  com/ori  3  Klassen  von  lucessarigs  a 

»rticUs  0/  mtrr  ituntrjr  a  Mtcessaries  (BcgriflTsbesünimung)  i 

coHtraci  of  ewtßloyment  5  retuoMoiU  frice  z 

tdueaticm  i  talt  3  Anm.  7 

goois  I  Anm.  a  tuitabU  to  tfu  conditicH  in  li/e  a 
Haftung  der  Eltern  für  tuassaritt  des  Minder- 
jährigen 4 

I.  Nach  Common  law  sind  Verträge  eines  Minderjährigen  über 
Bezahlung  von  sogenannten  yj/ucessaries^^j  welche  er  empfanden  hat, 
von  Anfang  an  voll  wirksam  und  unterliegen  keiner  Anfechtung.  Der 
§  I  der  Jnfanti  Reluf  Act  von  1874  (s.  Erl.  zu  §  49  sub  2)  hat 
diesen  gemeinrechtlichen  Grundsatz  in  vollem  Umfange  aufrecht  er- 
halten. Auch  ein  anderes  enactment  des  written  law  (s.  Erf.  zu  §  i 
sub  3,  Anm.  4)  bringt  diesen  Gedanken  zum  Ausdruck:  Der  §  2  der 
Sole  of  Goods  Act  von  1893  (56  and  sy   Vict,  c.  yi)  besagt: 

„Die  Fähigkeit,  zu  kaufen  und  zu  verkaufen,  richtet  sich  nach 
dem  allgemeinen  Rechte  über  die  Fähigkeit,  Verträge  awi  schUeßen, 
sowie  Eigentum  zu  übertragen  und  zu  erwerben;  jedoch  mit  dem 
Vorbehalte,  daß  da,  wo  an  einen  Minderjährigen  oder  an  jemanden, 
der  wegen  Geistesstörung  oder  wegen  Tiunkenheit  nicht  imstande 
ist,  Verträge  zu  schließen,  necessaries  verkauft  und  ausgehändigt 
werden,  der  Empfänger  einen  angemessenen  Preis  für  dieselben  be- 
zahlen muß." 

„Unter  necessaries  im  Sinne  dieses  Paragraphen  sind  solche 
Waren  zu  verstehen,  welche  für  die  soziale  Stellung  des  Minder- 
wurde von  dem  House  of  Lords  erkannt,  daß  die  Klägerin  trotz  ihrer  Minder- 
jährigkeit befähigt  gewesen  wäre,  einen  wirksamen  Darlehnsvertrag  zum 
Zwecke  des  Ankaufs  eines  Grundstückes  abzuschließen,  daß  dagegen  die 
Bestellung  einer  Hypothek  (mortgage)  seitens  einer  minderjährigen  Person 
keine  Recht  Wirksamkeit  besäße,  und  daß  ein  Darlehn  für  die  Errichtung  von 
Gebäuden  nicht  unter  die  wesentlichen  Zwecke  der  Mitgliedschaft  in  einer 
Building  Society  fiele  und  somit  die  Vorschrift  des  §  i  der  Infants'  Relief  Act 
von  1^74  auf  ein  solches  Darlehn  Anwendung  fände.  Demgemäß  erhielt  die 
Building  Society  nur  das  zum  Ankaufe  des  Grundstücks  hingegebene  Darlehn 
zurück,  verlor  aber  die  für  die  Ausführung  der  Bauten  vorgeschossenen  Gelder. 
—  Über  die  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  in  demselben  Rechtsstreite 
vrI  die  Erl.  zu  §  55  sub  3, 
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jährigen  bezw.  der  sonstigen  Person  und  für  seine  bezw.  ihre  tat- 
sächlichen Bedürfnisse  zur  Zeit  der  dinglichen  Übereignung  und 
Aushändigung  der  Waren  passend  sind."*) 

Die  hier  im  Absatz  2  des  enactment  gegebene  Begriffsbestimmung 
für  necessaries  bildet  die  Grundlage  zu  dem  Wortlaute  des  vorliegenden 
§  50;  jedoch  ist  der  Gebrauch  des  fraglichen  Ausdruckes  nicht  nur  auf 
Waren  (goods)*)  beschränkt,  sondern  im  Einklänge  mit  den  Regeln 
des  Gemeinen  Rechts  auch  auf  Dienstleistungen  (services)  erweitert 
Zwei  Bedingungen  müssen  erfüllt  sein,  um  Waren  oder  Dienstleistungen 
unter  den  Begriff  von  necessaries  zu  bringen:  einmal  müssen  die  be- 
treffenden Waren  oder  Dienstleistungen  für  die  soziale  Stellung  des 
Minderjährigen  passend  sein  („suitaöle  to  the  condiiion  in  life  of  tAe 
minor")f  und  zweitens  müssen  sie  tatsächlich  von  ihm  zu  seinem  an- 
gemessenen Wohlbefinden  benötigt  worden  sein  („actually  reqtdred  by 
him  for  Jus  rtasonable  comfort^), ')  Dagegen  ist  nicht  erforderlich,  daß 
der  Minderjährige  ausdrücklich  eine  Bezahlung  versprochen  hat.  Es 
genügt,  wenn  die  Umstände  erkennen  lassen,  daß  nicht  eine  unent- 
geltliche, sondern  entgeltliche  Leistung  von  den  Parteien  beabsichtigt 
gewesen  sei.  Ist  tatsächlich  ein  contract  for  necessaries  von  dem 
Minderjährigen  geschlossen  worden,  so  ist  der  letztere  nicht  unbedingt 
gebunden,  den  etwa  von  ihm  versprochenen  Preis  zu  zahlen.  Viel- 
mehr hat  die  Gegenpartei  stets  nur  einen  Anspruch  auf  einen 
reasonable  price.  Im  §  8  der  Sah  of  Goods  Act  von  1893,  Abs.  2 
Schlußsatz,  ist  bestimmt :  „  }Vhat  is  a  reasonable  price  is  a  qmstion  of 
fact  dependent  on  the  circumstances  of  each  particular  case^.  (Was  ein 
angemessener  Preis  ist,  ist  eine  Tatfrage,  welche  von  den  Umständen 
eines  jeden  Einzelfalles  abhängt) 


V  „Capacity  to  buy  and  seil  is  regulatedby  the  general  lawconcerning  capacity 
to  contract,  and  to  transfer  and  acquire  property.  Provided  that  where  necessaries 
are  sold  and  delivered  to  an  infant,  or  minor,  or  to  a  person  who  by  reason  of 
mental  incapacity  or  drunkenness  is  incompetent  to  contract,  he  must  pay  a  reaso- 
nable price  t her e for.** 

„Necessaries  in  this  section  mean  goods  suitable  to  the  condition  in  life  of 
such  infant  or  minor  or  other  person,  and  to  his  actual  requirements  at  the  time  of  the 
sale  and  delivery.^'' 

')  über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „goods*''  äußert  sich  der  §  62  der  Saie 
of  Goods  Act  von  1893  folgendermaßen:  „''Goods*  include  all  chatteis  personal 
other  thayi  things  in  action  and  money,  and  in  Scotland  all  corporeal  moveables 
except  money.  The  term  includes  embUments,  industrial  growing  crops,  and 
things  attached  to  or  forming  pari  of  the  land  which  are  agreed  to  be  severed  before 
sale  or  under  the  contract  of  sale,*'' 

•)  Die  Notwendigkeit  der  Erfüllung  dieser  beiden  Bedingungen  gibt 
Sir  Frederick  Pollock  zu  folgender  Bemerkung  Anlaß  (Principles 
of  Contract,  7.  Aufl.,  S.  55,  Anm.  c):  „Dies  bestätigt  die  Ansicht,  daß  die  Ver- 
pflichtung eines  Minderjährigen,  für  necessaries  zu  zahlen,  nicht  durch  Partei- 
abkommen geschaffen,  sondern  durch  Vorschrift  des  objektiven  Rechts  aufer- 
legt wird;  mit  anderen  Worten,  es  liegt  kein  wahrer  Schuld  vertrag,  sondern 
ein  9«fl5i  Schuldvertrag  vor."  (This  confirms  the  opinion  that  an  inf auf  s  Ob- 
ligation to  pay  for  necessaries  is  not  created  by  agreement  but  imposed  by  law:  "« 
other  words,  that  there  is  not  a  true  contract  but  a  quasi-corUract.) 
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2.  Das  erste  vom  objektiven  Recht  aufgestellte  Erfordernis,  um 
einen  Minderjährigen  zur  Bezahlung  von  Waren  oder  Dienstleistungen 
zwingen  zu  können,  ist,  daß  die  betreffenden  goods  bezw.  Services 
sich  als  „suitable  to  the  candiHon  in  life  of  theminor'^,  darstellen.  Über 
die  Bedeutung  dieser  letzteren  Worte  geben  die  folgenden  Stellen  aus 
dem  „ungeschriebenen''  Rechte  Englands  (unwritten  law)  näheren 
Aufschluß.  In  Coke  upon  Littleton  (s.  Erl.  zu  §  3  sub  II,  Anm.  11) 
heißt  es  ^.vd  folio  172a:  „Ein  Minderjähriger  kann  sich  selbständig  ver« 
pflichten,  für  sein  erforderliches  Essen  und  Trinken,  für  seine  Kleidung, 
für  notwendige  Medizin  und  für  sonstige  notwendigen  Sachen  ähnlicher 
Art,  desgleichen  für  seinen  guten  Unterricht  oder  für  eine  Ausbildung, 
welche  Uina  späterhin  Nutzen  bringen  mag,  Zahlung  zu  leisten."  —  In 
der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Peters  versus  Fleming  aus  dem  Jahre 
1840,  mitgeteilt  im  6.  Bande  der  von  Meeson  imd  Welsby  heraus- 
gegebenen Reports  of  Cases  argued  and  detenmned  in  the  Court  of 
Exchequer  and Exchequef  Chamber  (S.  42 flg.),  sagt  Baron  Parke  (S.  46): 
,,Von  den  frühesten  Zeiten  an  bis  zur  Gegenwart  ist  der  Ausdruck 
yfitcessaries^  nicht  in  seinem  strengen  Sinne  (in  its  strict  stnse)  auf  solche 
G^nstände  (articles)  beschränkt,  welche  zum  Lebensunterhalt  (to  the 
Support  of  life)  notwendig  sind,  sondern  ist  auch  auf  solche  Gegen- 
stände ausgedehnt,  die  geeignet  (ßt)  sind,  der  bestimmten  Person  eine 
ihrer  sozialen  Stellung,  ihrem  Stande  und  ihrem  Range  entsprechende 
Lebensführung  zu  gestatten  (to  maintain  the  particular  person  in  tJu 
State,  Station  and  degree  in  life  in  which  he  is).  Deshalb  müssen  wir 
das  Wort  ynecessaries^  nicht  in  seinem  unqualifizierten  Sinne  (in  its 
unqualified  sense)  verstehen,  sondern  mit  der  oben  angedeuteten  Quali- 
fizierung (but  with  the  qualification  above  pointed  out),^'  —  In  dem  Ur- 
teile zu  dem  Rechtsstreite  Chapple  versus  Anne  Cooper  aus  dem  Jahre 
1844,  mitgeteilt  im  13.  Bande  der  Reports  von  Meeson  and  Welsby 
(s.  oben),  S.  252  flg.,  führt  Baron  Alderson  folgendes  aus  (S.  258): 
T,Things  necessary  sind  solche  Dinge,  ohne  welche  ein  Individuum  ver- 
nünftiger^'eise  nicht  existieren  kami.  An  erster  Stelle  fallen  unter 
diesen  Begrifi*  Verpflegung,  Kleidung,  Unterkunft  und  dergl.  (food, 
raimentj  lodging  and  the  like)»  Über  diese  Dinge  besteht  kein  Zweifel. 
Sodann  kann  auch,  da  die  angemessene  Pflege  des  Geistes  (the  proper 
cultivation  of  the  mind)  nicht  minder  vorteilhaft  ist  als  die  Pflege  des 
Körpers,  eine  Unterweisung  in  einer  Kunst  oder  in  einem  Gewerbe 
oder  ein  wissenschaftlicher,  moralischer  und  religiöser  Unterricht  ein 
necessary  sein.  Da  nun  ein  Mensch  in  Gesellschaft  lebt,  so  kann 
femer  für  ihn  der  ihm  von  anderen  Personen  geleistete  Beistand  oder 
die  ihm  zu  teil  gewordene  Bedienung  ein  necessary  zu  seinem  Wohl- 
befinden darstellen.  Infolgedessen  kann  Bedienung  (atteadance)  den 
Gegenstand  eines  Vertrages  seitens  eines  Minderjährigen  bilden.  Wenn 
auch  nunmehr  die  verschiedenen  Klassen  (Von  necessaries)  festgestellt 
sind,  so  kann  doch  der  Gegenstand  und  der  Umfang  (the  subject- 
matter  and  extent)  des  Vertrages  nach  dem  Stande  und  der  sozialen 
Stellung  des  Minderjährigen  verschieden  sein.  Je  nach  seinem  Range 
mag  seine  Kleidung  von  feinem  oder  grobem  Stoff  sein;  seine  Er- 
ziehung mag  nach  der  Stellung,  die  er  im  Leben  ausfüllen  soll,  sich 
verschieden   gestalten.     Die    Art   der  Medizin   wird    einmal  von   der 
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Krankheit  abhängen,  von  der  er  befallen  ist,  sodann  aber  auch  von 
der  Höhe  seiner  wahrscheinlichen  Geldmittel  nach  erlangter  Volljährig- 
keit In  gleicher  Weise  wird  Art  und  Umfang  der  Bedienung  sich 
nach  seiner  gesellschaftlichen  Stellung  richten.  Ein  Diener  in  Livree 
mag  für  einen  reichen  Minderjährigen  als  ein  necessary  gelten,  weil 
eine  solche  Bedienung  gewöhnlich  für  Personen  seines  Standes  ange- 
messen ist.  Aber  in  allen  diesen  Fällen  muß  zuerst  geprüft  werden, 
ob  die  gelieferten  Gegenstände  zu  einer  solchen  Klasse  gehören,  daß 
sie  für  die  Existenz  und  für  ein  angemessenes  und  nützliches  Wohl- 
befinden des  vertragschließenden  Minderjährigen  wesentlich  (essmtial) 
sind.  Z.  B.  Gegenstände,  die  einzig  und  allein  dem  Luxus  dienen, 
(artides  of  mere  luocury)  sind  unter  allen  Umständen  auszuschließen, 
während  luxuriöse  Gegenstände,  welche  einem  nützlichen  Zweck 
dienen  (luxuriotis  artides  of  uiility),  in  manchen  Fällen  zugelassen 
werden  mögen.*)  Ebenso  können  Verträge,  anderen  Personen  eine 
mildtätige  Beihilfe  zu  gewähren,  (contracts  for  charitabk  assistance  to 
others),  obgleich  derartige  Verträge  im  hohen  Maße  rühmenswert  sind, 
nicht  zu  den  bindenden  Verträgen  gezählt  werden,  da  sie  sich  nicht 
auf  den  eigenen,  persönlichen  Vorteil  des  Minderjährigen  beziehen. 
In  allen  Fällen  muß  ein  persönlicher  Vorteil  (personal  advantage)  sich 
für   den    Minderjährigen   selber  aus   dem   Vertrage   ergeben."*)  —  In 


*)  Beispielsweise  können  solche  Genußmittel,  welche  prima  fade  lediglich 
Schwelgereien  (mere  luxuriesj  sind,  zu  necessaries  werden,  wenn  sie  der  Arzt  dem 
Minderjährigen  verordnet  hat;  vgl.  den  Rechtsfall  Wharton  versus  Mackenzie 
aus  dem  Jahre  1844  im  5.  Bande  der  von  Adolphus  und  E  1 1  i  s  heraus- 
gegebenen Queen* s  Bench  Reports^  New  Series,  S.  606  flg. 

*)  Der  obige  Rechtsfall  Chapple  versus  Cooper  ist  besonders  bemerkens- 
wert wegen  der  Ausdehnung  des  Begriffes  „necessaries"  auch  auf  solche  Ver- 
träge, welche  ein  minderjähriger  Witwer  {infant  widower)  oder  eine  minderjährige 
Witwe  (infant  widow)  zum  Zwecke  der  standesgemäßen  Beerdigung  seiner 
verstorbenen  Ehefrau  bzw.  ihres  verstorbenen  Ehemannes  eingegangen  ist. 
In  dem  Urteile  des  Baron  A  1  d  e  r  s  o  n  heißt  es  (S.  259):  ,,Das  objektive  Recht 
gestattet  einem  Minderjährigen  einen  gültigen  Ehevertrag  abzuschließen; 
und  alle  necessaries,  welche  derjenigen  Person  geliefert  werden,  mit  der  er  in 
Folge  des  Ehevertrages  zu  einer  einzigen  Person  verwächst,  [s.  Elrl.  zu  |  3  sub. 
I.  7]  sind  in  den  Augen  des  objektiven  Rechts  necessaries  für  den  Minderjährigen 
selber.  Beispielsweise  wird  von  Lord  B  a  c  o  n  zur  Illustrierung  der  Rechts- 
maxime ^persona  conjuncta  aequiparatur  interesse  proprio*  (B  a  c  o  n  ,  Law 
MaximSy  p.  86)  ein  Vertrag  für  solche  necessaries  erwähnt,  welche  der  Ehefrau 
oder  den  ehelichen  Kindern  eines  Minderjährigen  geliefert  worden  sind.  ,Wenn 
ein  Mann  unter  21  Jahren',  so  sagt  Lord  B  a  c  o  n  ,  , einen  Vertrag  betreffend 
die  Pflege  seines  ehelichen  Kindes  abschließt,  so  ist  dieser  Vertrag  voUwirksani 
und  darf  nicht  auf  Grund  der  Minderjährigkeit  des  Vertragschließenden  an- 
gefochten werden,  und  zwar  ebensowenig,  wie  wenn  der  Minderjährige  für 
seinen  eigenen  Lebensunterhalt  oder  für  seine  eigene  Erziehung  ein  Abkommen 
getroffen  hätte.*  Es  sind  verschiedene  autoritative  Aussprüche  vorhanden, 
in  welchen  der  Rechtssatz  niedergelegt  ist,  daß  ein  anständiges  christliches 
Begräbnis  (decent  Christian  hurial)  einen  Teil  der  einem  Menschen  zustehenden 
subjektiven  Rechte  (a  pari  of  a  man's  own  rights)  bildet.  Unseres  Erachtens 
bedeutet  es  keine  große  Erweiterung  dieser  Regel,  wenn  wir  sagen,  daß  ein 
solches  Begräbnis  als  ein  persönlicher  Vorteil  und  als  vernünftigerweise  neces- 
sary für  den  betreffenden  Menschen  betrachtet  werden  kann.  ...  Ist  dies  aber 
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der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Walter  versus  Everaräj  mitgeteilt  in 
den  Law  Reports  des  Jahres  1891  über  Entscheidungen  der  Queen' s 
Beruh  Division  and  on  appeal  therefrom  in  the  Court  of  Appeal  etc, 
Bd.  II,  S.  369 — 377,  äußert  sich  der  Master  of  the  Rolls  Lord  Esher 
folgendermaßen  (S.  374):  „Ist  Erziehung  (education)  ein  necessary  für 
einen  Minderjährigen?  Wenn  ich  diese  Frage  ganz  unabhängig  von 
autoritativen  Aussprüchen  betrachte,  so  möchte  ich  sagen,  daß  die 
Erziehung  in  einem  Gewerbe  mit  der  Absicht,  den  Minderjährigen  zu 
einem  nützlichen  Bürger  zu  machen,  in  diesem  arbeitssamen  Lande 
zu  allen  Zeiten  für  äußerst  wichtig  und  stets  als  ein  necessary  für  einen 
Minderjährigen  betrachtet  worden  sein  muß.  Aber  wir  haben  über 
diesen  Punkt  die  autoritative  Stelle  in  Coke  upon  Littläon^  folio  172  a, 
wo  Lord  Coke  tatsächlich  den  Rechtssatz  aufstellt,  daß  die  Erziehung 
in  einem  Gewerbe  ein  necessary  für  den  Minderjährigen  sei,  oder,  wie 
ich  mich  lieber  ausdrücken  möchte,  daß  Erziehung  eine  von  denjenigen 
Klassen  von  Dingen  darstelle,  welche  mcessary  sein  können.  Welcher 
Umstand  wird  nun  eine  bestimmte  Erziehung  zu  einem  necessary 
machen  ?  Es  mag  dieselbe  kein  necessary  sein,  wenn  der  Minderjährige 
die  ihm  erforderliche  Ausbildung  auf  einem  anderen  Wege  erhalten 
kann.  Man  muß  hier  Rücksicht  auf  die  soziale  Stellung  des  Minder- 
jährigen nehmen  (have  regard  to  the  condition  of  the  infant  in  life)^ 
z.  B.,  ob  derselbe  ein  junger  Mann  ist,  der  sich  seinen  Lebensunter- 
halt durch  eigene  Arbeit  verdienen  muß.  .  .  .  Wer  einen  Minder- 
jährigen auf  Grund  der  von  demselben  übernommenen  Verpflichtung, 
Lehrgeld  zu  zahlen,  verklagt,  muß  den  Nachweis  führen,  daß  er  tat- 
sächlich dem  Minderjährigen  die  notwendige  Ausbildung  gegeben  habe, 
und  daß  der  Betrag  des  verlangten  Lehrgeldes  (premium)  ein  ange- 
messener (reasanable)  seL  Gelingt  dem  Kläger  dieser  Nachweis,  so 
bringt  er  sich  selber  innerhalb  aller  derjenigen  Vorbedingungen,  deren 
Erfüllung  ihn  berechtigt,  von  dem  Minderjährigen  Zahlung  zu  verlangen, 
auch  wenn  kein  förmliches  Schuld-  oder  Zahlungsversprechen  abgegeben 
worden  wäre.  .  .  ."•) 

der  Fall,  so  ist  für  den  Minderjährigen  auch  das  anständige  christliche  Begräbnis 
seiner  Ehefrau  oder  seiner  ehelichen  Kinder,  die  mit  ihm  die  personae  conjunctae 
bilden,  ein  persönlicher  Vorteil  und  vernünftigerweise  notwendig  (a  personal 
advantage  and  reasonahly  necessary).  Demzufolge  findet  die  Rechtsregel  An- 
wendung, daß  der  Minderjährige  einen  bindenden  Vertrag  über  ein  solches 
Begräbnis  schließen  kann.  Dies  ist  unseres  Erachtens  eine  angemessene  und 
richtige  Folgerung  aus  dem  Satze,  daß  das  objektive  Recht  einem  Minder- 
jährigen gestattet,  einen  gültigen  Ehevertrag  zu  schließen.**  —  Der  von  Baron 
A 1  d  e  r  s  o  n  zitierte  Lord  B  a  c  o  n  ist  der  große  Naturphilosoph  und  Rechts- 
gelehrte Francis  Bacon  (geb.  1 561 ,  gest.  1626).  —  Sir  Frederick 
Pollock  ( Principles  of  Contract,  7.  Aufl.,  S.  7^)  bemerkt  zu  den  Alderson- 
schen  Rechtsausf ührungen :  ,,Es  wäre  vielleicht  besser  gewesen,  den  breiteren 
Grund  anzunehmen,  daß  ein  Vertrag  zum  Zwecke  der  Erfüllung  einer,  wenn 
auch  nicht  gesetzlichen,  so  doch  moralischen  oder  sozialen  Pflicht,  deren  Ver- 
absäumung skandalös  gewesen  sein  würde,  in  der  gleichen  Weise  den  Charakter 
eines  coniract  for  necessaries  besitzt,  wie  irgendein  Vertrag  über  eine  persönliche 
Dienstleistung  oder  über  den  Kauf  von  Waren  zum  persönlichen  Gebrauch." 
•)  In  dem  erwähnten  Rechtsfalle  Walter  versus  Everard  war  ein  Minder- 
jähriger einen  unter  Siegel  abgefaßten  Lehrvertrag  (deed  of  apprcnticcship)  ein- 


250  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

3.  Auch  wenn  der  Nachweis  erbracht  ist,  daß  die  einem  Minder- 
jährigen gelieferten  Waren  bezw.  die  ihm  geleisteten  Dienste  „suiiabU 
to  the  condition  in  life  of  the  minor^  sind,  so  folgt  doch  daraus  noch 
nicht  ohne  weiteres,  daß  die  fraghchen  goods  bezw.  Services  im  Rechts- 
sinne als  necessaries  zu  gelten  haben,  und  daß  ein  klagbarer  Anspruch 
auf  Bezahlung  gegen  den  Empfänger  besteht  Wie  der  Wortlaut  des 
§  50  besagt,  ist  außerdlem  noch  erforderlich,  daß  die  Waren  oder 
Dienstleistungen  tatsächlich  von  dem  Minderjährigen  zu  seinem  ange- 
messenen Wohlbefinden  benötigt  worden  sind  (^^actually  required  by  kirn 
for  his  reasonable  comfort^).  Der  §  50  gibt  keinen  Aufschluß  über  die 
Frage,  wann  oder  zu  welchem  Zeitpunkte  dieses  tatsächliche  Bedürfius 
auf  Seiten  des  Minderjährigen  vorliegen  muß:  ob  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsabschlusses oder  zur  Zeit  der  Vertragserfüllung  oder  zu  irgend 
einer  anderen  Zeit.  Dagegen  bestimmt  der  sub  i  angeführte  §  2  der 
Säle  of  Goods  Act  von  1893  ausdrücklich,  daß  j^oods^*^  nur  dann 
unter  den  Begriff  y,necessaries^*  fallen,  wenn  sie  den  actual  requiremenis 
(d.  h.  den  tatsächlichen  Bedürfnissen)  des  Minderjährigen  „<?/  the  äme 
of  the  sale ')  and  delivery^%  d.  h.  zur  Zeit  der  dinglichen  Übereignung 
und  Aushändigung  entsprechen.  Im  Wege  der  Analogie  (ubi  eadem 
legis  ratio  ibi  eadem  legis  dispositio)  ergibt  sich,  daß  bezüglich  Services 
ein  tatsächliches  Bedürfnis  zur  Zeit  ihrer  Leistung  bestehen  muß.  — 
Sir  Frederick  Pollock  (a.  a.  O.,  S.  71)  schreibt:  „Das  Parlamentsgesetz 
[d.  h.  die  Sale  of  Goods  Act,  1893]  hat  im  Einklänge  mit  gewichtigen, 
autoritativen  Entscheidungen  den  Rechtssatz  aufgestellt,  daß  die  tat- 
sächlichen Bedürfnisse  des  Käufers  in  Betracht  gezogen  werden  müssen. 
Wenn    die    gelieferten    Waren    necessary    sind,    so    ist    der    Händler 


gegangen,  in  welchem  er  sich  verpflichtete,  einen  Teil  des  Lehrgeldes  nach  Ab- 
lauf einer  gewissen  Zeit  zu  zahlen.  Da  die  Zahlung  nicht  erfolgte,  so  erhob  der 
Lehrherr  Klage  gegen  den  Minderjährigen.  Die  Jury  fand,  daß  das  Lehrab- 
kommen eine  für  den  Minderjährigen  geeignete  und  notwendige  Maßnahme 
bildete,  um  das  fragliche  Gewerbe  zu  lernen;  daß  das  Lehrgeld  „/ai>  ani  rea- 
sonable*' wäre;  und  daß  eine  Unterweisung  stattgefunden  hätte.  Infolgedessen 
verurteilte  das  Gericht  den  Beklagten,  das  vereinbarte  Lehrgeld  zu  zahlen.  — 
In  dem  Rechtsfalle  Pickering  versus  Gunning  aus  dem  Jahre  1629,  mitgeteilt 
in  Sir  William  Jones*  Reports j  S.  182,  wurde  erkannt,  daß  ein  von  einem 
14jährigen  Kinde  abgegebenes  Versprechen,  für  Verpflegung,  Unterkunft  und 
Schulunterricht  (for  hoard,  lodging,  and  schooling)  zu  bezahlen,  einen  klagbaren 
Anspruch  gegen  das  Kind  begründete.  —  In  Chitty's  Treatise  an  tke  Law  of 
Contracts,  14.  Aufl.  (1904),  heißt  es  auf  S.  148:  „Wenn  ein  Minderjähriger 
durch  einen  Elternteil  oder  Vormund  (by  a  parent  or  guardianj  auf  eine  Schule 
gebracht  wird,  so  besteht  die  Rechts  Vermutung,  daß  dem  Eltern  teil  oder  Vor- 
mund Kredit  gegeben  werde  und  nicht  dem  Minderjährigen." 

')  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „5a/ß**  s.  die  Erl.  zu  §28  sub  3  (S.  99^« 
Der  §  I  der  Sale  of  Goods  Act  von  1893  enthält  im  3.  und  4.  Absatz  folgende 
Vorschriften : 

9i(3)  Where  under  a  contract  of  sale  the  property  in  the  goods  is  transferred 
from  the  seller  to  the  buyer  the  contract  is  called  a  ,sale* ;  tut  where  the  transf&r  of 
the  property  in  the  goods  is  to  tahe  place  ai  a  future  time,  or  subject  to  some  condition 
thereafter  to  be  fulfilled,  the  contract  is  called  an  »agreement  to  seil*" 

f,(4)  A  n  agreement  to  seil  becomes  a  sale  when  the  time  elapseSy  or  the  condüions 
arc  fulfilled  subject  to  which  the  property  in  the  goods  is  to  be  transferred.^^ 
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(tradesman)  auch  dann  berechtigt,  Zahlung  zu  verlangen,  wenn  er  keine 
Nachforschungen  über  die  vorhandenen  Vorräte  (eocisHng  supplies)  des 
Minderjährigen  angestellt  hat  Ist  aber  der  Minderjährige  schon  so 
reichlich  versorgt,  daß  die  gelieferten  Waren  in  Wahrheit  nicht 
necessary  sind,  so  wird  die  Unkenntnis  des  Händlers  über  diese  Tat- 
sache dieselben  nicht  zu  necessarUs  stempeln,  und  der  Händler  kann 
nicht  Zahlung  verlangen.  Es  besteht  zwar  keine  Rechtsregel,  welche 
dem  Verkäufer  die  Pflicht  auferlegt,  Nachforschungen  anzustellen; 
unterläßt  er  aber  solche  Nachforschungen,  so  tut  er  dies  auf  eigene 
Gefahr  (at  ßus  risk)}''  —  In  ähnlicher  Weise  äußert  sich  Joseph 
Chitty  in  seinem  Werke  über  das  Law  of  CantractSj  14.  Aufl.  (1904), 
S.  152:  „Wird  einem  Minderjährigen  Kredit  gewährt  für  Waren,  welche 
ansdieinend  necessary  für  ihn  sind,  aber  in  Wirklichkeit  es  nicht  sind, 
so  haftet  der  Minderjährige  nicht  fQr  deren  Bezahlung.  Infolgedessen 
würde  ein  Minderjähriger  nicht  in  dem  Falle  in  Anspruch  genommen 
werden  können,  wo  zur  Zeit  der  Kreditgewährung  der  Minderjährige 
—  gleichgültig  aus  welcher  Quelle  —  mit  genügend  necessaries  von 
der  gleichen  Art,  wie  die  ihm  kreditierten  Waren,  schon  versehen  war, 
auch  wenn  der  Kläger  sich  zu  der  fraglichen  Zeit  in  Unkenntnis  über 
diese  Tatsache  befand."  —  In  der  Entscheidung  des  Court  of  Appeal 
zu  dem  Rechtsfalle  Johnstone  versus  Marks  aus  dem  Jahre  1887,  mit- 
geteilt im  19.  Bande  der  Law  Reports  über  Entscheidungen  der 
Queen' s  Bench  Division  etc.,  S.  509  flg.,  heißt  es:  „Der  dem  Kläger  ob- 
liegende Beweis  ist  nicht,  daß  die  gelieferten  Waren  zu  der  Klasse 
von  necessaries  im  Gegensatze  zu  der  Klasse  von  luxuries  gehören, 
sondern  daß  die  gelieferten  Waren  zur  Zeit  der  Lieferung  für  den 
Minderjährigen  necessaries  waren.  Die  Tatsache,  daß  der  Minder- 
jährige zu  dem  Zeitpunkte,  als  seine  Vorräte  ergänzt  wurden,  schon 
hinreichend  versorgt  war,  ist  offensichtlich  fQr  die  hier  zu  entscheidende 
Streitfrage  nicht  nur  wesentlich,  sondern  auch  für  den  in  dieser  Streit- 
frage von  dem  Kläger  geltend  gemachten  Anspruch  verhängnisvoll." 
4.  Der  Rechtssatz,  daß  ein  Minderjähriger  selbständig  einen 
contract  for  necessaries  schließen  kann  und  aus  einem  solchen  Vertrage 
verpflichtet  ist,  einen  angemessenen  Preis  zu  zahlen,  muß  mit  folgen- 
der Einschränkung  verstanden  werden:  Lebt  ein  Minderjähriger  im 
elterlichen  Hause  (unäer  the  parental  roofij  so  ist  grundsätzlich  eine 
Klage  gegen  ihn  auf  Zahlung  der  ihm  gelieferten  necessaries  ausge- 
schlossen. Denn  in  einem  solchen  Falle  besteht  die  Rechtsvermutung, 
daß  die  Gegenpartie  nicht  ihm,  sondern  demjenigen  Eltemteile,  mit 
dem  der  Minderjährige  zusammenlebt,  Kredit  gewährt  habe.  Diese 
Rechtsvermutung  begründet  jedoch  keine  unbedingte  Verpflichtung  der 
Eltern,  die  ihrem  Kinde  gelieferten  necessaries  zu  bezahlen.  Vielmehr 
besteht  eine  Haftung  nur  dann,  wenn  der  Nachweis  erbracht  ist,  daß 
der  Vater  bezw.  die  Mutter,  falls  letztere  der  „gesetzliche  Vertreter" 
ist,  entweder  ihre  Einwilligung  zu  dem  von  dem  Minderjährigen  ab- 
geschlossenen Vertrage  oder  ihre  nachträgliche  Genehmigung 
{ratification)  erteilt  haben.  Joseph  Chitty,  a.  a.  O.,  S.  158,  schreibt 
hierüber:  „Ein  Eltemteil  (a  parent)  steht  —  abgesehen  von  den  durch 
das  Parlament  erlassenen  Vorschriften  über  Elementarschulunterricht 
■—  unter  keiner  gesetzlichen  Verpflichtung,  sein  Kind  zu  erziehen,  und 
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kann  nicht  haftbar  gemacht  werden,  wenn  er  einem  Vertrage  über 
den  Unterricht  des  Kindes  nicht  zugestimmt  hat.®)  Ohne  eine  solche 
Zustimmung  oder  ohne  eine  selber  übernommene  Verpflichtung,  ist 
ein  Eltemteil  in  keinem  höheren  Maße  gebunden,  die  von  dem  Kinde 
kontrahierten  Schulden  zu  bezahlen,  selbst  wenn  es  sich  imi  necessaries 
handelt,  als  es  ein  vollkommen  Fremder  (a  mere  stranger)  sein  würde. 
Wenn  ein  Ehemann,  der  von  seiner  Ehefrau  getrennt  lebt,  es  zuläßt, 
daß  seine  Kinder  mit  ihrer  Mutter  zusammenwohnen,  so  mag  dies  be- 
deuten, daß  er  stillschweigend  seine  Ehefrau  bevollmächtigt  habe,  für 
die  Kinder  auf  seinen  Kredit  necessaries  zu  bestellen;*)  und  wenn  eine 
von  ihrem  Manne  getrennte  Ehefrau  durch  richterliche  Verfügung  (hy 
judicial  order)  die  Obhut  (custody)  über  die  aus  der  Ehe  hervor- 
gegangenen minderjährigen  Kinder  erhalten  hat,  so  besitzt  sie  damit 
eine  Vollmacht,  den  Kredit  des  Ehemannes  für  den  Lebensunterhalt 
der  Kinder  in  Anspruch  zu  nehmen  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil 
alle  angemessenen  Ausgaben  für  diesen  Lebensunterhalt  einen  Teil 
ihrer  eigenen  angemessenen  Ausgaben  (pari  of  her  own  reasonahk 
expenses)  bilden."  ^<>) 

5.  Gemäß  einer  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  aus  dem  Jahre 
1894  kann  ein  von  einem  Minderjährigen  selbständig  geschlossener 
Vertrag  über  Eingehung  eines  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnisses  dann 
von  Anfang  an  wirksam  sein  und  keiner  Anfechtung  unterliegen,  wenn 
nach  Ansicht  des  Gerichts  der  Vertrag,  im  ganzen  betrachtet,  für  den 
Minderjährigen  vorteilhaft  ist.  Ein  solcher  contract  of  employtnent  würde 
also  auf  der  gleichen  Stufe  mit  einem  contract  for  necessaries  stehen. 
Die  dem  Gesetzestexte  des  §  50  beigefügte  Anmerkung  drückt  dies 
durch  folgende  Worte  aus:  „There  is  authority  for  saying  that  a  contract 
of  employmentj  whichj  in  the  opinion  of  the  Court,  is  for  the  minor  s 
benefitj  is  binding  an  him.^  Der  in  Betracht  kommende  autoritative 
Ausspruch  findet  sich  in  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Clements 
versus  London  and  North  Western  Railway  Company,  mitgeteilt  in  den 
Law  Reports  von  1894,  Queen' s  Bench  Division  etc,  Bd.  II,  S.  482—496. 
Ein  Minderjähriger  (Clements)  war  in  den  Dienst  der  genannten  Ei^n- 
bahngesellschaft  getreten  und  hatte  sich  schriftlich  verpflichtet,  einem 
von  der  Gesellschaft  zum  Besten  ihrer  Angestellten  imterstützten  Ver- 
sicherungsvereine beizutreten  und  auf  alle  Ansprüche  im  voraus  Ver- 
zicht zu  leisten,  welche  ihm  aus  einem  etwaigen  Unfälle  auf  Grund 
der  Employeri  Liability  Act  von  1880  (43  and  44  Vict.  c,  42)  gegen 
die  Bahngesellschaft  zustehen  könnten.  Clements  zog  sich  ohne  eigenes 
Verschulden  im  Dienste  eine  Verletzung  zu  und  strengte  entgegen  den 

•)  Vgl.  die  Rechtsfälle:  Hodges  versus  Hodges  aus  dem  Jahre  1796  in 
P  e  a  k  e  '  s  Additional  Cases,  S.  79;  Mortimore  versus  Wright  aus  dem  Jahre 
1840  im  6.  Bande  von  M  e  e  s  o  n  and  W  e  e  1  s  b  y  '  s  Reports,  S.  482;  und 
Shelton  versus  Springett  aus  dem  Jahre  185 1  im  11.  Bande  der  Common  Bench 
Reports  von  Manning,  Granger  and  Scott,  S.  452. 

^)  Vgl.  die  Darlegungen  des  Chief  Justice  Lord  E  1  d  o  n  in  dem  Rechts- 
falle  Rawlyns  v.  Vandyke  aus  dem  Jahre  1806  im  3.  Bd.  von  Espinasse's 
Nisi  Prius  Reports,  S.   250. 

1®)  Vgl.  den  Rechtsfall  Bazelay  versus  Forder  in  den  Law  Reports  des 
Jahres  1868  über  Entscheidungen  der  Queen' s  Bench  etc.,  Bd.  III,  S.  559. 
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vereinbarten  Bestimmungen  des  Dienstvertrages  eine  Klage  auf  Schadens- 
ersatz gegen  die  Bahngesellschaft  an.  Nidit  nur  zur  Zeit  des  Unfalles, 
sondern  auch  zur  Zeit  der  Klageerhebung  war  CUmmts  noch  minder- 
jährig. Die  QueerCs  Beruh  Dwision  imd  auf  eingelegte  Berufung  auch 
der  Court  of  Appeal  wiesen  die  Klage  ab.  In  dem  Urteile  des 
Master  of  the  RoUsy  Lord  Esher^  heißt  es  (S.  489):  „Es  erhebt  sich  die 
Rechtsfrage  (quesUon  of  law)j  ob  der  vorliegende  Vertrag  ein  solcher 
sei,  daß  der  Kläger,  weil  er  noch  minderjährig  ist,  ihn  jetzt  wieder- 
rafen  könne.  Meines  Erachtens  hängt  die  Antwort  auf  diese  Frage 
davon  ab,  ob  der  Vertrag,  bei  einer  richtigen  Auslegung  desselben  im 
Ganzen  (on  the  true  construction  of  the  contract  as  a  whole)^  zum  Vor- 
teile des  Minderjährigen  war.  War  der  Vertrag  nicht  vorteilhaft,  so 
kann  der  Minderjährige  ihn  zurückweisen  (repudiate).  War  der  Ver- 
trag dagegen  zu  seinem  Vorteile,  so  lag  nicht  ein  anfechtbarer,  sondern 
ein  den  Minderjährigen  bindender  Vertrag  vor,  welchen  zurückzuweisen 
Clements  kein  Recht  hatte.  ...  (S.  490)  Es  ist  auf  einige  Nachteile 
(some  disadvantages)  für  den  Minderjährigen  hingewiesen  worden, 
welche  der  Vertrag  enthält.  Dies  hindert  jedoch  nicht,  daß  der  Ver- 
trag zum  Vorteil  des  Minderjährgen  sei,  mag  er  auch  einige  Dinge 
enthalten,  welche  dem  Minderjährigen  nicht  vorteilhaft  sind.  Wenn 
nach  Prüfung  des  gesamten  Abkommens  (upon  consideration  of  the 
whole  agreement)  sich  ein  offensichtlicher  Vorteil  (a  manifest  advantage) 
für  den  Minderjährigen  ergibt,  so  kann  der  letztere  den  Vertrag  nicht 
anfechten." 

§51. 
In  jedem  Einzelfalle  ist  es  eine  Rechtsfrage  (a  quesfion  öf 
lam)^  ob  Waren  oder  Dienstleistungen  unter  den  Begriff 
„necessaries"  möglicherweise  fallen  können,  dagegen  eine  Tat- 
frage (a  quesfion  of  facf),  ob  sie  tatsächlich  von  dem  Minder- 
jährigen benötigt  worden  sind.^ 

»  Ryder  v.  Wombwell.     (1868)  L.  R.  4  Ex.  32. 

questioK  of  tnixed  /act  atid  law  x  Tätigkeit  des  Richters  und  der  Jury  a 

I.  Die  Frage,  ob  in  dem  Einzelfalle  Waren  oder  Dienstleistungen 
als  necessaries  zu  betrachten  seien,  ist,  wie  die  englische  Rechtssprache 
sich  ausdrückt,  „a  question  of  mixed  fact  and  laWy^  d.  h.  teils  eine 
Rechtsfrage,  welche  lediglich  der  Richter  zu  entscheiden  hat,  teils  eine 
Tatfrage,  deren  Beantwortung  der  Jury  überlassen  werden  kann.  Der 
locus  classicus  (wie  Sir  William  Anson  in  seinen  Prinäples  of  the 
English  Law  of  Contractu  9.  Aufl.,  S.  121,  sagt)  in  dieser  Materie  ist 
die  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Ryder  versus  Wombwell  aus  dem 
Jahre  1868,  mitgeteilt  in  den  Lofiv  Reports^  Court  of  Excheguer,  Bd.  4, 
S-  32—42.  Es  führt  daselbst  Mr.  Justice  Wills  folgendes  aus  (S.  38): 
„Die  Frage,  ob  Gegenstände  (articles)  Anspruch  auf  die  Bezeichnung 
inecessari^  haben,  ist  eine  gemischte,  welche  teils  eine  Rechtsfrage, 
teils  eine  Tatfrage  bildet.  Insoweit  als  sie  eine  Tatfrage  ist,  muß  sie 
von  einer  Jury  entschieden  werden;  aber  selbstredend  unter  der  Kontrolle 
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des  Gerichts,  welches  den  Juryspruch  aufheben  (sei  aside  ihi  verdici) 
und  die  Frage  einer  andern  Jury  zur  Entscheidung  unterbreiten  kann. 
In  jedem  Falle  —  und  zwar  nicht  einzig  und  allein  in  solchen  Fällen, 
in  denen  ein  Einwand  der  Minderjährigkeit  (a  plea  of  infancy)  erhoben 
worden  ist,  —  besteht  jedoch  eine  Vorfrage  (a  preliminary  quesHon), 
welche  eine  Reditsfrage  ist,  nämlich,  ob  irgend  ein  Beweis  (any  evidaue) 
erbracht  sei,  auf  Grund  dessen  die  Jury  ihren  Wahrspruch  zu  Gunsten 
derjenigen  Partei,  auf  welcher  die  Beweislast  ruht,  abgeben  könne.  Ist 
dies  nicht  der  Fall,  so  sollte  der  Richter  der  Jury  die  Frage  entziehen 
und  auf  Klageabweisung  erkennen,  falls  die  Beweislast  dem  Kläger  zu- 
fällt, oder  er  sollte  einen  Juryspruch  zu  Gunsten  des  Klägers  herbei- 
führen, falls  die  Beweislast  auf  dem  Beklagten  ruht.  (If  there  is  not^ 
the  judge  ought  to  withdraw  the  quesHon  from  the  jury  and  direct  a 
nonsuit  if  the  onus  is  on  the  plaifUiff  or  direct  a  verdict  for  theplaintiff 
if  the  onus  is  on  the  defendanty^ 

2.  Eine  Hauptschwierigkeit  bei  Beantwortung  der  Frage,  ob  Waren 
oder  Dienstleistungen  im  Rechtssinne  necessaries  seien  oder  nicht,  bietet 
die  richtige  Abgrenzung  des  Tätigkeitsfeldes,  welches  einerseits  dem 
Richter  und  andererseits  der  Jur>'  zukommt.  Nachstehende  Regeln 
finden  hier  Anwendung.  Zunächst  sind  die  persönlichen  Verhältnisse 
und  Umstände,  in  denen  der  beklagte  Minderjährige  lebt,  und  die 
gegen  ihn  erhobenen  Ansprüche  festzustellen.  Es  hat  sich  dann  der 
Richter  darüber  schlüssig  zu  werden,  ob  die  in  Frage  kommenden 
Waren  oder  Dienstleistungen  prima  fade  derartige  seien,  daß  eine  Jui}- 
sie  vernünftigerweise  als  necessaries  für  eine  Person  in  der  Lage  des 
Beklagten  erklären  könne.  Dies  ist  der  Sinn  der  Worte  des  §  51: 
„  Whether  goods  or  Services  can  possibly  be  classed  as  necessaries  is  a  question 
of  law  (in  each  case).^^  Sir  Frederick  Pollock  (Principles  of  Contractu 
7.  Aufl.,  S.  71)  sagt  über  diese  question  of  law:  „Man  muß  sich  vor 
Augen  halten,  daß  die  Frage  nicht  lautet,  ob  die  Dinge  derartige  seien, 
daß  jemand  in  der  pekuniären  Lage  des  Beklagten  vernünftigerweise 
(reasonably)  dieselben  kaufen  und  bezalilen  könne,  .sondern  vielmehr, 
ob  sie  vernünftigerweise  als  so  notwendig  für  den  Beklagten  betrachtet 
werden  können,  daß  der  letztere  trotz  seiner  Minderjährigkeit  dieselben 
lieber  auf  Kredit  kaufen  müsse,  als  ohne  dieselben  zu  leben.  Zum 
Zwecke  der  Entscheidung  dieser  Frage  wird  das  Gericht  von  Amts 
wegen  auf  die  üblichen  Sitten  und  Gebräuche  im  gesellschaftlichen 
Leben  Rücksicht  nehmen  (the  Court  will  take  judiäal  notice  of  the 
ordinary  customs  and  usages  of  society).''  —  Gelangt  der  Richter  zu  dem 
Schlüsse,  daß  die  fraglichen  Waren  oder  Dienstleistungen  nicht  unter 
den  Begriff  von  necessaries  fallen  können,  so  braucht  er  der  Juxy  den 
Fall  nicht  vorzulegen,  sondern  ist  berechtigt,  ohne  weiteres  die  Klage 
abzuweisen.  Ist  er  jedoch  der  Ansicht,  daß  es  sich  mn  eine  offene 
Frage  handle,  so  ist  es  Sache  der  Jury,  zu  entscheiden,  ob  nach  den 
besonderen  Umständen  des  Falles  die  Waren  oder  Dienstleistungen 
tatsächlich  ttecessaries  seien  oder  nicht.  Der  §  51  drückt  dies  mit  den 
Worten  aus:  y.ivhether  they  were  attually  required  by  the  minür^  is  a 
question  offact  in  each  case,^  —  Sowohl  gegen  die  Antwort  des  Richters 
auf  die  question  of  law^  als  auch  gegen  den  Wahrspruch  der  Jury  ist 
eine  Berufung  (appeal)  zulässig. 
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Ein  dinglicher  Vertrag,  durch  welchen  ein  Minderjähriger 
einen  Vermögensgegenstand  überträgt  oder  erwirbt,  (mit  Aus- 
nahme einer  Übertragung  im  Wege  einer  feudalen  Belehnung 
auf  Grund  eines  besonderen  Gewohnheitsrechtes  ^  und  ein 
von  einem  Minderjährigen  geschlossener  coniinwag  confraet 
(§  53)  sind  nach  Wahl  des  Minderjährigen  bm^m  einer  an- 
gemessenen Frist  nach  erreichter  Volljährigkeit  anfechtbar 
(9oidMe).  Was  unter  einer  angemessenen  Frist  (a  reasonabh 
fime)  zu  verstehen  ist,  bildet  in  jedem  Einzelfalle  eine  Tatfrage.' 

*  Robinson,  Gavelkind,     248,  277  etc. 

*  Zouch  V.  Parsons.  (1765)  3  Burr.  1805;  Inman  v.  Inman.  (1873) 
L.  R.  15  Eq.  260;  Edwards  v.  Carter.  1893,  A.  C.  360;  Hamilton  v.  Vaughan- 
Sherrin  Co.   1894,  3  Ch.  589. 

Anfechtungsrecht  d«s  Minderjährigen  9  /eatf  made  hy  an  in/ant  3  a 

convtyanee  (verschiedene  Bedeutung)  2  negotium  clandicant  a 

atstom  ef  gaveikind  4  next  frund  3  Anm.  7 

dinglicher  Vertrag  i  specific  Performance  at  the  suit  0/  an  in/ant  2 

trwerb  von  Aktien  durch  einen  Minderjährigen  3  d  Übertragung  von  Vermögen  auf  Treuhänder  durch 

feoßnunt  madr  hy  a  minor  4  einen  Minderjährigen  3  c 

/rattduleni  reprtsentation  of  fuU  age  3  Anm.  6  Verpfändung    eines    Gegenstandes    durch    einen 

gavelkind  (Bedeutung  des  Worten)  4  Anm.  xx  Minderjährigen  3  b 

guardian  ad  litrm  3  Anm.  7  witkin  a  reatonablt  tim«  s 

justices  in  eyre  4  Anm.  13 

1.  It  ts  easier  io  concoct  an  epigram  than  to  interpret  iL  (Es  ist 
leichter  ein  Epigramm  auszuhecken,  als  zu  erklären.)  Oftmals  bin  ich 
an  diesen  Satz  bei  meiner  mühevollen  Arbeit  erinnert  worden,  den 
kurzen,  epigrammatischen  Rechtsregeln  der  Jenks sehen  Kodifikation 
eine  den  vollen  Sinn  widerspiegelnde  deutsche  Wortfassung  zu  geben, 
sowie  an  der  Hand  des  geltenden  geschriebenen  und  ungeschriebenen 
Rechts  Englands  tmd  unter  Bezugnahme  auf  die  wichtigsten  Erzeugnisse 
der  englischen  Rechtsliteratur  dem  nichtenglischen  Juristen  zu  erläutern. 
Ganz  besonders  aber  hat  der  vorliegende  Paragraph  mich  die  Wahrheit 
der  Worte  gelehrt:  it  is  easier  to  concoct  an  epigram  than  to  interpret 
it.  —  Der  §  52  enthält  eine  Bestimmung  über  zwei  Klassen  von  Willens- 
einigungen, an  denen  ein  Minderjähriger  als  Partei  beteiligt  ist:  con- 
veyances  mctde  by  or  to  a  minor  und  continuing  contracts  entered  into  by 
a  minor.  Es  erhebt  sich  die  Frage:  In  welcher  Bedeutung  haben  die 
Verfasser  der  Kodifikation  das  Wort  „conveyance"^  gebraucht?  Im 
weitesten  Sinne  ist  eine  conveyance  eine  Übertragung  eines  Gegenstandes 
(Sache  oder  Recht)  von  A.  auf  B.  Sir  William  An son  (Frinciples  of  the 
English  Law  of  Contractu  9.  Aufl.,  S.  3)  nennt  eine  conveyance  ein  ytransfer 
(f  rights  in  rein^^  d.  h.  eine  Übertragung  von  dinglichen  Rechten;  und  auf 
S.  77  bezeichnet  er  eine  salt  of  goods,  d.  h.  eine  Übertragung  des  Eigen- 
tums an  beweglichen  Sachen  auf  Grund  eines  Kaufgeschäftes,  als  eine 
conueyance.  Prof.  Erskine  Holland  (Elements  of  Jurisprudence^  9.  Aufl., 
S.  203)  definiert  den  Ausdruck  y^conveyance"^  als  eine  derivative  acquisition 
wifer  vivosj  d.  h.  als  emen  abgeleiteten  Erwerb  auf  Grund  eines  Rechts- 
geschäftes unter  Lebenden.  In  dem  berühmten,  noch  heute  geltenden 
%tahik  13  th  Elizaheth  chapter  5  („An  Act  against  Fraudulent  Deeds, 
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Gifts j  ÄlienationSy  etc.^)  aus  dem  Jahre  1571  wird  von  einer  y,conveyance 
of  landsy  tenemmtSj  hereditamentSj  goods  or  chattelSy  by  writing  or  other- 
wis^^  gesprochen.     Nach   §  2   der  Cotweyancing  and  Law  of  Property 
Act  von  1881    (s.  Erl.   zu   §  28  sub  3   auf  S.  99)   ist  unter  corwtyanci 
eine  Übertragung  irgend  eines  Vermögensgegenstandes  (of  any  property) 
zu   Eigentiun,   Pacht,   Pfand    oder  zur  treuen   Hand   im   Wege  einer 
gesiegelten  Urkunde  (by  deed)  zu  verstehen.    Der  §  50  desselben  Gesetzes 
spricht  unter  anderem   von  der  conveyance  einer  chose  in  action  (s.  Erl 
zu  §  41).     In  Whartons  Law  Lexicon,  10.  Aufl.  (1902),  S.  198,  wird 
conveyance  erläutert  als  „««  Instrument  which  transfers  property  from  one 
person  to  another*\   d.  h.   als  eine  Urkunde,   welche  einen  Vermögens- 
gegenstand  von  einer  Person  auf  eine  andere  überträgt     Der  §  50  der 
Trustee  Act  von  1893  (56  and  5/  Vict,  c.  53)  besagt:  y^The  expressions 
yConvey^   and  yconveyance^   applied  to  any  person  include  the  execution  hy 
that  person  of  every  tiecessary  and  suiiable  assurance  for  conveyingy  assigfungj 
appointingy   surrenderingy   or  otherwise  transferring  or  disposing  of  land 
whereof  he  is  seized  or  posstssedy  or  wherein  he  is  entitled  to  a  contingent 
righty  either  for  his  whole  estate  or  for  any  less  estate,   together  with  ik 
Performance  of  all  formalities  required  by  law  to  the  validity  of  the  con- 
veyance^^ etc.     Nach  derselben  Gesetzesvorschrift  umfaßt  der  Ausdruck 
yyland^^:  manvrs  and  lordships  and  reputed  manors  and  lordshipSy  and 
incorporeal  as  luell  as  corporeal  hereditamentSy   and  any  interests  therän, 
and  also  an  undrvided  share  of  land.    Im  Sinne  der  Trustee  Act  von  1893 
ist  also  unter  conveyance  die  dingliche  Übertragung  eines  inierest  in  iandj 
d.  h.  von  immovecd>le  property  zu  verstehen.     In  der  Entscheidung  des 
Rechtsfalles  Credland  versus  Potter y   mitgeteilt  im    10.  Bande   der  Law 
Reports  über  Cases  determined  in  the  Chancery  Division  etc.y  S.  8  ff.,  wird 
ausgeführt,  daß  das  Wort  yyconveyance^^  keinen  geheimnisvollen  Sinn  (no 
magical  meaning)  besitze,  sondern  irgend  eine  Urkunde  (any  instrumeni) 
bedeute,   durch   welche   ein   interest  in  land  von  einer  Person  auf  die 
andere  übertragen  wird.     Im  Verkehrsleben  wird,  wenn  von  einer  con- 
veyance schlechthin   die  Rede  ist  imd  der  Zusammenhang  nicht  einen 
andern  Sinn  erkennen  läßt,  dieses  Wort  meist  als  eine  Abkürzung  für 
conveyance  of  land  betrachtet   werden.      Muß   auch   im   vorliegenden 
Paragraphen   der  fragliche  Ausdruck   diese   enge  Auslegung   erfahren? 
Obwohl  verschiedene  Gründe   dafür   sprechen,   daß   die  Verfasser  der 
Kodifikation  nur  an  eine  conveyance  of  land  gedacht  haben,  so  bin  ich 
doch   zu  dem  Entschlüsse  gelangt,   in   meiner  deutschen  Wortfässung 
für   den   englischen  Ausdruck   die   allgemeine  Bezeichnung   „dinglicher 
Vertrag"   zu  wählen.     Daß   diese  Verdeutschung,   auch  wenn  sie  um- 
fassender sein  sollte,  als  die  Verfasser  des  engliscäien  Textes  beabsichtigt 
haben,  dennoch  sich  im  Einklänge  mit  dem  geltenden  Rechte  befindet, 
sollen   die   nachstehenden  Ausführungen   hervorragender  Rechtsschiift- 
steller  Englands  dartun.  —  Andrew  Strahan  (A  General  View  of  the 
Law  of  Property,  3.  Aufl.,  S.  358^  schreibt:  „Ein  Minderjähriger,  d.  h. 
ein  männliches  oder  weibliches  Individuum  vor  vollendetem  Lebensalter 
von  21  Jahren,   steht  in  bezug  auf  den  Erwerb  von  Vennögensgegen- 
ständen  im  Wege  der  gesetzlichen  Erbfolge  (by  inheritance)  unter  keiner 
rechtlichen  Unfähigkeit,   Er  ist  ferner  nicht  rechtlich  unfähig,  Vermögens- 
gegenstände auf  Grund  eines  Testaments  (under  a  will)   zu  erwerben, 
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vorausgesetzt,  daß  der  Erwerb  seinem  Wesen  nach  (in  its  nature)  vor- 
teilhaft ist.  Er  kann  des  weiteren  Vermögensstücke  im  Wege  eines 
entgeltlichen  Kaufgeschäftes  (by  purchase  for  value)  erwerben,  jedoch 
mit  Erlangung  der  Volljährigkeit  (c^n  cotning  of  age)  kann  er  den  Kauf 
ohne  Angabe  eines  Grundes  (without  assigning  cause)  anfechten,  es  sei 
denn,  daß  er  in  betrügerischer  Absicht  durch  eine  unrichtige  Angabe 
über  sein  Lebensalter  den  Verkäufer  zu  dem  Verkaufe  verleitet  hat. 
Aus  diesem  Grunde  ist  ein  obligatorischer  Kaufvertrag  (a  contract  to 
seil)  nicht  gegen  den  Verkäufer  im- Klagewege  erzwingbar,  wenn  der 
Käufer  ein  Minderjähriger  ist.  —  Auf  der  andern  Seite  kann  ein  Minder- 
jähriger nicht  die  ihm  gehörenden  Vermögensstücke  veräußern.  Wenn 
er  jedoch  solche  Vermögensstücke  im  Wege  einer  durch  Aushändigung 
oder  durch  feudale  Belehnung  wirksam  werdenden  gesiegelten  Urkunde 
{by  deed  operating  by  delwery  or  by  feoffmenf)  oder  im  Falle  von  nicht- 
lehnrechtlichen  Vermögensgegenständen  (tn  the  case  of  personalty)  durch 
dinglichen  Verkauf  oder 'Aushändigung  (by  sale  or  delivery)  veräußert, 
so  ist  das  Rechtsgeschäft  (the  transaction)  nicht  nichtig  (void),  sondern 
nur  anfechtbar  (voidable).''  —  Sir  Frederick  Pollock  (Principles  of 
Contracty  7.  Aufl.,  S.  65)  sagt  über  den  Kauf  von  Waren  (purchase  of 
giwds)  seitens  eines  Minderjährigen:  „Alles  in  allem  scheint  der  Vertrag 
anfechtbar,  jedoch  können  die  tatsächlich  dem  Minderjährigen  aus- 
gehändigten Waren  nur  zurückgegeben  und  der  gezahlte  Preis  nur 
zurückverlangt  werden,  soweit  und  solange  als  eine  vollständige  Zurück- 
erstattung (contplete  restitution)  möglich  ist."*)  In  bezug  auf  einen  ding- 
lichen Vertrag  über  unbewegliches  Vermögen  sagt  derselbe  Verfasser 
auf  S.  58:  „Darüber  scheint  Einverständnis  zu  herrschen,  daß  der  ding- 
liche Verkauf  oder  Kauf  oder  Tausch  von  ^land*'  seitens  eines  Minder- 
jährigen, sowohl  was  den  obligatorischen  Vertrag,  als  auch  was  den 
dinglichen  Vertrag  anbelangt  (both  as  to  tht  contract  and  as  to  the  con- 
veyance)f  nach  Wahl  des  Minderjährigen  nur  anfechtbar  (on/y  voidable) 
sei"  —  Über  die  dingliche  Übertragung  von  yland!'  und  von  ygoods  and 
chattete  (s.  Erl.  zu  §  56  sub  II,  4),  sowie  von  unkörperlichen  Vermögens- 
g^enständen  seitens  eines  Minderjährigen  äußert  sich  Thomas  Lewin 
(Tfie  Law  of  TrustSj  10.  Aufl.,  S.  37 — 38^  folgendermaßen :  „Bezüglich 
der  Fähigkeit  eines  Minderjährigen,  Eigentum  zu  übertragen,  scheint 
volles  Einverständnis  darüber  zu  herrschen,  daß  nach  Gemeinem  Recht 
eine  lehnrechtliche  Übertragimg  von  land  oder  eine  tatsächliche  Über- 
gabe von  goods  and  chatteis  eine  Rechtshandlung  von  so  großer  Feierlich- 
keit (an  act  of  so  great  solemnity)   darstellt,   daß   eine  solche  Übergabe 


V  Ich  verweise  auch  auf  die  nachstehenden  Ausführungen  in  C  h  i  1 1  y's 
Treatise  on  the  Law  of  Contracts^  14.  Aufl.  [1904],  S.  160:  „An  executed  contract 
of  sale  or  purchase  by  an  infant  may,  by  American  LaWy  be  rescinded  by  the  infafti 
either  before  or  afier  majority.  But  the  infant  mtist  not  iise  his  minority  for  the 
perpetration  of  a  gross  fraud,  for  the  yprivilege  of  infancy  is  a  shield  not  a  sword\ 
and  on  rescission  he  must  return  the  consideratinn  or  propcrty,  and  will  be  liabJe 
in  trover  therefor.  If,  hoiveuer,  the  infant  has  parted  ivith  the  property  the  adult 
i^  remediless,  unlessther  eis  fraud,  when  a  special  action  on  the  case  may  be  sustained. 
if  ihe  adult  has  resold  the  property  and  parted  with  its  posscssion  before  rescission^ 
his  alienec  gets  a  good  title,  and  the  adult  is  not  liable  for  conversion.  And  it  is 
^ubmitted  that  all  these  points  would  be  simtlarly  decided  in  Enqland.'"'' 

G.  Schirrmeister,  Bürgerl.  Recht  Englands.    1«  ^7 
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unmittelbar  das  gegenwärtige  Recht  auf  Besitz  in  sich  schließt  und 
lediglich  anfechtbar  und  nicht  nichtig  ist.  In  dem  Falle,  wo  es  sich 
um  einen  Gegenstand  unkörperlicher  Art  (of  an  incorporeal  naiure) 
handelt,  hat  das  Gemeine  Recht,  da  die  Aushändigung  des  Gegenstandes 
selber  unmöglich  ist,  an  SteHe  derselben  die  dem  gleichen  Zwecke 
dienende  Anordnung  (the  kindred  precatition)  der  Auslieferung  einer 
gesiegelten  Urkunde  (deed)  getroffen.  Über  die  rechtliche  Wirkung 
einer  von  einem  Minderjährigen  ausgehändigten  gesiegelten  Urkunde 
ist  viel  hin  und  her  gestritten  worden.  Nach  der  einen  Ansicht  ist  eine 
solche  Urkunde  absolut  null  und  nichtig,  nach  einer  anderen  Ansicht 
dagegen  ist  sie  nur  anfechtbar,  und  nach  einer  dritten  Ansicht  endlich 
ist  sie  bald  nichtig,  bald  anfechtbar,  je  nachdem  eine  Gültigkeit  der 
ausgefertigten  und  übergeben en  Urkunde  für  den  Mindeijährigen  einen 
Nachteil  oder  einen  Vorteil  bedeuten  würde.  Jedoch  eine  andere  An- 
sicht (und  zwar  die  von  Perkins,*)  welche  auch  in  dem  Rechtsfalle 
Zouch  versus  Parsons*) .  von  dem  Gerichte  geteilt  worden  ist,  und  welche 
man  als  die  heutzutage  geltende  jdoctrin^  betrachten  kann)  geht  dahin, 
daß  eine  gesiegelte  Urkunde  eines  Minderjährigen  dann,  wenn  die  Aus- 
händigung dieser  Urkunde  einer  livery  of  seisin  [s.  Erl.  zu  §  39  sub  3] 
entspricht  und  als  Übertragung  eines  dinglichen  Rechts  (as  the  conveyarut 
of  an  interest)  wirkt,  lediglich  anfechtbar  sei."  —  Joshua  Williams 
(Law  of  Real  Proper ty^  19.  Aufl.,  S.  289^  sagt  über  eine  conveyance  of 
land  made  by  or  to  an  Infant:  „Der  dingliche  Kauf  einer  Immobilie 
(the  purchase  of  land)  durch  einen  Minderjährigen  ist  nach  dessen  Wahl 
(at  his  Option)  anfechtbar;  d.  h.  der  Minderjährige  kann  binnen  an- 
gemessener Frist  nach  erreichter  Volljährigkeit  den  Kauf  widerrufen. 
Das  gleiche  Recht  hat  auch  der  Blutserbe  (heir)  des  Minderjährigen, 
falls  der  letztere  stirbt,  während  der  Kauf  noch  anfechtbar  ist.  Dag^en 
ist  bis  zum  erfolgten  Widerrufe  der  Kauf  vollwirksam  (good  unäl  set 
aside).  Auch  die  dingliche  Übertragung  einer  Immobilie  (the  conveyante 
of  land)  durch  einen  Minderjährigen  ist  grundsätzlich  (as  a  rule)  in 
gleicher  Weise  anfechtbar."  Vgl.  auch  Edward  Jenks,  Modem  Land 
Lauij  S.  280 — 282.  —  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  yyContinuing 
contract^^  gibt  der  §  53  eine  Erläuterung. 

2.  Die   Vorschrift  des   §  52  besagt:  A  conveyance  made  by  or  to  a 

minory  and  a  continuing  contract  entered  into  by  hiniy  are  voidable  at  the 

^^'  Option  of  the  minory  witjußt  a  reasonable  time  after  he  attains  his  majority» 

f  '  ,  •-•  Die  minderjährige  V«fffagspartei  hat  sonach  ein  Anfechtungsrecht,  aber 

/  *  nicht   gleichzeitig    auch    der    volljährige    Vertragsgegner.     Es    liegt  ein 

hinkendes    Rechtsgeschäft    vor,    ein    negotium    claudicans.     (Über   eine 

Ausnahme   s.  unten   die  Erl.  sub  3d.)     Diese  Rechtslage  bildet  keine 


^)  Perkins  war  ein  Jurist  und  Mitglied  des  Inner  Temple  zur  Zeit 
Heinrichs  VIII.  Er  schrieb  ein  unter  dem  Namen  ,fprofitable  bohe**^  bekanntes 
Werk  über  conveyancing.  Das  Titelblatt  der  im  Jahre  1532  gedruckten  ersten 
Ausgabe  dieses  Werkes  begann  mit  den  Worten:  „Incipit  peruHlis  Traciatus 
Maeistri  Jo,   Perkins  Ihterioris  Tempil  Socü^'  etc. 

')  Auf  diesen  Rechtsfall  weist  auch  die  dem  Gesetzestexte  des  §  52  von 
den  Verfassern  der  Kodifikation  beigefügte  Anm.  2  hin.  Vgl.  auch  unten  die 
Erl.  sub  3. 
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Eigentümlichkeit  der  im  ^  52  genannten  zwei  Klassen  von  Verträgen, 
sondern  sie  besteht  grundsätzlich  für  sämtliche  anfechtbaren  Verträge 
eines  Minderjährigen.  Indessen  gilt  im  Interesse  des  volljährigen 
Vertragsgegners  die  Regel,  daß  der  Minderjährige  nicht  berechtigt  ist, 
aus  einem  anfechtbaren  Vertrage  gegen  die  volljährige  Vertragspartei  " 
auf  spezifische  Erfüllung  zu  klagen.  Sir  Frederick  Pollock,  a.a.O., 
S.  61,  sagt:  „Specific  Performance  is  not  allowed  at  the  suit  ofan  infanty 
because  Öu  remedy  is  not  mutual^  the  infant  not  being  bound,"^  (Eine 
spezifische  Erfüllung  wird  nicht  auf  Klage  eines  Minderjährigen  ge- 
währt, weil  die  Rechtshilfe  nicht  gegenseitig  ist;  denn  der  Minder- 
jährige ist  nicht  [an  den  Vertrag]  gebunden.)  Dieser  Satz  stützt  sich 
auf  die  Entscheidung  des  Falles  Flight  versus  Bolland  aus  dem  Jahre 
1828,  mitgeteilt  im  4.  Bande  von  RusseUs  Chancery  Appeal  CaseSj 
S.  298—301,  und  im  6.  Bande  von  CampbeU s  Ruling  Cases,  S.  693 — 695. 
Es  sagt  daselbst  der  Master  of  the  Rolls j  Sir  John  Leach:  „Es  ist 
unbestritten,  daß  es  ein  allgemeiner  Rechtsgrundsatz  der  Billigkeits- 
genchte  ist,  nur  dann  einzuschreiten,  wenn  die  Rechtshilfe  gegenseitig 
ist."  (It  is  not  disputed  that  it  is  a  general  principle  of  Courts  of  Equity 
to  interpose  only  where  the  remedy  is  mutuaL)  —  Der  Minderjährige 
kann  sein  Anfechtungsrecht  at  his  Option  ausüben,  d.  h.  nach  freier 
Wahl,  ohne  irgend  welche  Gründe  anzugeben.  Dagegen  dauert  das 
Anfechtungsrecht  nur  bis  Ablauf  einer  angemessenen  Frist  nach  er- 
reichter Volljährigkeit  Widerruft  der  Minderjährige  in  dieser  Zeit  das 
Rechtsgeschäft  nicht,  so  ist  er  unbedingt  an  dasselbe  gebunden. 
Irgend  eine  ausdrückliche  Genehmigung  ist  also  nicht  erforderlich. 
Ob  die  angemessene  Frist  verstrichen  sei  oder  nicht,  ist  in  jedem 
Einzelfalle  eine  Tatfrage  (question  of  fact)^^)  welche  bei  einer  Ver- 
handlung vor  einem  Richter  und  einer  Jury  von  der  letzteren  zu 
beantworten  ist.  In  dem  Rechtsfalle  John  Edwards  and  Henry  Isaacs 
versus  Robert  Brudenell  Carter,  The  Karl  of  Lisbume^  and  Others,  mit- 
geteilt in  den  Law  Reports  von  1893  über  House  of  Lords,  Judicial 
Committee  of  the  Privy  Council,  and  Feerage  Cases,  S.  360 — 368',  hatte 
ein  Minderjähriger  eine  gesiegelte  Urkunde  (deed)  vollzogen  und  aus- 
gehändigt (executed),  durch  welche  er  seine  künftige  väteriiche  Erbschaft 
auf  Treuhänder  (trustees)  übertrug.  Ungefähr  5  Jahre  nach  erlangter 
Volljährigkeit  focht  er  die  Urkunde  an.  In  seinem  Urteile  sagt  Lord 
Shand:  „Es  scheint  mir  vernünftig,  von  einem  Minderjährigen  zu  ver- 
langen, daß  er  unmittelbar  (immediately)  nach  erreichter  Volljährigkeit 
sich  mit  den  Bestimmungen  und  Rechtswirkungen  derjenigen  Urkunden 
vertraut  macht,  welche  er  während  seiner  Minderjährigkeit  vollzogen 
hat,  und  daß,  wenn  er  dies  verabsäumt,  und  wenn  in  der  Zwischen- 
zeit die  Rechte  dritter  Personen  berührt  worden  sind,  dahin  erkannt 
werden  muß,  daß  der  Minderjährige  sein  Zurückweisungsrecht  (his  right 
of  repudiation)  verloren  habe." 

3.  In  Anm.  2  zu  der  Vorschrift  des  §  52   verweisen  die  Verfasser 
der  Kodifikation  auf  vier  richterliche  Entscheidungen: 


*)  Der  §  56  der  Sole  of  Goods  Act  von  1 893  (56  and  57  Vict.  c.  7 1 )  verordnet : 
nWhere,  by  this  Act,  any  refcrence  is  made  to  a  reasonablc  time^  the  question 
vhat  is  a  reasonable  time  is  a  question  of  fact.^*^ 
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a)  In  dem  Rechtsstreite  Zouchj  ex  dimiss.  Abbat  and  Hallet^ 
versus  Parsons  aus  dem  Jahre  17O5,  mitgeteilt  im  3.  Bande  der 
von  Sir  James  Burrow  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued 
and  adjudged  in  the  Court  of  Kings  Bench  during  the  titne  Lord 
Mansfield  presided  in  that  Court,  S.  1794 — 1809,  wurde  erkannt,  daß 
ein  dinglicher  Vertrag,  durch  welchen  ein  Minderjähriger  ein  Grund- 
stück zur  Pacht  an  jemanden  überträgt,  d.  h.  a  lease  made  by  an 
Infant,  nicht  nichtig,  sondern  nur  anfechtbar  sei.  Fraglich  ist  es, 
ob  dies  auch  dann  gilt,  wenn  sich  der  Minderjährige  keinen  Pacht- 
zins (rent)  ausbedungen  hat.  Dagegen  ist  die  in  Zouch  versus  Parsons 
aufgestellte  Rechtsregel  selbst  dann  anwendbar,  wenn  zwar  die 
Zahlung  eines  Pachtzinses  stattfnidet,  die  Höhe  desselben  aber 
unverhältnismäßig  niedrig  ist.  Sir  Frederick  Pol  lock  (a.  a.  O. 
S.  58)  vertritt  den  Standpunkt,  daß  in  dem  Falle,  wo  das  Pacht- 
abkoramen  unzweifelhaft  zum  Nutzen  und  Besten  des  Minder- 
jährigen sei,  der  letztere  überhaupt  kein  Anfechtungsrecht  besitze, 
sondern  ab  initio  an  den  dinglichen  Vertrag  gebunden  sei.  Unter 
Berufung  auf  die  Entscheidung  Maddon  verstis  IVJiite^)  aus  dem 
Jahre  1787  sagt  der  genannte  Rechtsgelehrte:  »There  is good English 
authority  for  the  proposition  that  if  a  lease  made  by  an  infant  is  bene- 
ficial  to  him  he  cannot  avoid  it  at  all}^ 

b)  In  dem  Rechtsfalle  Inmau  versus  Inman  aus  dem  Jahre  1B73, 
mitgeteilt  im  15.  Bande  der  Law  Reports  iSbei  Eqtdity  Cases  induding 
Bankruptcy  Cases  before  the  Master  of  the  Rolls,  the  Vice-Chancellors, 
and  the  Chief  Ju dg e  in  Bankruptcy,  S.  260 — 265,  besaß  ein  Minder- 
jähriger (C.  W.  Inman)  ein  dingliches  Recht  auf  künftigen  Genuß 
einer  gewissen  Geldsumme  {a  rtTersionary  interest  in  a  fund).  Er 
lieh  sich  125  Pfund  von  einem  Geldverleiher  (money  lender)  und 
gab  als  Sicherheit  für  die  Rückzahlung  des  Darlehns  nebst  Zinsen 
einen  Verpfändungsschein  {a  niemorandum  of  Charge)  auf  das  ge- 
nannte rroersionary  interest.  Gleichzeitig  erklärte  er  schriftlich,  daß 
er  volljährig  wäre.  Nach  erlangter  Volljährigkeit  verpfändete  er  zum 
zweiten  Male  das  rei'ersionary  interest  an  einen  dritten,  der  sich  in 
Unkenntnis  über  das  Vorhandensein  der  früheren  Belastung  befand. 
Es  wurde  erkannt,  daß  das  von  C.  W.  Inman  während  seiner 
Minderjährigkeit  bestellte  Pfandrecht  durch  die  von  ihm  nach  er- 
langter Volljährigkeit  vollzogene  abermalige  Verpfändung  des 
reversionary  interest  an  einen  über  die  Sachlage  nicht  unterrichteten 
dritten  rechtswirksam  angefochten  (avoided)  wäre,  und  daß  der  erste 
Pfandgiäubiger  sein  Pfandrecht  verloren  hätte.  Dagegen  behielt 
nach  Billigkeitsrecht  der  money  lender  einen  obligatorischen  Anspruch 
gegen  Inman  auf  Rückzahlung  des  dem  letzteren  während  seiner 
Minderjährigkeit  vorgeschossenen  Darlehns,  weil  Inman  sich  be- 
trügerischer Weise  für  volljährig  ausgegeben  hatte.*)     Sir  Frederick 


*)  Diese  Entschcidiin«)^  findet  sich  im  2.  Bande  der  Term  Reports  in  the 
Court  of  Küifj's  Bench  by  Charles  Durtiford  and  Edward  Ilyde  East,  S.  I59flg- 
und  im   i.  Bande  der  Hevised  Reports^  S.  453  flg.,  mitgeteilt. 

•)  Nach  Gemeinem  Recht  bildete  gegen  den  Einwand  der  Minderjährig- 
keit (plea  of  iufancy)  die  Behauptung,  daß  der  Beklagte  zur  Zeit  des  Vertrags- 
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Po  Hock  (a.  a.  O.,  S.  79)  sagt  in  Bezug  auf  diesen  Rechtsfall:  „Ein 
Rechtsgeschäft  dieser  Art  [d.  h.  ein  von  einem  Minderjährigen  unter 
der  Behauptung  der  Volljährigkeit  aufgenommenes  Darlehn]  kann 
nicht  einem  späteren  «gültigen  Vertrage,  welchen  der  Minderjährige 
mit  einem  dritten  geschlossen  hat,  im  Wege  stehen.  Die  Person, 
welche  zuerst  mit  dem  Minderjährigen  auf  Grund  dessen  Behauptung, 
daß  er  volljährig  sei,  sich  einließ,  erwirbt  kein  Recht,  Einspruch 
gegen  die  Erfüllung  des  späteren  Vertrags  zu  erheben.  Dies  ist  ein 
weiterer  Beweis  dafür,  daß  die  falsche  Angabe  des  Minderjährigen 
dem  Rechtsgeschäfte  als  einem  obligatorischen  Vertrage  keine  zusätz- 
liche Kraft  (no  additional  force)  gewährt." 

c)  In  dem  Rechtsfalle  Edwards  versus  Carter  (s.  oben  Erl.  sub  2 
a.  E.)  hatte  ein  Minderjähriger  im  Hinblick  auf  eine  von  ihm  beab- 
sichtigte Ehe  alles  Vermögen,  welches  er  von  seinem  Vater  erben 
sollte,    auf  Treuhänder   zur  treuen  Hand   für  seine  zukünftige  Ehe- 

ahschlusses  sich  betrügerischerweise  (frauduiently)  für  volljährig  ausgegeben 
hätte,  und  daß  die  Gegenpartei  dieser  Angabe  Glauben  geschenkt  und  darauf- 
hin mit  dem  Minderjährigen  den  fraglichen  Vertrag  geschlossen  hätte,  keine 
wirksame  Replik  (replication):  vgl.  den  Rechtsfall  Johnson  versus  Pye  aus  dem 
Jahre  1665  im  i.  Bande  von  Siderfin's  King's  Bench  Reports  von  1657 — 
1670,  S.  258  flg.  Dagegen  gewährten  die  Billigkeitsgerichte  (Courts  of  Equity) 
in  einem  solchen  Falle  dem  Kläger  Schutz  gegen  den  minderjährigen  Beklagten, 
jedoch  nicht  auf  Grund  des  fraglichen  Vertrages  (on  the  ground  of  the  contract), 
sondern  auf  Grund  einer  sich  nach  Billigkeitsrecht  aus  dem  Betrüge  ergebenden 
Haftung  des  Minderjährigen  (on  the  ground  of  an  equitable  liahility  resulting 
from  the  fraud).  In  der  Entscheidung  des  Falles  Stikeman  versus  Dawson  aus 
dem  Jahre  1847,  mitgeteilt  im  ersten  Bande  der  von  De  G  e  x  und  S  m  a  1  e 
herausgegebenen  Entscheidungen  in  den  Vice-Chancellors'  Courts^  S.  90 flg., 
führt  Vice-Chancellor  Kntght- Bruce  aus,  daß,  um  diese  equitable  liability  einer 
minderjährigen  Vertragspartei  zu  begründen,  der  Nachweis  erbracht  werden 
muß,  einerseits  daß  der  Minderjährige  tatsächlich  sich  für  volljährig  aus- 
gegeben habe,  und  andererseits  daß  die  Gegenpartei  die  Minderjährigkeit 
des  Kontrahenten  tatsachlich  weder  kannte,  noch  ohne  grobes  Verschulden 
kennen  konnte.  Die  Grundsätze  des  Billigkeitsrechts  werden  heutzutage  auch 
von  den  gemeinrechtlichen  Gerichten  zur  Anwendung  gebracht.  Sir  Frede- 
r  i  c  k  P  o  1 1  o  c  k  (a.  a.  O-,  S.  55)  schreibt:  ,,Ein  Minderjähriger,  welcher  sich 
für  volljährig  ausgegeben  hat,  ist  an  die  Zahlungen  und  Handlungen  gebunden, 
welche  auf  sein  Verlangen  und  im  Vertrauen  auf  die  Wahrheit  seiner  Angaben 
ausgeführt  worden  sind,  und  ist  verpflichtet,  jeden  auf  Grund  dieser  Angaben 
erlangten  Vorteil  an  denjenigen  zurückzuerstatten,  von  dem  er  den  Vorteil 
gezogen  hat.**  Und  auf  S.  76 — 77  sagt  derselbe  Verfasser:  ,,Wenn  ein  Minder- 
jähriger dadurch,  daß  er  sich  fälschlich  für  volljährig  ausgibt,  Personen  ver- 
leitet hat,  mit  ihm  Rechtsgeschäfte  einzugehen,  so  übernimmt  er  damit  eine 
nach  Billigkeitsrecht  geltende  Verpflichtung  (an  Obligation  of  equity)^  welche 
jedoch  im  Falle  eines  V'ertrages  nicht  dahin  zielt,  den  Vertrag  zu  erfüllen, 
sondern  vieiraehr  von  einer  Verpflichtung  letzterer  Art  sorgfältig  unterschieden 
werden  muß.  In  der  Tat  handelt  es  sich  in  einem  solchen  Falle  durchaus  nicht 
um  eine  vertragliche  Verpflichtung  (contractual  Obligation)^  sondern  es  hegt 
eine  Verpflichtung  vor,  welche  nur  auf  den  von  mir  S.  55  (s.  oben)  angegebenen 
Umfang  begrenzt  ist.  Der  Rechtsgrundsatz,  auf  welchem  diese  Verpflichtung 
beruht,  wird  oft  in  folgender  Weise  ausgedrückt:  Ein  Minderjähriger  darf 
nicht  aus  seinem  eigenen  Betrüge  Vorteil  ziehen  (An  infant  shall  not  takc 
advaniage  of  his  own  fraud)/'  —  Vgl.  auch  C  h  i  t  t  v  .  a.  a.  O.,   S.  J45  — 146. 
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frau  und  für  seine  zukünftigen  Kinder  übertragen.  Ungefähr  5  Jahre 
nach  erlangter  Volljährigkeit  und  etwa  ein  Jahr  nach  dem  Tode  des 
Vaters  focht  der  Übertragende  den  dinglichen  Vertrag  an.  Das 
House  of  Lords  erkannte,  daß  zwar  der  Kläger  binnen  angemessener 
Frist  nach  erlangter  Volljährigkeit  die  von  ihm  während  seiner 
Minderjährigkeit  vollzogene  catweyance  hätte  anfechten  können,  daß 
aber  im  vorliegenden  Falle  diese  Frist  unbenutzt  verstrichen  wäre, 
d)  Dem  Rechtsstreite  Hamilton  versus  Vaughan-Sherrin  Eleärical 
Engineering  Company,  mitgeteilt  in  den  Law  Reports  von  1894  über 
Cases  determined  in  the  Chancery  Division  etc.j  Bd.  III,  S.  589 — 594, 
lag  folgender  Tatbestand  zu  Grunde :  Die  genannte  Elektrizitätsgesell- 
schaft hatte  im  August  1890  auf  Grund  der  Companies  Act  von 
1862  Rechtsfähigkeit  erlangt  und  zu  derselben  Zeit  durch  einen 
Prospekt  das  Publikum  zum  Zeichnen  von  Aktien  (shares)  eingeladen. 
Daraufhin  waren  von  der  Klägerin,  einer  Miss  Hamilton,  welche 
zu  der  damaligen  Zeit  im  Alter  von  18  Jahren  stand,  z^-anzig 
Aktien  k  5  Pfund  gezeichnet  und  mit  der  Zeichnung  (application) 
als  erste  Rate  20  Pfund  eingezahlt  worden.  Im  Oktober  desselben 
Jahres  erfolgte  die  Zuteilung  (allotment)  der  20  sJiares  an  die  Klägerin, 
welche  infolgedessen  noch  eine  weitere  Zahlung  von  40  Pfund  leistete. 
Sechs  Wochen  nach  dem  allotment  schrieb  Miss  Hamilton  an  den 
secretaty  der  Company  einen  Brief,  in  welchem  sie  die  Aktienzeich- 
nung widerrief  und  Rückerstattung  der  gezahlten  60  Pfund  ver- 
langte. Irgend  eine  Antwort  auf  diese  Widerrufserklärung  erhielt  die 
Klägerin  nicht.  Miss  Hamilton  hatte  weder  vor,  noch  nach  ihrem 
Schreiben  an  einer  Generalversammlung  der  Aktiengesellschaft  teil- 
genommen, noch  irgendwelche  Dividenden  auf  ihren  Aktienbesitz 
empfangen.  Im  Mai  1892  strengte  sie  durch  ihren  ,ynext  friend^^'') 
eine  Klage  gegen  die  Company  an  und  verlangte:  i.  eine  richterliche 
Erklärung,  daß  die  Zuteilung  der  auf  ihren  Namen  im  Aktienbuche 
der    beklagten   Gesellschaft   stehenden    Aktien    nichtig    (ifoid)    wäre; 

2.  eine  Berichtigung  des  Aktienbuches  {register  of  members)  durch 
Streichung  ihres  Namens   als  shareholder  der  fraglichen  20  Aktien; 

3.  einen  Befehl  an  die  beklagte  Company,  der  Klägerin  die  Summe 
von  60  Pfund  zurückzuerstatten;  und  endlich  4.  ein  Verbot  (injunction) 
an  die  Aktiengesellschaft,  irgend  eine  weitere  Einzahlung  auf  die 
Aktien  von  der  Klägerin  zu  fordern.  Im  Juni  1892  trat  die  Vaughan- 
Sherrin  Company  in  freiwillige  Liquidation  (voluntary  winding-up). 
Der  Liquidator  strich  aus  eigenem  Antriebe  den  Namen  der 
Klägerin  aus  dem  Aktienbuche.  Die  Klage  drehte  sich  nunmehr 
lediglich  um  die  Streitfrage,  ob  die  Klägerin  ein  Recht  auf  Wieder- 
erlangung der  schon  auf  die  Aktien  gezahlten  60  Pfund   hätte.     Es 

")  Nach  englischem  Prozeßrecht  kann  eine  minderjährige  Person  nur 
durch  ihren  next  fricnd  (prochein  amy  odef  proximus  amicus)  eine  Klage  er- 
heben. Dieser  vevt  fricnd  haftet  prima  facie  persönlich  für  die  Kosten  des 
Prozesses,  kann  al>er  Ersatz  seiner  Auslagen  usw.  aus  dem  Vermögen  des 
Minderjährigen  verlangen.  —  Eine  minderjährige  Person  als  Beklagte  (defendant) 
wird  durch  einen  vom  Gerichte  zu  ernennenden  Guardian  ad  litem  (Prozeßvor- 
mund) vertreten.  Vgl.  Rulcs  of  the  Suprrme  Court  von  1883  (s.  Erl.  zu  §  15 
sub  111.  I.  Anm.  5),  Order  XVI,  rt4les  16,  iS,  19,  21  und  Order  LXV,  ruU  13. 
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wurde  erkannt,  daß  die  Klägerin,  da  dieselbe  keinen  Vorteil  aus 
dena  zurückgewiesenen  Vertrage  gezogen  hätte,  berechtigt  wäre,  die 
genannte  Summe  als  Schuldforderung  gegen  die  Liquidationsmasse 
der  Company  anzumelden.  —  Zu  dieser  Entscheidung  bemerkt  Sir 
William  Ansattj  Principles  of  the  English  Law  of  Contractu  9.  Aufl., 
S.  118:  „Die  Sprache  des  Gerichtshofes  ist  so  tmeingeschränkt  und 
bestimmt,  daß  sie  den  Eindruck  einer  allgemeinen  Rechtsr^el  er- 
weckt, und  zwar  dahin  lautend,  daß  der  Minderjährige,  wenn  er 
einen  Vorteil  (aus  dem  widerrufenen  Vertrage)  gezogen  hat,  nicht 
das  gezahlte  Geld  zurückfordern  kann,  daß  er  dagegen  ein  Rück- 
forderungsrecht besitzt,  wenn  keine  Vorteile  gezogen  worden  sind. 
(Tfie  language  of  the  Court  is  so  füll  atid  explicit  as  to  suggest  a 
general  ruUj  that  where  benefit  has  been  recäved  the  infant  catmot 
recover  money  paid;  that  where  no  benefit  has  been  recerved  he  can),^* 
Den  gleichen  Standpunkt  vertritt  Sir  Frederick  Po  Hock,  a.  a.  O., 
S.  61,  Anm.  (1).  Vgl.  dagegen  die  Vorschrift  des  §  54  der  vor- 
liegenden Kodifikation  und  die  der  Vorschrift  beigefügte  Anm.  i.  — 
Ober  den  Fall,  wo  ein  Minderjähriger  Aktien  einer  englischen 
Aktiengesellschaft  erwirbt,  äußert  sich  Joseph  Chitty  in  seinem 
Werke  jyA  Treatise  on  the  Law  of  Contracts^^  14.  Aufl.,  S.  151, 
folgendermaßen:  „Ein  Minderjähriger  kann  Aktionär  einer  Eisen- 
bahngesellschaft (railway  Company)  oder  einer  sonstigen  Company  sein, 
welche  auf  Grund  der  Companies  Clauses  Consolidation  Act  von  1845 
(8  and  g  Viel.  c.  16)  Rechtsfähigkeit  erlangt  hat  Der  §  79  dieses 
Parlamentsgesetzes  bestimmt,  daß  ein  minderjähriger  Aktionär  durch 
seinen  Vormund  (guardian)  oder  durch  einen  seiner  Vormünder  auf 
den  Generalversammlungen  abstimmen  (vote)  dürfe ;  und  zwar  könne 
der  betreffende  Vormund  entweder  persönlich  oder  durch  Stell- 
vertreter (by  proxy)  an  der  Abstimmung  teilnehmen.  Wird  eine 
Klage  in  der  von  dem  Gesetze  vorgeschriebenen  Form  gegen  den 
Minderjährigen  auf  Einzahlungen  (calis)  für  seine  Eisenbahnaktien 
(railway  shares)  erhoben,  so  bildet  es  keinen  Verteidigungsgrund 
(no  defence)j  daß  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Zahlungsaufforderungen 
(at  the  Urne  the  calls  were  made)  minderjährig  war,  es  sei  denn,  daß 
entweder  der  Nachweis  erbracht  wird,  daß  der  Minderjährige  keinen 
Vorteil  aus  den  Aktien  gezogen  habe  und  daß  der  Beklagte  noch 
jetzt  ein  Minderjähriger  sei,  oder  der  Nachweis,  daß  der  Minder- 
jährige den  Vertrag  tatsächlich  zurückgewiesen  (actually  repudiated) 
habe.  Im  letzteren  Falle  kann  das  auf  Grund  der  Aktienzuteilung 
und  Eintragung  in  das  Aktienbuch  gezahlte  Geld  von  dem  Minder- 
jährigen zurückverlangt  werden.  —  In  gleicher  Weise  ist  auch  die 
dingliche  Übertragung  von  Aktien  einer  Joint-Stock  Company"^)  auf 
einen  Minderjährigen  in  der  Absicht,  daß  derselbe  ein  benefiziarisches 
Recht  •)  an  denselben  erhalten  solle  (with  the  Intention  that  he  should 
take  a  beneficial  interest  in  them)y  lediglich  anfechtbar  (voidable). 
Jedoch  eine  solche   dingliche   Übertragung   scheint  nicht   nur   nach 


*)  Hierunter  fallen  sämtliche  Aktiengesellschaften,  welche  auf  Grund  der 
Companies  Acts  von  1862 — 1900  Rechtsfähigkeit  erlangt  haben. 

•)  D.  h.  im  Gegensatze  zu  einem  dinglichen  Rechte  lediglich  zur  treuen  Hand. 
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Wahl  des  Minderjährigen,  sondern  aucli  nach  Wahl  der  Company 
anfechtbar  zu  sein.  (But  such  a  transfer  would  seeni  to  be  voidabk 
at  the  Option  of  the  Company,  as  well  as  at  the  Option  of  the  tnfani)}^ 
Besondere  Beachtung  in  diesen  Chitty'schen  Ausführungen  verdienen 
die  Schlußworte,  welche  eine  Ausnahme  zu  der  allgemeinen  Regel, 
daß  ein  anfechtbares  Rechtsgeschäft  eines  Minderjährigen  ein 
negotium  claudicans  sei,  aufstellen.     Vgl.  oben  Erl.  sub  2. 

4.  Wie  der  §  52  besagt,  ist  eine  besondere  Art  von  conveyance 
tnade  by  a  minor  unanfechtbar  und  bindet  den  Minderjährigen  ab  initio; 
nämlich:  eine  Übertragung  im  Wege  einer  feudalen  Belehnung  auf 
Grund  eines  besonderen  Gewohnheitsrechtes  (a  conveyance  by  way  of 
feoffment  under  a  special  custom).  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes 
„feoffment^*^  s.  die  Erl.  zu  §  39  sub  3.  Ein  besonderes  Gewohnheits- 
recht, welches  einen  Minderjährigen  befähigt,  eine  bindende  und  un- 
anfechtbare feudale  Belehnung  vorzunehmen,  besteht  bis  zum  heutigen 
Tage  in  der  Grafschaft  Kent.  Daselbst  sind  alle  einem  weltlichen 
Lehnsverhältnisse  unterliegenden  iJlndereien  (lands  held  by  socage  tamre; 
s.  Erl.  zu  §  35  sub  I,  2)  in  Ermanglung  eines  Gegenbeweises  sogenannte 
gavelkind  lands.^^Y^)     Die  Rechtssätze  über  Grundstücke  letzterer  Art 


^^)  Gewöhnlich  wird  das  in  Kent  vorherrschende  Lehnsverhältnis  kurz 
eine  tenure  of  gavelkind  genannt.  Es  ist  jedoch  korrekter,  von  einer  socage 
ienure  suhject  io  the  custom  of  gavelkind  zu  sprechen:  vgl.  den  Third  Report  of 
Real  Property  Commissioners,  S.  7.  —  Durch  verschiedene  private  Acts  of 
Parliament  ist  versucht  worden,  die  custom  of  gavelkind  allmählich  zu  beseitigen 
und  die  Lehngüter  Kcnt's  vollkommen  den  Regeln  des  common  law  zu  unter- 
stellen. Der  technische  Ausdruck  für  ein  solches  Verfahren  ist:  to  disgavel. 
Diese  Versuche  sind  jedoch  an  dem  Widerstände  der  Bewohner  von  Kent 
meist  gescheitert. 

^^)  Der  Ursprung  des  Wortes  ,,gavelkind**^  ist  zweifelhaft.  In  früheren 
Zeiten  war  man  der  Ansicht,  daß  die  letzte  Silbe  des  Ausdruckes  nichts  weiter 
als  das  deutsche  Wort-  ,,Kind'*,  d.  h.  Sohn,  sei,  und  daß  daher  der  Ausdruck 
besage,  daß  nicht  lediglich  der-  älteste  Sohn,  sondern  alle  Söhne  ein  gleiches 
Erbrecht  besitzen.  Beispielsweise  heißt  es  in  Coke  upon  Littleton  (s.  Erl.  zu 
i)  3  sub  II  Anra.  11),  folio  140a  über  gavelkind:  „and  that  is  gave-all-kinde^  for 
this  custom  givcth  to  all  the  sons  alike."'  Diese  Erklärung  des  fraglichen  Aus- 
druckes wird  jedoch  heutzutage  als  unrichtig  verworfen.  Nach  herrschender 
Ansicht  ist  der  Ausdruck  von  dem  angelsächsischen  W'orte  „ira/o/"  hergeleitet, 
welches  „Pachtzins'*  {rent)  oder  ,,auf  Gewohnheitsrecht  beruhende  Leistung 
von  bäuerlichen  Diensten"  (customary  Performance  of  hushandry  works)  bedeutet. 
Diese  Auffassung,  welche  —  soweit  nachweisbar  —  zuerst  Lambarde  in 
seinen  Perambulations  of  Kent  (vgl.  die  Ausgabe  aus  dem  Jahre  1656,  S.  585) 
geäußert  hat,  wird  in  dem  noch  heute  als  das  „Standard  werk*''  geltenden  R  o  - 
b  i  n  s  o  n  'sehen  Buche  über  Gavelkind  vertreten.  Die  erste  Ausgabe  dieses 
berühmten  Werkes  ist  im  Jahre  1741  erschienen.  Für  diesen  Kommentar 
habe  ich  die  von  Elton  und  M  a  c  k  a  y  veranstaltete  Neubearbeitung 
(5.  Aufl.,  1897)  benutzt.  Der  volle  Titel  lautet:  „Robinson  on  Gavelkind:  The 
Common  Law  of  Kent  or  the  Customs  of  Gavelkind  with  additions  relaiing  to 
Bofou^h'English  and  similar  Customs,''''  Es  heißt  daselbst  auf  S.  5 — 6:  ,,W  i  1  - 
k  i  n  s  in  seinem  ^Glossary*"  (404)  erklärte  gavelkind  als  tributpflichtiges  Land, 
welches  zu  jährlichem  Pachtzins  und  zu  bäuerlichen  Diensten  pflichtig  ist  und 
dem  gafol-latid  entspricht,  das  in  dem  Vertrage  König  Alfred* s  mit  den  Dänen 
erwähnt  wird.     In  diesem  Vertrage  findet  sich  eine  Klausel,  betreffend  den 
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weichen  in  mehrfacher  Beziehung  von  den  Regeln  des  Geraeinen  Rechts 
ab.**)  Unter  anderem  kann  ein  minderjähriger  tenant  infee  of  gavelkind 
iands  schon  mit  vollendetem  15.  Lebensjahre  selbständig  eine  von  An- 
fang an  wirksame  Übertragung  seines  Lehnbesitzes  oder  eines  Teiles 
desselben  durch  feoffment  vollziehen.  In  Robinsan  on  Gavelkind  (Aus- 
gabe von  Elton  und  Mackay,  5.  Aufl.,  S.  162)  heißt  es:  „Wir  wollen 
jetzt  das  Gewohnheitsrecht,  welches  einem  minderjährigen  männlichen 
oder  weiblichen  Erben  (Infant  heir  or  heiress)  eine  Veräußerung  seiner 
bezw.  ihrer  gavelkind-lJkndtxei^ti  mit  vollendetem  fünfzehnten  Lebens- 
jahre gestattet,  besprechen.  Nach  der  von  Tottel  (Custumal  of  Kent 
oder  Consuetudines  Kanciae,  veröffentlicht  im  Jahre  1556)  gegebenen 
Wortfassung  lautet  die  gewohnheitsrechtliche  Regel  folgendermaßen: 
Et  ceo  fet  ä  savoir  que  del  CJuure  que  ceux  /ityres  de  Gavelkind  averant 
passi  tage  de  XV  ans,  list  ä  eux  lour  ttrres  et  lour  tenements  doner  ou 
vender  ä  lour  volunti,  satme  les  Services  ä  lour  seignourages,  sicome  est 
m'ount  dytr-  (Verdeutscht  besagt  diese  Regel  etwa:  „Und  dies  muß 
man  wissen,  daß  diese  gai'elkind-Kxhen  von  der  Stunde  ab,  in  welcher 
sie  das  Alter  von  15  Jahren  vollendet  haben,  befähigt  sind,  ihre 
Ländereien  und  ihre  lehnrechtlichen  Vermögensstücke  nach  freiem 
Belieben  zu  verschenken  oder  zu  verkaufen,  jedoch  vorbehaltlich  der 
oben  erwähnten,  ihren  Lehnsherren  gebührenden  Dienstleistungen.")  — 
Auf  S.  164  der  Elton  and  Mackayschen  Ausgabe  wird  dann  nach- 
stehender. Vorgang  aus  dem  Jahre  12 15  mitgeteilt:  „In  den  Gerichts- 
verhandlungen vor  den  Justices  in  Eyre^^)   für  Kent,  55  Hen.  III,  rot. 


Kerl,  der  auf  gafol-land  sitzt  (bittan  thaem  ceorle  the  on  ^afol-land  sit).  .  .  .  Die 
wichtigsten  Dienstleistungen  der  yCeorls*  zu  Hurstbourn  während  der  Regierungs- 
zeit König  AlfretVs  vfurden  von  Kembie  folgendermaßen  beschrieben:  , Sie  hatten 
drei  Acker  Land  zu  pflügen  etc.,  drei  Pfund  gafol-Gerste  zu  zahlen,  einen  halben 
.\ckcr  gafol'Wiese  zu  mähen  und  das  Heu  aufzuschichten,  vier  Fuder  oder 
Klafter  gafol-Holz  zu  spalten  und  aufzustapeln,  sowie  sechzehn  Ellen  (rods) 
Einhegungen  herzustellen.'  (Vgl.  Kemble,  Anglo-Saxons,  I,  S.  319 
"•3-23;  Cod  Dipl,  No.  1043).  I^^r  Lehnsmann,  der  diese  Dienste  zu  leisten 
hatte,  wurde  ein  gavel-man  genannt;  und  da  man  gavelkind  für  eine  Zusammen- 
setzung hält  aus  diesem  Worte  ,gaveV  und  dem  Worte  ^gekynde\  worunter 
nature,  kind,  quality  zu  verstehen  ist  (in  den  ältesten  Urkunden  erscheint  der 
Ausdruck  meist  in  Form  von  ^gafolcund''),  so  ist  die  richtige  Bedeutung  des 
Ausdruckes:  »Land  von  solcher  Art  oder  Beschaffenheit,  daß  es  Pachtzinsen 
abwarf*  (land  of  the  kind  or  nature  which  yieldcd  rent)  oder  .Zinsland'  (censual 
land).  Derartige  Grundstücke  können  mit  dem  rent  servicc  land  fd.  h.  mit 
land  held  by  socage  tenure]  verglichen  werden  im  Gegensatze  zu  dem  knight- 
service  land,  welches  gegen  freie  Kriegsdienste  zu  Lehn  besessen  wurde  und  da- 
her keinen  ,cens*  oder  Pachtzins  sei  es  in  Geld  oder  in  Naturalabgaben  oder 
in  Arbeitsdiensten  abwarf."  —  Ich  verweise  auch  auf  Elton,  The  Tenures 
of  Kent,  S.  50 — 53,  Somner  on  Gavelkind,  2.  Aufl.,  S.  61  flg.;  Vinogradoff,  Ville- 
'iage  in  England,  S.  205  flg. ;  u.  a.  m. 

^*)  Edward  Jenks,  Modern  Land  Law,  S.  23 — 24,  gibt  eine  kurze 
Übersicht  über  die  besonderen  Rechtsregeln,  welche  in  Kent  für  gavelkind 
Iands  bis  zum  heutigen  Tage  gelten. 

*')  Hierunter  sind  Sendrichter,  itinerant  justices  oder  justiciarii  itineranta, 
zu  verstehen.  —  Das  ältere  englische  Recht  unterschied  zwischen  einer  great 
^yre  und  einer  judicial  eyre.   Über  diesen  Unterschied  vgl.  die  von  dem  Oxforder 
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5d,  wurde  folgender  Wahrspruch  von  einer  aus  der  Bevölkerung  der 
Grafschaft  entnommenen  Jury  abgegeben:  Totus  Comitatus  recardatur 
quod  quilibet  aetatis  quindecim  annorum  tenenSj  vel  tmere  clamans^  aliquam 
Urratn  in  gavelykynde  potest  dare  vendere  terram  suam,  de  qua  fuit  in 
säsinä^^)  ac  etiam  remittere  et  quiehtm  clamare  toUim  jus  et  clameum  quod 
habet  vel  habere  possit  in  aliquo  tenemento  petendo^  adeo  licite  et  libere 
sicut  quilibet  alius  aetatis  viginti  et  unius  anni  de  tenuris  forinsecis  quat 
tenentur  per  servitium  militare.^  (Zu  deutsch  würde  dieser  Jurysprach 
etwa  lauten :  Die  ganze  Grafschaft  bestätigt,  daß  jedermann  von  15  Jahren, 
der  irgend  ein  ^ö^^/>^/W- Grundstück  zu  Lehn  besitzt  oder  zu  besitzen 
beansprucht,  befähigt  sei,  dieses  Grundstück,  an  welchem  er  das  lehn- 
rechtliche Besitzrecht  erlangt  hat,  zu  verschenken  und  zu  verkaufen, 
sowie  daß  er  ferner  befähigt  sei,  auf  alle  seine  Rechte  und  Ansprüche, 
welche  er  auf  Herausgabe  irgend  eines  lehnrechtlichen  Vermögensstockes 
besitzt  oder  besitzen  mag,  zu  verzichten  und  zu  entsagen,  und  zw'ar 
mit  der  gleichen  Rechtsverbindlichkeit  und  Freiheit,  mit  welcher  irgend 
eine  volljährige  Person  über  sonstiges  Lehns vermögen,  welches  gegen 
Leistung  von  Kriegsdiensten  besessen  wird,  verfügen  kann.)  —  In  der 
Elton  and  Maekay^chexa.  Ausgabe  von  Robinson  on  Gavelkind  finden  sich 
dann  auf  S.  166  folgende  Sätze:  „Man  kann  als  feststehendes  Recht 
betrachten,  daß  eine  Veräußerung  auf  Grund  des  vorliegenden  Gewohn- 
heitsrechtes (an  alienation  under  the  custom)  stets  im  Wege  einer  feudalen 
Belehnung  (by  feoffment)  stattfinden  muß,  wobei  die  lehn  rechtliche  Besitz- 
einweisung (livery  of  seisin)  durch  den  Minderjährigen  eigenhändig 
(propria  manu)  und  nicht  durch  einen  Bevollmächtigten  (and  not  by 
attorney)  zu  erfolgen  hat,**^)  und  daß  das  Gewohnheitsrecht  sich  nicht 
auf  irgend  eine  andere  Form  dinglicher  Übertragimg  erstreckt  (and  that 
the  custom  does  not  extend  to  any  other  form  of  cotweyance  or  assurancf):^^) 
vgl.  die  Entscheidung  In  re  Maskell  atid  GoldfincKs  Contract  in  den 
Law  Reports  von  1895  ^t)er  Cases  determined  in  the  Chancery  Division 
etc.y  Bd.  II,  S.  525fig.  Die  Law  of  Real  Pröperty  Act  von  1845  (S  and g 
Vict.  c.  J06)  bestimmte  zwar  im  §  3,  daß  ein  nach  dem  ersten  Oktober 
1845  vorgenommenes  feoffment  nichtig  sein  sollte,  wofern  nicht  über 
dasselbe  ein  gesiegeltes  Schriftstück  (deed)  als  Beweisurkunde  ausgefertigt 


Bischof  W.  S  t  u  b  b  s  herausgegebenen  Sehet  Charters  and  other  Illustrations 
of  En^lish  Con<:titutional  History^  from  the  Earliest  Times  to  the  Reign  of  Edward  /.. 
S.  258  und  358.  —  Das  Wort  „eyre""  bedeutet  Reise  (iterj. 

^*)  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  ,,seisina"  (seisin)  s.  Erl.  zu  §  39 
sub  3,  Anm.   12. 

*'^)  Wie  ich  oben  auf  S.  171  ausgeführt  habe,  kann  eine  auf  dem  zu  über- 
tragenden Grundstiicke  stattfindende  lehnrechtliche  Besitzeinweisung,  d.  h. 
eine  sogenannte  livcry  i)i  deed  (im  Gegensätze  zu  einer  livery  in  law)  entweder 
durch  den  fcoffor  persönlich  oder  durch  einen  von  ihm  bevollmächtigten  Stell- 
vertreter vollzogen  werden.  Von  dieser  Regel  besteht  eine  Ausnahme:  Erfolgt 
die  livery  in  deed  durch  einen  Minderjährigen  auf  Grund  der  custom  of  ^avel- 
Ä«w^,  so  ist  dieselbe  nur  gültig,  wenn  der  minderjährige  feoffor  sie  persönlich 
vollzieht. 

*•)  Die  von  der  Mortmain  and  Charitable  Uses  Act  von  1888  (^i  and  52 
r/r/,  c.  42)  gegebene  Erklärung  des  Begriffes  „assurance^^  habe  ich  in  den  Erl. 
zu  §  27  sub  2,  Anm.  3  mitgeteilt. 
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wäre;  aber  das  Gesetz  nahm  von  dieser  Vorschrift  ausdrücklich  ein 
von  einem  Minderjährigen  auf  Grund  eines  Gewohnheitsrechtes  vor- 
genommenes feoffment  aus.  B^  ist  jedoch  stets  üblich  gewesen,  das 
feoffment  durch  eine  von  dem  Minderjährigen  eigenhändig  ausgefertigte 
Charter  pf  feoffment  zu  beweisen."  —  Joshua  Williams,  Prtnäples  of 
tfie  Lofiü  of  Real  Propertyj  19.  Aufl.,  S.  210,  sagt:  „Eine  feudale  Be- 
lehnung (a  feoffment)  durch  einen  Minderjährigen  auf  Grund  der  custom 
of  gaoelkind  bildet  vielleicht  den  einzigen  Fsdl,  in  welchem  diese  Art 
einer  dinglichen  Übertragung  (this  mode  of  assurance)  heutzutage  noch 
Anwendung  findet.  In  diesem  Falle  kann  der  freie  Lehnbesitz  (the 
freehold)  ohne  gesiegelte  Urkunde  (withaut  deed)  übertragen  werden; 
jedoch  muß  über  die  Belehnung  ein  Schriftstück  aufgenommen  und  von 
dem  Minderjährigen  unterzeichnet  werden,  um  den  Vorschriften  des 
Statute  of  Fratids  zu  genügen;  und  die  formelle  lehnrechtliche  Besitz- 
einweisung (formal  livery  of  setsin)  muß  von  dem  Minderjährigen  persön- 
lich (in  Person)  vollzogen  werden."  —  Edward  Jenks  (Modern  Land 
LaWj  S.  281^  und  Andrew  Strahan  (A  General  View  of  the  Law  of 
Propertyy  3.  Aufl.,  S.  359^  vertreten  die  Ansicht,  daß  ein  Minderjähriger 
seine  gavelkind  lands  nur  dann  im  Wege  eines  feoffment  rechtswirksam 
und  unanfechtbar  übertragen  könne,  wenn  eine  geldwerte  Gegenleistung 
für  das  feoffment  hingegeben  werde  (,^provided  that  valuable  consideration 
be  given  for  the  feoffment ;^^  Jcnks),  bezw.  wenn  es  sich  um  einen  Ver- 
kauf der  fraglichen  Gnmdstücke  gegen  einen  Kaufpreis  (y^by  way  of 
sah  for  value;^^  Strahan)  handle.  Diese  einschränkende  Auslegung  der 
custom  of  gavelkind  wird  nicht  allseitig  geteilt.  Beispielsweise  sagt 
Thomas  Lewin,  The  Law  of  TrustSy  10.  Aufl.,  S.  24:  „Ein  Minder- 
jähriger kann  nach  dem  Gewohnheitsrecht  von  Kent,  und  zwar  sicher- 
lich für  eine  geldwerte  Gegenleistung,  nach  richtiger  Ansicht  aber  selbst 
ohne  geldwerte  Entschädigung  (for  valuable  consideration  certainty^  and, 
according  to  the  better  view,  even  withaut  value),  eine  feudale  Belehnung 
im  Alter  von  fünfzehn  Jahren  vornehmen,  und  er  kann  auf  Grund 
einer  solchen  Belehnung  jUses^  [s.  Erl.  zu  §  40  sub  3  und  4]  erklären." 

§  53. 
Unter  einem  ,,continuing  coniraci"  ist  ein  obligatorischer 
Vertrag  verstanden  (z.  B.  ein  coniraci  of  ienancy  oder  ein  con- 
iraci of  parinership  oder  ein  coniraci  of  Service),  aus  welchem 
subjektive  Rechte  und  Verpflichtungen  von  Zeit  zu  Zeit  nach 
Abschluß  des  Vertrages  entspringen. 

ccKÜnuing^  contrad  i  Höchstz.ihl  der  Mitglieder  einer  partnership   ab 

cgntraci  e/ partnership  ab  Indian  Coniraci  Act  ab 

untract  0/  Service  2 c  infant  partner  a  b 

itmtraci  of  ienancy  a  a  valid  unlets  rescinded  x 

I.  Das  englische  Recht  versteht  unter  einem  coritinuing  contrad 
einen  obligatorischen  Vertrag,  welcher  nicht  durch  eine  einmalige 
Leistung  zur  Erfüllung  nnd  Beendigung  gebracht  wird,  sondern  aus 
welchem  von  Zeit  zu  Zeit  widerkehrende  Ansprüche  und  Verpflichtungen 
der  Vertragsparteien  gegen   einander  erwachsen.      Beispielsweise   füllt 
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unter  diesen  Begriff  ein  Kaufvertrag,  auf  Grund  dessen  der  Verkäufer 
die  fraglichen  Waren  in  successiven  Lieferungen  zu  leisten  und  der 
Käufer  entsprechend  den  Einzellieferungen  ratenweise  den  Kaufpreis 
zu  entrichten  hat,  d.  h.  in  der  Sprache  der  SaU  of  Goods  Act  von  1893 
(S6  and  57  Vict.  c,  yi),  §  31.  Abs.  2,  „«  contract  for  ihe  saU  of  goods 
to  be  delivered  by  stated  instalments,  which  are  to  be  separately  paid  for^  — 
Wird  ein  cofiHnuing  contract  von  einer  minderjährigen  Person  geschlossen, 
so  steht  derselben  gemäß  §  52  nach  freier  Wahl,  ohne  Anführung  von 
Gründen,  ein  Anfechtungsrecht  binnen  einer  angemessenen  Frist  nach 
erlangter  Volljährigkeit  zu.  Es  gelten  in  bezug  auf  dieses  Anfechtungs- 
recht die  gleichen  Grundsätze,  welche  im  Falle  einer  com^eyance  matk 
by  or  to  a  minor  maßgebend  sind.  Demgemäß  ist  ein  solcher  Vertrag 
nicht  etwa  y,ifwalid  unlcss  ratifitd^^  d.  h.  seine  Wirksamkeit  hängt  nicht 
von  einer  durch  den  Minderjährigen  nach  Erlangung  der  unbeschränkten 
Geschäftsfähigkeit  erklärten  Genehmigung  (rattfication)  ab,  sondern  der 
Vertrag  ist,  wie  die  englische  Rechtssprache  sich  ausdrückt,  ,yVaiid  unlcss 
rcscindedj^^  d.  h.  wirksam,  solange  kein  Widerspruch  (disclaimer)  seitens 
des  Minderjährigen  innerhalb  der  vom  objektiven  Rechte  vorgeschriebenen 
Frist  stattgefunden  hat.  (Im  Gegensatze  hierzu  vgl.  den  §  108  Abs.  3 
des  deutschen  BGB.) 

2.   Die  Vorschrift  des  §   53   führt  drei  Beispiele  eines   conänuing 
contract  an: 

a)  A  contract  of  tenancy.  Hierunter  ist  ein  Pacht-  oder  Miets- 
vertrag und  zwar  meist  über  ein  Grundstück,  Haus,  Stockwerk  (flat) 
oder  über  einzelne  Räume  eines  Hauses  verstanden.  Die  Dauer  des 
Pacht-  oder  Mietsabkommens  kann  entweder  eine  vertraglich  fest- 
gesetzte sein  (cofitract  for  lease;  s.  Erl.  zu  §  38  sub  2  a),  oder  sie 
mag  von  dem  freien  Ermessen  einer  jeden  der  beiden  Parteien  ab- 
hängen (contract  for  a  tenancy  at  will;  s.  Erl.  zu  §  38  sub  2  b). 
Der  letztere  Fall  ist  jedoch  selten.  —  Pachtet  oder  mietet  ein 
Minderjähriger  ein  Grundstück  oder  Haus  usw.,  und  widerruft  er 
rechtzeitig  diesen  continuing  cofitracty  so  hat  er  trotzdem  für  die  Zeit, 
während  welcher  er  sich  im  Besitze  des  fraglichen  Grundstückes  oder 
Hauses  usw.  befunden  hat,  den  etwa  noch  rückständigen  Pacht- 
oder Mietszins  (rent)  zu  zahlen:  vergl.  die  Entscheidung  des  Falles 
Kettle  versus  Eliot ^)  aus  dem  Jahre  16 14,  mitgeteilt  in  Rolle's 
Abridgernent  des  plusieurs  Cases  et  resolutions  del  Common  Ley,  fol.  731. 
Ich  verweise  auch  auf  die  Entscheidung  Valentini  versus  Canali  aus 
dem  Jahre  i88g  (s.  unten  die  Erl.  zu  §  54  sub  i). 

b)  A  contract  of  partnership.  Über  die  Bedeutung  des  Aus- 
druckes yypartnership^''  s.  Erl.  zu  §  15  sub  I,  i.  Erwähnt  sei,  daß 
auf  Grund  des  §  4  der  Companies  Act  von  1862  (2$  and  26  Vict. 
c,  8g)  eine  partnership  zum  Betriebe  eines  Bankgewerbes  aus  höchstens 
10  partners  und  eine  solche  zum  Betriebe  irgend  eines  sonstigen 
Erwerbsgeschäftes  aus  höchstens  20  partners  bestehen  darf.  Über 
den  Fall,   wo   eine  der  ein  partnership -WGxh9XXxi\&  eingehenden  Per- 

^)  Dieselbe  Entscheidung  ist  von  mehreren  reporters  mitgeteilt,  aber 
unter  verschiedener  Benennung:  z.  B.  in  C  r  o  k  e  's  Reports  in  Time  of  Jamc^ 
/.,  S.  3J0,  unter  der  Bezeichnung  Ketsey's  case  und  im  2.  Bande  von  B  u  1  - 
s  t  r  o  d  c  's  Reports,  S.  ^19,  unter  der  Bezeichnung  Kirton  versus  EUioit. 
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sonen  minderjährig  ist,  äußert  sich  Arthur  Underhill  in  seinen 
Vorlesungen  über  The  Law  of  Fartnership^),  S.  45—48,  folgender- 
maßen: „Wenngleich  Minderjährige  oftmals  ein  Gewerbe  betreiben, 
so  ist  es  doch  gefährlich,  ihnen  zu  vertrauen,  da  sie  weder  auf 
Zahlung  der  in  dem  Gewerbebetriebe  eingegangenen  Schulden  ver- 
klagt, noch  für  bankerott  erklärt  werden  können.  Diesem  Zustande 
gegenüber  entsteht  die  Frage:  Welche  Rechtsfolgen  hat  eine  pariner- 
ship,  welche  zwischen  einem  Erwachsenen  (adult)  und  einem  Minder- 
jährigen eingegangen  ist?  Diese  Frage  wurde  kürzlich  in  dem  House 
of  Lords  gelegentlich  des  Rechtsstreites  Lovell  and  Christtnas  versiis 
Beauchamp^)  erörtert.  ...  In  seinem  Urteile  sagte  Lord  Herschell: 
»Meiner  Ansicht  nach  ist  es  klar,  daß  nichts  einen  Minderjährigen 
hindert,  ein  Gewerbe  zu  betreiben  oder  der  partfier  eines  Gewerbe- 
treibenden zu  werden,  und  daß  der  Minderjährige,  solange  er  nicht 
seinen  cantract  of  partnership  widerrufen  hat,  ein  Mitglied  der  trading 
firm  ist  Aber  es  ist  in  gleicher  Weise  klar,  daß  der  Minderjährige 
nicht  fähig  ist,  auf  Grund  und  zu  Zwecken  eines  solchen  Gewerbe- 
betriebes Schulden  zu  kontrahieren.  Obwohl  Waren  für  die  Firma 
bestellt  werden  können,  so  wird  doch  der  Minderjährige  kein 
Schuldner  in  bezug  auf  diese  Waren.  Es  ist  indessen  der  volljährige 
partner  berechtigt,  darauf  zu  bestehen,  daß  die  Aktiva  dfer  partnership 
zur  Bezahlung  der  /^r///^rj/w)> -Verbindlichkeiten  verwendet  werden, 
und  daß,  solange  nicht  für  die  Begleichung  dieser  Verbindlichkeiten 
Fürsorge  getroffen  ist,  kein  Stück  des  Aktivvermögens  von  dem 
minderjährigen  partner  in  Empfang  genommen  werden  darf.*  .  .  .  Wenn 
ein  minderjähriger  partner  nach  Vollendung  des  21.  Lebensjahres 
wünscht,  sich  von  der  Haftung  für  künftige  Schulden  der  Firma  zu 
befreien,  so  muß  er  sofort  (at  ofue)  die  partnership  beenden;  andern- 
falls wird  er,  da  er  des  Schildes  der  Minderjährigkeit  (the  shield  of 
infancy)  verlustig  gegangen  ist,  durch  seine  Stellung  als  de  facto 
partner  im  gleichen  Maße,  wie  seine  co-partners,  haftpflichtig  gemacht 
werden.  Dagegen  wird  er  nicht  für  solche  Schulden  haften,  welche 
während  seiner  Minderjährigkeit  eingegangen  worden  sind.  In  dieser 
Beziehung  verfährt  das  indische  Vertragsgesetz  (the  Indian  Contract 
Act)  strenger  mit  einem  Minderjährigen  als  unser  common  law.  Denn 
der  §  248  dieses  Gesetzes  bestimmt:  ,Wer  als  Minderjähriger  zu 
den  Vorteilen  einer  partnership  zugelassen  worden  ist,  wird  nach 
Erlangung  der  Volljährigkeit  für  alle  Verbindlichkeiten  haftbar,  welche 
seit  seiner  Zulassung  von  der  partnership  eingegangen  sind,  es  sei 
denn,  daß  er  öffentlich  binnen  angemessener  Frist  seine  Zurück- 
weisung  der   partnership    bekannt   gibt.'*)      In    .sonstiger    Beziehung 


*)  Six  Lectures  in  the  Old  Hall,  LincoMs  Inn,  ditring  the  Hilary  Sittings, 
1899,  «^  ^he  Request  of  the  Council  of  Legal  Education. 

')  Dieser  Rechtsfall  findet  sich  mitgeteilt  in  den  Law  Reports  von  1894 
über  Howie  of  Lords,  Judicial  Committee  of  the  Privy  Council,  and  Pecrai^e 
Cases,  S.  607  flg.     (Abgekürzte  Zitierweise:  A.  C.) 

*)  ,,A  Person  who  has  heen  admitted  to  the  benefit  of  a  partnership  undir 
the  age  of  majority,  becomes,  on  attaining  that  age,  liable  for  all  obligations  in- 
cuned  by  the  partnership  since  he  was  so  admitted^  unlt\'is  he  ^ivrs  public  noiice 
mithin  a  reasonable  time  of  his  repudiation  of  the  partnership.^^ 
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scheint  dagegen  das  englische  Recht  über  minderjährige  partners  mit 
dem  indischen  Recht  übereinzustimmen."  —  £s  sei  hier  darauf  hin- 
gewiesen, daß  Vorschriften,  wie  sie  z.  B.  der  §  112  des  deutschen 
BGB.  oder  der  Art.  2  des  französischen  Code  de  Commerce  enthält, 
wonach  vmter  gewissen  Voraussetzimgen  ein  Minderjähriger,  der 
selbständig  ein  Erwerbsgeschäft  betreibt,  in  Bezug  auf  Rechtsgeschäfte, 
welche  der  Betrieb  des  gewerblichen  Unternehmens  mit  sich  bringt, 
unbeschränkt  geschäftsfähig  ist,  dem  englischen  Rechte  unbekannt  sind, 
c)  A  coniract  of  Service.  Hierunter  ist  ein  Vertrag  über  Em- 
gehung  eines  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnisses  zu  verstehen.  Das 
englische  Recht  gestattet  einem  Minderjährigen,  einen  solchen  Ver- 
trag selbständig  zu  schließen.  Im  Gegensatze  zum  deutschen  Recht 
(§  113  BGB.)  ist  eine  Ermächtigung  seitens  des  gesetzlichen  Ver- 
treters des  Minderjährigen  oder  seitens  des  Vormundschaftsgerichts 
nicht  erforderlich.  Über  die  Frage,  ob  und  unter  welchen  Um- 
ständen der  Minderjährige  berechtigt  sei,  den  von  ihm  geschlossenen 
contract  of  service  anzufechten,  s.  die  Erl.  zu  §  50  sub  5.* 

§  54. 
Ein  Minderjähriger  kann  nicht  die  Rückerstattung  der 
Gelder  verlangen,  welche  er  auf  Grund  eines  nichtigen  oder 
anfechtbaren  obligatorischen  oder  dinglichen  Vertrages  gezahlt 
hat,  es  sei  denn,  daß  von  der  Gegenpartei  eine  arglistige 
Täuschung  (fraud)  verübt  worden  ist^ 

1  Valentiniv.  Canali,  (1889)  24  Q.  B.  D.  166;  Holmes  v.  Blogg,  (18 18)  2  Moo. 
552.  Es  ist  jedoch  zweifelhaft,  ob  diese  Regel  auch  dann  gilt,  wenn  der  Minder- 
jährige für  seine  Geldzahlung  tatsächlich  keine  Gegenleistung  empfangen  hat: 
Corpe  V.  Ov ertön,  (1833)  10  Bing  252. 

action  for  money  had  and  reeetved  z  Anm.  a        rnoney     paid     under     avoided    contraet    net 

arglistige  Täuschung  2  recaverable  i 

Ausnahme  von  der  Regel  3  no  consideratiffn  actually  enjoyed  by  the  miwr  3 

fraud  by  tht  otker  party  2  Penalty  3 

Konventionalstrafe  3  Unmöglichkeit  der  Gegenleistung  3 

I.  Schließt  ein  Minderjähriger  einen  nach  geltendem  Rechte 
nichtigen  oder  anfechtbaren  obligatorischen  Vertrag  (contract)  oder 
dinglichen  Vertrag  (conveyance;  s.  Erl  zu  §  52  sub  i),  und  zahlt  er 
auf  Grund  eines  solchen  Vertrages  eine  Geldsumme,  so  ist  er  grund- 
sätzlich nicht  berechtigt,  hinterher  unter  Berufimg  auf  die  Nichtigkeit 
des  Vertrages  oder  nach  Ausübung  des  Anfechtungsrechts  das  gezahlte 
Geld  zurückzuverlangen.  In  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Holmes 
versus  Blogg  aus  dem  Jahre  18 18,  mitgeteilt  im  zweiten  Bande  der 
von  John  Bayly  Moore  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued 
and  deterjtiined  in  the  Courts  of  Common  Pleas  and  Exchequer  Chamber^ 
S.  552—561,»)  sagt  Chief  Justice  Gibhs  (S.  558flg.):  „  Im  vorliegenden 


*)  Dieser  Rechtsfall  ist  auch  mitgeteilt  im  8.  Bande  der  von  William 
Pyle  T  a  II  n  t  o  n  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and  determined 
in  the  Court  of  Common  Pleas  and  other  Courts,  S.  5o8flg.,  und  im  19.  Bande 
(1895)  der  Revised  Reports,  S.  445flg. 
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Falle  handelt  es  sich  um  eine  Klage  auf  Rückerstattung  von  Geldern 
(an  acHon  for  money  had  and  recerved),'^)  Der  Kläger  (platntiß)  stützt 
seinen  Rückforderungsanspruch  auf  folgenden  Tatbestand:  Holmes, 
ein  Minderjähriger,  hatte  in  Gemeinschaft  mit  einem  gewissen  Taylor 
ein  Abkommen  mit  dem  Beklagten  (defendant)  getroffen,  das  Haus  des 
letzteren  zu  pachten  und  ihm  eine  gewisse  Geldsumme  als  Pachtzins 
zu  zahlen.  Ein  Teil  des  Geldes  wurde  sofort  bezahlt  und  für  den 
Rest  eine  Sicherheit  gegeben.  Tatsächlich  gehörte  das  gezahlte  Geld 
allein  dem  Holmes,  der  damals  noch  minderjährig  war.  Nach  er- 
reichter Volljährigkeit  focht  Holmes  die  Pacht  an;  ein  Recht,  das  ihm 
unbedingt  zustand.  Hierauf  strengte  er  unter  der  Begründung,  daß  er 
infolge  des  Fortfalls  der  Gegenleistung  (the  consideration  having  failed) 
einen  Rückforderungsanspruch  hätte,  diese  Klage  auf  Herausgabe  der 
an  den  Beklagten  gezahlten  Geldsumme  an.  £s  sind  uns  hier  eine 
große  Zahl  von  Rechtsausführungen  über  diese  Anfechtung  gemacht 
worden,  und  man  hat  diese  Anfechtung  als  die  Hauptstreitfrage  be- 
handelt. Indessen  eine  andere  Frage  erhebt  sich,  nämlich,  ob  unter 
der  Annahme  einer  erfolgten  gültigen  Anfechtung  der  Pacht  der  Kläger 
das  Geld,  welches  er  während  seiner  Minderjährigkeit  als  Pachtzins 
gezahlt  hat,  zurückfordern  könne.  Auch  ich  glaubte,  daß  das  von 
dem  Anwalt  des  Beklagten  vorgebrachte  Argument  sehr  viel  für  sich 
hätte:  daß  nämlich  das  gezahlte  Geld  nicht  als  das  alleinige  Geld  des 
Minderjährigen  betrachtet  werden  könnte,  sondern  daß  es  als  das  ge- 
meinschaftliche Geld  des  Minderjährigen  und  des  Taylor  angesehen 
werden  müßte;  und  daß  e^,  falls  es  als  ihr  gemeinschaftliches  Geld 
gezahlt  wurde,  eine  Geldsumme  darstellte,  welche  Holmes  zunächst 
in  die  offene  Erwerbsgesellschaft  (partnership)^)  Holmes  and  Taylor  ein- 
gezahlt hätte,  und  welche  dann  als  partnership'Ge\d  von  den  beiden 
partners  an  Blogg  hingegeben  worden  wäre.  Indessen  ich  bin  der 
weiteren  Ansicht,  daß  selbst  unter  der  Annahme,  daß  das  fragliche 
Geld  alleiniges  Eigentum  des  Minderjährigen  gewesen  sei,  der  letztere 
doch  keinen  Rückforderungsanspruch  besitzt.  Holmes  kann  un- 
zweifelhaft die  Pacht  anfechten,  er  kann  sich  der  Verpflichtung  einer 
ferneren  Pachtzahlung  entziehen,  er  kann  die  getroffenen  Abmachungen 
widerrufen ;  aber  das  ist  auch  alles,  wozu  er  berechtigt  ist.  Es  ist  ihm 
nicht  gestattet,  durch  eine  Beendigung  des  Pachtverhältnisses  irgend 
eine  Gegenleistung  zurückzufordern,  welche  er  für  die  Pacht  hingegeben 
hat.     Das  objektive  Recht  befähigt  ihn  zu  einem  solchen  Schritte  nicht. 


*)  Lord  Mansfield  nennt  in  dem  Rechtsstreite  Moses  versus  Mac- 
Urlan  ans  dem  Jahre  1760  (.2.  Bd.  der  King's  Bench  Reports  von  Sir  J  a  m  e  s 
Burro  w  ,  auf  S.  1012)  die  action  for  money  had  and  received  „eine  Art  von 
Billigkeitsklage"  (a  kind  of  equitable  action).  In  dem  Rechtsstreite  Phillips 
itrsus  London  School  Board  aus  dem  Jahre  1898  (2.  Band  der  Law  Reports 
von  1898  über  Entscheidungen  der  Queen* s  Bench  Division  etc.,  auf  S.  453) 
"5agt  Mr.  Justice  A.  L.  Smith,  daß  eine  action  for  money  had  and  received 
in  dem  Fall  gegeben  sei,  wo  der  Beklagte  Gelder,  die  nach  Recht  und  Billigkeit 
(in  justice  and  equity)  dem  Kläger  gehören,  unter  solchen  Umständen  empfangen 
habe,  daß  die  Annahme  der  Gelder  seitens  des  Beklagten  eine  Annahme  zum 
Nutzen  und  Besten  des  Klägers  (to  the  use  of  the  plaintiff)  darstelle. 

')  Über  partnership  s.  die  Erl.  zu  §  15  sub  I,  1  und  zu  §  53  sub  2  b. 


2-7  2  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

.  .  .  Diese  Klage  kann  nicht  aufrecht   erhalten   werden,   und   z^'ar  aus 
dem  Grunde,   weil   der  Minderjährige  nicht   berechtigt   ist,   das  Geld, 
nachdem   er   es   eigenhändig  (ivifA  his  mvn  hand)  gezahlt  hat,   zurück- 
zufordern." —  Der  in  der  Entscheidung  Holmes  versus  Blogg  aufgestellte 
Rechtsgrundsatz   hat   durch   das   Inkrafttreten   der   Infants'   Relief  Act 
von  1874  (s-  Erl-  zu  §  49  sub  2)  weder  eine  Abänderung,   noch  eine 
Einschränkung   erfahren.     In  dem   neueren  Rechtsfalle    Valentini  versus 
Canali  aus  dem  Jahre  1889,   mitgeteilt  in  den  Laiv  Reports  über  Cases 
determined  in  the  Queen' s  Bench  Dwision  etc.,  Bd.  24,  S.  166 — 167,  hatte 
der  Kläger  als  Minderjähriger  mit  dem  Beklagten  vereinbart,  der  Mieter 
eines   Hauses   zu   werden   und   für    die    daselbst    vorhandenen  Möbel 
(furmture)  eme  gewisse  Summe  feu  zahlen.     Valentini  bezahlte  einen 
Teil  dieser  Summe  an  Canali  in  bar  und  stellte  über  den  Restbetrag 
einen  Sola-  oder   eigenen  Wechsel  (a  promissory  note)   aus.     Nachdem 
Valentini  mehrere  Monate  das  Haus  bewohnt  und  die  Möbel  benutzt 
hatte,  focht  er  den  Vertrag  an  und  verlangte  Herausgabe  der  gezahlten 
Gelder  und    des  Solawechsels.     Es  kam  zur  Klage.     In  erster  Instanz 
entschied  der   Wookuich  County  Court,  daß  der  Vertrag  infolge  der  An- 
fechtung hinfällig  geworden  wäre,   und   verfügte  eine  Vernichtung  der 
von  Valentini   ausgestellten  promissory   note,   wies   dagegen  die  Klage 
auf  Herausgabe  der  schon  in  bar  gezahlten  Gelder  ab.     Gegen  dieses 
Urteil   legte  Valentini  Berufung   bei   der    Queens  Bench  Division  des 
High  Court  ein.     Auch  das  Berufungsgericht  erkannte,  daß  der  Kläger 
nicht  berechtigt  wäre,   das   von   ihm   an   den  Beklagten   gezahlte  Geld 
zurückzufordern.       In     dem    Urteile     des    Lord    Chief  Justice,     Lord 
Coleridge  heißt  es:    „Meiner  Ansicht  nach  muß  diese  Berufung  ver- 
worfen werden  (this  appeal  should  be  dismissed).     Der  Kläger,  ein  Minder- 
jähriger,   verpflichtete   sich   auf  Gnmd   des   vorliegenden   und   für  ihn 
günstigen  Vertrages,  an  den  Beklagten   eine  Summe  Geldes  zu  zahlen. 
Plr  zahlte  dem  Beklagten  einen  Teil  dieser  Summe  und  gab  über  den 
Restbetrag  einen  Solawechsel.     Der  Richter  der  Vorinstanz  überzeugte 
sich,   daß   der   Kläger    zur   Zeit   des   Vertragsabschlusses   ein   Minder- 
jähriger  war,   und    fällte  dementsprechend  seine  Entscheidung  im  Ein- 
klänge mit  den  Vorschriften  des  objektiven  Rechts:   d.  h.  er  hob  den 
Vertrag   auf   und   verfügte   eine  Vernichtung  des  Solawechsels.   —  Es 
wird  nun  jetzt  behauptet,    daß  außer  dieser  Rechtshilfe   (in  addition  to 
this  relief)  der  Kläger  einen  Anspruch  auf  den  Erlaß  einer  gerichtlichen 
Verfügimg  (order)  an  den  Beklagten  hätte,   das   an    den   letzteren  auf 
Grund    des    für    nichtig    erklärten   Vertrages   gezahlte   Geld   zurückzu- 
erstatten.    Un  zwei  fei  halft   sind   die  Worte   des  §  i    der  Infants'  Relief 
Act  von  1874  in  bestimmter  und  ganz   allgemeiner  Form   gefaßt.     In- 
dessen bedürfen  diese  Worte  einer  verständigen  Auslegung  (a  reasonahle 
construction).     Die  von  dem  Anwalt  des  Klägers  behauptete  Ausl^;unir 
würde    eine   Verletzung  der  natürlichen   Gerechtigkeit   (a  violation  of 
natural  justice)  in  sich  schließen.     Wenn  ein  Minderjähriger  für  irgend 
einen  Gegenstand  Zahlung  geleistet  und  denselben  ver-  oder  gebraucht 
(cansumed  or  used)  hat,  so  würde  es  im  Widerspruche  mit  der  natürlichen 
Gerechtigkeit  stehen,  wenn  er  das  gezahlte  Geld  zurückverlangen  dürfte. 
Im    vorliegenden   Falle   hatte    der    minderjährige   Kläger,    welcher   die 
Rückgabe  der  von  ihm  an  den  Beklagten  gezahlten  Geldsumme  forderte, 
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die  Benutzung  einer  Anzahl  von  Möbeln  für  einige  Monate  gehabt 
Er  konnte  nicht  diesen  genossenen  Vorteil  zurückerstatten,  auch  nicht 
den  Beklagten  in  diejenige  Lage  zurückversetzen,  in  welcher  derselbe 
sich  vor  Abschluß  des  Vertrages  befand.  Der  Zweck  des  erwähnten 
Parlamentsgesetzes  ist  anscheinend  gewesen,  das  gemeine  Recht  be- 
treffend den  Schutz  von  Minderjährigen,  welches  angeblich  durch 
richterliche  Entscheidungen  verschiedene  Einschränkungen  erfahren 
hatte,  wieder  herzustellen.  Der  Gesetzgeber  hat  dagegen  niemals  be- 
absichtigt, Vorschriften  zu  erlassen,  welche  eine  grausame  Ungerechtigkeit 
(a  cruel  injusüce)  sanktionieren  würden.  Der  Beklagte  konnte  daher 
nicht  (von  dem  Richter  der  Vorinstanz)  angewiesen  werden,  das  ihm 
von  dem  Kläger  gezahlte  Geld  zurückzuerstatten,  und  die  Entscheidung, 
gegen  welche  hier  Berufung  eingelegt   wird,   ist   eine  richtige  (right).'^ 

2.  Die  im  §  54  aufgestellte  Rechtsregel  gilt  nur  —  wie  der  eng- 
lische Wortlaut  besagt  —  „in  the  absence  of  fraud  by  the  other  party^j 
d.  h.  nur  dann,  wenn  die  Gegenpartei  sich  keiner  arglistigen 
Täuschung  (fraud)  schuldig  gemacht  hat.  Über  die  Bedeutung  des 
Ausdruckes  jyfraudf'^  s.  die  Erl.  zu  §  81.  Diese  Einschränkung  der 
Regel  stellt  keine  besondere  Eigentümlichkeit  eines  von  einem  Minder- 
jährigen eingegangenen  Vertrages  und  keine  zu  Gunsten  von  Minder- 
jährigen getroffene  Anordnung  dar,  sondern  ist  vielmehr  eine  Ein- 
schränkung, welche  für  jeden  Vertrag  gilt,  gleichgültig  ob  eine  der 
Vertragsparteien  minderjährig  ist  oder  nicht.  Wird  jemand  durch  eine 
von  der  Gegenpartei  verübte  arglistige  Täuschung  verleitet,  einen 
Vertrag  zu  schließen,  so  kann  er  nach  freier  Wahl  (at  his  Option) 
binnen  angemessener  Frist  nach  Entdeckung  der  Täuschung  den  Ver- 
trag auflösen  (rescind)  und  verlangen,  soweit  als  möglich,  in  diejenige 
Lage  zurückversetzt  zu  werden,  in  welcher  er  sich  vor  Abschluß  des 
Vertrages  befunden  hat.  Vgl.  z.  B.  Sir  Frederick  Pollock,  Frinäples 
of  contractu  7.  Aufl.,  S.  577,  und  Joseph  Chitty,  A  Treaiise  on  the 
Lern  of  ContractSj  14.  Aufl.,  S.  64 — 66.  Hat  also  ein  Minderjähriger  auf 
Grund  eines  Vertrages  Gelder  gezahlt,  und  ist  er  zum  Abschlüsse  des  Ver- 
trages durch  eine  von  der  Gegenpartei  begangene  fraud  verleitet  worden, 
so  steht  ihm  zwar  das  Recht  auf  Rückerstattung  der  gezahlten  Gelder  zu, 
aber  niclit,  weil  er  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  bezw.  der  Zahlung 
minderjährig  gewesen  ist,  sondern  einzig  und  allein,  weil  die  Gegenpartei 
sich  einer  arglistigen  Täuschung  schuldig  gemacht  Jiat.  Es  liegt  also  keine 
Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel  vor,  daß  der  Minderjährige  nicht 
berechtigt  sei,  solche  Gelder  zurückzufordern,  welche  er  auf  Grund  eines 
nichtigen  oder  anfechtbaren  Vertrages  gezahlt  hat,  sondern  lediglich  das 
Dazwischentreten  eines  Grundes,  der  völlig  unabhängig  von  dem  Lebens- 
alter des  Zahlenden  einen  Rückforderungsanspruch  erzeugt. 

3.  Eine  Streitfrage  besteht,  ob  die  Regel  des  §  54  auch  dann 
Anwendung  findet,  wenn  der  Minderjährige  keine  Gegenleistung  für 
seine  Geldzahlung  empfangen  hat.  In  der  dem  Texte  des  §  54  von 
den  Verfassern  der  Kodifikation  beigefügten  Anmerkung  wircl  auf 
diese  Streitfrage  mit  folgenden  Worten  hingewiesen :  jyBut  it  is  doubtful 
"tvheiher  this  rule  applies  where  there  has  been  no  consideration  adually 
enjoyed  by  the  minor  in  retum  for  the  payment'^.  In  dem  Rechtsstreite 
Drury  versus  Drury^  auch  Lord  Buckinghamshire  versus  Drury  genannt, 

G.  Schirrmeister,  Bürgerl.  Recht  Englands.    1.  iS 
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aus   dem  Jahre    1761  (vgl.  Eden 's   CJiancery  Reports  aus  den  Jahren 
1757  bis  1767,  Bd.  2  auf  S.  "ji)  sah  sich  Lord  Mansfield  zu  folgen- 
dem dictum   (s.   Erl.  zu  §  19  sub  5,  Anm.  i)   veranlaßt:    „^f  an  infant 
pay  maney  with  his  own   handy   without  a  valuabU  consideration  for  it^ 
he  cann4>t  get  it  back  again.^^     (Wenn   ein  Minderjähriger,   ohne  eine 
geldwerte   Gegenleistung    zu    empfangen,    Geld   zahlt,    so    kann  er  es 
nicht    zurückerhalten.)     Dieses    dictum    wurde    von    dem    Chief  JusHct 
Gibbs  in  der  Entscheidung  des   Falles   Holmes  versus  Blogg  aus  dem 
Jahre  18 18  (s.  oben  Erl.  sub  i)  beistimmend  zitiert.     In  dem  Rechts- 
falle   Wilson   versus   Kearse   aus    dem  Jahre    1800    (vgl.  Peake's  Ad- 
ditional  Cases^  auf  S.  196)  entschied  Lord  Kenyon,   daß  ein  Minder- 
jähriger ein  Depot  (deposit)^  welches  er  auf  Grund  eines  obligatorischen 
Vertrages    über    den   Kauf   eines   Warenlagers    hinterlegt    hatte,   nicht 
zurückfordern  könnte,  obgleich  der  Minderjährige  den  Vertrag  vor  der 
dinglichen    Übertragung   (d.  h.    ehe   er   eine   Gegenleistung  empfangen 
hatte)  rechtswirksam  zurückgewiesen  hatte.     Aus   diesen  Quelleostellen 
ergibt    sich,    daß    ein    Minderjähriger    selbst    dann    nicht    die    Rück- 
erstattung der   von  ihm   auf  Grund  eines  nichtigen  oder  anfechtbaren 
Vertrages  gezahlten   Gelder   verlangen   kann,   wenn  er   keine   Vorteile 
aus    dem    Vertrage   gezogen    hat.     Indes.sen    in    den  englischen   Ent- 
scheidungssammlungen finden  sich  zwei  Urteile,   welche  den  entgegen- 
gesetzten Standpunkt  vertreten :  Die  Entscheidung  Corpe  versus  Overton 
aus  dem  Jahre  1 853  und  die  Entscheidung  in  Hamilton  versus  Vaughan- 
Sherrin  Cotnpany  aus  dem  Jahre  1894.     Auf  ersteren  Rechtsfall  venÄ-eist 
die  Anmerkung  zu  dem  Texte  des  §  54,   während  der  zweite  Rechts- 
streit in  Anmerkung  2  zu  der  Vorschrift  des  §  52  von  den  Verfassern 
der    Kodifikation    erwähnt    wird.     Die    Entscheidung    in    Corpe   versus 
Overton  ist   mitgeteilt   im    10.  Bande   der   von   Peregrine  Bingham 
herausgegebenen    Reports  of  Cases  argued  and  dctermined  in  the  Court 
of  Common    Pleas  and  other  CourtSy  S.  252 — 259,  sowie  im  38.  Bande 
(1898)   der  Revised  Reports,  S.  422 — 428.     Es  handelte  sich  in  diesem 
Falle    um   eine   actiofi  for  money  had  and  received  (s.  oben  Erl.  sub  i, 
Anm.  2).     Der    Kläger    Corpe   hatte   als    Minderjähriger  einen  Anteil 
(share)   an   dem   Handelsgeschäfte   (trade)   des   Beklagten  Overton  ge- 
kauft und    bei   Abschluß    des   obligatorischen   Vertrages    eine   gewisse 
Summe   angezahlt,    welche  nach   den   Vertragsbestimmungen  als  Kon- 
ventionalstrafe   (penalty)    verfallen    sollte,    falls    Corpe    die    vereinbarte 
partners/iip  mit  Overton  zurückweisen  würde.     Letzteres  geschah,  bevor 
Corpe    irgend    einen    Vorteil    aus    dem    Abkommen    gezogen     hatte. 
Overton  verweigerte  auf  Grund  der  Vertragsbestimmungen  die  Heraus- 
gabe  der  Anzahlungssumme.     In   dem   angestrengten   Prozesse  wurde 
erkannt,  daß  Corpe  berechtigt  wäre,    das  von  ihm  auf  Grund  des  an- 
gefochtenen   Vertrages    gezahlte    Geld    zurückzuverlangen.     In    seinen 
Rechtsausführungen   bemerkt  CMef  Justice   Tindal:    „Nach  dem    alten 
Gemeinen  Rechte  (according  to  the  old  law),  wie  es  sich  in  Coke  upon 
Littleton   [s.  Erl.  zu  §3,   sub  II,   Anm.  11]   zyxi  folio    172  a   dargestellt 
findet,*)  ist  ein  Minderjähriger  nicht  an  irgend  eine  mit  einem  Vertrage 


*)  Die  Stelle  aus  Coke  upon  Littleton,  auf  welche  im  obigen  Rechtsfalle 
Chief  Justice  Tindal  verweist,  hat  folgenden  Wortlaut:    ^/  he  /d.  h.  der 
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verknüpfte  Konventionalstrafe  gebunden ;  und  seine  eingegangene  Ver- 
pflichtung, eine  solche  Strafe  zu  zahlen,  ist  selbst  dann  absolut  nichtig, 
wenn  es  sich  um  einen  Vertrag  für  «^r^i-j^zr/Vx  handelt.*)  Was  stellt  nun  im 
vorliegenden  Falle  die  geschehene  Zahlung  in  Wahrheit  anderes  dar  als 
(He  Aushändigung  einer  Geldsumme,  welche  als  Konventionalstrafe 
dienen  soll?  Der  Rechtsgrundsatz,  welcher  einen  Minderjährigen  von 
der  Zahlung  einer  Konventionalstrafe  befreit,  muß  sich  in  gleicher 
Weise  auf  eine  im  voraus  schon  eingetriebene  Konventionalstrafe,  wie 
auf  eine  Strafe  erstrecken,  welche  erst  im  Falle  der  Nichterfüllung 
einer  Vertragsbedingung  zu  zahlen  ist."  In  der  gleichen  Entscheidung 
sagt  Mr.  Justice  Bosanquet:  „Es  gilt  eine  allgemeine  Rechtsregel,  daß 
mit  dem  völligen  Unmöglichwerden  der  Gegenleistung  (upon  an  entire 
failure  of  consideration)  eine  Partei  berechtigt  ist,  das  schon  gezahlte 
Geld  zurückzuverlangen.  Es  kann  unmöglich  behauptet  werden,  daß 
in  dieser  Hinsicht  ein  Minderjähriger  sich  in  einer  ungünstigeren  Rechts- 
lage befinde,  als  alle  übrigen  Personen.  Im  vorliegenden  Falle  hat 
der  Minderjährige  keinen  Vorteil  irgend  welcher  Art  aus  dem  Vertrage 
gezogen,  und  die  Gegenleistung  aus  diesem  Vertrage  ist  vollständig 
unmöglich  geworden."  —  In  dem  oben  erwähnten  zweiten  Rechtsfalle 
aus  dem  Jahre  1894,  Hamilton  versus  Vaughan-Sherrin  Company  (s.  Erl. 
zu  §  52  sub  3d),  wurde  erkannt,  daß  ein  Minderjähriger  berechtigt 
wäre,  die  Gelder,  welche  er  auf  Grund  eines  von  ihm  hinterher  wider- 
rufenen Kaufes  von  Aktien  gezahlt  hatte,  zurückzufordern,  wofern  er 
aus  dem  fraglichen  contract  to  take  shares  keinen  Vorteil  gezogen  hätte.  •) 
—  Meines  Erachtens  muß  auf  Grund  dieser  beiden  letzten  Ent- 
scheidungen angenommen  werden,  daß  das  heutige  englische  Recht 
tatsächlich  eine  Ausnahme  zu  dem  im  §  54  enthaltenen  Rechtsgrund- 
satze kennt,  nämlich  in  dem  Falle,  ^w/iere  there  hos  been  no  consideration 
actually  enjoyed  by  the  minor  in  retum  for  the  payment:*^  Diesen  Stand- 
punkt vertreten  auch  Sir  Frederick  Pollock  und  Sir  William 
Anson  (s.  Erl.  zu  §  52  sub  ßd).  Der  erstgenannte  Rechtsgelehrte 
sagt  in  seinem  Prindples  of  Contract j  7.  Aufl.,  S.  61,  Anm.  (1):  jyBut 
if  the  infant  hos  recetved  no  consideration  at  all,  he  can  recover,  (Wenn 
jedoch  der  Minderjährige  überhaupt  keine  Gegenleistung  empfangen 
hat,  so  kann  er  das  gezahlte  Geld  zurückverlangen.)" 

Minderjährige]  bind  himself  in  an  Obligation  or  other  writing  with  a  penalty 
for  the  payment  of  any  of  these  [d.  h.  für  die  Bezahlung  von  irgendwelchen 
neces^arieif,  that  Obligation  shall  not  bind  him." 

*)  d.  h.  wenn  es  sich  um  einen  ab  initio  bindenden  und  unanfechtbaren 
Vertrag  bandelt.     Über  necessaries  s.  die  Erl.  zu   §  50. 

•)  In  dem  nordamerikanischen  Rechtsstreite  Johnson  versus  Northwestern 
etc.  Insurance  Company,  mitgeteilt  im  26.  Bande  der  Lawyers'  Reports  A  nnota- 
ted,  S.  187  flg.,  hatte  ein  Minderjähriger  von  17  Jahren  einen  Versicherungs- 
vertrag abgeschlossen  und  während  seiner  Minderjährigkeit  die  fälligen 
Prämien  an  die  Versicherungsgesellschaft  gezahlt.  I7nmittelbar  nach  erlangter 
Volljährigkeit  widerrief  er  den  Vertrag,  bot  die  Rückgabe  der  Versicherungs- 
police an  und  verlangte  Rückerstattung  der  von  ihm  geleisteten  Zahlungen.  Es 
wurde  erkannt,  daß  die  Versicherungsgesellschaft  die  von  dem  Minderjährigen 
gezahlten  Gelder  zurückzuerstatten  hätte,  weil  der  Minderjährige  bis  zur 
CTfelgten  Anfechtung  keine  Vorteile  aus  dem  Vertrage  gezogen  hätte,  und 
wei  durch  die  Anfechtung  irgendeine  Gegenleistung  unmöglich  geworden  wäre. 

j8* 
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§   55. 

Hat  ein  Minderjähriger  zur  Bezahlung  von  necessaries^  oder 
zum  Erwerbe  von  lehnrechtlichen  Vermögensstücken  (real 
properiy)  mittelst  eines  von  ihm  nicht  zurückgewiesenen  ding- 
lichen Vertrages  (conve/ance)*  Geld,  welches  er  eigens  zu 
diesem  Zwecke  sich  geliehen  hat,  tatsächlich  verausgabt,  so 
ist  der  Darlehnsgeber  berechtigt,  an  Stelle  derjenigen  Person 
zu  stehen,  an  welche  der  Minderjährige  das  geliehene  Geld 
tatsächlich  gezahlt  hat  Eine  von  einem  Minderjährigen  für 
necessaries  in  Zahlung  gegebene  negotiable  Sicherheit  (negoiiabk 
Instrument)  ist  jedoch  nichtig  (void),^ 

1  Earle  v.  Peale,  (1712)  i  Salk.  387;  Marlow  v.  Pitfield  (1719)  i  P.  W.  558. 

*  Thurstan  v.  Nottingham  Building  Sog.    1902.      i   Ch.    i. 

*  Ex  parte  Margrett,    1891.      i.  Q.  B.  413. 
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Darlehn  zur  Bezahlung  von  necessaries  2  Rückforderungsanspruch  des  Darlehnsgebers  i 

Darlehn  zur  Bezahlung  von  real  property  3  Wechselakzept  eines  Minderjährigen  4 

1.  Nach  §  I  der  Infants*  Relief  Act  von  1874  (s.  Erl.  zu  §  49 
sub  2)  ist  jeder  obligatorische  Vertrag,  welchen  ein  Minderjähriger 
über  die  Rückzahlung  von  geliehenen  oder  zu  leihenden  Geldern  ge- 
schlossen hat,  absolut  nichtig  und  gewährt  dem  Darlehnsgeber  keinen 
Anspruch  auf  Wiedererlangung  der  Darlehnssumme.  Von  dieser  R^el 
besteht  jedoch,  wie  der  erste  Satz  des  obigen  §  55  im  englischen 
Wortlaute  besagt,  folgende  Ausnahme :  ,jlf  money,  borrowed  by  a  minor 
for  mch  purpose^  have  beeti  actually  expended  by  him  in  payment  for 
necessaries,  or  in  acquiring  real  property  by  a  conveyance  which  he  hos 
not  repudiatedy  the  person  Unding  the  vioney  will  be  cntitled  to  stand  in 
the  place  of  the  person  to  whom  the  motiey  has  actually  been  paid.^*  Hat 
sonach  ein  Minderjähriger  sich  Geld  zu  dem  ausdrücklichen  Zwecke 
geliehen,  dieses  Geld  zur  Bezahlung  von  necessaries  (s.  Erl.  zu  §  50)  oder 
zur  Bezahlung  von  lehnrechtlichen  Vermögensgegenständen  (real property ; 
s.  Erl.  zu  §  37),  welche  er  durch  einen  nicht  von  ihm  angefochtenen  ding- 
lichen Vertrag  (conveyance,  s.  Erl.  zu  §  52  sub  i)  erworben  hat,  zu  ver- 
wenden, und  hat  der  Minderjährige  das  geliehene  Geld  tatsächlich  zu 
einer  solchen  Zahlung  benutzt  und  nicht  für  andere  Dinge  ver- 
ausgabt, so  besitzt  der  Darlehnsgeber  trotz  der  im  §  i  des  genannten  Ge- 
setzes von  1874  enthaltenen  Vorschrift  ein  Rückforderungsrecht.  In  einem 
solchen  Falle  gilt  nämlich  die  Fiktion,  daß  der  Darlehnsgeber  selber  dem 
Minderjährigen  die  mit  dem  geliehenen  Gelde  bezahlten  necessaries  bezw. 
lehnrechtlichen  Vermögensgegen stände  geliefert  habe.  Es  tritt  also  der 
Darlehnsgeber  an  die  Stelle  des  befriedigten  Verkäufers. 

2.  Diese  Ausnahme  von  der  Regel  des  §  i  der  Infanti  Relief  Act 
beruht  nicht  auf  irgend  einer  Vorschrift  des  Gemeinen  Rechts  oder 
des  Gesetzesrechts,  sondern  ist  durch  das  Billigkeitsrecht  (Equity)  auf- 
gestellt und  zur  Anerkennung  gelangt.  In  Joseph  Chitty's  Tteatise  on 
the   Law    of  Contracts,    14.  Aufl.    [1904],    heißt    es   auf  S.  155 — 156: 
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„Weder  nach  common  lawj  noch  auf  Grund  der  Infanti  Relief  Act  von 
1874  (3y  and  38  Vict,  c.  62)  haftet  ein  Minderjähriger  für  geliehenes 
Geld,  selbst  wenn  das  Geld  von  ihm  zur  Bezahlung  von  necessaries 
verbraucht  wird.  Wenn  aber  die  einem  Minderjährigen  vorgeschossenen 
Gelder  von  demselben  für  necessaries  oder  zur  Bezahlung  von  Schulden, 
welche  er  behufs  Anschaffung  von  necessaries  gemacht  hat,  verausgabt 
worden  sind,  so  wird  ein  Billigkeitsgericht  (a  Court  of  Equity)  eine 
Rückzahlung  an  den  Darlehnsgeber  (lender)  unter  der  Begründung 
verfügen,  daß  der  Darlehnsgeber  an  die  Stelle  des  Gläubigers  tritt, 
dessen  Anspruch  aus  der  Lieferung  von  necessaries  [mit  dem  geliehenen 
Gelde]  befriedigt  worden  ist."  —  Nach  Gemeinem  Recht  gilt  nur  der 
Satz,  daß  jemand,  der  für  einen  Minderjährigen  auf  dessen  Ersuchen 
necessaries  gekauft  hat,  berechtigt  sei,  gegen  den  Minderjährigen  auf 
Rückerstattung  des  zu  seinem  Nutzen  und  Besten  verausgabten  Geldes 
(money  paid  to  his  use)  zu  klagen.  Dieser  gemeinrechtliche  Satz  ist  in 
der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Earle  versus  Peale  aus  dem  Jahre 
171 2  (mitgeteilt  im  i.  Bande  der  Salkeld'schen  Reports,^)  S.  386 — 387) 
zum  Ausdrucke  gebracht.  Es  sagt  daselbst  Chief  Justice  Parker: 
„Wir  haben  hier  lediglich  zu  entscheiden,  ob  das  fragliche  Geld  dem 
Minderjährigen  zur  Anschaffimg  von  necessaries  geliehen  worden  ist, 
dagegen  nicht,  ob  es  in  necessaries  angelegt  ist.  Es  mag  für  necessaries 
geliehen,  aber  in  einer  Kneipe  angelegt  und  verausgabt  sein.  Eine 
verheiratete  Frau  kann  necessaries  kaufen  und  ihre  Rechtshandlung  soll 
den  Ehemann  verpflichten;  aber  sie  kann  nicht  Geld  borgen,  um  es 
für  necessaries  auszugeben.  Das  Gleiche  gilt  von  einem  Minderjährigen; 
er  mag  necessaries  kaufen,  aber  er  kann  nicht  zum  Zwecke  eines 
solchen  Kaufs  sich  Geld  borgen,  denn  die  Möglichkeit  liegt  vor,  daß 
er  das  Geld  in  unrichtiger  Weise  verwendet.  Aus  diesem  Grunde 
schenkt  das  Gemeine  Recht  dem  Minderjährigen  nur  auf  Gefahr  des 
Darlehnsgebers  Vertrauen,  welcher  für  den  Minderjährigen  das  Geld 
in  necessaries  anlegen,  oder  doch  veranlassen  muß,  daß  es  in  necessaries 
angelegt  werde.  In  einem  solchen  Falle  gilt  dann,  daß  der  Darlehns- 
geber selber  den  Minderjährigen  mit  necessaries  versehen  und  so  und 
soviel   Geld  in  necessaries  für  den  Minderjährigen  angelegt  habe."*j  — 

*)  Der  volle  Titel  dieser  Entscheidungssammlung  lautet:  William 
S  a  1  k  e  1  d.  Repov  s  of  Cases  adjudged  in  thc  Court  of  King's  Betich;  with  some 
special  Cases  in  the  Courts  of  Chancery,  Common  Pleas,  and  Excheqtier  from  the 
first  year  of  King  William  and  Queen  Mary  to  the  tenth  year  of  Queen  Anne 
(d.  h.  von  1689  bis  1712).  —  Der  Rechtsfall  Earle  versus  Peale  findet  sich  auch 
mitgeteilt  in  den  Modern  Reports  ^1669 — 1732),  Bd.  X.  S.  67. 

*)  „Thal  which  isput  in  issue,  is  only,  whether  this  money  was  lent  the  infant 
for  necessaries,  not  whether  it  was  laid  out  in  necessaries.  It  may  be  borrowed 
for  necessaries,  but  laid  out  and  spent  at  a  tavern:  A  ferne  covert  may  buy  neces- 
saries, and  her  act  shall  makethe  husband  chargeable;  but  shc  cannot  borrow  money 
to  lay  out  for  necessaries.  So  it  is  of  an  infant;  he  may  buy  necessaries,  but  he 
cannot  borrow  money  to  buy;  for  he  may  misapply  the  money,  and  iherefore  the 
law  will  not  trttst  kirn,  but  at  the  peril  of  the  lender,  who  must  lay  it  out  for  hini, 
or  See  it  laid  out,  and  then  'tis  his  providin^,  and  his  layint^  out  so  much  money  for 
necessaries  for  him.^^  —  Ich  verweise  auch  auf  die  Entscheidungen  in  Darby 
versus  Boucher  aus  dem  Jahre  1694  (vgl.  S  a  I  k  e  1  d  '  s  Reports,  Bd.  i,  S.  279) 
und  in  Ellis  versus  Ellis  aus  dem  Jahre  1698  (vgl.  Modern  Reports,  Bd.  5.  S.  ^(^^). 
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Die  in  der  Entscheidung  Earle  versus  Peak  enthaltene  gemeinrechtliche 
Regel  hat  durch  den  High  Court  of  Chancery  in  dem  Rechtsfalle 
Marlow  versus  Pitfield  aus  dem  Jahre  17 19  diejenige  Erweiterung 
bezüglich  eines  Darlehns  zur  Anschaffung  bezw.  Bezahlung  von 
necessaries  erfahren,  welche  der  erste  Satz  des  §  55  zum  Ausdrucke 
bringt.')  Der  genannte  Rechtsfall  ist  mitgeteilt  im  i.  Bande  der  von 
William  Peere  Williams  h erausgegebenen  Reports  of  Cases  argued 
and  determined  in  the  High  Court  of  Chancery  and  of  some  special  casa 
adjudged  in  the  Court  of  Kings  Benchj  S.  558 — 560.  Pitfield,  ein 
Minderjähriger,  hatte  sich  Gelder  geliehen  und  mit  denselben  einige 
necessaries  gekauft.  Kurz  nach  erlangter  Volljährigkeit  errichtete  er  ein 
Testament,  in  welchem  er  sein  lehnrechtliches  Vermögen  (real  cstati) 
auf  Treuhänder  (trustees)  zur  Bezahlung  seiner  Schulden  nebst  Zinsen 
übertrug.  Nach  dem  Tode  des  Testators  erhob  sich  die  Streitfrage, 
ob  die  dem  Pitfield  während  seiner  Minderjährigkeit  zum  Ankauf  von 
necessaries  vorgeschossenen  Gelder  unter  die  Treuhandsverfugung 
(within  tlie  trust)  fielen.  Der  Master  of  the  Rolls  bejahte  die  Frage 
und  begründet  seinen  Standpunkt  folgendermaßen:  „Es  besagt  zw-ar 
das  Gemeine  Recht,  daß  in  dem  Falle,  wo  jemand  einem  Minder- 
jährigen tatsächlich  Gelder  vorschießt,  auch  wenn  dieselben  zur  Be- 
zahlung von  necessaries  dienen  sollen,  der  Minderjährige  nicht  für  die 
Rückzahlung  hafte,  da  ja  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen  sei,  daß 
der  Minderjährige  in  einem  solchen  Falle  das  Geld  vergeude  und  in 
unrichtiger  Weise  verwende.  .  .  .  Indessen  nach  Billigkeitsrecht  ist  die 
Rechtslage  eine  andere.  Denn,  wenn  jemand  einem  Minderjährigen 
Geld  leiht,  um  damit  eine  Schuld  für  necessaries  zu  b^leichen,  und 
wenn  infolgedessen  der  Minderjährige  die  fragliche  Schuld  bezahlt,  so 
muß  der  letztere,  auch  wenn  er  nach  Gemeinem  Rechte  nicht  haften 
mag,  nichtsdestoweniger  nach  Billigkeitsrecht  auf  Rückzahlung  belangt 
werden  können.  Denn  in  diesem  Falle  steht  der  Darlehnsgeber  an 
Stelle  derjenigen  Person,  an  welche  von  dem  Minderjährigen  die  ge- 
liehenen Gelder  gezahlt  worden  sind,  d.  h.  an  Stelle  des  Gläubigers 
für  necessaries  und  darf  nach  Billigkeitsrecht  eine  Rückzahlung  in  der- 
selben Weise  verlangen,  wie  der  andere  [d.  h.  der  Gläubiger  für  necessaries] 
hätte  eine  Bezahlung  nach  Gemeinem  Rechte  verlangen  können."*) 

3.  Den   in  der  Entscheidung  des  Prozesses  Marlow  versus  Pitfield 
enthaltenen  Grundsatz   des  englischen  Billigkeitsrechts  hat  die  neueste 


^)  Die  Ausdehnung  der  Regel  auch  auf  ein  Darlehen  zum  Zwecke  des 
Ervverbs  von  real  propcrty  ist  erst  durch  die  neueste  Rechtsprechung  erfolgt; 
s.  Eri.  sub.  3. 

^)  „Though  the  law  be,  that  if  one  actually  lend  money  toaninfant,  even  to  pay 
for  necessaries^  yet  as  the  Infant  in  such  case  may  waste  and  misapply  it,  he  is 
therefore  not  liable.  .  .  .  (Der  Master  of  the  Rolls  verweist  hier  auf  einen  Gerichts- 
beschluß, der  sich  in  Salkeld's  Reports  Bd.  I,  S.  279,  vorfindet.  Gemeint 
ist  die  Entscheidung  in  Darby  versus  Boucher,  s.  oben  Anm.  2  a.  E.)  .  .  .  It 
is  howcver  otherwise  in  equity;  for  if  one  lends  money  to  an  infantto  pay  a  debt  for 
necessaries,  and  in  consequence  thereof  the  infant  does  pay  the  debt,  here  aUhough 
he  may  not  be  liable  at  laWy  he  must  nevertheless  be  so  in  equity;  because  in  this 
case  the  lender  of  the  money  Stands  in  the  place  of  the  person  paid,  viz.  the  creditor 
for  neccisaries,  and  shall  recovcr  in  equity^  as  the  other  should  have  done  at  law."" 
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Rechtsprechung  auch  auf  den  Fall  ausgedehnt,  wo  ein  Minderjähriger 
lehnrechtliche  Vermögensgegenstände  (real  property)  mit  eigens  hierzu 
geliehenen  Geldern  durch  dinglichen  Vertrag  (by  conveyance)  erwirbt. 
Grundlegend  ist  die  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  vom  Dezember 
igoi  in  dem  Rechtsstreite  Thurstan  versus  Nottingham  Permanent 
Benefit  Building  Society j  mitgeteilt  in  den  Law  Reports  von  1902  über 
Cases  determined  in  the  Chancery  Division  etc^  Bd.  I,  S.  i — 14.*)  Eine 
Minderjährige,  Mrs.  Thurstan,  welche  Mitglied  der  beklagten  Building 
Society  war,  hatte  ein  Grundstück  gekauft  und  den  Kaufpreis,  sowie  die 
Kosten  für  die  dingliche  Übertragung  (conveyance)  des  Gnmdstückes 
mit  Geldern  bezalilt,  die  ihr  zum  Teil  von  der  Building  Society  hierzu 
vorgeschossen  waren.  Nach  erreichter  Volljährigkeit  focht  die  junge 
Dame  den  gemäß  §  52  anfechtbaren  dinglichen  Vertrag  (conveyance) 
über  den  Grundstückskauf  nicht  an,  bestätigte  im  Gegenteil  denselben 
ausdrücklich,  bestritt  aber,  unter  Hinweis  auf  ihre  Minderjährigkeit,  zut 
Zeit  der  Darlehnsgewährung,  ihre  Verpflichtung,  die  ihr  für  den  An- 
kauf des  Grundstückes  von  der  Building  Society  vorgeschossenen  und 
auch  hierfür  verausgabten  Gelder  zurückzuerstatten.  In  dem  Urteile 
des  Lord  Justice  Vaughan  Williams  heißt  es:  „Es  ist  wahr,  daß  die 
Building  Society  selber  nicht  die  Verkäuferin  war ;  jedoch,  da  mit  ihrem 
Gelde  der  wirkliche  Verkäufer  befriedigt  worden  ist,  so  steht  die 
Society  dem  Käufer  gegenüber  an  Stelle  des  (befriedigten)  Verkäufers," 
4.  Der  zweite  Satz  des  §  55  besagt:  „but  a  negotiable  Instrument 
^rcen  by  a  minor  in  payment  for  necessaries,  is  void,^  Über  die  Be- 
deutung des  Ausdruckes  „negotiable  instrumenta^  s.  die  Erl.  zu  §  41  sub 
5  c,  In  Betracht  kommen  hier  nur  der  gezogene  Wechsel  (oder  die 
Tratte  =  bill  of  exchange)  und  der  eigene  oder  Solawechsel  ('=  promissory 
mte).^)     Sir  Frederick  Pollock,  Principles  of  Contractu  7.  Aufl.,  S.  74, 


*)  Über  die  das  Urteil  des  Court  of  Appeal  bestätigende  Entscheidung  des 
Hmtse  of  Lords  in  demselben  Rechtsstreite  s.  die  Erl.  zu  §  49  sub  2,  Anm.  9. 

V  Die  wichtigsten  Regeln  des  geltenden  englischen  Wechselrechts 
finden  sich  in  der  Bills  of  Exchange  Act  vom  18.  August  1882  (45  and  46  Vict. 
c.  61 )  niedergelegt.  Der  volle  Titel  dieses  Parlamentsgesetzes  lautet :  „A  n  Art  to 
codify  the  Law  relating  to  Bills  of  Exchange,  Chcques,  and  Promissory  Notes.''* 
In  ihren  100  Paragraphen  (scctions)  faßt  die  genannte  Act  of  Parliantent  das 
Ergebnis  der  bisherigen  richterlichen  Entscheidungen  auf  dem  Gebiete  des 
Wechselrechts  in  kurzen  Sätzen  zusammen,  sieht  aber  im  allgemeinen  davon 
ab,  wesentliche  Änderungen  des  bisherigen  Rechtszustandes  vorzunehmen 
oder  gar  völlig  neue  Rechtsgrundsätze  zur  Einführung  zu  bringen.  Wenn 
auch  der  Titel  des  Gesetzes  besagt,  daß  eine  Kodifikation  des  Wechsel- 
re^hts  beabsichtigt  gewesen  sei,  so  darf  doch  diese  Ausdrucks  weise  nicht  zu 
der  irrigen  (von  verschiedenen  nichtenglischen  Rechtsschriftstellern  ver- 
tretenen) Auffassung  verleiten,  daß  es  sich  um  eine  Kodifikation  im  Sinne 
der  kontinentalen  Rechtssysteme  handle.  In  keiner  Weise  beseitigt  die  Bills 
of  Exchange  Act  die  Befugnis  der  höheren  englischen  Gerichte,  auf  dem  Gebiete 
des  Wechsel-  und  Scheckrechts  neues  Recht  zu  schaffen.  Es  ergibt  sich 
sonach,  daß  nicht  nur  das  Studium  des  englischen  Wechselgesetzes  von  1882, 
sondern  auch  das  Studium  des  weiteren  Ausbaues,  welchen  das  Wechselrecht 
seit  dem  Inkrafttreten  der  Bills  of  Exchange  Act  erfahren  hat,  ein  gründliches 
und  eingehendes  Studium  der  englischen  Entscheidungssammlungen  unbedingt 
erfordert.     Es  wirkt  daher  auf  jeden  Kenner  des  englischen  Rechtssystems 
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sagt:  „Ein  Minderjähriger  haftet  unter  keinen  Umständen  aus  einer 
Tratte  oder  aus  einem  eigenen  Wechsel."  (An  Infant  is  not  in  any 
ärcunistances  liable  an  a  bill  of  cxchangt  or  promissory  note.)  Diese 
Regel  erleidet  auch  dann  keine  Ausnahme,  wenn  der  Minderjährige 
an  Stelle  von  Barzahlung  für  necessaries  einen  gezogenen  Wechsel 
acceptiert  oder  einen  eigenen  Wechsel  ausstellt.  Maßgebend  ist  hier 
die  Entscheidung  In  re  Soltykoff  oder  Ex  parte  Margrettj  mitgeteilt 
in  den  Law  Reports  von  1891  über  Entscheidungen  der  Queen' s  Bench 
Division  etc.^  Bd.  I,  S.  413 — 416.  Der  Indossatar  (indorsee)  einiger 
Tratten  (bills  of  exchange)^  welche  von  einem  minderjährigen  Prinzen 
Alexis  Soltykoff  acceptiert  waren,  klagte  gegen  den  Acceptanten 
auf  Zahlung  der  Wechsel.  Es  wurde  der  Nachweis  erbracht,  daß  die 
Accepte  an  Zahlungs  Statt  für  gelieferte  necessaries  gegeben  waren.  In 
erster  Instanz  wurde  die  Klage  abgewiesen.  Gegen  diese  Entscheidung 
legte  der  Indossatar  erfolglos  Berufung  bei  dem  Court  of  Appeal  ein. 
In  seinem  Urteile  sagt  der  Master  of  the  Rolls,  Lord  Esher:  „Der 
Anspruch  des  klagenden  Gläubigers  stützt  sich  auf  eine  Geldschuld, 
welche  nach  seiner  Behauptung  ihm  als  dem  Indossatar  einiger  von 
dem  Berufungsbeklagten  (respondenty)  acceptierten  Wechsel  geschuldet 
wird.  Der  Berufungsbeklagte  war  zur  Zeit  der  Vornahme  der  Accepte 
ein  Minderjähriger.  Der  Kläger  ist  nicht  eine  Person,  welche  den 
damals  minderjährigen  Berufungsbeklagten  mit  necessaries  versorgt  hat 
Er  hat  ihm  keine  necessaries  geliefert,  sondern  ist  lediglich  der  Indossatar 
einiger .  von  dem  Minderjährigen  acceptierten  Wechsel.  Soweit  der 
Indossatar  eines  Wechsels  in  Betracht  kommt,  spielt  es  absolut  keine 
Rolle,   ob  im  Verhältnis  z>\'ischen   dem  Aussteller  (drawer)  und  dem 

geradezu  wundersam,  wenn  angesehene  kontinentale  Rechtsgelehrte  Abhand- 
lungen über  engUsches  Wechselrecht  veröffentlichen,  ohne  auch  nur  im  ge- 
ringsten auf  das  Vorhandensein  der  Entscheidungssammlungen  Rücksicht 
zu  nehmen,  ja  sogar  ohne  selber  jemals  irgend  eine  enghsche  Entscheidung 
gelesen  und  studiert  zu  haben.  (Die  gleiche  Bemerkung  gilt  —  und  zAvar 
teilweise  in  noch  erhöhterem  Maße  —  auch  für  andere  Rechtsgebiete,  z.  B. 
für  das  englische  Konkursrecht  und  für  das  englische  Aktienrecht.)  —  Xach 
§  3,  Abs.  I,  des  Gesetzes  von  1882  ist  unter  einer  hill  of  exchange  zu  verstehen: 
„an  unconditional  Order  in  writingy  addressed  by  onc  person  to  another,  signcd 
by  the  person  giving  it,  requiring  the  person  to  whom  it  is  addressed  to  pay  on 
demand  or  at  a  fixed  or  determinable  future  time  a  sum  certain  in  money  to  or 
to  the  Order  of  a  specified  person,  or  to  bearer."  Eine  besondere  Art  eines  ge- 
zogenen Wechsels  im  Sinne  des  englischen  Rechts  bildet  der  Scheck.  Der 
§  73  der  Bills  of  Exchange  Act  bestimmt  im  Absatz  i:  ,^A  cheque  is  a  bill  of 
exchangc  drawn  on  a  bankcr  payable  on  demand.^*  Für  den  Ausdruck  „promiss.>ry 
note"^  gibt  der  §  83,  Abs.  i,  des  Gesetzes  von  1882  folgende  gesetzliche  Begriffs- 
bestimmung: yfA  promissory  note  is  an  uficottditional  promise  in  writing  niadc 
by  one  person  to  another  signed  by  the  maker,  engaging  to  pay^  on  demand  or  at 
a  fixcd  or  determinable  future  time,  a  sum  certain  in  money,  to,  or  to  the  order  0/, 
a  specified  person  or  to  bearer.**  —  Aus  der  Literatur:  Bytes  on  the  Law  of  Bills 
of  Exchange,  Promissory  Notes,  Bank  Notes  and  Chcques.  16.  Aufl.  (1899); 
C  h  a  1  m  e  r  s'  Digest  of  the  Law  of  Bills  of  Exchange,  6.  Aufl.  ( 1903) ;  W  a  t  s  o  n  . 
The  Law  relating  to  Cheques,   3.  Aufl.  (1904). 

')  Der  Kläger  in  einer  Beruf ungs-  oder  Revisionsklage  (appeai)  heißt 
der  appcllant,  während  sowohl  der  Berufungs-,  wie  der  Revisionsbeklagte 
der  respondcnt  genannt  wird. 
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Acceptanten  (acceptor)  irgendeine  Gegenleistung  für  die  Wechsel  statt- 
gefanden  habe  oder  nicht  Der  Indossatar  klagt  einzig  und  allein  als 
solcher  und  in  keiner  anderen  Eigenschaft  g^en  den  Acceptanten, 
Es  ist  daher  die  Frage,  ob  dem  Minderjährigen  von  dem  Aussteller 
des  Wechsels  necessaries  geliefert  worden  seien  oder  nicht,  völlig  be- 
langlos." —  Die  Rechtslage  ist  sonach  folgende:  Der  Minderjährige 
haftet  lediglich  aus  dem  Vertrage  über  Liefenmg  von  necessaries^  da- 
gegen nicht  aus  seinen  Wechselaccepten.  Es  kann  daher  der  Aus- 
steller des  von  dem  Minderjährigen  acceptierten  Wechsels  nicht  gegen 
den  Minderjährigen  auf  Bezahlung  des  Wechsels,  sondern  lediglich  auf 
Bezahlung  der  gelieferten  necessaries  klagen.  Indossiert  der  Aussteller 
des  Wechsels  den  letzteren  an  einen  dritten,  so  tritt  dieser  Indossatar 
nicht  an  die  Stelle  des  Gläubigers  für  gelieferte  necessaries^  sondern 
wird  einzig  und  allein  Wechselgläubiger.  Da  nun  der  Minderjährige 
unter  keinen  Umständen  aus  seinen  Wechselaccepten  haftet,  so  besitzt 
der  Indossatar  kein  Recht,  gegen  den  Minderjährigen  im  Klagewege 
vorzugehen. 

§  56. 
Ein  männlicher  Minderjähriger  kann  mit  vollendetem 
zwanzigsten  Lebensjahre  und  eine  weibliche  Minderjährige 
mit  vollendetem  siebzehnten  Lebensjahre  aus  Anlaß  seiner 
bczw.  ihrer  Eingehung  einer  Ehe  und  mit  Zustimmung  des 
Gerichts  eine  vollwirksame  Vermögensstiftung  (a  binding  sett/e- 
meni  of  properfy)  errichten.  Es  darf  jedoch  eine  solche  Stiftung 
nicht  eine  SchafFung  von  dinglichen  Rechten  (an  appointment) 
auf  Grund  einer  Verfügungsbefugnis  (under  a  power)  in  sich 
schließen,  deren  Ausübung  ausdrücklich  (in  der  die  fragliche 
Verfügungsbefugnis  schaffenden  Urkunde)*  einer  minder- 
jährigen Person  untersagt  ist.  Jede  im  Zusammenhange  mit 
einer  solchen  Vermögensstiftung  erfolgte  Ausübung  eines 
power  of  appointment  durch  irgend  einen  [minderjährigen]  tenant 
in  toi/,  sowie  jede  von  demselben  hierbei  vorgenommene 
disentai/ing*  assurance  wird  mit  dem  Tode  des  Minderjährigen 
vor  erreichter  Volljährigkeit  absolut  nichtig.' 

*  Diese  eingeklammerten  Worte  finden  sich  nicht  in  dem  maßgebenden 
Parlamentsgesetze;  sie  müssen  jedoch  zwischen  den  Zeilen  gelesen  werden. 
»  Infant  Settlements  Act,    1855;   Re  Scott,   1891,    i   Ch.   298. 

appcitiimtni  tnade  by  an  infant  6  b  frank-marriage  2  Anm.  14 

harring  an  eniail  3  genrral  und  special  pmvcrs  of  appointment  5 

i>AS€  fee  a  Anm.  8  Infant  Settlements  Act  i 

common  reeffvery  3  Year  Books  3  Anm.  19 

diuntailing  assurance  3  tnaKriage  settlement  4  und  6 

tijitity  0/  tke  Statute  3  Anm.  xi  minderjähriger  tenant  in  tail  6c 

J*e  conditional  9  originating  suninions  6  Anm.  33 

Jfe  deierminaile  a  Anm.  8  power  of  appointment  5 

/«  tail  a  protector  3  Anm.  33 

'^w  2  Anm.  17  re-setiltment  4 

fint  Utned  wiik  proclatnations  3  ruie  against  perpetuities  4 

Pines  and  Recoveriet  Act  3  sanction  of  the  Court  6  a 


282 


Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 


stltlement  for  valne  4 

settlement  of  froperty  4 

Statute  De  Donis  Conditionnlibus  2 

teneuuy  per  legem  Angliae  a  Anni.   75 

tenaut  in  taii  a/ier  passtbility  3 


Tod  des  appointcr  vor  erreichter  Volljährigiceit  6c 

Veräußerung  eines  fee  tail  3 

volnntary  settlement  4 

ivrit  of  formedcn  a  Anm.   16 


I.  Der  obige  §  56  gibt  in  kurzen  Worten  den  Inhalt  der  Infant 
Settlements  Act^)  von  1855  (18  and  ig  Vict.  c.  43)  wieder.  Dieses 
Parlamentsgesetz,  dessen  voller  Titel  lautet  ,,An  Act  to  efiable  Infants, 
with  the  Approbation  of  the  Court  of  Chancery^  to  make  binding  Settlements 
of  their  Real  and  Personal  Estate  on  Afarriage^^y  setzt  sich  aus  folgenden 
vier  Paragraphen  (sections)  zusammen: 

Section  i:    From    and  after  the  §1:    Vor   und   nach   dem  Er- 

passing  of  this  Act  it  shall  be  lawful     lasse  dieses  Parlamentsgesetzes  soll 


for  every  Infant  upon  or  in  content- 
plation  of  his  or  her  marriagej  with 
the  sanction  of  the  Court  of  Chan- 
cery,'^)  to  fnake  a  valid  and  binding 
settlement  or  contract for  a  settlement 
of  all  or  any  part  of  his  or  Jur 
property^  or  property  over  which  he 
or  she  has  any  power  of  appointment, 
whether  real  or  personal,  andwhether 
in  possession,  reversionj  remainder  or 
expectancy  ;^)  and  every  conveyance, 
appointmmty  and  assignment  of  such 
real  or  personal  estate^  or  contract 
to  make  a  conveyance,  appointment 
or  assignment  thereof  executed  by 
such  infanty  with  the  approbation 
of  the  Said  Court,  for  flu  purpose 
of  giving  ejfect  to  such  settlement, 
shall  be  as  valid  and  effectual  as 
if  the  person  executing  the  same  wen 
of  füll  age  of  twenty-one  years: 
provided  always,  that  this  enactment 
shall  not  extend  to  powers  of  which 
it  is  expressly  declared  that  they 
shall  not  be  exercised  by  an  Infant, 


es    jedem    bezw.    jeder    Minder- 
jährigen   von    Rechts    wegen  ge- 
stattet sein,  aus  Anlaß  seiner  bezw. 
ihrer   Ehe,   oder  in   Hinblick  auf 
eine  solche,  mit  Genehmigung  des 
Kanzleigerichts*)  eine   gültige  und 
bindende    Stiftung     seines     bezw. 
ihres     ganzen     Vermögens     oder 
irgendeines  Teiles   desselben   oder 
eine   Stiftung    solchen   Vermögens 
zu  errichten,  über  welches  er  bez^'. 
sie  irgend  ein  power  of  appointment 
besitzt,  oder  einen  obligatorischen 
Vertrag  über  die  Errichtung  einer 
solchen  Stiftung  zu  schließen,  und 
zwar  gleichgültig,   ob   es  sich  um 
lehnrechtliches      oder     nichtlehn- 
rechtliches  Vermögen  handelt,  vmd 
gleichgültig,     ob     der     oder     die 
Minderjährige   an   dem   fraglichen 
Vermögen  ein  dingliches  Recht  aui 
gegenwärtigen  oder  künftigen  Ge- 
nuß   besitzt')      Jeder    von    einer 
solchen      minderjährigen      Person 
unter  Zustimmung  des  genannten 
Gerichts     eingegangene     dingliche 
oder     obligatorische    Vertrag     be- 
treffend Übertragung,    appointment 
oder  Zession  von  derartigem  lehn- 


*)  Vielfach  findet  sich  auch  die  Schreibweise  ,jlnfants'  SeUlemetU  Act^: 
vgl.  z.  B.  Andrew  Strahan,^  General  View  of  the  Law  of  Property^  3.  Aufl., 
S.  169;  C  h  i  t  t  y  ,  y4  Treatise  on  the  Law  of  CotttractSy  14.  Aufl.,  S.  152;  Sea- 
b  o  r  n  e  's  Vendors  and  Purchasers  of  Real  Property,  6.  Aufl.»  S.  183;  u.  a.  m. 

*)  An  Stelle  des  ehemaligen  Court  of  Chancery  hat  heutzutage  die  Chancery 
Division  des  High  Court  die  erforderliche  Zustimmung  zu  erteilen. 

')  Über  die  Bedeutung  der  Worte  „whether  in  possession,  reverston,  remain- 
der or  expectancy**^  s.  die  Erl.  zu   §  40  sub  2. 
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Section  2:  Pravided  alwaySy  that 
in  case  any  appointment  under  a 
power  of  appointment^  or  any  disen- 
tailing  assurance^  shall  have  been 
executed  by  any  infant  tenant  in  tail 
under  the  provisions  of  this  Act,  and 
such  infant  shall  afterwards  die 
under  age,  such  apfointtnent  or 
disentailing  assurance  shall  there- 
upan  beconie  absolutely  void. 


Section  3:  The  sanction  of  the 
Court  of  Chancery  to  any  such  sett- 
Icment  or  contract  for  a  settlement 
niay  be  given,  upon  peiition  presented 
by  the  infant  or  his  or  her  guardian^ 
in  a  summary  way,  without  the 
institution  of  a  suit;  and  if  there 
be  7w  guardian,  the  Court  may 
require  a  guardian  to  be  appointed 
ornot,  as  it  shall  think  fit;  and  the 
Court  also  may,  if  it  shall  think 
fit,  require  that  any  person  interested 
or  appearing  to  be  interested  in  the 
property  should  be  served  with  notice 
of  such  Petition. 


rechtlichen  oder  nichtlehnrecht- 
lichen  Vermögen  soll  zum  Zwecke 
der  Durchführung  der  fraglichen 
Vermögensstiftung  in  gleicher  Weise 
gültig  und  wirksam  sein,  wie  wenn 
die  die  Stiftung  errichtende  Person 
volljährig  wäre:  jedoch  stets  mit 
dem  Vorbehalte,  daß  diese  Ge- 
setzesvorschrift sich  nicht  auch  auf 
solche  powers  erstreckt,  deren  Aus- 
übung durch  eine  minderjährige 
Person   ausdrücklich   untersagt  ist. 

§  2:  Stets  gilt  der  Vorbehalt, 
daß  in  einem  Falle,  wo  die 
Schaffung  eines  dinglichen  Rechts 
auf  Grund  eines  poiver  of  appoint- 
ment oder  irgend  eine  disentailing 
assurance  von  irgend  einem  minder- 
jährigen tenant  in  tail  gemäß  diesem 
Gesetze  vollzogen  worden  ist  und 
hinterher  der  bezw.  die  Minder- 
jährige vor  erreichter  Volljährigkeit 
stirbt,  das  betreffende  dingliche 
Recht  bezw.  die  betreffende  disen- 
tailing assurance  infolgedessen  ab- 
solut nichtig  werden  soll. 

§  3 :  Die  Zustimmung  des  Kanzlei- 
gerichts zu  irgend  einer  derartigen 
Stiftung  oder  zu  einem  obligatori- 
schen Vertrage  über  Errichtung 
einer  Stiftung  kann  auf  Gnind 
eines  entweder  von  dem  bezw.  der 
Minderjährigen  oder  von  seinem 
bezw.  ihrem  Vormunde  einge- 
reichten Antrages  im  summarischen 
Verfahren  ohne  Einleitung  eines 
ordentlichen  Prozeßverfahrens  er- 
teilt werden.  Falls  kein  Vormund 
vorhanden  ist,  kann  das  Gericht 
die  Bestellung  eines  Vormundes 
nach  freiem  Ermessen  verlangen 
oder  nicht.  Des  weiteren  kann 
das  Gericht  nach  freiem  Ermessen 
fordern,  daß  einer  jeden  Person, 
welche  tatsächlich  oder  anscheinend 
ein  dingliches  Recht  an  dem  be- 
treflfenden  Vermögen  besitzt,  eine 
Anzeige  über  den  envähnten  An- 
trag zugestellt  werde. 
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Secthn  4:  Proinded  always,  tliat  §  4:  Stets  gilt  der  Vorbelialt, 
fiothing  in  this  Act  contained  shall  daß  keine  in  diesem  Gesetze  ent- 
apply  to  any  male  Infant  under  the  haltene  Vorschrift  auf  irgend  einen 
age  of  twenty  years,  or  to  any  female  männlichen  Minderjährigen  vor 
Infant  under  the  age  of  seventeen  vollendetem  zwanzigsten  Lebens- 
years,  jähre  oder  auf  irgend  eine  weibliche 

Minderjährige      vor     vollendetem 
siebzehnten    Lebensjahre  Anwen- 
dung finden  soll. 
Bevor   ich  in   eine   Erläuterung   des   §   56   der  Jenksschen  Kodi- 
fikation, bezw.  in  eine  Erläuterung  der  Infant  Settlements  Act  von  1855 
eintreten   kann,   ist  es  unumgänglich   notwendig,   einige  Ausführungen 
über  die  Bedeutung  der  Ausdrücke  „fee  tail^%  ^ydisentailing  assuram^, 
yySettletnent  of  property^^  und  jjpower  of  appointment^*'  vorauszuschicken.*) 
2.    Fee    conditional.      Statute-  De    Donis    Conditionalibus. 
Fee  tail,  —  Wie  ich  in  den  Erl.  zu  §  37  sub  2  ausgeführt  habe,  ist 
das  dingliche  Recht  (interest)  oder  das  lehnrechtliche  Eigentum  (estak), 
welches  ein  Lehnsmann  (tenant)  an  seinem  freien  Lehnbesitz  (fruhoUi 
lands)  oder  an   seinem   Schriftsassenlehnbesitz   (copyhold  lands)   haben 
kann,   entweder  eine  estaie  of  inJuritance  (estate  in  fee)   oder  ein  estaie 
for  life.     Im  älteren  englischen  Rechte  erfolgte  die  Verleihung  (grant 
oder  gift)  eines  estate  of  inheritance  in  der  Regel  in   einer  der  beiden 
folgenden  Formen: 

a)  entweder  als  eine  absolute  gifty  d.  h.  als  eine  donatio  simplex 
et  pura.  Mit  anderen  Worten,  der  Verleihende  (grantor  oder  donor) 
knüpfte  keine  Bedingung  oder  Beschränkung  an  die  Verleihung.  In 
einem  solchen  Falle  erhielt  der  Belehnte  (grantee  oder  donee)  einen 
estate  in  fee  simple  descendible  to  his  heirs  gefural  ^)  oder  kurz  ein 
fee  simple  absolute^  d.  h.  das  volle  lehnrechtliche  Eigentumsrecht, 
welches  sich  beim  Ableben  des  tenant  in  fee  simple  unbeschränkt  auf 
den  nächstberechtigten  Blutsverwandten  vererbte,  gleichgültig,  ob 
dieser  heir  in  direkter  Linie  oder  in  der  Seitenlinie  mit  dem  Ver- 
storbenen verwandt  war. 

b)  Oder  die  Verleihung  geschah  als  sogenannte  conditional  giß- 
Hier  erhielt  der  Belehnte  gleichfalls  das  volle  lehnrechtliche  Eigen- 
tum, das  fee  simple;  aber  die  Vererbung  des  Lehngutes  war  an  die 
Bedingung  geknüpft,  daß  der  Lehnsmann  erbberechtigte  Deszendenten 
(herital)lc  issue)  erzeugte.  Erfüllte  sich  diese  Bedingung  nicht,  so 
kehrte  das  volle  lehnrechtliche  Eigentum,  der  estate  in  fee  simple,  zu 
dem  Verleihenden  bezw.  dessen  Erben  zurück.  Ein  solcher  be- 
schränkt vererbliche  estate  of  inheritance  wurde  ein  estate  in  fee  simple 


*)  Um  die  Erläuterungen  zu  §  56  nicht  zu  sehr  auszudehnen.  nuiDtc 
ich  meine  sub  2 — 5  gegebenen  Rechtsdarlegungen  auf  das  geringste  Maß 
beschränken  und  konnte  nur  in  allgemeinen  Zügen  und  in  einer  ganz  elemen- 
taren Weise  diejenigen  Punkte  erörtern,  die  unbedingt  gewußt  werden  müssen, 
ehe  au  ein  Studium  der  Infant  Settlements  Act  herangetreten  werden  kann. 
Eine  alle  Einzelheiten  behandelnde  Darstellung  muß  dem  Kommentar  zu  dem 
englischen  Sachenrecht  überlassen  bleiben. 

*)  Über  den  Ausdruck  „heir'"  s.  Erl.  zu   §  39  sub  2  b. 
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cmditioftal  oder  kurz  ein  fee  conditional  genannt.  (Vgl.  Bracton, 
De  Legibus  et  Consuetudinibus  Angliae^  üb.  II,  cap.  6,  folio  17  flg.) 
Anfangs,  als  die  estates  of  tnheritance  oder  fees  rechtlich  unver- 
äußerlich (inalienable)  waren,  dauerten  diese  lehnrechtlichen  Eigentums- 
rechte grundsätzlich  so  lange,  bis  sie  ihr  natürliches  Ende  fanden, 
d.  h.  bis  beim  Ableben  eines  tenant  im  Falle  eines  fee  simple  absolute 
kein  ehelicher  Blutsverwandter  (heir)  oder  im  Falle  eines  fee  conditional 
kein  erbberechtigter  Nachkomme  (heritable  descendant)  vorhanden  war. 
Als  aber  im  Laufe  der  Rechtsentwicklung  nicht  nur  die  Möglichkeit 
gegeben  wurde,  einen  estate  of  inheritance  zu  veräußern,  sondern  sogar 
ein  solches  Veräußerungsrecht  (right  to  alienate)  die  Anerkennung  und 
Bedeutung  eines  incident,  d.  h.  eines  wesentlichen  und  unentziehbaren 
Bestandteiles  des  estate  of  inheritance  erlangte,  erklärten  die  Gerichte, 
daß  die  Bedingung  eines  fee  conditional  die  Geburt  eines  heritable 
descmdant  wäre,  und  daß  von  dem  Augenblicke  ab,  wo  dieser  Fall  sich 
ereignete,  der  donee  (oder  grantee)  eines  solchen  estate  die  Berechtigung 
hfitte,  sein  lehnrechtiiches  Eigentum  zu  veräußern  und  zwar  als  ein 
fee  simple  absolute^  d.  h.  ohne  die  ursprünglich  von  dem  donor  bei- 
gefügte erbrechtliche  Bedingung  und  Beschränkung.*)  Es  ist  klar,  daß 
diese  Ausl^:ung  eines  fee  conditional  seitens  der  Gerichte  dem  donor 
und  seinen  Erben  die  Aussicht  nahm,  jemals  wieder  die  fraglichen 
Lehngmndstücke  zurückzuerlangen.  Infolgedessen  wurde  im  Jahre 
1285  zum  Schutze  der  Interessen  des  donor  und  seiner  Erben  einer- 
seits und  der  Nachkommenschaft  des  donee  andererseits  das  berühmte 
Statute  De  Donis  Conditionalibus  (I 3  Edward  L,  c.  I)  erlassen.')  Dieses 
Parlamentsgesetz  bestimmte,  daJÖ  in  Zukunft  der  in  der  Verleihungs- 
urkunde ausgedrückte  Wille  des  donor  strikt  zu  befolgen  wäre,  imd 
daß  im  Falle  der  Veräußerung  eines  nur  auf  Deszendenten  vererbbaren 
estate  sowohl  die  Nachkommen  des  donee^  als  auch  der  donor  und 
dessen  Erben  ein  Anfechtungsrecht  besitzen  sollten.  Hierdurch  war 
dem  donee  eine  wirksame  Schranke  in  der  Ausübung  seiner  Ver- 
äußerungsbefugnis gesetzt.  Denn  wenn  auch  eine  solche  Veräußerung 
nicht  schlechthin  für  nichtig  (void)y  sondern  nur  für  anfechtbar  (voidable) 
erklärt  war,  so  hatte  es  doch  fortan  seine  Schwierigkeit,  einen  Käufer 
für  ein  so  unsicheres  und  prekäres  fee  simple  zu  finden,  das  jederzeit 
durch  Anfechtung  vernichtet  werden  konnte.  8) 


•)  Dieser  Standpunkt  der  Gerichte  gründete  sich  auf  die  noch  heute 
geltende  Doktrin:  ,yThe  heir  can  only  claim  by  succession,  and  not  hy  purchase''\' 
vgl.  Joshua  Williams,  Principles  of  the  Law  of  Real  Property,  19.  Aufl., 
S.  91,  und  Edward  J  e  n  k  s  ,  Modern  Land  Law,  S.  30.  Auch  dann,  wenn 
dem  donee  ein  erbberechtigter  Nachkomme  geboren  wurde,  letzterer  aber 
noch  zu  Lebzeiten  des  donee  verstarb,  erlangte  der  donee  die  Befugnis,  sein 
U(  conditional  als  ein  fee  simple  absolute  zu  veräußern. 

')  Das  Statute  De  Denis  Conditionalibus  bildet  das  erste  Kapitel  des  Sta- 
tute of  Westminster  the  Second,  welches  sich  aus  fünfzig  Kapiteln  zusammensetzt. 

*)  In  späteren  Zeiten  wurde  für  ein  solches  prekäre  fcc  simple  cUt  tech- 
nische Ausdruck  »,hase  fee**  erfunden.  Heutzutage  ist  das  wichtigste  und 
häufigste  Beispiel  eines  base  fee  der  Fall,  wo  ein  tenant  in  tail  in  tcmainder 
{d.  h.  not  in  possession)  ohne  die  erforderliche  Zustimmung  des  sogenannten 
Protector  sein  dingliches   Recht   auf   künftigen  Genuß   des   fraglichen  Lehn- 
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Die  Wirkung   des   Statute  De  Donis   Conditionalibus  war,  daß  ein 
neuer,  bisher  unbekannter  estate  an  einem  lehnrechtlichen  Vermögens- 
gegenstande zum  rechtlichen  Dasein  gelangte,  und  zwar  ein  estatt,  der 
dem  Range  nach  unter  dem  fee  simple  steht.     Dieser  neue  estate  wurde 
und  wird  bis  zum  heutigen  Tage  ein  estate  in  fee  tail  oder  kurz  tmfet 
tait  oder  in  lateinisch  abgefaßten  Urkunden  ein  feuäum  talliatumgGmjml*) 
Der  Unterschied  zwischen  diesem  neuen  estate  und  einem  fee  conditional\%\. 
folgender :  Wenn  A.,  ein  tenant  in  fee  simple,  dem  B.  und  dessen  Nach- 
kommen einen  estate  in  fee  conditional  verleiht,  so  gibt  A.  das  fee  simple, 
d.  h.  das  umfassendste   lehnrechtliche  Eigentum,  welches  ein  Untertan 
an  einem  Grundstücke  in  England  besitzen  kann,  aus  den  Händen,  be- 
hält also  für  sich  und  seine  Erben  nichts  zurück.     Allerdings  soll  für 
den   Fall,   daß   B.    keine   Nachkommen   erzeugt,   oder  die  vorhandene 
Nachkommenschaft  ausstirbt,   das  fee  simple  zu  dem  A.  zurückkehren. 
Diese   Aussicht   auf  Wiedererlangung    des   Lehngutes  ist  jedoch   kein 
gegenwärtiges  und  verfügbares  dingliches  Recht,  sondern,  wie  die  eng- 
lische Rechtssprache  sich  ausdrückt,  nur  eine  possibility  of  reverter^  d.  h. 
nur   eine   Rückkehrsmöglichkeit.     Werm   dagegen  A.,    ein  tenant  in  fe( 
simple,   dem   B.   und   dessen  Nachkommen  einen  estate  in  fee  tail  ver- 
leiht, so  ist  durch  diese  Verleihung  das  volle  lehnrechtliche  Eigentums- 
recht des  A.  nicht  erschöpft,  sondern  es  behält  A.  noch  als   ^residu^ 
für    sich    und    seine    Erben    ein  dingliches  Recht  zurück,   welches  jtc 
simple  in  reversion  (bezw.  in  expectancy)  genannt  wird.     Diese  reversion 
des    A.    ist    ein    gegenwärtiges    subjektives    Recht,    über    welches 
A.  jederzeit  frei  verfügen  darf,   und  welches  er  sogar  in  eine  beliebige 


gutes  unter  Umwandlung  in  ein  fee  simple  veräußert  (s.  unten  Erl.  sub  j)- 
In  einem  solchen  Falle  vernichtet  der  Veräußerer  zwar  die  Ansprüche  seiner 
eigenen  Nachkommenschaft,  aber  nicht  die  Ansprüche  des  donor  (d.  h.  des 
reversioner)  und  auch  nicht  die  Ansprüche  der  für  den  Fall  der  natürlichen 
Beendigung  des  fee  tail  etwa  ernannten  remaindermen.  Im  Sinne  der  Fines 
and  Recoveries  Act  von  1833  (s.  unten  Erl.  sub  3)  ist  dies  sogar  der  einisige 
Fall  eines  base  fee.  Es  enthält  nämlich  der  §  i  des  genannten  Gesetzes  unter 
anderem  auch  die  folgende  Bestimmung:  ,,the  expression  ,base  fee'  shall  mean 
exclusively  that  estate  in  fee  simple  into  which  an  estate  tail  is  convetted  whete 
the  issue  in  tail  are  harred,  but  persans  claiming  cstates  by  way  of  remaindcr 
or  otherwise  are  not  barred."  H.  W.  Challis  gibt  im  22.  Kapitel  seines 
Werkes  on  the  Law  of  Real  Property  (2.  Aufl.)  ein  Verzeichnis  der  verschiedenen 
möglichen  Arten  eines  base  fee.  —  Im  2.  Bande  seiner  Commentaries,  S.  108. 
gebraucht  Blackstone  den  Ausdruck  ..base  fee"  auch  in  dem  Sinne  von 
fee  determtnable.  Indessen  diese  beiden  Ausdrücke  sind  durchaus  nicht  iden- 
tisch. Ein  base  fee  ist  kein  original  estate.  d.  h.  kein  durch  die  ursprüngliche 
Verleihungsurkunde  geschaffener  und  abgegrenzter  lehnrechtlicher  EUgen- 
tumsanteil.  sondern  ein  dingliches  Recht,  welches  durch  eine  anfechtbare  Um- 
wandlung eines  ursprünglichen  fee  tail  in  ein  fee  simple  zur  Entstehung  gelangt 
ist.  Im  Falle  eines  base  fee  besitzt  der  donor  des  ursprünglichen  estate  stets 
eine  reversion  in  fee  simple.  Ein  fee  determtnable  dagegen  ist  ein  original  estate. 
an  welchen  sich  keine  reversion.  sondern  nur  eine  possibility  of  reverter  knüpft. 
*)  Der  Ausdruck  ist  von  dem  französischen  Zeitwort  tailler  =  schneiden 
abgeleitet  und  bedeutet,  daß  aus  dem  vollen  estate  of  inheritance,  d.  h.  aus  dem 
fee  simple,  ein  dem  umfange  nach  geringeres  lehnrechtliches  Eigentumsrecht 
herausgeschnitten  worden  ist. 
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Anzahl  von  lehnrechtlichen  Eigentumsanteilen  zerlegen  kannJ^)  *^)  —  Der 
Jehnrechtliche  Eigentümer  eines /<f^  tail  wird  der  donee  in  tail  oder  tenant  in 
tail  genannt.  Befindet  sich  derselbe  in  dem  gegenwärtigen  Genüsse  (present 
enjoyment)  des  fraglichen  Lehngutes,  so  spricht  man  von  einem  tenant  (donee) 
in  tail  in  possession,  Ist  jedoch  das  fragliche  fee  tail  nicht  ein  estate  in 
possession,  sondern  ein  estate  in  expectancy^  d.  h.  hat  zur  Zeit  den  Genuß 
{the  enjoyment)  des  Lehngutes  der  Eigentümer  eines  dem  fee  tail  voran- 
gehenden dinglichen  Rechtes  (precedent  interest)^  so  wird  der  Inhaber  des 
fee  tail  tm  tenant  (donee)  in  tail  in  remainder  (oder  not  in  possession)  genannt. 
Das  Statute  De  Donis  Conditionalibus  hat  auf  die  Entwicklung 
und  Ausgestaltung  des  englischen  Immobiliarsachen rechts  einen  hervor- 
ragenden Einfluß  ausgeübt.  Um  sich  ein  volles  Verständnis  der  heute 
auf  diesem  Rechtsgebiete  geltenden  Vorschriften  und  Anschauungen 
anzueignen,  ist  es  unbedingt  notwendig,  sich  mit  dem  genannten 
Parlamentsgesetze  aus  dem  Jahre  1285  genau  vertraut  zu  machen. 
Aus  diesem  Grunde  schalte  ich  an  dieser  Stelle  den  vollen  Wortlaut 
des  berühmten  enactment  meinen  Erläuterungen  ein. 

**)  Bis  zum  heutigen  Tage  ist  die  Verleihung  eines  fee  condiiional  an 
cofyyhold-GTundsivLcktn  noch  in  solchen  manors  möglich,  in  denen  kein  Gewohn- 
heitsrecht (custom)  über  Begründung  eines  esiate  in  fee  tail  zur  Anerkennung 
gelangt  ist.  In  derartigen  Distrikten  gilt  noch  heute  bezüglich  der  Schrift- 
sassenlehen die  von  den  alten  Gerichten  des  Gemeinen  Rechts  dem  fee  con- 
ditional  gegebene  Auslegung:  d.  h.  der  Empfänger  (donee  oder  graniec)  des  fee 
conditional  ist  von  dem  Augenblicke  ab,  wo  ihm  ein  erbberechtigter  Nachkomme 
geboren  wird,  rechtlich  befugt,  seinen  estate  frei  von  jeder  erbrechtlichen  Be- 
schränkung als  ein  fee  simple  absolute  zu  veräußern.  Es  besitzt  ferner  der 
doHor  des  fraglichen  fee  conditional  genau  so,  wie  vor  Erlaß  des  Statute  De 
I)onis  Conditionalibus,  keine  reversion,  sondern  nur  eine  possibility  of  reverter: 
denn  er  hat  mit  der  Verleihung  des  fee  conditional  das  volle  fee  simple  und  nicht 
ledighch  ein  feudum  talliatum  aus  den  Händen  gegeben. 

^*)  Über  die  Einteilung  der  estates  in  fee  tail  einerseits  in  gener al  und 
in  special  und  andererseits  in  male  und  in  female  s.  die  Erl.  zu  §  37  sub  2.  Das 
Statute  De  D\)nis  Condiiionalibus  erwähnt  nur  den  Fall  eines  estate  in  tail 
icneral  [„cum  quis  dat  tenementum  alicui  et  heredibus  de  corpore  suo  exeuntibus") 
und  den  Fall  eines  estat;  in  tail  special  (,,cum  aliquis  dat  terram  suam  alicui 
viro  et  ejus  uxori  et  heredibus  de  ipsis  viro  et  mutiere  procreatis"),  dagegen  weder 
den  Fall  eines  tail  male  ( gener al  oder  special),  noch  den  Fall  eines  tail  female 
f^tnercl  oder  special).  Diese  Unterarten  eines  fee  tail  sind  vielmehr  durch 
die  Gerichte  im  Wege  der  extensiven  Interpretation  oder,  wie  es  technisch 
heißt,  ,.by  the  equity  of  the  Statute''  zur  rechtlichen  Anerkennung  gelangt:  vgl. 
Littleton  an  Tenures  (s.  Erl.  zu  §  27  sub  5,  Anm.  6)  section  21.  —  Bezüglich 
der  eigenartigen  Ausdrucks  weise  ,,equity  of  the  Statute"  bemerke  ich  kurz: 
Wenn  sich  ein  Tatbestand  nicht  unmittelbar  dem  ausdrücklichen  Wortlaute 
eines  Parlamentsgesetzes  unterordnen  läßt,  aber  nach  Ansicht  des  Gerichtes 
der  Gesetzgeber,  falls  er  den  fraglichen  Tatbestand  gekannt  bzw.  nicht  über- 
sehen hä.tte,  denselben  unzweifelhaft  mit  in  die  betreffende  Rechtsvorschrift 
einbegriffen  haben  würde,  so  pflegt  man  zu  sagen,  daß  der  betreffende  Tat- 
bestand innerhalb  der  equity  of  the  Statute  liege  :  vgl.  Austin,  Lcctures  on 
JuTi%prudence,  Bd.  II,  S.  596.  —  John  S  a  1  m  o  n  d ,  Jurisprudence,  S.  52.  Anm.  9 
schreibt:  ,,A  matter  is  said  to  fall  within  the  equity  of  a  Statute,  whtn  it  is  covcred 
h  the  reason  of  the  Statute,  although  through  dcfectivc  draftmanship,  it  is  not 
M:ithin  its  terms.  »X^aleat  aequitas\  says  Cicero.  ,quae  paribus  in  causis  paria 
iura  desiderat:     Topica,  IV.  23." 
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Statute  of  Westminster  the  Secondy  13  Edward  /,  c.  J, 

De  Dofüs  Canditianalibus, 

In  primiSy    de   tenementis^^)    quae  multotiens  dantur  sub  condiüofu^ 
videltcet,    cum    aliquis    dat   terram    suam    alicui   viro    et   ejus  uxori  d 
haeredibus  de  ipsis  viro  et  mulier e  procreatis,  **^  adjecta  conditione  expressa 
talij   quod  si  hujusmodi  vir  et  mulier  situ  haerede  de  ipsis  viro  et  mulüre 
procreato    obissent,    terra   sie   data    ad  donatorem   vel  ad  ejus  haeredem 
revertatur;  in  casu  etiam  cum  quis  dat  tenementum  in  liberum  maritagium^^) 
quod  donum  habet  conditionem   annexam,   licet  non   exprimatur  in  carta 
doniy    quae   talis  est,   quod  si  vir  et  mulier  sine  haerede  de  ipsis  viro  et 
muliere  procreato    obierint,    tenementum   sie  datum   ad  donatorem  vel  ad 
ejus  haeredem  revertatur;  in  cctsu  etiam  cum  quis  dat  tenementum  alicui 
et  haeredibus  de  corpore  suo  exeuntibus,  durum  videbatur,  et  adhucvidetur 
fwjusmodi  donatoribus  et  haeredibus  donatorum  quod  voluntas  ipsorum  in 
donis  suis  expressa  non  fuerit  prius  nee  adJiuc  est  observata.     In  ommhm 
enim  praedictis  casibus  post  prolem  suscitatam  et  exeuntem  ab  ipsis  quibm 
tenementum  sie  fuit  datu?n  conditionaliter,   hucusque  habuerunt  hujusmoä 
feoffati  potestatem    alienandi   tenementum    sie   datum,   et  exhaeredandi  de 
tenemento  exitum  ipsorum  contra  voluntatem  donatorum  et  formam  de  dono 
expressam:     et  praeter ea    cum    deficietite    exitu    de    hujusmodi  feoffatis^ 
tenementum  sie  datum   ad  donatorem  vel  ad  ejus  haeredem  reverti  äebiät 
per  formam  in  carta  de  dono  expressam,  licet  exitus,  si  quis  fuerit,  obissct^ 
per  factum  et  feoffametttum  ipsorum,  quibus  tenementum  sie  fuit  datum  sub 
conditione,   exclusi  fuerunt  hucusque  de  reversione  eorundem  tenementonwi, 
quod  manifeste  fuit  contra  formam  doni  sui:  propter  quod  Dominus  Rex, 
perpendens   quod  necessarium    et  utile   est  in  praedictis  casibus   apponere 
retnedium,  statuit,  quod  voluntas  donatoris  secundum  formam  in  carta  doni 
sui  manifeste  expressam   de  caetero  observetur,    ita  quod  twn  habeant  illiy 
quibus    tenementum   sie   fuit    datum    sub    conditione,  potestatem    alienandi 
tenemetitum  sie  datum,   quo  minus  ad  exitum  illorum  quibus  tenementum 
sie  fuerit  datum   rananeat  post  eorum   obitum,   vel  ad  donatorem,  vel  ad 
ejus  haeredem,   si  exitus  deficiat  per  hoc.  quod  fiullus  sit  exitus  omnino, 
vel  si  aliquis  exitus  fuerit,  per  mortem  defiäet,  Juierede  hujusmodi  exitus 
deficiente.     Nee  luibeat  de  caetero  secundus  vir  hujusmodi  mulieris  aliquid 
in  tenemento  sie  dato  per  conditionem  post  mortem  uxoris  ejus  per  legem 


**)  Das  Wort  ,,tc7iemcntum'*  umfaßt  hier,  wie  Sir  Edward  C  o  k  e  in  Cohe 
lipon  Littleton,  folio  igb,  ausführt,  sowohl  corpore al  wie  incorporeal  heredita- 
mcnts,  soweit  sie  thinf^s  real  darstellen  (which  savour  of  the  realty). 

*')  Diese  die  Erbfolge  auf  Descendenten  beschränkenden  Worte  werden 
technisch   ,,words  of  procreation**   genannt. 

**)  Der  englische  Ausdruck  für  liberum  maritagium  ist  ,,frank-marriage*'. 
Ein  cstate  in  frank-marria(^e  bildet  eine  besondere  Unterart  eines  esiate  in 
tail  special,  für  welche  einige  besondere  Rechtsregeln  gelten.  Beispielsweise 
ist  der  donee  in  frank-marriage  und  seine  Nachkommenschaft  (issuc)  bis  zur 
vierten  Generation  von  allen  lehnrechtlichen  Dienstleistungen  (services)  befreit. 
Da  die  cstates  in  frank-marriaQC  heutzutage,  wenn  auch  nicht  unmöglich, 
so  doch  unpraktisch  (obsolete)  geworden  sind,  so  gehe  ich  auf  diese  Art  eines 
fee  tail  in  meinem  Kommentar  nicht  weiter  ein,  sondern  begnüge  mich  auf 
die  Ausführungen  in  H.  W.  C  h  a  1 1  i  s  ,  Law  of  Real  Property.  2.  Aufl.,  S.  12 
und  265,  sowie  in  Edward  J  e  n  k  s  ,  Modern  Land  Law,  S.  ^$,  zu  verweisen. 
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Angliaey  "^  mc  exitus  de  secundo  viro  et  muliere  successianem  heredüariam^ 
sed  statim  post  mortem  viri  et  mulieris  quibus  tenementum  sie  fuit  datum 
post  eorum  obitumy  vel  ad  earum  exitum,  vel  ad  danatorem,  vel  ad  ejus 
haeredem,  ut  praedictum  estj  revertatiir.  [Et  quia  in  nmw  easu  n<ytmm 
remedhim  est  apponendum^  fiat  impetranti  tale  breite:  yPraedpe  A.  quod 
juste,  et£,  reddat  B.  tale  manerium  cum  pertimntiis^  quod  C.  dedit  tali 
viro  et  tali  mulieri  et  haeredibus  de  ipsis  viro  et  muliere  exeuntibus^:  vel 
,Quod  C.  dedit  tali  viro  in  liberum  maritag i um  cum  tali  muliere^  et  quod 
post  mortem  praedictorum  viri  et  mulieris  praedicto  B,  filio  praedictorum 
viri  et  mulieris  descendere  debet  per  formam  donationis  praedictae  ut  dicif: 
vel  jQuod  C,  dedit  tali  et  haeredibus  de  corpore  suo  exeuntibus,  et  quod 
post  mortem  ipsius  talis  praedicto  B.  filio  praedicti  talis  descendere  debet 
per  formam  donationis^  etc}  Breve  per  quod  donator  habet  recuperare 
siami,  deficiente  ext  tu,  satis  est  in  usu  in  CancellariaJ]  *V  ^l  sciendum, 
qiLhi  hoc  statutum  quoad  alienationem  tenementi  contra  formam  doni  im- 
posterum  faciendam  locum  habet^   et  ad  dona  prius  facta  non  extenditur. 


**)  Das  Statute  entzieht  hier  in  dem  Falle,  wo  ein  tail  special  einem  Ehe- 
mannc  und  seiner  Ehefrau  verliehen  worden  ist  und  nach  dem  Ableben  des 
Ehemannes  die  Witwe  eine  zweite  Ehe  geschlossen  hat,  dem  zweiten  Ehe- 
manne nach  dem  Tode  der  Frau  jeden  Anspruch  auf  eine  tenancy  per  legem 
An^liae  oder,  wie  man'  sich  auch  ausdrückt,  auf  eine  tenancy  by  the  Curtesy 
of  England.  Hierzu  bemerke  ich  kurz :  Vor  dem  Inkrafttreten  der  Married 
Women's  Property  Act  von  1882  (45  and  46  Vict.  c.  75)  hatte  nach  gemeinem 
Rechte  der  Ehemann,*  soweit  nicht  ein  etwa  bestehendes  marriage  settlement 
etwas  anderes  besagte,  nach  dem  Ableben  der  Ehefrau  einen  Anspruch  auf 
einen  life  estate  an  allen  Lehngrundstücken,  an  welchen  die  Ehefrau  zur  Zeit 
ihres  Todes  die  lehnrechtliche  seisin  (s.  Erl.  zu  §  39  sub  3,  Anm.  12)  als  einen 
estate  of  inheritance  besaß*  wofern  der  Ehe  ein  erbberechtigtes  Kind  entsprossen 
war.  Heutzutage  gilt  diese  gemeinrechtliche  Regel  nur  dann,  wenn  die  Ehefrau 
nicht  über  die  fraglichen  Lehngrundstücke  testamentarisch  verfugt  hat.  Durch 
Ausübung  seines  Anspruches  wird  der  Witwer  zu  einem  tenant  per  legem  Angliae 
(bzw.  hy  the  Curtesy  of  England).  Nach  der  custom  of  gavelkind  (s.  Erl.  zu 
§  52  sub  4)  ist  die  Erzeugung  von  erbberechtigten  Nachkommen  keine  Vor- 
bedingung für  den  Anspruch  des  Ehemannes  auf  eine  tenancy  per  legem  Angliae, 
Über  den  Ursprung  und  die  Bedeutung  des  Wortes  ,,curtesy"  vgl.  P  o  1 1  o  c  k 
and  Maitland,  History  of  English  Law,  Band  II,  S.  413. 

*•)  Dieser  von  mir  in  Klammern  gesetzte  Abschnitt  des  Statute  De  Donis 
Conditionalibus  ist  durch  die  Statute  Law  Revision  Act  von  1887  (50  and  51 
Vict.  c.  59)  aufgehoben  (repealed)  worden.  Im  übrigen  besteht  das  Gesetz 
von  1285  bis  zum  heutigen  Tage  in  Geltungskraft.  Die  mitgeteilte  und  als 
ein  novum  remedium  bezeichnete  Klagformel  (breve  =  writ)  wird  das  writ 
of  formedon  in  the  descender  genannt,  weil  mit  dieser  Klagformel  der  erbberech- 
tigte Nachkomme  (descendant)  des  donee  (tenant)  in  tau  eine  von  dem  donee 
vorgenommene  Veräußerung  des  Lehnbesitzes  anfechten  konnte.  Das  Statute 
unterscheidet  hier  zwischen  den  3  Fällen  eines  tail  special,  eines  estate  in  frank- 
marriage  und  eines  tail  general.  Die  Klagformel,  durch  welche  der  donor 
eines  fee  tail  sein  Anfechtungsrecht  ausüben  konnte  (breve  per  quod  donator 
habet  recuperare  suum),  und  welche  the  writ  of  formedon  in  the  reverter  genannt 
wird,  ist  nicht  dem  Wortlaute  nach  mitgeteilt,  weil  sie  ,,satis  est  in  usu  Can- 
Cillaria.*'  Keine  Erwähnung  findet  die  Klag^ormel,  mit  welcher  ein  etwaiger 
remainderman  den  Verkauf  eines  fee  tail  anfechten  konnte.  Eine  solche  Klag- 
formel heißt  writ  of  formedon  in  the  remainder.  Das  eigentümliche  Wort  ,,for' 
wedon**  ist  eine  Zusammenziehung  aus  forma  doni. 

G.  Schirrmeister,  Büri^erl.  Recht  Englands.    I.  19 
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JS.t  si  finis  super  hujusniodi  tenemento  imposterutn  leveturj  ipso  jure  sit 
nuliuSy  tue  habeant  Iiaeredes  hujusniodi^  aut  Uli  ad  quos  spectat  ra^ersio, 
licet  plenae  sint  aetatisy  in  Anglia,  et  extra  prisonam,  necesse  apponen 
clameum  suum,  *'^ 

3.  Veräußerung  eines  fee  taiL  Disentailing  assurance. 
Das  Statute  De  Donis  Conditionalibus  machte  es  einem  tenant  in  tail 
praktisch  unmöglich,  seinen  estate  zu  veräußern,  oder,  wie  man  auch 
sagte,  j,to  bar  his  issue'^,  d.  h.  den  Anspruch  seines  zur  Erbfolge  be- 
rechtigten Nachkommen  (heir  of  his  body)  auf  den  estate  zu  ver- 
nichten. Diese  Unveräußerlichkeit  eines  fee  tail  erwies  sich  als  im 
hohen  Grade  den  Interessen  der  Allgemeinheit  schädlich  und  nach- 
teilig. (Vgl.  die  etwas  übertriebene  Schilderung  der  üblen  Folgen, 
welche  das  Statute  De  Donis  Conditionalibus  in  dieser  Beziehung  ge- 
zeitigt hat,  im  2.  Bande  von  Blackstone' s  Commentaries,  S.  116.)  Es 
machten  sich  daher  schon  bald  nach  Erlaß  des  fraglichen  Parlaments- 
gesetzes Bestrebungen  dahin  geltend,*  die  Veräußerung  eines  fee  tail 
in  bindender  Weise  zu  ermöglichen.  Nach  einer  Reihe  von  vergeb- 
lichen Versuchen,  eine  Aufhebung  des  Statute  De  Donis  Conditionalibus 
durch  das  Parlament  herbeizuführen,  erreichte  man  schließlich  das 
erstrebte  Ziel  mit  Hilfe  zweier  Scheinprozesse  (collusive  actions):  ent- 
weder im  Wege  einer  sogenannten  common  recovery  oder  im  Wege 
eines  als  ,,a  fine  levied  with  proclamations"^  bezeichneten  Schein  Ver- 
fahrens. ^^)     Das    älteste   Beispiel    einer    common   recoz^ery,    welches   die 

>')  Dieser  letzte  Satz  wird  ,ythe  Fine  clause  of  the  Statute  De  Donis"  genannt. 
Seit  der  Regierungszeit  Heinrich's  II.  (11 54 — 1189)  war  neben  der  bisher  allein 
üblichen  Form  der  Übertragung  von  freehold  estates  im  Wege  eines  feoffment, 
verbunden  mit  livery  of  seisin,  (s.  Erl.  zu  §  39  sub  3)  der  Brauch  entstanden, 
mit  Hilfe  eines  Scheinprozesses  eine  Übertragung  von  freien  Lehngütem  zu 
bewirken.  Ein  solcher  Scheinprozess  hieß  ,.a  fitie".  Vgl.  hierüber  D  i  g  b  y  , 
History  of  the  Law  of  Real  Ptoperty,  5.  Aufl.,  S.  105  flg.  Eines  der  ältesten 
Beispiele  einer  Grundstücksübertragung  im  Wege  des  genannten  Schein- 
prozesses findet  sich  in  G  1  a  n  v  i  1 1  's  Tractatus  de  Legibus  et  Oonsuetudinibus 
Regni  Angliae  (s.  Erl.  zu  §  3  sub  I,  i,  Anni.  i),  Lib.  VIII.  caput  2.  Das  Statute 
De  Donis  Conditionalibus  verbietet  ausdrücklich  die  Übertragung  eines  fee 
tail  im  Wege  eines  fine  und  erklärt  eine  solche  Übertragung  für  „ipso  jure 
fiullus".  Wie  ich  unten  sub  3  ausgeführt  habe,  wurde  unter  der  Regierungszeit 
Heinrich's  VIII.  durch  Parlamentsgesetz  die  Veräußerung  eines  fee  tail  im 
Wege  eines  fine  wieder  gestattet,  dagegen  durch  ein  neueres  Gesetz  aus  dem 
Jahre  1833  abermals  verboten,  so  daß  die  Ftn«-Klausel  des  Statute  De  Doni^ 
Conditionalibus  durchaus  im  Einklänge  mit  dem  heute  geltenden  Rechte  steht. 

**•)  Eine  Darstellung  dieser  beiden  Prozeßverfahren  muß  ich  mir  an 
dieser  Stelle  versagen.  Ich  verweise  auf  die  von  Joshua  Williams  in 
seinen  Principlcs  of  the  Law  of  Real  Propcrty,  19.  Aufl.,  S.  94 — 99,  gegebene 
Schilderung.  Nur  zwei  wichtige  Unterschiede  zwischen  den  beiden  Schein- 
prozessen möchte  ich  kurz  erwähnen.  Erstens:  Ein  fine  levied  with  procla- 
mations  konnte  von  jedem  tenant  in  tail,  gleichgültig  ob  sein  estate  ein  solcher 
in  possesnon  oder  in  remainder  war,  durchgeführt  werden.  Dagegen  war  die 
Vornahme  einer  common  recovery  seitens  eines  tenant  in  tail  nur  möglich, 
wenn  entweder  derselbe  ein  tenant  in  possession  war,  oder,  wenn  er,  obgleich 
ein  tenant  in  remainder,  die  Zustimmung  des  Inhabers  des  precedent  interesf 
erlangt  hatte.  Zweitens:  Ein  fine  levied  with  proclamations  vernichtete  lediglich 
die  Ansprüche  der  Nachkommenschaft  des  veräußernden  tenant  in  tail,  da- 
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Entscheidungssammlungen  enthalten,  bildet  der  sogenannte  TaltaninCs 
Gase  (oder  TalkyrunCs  Case)  aus  dem  Jahre  1472,  mitgeteilt  in  dem 
Year  Book  des  12.  Regierungsjahres  Edward's  IV.,  fol.  19  a.  (Abge- 
kürzte Zitierweise:  Y.  B.  12  Edw.  IV.,  19a.)**)  Es  wird  jedoch  da- 
selbst berichtet,  daß  dieses  Verfahren  schon  seit  längerem  im  Gebrauche 
gewesen  sei.  Der  zweite,  weniger  übliche  Scheinprozeß,  a  ßne  leviedwith 
proclamationSy  ist  (unter  Anlehnung  an  ein  schon  fiüher  übliches  Über- 
tragungsverfahren; s.  oben  Anm.  17)  durch  die  beiden  Statutes  of  Fin es 
von  1488  (4  Hen.  VIL^  c.  24)  und  von  1540  (32  Hen,  VIII.,  c,  36) 
zur  rechtlichen  Einführung  gelangt.  Dieses  sehr  komplizierte  System 
von  collusive  actions  zum  Zwecke  der  bindenden  Veräußerung  eines 
fee  tau  bestand  bis  in  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  hinein  in 
Geltungskraft.  Unter  der  Regierung  Wilhelms  IV.  wurden  dann  behufs 
Einführung  eines  einfacheren  Verfahrens  für  England  die  Fines  and 
Recoveries  Act  von  1833  (3  and  4  Will,  IV.^  c.  ^4),  [„AnActfort/ie 
Abolition  of  Fines  and  Recoveries^  and  for  the  Substitution  of  more  simple 
Modts  of  Assurance^^]  und  für  Irland  die  Fines  and  Recot'eries  (Ireland) 
Act  von  1834  (4  and  5  Will,  IV.,  c.  g2)  erlassen.  Beide  Gesetze  be- 
seitigten sowohl  die  fines  leined  with  proclamations^  als  auch  die  common 
recoveries  und  bestimmten  (English  Act  ^  4  und  Irish  Act  §  12),  daß 
in  Zukunft  ein  fee  tail,  „wketAer  in  possession,  remainder,  contingency, 
or  ofherwis^^  im  Wege  einer  durch  den  tenant  in  tail  vollzogenen  und 
binnen  sechs  Monaten  nach  der  Vollziehung  in  der  Central  Office  des 
Supreme  Court  eingetragenen  und  gesiegelten  Urkunde  veräußert  und 
dabei  in  ein  fee  simple  umgewandelt  werden  könnte.  **)  Eine  solche 
Urkunde,  durch  welche  ein  tenant  in  tail  seinen  estate  als  fee  simple 
überträgt,  wird  ein  disentailing  assurance  genannt.  Sie  hat  die 
Form  eines  deed  of  grant  (s.  Erl.  zu  §  39  sub  3  a.  E.)  und  besitzt,  wie 
dieses,  den  Charakter  einer  Dispositivurkunde,  muß  aber  ausdrücklich 
die  Erklärung  enthalten,  daß  die  Übertragung  des  estate  erfolge  „frei 
von  allen  estates  in  tail  des  Verleihenden,  sei  es  nach  Gemeinem  Recht 
oder  Billigkeitsrecht"   (di schar ged  from  all  estates  in  tail  of  the  grantor 

gegen  nicht  die  Ansprüche  des  revcrsioner.  Eine  common  recovery  hingegen 
beseitigte  sowohl  die  Claims  of  the  issue  of  the  tenant  in  tail,  als  auch  sämtliche 
interesis  in  reversion,  es  sei  denn,  daß  die  Krone  der  revcrsioner  war. 

*•)  Die  Law  Reports  in  den  Year  Books  sind  in  einer  eigentümlichen,  fran- 
zösischen Sprache  geschrieben,  welche  man  law-French  zu  nennen  pflegt. 
Nach  der  normannischen  Invasion  war  die  offizielle  Sprache  bei  mündlichen 
Verhandlungen  vor  englischen  Gerichten  die  französische  Sprache.  Ein  Gesetz 
aus  dem  Jahre  1362  (36  Edw.  III.,  stat.  i,  c.  15)  führte  dann  die  englische 
Sprache  als  Gerichtssprache  ein.  Nichtsdestoweniger  wurden  bis  in  die  Re- 
gierungszeit der  Königin  Elisabeth  hinein  die  Law  Reports  meistens  französisch 
abgefaßt.  —  Eine  englische  Übersetzung  des  oben  erwähnten  Taltarum's 
Case  findet  sich  in  T  u  d  o  r  's  Leading  Cases  on  Real  Property,  4.  Aufl. 

*)  Über  diese  Eintragung  vgl.  die  §§  16  und  77  der  Supreme  Court  of 
Judicature  Act  von  1873  (3^  ^.nd  37  Vict.,  c.  66),  die  Judicature  Act  von  1877 
(42  and  43  Vict.,  c.  78)  und  die  Rules  of  the  Supreme  Court  von  1883  (s.  Erl. 
ro  §  15  sub  III,  Anm.  5),  Order  LXI.  rule  9.  Ursprünglich  erfolgte  die 
Eintragung  bei  dem  (jetzt  nicht  mehr  bestehenden)  Kanzleigericht  {Court 
of  Chancery). 

19* 
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at  law  or  in  equity),*^)  Wünscht  der  ienant  in  tail  seinen  estate  nicht 
an  einen  dritten  zu  veräußern,  sondern  lediglich  in  ein  fee  simple  zu 
verwandeln,  so  kann  er  dies  dadurch  erreichen,  daß  er  die  fraglichen 
Grundstücke  an  A.  und  dessen  Blutserben  mittelst  einer  disrntailing 
assurance  ,^to  the  use  of  the  grantor  and  his  heirs^*^  verleiht  Auf  Grand 
des  Statute  of  Uses  von  1535  (2^  Hen,  VIIL,  c,  lO)  erwirbt  durch 
eine  solche  Verleihung  der  grantee  A.  weder  einen  legal  estate^  noch 
ein  equitable  interes^t  an  den  fraglichen  Grundstücken,  sondern  wrd 
lediglich,  wie  die  englische  Rechtssprache  sich  ausdrückt,  eine  yjC(mduii' 
pip^*"  (d.  h.  ein  Leitungsrohr)  zur  Oberleitung  des  legal  und  equitable 
estate  in  fee  simple  auf  den  grantor^  d.  h.  auf  den  bisherigen  tenant  in 
tail.     (Näheres  hierüber  s.  in  dem  Erl.  zu  §  40  sub  3  a.) 

Es  sind  bezüglich  der  Umwandlung  eines  fee  tail  in  ein  fee 
simple^^)  im  Wege  einer  disentailing  assurance  zwei  Hauptfälle  zu  unter- 
scheiden : 

a)  Die  Umwandlung  erfolgt  durch  einen  tenant  in  tail  in  possesim. 
In  diesem  Falle  kann  der  tenant  grundsätzlich  für  sich  allein  nach 
freiem  Ermessen  (at  his  oum  pleasure)  handeln  und  bedarf  nicht  der 
Zustimmung  (consent)  irgend  eines  dritten.  Es  genügt  hier  also 
regelmäßig  die  Vollziehung  und  Eintragung  einer  disentailing  assu- 
rance. 

b)  Die  Umwandlung  erfolgt  durch  einen  tenant  in  tail  in 
remainder.  In  diesem  Falle  ist  grundsätzlich  der  jjConsent^  einer  oder 
mehrerer  bestimmten  dritten  Personen  erforderlich.  Die  Person,  von 
deren  Zustimmung  die  vollwirksame  Umwandlung  eines  fee  tail  in 
remainder  in  ein  fee  simple  in  remainder  abhängt,  wird  der  j^protector**' 
genannt.*')  Die  Zustimmung  muß  entweder  in  der  disentailing 
assurance  selber  oder  in  einer  besonderen,  gleichfalls  in  der  Central 
Office  des  Supreme  Court  einzutragenden  gesiegelten  Urkunde  (deed) 


*^)  Musterbeispiele  von  disentailing  assurances  finden  sich  z.  B.  im  i.  Bande 
des  Compendium  of  Precedents  in  Conveyancing  von  Thomas  Key  und  Sir 
Howard  Elphinstone,  8.  Aufl.  ;  im  5.  Bande  der  von  Arthur  U  n  d  e  r  - 
h  i  1 1  und  anderen  Rechtsgelehrten  herausgegebenen  Encyclopaedia  of  Forms 
and  Precedents;  in  den  Forms  and  Precedents  von  Wolstenholtfte  und  Capron. 
6.  Aufl.^  und  in  zahlreichen  anderen  Formelsammlungen.  —  Die  Vorschriften 
der  Fincs  and  Recoveries  Act  von  1833  gelten  gemäß  §  40  des  Gesetzes  nur  für 
solche  deeds,  welche  ..actually  executed",  d.  h.  gesiegelt  und  übergeben  worden 
sind,  dagegen  nicht  für  einen  obHgatoriscen  Vertrag  (contract),  eine  disentailing 
assurance  zu  vollziehen. 

■*)  Der  technische  Ausdruck  für  eine  solche  Umwandlung  ist  ,,barrin§ 
an  entail", 

*')  Das  Amt  eines  protector  ist  durch  die  Fines  and  Recoveries  Act  von  1833 
geschaffen  worden.  In  gewöhnlichen  Fällen  ist  der  protector  der  Inhaber  des 
dem  fee  tail  vorangehenden  estate  for  life  in  possession.  Es  kann  jedoch  der 
grantor  in  der  den  estate  tail  schaffenden  Urkunde  irgendeine  oder  irgendwelche 
zwei  oder  drei  Personen  zu  dem  Amte  als  protector  berufen.  Gewisse  Personen 
sind  durch  das  Gesetz  von  1833  von  diesem  Amte  ausgeschlossen.  Sind  mehrere 
Personen  zu  protectors  ernannt  und  stirbt  eine  derselben,  so  haben  der  oder  die 
überlel:)enden  protectors  allein  die  Amtspflichten  und  -rechte  auszuüben. 


Enter  Titel.     Legal  Capacity.  293 

erteilt  werden.  •*)     Wird  eine  dismtailing  assurance  ohne  die  erforder- 
liche Zustimmung  des  oder  der  proUctors  vollzogen,   so  vernichtet 
der  tenani  in  tail  zwar  die  Ansprüche  seiner  eigenen  Nachkommen- 
schaft   auf    das    entail^    aber    nicht    die    Ansprüche    der    etwaigen 
rtmaindermen  und  des   reversioner.     Es  erhält  daher  der  Empfänger 
(grantee)   des    umgewandelten   estate   nicht   ein  absolutes  fee  simple, 
sondern   nur  ein  base  fee  (s.  oben  Erl.  sub  2,  Anm.  8),  welches  mit 
dem  Erlöschen  der  Nachkommenschaft  des  grantor  (d.  h.  des  ehe- 
maligen tenant  in  tail)  sein  Ende  findet  (§  34  der  Fines  and  Recoveries 
Act  von  1833).     Es  kann  jedoch  gemäß  §  19  des  Gesetzes  von  1833 
der  veräußernde  tenant  in  tail  nachträglich   das   so  geschaffene  base 
fee  in  ein   absolutes  fee  simple  dadurch  erweitem,   daß  er  sich  die 
Genehmigung   des  protector  noch   verschafft  oder  nach   dem   Tode 
des  protector  selber  eine  die  disefUailing  assurance  genehmigende  Er- 
klärung   abgibt     Es    bestimmt    ferner    der    §  6    der   Real  Property 
Limitation  Act  von   1874  Ö7  and  38  Vict,y  c,  S7)*  daß  in  dem  Falle, 
wo  jemand  eine  base  fee  zwölf  Jahre  lang,  gerechnet  von  dem  Zeit- 
punkte,  zu   welchem  der  ehemalige  tenant  in  tail  eine  vollwirksame 
disentailing  assurance  ohne   die  Zustimmung  des  protector  hätte  vor- 
nehmen können,  besitzt,  durch  Zeitablauf  (by  lapse  of  time)  das  base 
fee  in  ein  fee  simple  erweitert  (enlarged)  sei.     Zu  beachten  ist,  daß 
die  Vorschriften  der  Fines  and  Recoveries  Act  von  1833  nur  auf  die 
Veräußerung    eines  fee  tail  im   Wege   einer  gehörig  eingetragenen 
disentailing  assurance  anwendbar  sind.     Erfolgt  die  Veräußerung   auf 
einem  anderen  Wege,   so  gelten  die  Bestimmungen  des  Statute  De 
Dotds   ConditionalibuSy    d.  h.    der    Erwerber    erhält   einen   estate^  der 
nicht   nur   durch    die    etwaigen    remaindermen    und   den   rei^ersionery 
sondern  auch  nach  dem  Tode  des  veräußernden  tenant  in  tail  durch 
den  erbberechtigten  Nachkommen  desselben  vernichtet  werden  kann. 
Es   bestehen    einige    Ausnahmeßllle,    in   denen   ein  tenant  in  tail 
unter  keinen  Umständen   eine   disentailing  assurance  vornehmen  darf. 
Zwei  der  wichtigsten  dieser  Ausnahmen  seien  hier  kurz  erwähnt: 

a.  Wenn  die  Krone  als  Belohnung  für  dem  Staate  geleistete 
Dienste  ein  feudum  talliatum  verliehen  hat,  so  darf  der  jeweilige 
Inhaber  des  betreffenden  fee  tail,  solange  die  Krone  der  ra^ersioner 
ist,  keine  Umwandlung  des  estate  in  ein  fee  simple  vom^men.  Diese 
Vorschrift  gründet  sich  auf  ein  Parlamentsgesetz  aus  dem  Jal^re  1542 
(34  and  SS  Hen.  VIILy  c.  20)  und  ist  durch  den  §  18  der  Fines 
and  Recoveries  Act  von  1833  ausdrücklich  als  noch  heute  rechtsgültig 
anerkannt  worden. 

%  Wenn  an  jemanden  ein  tail  special  verliehen  worden  ist 
(z.  B.  „Ä?  A.  and  the  heirs  of  his  body  by  his  wife  Ä"  oder  „A;  B, 
and  the  heirs  of  her  body  by  her  husband  ^."  usw.),   und  wenn  die 

**)  Um  dem  Leser  ein  Verstehen  der  hier  geltenden  Grundsätze  zu  erleich- 
tern, übergehe  ich  absichthch  die  außergewöhnhchen  Fälle,  in  denen  entweder 
«in  Unani  in  tail  in  possession  zur  Aufhebung  des  entail  der  Zustimmung 
i'ines  dritten  bedarf  oder  ein  tenant  in  tail  in  remainder  ohne  eine  solche  Zu- 
stimmung seinen  estate  in  ein  vollwirksames  fee  simple  in  rettiaindcr  umwandeln 
kann. 
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bestimmte  Ehefrau  des  Empfängers  bezw.  der  bestimmte  Ehemann 
der  Empfängerin  des  fraglichen  tail  special  ohne  Hinterlassung  von 
erbberechtigten  Kindern  gestorben  ist,  so  ist  mit  diesem  Tode  jede 
Möglichkeit  der  künftigen  Zeugung  und  Geburt  eines  erbfähigen 
Deszendenten  geschwunden.  In  einem  solchen  Falle  wird  der  (bezu'. 
die)  Belehnte  ein  ,jtenant  in  tail  öfter  possibility  of  issue  extinct^^  oder 
kurz  ein  y,tenant  in  tail  after  possibility*'^  genannt  und  ist  fortan  un- 
fähig, eine  disentailing  assurance  zu  vollziehen. 

4.  S et tl erneut  of  property.  Hierunter  ist  (im  Anschluß  an  die 
im  §  2  der  Settled  Land  Act  von  1882  gegebene  Begriffsbestimmung)") 
eine  Urkunde  oder  eine  Mehrzahl  von  Urkunden  zu  verstehen,  durch 
welche  irgend  ein  Vermögen  oder  Vermögensstück  —  lehnrechtliches 
oder  nichtlehnrechtliches  —  auf  Personen  in  einer  solchen  Weise  über- 
tragen wird,  daß  der  Genuß  (tJie  enjoymait)  des  fraglichen  Vermögens 
diesen  Personen  in  einer  von  dem  Obertragenden  (settlor)  bestimmten 
zeitlichen  Reihenfolge  zustehen  soll.  Der  leitende  Gedanke  bei  einer 
solchen  Übertragung  ist,  das  in  Betracht  kommende  Vermögen 
möglichst  zu  binden  und,  soweit  das  objektive  Recht  es  gestattet,  zu 
verhindern,  daß  das  Vermögen  in  Hände  gelangt,  denen  eine  freie 
Veräußerung  desselben  rechtlich  gestattet  ist.  Eine  solche  Bindung 
von  Vermögen  (property)  kann  auf  Grund  der  sogenannten  Rtde  agatnst 
Perpetuities  nur  stattfinden  für  die  Lebensdauer:  einer  oder  mehrerer 
Personen,  welche  zur  Zeit  der  Errichtung  des  settlement  schon  geboren 
sind,  und  für  einen  ferneren  Zeitraum  von  höchstens  21  Jahren  nach 
dem  Tode  dieser  Personen.  Unter  Umständen  kann  das  letztere  Maß 
noch  eine  Verlängerung  durch  Hinzurechnung  der  Zeit  der  Schwanger- 
schaft (period  of  gestation)  erfahren.  **)  Eine  weitere  Bindung  ist  je- 
doch nur  durch  eine  Erneuerung  des  Settlements  d.  h.  durch  ein  so- 
genanntes re-settlement  zu  erzielen.  —  Die  Errichtung  eines  settlement 
kimn  entweder  durch  Rechtsgeschäft  inter  vivos  oder  durch  Testament 
(by  will)  erfolgen.  Beruht  das  settlement  auf  mehr  als  einer  Urkunde, 
so  spricht  man  von  einem  Compound  settlement.  Beispielsweise  wurde 
in  dem  Rechtsstreite  i7i  re  Marquis  of  Ailesbury  and  Iveagh  (mitgeteilt 
in  den  Law  Reports  von  1893,  Bd.  II  der  CÄa;f?/r^rK- Entscheidungen, 
S.  345  flg.)  erkannt,  daß  ein  Compound  settlement  vorläge,  welches  sich 
aus   einer  langen  Reihe  von  Urkunden,  beginnend  mit  einem  deed  aus 


*'^)  Der  §  2  der  Settled  Land  Act  von  1882  (45  and  46  Vict.,  c.  38)  besagt: 
,,any  deed.  will,  agreement  for  a  settlement,  or  other  agreement,  covenant  io  sur- 
rcndcxy  copy  of  court  toll,  Act  of  Parliament,  or  other  instrument,  or  any  number 
of  instrmnents,  whether  made  or  passed  hefore  or  after,  or  partly  before  and 
partly  after,  the  commencemcnt  of  this  Act,  under  or  by  virtue  of  which  instrument 
or  instrumenta  any  land  or  any  estate  or  interest  in  land,  Stands  for  the  timc 
being  limittd  to  or  in  trust  for  any  persons  by  way  of  succession,  creates  or  is 
for  the  purposcs  of  this  Act  a  s  e  1 1 1  e  ni  e  n  t." 

^^)  Handelt  es  sich  um  executory  interests  nach  einem  estate  tail,  so  findet 
die  Rtile  against  Perpetuities  keine  Anwendung,  da  ja,  wie  ich  oben  sub  3  aus- 
gefülirt  habe,  ein  estate  tail  durch  eine  disentailing  assuratice  in  einer  solchen 
Weise  aufgehoben  werden  kann,  daß  alle  folgenden  executory  interests  zer- 
stört werden.  —  Um  die  Darstellung  nicht  zu  sehr  zu  verwickeln,  übergehe 
ich  hier  die  für  Settlements  wichtige  Rule  against  Accuntulations. 
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dem  Jahre  1796  und  endend  mit  einem  deed  aus  dem  Jahre  1885, 
zusammensetzte.  —  Die  beabsichtigten  Zwecke  eines  settlement  können 
mancherlei  Art  sein.  Am  häufigsten  jedoch  bedient  man  sich  dieses 
Verfahrens,  um  seiner  eigenen  Familie  ein  Vermögen  zu  erhalten.  Ins- 
besondere sind  sogenannte  marriage  settlenimtSy  d.  h.  Festlegungen  von 
Veraiögensstücken  aus  Anlaß  oder  im  Hinblick  auf  eine  Ehe  zum 
Besten  der  Ehegatten  und  ihrer  etwaigen  Nachkommen,  sehr  üblich. 
— -  Erfolgt  die  Errichtung  des  settlement  ohne  eine  geldwerte  Gegen- 
leistung (without  valuable  cansideration),^'^)  so  spricht  man  von  einem 
voluntary  settlement.  Hat  dagegen  eine  solche  Gegenleistung  stattge- 
funden, so  liegt  ein  settlement  for  value  vor.  Dieser  Unterschied  ist  irt 
mehrfacher  Beziehung  von  großer  rechtlichen  Bedeutung.  Hat  z.  B. 
ein  Gemeinschuldner  innerhalb  der  letzten  zwei  Jahre  vor  der  Kon- 
kurseröffnung ein  voluntary  settlement  errichtet,  so  ist  diese  Vermögens- 
stiftung auf  Grund  des  §  47  der  Bankruptcy  Act  von  1883  (46  and  4^ 
Vict.y  c.  52)  ipso  facto  nichtig  (void).  Besteht  das  fragliche  settlement 
zwar  länger  als  zwei  Jahre,  aber  weniger  als  zehn  Jahre,  gerechnet 
von  der  adjudication  (s.  Erl.  zu  §  3  sub  I,  6),  so  ist  die  Vermögens- 
stiftung nur  dann  nichtig,  wenn  der  Gemeinschuldner  nicht  den  Nach- 
weis erbringen  kann,  daß  er  zur  Zeit  der  Errichtung  des  settletnent 
fähig  war,  seine  Schulden  ohne  Inanspruchnahme  des  in  die  Ver- 
m(>gensstiftung  einbegiiffenen  Vermögens  zu  bezahlen.  **)  Ein  settlement 
aus  Anlaß  einer  zu  schließenden  Ehe  (in  consideration  of  a  contemplated 
marriage)  gilt  als  ein  settlement  for  value.  In  Seabomis  Vendors  and 
Purchasers  of  Real  Property,  6.  Aufl.  (1904),  heißt  es  auf  S.  184: 
yMarriage  is  a  valuable  consideration,  and  a  settletnent  made  previously 
to  and  in  consideration  of  marriage  will,  so  far  as  concems  the  interests 
of  those  whose  Claims  are  within  tlie  marriage  consideration  (viz.,  the  hus- 
band  and  wife  and  their  issue),  be  supported  against  both  purchasers  and 
creditors;  and  a  settlement  though  made  after  marriage,  if  meide  in 
accordance  with  articles  executed  previously  to  marriage,  or  of  a  covenant 
to  bring  in  after-acquired  property,  or  even  in  pursuance  of  a  parol 
anie-fiuptial  contract  recited  in  the  settlement  is  not  voluntary,*'^  —  Da 
verschiedene  Rechtsgrundsätze  gelten,  je  nachdem  es  sich  vun  eine 
Bindung  von  lehnrechtlichem  Vermögen  (real  property)  oder  um  eine 
Bindung  von  nichtlehnrechtlichem  Vermögen  (personal  property)  handelt, 
so  gebe  ich  im  nachstehenden  noch  einige  Erläuterungen  getrennt 
über  ein  settlement  of  real  property  und  über  ein  settlement  of  personal 
property : 


"'')  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  ,, consideration**  s.  die  Eri.  zu 
§  57  sub  I.   Anm.   2. 

**)  Es  ist  jedoch  zu  beachten,  daß  die  Konkurseröffnung  über  das  Ver- 
mögen des  settlor  (grantor)  eines  voluntary  settlement  letzteres  nicht  ab  initio, 
sondern  erst  von  dem  Tage  der  Konkurseröffnung  ab  nichtig  macht.  Hat 
daher  jemand  vor  diesem  Zeitpunkte  bona  fide  und  gegen  Entgelt  (for  value) 
ein  dingliches  Recht  an  einem  zu  dem  settlement  gehörendenVemiögensstücke 
erworben,  so  wird  sein  Rechtstitel  nicht  durch  eine  spätere  adjudication  des 
voluntary  grantor  berührt :  vgl.  z.  B.  die  Entscheidung  in  re  Carter  and  Ken- 
derdine's  Contract  in  den  Law  Reports  von  1897,  Bd.  I  der  CÄrtWCery-Ent- 
scheidungen,  S.  776  üg. 
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a)   Settlement  of  real  property.    Das  einfachste  Bei^iel  eiiier 
Bindung  von  lehnrechtlichem  Vermögen  bildet  folgender  Fall:  Es  wird 
an  A.  ein  tstate  for  life  und  gleichzeitig  an  den  ältesten,  noch  nicht 
geborenen  Sohn  des  A.  ein  reniainder  in  fee  tail  verliehen«     Dieser  Sohn 
des  A.  möge  nut  B.  bezeichnet  werden.    Die  Wirkung  einer  sdchen 
Abgrenzung   (limitation)   des    lehnrechtlidien  Eigentums    ist,   daß  der 
estate  tail  nicht  aufgehoben  (barred)  werden   kann,  bevor  B.  die  Voll- 
jährigkeit erreicht.     Tritt  dieser  Fall  vor  dem  Ableben  des  A.  ein,  so 
kann  B.  nur  mit  Einwilligung  des  A.,   welcher  proUctor  (s.  oben  £rL 
sub  3  b.)  des  settlement  ist,  eine  disentailing  assurance  vornehmen.    Ver- 
weigert A.  seine  Einwilligung,  so  ist  B.  nur  befähigt,  durch  Veräußerung 
seines  Anwartschaftsrechtes  ein  base  fee  zu  schaffen,  d.  h.  ein  prekäres 
dingliches   Recht,    für  welches  es  schwer  halten   wird,    einen   reellen 
Käufer  zu   finden.     Da  nun  B.,  solange  A.  lebt,  keinen  Anspruch  auf 
Anteilnahme  an  den  Einkünften  aus  dem  settlement  hat,  so  werden  sich 
A.  und  B.  leicht  in  folgender  Weise  einigen :  B.  wird  gegen  Gewährung 
eines  Anteils  aus  dem  Einkommen  gemeinschaftlich  mit  A.  das  entail 
aufheben  und   eine  Erneuerung  des  Settlements  ein  re-settUmentj  derart 
vornehmen,   daß  B.  nach   der  Beendigung  des  life  estate  des  A.  einen 
estate  for  life  und    der   älteste,   noch    ungeborene  Sohn  des   B.  ein 
remainder  in  fee  tail  erhält.     Hierdurch  ist  von  neuem  das  dem  settlement 
unterworfene  Vermögen  solange  gebunden,   bis  B.   einen  volljährigen 
ehelichen  Sohn  besitzt,  mit  welchem  er  dann  wahrscheinlich  zu  einem 
gleichen  Abkommen,   wie  dasjenige  des  A.  mit  dem  B.  war,  gelangen 
wird.     Joshua  Williams  sagt  in  seinen  Frincipks  of  the  Law  of  Real 
Propertyj   19.  Aufl.,  S.   100:    „In  f amilies  where  the  estates  are  kept  up 
from  one  generatian  to  another^  Settlements  are  made  every  few  years  for 
this  purpose,"^  —  Das  von  mir  oben  gegebene  einfachste  Beispiel  eines 
settlement  of  real  property  wird  in  der  Praxis  wohl  kaum   vorkommen. 
Ich  habe  es  nur  gewählt,  um  an  demselben  die  Theorie  der  Bindung 
von  lehnrechüichem  Vermögen  zu  zeigen.     In  Wirklichkeit  wird  regel- 
mäßig,  um   die  Schaffung   einer  größeren  Mannigfaltigkeit  von  interesis 
an  dem  gebundenen  Vermögen  zu  ermöglichen,   von  dem  System  der 
tises  Gebrauch  gemacht  werden   (s.  Erl.   zu  §  40  sub  3).     Da  es  im 
Rahmen  der  Erläuterungen  zu  dem  vorliegenden  §  56  der  Jenksschen 
Kodifikation  unausführbar  ist,  auch  nur  annähernd  die  hier  möglichen 
Formen   von   limitations  und   uses  zu   besprechen,    so   beschränke    ich 
mich  darauf,  folgende*  Stelle  aus  Digby's  History  of  the  Law  of  Real 
Property j  5.  Aufl.,  S.  357 — 358,  mitzuteilen:  „Es  wünscht  z.B. Jemand 
in   Hinblick    auf    die   bevorstehende   Hochzeit  seines   ältesten  Sohnes 
Grundstücke  auf  den  Sohn  und  auf  die  Kinder  aus  der  Ehe  desselben 
zu  übertragen.     Zu  diesem  Behufe  überträgt  A.,  der  settlor  (d.  h.  der 
Stifter  des   settlement)^   die   fraglichen  Grundstücke   auf  B.  und  C.  und 
deren  Erben   zum  Besten   (to  the  tise  of)  von   sich   selber  und  seinen 
Erben  bis  zur  Vollziehung  der  geplanten  Ehe.     Es  erhält  damit  A.  für 
sich  selber  einen  estate  in  fee  simple  bis  zu   dem  Augenblicke   zurück, 
in  welchem  die  Hochzeit  stattfindet;  und  falls  letztere  überhaupt  nicht 
stattfinden  sollte,  so  ist  irgend  ein  tatsächlicher  Wechsel  in  den  Eigen- 
tumsrechten an  den  betreffenden  Grundstücken  [durch  die  Übertragung 
auf  die  feoffees  to  uses  B.  und  C]    überhaupt  nicht   eingetreten.    Die 
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nächste  Abgrenzungsklausei  (limitaHon)  der  Übertragungsurkunde  mag  dann 
sein:  Nach  Vollziehung  der  Ehe  zum  Besten  (to  the  use  of)  des  B. 
und  C.  (d.  h.  der  Treuhänder)  für  einen  Zeitraum  von  99  Jahren  unter 
gewissen  Treuhandsverpflichtungen  (upon  certain  trusts),  z.  B.  eine  Geld- 
sumine  als  Nadelgeld  (pin-maney)  an  die  Ehefrau  während  der  Dauer 
der  Ehe  zu  zahlen.  In  der  folgenden  Abgrenzungsklausel  (litmtaüon) 
ist  dann  vielleicht  gesagt:  Nach  Ablauf  des  erwähnten  Zeitraumes 
[von  99  Jahren]  und  während  der  Dauer  desselben,  unter  Vorbehalt 
der  genannten  Treuhandsverpflichtungen,  zum  Besten  (to  the  use  of) 
des  A.,  d.  h.  des  settloTj  auf  Lebenszeit  (for  life).  Eine  derartige  An- 
ordnung würde  nach  Gemeinem  Rechte  unmöglich  sein:  denn  weder 
könnte  nach  einem  fee  simple  irgend  ein  weiterer  lehnrechtlicher 
Eigentumsanteil  (estate)  abgegrenzt  werden,  noch  könnte  jemand  auf 
sich  selber  irgend  ein  dingliches  Recht  übertragen.  Jedoch  in  derselben 
Weise,  wie  vor  Erlaß  des  Statute  of  Uses  die  Treuhänder  nicht  ge- 
hindert waren,  das  Treuhandsvermögen  nach  Eintritt  eines  bestimmten 
Ereignisses  unter  einer  geänderten  Treuhandsverpflichtung  zu  besitzen, 
so  hinderte  auch  nach  Erlaß  des  genannten  Parlamentsgesetzes  nichts  den 
legal  estate  in  fee  simple^  sich  mit  dem  Eintritte  eines  bestimmten 
Ereignisses  in  einen  legal  estate  for  life  zu  verwandeln.  Nächste  Ab- 
grenzungsklausel:  Nach  dem  Tode  des  A.  zum  Besten  (to  the  use  of) 
des  ältesten  Sohnes  auf  Lebenszeit  (for  life).  Dies  ist  ein  vested 
remainder  [s.  Erl.  zu  §  40  sub  2].  Sodann  die  Abgrenzungsklausel: 
Zum  Besten  (to  the  use  of)  des  ältesten  Sohnes  dieses  Sohnes  in  tail. 
Diese  Bestimmung  verleiht  dem  ältesten  Sohne  [des  Sohnes]  ein 
contingent  remainder.  Es  pflegen  dann  gewöhnlich  ähnliche  remainder s 
für  sonstige  Söhne  und  eine  Anzahl  weiterer  Vorschriften  zu  folgen; 
und  zum  Schluß  wird  ein  remainder  zum  Besten  des  A.  und  seiner 
Erben  (to  t/ie  use  of  A.  and  his  heirs)  bezw.  zum  Besten  der  Erben 
des  A.  für  immer  (to  the  use  of  the  heirs  of  A,  for  euer)  geschaffen, 
wodurch  A.  ein  ultimate  remainder  in  fee  simple  erhält. "*•) 

b)  Settlement  of  personal  property.  Es  ist  hier  zu  beachten, 
daß  das  Gemeine  Recht  (Common  Law)  nur  eine  absolute  or  allodial 
ovmership,  d.  h.  ein  allodiales  Eigentum  an  things  personal  kennt  und 
nicht  die  Schaffung  von  future  estates  an  nichtlehnrechtlichen  Ver- 
mögensgegenständen  gestattet.  Beispielsweise  würde  im  Falle  der  Über- 
tragung einer  Pacht  (lease)  für  1000  Jahre  durch  Rechtsgeschäft  inter 
v'rvos  auf  A.  lebenslänglich  (for  life)  und  sodann  auf  B.  und  seine 
Rechtsnachfolger  das  volle  Eigentum  an  der  gesamten  Pacht  nach 
Gemeinem  Recht  dem  A.  zufallen,  und  es  würde  das  remainder  des 
B.  nichtig  sein.  Indessen  ist  es  unter  dem  Einflüsse  des  Statute  of 
Wills  möglich,  legal  future  interests  auch  an  personal  property  durch 
Testament  (by  will)  zu  schaffen.  (Vgl.  die  Erl.  zu  §  40  sub  3,  Anm. 
10  und  zu  §  44  sub  3.)  Wird  z.  B.  eine  Pacht  für  1000  Jahre  dem 
A.  auf  Lebenszeit   und   sodann   dem  B.  und  seinen  Rechtsnachfolgern 

■  ••)  Um  dem  nichtenglischen  Juristen  ein  anschauliches  Bild  von  einem 
^itlement  of  real  property  zu  gewähren,  habe  icli  mich  entschlossen,  meinen 
Hrlänteningen  zu  §  56  einen  Anhang  beizufügen,  der  zwei  Urkunden,  dar- 
stellend je  ein  settlement  of  real  property,  enthält. 
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vermacht  (bequeathed'^  s.  Erl.  zu  §  39  sub  2,  Anm.  8),  so  ist  das  executory 
bequesi  des  B.  ein  vollgültiges  legal  future  interest.  —  Im  Gegensatze 
hierzu  gestattet  das  Billigkeitsrecht  (Equiiy)  die  Schaffung  von  successrcc 
interests  an  nichtlehnrechtlichem  Vermögen  in  derselben  freien  Weise, 
in  welcher  solche  zeitlich  sich  folgenden  dinglichen  Rechte  an  lehn- 
rechtlichem Vermögen  möglich  sind.  Nur  ist  zu  diesem  Behufe  die 
Einschaltung  von  Treuhändern  (trustees)  erforderlich,  auf  welche  die 
absolute  ownership  nach  Gemeinem  Rechte  zu  übertragen  ist,  aber  zur 
treuen  Hand  (in  trust)  für  diejenigen  Personen,  welche  nach  Billigkeits- 
recht partial  interests  an  den  nichtlehnrechtlichen  Vermögensstücken 
erhalten  sollen.  An  Stelle  der  uses  in  einem  settlenient  of  real  proferty 
sind  daher  von  dem  settlor  eines  settlenient  of  personal  property  entsprechende 
trtists  festzusetzen.  Nur  eins  ist  hierbei  zu  bemerken:  Weder  nach 
Gemeinem  Recht,  noch  nach  Billigkeitsrecht  ist  ein  fee  tail  an  nicht- 
lehnrechtlichem Vermögen  möglich.  Es  kann  wohl  das  settlement  be- 
stimmen, daß  A.  das  benefiziarische  Eigentum  auf  Lebenszeit  und 
sodann  B.  das  benefiziarische  Eigentum  erhalten  solle,  aber  es  ist  nicht 
möglich  zu  sagen  „/t?  B.  in  fee  tail'^.  Stirbt  A.,  so  erhält  B.  das  volle, 
keiner  erbrechtlichen  Schranke  unterliegende  Eigentum.  —  Die  Be- 
antwortung der  Frage,  ob  in  einem  gegebenen  Falle  ein  settlement  of 
real  property  oder  ein  settlement  of  personal  property  vorliege,  hängt 
nicht  davon  ab,  von  welcher  Art  das  zu  bindende  Vermögen  zur  Zeit 
der  Errichtung  des  settlenient  ist.  Wenn  z.  B.  lehnrechtliche  Grund- 
stücke auf  Treuhänder  mit  der  Bestimmung  übertragen  werden,  die 
Grundstücke  zu  verkaufen  und  die  Einkünfte  aus  dem  Erlöse  an  A. 
auf  Lebenszeit  auszuhändigen  und  nach  dem  Tode  des  A.  das  Kapital 
an  B.  und  C.  gleichmäßig  zu  verteilen,  so  ist  der  Gegenstand  der 
Vermögensbindung  von  dem  Augenblicke  der  Vollziehung  der  Über- 
tragungsurkunde ab  und,  ehe  irgend  ein  Verkauf  der  Grundstücke 
stattgefunden  hat,  Geld  und  nicht  ein  Stück  Land;  und  es  handelt 
sich  um  ein  settlement  of  personal  property.  Umgekehrt,  wenn  eine 
Geldsumme  auf  Treuliänder  zum  Zwecke  des  Ankaufs  von  lehn- 
rechtlichen Vermögensstücken  übertragen  wird  „to  the  use  of  A.  for 
life,  and  then  to  A's  eldest  son  and  his  heirs^'y  so  liegt  von  dem  Zeit- 
punkte der  executian  of  the  settlement  ab  und,  bevor  irgend  ein  SchriU 
zum  Ankaufe  von  things  real  getan  ist,  ein  settlement  of  real  property 
v(^r.  Diese  von  dem  Billigkeitsrechte  aufgestellte  Lehre  wird  Jhe 
eqiiitable  doctrine  of  the  notional  conversion  of  land  into  money  and  of 
money  into  land^  genannt:  vgl.  den  Rechtsfall  Flctcher  versits  Ashburntr 
im  I.  Bande  von  Brown 's  Chancery  Cases  (Jyy8  to  1794),  S.  497  flg- 
5.  Power  of  appointment  Unter  einem  y,po7ver^  in  deni  hier 
in  Betracht  kommenden  Sinne  versteht  das  englische  Recht  eine  Ver- 
fügungsbefugnis (a  right  of  disposition)  über  lehnrechtliches  oder  nicht- 
lehnrechtliches  Vermögen,  welche  nicht  aus  dem  Eigentumsrechte  an 
dem  betreffenden  Vermögen  entspringt,  sondern  ihre  Entstehung  und 
Berechtigung  aus  einer  anderen  Quelle  herleitet.  Man  kann  zwischen 
zwei  Hauptklassen  von  derartigen  rights  of  disposition  unterscheiden: 
zwischen  common  law  powers  und  powers  operating  by  way  of  trust  or 
use  (vgl.  Andrew  Strahan,  A  General  Vieia  of  the  Law  of  Property^ 
3.  Aufl.,  S.  166).     Unter   einem   common  law  p0wer  ist   ein  power  zu 


Erster  Titel.     Legal  Capacity.  200 

verstehen,  welches  durch  das  Geraeine  Recht  oder  durch  ein  Parlaments- 
gesetz, mit  Ausnahme  des  Statute  of  UseSj   verliehen  worden  ist.     Bei- 
spielsweise ist  die  Befugnis  eines  Testamentsvollstreckers  (executor),  zur 
Bezahlung   der  Schulden  des  Testators   den  Grundbesitz  desselben  zu 
verkaufen,    ein    common    Icnv  p<nver.      Für    die    vorliegenden    Zwecke 
interessieren   uns  jedoch   nur   die  powers  operating  by  way  of  trust  or 
use.     Unter  einem  solchen  potver  ist  die  irgend  einer  Person  verliehene 
Befugnis   gemeint,   an   einem   bestimmten   lehnrechttichen    oder    nicht- 
lelinrechtlichen  Vermögen  entweder  uses  bezw.  trusts  zu   erklären   oder 
bestehende  uses  bzw.  tn^sts  zu  widerrufen.     In  dem  ersten  Falle  spricht 
man  von  einem  power  of  appointnient^  in  dem  letzteren  Falle  von  einem 
power  of  rei'ocation.     Durch  Ausübung  eines  power  of  appointment  werden 
k^al  oder   equi  table  inte  res  ts  geschaffen,   während   die  Ausübung  eines 
piywer  of  revocatian   bestehende   legal  oder   equitable  interests  zerstört. 
Die  nachstehenden    einfachen    Beispiele    werden    dies    klar    machen: 
a)  Es   überträgt  A.  seine   freien  Lehngrundstücke   (freehold  lands)   auf 
ß.  und  dessen  Erben  zum  Besten  (to  the  use  of)  des  B.  auf  Lebenszeit 
ifor  life)  und  nach  dem  Tode  des  B.  zum  Besten  (to  the  use  of)  des- 
jenigen Kindes  des  B.,  welches  der  letztere  entweder  in  einer  gesiegelten 
Urkunde  (by  deed)  oder  in  seinem  Testamente  (by  will)  bestimmt  haben 
sollte.      Hier    hat   B.   durch    die   Übertragung    (corweyance)    der    freien 
Lehngrundstücke  ein  power  of  appointment  erhalten,  dessen  Inhalt  ist, 
uses  an  den  fraglichen  freehold  lands  zu  erklären.     Die  Ausübung  dieses 
power  bewirkt   die  Schaffung  eines  legal  interest.     Man   spricht   daher 
in  einem  solchen  Falle  von  einem  legal  power  of  appointment  oder  von 
einem  power  of  appointment  under  tfie  Statute  of  Uses  (s.  Erl.  zu  §  40 
sub  3).   —   b)  Es  überträgt  A.  Pachtgrundstücke   (leasehold  lands)   auf 
B.  zur  treuen  Hand   (in  trust)   für  C.  auf  Lebenszeit   und   nach   dem 
Tode  des  C.  zur  treuen  Hand  (in  trust)  für   diejenige  Person,   welche 
D.  in  einer  bestimmt  vorgeschriebenen  Form  bezeichnet  haben  würde. 
Durch  diese  Übertragung  erwirbt  D.  ein  power  of  appointment^  welches 
ihn  befähigt,   ein  equitable  interest  an  den  Pachtgrundstücken  zum  Da- 
sein zu  bringen.     Man  sagt  daher,  daß  A.  dem  D.  ein  equitable  poiver 
of  appointment  verliehen  habe.   —   c)   Aus  Anlaß   einer  geplanten  Ehe 
sei  ein  marriage  settlement  in  Bezug  auf  das  Vermögen  der  Braut  voll- 
zogen worden.     Eine  Klausel   des  settlement  möge  bestimmen,  daß  die 
Braut,  falls   sie   nach   Auflösung   der   Ehe   eine   zweite   Ehe   eingehen 
v^ürde,   befugt   sein   soll,   die   zu  Gunsten   der  Kinder    der  ersten  Ehe 
erklärten  uses  bezw.  trusts  bis  in  Höhe  eines  Drittels  des  dem  settlement 
unterliegenden  Vermögens  zu  widerrufen.     In  diesem  Beispiel  liegt  ein 
power  of  revocation  vor,  welches  entweder  legal  oder  equitable  sein  kann, 
je  nachdem  es  sich  um  die  Zerstörung  von  uses  oder  von  trusts  handelt. 
Regelmäßig    wird    ein  power    of  revocation    mit    einem  poiver  of  neiv 
appointment  verbunden  sein.  —  Po^vers  of  appointment  kommen  besonders 
häufig  in  disentailing  assurances  und  in  marriage  Settlements  vor.     Wenn 
z.  B.  der  tenant  in  tail  zum  Zwecke  der  Vollziehung  eines  rc-settlement 
eine  disentailing  c^ssurance  vornimmt,    so    ist   es   üblich,    das    fragliche 
lehnrechtliche  Vermögen   auf  einen  feoffee  to  uses   zum  Besten   (to  the 
^se  oj)  derjenigen  Personen  zu  übertragen,  welche  das  re-settlement  be- 
nennen wird.     In  einem  marriage  settlement  of  freehold  landsy   welche 
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der  Ehefrau  gehört  haben,  findet  sich  meist  nach  Abgrenzung  (limitatwn) 
von  iife  estates  für  die  Ehegatten  und  von  ßUure  interests  für  die 
etwaigen  Kinder  der  Ehe  eine  Klausei,  wonach  die  Ehefrau  für  den 
Fall,  daß  keine  Kinder  der  Ehe  entspringen,  befugt  sein  soll,  uses  zu 
Gunsten  anderer  Personen  zu  erklären.  Handelt  es  sich  um  ein 
marriage  settlement  of  personal  proptrtyj  so  wird  meist  nach  Abgrenzung 
der  dinglichen  Rechte,  welche  die  Ehegatten  an  dem  Vermögen  haben 
sollen,  verordnet,  *daß  den  Ehegatten  gemeinschaftlich  (jaintly)  und  im 
Falle  des  Ablebens  eines  der  Ehegatten  vor  Ausübung  der  Befugnis 
dem  überlebenden  Ehegatten  ein  power  of  appointmmt  zusteht,  trusU 
zu  Gunsten  aller  oder  eines  oder  mehrerer  Kinder,  unter  Ausschluß 
der  übrigen,  zu  erklären.  —  Ein  power  of  appointment  ist  entweder 
general  oder  special.  Im  ersten  Falle  ist  der  Inhaber  des  power  be- 
rechtigt, seine  Verfügungsbefugnis  zu  Gunsten  irgend  einer  beliebigen 
Person  auszuüben.  Ein  special  power  of  appoitUnient  liegt  dagegen  vor, 
wenn  nur  zu  Gunsten  einer  bestimmten  Person  oder  zu  Gunsten  eines 
oder  mehrerer  Mitglieder  einer  bestimmten  Klasse  von  Personen  ttses 
oder  trusts  erklärt  werden  dürfen. 

6.  Nach  diesen  allgemeinen  Darlegungen  über  die  Bedeutung  der 
Ausdrücke  ,,/><?  Ai//",  „disentailing  assurance'^j  ^settlement  of  propertv' 
und  y^power  of  appointment^  kehre  ich  zu  einer  Erläuterung  des  §  56 
der  Jenksschen  Kodifikation  zurück. 

a)  „Ein  männlicher  Minderjähriger  kann  mit  vollendetem  zwanzigsten 
Lebensjahre  und  eine  weibliche  Minderjährige  mit  vollendetem  sieb- 
zehnten Lebensjahre  aus  Anlaß  seiner  bezw.  ihrer  Eingehung  einer 
Ehe  und  mit  Zustimmung  des  Gerichts  eine  vollwirksame  Vermögens- 
stiftung errichten."  (A  male  minor  at  the  age  of  twenty,  and  a  female 
minor  at  the  age  of  seventcen^  may,  on  the  occasion  of  his  or  her  marriage^ 
and  with  the  approval  of  the  Court,  make  a  binding  settlement  of  proper ty). 
Dieser  Satz  enthält  eine  Ausnahme  zu  der  Regel  des  §  52,  wonach 
„ö  conveyance  made  by  a  minor^  nach  Wahl  des  Minderjährigen  binnen 
einer  angemessenen  Frist  nach  erreichter  Volljährigkeit  anfechtbar 
(voidable  at  the  option  of  the  minor,  within  a  reasonable  time  after  he 
attains  his  majority)  sein  soll.  Um  diese  Ausnahme  zu  der  Regel  des 
§  52  zu  begründen,  müssen  drei  Voraussetzungen  erfüllt  sein:  (a)  Der 
bezw.  die  Minderjährige  muß  zur  Zeit  der  Errichtung  des  settlement  das 
im  §  4  der  Infant  Settlements  Act  von  1855  bezeichnete  Lebensalter 
besitzen;  (ß)  es  muß  sich  um  ein  marriage  settlemetit  handeln;  und 
(7)  die  Chancery  Division  des  High  Court  muß  ihre  Zustimmung  (sanction 
oder  approval)  erteilt  haben.  *^)  Ist  irgend  eine  dieser  Voraussetzungen 
nicht  gegeben,  so  greift  die  Regel  des  §  52  Platz.  —  Gegenstand  des 
fraglichen  marriage  settlement  kann  jede  Art  von  Vermögen,  lehn- 
rechdiches  oder  n ich tlehn rechtliches,  sein,  und  zwar  gleichgültig,  ob  der 


'®)  Es  muü  jedoch  die  Errichtung  des  settlement  ein  freier  Willensakt 
des  Minderjährigen  sein.  Handelte  der  Minderjährige  unter  irgend  einem 
Zwange,  so  kann  er,  trotzdem  die  obigen  drei  Voraussetzungen  vorliegen,  nach 
erlangter  Volljährigkeit  die  Vermögensstiftung  anfechten ;  vgl.  die  Entscheidung 
des  Rechtsfalles  in  re  Lei^h  (oder  Leigh  versus  Leigh)  aus  dem  Jahre  i^-*^' 
mitgeteilt  im   13.  Bande  von  C  a  m  p  b  e  1 1  's  Ruling  Cases,  S.   i(>  flg. 
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oder  die  Minderjährige  an  dem  betrefifenden  Vermögen  ein  dingliches 
Recht  auf  gegenwärtigen  oder  künftigen  Genuß  besitzt  (^whether  real 
or  personal,  and  wheüier  in  possessiony  reversioHj  remainder  or  expectancy^ ; 
^  I  des  Gesetzes  von  1855).  Die  Errichtung  des  settlement  mag  ent- 
weder vor  oder  nach  Vollziehung  der  Ehe  stattfinden:  vgl.  den  Rechts- 
fall Xovett  versus  Lavett  in  den  Law  Reports  von  1898,  Band  I  der 
6'Ai«r«7- Entscheidungen,  S.  82  flg.'*)  Über  die  Erteilung  einer  sanction 
seitens  der  Chancery  Division  zu  dem  marriage  settlement  s.  die  Rules 
of  tÄe  Supreme  Court  von  1883,  Order  ZK,  rule  2,  Abs.  10.  Das 
sdtlement  muß  eine  Klausel  enthalten,  welche  ausdrücklich  besagt,  daß 
das  Gericht  seine  Zustimmung  erteilt  habe.  In  den  Forms  and  Precedents 
von  Wolstenholme  und  Capron,  6.  Aufl.  (1902),  S.  88 flg.,  ist 
nachstehendes  Beispiel  einer  solchen  Klausel  gegeben: 

y.And  Whereas  by  an  order  of  the  Chancery  Division  of  the  High 
Court  of  Justice  made  by  the  Honourable  Justice  [Name  des  Richters] 
in  Chambers  on  the  .  ,  day  of  [Monat],  in  the  said  action^  and  in  the 
fnatter  of  The  Infant  Settlements  Actj  l8S5,  lipon  the  application  of 
the  said  [Name  der  minderjährigen  Braut]  by  X.  F.,  her  next  friendy 
and  of  the  said  [Name  des  oder  der  Vormünder],  the  Judge  being 
of  opinion  that  the  settlement  proposed  to  be  effected  by  this  indenture 
was  a  proper  settlement  to  be  made  in  contemplation  of  the  intended 
marriage  of  the  said  Infant  with  the  said  [Name  des  Bräutigams] 
and  that  the  indenture  therein  referred  tOj  being  this  indenturey  was  a 
prcfper  indenture  for  giving  effect  to  such  settlement,  the  said  Judge  did, 
pursuant  to  the  aforesaid  Act  of  Parliament,  sanction  and  approve  of 
such  Settlements  and  did  order  that  the  said  Infant  should  be  at  liberfyy 
in  contemplation  of  her  marriage  with  the  said  [Name  des  Bräutigams], 
to  execute  the  said  indenture  accordingly. 

And  Wliereas  these  presents  haue  been  apprai^ed  by  the  said  Judgey 
as  appears  by  the  signature  of  the  Master  in  the  margin  hereof: 

Now  This  Indenture  Witnesseth  that  in  obedience  to  the 
aforesaid  Order  of  the  Chancery  Division  of  the  High  Court  of  Justice  y 
and  in  consideration  of  the  said  intended  marriage  the  said  [Name  der 
Braut]  with  the  prrvity  of  the  said  [Name  des  Bräutigams]  hereby 
assigns  unto  the  trusteeSy  etc.^ 

b)  „Es  darf  jedoch  eine  solche  Stiftung  nicht  eine  Schaffung  von 
dinglichen  Rechten  auf  Grund  einer  Verfügungsbefugnis  in  sich  schließen, 
deren  Ausübung  ausdrücklich  (in  der  die  fragliche  Verfügungsbefugnis 
schaffenden  Urkunde)  einer  minderjährigen  Person  untersagt  ist."  [But 
such  settlement  may  not  include  an  appointment  under  a  po^ver  which  (in 
the  instrument  creating  it)  is  expressly  declared  not  to  be  exerciseable  by 
a  minor,]  —  Wie  der  §  i  der  Infant  Settlements  Act  von  1855  besagt, 
kann  Gegenstand  eines  von  einer  minderjährigen  Person  errichteten 
marriage  settlement  auch  solches  Vermögen  sein,  über  welches  der 
bezw.  die  Minderjährige  ein  power  of  appointment,  d.  h.  eine  Befugnis 
besitzt,   trusts  oder  uses  zu  Gunsten  beliebiger  oder  bestimmter  Personen 


•*)  Einige  Rechtsschriftsteller  hegen  Zweifel,  ob  die  Infant  Settlemevts 
Act  von  1855  auch  auf  pctst-nuptial  Settlements  Anwendung  finde  ;  vgl.  z.  B. 
Sir   Frederick   Pol  lock,   Principles  of  Contract,  7.  Aufl.,  S.  7>,  Anni.  (o). 
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ZU  erklären  (s.  oben  Erl.  sub  5).  Ein  settlement  von  derartigem  Ver- 
mögen durch  einen  bezw.  eine  Minderjährige  ist  jedoch  nur  dann 
gültig,  wenn  die  Urkunde,  durch  welche  das  fragliche /(^O'^fr  of  appint- 
ment  zum  rechtiichen  Dasein  gelangt  ist,  der  minderjährigen  Person 
eine  Ausübung  des  power  auch  während  der  Dauer  der  Minderjährigkeit 
gestattet.  Es  gelten  in  dieser  Beziehung  verschiedene  Rechtsgrundsätze, 
je  nachdem  es  sich  um  real  property  (lehnrechtliches  Vermögen)  oder 
um  personal  property  (nichtlehnrechtliches  Vermögen)  handelt.  Im 
ersteren  Falle  ist  der  bezw.  die  Minderjährige  nur  dann  berechtigt, 
seine  bezw.  ihre  Verfügungsbefugnis  vor  erreichter  Volljährigkeit  aus- 
zuüben, wenn  die  Verleihungsurkunde  eine  ausdrückliche  Erlaubnis 
hierzu  erteilt.  Bezieht  sich  dagegen  das  power  of  appoifttment  auf  nicht- 
lehnrechtliches Vermögen,  so  kann  der  oder  die  Berechtigte  (d.  h.  the 
donee  of  the  po7ver)  auch  vor  vollendetem  21.  Lebensjahre  trusts  bezw. 
uses  -erklären,  es  sei  denn,  daß  die  das  power  schaffende  Urkunde  eine 
gegenteilige  Bestimmung  enthält.  Leading  case  ist  hier  die  Entscheidung 
des  Court  of  Appeal  aus  dem  Jahre  1880  in  dem  Rechtsstreite  in  r<r 
D^Angibau  (oder  Andreius  versus  Andrews) j  mitgeteilt  in  dem  15.  Bande 
der  Law  Reports  über  Entscheidungen  der  Chancery  Division  etc., 
S.  228 flg.,  und  im  2.  Bande  von  Campbell's  Ruling  CaseSy  S.  281  flg. 
In  einem  ante-nuptial  settlement  hatte  der  Bräutigam  nichtlehnrechtiiches 
Vermögen  (personal  property)  auf  Treuhänder  (trustees)  unter  der  Treu- 
handsverpflichtung übertragen,  die  Einkünfte  aus  diesem  Vermögen  für 
die  Dauer  der  geplanten  Ehe  an  die  Ehefrau  „for  her  separate  usr 
(s.  Erl.  zu  §  3  sub  I,  7)  zu  zahlen  und  nach  dem  Tode  der  Ehefrau 
das  Vermögen  zur  treuen  Hand  für  die  etwaigen  Kinder  der  Ehe  zu 
besitzen.  Gleichzeitig  enthielt  das  settlement  eine  Klausel,  wonach  die 
Ehefrau  im  Falle  der  Kinderlosigkeit  der  Ehe  befugt  sein  sollte,  trusts 
an  dem  settled  property  zu  Gunsten  irgend  welcher  Personen  zu  erkären 
(gener al  poiuer  of  appointment).  Die  Ehefrau  starb  vor  erreichter  Voll- 
jährigkeit und  ohne  Hinterlassung  von  Kindern,  nachdem  sie  ihr  Ver- 
fügungsrecht zu  Gunsten  des  Ehemanns  ausgeübt  hatte.  Es  erhob  sich 
ein  Streit  über  die  Rechtsgültigkeit  dieser  Verfügung,  da  das  marriage 
settlement  nicht  ausdrücklich  die  Ausübung  des  power  of  appointmait 
während  der  Minderjährigkeit  der  Frau  gestattet  hatte.  Der  Court  of 
Appeal  erklärte  die  von  der  Minderjährigen  getroffene  Treuhands- 
bestimmung für  vollwirksam,  da  es  sich  nicht  um  real  property^  sondern 
um  personal  property  gehandelt  hätte,  und  da  in  einem  solchen  Falle 
eine  minderjährige  Person  in  Ermanglung  einer  gegenteiligen  Be- 
stimmung zur  Ausübung  eines  power  of  appointment  berechtigt  wäre, 
c)  „Jede  im  Zusammenhange  mit  einer  solchen  Vermögensstiftung 
erfolgte  Ausübung  eines  po7ver  of  appointmetit  durch  irgend  einen 
[minderjährigen]'^)  tenant  in  tail,  sowie  jede  von  demselben  hierbei 
vorgenommene  disentailing  assurame  wird  mit  dem  Tode  des  Minder- 
jährigen vor   erreichter  Volljährigkeit   absolut  nichtig.**     (Every  exercise 

*«)  Im  englischen  Texte  des  §  56  der  Jenks'schen  Kodifikation  ist 
schlechthin  von  ,,any  tenant  in  tail*'  die  Rede.  Um  jedem  Mißverständnisse 
vorzubeugen,  habe  ich  im  Einklänge  mit  dem  Wortlaute  des  §  2  der  Infant 
Settlements  Act  von  1855  das  Beiwort  „minderjährig"  eingeschaltet. 
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of  a  pmver  of  appointment^  and  every  disaitailing  assurance^  by  any  tenant- 
hi'taily  comprised  in  such  settlanent^  becomes  absolutely  void  on  the  death 
of  the  minor  bcfore  attaining  majori ty,)  —  Dieser  dritte  und  letzte  Satz 
des  §  56  der  Jenksschen  Kodifikation  gibt  in  einer  anderen  Fassung 
den  Inhalt  des  §  2  der  Infant  Settlements  Act  von  1855  wieder.  Man 
kann  die  Vorschrift  auch  in  folgende  Worte  kleiden:  Ein  von  einem 
bezw.  einer  Minderjährigen  aus  Anlaß  eines  von  ihm  bezw.  ihr  er- 
richteten marriage  settlement  vorgenommenes  appointment  oder  eine  von 
ihm  bezw.  ihr  hierbei  vollzogene  disentailing  assurance  wird  nicht  da- 
durch hinfällig,  daß  der  bezw.  die  Minderjährige  vor  erreichter  Voll- 
jährigkeit stirbt,  es  sei  denn,  daß  der  bezw.  die  Minderjährige  ein 
tenant  in  fee  tail  war  und  in  dieser  Eigenschaft  die  fraglichen  Rechts- 
handlungen vorgenommen  hat  —  Die  in  dem  zweiten  und  dritten 
Satze  des  vorliegenden  §  56  enthahenen  Rechtsregeln  mtissen  scharf 
auseinander  gehalten  werden.  Der  zweite  Satz  beantwortet  die  Frage, 
ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  ein  Minderjähriger  ein  ihm 
übertragenes  poiver  of  appointment  während  der  Dauer  der  Minder- 
jährigkeit ausüben  darf,  während  der  dritte  Satz  bestimmt,  ob  und 
unter  welchen  Voraussetzungen  der  Tod  des  Minderjährigen  vor  er- 
reichter Volljährigkeit  die  Rechtswirksamkeit  eines  von  dem  Minder- 
jährigen vorgenommenen  appointment  bezw.  einer  von  ihm  vollzogenen 
disentailing  assurance  beeinflußt  Die  im  zweiten  Satze  (des  §  56)  ent- 
haltene Rechtsregel  hat  ihren  Ursprung  in  dem  case  law,  während  die 
Regel  des  dritten  Satzes  von  dem  Statute  la^  geschaffen  worden  ist. 
Die  Vorschrift  des  zweiten  Satzes  bezieht  sich  sowohl  auf  lehnrechtliches, 
wie  nichtlehnrechtliches  Vermögen;  die  Vorschrift  des  dritten  Satzes 
dagegen  hat  nur  lehnrechtliches  Vermögen  (real  property)  im  Auge, 
da  —  lÄae  ich  oben  sub  4  b.  ausgeführt  habe  —  ein  fee  tail  an  personal 
property  nicht  bestehen  kann.  —  Dem  in  Anm.  2  zu  §  56  erwähnten 
Rechtsfalle  in  re  Scott  (oder  Scott  versus  Hanlmry)  aus  dem  Jahre  1 890 
(mitgeteilt  in  den  La7V  Reports  von  1891,  Bd.  I  der  Chancery -Ent- 
scheidungen, S.  298 — 305)  lag  folgender  Tatbestand  zu  Grunde:  Eine 
Mutter  (Eliza  Maurice),  welche  eine  uneheliche  Tochter  (Edwina 
Lizzie  Maurice)  besaß,  hatte  in  ihrem  Testamente,  nach  Aussetzung 
verschiedener  Legate,  den  Rest  (the  residue)  ihres  lehnrechtlichen  und 
nichllehnrechtlichen  Vermögens  (of  her  real  and  personal  estate)  auf 
Treuhänder  übertragen  mit  der  Treuhandsverpflichtung  (upon  trust), 
das  fragliche  Vermögen  zu  versilbern,  den  Erlös  in  einer  von  ihr  be- 
stimmten Weise  sicher  anzulegen  und  der  genannten  Tochter  lebens- 
länglich die  Zinsen  des  Vermögens  yfor  her  separate  use'^,  aber  ywithout 
power  of  anticipation^  (s.  Erl.  zu  §  3  sub  I,  7)  auszuzahlen,  sowie  nach 
dem  Tode  der  Tochter  das  Vermögen  zur  treuen  Hand  für  diejenigen 
Personen  zu  besitzen,  welche  die  Tochter  etwa  bestimmt  haben  sollte;  etc. 
Es  war  also  von  der  Mutter  durch  Testament  ein  settlement  of  personal 
property  (s.  oben  Erl.  sub  4  b.,  a.  E.)  errichtet  und  der  Tochter  ein 
central  poiver  of  appointment  dahin  verliehen  worden,  trusfs  an  dem 
settled  property  zu  Gunsten  irgend  welcher  Personen  zu  erklären.  Nach 
dem  Tode  der  Mutter  hatte  die  minderjährige  Lizzie  Maurice  einen 
gewissen  J.  R.  Scott  geheiratet  und  aus  diesem  Anlasse  vor  Voll- 
ziehung  der  Ehe   unter  Zustimmung   (sanction)   der    Chancery   D'rvision 
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des  Ifi^/t  Court  gemäß  den  Vorschriften  der  Infant  Settlements  Act 
von  1855  ein  marriage  settlement  errichtet,  durch  welches  sie  auf  Grund 
des  ihr  zustehenden  power  of  appoiniment  das  ihr  von  der  Mutter 
hinterlassene  Vermögen  auf  Treuhänder  übertragen  hatte  mit  der  Treu- 
hands Verpflichtung,  die  Zinsen  des  Vermögens  während  der  Dauer  des 
ehelichen  Lebens  beider  Ehegatten  an  sie,  die  Ehefrau,  „ybr  her  separate 
uscy  without  power  of  antiäpatton^^  und  nach  dem  Tode  eines  der  Ehe- 
gatten an  den  überlebenden  Teil  zu  zahlen,  sowie  nach  dem  Tode 
beider  Ehegatten  das  Vermögen  zur  treuen  Hand  für  die  etwaigen 
Kinder  der  Ehe  und  in  Ermanglung  einer  Nachkommenschaft  zur 
treuen  Hand  für  diejenigen  Personen  zu  besitzen,  welche  sie,  die  Ehe- 
frau, etwa  bestimmt  haben  sollte;  etc.  In  diesem  zweiten  Falle  lag 
also  ein  ante-nuptial  settlement  of  personal  properiy  vor,  welches  der 
Ehefrau  im  Falle  der  Kinderlosigkeit  der  Ehe  ein  general  power  of 
appomtment  gewährte.  Mrs.  Scott  starb  vor  erreichter  Volljährigkeit 
ohne  Hinterlassung  von  Kindern  und  ohne  irgend  welche  trusts  an 
dem  settled  property  erklärt  zu  haben.  Nach  ihrem  Tode  erhob  sich 
ein  Streit  zwischen  dem  überlebenden  Ehemanne  und  der  Verwandt- 
schaft der  Mutter  der  Ehefrau.  Scott  beanspruchte  den  Genuß  des 
Vermögens  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  marriage  Settlements 
während  die  Verwandten  der  Eliza  Maurice  die  Gültigkeit  des 
marriage  settlement  bestritten,  weil  dasselbe  von  einer  Minderjährigen 
auf  Grund  eines  power  of  appointment  errichtet  und  die  Minderjährige 
dann  vor  vollendetem  21.  Lebensjahre  gestorben  wäre.  Infolgedessen 
strengte  Scott  im  Wege  eines  originating  summons*^)  bei  der  Chancery 

••)  Über  die  Erhebung  einer  Feststellungsklage  im  Wege  eines  originating 
summons  vgl.  meine  Ausführungen  in  Goldschmidt  *s  Zeitschrift  für 
das  gesamte  Handelsrecht,  Bd.  LV,  S.  532.  In  seinen  Principles  of  Procedure. 
5.  Aufl.,  S.  10 — II,  gibt  W.  Blake  Odgers  folgende  Darstellung :  ,,ln 
der  King's  Bench  Division  und  in  der  Chancery  Division  des  High  Court  of 
Justice  werden  Klagen  (actions)  regelmäßig  durch  ein  writ  eingeleitet.  Hin 
und  wieder  (occasionally)  wird  jedoch  in  der  King's  Bench  Division  und 
häufiger  (more  frequently)  in  der  Chancery  Division  eine  Klage  durch  ein  so- 
genanntes originating  summons  begonnen.  Der  wesentlichste  Unterschied 
zwischen  einem  writ  und  einem  originating  summons  liegt  darin,  daß  eine 
Anwendung  der  letzteren  Urkundenform  die  Vermutung  begründet  fimplies), 
daß  die  Parteien  (oder  eine  derselben)  eine  Verhandlung  in  Chambers  und  nicht 
in  öffentUcher  Gerichtssitzung  (in  open  Court)  wünschen.  Die  Parteien  hoffen 
aui  diesem  Wege  zu  einer  billigeren  und  schnelleren  richterlichen  Entscheidung 
(at  a  judicial  decision  more  economically  and  more  expedüiously)  zu  gelangen, 
obgleich  oftmals  die  Streitsache  zur  weiteren  Verhandlung  von  den  Chambers 
an  den  ordentlichen  Gerichtshof  verwiesen  wird.  Anfangs  (d.  h.  von  1875 
bis  1893)  war  der  Gebrauch  eines  originating  summons  nur  in  der  Chancery 
Division  möglich  und  auch  da  nur,  soweit  es  sich  um  Streitfragen  über  die 
Verwaltung  eines  express  trust  [s.  Erl.  zu  §  40  sab  4]  oder  über  den  lehnrecht- 
lichen oder  nichtlehnrechtlichen  Nachlaß  eines  Verstorbenen  (of  the  real  or 
personal  estaie  of  a  deceased  person)  handelte.  Heutzutage  bestimmt  jedoch 
die  Order  LIV  A,  rule  i  [der  Rules  of  the  Supreme  Court]:  .In  any  Division  of 
the  High  Court,  any  person  claiming  to  be  inieresied  uiider  a  deed,  will,  or  other 
written  instrument.  may  apply  by  originating  summons  for  the  determination 
of  any  question  of  construction  arising  under  the  instrument,  and  for  a  decla- 
ration  of  the  rights  of  the  persons  interested.*     (Wer  ein  rechtliches  Interesse 
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Division  eine  Klage  an,  die  Gültigkeit  des  marriage  Settlements  sowie 
die  Rechtmäßigkeit  der  Ansprüche  des  Klägers  auf  das  settled  property 
festzustellen.  Es  wurde  erkannt,  daß  das  marriage  Settlements  trotzdem 
die  Errichterin  desselben  noch  während  ihrer  Minderjährigkeit  ver- 
storben wäre,  volle  Wirksamkeit  besäße,  und  daß  der  Kläger  einen 
Anspruch  auf  den  Genuß  des  settled  property  hätte.  In  der  Ent- 
scheidung des  Mr.  Justice  North  findet  sich  folgende  Stelle:  „Der 
Anwalt  (Mr.  Upjohn)  für  die  Anverwandten  der  Mutter  der  ver- 
storbenen Ehefrau  stützte  sich  in  erster  Linie  auf  den  §  2  der  Infant 
Sttilem^nts  Act  und  behauptete,  daß  infolge  des  Todes  der  Ehefrau 
vor  erreichter  Volljährigkeit  dieser  Paragraph  das  auf  Grund  eines 
power  aj  appointment  gemäß  §  i  des  Gesetzes  errichtete  settlement  nichtig 
gemacht  hätte.  Ich  glaube  kaum,  daß  der  §  2  eine  derartige  Wirkung 
hat.  Es  ist  allerdings  möglich,  daß  der  Paragraph  ein  von  einem 
minderjährigen  tenant  in  tail  vollzogenes  settlement  zu  einem  ungültigen 
stempelt,  wenn  der  tenant  in  tail  vor  Vollendung  des  21.  Lebensjahres 
stirbt  Doch  im  vorliegenden  Falle  war  der  Stifter  des  settlement  kein 
tenant  in  tail.  In  der  Tat,  was  seitens  der  beklagten  Partei  von  mir 
verlangt  worden  ist,   bedeutet  nichts   anderes   als:   die  Ausdrucksweise 

an  einer  gesiegelten  Privaturkunde,  an  einem  Testamente,  oder  an  einer 
sonstigen  Schrifturknnde  geltend  macht,  kann  mittelst  eines  originaiing  sum- 
moHs  an  irgendeinen  Senat  des  High  Cvurt  den  Antrag  stellen,  eine  Streit- 
frage über  die  Auslegung  der  Urkunde  zu  entscheiden  und  die  Rechtsverhält- 
nisse der  beteiligten  Personen  festzustellen.)  Man  sagt  jetzt,  daß  unter  einem 
originaiing  summons  jedes  sumtnons  zu  verstehen  sei,  welches  nicht  in  einem 
schwebenden  Rechtsstreite  oder  Verfahren  ergeht  (every  summons  öther  than 
a  summons  in  a  pending  cause  or  matter;  s.  unten).  Der  Richter  kann  ver- 
fügen, daß  eine  Zustellung  des  summons  an  die  von  ihm  nach  freiem  Ermessen 
bezeichneten  Personen  erfolge;  und  der  Antrag  [auf  Entscheidung  der  Streit- 
frage in  Chambers']  muß  durch  solche  Beweise  gestützt  werden,  welche  der 
Richter  etwa  verlangt.  Die  zu  entscheidende  Streitfrage  muß  deutlich  auf 
dem  summons  selber  angegeben  werden.  Sollte  es  erforderlich  sein,  auf  irgend- 
welche Tatsachen  Bezug  zu  nehmen,  so  einigen  sich  die  Parteien  meist  über 
ein  Statement  of  facts.  Der  Richter  ist  jedoch  nicht  verpflichtet,  irgendeine 
solche  Frage  der  Auslegung  (any  such  question  of  con<;truction)  in  Chambers 
zu  entscheiden,  wenn  nach  seiner  Ansicht  eine  Entscheidung  durch  eine  auf 
gewöhnlichem  Wege  eingeleitete  Klage,  in  welcher  förmliche  Schriftsätze 
(formal  pleadings)  ausgetauscht  werden  und  eine  Beweisführung  in  open  Court 
stattfinden  kann,  besser  zu  fällen  ist,  als  auf  Grund  eines  originaiing  summons." 
—  Unter  einem  ,, summons*'  ist  eine  offizielle  Urkunde  (official  dOcument) 
zu  verstehen,  welche  den  Beklagten  (defendant)  ersucht,  an  einem  genannten 
Tage  und  zu  einer  bestimmten  Stunde  vor  einem  Master  in  Chambers  oder 
vor  einem  District  Regi<itrar  zu  erscheinen,  um  den  Antrag  des  Klägers  (plain- 
iiff)  zu  hören  und  etwaige  Einwendungen  geltend  zu  machen.  Ein  Marter 
ist  ein  höherer  Gerichtsbeamter  (der  barri'>ier-at-law  sein  muß),  welcher  be- 
fugt ist,  in  erster  Instanz  (in  the  first  instancc)  und  unter  Vorbehalt  der  Be- 
rufung an  einen  ordentlichen  Richter  (juds^e)  alle  (oder  fast  alle)  Vorfragen, 
die  in  einem  Prozeßverfahren  vor  Beginn  der  mündlichen  Verhandlung  in 
oyn  Court  entstehen  mögen,  zu  entscheiden.  Ein  District  Re<^'isirar  hat  in 
den  größeren  Provinzialstädten,  welche  eine  District  Ref^isiry  besitzen,  die- 
selben Befugnisse  wie  ein  Master.  —  Ich  verweise  auch  auf  den  Artikel  ,,Ori- 
^inating  Summons'*  von  G.  N.  M  a  r  c  y  im  9.  Bande  von  R  e  n  t  o  n  's  En- 
cyclopaedia  of  the  Law  of  England.  S.   317 — 321. 
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des  §  2  zu  ändern  und  entweder  die  Worte  j,tenani  in  tait*'  zu  streichen 
oder  vor  dieselben  die  Worte  ,jinfant  or*^  zu  setzen,  sodaß  jede  minder- 
jährige Person  unter  den  Paragraphen  fallen  würde.  Für  meine  Person 
halte  ich  mich  nicht  zuständig,  eine  derartige  Änderung  des  Wortlautes 
vorzunehmen.  Der  beabsichtigte  Wille  des  Gesetzgebers  steht  meines 
Ermessens  im  vollsten  Einklänge  mit  den  Worten  des  Gesetzes,  imd 
es  ist  daher  der  §  2  auf  einen  Minderjährigen,  der  nicht  ein  tenant  in 
tau  ist,  unanwendbar." 

Anhang  zu  den  Erläuterungen  zu  §  56. 

Im  nachstehenden  gebe  ich  zwei  praktische  Beispiele  von  settle- 
ments  of  real property.  Von  einer  Erläuterung  der  einzelnen  Anordnungen 
und  Verfügungen  in  den  beiden  Urkunden  habe  ich  Abstand  genommen, 
da  wirklich  verständliche  und  erschöpfende  Erklärungen  erst  dann  mög- 
lich sind,  nachdem  eine  Darstellung  des  gesamten  englischen  Sachen- 
rechts stattgefunden  hat.  Dennoch  hoffe  ich,  daß  es  dem  nichtenglischen 
Leser  interessant  sein  wird,  schon  jetzt,  nachdem  ich  in  meinem  Kommen- 
tare zu  dem  §  56  der  Jenks sehen  Kodifikation  so  viel  von  selilcmenis 
of  proper ty  gesprochen  habe,  ein  Bild  von  dem  Aussehen  und  der 
Gestaltung  derartiger  Urkunden  zu  erhalten.  Das  erste  Beispiel,  welches 
ein  settlenient  of  freeJwld  lands  in  consideration  of  a  conteniplated  marriag( 
darstellt,  habe  ich  mir  aus  verschiedenen  settlemetit  clauses  zusammen- 
gestellt, welche  als  Musterklauseln  in  den  Forms  and  Precedents  adafUa 
for  use  under  the  Cotweyancing  Acts  and  Settled  Land  Acts  1881  to  lago 
by  Edward  Parker  WolstenJiolme  and  Walter  Evelyn  Capron^  6.  Aufl. 
(1902),  abgedruckt  sind.  Das  zweite  Beispiel  dagegen  —  die  Errichtung 
eines  settlenient  of  real  property  by  will  —  habe  ich  einer  in  Charles 
IVeaver's  Concise Precedetits  of  JVills^  2.  Aufi.  (1904),  mitgeteilten  Testaments- 
urkunde entnommen. 


Ante-nupilal  SeWement  of  Freeholds. 

THIS  INDENTURE  made  the  first  day  of  July,  igoSy  behveen  A. 
jName,  Wohnort  und  Stand  des  Bräutigams],  of  the  first  pari,  B. 
'Name  und  Wohnort  der  Braut],  spinster,  of  the  second  part^  C,  and  D, 
"Name,  Wohnort  und  Stand  der  beiden  portion  trustees\  of  the  thira 
part,  and  the  said  C,  and  D,  and  E,  [Name,  Wohnort  und  Stand  des 
settlement  trusteCj  der  nicht  gleichzeitig  portion  trustee  ist]  (which  three 
last-namcd  persans  are  hereinafter  called  the  trustees),^)  of  the  fourth  part^ 

WITNESSETII  that  in  pursuame  of  an  agreemmt  made  on  the 
treaty  for  the  marriage  which  hos  been  agreed  upon  and  is  intended  to 
be  solemnised  between  the  said  A,  and  B.y  and  in  cotisideration  of  the  said 
intended  marrtage  the  said  A.  AS  SETTZOE,  with  the  approbation  of  the 
said  B.y  hereby  com^eys  unto  the  trusteeSj 

All  those  messuageSy  lands  and  hereditaments  situated  in  the  county 
of  Surreyy  a  particular  whereof  is  contained  in  the  schedule  heretOj 

*)  Es  ist  in  derartigen  settkmcvts  üblich  (wenn  auch  nicht  unbedingt  not- 
wendig), zwei  Klassen  (stt%)  von  trustees  zu  ernennen. 
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10  HOLD  unto  the  trustees  in  fee  simple  TO  THE  USE  of  the 
Said  A,  in  fee  simple  until  the  said  intended  marriage  shall  be  solemnisedj 

And  after  the  solemnisation  thereof,  TO  THE  USE  that  the  said  B. 
may  during  the  Joint  lives  of  herseif  and  the  said  A,  receive  out  of  the 
premises  by  way  of  pin-money  for  her  separate  use  and  without  power  of 
anticipation  the  yearly  rent-charge  of  £  SOO  to  commence  from  the  solem- 
nisatiofi  of  the  said  intended  marriage  and  to  accrue  from  day  to  day, 
but  to  be  paid  witfwut  any  deduction  by  equal  quaterly  paymentSj  the  first 
thereof  to  be  made  at  the  end  of  three  calendar  months  from  the  solem- 
nisation of  the  marriage  if  the  said  Ä  and  A.  be  both  then  Irving,'^) 

And  subject  to  the  said  rent-charge  TO  THE  USE  of  the  said  A. 
during  his  life^ 

With  remaindery  TO  THE  USE  THAT  the  said  B.  if  she  should 
survrve  the  said  A,  shall  receive  out  of  the  premises  during  the  residue  of 
her  life  the  yearly  rent-charge  of  £  OOO  to  commence  from  his  death  and 
to  he  considered  as  accruing  from  day  to  day^  but  to  be  paid  without  any 
deduction  by  equal  half-yearly  paytnentSy  the  first  payment  thereof  to  be 
made  at  the  end  of  six  calendar  months  from  his  death  if  the  said  B, 
should  then  be  Irving,*) 

And  subject  to  the  said  rent-charge,  TO  THE  USE  of  the  said  C. 
and  D,  for  a  term  of  §00  years  to  commence  from  the  death  of  the  said  A. 
without  impeachment  of  waste  on  the  trusts  hereinafter  declared,*) 

And  subject  thereto^  TO  THE  USE  of  the  first  and  other  sons  of 
the  said  A.  by  the  said  B,  successively  according  to  seniority  in  tail  male, 
With  remainder  TO  THE  USE  of  tlie  same  sons  successively  according 
to  seniority  in  tail  general,  With  remainder  TO  THE  USE  of  all  the 
daughters  of  the  said  A.  by  the  said  B.  in  equal  s/uires  as  tenants  in 
common  in  tail  general,  With  cross  remainder s^)  between  them  as  to  accruing 
as  well  as  original  shares  in  tail  general,  and  if  there  should  be  but  one 
such  daughter,  then  as  to  the  entirety  TO  THE  USE  of  such  only  daughter 
in  tail  general, 

With  remainder  TO  THE  USE  of  the  said  A,  in  fee  simple, 

AND  IT  IS  HEREBY  DECLARED  that  the  said  C\  and  D, 
and  the  survivor  of  them,  and  the  execuiors  and  administrators  of  such 
survrvor  shall  stand  possessed  of  the  said  term  of  ßOO  years  UPON 
TRUST  if  there  should  be  any  child  or  children  of  the  said  intended 
marriage^  who  attain  the  age  of  iwenty-one  years,  or  being  female  marry 
under  that  age  (other  than  and  besides  a  first  or  only  son  or  any  other 
son  or  sons,  whoy  before  attaining  the  age  of  twenty-one  years,  shall  or 
would  if  of  füll  age  be  or  become  entitled  under  the  limitaiions  herein- 

•)  Pin-money  claiise  (Nadelgeld-Klausel). 

*)  Jointure  clause  (Wittums- Klausel). 

*)  Abgrenzung  (limitation)  eines  term  of  years  an  die  portion  trustees,  um 
denselben  die  Erhebung  von  weiter  unten  in  der  Urkunde  benannten  Erb- 
portionen für  solche  jüngeren  Söhne  oder  Töchter  zu  ermöglichen,  welche  kein 
legal  interest  an  dem  settled  property  empfangen. 

*)  Ein  cross-remainder  ist  eine  Art  von  contingent  remainder  (s.  Erl.  zu 
§  40  sub  2),  welches  im  Falle  des  kinderlosen  Ablebens  irgendeiner  der  Töchter 
die  übrigen  Töchter  berechtigt,  by  way  of  remainder  an  die  Stelle  der  Ver- 
storbenen zu  treten. 
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before  contained  to  the  possession  of,  or  an  cstate  of  freehold  in  remahider 
immediately  expectani  on  the  estate  for  life  of  the  said  A.  in  the  premises 
hereinbefore  conveyed)  then  after  the  death  of  the  said  A,y  or  in  his  life- 
time  wit/i  his  consent  in  writing  by  mortgage  or  sale  or  demise  of  the 
premises  or  any  part  thereof  for  all  or  any  part  of  the  same  terntj  or  hy 
receipt  of  the  income  thereof^  or  by  sale  of  timber  or  minerals,  or  by  all 
or  any  of  those  means  or  by  any  other  reasonnble  means  to  raise  for  th< 
portion  or  portions  of  such  child  or  of  all  or  any  om  or  more  exclus'wely 
of  the  others  or  other  of  such  children,  or  of  the  issue  of  any  such  rhild 
or  childrefi,  the  sunt  of  motiey  hereinafter  mentioned  with  interest  thereon 
at  a  rate  not  exceeding  &  S  10  s.  per  cent,  per  annum  from  the  death  of 
the  said  A.y  tJiat  is  to  say^  the  sunt  of  ^  8000  if  there  should  be  onh 
one  such  child j  The  sunt  of  £  14OOO  if  tJiere  should  be  tivo  such  childrefi 
and  no  more^  And  tJie  sunt  of  £  180OO  if  there  slwuld  be  three  or  more 
such  childrefi;  such  portion  or  portions  to  be  vested  in  and  payable  to  such 
child  or  children  or  issue  at  such  age  or  time  (not  prei'ious  in  case  of  a 
child  to  the  age  of  tivcnty-one  yearSy  or  being  a  daughter  to  mar  nagt 
Wider  that  age),  or  any  one  or  more  exclusively  of  t/ie  other  or  others  of 
such  children  or  issue  at  such  age  or  time  (but  in  case  of  a  child  not 
previous  as  aforesaid)^  and  if  more  than  one  in  such  shares  and  with 
such  provisions  for  maintenance  advancement  and  otherwise  at  the  discretwn 
of  any  person  or  persons,  and  with  such  trusts  over,  and  generally  in  such 
manner  for  the  betufit  of  such  child  or  children  or  issue,  or  any  of  them, 
as  the  said  A.  shall  by  deed  reiwcable  or  irrevocable  or  by  will  or  codidl 
appoint;^)  AND  in  default  of  and  until  and  subject  to  any  such  appoint- 
ment  to  be  paid  to  such  child  or  children  and  if  more  than  one  in  equal 
shares  after  the  death  of  the  said  A.  or  in  his  lifetime  with  his  consent] 

PROVIDED  ALWAYS  that  a  child  who,  or  whose  issue,  shall 
take  any  money  by  appointment,  shall  not,  in  the  absetue  of  any  direction 
to  the  contrary,  take  any  share  in  money  unappointed  without  bringing 
the  amount  appointed  to  such  cliild,  or  his  or  her  issue,  into  hotchpot  and 
accounting  for  the  same  accordingly  ;'^) 

AND  UPON  FURTHER  TRUST  after  the  death  of  the  said  A. 
to  raise  out  of  the  income  of  the  premises,  or  by  the  sale  of  timber,  and 
pay  or  apply  for  or  to%vards  the  maintenance  or  education  of  any  child 
or  other  issue  for  the  time  being  presumptri'cly  entitled  to  a  portion  under 
the  trusts  aforesaid,  and  until  such  portion  becomes  payable  such  ycarly 
sum  not  exceeding  interest  at  the  rate  of  £  S  ^O  s.  per  cent,  per  annum 
on  the  then  presumptwc  portion  of  such  child  or  other  issue  as  the  said  A. 
shall  in  manner  aforesaid  appoint.  And  in  default  of  any  such  appoint- 
ment, then  such  sum  as  the  trustees  or  trustee  for  the  time  being  of  the 
said  term  shall  deem  proper  not  exceeding  the  amount  hereinbefore  autho- 
riscd  to  be  appointed  by  the  said  A.  for  the  like  purposes,  such  yearly  sunt 
to  be  clcar  of  all  dcductions  and  to  be  applied  by  the  trustees  or  trustee, 
or  to  be  paid  to  the  guardians  or  guardian  of  such  child  or  other  issue 


•)  Verleihung  eines  power  of  appointment  an  den  setüor  A  (d.  h.  an  den 
Bräutigam). 

')  Diese  Klausel  wird  die  Hotchpot  ( =shache  en  poche)  clause  genannt. 
^'%^-  §  5  <J<-'S  Statute  of  Distribution  von  1670  (22  and  23  Car.  II.  c.  10). 
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for  tht  purposes  aforesaidy  and  so  that  in  the  latter  case  t/u  trustees  or 
trustee  shall  not  be  concemed  to  sec  to  the  application  thereof;  PRO  V/D  ED 
that  the  trustees  or  trustee  may  at  any  ttme  or  ttmes  after  the  death  of 
the  Said  A.  or  in  his  lifetinUy  with  his  consent  in  writingy  raise  by  any 
of  the  meatis  hereinbefore  authorisedj  and  at  their  or  his  dtscretion  apply, 
for  the  advancetnent  or  benefit  of  any  soft  or  other  niale  issue  presumptively 
(fititled  to  a  portion  under  the  trusts  of  the  said  tenn^  any  part  or  parts 
not  exceeding  together  one-half  of  the  presumptive  portion  of  any  such  son 
or  other  male  issue,  so  that  the  amount  so  raised  be  taken  in  part  dischargt 
of  the  portion  in  respect  of  which  it  is  raised  in  case  such  son  or  other 
male  issue  eventually  becomes  entitled  to  a  portion;  PROVIDED  ALSO, 
that  no  more  than  the  total  principal  sunt  of  £  —  shall  be  raisable  under 
the  trusts  aforesaid  for  portions  and  adi'ancementSj  but  the  excess  which 
wouldj  but  for  this  Provision^  have  been  raisable  for  portions  and  advancc- 
ments  shall  sink  into  the  estate;  AND  IT  IS  IIEREBY  DECLARED, 
tJiat  subfect  to  the  trusts  hereinbefore  dcclaredy  and  to  tlte  right  of  the 
trustees  or  trustee  to  raise  by  any  of  the  meatis  aforesaid  all  costs  and 
ixpenses  incurred  in  relation  thereto,  the  rents  and  profits  of  the  premises 
comprised  in  the  said  term  sliall  be  received  by  the  person  or  persotis  for 
the  time  being  entitled  in  remainder  immediately  expectant  upon  that  term. 

AND  IT  IS  IIEREBY  DECLARED  that  the  said  C,  D,  and  E. 
and  the  survtvors  and  survivor  of  thenij  and  the  executors  or  administrators 
of  such  survivor j  or  ot/ier  the  trustees  or  trustee  for  the  time  being  hereof 
arc  hereby  appointed  to  be  the  trustees  or  trustee  hereof  for  all  the  pur- 
poses  of  the  Settled  Land  Acts,  1882  to  l8gO,  and  also  for  all  the  pur- 
poses  of  section  forty-two  of  the  Conveyancing  and  Law  of  Proptrty  Act, 
1881,  AND  THAT  if  and  so  long  as  there  is  only  one  trustee  hereof 
Capital  money  arising  under  the  Settled  Land  Acts,  1882  to  l8gO,  or 
under  tliese  presents  may,  notwithstanding  anything  in  tJwse  Acts  containedj 
he  paid  to  such  one  trustee  ahne;  AND  FURTHER  that  all  the  pinoers 
(onferred  on  trustees  by  those  Acts  may  be  exercised  by  one  trustee  onhy 
and  all  tlie  protnsions  of  those  Acts  applicable  to  trustees,  including  twtices, 
shall  be  satisfied  though  there  may  be  only  one  trustee  for  the  time  being 
in  existence  hereof^) 

IN  IVITNESS  whereof  the  said  parties  to  these  presents  have  here- 
unto  set  their  hands  and  seals  the  day  and  year  first  alnn^c  written. 

IL 

Will  devising  Real  Estate  in  Settlement 

THIS  IS  THE  LAST  WILL  AND  TESTAMENT  of  me, 
A,  B.y  of  (Wohnort  und  Stand).  /  DEVISE  all  my  messuages,  landsy 
and hereditamentSj  being freehold of inheritance,   UNTO  CD,  ^?/(Wohn- 

•)  Es  pflegen  dann  noch  eine  weitere  Anzahl  von  Klauseln  zu  folgen,  z.  B. 
über  die  destinatiön  of  accumulations  during  minoritics,  über  ein  power  to 
jointure,  and  Charge  portions  o«  future  marriage,  über  notices  as:  to  leasts 
dispensed  with,  über  investment  of  capital  moncy  and  surplus  rents  and  profit'i. 
usw.  usw.  Um  jedoch  dem  Leser  ein  möglichst  einfaches  Bild  von  einem 
-^tttlfment  of  real  property  zu  gewähren,  übergehe  ich  an  dieser  Stelle  alle 
^*  eiteren  setHement  clauses. 


^  i  O  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

ort  und  Stand),  and  E.  F.y  of  (Wohnort  und  Stand),  their  hdrs  and 
iissigfisy  TO  THE  CrSE  of  IV,  X,  of  (Wohnort  und  Stand),  and  Y.  Z., 
of  (Wohnort  und  Stand),  theirs  executors,  admhustrators,  and  assigns, 
for  the  tenn  of  i,000  yearSy  to  commence  from  my  deceasCj  withom 
impeachment  of  waste,  ncirrtheless  UPON  THE  TRUSTS  herdnafter 
declared;  Atid  afier  the  expiration  of  the  said  terin^  and  in  the  meantimt 
subject  thereto,  TV  THE  USE  that  my  wife  G,  H,  and  her  assigns, 
may  receive  a  yearly  rent-charge  of  t  .  .  during  lur  life,  to  de  charged 
upon  and  payable  out  of  the  said  premises  hereinbefore  devised,  and  to  he 
payable  by  equal  half -yearly  payments  on  the  .  .  day  of  (Monat)  and  the  .  . 
day  of  (Monat)  in  ei'ery  year  without  deduction,  the  first  payment  to  he 
made  on  the  first  of  such  days  next  after  my  death ;  And,  so  subject  and 
charged  as  aforesaid,  TO  THE  USE  of  my  soft  L  K,  for  his  life 
without  impeachment  of  waste;  And  after  his  decease,  TO  THE  USE  of 
the  first  and  en^ery  other  son  of  the  said  /.  K,  smcessivelyj  cucordin^ 
to  their  respectri^e  seniorities  in  tail;  And,  in  default  of  such  issiii\ 
TO  THE  USE  of  my  son  L.  Af.  for  his  life  withvut  impeachment 
of  waste;  And  after  Jus  decease ^  TO  THE  USE  of  the  first  and 
ei^ery  other  son  of  the  said  L.  M.  successrvely,  according  to  their 
respective  seniorities  in  tail;  And,  in  default  of  such  issue,  TO  THE  USR 
of  the  daughter  or  daughters  of  the  said  I.  K,  in  tail,  and  if  more  than 
one,  as  tenants  in  common,  in  equal  shares;  And,  if  attd  so  often  as  therc 
shall  be  a  failure  of  issue  of  any  daughter  of  the  said  L  K.,  then^  as 
7vell  as  to  t/ie  original  share  of  such  daughter,  as  also  as  to  the  share 
or  shares  which  shall  have  accrued  to  her  or  to  her  issue  under  this  cross 
limitation,  THO  THE  USE  of  the  others  or  other  (if  any)  of  titc 
daughters  of  the  said  I.  K.  in  tail,  and  if  more  than  one,  as  iefiants  in 
common,  in  equal  shares;  Afid,  in  default  of  such  issue,  then,  as  to  the 
entirety  of  the  said  premises,  TO  THE  USE  of  all  the  daughters  of  the 
said  Z.  M.  [same  limitations  as  to  the  daughters  of  /.  K.];  And,  in 
default  of  such  issue,  TO  THE  CSE  of  my  daughters  N.  O,  and  P.  Q„ 
as  tenants  in  common  for  their  respectii^e  Iti'es,  in  equal  shares,  without 
impeachment  of  waste;  And,  after  the  death  of  each  of  my  said  datighters, 
then,  as  to  her  share  in  the  said  premises,  TO  THE  USE  of  the  first 
afid  other  sons  of  such  daughter  successively,  according  to  their  respective 
seniorities  in  tail;  And,  in  default  of  such  issue,  TO  THE  USE  of  the 
daughter  or  daughters  of  such  my  daughter  in  tail,  and,  if  more  than 
one,  as  tenants  in  common,  in  equal  shares;  And,  if  and  so  often  as  therc 
shall  be  a  failure  of  issue  of  any  daughter  of  such  my  daughter,  then,  as 
well  as  to  the  original  share  of  any  or  every  daughter  of  such  my 
daughter  whose  issue  shall  fall,  as  also  as  to  the  share  or  shares  which 
shall  hai'e  accrued  to  her  or  to  her  issue  under  this  cross  limitation,  TO 
THE  USE  of  the  others  or  other  (if  any)  of  the  daughters  of  such  my 
daughter  in  tail,  and,  if  more  than  one,  as  tenants  in  common,  in  equal 
shares;  Ami,  in  default  of  issue  of  either  of  my  said  daughters,  then,  as 
to  the  share  of  my  daughter  whose  issue  shall  fall,  TO  THE  SAMR 
USES  in  favour  of  the  otJier  of  my  said  daughters  during  her  life,  and 
her  sofis  and  daughters  after  her  death,  as  are  hereinbefore  declared 
concerning  the  original  share  of  each  of  my  said  daughters  in  the  said 
premises;  And  in  default  of  such  issue,  then  (as  to  the  entirety  of  the  said 
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premises),  TO  THE  (TSE  of  a^ery  son  of  mitie,  other  than  the  said 
I.  K.  and  Z.  M.^  now  dorn  or  htreafter  to  be  dorn  successively  according 
to  their  respecUve  senior ities  in  tail;  And  in  default  of  such  issue^  TO 
THE  USE  of  my  daughter  or  daughtersy  other  than  the  said  N.  O.  and 
P.  Q.y  noxv  bom  or  hereafter  to  be  bom  in  tail^  and  if  more  than  one 
as  tenants  in  common  in  equal  shares;  And  if  and  so  often  as  there  shall 
be  a  failure  of  issue  of  any  daughter  of  mine  other  than  as  aforesaid, 
theti  as  well  as  to  the  original  share  of  stich  my  daughter j  as  also  as  to 
the  share  or  s/uzres  which  shall  have  accrued  to  her  or  to  her  issue  under 
this  cross  limitationj  TO  THE  USE  of  the  others  or  other  (if  any)  of 
my  daughters  other  than  the  said  N.  O,  and  P,  Q.  in  taily  and  if  more 
than  one  as  tenants  in  common,  in  equal  shares;  And  in  default  of  such 
issuey  TO  THE  USE  of  my  nepliew,  R.  S,.  for  his  life,  without 
impeachment  of  waste;  And  after  his  deceascy  TO  THE  USE  of  the 
first  and  every  other  son  of  the  said  R,  S.  successively  according  to  their 
respectrve  seniorities  in  tail;  And  in  default  of  such  issucy  TO  THE  USE 
of  my  omn  right  heirs.  AND  I  DECLARE  that  the  said  premises  are 
hrreby  limited  to  the  said  W.  X,  and  V.  Z.,  their  executorSy  administrators 
and  assignsy  for  the  said  term  of  lyOOO  yearSy  UPON  TRUST  that  they 
the  said  W.  X.  and  Y,  Z.,  or  the  survrvor  of  theniy  or  the  executors  or 
administrators  of  such  survrvor y  hereinafter  referred  to  as  ^the  trustees  of 
the  themC\  shall  by  sale  or  mortgage  of  the  said  premises  or  any  part 
thereofy  for  all  or  any  part  of  the  said  term,  or  out  of  the  rents  and 
Profits  of  all  or  any  part  of  the  said  premiseSy  or  by  any  other  reasonable 
ums  and  meanSy  raise  such  sum  or  sums  of  money  as  they  or  he  shall 
think  sufficient  for  the  payment  of  such  portion  {if  any)  of  my  debtSy 
funeral  and  testamentary  expenses  as  the  proceeds  of  my  residuary  personal 
tstate  hereinafter  bequeathed  in  trust  for  sale  and  conversion  shall  be 
insuffUient  to  pay;  AND  UPON  TRUST  thaty  in  case  the  said  yearly 
rent'charge  of  £  .  .  or  any  part  thereof  sltall  at  any  time  or  times  be 
sixty  days  in  arreary  then  the  trustees  of  the  term  shally  by  all  or  any 
of  the  ways  and  means  aforesaidy  or  by  any  other  reasonable  ways  and 
meanSy  raise  and  satisfy  the  arrears  of  the  said  rent-chargCy  togeiher  with 
all  costs  and  expenses  occasioned  by  the  non-payment  thereof;  AND  UPON 
TRUST  thaty  in  case  there  shall  be  any  child  or  children  of  mine  (other 
than  an  eldest  or  only  sony  or  a  daughter  or  daughters y  entitled  as  tenant 
or  tenants  for  life  or  in  tail  to  the  freehold  or  inheritance  of  the  said 
premises  under  the  limitations  hereinbefore  contained)  who  shall  being  a  son 
or  sons  attain  the  age  of  twenty-one  yearSy  or  bang  a  daughter  or 
daughters  attain  that  age  or  marryy  then  the  trustees  of  the  term  shall, 
h  all  or  any  of  the  ways  and  means  aforesaidy  or  by  any  other  reasonable 
■  ways  and  means^  raise  for  the  portion  or  portions  of  such  child  or 
children,  if  only  oney  the  sum  of  i, ,  .y  or  if  only  tivo  the  sum  ofi,,. 
to  be  drinded  eqtmlly  betrveen  them,  or  if  three  or  more  the  sum  of  i  ,  . 
to  be  divided  equally  between  them;  the  portion  or  portions  of  a  son  or 
sons  to  be  raiseable  and  payable  when  and  as  he  or  they  respectively  shall 
attain  the  said  age  of  twenty-one  yearSy  and  the  portion  or  portions  of  a 
daughter  or  daughters  to  be  raiseable  and  pavable  when  and  as  she  or 
they  respectively  shall  attain  that  age  or  marry';  AND  UPON  TR  US  7 
that  the  trustees  of  the  term  sluill  out  of  the  rents  and  profits  of  the  said 
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premiseSj  or  any  pari  thereof^  raise  and  apply,  for  the  maintmance  or 
educaiion  of  every  or  any  stuh  child  ofmsnefor  the  Urne  being  conüngcnüy 
entitled  to  a  portion  under  the  trust  lastly  hereinbefore  contained^  such 
yearly  sunt  of  money  (not  exceeding  interest  on  stuh  portion  ai  £  4  per 
Cent,  per  annum)  as  they  or  Ju  the  trustees  of  the  term  s/tall  think  ßt, 
PROVIDED  ALWAYS  that  it  shall  be  lawful  for  the  trustees  of  the 
temij  by  cdl  or  any  of  t}u  ways  and  means  aforesaid,  or  any  other 
reasonable  ways  and  meansy  to  raise  any  sum  or  sums  of  money^  not 
exceeding  altogetJur  otie-third  of  the  thefi  cotUingent  portion  of  any  son  of 
mine  under  the  trust  for  raising  younger  children's  portions  heranbefore 
contained,  and  to  apply  the  money  so  to  be  raised  for  the  advancement  or 
benefit  of  such  son  in  such  manner  as  they  or  fie  the  trustees  of  the  term 
shall  think  fit  PROVIDED  ALWAYS  that,  in  case  of  tJie  dcaih 
under  the  age  of  twetity-one  years  of  any  son  or  sons  of  mine  for  whose 
advancement  or  benefit  any  sum  or  sums  shall  have  been  raised  and  applied 
as  provided  by  the  last  preceding  clause^  the  sum  or  sums  so  raised  and 
applied  for  the  advancement  or  benefit  of  him  or  them  respectively  so  dyitig 
shall  not  be  considered  as  part  of  the  amaunt  raiseable  for  portions  as 
aforesaid^  unless  the  sum  or  sums  so  raised  and  applied  as  last  aforesaid^ 
together  with  all  other  sums  raised  and  raiseable  for  and  on  account  of 
portionsy  shall  together  exceed  the  sum  ofS,.  . ;  in  which  last-mtnHofied 
cascj  so  much  of  the  sum  raiseable  for  portions  as  shall  form  the  excess 
over  tJu  Said  sum  ofS,..  shall  sink  into  the  estate  and  not  be  raised. 
AND  I  DECLARE  that,  if  and  so  often  as  any  tenant  for  life  or 
tenant  in  tail  by  purchase  in  possession  of  the  said  premises  hereinbeforc 
devised  or  any  share  therein,  shall  be  utiäer  tJie  age  of  twenty-one  yeats, 
theti  the  said  C.  D.  and  E.  F.  or  the  survrvor  of  them  or  the  executors 
or  administrators  of  such  survivor,  hereinafter  referred  to  as  '^the 
trustees  of  my  wili\  shall  during  such  minority  receive  the  rents  and 
Profits  of  and  manage  the  entirety  of  the  said  premises,  with  power  to 
feil  timber  for  repairs  or  sale  or  otfurwise,  and  accept  surrenäers  fnvn 
and  make  allowances  to  and  arrangements  with  tenants  and  others,  and 
with  all  other  powers  expedient  for  the  due  management  thereof;  And 
after  deducting  the  cxpenses  of  managemetit,  repairs,  insurance  and  other 
outgoings,  and  satisfying  any  and  ei>ery  annual  sum,  and  the  interest  of 
any  and  every  gross  sum,  which  may  be  charged  upon  the  send  premises 
or  any  part  or  share  thereof,  shall  pay  and  apply  such  portion  as  they 
or  he  the  trustees  of  my  will  shall  think  proper  of  the  income  of  the  said 
premises  or  of  the  share  therein  of  such  minor,  as  the  case  may  be,  for 
or  towards  the  maintenance  or  education  of  such  minor;  or  shall  pay  the 
same  to  t)u  guardians  or  guardian  of  such  minor  to  be  so  applied,  without 
any  Obligation  on  the  part  of  thetn  the  trustees  of  my  will  to  see  to  flu 
due  application  thereof,  or  any  liability  on  the  part  of  tfu  trustees  of  my 
will  in  case  of  the  misapplication  or  nmi-application  of  such  portion  of 
income  by  such  guardians  or  guardian;  and  shall  accumulate  the  residue 
of  such  income  as  last  aforesaid,  in  the  way  of  Compound  interest,  by 
investing  the  same  and  all  the  resulting  ineome  thereof  in  the  names  of 
the  trustees  of  my  will  in  any  of  the  public  funds  of  Great  Britain  or 
upon  real  securities  in  England  or  Wales,  with  power  to  vary  the  same 
ai  their  or  his  discretion;  And  shall  Jwld  all  the  residue  of  such  incotne 
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and  the  ifwestments  thtreof  with  the  resulHng  income  UPON  THE 
TRUSTS  followingj  natnely:  If  the  person  during  whose  minority  such 
iruome  shall  have  bem  accumulated  shall  attain  the  age  of  twenty-one 
yearSy  IN  TRUST  for  such  person  absolutely;  but  if  such  person  shall 
die  under  the  age  of  tiventy-one  years,  then^  front  and  öfter  the  decease 
of  such  person,  UPON  THE  TRUSTS  heränafter  declared  conccrning 
the  moneys  to  arise  front  a  sale  in  pursuance  of  the  power  of  sale  herein- 
after  contained.  But  in  case,  during  the  infancy  of  any  such  tefuint  for 
life  ar  in  tail  as  aforesaidy  who  shall  be  entitled  to  a  share  only  of  the  said 
premisesj  there  shall  be  any  other  such  tenant  who  shall  have  attained 
the  age  of  twenty-one  years,  then  tJu  trustees  of  my  will  shall  during 
such  infancy  pay  the  net  income  of  the  share  of  such  tenant  as  last  afore- 
said  to  him  or  her  respectwely.  AND  I  DECLARE  that  the  said  C,  D. 
and  E.  F.,  or  other  the  trustees  or  trustee  for  the  time  being  of  this  my 
will^  sJuill  be  trustees  of  the  settlement  created  by  this  my  will  for  *the 
purposes  of  the  Settled  Land  Act,  1882,  [Es  folgen  nunmehr  in  dem 
Original  settlement  clauses  betr.  die  Bindung  der  copyhold  und  leasehold 
estatesj  sowie  des  sonstigen  personal  property  des  Testators.  Die  copy- 
hold und  leasehold  estates  werden  auf  die  trustees  of  the  will  C.  D,  und 
E,  F.  und  das  personal  property  (mit  Ausschluß  der  lease/wld  estates) 
auf  die  trustees  of  the  term  (oder  portion  trustees)  IV.  X.  und  F.  Z. 
unter  Treuhands Verpflichtungen  übertragen,  welche  den  erwähnten  uses 
und  trusts  an  dexi  freehold  estates  des  Testators  entsprechen.  Des  weiteren 
enthält  das  Testament  Bestimmungen  über  die  Ernennung  von  Testaments- 
vollstreckern (executors)  und  von  Vormündern  (guardians)  für  die  minder- 
jährigen Kinder,  sowie  einen  Widerruf  aller  früheren  letztwilligen  Ver- 
fügungen des  Testators.  Die  Urkunde  schließt  dann  in  folgender  Weise :] 
/  DECLARE  this  to  be  my  last  will  and  testament  IN  WITNESS 
whereof  I  hcn^e  hereunto  set  my  hand,  this  eleventh  day  of  December,  1^03. 

Signed  and  acknoivledged  by 

the  said  A.  B.  as  his  last  wiu, 

in  tJie  presence  of  us,  present 

at  the  same  time,  who,  in  his 

presence,   and  in  the  presence 

of  each  other,   have  hereunto 

subscribed  our  names  as  wit- 

nesses. 

[Es  folgen  die  Namensunterschriften,  nebst  Angaben 
über  Wohnung  und  Stand  von  zwei  Zeugen.] 

§  57. 
Genehmigt  irgend  jemand  nach  erlangter  Volljährigkeit 
irgend  einen  von  ihm  während  seiner  Minderjährigkeit  ge- 
schlossenen obligatorischen  Vertrag,  so  begründet-  eine  solche 
Genehmigung  (raiificaiion),  gleichgültig  ob  dieselbe  für  eine 
neue  Gegenleistung  (consideration)  erfolgt  ist  oder  nicht,  keinen 
klagbaren  Anspruch.* 

^  Infanis'  Relief  Act,   1874,  s.   2. 


A,  B. 
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Betting  and  Loans  (Infants)  Act  von  1895,  §  5.  4  Tätigkeitsfeld  der  Jury  3 

cotisideratWH  i  Anm.  2  Untei-^chied  rw'ischen  Genehmigung  und  Abschluß 

Gemeinrechtliche  Regel  über  Genehmigung  i  eines  neuen  Vertrages  3 

Genehmigung  eines  continuing  contract  a  Unvollkommenes  Schuldverhaltnis  a 

Jn/anti    Relief  Ad  von  1874,  §  2,  i 

I.  Nach  Common  Law  galt  die  Regel,  daß  ein  jeder,  der  einen 
von  ihm  während  seiner  Minderjährigkeit  geschlossenen  anfechtbaren 
Vertrag  nach  erlangter  Volljährigkeit  genehmigte  (ratifieä)fy  an  den 
Vertrag  selbst  dann  gebunden  wäre,  wenn  die  Gegenpartei  für  diese 
Genehmigung  keine  neue  Gegenleistung  (consideration)^)  gewährt  hätte: 
vgl.  z.  B.  die  Rechtsfälle  Thompson  versus  Leach  aus  dem  Jahre  169 1 
im  3.  Bande  von  Levinz's  Reports j  S.  284,«)  und  Southcrton  versus 
Whitlock  aus  dem  Jahre  1726  im  2.  Bande  von  St  ränge 's  King's  Bemh 
Reports,  S.  690.  Gegen  diese  gemeinrechtliche  Regel  richtet  sich  der 
§  2  der  Infants'  Relief  Act  von  1874  (3y  and  38  Vict,  c,  62)  mit 
folgender  Bestimmimg: 

„Keine  Klage  darf  gegen  irgend  jemanden  erhoben  werden  auf 
Grund  irgend  eines  nach  erreichter  Volljährigkeit  abg^ebenen  Ver- 
sprechens, irgend  eine  während  der  Minderjährigkeit  eingegangene 
Geldschuld  zu  bezahlen,  oder  auf  Grund  irgend  einer  nach  erreichter 
Volljährigkeit  erklärten  Genehmigung  irgend  eines  während  der 
Minderjährigkeit  geleisteten  Versprechens  oder  geschlossenen  obli- 
gatorischen Vertrages,  gleichgültig,  ob  für  ein  solches  nach  erreichter 
Volljährigkeit  abgegebenes  Versprechen  bezw.  für  eine  solche  Genehmi- 
gung irgend  eine  neue  Gegenleistung  gewährt  worden  ist  oder  nicht"*) 


*)  Erwähnt  sei.  daß  nach  §  5  der  Statute  of  Frauds  Amendment  Act  von 
1828,  auch  Lord  TerUerden's  Act  genannt,  (9  Geo.  IV.,  c.  14)  eine  solche  Ge- 
nehmigung (ratification)  schriftlich  abgefaßt  sein  mußte.  Durch  die  Statute 
Law  Revision  A'ct  von  1875  (38  and  39  Vict.  c.  66)  ist  jedoch  dieser  §  $  des 
Gesetzes  von  1828  aufgehoben  (repealed)  worden. 

•)  Ein  Eingehen  auf  die  für  das  englische  Vertragsrecht  so  bedeutungs- 
volle doctrine  of  consideration  muß  dem  Kommentar  zu  dem  2.  Buche  (Recht 
der  Schuldverhältnisse)  dieser  Kodifikation  vorbehalten  bleiben.  Sir  Frede- 
rick Pol  lock,  Principles  of  Contract,  7.  Aufl.,  S.  168,  gibt  für  den  Aus- 
druck ,, consideration"  folgende  Erklärung:  ,, Consideration  means  not  so  much 
that  one  party  is  profited  as  that  the  other  abandons  some  legal  right  in  the  pre- 
sent,  or  limits  his  legal  freedom  of  action  in  the  future,  as  an  inducement  fortke 
promise  of  the  first.  Jt  does  not  matter  whcther  the  party  accepting  the  con^dc- 
rntion  hos  any  apparent  benefit  thereby  or  not:  it  is  enough  that  he  accepts  it. 
and  that  the  party  giving  it  dqes  thereby  undertake  some  binden,  or  lose  sotnethins 
which  in  contemplation  of  law  may  be  of  value." 

*)  Der  volle  Titel  dieser  Entscheidungssammlung  lautet  :  The  Report^ 
of  Sir  Cr  esswell  Lcvinz,  latc  one  of  the  Judges  in  the  Court  of  Common  Pleas 
at  Westminster,  containing  Cases  heard  and  determined  in  the  Court  of  King's 
Bench  during  the  time  that  Sir  Matthew  Haie,  Sir  Richard  Rainsford,  and  Sir 
Williams  Scro^gs  were  Chief  Justices  there;  as  also  of  certain  Cases  in  other 
Courts  at  Westminster  during  that  time  [d.  h.  während  der  Jahre  1660 — 1697]. 
—  Abgekürzte  Zitierweise  :   Lev.   (bisweilen  auch  Levinz). 

*)  ,,No  action  shall  be  brought,  whereby  to  Charge  any  person  upon  any  pro- 
mise made  after  füll  age,  to  pay  any  debt  contracted  during  infancy,  or  upon 
any  ratißcaiion  made  after  fall  age,  of  any  promise  or  contract  made  durin§ 
infancy,  whether  there  shall  or  shall  not  be  anynew  consideration  for  such  promise 
or  ratification  after  füll  age."  —  Über  den  §  i  dieses  Parlamentsgesetzes  s.  die 
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Der  vorliegende  §  57  der  Jenk'schen  Kodifikation  beabsichtigt, 
den  Inhalt  dieses  enacimmt  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  3,  Anm.  4)  in  einer 
kürzeren  Form  zum  Ausdrucke  zu  bringen.  In  der  englischen  Wort- 
fassung lautet  der  §  57  folgendennaßen :  No  rattficationy  made  after  füll 
a^ty  by  any  persofi^  of  any  contract  made  by  htm  during  mifionty,  is  enforce- 
ablcy  whetker  such  ratification  wert  grven  for  neiv  cansideratiofij  or  not,"^ 

2.  Durch  den  §  2  der  Infants'  Relief  Act  von  1874  wird  nicht  das 
Versprechen  eines  Volljährigen,  eine  während  der  Minderjährigkeit  von 
ihm  eingegangene  Geldschuld  zu  bezahlen,  und  auch  nicht  die  Genehmi- 
gung eines  während  der  Minderjährigkeit  geschlossenen  Vertrages  oder 
geleisteten  Versprechens  für  schlechthin  nichtig  erklärt,  sondern  nur 
angeordnet,  daß  keine  Klage  auf  Grund  eines  solchen  Versprechens 
bezw.  einer  solchen  Genehmigung  angestrengt  werden  darf.  Sir  Frederick 
Pol  lock,  Principles  of  Contract,  7.  Aufl.,  S.  62,  sagt^über  diese  Gesetzes- 
vorschrift: „Der  §  2  verhindert  wahrscheinlich  auch,  daß  die  Genehmi- 
gung im  Wege  einer  Aufrechnung  (set-off)  geltend  gemacht  werden 
kann.  Dies  heißt  jedoch  nicht,  der  Genehmigung  jedwede  Rechts  Wirkung 
entziehen.  Denn  es  kann  eine  solche  Genehmigung  noch  andere  Rechts- 
wirkungen als  ein  Klagerecht  oder  als  eine  Aufrechnungsraöglichkeit  im 
Gefolge  haben;  und  diese  anderen  Rechtswirkungen  werden  durch  den 
§2  nicht  berührt."**)  Es  handelt  sich  also  um  ein  unvollkommenes 
Schuldverhältnis.  —  Obwohl  die  Gesetzesstelle  von  j,any  ratification'^ 
und  von  ^any  contractu  spricht,  so  muß  doch  eine  Einschränkung  gelten. 
Wie  in  den  Erl.  zu  §§  52  und  53  ausgeführt  worden  ist,  werden  die 
sogenannten  continuing  contracts  eines  Minderjährigen,  wofern  nicht 
seitens  desselben  ein  Widerruf  binnen  angemessener  Frist  nach  erlangter 
Volljährigkeit  erfolgt,  zu  vollwirksamen  obligatorischen  Verträgen.  Der 
Mangel  eines  Widerrufs  stellt  in  einem  solchen  Falle  eine  implied  ratifi- 
cation, d.  h.  eine  aus  den  Umständen  gefolgerte  Genehmigung  dar. 
{^The  ratification  of  a  continuing  contract  made  by  an  Infant  has  been 
implied from  his  acts  or  conduct  after  he  came  of  agey'  Chitty  on  Contracts, 
14.  Aufl.,  S.  158).  Abgesehen  von  dieser  Ausnahme  gilt  die  Regel  des 
§  2  des  Gesetzes  von  1874  für  jeden  von  einem  Minderjährigen 
geschlossenen  obligatorischen  Vertrag,   welcher  der  Anfechtung   unter- 


Erl.  zu  §  49  sub  2.  Die  Infants'  Relief  Act  von  1.S74  enthält  nur  3  Paragraphen 
(secHotis).  Der  §  3  trifft  lediglich  eine  Bestimmung  über  den  anzuwendenden 
Short  title  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  3,  Anm.  4)  und  lautet:  ,,This  Act  may  he  cited  as 
.The  Infants*  Relief  Act,  1874!." 

*)  Derselbe  Verfasser  sagt  a.  a.  O.,  S.  63  :  ,,In  fact  the  Operation  of  the 
prcsent  Act  [d.  h.  Infant^*  Relief  Act,  1874]  seema  to  be  to  reduce  all  voidahle 
contracts  of  infant'i  ratified  at  füll  ai^e.  whether  the  ratification  be  formal  or  uoty 
to  the  Position  of  agreements  of  imperfect  Obligation,  that  is,  uhtch  cannot  he 
directly  enforced  but  are  valid  for  other  purposes."  (Ehe  Wirkung  des  vor- 
liegenden Parlamentsgesetzes  scheint  in  der  Tat  zu  sein,  alle  anfechtbaren 
obligatorischen  Verträge  minderjähriger  Personen,  welche  von  den  letzteren 
nach  erreichter  Volljährigkeit  genehmigt  worden  sind.  —  mag  die  Geneh- 
migung eine  förmliche  sein  oder  nicht,  —  zu  der  Stellung  von  unvoll- 
kommenen Schuldverhältnissen  herabzudrücken,  d.  h.  von  Schuldverhält- 
nissen,  welche  zwar  nicht  direkt  im  Klage wege  erzwungen  werden  können, 
welche  aber  doch  in  sonstiger  Hinsicht  wirksam  sind.) 
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liegt.*)  —  Ein  gutes  Beispiel  für  die  Anwendung  des  genannten  Geselzes- 
paragraphen  büdet  der  Rechtsfall  Smith  versus  Kingy  mitgeteilt  in  den 
Law  Reports  von  1892  über  Entscheidungen  der  Queen' s  Beruh  Division 
Bd.  2,  S.  543flgi  King,  ein  Minderjähriger,  schuldete  einer  Maklerfirma 
(firvi  of  brokers)  eine  Summe  von  547  Pfund.  Als  der  Schuldner  voll- 
jährig geworden  war,  strengte  die  Firma  gegen  ihn  eine  Klage  auf 
Bezahlung  der  Schuld  an.  Bevor  es  zu  einer  mündlichen  Verhandlung 
kam,  schlössen  die  Parteien  einen  Vergleich,  auf  Grund  dessen  King 
zwei  Tratten  (bills  of  excJiange)  über  50  Pfund  akzeptierte  und  die 
Gegenpartei  die  Klage  zurücknahm.  Die  Maklerfirma  indossierte  eine 
der  Tratten  an  einen  gewissen  Smith,  welcher  gegen  King  Wechselklage 
erhob.  Die  Queen^s  Betich  Division  erkannte,  daß  die  Akzeptierung  der 
Wechsel  seitens  King  einen .  Vorgang  darstellte,  der  unter  die  Worte 
„promise  made  after  füll  age,  to  pay  any  debt  cofitracted  during  infancy* 
des  S  2  der  Infanti  Relief  Act  fiele,  und  daß  daher  Smith  nicht 
berechtigt  wäre,  gegen  King  auf  Zahlung  der  Wechselschuld  zu  klagen. 
In  seinem  Urteile  sagt  Mr,  Justice  CJiarles:  „Im  vorliegenden  Falle  haben 
wir  erstens  ein  von  King  während  seiner  Minderjährigkeit  gegebenes 
Versprechen,  eine  Summe  Geldes  zu  zahlen;  und  zweitens  ein  von 
ihm  nach  erreichter  VoUjälirigkeit  gegebenes  Versprechen,  einen  Teil 
dieser  Summe  zu  zahlen.  Es  wird  behauptet,  daß  die  Abstandnahme 
(the  forbearance)  der  damaligen  Kläger  von  einer  Durchführung  ihrer 
Klage  eine  neue  Gegenleistung  (a  fieiu  cotisideration)  darstelle  und  zwar 
eine  vollwertige  Gegenleistung  für  King's  Versprechen,  die  Tratten 
einzulösen.  Meiner  Ansicht  nach  ist  jedoch  durch  den  §  2  des  Gesetzes 
[d.  h.  der  Infants  Relief  Act\  gerade  ein  Fall  wie  der  vorliegende  in 
umfassender  Weise  (amply)  vorgesehen.  Allerdings  lag  hier  eine  neue 
Gegenleistung  für  das  von  dem  Beklagten  abgegebene  Versprechen  vor; 
aber  der  Gesetzesparagraph  sagt  ausdrücklich,  daß  keine  Klage  auf 
Grund  eines  solchen  Versprechens  erhoben  werden  dürfe,  selbst  wenn 
eine  neue  Gegenleistung  für  dasselbe  stattgefunden  habe.  Der  Rechts- 
fall ex  parte  KibbW^)  stützt  diese  meine  Auffassung  vollkommen.  In 
dem  genannten  Falle  hatte  der  Kläger  ein  Versäumnisurteil  (judgmcni 
by  default)  erzielt,  welches  den  Beklagten  zur  Zahlung  einer  während 
seiner  Minderjährigkeit  eingegangenen  Geldschuld  verurteilte.  Dem 
Urteile  folgte  ein  Antrag  des  Gläubigers  auf  Eröfftiung  des  Konkurs- 
verfahrens über  das  Vermögen  des  Judikatsschuldners.  Das  Gericht 
prüfte  die  Veraiilassung  zu  dem  Urteile  und  fand  heraus,  daß  es  sich 
um  eine  von  einem  Minderjährigen  eingegangene  Geldschuld  gehandelt 
hätte.  Demgemäß  wurde  erkannt,  daß  der  §  2  auf  den  Fall  Anwendung 
fände,   und    es   wurde   der  Antrag  auf  Konkurseröffnung   abgewiesen.'* 

*)  Die  durch  tlen  §  i  der  Infants'  Relief  Act  für  nichtig  erklärten 
Verträge  und  Versprechen  eines  Minderjährigen  kommen  hier  nicht  in  Betracht, 
da  die  daselbst  gebrauchten  Worte  ,,absolutely  void"  von  vornherein  eine 
Genehmigung  (ratificaiion)  ausschließen.  Unter  dbsolutely  void  ist  zu  ver- 
stehen ,,incapable  of  ratificaiion  so  as  to  Charge  an  infant",  vgl.  die  Anmerkung 
zu  dem  Rechtsfalle  Warwick  versus  Bruce  im  14.  Bande  der  Revised  Reports. 
S.  634. 

')  Dieser  Rechtsfall  aus  dem  Jahre  1875  findet  sich  im  la  Bande  der 
Chancery  Appeal  Cascs  etc.,  S.   ^7^  flg.,  mitgeteilt. 
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3.  Der  §  2  der  Infant^  Relief  Act  von  1874  bestimmt,  daß  j,any 
ratificatron  made  after  füll  age  of  any  promise  or  contract  made  during 
tnfancy^  keinen  klagbaren  Anspruch  begründen  solle.  Es  ist  daher  in 
jedem  Einzelfalle  sorgfältig  zu  prüfen,  ob  es  sich  wirklich  nur  um  eine 
Genehmigung  eines  anfechtbaren  Versprechens  bezw.  Vertrages  handelt, 
oder  ob  nicht  vielmehr  ein  ganz  neues  Versprechen  bezw.  ein  ganz 
neuer  Vertrag  vorliegt.  Ist  letzteres  der  Fall,  so  kann  von  einer  An- 
wendung des  genannten  Gesetzesparagraphen  keine  Rede  sein.  Diesen 
rechtlichen  Unterschied  zwischen  einer  ratification  of  an  old  proniise  or 
contract  und  dem  making  of  a  new  promise  or  contract  illustrieren  in 
anschaulicher  Weise  die  beiden  Rechtsfälle  Coxhead  versus  Mullis  aus 
dem  Jahre  1878  und  Northcote  versus  Doughty  aus  dem  Jahre  1879. 
In  dem  ersteren  Falle,  welcher  im  3.  Bande  der  Entscheidungen  der 
Common  Pleas  Divisiony  S.  439 flg.,**)  mitgeteilt  ist,  hatte  sich  ein  Minder- 
jähriger verlobt  und  auch  nach  erreichter  Volljährigkeit  sich  weiter  als 
Bräutigam  benommen.  Späterhin  löste  er  das  Verlöbnis  auf.  Seine 
bisherige  Braut  strengte  eine  Klage  auf  Schadensersatz  wegen  Bruch 
des  Eheversprechens  (an  action  for  breach  of  promise  of  marriage)  gegen 
ihn  an.  Es  wurde  erkannt,  daß  die  Fortdauer  der  Verlobung  auch 
nach  Eintritt  der  Volljährigkeit  des  Bräutigams  als  eine  Genehmigung 
des  von  dem  Minderjährigen  abgegebenen  Eheversprechens  anzusehen 
wäre,  und  daß  auf  Grund  des  §  2  der  Infants  Relief  Act  eine  solche 
Genehmigung  keinen  klagbaren  Anspruch  begründete.  —  Im  Gegensatze 
hierzu  hatte  sich  in  dem  oben  en\'ähnten  zweiten  Rechtsstreite,  North- 
cote versus  Doughty  (mitgeteilt  im  4.  Bande  der  Entscheidungen  der 
Common  Pleas  Division^  S.  385  flg.),  ein  Minderjähriger  unter  der 
Bedingung  verlobt,  daß  seine  Eltern  dem  Veriöbnis  zustimmen  würden. 
Nach  erreichter  Volljährigkeit  erneuerte  er  unter  Zustimmung  der  Eltern 
sein  Ehe  versprechen,  löste  aber  späterhin  die  Verlobung  auf.  Diesmal 
hatte  die  gegen  ihn  angestrengte  action  for  breach  of  promise  Erfolg. 
Das  Gericht  erkannte,  daß  zwei  völlig  verschiedene  Versprechen  vor- 
lägen: erstens  ein  von  einem  Minderjährigen  abgegebenes  bedingtes, 
von  der  Zustimmung  dritter  Personen  abhängig  gemachtes  Versprechen 
und  zweitens  ein  von  einem  Volljährigen  abgegebenes  unbedingtes  Ver- 
sprechen. Es  wurde  daher  der  §  2  der  Infants^  Relief  Act  für  unan- 
wendbar erklärt  und  der  ehemalige  Bräutigam  zur  Zahlung  von  Schadens- 
ersatz verurteih.')  —  Die  Frage,  ob  eine  ratification  oder  ein  new  pro- 


®)  Diese  von  dem  Incorporated  Council  of  Law  Reporting  (s.  Eri.  zu  §  34 
sab  3.  Anm.  7)  herausgegebene  Entscheidungssammlung  nennt  sich  :  The 
Law  Reports.  Common  Pleas  Division.  In  five  volumes  from  1875  to  1880. 
Abgekürzte  Zitierweise  :  C.  A  D.  —  Der  unter  der  Bezeichnung  Court  of 
Common  Pleas  früher  bestehende  Gerichtshof  bildete  einen  der  drei  Superior 
Courts  of  Comnton  Law  at  Westminster  und  setzte  sich  aus  einem  Chief  justice 
und  4  (spater  5 )  puisne  fudges  zusammen.  Durch  den  §  34  der  Supreme  Court 
of  Judicature  Act  von  1873  (36  and  -t,";  Vict.  c.  66)  wurde  der  Court  of  Common 
Pleas  in  eine  Common  Pleas  Division  des  Hit^h  Court  umgewandelt  und  später 
durch  Order  in  Council  vom  16.  Dezember  1880  mit  der  Queen' s  (Kin^'s)  Beuch 
Division  verschmolzen. 

•)  Nicht  ganz  so  klar  liegt  der  Fall  Ditcham  versus  M'orrail  aus  dem  Jahre 
1H80,  mitgeteilt  im  5.  Bande  der  Entscheidungen  der  Common  Pleas  Division, 
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mise  or  contract  vorliege,  ist  eine  Tatfrage,  deren  Beantwortung  im  Falle 
einer  Verhandlung  vor  einem  Richter  und  einer  Jury  der  letzteren  zu- 
fällt. Die  an  die  Jury  zu  richtende  Frage  lautet  z.  B.:  j^Did  t/u  defen- 
dant  intend  to  make  an  absolutely  neiv  promise,  or  merely  affimi  the  old 
proTnise?^  Joseph  Chitty  schreibt  in  seinem  Treatise  on  the  Lau)  of 
ConiractSy  14.  Aufl.,  S.  157:  „Man  kann  keine  genaue  Regel  darüber 
geben,  imter  welchen  Umständen  ein  neues  Versprechen  im  Gegensatze 
zu  einer  Genehmigung  anzunehmen  sei.  Es  bildet  dies  vielmehr  eine 
von  der  Jury  zu  beantwortende  Frage,  vorbehaltlich  der  Rechtsfrage, 
ob  irgend  ein  Beweis  erbracht  sei,  auf  Grund  dessen  die  Jury  das  Vor- 
liegen eines  neuen  Versprechens  vernünftigerweise  bejahen  könne." 
(N'o  exact  rule  can  be  laid  down  as  to  what  is  a  new  promise  as  diffe- 
rentiated  front  a  ratificatiofi;  but  this  is  a  question  for  the  jury^  subject 
to  the  question  of  law,  wJuther  there  is  any  evidence  on  which  the  jury 
could  reasonably  find  a  fieiv  promise,)  Über  eine  solche  question  of  mixed 
fact  and  law  und  über  die  Abgrenzung  des  Tätigkeitsfeldes,  welches 
einerseits  dem  Richter  und  andererseits  der  Jury  zukommt,  s.  die  Erl. 
zu  §  51. 

4.  Eine  Ergänzung  und  ein  Seitenstück  zu  der  Vorschrift  des  §  2 
der  Infanti  Relief  Act  von  1874  bildet  der  §  5  der  Betting  and  Loans 
(Infants)  Act  von  1892  (55  and  S^  ^i^l-  c.  4),  welcher  besagt: 

„Wenn  irgend  ein  Minderjähriger,  der  sich  zur  Hingabe  eines 
nach  gemeinem  Rechte  nichtigen  Darlehns  vertraglich  verpflichtet 
hat,  nach  erreichter  Volljährigkeit  vereinbart,  irgend  eine  Geldsumme 
zu  zahlen,  welche  ganz  oder  teilweise  das  fragliche  Darlehn  darstellt, 
oder  deren  Zahlung  auf  Grund  irgend  eines  derartigen  Darlehns- 
vertrages  vereinbart  worden  ist,  und  welche  nicht  einen  neuen  Vor- 
schuß bildet,  so  ist  eine  solche  Vereinbarung  und  jede  negotiable 
oder  sonstige  Urkunde,  welche  zum  Zwecke  der  Erfüllung  der  frag- 
lichen Vereinbarung  oder  sonstwie  im  Zusammenhange  mit  der  das 
Darlehn  darstellenden  oder  auf  Grund  desselben  erfolgenden  Geld- 
zahlung hingegeben  wird,  absolut  nichtig  gegenüber  jedermann  und 
zwar,  insoweit  als  die  Vereinbarung  sich  auf  Gelder  bezieht,  welche 
entweder  das  fragliche  Darlehn  darstellen  oder  auf  Grund  desselben 
zu  zahlen  sind,  und  welche  nicht  einen  neuen  Vorschuß  bilden. 

Im  Sinne  dieses  Paragraphen  soll  jede  Zinszahlung,  Vermittelungs- 
gebühr  oder  sonstige  Zahlung  auf  Grund  des  fraglichen  Darlehns  als 
ein  Teil  des  Darlehns  gelten."^®) 


S.  410  flg.  Ein  Minderjähriger  hatte  sich  verlobt,  ohne  gleichzeitig  mit  der 
Braut  einen  Zeitpunkt  für  die  Eheschließung  zu  verabreden.  Nachdem  der 
Bräutigam  volljährig  geworden  war,  wurde  eine  Vereinbarung  über  den  Tag, 
an  welchem  die  Hochzeit  stattfinden  sollte,  getroffen.  Späterhin  widerrief 
der  Bräutigam  das  Eheversprechen.  Es  wurde  erkannt,  daß  die  Vereinbarung 
über  den  Tag  der  Eheschließung  als  ein  völlig  neues  Eheversprechen  zu  be- 
trachten wäre,  und  daß  daher  die  verlassene  Braut  einen  klagbaren  Anspruch 
auf  Schadensersatz  hätte. 

'^)  ,,//  any  infant,  who  has  contracted  a  loan  which  fs  void  in  law,  agrees 
after  he  comes  of  a^e  U)  pay  any  money  which  in  whole  or  in  part  represents  or 
is  agreed  to  be  paid  in  respect  of  any  such  loan,  and  is  not  a  new  advance,  such 
agreement,  and  any  instrument,  negotiable  or  other,  given  in  pursuance  of  or 
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§  58. 

Ein  Minderjähriger  kann  als  Vertreter  (as  an  ageni)  Rechts- 
geschäfte vornehmen-/  jedoch  können  ihm  nicht  in  dieser  Eigen- 
schaft irgendwelche  Verpflichtungen  ex  contractu  erwachsen.* 

*  Die  Zahl  der  hierüber  vorhandenen  autoritativen  Richtersprüche  ist 
äußerst  gering.  {The  amount  of  autftority  is  extremely  smail.)  Jedoch  in  dem 
Rechtsfalle  Waikins  versus  Vince,  (18 18)  2  Stark.  368,  gestattete  Lord  Ellen- 
b  o  r  o  u  g  h  .  gegen  jemanden  auf  Grund  einer  Bürgschaftserklärung  (gua- 
raniee)  zu  klagen,  welche  in  dessen  Namen  ein  sechzehnjähriger  Jüngling 
unterzeichnet  hatte.  Von  einigen  Rechtsschriftstellern  wird  behauptet,  daß 
ein  Minderjähriger  einen  Vertreter  zur  Vornahme  von  solchen  Rechtsgeschäften 
ernennen  könne,  welche  der  Minderjährige  selber  rechtmäßig  vornehmen 
dürfe;  aber  nach  überwiegender  Ansicht  ist  dieser  Standpunkt  nicht  richtig 
{bvt  the  halance  of  opinion  U  against  this  view):  vgl.  den  Rechtsfall  Thomas  v. 
Robert^  >847,  16  M.  and  W.  778.  Eine  minderjährige  Ehefrau  ist  jedoch 
berechtigt,  durch  gesiegelte  l^rkunde  (by  deed)  einen  Bevollmächtigten  (attorney) 
zu  ernennen:  Cotivcyancing  Act,   1881,  s.  40. 

•  Smally  v.  Smally  (1700)   i   Eq.  Ca.  Ab.  6. 

action  of  ejectnient  4  Anm.  10  messenger  1 

Agtnt  (BegTÜ&bestimmung)  i  minderjährige  Ehefrau  als  principal  5 

bailiß  3  Anm.  o  minderjähriger  Vertreter  a 

coniractual  liahility  3  power  of  attorney  2  Anm.  4 

Emeonung  eines  Vertreters  durch  einen  Minder-        sonnd  judgment  and  discretion  z  und  3 

jährigen  4  trover  3  Anm.  8 
factor  3  Anm.  7 

I.  Bedeutung  des  Ausdruckes  „agent^.  Nach  §  121  der  vor- 
liegenden Kodifikation  ist  unter  einem  agent  zu  verstehen  „eine  Person, 
welche  eine  ausdrückliche  oder  aus  den  Umständen  sich  ergebende  Voll- 
macht besitzt,  im  Namen  einer  anderen  Person,  welche  der  ,pnnäpal^ 
genannt  wird,  Rechtsgeschäfte  vorzunehmen  und  durch  ihre  Handlungen 
und  Versäumnisse  jene  andere  Person  zu  binden"  (aperson  who  hos  autho- 
rity^  express  or  implied j  to  act  an  behalf  of  another  person  [the  yprincipaV]^ 
and  to  bind  that  other  person  by  his  acts  and  defaults).  Story  in  seinem 
Werke  on  Agency^  section 3,  sagt:  „Nach  gewöhnlichem  Sprachgebrauche 
wird  derjenige,  welcher  ein  Rechtsgeschäft  zu  eigenem  Nutzen  und  auf 
eigene  Rechnung  selbständig  vornehmen  kann,  aber  zu  dessen  Vor- 
nahme eine  andere  Person  verwendet,  der  principal  constituent  oder 
employer  genannt,  während  derjenige,  welcher  in  dieser  Weise  verwandt 
wrd,  der  agentj  attorney^  proxy  oder  delegate  des  principal  constituent 
oder  des  employer  heißt.  Dieses  so  zwischen  den  beiden  Parteien,  d.  h. 
zwischen  dem  principal  und  dem  agent  geschaffene  Rechtsverhältnis 
wird  mit  dem  Ausdrucke  ^agencf  bezeichnet.  Die  hierdurch  übertragene 
Befugnis  heißt  in  der  Rechtssprache  eine  Vollmacht."  (In  common 
language  he  who  being  competent  and  sui  juris  to  do  an  act  for  his  o7un 
henefity  or  on  his  own  accountj  employs  another  person  to  do  it,   is  called 

for  carrying  into  effect  such  agreement,  ot  otheruise  in  rdation  to  the  paymctit 
of  money  representing  or  in  respoct  of  such  loan,  shall,  so  far  as  it  relat'^s  to  inoncy 
which  reprefients  or  i«  payabU  in  respect  of  such  loan,  and  is  not  a  tu  w  advatice, 
be  voii  absolutely  as  against  all  persons  whomsoevcr. 

For  the  purpo^es  of  this  section  any  interest.  commission,  or  othcr  paymcnt 
in  respect  of  such  loan  shall  be  deemcd  to  be  part  of  such  loan." 
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the  prindpal  constituent  or  employcTj  atid  he  who  is  thus  employed  is  calUd 
the  agenty  attormy,  proxy^  or  delegate  of  the  principal  constitumt  or 
employer,  Ihe  rdation  thus  created  between  the  two  partieSj  viz.  th( 
prtnäpal  and  the  agenty  is  termed  agency,  The  power  thus  delegaied  is 
called  in  law  an  authority,)  Nach  E.  Black wood  Wright,  The Ltm 
of  Principal  and  Agent,  2.  Aufl.,  S.  3,  ist  ein  agent  „eine  Person,  welche 
entweder  tatsächlich  oder  nach  Rechtsvermutung  von  jemandem  bevoll- 
mächtigt ist  und  verwandt  wird,  um  ihn  mit  einer  dritten  Partei  in 
vertragliche  oder  sonstige  Rechtsbeziehungen  zu  bringen"  (a  person  eiiker 
actually  or  by  law  field  to  be  authorized  and  employed  by  one  person  to 
bring  htm  into  contractual  or  other  legal  relations  with  a  third  party),  — 
Kein  agent  im  Sinne  des  englischen  Rechts  ist  der  messeng  er y  d.  h.  der 
Bote.  Der  messenger  äußert  einen  fremden  Willen,  der  agefit  dagegen 
einen  eigenen  Willen.  Der  messenger  ist  nur  Vertreter  in  der  Erklärung, 
d.  h.  bloßes  Erklärungswerkzeug,  der  agent  dagegen  ist  Veitreter  im 
Willen.  Über  diesen  Unterschied  äußert  sich  Prof.  Erskine  Holland 
in  seinen  Elements  of  Jurisprudence,  9.  Aufl.,  S.  115,  folgendermaßen: 
„Ein  Stellvertreter,  dessen  Vollmacht  sich  nur  auf  die  Übermittlung 
des  Willens  seines  Geschäftsherm  erstreckt,  ist  lediglich  ein  messenger, 
ein  nuntius.  Ein  Stellvertreter  dagegen,  dessen  Instruktionen  ihm 
gestatten,  eine  eigene  Willenserklärung  im  Namen  seines  Geschäftsherm 
abzugeben  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade,  wie  man  sagt,  ,nach 
seinem  eigenen  Ermessen*  zu  handeln,  ist  ein  agent.*^  (A  representatroe 
whose  authority  extends  only  to  the  communication  of  the  will  of  his 
principal  is  a  mere  messenger,  ,nuntius^,  A  representatrve  whose  Instructions 
allow  hi?n  to  exercise  an  act  of  will  on  behalf  of  his  principal,  to  aä  to 
some  extentj  as  it  is  said,  ^at  his  07vn  discretion\  is  an  ^Agenf,)  —  Nach 
dem  Grundsatze  ,.  Qui  facit  per  alium,  facit  per  se^  gilt  das  von  einem 
agent  vorgenommene  Rechtsgeschäft  als  ein  Rechtsgeschäft  des  pri/tcipal 
und  nicht  des  agent.  Es  ist  daher  rechtlich  belanglos,  ob  der  agent 
die  erforderliche  legal  capacity  zur  Vornahme  von  Rechtsgeschäften  der 
fraglichen  Art  im  eigenen  Namen  und  auf  eigene  Rechnung  besitzt 
oder  nicht*)  Dagegen  muß,  wie  man  sich  auszudrücken  pflegt,  „die 
Ausübung  eines  gesunden  Urteils  und  Ermessens"  (the  exercise  of  a 
sound  judgment  and  discretion)  auf  Seiten  des  ageftt  vorhanden  sein, 
damit  derselbe  wirklich  im  Sinne  der  ihm  übertragenen  Vollmacht 
(authority)  handeln  kann.  Aus  diesem  Grunde  sind  z.  B.  Geisteskranke 
nach  englischem  Rechte  unfähig,  agents  zu  sein.  Der  erste  Satz  des 
§  122  der  vorliegenden  Kodifikation  drückt  dies  mit  folgenden  Worten 
aus:  „Jede  geistig  gesunde  Person,  auch  wenn  sie  unter  einer  recht- 
lichen Unfähigkeit  steht,  kann  als  Vertreter  Rechtsgeschäfte  vornehmen." 
(Any  person  of  soufid  mind,  notwithstanding  any  legal  incapacity,  may 
act  as  an  agent,)  —  Weiteres  über  das  englische  Recht  betr.  Stell- 
vertretung s.  in  den  Erl.  zu  §§  121  — 147. 

2.  „Ein  Minderjähriger  kann  als  Vertreter  Rechtsgeschäfte 
vornehmen."     (A  mi/wr  may  act  as  an  agent,)     Zu  diesem  ersten  Satze 

*)  ^'gl-  §  i^>5  des  deutschen  BGB.:  ..Die  Wirksamkeit  einer  von  oder 
gegenüber  einem  Vertreter  abgegebenen  Willenserklärung  wird  nicht  dadurch 
beeinträchtigt,  daß  der  Vertreter  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkt  ist.*' 
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des  §  58  sei  folgendes  bemerkt:  Irgend  eine  Verpflichtungsfah^keit 
oder,  wie  es  meist  in  der  engUschoi  ReditsliCeratur  hei£t,  ixgend  eiae 
iontraciual  captuäy^)  büdet  keine  Voraussetjnmg  wirksame  ^eUyertreCung. 
Es  kann  grundsätzlich  eine  jede  minderjähr^e  Person,  wofern  sie  die 
gehörige  Vollmacht  (au^writy)  besitzt,  fOr  einen  anderen  eine  bindende 
Willenserklärung  abgeben:  denn  eine  solche  Willenserklärung  gilt  ledig- 
lich als  diejenige  des  primipal  und  nicht  des  agent^)  Notwendig  ist 
nur,  daß  der  Minderjährige,  um  „Vertreter  im  Willen"  und  nicht  bloß 
„Vertreter  in  der  Erklärung"  zu  sein,  das  erforderliche  Maß  von  satdnd 
judgement  and  discretion  besitzt  Irgend  ein  Altersminimum,  2.  B.  die 
Vollendung  des  siebenten  Lebensjahres  (deutsches  BGB.),  hat  das  eng- 
lische Recht  hier  nicht  festgesetzt  Es  hängt  dies  völlig  von  den  Um- 
ständen des  Einzelfalles,  d.  h.  von  der  geistigen  Entwicklung  des  Minder- 
jährigen und  von  der  Art  des  in  Betracht  kommenden  Rechtsgeschäftes 
ab.  Natürlich  sind  wirklich  „unmündige"  Kinder  oder,  wie  die  Ent- 
scheidung des  nordamerikanischen  Rechtsfalles  Lyon  versus  Kent  (s.  unten 
Anm.  5)  besagt,  „children  of  Under  age**  unfähig,  als  agmts  zu  handeln.  — 
Das  englische  Statute  law  enthält  keine  Vorschriften  über  die  Vertretung 
durch  minderjährige  Personen;  aber  auch  die  englischen  Entscheidimgs- 
sammlungen bieten  hier  nur  ein  sehr  geringes  Material.  In  dem  Rechts* 
falle  IVatktns  versus  Vince  aus  dem  Jahre  18 18,  mitgeteilt  in  den  von 
Thomas  Starkie  herausgegebenen  Reports  of  Cases  determined  at  nisi 
prius  in  tke  Courts  of  King's  Bench  and  Common  PleaSy  and  on  the 
Circuit  {1815— 1822),  Bd.  II,  S.  368,  hatte  der  i6jährige  Sohn  des 
Beklagten  Vince  sich  im  Namen  seines  Vaters  dem  Kläger  Watkins 
g^enüber  verbürgt,  für  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  eines 
gewissen  Hampson  (ZahluDg  von  looooo  Ziegelsteinen)  einzustehen. 
Auf  Grand  dieses  Bürgsch^ftsvertrages  (guarantee)  wurde  späterhin 
Vince  senior  von  Watloitis  in  Ansprudi  genommen.  Es  wurde  der 
Nachweis  erbradit,  daß  schon  früher  Vince  junior  zu  verschiedenen 
Malen  als  agent  des  Vaters  Tratten  (bills  of  exchange)  akzeptiert  hatte. 
Lord  Ellenborough  erkannte,  daß  ein  den  beklagten  Vater  bindender 
Büigschaftsvertrag  vorläge,  da  nach  den  Umständen  des  Falles  die 
Red^tsvermutung  (prima  facti  eoidence)  bestände,  daß  Vince  senior 
seinem  Sohne  die  authorüy  erteilt  hätte,  Willenserklärungen  der  frag- 
lichen Alt  für  den  Vater  abzugeben.  —  In  der  Entscheidung  des  Court 
of  Appeal  aus  dem  Jahre  1880  in  dem  Rechtsstreite  in  re  UAngibau 
oder  Andrews  versus  Andrews^  mitgeteilt  im  15.  Bande  der  Law  Reports 
über  Entidieidangen  der  Chancery  Division  ttc.y  S.  228  flg.,  finden  sich 
folgende  Worte  des  Lord/usticeJsLiat^:  „Accor^ng  to  fny  vieWj  an  infant 
may  be  an  agent.  An  infant  may  be  tke  donee  of  a  power  of  attomty* 
(Meiner  Ansicht  nach  kann  em  Minderjähriger  ein  Vertreter  sein.  Ein 
Minderjähriger  kann  der  Empfänger  einer  unter  Siegel  erteilten  VoU- 


*)  Vgl.  Sir  Wiilibim  A  n  s  o  n  .  Princi^s  of  the  Engli^h  Law  of  Contraet, 
9.  Aufl.,  S.  340;  E.  Blackwood  W  r  igh  t ,  a.  a.  O.,  S.  14  :  „the  law  requires 
no  legal  capacity  for  contracting.** 

•)  Joseph  Ckitty,  A  Treaiise  on  the  Law  of  CorUracts,  14.  Aufl., 
S.  225:  „The  mgent  is  considered  merely  as  the  medium  hy  which  the  contraci 
is  effeeted;  und  his  assent  is  merely  the  assent  of  his  prindpal.'* 

G.  Schirrmeister,  BürgerL  Recht  Englands.    L  21 


^22  Dritter  Abschnitt     Rechtsgeschäfte. 

machtsurkunde  sein.)^)  —  Eine  Ausnahme  zu  der  R^;el  des  §  58  sei 
hier  kurz  erwähnt:  Kein  Minderjähriger  kann  zum  Vertreter  einer  Peison 
in  einem  Prozesse  (attomey  for  a  ferson  in  a  suit)  bestellt  werden;  vgl 
die  Entscheidung  in  Hearle  versus  Gremebank  aus  dem  Jahre  1749,  mit- 
geteilt im  3.  Bande  von  Atkyns'  Chancery  Reports  (1736 — 1755),  S.  695  flg., 
auf  S.  710.*) 

3.  „Jedoch  können  ihm  [d.  h.  dem  Minderjährigen]  nicht 
in  dieser  Eigenschaft  [d.  h.  als  Vertreter]  irgend  welche  Ver- 
pflichtungen ex  contractu  erwachsen"  (but  he  cannot  incur  any 
contractual  liability  in  that  capacity).^)  Z\i  beachten  ist  hier,  daß  der 
minderjährige  Vertreter  nur  von  jeder  contractual  liability  befreit  ist 
Dagegen  haftet  er  für  die  von  ihm  etwa  begangenen  unerlaubten  Hand- 
lungen (torts).  Maßgebende  Quellenstelle  ist  folgender  Satz  divlfolio  6^  des 
General  Abridgment  of  Cases  in  Equity  (s.  Erl.  zu  §  40  sub  4,  Anm.  18): 
„//  was  hdd  by  the  Court j  that  an  Infant  was  not  compellable  to  account  as 


*)  Unter  einem  power  of  atiorney  ist  in  der  Regel  eine  authority  under  seal, 
d.  h.  eine  unter  Siegel  verliehene  Vollmacht  zu  verstehen.  Beispielsweise 
sagt  E.  Black wood  W  r  i  g  h  t ,  a.  a.  O..  S.  48  :  ,,In  dem  Falle,  wo  eine  Voll- 
macht in  förmlicher  Weise  durch  gesiegelte  Udcunde  erteilt  wird,  wird  die 
Vollmacht  ein  power  of  atiorney  genannt.*'  (Where  the  authority  is  given  for- 
tnally  by  deedy  U  is  called  a  power  of  attorney.)  Vgl.  auch  Sir  William  A  n  s  o  n . 
a.  a.  O.,  S.  341 ;  Goodeve's  Modern  Law  of  Personal  Property,  4.  Aufl.,  S.  71 ; 
u.  a.  m.  Oftmals  wird  jedoch  der  Ausdruck  auch  in  einem  weiteren  Sinne 
gebraucht.  Z.  B.  heißt  es  in  Chittys  Treatise  on  the  Law  of  Contracts»  14.  AufL, 
S.  227 :  ,,Ein  power  of  attorney  ist  eine  einer  Person  erteilte  Vollmacht,  an 
Stelle  einer  anderen  Person  Rechtsgeschäfte  vorzunehmen.  Ein  solches  power 
wird  gewöhnlich  mittelst  einer  gesiegelten  Urkunde  verliehen,  und  in  einigen 
Fällen  muß  eine  derartige  Verleihung  stattfinden  ;  jedoch  begründen  diese 
Fälle  nicht  den  bisweilen  aufgestellten  Satz,  daß  das  fragliche  power  stets 
in  einer  solchen  Weise  verliehen  werden  muß."  VgL  auch  Bythewood  and 
Jarman*s  Precedents  in  Oonveyancing,  S.  868.  —  Nach  früherem  Recht  wurde 
die  Vollmacht,  welche  der  Cedent  (assignor)  einer  bestimmten  Geldfordening 
(debt)  dem  Cessionar  (assignee)  erteilte,  um  im  Namen  des  Cedenten  gegen 
den  Schuldner  zu  klagen,  ein  power  of  attomey  genannt:  vgl.  Andrew  Strahan, 
A  General   View  of  the  Law  of  Property,  3.  Aufl.,  S.   332. 

^)  Auch  nach  nordamerikanischem  Rechte  gilt  der  Satz,  daß  ein  Minder- 
jähriger als  Vertreter  Rechtsgeschäfte  vornehmen  könne:  vgl.  die  Entschei- 
dungen Lyon  versus  Kent  im  45.  Bande  der  Alabama  Reports,  S.  656;  Brown 
versus  Hartford  Insurance  Company  im  117.  Bande  der  Massachusetts  Reports» 
S.  479;  Talbot  versus  Bowen  im  i.  Bande  von  MarshäiVs  Reports  (Kentucky). 
S.  463  ;  u.  a.  m.  In  der  an  erster  Stelle  erwähnten  Entscheidung  Lyon  versus 
Kent  heißt  es :  „Any  one,  except  a  lunatic,  imbecile,  or  child  of  tender  years, 
may  be  an  agent  for  another.  Jt  is  said  by  an  eminent  author  and  furist,  that 
it  is  by  no  means  nccessary  for  a  person  to  be  sui  juris,  or  capable  of  acting  in 
y.s  or  her  own  right,  in  Order  to  qualify  himself  or  herseif  to  act  for  others,  Thus, 
forexample,  monks,  infants,  fernes  covert,  persons  attainted,  outlawed,  or excommu- 
nicated,  villains,  and  aliens  may  be  agents  for  others.*'  —  Vgl.  auch  Lawson  on 
Contracts,    §  167. 

•)  Vgl.  §  179  Abs.  3  des  deutschen  BGB.:  „Der  Vertreter  haftet  auch 
dann  nicht,  wenn  er  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkt  war,  es  sei  denn, 
daß  er  mit  Zustimmung  seines  gesetzlichen  Vertreters   gehandelt   hat." 
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Factor,'')  though  it  was  urged,  that  by  the  Custom  of  Merchants  hemay; 
hui  an  Infant  may  be  executor,  and  shall  be  charged;  because  the  Law 
mables  htm:  So  he  may  be  charged  in  Trover,^)  because  a  Tort,  but  not 


')  Lord  Justice  C  o  1 1  o  n  gibt  in  der  Entscheidung  des  Falles  Stevens 
versus  Biller  aus  dem  Jahre  1883,  mitgeteilt  im  25.  Bande  der  Cases  deier- 
mined  by  the  Chancery  Division  etc.,  S.  31  flg.»  nachstehende  Begriffsbestim- 
mung für  einen  factor  (S.  37);  „Er  ist  ein  Vertreter,  aber  ein  Vertreter  von 
besonderer  Art.  Er  ist  ein  Vertreter,  welchem  der  Besitz  von  Waren  zum 
Zwecke  des  Verkaufs  derselben  anvertraut  ist."  (He  is  an  agent,  but  an  agent 
of  a  particular  hind.  He  is  an  agent  entrusted  with  the  possession  of  goods  for 
the  purpose  of  sale.)  —  In  einer  älteren  Entscheidung  aus  dem  Jahre  18 18, 
Baring  versus' Corrie,  mitgeteilt  im  2.  Bande  der  von  Bamewall  and  Adolphus 
herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and  determined  in  the  Court  of  King's 
Bench,  S.  137  flg.,  sagt  Chief  Justice  A  b  b  o  1 1  (S.  143 ;  vgl.  auch  20.  Bd.  der 
Reifised  Reports,  S.  383):  »,A  factor  is  a  person  to  whom  goods  are  consigned  for 
sale  by  a  tnerchant  residing  abroad,  or  at  a  distance  from  the  place  of  sale;  and 
he  usually  sells  in  his  own  name  without  disclosing  that  of  his  principal:  the 
latter,  therefore,  with  füll  hnowledge  of  ihese  circumsiances,  trusts  htm  with  the 
actual  possession  of  the  goods  and  gives  him  authority  to  seil  in  his  own  name." 
—  Aus  der  Parlamentsgesetzgebung  seien  hier  erwähnt  die  für  England  und 
Irland  geltende  Factors  Act  von  1889  (52  and  53  Vict.  c.  45)  und  die  Factors 
(ScotlandJ  Act  von   1890  (53  and  54  Vict.  c.  40). 

*)  Trover  oder,  wie  der  volle  Name  lautet,  action  of  trover  and  conversi&n 
ftroüer  =  trouver]  war  eine  Klage  auf  Schadensersatz  für  die  Besitzentziehung 
von  beweglichen  Sachen  (goods).  Die  Klage  war  in  dem  Falle  gegeben,  wo 
jemand  in  den  Besitz  von  beweglichen  Sachen,  welche  einem  anderen  gehörten, 
auf  rechtmäßigem  Wege  (by  lawful  means)  gelangt  war,  aber  unbefugterweise 
(wrongfully)  eine  Herausgabe  der  Sachen  verweigert  hatte.  Eine  solche  wider- 
rechtliche Verweigerung  der  Auslieferung  von  beweglichen  Sachen  wurde  von 
dem  objektiven  Rechte  als  ein  Willensentschluß,  die  fraglichen  Sachen  zu 
eigenem  Nutzen  zu  verwenden  (a  determination  to  convert  the  goods  to  the 
possessor*s  own  use)  angesehen.  Ursprünglich  handelte  es  sich  um  eine  wahre 
Fundklage.  Der  Beklagte  hatte  bewegliche  Sachen  gefunden  und  dieselben 
trotz  einer  an  ihn  ergangenen  Aufforderung  nicht  an  den  Eigentümer  zurück- 
gegeben. Nach  engüschem  Recht  erwirbt  der  Finder  einen  rechtmäßigen 
Besitztitel  gegenüber  jedermann  mit  Ausnahme  des  wahren  Eigentümers. 
Späterhin  wurde  das  Anwendungsgebiet  der  Klage  dadurch  erweitert,  daß 
es  dem  Kläger  gestattet  wurde,  im  Wege  einer  Fiktion  zu  behaupten,  daß 
der  Beklagte  die  fraglichen,  dem  Kläger  gehörenden  Sachen  gefunden  und 
sich  geweigert  hätte,  dieselben  dem  Kläger  zurückzuerstatten.  Die  action 
of  trover  and  conversüm  war  eine  sogenannte  action  on  the  case.  Durch  das 
Statute  of  Westminster  the  Second  war  den  Beamten  ( Clerks)  der  Chancery  die 
Befugnis  erteilt  worden,  neue  Klagformeln  (new  writs)  in  consimili  casu  abzu- 
fassen. Auf  Grund  dieser  Befugnis  entstanden  verschiedene  Klagformeln 
für  Fälle  unerlaubter  Handlungen  (toris)  nach  Analogie  des  schon  vorhandenen 
writ  of  trespass.  Diese  neuen  Klagformeln  wurden  writs  of  trespass  on  the  Gase 
(brevia  de  transgressione  super  casum)  oder  kurz  writs  on  the  case  genannt.  — 
Nach  diesen  kurzen  Erläuterungen  wird  der  Leser  z.  B.  die  folgenden  Aus- 
fähmngen  über  trover  in  Goodeve's  Modern  Law  of  Personal  Property,  4.  Aufl., 
S.  18,  verstehen :  „The  action  of  trover  was  in  form  an  action  on  the  case  for 
damage  to  the  plaintiff,  who  alleged  that  the  defendant  had  f  o  und  the  goods 
and  converted  them  to  his  own  use,  the  finding  being  by  a  fiction  deemed  to  give 
lawful  possession.  Hence  the  action  is  called  'trover  and  ccnversion'»  and  the 
gist  of  it  is  the  conversion  or  depriving  the  plaintiff  of  the  use  and  possession 
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tm  CofUractj  nor  <zs  BcUliff^^)  or  far  Go^ds  to  carry  on  a  Trade;  mi 
thertfori  whm  Infants  are  Faäori^  thär  Fründs  skouid  gwe  Security  för 
ihdr  AccounÜng,     Trin.  1700.     Smally  and  Smally,^ 

4.  Ein  Minderjähriger  kann  nicht  einen  Vertreter  ernennen. 
(An  infant  cannot  appoint  an  agmt.)  Diese  Rechtsregd  stQtzt  sich  auf 
die  Entscheidung  des  Falles  Doe  dem,  Hugh  Thomas  and  oihers  versus 
Roberts  aus  dem  Jahre  1847,  mitgeteilt  im  16.  Bande  der  von  Meesan 
and  IVelsby  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argued  and  determined  in 
the  Courts  of  Exchequer  and  Exchequer  Chamber,  S.  778 — 781.  Ein 
gewisser  Hugh  Thomas,  der  in  der  Grafschaft  Carnarvon  einige 
Grundstücke  in  lehnrechtlichem  Erbbesitze  (in  fee)  hatte,  vermachte 
dieselben  letztwillig  (dtuised)  seinem  Sohne  William  auf  Lebenszeit 
(for  life)  mit  remainder  (s.  Erl.  zu  §  40  sub  2)  für  die  didichen 
Kinder  dieses  Sohnes  und  zwar  als  tenants  in  common  in  fee,  Wiltiam 
Thomas  starb  im  Jahre  1845,  nachdem  er  in  seinem  Testamente  ver- 
schiedene Personen,  darunter  einen  Anverwandten  namens  Hugh 
Thomas  (den  Hauptkläger),  zu  Testamentsvollstreckern  (executors)  ti- 


ef the  goods.  Where  the  wrong  was  done  to  the  actual  possession,  the  defendani 
could  not  defend  hifnself  by  showing  that  the  right  to  possess  was  in  a  third  person: 
but  where  the  wrong  was  done  to  an  atteged  right  to  possess.  such  a  defenct  wüs 
effectuoL"  Vgl.  über  trover  auch  Sir  Frederick  Pollöck's  Law  of  Torts 
(A  Treatise  on  the  Principles  of  Obligations  arising  from  Civil  Wrongs  in  the 
Common  Law),  7.  Aufl.  (1904),  chapter  IX.  section  5. 

*)  Unter  einem  bailiff  im  weitesten  Sinne  ist  ein  ,,keeper  or  protedor 
{Bewahrer  oder  Beschützer)  zu  verstehen.  Der  Ausdruck  wird  in  der  englischen 
Rechtssprache  in  Bezug  auf  verschiedene  Klassen  von  Personen  gebneiucht. 
In  privatrechtlicher  Beziehung  kommt  jedoch  insbesondere  in  Betracht  ein 
bailiff,  welcher  im  Auftrage  eines  Pfändungsberechtigten  eine  Privatpfändung 
von  beweglichen  Sachen  vornimmt.  In  diesem  Sinne  ist  ein  bailiff  ein  ageni 
for  levying  distress.  Das  Wort  „distress'*  bedeutet  eine  eigenmächtige,  ohne 
Angehung  der  Obrigkeit  erfolgende  Wegnahme  beweglicher  Sachen.  In  WkaT- 
ton*s  Law  Lexicon,  la  Aufl..  S.  259  ist  distress  definiert  als  „a  taking,  witkovd 
legal  proQess,  of  a  personal  ckattel  from  the  possession  of  a  wrong-doer  into  the 
hands  of  a  party  grieved,  as  a  pl  e  d  ge  for  the  redressing  an  injury,  the  Per- 
formance of  a  duty,  or  the  satisfaction  of  a  demand,'*  Zwei  der  wichtigsten 
HauptfäUe  von  distress  seien  hier  kurz  erwähnt :  a)  die  Pfändung  der  auf 
einem  verpachteten  oder  vermieteten  Grundstücke  befindlichen  Fahrhabe 
seitens  des  Verpächters  oder  Vermieters  für  rückständigen  Pacht-  oder 
Mietszins  (distress  for  rent,  ,,which  is  the  taking.  without  legal  process,  of  goods, 
or  cattle  found  on  the  demised  premises  as  a  pledge  tö  compel  the  paymeni  of 
the  rent  in  arrear'* ;  vgl.  Chitty  on  Contracts,  14.  Aufl.,  S.  318) ;  und  b)  die  Vieh- 
pfändung  oder  Schüttung  bei  Beschädigung  von  Grundstücken  durch  über- 
tretendes Vieh  (distress  damage  feasant).  Eine  Privatpfändung  für  rück- 
ständigen Pacht-  oder  Mietszins  kann  der  Verpächter  oder  Vermieter  ent- 
weder persönlich  oder  durch  einen  bailiff  vornehmen.  (Der  technische  Auf- 
druck ist  ,,to  lev  y  a  distress  for  rent.)  Gemäß  der  Law  of  Distress  Amend- 
ment Act  von  1888  (51  and  52  Vict.  c.  21)  darf  als  ein  bailiff  to  levy  a  disSness 
for  rent  nur  eine  solche  Person  handeln,  welche  durch  ein  certificate  hy  writing 
seitens  eines  CoutUy  Court  judge  zu  dem  Amte  eines  bailiff  ermächtigt  ist 
Auf  Grund  der  Law  of  Distress  Amendment  Act  von  1895  (58  aiid  59  Vkt. 
c.  24)  ist  der  County  Court  fudge  jederzeit  befugt,  ein  solches  ceHificette  wieder 
zu  entziehen  (to  caneel  such  certificate). 
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nannt  hatta  Letztere  verwalteten  das  Vermögen  fOr  die  minder- 
jäiingen  Kinder  des  Testators  mid  sogen  wahrend  der  nächsten  2wei 
Jahre  nach  dem  Tode  des  WilKam  Thomas  den  Pachtzins  för  die 
erwähnten  Grondstücke  von  einem  gewissen  Roberts  ein,  welcher 
zu  Lebzeat^i  des  Testators  ein  Pächter  von  Jahr  zu  Jahr  (a  tmant 
from  jtar  to  year)  war  und  auch  nach  dem  Ableben  des  lessar  (s.  Erl. 
zu  §  38  sab  2  a)  in  dem  Besitze  der  Grundstücke  verharrte.  Etwa 
zwei  Jahre  nadh  dem  Tode  des  William  Thomas  strengten  die 
Testamentsvollstrecker  eine  Klage  auf  Räumung  der  Grundstücke 
w^gen  fehlerhaftoi  Besitzes  (action  of  ejectmmt)^^)  gegen  Roberts  an. 
In  döT  Verhandlung  vor  den  Camarvon  Assizes  belehrte  Mr,  Justice 
CoÜman  die  Jury,  daß  die  klagende  Partei  (d.  h.  die  Testaments- 
vollstrecker unter  Führung  von  Hugh  Thomas)  Anspruch  auf  Heraus- 
gabe der  Grundstücke  hätte,  wofern  nicht  seitens  der  minderjährigen 
Kinder  des  verstorbenen  William  Thomas  oder  seitens  einer  von  den- 
selben gehörig  bevollmächtigten  Person  eine  Willenserklärung  dahin 
3it>g^eben  worden  wäre,  da£  der  Beklagte  weiter  in  dem  Besitze  der 
Grandstacke  als  Pächter  verbleiben  sollte.  Der  Richter  überließ  dann 
der  Jury  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  Hugh  Thomas  (der  Haupt- 
kläger) bei  der  Empfangnahme  des  Pachtzinses  von  Roberts  als  Ver- 
treter (agent)  der  minderjährigen  Kinder  des  William  Thomas  gehandelt 
hatte.  Die  Jury  gab  folgendes  vtrdict  ab:  „Hugh  Thomas  acied  merefy 
as  exeoitoTy  not  as  authorized  agent  for  the  childrenj  but  as  next  friendy 
and  wiüuntt  any  authority  to  act,^  Demgemäß  wurde  nach  dem  Klage- 
anträge erkannt  Hiergegen  legte  der  Beklagte  Berufung  ein.  In  der 
Berafungsinstanz  machte  der  Anwalt  des  Roberts  geltend,  daß  sein 
Klient  einen  Anspruch  auf  ordnungsmäßige  Kündigung  (notice  to  quit) 
des  Pachtverhältnisses  besäße.  Deim  die  Tatsache,  daß  Roberts  auch 
Bach  dem  Tode  des  William  Thomas  zwei  Jahre  lang  in  dem  un- 
gestörten Besitze  der  Grundstücke  verblieben  und  daß  der  von 
Roberts  weiter  bezahlte  Pachtzins  ohne  Vorb^alt  von  den  Testaments- 
voUstreckem  in  Empfang  genommen  wäre,  riefe  eine  schwer  widerleg- 
bare Rechtsvermutung  (a  sträng  presumption)  hervor,  daß  ein  neues 
Pachtverhältnis  (tencmcy)  geschaffen  worden  wäre.  Das  Gericht  verwarf 
die  Berufung.  In  seinem  Urteile  sagt  Baron  Parke:  „Ein  next  friend^^) 
kann  nicht  einen  Minderjährigen  bindend  verpflichten,  weil  eiri 
Minderjähriger  nicht  einen  Vertreter  ernennen  kann.  Weim 
an  Mindex}ähnger  eine  feudale  Belehnung  durch  einen  Vertreter  auf 
Grund  einer  gesiegelten  Vollmachtsurkunde  vollziehen  läßt,  nil  operatur; 
wenn  er  dagegen  pers(^!ilich  die  Belehnung  vornimmt,  so  liegt  ein 
wirksames  Rechtsgeschäft  vor.  Die  Pacht  von  Jahr  zu  Jahr,  welche 
zu  Lebzeiten  des  William  Thomas  geschaffen  war,  fand  mit  dem  Tode 


*•)  Eine  action  of  ejectment  war  eine  sogenannte  mixed  action  (s.  Erl.  zu 
S  36  sub  II,  ] ) ;  sie  zielte  nicht  nur  auf  die  Herausgabe  von  Grundstücken, 
soncieni  gleichzeitig  auch  auf  Schadensersatz  für  widerrechtliche  Besitz- 
entziehiuig.  Über  diese  ziemlich  verwickelte  und  an  fictions  reiche  Klage  vgl. 
2-B.W.  BlakeOdgers.  Principles  of  Procedure,  5.  Aufl.,  S.  204.  Heut- 
zutage ist  an  Stelle  der  action  of  ejectment  die  action  for  recovery  of  land  getreten. 

**)  Über  den  Ausdruck  „next  friend"  s.  die  Erl.  zu  §  52  sub  ^.  Anm  r. 
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desselben  ihr  Ende,  und  der  Beklagte  wurde  damit  lediglich  zu  einem 
tenant  hy  sufferance*^^)  Diejenigen,  welche  einen  Anspruch  auf  das 
remainder  besaßen,  wären  berechtigt  gewesen,  ihn  unverzüglich  von 
den  Grundstücken  zu  vertreiben,  es  sei  denn«  daß  sie  irgendeine 
Rechtshandlung  vorgenommen  hätten,  durch  welche  sie  den  Roberts 
zu  einem  tenant  front  year  to  year  machten  .  .  .  Ein  von  einem  Ver- 
treter getroffenes  Abkommen  kann  nicht  einen  Mindeijähiigen  binden, 
selbst  die  Genehmigung  des  Abkommens  seitens  des  Minderjährigen 
erzeugt  eine  solche  Bindung  nicht  £s  herrscht  kein  Zweifel  über  die 
Vorschrift  des  objektiven  Rechts,  daß  ein  von  einem  Minderjährigen 
geschlossener  dinglicher  Pachtvertrag  nur  dann  wirksam  ist,  wenn  es 
sich  um  ein  eigenes,  persönliches  Rechtsgeschäft  des  Minderjährigen 
handelt."**)  —  Nach  herrschender  Ansicht  gilt  die  Rechtsregel  „An 
Infant  cannot  appoint  an  agmt^  selbst  dann,  wenn  die  geplante  Stell- 
vertretung sich  auf  solche  Rechtsgeschäfte  bezieht,  welche  ein  Minder- 
jähriger selber  ab  initio  unanfechtbar  vornehmen  kann.  Meist  begnOgt 
man  sich  in  der  englischen  Rechtsliteratur  diesen  Standpunkt  kurz 
damit  zu  begründen,  daß  der  Minderjährige  keine  pers<m  std  juris  sei 
Meines  Erachtens  ist  damit  jedoch  keine  genügende  Erklärung  gegeben. 
Vielleicht  könnte  man  zu  Gunsten  der  erwähnten  Anschauung 
folgendes  geltend  machen:  Jeder  contract  of  agmcy  enthält  das  aus- 
drückliche oder  stillschweigende  Versprechen  des  principalj  dem  agent 
alle  ihm  etwa  auf  Grund  und  infolge  der  Stellvertretungsübemahme 
erwachsenden  notwendigen  Unkosten  imd  Auslagen  zu  ersetzen. '  (Vgl 
ErsJdne  Holland^  Elements  of  Jurisprudence^  9.  Aufl.,  S.  285.)  Ein  von 
einem  Minderjährigen  abgegebenes  Versprechen  dieser  Art  würde  aber 
auf  Grund  der  Infants'  Relief  Act  von  1874  (s.  Erl.  zu  §  49  sub  2  und 
zu  §  57  sub  i)  nichtig  sein  und  selbst  durch  eine  Genehniigung  seitens 
des  principal  nach  erlangter  Volljährigkeit  keine  bindende  I^aft  er- 
halten. Somit  ist  ein  Minderjähriger  unfähig,  als  principal  einen  wirk- 
samen contract  of  agency  zu  schließen.  Im  G^;ensatze  zu  der 
herrschenden  Ansicht  neigen  einzelne  Rechtsschriftsteller  zu  der  An- 
schauung, daß  ein  Minderjähriger  in  allen  solchen  Fällen,  in  denen  er 
kraft  eigenen  Rechts  befähigt  ist,  einen  ab  initio  bindenden  Vertrag 
zu  schließen  (z.  B.  im  Falle  eines  contract  for  necessaries),  auch  befugt 
sei,  einen  Vertreter  zur  Vornahme  des  fraglichen  Rechtsgeschäfts  zu 
•ernennen.  Dieser  Standpunkt  stützt  sich  auf  den  allgemeinen  Rechts- 
grundsatz: Whenever  a  person  does  an  action  in  his  own  right  he  can 
delegate  its  Performance  to  an  agent  (vgl.  E,  Blackwood  Wright^  a.  a.  0., 
S.  8).     Erinnert  sei  jedoch  hier  daran,  daß  z.  B.  im  Falle  tmtsfeoffment 

*•)  Vgl.  die  Eri.  zu  §  38  sub  2  c. 

*•)  y,A  next  friend  cannot  bind  an  infant,  because  an  i  n  f  ant  c  anno  i 
appoint  an  agent,  If  an  infant  makes  a  feoffment  by  letter  of  aUomey^ 
nil  operatur;  otherwise,  if  he  make  the  feoffment  in  person,  The  tenancy 
from  year  to  year,  which  was  created  during  the  life  of  William  Thomas,  ceased 
at  his  death,  and  the  defendant  became  tenant  by  sufferance  only,  Those  entitled 
in  remainder  might  have  ejected  him  immediately,  unless  they  had  done  sofme 
act  by  wich  they  made  him  tenant  from  year  to  year. . . .  An  agreement  by  a« 
agent  cannot  bind  the  infant,  neither  does  his  ratification  bind  him,  There  is  no 
äoubt  about  the  law:  the  leasc  of  an  infant,  to  be  good,  mtist  be  his  own  personal  ac/." 
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durch  einen  Minderjährigen  auf  Grund  der  custom  of  gcgueUund  der 
Bdehnungsakt  durch  den  Minderjährigen  persönlich  vollzogen  werden 
muß,  und  daß  in  einem  solchen  Falle,  obwohl  der  Minderjährige  zu 
dem  fraglichen  Rechtsgeschäfte  in  his  own  right  befugt  ist,  eine  Steil- 
vertretung absolut  ausgeschlossen  ist:  vgl  £rL  zu  §  52  sub  4  und  eben- 
daselbst AimL  15. 

5.  Das  Gesetzesrecht  hat  zu  der  oben  sub  4  behandelten  Rechts- 
regel eine  fOr  minderjährige  Ehefrauen  geltende  Ausnahme  aufgestellt 
Der  §  40  der  Canu^ancing  and  Law  of  Property  Act  von  1881  (44  and 
45  Vtct.  c.  41)  bestimmt: 

,y(i)  Eine  Ehefrau,  gleichgültig,  ob  minderjährig  oder  nicht,  soll 
kraft  dieses  Pariamentsgesetzes  die  Befugnis  haben,  in  der  gleichen 
Weise  wie  eine  volljährige  unverheiratete  Frau,  einen  Vertreter  für 
sich  zum  Zwecke  der  Vollziehung  irgendeiner  gesiegelten  Privat- 
urkunde oder  zur  Vornahme  irgend  einer  sonstigen  Handlung, 
welche  sie  selber  vollziehen,  bezw.  vornehmen  kann,  unter  Siegel  zu 
ernennen.  Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  über  Urkunden,  durch 
welche  ein  power  of  attomey  zur  Entstehung  gelangt,  ^^)  sollen  auch 
für  eine  solche  Ernennung  gelten." 

„(2)  Dieser  Paragraph  findet  nur  auf  solche  gesiegelten  Privat- 
urkunden Anwendung,  welche  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes**) vollzogen  worden  sind."**) 

§  59. 
Ein  Minderjähriger  kann  zum  TestamentsvollBtrecker 
(execuior)^  oder  zum  Vormund  (guanfian)*  oder  zum  Treu- 
händer (irwiee)*  ernannt  werden.  Jedoch  kann  er  vor  er- 
reichter Volljährigkeit  nicht  in  einer  dieser  Eigenschaften 
Rechtsgeschäfte  vornehmen. 

*  In  the  gaods  of  Stewart,  (1875)  L.  R.  3  P.  and  D.  244. 

*  In  einigen  Fällen  kann  ein  Minderjähriger  selber  einen  Vormund  ent- 
weder für  sich  oder  für  seine  Kinder  ernennen:  12  Car.  II.  c.  24.  s.  8;  2  Ves. 
Sr.  375. 

*  Re  Shelmefdine,  (1864)  33  L.  J.  Ch.  474. 


**)  In  Part  XI  (umfassend  die  §f  46 — ^48)  der  Conveyancing  and  Law  of 
Property  Act  von  1881  sind  eine  Reihe  von  Bestimmungen  über  power s  of 
attorney  getroffen. 

^^)  Das  Gesetz  ist  am  i.  Januar  1882  in  Kraft  getreten. 

*•)  ,M  A  married  woman,  whether  an  infant  or  not,  shall  by  virtue  of  this 
Act  have  power,  as  if  she  were  unmarried  and  of  füll  age,  by  deed  to  appoint  an 
attomey  on  her  hehalf  for  the  purpose  of  executing  any  deed  or  doing  any  other 
act  which  she  might  herseif  execute  or  do;  and  the  provisions  of  this  Act  relating 
to  insiruments  creaHng  powers  of  attorney  shall  apply  thereto.** 

„(2)  This  section  applies  only  to  deeds  execuUd  after  the  commencement  of 

this  Aar 
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cutMit  1  mindeQÜhrige  Testamentsvollstrecker  i 

administrator  vnth  th«  will  antuxtd  t  minderjährige  Treuhänder  3 

a^ß^mtmimt  ff  tum  iruvUe  by  tkt  Cpuri  3  miodeoährige  Vormünder  3 

Ernennung  eines  Vormundes  durch  einen  Minder-  persvtüU  rtpresentaüve  i 

jährigen  2  Popisk  recHsani$  a  Anm.  ao 

»s^cuiur  1  pr9b0t9  t 

execHior  to  tke  teuer  of  tke  will  x  Anm.  9  real  repreeeniatioe  z 

Geistliche  Gerichte  z  Anm.  4  trustee  3 

I.  Minderjährige  Testamentsvollstrecker.  Ein ^r^^/br (Testa- 
mentsvollstrecker) im  Sinne  des  englischen  Rechts  ist  ein  durdi  Testa- 
ment- ernannter  „representath^e*^  des  Testators.  Der  Testamentsvoll- 
strecker repräsentiert  die  Rechtspersönlichkeit  (legal  personaHty)  des 
dahingeschiedenen  Testators;  mid  alle  vererbbaren  subjektiven  Rechte 
(inheriiable  rights),  sowie  alle  vererbbar«)  Verbindlichkeiten  (mhtritabk 
liaMHHes)  des  Verstorbenen  gehen  grundsätzlich  auf  den  Testaments- 
vollstrecker über.  Hat  ein  Testator  keinen  executar  ernannt,  oder 
lehnt  der  ernannte  executar  die  Übernahme  des  Amtes  ab,  oder  ist  er 
aus  diesem  ©der  jenem  Grunde  rechtlich  disqualißziert,  so  ist  von  dem 
zuständigen  G«ichte  ein  „admmistratar  witk  the  will  anmoced*^  (am 
testamento  atmexo)  zu  bestellen,  der  die  Funktionen  eines  Testaments- 
vollstreckers auszuüben  hat.  ^)  Bis  gegen  Ende  des  19.  Jahrhunderts 
war  ein  executar  bezw.  ein  mit  den  Fimktionen  eines  executor  be- 
kleideter admitmtrator  nur  notwendig,  soweit  es  sich  um  ein  will  of 
personalty^  d.  h.  um  ein  Testament  über  nichtlehnrechtliches  Vermögen 
handelte.  Der  executor  war,  wie  die  englische  Rechtssprache  sich  aus- 
drückte, nur  der  j^ersonal^  representative  des  verstorbenen  Testators.*) 
Durch  die  Lcmd  Transfer  Act  von  1897  (60  and  61  Vict.y  c,  6s)  ist 
jedoch  für  Testamente  solcher  Personen,  welche  am  oder  nach  dem 
I.  Januar  1898  verstorben  sind,  der  Testamentsvollstrecker  auch  zum 
„real"  representcUive  erklärt  und  bestimmt  worden  (vgl.  §  2,  Abs.  2  des 
Gesetzes),  daß  die  Befugnisse,  Rechte,  Pftichten  und  Verbindlichkeitoft 
(pamfirsy  rights^  dutiiSj  and  liabilitus)  eines  executar  in  Bezug  auf  das 
nichtlehnrechtliche  Veimögen  (personal  estate)  des  Verstorbenen,  so  weit 
a)s  möglich  (as  far  as  tke  same  are  applicable) ^  auch  auf  das  lehnrecht- 
liche Vermögen  (real  estate)  des  Testators  sich  erstrecken  sollen  und 
zwar  in  der  gleichen  Weise,  als  ob  dieser  recä  estate  ein  auf  den  oder 
die  personal  representatives  übergehendes  chattet  real  (s.  Erl.  zu  §  38 
sub  2)  wäre  (as  if  that  real  estate  were  a  chattet  real  vesting  in  the 
personal  representatives).  Die  Land  Transfer  Act  von  1897  gilt  nur  für 
England  (s.  Erl.  zu  §  20),  dagegen  nicht  für  Irland.  Iil.  letzterem 
Königreiche  ist  bis  zum  heutigen  Tage  der  executor  lediglich  der 
y^ersonal"^    representative    des    Testators.    —    Um    die    Rec;htmäifigkeit 


^)  Sind  mehrere  Personen  von  dem  Testator  zu  dem  Amte  ^'^^  executor 
beruf en  worden  und  ist  auch  nur  eine  derselben  willens  und  fähig  zur  über- 
nähme des  Amtes,  so  erfolgt  keine  Bestellung  eines  administrator  voith  the 
will  annexed  seitens  des  Gerichts. 

*)  Demgemäß  wird  in  Sheppard's  Touchstone  of  Common  Assurances, 
fol.  400.  ein  executor  erklärt  als  ,,one  appointed  by  a  man's  last  will  and  testa- 
ment  to  have  the  disposing  and  administration  of  all  or  a  part  of  a  man's  goods 
and  chatteh  and  to  per  form  a  man's  last  will  and  testament,  according  to  th$ 
Contents  thereof," 
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seiner  VeifÜgungsbefugnis  Aber  die  Nachlafimasse  zu  beweiseD,  hat  der 
txtaOor  eine  Pi^lung  des  TcBtaments')  durch  das  zuständige  Gericht*) 

')  Man  unterscheidet  zwischen  zwei  Arten  von  Testamentsprüfung  (pfoof 
of  a  wfill):  zwischen  einem  proof  in  common  form,  wenn  von  keiner  Seite  die 
Rechtsgültigkeit  des  Testaments  bestritten  wird,  und  einem  proof  in  solemn  form 
per  testes  im  Falle  eines  von  irgend  einer  Seite  erhobenen  Widerspruchs  (content) 
gegen  die  Rechtsgültigkeit  des  Testaments.  Diese  letztere  Art  der  Prüfung 
erfolgt  im  Wege  eines  regelrechten  Prozeßverfahrens  fhy  a  reg^ar  action)  mit 
Verhör  (examinaüon)  und  Kreuzverhör  (crosssxaminatüm)  der  von  beiden 
Parteien  vorgeführten  Zeugen  (produced  witnessss). 

^)  Zuständiges  Gericht  in  probates  of  wills  ist  heutzutage  in  England  die 
Probate,  Dioorce,  and  Admiralty  Division  des  High  Court  und  in  Irland  die 
Jrisk  King's  Bench  Diüi<iion  (Probate),  Nach  §  lo  der  Court  of  Probate  Amend- 
ment Act  von  1858  (21  and  22  V»ct.  c.  95)  kann  ein  proof  of  a  will  by  action  auch, 
vor  einem  County  Court  stattfinden,  wofern  der  Testator  innerhalb  des  örthchen 
Jurisdiktionsbereiches  des  fraglichen  County  Court  verstorben  ist  und  die 
Nachlaßmasse  höchstens  einen  Wert  von  200  Pfund  nichtlehnrechtlichen 
Vermögens  {personätty)  und  300  Pfund  lehnrechtlichen  Vermögens  (realty) 
darstellt.  Zum  vollen  Verständnis  von  vielen  älteren,  aber  für  das  heutige 
Recht  betr.  Testamentsvollstrecker  (law  of  e.vectttors)  wichtigen  Entscheidungen 
ist  es  unumgänglich  notwendig,  auch  einige  Kenntnis  bezüglich  der  Gerichte 
zu  besitzen,  welche  früher  in  />ro6a/f-Sachen  zuständig  gewesen  sind.  Aus 
diesem  Grunde  schalte  ich  hier  kurz  folgendes  ein:  Bis  zum  Jahre  1857  hatten 
die  geistlichen  Gerichte  (Ecclesiastical  Courts)  eine  Prüfung  von  wills  of  perxo 
nalty  vorzunehmen.  Regelmäßig  fiel  diese  Tätigkeit  in  die  Kompetenz  des 
Court  of  the  bishop  of  tke  diocese,  in  welcher  der  Testator  gelebt  hatte.  Einige 
Kirch^engel  sind  jedoch  evempt  from  tke  Jurisdiction  of  the  bishop  und  besitzen 
einen  besonderen  „ordinär y" ,  dem  die  Jurisdiction  in  causes  ecclesiastical  zufällt. 
Derartige  Kirchsprengel  werden  Peculiars  genannt.  War  ein  Testator  in  einem 
solchen  Peculiar  verstorben,  so  lag  die  Prüfung  des  Testaments  dem  sogenannten 
Court  of  Peculiars  ob.  Des  weiteren  gibt  es  einige  Kirchsprengel,  welche  mit 
dem  Namen  „Royal  Peculiars**  bezeichnet  werden.  Der  ordinary  dieser  Be- 
zirke war  ursprünglich  der  Papst  gewesen  ;  durch  Parlamentsgesetz  25  Hen 
VIII.  c.  19  aus  dem  Jahre  1533  {An  Act  for  the  Submission  of  the  Clergy)  war 
jedoch  die  geistliche  Jurisdiktion  auf  den  Souverän  übertragen  worden,  welcher 
diese  Funktionen  durch  den  gleichzeitig  geschaffenen  Court  of  Dele^ates  aus- 
übte. (Durch  Parlamentsgesetz  2  and  3  Will.  IV.  c.  Q2  aus  dem  Jahre  1832  ist 
dieser  Gerichtshof  aufgelöst  worden.  Seine  Befugnisse  gingen  zunächst  auf  den 
King  in  Council  über  und  wurden  dann  im  Jahre  1833  durch  Parlamentsgesptz 
3  and  4  Will.  IV.  c.  41  auf  das  Judicial  Committee  of  the  Privy  Council  über 
trafen.)  Hinterließ  ein  Testator  sogenannte  bona  notabilia  (d.  h.  nichtlehn- 
rechtliche  Vermögensstücke  im  Werte  von  5  Pfund  und  mehr)  außerhalb  der 
Diöcese  oder  des  Peculiar,  in  welcher  bzw.  welchem  der  Testator  verstorben 
war,  so  mußte  die  Testamentsprüfung  in  dem  Prerogative  Court  des  Erzbischofs 
von  Canterbury  bezw.  von  York  erfolgen,  je  nachdem  die  fraglichen  Vermögens- 
stücke sich  in  der  Kirchenprovinz  Canterbury  oder  in  der  Kirchenprovinz  York 
befanden.  Waren  bona  notabilia  des  Testators  in  beiden  Kirchenprovinzen 
vorbanden,  so  hatte  ein  proof  of  the  will  in  beiden  Preroeaive  Courts  stattzu- 
finden. —  Durch  die  Court  of  Probate  Acts  von  1857  (20  and  21  Vict.  c.  77  für 
England  und  20  and  21  Vict.  c.  79  für  Irland)  wurde  den  geistlichen  Gerichten 
<Üe  Jurisdiktion  in  Testamentsangelegenheiten  entzogen  und  einem  unter-  dein 
Namen  „Court  of  Probate"  neugeschaffenen  Staatsgerichte  übertrafen,  welches 
dann  im  Jahre  1875  in  Gemäßheit  der  Bestimmungen  der  Suprcme  Court  of 
Judicature  Act  von  1873  (36  and  37  Vict.  c.  66)  in  den  High  Court  of  Justice  amU 
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vornehmen  zu  lassen. »)  Auf  Grund  dieser  Prüfung  erhält  er  von  dem 
Gerichte  eine  unter  dem  Gerichtssiegel  angefertigte  Abschrift  des 
Testaments  zurück,  welche  probate  copy  oder  kurz  probate  genaimt  wird, 
und  welche  fortan  das  gehörige  Beweismittel  (the  proper  legal  evidena) 
für  das  Recht  des  Testamentsvollstreckers  j^to  itUermeddU  wüh  the 
deceaseis  estat^*  bildet  •) ')  —  Ein  Testator  ist  berechtigt,  eine  minder- 
jährige Person  zu  dem  Amte  eines  Testamentsvollstreckers  zu  beiufen. 
Da  jedoch  die  von  einem  minderjährigen  executor  als  solchem  vor- 
genommenen Rechtsgeschäfte  entweder  anfechtbar  oder  ab  iniiio  nichtig 
sind  (z.  B.  all  accounts  siated  gemäß  §  i  der  Infants^  Relief  Act  von 
1874;  vgl  Erl.  zu  §  49  sub  2),  und  da  femer  ein  Minderjähriger  gnind- 
sätzUch  nicht  aus  einer  von  ihm  als  Testamentsvollstrecker  al^;egebenen 
Willenserklärung  haftet,  so  verweigern  die  Gerichte  einem  solchen 
Testamentsvollstrecker  die  Erteilung  eines  probate.  Wenn  daher  ein 
Testator  einen  Minderjährigen  zum  alleinigen  Testamentsvollstrecker 
(sole  executor)  ernannt  hat,  so  ist  beim  Tode  des  Testators  zunächst 
niemand  vorhanden,  der  während  der  Minderjährigkeit  des  appomki 
executor  die  Funktionen  desselben  in  bindender  und  verantwortlicher 
Weise  ausüben  kann.  Aus  diesem  Grunde  bestellt  das  zuständige 
Gericht  in  einem  solchen  Falle  für  die  Dauer  der  Minder- 
jährigkeit des  executor  einen  administrator  cum  testamenk 
annexo  (s.  oben).  Ein  solcher  interimistischer  oder,  wie  die 
englische  Rechtssprache  sich  ausdrückt,  jylimited^  culnunistrator 
wird,  da  sein  Mandat  mit  dem  Zeitpunkte  erlischt,  zu  welchem 
der    executor    die    Volljährigkeit    erreicht,    ein    administrator    durante 


*)  Nach  {  37  der  Stamp  Ad  von  1815(55  Geo.  III.  c.  184)  hat  ein  Testaments- 
vollstrecker, welcher  Reclitshandlungen  in  dieser  Eigenschaft  vornimmt,  eine 
Geldstrafe  in  Höhe  von  100  Pfund  und  von  10%  der  Erbschaftssteuer  zu 
bezahlen,  falls  er  es  unterlaßt,  binnen  6  Monaten  sich  ein  probate  zu  verschaffen. 

*)  Dieses  Verfahren,  ein  Testament  durch  das  Gericht  auf  seine  Gültigkeit 
prüfen  und  unter  dem  Siegel  des  Gerichts  eine  Abschrift  des  Testaments  an- 
fertigen zu  lassen,  heißt  „to  take  out  probate."  —  Verweigert  der  Testaments- 
vollstrecker die  Übernahme  der  executorship,  so  pflegt  man  dies  mit  den  Worten 
zu  bezeichnen  „to  renounce  probate**.  Gemäß  {  79  der  Court  of  Probate  Act  von 
1857  (20  and  21  Vict.  c.  77)  soll  im  Falle  einer  renunciation  of  probate  die  be- 
treffende Person  alle  Rechte  und  Ansprüche  auf  die  executorship  verlieren,  und  es 
soll  so  verfahren  werden,  als  ob  der  Testator  niemals  die  betreffende  Person 
zum  executor  ernannt  hätte.  —  Niemand  ist  zur  Annahme  des  Amtes  eines 
Testamentsvollstreckers  verpflichtet.  In  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles 
Doyle  versus  Blake,  mitgeteilt  im  2.  Bande  der  von  Schoales  and  L  e  f  r  o  y 
herausgegebenen  Chancery  Reports  (Ireland),  S.  239  flg.,  und  im  9.  Bande  der 
Revised  Reports,  S.  76  flg.,  sagt  Lord  Redesdale:  „Though  a  Person  may  haue 
agreed  in  the  lifetime  of  a  testator  to  accept  the  executorship,  he  is  stUl  at  liberty  to 
recede,  except  so  far  as  his  feelings  may  forbid  it;  and  it  will  be  proper  for  him  to 
do  so,  if  he  finds  that  his  Charge  as  executor  is  different  from  what  he  conceived  it 
to  be  when  he  entered  into  the  agreement.** 

')  Der  nordamerikanische  Richter  Oliver  Wendell  Holmes  gibt  in  seinem 
Werke  über  das  Common  Law,  S.  344,  und  in  der  Harvard  Law  Review,  Bd. 
XII,  S.  446,  eine  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  englischen 
Rechtsinstituts  der  Testamentsexekutoren  und  weist  den  Zusammenhang 
dieses  Instituts  mit  dem  Institute  der  Salmannen  in  der  Lex  Salica  nach. 
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minore  aetate  execiUoris  genannt  *)  —  Nach  diesen  kurzen  Erläuterungen 
gehe  ich  auf  die  in  .^im.  i  zu  §  59  von  den  Verfassern  der  Kodi- 
fikation erwähnte  Entscheidung  in  the  goods  of  Stewart  aus  dem  Jahre 
1875  mit  einigen  Worten  ein.  Der  Rechtsfall  findet  sich  im  3.  Bande 
der  Law  Reports  über  Entscheidungen  der  Courts  of  Probate  and 
Diüorce  auf  S.  244 — 246  mitgeteilt.  Eine  Mutter  (Isabeila  Stewart) 
hatte  in  ihrem  Testamente  ihre  minderjährige  Tochter  zur  alleinigen 
TestamentsvoUstreckenn  ernannt  und  einige  Personen  namentlich  be- 
zeichnet, welche  als  Treuhänder  (trustees)  für  die  Tochter,  bis  dieselbe 
die  Volljährigkeit  erreicht  hätte,  handeln  sollten.  In  einem  späteren 
Kodizill  hatte  die  Erblasserin  bestimmt,  daß  im  Falle  des  Todes  der 
Tochter  während  der  Minderjährigkeit  diese  trustees  den  noch  vor- 
handenen Teil  der  Erbschaftsmasse  in  einer  bestimmten  Weise  ver- 
teilen sollten.  Es  wären  also  für  den  Fall  des  Eintrittes  dieses  letzt- 
genannten Ereignisses  die  Treuhänder  zu  der  executorship  ,jby  implication^^ 
berufen  gewesen.*)  Da  die  Erteilung  eines  probate  an  die  minder- 
jährige Tochter  der  Erblasserin  ausgeschlossen  war,  so  beantragten  die 
trustees  bei  dem  Court  of  Probate^  sie  (die  trustees)  als  executors 
accordmg  to  the  tenor  of  the  will  anzuerkennen  imd  ilmen  ein  probate 
zu  erteilen.  Das  Gericht  lehnte  den  Antrag  ab,  verfügte  eine  limited 
administration  with  the  will  and  codicil  atmexed  und  ernannte  unter 
Beruhmg  auf  §  73  der  Court  of  Probate  Act  von  1857  (20  and  21  Vict. 

*}  Ursprünglich  währte  eine  administration  durante  minore  aetate  execu^ 
iuris  nur  solange,  bis  der  minderjährige  Testamentsvollstrecker  das  17.  Lebens* 
jähr  vollendet  hatte;  vgl.  z.  B.  die  Entscheidung  des  Falles  Freke  versus  Thomas 
ans  dem  Jahre  1702,  mitgeteilt  im  i.  Bande  der  von  Robert  Lord  Raymond 
heraasgegebenen  Reports  of  Gases  argued  and  adjudged  in  the  Court  of  King's 
Benck  and  Common  Pleas,  S.  667  flg.,  wo  Lord  Holt  auf  S.  668  sagt :  „But  an 
executor,  who  comes  in  by  the  act  of  the  party  himself,  hath  been  adjudged  capahle 
to  administer  at  seventeen,"  Jedoch  durch  ein  Parlamentsgesetz  aus  dem  Jahre 
1798  über  die  Administration  of  Estates  (38  Geo.  III.  c.  87,  sections  6  and  7) 
wurde  die  Dauer  einer  administration  durante  minore  aetate  executoris  bis  zu 
der  Volljährigkeit  des  executor  ausgedehnt. 

•)  Nach  englischem  Rechte  braucht  die  Ernennung  einer  Person  zum 
Testamentsvollstrecker  nicht  durch  ausdrückliche  Worte  des  Testators  zu 
erfolgen;  es  ist  auch  ein  sogenanntes  appointment  by  implication  möglich,  d.  h. 
es  loim  aus  sonstigen  Worten  und  aus  dem  ganzen  Zusammenhange  der 
Testamentsurkunde  eine  Absicht  des  Testators  hergeleitet  werden,  eine  bestimmte 
Person  zum  executor  zu  bestellen.  Es  erklart  z.  B.  der  Testator,  daß  jemand 
gewisse  Rechte  haben  soll,  welche  regelmäßig  zu  dem  Amte  eines  Testamen ts- 
voUstreckers  gehören.  In  einem  derartigen  Falle  wird  das  Gericht  den  Schluß 
üehen,  daß  tatsächUch  eine  Ernennung  der  fraglichen  Person  zum  executor 
beabsichtigt  gewesen  sei.  Ein  solcher  executor  appointed  by  implication  wird 
in  der  engÜischen  Rechtssprache  ein  ,, executor  according  to  the  tenor  of  the  will** 
genannt.  Ein  gutes  Beispiel  hieriür  aus  der  neuesten  Rechtsprechung  bildet 
der  Fall  in  the  goods  of  Cooh  aus  dem  Jahre  1902,  mitgeteilt  in  den  Law  Reports 
des  genannten  Jahres  über  Entscheidungen  der  Probate  Division,  S.  114.  Ein 
Testament  enthielt  die  folgenden  Worte:  ,,/  desire  J,  G.  of ,  .  .  to  pay  all  my 
just  debts.*'  Der  betreffende  /.  G.  gehörte  nicht  zu  den  im  Testamente  mit 
irgendeinem  Aktivum  des  Nachlasses  bedachten  Personen.  Es  wurde  erkannt, 
daß  /.  G.  durch  diesen  Satz  des  Testaments  zu  einem  executor  according  to 
the  tenor  of  the  will  ernannt  worden  wäre. 
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c.  77)^^)  die  Treuhänder  zu  administrators  durorntt  minart  aeiaie 
cxecutoris.  In  der  Entscheidung  von  Sir  J,  Hannen  heifit  es:  ,J)ie 
Tatsache,  daß  die  Tochter  mindeijährig  war,  enthält  nichts,  was  mich 
zu  der  Schlußfolge  veranlassen  könnte,  daß  die  Testatorin  ein  Handeln 
dieser  Personen  [d.  h.  der  Antragsteller]  in  einer  anderen  Eigenschaft 
wie  in  der  als  Treuhänder  beabsichtigt  habe.")  Da  jedoch  die 
Testatorin  in  ihrem  Testamente  irgendeinen  Testamentsvollstrecker, 
der  Willens  yj^d  fähig  wäre,  aU  solcher  Reditsgeschäfte  vorzunehmen, 
nicht  ernannt  hat,  und  da  die  nächsten  Anverwandten  in  Australien 
leben,^')  so  glaube  ich»  berechtigt  zu  sein,  den  Treuhändern,  auf  Grund 
des  §  73  des  Gesetzes  20  and  2J  Vkt  c.  /^,  die  Erlaubnis  zur  Nach- 
laßverwaltung gemäß  den  Bestimmungen  des  Testaments  und  Kodizills 
zum  Nutzen  und  Besten  der  Tochter  zu  erteilen  und  zwar  beschränkt 
auf  die  Zeit,  bis  die  Tochter  die  Volljährigkeit  erreicht"  ") 


*•)  Dieser  Gesetzesparagraph  hat  folgenden  Wortlaut;  „Wkere  a  person 
hos  died  or  shall  die  wholly  intestate  as  to  his  personal  estate,  of  leauing  a  wiil 
affecting  personal  estate,  but  wühout  having  appointed  an  exectUor  thereof  wiÜiM§ 
and  competent  to  take  probate,  or  wkere  the  exectUor  shall  at  tha  iime  of  HU 
death  of  stich  person  be  resident  out  of  the  united  kingdom  of  Great  Brüain 
and  Ireland,  and  it  shall  appear  to  the  court  to  be  necessary  or  convenient 
in  any  such  case,  by  reason  of  the  insolvency  of  the  estate  of  the  deceased,  or 
other  special  circumstances,  to  appoint  some  person  to  be  the  administraior  of 
the  personal  estate  of  the  deceased,  or  of  any  part  of  such  personal  estaU^ 
other  than  the  person  who  if  this  Act  had  not  been  passed  would  by  law  have 
been  entitled  to  a  grant  of  stich  administration  of  such  personal  estate,  it  shall 
not  be  obligatory  upon  the  court  to  grant  administration  of  the  personal  estale  of 
such  deceased  person  to  the  person  who  if  this  Act  had  not  passed  would  by  law 
have  been  entitled  to  a  grant  thereof.  but  it  shall  be  lawful  for  the  court,  in  its 
discretion,  to  appoint  such  person  as  the  court  shall  think  fit  tobe  such  administraior 
upon  his  giving  such  security  (if  any)  as  the  court  shall  direct,  and  every  such 
administration  may  be  limited  as  the  court  shall  think  fit,** 

*^)  Dieser  Satz  enthält  die  Ablehnung  des  Antrages  der  Treuhänder,  sie 
zu  executors  according  to  the  tenor  of  the  will  zu  erklaren. 

**)  Wie  ich  in  den  Erl.  zu  §  1 3  sub.  2  ausgeführt  habe,  wird  im  Falle  einer 
Nachlaßverwaltung  (administration)  in  der  Regel  der  nächste  voUjährige 
und  geschäftsfähige  Blutsverwandte  (next  of  kin)  des  bezw.  der  Verstorl^enen 
zum  Nachlaßverwalter  (administraior)  von  dem  Gerichte  besteUt  werden. 
Hält  sich  jedoch  dieser  next  of  kin  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  standig 
außerhalb  des  Vereinigten  Königreiches  auf.  so  wird  irgend  einer  anderen,  dem 
Gerichte  geeignet  erscheinenden  Peilson  die  Nachlaß  Verwaltung  übertragen; 
vgl.  den  in  Anm.  10  mitgeteilten  Text  des  §  73  der  Court  of  Probate  Act  von  1857. 
Unter  ,,next  of  kin**  oder,  wie  es  auch  bisweilen  heißt,  .,next  and  most  lawful 
friends"  sind  zu  verstehen  ,,the  next  of  blood  who  are  not  attainted  of  treason 
felony  or  have  any  other  lawful  disability'* :  vgl,  den  Hensloe's  Case  in  Part 
IX  der  von  Edward  C  o  k  e  herausgegebenen  Reports  in  Thirteen  Parts,  folio 
39  b  (s.  Erl.  zu  §  16  sub.  i,  Anm.  i). 

^')  „There  is  nothing  in  the  fact  that  the  daughter  was  under  age  to  enable 
me  to  draw  a  conclusion  that  the  testcUrix  intended  tkese  persons  to  ad  in  any 
other  capacity  than  as  trustees.  As,  however,  the  testatrix  hos  not  appointed.  by 
her  will,  any  executor  willing  and  competent  to  act,  and  the  next  of  kin  are  in 
Australia,  I  think  I  may  properly  grant  to  the  trustees,  under  20  and  21  Vict,  c. 
77*  ^:  73»  administration  with  the  will  and  codicil  annexed 
for  the  use  and  benefit  of  the  daughter,  and  limited  untü  she  comes  of  age^** 
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2.  Minderjährige  Vormünder.  Über  einen  guardian  (Vor- 
mund) nach  englischem  Recht  vgl.  die  Eriäuterongen  zu  §  3  sub  I,  4. 
Nach  henschender  Ansicht  ist  es  2ulassig,  eine  minderjährige  Person 
zum  Vormunde  zu  bestellen;  jedoch  kann  ein  solcher  Vormund  in 
dieser  Eigenschaft  bindende  Rechtsgeschäfte  erst  nach  erlangter  Voll- 
jährigkdt  vornehmen.  Vereimcelt  wird  in  der  englischen  Rechtsliteratur 
der  Standpunkt  vertreten,  da£  ein  Minderjähriger  nicht  f^hig  sei,  der 
Vonnund  eines  anderen  Mindeijährigen  zu  sein.  So  heißt  es  in 
Thfmas  Lewifis  Trtatise  an  the  Law  of  Trusts^  10.  Aufl.,  S.  37  (unter 
Berufung  auf  Coke  upon  Ltttlctoriy  folio  88  b):  j^An  infani  cannot  be 
ptardian  to  a  minor. ")  —  Wie  die'  Anm.  2  zu  dem  Gesetzestexte  des 
§  5Q  besagt,  ist  in  gewissen  Fällen  der  Minderjährige  selber  befugt,  sei 
CS  filr  sich,  sei  es  für  seine  Kinder  einen  Vormund  zu  ernennen.  (y^In 
some  cases  a  minor  can  himself  appoint  a  guardian^  either  for  himself  or 
his  chiidren^^)  Dieser  Satz  stützt  sich  teils  auf  das  geschriebene,  teils 
auf  das  ungeschriebene  Recht  Englands.  Der  §  8  des  Parlaments- 
gesetzes 12  Car.  IL  c.  24  aus  dem  Jahre  1660")  enthält  folgende  Be- 
stimmung: 

„Und  es  sei  des  weiteren  durch  die  oben  erwähnte  autoritative 
Stelle")  verordnet: 

Da£  in  dem  Falle,  wo  jemand  zur  Zeit  seines  Todes  irgend 
ein  unverheiratetes  minderjähriges  Kind  bezw.  unverheiratete  minder- 
jährige Kinder  hinterläßt,  der  Vater")  eines  solchen  Kindes  bezw. 
solcher  Kinder  —  und  zwar  gleichgültig,  ob  dasselbe  bezw.  dieselben 
zur  Zeit  des  Todes  des  Vaters  schon  geboren  sind  oder  zu  dem 
genannten  Zeitpimkte  sich  noch  im  Mutterleibe  befinden,'^)  und 
gleichgültig,  ob  der  betreffende  Vater  minderjährig  oder 
volljährig  ist  —  rechtlich  befugt  sein  soll,  durch  ein  unter  Siegel 
vollzogenes  Rechtsgeschäft  inter  vivos  oder  durch  ein  schriftliches,  in 
Gegenwart  von  mindestens  zwei  einwandsfreien  Zeugen  errichtetes 
Testament  Gewahrsam  und  Erziehung  eines  solchen  Kindes  bezw. 
sokrher  Kinder  in  einer  dem  Vater  zur  Zeit  oder  späterhin  an- 
gemessen erscheinenden  Weise  und  entweder  für  die  gesamte  Dauer 
der  Minderjährigkeit  des  bezw.  der  Kinder  oder  für  einen  geringeren 

**)  In  der  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  zu  dem  Rechtsstreite  in  re 
^An^ibau  {Andrews  versus  Andrews)  aus  dem  Jahre  1880  [L.  R.  15  Ch.  D  228] 
«rklart  Lord  Justice  Brett  ausdrücklich,  daß  eine  minderjährige  Mutter  Vor- 
münderin  ihrer  Kinder  sein  könne. 

")  ,,An  Act  for  taking  away  the  Court  of  Wards  and  Liveries,  and  Tenures 
inCapiie,  andby  Knight-Service,  and  Purveyance,  and  for  settling  a  Revenue  upon 
*is  Majesty  in  lieu  th^reof,** 

*•)  Diese  autoritative  Stelle  ist  gemäß  §  i  des  Gesetzes  ,,the  King  our 
Sovereign  Lord,  wUh  the  assent  of  the  Lords  and  Commons  in  Parliatnent  assem- 

")  Durch  die  Guarä$4mship  of  Infants  Aa  von  1886  (49  and  50  Vict.  c.  27) 
ist  die  obige  Vonchrilt  auch  auf  die  Mutter  des  bezw.  der  fraghchen  minder- 
Hliri^en  Kinder  ausgedehnt  worden. 

*•)  Über  den  Aasdruck  ,,child  in  venire  sa  mere**  s.  Erl.  zu  §  1  sub  4  und 

^«  §  63. 
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Zeitraum*")  auf  irgend  eine  Person  bezw.  irgend  welche  Peisonen, 
unter  Ausschluß  von  Anhängern  der  römisch-katholischen  Kirche,*^) 
mit  sofortiger  oder  erst  in  Zukunft  eintretender  Wirksamkeit  zu 
übertragen; 

und  daß  eine  derartige,  nach  dem  24.  Februar  1645  getroffene 
oder  in  Zukimft  zu  treffende  Verfügung  über  Gewahrsam  und  Er- 
ziehung eines  solchen  Kindes  bezw.  solcher  Kinder  rechtswirksam 
sein  soll  gegenüber  all  und  jeder  Person  bezw.  Personen,  welche 
als  Vormund  in  socage^^)  oder  aus  einem  sonstigen  Grunde  Anspruch 


^*)  Erwähnt  sei,  daß  eine  solche  Vormundschaft  im  Falle  eines  weibhchen 
Mündels  (nach  richtiger  Ansicht)  mit  der  Verheiratung  des  Mündels  ein  Ende 
findet.  Dagegen  verbleibt  ein  männlicher  Mündel,  auch  wenn  er  eine  Ehe  ein- 
geht, weiterhin  in  custody  and  tuition  des  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1660  be- 
stellten guardian.  Vgl.  die  Entscheidungen  zu  den  Rechtsfällen  Mendcs  versus 
Mendes  im  i.  Bande  der  von  Francis  Vesey  junior  herausgegebenen 
Reports,  S.  90,  und  Roach  versus  Garvan  im  i.  Bande  der  von  Francis 
Vesey  senior  herausgegebenen  Reports,  S.  160. 

'®)  Die  Anhänger  der  römisch-katholischen  Kirche  wurden  nach  der 
Reformation  mit  den  Ausdrücken  „popish  rectisants"  und  ,,papists**  bezeichnet, 
weil  sie  sich  weigerten,  die  höchste  Kirchengewalt  (the  supretne  ecclesiastical 
power)  des  englischen  Königs  anzuerkennen,  und  fortfuhren,  in  dem  Papste 
das  Oberhaupt  der  christlichen  Kirche  zu  erblicken.  Sie  unterlagen  ver- 
schiedenen rechtlichen  Unfähigkeiten,  deren  Beseitigung  allmähUch  durch  die 
Parlamentsgesetzgebung  seit  dem  Jahre  1788  bewirkt  worden  ist  Das 
wichtigste  dieser  Parlamentsgesetze  ist  die  Roman  Catholic  EmancipaHon 
Act  von  1829  (ig  Geo.  IV.  c.  7).  Der  Ausdruck  ,,Roman  Catholics"  zur  Bezeich- 
nung der  Anhänger  der  römisch-katholischen  Kirche  erscheint  in  der  eng- 
lischen Parlamentsgesetzgebung  zum  ersten  Male  in  der  Roman  Catholic 
Relief  Act  von  1791  (31  Geo.  III.  c.  32.).  Aus  der  Literatur:  W.  S.  Lilly  and 
John  E.  P.  Wallis,  Manual  of  the  Law  specially  affecfing  Caiholics. 

**)  Wie  ich  in  den  Erl.  zu  §  3  sub  I,  4  ausgeführt  habe,  unterscheidet  das 
englische  Recht  zwischen  einem  guardian  in  socage  und  einem  guardian  by 
Statute.  Eine  guardianship  in  socage  ist  heutzutage  auf  den  Fall  beschränkt, 
wo  ein  minderjähriger  Intestaterbe  von  socage  estaies  noch  nicht  das  vierzehnte 
Lebensjahr  vollendet  hat  und  weder  einen  lebenden  Eltemteil,  noch  einen 
sei  es  von  dem  Vater,  sei  es  von  der  Mutter  ernannten  Vormund  besitzt.  In 
einem  solchen  Falle  ist  zur  Vormundschaft  in  socage  der  nächste  Blutsver- 
wandte des  Minderjährigen  berufen,  welcher  nicht  mit  dem  Vorfahren  (ancestor). 
von  dem  der  Minderjährige  die  socage  estates  geerbt  hat,  durch  Blutsbande 
verbunden  ist  und  daher  selber  niemals  die  fraglichen  lehnrechtlichen  Ver- 
mögensstücke erben  kann.  Beispielsweise  heißt  es  im  §  7  des  Statute  of  Wards 
and  Reliefs  aus  dem  Jahre  1300  (28  Edw.  I.  st.  I);  „The  ward  of  an  heir  thai 
holdeth  in  Socage,  if  the  Land  or  Inheritance  descend  of  his  Mother's  side,  tken 
ü  belongeth  to  tfie  next  friend  on  the  Father*s  side,  and  contrariwise/'  In  ähn- 
licher Weise  sagt  Glanvill  in  seinem  Tractatus  de  Legibus  et  Consuetudinibus 
Regni  Angliae  (s.  Eii.  zu  §  3  sub  I,  i  Anm.  i),  Liber  VII,  caput  11:  „Haeredes  vero 
sohemannorum,  mortuis  antecessoribus  suis,  in  custodia  consanguineorum  suontm 
propinquiorum  erunt;  ita  tarnen  quod  si  haereditas  ipsa  ex  parte  pairis  descen- 
derit,  ad  consanguineos  ex  parte  matris  descendentes  custodia  ipsa  referahtr. 
Sin  autem  ex  parte  mairis  haereditas  ipsa  descenderit,  tunc  ad  consanguineos 
paternos  custodia  pertinet.  Nunquam  enim  custodia  alicujus  de  jure  alicui 
remanet,  de  quo  habeatur  suspicio  quod  possit  vel  velit  aliquod  jus  in  ipsa  haeredi- 
tate  clamare."  —  Eine  guardianship  in  socage  findet  ihr  Ende,  sobald  der 
infani  heir  in  socage  das  14.  Lebensjahr  vollendet  hat.  j .-;] 
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auf  Gewahrsam  und  Erziehung  eines  solchen  Kindes  bezw.  solcher 
Kinder  erheben; 

und  daß  die  fragliche  Person  bezw.  Personen,   welcher  bezw. 
welchen   Gewahrsam    und    Erziehung   eines   solchen    Kindes   bezw. 
solcher    Kinder    durch    Rechtsgeschäft    unter    Lebenden    oder    von 
Todes  wegen  in  der  oben  erwähnten  Weise  übertragen  worden  ist  oder 
in  Zukimft  übertragen  werden  wird,   eine  Ellage  wegen  Kindesraub 
oder  Besitzentziehimg  gegen  einen  jeden,  der  ein  solches  Kind  bezw. 
solche  Kinder  widerrechSich  fortnimmt  oder  vorenthält,  zum  Zwecke 
der  Herausgabe  des  bezw.  der  Kinder  anstrengen  sollen  und  können 
und  in  der  gleichen  Klage  eine  Geldentschädigimg  zum  Nutzen  und 
Besten  eines  solchen  Kindes  bezw.  solcher  Kinder  für  einen  solchen 
Kindesraub   bezw.   für  eine  solche  Besitzentziehung  fordern  sollen 
und  können.'-**) 
Wie  sich  aus  diesem  enactment  (s.  Erl.  zu  §  i  sub  3,  Anm.  4  a.  E.) 
ergibt,  ist  ein  minderjähriger  Vater   (und  auf  Grund  der  Guardianshtp 
of  Infants  Act  von  1886  auch  eine   minderjährige  Mutter)   befugt,   für 
seine  (bezw.  ihre)  Elinder  einen  Vormund  zu  bestellen  und  zwar  ent- 
weder durch  ein  unter  Siegel  vollzogenes  Rechtsgeschäft  inter  vivos  (by 
dud)  oder  durch  Testament  (by  will).     Da  nun  gemäß  §  7  der   Wills 
Act  von  1837  (/   Will  IV  and  I  Vict  c.  26)  kein  von   einer  minder- 
jährigen Person  abgefaßtes  Testament  gültig  ist  (s.  Erl.  zu  §  49  sub  i), 
so  ist  heutzutage   eine   minderjährige  Person  auf  Grund   des  Gesetzes 
von  1660  nur  befähigt,  im  Wege  eines  unter  Siegel  vollzogenen  Rechts- 
geschäfts  unter  Lebenden,   d.  h.   mittelst  eines   deedj  Gewahrsam   und 
Erziehung  (custody  and  tuiüan)  ihres  bezw.  ihrer  Kinder  an  einen  oder 
mehrere  dritte  wirksam  zu  übertragen.  —  Neben  dieser  Vorschrift  des 
writtm  law  findet  sich  in  dem  unwritten  law  ein  Satz,   nach  welchem 


**)  „And  he  ü  further  enacted  by  the  authority  aforesaid, 

That  where  any  person  hath  or  shall  have  any  child  or  children  under  the 
aee  of  one  and  twenty  years,  and  not  married  at  the  time  of  his  death;  that  it  shall 
und  may  he  lawful  to  and  for  the  father  of  such  child  or  children,  wheiher  hörn 
(U  the  time  of  the  decease  of  the  father,  or  at  that  time  in  ventre  sa  mere,  or  whether 
such  father  he  mithin  the  age  of  one  and  twenty  years  or 
of  füll  age ,  hy  deed  execvUed  in  his  life-time,  or  by  his  last  will  and  testament 
in  writing,  in  the  presence  of  two^r>  more  credihle  witnesses,  in  stich  manner,  and 
from  time  to  time  as  he  shall  respectively  think  fit,  to  dispose  of  the  custody 
and  tuition  of  such  child  or  children  for  and  during  such  time  as  he  or  they 
shall  respectively  remain  under  the  age  of  twenty-one  years,  or  any  lesser  time, 
to  any  person  or  persons  in  possession  or  remainder,  other  than  Popish  recusanis; 

And  that  such  disposition  of  the  custody  of  such  chüd  or  children,  made 
since  the  twenty- fourth  of  February  one  thousand  six  hundred  and  forty- five.  or 
hereafter  to  be  made,  shall  he  good  and  effectual  against  all  and  every  person  or 
persons  claiming  the  custody  or  tuition  of  such  child  or  children,  as  guardian  in 
socage  or  otherwise; 

And  that  such  person  or  persons  to  whom  the  custody  of  such  child  or  children 
^eth  been  or  shaU  he  so  disposed  or  devi'ted  as  aforesaid,  shall  and  may  maintain 
fl»  action  of  ravishment  of  ward  or  trespass  against  any  person  or  persons  which 
shall  wrongftäly  take  away  or  detain  such  child  or  children,  for  the  recovery  of 
such  child  or  children;  and  shall  and'may  recover  damages  for  the  same  in  the  said 
tction  for  the  use  and  benefit  of  such  chüd  or  children." 
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unter  gewissen  Umständen  ein  Mindeijähriger  befugt  ist,  einen  Vor- 
mund  und  zwar   für  sich  selber  zu  ernennen.     Im  2.  Bande  der  von 
Francis   Vesey    senior    herausgegebenen   Reports  of  Cases  argued 
and  deiermined  in   the  High   Court  of  Chancery   in   the  tinu  of  Lord 
Chancellor     Hardwicke     wird      auf     S.    375     berichtet,      daß    Lord 
Chanceüor  Hardwicke  folgenden  Ausspruch  getan  habe:  ^^Suppoüng 
there  was  no  testamentary  guardian^  nor  a  nwther^  if  the  infant  hos  any 
socage  landj  and  is  of  the  age  of  twelve  if  female^  of  fourteen  if  imUj 
they  are  aUowed  to  choose  their  guardian;  as  is  frequently  done  on  äraiit, 
and  is  the  eonstant  prcutice^  and  what  this  court  frequently  call  on  infonts 
to  do;  though  this  still  is  liable  to  any  reasonable  objecUon  made  to  such 
choice}*^    (Angenommen,  es  wäre  kein  testamentarischer  Vormund,  noch 
eine  Mutter  vorhanden:   in  einem  solchen  Falle  ist  es  minderjährigen 
Personen,    und   zwar   weiblichen    vom    12.   und   männlichen  vom  14. 
Leboisjahre  an,  gestattet,  wenn  sie  itf^'a^^-Grundstücke   besitzen,  sich 
einen  Vormund  selber  zu  wählen,  wie  dies  häufig  bei  Gelegenheit  von 
Sendgerichten  geschieht,  und  wie  es  die  ständige  Praxis  ist,   und  was 
zu  tun  auch  dieser  Gerichtshof  [d.  h.  der  High  Court  of  Chancery]  die 
Minderjährigen  oftmals  auffordert     Allerdings  wird  eine  derartige  Vor- 
mundsbestellung  durch  jeden  vernünftigen  Widerspruch,  d^  ^^^sxi  eine 
solche   Wahl    erhoben    wird,    hinfällig.)   —  Nach   Coke  upon  LittletoH, 
folio  8y^y  kann  ein  Minderjähriger,  wenn  er  im  Wege  der  Intestat- 
erbfolge lediglich   incorporeal  hereditaments  (s.  Erl.  zu  §  40)   erbt,  sich 
^selber  .seinen  Vormund  wählen.    Sollte  jedoch  der  Mindeijährige  nodi 
zu  jung  für  die  Vornahme  einer  solchen  Wahl  sein,   so  ist  es  nach 
Ansicht  von  Lord  Coke  „most  fit,   that  the  next  of  kin^  to  whom  tke 
inkeritance  cannot  descend,  sJiould  haue  the  custody  of  him}*^    Vgl  auch 
Fdward  Jenks,  Modem  Land  LaWy  S.  21,  Anm.  2. 

3.  Minderjährige  Treuhänder.  Über  die  Bedeutung  des  Aus- 
druckes „trustee^*  (Treuhänder)  vgl.  die  Erl.  zu  §  3  sub  I,  4  Anm.  5 
und  zu  §  40  sub  4.  Arthur  Underhill  gibt  in  seinen  Manual  of 
the  Law  relaüng  to  Private  Trusts  and  Trustees  (6.  Aufl.,  1904),  S.  i, 
folgende  Erläuterung:  „Ein  Treuhandsverhältnis  ist  eine  na)ch  Billigkeits- 
recht  bestehende  Verpflichtung,  welche  entweder  ausdrdcklich  übcr^ 
nommen  oder  kraft  Rechtsauslegung  von  den  Gerichten  auferiegt  wird, 
und  durch  welche  der  Verpflichtete  6der  sogenannte  Treuhänder) 
gebunden  wird,  mit  Vermögen,  über  welches  er  eine  Kontrolle  besitzt, 
(dem  sogenannten  Treuhandsvermög^n)  zu  verfahren  zum  Besten 
von  Personen  (den  sogenannten  Benefiziaren  oder  Treugebern), 
2u  denen  er  selber  gehören  mag  oder  nicht,  und  von  denen  ein  jeder 
berechtigt  ist,  die  Verpflichtung  im  Kiagewege  zu  erzwingen.**  [A  trust 
is  an  equitable  Obligation,  either  expressly  undertaken,  er  constructrrdy 
imposed  by  the  Court,  whereby  the  obligor  (who  is  called  a  trustee)  is 
bound  to  deal  with  property  over  which  he  hos  control  (which  is  called 
tJu  trust  property)  for  the  benefit  of  persons  (who  are  called  the  bene- 
ficiaries  or  cestuis  que  trust)  of  whom  he  may  or  may  not  himself 
be  onCj   and  any  one  of  whom  may  enforce  the  Obligation,]^*)  —  D«r 


■■)  Ich  verweise  auch  auf  den  Aufsatz  „Whtxt  ts  a  trust V*  von  Walter  G. 
H  a  r  t  in  der  Law  Quaterly  Review.  Bd.  XV,  S.  2^flg. 
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Ernennung  eines  Minderjährigen  zum  Treuhänder  steht  rechtlicli  nichts 
im  Wege.  Jedoch  kann  vor  erlangter  Volljährigkeit  ein  solcher  Treu- 
händer nicht  bindende  Rechtsgeschäfte  vornehmen.  Tritt  daher  die 
Notwendigkeit  einer  Vornahme  von  Rechtsgeschäften  durch  den  Treu- 
händer ein,  so  wird  das  zuständige  Gericht  auf  Antrag  einen  neuen 
Treuhänder  (new  trusiee)  an  Stelle  des  Minderjährigen  ernennen,  jedoch 
mit  dem  Vorbehalte,  daß  der  Mindeijährige  nach  erlangter  Volljährigkeit 
berechtigt  sein  soll,  seine  Wiedereinsetzung  in  das  Treuhänderamt  zu 
verlangen.  In  dem  Rechtsfalle  in  re  Shelmerdine  aus  dem  Jahre  1864, 
mitgeteilt  in  den  Law  Journal  Reports^  New  SerieSj  Bd.  33  (Fart  I: 
Chancery  and  Bankruptcy)^  S.  474,  hatte  ein  Testator  (Edwin  Carroll 
Shelmerdine)  sein  lehnrechtliches  und  nichtlehnrechtliches  Vermögen 
letztwillig  auf  drei  Personen  zur  treuen  Hand  für  seine  Anverwandten 
übertragen.  Einer  der  Treuhänder  (R.  W.  Shelmerdine)  war  zur 
Zeit  des  Todes  des  Testators  erst  19  Jahre  alt.  Wegen  der  Minder- 
jährigkeit dieses  Treuhänders  konnten  gewisse  Teile  des  Nachlasses, 
deren  Verkauf  wünschenswert  erschien,  nicht  verkauft  werden.  Des 
weiteren  weigerte  sich  ein  Hypothekengläubiger  (mortgagee)  des 
Testators,  nachdem  er  die  mit  der  Hypothek  belasteten  Grundstücke 
hatte  verkaufen  lassen,  den  in  seinen  Händen  befindlichen  Überschuß 
des  Verkaufserlöses  über  die  Hypothekenschuld  den  Treuhändern  aus- 
zuhändigen, indem  er  behauptete,  daß  ihm  seitens  der  Treuhänder 
wegen  der  Minderjährigkeit  eines  derselben  eine  wirksame  Entlastung 
(a  good  discharge)  nicht  erteilt  werden  könnte.  Infolgedessen  be- 
antragten die  beteiligten  Parteien  bei  dem  Court  of  Chancery  die  Er- 
nennung eines  neuen  Treuhänders  an  Stelle  des  Minderjährigen.  Vice- 
Chancellor  Wood  gab  dem  Antrage  Folge,  erklärte  aber,  daß,  da  der 
Testator  selber  den  Minderjährigen  zum  Treuhänder  bestellt  hätte,  und 
da  die  Angemessenheit  der  Ernennung  eines  neuen  Treuhänders  (the 
txpediency  of  appointing  a  new  trustee)  sich  lediglich  auf  die  Schwierigkeit 
gründete,  während  der  Minderjährigkeit  des  einen  der  Treuhänder  die 
Treuhandsbestimmungen  des  Testaments  durchzuführen,  die  gerichtliche 
Verfügung  ausdrücklich  nur  gelten  sollte  als  yyto  be  wiihoui  prejudice  to 
any  application  by  R,  W.  Shelmerdine  to  be  restored  to  the  trusteeship 
on  Ms  Coming  of  age,^*  Vgl.  auch  aus  der  neueren  Pariamentsgesetz- 
gebung  den  §  26  der  Trustee  Act  von  1893  (S6  and  S7  Viel-  c,  S3)y 
welcher  der  Chancery  Division  des  High  Court  die  Ermächtigung  erteilt, 
auf  Antrag  an  Stelle  eines  minderjährigen  Treuhänders  einen  new  trustee 
zu  ernennen.  In  den  meisten  Fällen  kann  ein  solcher  Antrag  in  Ge- 
stalt eines  originating  summons  (s.  Erl.  zu  §  56  sub  6,  Anm.  33)  erfolgen. 

§  60. 

Ein  Minderjähriger  kann  bei  allen  Gelegenheiten  als  Zeuge 
(wUnea)  eidlich  vernommen  werden,  wofern  er  alt  genug  ist, 
das  Wesen  und  die  Bedeutung  der  Handlung  zu  verstehen.^ 

^  R.  V.  Brasier.  (1779)  i  Leach  C.  L.  199. 

^firmation  x  Anm.  i  rape  2  Anm.  6 

Bdcifiüugkeh  eines  lllndeijahrigeii  i  und  %  ivitness  x 

G.  Schirrmeister,  Buigerl.  Recht  Englands.    I.  22 


^^3  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

I.  Unter  einem  „witness^  (Zeuge)  ist  eine  Person  zu  verstehen, 
welche  entweder  unter  ihrem  Eide  (oath)  oder  unter  einer  an  Eidesstatt 
abgegebenen  feierlichen  Versicherung  (affirmation)  in  einer  Rechtssache 
(cause)  Zeugnis  ablegt  (gi7)es  evidence)A)  Das  englische  Recht  hat  keine 
Altersgrenze  festgesetzt,  welche  ein  Zeuge  überschritten  haben  muß, 
bevor  er  eidlich  vernommen  werden  darf.*)  Nicht  das  Lebensalter, 
sondern  lediglich  die  Verstandesreife  der  zu  vernehmenden  Person  ist 
nach  englischer  Rechtsauffassung  ausschlaggebend.  Sonach  können 
selbst  Kinder  zur  eidlichen  Vernehmung  zugelassen  werden,  wofern  sie 
nach  Ansicht  des  Gerichts  eine  gentigende  Intelligenz  besitzen.  In 
Powell' s  Prinäples  and Practice  of  the  Law  of  Evidence  (7.  Aufl.,  S.  25) 
heißt  es:  „Das  Lebensalter  ist  gleichgültig;  die  Frage  ist  einzig  und 
allein  eine  Frage  der  Verstandesreife,  welche  im  Zweifelsfalle  das  Gericht, 
um  sich  Gewißheit  zu  verschaffen,  durch  Prüfung  des  Minderjährigen 
auf  seine  Kenntnis  der  aus  einem  Eide  entspringenden  Verpflichtungen 
und  der  geistlichen  und  weltlichen  Strafen  für  Meineid  feststellen  wird. 
Obgleich  zartes  Lebensalter  keinen  Einwand  gegen  die  Eidesfähigkeit 
des  Minderjährigen  bildet,  so  kann  doch  der  letztere,  wofern  er  voll- 
ständig einer  religiösen  Erziehung  ermangelt,  nicht  dadurch  eidesfähig 
gemacht  werden,  daß  er  unmittelbar  vor  der  Verhandlung  oberflächlich 
[über  die  Bedeutung  des  Eides]  zu  dem  Zwecke  unterrichtet  wird,  seine 
eidliche  Vernehmung  zu  ermöglichen.  Ein  Richter  kann  nach  freiem 
Ermessen  ■  eine  Vertagung  der  Verhandlung  verfügen,  damit  ein  Zeuge 
über  das  Wesen  und  die  Bedeutung  des  Eides  unterrichtet  werde;  jedoch 
zeigen  die  Richter  eine  Abneigung  gegen  eine  solche  Maßnaiime."*)*) 

1)  Die  Oaihs  Act  von  1888  (51  and  52  Vict.  c.  46)  verordnet,  daß  „ein 
jeder,  der  sich  weigert,  einen  Eid  zu  leisten,  und  als  Grund  für  eine  solche 
Weigerung  entweder  angibt,  daß  er  keiner  Religion  angehöre,  oder  daß  die 
Leistung  eines  Eides  im  Widerspruche  zu  seiner  Religion  stehe,  erlaubt  sein 
solle,  an  Stelle  eines  Eides  eine  feierliche  Versicherung  abzugeben  und  zwar 
an  allen  Orten  und  für  alle  Zwecke,  wo  ein  Eid  nach  Rechtsvorschrift  ge- 
fordert wird"  {every  pcrson  on  ohjection  to  heing  sworn,  and  stating  as  the  ground 
of  such  ohjection,  either  that  he  has  no  religiotts  belief,  or  that  the  taking  of  an  oath 
is  contrary  to  his  religious  belief,  shall  be  permitted  to  make  his  solemn  affir- 
mation instead  of  taking  an  oath  in  all  places  and  for  all  purposcs  where  an 
oath  is  or  shall  be  required  by  law). 

*)  Im  Gegensatze  hierzu  vgl.  z.  B.  Zivilprozeßordnung  für  das  Deutsche 
Reich  vom   17.  Mai   1898,    §  393  : 

,, Unbeeidigt  sind  zu  vernehmen  : 

I.  Personen,  welche  zur  Zeit  der  Vernehmung  das  sechzehnte  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet  oder  wegen  mangelnder  Verstandesreife  oder  wegen  Ver- 
standesschwäche von  dem  Wesen  und  der  Bedeutung  des  Eides  keine  genügende 
Vorstellung  haben  ;...*' 

')  ,,Age  is  immaterial,  and  the  question  is  entirely  one  of  intelligence,  which, 
whenever  a  doubt  arises,  the  Court  will  asccrtain  to  its  own  satisfaction  by  exa- 
mining  the  infant  on  hf's  knowhd^c  of  an  oath,  and  the  religious  and  secular  pe- 
nalties  of  perjury.  Although  tendcr  age  is  no  ohjection  to  the  infanfs  compeiency, 
he  cannot,  when  wholly  destitute  of  religious  education,  b»  made  competent  by  bcing 
supcrficially  insiructed  just  before  a  trial  with  a  view  to  qualify  hint.  A  judge 
may,  in  his  discretion.  postpone  a  trial  in  ordcr  that  a  witness  may  be  instructed 
in  the  nature  of  an  oath,   biU  the  inclination  of  judges  is  against  this  practica.'' 

*)  In  einem  Strafprozesse  kann  gemäß  §  4  der  Criminal  Law  Amendment 


Erster  Titel.     Legal  Capacity.  ^^q 

2.  Der  in  der  Anmerkung  zu  dem  Gesetzestexte  des  §  60  erwähnte 
Rechtsfall  The  King  against  Brasier  aus  dem  Jahre  1779  findet  sich 
in  dem  i.  Bande  der  von  Thomas  Leach  herausgegebenen  Cases  in 
Crown  Law  determined  by  The  Twelve  JudgeSj  by  th'e  Court  of  King^s 
Beruh  and  by  Commissiorurs  of  Oyer  and  Terminer,  and  General  Gaol 
Delivery;  front  the  fourth  year  of  George  IL  to  tJie  55  th  year  of 
George IIL  (1730— 1815)  auf  S.  199— 200  mitgeteilt.  Thomas  Leach 
stellt  als  Ergebnis  der  richterlichen  Entscheidung  in  diesem  Rechtsfalle 
folgenden  Satz  an  die  Spitze  seines  Lofiv  Report:  „Ein  minderjähriger 
Zeuge  unter  dem  siebenten  Lebensjahre  muß,  wofern  er  über  das  Wesen 
und  die  Bedeutung  des  Eides  unterrichtet  worden  ist,  vereidigt  werden; 
denn  kein  Zei^is  kommt  rechdich  in  Betracht,  wenn  es  nicht  unter 
dem  Eide  abgd^  worden  ist"*)  Es  handelte  sich  in  dem  fraglichen 
Prozesse  um  eine  versuchte  Notzucht  (assaiät  with  intent  to  eommit  a 
rape)^)  an  einem  Kinde  unter  sieben  Jahren.  Als  Zeugen  traten  gegen 
den  Angeklagten  die  Mutter  des  Kindes  und  eine  mit  der  Mutter 
zusammenlebende  Frau  auf,  denen  beiden  das  Kind  seine  Erlebnisse 
sofort  nach  der  behaupteten  Straftat  mitgeteilt  hatte.  Der  Law  Report 
berichtet  nun  folgendes:  „Die  am  29.  April  1779  in  dem  Saale  der 
Serjeants^  Inn  versammelten  Richter  waren  einstimmig  der  Ansicht,  daß 
kein  Zeugnis  irgend  welcher  Art  als  rechtlich  wirksam  angenommen 
werden  könne,  es  sei  denn  ein  Zeugnis  unter  Eid ;  und  daß  ein  Minder- 
jähriger, auch  wenn  er  das  siebente  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
habe,  doch  in  einem  Strafverfahren  vereidigt  werden  könne,  voraus- 
gesetzt daß  ein  solcher  Minderjähriger  auf  Grund  eines  strengen  Ver- 
hörs durch  das  Gericht  im  Besitze  einer  genügenden  Kenntnis  über 
die  Bedeutung  und  Folgen  eines  Eides  erscheint;  denn  es  besteht  keine 
genaue  und  feste  Regel  über  die  Zeit,  innerhalb  welcher  minderjährige 
Personen  von  der  Zeugnisabgabe  ausgeschlossen  sind;  vielmehr  hängt 
die  Möglichkeit  ihrer  Zulassung  [zur  eidlichen  Vernehmung]  von  der 
Auffassung  und  Vorstellung  ab,  welche  sie  von  der  Gefährlichkeit  und 
Ruchlosigkeit  einer  falschen  Aussage  besitzen;  und  dies  muß  aus  den 
Antworten  entnommen  werden,  welche  sie  auf  die  ihnen  vom  Gerichte 
vorgelegten  Fragen  erteilen;  wenn  sie  jedoch  als  unfähig  zur  Leistung 
eines  Eides  befunden  werden,  so  kann  ihr  Zeugnis  nicht  angenommen 


Ad  von  1885  (48  and  49  Vict.  c.  69)  ein  Kind  unvereidigt  als  Zeuge  ver- 
nommen werden,  wenn  es  von  dem  Wesen  und  der  Bedeutung  des  Eides  keine 
genügende  Vorstellung  besitzt.  Jedoch  darf  einer  solchen  Aussage  nur  dann 
Gewicht  beigelegt  werden,  wenn  sie  durch  andere  evidentes  bekräftigt  (corro- 
horaUd)  wird. 

*)  An  infant  wUness  under  seven  years  of  age,  if  apprized  of  the  nature  of  an 
oath,  fnu*:t  he  sworn;  for  no  testitnony  is  legal  except  ii  he  given  upon  oath. 

•)  Auf  „rape**  (Notzucht)  stand  im  älteren  englischen  Strafrecht  die  Todes- 
strafe (capital  punishnient).  Heutzutage  bedroht  der  §  48  der  Offences  Against 
the  Person  Act  von  1861  (24  and  25  Vict.  c.  loc)  das  Verbrechen  der  Notzucht 
mit  lebenslänglicher  Zuchthausstrafe  oder  mit  Zuchthaus  nicht  unter  3  Jahren 
oder  in  leichten  Fällen  mit  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  mit  oder  ohne  Zwangs- 
arbeit (hard  labour). 


I 
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werden.  Demgemäß  entschieden  die  Richter,  dafi  die  Mitteilungen, 
welche  das  Kind  seiner  Mutter  und  der  anderen  Zeugin  gemacht  hatte, 
nicht  hätten  angenommen  werden  dürfen."') 

§  6i. 
Ein  Minderjähriger  ist  für  seine  unerlaubten  B^ehungs- 
und  Unterlassungshandlungen  (for  his  tortious  ach  and  omksiont) 
zivilrechtlich  verantwortlich;  jedoch  kann  ein  Anspruch,  der 
tatsächlich  aus  einem  obligatorischen  Vertrage  entspringt,  nicht 
in  einen  Anspruch  aus  einer  unerlaubten  Handlung  (into  a 
Claim  an  fort)  zu  dem  Zwecke  verwandelt  werden,  einen  Minder- 
jährigen haftbar  zu  machen.^ 

1  Jennings  v.  Rundall,  (1779)  8  T.  R.  $$fi  ;   Burnard  v.  Haggis,  (1863)  14 
C.  B.  (N.  S.)  45- 

Beispiele  von  iorts  i  Anm.  3  Haftung  eines  Mindeijährigen  (ur  (crts  2  und  3 

cüim  arittH^  out  of  contract  2  tort  (BegriSsbestimmung;  i 

crime  x  wroHg/nl  act  ineUptndent  of  cffmirmct  3 

I.  Was  ist  ein  fort?    Wenn  auch  der  Kommentar  zu  dem  Recht  j 

der  Schuldverhältnisse  sich  ausführlich   über  den   englisch-rechtlichen  \ 

Begriff  ^tort^  aussprechen  wird,  so  erscheint  es  mir  doch  zum  völligen 
Verständnis  des  vorliegenden  §  61  zweckmäßig  und  notwendig,  schon 
jetzt  einige  Ausführungen  über  den  Sinn  und  die  Bedeutung  des  frag- 
lichen Wortes  zu  geben.  —  Prof.  Salmond,  Jurisprudmce  (1902), 
S.  559,  schreibt:  „Ein  tort  kann  als  ein  zivilrechtliches  Delikt  definiert 
werden,  welches  unabhängig  von  einem  obligatorischen  Vertrage  besteht, 
imd  für  welches  die  gewährte  Rechtshilfe  eine  gemeinrechtliche  Schadens- 
ersatzklage ist.  Diese  Begriffsbestimmung  enthält  drei  wesentliche  Ele- 
mente. Erstens  ist  ein  tort  ein  zivilrechtliches  Delikt;  strafbare 
Handlimgen  sind  Delikte,  aber  keine  torts.  Zweitens  ist  em  tort  ein 
Delikt,  welches  unabhängig  von  einem  obligatorischen  Vertrage  besteht. 
Ein  Delikt,  welches  lediglich  einen  Vertragsbruch  darstellt,  ist  kein 
tort.  Es  mag  sich  jedoch  sehr  wohl  der  Fall  ereignen,  daß  ein  und 
dieselbe  Handlung  sowohl  ein  tortj  als  auch  ein  Vertragsbruch  ist 
Denn  es  mag  sich  jemand  vertraglich  binden,  etwas  zu  tun,  wozu  er 
bereits  von  Rechts  wegen  verpflichtet  ist.  Eine  Eisenbahngesell- 
schaft,    durch    deren    Verschulden    ein    Reisender    bei    einem    Zug- 

')  ,,The  Judges,  as^embled  at  Scrieants'  Inn  29  April  1779,  were  unanimously 
of  opinion,  That  no  testimony  whatever  can  he  legally  received  except  upon  oath: 
and  that  an  infant,  though  under  the  age  of  seven  years.  may  he  sworn  in  a  criminal 
prosecution,  provided  such  infant  appears,  on  strict  examination  hy  the  Court, 
to  possess  a  sufficient  knowledge  of  the  nature  and  consequences  of  an  oath;  for 
there  is  no  precUe  or  fixed  rule  as  to  the  time  within  which  infants  are  excluded  from 
giving  evidence;  but  their  admissihility  depends  upon  the  sense  and  reason  they 
entertain  of  the  danaer  and  impiety  of  falsehood,  which  4s  to  he  collected  from 
their  answers  to  queslhns  propounded  to  them  hy  the  Court;  hut  if  they  are  found 
incompetent  to  take  an  oath,  their  testimony  cannot  he  received.  The  Judges 
dctermined,  therefore,  that  the  evidence  of  the  informaticn  which  the  infant  kad 
fiiven  to  her  mother  and  the  other  witness,  ought  not  to  have  heen  received.*' 
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zusammenstoße  einen  Beinbruch  erleidet,  ist  sowohl  eines  tort^  wie 
eines  Vertragsbruches  schuldig.  Sie  hat  nicht  ihre  vertragsmäßige 
Verpflichtung  erfüllt,  den  Reisenden  siclier  zu  befördern,  und  sie 
hat  gleichzeitig  durch  dieselbe  Tat  das  subjektive  Recht  des  Reisen- 
den, nicht  durch  Verschulden  dritter  Personen  sich  die  Beine 
za  brechen,  verletzt  —  ein  subjektives  Recht,  welches  im  gleichen 
Umfange  auch  dann  bestanden  haben  würde,  wenn  kein  obli- 
gatorischer Vertrag  in  dem  g^ebenen  Falle  vorgelegen  hätte.  Das 
dritte  Element  in  der  Begrifi^bestimmung  für  ein  torf  ist,  daß  die  an- 
geordnete Rechtshilfe  eine  gemeinrechtliche  Klage  auf  Schadens- 
ersatz sein  muß.  Es  ist  sonach  kein  Delikt,  welches  früher  nur  vor 
einem  Billigkeitsgericht  verfolgbar  gewesen  wäre,  ein  fort:  z.  B.  ein 
Treuhandsbruch.  In  ähnlicher  Weise  ist  kein  Delikt  ein  /br/,  wenn 
für  dasselbe  das  objektive  Recht  eine  Abhilfe  gewährt,  welche  außer- 
halb der  Rechtspflege  der  gemeinrechtlichen  Gerichte  in  ihrem  ge- 
wöhnlichen Streitverfahren  liegt  und  sich  einzig  und  allein  auf  eine 
Sonderbestimmung  der  Parlamentsgesetzgebung  stützt.  Beispielsweise 
hörte  Ehebruch  auf,  ein  tor^  zu  sein,  von  dem  Augenblicke  ab,  wo  die 
gemeinrechtUche  Klage  wegen  strafbaren  Verkehrs  abgeschafft  und  an 
ihre  Stelle  ein  Schadensersatzanspruch  gegen  den  Mitschuldigen  des 
schuldigen  Ehegatten  in  einem  Ehescheidungsprozesse  gesetzt  wurde. 
Ebenso  ist  auch  kein  Delikt  ein  fort,  wenn  die  angemessene  Rechts- 
hilfe nicht  in  einer  Klage  auf  Schadensersatz,  sondern  in  einer  Klage 
auf  eine  feststehende  Geldstrafe  besteht."*)  —  Ober  den  Unterschied 
zwischen  einem  fort  und  einem  crime  (d.  h.  einer  strafbaren  Handlung) 
äußert  sich  Prof.  Erskine  Holland  (Elements  of  Jurisprudmce,  9.  Aufl., 
S.  311)  folgendermaßen:  „Die  Unterscheidung  zwischen  solchen  Delikten, 
welche  generell  als  torts^  und  solchen,  welche  als  crimes  bezeichnet 
werden,  mag  auf  den  ersten  Blick  eine  feine  erscheinen.  Dieselbe 
Gesamtheit  von  Umständen  wird  in  der  Tat  von  dem  einen  Gesichts- 


*)  „A  tort  may  be  defined  as  a  civil  wrong,  independent  of  contract,  for  which 
the  remedy  is  a  common  law  action  for  dama^es.  This  definüion  contains  three 
essential  Clements.  In  the  first  place  a  tort  is  a  civil  wrong;  crimes  are  tvrongs, 
but  are  not  torts.  In  the  second  place  a  tort  is  a  wrong  independent  of  contract. 
A  wrong  which  is  merely  a  breach  of  contract  is  not  a  tort.  It  may  well  happen, 
however,  thai  the  same  act  is  both  a  tort  and  a  breach  of  contract.  For  a  man  may 
bind  himself  by  contract  to  do  something  which  he  is  bound  to  do  already.  A 
railway  Company  by  whose  negligence  a  p assenger' s  leg  is  broken  in  a  collision 
is  guUty  both  of  a  tort  and  of  a  breach  of  contract.  It  has  not  fulfilled  its  contract 
to  carry  the  passenger  safely,  and  it  has  also  by  the  same  act  violated  his  right  not 
to  have  his  legs  brohen  by  the  negligence  of  other  persons  —  a  right  which  would 
kave  equally  existed  had  there  been  no  contract  in  the  case.  —  The  third  dement 
in  the  definüion  of  a  tort  is  that  the  appointed  remedy  must  be  a  common  law  action 
for  damages.  Therefore  no  wrong  which  would  formerly  have  been  cognisable 
only  in  a  court  of  equity  is  a  tort:  for  example  a  breach  of  trust.  Similarly  no 
wrong  is  a  tort  for  which  the  law  provides  merely  a  special  statutory  remedy  oitt- 
side  the  Jurisdiction  of  the  courts  of  common  law  in  their  ordinary  procedure. 
Thus  adultery  ceased  to  be  a  tort.  when  the  common  law  action  of  criminal  con- 
versaiion  was  abolished  and  a  claim  for  damages  against  the  co-respondent  in  a 
divorce  suii  was  substituted  for  it.  So  also  no  wrong  is  a  tort,  if  the  appropriate 
remedy  for  it  is  an  action  not  for  damages.  but  for  liquid ated  pecuniary  penalties." 
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punkte  aus  ein  fori  ausmachen,  während  sie  von  einem  anderen  Ge- 
sichtspunkte aus  sich  zu  einem  cn'M^  verdichtet.  Beispielsweise  ist  in 
dem  Falle  eines  tätlichen  Angriflfe  das  verletzte  subjektive  Recht  ein 
solches,  welches  jedermann  darauf  besitzt,  daß  seine  körperliche 
Sicherheit  respektiert  werden  muß;  und  für  das  an  diesem  subjektiven 
Rechte  verübte  Delikt  ist  der  Geschädigte  berechtigt,  Schadensersatz 
zu  erhalten.  Dies  ist  jedoch  noch  nicht  alles.  Die  Gewalttat  stellt 
eine  Bedrohung  der  Sicherheit  der  staatlichen  Gesellschaft  im  all- 
gemeinen dar  und  wird  daher  von  dem  Staate  bestraft.  Ebenso  sagt 
man  von  einem  It'M  [s.  Erl.  zu  §  26  sub  4],  daß  es  nicht  nur  das 
subjektive  Recht  eines  Individuum,  nicht  in  seiner  Ehre  gekränkt  zu 
werden, .  verletze,  sondern  gleichzeitig  auch  das  subjektive  Recht  des 
Staates  darauf,  daß  keine  Aufreizung  zu  einem  Bruche  des  öffentlichen 
Friedens  erfolge.  Es  ^ird  bisweilen  in  autoritativen  Rechtsbüchem 
behauptet,  daß  die  Unterscheidung  zwischen  einem  fort  und  einem 
crime  eine  prozessuale  Angel^enheit  sei,  indem  das  erstere  diu'ch  die 
Zivilgerichte  ausgeglichen,  das  letztere  dagegen  durch  die  Strafgerichte 
bestraft  werde.  Indessen  der  Unterschied  liegt  tiefer  und  wird  in 
treffender  Weise  von  Blackstone  durch  die  Worte  ausgedrückt  daß 
tor^s  ,eine  Verletzung  oder  widerrechtliche  Beschränkung  der  privaten 
oder  bürgerlichen  Rechte  darstellen,  welche  den  Individuen,  und  z^'ar 
betrachtet  als  Individuen,  zukommen;  crimes  dagegen  bilden  einen 
Bruch  von  solchen  öffentlichen  Rechten  und  Pflichten,  welche  die  ge- 
samte Gemeinde,  und  zwar  betrachtet  als  Gemeinde,  berühren.*  Das 
subjektive  Recht,  welches  durch  ein  fort  verletzt  wird,  ist  stets  ver- 
schieden von  demjenigen  subjektiven  Rechte,  welches  durch  ein  crime 
verletzt  wird.  Die  von  der  Tat  betroffene  Person  ist  im  ersteren  Falle 
ein  Individuum,  im  letzteren  Falle  dagegen  der  Staat."*)*) 

*)  ,,The  distinction  hetween  those  wrongs  which  are  generically  called  torts 
and  those  which  are  called  crimes  may  at  first  sight  appear  to  he  a  fine  ont. 
The  satne  set  of  circumstances  will,  in  fact,  from  one  point  of  view  consiituU  a 
tort.  while  from  another  point  of  view  they  amount  to  a  crime.  In  the  case,  for 
in'itance,  of  an  assault,  the  right  violated  is  that  which  every  man  has  that  hi< 
hodily  safety  shall  be  respected,  and  for  the  wrong  done  to  this  right  the  sufferer 
is  entitled  to  get  damages.  But  this  is  not  aJl.  The  act  of  violence  is  a  tnenacc 
to  the  safety  of  society  generally,  and  will  therefore  be  punished  by  the  State.  So 
a  libcl  is  said  to  violate  not  only  the  right  of  an  individual  not  to  be  defameä. 
but  also  the  right  of  the  State  that  no  inccntive  shall  be  given  to  a  breach  of  tht 
peacc.  It  is  sometimes  alleged  by  books  of  authority  that  the  difference  betueen 
a  tort  and  a  crime  t <»  a  matter  of  procedure,  the  former  being  redressed  by  the  civil, 
while  the  latter  is  punished  by  the  criminal  courts.  But  the  distinction  lies  deepen 
and  IS  well  expressed  by  Blackstone,  who  says  that  torts  are  an  Unfringemcnt 
or  privation  of  the  private,  or  civil,  rights  bclonging  to  ifidividuals,  consideted  a< 
individuah:  crimen  are  a  breach  of  public  rights  and  duties  which  affect  the  whole 
Community,  considercd  as  a  Community.'  The  right  which  is  violated  by  a  tort 
is  always  a  different  rii^ht  from  that  which  is  violated  by  a  crime.  The  person  of 
inherencc  in  the  former  case  is  an  individual.    in  the  latter  case  is  the  State.'" 

')  In  seinen  Principles  of  the  Common  Law  (9.  Aufl.,  S.  315)  teilt  John 
Tndermaur  die  torts  in  vier  Gruppen    und  gibt  für  jede  dieser  Gruppen 
die   nachstehenden   Beispiele  (instanccs): 
I.   Torts  affcctina  land.  such   as. 
Trcspass  to  land: 
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2.    Ein  Minderjähriger  haftet  grundsätzlich  in  dem  gleichen  Maße 
und  Umfange,  wie  eine  volljährige  Person,  für  die  von  ihm  verübten 
uneriaubten  Begehungs-  und  Unterlassungshandlungen  (tortious  acts  and 
omissions),^)    £s  kann  daher  gegen  einen  Minderjährigen  eine  Schadens- 
ersatzkia^B^e    wegen    libel  oder   assault  oder   trcspass    usw.    angestrengt 
werden.     Sir    Frede rick    Pollock,    Prinäpks   of  Contractu    7.    Aufl., 
S.  75,  schränkt  diese  R^el  dahin  dn,  daß  in  dem  Falle,  wo  das  Vor- 
handensein einer  rechtswidrigen  Absicht  ein  wesentliches  Element  des 
fraglichen   Deliktes    bildet,    der    Minderjährige,    um    haftbar    gemacht 
werden  zu  können,  ein  solches  Lebensalter  und  eine  solche  Verstandes* 
reife  besitzen  muß,  daß  von  einer  rechtswidrigen  Absicht  bei  ihm  die 
Rede  sein  kann.     (Vgl.  a.  a.  O.  die  Worte:  „stäjeit  only  to  his  [i.  e,  the 
tnfanVs]  häng  in  fact  of  such  age  and  discretion  that  he  can  have  a 
wrongful  intenti&nj  where  such  intention  is  materiaL^)     Es   ist  jedoch 
nicht  gestattet,   eine  Schadensersatzklage  gegen  einen   Minderjährigen 
zu  erheben,  wenn  der  Klagegrund  (the  cause  of  acHon)  in  Wahrheit  in 
einem  obligatorischen  Vertrage  seinen  Ursprung  hat  oder  so  unmittelbar 
mit  einem  obligatorischen  Vertrage  in  Verbindung  steht,  daß  die  wegen 
tort  erhobene  Schadensersatzklage    tatsächlich   nichts  anderes  als   ein 
indirekter   W^   zur   klagweisen    Geltendmachung   des    obligatorischen 
Vertrages    sein    würde.     Diese    Regel    wird    von    den    Verfassern    der 
Kodifikation  durch  die  Worte  des  §  61  zum  Ausdruck  gebrivcht:    y,but 
a  Claim   really   arising  out  of  contract  cannot  be  converted  into  a  claim 
on  tori,  for  the  purpose  of  making  a  mitwr  liable,'^     Dem  Law  Report 
über  den  Rechtsfall  Jennings  versus  Rutidall  aus  dem  Jahre    1799   ist 
der  folgende,  den  gleichen  Gedanken  ausdrückende  Salz  an  die  Spitze 
gestellt:  „.4  plaintiff  cannot  convert  an  action  founded  on  a  contract  into 
a  tort  so  as  to  charge  an  infant  defendant}*'     (Ein  Kläger  kann   nicht 
eine  sich   auf  einen   obligatorischen  Vertrag  gründende  Klage  in  eine 
Klage  wegen  unerlaubter  Handlung   verwandeln,   um   auf  diese  Weise 
einen  minderjährigen   Beklagten   haftbar  zu  machen.)     Der   erwähnte 
Rechtsfall  ist  im  8.  Bande  der  von  Dumford  and  East  herausgegebenen 


Waste; 
Nuisances. 
i.  Torfs  affeciing  goods  and  othcr  personal  property,  such  as, 
Wrongful  taking  or  detention  of  goods; 
Wrongful  distress. 

3.  Torts  affecting  the  person,  such  os, 

Assault  and  Battery;  g 

Libel  and  Stander; 

Seduction. 

4.  Torts  arising  peculiarly  from  neblige  nee,  such  as, 

Injuries  by  carriers  to  goods  or  p assenger s; 
Injuries  from  negligent  driving. 

*)  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  ,, Omission*'  s.  die  Erl.  zu  §  36 
sub  1,2  Anm.  1.  Im  obigen  Falle  ist  das  Wort  in  seinem  weiteren  Sinne,  als 
alle  negativen  Handlungen  (negative  «c/s/ umfassend,  gebraucht,  gleichgültig, 
ob  diese  negative  acts  beabsichtigt  oder  unbeabsichtigt  (inientional  or  unintenti- 
onal)  sind. 
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Tenn  Reports  in  the  Court  of  King's  Bench  auf  S.  335 — 338  mitgeteilL*) 
Nach  der  Klagebehauptung  hatte  der  Kläger  dem  minderjährigen  Be- 
klagten auf  Bitten  des  letzteren  eine  Stute  (a  mare)  zmn  mäßigen 
Reiten  (to  be  tnoderatdy  ridden)  geliehen.  Der  Beklagte  hatte  j^malicumiy 
intending  to  injure  the  plaintiff*^  die  Stute  yjWrongfiäly  and  injuriouslf^ 
geritten,  sodaß  dieselbe  lahm  in  den  Stall  des  Klägers  zurückgelangte. 
Es  wurde  erkannt,  daß  der  Beklagte  wirksam  den  Einwand  der  Minder- 
jährigkeit erheben  könnte  (that  tJie  defendant  might  plead  his  infancy  in 
bar)y  da  sich  die  Klage  auf  einen  obligatorischen  Vertrag  gründete. 
Chief  Justice  Lord  Kenyon  sagt  in  seiner  Entscheidung:  „Das  Recht 
Englands  hat  in  großer  Weisheit  Minderjährige  gegen  eine  Haftung 
aus  obligatorischen  Verträgen  geschützt  Der  vorliegende  Fall  ist  ein 
treffliches  Beispiel,  um  die  Weisheit  dieses  Rechtes  zu  zeigen.  Der 
Beklagte,  ein  junger  Bursche,  wünschte  des  Klägers  Stute  auf  einem 
kurzen  Ausfluge  zu  reiten.  Der  Kläger  lieh  ihm  g^en  Entgeld  die 
Stute.  Unterwegs  ereignete  sich  ein  Unfall,  bei  welchem  sich  die  Stute 
eine  Sehnenzerrung  zuzog.  Die  Frage  ist  nun:  Kann  diese  Klage  auf- 
recht erhalten  werden?  Ich  bin  unbedenklich  der  Ansicht,  daß  es 
unmöglich  ist,  weil  sich  die  Klage  auf  einen  obligatorischen  Vertrag 
gründet  Würde  es  in  der  Macht  eines  Klägers  liegen,  dasjenige,  was 
aus  einem  obligatorischen  Vertrage  entspringt,  in  ein  tort  umzuwandeln, 
so  würde  dies  ein  Ende  desjenigen  Schutzes  bedeuten,  welchen  das 
objektive  Recht  minderjährigen  Personen  gewährt"*)') 

3.  Wenn  auch  ein  tort  ein  zivilrechtliches  Delikt  darstellt,  welches 
unabhängig  von  einem  obligatorischen  Vertrage  zur  Entstehung  gelangt, 
so  schließt  doch  dies  nicht  aus,  daß  ein  und  dieselbe  Handlung  gleich- 
zeitig ein  tort  und  ein  Vertragsbruch  sein  kann  (s.  oben  Erl.  sub  i). 
In  einem  solchen  Falle  würde,  wenn  der  Täter  ein  Minderjähriger  ist, 
gegen   denselben   eine   Klage   auf  Schadensersatz   wegen   tort  g^ben 


*)  Auch  im  4.  Bande  (1892)  der  Revüed  Reports,  S.  680 — 683,  ist  der  Bericht 
über  den  Prozeß  Jennings  versus  Rundall  abgedruckt. 

•)  „The  law  of  England  hos  very  wisely  protected  infants  against  their  liabilüy 
in  cases  of  contract;  and  the  present  case  is  a  strong  instance  to  shew  the  wisdom 
of  that  law,  The  defendant,  a  lad,  wished  to  ride  the  plaintiffs  mare  a  shori 
journey:  the  plaintiff  let  htm  the  mare  to  hire;  and  in  the  course  of  the  joumey 
an  accident  happened,  the  mare  being  strained:  and  the  question  i",  Whether  this 
action  can  be  maintained?  I  am  clearly  of  opinion  thai  it  cannot;  it  is  founded 
on  a  contract.  If  it  were  in  the  power  of  a  plaintiff  to  convert  that  which  arises 
out  of  a  contract  into  a  tort,  there  would  be  an  end  of  that  protection  which  the 
law  affords  to  infants.** 

')  In  der  Entscheidung  zu  dem  Rechtsfalle  Manby  versus  ScoU  aus  dem 
Jahre  1659  heißt  es;  ,,And  thcy  also  declarcd  that  by  the  law,  if  one  deliver  goods 
to  an  infant  by  contract,  etc.,  knowing  him  to  be  an  infant,  the  infant  shall 
not  be  liable  in  trover  and  conversion  for  them;  for  in  this  way  all  the  infants  in 
England  would  be  ruined."  Die  Entscheidung  ist  mitgeteilt  im  1.  Bande  von 
S  i  d  e  r  f  i  n  '  s  King's  Bench  Reports  (1657 — 1670),  S.  109  flg.,  und  zwar 
in  französischer  Sprache.  Eine  englische  Übersetzung  enthält  der  2.  Band 
von  S  m  i  t  h  '  s  Leading  Cases,  11.  Aufl.  (1903),  S.  450  flg.  Der  zitierte  Satz 
aus  der  Entscheidung  findet  sich  daselbst  auf  S.  474;  vgl.  auch  C  h  i  1 1  y  's 
Treatise  on  the  Law  of  Contracts,  14.  Aufl.  (1904)  S.  156.  Über  die  action  of 
trover  and  conversion  s.   Erl.  zu   §  58  sub  3  Anm.  8. 
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sein  und  der  etwa  erhobene  Einwand  der  Minderjährigkeit  keine 
Wirkung  haben,  mag  auch  eine  Haftung  des  Minderjährigen  aus  dem 
Vertragsbruche  nicht  bestehen.  £s  ist  femer  möglich,  daß  eine  un- 
erlaubte Handlung  eines  Minderjährigen  in  einer  so  engen  Verbindung 
mit  einem  von  ihm  geschlossenen  Vertrage  steht,  daß  ohne  den 
fraglichen  Vertrag  eine  Möglichkeit  zur  Begehung  der  unerlaubten 
Handlung  für  den  Minderjährigen  überhaupt  nicht  vorhanden  gewesen 
wäre,  —  und  daß  dennoch  die  betreffende  Handlung  rechtlich  als 
independent  of  the  contract  gilt  und  der  Minderjährige  haftbar  ist,  weil 
die  Tat  völlig  außerhalb  der  Sphäre  liegt,  welche  von  dem  Vertrage 
berührt  wird.»)  Eine  Illustration  zu  diesen  Sätzen  gewährt  der  Rechts- 
fall Bumard  versus  Haggis  aus  dem  Jahre  1863,  mitgeteilt  im  14.  Bande 
der  Common  Beruh  Reports^  New  Series  (Cases  argued  and  determined  in 
the  Court  of  Common  Pleas  and  in  the  Exchequer  Chamber) j  S.  45 — 54. 
Ein  minderjähriger  Student  der  Universität  Cambridge  hatte  sich  ein 
Pferd  zu  einem  Spazierritte  auf  der  Landstraße  (for  a  ride  along  the 
road)  gegen  Leihgeld  geliehen.  Es  war  ihm  von  dem  Pferdeverleiher 
ausdrückhch  gesagt  worden,  daß  das  Pferd  nicht  zum  Springen  ge- 
eignet wäre,  und  daß  daher  Springversuche  zu  unterbleiben  hätten. 
Während  des  Ausfluges  trat  der  Student  das  Pferd  an  einen  seiner 
Kommilitonen  ab,  welcher  versuchte,  mit  dem  Gaule  über  eine  Hecke 
zu  setzen.  Hierbei  stürzte  das  Pferd  so  unglücklich,  daß  es  getötet 
werden  mußte.  Der  Pferdeverleiher  erhob  Klage  auf  Schadensersatz 
gegen  den  minderjährigen  Studenten,  mit  welchem  er  den  Leih  vertrag 
geschlossen  hatte,  und  stützte  diese  Klage  in  erster  Linie  auf  tortj 
alternativ  aber  auch  auf  Vertragsbruch  mit  der  Begründung,  daß,  wo- 
fem  von  dem  Gerichte  das  Vorliegen  eines  zu  Schadensersatz  ver- 
pflichtenden tort  verneint  werden  sollte,  der  Minderjährige  doch  haften 
müßte,  weil  das  Leihen  eines  Pferdes  seitens  einer  minderjährigen 
Person  in  der  sozialen  Stellung  eines  Cambridge  under-graduate  als  ein 
contract  for  necessaries  (s.  Erl.  zu  §  50)  anzusehen  wäre.  Das  Gericht 
erkannte,  daß  ein  tort  vorläge,  und  daß  daher  der  minderjährige  Be- 
klagte, gleichgültig  ob  der  Leihvertrag  ein  contract  for  necessaries  gewesen 
wäre  oder  nicht,  dem  Kläger  den  entstandenen  Schaden  zu  ersetzen 
hätte.  In  seinem  Urteile  sagt  Mr,  Justice  Byles:  „Die  Regel,  be- 
treflfend  Ehefrauen  und  Minderjährige,  daß  man  die  Haftpflicht  dieser 
Personen  nicht  nach  Art  und  Umfang  einfach  durch  Erhebung  einer 
Klage  ex  delicto  ändern  kann,  bedarf  keiner  Erörterung.  Im  vor- 
liegenden Falle  jedoch  wurde  das  Pferd  zu  dem  bestimmt  bezeichneten 
Zwecke  eines  Spazierrittes  auf  der  Landstraße  und  zu  dem  Zwecke 
verliehen,  lediglich  von  dem  Beklagten  geritten  zu  werden.  Der  Be- 
klagte nun  gestattet  nicht  nur  seinem  Freunde,  das  Pferd  zu  besteigen, 
sondern  eriaubt  ihm  auch,   mit  dem  Pferde  über  eine  Einzäunung  zu 


•)  In  dem  gleichen  Sinne  sagt  Sir  Frederick  Pollock  in  seinen 
Principles  of  Contract,  7.  Aufl..  S.  76:  ,,But  if  an  infant's  wrongful  act,  thou^h 
concerned  with  the  subject-matter  of  a  contract,  and  such  that  but  for  the  contract 
there  would  haue  been  no  opportunity  of  committing  it,  i?  nevertheless  independent 
of  the  contract  in  the  sense  of  not  being  an  act  of  the  kind  contemplated  by  it.  then 
the  infatU  is  liable," 
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setzen,  ein  Beginnen,  zu  welchem,  wie  ihm  aasdrückh'ch  gesagt  worden 
war,  das  Pferd  sich  nicht  eignete.  Es  ist  daher  der  Beklagte  —  ganz 
unabhängig  von  der  Frage,  ob  es  sich  um  mcessaries  gehandelt  habe 
oder  nicht,  —  unzweifelhaft  für  das  angerichtete  Unheil  verantwortlich."*) 

§  62. 
Niemand    kann   wegen    einer   ihrem   Betrage    nach   fest- 
stehenden Geldschuld  (in  respeci  of  a  debt),  welche  er  während 
seiner  Minderjährigkeit  eingegangen  ist,  fUr  bankerott  erklärt 
werden  (be  adjudicaied  a  bankrupi)? 

*  Ex  parte  Jones  (1881)  18  Ch.  D.  109.  Streitig  ist,  ob  die  Regel  auch  dann 
gilt,  wenn  es  sich  um  einen  obligatorischen  Vertrag  für  necessaries  gehandelt  hat. 
oder,  wenn  der  Anspruch  auf  ein  tort  gegründet  ist. 

coniingent  debt  i  infant  debtor  z 

dtbt  (B^grifiTsbettimmung)  z  judgmtKt  debt  /<mnded  an  tcrt  a 

KonkurseröfTnung     über    das    Vermögen  einer        minderjähriger  Handelsmann  i 
minderjährigen  Person  z  und  a  reprtseittation  of  füll  age  i  und  a 

I.  In  der  englischen  Rechtsliteratur  wird  häufig  der  Satz  aufge- 
stellt: Über  das  Vermögen  einer  minderjährigen  Person  kann  das 
Konkursverfahren  nicht  eröffnet  werden.  Beispielsweise  heißt  es  in 
Joseph  Chitty's  Treatise  on  the  Law  of  ContractSj  14.  Aufl.,  S.  154,  unter 
Berufung  auf  den  Rechtsfall  ex  parte  Jones j  in  re  JoneSj  (s.  unten): 
^It  is  clear  that  an  infant  cannot  be  made  bankruptj  for  he  cannot  aiv( 
a  *'debt\^  (Es  ist  klar,  daß  ein  Minderjähriger  nicht  zu  einem  Bankerolteur 
gemacht  werden  kann:  denn  er  kann  nicht  Schuldner  einer  dem  Be- 
trage nach  feststehenden  Geldschuld  sein.)*)  Der  vorli^ende  §  02 
geht  sogar  noch  einen  Schritt  weiter  und  besagt,  daß  selbst  nach  er- 
langter Volljährigkeit  niemand  wegen  einer  ihrem  Betrage  nach  fest- 
stehenden Geldschuld,  welche  er  als  Minderjähriger  eingegangen  ist, 
in  Konkurs  geraten  könne.  Der  englische  Wortlaut  ist:  ^A  person 
cannot  be  adjudicated  a  bankrupt  in  respect  of  a  debt  contracted  by  him 
during  his  minonty^^  Allerdings  setzen  die  Verfasser  der  Kodifikation 
selber  hinter  diese  Regel  ein  Fragezeichen,  indem  sie  in  der  Anmerkung 
zu  der  Vorschrift  des  §  62  erklären:  „Quaere:  if  the  contract  were  for 
necessaries^  or  the  claim  founded  on  tort.^^  —  Die  erste  Voraussetzimg 
für  eine  Konkurseröffnung  über  das  Vermögen  einer  Person  ist,  daß 
die  betrefibnde  Person  unfähig  oder  nicht  willens  ist,  ihre  y^debts^*^  zu 
bezahlen.     Was  ist  ein   debt?     In   Goodei^is  Modem  Laiv  of  Personal 


•)  ,,The  rtile  is  piain,  both  as  to  married  women  and  infants,  that  you  cannot 
by  suing  ex  delicto  chan^e  the  nature  and  extent  of  their  liability.  Here,  howeict. 
the  mare  was  let  for  the  specific  purpose  of  a  ride  along  a  road,  and  for  the  puf- 
pose  of  being  ridden  only  by  the  defendant.  The  defendant  not  only  allows  his 
friend  to  mount,  but  allows  him  to  put  the  marc  to  a  fence  for  which  he  was  toiä 
she  was  unfit.  Quite  independeutly,  thercfore,  of  the  question  of  necessaries, 
the  defeftdatit  is  clearly  responsible  for  the  wrong  done.*' 

1)  In  C  a  in  p  b  e  1  r  s  Rulino  Cases,  Bd.  VI,  S.  s^,  heißt  es  kurz  ohne  An- 
gabe von  Gründen;  .,An  infant  cannot  be  adjudicated  a  bankrupt.  Ex  parte 
Jones,  In  rc  Jones  (1881),    18  Ch.  D.   109,  50  L.  J.  Ch.  673.  29  W.  R.  747-" 
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Property-y  4.  Aufl.  (1904),  wird  auf  S.  151  folgende  Erläuterung  gegeben: 
„Ein  debt  ist  eine  ihrem  Betrage  nach  festgestellte  Geldsumme,  welche 
von  einer   Person   einer  anderen  geschuldet  wird.     Da  ein  debt  eine 
ihrem   Betrage   nach   festgestellte  Summe  sein  muß,   so  ist   ein 
Schadensersatz,   welcher  im  Klagewege  gefordert  werden   kann,   nicht 
eher  ein   debty  bis  die  Höhe  desselben  durch  richterliches  Urteil  fest- 
gestellt ist.     Da  das  Geld  geschuldet  sein  muß,  so  ist  ein  Pachtzins 
oder  der   Betrag  einer  Jahresrente   erst  dann  ein  debt,  wenn  derselbe 
geschuldet    (d.  h.  fällig)  wird.    Jedoch  ist  ein  debt  deswegen,  weil  die 
Zahlung  bis  auf  den  Eintritt  eines  Ereignisses,  welches  sicher  eintreten 
muß,  verschoben   ist,   nicht  minder  ein   debt.     Auf  der  anderen  Seite 
erzeugt  ein   obligatorischer  Vertrag,   eine   bestimmte  Geldsumme  beim 
Eintritte  eines   ungewissen  Ereignisses  zu   zahlen,   nur  und   erst  dann 
ein  debtj  wenn  das  Ereignis  wirklich  eintritt     Eine  Verpflichtung  dieser 
Art  wird    bisweilen    ein    contingent  debt  genannt"*)     Sonach    ist    ein 
passender  deutscher  Ausdruck  für  das  englische  Wort:  eine  ihrem  Be- 
trage nach  feststehende  Geldschuld.     Die  verpflichtete  Person  wird  ein 
,,tiebtar^^  genannt.     Zur  Beantwortung  der   Frage,    ob   es   möglich  sei, 
einen    Minderjährigen     oder     einen     Volljährigen     auf    Grund     einer 
Zahlungsverpflichtung,  welche  derselbe  während  seiner  Minderjährigkeit 
übernommen  hat,  zu  einem  banknipt  zu  machen,  ist  zunächst  zu  unter- 
suchen,   ob    ein   Minderjähriger  im    Rechtssinne  j,debts^^    kontrahieren 
kann.»)    Ist  letzteres  zu  verneinen,  so  ist  auch  eine  Konkurseröffnung 
in  den  genannten  Fällen  unzulässig.     Leading  case  ist  hier  der  Rechts- 
fall ex  parte  Jon^s,  in  re  Jones,  aus  dem  Jahre  1881,  mitgeteilt  im  18. 
Bande  der   unter   Aufsicht  des  Incorporated  Council  of  Laiv  Reporting 
herausgegeben  Ceises  determined  in  the  Chancery  Drinsion,  etc.,  S.  109 — 126. 
Ein  Minderjähriger,  William  Jones,  hatte   einen  Handel  mit  Brenn- 
materialien  betrieben  und   von   der  Corporation  of  Birmingham    einen 
bedeutenden   Posten   von   Koke   zu   dem   ausdrücklichen   Zwecke    des 
Wiederverkaufs   bezogen,    war  aber    den    Kaufpreis   (fast   4000   Mark) 
schuldig  geblieben.    Jones  hatte  der  Korporation  seine  Minderjährig- 
keit verschwiegen;    die   Korporation    war    der  Ansicht    gewesen,    daß 
Jones    die   Volljährigkeit   erreicht   hätte.     Auf   Antrag    der   genannten 
Gläubigerin  hatte  der  Oldbury  County  Court  die  Eröffnung  des  Konkurs- 

*)  „A  debt  is  an  ascertained  sum  of  money  due  from  one  person  to  another, 
A<>  a  debt  must  be  an  ascertained  sum,  dama^es  tkat  may  be  recovered  in 
an  action  are  not  a  debt  until  their  amount  is  ascertained  by  indgment.  As  thc 
»umey  mu^t  be  d  u  e  ,  rent,  or  the  gale  of  an  annuity,  is  not  a  debt  tili  it  hecomes  due, 
But  a  debt  is  not  thc  less  a  debt  because  the  payment  is  deferrcd  until  the  happcning 
oi  an  cvent  which  must  happen.  On  the  other  hand,  a  contract  to  pay  a  certain 
^nm  of  money  an  the  Happening  of  an  event  which  may  never  happen  does  not 
create  a  debt  unless  and  until  the  eoent  happens.  A  liability  of  this  nature  is 
f^ometimes  called  a  contingent  debt." 

*)  Andrew  Strahan  sagt  z.  B.  in  seiner  General  View  of  the  Law 
'^/  Property,  3.  Aufl.,  S.  358:  ,,An  infant  cannot  contract  in  such  a  way  as  to 
'««A?  himself  personally  or  his  property  liable  for  his  debts,  and  any  promise 
a/f^r  twenty-one  to  pay  debts  incurred  before  that  age  is  void.  (Infarüs'  Relief 
•■^ci.  37  and  38  Vict.  c.  62,  s.  i.)'*  Und  wenige  Zeilen  weiter  heißt  es  :  ,,The  rule 
that  an  infant  cannot  incur  legal  debts  is  subject  to  exceptions."  Cber  den  §  i  der 
injanis'  Relief  Act  von  1874  s.  Erl.  zu  §  49  siib  2. 
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Verfahrens  über  das  Vermögen  des  Jones  beschlossen.  Die  von  dem 
letzteren  hiergegen  eingelegte  Berufung  (appeal)  an  den  Chief  Judge  in 
Bankruptcy  war  erfolglos  geblieben.  Dagegen  hob  in  der  Revisions- 
instanz  der  Court  of  Appeal  den  Eröffnungsbeschluß  auf.  Aus  der 
Entscheidung  des  Master  of  the  Rolls  Jessel  führe  ich  folgende  Sätze 
an:  „An  erster  Stelle  haben  wir  nun  zu  prüfen,  ob  der  Minderjährige 
überhaupt  der  Revisionsbeklagten  *)  [d.  h.  der  Corporation  of  Birmng- 
harn]  auf  Zahlung  haftet  Wenn  er  kein  debtor  ist,  so  ist  er  auä 
keine  Person,  welche  einen  Antrag  auf  gerichtlichen  Zwangsvergleich 
stellen,  noch  für  bankerott  erklärt  werden  kann.  Wie  wird  nun  her- 
geleitet, daß  er  ein  debtor  sei?  Es  wird  nicht  behauptet,  daß  die  ge- 
lieferten Brennmaterialien  als  necessaries^)  zu  gelten  hätten,  und  daß. 
sie  für  den  eigenen  Feuerungsbedarf  [des  Minderjährigen]  gekauft  wären. 
Es  wird  vielmehr  zugegeben,  daß  sie  zum  Zwecke  des  Wiederverkaufs 
angeschafft  seien.  Demnach  bestand  keine  gemeinrechtliche  Zahlungs- 
verpflichtung, weil  ein  Minderjähriger  nicht  vertraglich  eine  Geldschiüd, 
es  sei  denn  für  necessaries,  würde  eingehen  können.  Nach  dem  Stand- 
punkte unseres  Rechts  ist  die  Tatsache,  daß  der  Minderjährige  die 
Waren  erhalten  hat,  belanglos.  Wenn  Personen  sich  entschließen, 
einem  Minderjährigen  Waren  auf  Kredit  zu  liefern,  so  übernehmen 
sie  damit  das  Risiko,  ob  ihnen  Zahlung  geleistet  werde.  Dieses  besagt 
unser  objektives  Recht;  und  ich  bin  nicht  in  der  Lage,  mich  darüber 
zu  äußern,  ob  hierin  irgendeine  Absurdität  oder  Härte  zu  erblicken 
sei,  und  ob  das  Recht  geändert  werden  müsse.  Derartiges  liegt  außer- 
halb meines  Tätigkeitsfeldes.  Es  wird  indessen  behauptet,  daß  nacli 
Billigkeitsrecht  eine  andere  Rechtsregel  gelte,  und  daß  in  dem  Falle,  wo 
ein  Minderjähriger  betrügerischerweise  sich  für  volljährig  ausgegeben 
habe,  um  in  den  Besitz  von  Waren  zu  gelangen,  er  nach  Billigkeits- 
recht für  seine  falschen  Angaben  haftpflichtig  gemacht  werden  könne.*) 
In  derartigen  Fällen  hat  das  Gericht  die  äußere  Erscheinung  des 
Minderjährigen  zu  prüfen;  denn  das  Aussehen  des  Minderjährigen 
bildet  einen  sehr  wesentlichen  Punkt.  Wenn  sich  ein  zehnjähriger 
Knabe  für  volljährig  ausgegeben  hätte,  so  würde  es  unmöglich  sein, 
daß  die  Gegenpartei  dieser  Angabe  Glauben  geschenkt  hat  Wenn 
dagegen  jemand,  der  wie  ein  Volljähriger  aussieht,  fälschlich  behauptet, 
daß  er  volljährig  sei,  so  liegt  sehr  wohl  die  Möglichkeit  vor,  daß  die 
Person,  gegenüber  welcher  er  die  falsche  Angabe  macht,  hierdurch 
getäuscht  wird.  Aber  die  autoritativen  Entscheidungen  zeigen,  daß 
einmal  der  Minderjährige  sich  mit  ausdrücklichen  Worten  für  voll- 
jährig ausgegeben  haben  muß,  und  daß  zweitens  die  Umstände  derart 
sein  müssen,  daß  die  Gegenpartei  durch  eine  solche  Angabe  getäuscht 
werden  konnte.  Sind  diese  Voraussetzungen  gegeben,  dann  ist,  "wie 
richterlich   entschieden  worden   ist,   die  betrogene  Partei  befugt,  wenn 


*)  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  ,,respondent'*  s.  Erl.  zu  §  55  sub 
4  Anm.   7. 

»)  Vgl.  Erl.  zu   §  50. 

•)  Die  Frage,  ob  und  inwieweit  ein  Minderjähriger  daraus  haftet,  daß  er 
sich  betrügerischerweise  für  volljährig  ausgegeben  hat,  habe  ich  in  den  Erläu- 
terungen zu  §  52  sub  3,  Anm.  6  erörtert. 
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derjenige,  der  den  Betrug  begangen  hat,  nach  erreichter  Volijährigkeit 
in  Konkurs  gerät,  den  Betrag  der  nach  Billigkeitsrecht  sich  aus  dem 
Betrüge  ergebenden  Ersatzpflicht  in  dem  Konkurse  als  Konkursforderung 
anzumelden.  .  .  .  Daß  ein  Minderjähriger  ein  Handelsgewerbe  betreibt, 
ist  weder  ungesetzlich,  noch  anstößig;  tausende  von  Minderjährigen 
tun  dieses  täglich,  und  derjenige,  welcher  mit  einem  Minderjährigen 
Kreditgeschäfte  abschließt,  hegt  nicht  nur  das  Vertrauen,  daß  der 
Minderjährige  ehrlich  genug  sein  werde,  um  seinen  Zahlungsver- 
pflichtungen nachzukommen,  sondern  er  baut  auch  auf  die  Tatsache, 
daß  es  im  eigenen  Interesse  des  Minderjährigen  li^,  fähig  zu  bleiben, 
den  Betrieb  des  Gewerbes  fortzusetzen.  Aber  aus  der  bloßen  Tat- 
sache, daß  der  Minderjährige  ein  Handelsgewerbe  betreibt,  kann  in 
keiner  Weise  der  Schluß  gezogen  werden  (wie  es  der  Anwalt  der 
Revisionsbeklagten  getan  hat),  daß  der  ein  Handelsgewerbe  betreibende 
Minderjährige  sich  für  volljährig  ausgegeben  habe.  .  .  .  Somit  besteht 
im  voiii^enden  Falle  kein  Grund  für  die  Behauptung,  daß  der  Minder- 
jährige ein  äe^tor  sei,  oder  daß  irgendeine  Klage  gegen  ihn  seitens  der 
Revisionsbeklagten  [auf  Geldzalilung]  würde  mit  Erfolg  erhoben  werden 
können.  ...  Es  ist  daher  unmöglich,  den  auf  Antrag  der  Revisions- 
beklagten erlassenen  Konkurseröffnungsbeschluß  aufrecht  zu  erhalten." ') 

^)  „Now  the  first  point  we  have  to  consider  is  whether  the  infani  is  liäble  at 
all  to  the  Respondetits.  If  he  is  not  a  dcbtor,  he  is  not  a  Person  who  can  Petition 
for  a  liquidation  hy  arrangement,  nor  can  he  made  a  hankrupt,  How  is  it  made 
out  that  he  is  a  debtor?  It  is  not  stiggested  that  the  coke  and  hreeze  were  neces- 
saries.  that  they  were  bought  for  home  consumption.  It  is  admitted  that  they  were 
bought  for  the  purpose  of  selling  them  again.  Therefore  there  was  no  common 
law  liability,  because  an  infant  could  not  contract  a  debt  except  for  necessaries.  In 
the  view  of  our  law  the  fact  that  he  had  the  goods  is  not  material.  If  persons  choose 
to  supply  goods  to  an  infant  on  credit,  they  take  the  chance  of  being  paid.  Such 
U  the  law,  and  I  am  not  prepared  to  say  that  there  is  any  absurdity  or  hardship 
in  it,  or  that  it  ought  to  be  altered.  That  is  not  my  province.  It  is  said,  however, 
that  a  different  rule  prevails  in  equity,  and  that  when  an  infant  hos  committed 
a  fraud  by  representing  that  he  is  not  an  infant  in  order  to  obtain  possession  of 
f^oods,  he  can  be  made  liable  in  equity  for  the  misrepresentation.  In  such  cases 
the  Court  has  taken  into  consider ation  the  appearance  of  the  infant,  for  that  is 
a  very  material  matter.  If  the  represent ation  were  made  by  a  boy  of  ten  years  old. 
it  would  be  impossible  that  the  person  to  whom  it  was  made  could  have  relied  on 
it.  But  if  a  man  who  is  apparently  of  füll  age  represents  that  he  is  of  füll  age,  the 
Person  to  whom  he  makes  the  representation  may  well  be  deceived  by  it.  But  the 
authorüies  shew  that  there  must  be  an  express  representation  and  one  which  would 
naturally  deceive  the  person  to  whom  it  is  made.  In  such  a  case  it  has  been  decided 
that,  if  the  person  who  has  committed  the  fraud  becomes  a  bankrupt  after  he  is 
of  füll  age,  the  person  who  has  been  defrauded  can  prove  in  the  banhruptcy  for 
the  amount  of  the  equitable  liability  resulting  from  the  fraud.  .  .  .  There  is  nothing 
illegal  or  improper  in  an  infanfs  carrying  on  a  trade;  thousands  of  infants  do 
so  evety  day,  and  the  man  who  deals  with  an  infant  on  credit  trusts  to  the  infant' s 
honour  to  pay  him,  as  well  as  So  the  fact  that  it  is  to  the  infanfs  advantage  to  he 
able  to  continue  carrying  on  the  trade.  But  no  representation  that  the  infant 
wAo  so  trades  is  of  füll  age  arises  out  of  the  mere  fact  of  his  carrying  on  the  trade 
(as  counsel  of  the  Respondents  had  argued).  .  .  .  There  is  therefore  no  pretence 
for  saying  in  the  present  case  that  the  infant  is  a  debtor,  or  that  any  action  could 
he  maintained  against  him  by  the  Respondents.  ...  It  is  impossible,  therefore, 
thai  the  adjudication  can  be  maintained  on  the  petitton  of  the  Respondents.** 
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2.  Die  Schlußfolgen,  welche  die  englische  Rechtsliteratur  aus  der 
Entscheidung  ex  parte  Jones^  in  re  Jones j  gezogen  hat,  sind  verschieden- 
artig und  zum  Teil  widersprechend.  Die  einen  verneinen  rundweg, 
daß  jemand  wegen  einer  Zahlungsverpflichtung,  welche  er  während 
seiner  Minderjährigkeit  übernommen  hat,  für  bankerott  erklärt  werden 
könne:  vgl.  die  oben  mitgeteilten  Sätze  aus  Chitty's  Law  of  Contraäs 
und  aus  Campbelts  Ruling  Cases.  —  Nach  Ansicht  einer  zweiten  Gruppe 
kann  ein  Konkurs  über  das  Vermögen  eines  Minderjährigen  nur  dann 
eröffnet  werden,  wenn  sich  der  letztere  ausdrücklich  gegenüber  dem 
die  Konkurseröffnung  beantragenden  Gläubiger  für  volljährig  ausg^eben 
hat.  So  sagt  z.  B.  Sir  Frederick  Pollock  in  seinen  PrincipUs  of  Contract 
(7.  Aufl.,  S.  79):  „Ein  Minderjähriger  kann  nicht  für  bankerott  erklärt 
werden,  wofern  er  nicht  ausdrücklich  dem  Gläubiger  vorgespiegelt  hat, 
daß  er  volljährig  wäre.  Die  bloße  Tatsache,  daß  der  Minderjährige 
ein  Handelsgewerbe  betreibt,  kann  nicht  als  eine  von  Rechtswegen 
aus  den  Umständen  gefolgerte  Vorspiegelung  gelten.  Wenn  sich  da- 
gegen ein  Minderjähriger  selber  für  einen  Volljährigen  ausgegeben  und 
unter  dieser  Flagge  ein  Handelsgewerbe  betrieben  hat  und  dann  in 
Konkurs  geraten  ist,  so  kann  er  nicht  auf  Grund  seiner  Minderjährig- 
keit eine  Aufhebung  des  Eröffnungsbeschlusses  erzielen;  und  ein  Dar- 
lehn, welches  dem  Minderjährigen  im  Vertrauen  auf  seine  ausdrückliche 
Angabe,  daß  er  volljährig  sei,  gewährt  worden  ist,  bildet  einen  als 
Konkursforderung  anmeldbaren  Anspruch."  (A  minor  cannot  be  ad- 
judicated  a  bankrupt  in  the  absence  of  an  express  represetitation  to  tht 
creditor  that  he  was  of  füll  age,  Tlie  mere  fact  of  trading  cannot  be 
taken  as  a  constructrve  representation.  But  if  a  minor  fias  held  himsdf 
out  as  an  adtdt,  and  so  traded  and  been  made  bankrupt^  hc  cannot  havt 
the  bankruptcy  annulled  on  the  ground  of  his  infancy;  and  a  loan  obtaincd 
on  the  faith  of  an  express  representation  that  he  is  of  füll  age  is  a  claim 
provable  in  bankruptcy.)  —  Eine  dritte  Gruppe  hält  eine  Konkurs- 
eröffnung nur  dann  für  zulässig,  wenn  die  dem  Eröffnungsanirage  zu 
Grunde  liegende  Schuldforderung  aus  einem  contract  for  necessaries 
herrührt.  Beispielsweise  heißt  es  in  Edward  Jenks*  Modern  Land  Law, 
S.  254:  yyAn  Infant  cannot  be  made  a  bankrupt j  except,  possiblv,  in  respect 
of  necessaries.  —  Schließlich  erwähne  ich  noch  eine  vierte  Ansicht, 
wonach  nicht  nur  Ansprüche  auf  Geldzahlung  aus  contracts  for  necessaries 
sondern  auch  der  Höhe  nach  festgestellte  Geldansprüche  aus  uner- 
laubten Handlungen  (torts,  s.  Eri.  zu  §  61)  einen  Antrag  auf  Einleitung 
des  Konkursverfahrens  gegen  einen  Minderjährigen  begründen  können. 
So  findet  sich  in  71  M.  Stez^ens'  Elements  of  MercantHe  Law  (3.  Aufl, 
S.  396)  der  Satz:  ^,An  Infant  may  probably  be  made  a  bankrupt  if  the 
debt  on  ivhich  the  bankruptcy  is  founded  was  ifuurred  for  necessaries^  or 
is  a  judgment  debt  founded  on  tort.^^  (Wahrscheinlich  kann  ein  Minder- 
jähriger zu  einem  Bankerotteur  gemacht  werden,  wenn  die  Geldschuld, 
welche  den  Anlaß  zu  dem  Konkurse  gebildet  hat,  für  necessaries  ein- 
gegangen worden  ist,  oder  wenn  dieselbe  eine  Judikatsschuld  darstellt 
die  ihre  Ursache  in  einer  unerlaubten  Handlung  hat.)  Vgl.  auch  die 
der  Vorschrift  des  §  62  beigefügte  Anmerkung.  —  Meines  Erachtens 
lassen  sich  aus  der  Entscheidung  ex  parte  JoneSj  in  re  Jones^  folgende 
Sätze    herleiten:    Grundsätzlich    kann    niemand   durch   eine   Zahlungs- 
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Verpflichtung,  welche  er  als  Minderjähiiger  übernommen  hat,  im  Rechts- 
sinne  zu  einem  y,debtor^^  werden.  Es  ist  daher  ein  Antrag  auf 
Konkurseröffnung,  welcher  sich  auf  eine  derartige  Zahlungsverpflichtung 
stützt,  unzulässig.  In  gewissen  Ausnahmefällen  ist  es  jedoch  möglich, 
daß  jemand  während  seiner  Minderjährigkeit  in  voll  wirksamer  Weise 
eine  Geldschuld  übernimmt  und  zu  einem  debtor  wird.  In  diesen 
Fallen  kann  die  Nichterfüllung  der  Zahlungsverpflichtung  einen  Antrag 
auf  Konkurseröfihung  begründen. 

§  63. 
Ein  Kind  im  Mutterleibe  (a  chiU  en  venire  sa  mere)  kann 
sowohl  lehnrechtliches/  wie  nichtlehnrechtliches  *  Vermögen 
durch  letztwillige  Verfügung  erwerben;  und  ein  dingliches 
Recht  auf  künftigen  Genuß  (a  Mure  inieresf)  kann  durch  ein 
unter  Siegel  vorgenommenes  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden 
(6/  deed)  für  ein  noch  im  Mutterleibe  befindliches  Kind  ab- 
gegrenzt (Jimiied)  werden;'  jedoch  ist  es  (wahrscheinlich)  nicht 
möglich,  ein  dingliches  Rechtauf  gegenwärtigen  Genuß  (a  present 
interesf)  durch  ein  unter  Siegel  vorgenommenes  Rechtsgeschäft 
unter  Lebenden  für  eine  Leibesfrucht  abzugrenzen. 

^  Taylor  v.  Bydall,   (1677)  Freeman  K.  B.  243. 

•  Long  V.  Blackall.  (i797)  3  Ves.  Jr.  486. 

•  Parlamentsgesetz  10  and  11  Will.  III.  (1699)  c.  16,  welches  im  Wege 
der  Auslegung  auf  alle  Fälle  von  nachgeborenen  Kindern  (posthumoits  children) 
ausgedehnt   ist :   Thelluson  v.   Woodford,  4  Ves.    322, 

Uipttst  io  a  child  en  venire  sa  mere  3  I/cibesfruckt  als  Treuhänder  9 

Cir-//  Low  4  Anm.  9  limitatioH  0/  a  future  inUrest  by  deed  4 

contingent  remainder  4  prriod  0/  gestation   i  Anm.  z 

tfVtw  to  a  child  en  venire  sa  mere  a  ^nrchase  1  Anm.  5 

Intestaterbfolge  in  lehnrechtliches  Vermögen  2  Statute  0/  Distribution  4  Anm.  7 

vtUstate  SMccession  to  personal  /roßerty  3 

I.  Über  die  Rechtsstellung  eines  child  en  venire  sa  nüre  und  über 
die  Fähigkeit  desselben,  Eigentum  zu  erwerben,  s.  auch  Erl.  zu  §  i, 
sub  4.  ^)  Der  vorliegende  Paragraph  unterscheidet  zwischen  letztwilligen 
Verfügungen  einerseits  und  Verfügungen  durch  Rechtsgeschäft  unter 
Lebenden  andererseits  zu  Gunsten  eines  Kindes  im  Mutterleibe.  Im 
ersteren  Falle  können  auf  ein  child  en  venire  sa  mere  sowohl  prescni^ 
wie  fuiure  inier esis,  im  letzeren  Falle  nur  fiiiure  inier esiSj  dagegen 
('wahrscheinlich)  nicht  freseni  inieresis  übertragen  werden.  Über  die 
Bedeutung  der  Ausdrücke  ,jpreseni  inieresis'^  und  ,^ fuiure  inieresis^^  s.  die 
Erl.  zu  §  40  sub  2. 

^)  Ein  Maximum  der  Empfängniszeit  (period  of  gestation)  hat  das  englische 
Recht  nicht  festgesetzt.  In  Wharton's  Law  Lexicon,  lo.  Auil.  (igoz), 
S.  34s,  heißt  es  :  ,,There  is  no  extreme  period  of  i^estation  by  Erielish  law.  In 
Bosvillc  V.  Attorney-Gener al  12  P.  D.  at  p.  178,  medical  witncsse^  put  the 
normal  time  at  from  270  to  275  days,  addim^  that  a  lonecr  period.  thouah  not 
unkmywn  or  even  uncommon.  is  exceptional."  Vgl.  dagegen  §  1592  Abs.  i 
und  2  des  deutschen  BGB. 
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2.  Devise  of  real  property   to   a   child  en  venire  sa  m}re 
(Vermächtnis    von    lehnrechtlichem  Vermögen    an    eine    Leibesfrucht). 
Als   Quellenstelle   führt  der  §  63   den  Rechtsfall   Taylor  versus  Bydall 
aus  dem  Jahre  1677  an,  welcher  in  Richard  Freemaris  Reports  of  Cases 
argued  and  determined  in  the  Courts  of  King's  Bench  and  Common  Pkas 
(from  16/0  to  1704)  auf  S.  242—244  mitgeteilt  ist  *)     Es  heißt  da- 
selbst: „Und  North  sagte,  daß  ein  Vermächtnis  von  lehnrechtlichem 
Vermögen   an    eine  Leibesfrucht  früher  für   nichtig   gehalten   wurde; 
denn,   da  die  Geburt  des  Kindes  noch  nicht  stattgefunden  hätte,  so 
wäre  niemand  vorhanden,   der  das  Vermächtnis  in  Empfang  nehmen 
könnte;    jedoch    heutigen   Tages    wird    ein    solches    Vermächtnis   als 
rechtswirksam  betrachtet,  weil   das  objektive  Recht  der  Meinung  ist, 
daß  der  Testator  eine  Hingabe  der  Vermögensstücke  an  das  Kind  für 
den    Fall,    daß   es   geboren    werden   sollte,    beabsichtigte,    so  daß  ein 
solches   Vermächtnis  nach   Art   eines   executory  devise  [s.  Erl.  zu  §  40 
sub  3  b]  wirkt;  und  in  denjenigen  Fällen,  wo  anscheinend  der  Testator 
nicht    beabsichtigte,    daß    das    lehnrechtliche    Vermächtnis     sofort   in 
Wirksamkeit  treten  sollte,   soll  es   in  der  Schwebe  bleiben;   und  dies 
soll  auch   im   vorliegenden   Falle   als    die  Absicht  des  Testators   an- 
genommen  werden."  •)  —  Wird   ein   interest  in  land  auf  ein   child  en 
venire  sa  mh'e  nicht  zu  seinem  eigenen  Nutzen  und  Besten,  sondern 
zur  treuen  Hand  für  einen  dritten  übertragen,  so  kann  der  High  Court 
gemäß   §  2^   der    Trustee  Ad  von  1893  (5^  and  57   Vict.  c.  53)  ent- 
weder verfügen,  daß  die  betreffenden  Grundstücke  von  dem  conüngent 
right  (d.  h.  von  dem  suspensiv-bedingten  subjektiven  Rechte)  der  noch 
nicht  geborenen  Person  befreit  sein  sollen;   oder  das  genannte  Gericht 
kann   eine  sogenannte  vesting  order  erlassen,  durch  welche  das  Treu- 
händeramt  der  Leibesfrucht  auf  irgendeine  andere  Person  übertragen 
wird.  *)  —  Den   Erwerb   von  real  property  seitens  eines  child  en  venire 
sa  mire  im  Wege  der  Intestaterbfolge  (by  inheritance)  gestattete  das 
englische  Recht  schon,  bevor  ein  solcher  Erwerb  im  Wege  der  testa- 
mentarischen Erbfolge  (hy  devise)  möglich  war.     Beispielsweise  heißt  es 
in  Andrew  Strahan's   General   View  of  the  Law  of  Property,   3.  Aufl., 
S.  142:    „ Former ly   the  rule  was  that  a  child  en  venire  sa  mire  was 


*)  Ich  habe  die  2.,  von  Edward  S  m  i  r  k  e  besorgte  Auflage  aus  dem  Jahre 
1826  benutzt. 

*)  ,,And  North  said,  that  a  devise  to  an  infant  en  venire  sa  ntere  was  formerly 
held  void,  for  that  the  infant  not  being  hörn,  there  was  no  person  to  take:  but  at 
this  day  it  is  held  good;  because  the  law  shall  intend,  that  the  devisor  did  intend  ü 
to  htm  when  he  should  be  born;  so  that  it  worhs  in  the  nature  of  an  executory  devise: 
and  where  it  appears,  that  the  testator  did  not  intend  it  to  be  executed  presenily, 
there  it  shall  wait;  and  that  shall  be  supposed  the  intent  of  the  testator  in 
this  case.** 

*)  Der  §  27  der  Trustee  Act  von  1893  hat  folgenden  Wortlaut:  „Where 
any  land  is  subject  to  a  contingent  right  in  an  unborn  person  or  class  of  unborn 
persons  who  on  coming  into  existence  would,  in  respect  thereof,  become  eniitled  to 
or  possessed  of  the  land  on  any  trust,  the  High  Court  may  make  an  order  releasing 
the  land  from  the  contingent  right,  or  may  mähe  an  order  vesting  in  any  person  the 
estate  to  or  of  which  the  unborn  person  or  class  of  unborn  persons  would,  on  coming 
into  existence,  be  entitled  or  possessed  in  the  land.** 
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regarded  as  in  existence  for  the  purpose  of  inheritana^  but  not  for  the 
furpose  of  purchase.^  Der  Ausdruck  ^purcßiase*'  bedeutet  hier  jede 
Art  des  Erwerbes  von  inUrests  in  land  mit  Ausnahme  eines  Erwerbes 
im  Wege  der  Intestaterbfolge.*) 

3.  Bequest  of  personal  propcrty  io  a  child  en  venire  sa 
mere.  (Vermächtnis  von  nichtlehnrechtlichem  Vermögen  an  eine 
Leibesfrucht)  Als  Quellenstelle  führen  die  Verfasser  der  Kodifikation 
hier  den  Rechtsfall  Long  versus  Blackall  aus  dem  Jahre  1797  an, 
welcher  im  3.  Bande  der  Reports  von  Francis  Vesey  junior, 
S.  486—491,  und  im  4.  Bande  (1892)  der  Revised  Reports j  S.  73 — ^'^, 
mitgeteilt  ist.  Ein  Testator  (George  Blackall)  hatte  in  seinem  am 
23.  April  1709  errichteten  Testamente  gewisse  /^ax^>ft^/</-Grundstücke 
(s.  Erl.  zu  §  38  sub  2»)  auf  zwei  Treuhänder  und  deren  „executorsy 
administrators  and  assigns^  übertragen  und  zwar  zur  treuen  Hand  für 
seine  Ehefrau  und  nach  dem  Tode  bezw.  nach  der  Wiederverheiratung 
der  letzteren  zur  treuen  Hand  für  seinen  Sohn  Thomas  auf  Lebens- 
zeit und  nach  dem  Ableben  desselben  zur  treuen  Hand  für  dessen 
männliche  Nachkommen;  für  den  Fall  des  Ablebens  des  Thomas 
ohne  Hinterlassung  einer  männlichen  Nachkommenschaft  zur  treuen 
Hand  für  den  Sohn  George  des  Testators  auf  Lebenszeit  und  nach 
dem  Tode  desselben  zur  treuen  Hand  für  dessen  männliche  Nach- 
kommen; endlich  für  den  Fall,  daß  auch  George  keine  männlichen 
Nachkonunen  hinterlassen  sollte,  zur  treuen  Hand  für  das  Kind,  mit 
welchem  des  Testators  Ehefrau  zur  Zeit  der  Testamentserrichtung 
schwanger  war,  (in  trust  for  the  childj  with  which  his  said  wife  was 
ihm  ensient)  und  zwar  auf  Lebenszeit,  jedoch  nur  für  den  Fall,  daß 
dieses  Kind  männlichen  Geschleclites  wäre,  sowie  nach  dem  Ableben 
dieses  noch  ungeborenen  Sohnes  zur  treuen  Hand  für  die  männlichen 
Nachkommen  desselben.  Sollte  auch  dieser  noch  nicht  geborene  Sohn 
des  Testators  ohne  Hinterlassung  von  männlichen  Leibeserben  sterben, 
dann  hatten  die  beiden  Treuhänder  bezw.  deren  executors^  administrators 
and  assigns  nach  den  Bestimmungen  des  Testaments  die  fraglichen 
^ÄW«4/?/rf-Grundstücke  zur  treuen  Hand  für  diejenigen  Personen  zu 
besitzen,  welche  zu  der  betreffenden  Zeit  die  „legal  representatives^ 
des  Testators  George  Blackall  sein  würden.  Wenige  Tage  nach 
Errichtung  dieses  Testaments  starb  der  Testator  und  hinterließ  zwei 
Söhne,  Thomas  und  George,  und  eine  schwangere  Witwe,  welche 
später  einem  Knaben  das  Leben  schenkte.  Das  zuständige  Gericht 
erteilte  dem  Testamente  sein  probate  (s.  Erl.  zu  §  59  sub  i).  Alle 
drei  Söhne  des  Testators  hatten   keine  männliche  Nachkommenschaft. 


*)InLittleton's  Tenures  (s.  Erl.  zu  §  2y  sub  5,  Anm.  6),  section  12, 
wird  für  ,,purchase"  (in  Beziehung  auf  lehnrech tUches  Vermögen)  folgende 
Begriffsbestimmung  gegeben:  ,,pos.<:cssion  to  which  a  man  cometh  not  by  title 
of  de^cenl."  Es  ist  daher  derjenige,  welcher  im  Wege  der  testamentarischen 
Erbfolge  real  property  erwirbt,  d.  h.  der  devisee  under  a  will,  im  Rechtssinne 
ein  „purchaser/*  Vgl.  z.  B.  Joshua  Williams,  Principles  of  the  Law 
«>/  Reiü  Property,  19.  Auil.,  S.  288,  wo  ausgeführt  wird,  daß  der  Ausdruck 
,.purcha%e**  im  Rechtssinne  (in  its  le^al  meanino}  umfasse  ..the  acquisitioyi  of 
land  under  a  will  er  a  voluntary  conveyance,  as  well  as  on  a  sale." 

G.  Schirrmeisier,  Bürger'.  Recht  Englaiuls.    I.  23 
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Fast  neunzig  Jahre  nach  dem  Tode  des  Testators  erhob  sich  ein  Streit 
über  das  Testament.  Die  Streitfrage  drehte  sich  um  die  Bedeutung 
der  von  dem  Testator  gebrauchten  Worte  jj/egai  representatwes^' ^  kommt 
daher  für  die  vorliegenden  Zwecke  nicht  in  Betracht  Wesentlich  ist 
hier  nur,  daß  sowohl  das  Gericht,  welches  im  Jahre  1709  dem  Testamente 
das  probate  erteilte,  als  auch  der  Lord  Chancellor  Loughborough, 
welcher  im  Jahre  1797  den  Streit  über  den  Sinn  der  Worte  r^Ugal 
reprcsentatives'^  entschied,  die  Rechtsgültigkeit  der  Verfügungen  des 
Testators  anerkannte.  —  Im  Falle  der  Intestaterbfolge  (intestate 
succession)  in  n ich tlehn rechtliches  Vermögen  wird  ein  child  en  venire  sa 
mere  stets  als  schon  geboren  behandelt  und  erbt  daher  den  gleichen 
Anteil  (share)^  welchen  es  erben  würde,  wenn  es  zur  Zeit  des  Erbfalles 
schon  am  Leben  gewesen  wäre:  vgl.  den  Rechtsfall  Wallis  versus 
Hodson  im  2.  Bande  von  Atkyns  Chancery  Reports  (1736 — 1755), 
S.  117,  (s.  auch  unten  Erl.  sub  4)  und  Goodeve's  Modern  Law  of 
Fersofial  Property^  4,  Aufl.,  S.  383. 

4.  Limitation  of  a  future  interest  to  a  child  en  i^entre  sa 
m^re  by  de  cd.  (Abgrenzung  eines  dinglichen  Rechts  auf  künftigen 
Genuß  für  eine  Leibesfnicht  durch  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden.» 
Die  hier  von  den  Verfassern  der  Kodifikation  im  §  63  aufgestellte 
Regel  bedarf  einer  besonderen  Erläuterung  nur  insoweit,  als  legal 
futitre  interests  in  Frage  kommen.  Handelt  es  sich  um  equitabu 
interestSy  sei  es  an  lehnrechtlichem,  sei  es  an  nich  tlehn  rechtlichem  Ver- 
mögen, oder  mit  anderen  Worten,  sind  Treuhänder  (triistccs)  vorhanden, 
welche  das  legale  Eigentum  an  den  fraglichen  Vermögensstücken  be- 
sitzen, so  steht  rechtlich  nichts  im  Wege,  daß  eine  Leibesfrucht  ein 
bencfiziarisches  interest^  mag  es  auf  gegenwärtigen  oder  zukünftigen 
Genuß  gerichtet  sein,  erwirbt.  Da  nun,  wie  ich  in  den  Erl.  zu  §  44 
sub  3  ausgeführt  habe,  legal  future  interests  an  nich  tlehn  rechtlichem 
Vermögen  (personal  propcrty)  durch  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden 
nicht  begründet  werden  können,  sondern  zum  Zwecke  der  Schaffung 
von  zeitlich  sich  folgenden  Eigentumsanteilen  an  nichtlehnrechllichem 
Vermögen  (interests  in  succession  in  personal  property)  die  Einschiebung 
von  Treuhändern  (the  interposition  of  trustces)  notwendig  ist,  so  ergibt 
sich,  daß  für  die  gegenwärtigen  Erläutenmgen  nur  legal  future  interests 
an  lehn  rechtlichem  Vermögen  (real  property)  in  Betracht  kommen. 
Die  Begründung  von  derartigen  dinglichen  Rechten  durch  Recht«?- 
geschäft  unter  Lebenden,  d.  h.  y^by  deed*'^,  erfolgt  regelmäßig  im  Wege 
der  Errichtung  eines  jy?narriage  or  other  settlement^%  d.  h.  einer  Ehe- 
oder sonstigen  Vermrjgensstiftung  (s.  Erl.  zu  §  56  sub  4).  Es  wird 
z.  B.  ein  estate  for  life  an  den  A.  und  nach  dem  Tode  des  A.  ein 
estatc  in  tail  male  an  den  ältesten,  zur  Zeit  der  Errichtung  des  settlement 
noch  nicht  geborenen  Sohn  des  A.  verliehen.  Durch  eine  derartige 
Anordnung  ist  für  die  noch  zu  erzeugende  männliche  Nachkommen- 
schaft des  A,  ein  cotitingent  retnainder  (s.  Erl.  zu  §  40  sub  2)  geschaffen, 
während  A.  selber  einen  particular  estate  erhält  Stirbt  nun  A.  vor 
der  Geburt  eines  Sohnes,  aber  unter  Hinterlassung  einer  schwangeren 
Witwe,  welche  nach  dem  Ableben  des  A.  einem  Knaben  das  Leben 
schenkt,  so  ist  das  contingent  retnainder  nicht  bereit  (ready)y  sich  in 
dem  Augenblicke   der   Beendigung   des  particular  estate  in   ein    vcsted 
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interest  in  possession  zu  verwandeln,  weil  keine  Iwing  and  ascertained 
person  vorhanden  ist,  welche  Träger  des  nunmehr  in  Wirksamkeit 
tretenden  fee  tail  sein  kann.  Nach  älterem  Gemeinem  Rechte  (Common 
Lmv)  würde  in  einem  solchen  Falle  das  fee  tail  der  männlichen  Nach- 
kt^mmenschaft  des  A.  einfach  hinfällig  werden,  und  es  würde  das  lehn- 
rechtliche Vermögen  entweder  an  den  Stifter  (grantor)  bezw.  dessen 
kin  zurückkehren  (revert)  oder  auf  diejenige  Person  übergehen,  welcher 
in  der  Stiftungsurkunde  für  den  Fall  des  Ablebens  des  A.  ohne  Hinter- 
lassung eines  männlichen  Nachkommen  ein  sogenanntes  j^remainder 
(Tcer^^  eingeräumt  worden  ist  Hier  hat  nun  im  Interesse  der  Leibes- 
frucht das  Statute  Law  eingegriffen  und  Bestimmungen  getroffen,  welche 
dem  nach  dem  Tode  des  Vaters  geborenen  Kinde  alle  Rechte  an  dem 
lehnrechtlichen  Vermögen  sichern.  Djis  Statute  for  the  Relief  of 
Postkumotis  ChJldren  (JO  and  II  Will.  IIL  c.  l6f)  aus  dem  Jahre  1698 
verordnet,  daß  in  dem  Falle,  wo  auf  Grund  einer  Ehe-  oder  sonstigen 
Vemiögensstiftung  ein  estate  in  remainder  für  einen  ehelichen  Sohn  oder 
für  eine  eheliche  Tochter  des  Trägers  des  particular  estate  mit  einem 
remainder  over  für  dritte  Personen  im  Falle  des  Nichtvorhandenseins 
einer  zur  Trägerschaft  des  legal  estate  berechtigten  Nachkommenschaft 
abgegrenzt  worden  ist,  und  wo  erst  nach  dem  Tode  des  Vaters  ein 
ehelicher  Sohn  bezw.  eine  eheliche  Tochter  geboren  wird,  das  nach- 
geborene Kind  den  fraglichen  estate  in  derselben  Weise  erwerben  solle, 
als  ob  es  schon  zu  Lebzeiten  des  Vaters  das  Licht  der  Welt  erblickt 
hätte.    Die  diesbezüglichen  Worte  des  genannten  Gesetzes  lauten: 

^yW/iereas  it  often  happens  that  by  marriage  and  other  Settlements 
estates  are  limited  in  ranainder  to  the  use  of  the  sons  and  daughters^ 
the  issue  of  stich  marriage,  with  remaimiers  07'er  without  limiting  an 
estate  to  trustees  to  preserve  the  contingent  remainder s  limited  to  such 
sons  and  daughterSy  dy  which  means  such  sons  and  daughters  if  they 
happm  to  be  born  after  the  decease  of  thcir  father  are  in  danger  to  be 
defeated  of  their  remainder  by  the  next  in  retnainder  after  thetn  and 
left  unprovided  for  by  such  Settlements  contrary  to  the  intent  of  the 
parties  t/uit  made  those  Settlements: 

Be  it  enacted  by  tßie  King's  most  excellent  Majesty  by  and  with  the 
adrdce  and  consent  of  the  lords  Spiritual  and  temporal  and  commons  in 
this  present  Parliament  assembled  ami  by  the  authority  of  the  same  that 
ivhere  any  estate  already  is  or  shall  hcreafter  by  any  marriage  or  other 
settlemeni  be  limited  in  remainder  to  or  to  the  use  of  the  first  or  other 
son  or  sons  of  the  body  of  any  person  lawfully  begatten  with  any 
retnainder  or  remainders  ircer  to  or  to  the  use  of  any  ot/ter  person  or 
personsy  or  in  remainder  to  or  to  the  use  of  a  daughter  or  daughters 
uiwfully  hcgotten  with  any  remainder  or  remainders  to  any  other  person 
or  persans,,  that  any  son  or  sons  or  daughter  or  daughters  of  such 
person  or  persans  lawfully  begotten  or  to  be  begotten  that  shall  be  born 
after  the  decease  of  his^   her,  or  their  father  shall  and  may  by  virtue 


•)  In  der  unter  dem  Namen  ^Jihc  Statutes:  Rnisrd  Edition''  herausgegebenen 
Gesetzessammlnne:  wird  dieses  Gesetz  von  if>9.S  als  10  Giiil.  III.  c.  22  bezeichnet. 
I>eT  volle  Titel  dieser  Act  of  Pariianifvt  ]auUi\  ..An  Art  tn  cnahlr  Po.sthiimous 
^hildren  to  take  Estates  as  if  born  in  thtir  Father' <;  Life  Time/' 
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of  such  settlement  take  such  estate  so  limited  to  t/ie  first  and  othtr  sons 
or  to  the  dauj^hter  or  daughters  in  the  same  manner  as  if  bom  in  the 
life  time  of  ///>,  her,  or  their  father^  altlwugh  there  shall  happen  no 
estate  to  be  limited  to  trustees  after  the  decease  of  the  father  to  presene 
the  contingent  remainder  to  such  after-bom  son  or  sons^  daughter  or 
daughters  until  he,  she,  or  they  come  in  esse  or  are  bom  to  take  the 
samey  any  law  or  usage  to  the  contrary  in  any  wise  notwitJistanding."' 
Wie  der  Wortlaut  dieses  enactment  lehrt,  schützt  das  Statute  for 
the  Relief  of  Posthumous  Children  von  1698  die  Interessen  der  Leibes- 
frucht nur  dann,  wenn  der  zur  Beendigung  gelangende,  dem  contingent 
remainder  vorausgehende  estate  zum  Träger  den  Vater  der  Leibesfruciit 
gehabt  hat.  Durch  extensive  Interpretation  haben  jedoch  die  englischen 
Gerichte  die  in  dem  Gesetze  von  1698  aufgestellte  Rechtsnorm  auf 
alle  Fälle  ausgedehnt,  in  denen  ein  child  en  ventre  sa  mhre  ein  contingent 
remainder  besitzt  und  der  diesem  remainder  vorausgehende  estate  vor 
der  Geburt  des  Kindes  sein  natürliches  Ende  findet,  gleichgültig  ob 
der  Träger  des  frecedent  interest  der  Vater  der  Leibesfmcht  oder  irgeiid 
eine  sonstige  Person  gewesen  ist.  Die  Verfasser  der  Kodifikation  ver- 
weisen hier  auf  die  Entscheidung  in  dem  Prozesse  Thelluson  versus 
Woodford  aus  dem  Jahre  179Q,  mitgeteilt  im  4.  Bande  der  von 
Francis  Vcsey  junior  herausgegeben  en  Reports  of  Cases  argued  and 
determined  in  the  High  Court  of  Chancery ^  S.  22"] — 343.  In  seinem 
Urteile  bemerkt  Sir  Francis  Buller  über  die  rechtlichen  Fähigkeiten 
eines  child  en  ventre  sa  mh^e  folgendes  (S.  322 flg.):  „Eine  Leibesfrucht 
ist  als  ein  nicht  vorhandenes  \Vesen  betrachtet  worden.  Wir  wollen 
jedoch  prüfen,  wozu  dieses  nicht  vorhandene  Wesen  fähig  ist  ,  .  .  Die 
Leibesfrucht  kann  ein  Testamentsvollstrecker  sein.  Sie  kann  auf  Grund 
des  Statute  of  Distributions  (22  and  23  Car,  IL  c,  lO)^)  Vermögen 
erwerben.  Sie  kann  ein  Vermächtnis  über  lehnrechtliches  Vermögen 
empfangen.  Sie  kann  Rechtsansprüche  auf  Grund  einer  (in  einem 
settlement  getroffenen)  Verfügung  über  Erhebung  von  Erbporlioneii") 
besitzen.  Es  kann  zu  Gunsten  einer  Leibesfrucht  von  dem  Gerichte 
ein  Verbot  erlassen  werden;  die  Leibesfrucht  kann  einen  Vormund 
haben.  Verschiedene  Rechtsfälle  lassen  hierüber  keinen  Zweifel.  In 
dem  Prozesse  Wallis  versus  Hodson  (mitgeteilt  im  2.  Bande  von  Atkyns 
Reports^  S.  117 flg.)  sagt  Lord  Hardwicke:  ,Der  Hauptgrund,  auf 
welchen  ich  in  der  vorliegenden  Streitfrage  fuße,  ist,  daß  die  Klägerin 
zur  Zeit  des  Todes  ihres  Bruders  sich  im  Mutterleibe  befand  und 
demgemäß  eine  Person  in  rerum  natura  war,  sodaß  sie  sowohl  nach 
den  Regeln  des  Gemeinen  Rechts,  als  auch  nach  den  Regeln  des 
römischen  Rechts®)   in   jeder  Hinsicht   und   für  alle  Zwecke   ein  Kind 


')  Das  Statute  of  Distribution  (oder  Distribution^)  aus  dem  Jahre  \f>7  • 
(22  and  2  7^  Car.  II.  c.  ir  )  regelt  die  Verteilung  des  nichtlehnrechtlichen  Ver- 
mögens (personal  propcrty)  eines  Verstorbenen,  wofern  und  insoweit  als  der 
Verstorbene  nicht  letztwillig  über  dieses  Vermögen  verfügt  hat. 

*)  Die  von  mir  im  .anhange  zu  den  Erl.  zu  §  56  gegebenen  Beispiele  von 
Settlements  enthalten  derartige  Verfügungen  for  raising  poriions. 

^)  Die  englische  Rechtssprache  versteht  unter  ,,Civil  Law'*  regelmäOi^ 
das  römische   Recht   (corpus  juris  civilis)    im  Gegensatze  zu  dem  kan:- 


Erster  Titel.     Legal  Capacity.  ßcy 

in  der  gleichen  Weise  war,  als  wenn  sie  schon  zu  Lebzeiten  des  Vaters 
geboren  wäre.*  In  dem  gleichen  Rechtsfalle  bemerkt  zwar  Lord 
Hardwicke,  daß  das  römische  Recht  die  Regel  auf  solche  Fälle  be- 
schränke, in  welchen  es  für  die  Leibesfruclit  von  Vorteil  sei,  schon  als 
geboren  zu  gelten:  dennoch  aber  gibt  er  als  geltende  Rechtsregel  an, 
daß  ein  solches  Kind  (im  Mutterleibe)  in  jeder  Hinsicht  und  für  alle 
Zwecke  als  schon  geboren  betrachtet  werden  müsse." *^) 

§  64. 
Die  einseitigen  Rechtsgeschäfte  (unilateral  acts)  einer  geistes- 
kranken Person  (ßerson  of  unsound  mind)  sind  nichtig  {yoid)^  es 
sei  denn,  daß  sie  in  einem  lichten  Augenblicke  (during  a  lucid 
interwoT)  vorgenommen  werdend  Die  zweiseitigen  Rechts- 
geschäfte (bilateral  acts)  einer  geisteskranken  Person  sind 
wirksam  (walid),  es  sei  denn,  daß  von  demjenigen,  welcher 
dieselben  anzufechten  sucht,  der  Nachweis  erbracht  werden 
kann,  daß  die  Gegenpartei  zu  dem  Rechtsgeschäfte  die  Geistes- 
krankheit kannte  (was  aware  of  the  unsoundness  of  mind),^  Im 
letzteren  Falle  sind  die  zweiseitigen  Rechtsgeschäfte  nach  Wahl 
des  Geisteskranken  bezw.  derjenigen  Personen,  welche  nach 
dem  Tode  des  Geisteskranken  die  Rechtspersönlichkeit  des- 
selben darstellen,  anfechtbar  (voidable  atthe  Option  of  the  person 
of  unsound  mind,  or  his  representatives).^     TiV^T  » 

*  Roev.  Nix,  1893,  ^  ^-  55  (Errichtung  eines  Testaments);  Selbyv.  Jackson, 
(1843)  6  Beav.   192  (Vollziehung  einer  gesiegelten  Privaturkunde  [dced]}. 

*  Imperial  Loan  Co.  v.  Stone,  1892,   i  Q.  B.  599. 
'  Molton  V.  Camroux,  (1849)  4  Exch.   17. 


ni«!chen  Recht  (corpus  juris  canonici).  In  diesem  Sinne  ist  der  Ausdruck  in 
der  obigen  Entscheidung  gebraucht.  Bisweilen  kommt  jedoch  der  Ausdruck 
auch  in  einer  anderen  Bedeutung  vor.  Manchmal  wird  z.  B.  das  Civil  Law 
dem  jus  naturale  gegenübergestellt.  Dann  ist  unter  Civil  Law  das  jus  posi- 
tv'um  gemeint. 

*®)  ,,A  child  en  venire  sa  mere  hos  been  considercd  as  a  non-entity.  Let 
»f  see.  what  this  non-entity  can  do  .  .  .  .  He  may  be  an  exccutor.  He  may  take 
ander  the  Statute  of  Distributions  (22  and  23  Car.  II.  c.  10).  He  may  take  by 
dtvise.  He  may  be  entitled  under  a  Charge  for  raising  portions.  He  may  have 
an  injunction:  and  he  may  have  a  Guardian.  Same  other  cases  put  this  beyond 
all  doubt.  In  Wallis  v.  Hodson,  Lord  Hardwicke  sayi  (2.  Atk.  1 17),  *The  prin- 
cipal  reawn  I  qo  upon  in  the  question  is,  that  the  Plaintiff  was  en  venire  sa  mere 
at  the  time  of  her  brother^s  death,  and  conseqtiently  a  person  in  rerum  natura, 
so  that  both  by  the  rulcs  of  Common  and  Civil  Law  she  was  to  all  intents  and 
purposes  a  child  as  much  as  if  born  in  the  father's  lifetime.''  In  the  same  case 
Lrtrd  Hardwicke  takes  notice,  that  the  Civil  Law  confincs  the  rulc  to  cases,  whtre 
it  »'s  for  the  benefit  of  the  child  to  be  considered  as  hörn'  hut  notwithstayiding  he 
Zitates  the  ruh  to  be,  that  such  child  is  to  be  considercd  livinc.  to  all  intents  and 
purposes.** 
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acts  for  value  x 
Anfechtungsberechtigte  5 
Court  of  Session  2  Anm.  6 
Errichtung  eines  Testaments  2 
execnted  and  executory  contracts  4 
lucid  interval  x 


norü amerikanischer  Standpunkt  4  Anm.  15 

Rolls  Court  3  Anm.  9 

voiuntary  acts  1 

Vollziehung  einer  gesiegelten  Urkunde  3 

Wechselbürgschaft  4 


I.  Die  Rechtsgeschäfte  eines  Geisteskranken,  gleichgültig  ob  sein 
Zustand  durch  ein  gericlitliches  Ermittlungsverfahren  (itiquisition;  s.  Erl. 
zu  §  3  sub  I,  5)  festgestellt  worden  ist  oder  nicht,  und  gleichgültig,  ob 
der  Kranke  zur  Zeit  der  Vornahme  des  fraglichen  Rechtsgeschäfts  in 
einem  Irrenhause  interniert  gewesen  ist  oder  nicht,  sind  nach  heutigem 
englischen  Recht*)  entweder  ab  imtio  bindend  oder  anfechtbar  oder 
nichtig.*)  In  keinem  Falle  ist  gegen  ein  Rechtsgeschäft,  welches  ein 
Geisteskranker  in  einem  sogenannten  lichten  Augenblicke  (during  a 
lucid  interval)  vorgenommen  hat,  der  Einwand  der  Geisteskrankheit 
wirksam.  In  Band  VIII  von  Rentotfs  Encyclopaedia  of  the  Lara)  of 
England  wird  sub  „Lnnacy^'  (S.  46—69)  über  die  Bedeutung  des  Aus- 
druckes „litcid  interval^'  folgendes  ausgeführt:  „Unter  einem  lichten 
Augenblicke  ist  nicht  notwendigei-weise  eine  völlige  Wiederherstellung 
zu  einer  Verstandsreife  (mental  rigour),  wie  sie  vor  der  Krankheit  be- 
standen hat,  (Worte  des  Lord  Chancellor  Lord  Eldon  in  dem 
Prozesse  Ex  parte  I/o lyland  aus  dem  Jahre  1805,  mitgeteilt  im  11.  Bande 
der  Reports  von  Francis  Vesey  junior,  S.  10,  und  im  8.  Bande  der 
ReiHsed  Reports,  S.  67),  noch  lediglich  ein  zeitweiliges  Aufhören  oder 
Zurücktreten  der  Symptome  von  Geisteskrankheit  (the  cessation  or 
suppression  of  the  Symptoms  of  insanity)  zu  verstehen  (Worte  des  Sir 
John  Dodson  in  dem  Rechtsstreite  Dyce  Sombre  versus  Prinsep  aus  dem 


*)  Nach  früherem  Rechte  waren  die  Rechtsgeschäfte  eines  Geisteskranken 
grundsätzlich  wirksam;  nur  hatte  in  gewissen  Fällen  die  Krone  und  in  einigen 
anderen  Fällen  nach  dem  Tode  des  Geisteskranken  der  ,,heir"  desselben  (s. 
Erl.  zu  §  39  sub  2b)  ein  Anfechtungsrecht.  Dagegen  konnte  der  Geisteskranke 
selber  weder  in  einem  lichten  Augenblicke,  hoch  nach  völliger  Wiedererlangung 
seiner  Gesundheit  die  von  ihm  im  geisteskranken  Zustande  vorgenommenen 
Rechtsgeschäfte  widerrufen.  Als  Grund  für  diese  eigenartige  Rechtsregel 
wurde  meist  angegeben,  daß  der  Kranke,  wenn  er  wirklich  zur  Zeit  des  fraglichen 
Geschäftsabschlusses  ,,iti<iane"  war.  unmöglich  etwas  über  den  Vorgang  wissen 
könnte.  Diese  merkwürdige  Theorie  führte  zu  dem  Ergebnis,  daß  z.  B.  in 
dem  Falle,  wo  ein  Geisteskranker  eine  dingliche  Übertragung  (cow)cyancc) 
eines  Vermögensstückes  auf  einen  dritten  vorgenommen  hatte,  das  Rechts- 
geschäft von  dem  ,,heiy"  nur  dann  angefochten  werden  konnte,  wenn  der 
Geisteskranke  ohne  vorherige  Wiedererlangung  seiner  geistigen  Gesundheit 
(withoiit  rccoverüiii  hU  wits)  gestorben  war;  daß  dagegen  ein  W'iderruf  gänzlich 
unmöglich  wurde,  wenn  eine  Heilung  des  Geisteskranken  erfolgte.  Vgl.  hier- 
über Blackstone's  Commeniatiea,  Bd.  If,  S.  291 — 292.  War  die 
Geisteskrankheit  durch  eine  inquisition  festgestellt  worden,  so  war  ein  Widerni( 
nur  dann  zulässig,  wenn  die  Gegenpartei  zu  dem  Rechtsgeschäfte  persönlich 
bei  der  inqiihition  zugegen  gewesen  war:  vgl.  den  Rechtsfall  i/a//  versus  Warren 
aus  dem  Jahre  1804,  mitgeteilt  im  9.  Bande  der  von  Francis  Vesey 
junior  herausgegebenen   Reports.   S.    605  flg. 

*)  Vgl.  dagegegen  die  §§  104  und  114  des  deutschen  BGB.  —  Nach  §§  11 
und  12  der  Indiati  Contract  Act  von  1872  sind  alle  obligatorischen  Verpflich- 
tungen, welche  in  einem  geisteskranken  Zustande  übernommen  worden  sind. 
nichti*'. 
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Jahre  1856,  mitgeteilt  im  i.  Bande  der  von  Deane  and  Swaöey  heraus- 
gegebenen ReportSy  auf  S.  1 10);  sondern  der  Ausdruck  bedeutet  die  Wieder- 
erlangung der  geistigen  Fähigkeit  für  das  bestimmte  Rechtsgeschäft, 
welches  der  ricliterliclien  Prüfung  unterliegt  (the  reciwery  of  capacity  for 
thc  particular  transaction  which  is  the  subject  of  judicial  itwestigation)^'^ 
Wer  behauptet,  daß  ein  Geisteskranker  in  einem  lichten  Augenblicke 
gehandelt  habe,  muß  diese  Behauptung  beweisen.  —  Die  Frage,  wann 
ein  in  einem  geisteskranken  Zustande  (und  nicht  in  einem  lichten 
Augenblicke)  vorgenommenes  Rechtsgeschäft  wirksam  oder  anfechtbar 
(xier  nichtig  sei,  wird  in  der  englischen  Rechtsliteratur  in  verschiedener 
Weise  beantwortet.  Häufig  wird  zwischen  entgeltlichen  und  un- 
entgeltlichen Rechtsgeschäften  unterschieden,  und  ein  Rechtsgeschäft 
der  ersteren  Art  entweder  für  bindend  oder  für  anfechtbar  erklärt,  je 
nachdem  sich  die  Gegenpartei  in  Unkenntnis  von  der  Geisteskrankheit 
befand  oder  nicht,  während  ein  unentgeltliches  Rechtsgeschäft  eines 
Geisteskranken  grundsätzlich  nichtig  sein  soll.  Beisj^ielsweise  heißt  es 
in  Goodeves  Modern  Law  of  Personal  Property,  4.  Aufl.,  auf  S.  407 : 
„Rechtsgeschäfte  eines  Geisteskranken,  welche  lediglich  ^volufitary^ 
sind,  d.  h.  wo  von  dem  Geisteskranken  eine  Verfügung  über  sein 
eigenes  Vermögen  ohne  irgend  einen  ihm  von  dritter  Seite  zufließenden 
Vorteil  vorgenommen  worden  ist,  sind  nichtig.  Dagegen  sind  Rechts- 
geschäfte gegen  Entgelt  nicht  nichtig»  sondern  nur  anfechtbar;  und  sie 
sind  selbst  nicht  einmal  anfechtbar,  wenn  der  Geisteszustand  des 
Kranken  der  Gegenpartei  unbekannt  war  und  eine  Übervorteilung  des 
Kranken  nicht  stattgefunden  hat.*'*)  —  Diese  Unterscheidung  zwischen 
volutitary  acts  und  acts  for  value  eines  Geisteskranken  spielt  namentlich 
in  dem  Falle,  wo  ein  Geisteskranker  eine  dingliche  Übertragung  eines 
Grundstückes,  d.  h.  eine  conveyance  of  land^  vornimmt,  eine  bedeutsame 
Rolle.  So  sagt  Joshua  Williams  in  seinen  Principks  of  the  Law  of 
Real  Property  (19.  Aufl.,  S.  291):  „Die  unentgeltliche  dingliche  Über- 
tragung eines  Grundstückes  durch  eine  geisteskranke  Person  scheint 
absolut  nichtig  zu  sein.  Dagegen  kann  anscheinend  eine  für  geldwerte 
G^enleistung  von  einem  Geisteskranken  vorgent^mmene  cotrceyance  nur 
dann  von  demselben  angefochten  werden,  wenn  die  Gegenpartei 
Kenntnis  von  der  Geisteskrankheit  hatte;  und  das  Rechtsgeschäft 
scheint  wirksam  zu  sein,  wenn  es  von  der  Gegenpartei  im  guten  Glauben 
{in  good  faith)  und  ohne  Kenntnis  der  Geisteskrankheit  (without 
knowledge   of  the  insanity)   ausgeführt   worden   ist.****)  —  Die  Verfasser 


*)  ,,Acts  of  a  lunatic  or  person  of  unsound  mind  which  arc-merely  voluntary, 
i.  i'.,  where  there  has  been  a  dealin^  by  thc  lunatic  with  his  own  property  without 
any  consideration  passing  front  others,  arc  void.  But  transactions  for  value 
are  not  void,  but  voidable  only:  and  they  are  not  even  voidahlc  where  the  lunatic's 
State  of  mind  was  unknown  to  the  other  party  and  nn  advanta^e  was  taken  of 
the  lunatic.** 

*)  In  gleichem  Sinne  schreibt  Edwards  J  e  n  k  s  in  seinem  Modern 
Land  Law  auf  S.  288:  ,, After  some  conflict  of  opinion.  it  seems  to  be  now  the.  ritle 
of  law,  that  a  purchascr  for  value  from  a  lunatic,  whom  he  did  not  aud  had  m 
tea^on  to  know  was  such,  acquires  a  good  title,  but  that  a  voluntarv  conveyaticc  by 
a  lunatic  is  absolutely  void;  white  a  conveyance  for  value  to  a  pufcho^cr  wJio  is 
aware  of  the  vendor's  insanity  is  voidable  by  the  latter  or  his  coniniittecy  or  by 
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der  Kodifikation  verwerfen  die  Einteilung  in  voluntary  acts  und  acts  for 
value  und  unterscheiden  zwischen  einseitigen  und  zweiseitigen  Rechts- 
geschäften eines  Geisteskranken.  Einseitige  Rechtsgeschäfte,  welche  im 
geisteskranken  Zustande  vorgenommen  sind,  werden  für  nichtig  (void)^ 
zweiseitige  Rechtsgeschäfte  dagegen  für  wirksam  (valid)  erklärt,  es  sei 
denn,  daß  die  Gegenpartei  die  Geisteskrankheit  kannte.  Ist  letzteres 
der  Fall,  so  wird  sowohl  dem  Geisteskranken,  als  auch  nach  seinem 
Tode  seinen  j^representatives^^  ein  Anfechtungsrecht  eingeräumt. 

2.  Errichtung  eines  Testaments  durch  einen  Geistes- 
kranken, In  dem  Aufsatze  über  Geisteskrankheit  in  Ren  ton 's  Ency- 
clopaedia  (s.  oben  Erl.  sub  i)  wird  über  die  Fähigkeit  eines  Geistes- 
kranken, letztwillige  Verfügungen  zu  treffen,  folgendes  gesagt:  „Seitdem 
die  von  Lord  Brougham  in  dem  Rechtsstreite  Waring  versus  Waring 
des  Jahres  1848  (mitgeteilt  im  6.  Bande  von  Moore 's  Privy  Council 
Cnses,  S.  343)  aufgestellte  Lehre,  daß  die  Geistestätigkeit  eine  einheit- 
liche und  unteilbare  wäre,  und  daß  daher  jeder  noch  so  geringe  Grad 
von  geistiger  Erkrankung  die  Testierfähigkeit  vernichtete,  im  Jahre  1870 
von  dem  Court  of  Queen's  Bcnch  in  der  Entscheidung  des  Falles  Banks 
versus  Goodfelloiv  (Lau*  Reports,  5.  Bd.  Queen' s  Benc?i,  S.  549^  verworfen 
worden  ist,  hat  das  objektive  Recht  in  dieser  Frage  folgenden  Stand- 
punkt eingenommen:  Es  kann  jemand  ein  gültiges  Testament  errichten, 
wenn  er  sich  zur  Zeit  der  Errichtung  desselben  im  Besitze  eines 
genügend  tätigen  Gedächtnisses  befindet,  um  sich  an  die  Art  und  den 
Umfang  seines  Vermögens,  sowie  an  diejenigen  Personen  zu  erinnern, 
welche  Ansprüche  darauf  haben,  von  ihm  bedacht  zu  werden,  und 
wenn  er  über  ein  Urteilsvermögen  und  eine  Willenskraft  verfügt,  welche 
genügend  frei  von  dem  Einflüsse  krankhafter  Ideen  und  äußerer 
Kontrolle  ist,  um  die  relative  Berechtigung  jener  Ansprüche  richtig 
abzuwägen."«*)  Weiterhin  stellt  dann  der  Verfasser  des  genannten  Auf- 
satzes folgende  Regel  auf:  „Das  Vorhandensein  von  Geisteskrankheit 
in  einem  Testator  zur  Zeit  der  Testamentserrichtung  erzeugt  eine  Ver- 

A/s-  represetUatives  after  hU  death."  Im  Gegensatze  hierzu  werden  in  Sea- 
borne's  Vcndors  and  Purchasers,  6.  Aufl.  (1904),  S.  56,  alle  voluntary 
conveyances  seitens  eines  Geisteskranken  nicht  für  nichtig,  sondern  nur  für  an- 
fechtbar erklärt,  (,,It  seents  that  a  voluntary  conveyance  hy  a  lunaiic 
would  in  any  case  he  voidablc")  Kenelm  E.  Digby  vertritt  in  seiner 
History  of  the  Law  of  Real  Property,  5.  Aufl.  S.  403,  die  (meines  Erachtens 
nicht  richtige)  Ansicht,  daß  ohne  Unterschied  und  ohne  Ausnahme  eine  jede  von 
einem  Geisteskranken  vorgenommene  conveyance  absolut  nichtig  sei;  „it  U 
nccessary  that  the  person  conveying  should  possess  the  requisite  intelligence,  and 
bc  in  a  Position  to  exercise  it  freely.  Hence  conveyances  hy  idiots  or  lunaiics 
are  ahsolutely  void.     Such  a  person  is  incapahle  of  the  requisite  intention." 

*)  ,,Since  the  repudiation  hy  the  Court  of  Queen* s  Bench  in  Banks  v.God- 
fellow,  1870.  L.  R.  5  Q.  B.  549.  of  the  doctrine  propounded  hy  Lord  Brougham 
in  Waring  v.  Waring,  6  Moo.  P.  C.  C.  341,  that,  the  mind  being  one  and 
indivisible,  any  the  least  degrce  of  insanity  was  fatal  to  testamentary  capacity, 
the  law  on  thi^  subject  has  stood  a^  follows:  A  man  ntay  make  a  valid  will  if 
hc  possesses,  at  the  time  of  executing  it,  a  memory  sufficiently  active  to  recall 
the  nature  and  extent  of  his  property  and  the  pcrsons  who  have  Claims  upon  his 
hounty,  and  a  judgment  and  will  sufficiently  free  from  the  influence  of  morbid 
idcas  or  external  control  to  determine  the  relative  strength  of  those  Claims.'* 
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mutung  gegen  die  Testierfähigkeit;  aber  diese  Vermutung  kann,  selbst 
wenn  sie  eine  weitere  Bekräftigung  dadurch  findet,  daß  der  Kranke  in 
einem  Irrenhause  interniert  ist  (vgl.  den  Fall  Cartivright  versus  CarU 
ivright,  1793 — 1795,  im  i.  Bande  von  Phillimore's  Ecdesiastical 
ReporiSy  S.  cp  und  122)  oder  dadurch,  daß  die  Geisteskrankheit  durch 
Urteilsspruch  auf  Grund  eines  Ermittelungs Verfahrens  festgestellt  worden 
ist  (vgl.  den  in  dem  Journal  of  Mental  Sciettce  von  1896  auf  S.  899 
zitierten  Fall  Carter  versus  Dove  aus  dem  Jahre  1896)  in  jedem  Falle 
entweder  durch  den  Nachweis  eines  lichten  Augenblickes  in  der 
kritischen  Zeit  (vgl.  den  Fall  Nichols  versus  Binns  aus  dem  Jahre  1858 
im  I.  Bande  von  Swabey  and  Tristram  s  Reports,  S.  239)  öder  durch 
den  Nachweis  widerlegt  werden,  daß  die  geistige  Erkrankung  und  die 
Wahnvorstellungen  des  Testators  den  Gegenstand  des  Testaments  nicht 
berührten  (Banks  versus  Goodfellinv,  s.  oben^  oder  nicht  ausreichten, 
um  die  Testierfähigkeit  in  dem  oben  erläuterten  Sinne  zu  vernichten 
oder  zeitweilig  aufzuheben  (vgl.  den  Fall  Ballantine  versus  Evans  aus 
dem  Jahre  1886  im  13.  Bande  der  4.  Serie  der  Court  of  Session  Casesfy 
S.  652)."')  —  Unzweifelhaft  stellt  die  Errichtung  eines  Testaments  ein 
striktes  einseitiges  Rechtsgeschäft  dar.  Aber  man  kann  meines  Erachtens 
nicht  sagen,  daß  das  Testament  eines  Geisteskranken,  weil  es  ein  ein- 
seitiges Rechtsgeschäft  bildet,  darum  —  abgesehen  von  gewissen  Aus- 
nahmefällen —  nichtig  sei;  und  ebensowenig  kann  man  die  grundsätz- 
liche Testierunfähigkeit  eines  Geisteskranken  als  Beleg  für  den  im  §  64 
der  vorliegenden  Kodifikation  aufgestellten  Satz  anführen,  daß  einseitige 


•)  Es  ist  dies  eine  schottische  Entschcidungssammlung.  Unter  dem 
Namen  „Court  of  Session  Cases'*  sind  bis  jetzt  fünf  verschiedene  Serien  er- 
schienen: Die  erste  Serie  umfaßt  16  Bände  und  enthält  Entscheidungen  aus 
den  Jahren  1821  bis  1838;  die  2.  Serie,  bestehend  aus  24  Bänden,  geht  von  183S 
bis  1862;  die  dritte  Serie  von  11  Bänden  reicht  von  1862  bis  1873;  die  vierte 
Serie  von  25  Bänden  beginnt  mit  dem  Jahre  1873  und  endet  mit  dem  Jahre 
i^gS;  die  fünfte  Serie  endlich  hat  im  Jahre  1899  ihren  Anfang  genommen 
und  zählt  bis  jetzt  (1905)  8  Bände.  —  Der  im  Jahre  1532  gegründete  Court  of 
S'^'ision  bildet  den  höchsten  Zivilgerichtshof  Schottlands  und  setzt  sich  aus  13 
Kichtem  zusammen:  aus  dem  Lord  President,  dem  Lord  Jnstice-Clerk  und  1 1 
LirdsOrdinary,  Der  Lord  President  mit  3  Richtern  bildet  den  i.  Senat  (division), 
der  Lord  Justice-Clerk  mit  3  Richtern  den  2.  Senat  des  Gerichts.  Die  übrigen 
fünf  Richter  sitzen  als  Einzelrichter.  Die  Ernennung  dieser  13  Mitglieder 
des  Court  of  Session  erfolgt  durch  die  Krone.  Die  Räume  des  Parti ament 
House,  in  welchen  die  beiden  Senate  ihre  Sitzungen  abhalten,  werden  das 
Inner  House  genannt,  während  die  Räume,  in  welchen  die  fünf  Einzelrichter 
Recht  sprechen,  das  Outer  House  heißen. 

')  ,,The  existence  of  insanity  in  a  testator  at  the  time  when  he  made  his  will 
create.s  a  presumption  against  testamentary  capacity:  hut  this  presumption,  even 
u'hen  it  is  fortified  by  confinement  in  an  asylum  (see  Cartwright  v.  Cart- 
wrightj  1793,  1795,  I  Phillim.  go.  122)  or  by  a  verdict  of  iinsoundness  of  mind 
under  an  Inquisition  (see  Carter  v.  Dove,  1896,  citcd  in  Journal  of  Mental 
Science  for  1896,  p.  899^,  may  in  any  casc  be  rebutted  by  evidcncc  either  of  a 
Incid  interval  at  the  critical  period  (see  Nichols  v.  Binns.  1858,  i  Sw.  and 
Tr.  239),  or  that  the  insanity  and  delusions  of  the  testator  were  irrelevant  to  the 
siibject-matter  of  his  will  (Banks  v.  Goodwill  supra),  or  insufficient  to 
destroy  or  suspend  testamentary  capacity,  as  abovc  defined  (Ballantine  v. 
Evans,  1886,    13  C.  of  S.  Ca.,   4th   Ser.  652.)" 
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Rechtsgeschäfte  eines  Geisteskranken  regelmäßig  der  rechlliclien  Wirkung 
entbehren  sollen.  Nach  meiner  Meinung  muß  man  die  Errichtimg  eines 
Testaments  als  einen  Sonderfall  betrachten,  auf  welchen  besondere 
Rechtsregeln  Anwendung  finden.  Auch  ein  Minderjähriger  ist  nach 
englischem  Recht  testierunfähig;  aber  nicht,  weil  es  sich  um  ein  ein- 
seitiges Rechtsgeschäft  handelt,  sondern  weil  dem  Minderjährigen  nicht 
die  genügende,  von  fremden  Einflüssen  unabhängige  Urteilskraft  und 
Willensstärke  zugetraut  wird,  um  richtig  abwägen  zu  können,  welche 
Personen  einen  Anspruch  darauf  besitzen,  let^twillig  bedacht  zu  werden, 
und  weil  aus  diesem  Grunde  das  objektive  Recht  es  für  rechtspolitischer 
hält,  in  derartigen  Fällen  die  Regeln  der  Intestaterbfolge  uneingeschränkt 
Platz  greifen  zu  lassen.  Das  Gleiche  gilt  in  bezug  auf  einen  Geistes- 
kranken. Da  aber  nach  englischem  Rechte  einerseits  ein  Geisteskranker 
Hchte  Augenblicke  haben  kann,  und  da  andererseits  die  Geisteskrankheit 
nicht  notwendigerweise  die  gesamte  Geistestätigkeit  des  Kranken  zu 
ergreifen  braucht,  sondern  es  sehr  wohl  möglich  ist,  daß  ein  Geistes- 
Ivranker  nach  bestimmten  Richtungen  hin  vollkommen  überlegt,  frei  von 
krankhaften  Vorstellungen  und  unabhängig  von  fremden  Einflüssen 
Willenserklärungen  abgeben  kann,  so  ist  die  Testierunfähigkeit  eines 
Geisteskranken  im  Gegensatze  zu  der  eines  Minderjährigen  nicht  eine 
absolute,  sondern  nur  eine  relative.**)  Der  von  den  Verfassern  der 
Kodifikation  angeführte  Rechtsfall  Roe  versus  Nix  and  Others  aus  dem 
Jahre  1892,  mitgeteilt  in  den  Law  Reports  von  1893  über  Entscheidungen 
der  Probate  Dwisiatiy  S.  55 — 58,  bestätigt  die  von  mir  hier  vertretene 
Auffassung.  PLine  Frau  (Ellen  Roe)  war  im  Jahre  1884  von  dem 
Gerichte  auf  Grund  einer  Inquisition  für  geisteskrank  erklärt  worden. 
Eine  Aufhebung  des  Gerich tsbeschlu.sses  hatte  niemals  stattgefunden. 
Im  September  1891  errichtete  die  Frau  ein  Testament  und  starb  im 
Dezember  desselben  Jahres  an  einem  Krebsleiden  (cancer).  Es  erhob 
sich  ein  Streit,  ob  unter  diesen  Umständen  die  Testatorin  geistig  befähigt 
(mentally  compctent)  gewesen  wäre,  letztwillig  über  ihr  Vermögen  zu  ver- 
fügen. Die  Jury  gab  ihren  Wahrspruch  dahin  ab,  daß  die  Testaments- 
urkunde in  gehöriger  W^eise  vollzogen  worden  wäre,  und  daß  die 
Testatorin  zur  Zeit  der  Errichtung  des  Testaments  gesunden  Geist, 
Gedtichtnis  und  Begriffsvermögen  besessen  hätte  (that  tJu  testamentary 
papers  of  September  l8gi  were  duly  executed^  and  that  thc  testatrix  was 
of  sound  mindj  metnory  and  understanding  at  the  time  of  their  execution). 
Demgemäß  erklärte  J/r.  Justice  Gor  eil  Barnes  das  Testament  für  rechts- 
wirksam. 

3.   Vollziehung   einer  gesiegelten   Urkunde   (deed)   durch 
einen   Geisteskranken.     Die  Verfasser   der   Kodifikation   verweisen 


^)  Nach  englischem  Rechte  befindet  sich  also  hier  der  Geisteskranke  in 
einer  rechthch  besseren  Lage  als  der  Minderjährige,  Das  deutsche  BGB.  nimmt 
einen  entgegengesetzten  Standpunkt  ein.  Nach  §  1 14  des  deutschen  Gesetz- 
buches steht  der  wegen  Geistesschwäche,  wegen  Verschwendung  oder  wegen 
Trunksucht  Entmündigte  in  Ansehung  der  Geschäftsfähigkeit  einem  Minder- 
jährigen gleich,  der  das  siebente  Lebensjahr  vollendet  hat.  Nach  §  2229  ist 
aber  ein  Minderjähriger  nach  vollendetem  sechszehnten  Lebensjahre  befähigt, 
ein  Testament  zu  errichten,  während  der  Entmündigte  einer  absoluten  Testier- 
unfähi'^keit  unterliegt. 
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lüer  auf  den  Rechtsfall  Selby  versus  Jackson  aus  dem  Jahre  1843,  mit- 
geteilt im  6.  Bande  der  von  Charles  Beavan  herausgegebenen  Reports 
of  Cases  in  Chancery y  argued  and  determined  in  the  Rolls  Court j  S.  192 
bis  204.  Der  Kläger  Selby  hatte  zu  einer  Zeit,  als  er  auf  Grund  ärzt- 
licher Zeugnisse  (under  viedical  certificates)  in  einem  Irren  hause  (lunatic 
asylum)  interniert  war,  mehrere  deeds  vollzogen.  Nachdem  er  aus  dem 
Irrenhause  als  geheilt  entlassen  worden  war,  beantragte  er  bei  dem 
Rolls  Courty^)  die  fraglichen  Urkunden  für  ungültig  zu  erklären  (to  set 
aside  the  deeds).  Das  Gericht  wies  den  Antrag  ab  Aus  der  Ent- 
scheidung des  Master  of  the  Rolls,  Lord  Langdale,  führe  ich  die 
folgenden  Sätze  an:  „Im  vorliegenden  Falle  bittet  der  Kläger  in  seiner 
Klageschrift,  daß  gewisse  Urkunden,  welche  er  nach  seiner  Behauptung 
unter  dem  20.  Mai  1840  zu  einer  Zeit  vollzogen  hatte,  als  er  sich  wegen 
Geisteskrankheit  interniert  befand,  ihm  gegenüber  unwirksam  und  nichtig 
wären  und  seien  imd  für  ungültig  erklärt  werden  sollten.  Durch  die 
fraglichen  Urkunden  wurde  das  Vermögen  des  Klägers  an  zwei  der 
Beklagten  abgetreten;  und  der  Kläger  begründet  nun  die  in  seiner 
Klageschrift  erbetene  Rechtshilfe  damit,  daß  er  zur  Vollziehung  der 
Urkunden  verleitet  worden  wäre,  als  er  sich  auf  Grund  von  ärztlichen 
Zeugnissen,  welche  die  Notwendigkeit  seiner  Internierung  bescheinigten, 
in  einem  Irrenhause  befand;  daß  ferner  sein  Geisteszustand  zur  frag- 
lichen Zeit  ein  solcher  war,  daß  er,  um  sich  nicht  selber  und  anderen 
Personen  ein  Leid  zuzufügen,  eine  Zwangsjacke  trug;  daß  er  aufgefordert 
wurde,  die  Urkunden  zu  vollziehen,  dieselben  in  Gegenwart  seiner 
Wärter  vollzog  und  aus  diesem  Anlasse  teilweise  von  seinen  Fesseln 
befreit  wurde,  aber  mit  der  ausdrücklichen  und  auch  tatsächlich  durch- 
geführten Absicht,  unmittelbar  nach  Vollziehung  der  Urkunden  dem 
früheren  Zwange  wieder  unterworfen  zu  werden.  —  Die  in  der  an- 
gegebenen Weise  behaupteten  Umstände  sind  unzweifelhaft  von  der 
größten  Wichtigkeit  und,  für  sich  allein  betrachtet,  in  hohem  Maße 
geeignet,  den  Urkunden  jede  rechtliche  Wirksamkeit  zu  nehmen;  in- 
dessen, wenn  dieser  Gerichtshof  angegangen  wird,  gesiegelte  Urkunden 
für  unwirksam  zu  erklären,  so  müssen  alle  diejenigen  Umstände,  unter 
denen  die  Vollziehung  der  Urkunden  stattgefunden  hat,  in  Betracht 
gezogen  werden.  Im  vorliegenden  Falle  ist  es  nun  äußerst  auffällig, 
daß  weder  der  Vorwurf  des  Betruges  gegen  die  Beklagten  oder  gegen 
irgend  einen  derselben  erhoben,  noch  die  Behauptung  aufgestellt  worden 
ist,  daß  ein  Zwang  ausgeübt  oder  irgend  eine  List  oder  sonstige  Mani- 
pulation angewandt  w^orden  sei,  um  den  Kläger  zu  zwingen  bezw.  zu 
verleiten,  eine  Handlung  vorzunehmen,  weiche  in  irgend  einer  Hinsicht 


•)  Unter  dem  Rolls  Court  ist  eine  Abteilung  des  alten  Court  of  Chancery 
zu  verstehen,  in  welcher  der  jeweilige  Master  of  the  Rolls  als  Einzelrichter  in 
erster  Instanz  \\heT  cause s  in  Chancery  entschied.  Seit  dem  Inkrafttreten  der 
Judicaturc  Act  von  1873  (36  and  t^j  Vict.  c.  66).  d.  h.  seit  dem  i.  November 
1875  ist  mit  dem  Court  of  Chancery  auch  der  Rolls  Court  verschwunden.  Auf 
Grund  des  §  31  des  genannten  Gesetzes  von  1S73  wurde  der  Master  of  the  Rolls 
ein  Richter  der  Chancery  Division  des  Hiiih  Court  of  Justice  und  ferner  auf 
Grund  des  §  4  der  Judicature  Act  von  187:;  (38  and  30  Vict.  c.  jj)  gleichzeitig 
ein  Richter  des  Court  of  Appeal.  Heutzutage  ist  der  Marter  of  the  Rolls  gemäß 
§  2  der  Judicature  Act  von    18S1    ledii?lich  ein  Richter  des  Court  of  Appeal. 
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auf  den  peri>önlichcn  Vorteil  irgend  eines  der  Beklagten  berechnet 
war.  .  .  .  Im  Gegenteil,  es  hat  der  Kläger,  anstatt  zu  behaupten,  daß 
das  vorgenommene  Rechtsgeschäft  ihm  nachteilig  und  im  Widerspruche 
mit  seinen  damaligen  Interessen  gewesen  sei,  oder  anstatt  zu  insinuieren, 
daß  andere  Zwecke  als  eine  Förderung  des  Besten  des  Klägers  und 
seiner  Familie  den  Anlaß  zu  dem  Rechtsgeschäfte  gebildet  haben,  hier 
vor  Gericht  freimütig  und  unzweifelhaft  sachgemäß  und  wahr  angegeben, 
daß  die  Beklagten  lediglich  aus  Beweggründen  herzlicher  Gesinnung 
gegen  ihn,  den  Kläger,  und  gegen  seine  Familie  getrieben  worden 
seien,  .  .  .  und  daß  alles,  worüber  der  Kläger  hinterher  seine  Miß- 
billigung geäußert  hätte,  nic)it  in  irgend  einem  Verlangen,  den  Kläger 
zu  schädigen,  sondern  nach  der  eigenen  Behauptung  des  Klägers  in 
einem  Mangel  an  Urteilskraft,  Kenntnis  und  Erfahrung  bei  der  Ver- 
waltung der  Angelegenheiten  des  Klägers  seinen  Ursprung  gehabt 
habe.  ...  Es  muß  zugegeben  werden,  daß  die  Beklagten  eine  Handlung 
vornahmen,  welche  unter  keinen  Umständen  als  verträglich  mit  gehöriger 
Vorsicht  betrachtet  werden  kann;  eine  Handlung,  welche  sie  erheblichen 
Zufälligkeiten  aussetzte,  und  welche  ihnen  zu  jeder  Zeit,  wann  eine 
Aufforderung  dazu  an  sie  erging,  den  Nachweis  auferlegte,  daß  ihr 
Verhalten  vollständig  ehrlich  und  selbstlos  gewesen  sei,  daß  für  sie 
dabei  auch  nicht  der  geringste  persönliche  Vorteil  zu  erlangen  war, 
und  daß  auch  nicht  der  leiseste  Betrug  gegen  die  andere  Partei  verübt 
wurde.  Sie  brachten  sich  selber  in  eine  Lage,  welche  ihnen  den  An- 
spruch auf  die  gewöhnlichen  Vermutungen,  die  für  die  allgemeinen 
Rechtsgeschäfte  der  Menschen  aufgestellt  sind,  raubte.  .  .  .  Aber,  wenn 
die  Angelegenheit  dazu  kommt,  näher  geprüft  zu  werden,  und  wenn 
es  sich  dann  ergibt,  daß  sie  [d.  h.  die  Beklagten]  ehrlich  und  selbstlos 
zum  Besten  ihres  Anverwandten  gehandelt,  daß  sie  keinen  Vorteil  für 
sich  selber  gesucht,  daß  sie  lediglich  im  Interesse  des  Geisteskranken 
eine  Handlung  vorgenommen  haben,  welche  von  höchster  Vorsicht 
zeugte,  dann  treten,  wie  ich  meine,  die  Urkunden  und  die  Umstände, 
unter  welchen  die  Urkunden  vollzogen  worden  sind,  völlig  in  den 
Hintergrund.  .  .  .  Unter  den  vorliegenden  Umständen  bekenne  ich  offen, 
daß  meiner  Ansicht  nach  der  Kläger  keinen  Anspruch  auf  irgend  eine 
derartige  Rechtshilfe  hat,   wie  sie  in  der  Klageschrift   erbeten  wird."^*) 

^°)  „/«  /Aü  ca<ie  thc  Plaintiff  hy  his  bill  prays,  that  certain  deeds  which  are 
datcd  the  20ih  of  May  1840  and  which  he  says  were  cxecuted  by  htm  whilst  under 
confinement  for  urisoundtiess  of  mind,  were  and  are  as  against  htm  invalid  and 
void,  aud  ou^ht  to  be  sct  aside.  By  the  deeds  in  quesiion  the  properiy  of  the  Plain- 
tiff was  as'iii'tied  to  two  of  the  Defendants,  and  he  seeka  the  reite f  which  is  asked 
for  by  this  bill,  on  thc  f^round  that  he  was  induced  to  execute  the  deeds  whilst  he  was 
confined  in  a  lunatic  asylum,  under  medical  certificates  that  he  was  a  proper  sttb- 
ject  for  such  confinement:  —  that  his  state  of  mind  was  such,  that  his  person  was 
fettcrcd  for  the  purpose  of  prcventing  htm  doing  injury  to  himself  and  others,  — 
that  hc  was  requircd  to  execute  and  did  execute  the  deeds  in  the  prcsence  of  his 
kcepers,  and  was,  for  thc  occasion,  partially  rclieved  from  his  fetters  with  an 
iiüent  which  was  carried  into  effect.  of  his  being  immcdiately  afterwards  subjected 
to  the  former  constraint.  —  The  circumstances  thus  alleged  are  no  doubl  very  im- 
portant,  and  of  themsclvcs  are  stron^ly  calculatcd  to  invalidate  the  deeds;  but  when 
thi^  court  is  callcd  nn  to  sct  asidc  deeds,  all  the  circumstances  under  which  they  were 
extcutcd  must  be  takcn  into  consideratinn.     In  this  case  it  is  very  remarkablf 
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Diese  Entscheidung  des  Falles  Selby  versus  Jackson  wird  von  den  Ver- 
fassern der  Kodifikation  als  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  von  ihnen 
im  ersten  Satze  des  §  64  aufgestellten  Regel  —  ;,  Tßu  unilateral  acfs  of 
a  person  of  unsound  mind  are  void,  unless  they  are  done  during  a  lucid 
interval^  —  angeführt.  Meines  Erachtens  läßt  sich  aus  der  von  mir 
absichtlich  fast  in  extenso  mitgeteilten  Entscheidung  ungezwungener  der 
Satz  herleiten,  daß  ein  Rechtsgeschäft  eines  Geisteskranken,  welches  zur 
Zeit  der  Vornahme  im  Interesse  des  Kranken  und  seiner  Familie  liegt 
und  lediglich  zu  seinem  Besten  bestimmt  ist,  hinterher  nicht  deswegen 
angefochten  werden  darf,  weil  es  aus  anderen,  nicht  mit  dem  Geschäfts- 
abschlüsse zusammenhängenden  Gründen  nicht  zum  Vorteile  des  Kranken 
ausgeschlagen  ist.  Ich  halte  es  für  bedenklich,  von  einem  Geisteskranken, 
welcher  auf  Grund  ärztlicher  Gutachten  wegen  Geraeingefährlichkeit  in. 
der  Zwangsjacke  gehalten  wird,  und  welchem  dann  für  einen  kurzen 
Augenblick  lediglich  zum  Zwecke  der  Vollziehung  einer  Urkunde  die 
Fesseln  gelöst  werden,  anzunehmen,  daß  er  in  einem  lichten  Augen- 
blicke (lucid  interval)  gehandelt  habe,  und  daß  deswegen  das  fragliclie 
einseitige  Rechtsgeschäft  wirksam  und  unanfechtbar  sein  müsse. 

4.  Zweiseitige  Rechtsgeschäfte  eines  Geisteskranken.  In 
dem  Rech Isf alle  Molton  and  IVife,  admimstratrix  of  Thomas  Lee,  deceasedj 
versus  Camroux  aus  dem  Jahre  1849,  mitgeteilt  im  4.  Bande  (S.  17 — 20) 
der  von  Welsby,  Huristone  und  Gordon  herausgegebenen  Exchequer 
Reports  (Cases  argued  and  determined  in  the  Courts  of  Exchequer  and 
Exchequer  Chamber)^  gibt  Mr.  Justice  Patteson  bezüglich  der  Verträge 
eines  Geisteskranken  folgende  Darlegung:  „Die  neueren  Entscheidungen 
zeigen,  daß,  wenn  jener  Geisteszustand  [d.  h.  die  Geisteskrankheit]  der 
anderen  Vertragspartei   unbekannt  war,   und   wenn   der   Geisteskranke 

that  there  U  no  allegation  of  fraud  a^aitfit  the  Defendants  or  any  of  them,  no  pre- 
tence  that  coercion  was  used.  or  any  stratagem  or  any  contrivance  emphyed,  to 
compel  or  induce  the  Plaintiff  to  do  an  act  in  any  way  tending  to  the  personal 
benefit  of  any  of  the  Defendants.  .  .  .  The  Plaintiff  so  far  front  alle  ging  that  the 
act  done  was  injurious  to  him  or  contrary  to  his  interest  at  the  time,  or  from  insinu- 
ating  that  it  was  intended  otherwise  than  for  the  benefit  of  himsclf  and  hi^  faniily, 
has,  at  the  bar,  frankly  and  no  doubt  properly  and  truly  stated,  that  the  Defen- 
dants were  actuated  by  motives  only  of  kindness  towards  himself  and  his  family;  .  .  . 
and  that  all  the  Plaintiff  has  since  disapproved  of,  has  arisen,  not  from  any  desire 
to  injure  the  Plaintiff,  but,  as  he  alleges.  from  want  of  judgment,  knowledgr,  and 
experience,  in  carrying  on  the  Plaintiff  s  busines<i.  .  .  .  It  must  be  admitted,  that 
the  Defendants  did  an  act  which  can  by  no  mean%  be  considered  consistent  with 
legal  prudence;  an  act  which  exposed  them  to  very  considerable  hazard,  which  made 
it  incumbent  on  them  to  shew,  at  any  time  when  they  were  called  upon  to  do  so,  that 
their  proccedings  were  entitely  fair  and  disintercsted,  that  there  was  not  the  slightest 
personal  interest  to  be  obtained,  that  there  was  not  the  smallest  imposition  practised 
on  the  other  party.  They  placed  themselves  in  a  position  which  disentitled  them 
to  the  ordinary  presumptions  which  are  given  in  the  general  transactions  of  man- 
kind.  .  . .  But  when  the  matter  comes  to  bc  investigated,  and  it  turns  out  that 
they  have  acted  fairly  and  disinterestedly  for  the  benefit  of  their  relation,  that  they 
have  sought  no  benefit  for  themselves,  that  they  have  done  for  the  lunatic  alone 
an  act  which  was  of  the  highest  prudence,  I  say  the  deeds,  and  the  circumstanct^ 

under  which  the  deeds  were  executed,  become  of  comparatively  trifling  importance 

Under  these  circumstances  I  confess  that  I  do  not  think  the  Plaintiff  is  entitled  to 
any  such  relicf  as  is  sought  for  by  the  bill.'* 
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nicht  übervorteilt  worden  ist,  der  Einwand  [der  Geisteskrankheit]  nichts 
nutzen  kann,  vor  allem  in  einem  Falle,  wo  der  Vertrag  nicht  lediglich 
ein  noch  zu  erfüllender,  sondern  ein  ganz  oder  teilweise  erfüllter  ist 
und  wo  die  Parteien  nicht  vollständig  in  dieselbe  Lage  zurückversetzt 
werden  können,  in  der  sie  sich  ursprünglich  [d.  h.  vor  dem  Vertrags- 
abschlüsse] befunden  haben."")  Der  genannte  Richter  bespricht  dann 
früher  ergangene  Entscheidungen,  in  welchen  der  Einwand  der  Geistes- 
krankheit erfolgreich  geltend  gemacht  worden  ist,  und  bemerkt  über 
dieselben:  „Alle  diese  Rechtsfälle  sind  derart,  daß  die  andere  Vertrags- 
partei gewußt  haben  mußte  oder  doch  den  zwingendsten  Grund  gehabt 
hatte,  anzunehmen,  daß  der  krankhafte  Geisteszustand  bestand."*')  — 
Es  ergibt  sich  sonach:  Verträge  eines  Geisteskranken  sind  bindend  und 
vollwirksam,  wenn  die  andere  Partei  den  krankhaften  Zustand  ihres 
Vertragsgegners  weder  kannte,  noch  kennen  konnte;  sie  sind  dagegen 
anfechtbar  (voidable),  wenn  die  andere  Partei  gewußt  hat  oder  nach 
Lage  der  Umstände  hätte  wissen  müssen,  daß  ihr  Vertragsgegner  geistig 
unzurechnungsfähig  sei,  und  aus  dieser  Kenntnis  Vorteile  gezogen  hat  — 
Die  in  Molton  verms  Camroiix  gegebene  Regel  bezieht  sich  in  unbedingter 
Weise  lediglich  auf  sogenannte  exccutory  contracts;  dagegen  wird  die 
Frage  offen  gelassen,  ob  auch  im  Falle  von  execiited  contracts  die  gleiche 
Regel  Platz  greife.  Diese  Frage  ist  in  der  Entscheidung  des  Rechts- 
fall es  The  Imperial  Loan  Company^  Lhnitec/,  versus  Stone  von  dem  Court 
of  Appeal  in  einem  bejahenden  Sinne  beantwortet  worden.  Der  Rechts- 
fall findet  sich  in  den  La^cf  Reports  von  i8q2  über  Entscheidungen  der 
Queens  Bench  Division  etc.,  Band  I,  S.  599 — 603,  mitgeteilt.  Ein  Geistes- 
kranker hatte  einen  Solawechsel  (promissory  note)  als  Wechselbürge  oder 
Avalist  (as  surety)  mitunterzeichnet  und  war  späterhin  auf  Gnmd  dieser 
Wechselbürgschaft  verklagt  worden.  In  der  Klagebeantwortung  (State- 
ment of  defence)  wurde  ausgeführt,  daß  der  Beklagte  zu  der  Zeit,  als 
er  per  aval  die  promissory  note  mitunterzeichnete,  so  geisteskrank  gewesen 
wäre,  daß  er  nicht  gewußt  hätte  und  gewußt  haben  konnte,  was  er 
täte.  Nachträglich  wurde  dann  noch  die  Behauptung  aufgestellt,  daß 
die  klägcrisclie  Aktiengesellschaft  die  Geisteskrankheit  des  Beklagten 
gekannt  hätte.  In  erster  Instanz  wurde  der  Prozeß  vor  der  Queens 
Bench  Division  verhandelt.  Mr.  Justice  Denman  überließ  es  der  Jiir}' 
zu  beantworten,  ob  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Übernahme  der  Wechsel- 
bürgschaft so  unzurechnungsfähig  gewesen  wäre,  daß  ihm  jede  Einsicht 
in  die  Tragweite  .seines  Handelns  gefelilt  hätte,  und  ob  dieser  Geistes- 
zustand dem  bei  der  Vollziehung  der  fraglichen  Bürgschaftsunterschrift 
anwesenden  Vertreter  (agent)  der  klagenden  Imperial  Loan  Company 
bekannt  gewesen  wäre.  Die  Jury  fand,  daß  der  Beklagte,  als  er  den 
Solawechsel  mitunterzeichnete,  geistig  unzurechnungsfähig  gewesen  wäre; 


^^)  ,,Thc  modern  case^^  shcw,  that  ivhen  that  state  of  mind  was  unknown  i) 
the  othcr  contractw^  pnrty,  and  no  advantagc  waa  taken  of  the  lunatic,  the  defencr 
caunot  prcvail,  cspccially  whcrc  the  contract  is  not  merely  executory,  but  executed 
in  the  wholc  or  pari,  and  the  parlies  cannot  be  restorcd  aUogether  to  their  original 
Position.'* 

*^)  .,AU  those  cascs  are  such  that  the  ofher  contracting  party  must  havc  knowti. 
or  haue  had  the  tireatest  reason  to  htlie-'c.  that  the  unsoiind  state  of  mind  cxi'ited,'* 
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sie  konnte  sich  aber  nicht  über  die  zweite  Frage  einigen.  Mr,  Justice 
Denman  entschied  darauf  zu  Gunsten  des  Beklagten.  Hiergegen  legte 
die  Klägerin  Berufung  ein.  Der  Court  of  Appeal  hob  das  angefochtene 
Urteil  auf  und  verwies  die  Sache  zur  anderweitigen  Verhandlung  an 
die  Queen's  Bench  Drcision  zurück.  Aus  der  Entscheidung  des  Berufungs- 
gerichts führe  ich  die  wichtigsten  Sätze  an.  Der  Master  of  the  Rolls^ 
Lord  Esher,  gab  folgende  Rechtsausführungen:  „Die  Klage  dreht  sich 
um  einen  Solawechsel,  welchen  der  Beklagte  als  Wechselbürge  unter- 
zeichnet hat;  die  Antwort  des  Beklagten  ist,  daß  er  zur  Zeit,  als  er 
den  Wechsel  unterzeichnete,  nicht  fähig  gewesen  sei,  das  Rechtsgeschäft 
zu  verstehen;  die  Jury  hat  gefunden,  daß  dies  der  Fall  war.  Die  Ver- 
teidigung hat  dann  noch  eine  andere  Behauptung  hinzugefügt,  nämlich, 
daß  die  Klägerin  den  Geisteszustand  des  Beklagten  gekannt  habe;  über 
diesen  Punkt  hat  sich  die  Jury  nicht  einigen  können.  Es  erhebt  sich 
die  Frage,  ob  jene  Behauptung  einen  notwendigen  Teil  zur  Abwehr 
der  Klage  bilde,  und,  wofern  man  dies  bejaht,  auf  wem  die  Beweislast 
dann  nihe.  .  .  .  Wenn  jemand  einen  Vertrag  schließt  und  hinter- 
her behauptet,  er  sei  zu  der  fraglichen  Zeit  so  geisteskrank 
gewesen,  daß  er  nicht  gewußt  habe,  was  er  täte,  und  wenn 
er  diese  Behauptung  beweist,  so  ist  doch  der  Vertrag  für 
ihn  nach  jeder  Richtung  hin,  mag  es  sich  um  einen  executory 
contract  oder  um  einen  exeeute^i  eontract  hiindeln,  in  gleicher 
Weise  bindend,  als  wenn  er  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses 
geistig  gesund  gewesen  wäre,  es  sei  denn,  daß  er  den  weiteren 
Nachweis  erbringen  kann,  daß  die  Person,  mit  der  er  kon- 
trahierte, ihn  für  so  geisteskrank  kannte,  daß  er  nicht  fähig 
wäre,  seine  Handlungsweise  zu  verstehen.  .  .  .  Die  Beweislast 
in  einem  solchen  Falle  muß  auf  dem  Beklagten  ruhen;  die  Jury  hat 
sich  nicht  über  den  ausschlaggebenden  Punkt  in  dem  Rechtsstreite 
geeinigt;  und  da  sonach  über  jene  Frage  kein  Juryspruch  vorhanden 
ist,  so  muß  die  Sache  zur  anderweitigen  Verhandlung  [an  die  Vor- 
instanzj  zurückverwiesen  werden.*'**)  —  Lord  Justice  Lopcs  sagt  in  der- 
selben Entscheidung:  .»Ein  von  einem  Geisteskranken  geschlossener 
Vertrag  ist  nicht  nach  freiem  Ermessen  des  Kranken  anfechtbar,  wenn 
die  andere  Partei  zu  dem  Vertrage  sich  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses 


^')  ,,Th€  aciion  is  nn  a  promi^^ory  notc  sii^ncd  by  thc  dcfaudant  an  sureiy. 
and  hts  an^wer  i%  that  he  was  so  in<;ane  al  thc  time  he  sii^ncd  thc  notc  that  hc  was 
n^'/  capahle  of  understandinu  thc  trantartion,  and  thc  jury  have  found  that  this 
ä'a<  so.  The  defenrc  addcd  anothcr  matter,  namcly,  that  thc  plaintiffs  kncw  of 
thc  defendant's  State,  and  nn  that  point  thc  jury  havc  hccn  unahlc  to  aarce.  This- 
i'aises  the  question  whethcr  that  allci^ation  is  a  ncccssary  part  of  thc  plca,  and 
if  w  on  whom  the  bürden  of  provino  it  lies  ....  Whcn  a  pcrson  cntcrs  into  a 
lontract.  and  afterwards  alla^cs  that  hc  ivas  so  insanc  at  thc  timc  that  hc  did  not 
know  what  he  was  doino,  and  provcs  thc  allct^ation,  thc  contract  is  as  bindtm^  on 
him  in  every  respect,  whethcr  it  is  cxcutory  or  cxcciitui,  as  if  hc  had  hccn  sanc 
uhen  he  made  it,  unless  he  can  provc  iurthcr  that  thc  pcrson  ivitk  ivhom  hc  coji- 
tracted  knew  him  to  bc  so  insanc  as  not  to  bc  capahle  of  iindcrstanJinc  what  hc 
tvas  about ....  The  bürden  of  proof,  in  such  a  casc.  mn<t  lic  on  thc  dcfcndant: 
the  iury  have  disa^reed  on  the  rnatcrial  question  in  thc  cause,  and  as-  thcrc  is  vo 
■  inding  on  that  question  the  casc  must  i^o  back  for  a  nciu  trial." 
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in  dem  Glauben  befunden  hat,  daß  ihr  Vertragsgegner  geistig  gesund 
sei.  Ein  Beklagter,  welcher  unter  Berufung  auf  seine  Geisteskrankheit 
einen  Vertrag  anzufechten  sucht,  muß  nicht  nur  seine  geistige  Un- 
zurechnungsfähigkeit, sondern  auch  des  Klägers.  Kenntnis  von  jener 
Tatsache  geltend  machen  uncji.  beweisen;  und  er  kann  keinen  Erfolg 
haben,  wofern  er  nicht  den  Beweis  für  diese  beiden  Dinge  erbringt.**)*'^) 
5.  Wer  ist  anfechtungsberechtigt?  Der  Schlußsatz  des  §  64 
erteilt  auf  diese  Frage  die  AnJiXort:  der  Geisteskranke  selber  oder  nadi 
seinem  Tode  diejenigen  Persojien,  welche  seine  Rechtspersönlichkeit 
darstellen,  d.  h.  seine  represenkitives.  Diese.  Antwort  stützt  sich  auf  die 
Entscheidung  in  Molton  versus  Camroux  (s.  oben  Erl.  sub  4).     Es  siigl 


^*)  ,,A  contract  made  by  a  person  of  unsound  mind  i*:  not  voidahle  ai  that 
person*s  Option  if  the  other  party  to  the  cmitract  helieved  at  the  Urne  he  made  thc 
contract  that  the  person  with  whom  he  was  dealing  was  of  sound  mind.  In 
Order  to  avoid  a  fair  contract  on  the  qround  of  insanity,  the  mental  incapa^ity 
of  the  one  must  he  known  to  the  other  of  the  contracting  parties,  A  defendant 
who  seeks  to  avoid  a  contract  on  the  ground  of  his  insanity,  must  plead  and  provc. 
not  merely  his  incapacity,  but  also  the  plaintiff's  finowledge  of  that  fact.  and 
unless  he  proves  these  two  things  he  cannot  succeed." 

^^)  Der  Standpunkt  der  nordamerikanischen  Gerichte  gegen- 
über den  von  einem  Geisteskranken  geschlossenen  Verträgen  ist  ein  schv^'anken- 
der.  Auf  der  einen  Seite  finden  sich  zahlreiche  Entscheidungen,  welche  die  oben 
mitgeteilte  Anschauung  des  englischen  Rechts  in  dieser  Frage  vertreten. 
Ich  verweise  auf  die  Rechtsfälle  Behrens  versus  McKenzie  im  23.  Bande  der 
Jowa  Reports,  S.  333;  Rusk  ver'ius  Fenton  im  14.  Bande  von  Bush's  RepotU 
(Kentucky),  S.  490;  Eaton  versus  Eaton  im  37.  Bande  des  New  Jersey  Lab.'. 
S.  108;  Young  versus  Stevens  im  48.  Bande  der  New  Hampshire  Reporte 
S.  133;  Fay  versus  Burditt  im  81.  Bande  der  Indiana  Reports,  S.  433;  und  viele 
andere  mehr,  welche  sämtlich  als  leading  case  die  englische  Entscheidung: 
in  Molton  versus  Camroux  anerkennen.  Auf  der  anderen  Seite  sind  jedoch 
viele  Entscheidungen  vorhanden,  welche  Zeugnis  von  einer  direkt  entgegen- 
gesetzten Auffassung  ablegen.  Beispielsweise  heißt  es  in  dem  Urteile  zu  dem 
Rechtsstreite  Farley  versus  Parker,  mitgeteilt  im  6.  Bande  der  Oregon  Report<i, 
S.  105 flg.:  ,,Die  Grundidee  eines  Vertrages  ist,  daß  derselbe  die  Überein- 
stimmung von  zwei  Willen  erfordert;  ein  Geisteskranker  jedoch  oder  eine 
Person  non  compos  mentis  besitzt  nichts,  was  das  objektive  Recht  als  einen 
Willen  anerkennt,  imd  kann  daher  nicht  einen  Vertrag  schließen."  (The  fun- 
damental idea  of  a  contract  is  that  it  requires  the  assent  of  two  minds:  but  a  lunatic 
or  a  perwn  non  compos  mentis  has  nothing  which  the  law  recognizes  as  a  mind, 
and  therefore  cannot  make  a  contract.)  —  In  der  Entscheidung  des  Rechts- 
falles Dexter  versus  Hall,  mitgeteilt  im  15.  Bande  von  Wallace's  Reports  (V. 
S.  Supreme  Court).  S.  9  flg.,  wird  folgendes  gesagt:  ,,Wenn  man  den  Gegen- 
stand  im  Lichte  der  Vernunft  betrachtet,  so  fällt  es  schwer,  zu  begreifen,  wie 
jemand,  der  unfähig  sein  soll,  ein  Verständnis  für  die  gewöhnlichen  Angelegen- 
heiten des  Lebens  zu  besitzen  und  danach  zu  handeln,  doch  fähig  sein  soll, 
eine  Urkunde  zu  vollziehen,  deren  Rechtswirksamkeit  auf  der  Tatsache  beruht, 
daß  sie  den  Ausdruck  seiner  [des  Vollziehenden]  Willensabsicht  oder  besser 
seiner  geistigen  Schlußfolgerungen  darstellt."  (Looking  at  the  subject  in  the 
light  of  reason,  it  is  difficult  to  perceive  ho w  one  incapable  of  understanding  and 
ncting  in  the  ordinary  affairs  of  lifc  can  make  an  instrum^nt  the  efficacy  ot 
which  consists  in  the  fact  that  it  expresses  his  intention,  or  more  properly,  hts 
mental  conclusions.)  —  In  dem  Falle  Corbit  versus  Smith,  mitgeteilt  im  7.  Bande 
der  Jowa  Reports,  S.  6()tlg..    unterscheidet  das  Gericht  zwischen  executed  cvn- 
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daselbst  Mr,  Justice  Patteson:  „77u  old  doctrine  was,  ihat  a  man  could 
not  sd  up  his  awn  lunacy,  thaugh  such  as  that  he  did  not  know  what 
he  was  abaut  in  contrcuting;^*)  and  the  same  doctrme  was  applied  to 
drunkemuss.  It  is  true  ihat  there  are  same  exceptions  in  the  old  caähoriüesj 
and  the  doctrine  is  not  laid  down  uniformly  with  perfect  distinctmss;  but 
in  generaly  it  was  as  abave  stated.  Modem  cases  have  qualified  it,  and 
enabled  a  man,  or  his  representatives,  to  show  that  he  was  so  lunatic, 
or  drunk,  as  not  to  know  what  he  was  about  when  he  made  the  promise, 
or  sealed  an  instrument.'*^'') 

§  65. 
Es  ist  in  jedem  Einzelfalle  eine  Tatfrage,  ob  für  die  Zwecke 
eines  bestimmten  Rechtsgeschäftes  {for  the  purß^ases  of  a  parii' 
cu/ar  transactioii)  eine  Person  geisteskrank  sei  oder  nicht^ 

*  Jenkias  v.  Morris,  (1880)  14  Ch.  D.  674. 

^uttiwn  0/  /aei  Tätigkeit  der  Jury 

Wie  ich  in  den  £rl.  zu  §  64  sub  2  ausgeführt  habe,  steht  das 
engUsche  Recht  auf  dem  Standpunkte,  daß  ein  Geisteskranker  nicht 
nur  lichte  Augenblicke  haben  könne,  sondern  daß  auch  eine  geistige 


Xraci%  und  executory  contracts  und  gibt  folgende  Rechtsdarlegung:  „An  nächster 
Stelle  müssen  wir  uns  eine  Unterscheidung  zwischen  solchen  Verträgen,  welche 
executed  sind,  und  solchen,  welche  executory  sind,  vor  Augen  halten.  Zur  Er- 
füllung der  letzteren  werden  die  Gerichte  im  allgemeinen*  dann  ihren  Bei- 
stand nicht  leihen,  wenn  die  in  Anspruch  genommene  Partei  zu  der  fraglichen 
Zeit  unzurechnungsfähig  war,  es  sei  denn,  daß  es  sich  um  einen  Vertrag  für 
necessaries  handelt.  Wenn  dagegen  die  Unzurechnungsfähigkeit  unbekannt 
[der  anderen  Vertragspartei]  war,  wenn  keine  Übervorteilung  stattgefunden 
hat,  wenn  femer.  der  Vertrag  erfüllt  worden  ist,  und  wenn  die  Parteien  nicht 
mehr  in  den  stcUus  quo  zurückversetzt  werden  können,  so  wird  das  Gericht 
nicht  den  Vertrag  für  ungültig  erklaren."  (In  the  next  place  a  distinction  is 
to  be  borne  in  mind  between  contractu  executed  and  contracts  executory,  The 
latter  the  Courts  will  not  in  gener al  Und  their  aid  to  exectUe,  where  the  party  sought 
to  be  affected  was  at  the  time  incapable,  unless  it  may  be  for  necessaries.  If  on 
ihe  other  hand  the  incapacity  was  unhnoxvn,  no  advantage  was  tahen,  the  con- 
iract  has  been  executed,  and  the  parties  cannot  be  put  in  statu  quo,  it  will  not 
be  set  aside,) 

*•)  Vgl.  hierzu  meine  Ausführungen  oben  sub  i,  Anm.   i. 

^^)  „Die  alte  Lehre  war,  daß  niemand  seine  eigene  Geisteskrankheit 
als  Einwand  geltend  machen  könnte,  selbst  wenn  die  Krankheit  derart  yr^x, 
daß  er  beim  Vertragsschlusse  nicht  wußte,  was  er  täte;  die  gleiche  Lehre  wurde 
im  Falle  von  Trunkenheit  angewandt.  Es  ist  wahr,  daß  sich  in  den  alten 
autoritativen  Entscheidungen  einige  Ausnahmen  vorfinden,  und  daß  die  Lehre 
nicht  gleichmäßig  mit  voller  Klarheit  niedergelegt  ist;  indessen  im  allgemeinen 
lautete  die  Lehre  so,  wie  ich  sie  oben  angegeben  habe.  Neuere  Entscheidungen 
haben  eine  Änderung  der  Lehre  herbeigeführt  und  einen  Menschen  bzw.  die 
l^achfolger  in  seine  Rechtspersönlichkeit  befähigt,  den  Nachweis  zu  führen, 
daß  er  zu  der  Zeit,  als  er  das  Versprechen  abgab  oder  eine  Urkunde  siegelte, 
so  geisteskrank  oder  betrunken  war.  daß  er  nicht  wußte,  was  er  vornahm." 

G.  Schirm  eilt  er,  Büixerl.  Recht  Eaglands.    I.  24 
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Erkrankung  nicht  notwendigerweise  die  gesamte  Geistestätigkeit  des 
Kranken  zu  umfassen  brauche,  vielmehr  es  sehr  wohl  möglich  sei,  daß 
jemand  nur  nach  bestimmten  Richtungen  hin  unter  krankhaften  Vor- 
stelhmgen  leide,  dagegen  in  jeder  anderen  Hinsicht  vollkommen  über- 
legt imd  sachgemäß  denken  und  handeln  könne.  Selbst  wenn  die 
partiellen  Wahnvorstellungen  des  Kranken  sich  direkt  auf  einen  Gegen- 
stand beziehen,  über  welchen  der  Kranke  eine  Verfügung  trifft  oder 
einen  Vertrag  eingeht,  so  bedeutet  dies  noch  nicht  ohne  weiteres,  daß 
die  fragliche  Verfügung  oder  der  fragliche  Vertragsabschluß  im  geistes- 
kranken Zustande  erfolgt  sei.  Wird  daher  ein  Rechtsgeschäft  eines 
Geisteskranken  unter  Berufung  auf  die  Unzurechnungsfähigkeit  des 
Kranken  angefochten,  so  bedarf  es  jedesmal  der  Untersuchung,  ob 
wirklich  für  die  Zwecke  des  bestimmten  Rechtsgeschäftes  (/or  ihf 
purposes  of  the  particular  transacHon)  die  betreffende  Person  als  geistes- 
krank zu  gelten  habe  oder  nicht.  Diese  Frage  ist  lediglich  eine  Tat- 
frage (quesiian  of  fact);  ihre  Beantwortung  ist  daher  im  Falle  einer 
Verhandlung  vor  einem  Richter  und  einer  Jury  Aufgabe  der  letzteren. 
Ich  verweise  auf  den  von  mir  in  den  Erl.  zu  §  64  sub  4  mitgeteilten 
Gang  des  Prozesses  The  Imperial  Loan  Company ^  Limited,  versus  Statu. 
Die  Verfasser  der  Kodifikation  führen  als  Beleg  für  die  Richtigkeit  der 
im  obigen  §  65  aufgestellten  Rechtsregel  den  Fall  Jenkins  versus  Morris 
aus  dem  Jahre  1880  an.  Der  Bericht  über  diesen  Rechtsstreit  ist  im 
14.  Bande  der  under  the  Superinte fidence  and  Control  of  the  Incorporaied 
Council  of  Law  Reporting  herausgegebenen  Cases  determined  in  the  Chancery 
Division  äc,  S.  674—686,  enthalten.  Ein  gewisser  Thomas  Price  litt 
unter  der  Wahnvorstellung,  daß  seine  Farm  Newton  West  mit  Schwefel 
angefüllt  (impregnated  with  sulphur)  sei.  Im  August  1871  verpachtete 
er  die  genannte  Farm  an  den  Beklagten  Morris.  Nach  dem  Tode 
des  Price  suchte  sein  Testamentsvollstrecker  Jenkins  das  Pachtabkommen 
unter  Hinweis  auf  die  krankhaften  Ideen  des  Testators  gerade  in  bezug 
auf  die  den  Gegenstand  des  Pachtvertrages  bildende  Farm  anzufechten 
und  erhob  eine  Klage  gegen  Morris  auf  Räumung  von  Ncivton  West, 
Die  Verhandlung  fand  im  Januar  1880  vor  dem  Richter  Lindley  und 
einer  SpezialJury  in  den  CaermartJienshire  Assizes  statt.  Der  Beklagte 
brachte  vor  Gericht  verschiedene  Briefe  des  Verstorbenen,  welche  sich 
auf  das  Pachtabkommen  bezogen  und  vollständig  vernünftig  abgefaßt 
waren.  Der  Richter  legte  der  Jury  die  Frage  vor,  ob  der  Verpächter 
(lessor)  Thomas  Price  infolge  seiner  fixen  Idee  bezüglich  der  Farm 
Neiuton  West  als  so  unzurechnungsfähig  betrachtet  werden  müßte,  daß 
er  nicht  imstande  gewesen  wäre,  über  diese  Farm  eine  Verfügung  zu 
treffen.  Die  Jury  verneinte  die  Frage  und  gab  ihr  ,,verdtct'^  zu  Gunsten 
des  Beklagten  Morris  ab.  Hiergegen  legte  Jenkins  Berufung  an  den 
Vice-CImncellor  Hall  ein  und  beantragte  eine  neue  Verhandlung  (a  nrto 
trial)  in  erster  Instanz.  Der  Vice-Chancellor  verwarf  die  Berufung. 
Auch  die  hiergegen  eingelegte  Revision  an  den  Court  of  Appeal  blieb 
erfolglos.  In  seiner  Entscheidung  sagt  der  Master  of  the  Rolls  fessel: 
„Die  einzige  wirkliche  Frage,  welche  die  Jury  zu  prüfen  hatte,  war,  ob 
Mr.  Price  an  dem  bestimmten  Tage  im  August  1871  fähig  war,  seine 
eigenen  Angelegenheiten  in  dem  Sinne  zu  ver>\alten,  daß  er  ein  ding- 
liches Pachtrecht  an  einer  bestimmten  Farm  auf  eine  bestimmte  Zahl 
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von  Jahren  verleihen  konnte."  (7^e  only  real  question  which  the  jury 
had  to  try  was  whether  Mr,  Price,  oti  a  gwen  day  in  the  month  of  Augusty 
iS^Jj  was  competent  to  manage  his  cwn  affairs  in  the  sense  of  being 
c&mpetent  to  grant  a  lease  of  a  certain  fartn  for  a  certain  nttmber  of  years.)^) 

%  66. 
Das  Vermögen  eines  Geisteskranken  haftet  auf  Zahlung 
eines  angemessenen  Preises  ireasonabh  price)  für  necessaries, 
welche  dem  Kranken  verkauft  und  übergeben  worden  sind, 
selbst  wenn  die  Personen,  welche  die  necessaries  verkauft  und 
abergeben  haben,  den  krankhaften  Geisteszustand  des  Em- 
pfängers kannten.^ 

*  Sale  of  Goods  Act,   1893,  s.  2. 

implied  cantract  9  necessaries  sola  attd  dtlivered  x 

insauity  cf  ^ncipai  3  Anm.  5  neccttariet  su/ßlied  to  a  lunatic's  wi/e  3 

inttnthH  0/  brtng  re^id  x 

I.  Über  die  Bedeutung  der  Ausdrücke  ^necessaries"^  und  j^reasonable 
prict-^  vgl.  die  Erl.  zu  §  50.  —  Verträge  eines  Geisteskranken  sind 
bindend  und  unanfechtbar,  wenn  die  Gegenpartei  eine  Kenntnis  von 
dem  Bestehen  der  Geisteskrankheit  weder  hatte,  noch  haben  konnte. 
In  einem  solchen  Falle  bedarf  es  einer  Sonderregel  über  contracts  for 
necessaries  nicht.  Dagegen  können  die  Verträge  eines  Geisteskranken 
von  dem  letzteren  oder  nach  seinem  Tode  von  seinen  representaiives 
widerrufen  werden,  wenn  einerseits  für  die  Zwecke  des  in  Frage 
stehenden  bestimmten  Rechtsgeschäftes  (for  the  purposes  of  the  particular 
transaction)  der  Kranke  als  unzurechnungsfähig  angesehen  werden  muß, 
und  wenn  andererseits  die  Gegenpartei  den  krankhaften  Geisteszustand 
entweder  tatsächlich  kannte,  oder  hätte  kennen  müssen.  (Vgl.  die  Erl. 
zu  §  64  sub  4  und  5  und  zu  §  65.)  Hier  erhebt  sich  nun  die  Frage: 
Ist  ein  Anfechtungsrecht  auch  dann  gegeben,  wenn  Gegenstand  des 
Vertrages  die  Lieferung  von  necessaries  gewesen  ist?  Eine  Antwort  auf 
diese  Frage  erteilt  der  obige  §  66.  Es  haftet  nicht  der  Geisteskranke 
persönlich,  aber  doch  sein  Vermögen  (property)  auf  Zahlung  eines  an- 
gemessenen Preises,  wofern  die  necessaries  dem  Geisteskranken  verkauft 
und  ausgehändigt  (sold  and  delii'ered)  worden  sind.  Es  ergibt  sich 
sonach:  Erstens,  es  muß  sich  um  einen  V^ertrag  handeln,  bei  welchem 
die  Gegenpartei  eine  Geldzahlung  für  ihre  Leistungen  erwartet  hat. 
Die  Gegenpartei  muß  die  Lieferung  der  necessaries  in  der  ausdrücklich 

*)  Sir  Frederick  P  o  1 1  o  c  k  schreibt  in  seinen  Principles  of  Coniract 
(7.  Aufl.,  S.  9S)  unter  Bezugnahme  auf  den  Prozeß  Jenkins  v.  Morris:  ,,The 
judee  or  jury,  as  the  case  may  be,  must  in  evcry  case  con'sidi'r  the  practical  question 
whether  the  party  was  incontpetent  to  manage  hi<:  own  affairs  in  the  matter  in 
hanä."  —  Dem  Berichte  über  den  Fall  Jenkins  versus  Morris  haben  die  Heraus- 
geber der  oben  genannten  Entschcidungssammlung  folgenden  Satz  vorauf- 
Reschickt  :  ,,The  mere  existence  of  a  delnsion  in  the  mind  of  a  per  so  n  makiug 
a  disposition  or  corUract  is  not  stifficient  to  avoid  it.  even  thouqh  the  delusion  is 
connected  with  the  subject-matter  of  such  disposition  or  contracl'  it  is  a  question 
for  the  jury  whether  the  delusion  afffctid  the  disposition  or  contract." 

24* 
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erklärten  oder  aus  sonstigen  Umständen  erkennbaren  Absicht  über- 
nommen haben,  für  ihre  Tätigkeit  bezahlt  zu  werden.  So  schreibt  Sir 
Frederick  Pol  lock  in  seinen  Prindples  of  Contract  (7.  Aufl.,  S.  92): 
„Eine  Person,  welche  einem  Geisteskranken  necessaries  liefert  oder  ihn  mit 
Geld  zum  Ankaufe  von  necessaries  versieht,  und  welche  weiß,  daß  der 
Empfänger  geisteskrank  ist,  kann  gegen  den  Geisteskranken  Klage  [auf 
Bezahlung  der  necessctries  bezw.  Rückzahhing  des  Darlehns]  erheben, 
wofern  die  betreffende  Person  zu  der  fraglichen  Zeit  [d.  h.  zu  der 
Zeit  der  Lieferung  der  necessaries  bezw.  der  Hingabe  des  Darlehns] 
die  Unkosten  in  der  Absicht  übernommen  hat,  dieselben  zurück- 
erstattet zu  erhalten.  Die  Umstände  müssen  derart  sein,  daß 
das  Gericht  berechtigt  ist,  aus  dem  Tatbestande  eine  Verpflichtung 
auf  Rückzahlimg  zu  folgern."^)  —  Zweitens,  es  muß  eine  Lieferung 
von  necessaries  stattgefunden  haben  und  nicht  bloß  ein  obligatorischer 
Anspruch  auf  Lieferung  bestehen.  Dies  stützt  sich  auf  den  §  2 
der  Säle  of  Goods  Act  von  1893  (56  and  5^  Vict,  c,  ^l)j  welchen 
ich  seinem  vollen  Wortlaute  nach  in  den  Erl.  zu  §  50  sub  i  mit- 
geteilt habe.  Für  die  vorliegenden  Zwecke  kommen  nur  die  folgen- 
den Worte  des  genannten  Gesetzesparagraphen  in  Betracht:  j^when 
necessaries  are  sola  and  delivered  ...  to  a  person  who  by  reason  of 
mental  incapaäty  or  drunkenness  is  incompetent  to  contracty  he  musi  pay 
a  reasonable  price  thtrefor.^  Erinnert  sei  daran,  daß  das  Gesetz  von 
i8g3  den  Ausdruck  „necessaries^  nur  in  Beziehung  auf  „goods^  (Waren)*) 
gebraucht,  daß  aber  durch  das  Gemeine  Recht  eine  Erweiterung  auch 
auf  Dienstleistungen  (services)  stattgefunden  hat. 

2.  Man  pflegt  zu  sagen,  daß  eine  Lieferung  von  necessaries  an  einen 
Geisteskranken  in  Kenntnis  von  dessen  Unzurechnungsfähigkeit  und  in 
der  Erwartung,  aus  dem  Vermögen  des  Geisteskranken  eine  Bezahlung 
zu  empfangen,  unmöglich  auf  Grund  und  infolge  eines  express  contractu 
d.  h.  eines  ausdrücklichen  Vertrages  stattgefunden  haben  könne,  da  ja 
der  Empfänger,  wie. der  Gegenpartei  bekannt,  unzurechnungsfähig  und 
somit  nicht  imstande  gewesen  sei,  einen  Vertrag  zu  schließen,  sondern 
daß  in  einem  solchen  Falle  ein  implied  contracty^)  d.  h.  ein  von  dem 
objektiven  Recht  aus  den  Umständen  gefolgerter  Vertrag  angenommen 
werden  müsse.  Beispielsweise  heißt  es  im  8.  Bande  von  Renton 's 
Encyclopaedia  sub  Lunacy:  „The  law  implies  on  the  part  of  a  lunatic, 
whether  so  found  or  not,  an  Obligation  to  repay  out  of  his  own  property 
the  costs  of  necessaries  supplied  to  him  with  the  Intention  of  constituting 
a  debt^)  against  his  estate.^^  (Das  objektive  Recht  folgert  aus  den  Um- 
ständen auf  Seiten  eines  Geisteskranken,  mag  die  Geisteskrankheit  durch 

*)  ,,A  person  who  supplies  necessaries  to  a  lunatic  or  provides  money  to  be 
expended  in  necessaries  knowing  him  to  he  such  can  have  an  tiction  against  the 
lunatic  if  he  incurred  the  expense  with  the  intention,  at  the  time,  that  it  shoulä 
be  repaid.  The  circumstances  must  he  such  as  to  justify  the  Court  in  implying 
an  Obligation  to  repay,** 

")  Über  den  Sinn  des  Wortes  „goods**  in  der  Säle  of  Goods  Act  von  1893  s. 
die  Erl.  zu  §  50  sub.  i,  Anm.  2. 

•)  Sir  Frederick  Pollock,  a.  a.  O.,  spricht  von  einem  quasi  con- 
tr  actus. 

*)  Über   die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „deht**  s.  die  Erl.  zu  §  62  sub  i. 
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ein  gerichtliches  Ermittlungsverfahren  festgestellt  sein  oder  nicht,  eine 
obligatorische  Verpflichtung,  aus  seinem  eigenen  Vermögen  die  Kosten 
für  solche  necessaries  zu  erstatten,  welche  ihm  in  der  Absicht  geliefert 
worden  sind,  eine  Geldforderung  gegen  sein  Vermögen  zu  begründen.) 
Dieser  Satz  stützt  sich  auf  die  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  in 
dem  Rechtsstreite  in  re  Rhodes  (oder  Rhodcs  versus  Rhodes)  aus  dem 
Jahre  1890,  mitgeteilt  in  den  Law  ReporiSy  44.  Band  der  Entscheidungen 
der  Chancery  Division  etCy  S.  94 flg.  Vgl.  auch  Chitty's  Treatise  on 
the  Law  of  ConiraciSj  14.  Aufl.  (1904),  S.  141. 

3.  Das  Vermögen  eines  Geisteskranken  haftet  auch  für  solche 
necessariesy  welche  der  Ehefrau  des  Kranken  geliefert  worden  sind.  Sir 
Frederick  Pollock  sagt  hierüber  a.  a.  O. :  „Ein  Ehemann  ist  haftbar  für 
necessarieSy  welche  während  seiner  Geisteskrankheit  seiner  Ehefrau  geliefert 
worden  sind;  denn  die  Vollmacht  der  Ehefrau,  seinen  (des  Ehemanns) 
Kredit  in  Anspruch  zu  nehmen,  ist  nicht  eine  bloße  Vertretungsmacht, 
sondern  entspringt  aus  dem  zwischen  Ehegatten  bestehenden  Rechts- 
verhältnis und  wird  nicht  durch  die  Geisteskrankheit  des  Ehegatten 
widerrufen."  (A  husband  is  liable  for  necessaries  supplied  to  kis  wife 
while  ke  is  lunatic;  for  the  wifis  autJwrity  to  pledge  his  credit  for 
necessaries  is  not  a  mere  agency,  tut  Springs  front  the  relation  of  husband 
and  wife  and  is  not  revoked  by  the  husband's  insanity,)^)  Vgl.  auch  die 
Erörterungen  über  diese  Frage  und  die  daselbst  mitgeteilten  richter- 
lichen Entscheidungen  in  Smith 's  Leading  CaseSy  11.  Aufl.  (1903), 
Bd.  II,  S.  503—504- 

§  67. 

Die  Eingehung  der  Ehe  seitens  einer  geisteskranken  Person 
ist  (wahrscheinlich)  nichtig,  selbst  wenn  die  andere  Partei  sich 
zur  Zeit  der  Eheschließung  in  Unkenntnis  von  der  geistigen 
Erkrankung  befand.' 

*  Durham  versus  Durham  (1885)   10  P.  D.  80. 

marriage  x  Anm.  i  fromise  of  marricige  by  a  lunatic  4 

marriage  of  Jumatic  nach  Statute  Law  i  recurrent  or  intemtittent  insanity  3 

marriagt  of  lunaüe  nach  Ctu*  Law  i  supttvening  insanity  3 

Petition  for  nuüity  of  marriage  3 

I.  Der  Grundsatz,  daß  zweiseitige  Rechtsgeschäfte  eines  Geistes- 
kranken wirksam  (valid)  sind,  wenn  die  andere  Partei  den  krankhaften 
Zustand   des   Gegners  nicht  gekannt  hat  (s.  Erl.  zu  §  64  sub  4),   gilt 

*)  Nach  englischem  Rechte  erlischt  eine  Vertretungsmacht  (agency)  im 
Verhältnis  zwischen  Vertretenen  (principcU)  und  Vertreter  (agent)  ipso  facto, 
wenn  der  principal  in  Geisteskrankheit  verfällt.  Dagegen  haftet  der  Geistes- 
kranke auch  weiter  aus  solchen  Verträgen,  welche  von  seinem  bisherigen 
agent  mit  dritten  Personen  abgeschlossen  worden  sind,  die  sich  in  Unkenntnis 
von  der  Krankheit  des  principal  befinden,  und  denen  gegenüber  der  principal 
vor  Eintritt  der  Krankheit  die  Vertretungsmacht  des  agent  erklärt  hat. 
Vgl.  den  Rechtfall  Drew  versus  Nunn  aus  dem  Jahre  1879  im  4.  Bande  der  Ent- 
scheidungen der  Queen' s  Bench  Division,  S.  661  flg.  und  die  Erörterungen 
über  diesen  Rechtsfall  in  Evans'  Treatise  upon  the  Law  of  Principal  and 
Agent  in  CorUract  and  Tort,  2.  Aufl.,  S.   113. 
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für  Eheschließungen  nicht.  Sir  Frederick  PoIIock  sagt  in  seinen 
Principles  of  Contract  (7.  Aufl.),  S.  92 :  j^Marriage  is  a  pecultar  trans- 
acHon,  and  the  exceptional  treatment  of  it  in  aur  laWy  though  perhaps 
historically  due  to  the  influenccj  in  ecclesiasHcal  Courts,  of  more  general 
rules  of  civil  or  canon  law,  may  well  be  justified  on  graunds  of 
convenience,^  ^)  —  Die  Frage,  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen 
Geisteskrankheit  die  Nichtigkeit  der  Eheschließung  bewirke  bczw.  ein 
Anfechtungsrecht  begründe,  muß  im  wesentlichen  aus  den  vorhandenen 
richterlichen  Entscheidungen  beantwortet  werden.  Das  Statute  Laiv 
hüllt  sich  hier  fast  gänzlich  in  Stillschweigen;  ja,  es  ist  sogar  zweifel- 
haft, ob  die  wenigen,  auf  diese  Frage  bezüglichen  Bestimmimgen  der 
Gesetzessammlung  (Statute  Book)  noch  heutzutage  Geltungskraft  be- 
sitzen. Ein  Parlamentsgesetz  aus  dem  Jahre  1742,  Iß  Geo.  IL  c,  30, 
bestimmte,  daß  die  Eingehung  einer  Ehe  seitens  einer  Person,  welche 
auf  Grund  eines  Ermittlungsverfahrens  (Inquisition)  von  dem  Gerichte 
für  geisteskrank  erklärt  worden  wäre,  ohne  weiteres,  d.  h.  ohne  Ein- 
leitung eines  die  Nichtigkeit  der  Ehe  zum  Gegenstande  habenden 
Rechtsstreites  (witho.ut  proceedings  for  nullity),  der  Wirksamkeit  ent- 
behren sollte.  Diese  Regel  fand  auch  dann  Anwendung,  wenn  der 
Geisteskranke  zur  Zeit  der  Eheschließung  lichte  Augenblicke  gehabt 
hatte.  (Vgl.  Haggard's  Consistory  Reports,  Bd.  I,  S.  417.)  Das  ge- 
nannte Parlamentsgesetz  ist  zwar  durch  die  Statute  Law  Revision  Act 
von    1873    (36  and  sy   Fict.   c.  gi),  aufgehoben   worden;    diese  Auf- 


*)  ,,Die  Eheschließung  bildet  einen  Sonderfall  von  Rechtsgeschäft;  und 
die  außergewöhnliche  Behandlung  derselben  in  unserem  Rechtssystem  kann 
sehr  wohl  aus  Gründen  der  Zweckmäßigkeit  gerechtfertigt  werden,  obwohl 
diese  Behandlung  vielleicht  historisch  ihre  Ursache  in  dem  Einflüsse  hat. 
welchen  die  mehr  allgemeinen  Regeln  des  römischen,  bezw.  des  kanonischen 
Rechts  in  geistlichen  Gerichten  ausgeübt  haben."  —  Prof.  E  r  s  k  i  n  e  Holland 
schreibt  in  seinen  Elements  of  Jurisprüdence,  9.  Aufl.,  S.  165:  „The  contract  of 
marriage,  giving  rise,  as  it  does,  to  a  Status,  must  obviously  be  governed  by  rules 
varying  somewhat  from  those  governing  contracts  gener ally.  It  is  indeed  voidahle, 
i.  e.  the  marriage  may  be  declared  to  be  a  nullity,  for  any  reasons  which  negatire 
a  true  consent,  such  ai  are  lunacy  and  duress.*'  —  In  der  Entscheidung  des 
Rechtsfalles  Sottomayor  versus  De  Barros  (vgl.  Campbell 's  Ruling  Cases, 
Bd.  5,  auf  S.  821)  sagt  Sir  J.  Hanne  n:  ,,Very  many  and  serious  difficulties 
arise  if  marriage  be  regarded  only  in  the  light  of  a  contract.  It  is  indeed  based 
upon  the  contract  of  the  parties,  but  itisastatus  arising  out  of  contract,  to 
which  each  country  is  entitled  to  attach  its  own  conditions,  both  as  to  its  creation  and 
duration."  —  In  dem  berühmten  Rechtsfalle  Dalrymple  versus  DalrympU 
mitgeteilt  im  2.  Bande  von  Haggard's  Consistory  Reports,  S.  54 — 137. 
wird  von  Sir  William  Scott  folgendes  ausgeführt:  ..Marriage,  in  its  origin. 
is  a  contract  of  natural  law;  it  may  exist  between  two  individuals  of  different 
sexes,  although  no  third  person  existed  in  the  World,  as  happened  in  the  caseofthe 
common  ancestors  of  mankind.  It  is  the  parent.  not  the  child  of  civil  society, 
*  Principium  urbis  et  quasi  seminarium  reipublicae*.  Cic.  de  Off.  i,iy.  In  civil 
Society  it  becomcs  a  civil  contract,  regulated  and  prescribed  by  law,  and  endowed 
with  civil  consequences.  In  most  civilised  countries  acting  under  a  sense  of  the 
force  of  sacred  obligations,  it  has  had  the  sanctions  of  religion  super added, 
It  thcn  becomes  a  reliqious,  as  well  as  a  natural  and  civil  contract',  for  it  is  a  great 
mistake  to  suppose  that,  because  it  is  the  one,  therefore  it  may  not  Ukewise 
be  the  other." 
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hebuDg  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auch  auf  die  Marriage  of  Lunatics 
Act  von  1811  (51  Geo.  IIL  c.  3^)y  welche  die  Vorschrift  des  Gesetzes 
von  1742  nicht  nur  anerkennt,  sondern  gleichzeitig  auch  auf  Irland 
ausdehnt.  Es  scheint  sonach,  daß  nach  dem  „geschriebenen"  Rechte 
Englands  eine  auf  Grund  einer  Inquisition  fQr  geisteskrank  erklärte 
Person,  solange  der  Gerichtsbeschluß  nicht  aufgehoben  worden  ist, 
unter  keinen  Umständen  fähig  sei,  eine  Ehe  einzugehen,  mag  die 
Gegenpartei  sich  in  Kenntnis  von  der  Geisteskrankheit  befinden  oder 
nicht,  und  mag  der  Kranke  in  einem  lichten  Augenblicke  handeln  oder 
nicht  Zu  beachten  ist,  daß  die  mitgeteilte  Regel  des  Statute  Law 
(wofern  sie  überhaupt  noch  heute  Geltungskraft  besitzt)  sich  lediglich 
auf  den  Fall  bezieht,  wo  die  Geisteskrankheit  durch  ein  gerichtliches 
Emiittlungsverfahren  festgestellt  worden  ist.  In  allen  anderen  Fällen 
würde  das  Parlamentsgesetz  von  181 1  nicht  in  Betracht  kommen.  — 
Das  „ungeschriebene"  Recht  Englands  hat  eine  abweichende  Regel 
aufgestellt  Diese  Regel  stützt  sich  auf  die  Entscheidung  des  Falles 
Durham  versus  Durkam  aus  dem  Jahre  1885,  mitgeteilt  im  lo.  Bande 
der  Entscheidungen  der  Probate  Divtsionj^)  S.  80 — 92.  Die  Heraus- 
geber der  fraglichen  Entscheidungssammlung  haben  hier  als  Ergebnis 
der  richterlichen  Entscheidung  ihrem  Berichte  folgenden  Satz  an  die 
Spitze  gestellt:  „Die  Beweislast,  daß  der  Beklagte  [in  einem  Rechts- 
streite zum  Zwecke  der  Nichtigkeitserklärung  einer  Ehe  wegen  Geistes- 
krankheit] zur  Zeit  der  Eheschließung  geisteskrank  gewesen  sei,  ruht 
auf  derjenigen  Partei,  welche  diese  Behauptimg  aufstellt;  und  das  Ge- 
richt hat  zu  entscheiden,  ob  der  Beklagte  fähig  gewesen  sei,  das  Wesen 
des  firaglichen  Vertrages  und  die  Pflichten  und  Verantwortlichkeiten 
zu  verstehen,  welche  aus  demselben  entspringen,  und  ob  der  Beklagte 
frei  von  dem  Einflüsse  krankhafter  Vorstellungen  bezüglich  des  Gegen- 
standes des  Rechtsgeschäftes  gewesen  sei.'**)  —  Es  spielt  sonach  keine 
Rolle,  ob  eine  Feststellung  der  Geisteskrankheit  durch  eine  Inquisition 
stattgefunden  hat  oder  nicht.  Dagegen  wird  die  Ehe  eines  Geistes- 
kranken nicht  schlechthin  für  nichtig  erklärt,  sondern  nur  dann,  wenn 
nach  Ansicht  des  Gerichts  der  Geisteskranke  zur  Zeit  der  Eheschließung 
als  unzurechnungsfähig  jjor  the  purposes  of  the  particular  transaction^ 
(s.  Eri.  zu  §  65)  angesehen  werden  muß.  Ist  letzteres  der  Fall,  dann 
ist  es  gleichgültig,  ob  die  Gegenpartei  die  geistige  Erkrankung  gekannt 
habe  oder  nicht*) 


•)  Der  volle  Titel  dieser  Entscheidungssammlung  lautet:  „The  Law  Reports. 
Vnder  the  Superintendence  and  Control  of  the  Incorporated  Council  of  Law 
Reporting  for  England  and  Wales.  Probate  Division.  Cases  determined  in 
the  Courts  of  Prohalk  and  Divorce,  in  the  Admiralty  and  Ecclesiastical  Courts, 
and  on  appeal  therefrom  in  the  Privy  Council,  and  in  the  Court  of  Appeal.  15 
volumes  from  1875  to  i8go.**  —  Abgekürzte  Zitierweise:  P.  D. 

•)  ,,The  bürden  of  shewing  tkat  the  respondent  was  insane  at  the  timc  of  mar- 
riage lies  upon  the  party  asserting  it,  and  the  Court  has  to  determine  whether 
the  respondent  was  capable  of  understanding  the  nature  of  the  contract,  and  the 
duties  and  responsibilitis  which  it  creates,  and  was  free  from  the  influcnce  of 
morbid  delustons  upon  the  subject." 

*)  Vgl.  den  nordamerikanischen  Rechtsfall  Maynard  versus  Hill  aus  dem 
Jahre  1888  im   105.  Bande  der  United  States  Reports,  S.   190. 
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2.  Ein  Antrag  auf  Nichtigkeitserklärung  einer  Ehe  wegen  Geistes- 
krankheit (a  Petition  far  a  declaration  of  nullity  of  marriage  on  the 
ground  of  inscmity)  kann  gestellt  werden: 

a)  von  der  geistig  gesunden  Partei  des  Ehevertrages  und  zwar 
sowohl  während  der  Dauer  der  Geisteskrankheit  der  anderen  Partei, 
als  auch  nach  erfolgter  Heilung  des  Vertragsgegners:  vgl.  den  Rechts- 
fall Cannon  versus  Cannon  aus  dem  Jahre  1885  im  10.  Bande  der  Ent- 
scheidungen der  Probate  Division  auf  S.  93  und  96; 

b)  von  dem  Geisteskranken  selber  nach  Wiedererlangung  der 
geistigen  Gesundheit:  vgl.  den  Rechtsfall  Turner  versus  Meyers 
aus  dem  Jahre  1808  im  i.  Bande  von  Hagganfs  Consistory  Reports^ 
S.  414; 

c)  von  dem  Vormunde  (guardian)  eines  minderjährigen  Ehe- 
gatten, mag  der  letztere  oder  der  andere  Eh^;atte  geisteskrank  sein; 
vgl.  den  Rechtsfall  Hancock  versus  Peaty  aus  dem  Jahre  1867  im 
I.  Bande  der  Law  Reports  über  Entscheidungen  der  Courts  of  Probate 
and  Divorce,  S.  33^—337 ; 

d)  in  dem  Falle,  wo  die  Geisteskrankheit  durch  eine  Inquisition 
festgestellt  worden  ist,  entweder  von  dem  etwa  ernannten  commitUe 
(Vormund,  s.  Erl.  zu  §  3  sub  I,  5)  oder  von  einem  Prozeßvormunde 
(guardian  ad litem)  des  Kranken:  vgl.  die  rule  196  der  Divorce  Rules 
in  Vbdg.  mit  dem  Rechtsfalle  Fty  versus  Fry  aus  dem  Jahre  1890 
im  15.  Bande  der  Entscheidungen  der  Probate  Divisiony  S,  50; 

e)  nach  dem  Tode  des  Geisteskranken  von  jeder  Person,  welche 
ein  rechtliches  Interesse  daran  besitzt,  daß  die  Ehe  fttr  nichtig  er- 
klärt werde,  z.  B.  von  dem  next  of  kin  (nächsten  Blutsverwandten) 
des  Verstorbenen,  um  den  Anspruch  des  überlebenden  Ehegatten 
auf  die  Nachlaßverwaltung  (administration)  zu  vernichten. 

3.  Eine  nach  geschlossener  Ehe  eintretende  Geisteskrankheit 
(supervening  insanity)  macht  weder  die  Ehe  nichtig,  noch  bildet  sie  für 
sich  allein  einen  Grund,  auf  Scheidung  (divorce)  oder  auf  Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  (judicial  Separation)  zu  klagen:  vgl.  den 
Rechtsfall  Hayward  versus  Hayward  aus  dem  Jahre  1858  im  i.  Bande 
der  von  Swabey  und  Trist ram  herausgegebenen  Probate  and  Divorce 
Reports,  S.  84,  und  den  Rechtsfall  Hall  versus  Hall  aus  dem  Jahre 
1864  im  3.  Bande  derselben  Entscheidungssammlung  auf  S.  349.^) 
Auf  der  anderen  Seite  ist  ein  supervening  insanity  kein  Hindernis  (no 
bar)  für  die  Durchführung  einer  von  dem  Geisteskranken  oder  gegen 
denselben  erhobenen  Klage  auf  Scheidung  oder  auf  Authebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft,  wenn  die  der  Klage  zu  Grunde  liegenden 
matrimonial  offences  (Verletzungen  der  durch  die  Ehe  begründeten 
Pflichten)  vor  Ausbruch  der  Geisteskrankheit  stattgefunden  haben :  vgl 
die   Rechtsfälle  Baker  versus  Baker  aus  dem  Jahre  1880  im  5.  Bande 

*)  Im  CfCgensatze  zu  diesem  Standpunkte  des  englischen  Rechts  kann  nach 
§  1 569  des  Deutschen  BGB.  ein  Ehegatte  auf  Scheidung  klagen,  „wenn  der  andere 
Ehegatte  in  Geisteskrankheit  verfallen  ist,  die  Krankheit  während  der  Ehe 
mindestens  drei  Jahre  gedauert  und  einen  solchen  Grad  erreicht  hat,  daß 
die  geistige  Gemeinschaft  zwischen  den  Ehegatten  aufgehoben,  auch  jede  Aus- 
sicht auf  Wiederherstellung  dieser  Gemeinschaft  ausgeschlossen  ist." 
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der  Entscheidungen  der  Probate  Division^  S.  142,  und  Mordaunt  versus 
Moncrieffe  aus  dem  Jahre  1874  im  2.  Bande  der  Law  Reports  über 
Scotch  and  Divorce  Appeal  Cases  before  the  House  of  Lords,  S.  374. 
Leidet  einer  der  Ehegatten  an  einer,  nur  von  Zeit  zu  Zeit  auftreten- 
den Geisteskrankheit  (intertnittmt  or  recurrent  insanity)  und  mißhandelt 
er  in  einem  solchen  krankhaften  Anfalle  den  anderen  Ehegatten,  so 
kann  dies  einen  Grund  für  eine  judicial  Separation  (Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft)  bilden,  weil  in  einem  derartigen  Falle  der 
mißhandelte  Ehegatte  sich  nicht  gegen  eine  Wiederholung  der  tätlichen 
Angriffe  durch  Herbeiführung  einer  dauernden  Intemierung  des  miß- 
handelnden Eh^;atten  zu  schützen  vermag:  vgl.  den  Rechtsfall  Han- 
bury  versus  Hanbury  aus  dem  Jahre  i8q2  in  den  Zow  Reports  des  ge- 
nannten Jahres  über  Entscheidungen  der  Probate  Division  auf  S.  225. 
4.  Die  Eingehung  eines  Verlöbnisses  (promise  of  marriage)  seitens 
einer  geisteskranken  Person  wird  wie  ein  gewöhnlicher  Vertrag  behandelt; 
d.h.  das  Verlöbnis  ist  bindend,  wenn  die  Gegenpartei  die  Geisteskrankheit 
nicht  gekannt  hat,  und  anfechtbar,  wenn  das  Bestehen  der  Geistes- 
krankheit von  dem  anderen  Verlobten  gewußt  worden  ist  Es  hat  da- 
her in  einer  Klage  wegen  Bruch  des  Eheversprechens  (actionfor  breach 
of  promise  of  mariage)  der  Beklagte,  falls  er  sich  von  jeder  Haftung 
durch  eine  Berufung  auf  seine  Geisteskrankheit  zur  Zeit  der  Verlobung 
befreien  will,  nicht  nur  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  er  for  the 
purposes  of  the  particular  transaction  unzurechnungsfähig  gewesen  sei, 
sondern  auch,  daß  die  Gegenpartei  diesen  seinen  krankhaften  Geistes- 
zustand gekannt  habe.  Ist  dagegen  der  Verlobte  zu  der  Zeit,  zu 
welcher  nach  den  Abmachungen  des  Ehe  Versprechens  die  Hochzeit 
stattfinden  sollte,  geisteskrank  und  unterbleibt  aus  diesem  Grunde  die 
Eheschließung,  so  ist  keine  Klage  wegen  Bruch  des  Eheversprechens 
gegeben,  es  sei  denn,  daß  der  verklagte  Bräutigam  schon  vor  Eintritt 
der  Geisteskrankheit  die  Verlobung  aufgelöst  hat.  In  dem  Rechtsfalle 
Baker  versus  Cartwright  aus  dem  Jahre  1861,  mitgeteilt  im  30.  Bande 
der  Law  Journal  Reports,  Common  Pleas,  S.  364,  wurde  erkannt,  daß 
der  Beklagte  in  einer  iution  for  breach  of  promise  of  marriage  nicht 
wirksam  einwenden  könnte,  daß  ihm  die  Klägerin  die  Tatsache  ihrer 
früheren  Intemierung  in  einem  Irrenhause  wegen  Geisteskrankheit  ver- 
schwi^en  hätte. 

§  68. 

Ein  contract  of  partnership  kann  durch  das  Gericht  aufgelöst 
werden,  wenn  eine  der  Vertragsparteien  in  dauernde  Geistes- 
krankheit verfällt  oder  auf  Grund  eines  gerichtlichen  Er- 
mittlungsverfahrens (jnquisiiion')  für  geisteskrank  erklärt  wird.^ 

*  Partnership  Act,  1890.  s.  35  (a). 

coniraci   of  partntr»kip    enttred    into    hy    a        j'udtcal  dissolution  of  the  partnership  a 

lumatic  i  subsequent  lutuicy  of  a  Partner  x 

injuncHoK  a 

I.  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  j,partnership^*^  s.  die  Erl. 
zu  §  15  sub  I,  I.  Ober  die  Zugehörigkeit  des  contract  of  partnership 
zu  der  Klasse  der  sogenannten  continuing  contracts  s.  die  Erl.  zu  §  53. 
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Bei  Beantwortung  der  Frage,  ob  ein  Vertrag  über  Eingehung  einer 
offenen  Erwerbsgesellschaft  (contract  of  partturship)  auch  dann  wirksam 
und  bindend  sei,  wenn  eine  der  Parteien  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses geisteskrank  gewesen  ist,  kommt  die  in  den  Erl.  zu  §  64 
sub  4  gegebene  Regel  über  zweiseitige  Rechtsgeschäfte  eines  Geistes- 
kranken zur  vollen  Anwendung.  Mit  anderen  Worten:  Wenn  ein 
Geisteskranker  einen  contract  of  partnership  eingeht  und  nachher  be- 
hauptet, daß  er  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  so  geistig  gestört  ge- 
wesen sei,  daß  er  nicht  gewußt  habe,  was  er  tue,  und  wenn  er  die 
überzeugendsten  Beweise  fttr  diese  Behauptung  erbringt,  so  ist  dodi 
der  Vertrag,  gleichgültig,  ob  es  sich  um  einen  noch  zu  erfüllenden 
oder  schon  ganz  oder  teilweise  erfüllten  Vertrag  handelt  (whether  the 
contract  is  executory  or  executed),  für  ihn  nach  jeder  Richtung  hin  in 
der  gleichen  Weise  bindend,  wie  wenn  er  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses geistig  vollkommen  gesund  und  zurechnimgsfähig  gewesen 
wäre,  es  sei  denn,  daß  er  den  weiteren  Nachweis  führen  kaim,  daß 
die  Person  oder  Personen,  mit  welcher  bezw.  welchen  er  den  fraglichen 
contract  of  partturship  abgeschlossen  hat,  von  dem  Bestehen  der  Geistes- 
krankheit Kenntnis  gehabt  und  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  ge- 
wußt haben,  daß  ihr  Vertragsgegner  unfähig  sei,  sich  das  Wesen  und 
die  Bedeutung  des  Vertrages,  sowie  die  aus  demselben  entspringenden 
Rechtsfolgen  klar  zu  machen.  Es  ergibt  sich  sonach,  daß  grundsätzlich 
Geisteskrankheit  kein  Hindernis  für  die  Eingehung  eines  partnership- 
Verhältnisses  bildet.  Des  weiteren  bewirkt  auch  eine  späterhin  ein- 
•  tretende  Geisteskrankheit  eines  der  partners^  —  wie  die  Entscheidung 
des  Falles  Jones  versus  Noy  im  2.  Bande  der  von  James  William 
M y l n e  und  Benjamin'Keen  herausgegebenen  Reports  of  Cases  argucd 
and  determined  in  the  High  Court  of  Chancery y  S.  125%.,  lehrt,  — 
keine  unmittelbare  Auflösung  (no  immediate  dissolution)  der  partnership. 
2.  In  gewissen  Fällen  ist  jedoch  das  zuständige  Gericht*)  befugt, 
eine  Auflösung  ^&c  partnership  wegen  Geisteskrankheit  eines  der  partners 
zu  verfügen.*)  Diese  Befugnis  verdankt  ihre  Entstehung  autoritativen 
richteriichen  Entscheidungen  ')  und  hat  auch  in  der  neueren  Parlaments- 
gesetzgebung ihre  ausdrückliche  Anerkennung  gefunden.  Der  §  35  der 
Partnership  Act  von  1890  (S3  and  54   Vict.j  c.  3g)  besagt: 

„Auf  Antrag  eines  partner  kann  das  Gericht  eine  Auflösung 
der  partnership  in  jedem  der  nachstehenden  Fälle  verordnen: 

(a)  wenn  ein  partner  auf  Grund  einer  inquisition^  bezw.  in 
Schotdand  auf  Grund  einer  Cognition^  far  geisteskrank  erklärt  worden 
ist,    oder  wenn  dem  Gerichte  ein  hinreichender  Nachweis  erbracht 


*)  Zuständiges  Gericht  ist  die  Chancery  Division  des  High  Court.  Auf 
Grund  des  §  119  der  Lunacy  Act  von  1890  (53  and  54  Vict.  c.  5.)  kann  auch 
unter  Umständen  ein  Jud^e  in  Lunacy  die  Auflösung  der  partnership  anordnen. 

*)  In  P  o  11  o  c  k  's  Principles  of  Contract,  7.  Aufl.,  heißt  es  auf  S.  95:  ,M 
has  long  been  established  that  the  insanity  of  a  partner  does  not  of  itself  operate 
as  a  dissolution  of  a  partnership,  but  is  only  a  ground  for  dissolution  by  the  Court.'' 

')  Vgl.  z.  B.  den  Rechtsfall  Jones  versus  Lloyd  aus  dem  Jahre  1874,  mitgeteilt 
im  18.  Bande  der  Law  Reports  über  Equity  Cases  before  the  Master  of  the 
Rolls  and  the   Vice-Chancellors,  S.  265  flg. 
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wird,  daß  ein  partner  an  einer  dauernden  Geisteskrankheit  leidet. 
In  diesen  beiden  Fällen  kann  der  Antrag  sowohl  im  Namen  des 
geisteskranken  partner  von  dem  Vormunde  oder  dem  next  friend 
desselben  oder  von  einer  zur  Erhebung  des  Einspruches  berechtigten 
Person,  als  auch  von  jedem  anderen  partner  gestellt  werden."  *) 
Eis  kann  sonach  das  Gericht  nur  auf  besonderen  Antrag  eingreifen 
und  auch  dann  nur,  wenn  entweder  die  Geisteskrankheit  durch  ein 
gerichtliches  Ermittlungsverfahren  festgestellt  worden  ist,  oder  wenn  der 
Nachweis  erbracht  wird,  daß  es  sich  nicht  um  eine  vorübergehende, 
sondern  um  eine  dauernde  Störung  der  geistigen  Tätigkeit  handelt. 
Antragsberechtigt  ist  einerseits  jeder  co-partner  des  Kranken  und 
andererseits  ein  jeder,  der  rechtlich  befugt  ist,  im  Namen  des  Geistes- 
kranken zu  intervenieren.  Im  allgemeinen  besitzt  ein  solches  Inter- 
ventionsrecht der  etwa  ernannte  commitiee  (Vormund;  s.  Erl.  zu  §  3 
sub  I,  5),  falls  eine  inquisitian  stattgefunden  hat,  und  in  allen  übrigen 
Fällen  der  sogenannte  next  friend  (prochein  amy,  proximus  amicus;  s. 
Erl.  zu  §  52  sub  3,  Aiun.  7).  Der  Antrag  hat  im  Wege  einer  ordent- 
lichen Klage  (action)  und  nicht  im  Wege  eines  sogenannten  summons 
(s.  Erl.  zu  §  56  sub  6,  Anm.  33  a.  E.)  zu  erfolgen.  Das  Gericht  kann 
Mr  (tie  Zwischenzeit  bis  zur  Entscheidung  über  den  Auflösungsantrag 
{pending  action  for  dissolution)  eine  einstweilige  Verfügung  (injunction) 
erlassen,  welche  dem  geisteskranken  partner  verbietet,  sich  in  die  Ge- 
schäfte der  partnership  einzumischen  (restraining  the  insane  partner  from 
tnterfering  with  the  business):  vgl.  den  Rechtsfall  /.  versus  5.  aus  dem 
Jahre  1894  in  den  Law  Reports  des  genannten  Jahres  über  Entschei- 
dungen der  Chancery  Division  etc,  Bd.  3,  S.  ^2^^. 

§  69. 
Die    obligatorischen    und    dinglichen   Verträge    einer   be- 
trunkenen   Person    (Mo   contracts   and  conweyances   of  a   drunken 
person)  werden  wie  Verträge  eines  Geisteskranken  behandelt^ 

^  Matthews  versus  Baxter,  (1873)  42  L.  J.   Ex.   73. 

c^mftnytMcet  by  a  dntMken  per  ton  i  Anm.  s  necessaries  3 

GenehoMgung  rr«/i>fc«/.V«;  1  valid  contracts        \  ^j  ^  drunken  Person  i 

rmplted  coiUract  a  votdable  contracts  f    -^  ' 

I.  Ein  Vertrag,  den  jemand  im  trunkenen  Zustande  eingeht,  ist 
nach  englischem  Rechte  vollwirksam  und  bindend  (valid)^  wenn  die 
andere  Partei  im  guten  Glauben  gehandelt  und  die  Unzurechnungs- 
fähigkeit des  Vertragsgegners  nicht  gekannt  hat.  Der  Vertrag  ist  dagegen 
anfechtbar  (voidable),  wenn  die  andere  Partei  gewußt  hat,  daß  ihr  Gegner 
wegen  Trunkenheit   nicht   fähig  sei,   sich  die  Tragvieite  des  fraglichen 


*)  „On  application  by  a  partner  the  Court  may  decree  a  dissolution  of  the 
partnership  in  any  of  the  following  cases: 

(a)  When  a  partner  is  found  lunatic  by  Inquisition,  or  in  Scott  and  by  Cognition, 
Of  is  shovtm  to  the  satisf action  of  the  Court  to  he  of  permanently  unsound  mind, 
in  either  of  which  cases  the  application  may  be  made  as  well  on  behalf  of  that 
partfur  by  his  committee  or  next  friend  or  person  having  title  to  iuteriene  as  by 
any  other  partner.'*    . 


ago  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

Rechtsgeschäftes  klar  zu  machen.*)  Anfechtungsberechtigt  ist  in  einem 
solchen  Falle  nur  die  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  betrunkene 
Partei  bezw.  nach  deren  Tode  ihre  „representatives^  (vgl.  die  in  den 
Erl.  zu  §  63  sub  5  mitgeteilten  Worte  aus  der  Entscheidung  des  Falles 
Molton  versus  Camroux),  dagegen  nicht  auch  die  andere  Vertragspartei 
Das  Anfechtungsrecht  geht  verloren,  wenn  der  Betrunkene  nach  erlangter 
Nüchternheit  den  Vertrag  genehmigt.  —  In  dem  Rechtsfalle  Matthews 
versus  Baxter  aus  dem  Jahre  1873,  mitgeteilt  in  den  Law  Journal  Reports, 
New  SeneSj  Band  42  (Cases  argued  and  determtned  in  the  Court  of 
Exchequer  and  in  tht  Exc/iequer  Chamber  on  error  and  on  appeal  from 
the  Exchequer j  and  on  appeal  to  the  House  of  Lords)  S.  73 — 75,  handelte 
es  sich  um  eine  Klage  auf  Erfüllung  eines  Kaufvertrages.  Der  Beklagte 
erhob  den  Einwand  (pleä)j  daß  er  zur  Zeit  des  behaupteten  Vertrags- 
abschlusses sinnlos  betrunken  gewesen  wäre,  und  daß  die  Gegenpartei 
Kenntnis  von  seinem  unzurechnungsfähigen  Zustande  gehabt  hätte.  Der 
Kläger  machte  dagegen  als  Replik  (replication)  geltend,  daß  der  Beklagte, 
nachdem  er  nüchtern  (sober)  geworden  war,  den  Vertrag  genehmigt  (raü- 
fied)  hätte.  Das  Urteil  lautete  zu  Gunsten  des  Klägers.  Die  Hauptfrage, 
welche  das  Gericht  in  diesem  Prozesse  zu  entscheiden  hatte,  war,  ob  ein 
Vertrag,  den  jemand  im  sinnlos  betrunkenen  Zustande  abgeschlossen  hat, 
absolut  nichtig  oder  nur  anfechtbar  wäre,  wenn  die  andere  Partei  die  Un- 
zurechnungsfähigkeit des  Gegners  gekannt  hatte.  War  der  Vertrag  absolut 
nichtig,  so  konnte  er  auch  nicht  durch  eine  Genehmigung  (ratification)  nach- 
träglich zu  einem  wirksamen  gemacht  werden.  Die  replication  des  Klägers 
hatte  dann  keine  Bedeutung,  und  das  Gericht  mußte  die  Klage  abweisen. 
War  dagegen  der  Vertrag  nur  anfechtbar,  so  mußte  die  klägerische  Replik 
zu  einer  Verurteilimg  des  Beklagten  führen.  In  seiner  Entscheidung  sagt 
Chief  Baron  Kelly:  „Es  erhebt  sich  hier  eine  Frage,  welche  nicht  frei  von 
Zweifel  ist.  Schon  in  seh  r  frühen  Zeiten  wurde  richterlich  erkannt,  daß  weder 
Geisteskrankheit,  noch  Trunkenheit  zur  Zeit  eines  Vertragsabschlusses  die 
in  einem  solchen  Zustande  befindliche  Vertragspartei  von  den  Rechtsfolgen 
[des  Vertrages]  entbände  bezw.  ihr  ein  Recht  auf  Anfechtung  des  \'er- 
trages  gewährte.  Jedoch  das  objektive  Recht  hat  sich  insofern  geändert, 
als  bei  Geisteskrankheit  oder  Trunkenheit  jedenfalls  eine  wesentliche 
Unterscheidung  gemacht  wird;*)   und  es  ist  auch   in  der  vorliegenden 

^)  Edward  Jenks  schreibt  in  seinem  Modern  Land  Law,  S.  288: 
,,The  rules  with  regard  to  the  capacity  of  drunken  persons,  who  may  he  regarded 
as  temporarily  insane,  appear  to  be  much  the  same  as  those  affecting  lunatics. 
In  favour  of  a  bona  fide  purchaser  for  value,  i.  e.  a  purchaser  who  did  not  know 
and  had  no  reason  to  know  of  the  State  of  the  vendor,  a  conueyance  by  a  drunken 
person  is  valid;  but  as  against  a  volunteer,  or  a  person  who  took  with  notice  of 
the  aliefwr's  condition,  it  is  voidable."  Zu  beachten  ist  in  diesen  Ausführungen, 
daß  Mr.  E.  Jenks  hier  zwischen  voluntary  conveyances  und  conveyances  for 
value  seitens  einer  betrunkenen  Person  unterscheidet  und  die  ersteren  nicht  für 
nichtig  [void),  sondern  nur  für  anfechtbar  (voidable)  erklärt.  Vgl.  auch  die 
Erl.  zu  §  64  sub  I. 

•)  Gemeint  ist  die  ITnterscheidung  zwischen  einem  Falle,  wo  die  geistig 
gesunde  oder  nüchterne  Partei  die  Unzurechnungsfähigkeit  des  Vertrags- 
gegners  nicht  gekannt  hat,  und  einem  Falle,  wo  diese  Partei  gewußt  hat,  daß  ihr 
Gegner  wegen  Geisteskrankheit  bezw.  Trunkenheit  nicht  fähig  sei,  die  Bedeutung 
und  Tragweite  des  in  Frage  stehenden  Rechtsgeschäftes  zu  erfassen. 
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Streitsache  [von  dem  Anwalte  des  Beklagten]  ausgeführt  worden,  daß 
ein  Vertrag,  welchen  jemand  in  einem  Zustande  wie  dem,  in  welchem 
sich  der  Beklagte  befand,  eingegangen  ist,  gänzlich  nichtig  sei,  wenn 
die  andere  Vertragspartei  diesen  Zustand  gekannt  habe.  Wenn  wir 
aber  einen  Blick  auf  das  Wesen  der  Streitfrage  werfen,  so  ist  es  schwer 
zu  begreifen,  wie  man  eine  derartige  Auffassung  rechtlich  begründen 
könnte.  Würde  es  denn  möglich  sein,  eine  Person,  welche  in  dem 
bezeichneten  Zustande  einen  Vertrag  abgeschlossen  hat,  daran  zu 
hindern,  nach  erlangter  Nüchternheit  zu  der  anderen  Vertragspartei  zu 
sagen:  ,Unzweifelhaft  war  ich  betrunken  und  wußte  nicht,  was  ich  tat, 
als  ich  den  Vertrag  abschloß;  aber  jetzt  bin  ich  nüchtern  imd  gewillt, 
Dich  an  dem  Vertrage  festzuhalten  ?'  Und  wenn  die  damals  betrunkene 
Partei  das  Recht  haben  soll,  dies  zu  sagen,  muß  dann  nicht  auch  die 
andere  Partei  ein  reziprokes  Recht  besitzen?«)  Ich  meine  daher,  daß 
ein  Vertrag,  wie  der  vorli^ende,  nicht  absolut  nichtig  sei:  denn,  wäre 
er  es,  so  würde  die  Partei,  welche  betrunken  war,  nicht  berechtigt  sein, 
von  der  anderen  die  Erfüllung  des  Vertrages  zu  verlangen.  Wenn 
sonach  der  Vertrag  in  bezug  auf  die  eine  der  Vertragsparteien  nur 
anfechtbar  und  nicht  nichtig  ist,  so  muß  er  es  auch  in  bezug  auf  die 
andere  Partei  sein;  und  wenn  er  nur  anfechtbar  ist,  dann  muß,  falls 
derjenige,  welcher  betnmken  war,  nach  wiedererlangtem  Bewußtsein 
sich  mit  voller  Überlegung  für  gebunden  erklärt,  sowohl  nach  Rechts- 
gnmdsatz,  als  auch  nach  gesundem  Menschenverstände  dahin  erkannt 
werden,  daß  der  Betreffende  an  den  Vertrag  gebunden  sei."*) 

2.  Sind  necessaries  (s.  Erl.  zu  §  50)  an  eine  betrunkene  Person 
verkauft  und  übergeben  (sold  and  delivered)  worden,  so  kommt  die  im 
§  2  der  Sah  of  Goods  Act  von  1893  (56  and  S7  Vi^t.  c,  71)  auf- 
gestellte Regel  zur  Anwendung:  vgl.  Erl.  zu  §  66  sub  i.  In  der  Ent- 
scheidung zu  dem  Rechtsfalle  Gore  versus  Gibson  aus  dem  Jahre  1845, 
mitgeteilt  im    13.  Bande  der  von  Meeson  and  Wdsby  herausgegebenen 

•)  D.  h.  das  Recht,  den  Gegner  an  seiner  erklärten  Genehmigung  (Yati- 
fication)  des  Vertrages  festzuhalten. 

*)  „A  question  arises  here  which  is  not  free  from  doubl.  In  very  early  times 
it  was  held  that  neither  lunacy  not  drunkenness,  at  the  time  of  making  the  contract, 
would  excuse  the  person  in  that  condition  from  the  consequences,  or  enäble  htm  to 
avoid  the  contract.  But  the  law  hos  heen  so  far  changed  that  lunacy  or  drun- 
kenness, at  all  events,  mahes  a  material  difference,  and  it  was  argued  in  this 
case  that  a  contract  made  by  a  Person  in  the  state  in  which  the  defendant  was  — 
if  known  to  the  other  contracting  party  —  is  entirely  void.  But  if  we  looh  at  the 
nature  of  the  question  it  is  difficult  to  understand  on  what  ground  that  could  be 
held.  For  could  a  person,  who  has  made  a  contract  when  in  that  state,  be  prevented 
when  he  comes  to  his  sober  senses  from  saying  to  the  other  contracting  party,  *It  is 
true  I  was  drunk  and  did  not  hnow  what  I  was  doing  when  I  made  this  contract, 
but  now  I  am  sober  and  I  mean  to  hold  you  to  it*  ?  And  if  he  would  have  the 
right  to  say  that,  must  thcre  not  be  a  reciprocal  right  in  the  other  party}  I  think, 
tkerefore,  that  such  a  contract  is  not  absolutely  void,  for  if  it  were,  the  party  who  was 
intoxicated  would  not  have  the  right  to  call  upon  the  other  to  fulfil  the  cotUract. 
Then  if  as  regards  one  of  the  parties  to  the  contract  it  is  only  voidable.  not  void, 
it  must  be  so  as  to  the  other;  and  if  it  be  only  voidable,  then  if  the  person  who  was 
intoxicated  recovers  afterwards  and  deliberately  declares  himself  to  be  bound, 
in  principle  and  common  sense  the  contract  must  be  held  binding  on  him.'' 
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Reports  of  Cases  argued  and  determined  in  tke  Courts  of  Exchtqtur  and 
Exchequer  Chambery  S.  623%.,  sagt  Chief  Baron  Pollock:  „A  contraä 
may  he  implied  by  law  in  many  cases  even  where  the  other  party  protested 
against  any  contractu  .The  l(ntf  says  he  did  contract  because  he  ought  tc 
haz'e  done  so,  On  that  ground  the  creditor  might  recover  against  htm 
when  sober  for  necessaries  supplied  to  htm  when  drunk  .  ,  ,  the  law  maka 
a  contract  for  the  parties."^  (Ein  Vertrag  kann  von  dem  objeklivcn 
Rechte  aus  den  Umständen  in  vielen  Fällen  gefolgert  werden,  selbst 
wenn  die  andere  Partei  gegen  das  Vorhandensein  irgend  eines  Vertrages 
Einspruch  erhoben  hat.  Das  objektive  Recht  sagt:  Die  betreffende 
Person  hat  einen  Vertrag  geschlossen,  weil  sie  dies  hätte  tun  müssen. 
Aus  diesem  Grunde  würde  der  Gläubiger  gegen  die  fragliche  Person, 
nachdem  dieselbe  nüchtern  geworden  igt,  auf  Zahlung  für  solche  necessaries 
klagen  können,  welche  er  derselben  während  ihrer  Trunkenheit  geliefert 
hat.  .  .  .  Das  objektive  Recht  schließt  einen  Vertrag  für  die  Parteien.)  — 
Über  diese  Lehre  von  'dem  Bestehen  eines  implied  contract  im  Falle 
der  Lieferung  von  necessaries  an  eine  geschäftsunfähige  bez.  in  der 
Geschäftsfähigkeit  beschrJlnkte  Person  s.  die  Erl.  zu  §  ö6  sub  2. 

§  70. 
Ein  unentlasteter  Gemeinschuldner  (cr/i  undischarged  bankrupi) 
kann  Vermögen  erwerben  und  Verträge  eingehen.  Jedoch 
können  seine  Rechte,  soweit  sie  nicht  Rechte  darstellen,  welche 
ihren  Ursprung  aus  rein  persönlichen  Dienstleistungen^  oder 
aus  solchen  Schadenszufügungen  herleiten,  die  an  seiner  Person 
oder  Ehre  verübt  worden  sind,*  zu  jeder  Zeit  von  seinem 
Treuhänder  zum  Besten  seiner  Gläubiger  beansprucht  werden.' 
Lehnrechtliches  Vermögen  {real  properiy)  —  mit  Ausnahme 
von  Würden  und  Ämtern,  —  welches  von  einem  unentlasteten 
Gemeinschuldner  erworben  worden  ist,  geht  ohne  ausdrück- 
liche Erhebung  eines  Anspruches  {wiihoui  express  c/aim)  auf 
den  Treuhänder  über.* 

*  Re  Graydon.  1896,  i  Q.  B.  417.  Wahrscheinlich  ist  der  Gemeinschuldner 
dem  Treuhänder  gegenüber  (as  against  the  trustee)  nur  fähig,  soviel  von  dem 
Betrage  seines  \'erdienstes  (so  much  of  the  procceds  of  his  earningsj  zurück- 
zubehalten, als  zu  seinem  und  seiner  Familie  Unterhalte  hinreicht. 

*  Ex  parte    Vine  (1878)  8  Ch.  D.  364. 

^  Mcrccr  i\    Van<i  Colina,   1900,    i  Q.  B.    i3on. 

*  St'w  Land  Development  Aswciation   and  Gray,    1892,   2  Ch.    138. 

acts  0/  bankruptcy  2  Exekutions-Intervention  a  Anm.  9 

adjitdication  4  final  judgment  a  Anm.  la 

after-acquircd  personal  profierty  5  fraudnleni  prejer*nce  a  Anm.  5 

after-acquired  real  property  6  goods  a  Anm.  8 

bankruptcy  Petition  3  interphader  summoMS  a  Anm.  9 

certißcate  of  conformity  4  Anm.  33  intervention  of  truxUe  5 

cotumitter  of  inspection  3  Anm.  2a  Konkursgerichte   t 

lomposition  3  ihkI  4  Kmikursgeseugebung  i 

contracts  of  an  undischarged  bankrupi  7  offuial  rtceiver  3  Anm.  19 

dantages  in  an  action  for  a  personal  tort  5  Otterotts  property  4 
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ordtr  of  discharge  4  refuUd  awturskiß  4  Anm.  31 

ptnomal  earmmgs  5  Anm.  36  talary  and  ittcomt  5 

Pfandrecht  des  landlord  3  Anm.  90  tckeme  0/  arrangement  3  und  4 

fühlte  cxaminativH.  0/  tJie  debtor  3  ttattment  0/  affairs  3 

receiving  ordtr  3  tntstee  in  bankruptcy  4  Anm.  30 

Vorbemerkung.  Ehe  ich  auf  eine  Besprechung  der  im  §  70  der 
Jenksschen  Kodifikation  enthaltenen  Rechtsregeln  eingehe,  schicke  ich 
sub  1—4  (im  Interesse  der  nichtenglischen  Juristen,  denen  mein 
Kommentar  eine  Einführung  in  das  Studium  des  bürgerlichen  und 
Handelsrechts  Englands  sein  soll)  einige  Ausführungen  über  das  eng- 
lische Konkursrecht  vorauf.  Mit  Rücksicht  auf  den  mir  zur  Verfügung 
stehenden,  engbegrenzten  Raum  muß  ich  mich  einerseits  damit  begnügen, 
nur  eine  ganz  allgemeine,  von  allen  Einzelheiten  befreite  Skizze  dem 
Leser  zu  bieten,  und  mich  andererseits  lediglich  auf  das  in  England 
(in  dem  von  mir  in  den  Erl.  zu  §  20  angegebenen  Sinne)  geltende 
Konkursverfahren  beschränken.  Die  auf  diesem  Gebiete  für  Irland  und 
Schottland  hauptsächlich  maßgebende  Parlamentsgesetzgebung  erwähne 
ich  kurz  in  meinen  Erl.  sub  i. 

I.  Konkursgesetzgebung.  Konkursgerichte.  Soweit  das 
S^tatuk  Laav  in  Frage  kommt,  finden  sich  die  für  das  Konkursverfahren 
gegenwärtig  geltenden  Grundsätze  der  Hauptsache  nach  in  folgenden 
Parlamentsgesetzen  niedergelegt: 

a)  für  England  in  der  Bankruptcy  Act  von  1883  (4^  ^"^  47 
Vict.  c.  52)  und  in  den  hierzu  ergangenen  Novellen,  von  denen  die 
^^^chtigsten  sind  ^\e  Bankruptcy  (Dischar^^e  and  Closure)  Act  von  1887 
(50  and  51  Vict,  c,  66)^  die  Preferential  Payments  in  Bankruptcy  Act 
von  1888  {51  and  52  Vict.  c.  62)  und  die  Bankruptcy  Act  von  i8(>o 
(53  and  54   Vict.  c.  /!);') 

b)  für  Irland  in  der  Irish  Bankrupt  and  Insolvent  Act  von  1857 
{20  and  21  Vict.  c.  6o)y  in  der  Debtor s  (Ireiand)  Act  von  1872  (35 
and  36  Vict.  c.  ßy)  und  in  der  Bankruptcy  (Ireiand)  Amendment  Act 
von  1872  (3S  and  36  Vict.  c.  S^); 

c)  für  Schottland  in  der  Cessio  (Scotlancf)  Act  von  1836  (6  and ^ 
Will.  IV.  c.  S^f  ^^^  Jri  einer  Reihe  von  sogenannten  Bankruptcy 
{Scotlandj  Acts,  von  denen  ich  hier  anführe  die  Bankruptcy  (Scotland) 
Act  von  185b  (ig  and  20  Vict.  c.  yg),  die  Bankruptcy  and  Real 
Securities  (Scotland)  Act  von  1857  (20  and  21  Vict.  c.  ig),  die 
Bankruptcy  (Scotland)  Amendment  Act  von  1860  (23  and  24  Vict.  c.  33), 
die  Bankruptcy  (Scotland)  Act  von  1875  (38  and  3g  Vict.  c.  26),  die 
Bankruptcy  and  Cessio  (Scotland)  Act  won  1881  (44  and  43  Vict.  c.  22) 
und  die  Bankruptcy  Frauds  and  Disabilities  (Scotland)  Act  von  1884 
{47  and  48   Vict.  V.  l6). 

Für  das  Konkursverfahren  sind  folgende  Gerichte  zuständig: 
a)   in  England   der  Hif^h  Court  of  Justice  in  London    und  die 
Qounty  Courts  (Graf Schaftsgerichte)  mit  Ausnahme  derjenigen,  welc  he 


*)  Durch  die  Short  Tiiles  Act  von  1896  (59  and  60  Vict.  c.  14)  ist  allen 
diesen  Parlamentsgesetzen  die  zusammenfassende  Bezeichnung  (the  collective 
i^i^)  „Bankruptcy  Acts.  1883 — 1890"  gegeben. 
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durch  eine  Verfügung  des  Lord  Chancellor  von  dex  Jurisdiction  in 
bankruptcy  ausgeschlossen  sind;*) 

b)  in  Irland  der  High  Court  of  Justice  in  Dublin,  die  Civil  Bill 
Courts  (welche  den  englischen  County  Courts  entsprechen)  und  einige 
local  Bankruptcy  Courts; 

c)  in  Schottland  der  Court  of  Session  und  die  Sheriff  Courts 
(welche  den  englischen  County  Courts  entsprechen). 

2.  Acts  of  bankruptcy.  Voraussetzving  für  die  Einleitung  eines 
Konkursverfahrens  ist,  daß  von  dem  Schuldner  ein  sogenannter  act  of 
bankruptcy^  d.  h.  eine  Handlung  begangen  worden  ist,  welche  nach 
geltendem  Konkursrechte  einen  Antrag  auf  Konkurseröflfnung  nach  sich 
ziehen  kann.  Der  §  4  der  Bankruptcy  Act  von  1883  in  der  durch  den 
§  I  der  Bankruptcy  Act  von  1890  abgeänderten  Fassung  zählt  die  nach- 
stehenden acht  aäs  of  bankruptcy  auf: 

a)  „Wenn  der  Schuldner  in  England  oder  sonstwo  eine  ding- 
liche Übereignung  oder  Cession  seines  Vermögens  auf  einen  oder 
mehrere  Treuhänder  zum  Besten  seiner  Gläubiger  im  allgemeineiv 
vornimmt"*)  —  Die  cessio  bonorum  muß,  um  unter  diesen  an  erster 
Stelle  genannten  cut  of  bankruptcy  zu  fallen,  das  ganze  oder  doch 
im  wesentlichen  das  ganze  Vermögen  des  Schuldners  umfassen;  sie 
muß  femer  j^for  the  benefit  of  the  creditors  genercUly^  und  nicht  ledig- 
lich zum  Besten  eines  oder  mehrerer  bestimmten  Gläubiger  bezw. 
einer  bestimmten  Klasse  von  Gläubigern  sein. 

b)  „Wenn  der  Schuldner  in  England  oder  sonstwo  in  betrüge- 
rischer Absicht  eine  dingliche  Übereignung,  Schenkung,  Aushändigung 
oder  Übertragung  seines  Vermögens  oder  irgend  eines  Teiles  dessdben 
vornimmt."*) 

c)  „Wenn  der  Schuldner  in  England  oder  sonstwo  irgend  eine 
dingliche  Übereignung  oder  Übertragung  seines  Vermögens  oder  irgend 
eines  Teiles  desselben  vornimmt  oder  irgend  ein  Pfandrecht  an  dem- 
selben bestellt,   welche  bezw.  welches,   falls  der  Schuldner  schon  für 


*)  Der  High  Court  ist  grundsätzlich  zuständig,  wenn  der  Schuldner  den 
größeren  Teil  der  sechs  Monate  vor  dem  Antrage  auf  Einleitung  des  Konkurs- 
verfahrens innerhalb  des  sogenannten  London  Bankruptcy  district  sich  auf- 
gehalten oder  daselbst  ein  Gewerbe  betrieben  hat,  oder  wenn  der  Aufenthaltsort 
des  Schuldners  entweder  sich  im  Auslande  befindet  oder  nicht  ermittelt  werden 
kann.  In  allen  übrigen  Fällen  ist  regelmäßig  derjenige  County  Court  zuständig, 
innerhalb  dessen  örtlichen  Jurisdiktionsbereiches  der  Schuldner  wahrend 
der  letzten  sechs  Monate  vor  dem  Konkurseröffnungsantrage  vorzugsweise 
sich  aufgehalten  bezw.  ein  Gewerbe  betrieben  hat.  Fallen  Aufenthaltsort  und 
Ort  des  Gewerbebetriebes  nicht  zusammen,  so  wird  meist  bei  Beantwortung 
der  Frage,  welches  Gericht  zuständig  sei,  dem  Orte  des  Gewerbebetriebes  der 
Vorzug  gegeben.  Ein  schon  eingeleitetes  Konkursverfahren  kann  von  dem  einen 
Konkursgericht  auf  ein  anderes  übertragen  (transferred)  werden. 

')  ,,//  in  England  or  elsewhere  he  [i,  e.  the  debtorj  makes  a  co'Hveyauce  or 
assignment  of  his  property  to  a  trustee  or  trustees  for  the  benefit  of  his  creditors 
gener  ally." 

*)  ,,//  in  England  or  elsewhere  he  makes  a  fraudulent  conveyance,  gift.  delt- 
very,  or  transfer  of  his  property,  or  of  any  pari  thereof.** 
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bankerott  erklärt  wäre,  als  eine  betrügerische  Bevorzugung*)  [eines 
Gläubigers]  auf  Grund  dieses  oder  irgend  eines  anderen  Parlaments- 
gesetzes nichtig  sein  würde.'**) 

d)  „Wenn  der  Schuldner  in  der  Absicht,  seine  Gläubiger  zu 
schädigen  oder  hinzuhalten,  irgend  eins  der  folgenden  Dinge  tut, 
nämlich :  England  verläßt  oder,  falls  er  sich  schon  außerhalb  Englands 
befindet,  außer  Landes  verbleibt  oder  von  seinem  Wohnhause  verreist 
oder  sonstwie  sich  entfernt  oder  beginnt,  sich  von  der  Außenwelt 
abzuschließen."')  —  Wesentlich  (essential)  bei  allen  diesen  unter  d) 
aufgezählten  Handlungen  ist  das  Voihandensein  einer  Absicht,  seine 
Gläubiger  zu  schädigen  oder  hinzuhalten:  vgl.  die  Entscheidung  in 
re  Wood  im  7.  Bande  der  Cases  determined  in  the  Chancery  Division^ 
S,  302 flg.;  dagegen  ist  es  gleichg(\ltig,  ob  die  Gläubiger  tatsächlich 
durch  das  Verhalten  des  Schuldners  geschädigt  oder  hingehalten 
worden  sind:  vgl.  die  Rechtsfälle  ex  parte  Osborne  im  i.  Bande  von 
Rose 's  Bankruptcy  Reports^  S.  387  flg.,  und  Williams  versus  Nunn  im 
I.  Bande  von  Taunton's  Reports  of  Cases  argued  and  detemiined  in 
the  Court  of  Common  Pleas  and  other  Courts,  S.  2  70  flg. 

e)  „Wenn  auf  Grund  eines  Vollstreckungsbefehles,  welcher  in 
einem  ordentlichen  Prozesse  vor  irgend  einem  Gerichtshöfe  oder  in 
irgend  einem  bürgerlichen  Streitverfahren  vor  dem  High  Court  er- 
gangen ist,  eine  Zwangsvollstreckung  in  das  bewegliche  Vermögen 
(goods)^)  des  Schuldners  stattgefunden  hat  und  die  beweglichen 
Vermögensstücke   entweder  verkauft   oder   von   dem  Vollstreckungs- 


*)  Unter  dem  Ausdrucke  „fraudulent  preference**  (betrügerische  Bevor- 
zugung) ist  nach  §  48  der  Bankruptcy  Act  von  1883  zu  verstehen:  „every  con- 
veyance  or  transfer  of  property  or  Charge  thereon  made,  every  paytnent  made, 
every  Obligation  incurred,  and  every  judicial  proceeding  taken  or  suffered  by 
any  Person  unable  to  pay  his  debts  as  they  become  due  front  his  own  money  in 
faoour  of  any  creditor,  or  any  person  in  trust  for  any  creditor,  with  a  view  of  giving 
such  creditor  a  preference  over  the  other  creditor 5"  (jede  dingliche  Übereignung 
oder  Übertragung  von  Vermögen  oder  Belastung  desselben,  jede  Zahlung,  jede 
Verpflichtung  und  jede  prozessualische  Maßnahme,  welche  von  irgend  einer 
Person,  die  unfähig  ist,  ihre  Schulden  beim  Fälligwerden  mit  eigenem  Gelde  zu 
bezahlen,  zu  Gunsten  irgend  eines  Gläubigers  oder  irgend  einer  Person  zur 
treuen  Hand  für  irgend  einen  Gläubiger  vorgenommen  bezw.  eingegangen  bezw, 
getroffen  oder  erduldet  worden  ist  in  der  Absicht,  dem  fraglichen  Gläubiger  eine 
Bevorzugung  vor  den  übrigen  Gläubigern  zu  gewähren). 

•)  ,,//  in  England  or  elsewhere  he  mähe*:  any  conveyance  or  transfer  of  his 
property  or  any  part  thereof,  or  creates  any  charge  thereon  which  would  under  this 
or  any  other  Act  be  void  as  a  fraudulent  preference  if  he  were  adjudged  banhrupt." 
')  ,.//  with  intent  to  defeat  or  delay  his  creditors  he  does  any  of  the  follo- 
vnng  things,  namely  departs  out  of  England,  or  being  out  of  England  remains  out  of 
England,  or  departs  from  his  dwelling-house,  or  otherwise  absents  himself,  or 
Ugin*;  to  keep  house.*' 

*)  Nach  §  168  der  Bankruptcy  Act  von  1883  sind  unter  ,,goods'*  im  Sinne 
dieses  Parlamentsgesetzes  alle  chatteis  personal  (s.  Erl.  zu  §  38  sub  i),  d.  h.  das 
bewegliche  Vermögen  gemeint.  Es  fallen  daher  unter  den  Begriff  ..goods" 
im  Sinne  der  Bankruptcy  Acts  auch  die  choses  in  action  («5.  Erl.  zu  §  41):  vgl. 
4en  Rechtsfall  Colonial  Bank  versus  Whinney  im  11.  Bande  der  Appeal  Cases 
before  the  House  of  Lords  etc.,  S.  434  flg.  Über  eine  Ausnahme  s.  den  §  44  Abs.  2, 
Ziffer  lU  der  Bankruptcy  Act  von  1883. 

G.  Schirrmeister,  BiiriK*rl.  Recht  Englands.    L  25 
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beamten  21  Tage  lang  in  Verwahrung  gehalten  worden  sind. 
Wenn  jedoch  eine  Interventionsklage  (interpleader  summans)^)  gegen 
die  Zwangsvollstreckung  in  das  bewegliche  Vermögen  eingeleitet 
worden  ist,  so  darf  die  Zeit  zwischen  dem  Tage  der  Einleitung  einer 
solchen  Interventionsklage  und  dem  Tage,  an  welchem  der  Voll- 
streckungsbeamte den  Befehl  erhält,  die  getroffenen  Vollstreckungs- 
maßregeln aufzuheben,  bezw.  dem  Tage,  an  welchem  irgend  eine 
Interventionsstreitfrage  endgültig  erledigt  wird,  nicht  mit  in  die 
genannte  Frist  von  21  Tagen  einberechnet  werden."***) 

f)  „Wenn  der  Schuldner  vor  dem  Gerichte  die  Erklärung  abgibt, 
daß  er  unfähig  sei,  seine  Schulden  zu  bezahlen,  oder,  wenn  er  selber 
einen  Antrag  auf  Einleitung  des  Konkursverfahrens  stellt."") 

g)  „Wenn  ein  Gläubiger  ein  Endurteil")  gegen  den  Schuldner 
über  irgend   einen  Geldbetrag  erzielt   hat  —   [irgend   eine   Person, 


•)  Über  diese  Exekutions-Intervention  schreibt  W.  Blake  Odgers 
in  seinen  Principles  of  Procedure,  5.  Aufl.,  S.  334:  ..Oftmals  ereignet  es  sich, 
daß,  wenn  ein  sheriff  auf  Grund  eines  Vollstreckungsbefehls  bewegliches  Ver- 
mögen pfändet,  irgend  eine  dritte  Person  Einspruch  erhebt  und  behauptet, 
daß  die  betreffenden  Vermögensstücke  ihr  gehören,  oder  daß  sie  auf  Grund 
einer  Fahrnishypothek  (under  a  bill  of  sale)  oder  sonstwie  ein  Pfandrecht  an 
denselben  besitze.  In  derartigen  Fällen  wendet  sich  zur  Sicherheit  der  sheriff 
an  einen  Master  at  Judges*  Chambers  \s.  Erl.  zu  ^  56  sub  6  e.  Anm.  33  a.  E.]. 
Er  läßt  sich  hierzu  ein  summons  ausfertigen,  welches  'an  interpleader  summons' 
genannt  wird,  und  stellt  dasselbe  sowohl  dem  Intervenienten,  als  auch  dem 
Exekutionsgläubiger  zu.  Alle  drei  Parteien  erscheinen  dann  vor  dem  Master, 
welcher  regelmäßig  die  Streitfrage  erledigt,  falls  der  Wert  des  Streitgegen- 
standes geringer  als  50  Pfund  ist  und  keine  schwierige  Rechts-  oder  Tat- 
frage zu  entscheiden  ist.  In  sonstigen  Fällen  bestimmt  er  ein  ,,issue'  (Streit- 
punkt), über  welches  zwischen  dem  Intervenienten  und  dem  Exekutions- 
gläubiger im  ordentlichen  Prozeßverfahren  mündlich  zu  verhandeln  ist.  Wenn 
der  Intervenient  bei  dem  Gerichte  einen  angemessenen  Geldbetrag  als  Sicher- 
heit dafür  hinterlegt,  daß  er  den  Ausgang  des  isstie  abwarten  will,  so  kann  dem 
sheriff  der  Befehl  erteilt  werden,  den  Besitz  der  betreffenden  beweglichen  Ver* 
mögensstücke  aufzugeben ;  anderenfalls  wird  der  Master  den  Verkauf  von 
sovielen  [gepfändeten]  Vermögensstücken  verfügen,  als  notwendig  ist.  um 
die  Judikatsschuld  zu  begleichen.  Das  Verfahren  auf  Grund  eines  interpleader 
summons  und  eines  «55«^  ist  heutzutage  durch  Order  LVII  [der  Rules  of  the  ' 
Supreme  Court;  s.  Erl.  zu  §  15  sub  III.  Anm.  5]  geregelt." 

*®)  .,//  execution  against  him  has  been  levicd  by  seizure  of  his  goods  under 
process  in  an  action  in  any  Court,  or  in  any  civil  proceeding  in  the  High  Court, 
and  the  goods  have  been  either  sold  or  held  by  the  sheriff  for  twenty-one  days. 
Provided  that,  where  an  interpleader  summons  has  been  taken  out  in  regard  U> 
the  goods  seized,  the  time  elapsing  between  the  date  at  which  such  summons  is 
taken  out  and  the  date  at  which  the  sheriff  is  ordered  to  withdraw,  or  any  inter- 
pleader issue  ordered  thereon  is  finally  disposed  of,  shall  not  be  taken  into  accouni 
in  calculating  such  period  of  twenty-one  days."  —  Dieser  unter  e)  aufgezählte 
act  of  bankruptcy  ist  durch  den  §  i  der  B ankrnptcy  Act  von  1890  geschaffen 
worden. 

**)  ,,//  hc  files  in  the  Court  a  declaration  of  his  inability  to  pay  his  dehts 
or  presents  a  bankruptcy  pet^tion  against  himself." 

**)  Lord  E  s  h  e  r  gibt  in  dem  Rechtsfalle  in  re  Riddell,  mitgeteilt  im  20. 
Bande  der  Cases  determined  in  the  Queen' s  Bcnch  Division,  etc..  S.  5i2flg.. 
über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  ..final  judgmenV  (Endurteil)  auf  S.  516 
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welche  jeweilig  berechtigt  ist,  die  Vollstreckung  eines  Endurteils  zu 
erzwingen,  gilt  als  ein  solcher  Gläubiger]*')  —  und,  nachdem  das 
Urteil  für  vollstreckbar  erklärt  worden  ist,  dem  Schuldner  in  England 
oder  mit  Erlaubnis  des  Gerichts  außerhalb  Englands  auf  Grund  dieses 
Parlamentsgesetzes  eine  bankruptcy  notice  zugestellt  hat,  in  welcher  er 
den  Schuldner  auffordert,  die  Judikatsschuld  gemäß  den  Bestimmungen 
des  Urteils  zu  bezahlen  oder  Sicherheit  zu  leisten  oder  einen  nach 
Ansicht  des  Gläubigers  bezw.  des  Gerichts  angemessenen  Vergleich 
zu  schließen,  und  wenn  dann  der  Schuldner,  falls  die  Zustellung  der 
notice  in  England  erfolgt  ist,  binnen  sieben  Tagen  nach  der  Zustellung 
oder,  falls  die  Zustellung  sonstwo  stattgefunden  hat,  binnen  derjenigen 
Frist,  welche  zu  diesem  Zwecke  in  der  Erlaubnis,  außerhalb  Englands 
zuzustellen,  festgesetzt  worden  ist,  weder  die  Forderungen  der  notice 
erfüllt,  noch  dem  Gerichte  einen  liin reichenden  Nachweis  erbringt, 
daß  er  einen  zur  Aufrechnung  geeigneten  Gegenanspruch  oder  eine 
Gegenforderung  besitze,  welche  dem  Betrage  der  Judikatsschuld  gleich- 
kommt oder  höher  ist,  und  welche  er  nicht  in  dem  Prozesse,  in  dem 
das  fragliche  Urteil  erlassen  wurde,  geltend  machen  konnte."**) 

h)  „Wenn  der  Schuldner  irgend  einem  seiner  Gläubiger  anzeigt, 
daß  er  die  Bezahlung  seiner  Schulden  eingestellt  habe  oder  einzustellen 
im  Begriff  sei.****)  —  Diese  Anzeige  braucht  nicht  schriftlich  zu  er- 
folgen, sondern  kann  auch  mündlich  (orally)  gemacht  werden:  vgl. 
den  Rechtsfall  ex  parte  Nickoll  im  13.  Bande  der  Entscheidungen 
der  QueerCs  Bench  Divisiony  S.  469  flg.  Es  ist  nicht  notwendig,  daß 
der  Schuldner  ausdrücklich  von  einer  erfolgten  oder  beabsichtigten 
Zahlungseinstellung  spricht;  es  genügt,  wenn  er  solche  Redewendungen 
gebraucht,   daß  ein  denkender  Mensch  (a  reasonable  person)  zu  dem 


des  Law  Report  folgende  Erklärung:  ,,A  final  judgment  tneans  a  judgment 
in  an  aciion  by  which  the  question  whether  there  was  a  pre-existing  right  of  the 
plaintiff  against  the  defendant  is  finally  determined  in  favour  either  of  the 
plaintiff  or  of  the  defendant,*' 

*')  Diese  in  Klammern  gesetzten  Worte  sind  durch  den  §  i  der  Bankruptcy 
Ad  von  1890  hinzugefügt  worden  ;  sie  begreifen  in  sich  z.  B.  den  Fall,  wo  der 
Jndikatsgläubiger  die  Judikatsschuldf orderung  an  einen  dritten  zediert 
(assigned)  hat :  vgl.  den  Rechtsfall  in  re  Clements  in  den  Law  Reports  von  1901 
über  Entscheidungen  der  King's  Bench  Division,  Bd.  I,  S.  26oflg. 

**)  .,//  a  creditor  hos  ohtained  a  final  judgment-[any  person  who  is  for  the 
time  being  entitled  to  enforce  a  final  judgment  being  deemed  such  a  creditor]  — 
against  him  for  any  amount,  and  execution  thereon  not  having  been  stayed,  hos 
seroed  on  him  in  England,  or,  by  leave  of  the  Court,  elsewherc,  a  bankruptcy 
notice  under  this  Act,  requiring  him  to  pay  the  judgment  debt  in  accordance  with 
the  terms  of  the  judgment,  or  to  secure  or  Compound  for  it  to  the  satisfaction  of 
the  creditor  or  the  Court,  and  he  does  not,  within  seven  days  after  service  of  the 
notice,  in  case  the  service  is  effected  in  England,  and  in  case  the  service  is  effected 
dsewhere,  then  within  the  time  limited  in  that  behalf  by  the  order  giving  leave  to 
effect  the  service,  either  comply  with  the  requirements  of  the  notice,  or  satisfy  the 
Court  that  he  has  a  counterclaim  set-off  or  cross  demand  which  equals  or  exceeds 
the  amount  of  the  judgment  debt,  and  which  he  could  not  sct  up  in  the  action  in  which 
the  judgment  was  obtained." 

^')  ..//  the  debtor  gives  notice  to  any  of  his  creditors  that  he  has  stispended,  or 
that  he  is  about  to  suspend,  paymcnt  of  his  dehts." 
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Glauben  verleitet  wird,  der  Schuldner  habe  seine  Zahlungen  eingestellt 
oder  beabsichtige,  dies  zu  tun:  vgl.  die  Entscheidung  des  Hause  of 
Lords  in  dem  Rechtsfalle  Crook  versus  Morley,  mitgeteilt  in  den  Law 
Reports  von  iSgi  über  Entscheidungen  des  House  of  LordSy  Judidal 
Committee  of  the  Privy  Counäl,  eic,  S.  316  flg. 
3.  Bankruptcy  Petition,  Receiving  Order,  Die  Einleitung  des 
Konkursverfahrens  kann  nur  auf  Antrag  erfolgen.  Ein  solcher  Antrag 
heißt  eine  bankruptcy  petition.  Antragsberechtigt  ist  sowohl  der  Schuldner, 
als  auch  ein  Gläubiger  oder  eine  Mehrheit  von  Gläubigem.  Beantragt 
der  Schuldner  die  Eröffnung  des  Verfahrens,  so  hat  er  anzugeben,  daß 
er  unfähig  sei,  seine  Schulden  zu  bezahlen.  Wird  dagegen  von  einem 
Gläubiger  bezw.  einer  Mehrheit  von  Gläubigern  eine  bankruptcy  petition 
gegen  den  Schuldner  dem  Konkursgerichte  eingereicht,  so  hängt  die 
Zulassung  des  Antrages  von  folgenden  Umständen  ab :  ")  a)  die  Schuld- 
forderung des  antragstellenden  Gläubigere  bezw.  der  antragstellenden 
Mehrheit  von  Gläubigern  muß  mindestens  50  Pfund  (1000  Mark)  be- 
tragen; b)  die  Forderung  muß  ihrem  Betrage  nach  festgestellt  und 
entweder  unmittelbar  oder  zu  einer  bestimmten  zukünftigen  Zeit 
fällig  sein;  c)  der  act  of  bankruptcy  (s.  oben  sub  2),  auf  welchen  sich 
der  Antrag  stützt,  muß  innerhalb  der  letzten  drei  Monate  vor  Ein- 
reichung der  Petition  stattgefunden  haben;  d)  der  Schuldner  muß  eine 
Person  sein,  gegen  welche  nach  geltendem  Konkursrecht  ein  Konkurs- 
verfahren eingeleitet  werden  kann;  und  e)  falls  der  bezw.  die  Antrag- 
steller eine  Sicherheit  für  seine  bezw.  ihre  Schuldforderung  in  Händen 
haben,  so  muß  entweder  die  Bereitwilligkeit,  diese  Sicherheit  im  Falle 
der  Zulassung  des  Antrages  auszuhändigen,  erklärt  oder  der  Wert 
dieser  Sicherheit  angegeben  sein.  Im  letzteren  Falle  muß  sich  die 
Höhe  der  Schuldforderung  nach  Abzug  des  Wertes  der  Sicherheit  auf 
mindestens  50  Pfund  belaufen.  —  Eine  einmal  eingereichte  bankruptcy 
Petition  darf  ohne  Erlaubnis  des  Gerichts  nicht  zurückgezogen  werden.*^ 
—  Geht  der  Antrag  auf  Konkurseröffnung  von  dem  Schuldner  aus, 
so  kann  das  Gericht  sofort  eine  „receiving  order^  (s.  unten)  erlassen. 
Ist  dagegen  der  Antragsteller  ein  Gläubiger  oder  eine  Mehrheit  von 
Gläubigem,  so  bedarf  es  zunächst  einer  mündlichen  Verhandlung 
(a  Hearing)  über  den  Antrag,  welche  nicht  früher  als  acht  Tage  nach  Zu- 
stellung (service)  der  bankruptcy  petition  an  den  Schuldner  stattfinden 
darf.  Je  nach  dem  Ergebnisse  dieses  Hearing  entscheidet  sich  das  Gericht 
darüber,  ob  eine  receiving  order  gerechtfertigt  sei  oder  nicht.**)  Eine 
solche  Order  bewirkt,  daß  einerseits  die  Verwaltung  des  Vermögens  des 

*•)  Vgl.  hierzu  §  6  der  Bankruptcy  Act  von  1883. 

*')  Derjenige,  welcher  eine  bankruptcy  petition  dem  Gerichte  einreicht,  hat 
die  erforderliche  Stempelgebühr  (stamp  duty)  zu  entrichten  und  einen  Geld- 
betrag zu  hinterlegen;  er  ist  ferner  an  erster  Stelle  haftbar  für  alle  Kosten, 
welche  die  Einleitung  des  Konkursverfahrens  bis  einschließlich  zu  dem  Zeit- 
punkte verursacht,  zu  welchem  die  receiving  order  erlassen  wird;  jedoch  besitzt 
er  für  die  Hinterlegungssumme  (deposit)  und  die  von  ihm  bezahlten  Kosten  des 
Verfahrens  bei  der  späteren  Verteilung  der  Konkursmasse  ein  Vorrecht  (priority). 

*^)  Unter  Umständen  kann  das  Gericht,  ehe  es  eine  receiving  order  erläßt, 
den  official  receiver  zum  ,,interim  receiver**  bestellen:  vgl.  §  10  Abs.  i  der 
Bankruptcy  Act  von  1883. 
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Schuldners  auf  einen  sogenannten  official  recewer^^)  übergeht,  und  da£ 
andererseits  den  Gläubigern  des  Schuldners  das  Recht  entzogen  wird, 
irgendwelche  Schritte  gegen  das  Vermögen  oder  die  Person  des 
Schuldners  wegen  irgend  einer  im  Konkurse  anmeldbaren  Forderung 
(debt  pravable  in  batüiruptcy)  ohne  Genehmigung  des  Gerichts  (without 
Uave  of  the  Court)  zu  unternehmen.  ■*)  Dagegen  entzieht  die  recewing 
Order  dem  Schuldner  das  Eigentum  an  seinem  Vermögen  nicht;  auch 
macht  sie  ihn  nicht  zu  einem  „bankrupt^y  noch  erzeugt  sie  die  recht- 
lichen Unfähigkeiten  (Ugal  disabiliHes)^  denen  nach  englischem  Recht 
ein  unentlasteter  Gemeinschuldner  (undischarged  bankrupt)  unterliegt. 
Trotz  der  recewing  order  ist  der  Schuldner  die  einzige  Person,  welche 
zur  Erlangung  dessen,  was  ihm  gehört,  Klage  erheben  kann ;  und  alles, 
was  er  durch  eine  solche  Klage  erwirbt,  wird  sein  und  nicht  des 
recewei^s  Eigentum  und  zwar  sowohl  nach  Gemeinem  Recht,  wie  nach 
Billigkeitsrecht  (both  legally  and  equitably);  doch  muß  er  das  Erlangte 
an  den  official  recerver  zu  Gunsten  seiner  Gläubiger  ausliefern,  wofern 
er  nicht  damit  direkt  seine  Gläubiger  befriedigt  oder  sich  mit  ihnen 
vergleicht:  s.  die  Rechtsfälle  Rhodes  versus  Dawson  (besonders  die 
RechtsausfOhrungen  des  Lord  Justice  Lindley)  im  16.  Bande  der 
Entscheidungen  der  Queen's  Bench  Division  etc,  S.  553  flg.,  und  in  re 
Berry  in  den  Law  Reports  von  1896,  Entscheidungen  der  Chancery 
Division^  etc.,  Bd.  I,  S.  Q3Qflg.  —  Sobald  als  möglich  nach  Erlaß  der 
receiüing  order  hat  der  official  recerver  die  erste  Gläubigerversammlung 
zu  berufen,'*)  welche  hauptsächlich  darüber  zu  beraten  hat,  ob  nach 
Lage  der  Dinge  ein  etwaiger  Veigleichsvorschlag  (proposal  for  a 
composiiion)  oder   ein  etwaiger  Vorschlag   zu  einem  Arrangierungsplan 


*•)  Ein  official  receiver  ist  ein  von  dem  Board  of  Trade  (Ministerium  für 
Handel  und  Gewerbe)  ernannter  Beamter,  welcher  für  einen  bestimmten  Bezirk 
in  allen  Konkursen  als  ,, receiver  and  manager  of  bankrupis'  estates**  bis  zur 
Bestellung  des  oder  der  trustees  in  bankruptcy  zu  amtieren  hat. 

*^)  In  einer  eigentümlichen  Rechtslage  befindet  sich  der  ,,landlord*\  d.  h.  der 
Verpächter  oder  Vermieter  (Hauswirt)  des  Gemeinschuldners  bezüglich  des 
noch  rückständigen  Pacht-  oder  Mietzinses.  Wofern  der  landlord  nicht  sein 
Pfändungsrecht  (right  of  distress)  ausübt,  besitzt  er  für  seine  Forderungen  kein 
Vorrecht  {no  priority)  vor  den  übrigen  Massegläubigem.  Nimmt  er  früher 
als  drei  Monate  vor  dem  Erlasse  der  receiving  order  eine  Pfändung  vor,  so 
ist  dieselbe  bis  in  Höhe  des  gesamten  Miet-  oder  Pachtzinses,  welchen  er  von 
dem  Gemeinschuldner  zu  fordern  hat,  wirksam;  pfändet  er  jedoch  innerhalb  der 
genannten  drei  Monate,  so  muß  er  aus  dem  Erlöse  des  Verkaufs  der  gepfändeten 
Sachen  zunächst  die  bevorrechtigten  Gläubiger  (preferential  creditor<i)  des  Ge- 
meinschuldners befriedigen.  Soweit  dann  der  Rest  des  Erlöses  nicht  ausreicht, 
um  auch  die  Forderungen  des  landlord  zu  begleichen,  wird  der  letztere  ein 
preferential  creditor  für  den  Betrag  des  Ausfalls.  Nach  dem  „commencement 
of  the  bankruptcy"  (vgl.  §43  der  Bankruptcy  Act  von  1883)  kann  der  landlord 
nur  in  Ansehung  des  Miet-  oder  Pachtzinses  für  die  letzten  sechs  Monate  vor 
der  adjudication  (s.  Erl.  sub  4)  sein  Pfandrecht  geltend  machen.  Vgl.  hierzu  den 
{  28  der  Bankruptcy  Act  von  1890  in  Vbdg.  .mit  §  i  Abs.  4  der  Preferential 
Payments  in  Bankruptcy  Act  von  1888. 

")  Diese  erste  Cläubigerversammlung  muß,  wofern  nicht  von  dem  Ge- 
richte eine  anderweitige  Anordnung  getroffen  ist,  binnen  14  Tagen  nach  Erlaß 
der  receiüing  order  stattfinden. 
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(proposal  for  a  scheme  of  arrangcment)  seitens  des  Schuldners  in  Er- 
wägung gezogen  werden  solle,  oder  ob  eine  adjudication  des  Schuldners 
vorzuziehen  sei.  Im  letzteren  Falle  hat  die  Versammlung  über  die 
Wahl  eines  trustee  in  bankruptcy  und  eventuell  eines  Gläubigeraus- 
schusses (cotnmittee  of  tnspection)^^)  zu  beschließen.  —  Der  Schuldner 
hat,  falls  von  ihm  selber  die  bankruptcy  petition  ausgegangen  ist,  binnen 
3  Tagen  und,  falls  ein  Gläubiger  oder  eine  Mehrheit  von  Gläubigem 
den  Antrag  auf  Einleitung  des  Konkursverfahrens  gestellt  hat,  binnen 
7  Tagen  nach  Erlaß  der  rtceiving  order  ein  sogenanntes  statement  of 
affairsj  d.  h.  eine  Übersicht  über  seine  Aktiven  und  Passiven,  über 
seine  Gläubiger  usw.,  an  den  official  receiver  einzureichen.  *•)  Durch 
ein  afßdavity  d.  h.  durch  eine  unter  Eid  abgegebene  schriftliche  Er- 
klärung muß  der  Schuldner  die  Richtigkeit  seiner  Angaben  in  dem 
Statement  erhärten.  —  Demnächst  ist  von  dem  Konkursgerichte  ein 
Verhör  (examination)  des  Schuldners  in  öffentlicher  Sitzung  (in  open 
court)  vorzunehmen,  bei  welcher  Gelegenheit  nicht  nur  das  Gericht, 
sondern  auch  der  official  receivery  der  etwa  schon  gewählte  trustee  in 
batikruptcy  und  jeder  Gläubiger,  der  eine  Forderung  angemeldet  hat, 
(bezw.  ein  gehörig  bevollmächtigter  Vertreter  eines  solchen  Gläubigers) 
an  den  Schuldner  Fragen  über  sein  Vermögen  und  über  seine  Geschäfts- 
führung richten  darf.  Sämtliche  Antworten  des  Schuldners  gehen  unter 
seinem  Eide.**)  —  Binnen  4  Tagen  nach  Einreichung  des  statement 
of  affairs  oder  binnen  derjenigen  längeren  Frist,  welche  etwa  der 
official  receiver  festgesetzt  haben  mag,  kann  der  Schuldner  einen 
schriftlich  abgefaßten  Vergleichsvorschlag  (proposal  for  a  composition  in 
satisfaction  of  his  debts)  oder  einen  Vorsclilag  für  einen  Arrangierungs- 
plan  (proposal  for  a  scheme  of  arrangetnent  of  his  affairs)  dem  official 
receiver  zur  Vorlage  an  die  Gläubigerversamralung  übergeben.  In  diesem 
Falle  hat  der  official  receiver  und  zwar,  bevor  das  öffentliche  Verhör 
(the  public    examination)   des   Schuldners  vor  Gericht  beendet  ist,   eine 


*•)  Das  committee  of  inspection  hat  aus  mindestens  3  und  höchstens  5  Per- 
sonen zu  bestehen,  welche  aus  der  Zahl  der  auf  der  Versammlung  anwesenden 
Gläubiger  oder  Stellvertreter  (proxies)  von  Gläubigern  zu  ernennen  sind. 
Die  Versammlung  kann  auf  dieses  committee  of  inspection  die  Wahl  des  oder 
der  trustees  in  bankruptcy  delegieren.  Die  Aufgabe  des  Gläubigerausschusses 
ist,  die  Tätigkeit  des  trustee  in  bankruptcy  zu  überwachen.  Gewisse  Rechts- 
geschäfte darf  der  trustee  nur  mit  Genehmigung  des  committee  of  inspection 
vornehmen.  Ist  kein  GläubigerausschuO  ernannt,  so  hat  der  Board  of  Trade 
die  erforderliche  Erlaubnis  zur  Vornahme  der  fraglichen  Rechtsgeschäfte  zu 
erteilen. 

*')  Der  official  receiver  ist  berechtigt,  die  Frist  für  die  Einreichung  des 
statement  of  affairs  zu  verlängern.  —  Das  Konkursgericht  kann  von  dem 
Schuldner  die  Aufstellung  einer  Gewinn-  und  Verlustrechnung  (a  pro  fit  and  loss 
account),  welche  für  irgend  eine  Zeitperiode  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Schuldners  angibt,  einfordern.  Auch  der  official  receiver  hat  das  gleiche  Recht, 
jedoch  nur  für  den  Zeitraum  der  letzten  zwei  Jahre  vor  Erlaß  der  receiving  order, 

«*)  Wenn  der  Schuldner  unfähig  ist,  vor  Gericht  zu  erscheinen,  so  kann 
durch  eine  gerichtliche  Verfügung  entweder  von  der  public  examination  gänz- 
lich abgesehen  oder  das  Stattfinden  des  Verhörs  an  einem  anderen  Orte  und 
in  einer  den  Umständen  angemessenen  Weise  angeordnet  werden:  vgl.  den 
§  2  der  Bankruptcy  Act  von  1890. 
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Gläubigerversammlung  zu  berufen  imd  jedem  Gläubiger  eine  Abschrift 
(capy)  des  Vorschlages  zu  übersenden.  Wird  auf  der  Versammlung 
der  Vorschlag  des  Schuldners  von  einer  Mehrheit  von  Gläubigem, 
welche  mindestens  drei  Viertel  des  Wertes  der  angemeldeten  Konkurs- 
forderungen vertreten,  (a  majority  in  number  and  three-faurths  in  value 
{ff  all  the  creditors  who  have  proved)  angenommen  und  von  dem  Ge- 
richte gebilligt,  so  sind  sämtliche  Gläubiger  des  Schuldners,  soweit  es 
sich  um  solche  Forderungen  handelt,  welche  im  Konkurse  anmeldbar 
sind,  an  den  Vergleich  (composiHon)  oder  Arrangierungsplan  (scheme  of 
arranganent)  gebunden. ")  Das  Gericht  darf  jedoch  über  den  Antrag 
(application)  auf  Zustimmung  (approval)  zu  dem  Vorschlage  erst  ver- 
handeln, nachdem  das  öffenüiche  Verhör  des  Schuldners  zu  Ende  ge- 
führt ist.  Durch  die  Zustimmung  des  Gerichts  wird  die  receiving  order 
hinfällig.  *•)  Vgl.  hierzu  den  §  3  der  Bankruptcy  Act  von  1890  und 
die  rules  iq6 — 215  der  Bankruptcy  Rules,'^'^) 

4.  Adjudication.  Das  Gericht  kann  auf  Verlangen  des  Schuldners 
unmittelbar  nach  Erlaß  der  receiving  order  die  Verhängung  des  Kon- 
kurses (the  adjudication)  verfügen.  In  der  Regel  erfolgt  jedoch  die 
adjudication  zu  einem  späteren  Zeitpunkte  und  zwar  nur  dann,  wenn 
einer  der  folgenden  Gründe  vorliegt:  a)  wenn  die  Gläubigerversamm- 
lung einen  Beschluß  zu  Gunsten  einer  adjudication  gefaßt  hat;  b)  wenn 
die  Gläubigerversammlung  sich  weder  für,  noch  gegen  eine  adjudication 
geäußert  hat;  c)  wenn  die  Gläubiger  der  Einberufung  einer  Gläubiger- 
versammlung   nicht   Folge  geleistet  haben;    d)  wenn  binnen  14  Tagen 


**)  Der  Absatz  12  des  |  3  der  Bankruptcy  Act  von  1890  bestimmt:  ,,A  cotn- 
position  or  scheme  accepted  and  approved  in  pursuance  of  this  section  shall  he 
binding  on  all  the  creditors  so  far  as  relates  to  any  debts  due  to  them  from  the 
debtor  and  provable  in  bankruptcy,  but  shall  not  rclease  the  debtor  from  any  Habt-' 
lity  under  a  judgmerit  against  him  in  an  action  for  seduction,  or  under  an  affili- 
ation  Order,  or  under  a  judgment  against  him  as  a  co-respondent  in  a  matrimonial 
cause,  except  to  such  an  extent  and  under  such  conditions  as  the  Court  expressly 
Orders  in  respect  of  such  liability." 

■•)  Die  rule  208  der  Bankruptcy  Rules  (rule  30  der  Rules  von  1890)  verordnet: 
„When  a  composition  or  scheme  is  approved  of,  the  official  receiver  shall,  on  pay^ 
ment  of  all  proper  costs,  charges,  and  expenses  of  and  incidental  to  the  procee- 
dings,  and  all  fees  and  percentaces  payable  to  the  official  receiver  and  the  Board 
of  Trade,  forthwith  put  the  debtor  (or,  as  the  case  may  be,  the  trustee  under  the  com- 
position or  scheme,  or  the  other  person  or  persons  to  whom  under  the  composition 
or  scheme  the  property  of  the  debtor  is  to  be  assigned)  into  possession  of  the  debtor* s 
Property.     The  Court  shall  also  disc karge  the  receiving  order." 

*')  Auch  nach  erfolgter  adjudication  des  Schuldners  ist  es  möglich,  eine 
Aufhebung  des  Konkursverfahrens  durch  einen  Vergleich  (composition)  oder 
durch  einen  Arrangierungsplan  (scheme  of  arrangement)  herbeizuführen:  vgl. 
den  §  23  der  Bankruptcy  Act  von  1883  in  Vbdg.  mit  dem  §  6  der  Bankruptcy 
Act  von  1890,  sowie  rule  216  der  Bankruptcy  Rules  (rule  38  der  Rules  von  1890). 
—  Kommt  eine  composition  oder  ein  scheme  of  arrangement  zwischen  dem 
Schuldner  und  den  Glaubigem  vor  Erlaß  der  receiving  ordet  zu  Stande,  so  gelten 
die  Vorschriften  des  Konkursrechts  nicht,  d.  h.  es  werden  nicht  alle,  sondern  nur 
die  zustimmenden  Gläubiger  gebunden.  Des  weiteren  muß  eine  solche 
Vereinbarung  zu  ihrer  Gültigkeit  gemäß  der  Deeds  of  Arrangement  Act  von  1887 
<50  and  51  Vict.  c.  57)  auf  der  Bills  of  Säle  Office  (Fahmishypothekenamt) 
eingetragen  werden.  • 
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nach  beendetem  öffentlichen  Verhör  (public  examination)  des  Schuldners 
die  Gläubiger  einen  etwaigen  Vergleichsvorschlag  (proposal  fot  a 
campositian)  oder  Arrangierungsplan  (scheme  of  arrangement)  des  Schuldnern 
nicht  angenommen  haben;  und  e)  wenn  der  Schuldner  ohne  triftigen 
Grund  nicht  rechtzeitig  ein  gehörig  abgefaßtes  Statement  of  affairs  ein- 
gereicht hat.  ■^)  —  Durch  die  adjudicatton  wird  der  Schuldner  zu  einem 
y^bankrupt^  imd  ist  gewissen  rechtlichen  Unfähigkeiten  unterworfen. 
Das  Eigentum  an  dem  lehnrechtlichen  und  nichtlehnrechtlichen  Ver- 
mögen des  Schuldners  geht,  ohne  daß  es  einer  besonderen  Übertragung 
bedarf,  auf  den  oder  die  bestellten  trustees  in  bankruptcy^^)  oder,  falls 
eine  solche  Bestellung  noch  nicht  stattgefunden  hat,  ■®)  auf  den  officiai 
receiver  über.  Von  diesem  Eigentumsübergang  sind  gemäß  §  44  der 
Bankruptcy  Act  von  1883  ausgenommen:  a)  solche  Vermögensstücke, 
welche  der  bankrupt  zur  treuen  Hand  für  irgendeine  andere  Person 
(an  trust  for  any  other  person)  besitzt,  wofern  diese  G^enstände  von 
der  übrigen  Vermögensmasse  unterschieden  werden  können:  vgl.  den 
Rechtsfall  in  re  Hallett  and  Company  in  den  Law  Reports  von  1804. 
2.  Band  der  Entscheidungen  der  QueetCs  Bench  Division  etCy  S.  237 flg.; 
—  b)  die  etwaigen  Gerätschaften  (tools)  für  das  Gewerbe  des  bankrupt^ 
sowie  die  notwendigen  Kleidungsstücke  (wearing  apparel)  und  Betten 


*•)  Vgl.  §  20  in  Vbdg.  mit  |  16,  Abs.  3.  der  Bankruptcy  Act  von  1883. 

••)  Nach  §  84  der  Bankruptcy  Act  von  1883  können  die  Gläubiger,  falls  sie  es 
für  zweckmäßig  halten,  mehr  als  eine  Person  zu  dem  Amte  eines  trustee  in 
bankruptcy  berufen.  In  der  Praxis  wird  jedoch  selten  von  dieser  Ermächtigung 
Gebrauch  gemacht. 

•®)  Die  Ernennung  eines  trustee  in  bankruptcy  erfolgt  regelmäßig  entweder 
durch  die  Gläubigerversammlung  oder  durch  den  Gläubigerausschuß  (com- 
mittee  of  in^pection),  falls  auf  den  letzteren  die  Gläubigerversammlung  ihr 
Emennungsrecht  delegiert  hat.  In  beiden  Fällen  muß  der  Board  of  Trade  die 
getroffene  Wahl  durch  ein  certificate  of  appointment  bestätigen.  Die  Erteilung 
eines  solchen  certificate  darf  erst  erfolgen,  nachdem  der  oder  die  trustees  eine 
nach  Ansicht  des  Board  of  Trade  hinreichende  Sicherheit  (security)  gestellt 
haben.  Der  Board  of  Trade  ist  berechtigt,  die  Ausstellung  eines  certificate  zu  ver- 
weigern, a)  wenn  die  Wahl  des  trustee  nicht  bona  fids  stattgefunden  hat;  b)  wenn 
der  Erwählte  nicht  geeignet  ist,  als  trustee  zu  handeln  ^t s  not  fit  to  act  as  trustee), 
z.  B.,  wenn  derselbe  in  einem  früheren  Konkursverfahren  wegen  schlechter 
Führung  (misconduct)  oder  Pflichtversäumnis  (neglect  of  duty)  seines  Amtes 
als  trustee  in  bankruptcy  entsetzt  worden  ist;  und  c)  wenn  die  Beziehungen  des 
Erwählten  zu  dem  Gemeinschuldner  oder  dessen  Vermögen  oder  zu  irgend 
einem  bestimmten  Gläubiger  es  zweifelhaft  erscheinen  lassen,  ob  der  Erwählte 
fähig  sei,  mit  Unparteilichkeit  die  Interessen  der  gesamten  Gläubiger  zu  vertreten. 
(Vgl.  hierzu  den  §  21  Abs.  2  der  Bankruptcy  Act  von  1883  in  Vbdg.  mit  §  4 
der  Bankruptcy  Act  von  1890.)  —  Wird  nicht  binnen  4  Wochen  nach  der  adju- 
dication  oder,  falls  beim  Ablauf  dieser  Frist  noch  Verhandlungen  über  eine 
cotnposition  oder  über  ein  scheme  of  arrangement  schweben,  binnen  7  Tagen 
nach  dem  Scheitern  dieser  Verhandlungen  die  Wahl  eines  trustee  in  bankruptcy 
von  der  Gläubigerversammlung  bezw.  von  dem  committee  of  inspection  vorge- 
nommen, so  hat  der  Board  of  Trade  selber  eine  geeignete  Person  für  das  Amt 
eines  trustee  zu  bezeichnen  und  derselben  das  certificate  of  appointment  zu  er- 
teilen. (§  2 1  Abs.  6  des  Gesetzes  von  1 883. )  —  Über  den  Fall  der  Amtsentsetzung 
eines  trustee  in  bankruptcy  vgl.  die  §§  85 — 86  des  Gesetzes  von  1883  und  den  §  19 
des  Gesetzes  von  1890,  sowie  rules  301 — 303  der  Bankruptcy  Rules. 
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(heddmg)  des  Gemeinschuldners,  seiner  Ehefrau  und  Kinder;  jedoch 
darf  der  Gesamtwert  dieser  Gegenstände  nicht  mehr  als  20  Pfund 
(400  Mark)  betragen;  —  und  c)  das  etwa  dem  Gemeinschuldner  zu- 
stehende Recht  auf  Berufung  einer  Person  zu  einer  vakanten  geistlichen 
Pfründe  (the  right  of  nominaüon  to  a  vacant  ecdeHastical  benefice),  — 
Dagegen  sind  in  diesen  Eigentumsübergang  mit  einbegriffen  „alle 
beweglichen  Sachen,  welche  beim  Konkursbeginne  sich  in  dem  Besitze, 
der  Kontrolle  oder  Verfügung  des  Gemeinschuldners  in  seinem  Handels- 
oder Gewerbebetriebe  mit  Zustimmung  und  Erlaubnis  des  wahren 
Eigentümers  unter  solchen  Umständen  befinden,  daß  der  Gemein- 
schuldner der  scheinbare  Eigentümer  ist"  (all  goods  beingy  at  the 
commencement  of  the  bankruptcyj  in  the  possession,  ordeTy  or  disposition  of 
the  bankrupty  in  his  trade  or  business,  by  the  consent  and  permission  of 
the  true  ownerj  under  such  circumstances  that  he  is  the  reputed  owner 
thereof),  *')  '*)  —  Der  irustee  in  bankruptcy  ist  berechtigt,  auf  sogenanntes 
onerous  property,  d.  h.  auf  solches  Vermögen  des  bankrupt  zu  verzichten 
(to  disclaim  the  proper ty)j  welches  infolge  hoher  Belastung  unverkäuflich 
oder  doch  nur  unter  großen  Schwierigkeiten  verkäuflich  ist  Eine  solche 
Verzichileistung  muß  schriftlich  und  unter  der  eigenhändigen  Unter- 
schrift des  trustee  erfolgen;  sie  muß  fem  er  binnen  12  Monaten  nach 
der  Ernennung  des  trustee^  bezw.,  wenn  derselbe  innerhalb  eines 
Monats  nach  seiner  Ernennung  keine  Kenntnis  von  dem  Vorhanden- 
sein der  fraglichen  Vermögensstücke  gehabt  hat,  binnen  12  Monaten 
nach  erlangter  Kenntnis  erklärt  werden.  Falls  jemand,  der  ein  recht- 
liches Interesse  an  dem  onerous  property  besitzt,  schriftlich  den  trustee 
um  eine  Äußerung  darüber  bittet,  ob,  oder  ob  nicht,  er  von  seinem 
Verzichtleistungsrecht  Gebrauch    zu    machen  gedenke,   und  falls  dann 


'^)  Man  pflegt  diese  Bestimmung  die  ,,reputed  ownership  clause"  (Klausel 
betr.  scheinbares  Eigentum)  zu  nennen.  Schon  der  §  15  Abs.  5  der  Bankruptcy 
Act  von  1869  (32  and  33  Vict.  c.  71)  enthielt  eine  ähnliche  Vorschrift.  Über 
den  Sinn  der  Vorschrift  äußert  sich  Lord  Justice  J  a  m  e  s  in  dem  Rechtsstreite 
ex  parte  Wingfield  aus  dem  Jahre  1879,  mitgeteilt  im  10.  Bande  der  Entschei- 
dungen der  Chancery  Division,  S.  591  flg.,  in  nachstehender  Weise:  ,,Der  Vor- 
schrift ist  stets  die  Bedeutung  beigelegt  worden,  daß,  falls  bewegliche  Sachen 
sich  in  dem  Besitze,  der  Kontrolle  oder  Verfügung  jemandes  unter  Umständen 
befinden,  welche  den  Betreffenden  befähigen,  mit  Hilfe  dieser  Sachen  einen  den 
wahren  Verhältnissen  nicht  entsprechenden  Kredit  zu  erhalten,  dann  der 
Eigentümer  der  Sachen,  welcher  es  ihm  gestattet  hat,  einen  falschen  Kredit  zu 
erlangen,  zur  Strafe  den  Verlust  dieser  Sachen  und  zwar  zu  Gunsten  derjenigen 
Personen  erleiden  muß,  welche  den  Kredit  gewährt  haben.'*  (The  Provision 
hos  always  been  conslrued  as  meaning  this  *  that,  if  goods  are  in  a  man's  possession, 
Order,  or  disposition  under  such  circumstances  as  to  enable  him  by  means  of  them 
to  obtain  false  credit,  then  the  owner  of  the  ^oods  who  hos  permitted  him  to  obtain 
ihat  false  credit  is  to  suffer  the  penalty  of  losing  his  goods  for  the  benefit  of  those 
9ho  haue  given  the  credit.) 

-  •■)  Über  die  Befugnisse,  welche  der  trustee  in  bankruptcy  bezüglich  des  auf 
ihn  übergegangenen  Vermögens  des  bankrupt  selbständig  ausüben  darf,  s.  §  56 
der  Bankruptcy  Act  von  1883;  und  über  die  Befugnisse,  zu  deren  Ausübung 
er  die  Erlaubnis  des  Gläubigerausschusses  (the  permission  of  the  committee  of 
ii^spection),  bezw.  in  Ermangelung  eines  solchen  Anschusses  die  Erlaubnis  des 
Board  of  Trade  einholen  muß,  s.  die  §§  57  und  64  desselben  Parlamentsgesetzes. 
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der  trustee  nicht  binnen  28  Tagen  oder  binnen  der  ihm  etwa  vom 
Konkursgerichte  bewilligten  weiteren  Frist  auf  die  betreflfenden  Ver- 
mögensstücke verzichtet,  so  geht  das  right  to  disclaim  verloren.  (Vgl 
hierzu  den  §  55  des  Gesetzes  von  1883  in  Vbdg.  mit  §  13  des  Ge- 
setzes von  1890.)  —  Solange  das  Konkursgericht  dem  bankruft  nicht 
eine  Entlastung  (discharge;  s  Erl.  zu  §  3  sub  I,  6)  erteilt  hat,  ist  der 
Gemeinschuldner  ein  undiscJiarged  bankrupt  oder,  wie  man  auch  bis- 
weilen sagt,  ein  unctrtificated  bankrupt*^)  Der  §70  der  Jenks'schen 
Kodifikation  beschäftigt  sich  nun  mit  zwei  Fragen:  a)  Kann  ein 
undiscJiarged  bankrupt  Vermögen  erwerben,  besitzen  und  darüber  ver- 
fügen? und  b)  Kann  ein  undischarged  bankrupt  bindende  Verträge 
schließen  ? 

.  5.  Erwerb  von  nichtlehnrechtliohem  Vermögen  (personal 
property)  durch  einen  unentlasteten  Gemeinschuldner  (undis- 
charged bankrupt),  ^^)  —  Ein  undischarged  bankrupt  ist  fähig,  durch 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen  sowohl  chatteis 
real  (z.  B.  leasehold-Gi\xnd^\xic\i€),  als  auch  chatteis  personal  (bewegliches 
Vermögen),  einschließlich  choses  in  actianj  zu  erwerben  und  zu  besitzen, 
es  sei  denn,  daß  der  trustee  in  bankruptcy  Einspruch  erhebt  (intervenä) 
und  eine  Auslieferung  der  fraglichen  Vermögensstücke  verlangt  Wenn 
der  unentlastete  Gemeinschuldner,  bevor  der  trustee  in  bankruptcy  sein 
Interventionsrecht  ausgeübt  hat,  das  „after-acquired  personal  property^ 
d.  h.  das  nach  dem  Konkursbeginne  erworbene  nichtlehnrechtlichc 
Vermögen  auf  einen  dritten,  welcher  bona  fide  handelt  und  eine  geld- 
werte Gegenleistung  hingibt,  überträgt  oder  zu  übertragen  sich  vertrag- 
lich verpflichtet,  so  ist  der  trustee  in  bankruptcy  nicht  mehr  berechtigt, 
durch  Einsprucherhebung  (intervention)  Beschlag  auf  die  fraglichen 
Vermögensstücke  zu  legen,  und  zwar  gleichgültig,  ob  der  bona  fide 
purchaser  (d.  h.  der  gutgläubige  Käufer)  Kenntnis  von  dem  Konkurse 
des  Verkäufers  gehabt  hat  oder  nicht :  vgl.  die  Entscheidung  des  Court 
of  Appeal  aus  dem  Jahre  iSgo  in  dem  Rechtsstreite  Cohen  versus 
Af itchell y  mitgeteilt  im  25.  Bande  der  Entscheidungen  der  Queens 
Bench  Division  etc,  S.  262%.  —  In  Anm.  3  zu  §  70  der  Jenks'schen 
Kodifikation  wird  auf  den  Rechtsfall  Mercer  versus  Fans  Colina  hinge- 
wiesen, welcher  in  den  Latu  Reports  von  1900,  Bd.  I  der  Entscheidungen 
der  Queetüs  Bench  Divisionj  S.  130  flg.,  als  Anmerkung  zu  dem  Rechts- 
falle in  re  Roberts  mitgeteilt  ist.  Es  handelte  sich  in  dem  heran- 
gezogenen Beispiele  um  ein  j^interpleader  issue"  (s  oben  Erl.  sub  2, 
Anm.  9)  betreffend  die  Frage,  wer  von  zwei  Ansprucherhebenden  zur 
Empfangnahme  einer  bestimmten,  beim  Gerichte  hinterlegten  Geld- 
summe berechtigt  wäre.     Der  Tatbestand,   soweit  er  für  die  vorliegen- 

••)  Nach  dem  früheren  Konkursrechte  Englands  wurde  dem  bankrupt  bei 
Einstellung  des  Konkursverfahrens  von  dem  Gerichte  nicht  eine  order  of  dis- 
charge, sondern  ein  sogenanntes  ..certificate  of  conformiiy**  erteilt.  Demgemäß 
sprach  man  von  certificaied  und  uncertificated  bankrupts.  In  Irland  erfolgt 
bis  zum  heutigen  Tage  die  Entlastung  des  Gemeinschuldners  durch  ein  certi- 
ficate of  conformity, 

**)  Über  die  Ausdrücke  ,, lehnrechtliches  Vermögen"  und  „nichtlehnrecht- 
liches  Vermögen"  vgl.  die  Erl.  zu  §  37  sub  i.  Über  die  Frage,  welche  Vermögens- 
gegenstände zu  dem  „personal  property'*  zählen,  vgl.  die  Erl.  zu  §  38. 
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den  Zwecke  in  Betracht  kommt,  ist  kurz  folgender:  Über  einen  ge- 
wissen Tibbits  war  im  Jahre  1891  die  Konkurseröffnung  (aä/udicaffon) 
verfügt  worden;  eine  Entlastung  (discharge)  hatte  seitdem  nicht  statt- 
gefunden; Tibbits  zählte  daher  zu  der  Klasse  der  undischarged  bankrupts. 
Der  Kläger  Mercer  war  der  in  dem  Konkurse  bestellte  trustee  in 
bankruptcy.  Tibbits  hatte  im  Jahre  1896  den  Verkauf  einer  von  einem 
gewissen  Ren  ton  betriebenen  Gastwirtschaft  vermittelt  und  sich  für 
seine  Bemühungen  eine  Vermittlungsgebühr  (commisston)  ausbedungen. 
Da  Renton  die  Zahlung  dieser  commisston  verweigerte,  so  erhob  Tibbits 
Klage  und  erhielt  am  30.  April  1897  durch  richterliches  Urteil  die 
Summe  von  258  Pfund  zugesprochen.  Renton  hinterlegte  nunmehr 
den  vollen  Betrag  der  Judikatsschuld  bei  dem  Gerichte  und  zeigte 
gleichzeitig  dem  trustee  in  bankruptcy  (Mercer)  diese  Hinterlegung  an. 
Daraufhin  sandte  Mercer  am  6.  Mai  sowohl  an  Renton,  wie  an  den 
Gemeinschuldner  Tibbits  die  Nachricht  (notice),  daß  er  die  258  Pfund 
für  sich  in  seiner  Eigenschaft  als  Konkurstreuhänder  reklamiere.  Am 
nächsten  Tage  bewirkte  dann  Mercer  von  dem  Konkursgerichte  den 
Erlaß  einer  stop  order  (d.  h.  eines  Aushändigungsverbotes)  bezüglich 
der  hinterl^en  Geldsumme.  Am  28.  April  1897,  ^*-  ^-  zwei  Tage  vor 
dem  Urteile,  welches  dem  Renton  die  Zahlung  von  258  Pfund  an 
Tibbits  anbefahl,  hatte  Tibbits  seinen  Anspruch  gegen  Ren  ton  an 
einen  gewissen  Vans  Colina  zediert  (assigned);  eine  Anzeige  an  den 
Mitor  cessus  über  diese  Zession  (assignment)  war  jedoch  unterblieben. 
Machte  das  Zessionsabkommen  vom  28.  April  die  Intervention  des 
Konkurstreuhänders  vom  6.  Mai  unwirksam?  oder  war  der  Kläger 
Mercer  infolge  der  unterlassenen  Anzeige  an  den  debitor  cessus  Eigen- 
tümer der  hinterlegten  Geldsumme  geworden?  Mr.  Justice  Wright 
entschied  zu  Gunsten  des  trustee  in  bankruptcy.  Aus  dem  Urteile  führe 
ich  die  nachstehenden  Sätze  an:  „Was  nun  den  Anspruch  des  Vans 
Colina  anbelangt,  so  hatten  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  der  Konkurs- 
treuhänder seinen  eigenen  Rechtsanspruch  durch  eine  Anzeige  an  den 
Gemeinschuldner  und  an  Renton,  sowie  durch  eine  stop  order  vervoll- 
ständigte, weder  Renton,  noch  der  Konkurstreuhänder  irgend  eine 
Benachrichtigung  bezw.  Kenntnis  von  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Zession.  Das  objektive  Recht  in  dieser  Frage  scheint  mir  folgendes 
zu  sein.  Kraft  §  50,  Absatz  5,  des  Gesetzes  von  1883 ")  wird  der 
Konkurstreuhänder,  der  allgemeine  Zessionar  der  dem  Gemeinschuldner 
zustehenden  choses  in  action,  soweit  es  sich  nicht  um  ^personal  earning£^^) 

••)  Der  Absatz  5  des  §  50  der  Bankruptcy  Act  von  1883  lautet:  ,,\Vhere 
any  pari  of  the  property  of  the  hankrupt  consists  of  things  in  action,  such  things 
shall  he  deemed  to  have  been  duly  assigned  to  the  trustee.'*  (In  dem  Falle,  wo 
irgend  ein  Teil  des  Vermögens  des  Gemeinschuldners  aus  Forderungsrechten 
besteht,  sollen  diese  Forderungsrechte  als  in  gehöriger  Weise  an  den  Konkurs- 
treuhänder  zediert  gelten.) 

••)  Über  den  Sinn  der  Worte  ..personal  earnings"  gibt  Mr.  Justice  Wright 
an  einer  früheren  Stelle  derselben  Entscheidung  folgende  Erläuterung  :  ,,The 
cases  from  Crofton  v.  Poole  downwards  seent  to  me  to  point  to  a  limitation  of 
»personal  earnings'  to  something  analogous,  hoth  in  its  char acter  and  in  the 
nature  of  its  remuneration,  to  personal  daily  labour  —  not,  of  course,  manual  or 
"i^ial  only."     (Seit  dem  Prozesse  Crofton  versus  Poole  scheinen  die  Rechts- 
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handelt,  und  zwar  von  dem  Augenblicke  an,  wo  diese  choscs  in  acüon 
zur  Entstehtmg  gelangen,  mit  dem  alleinigen  Vorbehalte,  daß  Rechte, 
welche  von  einem  gutgläubigen  Zessionar  für  eine  geldwerte  Gegen- 
leistung, sei  es  mit  oder  ohne  Kenntnis  von  dem  Konkurse  erworben 
worden  sind,  bevor  der  Konkurslreuhänder  interveniert,  unberührt 
bleiben  sollen.  Falls  dieser  besondere  Zessionar  nicht  seinen  Rechts- 
titel durch  eine  stop  order  vervollständigt,  kann  der  Konkurstreuhänder 
als  allgemeiner  Zessionar  dadurch,  daß  er  interveniert  und  die  Geld- 
siunme  von  dem  Gemeinschuldner  fordert,  sowie  Anzeige  an  den  Ver- 
wahrer der  Geldsumme  macht  oder,  falls  das  Geld  bei  dem  Gerichte 
hinterlegt  ist,  eine  stop  order  en\ärkt,  seinen  Rechtstitel  so  vervoll- 
ständigen, daß  er  unter  Ausschluß  des  besonderen  Zessionars  an  erster 
Stelle  steht.  .  .  .  Wenn  dies  nun  der  Standpunkt  des  objektiven 
Rechts  ist,  dann  hat,  weil  Renton  weder  eine  Anzeige  von  der  Zession 
auf  Vans  Colina  erhielt,  noch  eine  Kenntnis  davon  besaß,  und  weil 
Vans  Colina  keine  stop  order  erwirkt  hatte,  der  Konkurstreuhänder 
durch  die  von  ihm  abgesandten  Anzeigen  und  durch  die  von  ihm  er- 
wirkte stop  order  ein  Vorrecht  erlangt."*')  — 

Die  Regel,  daß  der  Konkurstreuhänder  durch  rechtzeitige  Inter- 
vention die  von  dem  unentlasteten  Gemeinschuldner  während  der 
Dauer  des  Konkurses  etwa  erworbenen  nichtlehnrechtiichen  Vermögens- 
stticke  (d.  h.  das  after- acquired  personal  property  of  the  undischarged 
bankrupt)  für  sich  einfordern  kann,  erleidet  verschiedene  Ausnahmen. 
Nach  §  52  der  Bankruptcy  Act  von  1883  geht  das  Amtseinkommen 
eines  in  Konkurs  geratenen  Geistlichen  nicht  auf  den  Konkurstreu- 
händer über,  kann  aber  unter  Sequestration  gestellt  werden.  In  diesem 
Falle  muß  dem  betreffenden  Geistlichen  aus  dem  Amtseinkommen  ein 
von     dem     Bischöfe     zu     bestimmender     Betrag    ausbezahlt    werden. 


fälle  den  Ausdruck  .personal  earnings*  auf  ein  Etwas  zu  beschränken,  das 
sowohl  seinem  Wesen  nach,  wie  nach  der  Art  seiner  Remuneration  analog 
der  persönlichen  täglichen  Arbeit  ist ;  natürlich  ist  hier  nicht  nur  an  Hand- 
oder niedrige  Arbeit  [sondern  auch  an  Kopfarbeit]  gedacht.)  —  Der  Rechtsfall 
Crofton  versus  Poole  spielt  im  Jahre  1830  und  ist  im  i.  Bande  der  von  Barne- 
wall und  A  d  o  1  p  h  u  s  herausgegebenen  King*s  Bench  Reports,  S.  568  flg., 
sowie  im  35.  Bande  der  Revised  Reports,  S.  380  flg.,  mitgeteilt. 

")  „Next,  with  respect  to  Vans  Colina* s  claim,  neither  Renton  nor  the  trusUe 
had  any  notice  or  knowledge  of  this  assignment  until  the  tru^tee  perfected  his  own 
Claim  by  notice  to  the  bankrupt  and  to  Renton,  and  by  the  stop  order. 
The  law  on  this  Point  appears  to  me  to  be  this.  By  virtue  of  s.  50,  sub-s.  5, 
of  the  Act  of  1883,  the  trustee  in  bankruptcy  becomes  the  gener al  assignee 
of  the  bankrupt s  choscs  in  action,  other  than  ,personal  eamings',  as  and  whenever 
they  arise,  siibject  only  to  rights  acquired  by  a  bona  fide  assignee  for  value  whethet 
with  or  without  notice  of  the  bankruptcy  before  the  trustee  intervenes.  If  that 
particular  assignee  has  not  perfected  his  title  by  notice  to  the  holder  of  the  fund, 
where  such  notice  is  required,  or  by  stop  order,  the  trustee  as  general  assignee 
can,  by  iniervening  and  claiming  the  fund  from  the  bankrupt  and  giving  notice 
to  the  holder  of  the  fund,  or  by  stop  order  if  the  fund  is  in  Court,  perfect  his  tiüe 
to  stand  first  to  the  exclusion  of  the  particular  assignee.  .  .  .  If  this  is  so,  tken, 
as  Renton  had  neither  notice  nor  knowledge  of  Vans  Colina* s  assignment,  and 
Vans  Colina  had  not  obtained  a  stop  order,  the  trustee  by  giving  his  notices  and 
obtaining  a  stop  order  has  obtained  priority." 
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Wichtiger    ist    die    im    §  53    desselben    Parlamentsgesetzes    enthaltene 

Vorschrift,  welche  folgenden  Wortlaut  hat: 

„(1)  In  dem  Falle,  wo  ein  Gemeinschuldner  ein  Offizier  der 
Armee  oder  Marine  oder  ein  Beamter  in  der  königlichen  Zivil- 
verwaltung oder  sonst  wie  daselbst  verwandt  oder  angestellt  ist,  soll 
der  Konkurstreuhänder  soviel  von  dem  Solde  oder  Gehalte  des  Ge- 
meinschuldners zur  Verteilung  unter  die  Gläubiger  empfangen,  als 
das  Gericht  auf  Antrag  des  Konkurstreuhänders  und  mit  Zustimmung 
des  Leiters  desjenigen  Staatsdepartements  festsetzen  mag,  von  welchem 
der  Sold  oder  das  Gehalt  ausbezahlt  wird.  Ehe  auf  Grund  dieses 
Absatzes  eine  gerichtliche  Verfügung  erlassen  wird,  soll  das  Gericht 
sich  mit  dem  Leiter  des  Staatsdepartements  über  den  Betrag,  die 
Zeit  und  die  Art  der  Zahlung  an  den  Konkurstreuhänder  verstän- 
digen und  sich  eine  schriftliche  Zustimmung  des  Departementsleiters 
zu  den  Bedingungen  einer  solchen  Zahlung  beschaffen/* 

„(2)  In  dem  Falle,  wo  ein  Gemeinschuldner  der  Empfänger 
eines  nicht  unter  die  vorangehende  Bestimmung  fallenden  Gehaltes 
oder  Einkommens  ist  oder  einen  Anspruch  auf  irgend  einen  Halb- 
sold oder  eine  Pension  oder  auf  irgend  eine  ihm  vom  Schatzamte 
bewilligte  Geldentschädigung  besitzt,  soll  das  Gericht  auf  Antrag  des 
Konkurstreuhänders  von  Zeit  zu  Zeit  eine  nach  gerichtlichem  Er- 
messen zweckmäßige  Verfügung  erlassen  über  die  Zahlung  des  frag- 
lichen Gehaltes  oder  Einkommens  oder  Halbsoldes  oder  der  frag- 
lichen Pension  oder  Geldentschädigung  oder  irgend  eines  Teiles  da- 
von an  den  Treuhänder,  um  von  dem  letzteren  in  einer  von  dem 
Gerichte  zu  bestimmenden  Weise  verwandt  zu  werden." 

„(3)  Nichts  in  diesem  Paragraphen  soll  irgend  eine  Befugnis 
beseitigen  oder  beschränken,  welche  den  Leiter  irgend  eines  Staats- 
departements berechtigt,  einen  Gemeinschuldner  zu  entlassen  oder 
die  Pension,  den  Halbsold  oder  die  Geldentschädigung  irgend  eines 
Gemeinschuldners  für  verwirkt  zu  erklären."  **) 
Zu    diesen    statutory    excepüans    (Ausnahmen,    welche    durch    das 

Gesetzesrecht  aufgestellt  sind,)   treten   noch   zwei   weitere  Ausnahmen, 

*•)  „(i)  Where  a  bankrupt  is  an  officer  of  the  army  or  navy,  or  an  officer 
or  Clerk  or  otherwise  empioyed  or  engaged  in  the  civil  service  of  the  crown,  the 
frustee  shall  receive  for  distrihution  antongst  the  creditors  so  mtich  of  the  bankrupf  s 
Pay  or  salary  as  the  Court,  on  the  application  of  the  trustee,  with  the  consent  of 
the  Chief  officer  of  the  department  under  which  the  pay  or  salary  is  enjoyed,  may 
iirect.  Betöre  making  any  order  under  this  sub-section  the  Court  shall  com- 
municale  with  the  chief  officer  of  the  department  as  to  the  amount,  time  and  manner 
of  the  payment  to  the  trustee,  and  shall  obtain  the  written  consent  of  the  chief 
officer  to  the  terms  of  such  payment." 

..(2)  Where  a  bankrupt  is  in  the  receipt  of  a  salary  or  income  other  than  as 
aforesaid,  or  is  entitled  to  any  half-pay,  or  pension,  or  to  any  compensation 
granted  by  the  treasury,  the  Court,  on  the  application  of  the  trustee,  shall  from 
time  to  time  make  stich  order  as  it  thinks  just  for  the  payment  of  the  salary,  income, 
half-pay,  Pension,  or  compensation,  or  of  any  part  thereof,  to  the  trustee  to  be 
applied  by  him  in  such  manner  as  the  Court  may  direct." 

„(3)  Nothing  in  this  section  shall  take  away  or  abridge  any  power  of  the 
Chief  officer  of  any  public  department  to  dismiss  a  bankrupt,  or  to  declare  the 
Pension,  half-pay,  or  compensation  of  any  bankrupt  to  be  forfeitedJ* 
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welche  dem  case  law  ihre  Entstehung  verdanken.  Die  eine  derseibcD 
bezieht  sich  auf  die  „personal  eamings^  (s.  supra  Anm.  36)  des  un- 
entlasteten  Gemeinschuldners  und  bildet  eine  Erweiterung  der  im  §  53, 
Abs.  2,  des  Gesetzes  von  1883  gegebenen  Regel  über  das  „salary  and 
income^  (Gehalt  und  Einkommen)  eines  undischarged  bankruptj  während 
die  zweite  Ausnahme  den  Schadensersatz  betrifft,  welcher  einem  un- 
entlasteten  Gemeinschuldner  für  eine  gegen  seine  Person  oder  Ehre 
verübte  unerlaubte  Handlung,  d.  h.  für  ein  sogenanntes  personal  tort, 
von  dem  Gerichte  zugebilligt  worden  ist.  Nur  auf  diese  beiden  durch 
richterliche  Entscheidung  geschaffenen  Ausnahmen  verweist  der  §  70 
der  Jenks sehen  Kodifikation  in  den  Worten  ^.rights  arising  front purdy 
personal  Services^  or  injuries  to  his  person  or  character^  (Rechte,  welche 
ihren  Ursprung  aus  rein  persönlichen  Dienstleistungen  oder  aus  solchen 
Schadenszufügungen  herleiten,  die  an  seiner  [d.  h.  des  Gemeinschuldners] 
Person  oder  Ehre  verübt  worden  sind).  In  Anm.  i  und  2  zu  §  70 
werden  dann  die  beiden  Rechtsfölle  in  re  Graydon  und  ex  parte  Vine 
angeführt  Der  erstgenannte  Fall,  in  re  Graydon  (ex  parte  Th€  Official 
Receiver)y  findet  sich  in  den  Law  Reports  von  1896,  Bd.  I  der  Ent- 
scheidungen der  Queen^s  Betich  Division  etc,  auf  S.  417 — 422  mitgeteilt 
Dem  Berichte  werden  von  dem  Imofporated  Council  of  Law  Reporiin^ 
(s.  Erl.  zu  §  34  sub  3,  Anm.  7)  die  nachstehenden  zwei  Sätze  als  Er- 
gebnis der  richterlichen  Entscheidung  vorangestellt:  „  The principles  which 
underlie  s.  S3  of  the  Bankruptcy  Act,  1883,  with  respect  to  tht  ^salarx 
or  incomi  of  a  bankrupt,  are  also  applicable  to  his  ^personal  eamingi. 
In  each  case  it  is  a  question  of  amouni,  and  he  will  be  allowed  to  retain 
only  such  a  sum  as  is  sufficient  for  the  reasonable  maintenance  of  himself 
and  his  family,  and  the  residtie  will  pass  to  his  trustee  in  bankruptcy. '^^^)  — 
Der  Tatbestand  ist  kurz  folgender:  Graydon,  ein  undischarged  bankruf t, 
machte  eine  Erfindung,  auf  welche  er  ein  Patent  erhielt.  Die  Aus- 
nutzung dieses  Patentes  innerhalb  eines  gewissen  Bezirkes  übertrug  er 
auf  eine  Aktiengesellschaft  gegen  ein  Entgelt  oder,  wie  die  englische 
Rechtssprache  sich  ausdrückt,  gegen  eine  „royalty^  von  ig  Pfund 
(200  Mark)  pro  Woche.  Als  zwei  Zahlungen  dieser  royalty  fällig 
geworden  waren,  intervenierte  der  trustee  in  bankruptcy  und  verlangte 
von  der  Aktiengesellschaft,  daß  dieselbe  an  ihn  und  nicht  an  den 
Gemeinschuldner  die  fälligen  20  Pfund  auszahlen  sollte,  da  dieses  Geld 
after-acquired  personal  property  of  the  bankrupt  darstellte.  Um  sich 
selber  zu  sichern,  veranlaßte  die  Aktiengesellschaft  die  Ausfertigung 
eines  interpleader  summons  (s.  oben  Erl.  sub  2,  Anm.  9)  und  stellte 
dasselbe  dem  Gemein  Schuldner  und  dem  Konkurstreuhänder  zu.  Der 
High  Court  verwies  die  Streitfrage  vor  ein  Grafschaftsgericht  (County 
Court),  welches  entschied,  daß  die  fragliche  Geldsumme  den  Charakter 

••)  ,,Die  Prinzipien,  welche  bezüglich  des  Gehaltes  oder  Einkommens  eines 
Gemeinschuldners  dem  §  53  des  Konkursgesetzes  von  1883  zu  Grunde  liegen, 
finden  in  gleicher  Weise  auf  die  .personal  earnin^s*  des  Gemeinschuldners 
Anwendung.  In  jedem  Einzelfalle  ist  die  Höhe  des  Betrages  ausschlaggebend  ; 
und  dem  Gemeinschuldner  wird  gestattet  werden,  nur  eine  solche  Summe  für 
sich  zurückzubehalten,  als  ausreichend  ist,  um  sich  selber  und  seine  Familie 
in  angemessener  Weise  zu  unterhalten  ;  dagegen  wird  der  Überschuß  aul 
seinen  Konkurstreuhänder  übergehen." 
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von  jypersonal  eamings^^  besäße  und  daher  dem  Gemeinschuldner 
gebührte.  Gleichzeitig  verweigerte  der  County  Court  Judge  die  Erlaubnis, 
Berufung  gegen  diese  Entscheidung  einzulegen  (he  refused  leave  to  apptal). 
Als  späterhin  weitere  royalties  fällig  wurden,  beantragte  der  Konkurs- 
treuhänder bei  dem  Konkursgerichte  (d.  h.  im  vorliegenden  Falle  bei 
dem  High  Court  zu  London)  den  Erlaß  einer  richterlichen  Erklärung 
(declaration)^  daß  die  royalties  als  after-acquired  personal  property  des 
Gemeinschuldners  Eigentum  des  trustee  in  bankruptcy  wären.  Es  wurde 
erkannt,  daß  mit  Rücksicht  auf  das  Urteil  des  Grafschaftsgerichtes  es 
unzulässig  wäre,  die  Eigenschaft  der  fraglichen  royalties  als  personal 
eamings  zu  bestreiten,  daß  aber  andererseits  mit  Rücksicht  auf  die 
Höhe  der  royalties  nicht  der  gesamte  Betrag,  sondern  nur  die  Hälfte 
der  von  der  Aktiengesellschaft  wöchentlich  zu  leistenden  Zahlung  dem 
Gemeinschuldner  zufließen  und  die  andere  Hälfte  an  den  Konkurs- 
treuhänder fallen  sollte.  In  dem  Urteile  des  Mr,  Justice  Vaughan 
Williams  heißt  es:  „Auf  Grund  der  autoritativen  Entscheidungen  scheint 
es  mir  nun  unrichtig,  zu  sagen,  daß  keine  personal  eamings  des  Gemein- 
schuldners nach  Eintritt  des  Konkurses  auf  den  Treuhänder  übergehen. 
Die  autoritativen  Entscheidungen  sind  zwar  hier  nicht  ganz  klar;  aber 
meiner  Ansicht  nach  lautet  das  Ergebnis  der  autoritativen  Richter- 
sprüche dahin,  daß  nur  solche  personal  eamings,  welche  verständiger- 
weise für  den  Unterhalt  des  Gemeinschuldners  und  seiner  Familie  not- 
wendig sind,  nicht  auf  den  Treuhänder  übergehen.  Dies  steht  im  Ein- 
klänge mit  den  Prinzipien,  welche  in  bezug  auf  Aneignung  eines  Teiles 
des  Gehaltes  bezw.  Einkommens  [des  Gemeinschuldners  durch  den 
Konkurstreuhänder]  dem  §  53  des  Konkursgesetzes  von  1883  zu  Grunde 
liegen.  .  .  .  Ich  meine,  daß  fünf  Pfund  pro  Woche  eine  passende  Summe 
darstellen,  welche  der  Gemeinschuldner  zum  Zwecke  seines  eigenen 
und  seiner  Familie  angemessenen  Unterhaltes  zurückbehalten  darf.*'***)  — 
Die  oben  an  zweiter  Stelle  genannte  Entscheidung  des  Falles  ex  parte 
Vifu  (in  re  Wilson)  aus  dem  Jahre  1878,  mitgeteilt  im  8.  Bande  der 
Entscheidungen  der  Chancery  Division  etc.,  S.  364 — 367,  stellt  als 
geltendes  Recht  folgende  Sätze  auf:  „Damages  in  an  action  for  a  personal 
tort  recovered  by  an  undischarged  bankrupt  do  not  pass  to  his  trustee. 
Thoughj  if  the  bankrupt  had  accumulated  t/ie  money  and  inrvested  it  in 
property,  the  trustee  might  be  entitled  to  the  property,  yet  he  cannot  inter- 
cept  the  damages  or  pra'ent  the  bankrupt  front  expending  theni  in  t/ie 
maintenance  of  himself  and  his  family.^^^^)   —   Dem   Rechtsstreite   lag 

**)  „Now  it  secms  to  me,  on  the  authorüies,  that  it  is  not  true  to  say  that  ho 
personal  earnings  of  the  bankrupt  after  bankruptcy  pass  to  his  trustee.  The 
^uihorities  are  not  very  clear;  but  I  think  that  the  balance  of  the  authorüies  shews 
that  ü  is  oniy  the  personal  earnings  reasonably  necessary  for  the  maintenance 
ofthe  bankrupt  and  hi%  family  which  do  not  pass  to  the  trustee.  This  is  in  accor- 
dance  with  the  pri'nciples  which  underlie  s.  530/  the  Bankruptcy  Act,  1883,  with 
ff^ard  to  appropriation  of  a  portion  of  salary  or  income.  ...  /  think  that  5I. 
»wesk  is  a  fitting  sum  for  the  bankrupt  to  rctain  as  rcasonäble  maintenance  for 
himself  and  his  family.'* 

**)  „Die  einem  unentlasteten  Gemeinschuldner  in  einer  Klage  wegen 
einer  gegen  seine  Person  oder  Ehre  verübten  unerlaubten  Handlung  zuge- 
sprochene Geldentschädigung  geht  nicht  auf  seinen  Konkurstreuhänder  über. 
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folgender  Tatbestand  zu  Grunde:  Wilson,  ein  undischarged  hankrupty 
erhielt  in  einer  von  ihm  gegen  einen  gewissen  Davies  wegen  ^^slanckr^ 
(s.  Erl.  zu  §  26  sub  4)  angestrengten  Klage  durch  Urteil  der  Exchequer 
Division  eine  Geldentschädigung  in  Höhe  von  250  Pfund  (5000  Mark) 
zugesprochen.  Der  Konkurstreuliänder  beantragte  daraufhin  bei  dem 
County  Court  von  Liverpool  eine  gerichtliche  Erklärung  (dedaraüanjj 
daß  die  fraglichen  250  Pfund  Eigentum  des  trustee  in  bankruptcy  waren 
und  demgemäß  an  den  letzteren  und  nicht  an  den  Wilson  ausgezahlt 
werden  müßten.  Der  Grafschaftsrichter  wies  den  Antrag  ab.  Eine 
hiergegen  eingelegte  Berufung  an  den  Chief  Judge  Bacon  blieb  erfolglos. 
Auch  die  von  dem  Konkurstreuhänder  angerufene  Revisionsinstanz,  der 
Court  of  Appealj  erkannte  zu  Gunsten  des  Gemeinschuldners.  In  seiner 
Entscheidung  des  Falles  gibt  Lord  Justice  James  folgende  Rechts- 
darlegungen: „Das  allgemeine  Prinzip  ist  stets  gewesen,  daß,  so  lange 
ein  Gemeinschuldner  nicht  seine  Entlastung  erlangt  hat,  sein  gesamtes 
Vermögen  unter  seine  Gläubiger  verteilbar  sei.  Es  hat  sich  jedoch  eine 
Ausnahme  hierzu  als  unbedingt  erforderlich  gezeigt,  um  den  Gemein- 
schuldner nicht  zu  einem  Geächteten  oder  zu  einem  bloßen  Sklaven 
seines  Konkurstreuhänders  zu  stempeln:  der  Gemeinschuldner  durfte 
nicht  verhindert  werden,  seinen  eigenen  Lebensunterhalt  zu  verdienen. 
Infolge  dieses  Prinzipes  war  der  Konkurstreuhänder  nicht  berechtigt, 
Klage  wegen  solcher  Gelder  zu  erheben,  welche  dem  Gemeinschuldner 
für  seine  persönliche  Arbeitsleistung  geschuldet  wurden;  und,  falls  der 
Gemeinschuldner  würde  einzig  und  allein  zum  Besten  seines  Konkurs- 
treuhänders auf  Zahlung  dieser  Gelder  klagen  können,  dann  wäre  er 
tatsächlich  ohne  Rechtsschutz.  Ebenso,  wenn  der  Gemeinschuldner 
würde  nicht  auf  Schadensersatz  für  ein  ihm  persönlich  zugefügtes  Un- 
recht klagen  können,  z.  B.  für  Verführung  seiner  Tochter  oder  der- 
gleichen, dann  würden  ihm  die  Gerichte  des  Königreiches  für  alle 
praktischen  Zwecke  verschlossen  sein.  Ich  meine,  daß  niemals  im 
ganzen  Laufe  der  Konkursrechtspflege  eine  solche  Verfügung  erlassen 
worden  ist,  wie  sie  hier  der  Konkurstreuhänder  beantragt,  d.  h.  eine 
Verfügung,  welche  Beschlag  auf  die  Entschädigungsgelder  legt,  die  einem 
unentlasteten  Gemeinschuldner  für  ein  ihm  zugefügtes  persönliches 
Unrecht  zugesprochen  worden  sind.  Allerdings,  wenn  der  Gemein- 
schul iner  die  Gelder  angehäuft  und  in  irgend  welchen  Vermögenswerten 
angelegt  hätte,  könnten  diese  Vermögenswerte  von  dem  Konkurs- 
treuhänder erreicht  werden.  Aber  die  bloße  Tatsache,  daß  der  Gemein- 
schuldner ein  solches  tun  kann,  berechtigt  den  Konkurstreuhänder  noch 
nicht,  auf  die  Entschädigungsgelder,  ehe  dieselben  in  die  Hände  des 
Gemeinschuldners  gelangt  sind,  Beschlag  zu  legen  oder  den  Gemein- 
schuldner daran  zu  hindern,  diese  Gelder  nach  Empfangnahme  zu  seinem 
eigenen  und  seiner  Familie  Unterhalt  zu  verausgaben.     Die  Verfügung 


Wenn  auch  in  einem  Falle,  wo  der  Gemeinschuldner  das  fragliche  Geld  nicht 
verausgabt,  sondern  in  Vermögenswerten  angelegt  hat,  der  Konkurstreuhänder 
einen  Rechtsanspruch  auf  diese  Vermögenswerte  haben  mag.  so  kann  der- 
selbe doch  weder  Beschlag  auf  die  Entschädigungssumme  legen,  noch  den 
Gemeinschuldner  daran  hindern,  diese  Summe  für  seinen  eigenen  und  seiner 
Familie  Unterhalt  auszugeben." 
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<lcs  Chief  Judge  ist   daher  richtig  und  die  Revision   muß   mit  Kosten 
verworfen  werden."**) 

6.  Erwerb  von  lehnrechtlichem  Vermögen  (real property) 
durch  einen  unentlasteten  Gemeinschuldner  (undischarged 
hankrupt).  —  Der  Schlußsatz  des  §  70  der  Jenksschen  Kodifikation 
besagt  über  einen  solchen  Erwerb :  ^Real  property  [other  than  dignities 
and  Offices]  acquired  by  an  undischarged  bankrupt  passes  to  his  trustee 
without  express  claim^  (lehnrecluliches  Vermögen  —  mit  Ausnahme 
von  Würden  und  Ämtern*')  —  welches  von  einem  unentlasteten  Gemein- 
sclmldner  erworben  worden  ist,  geht  ohne  ausdrückliche  Erhebung  eines 
Anspruches  auf  den  Konkurstreuhänder  des  Gemeinschuldners  über).  — 
Es  ergibt  sich  sonach,  daß  das  englische  Konkursrecht  bezüglich  des 
after-acquired property  of  an  undischarged  bankrupt  scharf  zwischen  real 
property  (lehnrechtlichem  Vermögen)  und  personal  property  (nichtlehn- 
rechtlichem  Vermögen)  unterscheidet  und  für  jede  dieser  Vermögens- 
gruppen besondere  Rechtsregeln  zur  Anwendung  bringt.  Während  das 
von  einem  unentlasteten  Gemeinschuldner  durch  Rechtsgeschäft  unter 
Lebenden  oder  von  Todes  wegen  erworbene  nichtlehnreclitliche 
Vermögen  dem  Gemeinschuldner  gehört,  soweit  und  solange  nicht  der 
KonkurstreuhänJer  von  seinem  Inierven tionsrecht  Gebrauch  macht, 
geht  das  lehnrechtliche  Vermögen,  welches  etwa  dem  Gemein- 
schuldner während  der  Dauer  des  Konkursverfahrens  zufällt,  ohne 
weiteres  auf  den  Konkurstreuhänder  über.  Die  in  dem  Rechtsfalle 
Cohen  versus  Mitchell  (s.  oben  Erl.  sub  5)  aufgestellte  Rechtsregel,  daß 
alle  Verfügungen  eines  unentlasteten  Gemeinschuldners  über  after- 
acquired  personal  property  zu  Gunsten  irgend  einer  Person,  die  bona 
fide  handelt  und  eine  geldwerte  Gegenleistung  hingibt  —  gleichgültig 
ob  diese  Person  von  dem  Konkursverfahren  zur  Zeit  des  Abschlusses 
des  Rechtsgeschäftes  Kenntnis  gehabt  hat  oder  nicht  —  dem  Konkurs- 
treuhänder gegenüber  wirksam  und  bindend  sein  sollen,  wofern  sie  vor 
einer  Intervention  des  letzteren  stattgefunden  haben,  gilt  für  das  after- 


*•)  ,.The  general  principle  always  has  heen  that,  until  a  bankrupt  has  obtained 
his  dUcharge.  all  hi%  property  U  divi^ible  among  hU  creditors.  But  an  exccption 
wa%  absolutely  tiece^sary  in  order  that  the  bankrupt  mieht  not  be  an  outlaw,  a 
mere  slavc  to  hU  trustee ;  he  could  not  be  prevented  front  carnino  his  own  livin^.  On 
that  principle  the  trustee  could  not  sue  for  moneys  due  to  the  bankrupt  in  respect 
of  his  personal  labour,  and,  if  the  bankrupt  could  sue  for  them  only  for  the  benefit 
of  his  trustee,  he  would  really  be  without  remedy.  If  he  could  not  sue  for  damages 
in  respect  of  a  personal  wrong,  such  as  the  seduction  of  his  daughter,  or  anything 
like  that,  the  Courts  of  the  realm  would  be  closed  to  htm  for  all  practical  purposes, 
I  believe  that  never  in  the  whole  cour.se  of  the  administr ation  of  bankruptcy  has 
an  order  been  made  such  as  that  which  is  now  asked  for,  that  is,  an  order  inter- 
cepting  the  damages  recovered  for  a  personal  wrong  done  to  an  uncertificated 
hankrupt.  If  the  bankrupt  had  accumulated  the  money  and  had  invested  it  in 
some  property,  that  property  might  be  reached  by  the  trustee.  But  the  fact  that 
he  could  do  that  does  not  enable  the  trustee  to  intercept  the  damaqes  before  they 
reach  the  bankrupt's  hands,  or  to  prevent  him,  if  he  has  got  them,  from  spcnding 
them  in  the  maintenance  of  himsclf  and  his  family.  The  order  of  the  Chu'f  Judi^e 
is  ri^ht,  and  the  appeal  must  be  dismissed  with  costs." 

*•)  Über  ,,dignities"  und  ,,offices",  welche  im  Rechtssinne  zu  dem  real 
property  zählen,  vgl.  die  Erl.  zu  §  37  sub  4. 

G.  Schirrmeister,  Biirgerl.  Recht  Englands.    I.  2^ 
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acquired  real  property  eines  unentlasteten  Gemeinschuldners  nicht.**)  — 
In  der  Anmerkung  4  zu  §  70  wird  auf  den  Rech Isf all  in  re  New  Land 
Development  Association  and  Gray  verwiesen,  welcher  in  den  Law  Reports 
von  1892,  Band  2  der  Entscheidungen  der  Chancery  Division  etc., 
S.  138 — 148,  mitgeteilt  ist.  Eine  Testatorin  hatte  ihren  real  estate  ihren 
Neffen  William  und  Joseph  Shurley  zu  gemeinschaftlichem  lehnrecht- 
lichen Eigentum  vermacht.  Nach  dem  Tode  der  Erblasserin  im  Jahre  1890 
verkauften  die  beiden  „tenants  in  common  in  fee"^  die  ererbten  Lehn- 
grundstücke an  die  New  Land  Dei^elopment  Association^  Limitedj  welche 
ihrerseits  im  Mai  1891  mit  einem  gewissen  James  Gray  einen  obli- 
gatorischen Kaufvertrag  (contract  for  sale)  über  den  fraglichen  Grund- 
besitz abschloß.  Bevor  eine  dingliche  Übertragung  des  real  estate  auf 
Gray  stattgefunden  hatte,  entdeckte  der  letztere,  daß  im  Jahre  1888 
über  William  Shurley  eine  adjudication  verhängt  worden  wäre,  und  daft 
bisher  das  Konkursgericht  eine  Entlastung  (disc/targe)  nicht  erteilt  hätte. 
Nunmehr  intervenierte  der  Konkurstreuhänder  des  William  Shurley  und 
beanspruchte  die  Hälfte  des  von  der  Testatorin  hinterlassen en  real 
estate.  Es  wurde  von  dem  Court  of  Appeal,  unter  Bestätigung  des  erst- 
instanzlichen Urteils  der  Chancery  Division  (Mr.  Justice  Chitty)  ent- 
schieden: I.  daß  ein  undischarged  bankrupt  nicht  fähig  wäre,  ajter- 
acquired  real  property  auf  einen  dritten  zu  übertragen,  selbst  wenn  der 
Konkurstreuhänder  irgend  einen  Anspruch  auf  das  fragliche  Vermögen 
nicht  erhoben  hätte;  und  2.  daß  James  Gray  an  den  mit  der  New  Land 
Dez>elopment  Association  geschlossenen  Kaufvertrag  nicht  gebunden  wäre, 
7.  Obligatorische  Verträge  (V<?«/r^^/jr^  eines  unentlasteten 
Gemeinschuldners  (undischarged  bankrupt),  —  Soweit  mchiafter- 
acquired  real  property  berührt  wird,  ist  ein  bankrupt  fähig,  während  der 
Dauer  des  Konkursverfahrens  obligatorische  Verträge  zu  schließen,  sowie 
aus  denselben  zu  klagen  und  verklagt  zu  werden.  Jedoch  gehören  ihm 
alle  Rechte,  einschließlich  Klagerechte,  welche  aus  derartigen  Verträgen 
erwachsen,  nur  soweit  und  solange,  als  der  Konkurstreuhänder  nicht 
dieselben  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Beispielsweise  wurde  in  dem 
Rechtsfalle  Herbert  versus  Sayer  aus  dem  Jahre  1844,  mitgeteilt  im 
5.  Bande  der  von  Adolphus  und  Ellis  herausgegebenen  Queen^s  Benck 
Reports,  Neiv  Series,  S.  965  flg.,  dahin  erkannt,  daß  ein  unentlasteter 
Gemeinschuldner  als  Inhaber  eines  gezogenen  Wechsels  (bill  of  exchangt)y 


**)  Zu  beachten  ist,  daß  die  hier  gemachte  Unterscheidung  eine  solche 
zwischen  real  und  personal  property  (lehnrechtlichem  und  nichtlehnrecht- 
lichem  Vermögen)  und  nicht  etwa  eine  Unterscheidung  zwischen  immoveahle 
und  moveable  property  (unbeweglichem  und  beweglichem  Vermögen)  ist.  Aus- 
drücklich hat  z.  B.  in  dem  Rechtsfalle  in  re  Clayton  and  BarclaVs  Contract 
aus  dem  Jahre  1 895  (Bd.  2  der  Chancery  Cases,  S.  2 1 2  flg.)  Lord  Justice  Chitty 
erklärt,  daß  die  in  Cohen  verstts  Mitchell  aufgestellte  Regel  auch  auf  after- 
acquired  leasehold  property  eines  unentlasteten  Gemeinschuldners  An- 
wendung finde.  Und  unzweifelhaft  zählen  /ffa5fAo/(/-GruncIstücke  (s.  Erl. 
zu  §  38  sub  2a)  zu  dem  Immobiliarvermögen,  obgleich  sie  personal  property 
und  nicht  real  property  darstellen.  Umgekehrt  würden  z.  B.  heirlooms  (s.  Erl. 
zu  §  37  sub  3).  obwohl  sie  bewegliche  Sachen  sind,  nicht  unter  die  in  Cohen 
verstis  Mitchell  aufgestellte  Regel  fallen,  weil  sie  im  Rechtssinne  real  property 
bilden. 
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welcher  an  ihn  nach  erfolgter  adjudication  indossiert  worden  war,  klagen 
könnte,  es  sei  denn,  daß  der  Konkurstreuhänder  vor  der  Klageerhebung 
interveniert  hätte.  —  In  dem  Rechtsfalle  Drayton  versus  Dale  aus  dem 
Jahre  1823,  mitgeteilt  im  2.  Bande  der  King*s  Bench  Reports  von 
Barnewall  undCresswell,S.  293  flg.,  stellte  das  Gericht  folgende  Rechts- 
sätze auf:  Ein  unentlasteter  Gemein  Schuldner  ist  der  Eigentümer  eines 
nach  der  adjudication  ausgestellten  und  an  ihn  zahlbaren  Eigenwechsels 
(promissory  note),  solange  der  Konkurstreuhänder  nicht  von  seinem 
Interventionsrechte  Gebrauch  macht.  Wenn  der  bankruptj  bevor  der 
trusiee  interveniert,  die  promissory  note  an  einen  dritten  indossiert,  so 
wrd  dieser  Indossatctr  der  Eigentümer,  und  der  Konkurstreuhänder 
verliert  seinen  Anspruch  auf  das  betreffende  Wertf)apier. 

§  71- 
Eine  verheiratete  Frau  (a  married  womari)  befindet  sich 
heutzutage  sowohl  bezüglich  der  Fähigkeit,  Vermögen  zu 
erwerben  und  darüber  zu  verfügen,  als  auch  bezüglich  der 
Fähigkeit,  Rechte  und  Verbindlichkeiten  aus  obligatorischen 
Verträgen  und  aus  unerlaubten  Handlungen  zu  erwerben,  in 
derselben  Rechtslage,  wie  eine  unverheiratete  Frau  {as  a  singh 
womafi%^  Von  dieser  Regel  bestehen  jedoch  folgende  Aus* 
nahmen: 

a)  Eine  verheiratete  Frau  haftet  aus  einem  obligatorischen 
Vertrage  oder  aus  einer  arglistigen  Täuschung  (fraud% 
welche  sie  im  Zusammenhange  mit  einem  obligatori- 
schen Vertrage  begangen  hat,  nicht  persönlich.  Der- 
artige Verbindlichkeiten  können  nur  gegen  ihr  Ver- 
mögen geltend  gemacht  werden.^ 

b)  Eine  verheiratete  Frau  kann  nicht  für  bankerott  erklärt 
werden,  es  sei  denn, 

a)  daß  sie  unabhängig  von  ihrem  Ehemanne  ein 
Gewerbe  betreibt;*  oder  (wahrscheinlich), 

ß)  daß  sie  eine  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft durch  richterliches  Erkenntnis  (a  judicial 
Separation)  oder  eine  gerichtliche  Schutzverfügung 
{an  Order  of  protection)  erwirkt  hat;*  oder, 

Y)  daß  ihr  Ehemann  civi/iter  mortuus  ist^ 

c)  Eine  verheiratete  Frau  kann  nach  Maßgabe  der  §§  105 
bis  108  [dieser  Kodifikation]  verhindert  werden  {be 
restrained),  über  ihr  Einkommen  im  voraus  zu  ver- 
fugen {from  anticipating  her  income). 

d)  Eine  verheiratete  Frau  kann  nicht  als  next  friend  oder 
als  guardian  ad  fitem  (Prozeßvormund)  handeln/ 

26* 
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e)  Trifft  eine  verheiratete  Frau  über  Vermögen,  in  Bezug 
auf  welches  sie  sich  in  einer  Treuhänderstellung  be- 
findet, eine  Verfügung,  so  kann  von  ihr  verlangt  werden, 
daß  sie  sich  die  Mitwirkung  ihres  Ehemannes  (the  con- 
currence  of  her  husband)  verschafft  und  gewisse  besondere 
Förmlichkeiten  {certain  special  forma/ities)  erfüllt.' 

*  Married  Women's  Property  Act,  1882,   §  i  ;  1893,   §  i. 

^  Fairhurst  v.  Liverpool  Adelphi  (1854)23  L.  J.  Exch.  163;  Re  Lynes, 
1893,  2  Q.  B.  113.  Die  Haftpflicht  einer  verheirateten  Frau  in  Bezug  auf 
eine  reine  unerlaubte  Handlung  (in  respect  of  pure  tort)  scheint  etwas 
zweifelhaft  (somewhat  doubtful)  zu  sein:  vgl.  die  Married  Women's  Property 
Act,  1882,  §  I  Abs.  2,  und  Earle  v.  Kingscote,  1900,  2  Ch.  594.  Natürlich 
haftet  ihr  Vermögen. 

»  Married  Women's  Property  Act,    1882    §  i.  Abs.  5. 

*  Matrimonial  Causes  Act,  1857,  §§  21,  25  und  26. 
^  Ex  parte  Franks  (1831)  7  Bing.  762. 

*  Re  Duke  of  Somerset  (1887)  34  Ch.  D.  465. 

'  Harkness'  and  Allsopp's  Contract,  1896,  2  Ch.  358.  Diese  Ausnahme 
findet  jedoch  keine  Anwendung  auf  eine  verheiratete  Frau,  welche  sich  in  der 
Stellung  eines  „bare  tru<:tee"  befindet,  (vgl.  Trustee  Act,  1893,  §  ^6)  oder,  welche 
in  der  Eigenschaft  als  Hypothekengläubigerin  {mortgagee)  handelt  (vgl.  Brooke's 
and  Fremlin's  Contract,   1898,   i  Ch.  647). 

bare  trustee  6  ntortgagee  6 

chosee  in  action  x  a  nexi  friend  5 

chosts  in  possession  la  order  of  Protection  a 

declaration  3  Aiini.  30  procerdings  in  error  3  Anm.  ap 

eqnitable  separate  property  tb  Prozeßfälligkeit  einer  Khefrau  5 

estate  by  the  curtesy  of  England  i  a  restraint  on  anticipation  1  b  und  z  c 

fraud  directly  connected  with  contract  3  reversionary  chose  in  action  i  a 

gnardian  ad  litem  5  stattment  of  claim  3  Anm.  30 

habitual  dninkard  2  Anm.  26  statutory  separate  property  i  c 
Haftung  einer  Ehefr.nu   aus  ihren  contracts  und         Treuhandsverfügungen  einer  Ehefrau  6 

torts  3  vermögensrechtliche  Stellung  der  Ehefrau  i 

Handelsfrau  4  Vertragsfahigkeit  einer  Ehefrau  3 

judiciai  Separation  a  Vertretung   von   nicht  prozefifähigen  Pcisonen  5 

Konkursverfahren  gegen  eine  Ehefrau  4  Vollstreckungsurteil  gegen  eine  ^efrau  3 

I.  Fähigkeit  einer  Ehefrau,  Vermögen  zu  erwerben  und 
zu  besitzen,  sowie  darüber  zu  verfügen.  Wenn  auch  die  Marritd 
Wotnens  Property  Act  von  1882  (45  and  46  Vict,  c,  75)  die  Tendenz 
verfolgt,  einer  verheirateten  Frau  dieselbe  vermögensrechtliche  Stellung 
und  Unabhängigkeit  zu  gewähren,  welche  nach  englischem  Rechte  eine 
unverheiratete  Frau  besitzt,  so  gelten  doch  die  Vorschriften  des  ge- 
nannten Parlamentsgesetzes  nicht  ausschließlich  und  ausnahmslos,  sondern 
es  kommen  bis  zum  heutigen  Tage  in  vielfacher  Beziehung  noch  die 
alten  Regeln  des  Gemeinen  Rechts  und  des  Billigkeitsrechts  zur  An- 
wendung. Ich  gebe  daher,  bevor  ich  die  Anordnungen  des  Gesetzes 
von  1882  bespreche,  zunächst  eine  kurze  Skizze  der  Vorschriften  des 
Common  Laiv  und  der  Equity  über  die  subjektiven  Rechte  einer  Ehe- 
frau j,as  regards  the  acquisition  and  disposal  of  property ^^^) 


^)  Eine  eingehende  Darstellung  ist  Aufgabe  des  Kommentars  zu  dem 
Familien-  und  Erbrechte.  Bezüglich  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  ehe- 
lichen Güterrechts  im  englischen  Rechtssysteme  verweise  ich  auf  Haynes. 
Outlines  of  Equity,  Lecture   VII. 
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a)  Vorschriften  des  Gemeinen  Rechts.  Nach  der  Theorie 
des  Cofnmon  Law  geht  mit  der  Eheschließung  die  Persönlichkeit  der 
Ehefrau  m  der  Persönlichkeil  des  Ehemannes  vollkommen  auf;  und  es 
bilden  fortan  für  die  Dauer  der  Ehe  yjJiusband  and  wif^*^  (s.  Erl.  zu  § 
3  sub  I,  7)  nur  eine  Person.  Diese  gemeinrechtliche  Theorie  ist  mit 
besonderer  Schärfe  in  Bezug  auf  das  Vermögen  der  Frau  zur  Durch- 
führung gelangt,  so  daß  mit  dem  Vollzuge  der  Ehe  ohne  weiteres  der 
Ehemann  ausgedehnte  dingliche  Rechte  (interests)  an  dem  gesamten 
Vermögen  der  Eliefrau  erwirbt.  Jedoch  gelten  für  diesen  Erwerb  jure 
matiti  nicht  einheitliche  Regeln,  gleichgültig,  aus  welchen  Bestandteilen 
sich  das  Frauengut  zusammensetzen  mag;  sondern  entsprechend  der 
strikten  Scheidung,  welche  das  Gemeine  Recht  in  allen  vermögens- 
rechtlichen Fragen  zwischen  feal  proper ty  und  personal  property  macht, 
werden  besondere  Grundsätze  für  das  lehnrechtliche  Vermögen  der 
Ehefrau  einerseits  und  für  ihr  nichtlehnrechtliches  Vermögen  anderer- 
seits aufgestellt. 

«.  Lehnrechtliches  Vermögen  (real  property).  Von  dem 
Augenblicke  der  Eheschließung  an  ist  nach  Common  Law  der  Ehemann 
zu  den  gesamten  Erträgen  berechtigt,  welche  das  feudal -lehn  rechtliche 
Vermögen  (freehold  property;  s.  Erl.  zu  §  35  sub  I,  2)  seiner  Frau 
abwirft;  er  erwirbt  femer  von  dem  gleichen  Zeitpunkte  ab  einen  feudal- 
lehnrechtlichen  Eigentumsanteil,  d.  h.  einen  freehold  estate^  an  diesem 
Verminen  für  die  Dauer  der  Ehe  (during  the  coverture  or  marriage). 
Des  weiteren,  wenn  aus  der  Ehe  ein  Kind  hervorgeht,  welches  nach 
lehnrechtlichen  Grundsätzen  zur  Erbfolge  in  das  freehold  property  der 
Mutter  berechtigt  ist,  so  erhält  der  Ehemann  an  allen  feudal-lehnrecht- 
lichen Vermögensstücken,  an  welchen  die  Ehefrau  zur  Zeit  ihres  Todes 
entweder  ein  fee  simple  in  possession  oder  ein  fee  tail  in  possession 
besitzt,')  auch  nach  dem  Ableben  der  Frau  für  die  Dauer  seines 
eigenen  Lebens  einen  weiteren  estate.  Dieser  letztere  Eigentumsanteil 
des  verwitweten  Ehemannes  heißt  ein  estate  by  the  curtesy  of  England 
oder  eine  ttnancy  per  legem  Angliae  (s.  Erl.  zu  §  56  sub  2,  Anm.  15). 
Der  Ehemann  wird  in  solchem  Falle,  wie  man  sagt,  ein  tenant  by  the 
curtesy  oder  ein  tenens  per  legem  Angliae.^)  —  Gehören  zu  dem  freehold 

•)  Nur  in  dem  Falle,  wo  die  Ehefrau  die  ,,seisin"  (d.  h.  die  possession  as 
of  freehold;  s.  Erl.  zu  §  39  sub  3,  Anm.  12)  zur  gesamten  Hand  (jointly)  mit  einer 
oder  mehreren  dritten  Personen  besitzt,  hat  der  Ehemann  keinen  Anspruch 
auf  curtesy. 

•)  In  Littleton  on  Tenures  (s.  Erl.  zu  §  27  sub  5,  Anm.  6)  heißt  es  in  section  35: 
„Tenant  by  the  curtesie  of  England  is  where  a  man  taketh  a  wife  seised  in  fee 
simple  Of  in  fee  tail  gener al,  or  seised  as  heir  in  tail  especial,  and  hath  issae  by 
the  same  wife,  male  or  female,  born  alive,  albeit  the  isstie  after  dieth  or  liveth,  yet 
if  the  wife  dies,  the  husband  shall  hold  the  land  during  his  life  by  the  law  of 
England.  And  he  is  called  tenant  by  the  curtesie  of  England,  because  this  is 
^"ied  in  no  oiher  realme.  but  in  England  only."  Die  hier  von  Littleton 
in  dem  letzten  Satze  der  section  35  vertretene  Ansicht  ist  meiner  Meinung 
nach  unrichtig.  Auch  den  älteren  Rechten  der  kontinentalen  Staaten  von 
West-  und  Mitteleuropa  war  das  Rechtsinstitut  der  curtesy  bekannt.  —  Über 
den  Ursprung  und  die  Bedeutung  des  Wortes  ,, curtesy'*  vgl.  P  o  1 1  o  c  k  und 
M  a  i  1 1  a  n  d  ,  History  of  English  Law,  Bd.  II,  S.  413,  und  D  i  g  b  y  ,  History 
0/  the  Law  of  Real  Property,  5.  Aufl.,  S.   174.  —  B  r  a  c  t  o  n  (s.  Erl.  zu  §  36 
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proptrty  der  Frau  sogenannte  gavelkind  lands  (s.  Erl.  zu  §  52  sub  4), 
so  erwirbt  der  überlebende  Ehemann  an  diesen  Ländereien  auch  dann 
einen  estate  by  the  curtesy  of  England j  wenn  aus  der  Ehe  kein  erb- 
berechtigtes Kind  hervorgegangen  ist ;  jedoch  erstreckt  sich  dieser  esiaU 
nicht  auf  die  gesamten  gm^elkind  lands  der  Ehefrau,  sondern  nur  auf 
die  Hälfte  (moiety)  und  dauert  nicht  unbedingt  bis  zum  Tode  des  Ehe- 
mannes, sondern  hört  in  dem  Augenblicke  auf,  wo  der  Witwer  sich 
wieder  verheiratet.  (Vgl.  Coke  upon  Littleton^  folio  30a.)  —  An  den 
copyJwld  lands,  d.  h.  an  den  Schriftsassenlehngütem  (s.  Erl.  zu  §  i"} 
sub  5)  einer  verheirateten  Frau  besitzt  der  Ehemann  während  der 
Dauer  der  Ehe  grundsätzlich  die  gleichen  Rechte,  wie  an  dem  frcehola 
property  der  Frau.  Dagegen  besteht  keine  einheitliche  Regel  darüber, 
ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  der  Ehemann  nach  dem  Tode 
der  Ehefrau  auf  einen  estate  by  the  curtesy  Anspruch  habe.  Die 
Beantwortung  dieser  Frage  hängt  vielmehr  von  dem  besonderen  Ge- 
wohnheitsrechte (special  custom)  ab,  welches  in  dem  manor  herrscht,  in 
dem  die  beireffenden  Schriftsassenlehngüter  belegen  sind.  —  Der  Ehe- 
mann kann  selbständig  und  ohne  Mitwirkung  oder  Zustimmung  der 
Ehefrau  über  die  dinglichen  Rechte,  welche  er  an  dem  real  property 
der  Frau  besitzt,  verfügen,  aber  nicht  darüber  hinaus;  und  diese  ding- 
lichen Rechte  haften  während  der  Dauer  der  Ehe  für  seine  Schulden. 
Die  Frau  dagegen  kann  keine  Verfügung  über  ihr  lehn  rechtliches  Ver- 
mögen ohne  die  Mitwirkung  des  Ehemannes  treffen.  Eine  solche  ge- 
meinschaftliche Verfügung  von  Ehemann  und  Ehefrau  über  das  red 
property  der  letzteren  muß  gemäß  %  'j']  der  Fines  and  Rccoveries  Act 
von  1833  (3  and  4  Will,  IV  c.  74)  im  Wege  einer  gesiegelten  und 
in  der  Central  Office  des  Supreme  Court  eingetragenen  Urkunde  (deed) 
erfolgen.*)  Des  weiteren  muß  eine  solche  Urkunde  einem  Richter 
(judge)  oder  einem  perpetual  oder  special  commissiotur  for  takifig 
cukmnvledgments  vorgelegt  und  von  der  Frau  als  ihre  eigene  Rechts- 
handlung (as  her  own  act  and  deed)  anerkannt  (acknoivlrdged)  werden. 
Der  Richter  bezw,  der  Kommissar  hat  hierbei  die  Ehefrau,  getrennt 
von  ihrem  Ehemanne,  darüber  zu  verhören  (cxamine),  ob  sie  un- 
gezwungen und  freiwillig  (freely  and  voluntary)  ihre  Zustimmung  zu 
der   fraglichen  Verfügung   erteilt   habe.^)   —   Die  Ehefrau  ist  während 

sub  3,  Anm.  3)  schreibt  in  seinem  Werke  De  Legibus  et  Consuetudinibus  Ang- 
liae.  libcr  V,  caput  30,  über  das  dingliche  Recht  des  überlebenden  Ehemannes 
an  dem  freehold  property  der  Ehefrau  auf  folio  437  b  folgendes:  .,Si  quis 
cum  haereditatem  habuerit  vel  non  habuerit  uxorem  duxerit  häbetUem  haere- 
ditatem  vel  maritagtum  vel  aliquam  terram  ex  causa  donationis,  si  liberos  inier 
se  habuerint  ex  justis  nuptiis  procreatos,  si  uxor  praemoriatur,  remanebit  viro 
haercditas  et  terra  sua  per  tot  am  vitam  ipsius  viri,  sive  superstites  fuerint 
liberi  sive  mortui,  omnes,  velquidam:  dum  tamen  semel  aut  vocem  aut  clamorem 
dimiscrint  quod  audiatur  inter  quatuor  parietes.  si  hoc  probetur.'* 

*)  Gemäß  §91  des  genannten  Gesetzes  von  1833  kann  sowohl  die  King's 
Bench  Division,  als  auch  die  Chancery  Division  des  High  Court  in  gewissen 
Fällen  von  der  Mitwirkung  des  Ehemannes  bei  einer  Verfügung  (disposal) 
der  Ehefrau  über  ihr  real  property  dispensieren. 

*)  Vgl.  hierzu  die  §§79  und  80  der  Fines  and  Recoveries  Act  von  1883 
<3  and  4  Will.  IV.  c.  74)  und  den  §  7  der  Conveyancing  Act  von  1882  (45  and  46 
Vict.  c.  39).  —  Handelt  es  sich  um  eine  Verfügung   über   einen  legal  estate 
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der  Dauer  der  Ehe  nicht  berechtigt,  über  ihr  real  praperty  testamentarisch 
zu  verfugen.  Nach  ihrem  Tode  geht  daher  ihr  lehn  rechtlich  es  Ver- 
mögen, vorbehaltlich  der  etwaigen  tenancy  by  the  curtesy  des  über- 
lebenden Ehegatten,  auf  den  Intestaterben  (fuir)  über.  —  Stirbt  von 
den  Ehegatten  der  Mann  zuerst,  so  erhält  die  verwitwete  Ehefrau  an 
ibrem  real  property  alle  subjektiven  Rechte  (rights)  zurück,  welche  eine 
unverheiratete  Frau  (feeme  sole  oder  Single  woman)  besitzen  kann. 

ß.  Nichtlehnrechtliches  Vermögen  (personal  property). 
Es  empfiehlt  sich  hier,  um  die  Regeln  des  Common  Law  besser  zu 
übersehen,  zwischen  chatteis  real  und  chatteis  personal  (s.  die  schemaüsche 
Übersicht  in  den  Erl.  zu  §  36  sub  II  und  die  Erl.  zu  §  38)  zu  scheiden 
und  jede  dieser  beiden  Vermögensgruppen  getrennt  zu  betrachten. 

aa.  Chatteis  real  (oder  chattet  int  er  es  ts  in  land),*)  Diese 
Bestandteile  des  Vermögens  der  Ehefrau  werden  für  die  Dauer  der 
Ehe  das  Eigentum  des  Ehemannes.  Der  letztere  kann  cHeselben  durch 
Rechtsgeschäft  inter  vri^os  veräußern  (alienate)  oder  verpfänden  (mort- 
gage)y  ohne  daß  es  der  Zustimmung  oder  Mitwirkung  der  Ehefrau 
bedarf.  Überlebt  der  Ehemann  die  Ehefrau,  so  gehören  ihm  die 
chatteis  real  derselben  absolut  und  unbeschränkt,  sodaß  er  über  die- 
selben auch  testamentarisch  verfügen  kann.  Stirbt  dagegen  der  Ehe- 
mann vor  seiner  Frati,  so  erwachen  die  Eigentumsrechte  der  letzteren 
an  ihren  chatteis  real  zu  neuem  Dasein,  jedoch  nur  insoweit,  als  der 
Ehemann  nicht  über  die  fraglichen  Vermögensstücke  durch  Rechts- 
geschäft inter  vivos  verfügt  hat. 

ßß.  Chatteis  personal  (oder  moveable  property).  Das  beweg- 
liche Vermögen  zerfällt  nach  englischer  Rechtstermintjlogie  in  choses 
in  possession  und  in  choses  in  action  (s.  die  in  den  Erl.  zu  §  38  sub  i 
a.  E.  gegebene  Übersicht).  Nach  Common  Law  bedeutet  die  Ein- 
gehung der  Ehe  eine  unbedingte  und  unbeschränkte  Schenkung  (an 
absolute  and  unqualified  gift)  der  gesamten  choses  in  possession  der 
Ehefrau  an  den  Ehemann,  und  zwar  gleichgültig,  ob  es  sich  um  solche 
chatteis  personal  in  possession  handelt,  welche  die  Frau  zur  Zeit  der 
Eheschließung  schon  besitzt,  oder  um  solche,  welche  sie  erst  im  Laufe 
der  Ehe  erwirbt,  und  gleichgültig,  ob  der  Ehemann  die  Ehefrau  über- 
lebt oder  nicht.  Mit  anderen  Worten,  die  Frau  verliert  mit  dem 
Augenblicke  der  Eheschließung  alle  subjektiven  Rechte  an  ihren  choses 
in  possession  unwiederbringlich.  Der  Ehemann  kann  über  diese  Ver- 
mögensstücke frei  durch  Rechtsgeschäft  inter  vivos  oder  durch  Testa- 
ment verfügen ;  und  im  Falle  des  Todes  des  Ehemannes  —  gleichgültig 
ob  vor  oder  nach  dem  Ableben  der  Frau  —  gehen  die  von  der  Frau 
in  die  Ehe  eingebrachten  oder  während  der  Ehe  erworbenen  choses  in 

an  copyhold  lands.  so  gelten  etwas  abweichende  Vorschriften.  Z.  B.  erfolgt  in 
einem  solchen  Falle  das  Verhör  (the  examination)  der  Frau  durch  einen  bezw. 
zwei  Stewards  (s.  Erl.  zu  §  37  sub  3,  Anm.  2).  Eine  Verfügung  über  ein  e  q  ui  - 
table  interest  der  Ehefrau  an  copyhold  lands  kann  entweder  im  Wege  eines 
deed  acknowledged  nach  den  Vorschriften  der  Fines  and  Recoveries  Act  von  1833 
stattfinden  oder  kann  in  der  gleichen  Weise  bewirkt  werden,  wie  eine  Verfügung 
über  einen  legal  estate  an  Schriftsassenlehngütern. 

•)  In  erster  Linie  kommt  hier  das  leasehold  property  (s.  Erl.  zu  §  38  sub  2  a) 
in  Betracht. 
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possession  als  Bestandteile  des  personal  property  des  Ehemannes  auf 
seine  Testamentsvollstrecker  (executors)  oder  Nachlaßverwalter  (admi- 
nistrators)  über,  je  nachdem  der  Ehemann  mit  oder  ohne  Hinter- 
lassung eines  Testaments  "verstorben  ist.  Eine  Ausnahme  von  diesen 
Grundsätzen  besteht  bezüglich  der  sogenannten  paraphemalia  (s.  hier- 
über die  Erl.  zu  §  .3  sub  1,  7  auf  S.  19  und  20).  —  Es  ist  möglich, 
daß  die  Ehefrau  über  ihre  eingebrachten  oder  während  der  Ehe  er- 
worbenen choses  in  possession  eine  testamentarische  Verfügung  mit 
Zustimmung  (consent)  des  Ehemannes  trifil.  Jedoch,  bevor  nicht  in 
einem  solchen  Falle  dem  fraglichen  Testamente  nach  dem  Tode  der 
Ehefrau  das  „probat(^^  (s.  Erl.  zu  §  59  sub  i)  erteilt  worden  ist,  kann 
der  Ehemann  seine  Zustimmung  jederzeit  widerrufen.  Ein  solcher 
Widerruf  macht  dann  das  Testament  nichtig.  Vgl.  hierzu  den  Rechts- 
fall Elliott  versus  North  in  den  La7v  Reports  von  1901,  Band  I  der 
6>%<7«^^/>'-Entscheidungen,  S.  424  flg.  —  Abweichende  Grundsätze  gelten 
für  die  choses  in  action  der  Ehefrau.  Über  diese  Materie  gibt  der 
Master  of  the  Rolls  Lord  Gißord  in  der  Entscheidung  zu  dem  Rechts- 
falle  Purdew  versus  Jackson^  mitgeteilt  im  i.  Bande  von  RusselCs  Chan- 
cery Appeal  Cases  (1823 — 1829),  S.  44%.,  und  im  25.  Bande  der 
Revised  Reports,  S.  i  flg.,  die  nachstehenden  Ausführungen :  „Die  Art 
und  Ausdehnung  des  dinglichen  Rechts  und  der  Verfügungsbefugnis 
des  Ehemannes  über  die  choses  in  action  der  Ehefrau  ist  eine  eigen- 
tümliche. Die  Ehe  bedeutet,  wie  das  Gemeine  Recht  besagt,  nur 
eine  bedingte  Schenkung  der  choses  in  action  der  Frau  an  den  Mann, 
nämlich  unter  der  Bedingung,  daß  der  tetztere  während  der  Dauer 
der  Ehe  diese  choses  in  action  zu  choses  in  possession  macht.  Sollte  der 
Ehemann  vor  seiner  Frau  sterben,  ohne  die  fraglichen  Vermögens- 
bestandteile in  choses  in  possession  umgewandelt  zu  haben,  so  hat  die 
Frau  —  und  nicht  etwa  der  oder  die  personal  representatives  [d.  h. 
Testamentsvollstrecker  oder  Nachlaßverwalter]  des  Ehemannes  —  einen 
Anspruch  auf  diese  Vermögensstücke,  Das  subjektive  Recht  der  Frau 
[an  einer  chose  in  action']  wird  ihr  nicht  durch  die  Eheschließung 
völlig  genommen.  Die  chose  in  action  verbleibt  auch  fernerhin  ihr 
Eigentum,  es  sei  denn,  daß  der  Ehemann  dieselbe  in  eine  chose  in 
possession  nicht  nur  umwandeln  kann,  sondern  auch  tatsächlich  um- 
wandelt und  auf  diese  Weise  dem  Vermögensstücke  den  Charakter 
einer  chose  in  action  nimmt.  Der  Ehemann  erlangt  nicht  auf  Grund 
der  Ehe  irgend  ein  unmittelbares  Eigentum  an  der  chose  in  action; 
er  hat  lediglich  das  subjektive  Recht,  die  chose  in  action  in  eine  chose 
in  possession  zu  verwandeln,  vorausgesetzt,  daß  dieselbe  sich  in  einem 
Zustande  befindet,  der  eine  solche  Umwandlung  zuläßt.  Die  Um- 
wandlung in  eine  chose  in  possession  stellt  eine  notwendige  und  unerläßliche 
Vorbedingung  dafür  dar,  daß  der  Ehemann  irgend  ein  Eigentumsrecht 
für  sich  selber  erwirbt,  oder  daß  er  befugt  wird,  irgend  ein  Eigentums- 
recht auf  einen  dritten  zu  übertragen.  Wenn  der  Ehemann  stirbt, 
ohne  fähig  oder  willens  gewesen  zu  sein,  diese  Bedingung  zu  erfüllen, 
so  bleibt  das  subjektive  Recht  der  Ehefrau  [an  den  choses  in  action] 
unverändert  dasselbe,  gleichsam  als  ob  sie  niemals  geheiratet  hätte- 
der  Rechtstitel  [an  den  choses  in  action]  ist  nach  dem  Tode  des  Ehe- 
mannes der  gleiche,  wie  er  vor  der  Eheschließung  war.     Der  Ehemann 
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besaß  zwar  eine  Verfügungsbefugnis,  aber  er  halte  dieselbe  niemals 
ausgeübt;  oder  die  ckose  in  action  befand  sich  in  einem  solchen  Zu- 
stande, daß  der  Ehemann  nicht  über  dieselbe  in  einer  solchen  Weise 
verfügen  konnte,  um  die  Bedingung  zu  erfüllen,  von  welcher  sein 
eigener  Rechtstitel  abhing." ')  —  Wie  diese  Ausführungen  des  englischen 
Richters  zeigen,  ist  zwischen  einer  chose  in  action^  welche  eine  Um- 
wandlung in  eine  chose  in  possession  gestattet,  und  einer  cJwse  in  action^ 
bei  welcher  eine  solche  Umwandlung  zur  Zeit  nicht  möglich  ist,  zu 
unterscheiden.  Gemäß  §  41  der  vorliegenden  Kodifikation  ist  nun 
unter  einer  chose  in  action  zu  verstehen:  „irgend  ein  subjektives  Recht 
einer  oder  mehrerer  bestimmten  Personen,  irgend  eine  Geld-  oder  geld- 
werte Leistung  im  Wege  prozessualischer  Maßnahmen  zu  empfangen" 
{any  rights  vested  in  a  definiie  person  or  persans^  to  obiainy  by  legal 
proceedingSj  any  money  or  moneys  worth).  Es  stellt  demnach  eine  chose 
in  actionj  welche  eine  Umwandlung  in  eine  chose  in  possession  gestattet, 
ein  gegenwärtiges  oder  unmittelbares  Klagerecht  (a  present  or 
immediate  right  of  action)  auf  eine  geldwerte  Leistung  dar,  während 
eine  chose  in  action^  bei  welcher  zur  Zeit  eine  Umwandlung  in  eine 
chose  in  possession  nicht  möglich  ist,  ein  künftiges  Klagerecht  (a  future 
right  of  action)  auf  eine  geldwerte  Leistung  bedeutet.  Ein  solches 
future  right j  vested  in  a  definite  person  or  persons,  to  obtain,  by  legal 
proceedingSy  any  money  or  montys  worthy  wird  eine  ^rei^ersionary 
chose  in  action^  genannt.  Über  einen  derartigen  Bestandteil  des 
Frauenguts  hat  der  Ehemann  nach  Gemeinem  Recht  keine  Verfügungs- 
beftignis.  Erweist  es  sich  während  der  Dauer  der  Ehe  notwendig  oder 
wünschenswert,  über  eine  reversionary  chose  in  action  der  Frau  eine 
wirksame  Verfügung  zu  treffen,  so  müssen  gemäß  den  Vorschriften 
der  Married  Warnen^ s  Reversionary  Interests  Act  von  1857  (20  and  21 
Vict  c.  5y)y  auch  Malins^  Act  genannt,  Ehefrau  und  Ehemann  gemein - 


')  „The  naturc  and  exient  of  the  husbatKVs  interest  in  and  power  over  the 
wife*s  choses  in  action  is  of  a  peculiar  nature.  M atriale,  the  law  says,  is  only 
a  qualified  gift  to  the  husband  of  the  wife's  choses  in  action.  viz.,  upon  con- 
düion  that  he  reduce  them  into  pos'iesnon  durint^  its  continuance.  If  he  happen 
to  die  before  hi^  wife  without  havin^  reduced  such  property  into  posses<;ion,  she. 
and  not  his  personal  representatives,  will  be  entitled  to  it.  The  wife's  right  is  not 
divested  by  the  man  iage.  The  chose  in  action  continues  to  belong  to  her,  uniess  the 
kusband  can  and  does  reduce  it  into  possession  and  thereby  makes  it  cease  to  be 
a  chose  in  action.  The  hwiband  has  not  on  the  marriage  any  immediate  property 
in  the  chose  in  action;  he  has  only  the  right  to  reduce  it  into  pos'iession  if  it  be  in 
a  State  capable  of  being  so  reduced.  Rcduction  into  posses*iion  t\  a  necessary  and 
indispensable  preliminary  to  the  hnsband's  having  any  right  of  property  in  him- 
self  or  to  his  being  äble  to  convey  any  right  of  property  to  another.  If  he  dies 
without  having  been  able  or  willing  to  perform  this  condition,  the  right  of  the  wife 
c^yniinues  unaltered  exactly  as  if  she  had  never  married.  Her  title  »s  the  same 
after  her  husband's  death  as  it  was  before  her  marriage.  The  husband  had  a  power, 
bui  he  had  never  exerci^ed  it;  or  the  chose  in  action  was  so  circumstanced  that  he 
could  not  exercise  it  so  as  to  fulfil  the  condition  upon  which  his  title  depended."  — 
Cberdie  Bedeutung  des  .\usdruckes  ,.to  reduce  a  chose  in  action  into  possession" 
vgl.  ThomasLewin,  The  Law  of  Trusts,  i  o.  Aufl. ,  S.  903 — 904 ;  G  o  o  d  e  v  e  's 
Modern  Law  of  Personal  Property,  4.  Aufl.,  S.  395 — 396;  Williams'  Law 
of  ExectUors  and  Administrators,  9.  Aufl.,  S.  743  flg.:  u.  a.  m. 
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schaftlich  handeln.  Zu  diesem  Zwecke  haben  beide  Ehegatten  eine 
gesiegelte  Urkunde  (cfeed)  zu  vollziehen;  und  die  Ehefrau  muß  dann 
diese  Urkunde  in  derselben  Weise,  wie  bei  einer  gemeinschaftlichen 
Verfügung  von  Ehemann  und  Ehefrau  über  das  rea/  property  der 
letzteren,  als  ihre  eigene  Rechtshandlung  (as  her  own  act  and  (Utd) 
anerkennen  (acknmvUdge)  und  sich  in  Abwesenheit  des  Ehemannes 
einem  Verhör  (examination)  darüber  unterwerfen,  ob  sie  ungezwungen 
und  freiwillig  ihre  Zustimmung  zu  dem  fraglichen  Rechtsgeschäfte  erteilt 
habe.  —  Wenn  die  Ehefrau  zu  Lebzeiten  des  Ehemannes  stirbt,  so 
h?lt  der  letztere  nicht  olme  weiteres  einen  Anspruch  auf  ihre  choses  in 
adion  not  reduced  into  possession^  sondern  erst  dann,  nachdem  er  die 
Erlaubnis  zur  Nachlaßverwaltung  erhalten  oder,  wie  die  englisclie 
Rechtssprache  sich  ausdrückt,  die  Ausstellung  von  Utters  of  adminisiration 
für  den  Nachlaß  der  Frau  erwirkt  (taken.out)  hat 

b)  Vorschriften  des  Billigkeitsrechts.  Vorbehaltsgut 
nach  Billigkeitsrecht  (equitable  separate  property),  Restraint 
on  anticipation,  —  Besitzt  eine  Frau  zur  Zeit  ihrer  Eheschließung 
equitable  property  -*-  und  zwar  gleichgültig  ob  real  oder  personal  — 
oder  erwirbt  sie  während  der  Dauer  der  Ehe  derartiges  Vermögen,  so 
gelten  grundsätzlich  dieselben  Regeln,  welche  nach  Gemeinem  Recht 
für  das  legal  property  der  Frau,  d.  h.  für  solches  Vermögen  maß- 
gebend sind,  an  welchem  die  Frau  zur  Zeit  der  Eheschließung  das 
legale  Eigentum  besitzt  oder  während  der  Dauer  der  Ehe  erwirbt 
(s.  oben  Erl.  sub  i*^).  Es  gilt  in  dieser  Beziehung  der  Satz:  eqmty 
follo7vs  the  laWj  d.  h.  das  Billigkeitsrecht  wendet  [soweit  es  nicht 
selber  eigene  Regeln  aufgestellt  hat]  die  Grundsätze  des  Gemeinen 
Rechts  an.  Befindet  sich  daher  z.  B.  eine  verheiratete  Frau  in  der 
Rechtsstellung  eines  cestui  que  trust  (s.  Erl.  zu  §  40  sub  4)  g^cnüber 
>'on  gewissen  freien  Lehngrundstücken  (freehold  lands)^  oder  mit  anderen 
Worten,  werden  die  fraglichen  Grundstücke  von  trustees  zur  treuen 
Hand  (on  trust)  für  die  verheiratete  Frau,  sei  es  for  life  oder  in  fce 
simple  oder  in  fee  tailj  im  legalen  Eigentum  gehalten,  so  fallen  während 
der  Dauer  der  Ehe  alle  Einkünfte  und  Erträge  aus  den  Grundstücken 
nicht  an  den  weiblichen  cestui  que  trust^  sondern  an  den  Ehemann, 
und  der  letztere  besitzt  an  den  Grundstücken  während  der  Dauer  der 
Ehe  einen  equitable  estate%  d.  h.  einen  lehnrechtlichen  Eigentumsanteil 
nach  Billigkeitsrecht.  Des  weiteren  erlangt  nach  dem  Tode  der  Frau 
der  Ehemann  unter  denselben  Voraussetzungen,  unter  welchen  er  nach 
Gemeinem  Recht  einen  Anspruch  auf  curtesy  an  den  legal  estates  of 
inheritance  der  Frau  hat,  auch  an  den  equitable  estates  of  inheritanct 
derselben  für  die  Dauer   seines  eigenen  Lebens,   bezw.  im  Falle  von 

^)  Es  ist  vielleicht  korrekter,  an  Stelle  des  Ausdruckes  ,, equitable  esiaU" 
die  Bezeichnung  ,,equiiable  interest"  zu  gebrauchen,  da  nach  strenger  Theorie 
ein  „estate"  nur  an  legalem  lehnrechtlichen  Vermögen  bestehen  kano. 
Beispielsweise  vermeidet  esEdwardJenksin  seinem  Werke  über  Modern 
Land  Law  grundsätzlich,  von  einem  estate  zu  sprechen,  wenn  es  sich  um  ein 
dingliches  Recht  nach  Billigkeitsrecht  handelt.  Indessen  hegen  andere,  nicht 
minder  hochangesehene  Rechtschriftsteller,  wie  z.  B.  Thomas  Lewin, 
JoshuaWilliamsu.  V.  m.,  durchaus  kein  Bedenken,  sich  der  Ausdrucks- 
weise „equitable  estate**  im  Gegensatz  zu  einem  ,, legal  estate'*  zu  bedienen. 
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^avelkind  lands  für  die  Dauer  seiner  Witwerschaft,  eine  tefumcy  by  the 
curtesy  in  equity.  Ebenso  kann  über  die  equitable  estates  der  Frau  nur 
gemeinschaftlich  von  husband  and  wife  und  unter  Beobachtung  der- 
selben Formen  verfügt  werden,  welche  im  Falle  einer  Verfügung  über 
die  legal  estates  der  Frau  an  freehold property  vorgeschrieben  sind.  (Vgl. 
hierzu  Thomas  Lewin,  The  Law  of  Trusts,  10.  Aufl.,  S.  902—916.) 
Gegen  Ende  des  sechzehnten  und  Anfang  des  siebzehnten  Jahr- 
hunderts begannen  die  Billigkeitsgerichte  eine  neue  Lehre  zu  entwickeln, 
welche  einer  verheirateten  Frau  die  Möglichkeit  gewähren  sollte,  irgend- 
einen Verraögensgegenstand  —  lehnrechtlichen  oder  nichtlehnrechtiichen 
—  im  alleinigen  Genuß  (enjoyment)  zu  haben  und  darüber  frei  von 
der  Kontrolle  und  Bevormundung  des  Ehemannes  zu  verfugen.  Diese 
Lehre  wird  die  equitable  doctrine  of  separate  estate  (or  property)  genannt. 
Hiernach  ist  es  gestattet,  irgendwelche  Vermögensstücke  auf  Treuhänder 
derart  zu  übertragen,  daß  letztere  diese  Vermögensstücke  zur  treuen 
Hand  ^for  the  separate  use^  einer  verheirateten  Frau  besitzen  scTllen. 
Durch  eine  solche  Verfügung  erhält  die  Frau  zwar  nicht  das  legale 
Eigentum  an  dem  fraglichen  Vermögen,  sondern  lediglich  das  benefizia- 
rische  Eigentum;  aber  über  dieses  letztere  kann  sie  während  der  Dauer 
der  Ehe  durch  Rechtsgeschäft  inter  vrvos  oder  durch  Testament  in 
derselben  freien  Weise  verfügen,  welche  einer  unverheirateten  Frau 
j^estaltet  ist.  In  der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Hulmc  versus  Tenafit 
aus  dem  Jahre  1778,  mitgeteilt  im  i.  Bande  von  Browns  Chancery 
Cases  (1778—1794),  S.  16  flg.,  stellt  Lord  Thurlow  folgenden  Rechts- 
satz auf:  „A  ferne  covert^  acting  with  respect  to  her  separate  property j 
is  competent  to  act  in  all  respects  as  if  she  were  a  ferne  sole.''  (Eine 
verheiratete  Frau,  welche  über  ihr  Vorbehaltsgut  eine  Verfügung  trifft, 
ist  befugt,  nach  jeder  Richtung  hin  so  zu  handeln,  als  ob  sie  eine 
unverheiratete  Frau  wäre.)  Stirbt  die  Frau  jedoch  vor  ihrem  Ehe- 
manne, ohne  von  ihrer  Verfügungsbefugnis,  sei  es  durch  Rechtsgeschäft 
unter  Lebenden,  sei  es  durch  Testament,  Gebrauch  gemacht  zu  haben, 
so  erwachen  die  common  Icnv  rights  des  Ehemannes,  und  er  erwirbt 
alle  dinglichen  Rechte  an  dem  fraglichen  Frauengut,  auf  welche  er 
nach  den  Regeln  des  Gemeinen  Rechts  Anspruch  besitzt,  gleichsam 
als  ob  niemals  ein  separate  use  der  Frau  bestanden  hätte.  —  Um  an 
Vermögensstücken  einen  separate  use  zu  Gunsten  einer  Ehefrau  zu  be- 
gründen, sind  nicht  besonders  vorgeschriebene  Worte  notwendig. 
Irgend  eine  Ausdrucksweise,  welche  den  Schluß  zuläßt,  daß  eine  Aus- 
schließung des  Ehemannes  von  dem  Genüsse  des  Vermögens  oder  von 
der  Verfügung  über  dasselbe  während  der  Dauer  der  Ehe  beabsichtigt 
sei.  ist  vollkommen  hinreichend.  Dagegen  ist  es  absolut  erforderlich, 
daß  die  Absicht  (the  intention),  der  Frau  einen  separate  estate  zu 
geben,  in  irgend  einer  Weise  kund  getan  wird.  Es  hängt  also  die 
Frage,  ob  ein  Vermögensstück  nach  Billigkeitsrecht  einer  verheirateten 
Frau/(?r  her  separate  use  gehöre  oder  nicht,  von  der  Absicht  der- 
jenigen Person  ab,  welche  der  Frau  das  fragliche  Vermögensstück 
zugewiesen  hat.  Die  logische  Folge  ist,*  daß  nach  Billigkeitsrecht  eine 
verheiratete  Frau  zwar  durch  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  und 
durch  letztwillige  Verfügung  separate  property  (Vorbehaltsgut)  erwerben 
kann,    aber    nicht    durch    Intestaterbfolge    (by   inheritance   or   intestate 
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succession).  Meist  erfolgt  die  Schaffung  eines  equitable  separate  estate  im 
Wege  eines  ante-nuptial  setüement  (s.  Erl.  zu  §  56  sub  4).  Jedoch  sind 
noch  viele  andere  Wege  möglich.  —  Wird  auf  eine  Frau  unter  Bezug- 
nahme auf  eine  bestimmte  Ehe  (particular  marriage)  derselben  ein 
Vermögen  for  her  separate  use  übertragen  und  heiratet  die  Frau  nach 
dem  Tode  des  Ehemannes  zum  zweiten  Male,  so  besitzt  der  zweite 
Ehemann  alle  durch  das  Gemeine  Recht  gewährten  Ansprüche  auf 
Genuß  (enjoyment)  des  betreffenden  Frauenguts  und  auf  Verfügung 
(disposal)  über  dasselbe,  und  die  Frau  unterliegt  während  der  Dauer 
der  zweiten  Ehe  allen  gemeinrechtlichen  Beschränkungen  und  Unfähig- 
keiten in  der  gleichen  Weise,  als  wenn  niemals  ein  separate  use  zu 
ihren  Gunsten  erklärt  worden  wäre.  —  Es  ist  bei  Hingabe  eines 
equitable  separate  property  an  eine  verheiratete  Frau  nicht  unbedingt 
erforderlich,  daß  eine  Einschaltung  (interposition)  von  Treuhändern 
(trustees)  im  Wege  eines  express  trust  stattfindet.  Vielmehr  gilt  in  dem 
Falle,  wo  eine  Ernennung  von  Treuhändern  nicht  erfolgt  ist,  der 
Ehemann  der  betreffenden  Frau  als  Treuhänder  des  fraglichen  Ver- 
mögens. 

Wenn  auch  die  durch  das  Billigkeitsrecht  erteilte  Erlaubnis,  auf 
eine  verheiratete  Frau  Vermögen  als  Vorbehaltsgut  zu  übertragen,  die 
Möglichkeit  bot,  während  der  Dauer  der  Ehe  die  gemeinrechtlichen 
Ansprüche  des  Ehemannes  auf  Genuß  des  Frauenguts  und  auf  Ver- 
fügung über  dasselbe  lahm  zu  legen,  so  barg  doch  auf  der  anderen 
Seite  die  Befugnis  der  Ehefrau,  über  ihr  separate  property  frei  und 
unbeschränkt,  wie  eine  unverheiratete  Frau,  verfügen  zu  dürfen,  eine 
nicht  minder  große  Gefahr  in  sich.  Unter  dem  Einflüsse  und  den 
Überredungskünsten  des  Ehemannes  konnte  die  Frau  verleitet  werden, 
ihre  Verfügungsbefugnis  zu  Gunsten  des  Ehemannes  auszuüben  und  auf 
denselben  ihr  Vermögen  ganz  oder  teilweise  zu  übertragen.  Dadurch  wäre 
nicht  nur  die  dem  separate  use  zu  Grunde  liegende  Absicht  völlig  vereitelt, 
sondern  auch  die  Frau  in  eine  üblere  Lage  gebracht,  als  diejenige 
gewesen  sein  würde,  falls  das  fragliche  Vermögen  nicht  zu  einem 
Vorbehaltsgut  erklärt  worden  wäre.  Aus  diesem  Grunde  gelangte  seit 
dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  eine  weitere  Schutzmaßregel  für  das 
Frauengut  durch  die  Billigkeitsgerichte  zur  rechtlichen  Geltung  und 
Anerkennung.  Es  wurde  nämlich  gestattet,  bei  Schaffung  eines  separate 
use  gleichzeitig  die  Bestimmung  zu  treffen,  daß  die  Ehefrau  während 
der  Dauer  der  Ehe  nicht  befugt  sein  soll,  über  die  Substanz  ihres 
Vorbehaltsgutes  oder  über  noch  nicht  fällige  Einkünfte  aus  demselben 
durch  Rechtsgeschäft  inter  vivos  zu  verfügen.  Eine  solche,  die  Ver- 
fügungsfreiheit der  Ehefrau  über  ihr  separate  property  beschränkende 
Anordnung  wird  ein  restraint  on  antictpation  (Verbot  einer  Verfügung 
im  voraus)  genannt.*)     Ein  derartiges  restraint  kann  nur  in  Bezug  auf 

®)  In  der  Eintscheidung  zu  dem  Rechtsstreite  Tullett  versus  Armstronsi 
aus  dem  Jahre  1838,  mitgeteilt  im  i.  Bande  der  von  Charles  Beavan 
herausgegebenen  Reports  of  Cases  in  Chancery,  argued  and  deiermined  in  thc 
Rolls  Court,  S.  I  flg.,  und  im  49.  Bande  der  Revised  Reports,  S.  280  flg.,  gibt 
der  Master  of  the  Rolls,  Lord  L  a  n  g  d  a  1  e  ,  folgende  Darstellung:  ,,The  sepa- 
rate use  acts  in  contravention  and  control  of  the  legal  right  of  the  husband,  and  as 
against  his  legal  power  it  is  a  sufficient  protection;  hut,  the  power  of  alienaiion 
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das  separate  property  einer  verheirateten  Frau  bestehen;  es  endet  mit 
dem  Augenblicke,  wo  das  fragliche  Frauengut  die  Eigenschaft  als 
Vorbehaltsgut  verliert,  z.  B.  im  Falle  der  Auflösung  der  Ehe  durch 
Tod  oder  Scheidung;  und  es  kann  zu  neuem  Dasein  erwachen,  wenn 
das  betreffende  Frauengut,  z.  B.  durch  eine  Wiederverheiratung  der 
Frau,  von  neuem  zu  einem  separate  property  wird  (s.  Erl.  zu  §  io6). 
—  Das  Gesetzesrecht  enthält  verschiedene  Vorschriften,  nach  welchen 
das  Gericht  befugt  ist,  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ein  an  das 
Vorbehaltsgut  einer  Ehefrau  geknüpftes  restraint  on  anticipation  ganz 
oder  teilweise  zu  beseitigen  (to  remot^e).  Die  Hauptfälle  für  ein  solches 
renuroal  of  restraint  on  anticipation  durch  das  Gericht  sind  die  folgenden: 

o.  Gemäß  §  39  der  Conroeyancin^  and  Law  of  Property  Act  von 
1881  (44  and  45  Vict.  c.  4I)  kann  das  Gericht  entweder  durch  Urteil 
oder  Verfügung  (by  judgment  or  order)  mit  Zustimmung  (consent)  der 
verheirateten  Frau  eine  gänzliche  oder  teilweise  Aufhebung  des  restraint 
anordnen,  wenn  nach  Ansicht  des  Gerichts  eine  solche  Maßregel  im 
Interesse  der  Frau  liegt:  s.  die  Erl.  zu  §   107. 

ß.  Nach  §  2  der  Married  Womens  Property  Act  von  1 893  (ßö  and 
S7  Vict,  c,  63)  kann  ein  Gericht,  bei  welchem  ein  von  einer  ver- 
heirateten Frau  oder  in  deren  Namen  eingeleiteter  Rechtsstreit  anhängig 
ist,  bestimmen,  daß  die  der  Gegenpartei  aus  diesem  Rechtsstreit  ent- 
standenen Kosten  aus  dem  Vorbehaltsgute  der  Frau,  auch  wenn  dasselbe 
einem  restraint  on  anticipation  unterliegt,  zu  bezahlen  seien.  Zur  Er- 
zwingung dieser  Verfügung  i.st  das  Gericht  berechtigt,  entweder  einen 
Empfänger  (receiver)  der  Einkünfte  aus  dem  separate  property  zu  be- 
stellen oder  einen  Verkauf  (V^/f)  des  Vorbehaltsgutes  anzuordnen:  s.  die 
Erl.  zu  §  108. 

T.  Auf  Grund  des  §  45  der  Trustee  Act  von  1803  (5^  ^ind  sy 
Vict,  c,  53)  kann  der  High  Court  in  dem  Falle,  wo  der  Treuhänder 
eines  einem  restraint  on  anticipation  unterliegenden  Vorbehaltsgutes  auf 
Betreiben  oder  Ersuchen  {at  the  instigation  or  request)  der  zu  dem 
separate  property  berechtigten  verheirateten  Frau  oder  mit  schriftlicher 
Zustimmung  (with  the  consent  in  writing)  derselben  einen  Bruch  des 
Treuhandsverhältnisses  (a  breach  of  trust)  begangen  hat,  verfügen,  daß 
das  gesamte  Vorbehaltsgut  oder  ein  Teil  desselben  dazu  verwandt 
werde,  den  Treuhänder  oder  eine  sonstige  Person,  welche  durch  den 
Treuhänder  Ansprüche  herleitet,  gegen  alle  Folgen  des  Treuhandsbruches 
schadlos  zu  halten:  s.  die  Erl.  zu  §  108. 

c)  Vorschriften  der  Parlamentsgesetzgebung.  Vorbehalts- 
gut nach  Gesetzesrecht  (statutory  separate  property).  Restraint 
on  anticipation.  —  Im  Jahre  1870  wurde  von  dem  Parlamente  der 
erste  Schritt  unternommen,  im-  Wege  der  Gesetzgebung  die  vermögens- 


remaining  in  the  urife,  the  separate  estate.  unfettered,  is  no  protection  a^ain^t  the 
moral  influence  of  the  husband:  and  many  instances  have  occurred  in  which  the 
wife,  under  the  persuasion  or  influence  of  her  husband.  has  been  induced  to  exercise 
her  power  of  alienation  in  his  favour,  or  for  hi^  benefit,  and  thus  defeat  the  pro- 
tection intcnded  for  her.  It  has,  therefore,  become  usual  to  introduce  into  wills 
and  Settlements  a  clause  directing  that  the  separate  estate  shall  be  incapablc  of 
assi^nment.  or  of  alienation." 
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rechtliche  Stellung  der  verheirateten  Frau  in  einer  von  den  bisherigen 
Grundsätzen  völlig  abweichenden  Weise  zu  regeln.  Wie  ich  oben 
sub  ib  ausgeführt  habe,  kann  nach  Billigkeitsrecht  eine  verheiratete 
Frau  unter  Ausschluß  der  gemeinrechtlichen  Befugnisse  des  Ehemannes 
equitable  property  erwerben,  besitzen  und  darüber  während  der  Dauer 
der  Ehe  frei  durch  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  oder  von  Todes 
wegen  verfügen,  wofern  und  insoweit  ihr  beim  Erwerbe  At&  fraglichen 
Vermögens  bezw.  durch  ein  marriage  seUlenient  ausdrücklich  ein  separate 
use  eingeräumt  worden  ist.  Die  Frage,  ob  eine  verheiratete  Frau  ein 
Vorbehaltsgut  nach  Billigkeitsrecht  {an  equitable  separate  property)  besitze 
oder  nicht,  hängt  also  vollkommen  von  der  Absicht  (intention)  der- 
jenigen Person  ab,  von  welcher  die  verheiratete  Frau  das  betreffende 
Vermögen  erhalten  hat.  Die  Married  Womerüs  Property  Ad  von  1870 
(33  <^nd  34  Vict,  c,  g3)  verordnete  nun,  daß  in  bestimmten  Fällen, 
wo  irgend  eine  verheiratete  Frau  nach  dem  9.  August  1870  Vermögen 
erwerben  würde,  von  Gesetzes  wegen  dieses  Vermögen  ihr  Vor- 
behaltsgut (separate  property)  sein  und  ihr  „for  her  sole  and  separate 
use^  gehören  sollte.^®)  Damit  war  der  Grundstein  zu  dem  Rechts- 
institute des  statutory  separate  property,  d.  h.  des  Vorbehaltsgutes 
nach  Gesetzesrecht  gelegt.  Der  weitere  Ausbau  zu  der  heutigen  Ge- 
staltung dieses  Rechtsinstituts  ist  durch  die  Married  WometCs  Property 
Act  von  1882  (45  and  46  Vict.  c.  75)  erfolgt.  Der  §  i  dieses  Ge- 
setzes enthält  im  Absatz  i  die  nachstehende  Bestimmung: 

j^A    married    woman    shall,     in  „Eine   verheiratete  Frau   ist  im 

accordance  with  the  provisions  of  Einklänge  mit  den  Vorschriften 
this  Act,  be  capable  of  acqiäringj  dieses  Gesetzes  fähig,  irgendwelches 
Holding j  and  disposing  by  will  or  lehnrechtliche  oder  nichtlehnrecht- 
otherwise,  of  any  real  or  personal  liehe  Vermögen  in  derselben  Weise, 
property  as  her  separate  property,  als  ob  sie  eine  unverheiratete  Frau 
in  tlu  same  manner  as  if  she  were  wäre,  als  ihr  Vorbehaltsgut  ohne 
a  ferne  sole,  without  the  intervention  Einschaltung  irgend  eines  Treu- 
of  any  trustee,^  händers  zu  erwerben,  zu  besitzen 

und  darüber  durch  Testament  oder 
sonstwie  zu  verfügen." 
Es  ist  hier  besonders  und  an  erster  Stelle  zu  beachten,  daß  das 
separate  property,  auf  welches  eine  verheiratete  Frau  gemäß  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes  von  1882  Anspruch  hat,  ihr  legales  Vorbehalts- 
gut (her  property  at  law)  ist,  und  daß  demgemäß  das  legale  Eigentum 
(und  nicht  lediglich  das  benefiziarische  Eigentum)  sich  in  den  Händen 
der  Frau  und  nicht,  wie  bei  dem  equitable  separate  property,  in  den 
Händen  von  Treuhändern  (trustees)  befindet.  —  Der  Anspruch  einer 
verheirateten  Frau  auf  statutory  separate  property  besteht  —  wie  der  oben 
mitgeteilte   Absatz  i  des  §  i    der  Married   IVomen^s  Property  Act  von 

^^)  Die  Married  Womens  Property  Act  von  1870  hat  einige  Abänderungen 
und  Verbesserungen  durch  die  Married  Women's  Property  Amendment  Act 
von  1874  (^7  and  38  Vict.  c.  50)  erfahren.  Auf  diese  Einzelheiten  gehe  ich 
jedoch  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  ein,  zumal  die  Married  WomeWs  Property 
Act  von  1882  (45  and  46  Vict.  c.  75)  sowohl  das  Gesetz  von  1870  als  auch 
das  Gesetz  von    1874   aufgehoben   {repealed)   hat. 
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1882  ausdrücklich  besagt  —  nur,  soweit  dieser  Anspruch  sich  j^in 
accordance  with  the  prainsions  of  this  Act^  befindet,  d.  h.,  soweit  nicht 
die  weiteren  Vorschriften  des  Gesetzes  irgendw^elche  Einschränkungen 
enthalten.  In  erster  Linie  müssen  hier  die  §§  2  und  5  in  Betracht 
gezogen  werden.     Der  §  2  besagt: 

„Jede  Frau,  welche  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes**) 
eine  Ehe  eingeht,  ist  berechtigt,  alles  lehnrechtliche  und  nichtlehnrecht- 
liche  Vermögen,  welches  ihr  zur  Zeit  der  Eheschließung  gehört,  oder 
welches  von  ihr  nach  der  Eheschließung  erworben  oder  ererbt  werden 
sollte,  einschließlich  aller  Löhne,  Verdienste,  Gelder  und  Vermögens- 
siücke,  die  von  ihr  in  irgend  einem  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnisse, 
in  einem  Gewerbe  oder  Berufe,  in  welchem  sie  angestellt  ist,  oder 
welches  bezw.  welchen  sie  unabhängig  von  ihrem  Ehemanne  betreibt, 
oder  durch  Ausübung  irgend  einer  literarischen,  künstlerischen  oder 
wissenschaftlichen  Tätigkeit  verdient  werden,  als  ihr  Vorbehaltsgut 
zu  haben  und  zu  besitzen  und  darüber  in  der  oben  erwähnten 
Weise  [§  i  Abs.  1]  zu  verfügen."'») 

Der  §  5  enthält  dann  folgende  Bestimmung: 
„Jede  Frau,  welche  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  ge- 
heiratet hat,  ist  berechtigt,  alles  lehnrechtliche  und  nichtlehnrechtliche 
Vermögen,  auf  welches  ihr  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
ein  unbedingter  oder  bedingter  Kechtstitel  —  mag  es  sich  um  ein 
dingliches  Recht  auf  gegenwärtigen  oder  künftigen  Genuß  handeln 
—  erwächst,  einschließlich  aller  Löhne,  Verdienste,  Gelder  und  Ver- 
mögensstücke, welche  von  ihr  auf  dem  vorbenannten  Wege  [§  2} 
verdient  oder  erworben  werden,  als  ihr  Vorbehaltsgut  zu  haben  und 
zu  besitzen  und  darüber  in  der  oben  erwähnten  Weise  [§  i  Abs.  i] 
zu  verfügen."") 

Es  ergibt  sich  sonach:     Im  Sinne  der  Married  WomerCs  Property 
Ad  von  1882  kann  unter  den  Begriff  statutory  separate  property  fallen: 
o.  alles  Vermögen   einer  am   oder  nach  dem  i.  Januar  1883  ver- 
heirateten Frau,   gleichgültig,   ob  dieses  Vermögen   von  ihr  vor 
oder  nach  Eingehung  der  Ehe  erworben  worden  ist;  und 


")  Die  Married  Women*s  Property  Act  von  1882  ist  am  i.  Januar  1885 
in  Kraft  getreten. 

")  „Every  u/oman  who  marries  after  the  commencetnent  of  this  Act  shall 
be  entiüed  to  have  and  to  hold  as  her  separate  property,  and  to  dispose  of  in  manner 
aforesaid,  all  real  and  personal  property  which  shall  belong  to  her  at  the  time 
of  marriage,  or  shall  be  acquired  by  or  devolve  upon  her  after  marriagc.  including 
any  wages,  earnings,  money,  and  property  gained  or  acquired  by  her  in  any 
emphyment,  trade,  or  occupation  in  which  she  is  enga^ed,  or  which  she  carrta 
0%  separately  from  her  husband,  or  by  the  exercise  of  any  literary,  artistic,  or 
scientific  skills 

")  „Every  woman  married  before  the  commencement  of  this  Act  shall  he' 
entitUd  to  have  and  to  hold  and  to  dispose  of  in  manner  aforesaid  as  her  separate 
property  all  real  and  personal  property,  her  title  to  which,  whether  vested  or  con- 
tingent,  and  whether  in  possession,  reversion,  or  remainder,  shall  accrue  after 
the  commencement  of  this  Act,  including  any  wc^es,  earnings,  money  and  property 
so  gained  or  acquired  by  her  as  aforesaid." 
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ß.  solches  Vermögen  einer  vor  dem  i.  Januar  1883  verheirateten 
Frau,  auf  welches  sie  am  oder  nach  dem  i.  Januar  1883  einen 
Rechtsanspruch  erworben  hat. 

In  beiden  Fällen  muß  jedoch  das  fragliche  Vermögen  nicht  un- 
bedingt statutory  separate  property  sein,  sondern  kann  es  nur.  Denn 
im  §  19  des  Gesetzes  von  1882  findet  sich  unter  anderem  die  folgende 
Klausel : 

„Keine  in  diesem  Gesetze  enthaltene  Vorschrift  soll  irgend  eine 
in  Kraft  bestehende  oder  in  Zukunft  zu  errichtende  Vermögens- 
stiftung oder  irgend  eine  getroffene  oder  in  Zukunft  zu  trefiende 
Vereinbarung  über  Errichtung  einer  Vermögensstiftung  betreffend  das 
Vermögen  irgend  einer  verheirateten  Frau  beeinträchtigen  oder  be- 
rühren, gleichgültig,  ob  die  Vermögensstiftung  bezw.  Vereinbarung 
über  Errichtung  einer  Vermögensstiftung  vor  oder  nach  Eingehung 
der  Ehe  stattgefunden  hat.*'") 

Mit  anderen  Worten :  Vor  wie  nach  dem  Inkrafttreten  der  Married 
IVomen's  Property  Act  von  1 882  ist  die  Schaffung  von  equitable  separate 
property  gestattet.  Es  lautet  die  Regel:  Soweit  nicht  durch  Partei- 
abkommen ein  anderes  bestimmt  ist,  gilt  das  in  den  §§  2  und  5  des 
Gesetzes  von  1882  bezeichnete  Vermögen  einer  verheirateten  Frau  von 
Gesetzes  wegen  als  statutory  separate  property.  Durch  Parteiabkommen 
kann  jedoch  auch  heute  noch  irgend  ein  Vermögen  oder  Vermögens- 
stück einer  verheirateten  Frau,  gleichgültig,  ob  dasselbe  unter  die  §§  2 
und  5  des  Gesetzes  von  1882  fällt  oder  nicht,  zu  equitable  separate 
property  gemacht  werden. 

Die  von  dem  Billigkeitsrechte  gewährte  Möglichkeit,  bei  Schaffung 
eines  separate  use  gleichzeitig  die  Bestimmung  zu  treffen,  daß  die  Frau 
während  der  Dauer  der  Ehe  nicht  befugt  sein  soll,  über  die  Substanz 
ihres  Vorbehaltsgutes  oder  über  noch  nicht  fällige  Einkünfte  aus  dem- 
selben durch  Rechtsgeschäft  inter  vivos  zu  verfügen  („restraint  on 
antkipation''),  ist  durch  die  Married  IVotnens  Property  Act  von  1882 
ausdrücklich  aufrecht  erhalten  worden.  Im  S  '9  wird  im  Anschluß 
an  die  oben  mitgeteilte  Klausel  über  die  Wirksamkeit  von  Settlements 
und  von  agreements  for  Settlements  die  nachstehende  Bestimmung 
getroffen :  ^ 

..(Nothing  in  this  Act  contained)  shall  interfere  with  or  remier 
inoperative  any  restricfion  against  antiäpation  at  present  attached  or  to 
be  Jiereafter  attached  to  the  enjoyment  of  any  property  or  income  by  a 
woman  under  any  Settlements  agree?nent  for  a  Settlements  will  or  other 
Instrument  ]  but  no  rest/iction  against  anticipation  contained  in  any 
settlement  or  agreetnent  for  a  settlement  of  a  wotnat^s  own  property  to 
be  made  or  entered  into  by  herseif  shall  have  any  validity  against  debts 
contracted  by  her  before  marriage,  and  no  settlement  or  agreement  for 
a  settlement  shall  have  any  greater  force  or  validity   against  creditors 

**)  ,, Nothing  in  this  Act  contained  shall  interfere  with  or  affect  any  settlement 
or  agreement  for  a  settlement,  made  or  to  be  made,  whether  before  or  after  marria§e, 
respectine;  the  property  of  any  married  woman.** 
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of  such  wonian  than  a  like  settlement  or  agreement  for  a  settlement 
made  or  entered  into  by  a  man  would  have  against  his  creditors,"  ^^) 
Weiteres  über  restrainton  anticipation  s.  in  den  Erl.  zu  §§  105 — 108.  — 
Über  die  sogenannte  tenancy  by  entireties  von  Etiemann  und  Ehefrau  vgl. 
die  Eri.  zu  §  3  sub  I,  7  auf  S.  19.  —  Das  durch  die  Married  Womens 
Property  Act  von  1882  zu  gesetzlichem  Vorbehaltsgut  erklärte  Ver- 
mögen einer  verheirateten  Frau  verliert  seine  Eigenschaft  als  statutory 
separate  prc^erty  mit  dem  Augenblicke  der  Auflösung  der  Ehe.  Stirbt 
daher  eine  verheiratete  Frau  vor  ihrem  Ehemanne,  ohne  über  ihr 
gesetzliches  Vorbehaltsgut  durch  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  oder 
von  Todeswegen  verfügt  zu  haben,  so  besitzt  der  überlebende  Ehe- 
mann alle  subjektiven  Rechte  an  dem  bisherigen  statutory  separate 
pr&perty  seiner  verstorbenen  Frau,  welche  ihm  durch  das  Gemeine 
Recht  eingeräumt  worden  sind  (s.  oben  Erl.  sub  1*). 

2.  Fähigkeit  einer  verheirateten  Frau,  bindende  Ver- 
träge zu  schließen.  —  Nach  Common  Laiv  besitzt  eine  verheiratete 
Frau  grundsätzlich  keine  Vertragsfähigkeit  (power  of  contracting).  Da- 
gegen ist  die  Ehefrau  im  Falle  einer  ausdrücklichen  oder  aus  den 
Umständen  gefolgerten  Vollmacht  (authority)  seitens  ihres  Mannes  be- 
rechtigt, in  dessen  Namen  und  auf  dessen  Kredit  Verträge  einzugehen. 
Eine  aus  den  Umständen  gefolgerte  Vollmacht  (an  implied  autiwrity) 
Hegt  z.  B.  vor,  wenn  die  Frau  contracts  for  necessaries  (s.  Erl.  zu  §  50), 
sei  es  für  ihren  eigenen  Bedarf,  sei  es  für  den  Bedarf  ihres  Mannes  oder 
ihrer  ehelichen  minderjährigen  Kinder,  abschließt  („Schlüsselgewalt").*") 

^^)  ..Keine  in  diesem  Gesetze  enthaltene  Vorschrift  soll  irgendeine  Be- 
schränkung beeinträchtigen  oder  unwirksam  machen,  welche  zur  Verhütung 
einer  Verfügung  im  voraus  auf  Grund  irgendeiner  Vermögensstiftung  bzw. 
Vereinbarung  über  Errichtung  einer  Vermögensstiftung  oder  auf  Grund  eines 
Testaments  oder  einer  sonstigen  Urkunde  an  den  Genuß  irgendeines  Ver- 
mögens oder  Einkommens  einer  Frau  geknüpft  ist  oder  in  Zukunft  geknüpft 
•werden  sollte.  Jedoch  soll  kein  Verbot  einer  Verfügung  im  voraus,  welches 
in  irgendeiner  künftigen  Vermögensstiftung  oder  Vereinbarung  über  Errichtung 
einer  Vermögensstiftung  enthalten  ist.  wofern  die  Stiftung  aus  dem  eigenen 
Vennögen  der  Frau  erfolgt  oder  die  Vereinbarung  über  Errichtung  der  Stiftung 
von  der  Frau  selber  getroffen  wird,  irgendeine  Gültigkeit  gegenüber  solchen 
Schulden  haben,  welche  von  der  Frau  vor  Eingehung  der  Ehe  kontrahiert 
worden  sind  ;  und  keine  Vermögensstiftung  oder  Vereinbarung  über  Errichtung 
einer  solchen  Stiftung  soll  gegenüber  den  Gläubigem  einer  solclicn  Frau  irgend- 
eine größere  Wirkungskraft  und  Gültigkeit  besitzen,  als  eine  gleiche,  von  einem 
Kanne  errichtete  Vermögensstiftung  oder  eine  gleiche,  von  einem  Manne 
getroffene  Vereinbarung  über  Errichtung  einer  Vermögensstiftung  gegenüber 
den  Gläubigem  des  Mannes  haben  würde." 

*•)  Vgl.  z.  B.  die  Rechtsausführungen  des  Chiej  Baron  Lord  Abinger  in 
der  Entscheidung  des  Rechtsfalles  Freeston  versus  Butcher  aus  dem  Jahre 
1840,  mitgeteilt  im  9.  Bande  der  von  Carrington  and  P  a  y  n  e  heraus- 
gegebenen NUi  Prius  Reports  (1823 — 1841),  S.  643flg.  —  Der  Ehemann  ist 
jederzeit  berechtigt,  seiner  Frau  die  Befugnis  zu  entziehen,  auf  seinen  Kredit 
irgendwelche  Anschaffungen,  einschließlich  necessaries,  zu  machen.  —  Eine 
implied  authority  kann  auch  in  vereinzelten,  dringenden  Fällen  angenommen 
werden,  in  welchen  z.  B.  der  Mann  durch  schwere  Krankheit  an  der  Abgabe 
einer  Erklärung  verhindert  ist.  (,, Notverwaltungsrecht.")  —  Zum  Vergleiche 
verweise  ich  auf  den  §  1401  des  deutschen  BGB. 
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In  derartigen  Fällen  handelt  die  Frau  als  Vertreter  des  Mannes; 
und  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  aus  solchen  Vertragen  fallen 
dem  Manne  zu:  er  allein  kann  aus  diesen  Verträgen  klagen  und 
verklagt  werden.  —  Zu  der  gemeinrechtlichen  Regel  über  die  Unfähig- 
keit einer  verheirateten  Frau,  im  eigenen  Namen  und  auf  eigene 
Rechnung  Verträge  zu  schließen,  hat  das  Common  Law  selber  ver- 
schiedene Ausnahmen  aufgestellt.  Beispielsweise  kommt  der  Ehefrau 
eines  für  crviliter  mortuiis  erklärten  Mannes  die  gleiche  Vertragsfähigkeit 
zu,  welche  eine  unverheiratete  Frau  besitzt. 

Nach  Billigkeitsrecht  (Equity)  gelten  bezüglich  des  power  of  con- 
tracting einer  Ehefrau  im  allgemeinen  die  gemeinrechtlichen  Grund- 
sätze. Indessen  gestattet  das  Billigkeitsrecht  einer  verheirateten  Frau» 
wofern  und  insoweit  als  sie  equitable  separate  property  besitzt,  in  Bezug 
auf  dasselbe  im  eigenen  Namen  und  auf  eigene  Rechnung  Vertrage 
zu  schließen. 

Einschneidende  Änderungen  dieses  Rechtszustandes  hat  das  Ge- 
setzesrecht (Statute  Law)  vorgenommen.  Der  Absatz  2  des  §  i  der 
Married  Women's  Propetty  Act  von  1882  (45  and  46  Vict,  c,  ys) 
bestimmt : 

„Eine  verheiratete  Frau  ist  nach  jeder  Richtung  hin  in  der 
gleichen  Weise  wie  eine  unverheiratete  Frau  fähig,  irgend  einen 
Vertrag  einzugehen  und  sich  selber  in  Bezug  auf  ihr  Vorbehaltsgut 
und  bis  in  Höhe  desselben  zu  verpflichten,  femer  sowohl  aus  einem 
Vertrage,  als  auch  aus  einer  unerlaubten  Handlung  oder  aus  einem 
sonstigen  Anlasse  zu  klagen  und  verklagt  zu  werden.  Es  ist  nicht 
erforderlich,  wenn  eine  verheiratete  Frau  als  Klägerin  oder  Beklagte 
auftritt,  ihren  Ehemann  hinzuzuziehen  oder  ihn  zu  einer  Partei  in 
einer  Klage  oder  sonstigen  prozessualischen  Maßnahme  zu  machen^ 
welche  von  der  Frau  oder  gegen  dieselbe  eingeleitet  worden  ist 
Alle  Schadensersatz-  und  Kostenerstattungsgelder,  welche  der  Frau 
in  irgend  einer  solchen  Klage  oder  prozessualischen  Maßnahme  zu- 
erkannt werden,  gehören  zu  ihrem  Vorbehaltsgut;  und  alle  Schadens- 
ersatz- und  Kostenerstattungsgelder,  zu  deren  Zahlung  die  Frau  in 
irgend  einer  solchen  Klage  oder  prozessualischen  Maßnahme  ver- 
pflichtet ist,  fallen  einzig  und  allein  ihrem  Vorbehaltsgute  zur  Last"  ") 
In  Ergänzung  zu .  dieser  Vorschrift  trifflt  der  §  i  der  -Married 
IVomens  Property  Act  von  1893  (56  and  S7  V^ct,  c,  63)^^)  folgende 
Bestimmungen : 

„Soweit  eine  verheiratete  Frau  nicht  lediglich  als  Vertreter  handelt^ 
soll  jeder  von  ihr  in  Zukunft  geschlossene  Vertrag 


^')  ,,A  married  woman  shall  be  capable  of  entering  into  and  rendering  her- 
seif  liable  in  respect  of  and  to  the  extent  of  her  separate  property  an  any  contract 
or  in  tort  or  otherwise,  in  all  respects  as  if  she  were  a  ferne  sole,  and  her  husband 
need  not  be  joined  with  her  as  plaintiff  or  defendant,  or  be  made  a  party  to  any 
action  or  other  legal  proceeding  brought  by  or  taken  against  her;  and  any  damagrs 
or  costs  recovercd  by  her  in  any  such  action  or  proceeding  shall  be  her  separate 
property,  and  any  damages  or  costs  recovered  against  her  in  any  such  action  or 
proceeding  shall  be  payable  out  of  her  separate  property,   and  not  otherwi'ir.** 

**)  Dieser  Paragraph  des  Gesetzes  von  1893  ist  an  Stelle  von  Absatz  5 
und  4  des  §1  der  Married  Women's  Property  Act  von   1882  getreten. 


Erster  Titel.     Legal  Capacity.  ^ig 

a)  gelten  als  ein  von  ihr  in  Bezug  auf  ihr  Vorbehaltsgut  ge- 
schlossener und  dasselbe  bindender  Vertrag,  gleichgültig,  ob 
sie  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  tatsächlich  irgend  welches 
Vorbehaltsgut  besitzt  bezw.  auf  ein  solches  einen  Rechts- 
anspruch hat  oder  nicht; 

b)  ihr  gesamtes  Vorbehaltsgut  binden,  welches  sie  zu  der  genannten 
Zeit  oder  in  Zukunft  etwa  besitzen  mag,  oder  auf  welches  sie 
einen  Rechtsanspruch  zu  der  genannten  Zeit  haben  oder  in 
Zukunft  erwerben  sollte;  und 

c)  im  Prozeßwege  auch  gegen  ihr  gesamtes  Vermögen  erzwingbar 
sein,  welches  sie  nach  Auflösung  der  Ehe  etwa  besitzt,  oder 
auf  welches  sie  nacli  Auflösung  der  Ehe  einen  Rechtsanspruch 
haben  sollte. 

Es  gilt  jedoch  der  Vorbehalt,  daß  keine  in  diesem  Paragraphen 
enthaltene  Bestimmung  ii^gend  ein  Vorbehaltsgut,   über   welches  die 
Frau  im  voraus  zu  verfügen  zu  der  genannten  Zeit  oder  in  Zukimft 
nicht  befugt  ist,  verwertbar  zur  Befriedigung  irgend  einer  Verbindlich- 
keit oder  Verpflichtung   machen   soll,   welche  aus   einem   derartigen 
Vertrage  erwächst. " ' ") 
Für  einige  Sonderfälle  hat  das   Statute  Law  Anordnungen  ge- 
troffen, welche   sich   von  den  eben  mitgeteilten  allgemeinen  Gesetzes- 
bestimmungen   vornehmlich    dadurch   unterscheiden,    daß   die   Ehefrau 
durch  ihre  Verträge   persönlich,    und   nicht  bloß   ihr  Vorbehaltsgut, 
gebunden  wird. 

a)  Im  Falle  einer  judicial  Separation^  d.  h.  einer  Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  durch  richterliches  Erkenntnis  (im  Sinne 
^^  §  1575  des  deutschen  BGB.),  gilt  die  Ehefrau  auf  Grund  der 
§§  25  und  26  der  Matrimonial  Causes  Act  von  1857  (20  and  21  Vict, 
C'  8s)  als  unverheiratete  Frau  sowohl  in  Bezug  auf  den  Erwerb  von 
Vermögen  und  Verfügung  über  dasselbe,  als  auch  in  Bezug  auf  Vertrags- 
und Deliktsfähigkeit.  Die  beiden  genannten  Gesetzesparagraphen  haben 
folgenden  Wortlaut: 

Section  25.  „In  every  case  of  a  judicial  Separation  the  wife  shall 
from  the  date  of  the  sentence  and  whilst  the  Separation  shall  continuey 
he  considered  as  ferne  sole  with  respect  to  property  of  every  descripHon 
which  she  may  acquire  or  which  may  come  to  or  devohe  upon  her; 
and  such  property  may  be  disposed  of  by  her  in  all  respects  as  a  feme 

*•)  „Every  contract  hereafter  entered  into  by  a  married  woman  oiherwise 
than  as  agent: 

a)  Shall  be  deemed  to  be  a  contract  entered  into  by  her  with  respect  to 
and  to  bind  her  separate  property.  whether  she  is  or  is  not  in  fact  pos- 
sessed  of  or  entitled  to  any  separate  property  at  the  time  when  she 
enters  into  such  contract; 

b)  Shall  bind  all  separate  property  which  she  may  at  that  time  or  therc- 
after  be  possessed  of  or  entitled  to;  and  — 

c)  Shall  also  be  enforceable  by  process  of  law  against  all  property  which 
she  may  thereafter  white  discovert  be  possessed  of  or  entitled  to. 

Provided  that  nothing  in  this  section  contained  shall  render  available  to 
sttiisfy  any  liability  or  Obligation  arisini^  out  of  such  contract  any  separate  property 
Vihich  at  that  time  or  thereafter  she  is  rcstrained  from  anticipating." 
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sol€y  and  on  her  decease  the  same  shall,  in  case  she  die  intestate,  go  as 
the  same  would  have  gone  if  her  husöand  had  been  ihen  dead:  providcd^ 
that  if  any  such  wife  shauld  again  cohabit  with  her  Itusband^  all  such 
property  as  she  may  be  entitled  to  when  such  cohabitatian  shall  take 
place  shall  be  held  to  her  separate  usCj  subject^  hmvevery  to  any  agree- 
ment  in  writing  made  between  her  seif  and  her  husband  white  separate.*^  **) 
Section  26.  „In  every  case  of  a  judicial  Separation  the  wife  shaliy 
whilst  so  separated  be  considered  as  a  ferne  sole  for  the  purposes  of 
contractSy  and  wrongs  and  injuriesj  and  tuing  and  being  stied  in  any 
civil  proceeding;  and  her  husband  shall  not  be  liable  in  respect  of  any 
Engagement  or  contract  she  may  have  entered  into,  or  for  any  ivrongftd 
*  act  or  Omission  by  her,  or  for  any  costs  she  may  incur  as  plaintiff  or 
defendant:  provided,  that  where  upon  any  such  judicial  Separation 
alimony  has  beeti  decreed  or  ordered  to  be  paid  to  the  wife,  atid  the 
same  shall  not  be  duly  paid  by  the  husbandj  he  shall  be  liable  for 
necessaries  supplied  for  her  use:  provided  also,  that  nothing  shall 
prevent  the  wtfe  from  joining,  at  any  time  during  such  Separation^  in 
the  exercise  of  any  Joint  power  git)en  to  herseif  and  her  husband."^  '*)*') 


**)  §  25,  „In  jedem  Falle  einer  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
durch  richterliches  Erkenntnis  gilt  von  dem  Tage  des  Erkenntnisses  ab  und 
für  die  Dauer  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  die  Ehefrau  als 
unverheiratete  Frau  in  Bezug  auf  Vermögen  jeder  Art,  welches  sie  durch 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen  erwerben  sollte.  Über 
derartiges  Vermögen  kann  von  ihr  in  jeder  Beziehung,  wie  von  einer  unver- 
heirateten Frau,  verfügt  werden  ;  und  bei  ihrem  Ableben  ohne  Hinterlassung 
eines  Testaments  vererbt  sich  dieses  Vermögen  in  der  gleichen  Weise,  als  ob 
ihr  Ehemann  schon  verstorben  wäre.  Wenn  jedoch  irgendeine  solche  Ehefrau 
wieder  mit  ihrem  Ehemann  in  ehelicher  Gemeinschaft  leben  sollte,  so  ist  alles 
derartige  Vermögen,  auf  welches  sie  zur  Zeit  der  Wiederaufnahme  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  einen  Rechtsanspruch  besitzt,  ihr  Vorbehaltsgut,  es  sei 
denn,  daß  zwischen  dem  Ehemann  und  der  Ehefrau  ein  anderweitiges  Ab- 
kommen vor  Wiederaufnahme  der  ehelichen  Gemeinschaft  schriftlich  getroffen 
worden  ist." 

■*)  §  26.  ,,In  jedem  Falle  einer  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
durch  richterliches  Erkenntnis  gilt  die  Ehefrau  für  die  Dauer  dieser  Aufhebung 
als  unverheiratete  Frau  in  Bezug  auf  Verträge,  unerlaubte  Handlungen  und 
Schadenszufügungen,  sowie  in  Bezug  auf  aktive  und  passive  Prozeßfähigkeit 
in  irgendeinem  bürgerlichen  Streit  verfahren.  Ihr  Ehemann  haftet  nicht  für 
irgendeine  Verpflichtung  oder  vertragliche  Verbindlichkeit,  welche  sie  ein- 
gegangen ist,  oder  für  irgendeine  unerlaubte  Begehungs-  oder  Unrerlassungs- 
handlung  ihrerseits  oder  für  irgendwelche  Kosten,  die  sie  als  Klägerin  oder 
beklagte  etwa  haben  sollte.  Wenn  iedoch  aus  Anlaß  irgendeiner  derartigen 
Aufhebung  der  eheUchen  Gemeinschaft  die  Zahlung  von  Alimenten  an  die 
Ehefrau  verfügt  worden  ist  und  diese  Zahlung  nicht  in  der  gehörigen  Weise 
von  dem  Ehemanne  erfolgt,  so  haftet  der  letztere  für  necessaries  [s.  Erl.  zu 
§  50],  welche  für  den  Bedarf  der  Ehefrau  geliefert  worden  sind.  Ebenso  hindert 
nichts  die  Ehefrau,  zu  irgendeiner  Zeit  während  der  Dauer  der  Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  bei  der  Ausübung  irgendeiner  ihr  und  ihrem  Ehe- 
manne verliehenen  Verfügungsbefugnis  [s.  Erl.  zu  §  56  sub  5]  mitzuwirken." 

■•)  Gemäß  der  Summary  Jurisdiction  (Married  Women)  Ad  von  189S 
(58  and  59  Vict.  c.  39)  kann  eine  Ehefrau  in  bestimmten,  von  dem  Gesetze 
aufgezählten  Fällen  von  irgendeinem  Gerichte  mit  summarischer  Strafgewalt 
(Court  of  Summary  Jurisdiction)   eine   Verfügung  (order)   erwirken,  welche 
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b)  Wird  eine  Ehefrau  von  ihrem  Manne  verlassen  {deserted)^  so 
kann  sie  auf  Grund  des  §  21  der  Matrimonial  Causes  Act  von  1857 
von  dem  zuständigen  Gerichte  eine  sogenannte  ordcr  of  protection 
erwirken.  Durch  eine  solche  „Schutzverfügung"  wird  alles  Vermögen, 
welches  die  Frau  nach  dem  Zeitpunkte,  zu  welchem  der  Ehemann  sie 
verlassen  hat,  etwa  erwerben  sollte,  gegen  jeden  Zugriff  seitens  des 
Ehemannes,  seiner  Gläubiger  oder  sonstiger  Personen,  die  von  dem 
Ehemanne  einen  Rechtsanspruch  herleiten,  geschützt;  und  es  erhält 
die  Frau  die  gleiche  Verfügiingsbefugnis  über  dieses  Vermögen,  wie 
wenn  sie  niemals  geheiratet  hätte.  Sowohl'  in  Bezug  auf  Vertrags- 
freiheit, als  auch  in  Bezug  auf  aktive  und  passive  Prozeßfähigkeit  der 
betreffenden  Ehefrau  erzeugt  eine  order  of  protection  dieselben  Wirkungen 
und  Rechtsfolgen,  wie  ein  decree  for  judicial  Separation.  Der  erwähnte 
Paragraph  des  Gesetzes  von  1857  lautet  folgendermaßen: 

„Eine  von  ihrem  Ehemanne  verlassene  Frau  kann  zu  jeder  Zeit 
nach  einer  solchen  Verlassung  an  einen  Polizeirichter,  wofern  sie 
innerhalb  des  hauptstädtischen  Bezirkes  wohnt,  oder  an  ein  Friedens- 
richterkollegium,*') wofern  sie  in  der  Provinz  wohnt,  oder  in  beiden 
Fällen  an  den  High  Court  einen  Antrag  stellen,  zu  verfügen,  daß 
alle  Gelder  oder  Vermögensstücke,  welche  sie  durch  ihre  eigene  er- 
laubte Tätigkeit  etwa  erwirbt,  und  alles  Vermögen,  in  dessen  Besitz 
sie  nach  dem  Zeitpunkte  der  genannten  Verlassung  etwa  gelangt, 
gegen  ihren  Ehemann  oder  dessen  Gläubiger  oder  gegen  jede  Person, 
welche  von  dem  Ehemanne  einen  Rechtsanspruch  herleitet,  geschützt 
seien.  Der  betreffende  Polizeirichter,  bzw.  das  betreffende  Friedens- 
richterkollegium oder  der  High  Court  ist,  wenn  nach  seiner  Ansicht 
sowohl  für  die  Tatsache  der  Verlassung,  als  auch  dafür  der  Nach- 
weis erbracht  ist,  daß  diese  Verlassung  ohne  triftigen  Gnmd  erfolgt 
sei,  und  daß  die  Ehefrau  sich  durch  ihre  eigene  Arbeit  oder  durch 
ihr  eigenes  Vermögen  erhalte,  befugt,  der  Ehefrau  eine  Verfügung 
zu  gewähren,  welche  ihren  Arbeitsverdienst  und  ihr  Vermögen,  das 
sie  nach  Eintritt  der  Verlassung  erworben  hat,  gegen  ihren  Ehemann 
und  gegen  alle  Gläubiger  und  Personen  schützt,  welche  von  dem 
Ehemanne  einen  Rechtsanspruch  herleiten.  Der  genannte  Arbeits- 
verdienst und  das  genannte  Vermögen  gehört  infolge  dessen  der 
Ehefrau  in  der  gleichen  Weise,  als  ob  sie  eine  unverheiratete  Frau 
wäre.  In  allen  Fällen  gilt  jedoch  der  Vorbehalt,  daß  eine  jede  der- 
artige Verfügung,  wofern  sie  von  einem  Polizeirichter  oder  einem 
Friedensrichterkollegium  erlassen  ist,  binnen  zehn  Tagen  nach  dem 
Erlasse  dem  Regislrator  desjenigen  Grafschaftsgerichts,  innerhalb 
dessen  Jurisdiktionsbereiches  die  Ehefrau  wohnt,  zur  Eintragung  ein- 
gereicht werden  muß,  und  daß  sowohl  der  Ehemann,  als  auch  jeder 
Gläubiger   oder  jede   sonstige  Person,   welche   von   dem   Ehemanne 

sie  von  der  Verpflichtung  entbindet,  zusammen  mit  dem  Ehemanne  zu  leben. 
Eine  derartige  Verfügung  hat,  solange  sie  in  Kraft  besteht,  in  jeder  Beziehung 
die  Wirkung  einer  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  durch  richterliches 
Erkenntnis  wegen  grausamer  Behandlung  (,,while  in  force,  shall  have  the  effect 
in  all  respects  of  a  judicial  Separation  on  the  ground  of  cruelty"), 

•*)  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „justices  [of  the  peace]  in  petty 
sessüms"  s.  die  Erl.  zu   §  48  sub  i,  Anm,  2. 
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einen  Rechtsanspruch  herleitet,  befugt  sein  soll,  bei  dem  Gerichte 
oder  dem  Polizeirichter  oder  dem  Friedensrichterkollegium,  von 
welchem  die  Verfügung  ausgegangen  ist,  eine  Aufhebung  der  letzteren 
zu  beantragen.  Des  weiteren  gilt  der  Vorbehalt,  daß  der  Ehemann 
oder  irgend  ein  Gläubiger  desselben  oder  irgend  jemand,  der  von 
dem  Ehemanne  einen  Rechtsanspruch  herleitet,  falls  er  nach  Kenntnis 
von  dem  Erlasse  einer  solchen  Verfügung  irgend  ein  VermögensstQck 
der  Ehefrau  mit  Beschlag  belegt  oder  dasselbe  weiter  im  Besitz  be- 
hält, auf  Klage  der  Ehefrau  —  (die  Befugnis,  eine  solche  Klage  zu 
erheben,  wird  derselben  hiermit  erteilt)  —  verpflichtet  sein  soll,  nicht 
nur  das  bestimmte  Vermögensstück,  sondern  gleichzeitig  auch  eine 
Geldsumme  zurückzuerstatten,  welche  den  doppelten  Wert  des  nach 
Kenntnis  von  der  erwähnten  Verfügung  mit  Beschlag  belegten  oder 
weiter  im  Besitz  gehaltenen  Vermögensstückes  darstellt  Wenn  eine 
derartige  Schutz  verfugung  ergangen  ist,  so  ist  und  gilt  die  Ehe&au 
während  der  Dauer  des  Inkraftbestehens  der  Verfügung  und  während 
der  Dauer  der  Verlassung  in  Bezug  auf  Vermögen  und  Verträge, 
sowie  in  Bezug  auf  aktive  und  passive  Prozeßfähigkeit  als  in  der 
gleichen  Rechtsstellung,  in  welcher  sie  sich  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes befinden  würde,  falls  sie  ein  richterliches  Erkenntnis  auf  Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemeinschaft  erwirkte".  **)  '*) 


■■*)  Scction  21.  „A  wife  deserted  hy  her  hushand  tnay  at  any  Urne  after  such 
dcsertion,  if  resident  within  the  metropolitan  district  apply  to  a  police  muf^isirate, 
or  if  resident  in  the  country  to  justices  in  petty  sessions,  or  in  either  case  to  the 
court,  for  an  order  to  protect  any  money  or  property  she  may  acquire  by  her  own 
lawful  industry,  and  property  which  she  may  becotne  possessed  of,  after  such  deser- 
tion,  against  her  husband  or  his  creditors,  or  any  person  claiming  under  him: 
and  such  magistrate  or  justices  or  court,  if  satisfied  of  the  fact  of  such  desertion, 
and  thai  the  same  was  without  reasonable  cause,  and  that  the  wife  is  maintainin^ 
herseif  by  her  own  industry  or  property,  may  make  and  giye  to  the  wife  an  order 
protecting  her  earnings  and  property  acquired  since  the  commencemcnt  of  such 
desertion,  from  her  hushand  and  all  creditors  and  persona  claiming  under  him,  and 
stich  earnings  and  property  shall  helong  to  the  wife  as  if  she  were  a  ferne  snle:  pro- 
vided  always,  that  every  such  order,  if  made  by  a  police  magistrate  or  justices 
at  petty  sessions,  shall,  within  ten  days  after  the  making  thereof,  be  entered  with 
the  registrar  of  the  county  court  within  whose  Jurisdiction  the  wife  is  resident: 
and  that  it  shall  be  lawful  for  the  husband,  and  any  creditor  or  other  person  clai- 
ming under  him,  to  apply  to  the  Court,  or  to  the  magistrate  or  justices  by  whom  such 
order  was  made,  for  the  discharge  thereof:  provided  also,  that  if  the  husband  or 
any  creditor  of  or  person  claiming  under  the  husband  shall  seize  or  continue  to 
hold  any  property  of  the  wife  after  notice  of  any  such  order,  he  shall  be  Hoble, 
at  the  stiit  of  the  wife  (which  she  is  herehy  empowered  to  bring),  to  restore  the 
specific  property,  and  also  for  a  sum  equal  to  double  the  value  of  the  property 
so  seized  or  held  after  such  notice  as  aforesaid:'  if  any  such  order  of  protection 
be  made,  the  wife  shall  during  the  continuance  thereof,  be  and  be  deemed  to  have 
been,  during  such  desertion  of  her,  in  the  like  Position  in  all  respects,  with  regard 
to  property  and  contracts,  and  suing  and  being  sued,  as  she  would  be  under  this  Act 
if  she  ohtained  a  decree  of  judicial  Separation,**  —  Die  am  Schlüsse  des  etwas 
langen  Paragraphen  enthaltenen  Worte  ,,with  regard  to  ,  .  .  suing  and  being 
sued"  beschränken  sich  nicht  lediglich  auf  eine  aktive  oder  passive  Prozeß- 
fähigkeitin Klagen,  welche  das  Vermögen  oder  die  Verträge  der  Ehefrau  betreffen, 
sondern  erstrecken  sich  auch  auf  eine  Prozeßfähigkeit  in  Klagen,  welche  wegen 
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c)  Auf  Grund  des  §  5  der  Licensing  Act  von  1902  (2  Edw.  VII  c.  28) 
kann  die  Eliefrau  eines  „gewohnheitsmäßigen  Trinkers"  (habitual 
drunkard)  *«)  eine  Verfügung  im  Sinne  der  Summary  Jurisdiction  (Married 
Women)  Act  von  von  1895  (s-  oben  Anm.  22)  erwirken,  wodurch  sie 
für  die  Dauer  des  Inkraftbestehens  der  Verfügung  die  gleiche  Rechts- 
stellung und  die  gleichen  Rechtsbefugnisse  erhält,  wie  durch  ein  dccree 
Jor  judicial  Separation, 

3.  Haftung  einer  verheirateten  Frau  aus  ihren  während 
der  Dauer  der  Ehe  geschlossenen  Verträgen  und  begangenen 
unerlaubten   Handlungen.*')   —   Wie   ich  sub  :?  ausgeführt  habe, 


einer  von  der  Ehefrau  oder  gegen  dieselbe  \'erübten  unerlaubten  Handlung  (iort) 
erhoben  werden;  vgl.  z.  B.  den  Rechtsfall  Ramsden  versus  Brearley  aus  dem 
Jahre  1875,  mitgeteilt  im  10.  Bande  der  Entscheidungen  der  Queen' s  Bench 
Division  etc.,   S.    147  flg. 

•*)  In  Ergänzung  zu  den  Vorschriften  der  §§  21,  25  und  26  des  Gesetzes 
von  1857  bestimmt  der  §  8  der  Matrimonial  Causcs  Act,\on  1858  (21  and  22 
Vict.  c.  108),  daß  eine  etwaige  Aufhebung,  Abänderung  oder  Nichtigkeitserklä- 
rung eines  decree  for  judicial  Separation  oder  einer  order  of  protection  nicht 
irgendwelche  Rechte  beeinträchtigen  solle,  welche  dritte  Personen  aus  Rechts- 
geschäften der  Ehefrau  in  der  Zeit  von  Erlaß  des  decree  bezw.  der  order  bis  zur 
Aufhebung,  Abänderung  oder  Nichtigkeitserklärung  desselben  bezw.  derselben 
erworben  haben.  Der  Paragraph  lautet:  ,,In  every  case  in  which  a  wife  shall 
under  this  Act  or  under  the  Matrimonial  Causes  Act,  iS^y,  have  obtained  an  order 
to  Protect  her  earnings  or  property,  or  a  decree  for  judicial  Separation,  such  order 
<tr  decree  shall,  until  reversed  or  dischafqed,  so  far  as  nccessary  for  the  protection 
of  any  person  or  corporation  who  shall  deal  with  the  wife,  be  deemcd  valid  and 
effectual;  and  no  discharge,  Variation,  or  rtversal  of  such  order  or  decree  shall 
prejudice  or  affect  any  rights  or  remedies  which  any  person  would  have  had.  in 
ca^e  the  same  had  not  been  so  reversed,  varied,  or  discharged,  in  rcspect  of  any 
debts,  contracts,  or  acts  of  the  wife  incurred,  entered  into,  or  done  between  the  time 
of  the  mahing  such  order  or  decree  and  of  the  discharge,  Variation,  or  reversal 
thereof;  and  property  of  or  to  which  the  wife  is  possessed  or  entitled  for  an  estate 
in  remaindcr  or  reversion  at  the  date  of  the  desertion  or  decree  (as  the  case  may 
be)  shall  be  deemed  to  bc  included  in  the  protection  given  by  the  order  or  decree/* 
••)  Unter  einem  ,,habitual  drunkard^'  ist  gemäß  der  Habitual  Drunkards' 
Act  von  1879  (42  and  43  Vict.  c.  19)  eine  Person  zu  verstehen,  ,,who,  not  being 
amenable  to  any  Jurisdiction  in  lunacy,  is,  notwith Standing,  by  reason  of  habitual 
intemperaie  drinhing  of  intoxicating  liquor,  at  times  danger ous  to  himself  or 
herseif,  or  to  others,  or  incapable  of  managin^  himself  or  herseif,  and  his  or  her 
affairs."  —  Diese  Begriffsbestimmung  deckt  sich  fast  völlig  mit  den  im  §  6 
Ziffer  3  des  deutschen  BGB.  gebrauchten  Worten:  „wer  infolge  von  Trunken- 
heit seine  Angelegenheiten  nicht  zu  besorgen  vermag  oder  sich  und  seine 
Familie  der  Gefahr  des  Notstandes  aussetzt  oder  die  Sicherheit  anderer 
gefährdet." 

•')  Eine  Betrachtung  über  die  Haftung  einer  Ehefrau  für  ihre  vor  Ein- 
gehung der  Ehe  geschlossenen  Verträge  und  begangenen  unerlaubten  Hand- 
lungen liegt  außerhalb  des  Rajimens  eines  Kommentars  zu  dem  §  71  der 
]enks 'sehen  Kodifikation.  Ich  begnüge  mich  daher,  auf  den  §13  der 
Married  Women' s  Property  Act  von  1882  zu  verweisen,  welcher  übsr  diese 
Haftung  folgendes  besagt: 

„A  woman  after  her  marriage  shall  continue  to  be  liable  in  respcct  and  to 
the  extent  of  her  separate  property  for  all  debts  contracted,  and  all  contracts 
entered  into  or  wrongs  committed  by  her  before  her  marriage,  including  any 
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ist  nach  Common  Law  eine  verheiratete  Frau  grundsätzlich  unfähige 
Verträge  im  eigenen  Namen  und  auf  eigene  Rechnung  zu  schließen. 
Derartige  Verträge  sind  absolut  nichtig  und  erzeugen  nach  keiner 
Richtung  hin  irgendwelche  Haftpflicht.  Dagegen  haftet  nach  den 
Regeln  des  Gemeinen  Rechts  die  Ehefrau  in  der  gleichen  Weise,  we 
eine  minderjährige  Person  (s.  Erl.  zu  §  6i),  für  die  von  ihr  during 
coverture  begangenen  unerlaubten  Handlungen  (torts),  einschließlich 
arglistiger  Täuschungen  (frauds);  und  sie  kann  für  solche  Handlungen 
während  der  Dauer  der  Ehe  gemeinschaftlich  (jointly)  mit  ihrem  Ehe- 
manne •®)  und  nach  dem  Tode  desselben  allein  verklagt  werden.  Jedoch 
ist  es  nicht  erlaubt,  eine  Klage  wegen  fraud  anzustrengen,  wenn  die 
arglistige  Täuschung  in  so  enger  Verbindung  mit  einem  Vertrage  der 
Ehefrau  steht,  daß  ohne  die  Täuschung  der  Vertrag  nicht  zu  Stande 
gekommen  wäre  und  demgemäß  die  Täuschung  als  ein  Stück  (paral) 
des  fraglichen  Rechtsgeschäftes  selber  angesehen  werden  muß.  Diese 
Regeln  des  Gemeinen  Rechts  werden  durch  die  Entscheidung  in 
Fairhurst  and  Wife  versus  The  Liverpool  Adelphi  Loan  Association  aus 
dem  Jahre  1854  in  anschaulicher  Weise  illustriert.  Der  Rechtsfall  ist 
mitgeteilt  im  23.  Bande  der  Law  Journal  Reports  {Exchequer-YMX- 
Scheidungen),  S.  163  flg.,  und  im  9.  Bande  der  von  Welsby,  Huri- 
stone  und  Gordon  herausgegebenen  Exchequer  Reports^  S,  422  flg. 
Eine  verheiratete  Frau,  Mrs,  Fairhurst^  hatte  sich  der  Liverpool  Adelphi 
Loan  Association  gegenüber  als  unverheiratet  ausgegeben  und  unter 
ihrem  Mädchennamen,  Jane  Lloyds  einen  Solawechsel  (promissory  note; 
s.  Erl.  zu  §  55  sub  4,  Anm.  6  auf  S.  280)  als  Bürge  (as  surety)  mit- 
unterzeichnet. Die  genannte  Darlehnsgesellschaft  (loan  association)  hatte 
daraufhin  dem  Aussteller  des  Solawechsels  ein  Darlehn  gewährt  Als 
die  Gesellschaft  erfuhr,  daß  Jane  Lloyd  verheiratet  wäre,  strengte  sie 
einen  Prozeß  gegen  den  Ehemann  und  die  Ehefrau  jjor  the  false  and 

sums  for  which  she  may  be  liable  as  a  contributory,  either  before  or  after  she 
hos  been  placed  on  the  list  of  contributories  under  and  by  viriue  of  the  Acts 
relating  to  Joint  stock  companies;  and  she  may  be  sued  for  any  such  debt  and 
for  any  liability  in  damages  or  otherwise  under  any  such  contract,  or  in  respect 
of  any  such  wrong:  and  all  sums  recovered  against  her  in  respect  thereof,  and 
for  any  cosLs  relating  thereto  shall  be  payäble  out  of  her  separate  property,  and 
as  between  her  and  her  husband,  unless  there  be  any  contract  between  them 
to  the  contrary,  her  separate  property  shall  be  deemed  to  be  primarily  liable 
for  all  such  debts,  contracts,  or  wrongs,  and  for  all  damages  or  costs  recovered 
in  respect  thereof:  provided  always,  that  nothing  in  this  Act  shall  operaie  to 
increase  or  diminish  the  liability  of  any  woman  married  before  the  commen- 
cement  of  this  Act  for  any  such  debt,  contract,  or  wrong  as  aforesaid,  except  as 
to  any  separate  property  to  which  she  may  become  entitled  by  virtue  of  this 
Act,  and  to  which  she  would  not  have  been  entitled  for  her  separate  use  under 
the  Acts  hereby  repealed  or  otherwise,  if  this  Act  had  not  passed." 

Über  die  gleichzeitige  Haftung  des  Ehemannes  für  die  ante-nupticd  con- 
tracts and  torts  seiner  Frau  treffen  die  §§  14  und  15  desselben  Gesetzes  um- 
fangreiche Bestimmungen.     Näheres  hierüber  s.  in  den  Erl.  zu  §  137. 

••)  Die  gemeinrechtliche  Regel,  daß  die  Ehefrau  nur  gemeinschaftlich 
(jointly)  mit  ihrem  Ehemanne  verklagt  werden  könne,  ist  ein  Ausfluß  der  Lehre 
von  der  Personeneinheit  von  husband  and  wife;  s.  oben  Erl.  sub  la  und  ErL 
zu  §  3  sub  I,  7  auf  S.   19. 
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fraudulcnt  represeniation*'^  der  letzteren  an.  In  erster  Instanz  entschied 
der  Passage  Caurt  of  Lwerpool  zu  Gunsten  der  Gesellschaft.  Hier- 
gegen legte  das  Ehepaar  —  und  zwar  mit  Erfolg  —  Berufung  an  die 
Exchequer  Chamber  im  Wege  eines  writ  of  error  ^^  unter  der  Be- 
gründung ein,  daß  die  Klageschrift  (declaration)*^)  der  loan  association 
keinen  Klagegrund  (no  cause  of  acHon)  dartäte.  In  seiner  Entscheidung 
führt  Chief  Baron ^^)  Pollock  folgendes  aus:  „Im  vorliegenden  Falle 
besteht  die  Streitfrage,  ob  eine  Klage  gegen  ein  Ehepaar  erhoben 
werden  könne  wegen  einer  von  der  Ehefrau  den  Klägern  gegenüber 
gemachten  falschen  und  betrügerischen  Angabe,  daß  sie  ledig  und 
unverheiratet  zu  der  Zeit  gewesen  sei,  als  sie  einen  Solawechsel  als 
Bürge  fiir  eine  dritte  Person  unterzeichnet  habe,  wodurch  die  kläge- 
rische Gesellschaft  verleitet  worden  sei,  dieser  dritten  Person  eine  Geld- 
summe vorzuschießen.  Unserer  Ansicht  nach  ist  keine  Klage  gegeben. 
Eine  verheiratete  Frau  ist  unzweifelhaft  unfähig,  sich  durch  einen  Ver- 
trag zu  binden.  Ein  solcher  Vertrag  ist  vollkommen  nichtig;  und 
keine  Klage  kann  gegen  den  Ehemann  oder  gegen  die  Ehefrau  wegen 
Bruch  eines  solchen  Vertrages  angestrengt  werden.  Dagegen  ist  die 
Ehefrau  für  alle  unerlaubten  Handlungen  verantwortlich,  welche  von 
ihr  während  der  Dauer  der  Ehe  begangen  worden  sind ;  und  ihr  Ehe- 
mann muß  gleichzeitig  mit  verklagt  werden.  Demgemäß  haften  beide 
Eh^atten  aus  arglistigen  Täuschungen,  welche  die  Ehefrau  gegenüber 
irgend  einer  Person  verübt  hat,  in  der  gleichen  Weise,  wie  aus  irgend 
einem  sonstigen  gegen  die  Person  gerichteten  Zivildelikte.  Indessen, 
wenn  die  arglistige  Täuschung  in  unmittelbarem  Zusammenhange  mit 
einem  Vertrage  der  Ehefrau  steht  und  das  Mittel  für  das  Zustande- 
kommen des  Vertrages  bildet  und  ein  Stück  desselben  Rechtsgeschäftes 
darstellt,  dann  kann  die  Ehefrau  nicht  verantwortlich  sein,  bezw.  der 
Ehemann  zugleich  mit  seiner  Frau  wegen  der  arglistigen  Täuschung 
verklagt  werden.  Würde  nämlich  eine  derartige  Klage  eriaubt  sein, 
so  würde  offensichtlich  die  Ehefrau  desjenigen  Schutzes  verlustig  gehen, 
welchen  ihr  das  Gemeine  Recht  gegen  solche  Verträge  gewährt,  die  sie 
während  der  Dauer  der  Ehe  geschlossen  hat.  Denn  dann  könnte  jeder 
Vertrag  irgendwelcher  Art,  den  eine  Ehefrau,  obwohl  sie  weiß,  daß  ihr 
Ehemann  noch  lebt,  abschließt,  als  eine  arglistige  Täuschung  behandelt 


*•)  Ein  Verfahren  in  error  ist  durch  die  Judicature  Act  von  1875  (38  and 
39  Vict.  c.  7j)  für  alle  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  beseitigt  worden. 
An  die  Stelle  der  proceedings  in  error  ist  die  gewöhnliche  Berufung  fappeal) 
getreten.  Ich  gehe  daher  auf  dieses  Verfahren  in  meinem  Kommentare  nicht 
weiter  ein. 

••)  Unter  ..declaraiion"  wurde  vor  dem  Jahre  1875  verstanden,  was  nach 
heutigem  Zivilprozeßrecht  ein  ,, Statement  of  claim"  genannt  wird.  Eine  solche 
„Angabe  des  Anspruchs"  soll  in  der  Regel  enthalten  ,.the  material  facts  upon 
wkick  tke  plaintiff  relies  and  then  claim  the  reite f  he  desires.**  Vgl.  W.  Blake 
Odgers,  Principles  of  Procedure,  5.  Aufl.,  S.  185.  Zum  Vergleiche  ver- 
weise ich  auf  f  253  Ziff.  2  der  deutschen  ZPO.  vom  17.  Mai  1898  :  „die  be- 
stimmte Angabe  des  Gegenstandes  und  des  Grundes  des  erhobenen  Anspruchs, 
sowie  einen  bestimmten  Antrag." 

•^)  Über  die  Amtstitel  „Baron"  und  „Chief  Baron'*  vgl.  die  Erl.  zu  §  46 
5ub  3,  Anm.  6. 
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werden,  da  ja  ein  jeder  derartige  Vertrag  eine  betrügerische  Behauptung 
der  Ehefrau  über  ihre  Vertragsfähigkeit  in  sich  schließen  würde."**) 

Das  Billigkeitsrecht  hat  die  Regeln  des  Common  Law  über  die 
Haftung  einer  Ehefrau  aus  ihren  während  der  Dauer  der  Ehe  ge- 
schlossenen obligatorischen  Verträgen  (coniracts)  und  begangenen  uner- 
laubten Handlungen  (torts)  grundsätzlich  angenommen  und  unverändert 
gelassen.  Nur  nach  einer  Richtung  hin  ist  in  der  ersten  Hälfte*  des 
IQ.  Jahrhunderts  nach  mehrfachem  Schwanken  und  Zögern  von  den 
Billigkeitsgerichten  eine  neue  Lehre  entwickelt  und  zur  Geltung  ge- 
bracht worden.  Besitzt  nämlich  eine  verheiratete  Frau  equitabk  separate 
proprrty,  welches  nicht  einem  restraiiit  on  anticipatioti  unterworfen  ist, 
und  geht  sie  unter  Bezugnahme  auf  dieses  Vorbehaltsgut  (in  refercnce 
to  this  separate  property)  einen  Vertrag  ein,  so  haftet  das  Vorbehaltsgut, 
welches  der  Frau  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  gehört,  soweit  es 
zur  Zeit  der  Inanspruchnahme  der  Frau  aus  dem  Vertrage  noch  vor- 
handen ist,  für  die  Erfüllung  der  aus  dem  Vertrage  entspringenden 
Verbindlichkeiten  der  Frau.  Dagegen  unterliegt  das  etwa  späterhin, 
d.  h.  nach  Abschluß  des  Vertrages  erworbene  Vorbehaltsgut,  das 
sogenannte  after-acquired  separate  property,  dieser  Haftung  nicht  E-^ 
haben  sonach  die  Billigkeitsgerichte  nicht  eine  persönliche  Haftung 
der  Ehefrau  aus  ihren  Verträgen,  sondern  nur  eine  Haftung  des  V'or- 
behaltsgutes  geschaffen.  Diese  Haftung  bezieht  sich  lediglich  auf  Ver- 
pflichtungen ex  contractu  und  nicht  auch  auf  Verpflichtungen  ex  delicto. 

In  Anlehnung  an  diese  Lehre  der  Equity  von  der  Haftung  des 
Vorbehaltsgutes  einer  Ehefrau  und  unter  Erweiterung  dieser  Lehre  be- 
stimmt der  §  I,  Abs.  2,  der  Married  Women'^s  Property  Act  von  1882 
in  Verbindung  mit  dem  §  i  der  Married  Women  s  Property  Act  von 
1893  (s.  oben  Erl.  sub  2),  daß  jeder  Vertrag  einer  verheirateten  Frau, 
welchen  dieselbe  nicht  als  „agent'^  geschlossen  hat,  als  ein  unter  Bezug- 
nahme auf  ihr  Vorbehaltsgut  eingegangener  Vertrag  gelten  solle,  und 
daß  demgemäß  dieses  Vorbehaltsgut  für  alle  aus  dem  Vertrage  ent- 
springenden Verpflichtungen  der  Ehefrau  einzustehen  habe.  Des 
weiteren  wird  angeordnet,  daß  nicht  nur  solches  Vorbehaltsgut,  welches 

'■)  ,,The  quesiion  in  this  case  is,  whether  an  action  will  He  against  husband 
and  wife  for  a  false  and  fraudulent  representation  by  the  wife  to  thc  plaintiffs, 
that  she  was  sole  and  unmarried  at  the  time  of  her  signing  a  promissory  notc 
as  surety  to  them  for  a  third  person.  whereby  they  were  induced  to  advance  a  sum 
of  money  to  that  person.  We  think  the  action  will  not  He.  A  ferne  covert  is  un- 
questionäbly  incapable  of  binding  her  seif  by  a  contract;  it  ts  altogether  void,  and 
no  action  will  He  against  her  husband,  or  herseif,  for  the  breach  of  it.  BtU  ske 
is  undoubtedly  responsible  for  all  torts  committed  by  her  during  coverture,  and 
the  husband  must  be  joined  as  a  defendant.  They  are  Hoble,  therefore,  for  frauds 
committed  by  her  on  any  person,  as  for  any  other  personal  wrong.  BtU  when 
the  fraud  is  directly  connected  with  the  contract  with  the  wife,  and  is  the  means 
of  effecting  it,  and  parcel  of  the  same  transaction,  the  wife  cannot  be  responsible 
or  the  husband  be  sued  for  it  together  with  the  wife.  If  this  were  ailowed,  it  is  6b- 
vious  that  the  wife  would  lose  the  protection  which  the  law  gives  her  against  con- 
iracts tnade  by  her  during  coverture:  for  there  is  not  a  contract  of  any  kind  which 
a  ferne  covert  could  make,  whilst  she  knew  her  husband  to  be  alive  that  coM 
not  be  treated  as  a  fraud,  —  for  every  such  contract  would  involve  in  itself  a  frau- 
dulent representation  of  her  capacity  to  contract.'* 
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zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  vorhanden  ist,  oder  auf  welches  zu 
dem  genannten  Zeitpunkte  die  Ehefrau  einen  Rechtsanspruch  besitzt, 
dieser  Haftung  unterworfen  sei,  sondern  auch  alles  Vermögen,  welches 
die  Frau  späterhin,  sei  es  während  der  Dauer  der  Ehe,  sei  es  nach 
Auflösung  der  letzteren,  etwa  erwerben  würde.  Dagegen  soll  —  im 
Einklänge  mit  der  Regel  des  Billigkeitsrechts  —  ein  etwaiges  restraint 
on  antidpation  durch  die  erwähnten  Gesetzesvorschriften  nicht  be- 
einträchtigt werden.  Die  Anmerkung  2  zu  §  71  der  /«f«/tj' sehen 
Kodifikation  verweist  hier  zur  Illustrierung  des  Satzes,  daß  die  vertrag- 
lichen Verbindlichkeiten  einer  Ehefrau  nicht  gegen  dieselbe  persönlich, 
sondern  nur  gegen  ihr  Vorbehaltsgut  erzwungen  werden  können,  auf 
die  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  in  dem  Rechtsstreite  in  re 
Hannah  Lynes  (ex  parte  M,  Lester  aiid  Co.)^  mitgeteilt  in  den  Law 
Reports  von  1893,  Queen^s  Bench  Division  etc.  Band  II,  S.  113  — 116. 
Es  sagt  daselbst  der  Master  of  tlie  Rolls,  Lord  Es  her  (S.  115):  „Das 
Urteil  gegen  eine  verheiratete  Frau  ist  nicht  ein  Urteil  gegen  sie  per- 
sönlich; sondern  es  ist  ein  Urteil  gegen  ihr  Vorbehaltsgut. . . .  Eine  ver- 
heiratete Frau  ist  nicht  persönlich  gebunden,  die  Judikatsschuld  zu  be- 
zahlen: letztere  ist  lediglich  aus  ihrem  Vorbehaltsgute  zu  entrichten.**^*) 
—  In  dem  Rechtsstreite  Scott  versus  Morley  aus  dem  Jahre  1887,  mit- 
geteilt im  20.  Bande  der  Entscheidungen  der  Queen  s  Bench  Division 
etc.,  S.  120  flg.,  hat  der  Court  of  Appeal  folgendes  Beispiel  eines  Voll- 
streckungsurteils gegen  das  Vorbehaltsgut  einer  verheirateten  Frau  auf- 
gestellt: 

„//  is  adjudged  that  the  plaintiff  do  recover  . .  /.  and  costs  (to  be 

taxed)  against  the  defendant  (the  married  woman),  such  sunt  and  costs 

to  be  payaöle  out  of  her  separate  proper ty,  as  hereinafter  mentioncd,  and 

not  otherwise.     And  it  is  ordtred  tliat  execution  Jitreon  be  limitea  to  thi 

separate  property  of  the  defendant  (the  married  woman),   fiot  subject  to 

any  restriction  against  antidpation^   unless,  by   reason  of  section  jg  of 

the  Married  Women  's  Property  Act,  1882,  the  property  shall  be  Hoble 

to  execution,  notwithstanding  such  restriction^^.  '*) 

Nach   Gemeinem    Recht   haften,    wie   ich   oben   dargestellt    habe, 

sowohl  der  Ehemann,  als  auch  die  Ehefrau  aus  den  von  der  letzteren 

während  der  Dauer  der  Ehe  verübten  torts  und  frauds.    Um  die  Frau 

wegen  solcher  Handlungen  zu  belangen,  muß  nach  Common  Law  gegen 

das  Ehepaar  gemeinschaftlich  geklagt  werden.     Eine  Klage  einzig  und 

allein  gegen   die   Ehefrau  gestattet   das   Gemeine   Recht   nicht.      Hier 


•*)  ,,The  judgment  against  a  married  woman  is  not  a  judgment  against  her 
Personally:  it  is  a  judgment  against  her  separate  property.  .  .  .  A  married  woman 
is  not  bound  personally  to  pay  the  judgment  debt:  it  is  only  to  he  paid  out  of  her 
separate  property.'* 

•*)  Über  die  Anwendung  dieses  Musters  eines  Vollstreckungsurteils  heißt 
es  in  der  Entscheidung  zu  dem  Rechtsstreite  Downe  versus  Fletcher  aus  dem 
Jahre  1888  (21.  Band  der  Entscheidungen  der  Queen* s  Bench  Division  etc., 
S.  II) :  „In  all  ordinary  cases,  at  all  events,  this  form  of  judgment  is  available; 
but  it  needs  hardly  to  be  said,  that  it  is  not  the  only  form  which  an  order  can  take 
for  payment  against  a  married  woman  or  her  property."  Vgl.  hierüber  auch 
Edwards'  Law  of  Execution  upon  Judgments  and  Orders  of  the  Chancery 
and  Queen' s  Bench  Divisions  of  the  High  Court  of  Justice,  S.  386. 
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hat  die  Married  Womm's  Property  Act  von  1882  durch  die  Bestimmung 
in  §  I  Abs.  2  ändernd  eingegriffen,  wonach  eine  verheiratete  Frau 
allein  verklagt  werden  kann  und  eine  gleichzeitige  KlageerhebuDg 
gegen  ihren  Ehemann  nicht  erforderlich  ist.  Jedoch  sagt  das  Gesetz 
nicht  ,^her  husband  shall  not  be  joined  with  her  as  defendani'^j  sondern 
lediglich  ,,//^  med  not  be  Joined^,  Demgemäß  ist  nach  wie  vor  eine 
gleichzeitige  Klage  gegen  Ehemann  und  Ehefrau  aus  den  torts  und 
frauds  der  letzteren  zulässig.  —  Steht  eine  von  der  Ehefrau  begangene 
arglistige  Täuschung  (fraud)  in  einem  so  engen  Zusammenhange  mit 
einem  von  ihr  eingegangenen  obligatorischen  Vertrage,  daß  die  Täu- 
schung als  ein  Stück  des  fraglichen  Vertrages  angesehen  werden  muß, 
so  hirftet  nach  Gemeinem  Rechte  weder  die  Ehefrau  noch  der  Ehe- 
mann aus  der  Täuschung,  weil  nach  den  Regeln  des  Common  Law 
alle  Verträge  einer  Ehefrau,  welche  dieselbe  selbständig  und  nicht  auf 
Grund  einer  ausdrücklichen  oder  aus  den  Umständen  gefolgerten 
Vollmacht  abschließt,  absolut  nichtig  sind  und  keine  Verbindlichkeiten 
erzeugen.  (Vgl.  den  oben  mitgeteilten  Streitfall  Fcdriturst  and  Wife 
versus  The  Lwerpool  Adelphi  Loan  Association,)  Dieser  Rechtszustand 
ist  durch  das  Gesetz  von  1882  beseitigt.  Das  Vorbehaltsgut  einer 
verheirateten  Frau  haftet  für  ihre  Verträge;  eine  arglistige  Täuschung, 
die  als  Stück  eines  obligatorischen  Vertrages  der  Frau  angesehen 
werden  muß,  unterliegt  der  gleichen  Haftung;  dagegen  ist  eine  Haftung 
des  Ehemannes  aus  einer  solchen  fraud,  soweit  er  nicht  Mittäter  ist, 
ausgeschlossen.  —  Leading  case  für  diese  seit  dem  Inkrafttreten  der 
Married  Women's  Property  Act  von  1882  geltenden  Grundsätze  über 
die  Haftung  aus  den  von  einer  Ehefrau  begangenen  torts  and  frauds 
ist  die  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  in  dem  Rechtsstreite  Earle 
versus  Kingscote,  mitgeteilt  in  den  La7v  Reports  von  1900,  Chancery- 
Entscheidungen,  Band  II,  S.  585— 5Q5.  Eine  verheiratete  Frau,  Mrs, 
Kingscote,  hatte  die  Klägerin,  eine  Mrs,  Earle,  verleitet,  mit  ihr  einen 
Vertrag  über  eine  gemeinschaftliche  Spekulation  in  gewissen  Aktien 
einzugehen.  Nach  Abschluß  des  Vertrages  telegraphierte  Mrs,  Kingscote 
an  die  Klägerin,  daß  sie  die  fraglichen  Aktien  gekauft  hätte,  und  er- 
suchte um  umgehende  Zahlung  des  nach  den  Vertragsbestimmungen 
von  Mrs,  Earle  zu  entrichtenden  Teiles  des  Kaufpreises.  Mrs,  Earle 
sandte  im  Vertrauen  auf  die  Richtigkeit  der  in  dem  Telegramme  ent- 
haltenen Angaben  2000  Pfund  (40000  Mark)  an  Mrs,  Kingscote. 
Späterhin  stellte  sich  heraus,  daß  der  Kauf  von  Aktien  fingiert  war, 
und  daß  Mrs.  Kingscote  die  ihr  übersandte  Geldsumme  für  sich  ver- 
braucht hatte.  Nunmehr  strengte  Mrs,  Earle  eine  Klage  wegen  fraud 
gleichzeitig  gegen  den  Ehemann  und  die  Ehefrau  Kingscote  an  und 
verlangte  Rückzahlung  der  hingegebenen  2000  Pfund.  Der  beklagte 
Ehemann  bestritt  seine  Passivlegitimation.  In  erster  Instanz  erkannte 
Mr,  Justice  Byrne  von  der  Chancery  Division  des  High  Court,  daß  die 
den  Streitpunkt  bildende  arglistige  Täuschung  (fraud)  nicht  das  Mittel 
zum  Zustandekommen  des  zwischen  den  beiden  Frauen  abgeschlossenen 
Vertrages  gebildet  hätte,  sondern  vollkommen  unabhängig  von  diesem 
Vertrage  verübt  wäre,  und  daß  demgemäß  der  Ehemann  Kingscote  für 
die  von  seiner  Frau  b^angene  fraud  haftete.  Die  hiergegen  eingelegte 
Berufung  an   den   Court  of  Appeal  wurde   verworfen.     Aus  der  Ent- 
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Scheidung  des  Berufungsgerichts  teile  ich  nachstehend  die  wichtigsten 
Sätze  mit.  Der  damalige  Master  of  the  Rolls  (derzeitige  Lord  Chief 
Justice  of  England)  Lord  Alverstone  sagt:  „Die  Streitfrage  ist,  ob  die 
hier  in  Betracht  kommende  Transaktion  eine  solche  sei,  daß  weder 
vor  noch  nach  dem  Inkrafttreten  der  Married  Women's  Proper ty  Act 
von  1882  eine  Klage  gegen  den  Ehemann  der  Mrs,  Kingscote  erhoben 
werden  könne,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  die  arglistige  Täuschung 
so  mit  dem  abgeschlossenen  obligatorischen  Vertrage  in  Verbindung 
stehe,  daß  ein  Klageanspruch  gegen  den  Ehemann  nicht  vorliege,  und 
weil  der  obligatorische  Vertrag  nicht  in  eine  unerlaubte  Handlung 
umgewandelt  werden  könne.  Mr.  Justice  Byrne  hat  in  Betracht  ge- 
zogen, daß  die  fragliche  Rechtsregel,  wie  sie  in  den  von  ihm  angeführten 
autoritativen  Richtersprüchen  niedergelegt  ist,  auf  solche  Fälle  beschränkt 
werden  naüsse,  in  welchen  die  arglistige  Täuschung  nicht  nur  im  un- 
mittelbaren Zusammenhange  mit  dem  obligatorischen  Vertrage  steht 
und  ein  Stück  desselben  Rechtsgeschäfts  bildet,  sondern  auch  das 
Mittel  zum  Zustandekommen  des  Vertrages  darstellt.  Nach  meiner 
Ansicht  hat  Richter  Byrne  das  durch  die  autoritativen  Richtersprüche 
aufgestellte  Rechtsprinzip  richtig  wiedergegeben  und  es  in  sachgemäßer 
Weise  auf  den  Tatbestand  des  vorliegenden  Falles  angewandt.  Un- 
zweifelhaft mag  es  in  einigen  Fällen  seine  Schwierigkeit  haben,  die 
richtige  Grenzlinie  zu  ziehen;  .  .  .  jedoch  in  dem  vorliegenden  Fall 
ist,  wie  ich  meine,  durch  das  Urteil  des  Richters  Byrne  eine  korrekte 
Scheidung  vorgenommen:  daß  hier  einerseits  ein  bestehender  Vertrag 
zwischen  Mrs,  Earle  und  Mrs,  Kingscote  vorläge,  und  daß  andererseits 
nachträglich  eine  Transaktion  stattgefunden  hätte,  wodurch  Mrs,  Earle 
auf  Grund  einer  arglistigen  und  unwahren  Mitteilung  verleitet  worden 
wäre,  2000  Pfund  aus  den  Händen  zu  geben.  Nach  meiner  Auflassung 
hieße  es  die  genannte  Rechtsregel  zu  sehr  einengen,  wenn  wir  dahin 
erkennen  würden,  daß  in  einem  Falle,  wie  dem  vorliegenden,  der  Ehe- 
mann nicht  haftpflichtig  wäre.  .  .  ."")  —  In  derselben  Entscheidung 
führt  Lord  Justice  Collins  folgendes  aus  (S.  594  des  Law  Report) :  „Die 
Married  Womeris  Property  Act  gestattet  nur  für  bestimmte  Zwecke,  eine 
verheiratete  Frau  als  eine  unverheiratete  Frau  zu  behandeln;  das  Gesetz 

'*)  ,,TAe  question  is  whether  that  transaction  is  such  thai  no  action  could  have 
been  brought  against  the  husband  of  Mrs.  Kingscote  either  hefore  the  Married 
Women's  Property  Act,  1882,  or  since,  on  the  ground  that  the  fraudulent  represen- 
taiion  was  so  connected  with  the  contract  that  the  action  would  not  lie  against  the 
husband  and  that  the  contract  could  not  be  turned  into  a  tort.  Byrne  J.  hos  consi- 
dered  that  the  law  as  laid  down  in  the  authorities  to  which  he  referred  'must  be 
limited  to  cases  in  which  the  fraud  is  not  only  directly  connected  with  the  contract, 
and  parcel  of  the  same  transaction,  but  is  also  the  nie  ans  of  effecting  (in  the  sense 
of  obtaining)  the  contract,^  In  my  judgment,  Byrne  J.  rightly  laid  down  the  prin- 
ciple  established  by  the  authorities,  and  has  pro  per  ly  applied  it  to  the  facts  of 
this  case.  No  doubt  the  line  may  in  some  cases  be  difficult  to  draw\  .  .  .  but  in  this 
case  I  thinh  the  distinction  is  correctly  pointed  out  by  Byrne  J.*s  judgment  — 
that  there  was  an  existing  contract  between  Mrs.  Earle  and  Mrs.  Kingscote,  and 
that,  supervening  upon  that,  there  was  an  transaction  whereby,  by  means  of  a 
fraudulent  and  false  representation,  Mrs.  Earle  was  induced  to  part  with  2000  l. 
I  think  it  would  be  natrowing  the  law  too  much  if  we  were  to  hold  the  husband 
was  not  Hoble  in  such  a  case.  ..." 
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gewährt  ihr  subjektive  Rechte  in  Bezug  auf  ihr  Vorbehaltsgut  und  legt 
ihr  eine  Haftung  bezüglich  ihres  Vorbehaltsgutes  auf.  Des  weiteren 
befreit  es  den  Ehemann  von  seiner  gemeinrechtlichen  Haftung  för 
unerlaubte  Handlungen  und  Verträge,  welche  die  Ehefrau  vor  Ein- 
gehung der  Ehe  begangen  bzw.  geschlossen  hat,  und  zwar  insoweit, 
als  der  Ehemann  keinen  Vorteil  aus  dem  Vermögen  der  Frau  durch 
die  Eheschließung  gezogen  hat.  Jedoch,  nachdem  es  diese  Anordnungen 
getroffen  hat,  läßt  das  Gesetz  die  Dinge  so  bestehen,  wie  sie  waren; 
und  es  ist  nicht  der  Fall,  daß  jemand,  der  durch  eine  von  einer  ver- 
heirateten Frau  während  der  Dauer  der  Ehe  b^angene  unerlaubte 
Handlung  geschädigt  worden  ist,  und  der  weiß,  daß  die  verheiratete 
Frau  kein  Vorbehaltsgut  besitzt,  heutzutage  auf  Grund  des  genannten 
Gesetzes  auf  eine  Klage  gegen  die  Ehefrau  in  Bezug  auf  ihr  Vor- 
behaltsgut beschränkt  wäre,  —  ein  Vorbehaltsgut,  welches  vielleicht 
nicht  existiert.  Nach  meiner  Auffassung  hat  das  Gesetz  dadurch,  daß 
es  dem  Betreffenden  einen  Rechtsanspruch  gegen  das  vielleicht  vor- 
handene oder  auch  nicht  vorhandene  Vorbehaltsgut  der  verheirateten 
Frau  gewährte,  ihn  nicht  des  Rechtes  beraubt,  gegen  den  Ehemann 
wegen  einer  von  der  Ehefrau  begangenen  unerlaubten  Handlung  im 
Prozeßwege  vorzugehen."  '*) 

4.  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  gegen  eine  ver- 
heiratete Frau.  Grimdsätzlich  sind  die  Verbindlichkeiten  einer 
verheirateten  Frau  keine  persönlichen  Verbindlichkeiten,  sondern 
lediglich  Verbindlichkeiten  ihres  Vorbehaltsgutes.  Die  Folge  ist,  daß 
regelmäßig  eine  verheiratete  Frau  kein  „debtor^  im  Sinne  des  Gemeinen 
Rechts  sein  kann  (s.  Erl.  zu  §  62  sub  i).  *')  Damit  fällt  die  erste  Vor- 
aussetzung für  eine  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  gegen  sie  fort. 
Selbst  in  einem  Falle,  in  welchem  von  einer  Frau  vor  Eingehung  der 
Ehe  ein  act  of  bankruptcy  (s.  Erl.  zu  §  70  sub  2)  begangen  und  darauf- 
hin ein  Antrag  auf  Konkurseröffnung  gegen  sie  bei  dem  zuständigen 
Gerichte  eingereicht  worden  ist,  darf  eine  Konkurs  verhängung  nicht 
erfolgen,  wenn  die  Frau  vor  Erlaß  einer  receiving  order  (s.  Erl.  zu  §  70 
sub  3)  sich  verheiratet.  In  dem  Rechtsfalle  m  re  Debtor  (ex  parte 
Debtor)    mitgeteilt  in  den  Law  Reports  von  1898,    Entscheidungen  der 


'•)  ,,The  Marrted  Women's  Property  Act  does  allow  a  married  woman  to 
he  treated  as  a  ferne  sole  for  certain  purposes  only,  and  gives  her  rights  in  respect 
of  her  separate  property,  and  iniposes  liability  u-pon  her  in  respect  of  her  separate 
property.  It  also  relieves  the  hushand  front  his  common  law  liability  for  her  toris 
and  contracts  made  before  marriage  to  the  extent  to  which  he  takes  a  benefit  from 
her  property  by  the  marriage.  But,  having  done  that,  the  Act  leaves  things  as 
they  were,  and  it  is  not  the  case  that  a  person  who  has  been  injured  by  the  wife's 
tort,  committed  during  coverture,  and  who  knows  that  the  wife  has  no  separate  pro- 
perty, is  now  by  the  Operation  of  this  Act  limited  to  an  action  against  her  in  respect 
of  her  separate  estate  —  a  separate  estate  which  perhaps  does  not  exist.  In  my 
judgment  the  Act  in  giving  that  person  a  right  agaiftst  the  wife's  separate  estate. 
which  may  or  may  not  exist,  has  not  deprived  him  of  the  right  to  proceed  against 
the  husband  in  respect  of  tort  committed  by  her." 

•')  In  G  00  d  e  v  e  's  Modern  Law  of  Personal  Property,  4.  Aufl.,  S.  152 
heißt  es:,.A  married  woman  is  not  in  the  Position  of  an  ordinary  debtor,  even  thoush 
she  has  separate  estate.** 


Erster  Titel.     Legal  Capacity.  41 1 

Queens  Beruh  Division  etCj  Band  II,  S.  576  flg.,  hatte  eine  unverheiratete 
Frau  (a  Single  wontan)  einen  act  of  bankruptcy  begangen.  Infolgedessen 
wurde  von  Seiten  eines  Gläubigers  eine  bankruptcy  petition  gegen  die 
Frau  dem  Konkursgerichte  übergeben.  Am  22.  Februar  fand  eine 
mQndliche  Verhandlung  (a  hearing)  über  den  Antrag  statt.  Die  Frau 
erwirkte  hier  eine  Vertagung  (adjournment)  der  Verhandlung  bis  zum 
3.  März  auf  Grund  des  von  ihr  abgegebenen  Versprechens,  in  der 
Zwischenzeit  die  Forderung  des  antragstellenden  Gläubigers  zu  be- 
friedigen. Am  2.  März  heiratete  sie,  ohne  ihr  Versprechen  erfüllt  zu 
haben.  Am  24.  desselben  Monats  wurde  eine  receiving  order  gegen 
sie  erlassen  und  zwar  mit  der  Begründung,  daß  die  Schuldnerin  sich 
durch  ihr  Verhaken  des  Rechtes  beraubt  hätte,  sich  auf  die  Befreiung 
einer  verheirateten  Frau  von  den  Vorschriften  des  Konkursrechtes  zu 
berufen  (that  her  conduct  }iad  precluded  her  Jrom  relying  on  the  immu- 
nity  of  a  marricd  woman  from  the  bankrupt  law).  Auf  eingelegte  Be- 
schwerde erklärte  der  Court  of  Appeal  die  receriing  order  für  nichtig, 
da  von  dem  Augenblicke  der  Kheschließung  an  der  Erlaß  einer  solchen 
Order  gegen  eine  verheiratete  F'rau  nicht  mehr  zulässig  sei.  —  Von  der 
Regel,  daß  eine  verheiratete  Frau  nicht  dem  Konkursrechte  unterstellt 
ist,  bestehen  verschiedene  Ausnahmen: 

a)  Der  §  i  Absatz  5  der  Married  IVomens  Property  Act  von  1882 
bestimmt: 

„Eine  verheiratete  F'rau,  welche  unabhängig  von  ihrem  Ehe- 
manne ein  Gewerbe  betreibt,  soll  in  Bezug  auf  ihr  Vorbehaltsgut 
den  Konkursgesetzen  in  der  gleichen  Weise  unterworfen  sein,  wie 
wenn  sie  eine  unverheiratete  Frau  wäre."***) 

In  dem  Rechtsstreite  in  re  Dagnall,  mitgeteilt  in  den  Law  Reports 
von  1896,  Entscheidungen  der  Queens  Bezieh  Dri^isionj  Band  II,  S.  407  flg., 
wurde  erkannt,  daß  eine  verheiratete  Frau,  welche  unabhängig  von 
ihrem  Ehemanne  ein  Gewerbe  betreibt,  auch  noch  nach  dem  Aufgeben 
dieses  Gewerbebetriebes  in  Bezug  auf  ihre  unbezahlten  trade  debts  für 
bankerott  erklärt  werden  könne. 

b)  Wenn  durch  richterliches  Erkenntnis  eine  Aufhebung  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  (judicial  Separation)  erfolgt  ist,  oder  wenn  eine 
verheiratete  Frau  eine  protection  order  erwirkt  hat  (vgl.  die  oben  sub  2 
von  mir  mitgeteilten  Bestimmungen  der  Matrimonial  Causes  Acts  von 
1857  und  1858,  der  Summary  Jurisdiction  [Married  IVomenJ  Act  von 
1895  ^^^  ^^^  Licensing  Act  von  1902),  so  erlangt  die  betreffende  Frau 
für  die  Dauer  des  Inkraftbestehens  der  judicial  Separation  bzw.  der 
protection  order  die  volle  Geschäfts-  und  Deliktsfähigkeit  einer  unver- 
heirateten Frau;  und  alle  von  ihr  in  der  genannten  Zeit  eingegangenen 
Verpflichtungen  sind  persönliche  Verpflichtungen  und  nicht  lediglich 
Verpflichtungen  des  Frauenguts.  Hieraus  muß  gefolgert  werden,  ob- 
wohl eine  autoritative  richterliche  Entscheidung  über  diese  Frage  nicht 
vorliegt,  daß  eine  solche  FVau  auch  in  Bezug  auf  debts^  die  sie  während 
der  Dauer  der  Aufhebung   der  ehelichen  Gemeinschaft  bzw.  während 

**)  „Every  married  woman  carryine,  on  a  trade  separately  from  her  hus- 
handskall,  in  reapect  of  her  separate  property,  he  subject  to  the  bankruptcy  laws  in 
the  same  way  as  if  she  were  a  ferne  solc." 
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der  Wirksamkeit  der  Schutzverfügung  auf  sich  genommen  hat,  für 
bankerott  erklärt  werden  kann. 

c)  Wenn  ein  Ehemann  für  verlustig  der  Rechtspersönlichkeit 
erklärt  worden  und  sonach  in  den  Augen  des  Rechts  chfiliter  mortuus 
ist  (s.  Erl.  zu  §  3  sub  II  und  zu  §  47  sub  I),  so  erlangt  seine  Ehefrau 
die  Rechtsstellung  einer  ferne  sole.  Für  die  von  ihr  geschlossenen 
Verträge  und  begangenen  unerlaubten  Handlungen  haftet  sie  fortan 
persönlich;  und  bezüglich  ihrer  debts  unterliegt  sie  den  Vorschriften 
des  Konkursrechts.  In  dem  Rechtsfalle  ex  parte  Franks  (in  the  matter 
of  Kezia  Franks,  a  bankrupi)  aus  dem  Jahre  1831,  mitgeteilt  iin 
7.  Bande  der  von  Peregrine  BingJiatn  herausgegebenen  Reports  of  Cases 
argued  and  determined  in  tht  Court  of  Common  Pleas  and  othcr  Courts, 
S.  762 — 768,  war  ein  gewisser  foseph  Franks  wegen  Fälschung  von 
Noten  der  Bank  of  England  zur  Deportation  (tramportation  to  parts 
beyond  the  seas)  verurteilt  worden.  Nach  damaliger  Rechtsanschauung 
bedeutete  eine  solche  Strafe  den  bürgerlichen  Tod  des  Verm-teilten. 
Die  Ehefrau  des  Franks  verschaffte  sich  nach  der  Verurteilung  ihres 
Mannes  Geldmittel  durch  Wechselakzepte  (by  accepting  bills  of  exchange 
in  her  own  name,  and  giving  the  same  to  persons  who  gave  her  credit). 
Beim  Fälligwerden  der  Wechsel  verweigerte  sie  die  Zahlung.  Es  erhob 
sich  die  Streitfrage,  ob  Kezia  Franks,  obgleich  sie  verheiratet  wäre,  für 
bankerott  erklärt  werden  könnte.  Das  Gericht  bejahte  die  Frage  mit 
der  Begründung,  daß  eine  Ehefrau  durch  den  bürgerlichen  Tod  ihres 
Ehemannes  (by  the  civil  death  of  her  husband)  einen  „sepatate  chctracter^ 
erhielte,  d.  h.  daß  in  einem  solchen  Falle  die  Regel  des  Gemeinen 
Rechts,  wonach  Ehemann  und  Ehefrau  nur  eine  Person  seien,  zu 
gelten  aufgehört  habe. 

5.  Unfähigkeit  einer  verheirateten  Frau,  eine  nicht 
prozeßfähige  Partei  zu  vertreten.  —  Nach  englischem  Recht 
sind  Minderjährige  und  Geisteskranke  zwar  parteifähig,  aber  nicht 
prozeßfähig.  Ein  Minderjähriger  kann  nur  durch  einen  next  friend 
(s.  Erl.  zu  §  52  sub  3,  Anm.  7)  klagen  oder  irgend  einen  Antrag 
(application)  an  das  Gericht  stellen;  und  wenn  der  Minderjährige  ver- 
klagt wird,  so  muß  er  durch  einen  sogenannten  guardian  adlitem*^) 
vertreten  werden.  Die  gleichen  Regeln  gelten  für  solche  Geisteskranke, 
deren  Zustand  nicht  durch  ein  gerichtliches  Ermittlungsverfahren 
(Inquisition)  festgestellt  worden  ist.  Hat  dagegen  ein  solches  Ver- 
fahren stattgefunden,  so  liegt  die  Vertretung  des  Geisteskranken  in 
allen  Prozeßhandlungen  dem  für  ihn  bestellten  committee  (s.  Ed.  zu  §  3 
sub  1,  5)  ob,  es  sei  denn,  daß  dieser  curator  furiosi  in  der  betreffenden 
Rechtssache  ein  dem  des  Geisteskranken  entgegengesetztes  Interesse 
hat.  Ist  letzteres  der  Fall,  so  muß  ein  next  friend  bzw.  guardian  ad 
liteni  Vertreter  des  Geisteskranken  sein.  —  Obwohl  der  §  i  Abs.  2 
der  Married  Womens  Property  Act  von    1882    eine   verheiratete   Frau 


■•)  In  R  e  n  t  o  n  '  s  Encyclopasdia  of  the  Law  of  England  wird  in  Band  VI, 
S.  112.  für  den  Ausdruck  ,,guardian  ad  litem"  folgende  Erläuterung  gegeben: 
,,A  guardian  ad  litem  is  a  person  who  defcnds  an  action  or  other  proccedings  on 
behalf  of  'a  party  defendant  who  is  ander  disability,  owing  eiiher  to  infancy  or  want 
Ol   tnental  capacity." 
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für    eine    legitima  persona  standi  in  judicio   erklärt   hat,   so  bezieht  sich 
<ioch,    "wie  in  dem  Rechtsstreite  ///  re  Duke  of  Somerset  (Thynne  versus 
-S*/-    Jkftiur)    aus    dem  Jahre    1887    etitschieden   worden   ist,    diese   Er- 
iireiteriing    der    rechtlichen    Befugnisse    einer    Ehefrau    nur    auf  solche 
^^Ue,      in    denen   dieselbe    in   eigener   Angelegenheit    und    im    eigenen 
^H.nien     Klägerin  oder  Beklagte  ist  oder  irgend   eine   sonstige   Prozeß- 
WndlLing  vornimmt.     Trotz  ihrer  persönlichen  Prozeßfähigkeit  ist  also 
«ine     vr erheiratete   Frau   nicht   befähigt,    eine    nichtprozeßfähige    Partei 
2u  vei-t treten.     Der  genannte  Rechtsfall  ist  mitgeteilt  im  34.  Bande  der 
Entsol^^idungen  der  Chancery  Diviston  etc.,  S.  465 — 466.    Es  sagt  daselbst 
Mr,  ^s^^tice  Chitty\    „Vor    dem   Erlaß   der   Married    Womeris  Property 
^^\  ^^c>nL   1882    war  es  die  feststehende  Gerichtspraxis,   daß  eine   ver- 
heiratete Frau  nicht  das  Amt  eines  next  friend  oder  guardian  ad  litem 
versehen  könnte;   und   anscheinend   lag  der  Grund  für  diese  Regel  in 
■der  mangelnden   Befugnis   einer   verheirateten   Frau,   vor  Gericht  per- 
sönlicrlx     als  Klägerin  oder  Beklagte  aufzutreten  und  für  die  Kosten  zu 
haften.        Es   hat   nun   die   Married  Womeris  Property  Act   i.icht   nach 
jeder     Richtung  hin  eine  verheiratete  Frau  einer  unverheirateten  gleich- 
gestellt^   sondern  hat  sie  nur  fähig  gemacht,  in  ihren  persönlichen  An- 
g^.^g^rki^eiten  nach  der  aktiven  und  passiven  Seite  hin  prozeßfähig  zu 
^*^;       _  In   dieser   Beziehung    ist    ihre    (bisherige)   allgemeine   rechtliche 
^ JJ.  ^^J^i^keit  durch  den  §  i  Abs.  2    beseitigt  worden.     Dagegen  enthält 

fähi] 


f^j^j^^^setzesparagraph  nichts,   wodurch   die   besondere   rechtliche  Un- 
friM^^^^  (einer  verheirateten  Frau),   ein  guardian  ad  litem   oder  next 


i^.ji    ^      eines    Minderjährigen    zu    sein,    beseitigt   worden    wäre.      Und 
y.ft^      ^Vi-de  unrecht   handeln,   wenn   ich   die   frühere  Gerichtspraxis   in 
^'^^T   "Beziehung  ändern  würde.    Wie  ich  sehe,  bestimmt  die  Order  XVIj 
rUlt  iff,   der  Rules  of  the  Supreme  Court  von    1883    [s.   Erl.   zu  §  15 
^^\>  III,    1    Anm.  5],   daß   Minderjährige   ,durch   ihren   next  friend  in 
^er  bisher  in   der   Cßtancery  Division    üblichen   Weise    Klage   erheben 
und  sich   ebenso   durch   ihren   zu  diesem  Behufe   bestellten  guardian 
verteidigen   lassen   können*.     Diese   Regel    macht   sich    also,    wie   der 
äußere  Wortlaut  lehrt,  die  alte  Gerichtspraxis  der  Chancery  Division  zu 
eigen;   und   daß   die  Verfasser  der  Regel  durchaus  nicht  die  Married 
Women's  Property  Act  übersehen   haben,    als   sie   die   genannte    Regel 
aufstellten,    zeigt    sich    in    den    weiteren    Worten    der    Regel,    welche 
lauten:  .Verheiratete  Frauen  können  in  der  von  der  Married  WomerCs 
Property  Act  von  1882  vorgesehenen  Weise  klagen  und  verklagt  werden*. 
Beim  Lesen  dieser  Regeln   wird   es   sonach   ersichtlich,   daß   nicht   die 
Absicht  vorgelegen  hat,  die  rechtliche  Unfähigkeit  einer  verheirateten 
Frau,  als  next  friend  oder  guardian  ad  litem  zu  handeln,  zu  beseitigen. 
In  der  Tat,  es  bestehen  verschiedene  Gründe,  weswegen  es  nicht  zum 
Vorteile  von  minderjährigen  Personen  ist,  von  einer  verheirateten  Frau 
bei  der  Vornahme  von  Prozeßhandlungen   vertreten   zu  werden.    .  .  . 
Eine  Bewilligung  des  (hier  vorliegenden)  Antrages  würde  eine  gefährliche 
Neuerung    bedeuten,    da,    soweit  ich   es   überblicken   kann,    eine    ver- 
heiratete  Frau   nicht   für  die   Kosten   einer   nicht   in   gehöriger  Weise 
geführten  Klage   verantwortlich   und   auch   nicht  für  die  Kosten  einer 
nicht   in  gehöriger  Weise  geführten  Verteidigung  haftbar  sein  würde; 
oder  höchstens   könnte   sie  nur  für   Kosten   dieser  Art   bis   in  Höhe 

G.  Schirrmeister,  Bürger!.  Recht  Engkinds.    I.  2o 
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ihres  Vorbehaltsgutes  einstehen,  was  eine  Nachforschung  über  ihr 
VorbehalLsgut  mit  allen  daran  sich  knüpfenden  Ungelegen  heilen  be- 
dingen würde."*®) 

6.  Eine  verheiratete  Frau  als  Treuhänder.  —  Eine  ver- 
heiratete Frau  ist  fähig,  das  Amt  eines  Treuliänders  zu  bekleiden. 
Ausdrücklich  ist  diese  capacity  durch  den  §  24  der  Married  Womms 
Property  Act  von  1882  mit  folgenden  Worten  anerkannt: 

„Das  Wort  ,Vertrag*  im  Sinne  dieses  Gesetzes  soll  die  Annahme 
irgend    eines   Treuhänderpostens    oder    des   Amtes    als   Testanients- 
vollstreckerin   oder   Nachlaßverwalterin    in    sich   begreifen;    und     <^^^ 
Vorschriften  dieses  Gesetzes   über  die  Haftpflicht  von   verheirateten 
Frauen  sollen  sich  auch  auf  alle  Verbindlichkeiten  aus  irgend  einerf 
Treuhandsbruche   oder  aus   irgend   einer  Vermögensvergeudung    ^^"^ 
strecken,  welcher  bzw.  welche  von  einer  verheirateten  Frau  in   ih*'*^ 
Eigenschaft   als  Treuhänder  oder  als   Testamentsvollstreckerin    ht»^' 
Nachlaßverwalterin,  sei  es  vor  oder  nach  Eingehung  ihrer  Ehe,    \)t* 
gangen  worden  ist.     Ihr  Ehemann   soll   nicht  einer  Haftung  hierfüi^ 
unterliegen,  es  sei  denn,  daß  er  in  Angelegenheiten  des  Treuhänder* 
amtes  oder  der  Nachlaßverwaltung   tätig  gewesen   ist   oder   sich   m 
diese  Angelegenheiten  hineingemischt  hat."**) 


*<^)  ,,Before  the  passing  of  the  Married   Women's   Property  Act,   1882,  ü 
was  the  established  practice  that  a  married  wonian  could  not  fill  the  office  of  next 
friend  or  Guardian  ad  litem,  and  the  rule  appears  to  have  bcen  founded  on  the 
incompetence  of  a  married  woman  to  sue  and  he  sucd,  and  to  be  an*iwerable  in  costs. 
New  the  Married  Women's  Property  Act  has  not  made  a  married  woman  a  ferne 
sole  for  all  purposes,  but  has  rendered  her  capable  of  suing  and  being  sued  in  matter': 
relating  to  herseif  personally.     In  that  respect  her  gencral  incapacity  was  remofed 
hy  section  i,  sub-scct.  2,  but  therc  is  nothing  in  the  section  to  remove  the  parti- 
cular  incapacity  to  be  guardian  ad  litem  or  next  of  friend  of  an  infant,  and  I  should 
be  wrong  if  I  altered  the  former  practice  in  that  respect.     J  find  thßt  the  rulc^  of 
the  Supreme  Court,  1883,  Order  XVI,  rule  16,  provide  that  infants  *may  sue 
as  plaintiffs  by  their  next  friends,   in  the  mannet  heretofore  practised   in  tke 
Chancery  Division,  and  may,  in  like  manner,  defend  by  their  guardians  appointed 
for  that  purpose.'     The  rule.  thercfore,  on  the  face  of  it  incorporates  the  old  practica 
of  the  Chancery  Division,  and  it  also  shews  that  the  framers  of  it  had  the  Married 
Women's  Property  Act  in  view  when  they  framed  the  rule,  for  it  goes  on  to  say 
that  'Married  women  may  sue  and  be  sucd  as  providcd  by  the  Martied  Women's 
Property  Act,  1882.*     On  reading  those  rules,  therefore,  it  appears  that  it  was  not 
intended  to  remove  the  disability  of  a  married  woman  to  act  as  next  friend  or  guar- 
dian ad  litem.    And  there  are  many  reasons  why  it  may  not  be  for  the  advanta^e 
öf  infants  to  he  represented  by  a  married  woman  in  legal  proceedings.  ...     To 
grant  the  applicaiion  would  be  a  dangerous  innqvation,  as  a  married  woman,  so 
far  as  I  can  see,  would  not  be  responsiblc  for  the  costs  of  an  improper  action, 
or  liable  to  pay  those  of  an  improper  defence,  or,  at  most,  would  only  be  responsihlt 
for  such  costs  to  the  extent  of  her  separate  estate,  which  would  necessitatc   an  in- 
quiry  as  to  her  separate  estate  with   all  its   attcndant  inconveniences." 

**)  ,,The  Word  'contracV  in  this  Act  shall  include  the  acceptance  of  any  trust, 
or  of  the  office  of  cxccutrix  or  administratix,  and  the  provisions  of  this  Act  as  to 
Uabilities  of  married  women  shall  extend  to  all  liabilities  by  reason  of  any  breach 
of  trust  or  devastavit  committed  by  any  married  ivoman  being  a  trustee  or  executrix 
or  administratix  either  bcfore  or  after  her  marriage,  and  her  husband  shall  not 
be  subject  to  such  liabilities  unless  he  has  acted  or  intermeddled  in  the  trust  or 
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Nach  §  i8  des  genannten  Gesetzes  von  1882  ist  nun  eine  ver- 
heiratete Frau,  welche  das  Amt  eines  Treuhänders  (oder  einer  Testaments- 
vollstreckerin bezw.  Nachlaßverwalterin)  bekleidet,  in  dieser  Eigenschaft 
befugt,  Jahresrenten  (annuities),  Bankdepots  (bank  deposits),  Staatspapiere, 
Aktien,  Schuldverschreibungen  und  dergl.  ohne  Mitwirkung  ihres 
Ehemannes  zu  übertragen.**)  Aus  dieser  Gesetzesbestimmung  hat 
die  Rechtsprechung  den  Schluß  gezogen,  daß  nach  jeder  anderen 
Richtung  hin  eine  Ehefrau  bei  Verfügungen  über  solches  Vermögen, 
in  Bezug  auf  welches  sie  sich  in  einer  Treuhänderstellung  befindet, 
nicht  wie  eine  ferne  sole  handeln  kann,  sondern  daß  überall  da,  wo 
nach  früherem  Recht  eine  Mitwirkung  des  Ehemannes  und  die  Er- 
füllung von  besonderen  Förmlichkeiten  notwendig  ist,  auch  nach  dem 
Inkrafttreten  der  Married  Womens  Proferty  Act  von  1882  diese  Be- 
schränkungen in  der  Verfügungsfähigkeit  einer  verheirateten  Frau  fort- 
bestehen. Es  kann  demgemäß  eine  verheiratete  Frau,  welche  real 
Property  zur  treuen  Hand  besitzt,  dieses  Treuhands vermögen  oder  Teile 
desselben  nur  unter  Mitwirkung  ihres  Ehemannes  mittels  einer  nach 
den  Bestimmungen  der  Fines  and  Recoveries  Act  von  1833  anerkannten 
(acknowledged)  Urkunde  übertragen.  (Vgl.  über  diese  Art  einer  con- 
veyance  oben  die  Erl.  sab  \a)  Leading  case  ist  hier  der  Rechtsfall  in 
re  Harkness  and  Allsopp's  Contracty  mitgeteilt  in  den  Laiv  Reports  von 
1896,  Band  II  der  6y/<i//rrrv- Entscheidungen,  S.  358 — 364.  Durch  eine 
gesiegelte  Urkunde  (deed)  vom  3.  Juli  1885  war  real  property  auf  drei 
Treuhänder,  als  Joint  tenants  in  fee  simple^  mit  der  Treuhandsbestimmung 
übertragen  worden,  das  fragliche  lehnrechtliche  Vermögen  zu  verkaufen 
und  den  Erlös  zur  treuen  Hand  für  die  in  der  Urkunde  benannten 
Personen  zu  besitzen.  Unter  den  Treuhändern  befand  sich  die  damals 
unverehelichte  Edith  Herbert  Hall.  Im  Jahre  i88g  heiratete  dieselbe 
einen  gewissen  Thomas  Hark ness.  Am  24.  F(;bruar  i8()6  schlössen  die 
drei  Treuhänder  mit  der  Aktiengesellschaft  Saniuel  Allsopp  and  Sons, 
Limited,  einen  Vertrag  ab,  durch  welchen  sie  das  erwähnte  real  property 
an  die  Gesellschaft  verkauften.  Die  Käuferin  verlangte  die  Mitwirkung 
des  Ehemannes  der  Mrs.  Harkness  bei  der  dinglichen  Übertragung  (in 
the  conveyance.)  Die  Verkäufer  bestritten  die  Ncjtwendigkeit  einer  solchen 
Mitwirkung.  Infolgedessen  beantragte  die  Aktiengesellschaft  im  Wege 
eines  originating  summons  (s.  Erl.  zu  §  56  sub  6,  Anm.  33)  bei  der 
Chancery  Dri^ision,  festzustellen,   daß  ohne  die  Mitwirkung  des  Thomcts 

administration."  —  Bemerkt  sei,  daß  gemäß  §  i,  Abs.  3,  der  Tru%Ue  Act  von  1888 
(51  and  52  Vict.  c.  59)  unter  die  Bezeichnung  ,,trustee"  auch  ein  executor  (Testa- 
mentsvollstrecker) und  ein  administrator  (Nachlaßverwalter)  fällt. 

*■)  Der  §  18  der  Married  Women's  Property  Act  von  1882  (45  and  46  Vict. 
c.  75)  hat  folgenden  Wortlaut:  ,,A  married  woman  who  is  an  executrix  or  admini- 
stratix  ahne  or  jointly  with  any  other  person  or  persona  of  the  estate  of  any  deceased 
person,  or  a  trustee  ahne  or  jointly  as  aforesaid  of  property  subject  to  any  trust, 
may  sue  or  he  sued,  and  may  transfer  or  join  in  transferring  any  such  annuity 
or  deposit  a?  aforesaid  [see  sections  6,  7  and  8],  or  any  sunt  forming  part  of  the 
public  Stocks  or  funds,  or  of  any  other  Stocks  or  funds  transferable  as  aforesaid, 
or  any  share,  stock,  debenture.  debcnture  stock,  or  other  benefit,  right,  claim,  or 
other  interest  of  or  in  any  such  corporation,  Company,  public  body,  or  society  in 
that  character,  without  her  husband,  a*:  if  she  wcre  a  ferne  sole." 
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Harkntss  die  drei  Treuhänder  nicht  fähig  wären,*  in  Verfolg  der  Klauseln 
des  contract  for  sale  (Verkaufsvertrages)  vom  24.  Februar  1896  das  in 
dem  Vertrage  bezeichnete  real property  in  so  wirksamer  Weise  zu  über- 
tragen, daß  die  kaufende  Aktiengesellschaft  das  Eigentum  erhielte.  In 
seiner  Entscheidung  über  diesen  streitigen  Punkt  sagt  Mr,  Justice  North: 
„Ich  meine,  daß  die  Sprache  des  §  18  [der  Married  Womens  Property 
Act  von  1882]  deutlich  zu  Gunsten  der  Ansicht  ist,  daß  das  Parlaments- 
gesetz keine  Anwendung  findet  in  dem  Falle  einer  dinglichen  Über- 
tragung des  vollen  lehn  rechtlichen  Eigentums  an  Lehnvermögen  durch 
eine  verheiratete  Frau,  welche  sich  in  einer  Treuhänderstellung  diesem 
Vermögen  gegenüber  befindet.  .  .  .  Meiner  Ansicht  nach  kann  daher 
in  dem  vorliegenden  Falle  eine  dingliche  Übertragung  an  die  kaufende 
Gesellschaft  einzig  und  allein  unter  der  Mitwirkung  des  Ehemannes 
der  Mrs,  Harkness  und  im  Wege  einer  von  der  letzteren  anerkannten 
gesiegelten  Urkunde  wirksam  erfolgen".**) 

Die  Regel,  daß  eine  verheiratete  Frau,  welche  in  der  Eigenschaft 
als  Treuhänder  Vermögen  besitzt,  grundsätzlich  über  dieses  Vermögen 
nur  unter  Mitwirkung  ihres  Ehemannes  und  unter  Erfüllung  gewisser 
Förmlichkeiten  verfügen  kann,  erleidet  eine  Ausnahme  in  dem  Falle, 
wo  die  verheiratete  Frau  ein  sogenannter  ,ybare  irustee^  ist  Hierunter 
ist  ein  Treuhänder  zu  verstehen,  dem  weiter  keine  Pflichten  obliegen, 
als  über  das  Treuhandsvermögen  nach  den  Weisungen  der  Benefiziare 
(cestuis  qne  trust)  zu  verfügen.**)  Es  bestimmt  nämlich  der  §  16  der 
Trustee  Act  von  1893  (56  and  57  Vict,  c.  53)  folgendes:  „M^ten  any 
freehold  or  copyhold  hereditament  is  vested  in  a  married  woman  as  a  bare 

**)  ,./  think  ihe  language  of  s.  18  is  strongly  in  favour  of  thc  view  thai  the  Act 
does  not  apply  to  a  conveyance  of  real  estate  in  fee  simple  hy  a  married  woman 
who  is  a  trustee  of  it.  ...  In  my  opinion,  therefore,  in  the  present  case  a  conveyance 
cannot  he  effectually  made  to  the  purchasers  unless  with  the  concurrence  of  Mrs. 
Harkness*  husband,  and  by  deed  acknowledged  hy  her.** 

**)  Es  besteht  einiger  Zweifel  über  den  Umfang  und  die  Bedeutung  des 
obigen  Ausdruckes.  In  Seaborne's  Vendors  and  Purchasers  of  Real 
Property,  6.  Aufl.  (1904),  S.  53,  wird  folgende  Begriffsbestimmung  gegeben: 
,,a  trustee  having  no  duties  to  perform,  except  to  conveythe  property  hy  the  direction 
of  the  cestuis  que  trust.**  —  Edwardjenks  schreibt  in  seinem  Modern  Land 
Law  auf  S.  286:  ,,a  *bare  trustee*  i,  e.  a  trustee  with  no  active  duties  to  perform."  — 
In  dem  Rechtsfalle  Christie  versus  Ovington  aus  dem  Jahre  1875  (^  Ch.  D.  279) 
sagt  Vice-Chancellor  Hall:  ..Where  there  is  a  trustee  whose  trust  is  to  convey 
and  the  time  has  arrived  for  a  conveyance  hy  him,  he  is,  I  think,  a  h  are  trustee. 
Der  genannte  Richter  verweist  dann  auf  das  Werk  von  J.  HenryDart  über 
Law  and  Practice  relating  to  Vendors  and  Purchasers  of  Real  Estate.  (Eine 
7.  Auflage  dieses  berühmten  Werkes  ist  1905  erschienen.)  Es  heißt  daselbst: 
,,a  h  are  trustee  would  prohably  he  held  to  mean  a  trustee  to  whose  office  no 
duties  werc  originally  attached.  or  who,  although  such  duties  were  originaüy 
attached  to  his  office,  would,  on  the  requisition  of  his  cestuis  que  trust,  he  compellable 
in  equity  to  convey  the  estate  to  them  or  by  their  direction.*"  —  Im  Gegensatze  zu 
der  Ansicht  des  Vice-Chancellor  Hall  vertritt  der  Master  of  the  Rolls  Sir  G. 
J  e  8  s  e  1  in  dem  Rechtsfalle  Morgan  versus  Swansea  Urhan  Authority  aus  dem 
Jahre  1878  (9  Ch.  D.  582)  den  Standpunkt,  daß  unter  einem  bare  trustee  ein 
Treuhänder  zu  verstehen  sei,  welcher  kein  benefiziarisches  Interesse  an  dem 
Treuhandsvermögen  besitze,  gleichgültig  ob  ihm  die  Erfüllung  von  active 
duties  obUege  oder  nicht.  —  In  dem  Rechtsfalle  in  re  Cunningham  and  Frayling 
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trustee  sht  ntay  convey  or  surrender  it  as  if  she  were  a  ferne  sole*^\  (Wenn 
eine  verheiratete  Frau  feudales  oder  Schriftsassen-Lehnvermögen  als 
bare  trustee  besitzt,  so  kann  sie  dieses  Vermögen  in  der  gleichen  Weise 
übertragen  bzw.  zurückgeben,  wie  wenn  sie  eine  unverheiratete  Frau 
wäre.)  Als  Beispiel  einer  praktischen  Anwendung  dieses  §  i6  des  Ge- 
setzes von  1893  erwähne  ich  beiläufig  den  Rechtsfall  in  re  Howgatis  and 
Osborns  Contractu  mitgeteilt  in  den  Law  Reports  von  1902,  Band  I  der 
C/wÄiT^ry-Entscheidungen,  S.  451  flg. 

Am  Schlüsse  der  Anmerkung  7  zu  §  71  der  y^/;^j*  sehen  Kodi- 
fikation wird  bemerkt,  daß  die  in  dem  Rechtsfalle  Harkness*  and  Allsopfs 
Contract  aufgestellte  Regel  auch  dann  nicht  gilt,  wenn  die  verheiratete 
Frau  in  der  Eigenschaft  als  mortgageCy  d.  h.  als  Hypothekengläubigerin 
handelt  —  Bevor  ich  auf  den  von  den  Verfassern  der  Kodifikation 
hier  angeführten  Rechtsfall  eingehe,  schicke  ich  eine  kurze  Erläuterung 
über  den  Ausdruck  y^mortgagce**^  voraus,  da  dieses  Wort  sich  nicht  mit 
dem  deutsch-rechtlichen  Begriffe  „Hypothekengläubiger"  völlig  deckt. 
Ganz  allgemein  gesagt,  versteht  das  englische  Recht  unter  einem 
^mortgage'^  die  Übertragung  des  „Eigentums"  an  einem  lehnrecht- 
lichen oder  nicht  lehn  rechtlichen  Vermögensgegenstande  (Sache  oder 
Recht),  ohne  gleichzeitige  Übertragung  des  Besitzes  (wit/wut  possession)^ 
auf  einen  Gläubiger  einer  Geldschuld  als  Sicherheit  für  die  Rück- 
zahlung   dieser    Geldschuld.**)      Das    von   der   Übertragung   betroffene 


aus  dem  Jahre  1891  (2  Ch.  567)  teilt  Mr.  Justice  S  t  i  r  li  n  g  die  Anschauun'^ 
des  Vice-Chancellor  Hall,  während  in  dem  Rechtsfalle  London  and  County 
Bank  versus  Goddard  aus  demselben  Jahre  (i  Ch.  642)  Richter  North  sich 
der  Ansicht  des  Master  of  the  Rolls  J  e  s  s  e  1  nähert. 

**)  Es  ist  im  Rahmen  einer  Erläuterung  des  §  71  der  J  e  n  k  s  '  sehen  Kodi- 
fikation nicht  möglich,  auf  die  interessante  I.ehre  über  das  morigage  des  eng- 
lischen Rechts  näher  einzugehen.  Ich  begnüge  mich  daher,  auf  einige  Begriffs- 
bestimmungen zu  verweisen,  welche  in  hervorragenden  Werken  der  englischen 
Rechtsliteratur  gegeben  sind.  JoshuaWilliams,  Principles  of  the  Law 
of  Real  Property,  19.  Aufl.,  S.  527,  sagt:  „At  the  present  day  what  is  generally 
undetstood  hy  the  term  mortgage  is  a  conveyance  of  land  or  other  property 
as  security  for  the  payment  of  money.*'  —  Andrew  Strahan,  A  General  View  of  the 
Lawof  Property.  3.  Aufl..  S.  188,  schreibt:  .,A  mortgage  is  a  transaction  in  which 
a  borrower  Irans  fers  to  the  lender  the  ownership  of,  or  an  interest  in.  land  or  goods, 
the  condition  of  the  transfer  being  that  the  ownership  or  interest  is  vested  in  the 
lender  as  security  for  the  loan.  The  borrower  is  called  the  mortgagor,  the  lender 
the  mortgagee.  the  loan  the  mortgage  debt,  and  the  land  or  goods  transferred  the 
mortgage  estate  or  property."  —  Über  den  Unterschied  zwischen  einem  mort- 
gage und  einem  Pfandrecht  flien  oder  pledge)  äußert  sich  John  Salmond 
in  seinem  Werke  über  Juris prudence,  S.  519,  folgendermaßen:  „A  mortgage, 
it  may  be  said,  is  a  security  created  by  the  t-r  a  n  s  f  e  r  of  the  debtor's  property 
to  the  crjeditor.  white  a  lien  is  merely  an  encumbrance  of  some  sort  created  in  favour 
of  the  creditor  over  property  which  remains  vested  in  the  debtor;  a  mortgagee  is 
the  oumer  of  the  property,  white  a  pledgee  or  other  lienee  is  merely  an  encumbrancer 
of  it."  (Ein  mortgage  ist,  wie  man  sich  ausdrücken  kann,  eine  Sicherheit,  welche 
durch  die  dingliche  Übertragung  eines  Vermögensstückes  des  Schuldners  auf  den 
Gläubiger  geschaffen  wird;  ein  Pfandrecht  dagegen  ist  irgend  eine  zu  Gunsten 
des  Gläubigers  geschaffene  Belastung  eines  Vermögensstückes,  welches  in  dem 
Eigeotnme  des  Schuldners  verbleibt.  Der  mortgagee  ist  der  Eigentümer  des  be- 
treffenden Vermögensstückes,  während  der  Pfandgläubiger  lediglich  der  Träger 
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Eigentum  mag  Eigentum  nach  Gemeinem  Recht  (legal  (nvnership) 
oder  Eigentum  nach  Billigkeitsrecht  (equitabU  awturship)  sein,  je 
nachdem  der  Übertragende  der  legal  oder  equi table  owner  des  in 
Frage  stehenden  Vermögensgegenstandes  ist.  Der  Übertragende,  der 
sogenannte  ihortgagor,  hat  das  Recht,  nach  Zahlung  der  Geldschuld 
nebst  Zinsen  und  Kosten  eine  Rückübertragung  des  Eigentums  zu 
verlangen.  Dieses  Recht  gilt  als  ein  equitable  estate  (bezw.  interesi), 
d.  h.  als  ein  Eigentumsanteil  nach  Billigkeitsrecht,  und  wird  technisch 
mit  dem  Ausdrucke  „equity  of  redemption^*^  bezeichnet.  Der  Gläubiger, 
welcher  zur  Sicherung  seiner  Forderung  das  Eigentum  an  einem  Ver- 
mögensstücke erhält,  heißt  der  „mortgagee^ .  Nach  gewissen  Richtungen 
hin  ähnelt  das  Verhältnis  zwischen  inortgagee  und  »w7r/^Ä^^r( Hypotheken- 
gläubiger und  Hypothekenschuldner)  dem  Verhältnisse  zwischen  trusUt 
und  ccstiä  que  trust  (Treuhänder  und  Treugeber.)  —  In  dem  Rechts- 
falle in  re  Brookis  and  Fremlin's  Contractu  mitgeteilt  in  den  Law 
Reports  von  1898,  Band  I  der  C^<?«r^ry-Entscheidungen,  S.  647—652, 
hatte  ein  gewisser  Edward  Brooke  im  Jahre  i8q5  Lehngrundstücke  im 
Wege  eines  mortgage,  mit  der  üblichen  Klausel  über  eine  Rücküber- 
tragung (with  tfic  tisual  proviso  for  redaHption)^  auf  eine  verheiratete 
Frau,  Sarah  Elizabeth  Theobald^  als  Sicherheit  für  die  Rückzahlung 
einer  Geldsumme  übertragen,  welche  die  Ehefrau  Theobai d  aus  ihrem 
Vorbehaitsgute  dem  Brooke  geliehen  hatte.  Im  Januar  1898  schloß 
Brooke  einen  obligatorischen  Vertrag  mit  einem  gewissen  Walter  Thomas 
Frenilin  über  den  Verkauf  der  dem  erwähnten  mortgage  untenvorfenen 
Grundstücke.  Der  Käufer  Fremlin  verlangte,  daß  die  Urkunde  über 
die  dingliche  Übertragung  (ihe  deed  of  cofweyance)  der  Grundslücke 
.  nicht  nur  \  on  Brooke  und  von  Mrs.  Thcobald,  in  ihrer  Eigenschaft  als 
mortgagee,  vollzogen  werden  sollte,  sondern  auch,  daß  der  Ehemann 
Theobald  hierbei  mitzuwirken  und  die  Ehefrau  Theobald  gemäß  den 
Bestimmungen  der  Eines  and  Recoveries  Act  von  1833  (3  and  /^  Will,  IV. 
c,  74^  die  Urkunde  anzuerkennen  (to  acknowledge)  hätte.  Fremlin  be- 
rief sich  hierbei  auf  die  oben  mitgeteilte  Entscheidung  des  Richters 
North  in  re  Harkness'  and  Allsoppi's  Contra  ct.  Der  Verkäufer  Brooke 
weigerte  sich,  diesem  Verlangen  nachzukommen,  und  behauptete,  daß 
Mrs.  Theobald  sich  nicht  in  der  Stellung  eines  Treuhänders  gegen  über 
den  fraglichen  Grmidstücken  befände,  und  daß  demgemäß  die  von 
Frenilin  herangezogene  richterliche  Entscheidung  nicht  auf  den  vor- 
liegenden Fall  anwendbar  wäre.  Um  eine  Erledigung  der  Streitfrage 
herbeizuführen,  beantragte  Brooke  bei  der  Chancery  Division,  festzustellen, 
daß  eine  Mitwirkung  des  Ehemannes  Theobald  und  ein  ackncwledgment 
seitens  der  Ehefrau  Theobald  nicht  erforderlich  wären,  sondern  daß  ein 
lediglich  von  dem  Verkäufer  und  von  der  Mrs.  Theobald  vollzogenes 
deed  of  cotweyance  genügte,   um    in  vollwirksamer  Weise   die  fraglichen 

des  Rechts  ist,  mit  welchem  das  Vermögensstück  belastet  ist.)  —  Nach  diesen 
kurzen  Darlegungen  halte  ich  eine  weitere  Auseinandersetzung  darüber,  daO 
sich  der  Ausdruck  ,, Hypothekengläubiger"  des  deutschen  BGB.  mit  dem 
Ausdrucke  ,,mortgagee'*  des  Bürgerlichen  Rechts  Englands  nicht  deckt,  für 
überflüssig.  Dennoch  ist,  wenn  man  eine  Verdeutschung  des  englischen 
Wortes  vornehmen  will,  die  Bezeichnung  ,,Hypothekengläubiger'*  die  ange- 
messenste. 
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linindstücke  auf  den  Käufer  Fremlin  zu  Übertragen.  In  seiner  Ent- 
scheidung des  Rechtsstreites  führt  Mr,  Justice  Kekewich  folgendes  aus: 
„Die  Entscheidung  in  re  Harkness'  and  Allsopfs  Contract  beschränkt  sich 
lediglich  auf  den  Fall,  wo  eine  verheiratete  Frau  ein  Treuhänder  ist; 
und,  was  ich  hier  zu  erwägen  habe,  ist,  ob  diese  Dame,  Mrs.  Theobald, 
im  Sinne  der  genannten  Entscheidung  ein  Treuhänder  sei,  d.  h.  ein 
Treuhänder,  der  nicht  lediglich  ein  bare  trustee  ist.  Wenn  sie  ein  bare 
trustee  wäre,  dann  könnte  irgend  eine  Schwierigkeit  nicht  entstehen,  da 
gemäß  §  i6  der  Trustee  Act  von  1893,  welcher  heutzutage  an  die 
Stelle  des  §  6  der  Vendor  and  Purchctser  Act  von  1874  getreten  ist, 
eine  verheiratete  Frau,  welche  eine  bare  trustee  ist,  die  Fähigkeit  be- 
sitzt, das  Treuhand s vermögen  in  der  gleichen  Weise  zu  übertragen, 
als  ob  sie  eine  unverheiratete  Frau  wäre;  und  es  würde  diese  Dame 
zu  einem  bare  trustee  werden,  nachdem  ihr  die  Darlehnssumme  nebst 
Zinsen  und  sonstigen  auf  Grund  des  mortgaj(e  geschuldeten  Kosten 
ausbezahlt  wäre:  denn  dieses  nwrtgage  bildete  einen  Teil  ihres  Vor- 
behaltsgutes. Jedoch,  wenn  sie  kein  bare  trustee  ist,  wenn  ihr  das  Geld 
nicht  in  einer  solchen  Weise  bezahlt  werden  soll,  daß  sie  durch  die 
Zahlung  jedes  benefizarische  Interesse  [an  dem  mortgaged  property] 
verliert,  —  nach  meiner  Ansicht  bildet  das  Nichtvorhandensein  eines 
benrfiziarischen  Interesses  einen  wesentlichen  Bestandteil  einer  bare 
irusteesfiip  —  dann  besteht  die  Streitfrage,  ob  sie  in  ihrer  Eigenschaft 
als  mortgagee  fähig  sei,  trotz  der  Entscheidung  in  re  Harkness'  and 
Allsopfs  Contract  wie  eine  unverheiratete  Frau  eine  Übertragung  vor- 
zunehmen. Es  ist  ein  elementarer  Rechtsgrundsatz,  daß  zur  S(  haffung 
eines  Treuhands Verhältnisses  drei  Dinge  notwendig  sind:  ein  Treu- 
händer, ein  Treugeber  und  ein  Vermögen,  welches  der  erstere  zur 
treuen  Hand  für  den  letzteren  im  Eigentum  hat.  Im  vorliegenden 
Falle  könnte  man  leicht  in  der  Person  des  mortgagee  einen  Treuhänder 
und  in  der  Person  des  mortgagor  einen  Treugeber  erblicken;  aber  wo 
ist  das  Vermögen,  welches  zur  treuen  Hand  im  Eigentum  gehalten 
wird?  Ein  mortgagee  auf  Grund  einer  gewöhnlichen  mortgage-X^xVMXidi^^ 
ist  nicht  ein  Treuhänder  des  dem  mortgage  unterworfenen  Vermögens, 
es  sei  denn,  daß  ihm  seine  Darlehnsforderung  nebst  Zinsen  und  Kosten 
bezahlt  worden  ist;  und  dann  wird  er  ein  bare  trustee.  Unzweifelhaft 
besitzt  der  mortgagee  (Hypothekengläubiger)  das  Eigentum  an  dem 
<lcm  mortgage  unterworfenen  Vermögen  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
in  einer  fiduziarischen  Eigenschaft;  er  kann  z.  B.  die  ihm  durch  die 
Parlamentsgesetzgebung  gewährten  oder  die  sonstigen  Verfügungs- 
befugnisse nur  unter  gehöriger  Rücksichtnahme  auf  das  Interesse  des 
mortgagor  ausüben;  auch  kann  er  nicht  das  Eigentum  in  einer  solchen 
Weise  übertragen,  daß  dadurch  das  [dem  mortgagor  zustehende]  ding- 
liche Recht  auf  Rück  Übertragung  beeinträchtigt  wird.  Verschiedene 
Verpflichtungen  sind  dem  mortgagee  auferlegt;  aber  dennoch  ist  er 
kein  Treuhänder  des  dem  mortgage  unten^'orfenen  Vermögens  für  den 
mortgagor.  Das  Vermögen  unterliegt  einem  dinglichen  Rechte  auf 
Rückübertragung;  aber,  solange  nicht  diese  Rückübertragung  statt- 
gefunden hat,  gehört  es  dem  mortgagee  als  sein  Eigentum.  Wofera 
sich  ein  mortgagee  nicht  in  dem  Besitze  des  fraglichen  Vermögens 
befindet,    besteht    kein    fiduziarisches    Verhältnis    irgend    welcher    Art 
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zwischen  ihm  und  dem  mortgagor  in  Bezug  auf  das  dem  mortgage 
unterworfene  Vermögen.  Die  Sicherheit  wird  zum  Besten  des  mortgagee 
geschaffen,  um  Fürsorge  für  die  Rückzahlung  des  ihm  geschuldeten 
Geldes  zu  treffen.  Wenn  es  sonach  klar  ist,  daß  der  mortgagee  nicht 
ein  Treuhänder  dieses  Vermögens  zum  Besten  des  mortgagor  ist,  und 
wenn  kein  anderer  möglicher  Treugeber  vorhanden  ist,  so  folgt  daraus, 
daß  Mrs.  Theobald  in  keiner  Weise  ein  Treuhänder  des  hier  in  Frage 
kommenden  Vermögens  ist.  Es  ergibt  sich  sonach,  daß  die  Ent- 
scheidung in  re  Harkness'  and  Allsopfs  Contract  nicht  auf  den  vor- 
liegenden Fall  anwendbar  ist,  und  daß  diese  verheiratete  Dame,  welche 
dieses  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  1882  [d.  h.  der 
Married  Womens  Property  Act  von  1882]  vollzogene  mortgage  als  ihr 
Vorbehaltsgut  im  Eigentum  hat,  befugt  ist,  kraft  des  genannten  Gesetzes 
mit  der  Sicherheit  zu  verfahren  urid  das  legale  lehnrechtliche  Eigentum 
an  den  Grundstücken  zu  übertragen,  gleiclisam  als  ob  sie  eine  un- 
verheiratete Frau  wäre,  und  daß  endlich  der  Käufer  verpflichtet  ist, 
den  Vertrag  zu  erfüllen,  ohne  die  Mitwirkung  des  Ehemannes  der 
Dame  oder  die  Vollziehung  eines  förmlichen  Anerkenntnisses  seitens 
der  letzteren  zu  verlangen".*®)  —  Der  Incorporated  Council  of  Law 
Reporting  (s.  Erl.  zu  §  34  sub  3,  Anm.  7)  hat  als  Ergebnis  der  eben 
mitgeteilten  Entscheidung  dem  Law  Report  folgenden  Satz  an  die  Spitze 
gestellt:  „v4  married  woman  to  whom  subsequently  to  tJu  Married  Womens 
Property  Act,  1882,  real  estate  is  conveyed  by  way  of  mortgage  to  secure 
money  belonging  to  her  as  her  separate  property,  can  com^ey  to  a  purchaser 
from  the  mortgagor  without  the  concurrence  of  her  hisbandy  or  acknow- 
ledgment  of  t/ie  deed  of  cotweyance  by  her  under  the  Fines  and  Recoveries 
Act^.  (Eine  verheiratete  Frau,  auf  welche  nach  dem  Inkrafttreten  der 
Married  Wmnetis  Property  Act  von  1882  lehnrechtliches  Vermögen  im 
Wege  eines  mortgage  zur  Sicherung  einer  ihr  als  Vorbehaltsgut  ge- 
hörenden Geldsumme  übertragen  worden  ist,  kann  dieses  Vermögen 
auf  jemanden,    der   es   von   dem   mortgagor  gekauft   hat,    übertragen,. 


**)  „The  decision  in  In  re  Harkness'  and  Allsopp's  Contfact  is  confineä  iothe 
case  of  a  married  woman  who  is  a  trustee,  and  what  I  have  to  con^ider  is  whether 
this  lady,  Mrs.  Theobald,  is  a  trustee  within  the  meaning  of  that  decision',  that  is, 
a  trustee  other  than  a  bare  trustee.  If  she  were  a  bare  trustee  no  difficulty  could 
arrise,  hecause  by  s.  16  of  the  Trustee  Act,  iSgf,  which  hos  noiv  replaced  s.  6  of  the 
Vendor  and  Purchaser  Act,  1874,  a  married  woman  who  is  a  bare  trustee  can  con- 
vey  as  if  she  were  a  ferne  sole,  and  this  lady,  on  bcing  paid  all  principal  money, 
interest,  and  costs  due  to  her  under  this  mortgage,  which  was  pari  of  her  separate 
property,  would  become  a  bare  trustee.  But  if  she  is  not  a  bare  trustee j  if  the 
money  is  not  to  be  paid  to  her  in  such  a  way  that  she  will  be  dcnuded  of  all  bcneficial 
interest  —  which  I  apprehend  to  be  an  essential  dement  of  a  bare  trusleeship  — 
the  question  is  whether  she,  being  a  mortgagee,  can,  nothtuithstanding  the  decision 
in  In  re  Harkness'  and  Allsopp's  Contract,  convey  as  a  feme  sole.  It  is  elementary 
law  that  for  the  creation  of  a  trust  there  are  three  requisites  —  a  trustee,  a  cestui 
que  trust,  and  property  which  the  one  man  holds  on  trust  for  the  other.  Here  if 
is  easy  to  find  a  trustee  in  the  person  of  the  mortgagee,  and  a  cestui  que  trust  in 
the  person  of  the  mortgagor;  but  where  is  the  property  which  is  held  on  trust  ?  A  mort- 
gagee, under  an  ordinary  mortgage  deed,  is  not  a  trustee  of  the  mortgaged  prof>erty 
until  he  has  been  paid  his  principal,  interest,  and  costs,  and  then  he  becomes  a  bare 
trustee.    He,  no  doubt,  holds  the  mortgaged  property  to  sotne  extent  in  a  fiduciary 
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ohne  daß  die  Mitwirkung  ihres  Ehemannes  oder  ihr  Anerkenntnis  ge- 
mäß der  Ftnes  and  Recoveries  Act  erforderlich  ist.) 

7.  Um  eine  kurze  Zusammenfassung  dessen  zu  geben,  was  ich  in 
meinen  umfangreichen  Erläuterungen  zu  dem  §  71  der  yr;7>&j  *  sehen 
Kodifikation  gesagt  habe,  führe  icli  die  humorvollen  Verse  an,  welche 
der  bekannte  englische  Rechtsgeiehrte  T,  Cyprian  Williams  über  die 
legal  capacity  einer  verheirateten  Frau  verfaßt  hat: 

jyWives  are  not  as  single  womm^  nor  as  men:  their plight  is  better y 
For  a  wiffj  unless  a  traäer,  cannot  make  herseif  a  debtor. 
She  shall  not  be  sent  to  prison  like  a  spinster  or  a  man^ 
If  she  will  not  pay  her  judgment  creditorSj  alt/ui*  she  can. 
She  shall  not  be  made  a  bankrupt  (as  may  widotVj  maid  and  maU)y 
That  is,  not  unless  she  carry  on  a  separate  trade  and  fall; 
Wherefore  bless,  yc  wifeSy  the  freedorny  which  to  you  the  Act  accords; 
Bless  the  Parliamentary  Draftsman,  bless  the  CommonSy  bless  the  Lords; 
Bless  the  Judges  to  whose  wit  ye  oive  the  Statutes    explanationy 
Bless  Lord  Thurlo7V  for  the  clause  restraining  wives*  anticipation.^^ 

§  72. 
Kein  Ausländer  (ßo  dien)  —  wofern  er  nicht  ein  „denizen'* 
ist  — kann  einen  Anteil  an  einem  britischen  Schiffe  erwerben 
und  im  Eigentum  haben.  Der  gleichen  rechtlichen  Unfähig- 
keit unterliegt  ein  britischer  Untertan  von  Geburt,  welcher 
eine  ausländische  Staatsangehörigkeit  erworben  und  später 
die  britische  Staatsangehörigkeit  wiedererlangt  hat,  sowie  ein 
naturalisierter  Ausländer  und  ein  „denizen^y  es  sei  denn,  daß 
derselbe  nach  seiner  Repatriierung  bzw.  Naturalisierung  bzw. 
detiization  den  Huldigungseid  (qaih  of  allegiance)  geleistet  und 
entweder  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  {residence)  innerhalb 

capacity;  he  cannot,  for  example,  exercise  his  statutory  or  other  powers  otherwise 
than  with  due  regard  to  the  intercst  of  the  mortgagor,  nor  can  he  convey  in  st4ch 
*»  uay  as  to  bürden  the  equity  of  redemption-,  there  are  many  Obligation^  laid  upon 
(*im,  btU  he  is  not  a  trustee  of  the  mortgaged  property  and  estate  for  the  mortgagor. 
The  property  is  held  subfect  to  an  equity  of  redemption,  but  until  redemption, 
it  belongs  to  the  mortgagee  as  his  own.  Where  a  mortgagee  has  not  entercd  into 
po'isession,  there  is  no  fiduciary  relation  whatever  betwccn  him  and  the  mortgagor 
a^  respects  the  mortgaged  property.  The  security  is  created  for  the  mortgagee's 
henefit  in  order  tn  provide  for  the  repaymcnt  of  the  moneys  due  to  him.  It  being  clear. 
therefore,  that  the  mortgagee  is  not  a  trustee  of  thi'i  property  for  the  mortgagor,  and 
there  beine  no  other  possible  cestui  que  trust,  it  follows  that  she  is  not  a  trustee 
of  this  property  at  all.  The  result  is  that  the  decision  in  In  re  Harkness'  and  All- 
sopp's  Contract  is  not  applicable  to  the  present  case,  and  that  thi%  married  lady, 
t«  whom  this  mortgage,  effected  after  the  commencement  of  the  Act  of  1882,  is 
vestcd  as  her  separate  property,  can,  by  virtue  of  the  Act,  deal  with  the  security  and 
convey  the  legal  estate  in  the  land  as  if  she  were  a  feme  sole,  and  that  the  purchaser 
H  hound  to  complete  without  requiring  the  concurrence  of  her  husband  or  the  exe- 
ridion  of  an  acknowledged  deed  by  her.*' 
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des  britischen  Staatsgebietes  hat  oder  ein  Mitinhaber  (paiiner) 
einer  tatsächlich  in  diesem  Staatsgebiete  ihr  Gewerbe  be- 
treibenden Firma  (f/rni)  ist^ 

*  Merchant  Shipping  Act,   1894,   §   i. 

demzatioH  i  c  repairiation  t  a 

Eigentum  an  britischen  Schiffen  a  share  in  a  ship  3  Anm.  10 

Erwerb  der  britischen  Staatsangehörigkeit  1  statutory  alten  1  a 

rxpairiation  x  a  trans/er  0/  property  in  shfp  a 

natitralization  ib  tratuntission  of  property  in  ship  2 

^ath  0/  allegiance  x  d 

I.  Der  vorliegende  §  ']2  der  Jenks' sehen  Kodifikation  gibt  in 
einer  kürzeren  Wortfassung  den  Inhalt  des  §  i  der  Merchant  Shipping 
Act  von  1894  (sy  and  58  Vict.  c.  60)  wieder.  Bevor  ich  dieses 
enactment  seinem  vollen  Wortlaute  nach  mitteile,  schalte  ich  einige  Er- 
läuterungen über  die  drei  im  §  72  erwähnten  Arten  des  Erwerbes  der 
britischen  Staatsangehörigkeil  —  durch  repairiationj  durch  naturalization 
und  durch  denization  —  ein. 

a)  Rcpatriation.  —  Vor  dem  Inkrafttreten  i\^x  Naturalization  Act 
von  1870  (33  and  34  Vict,  c.  14)  —  ^an  Act  to  amend  the  Law  relating 
to  the  legal  condition  of  Aliern  and  British  Suöjects^  —  i^alt  im  englischen 
Rechte  der  Satz:  ^nevio  polest  exuere  patriam''  oder  .,oncc  a  British 
subject  always  a  British  subject^.  Es  konnte  sonach  kein  britischer 
Untertan  seine  britische  Nationalität  durch  eigene  Handlung  ab- 
schütteln. Der  §  6  des  genannten  Gesetzes  von  .1870  gestattet  nun- 
mehr ausdrücklich  eine  ^expatriatiow' })    Erwirbt  hiemach  ein  britischer 


*)  Der  §  6  der  Naturalization  Act  von  1870  hat  folgenden  Wortlaut :  „Any 
British  subject  who  has  at  any  titne  before,  or  may  at  any  time  after  the  pa^sin^ 
of  this  Act,  when  in  any  foreign  State  and  not  under  any  di^ability  voluntartly 
become  naturalized  in  such  State,  shall  from  and  after  the  time  of  his  so  havin^ 
become  naturalized  in  such  foreign  statc  be  deented  to  haue  ceased  to  bc  a  Briti'ih 
subject  and  be  rcgarded  as  an  alien:  Provided,  — 

i)  Thal  where  any  British  subject  has  before  the  passing  of  this  Act  volun- 
tarily  hccome  naturalized  in  a  foreign  state  and  yet  is  desirous  of  remai- 
ning  a  British  subject,  he  may,  at  any  time  within  two  years  after  tkf 
passing  of  this  Act,  make  a  declaration  that  he  is  desirous  of  rcmainin^ 
a  British  subject,  and  upon  such  declaration  (hereinafter  referred  to  as 
a  declaration  of  British  nationality)  being  madc,  and  upon  his  taking  the 
oath  of  allegiance,  the  declarant  shall  bc  deemed  to  be  and  to  have  been 
continually  a  British  subject:  with  this  qualification,  that  he  shall  not. 
when  within  the  limits  of  the  foreign  State  in  which  he  has  been  naturalized, 
be  deemed  to  be  a  British  subject,  unless  he  has  ceased  to  be  a  subject  of 
that  State,  in  pursuance  of  the  laws  thercof,  or  in  pursuance  of  a  treaty 
to  that  effect: 
2)  A  declaration  of  British  nationality  may  be  made,  and  the  oath  of  alle- 
giance be  taken,  as  follows;  that  is  to  say,  —  //  the  declarant  be  in  the 
United  Kingdom  in  the  presence  of  a  justice  of  the  peacc;  if  eisewhere 
in  Her  Majesty's  dominions  in  the  presence  of  any  judge  of  any  coutt 
of  civil  or  criminal  Jurisdiction,  of  any  justice  of  the  peace.  or  of  any 
other  officer  for  the  time  being  authorised  by  law  in  the  place  in  which 
the  declarant  is  to  eulminister  an  oath  for  any  judicial  or  other  le^al 
purpose.  If  out  of  her  Majesty's  dominions  in  the  presence  of  any  offteer 
in  the  diplomatic  or  consular  Service  of  Her  Majesty/* 


I  ^ 
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Untertan  eine  ausländische  Staatsangehörigkeit,  so  verliert  er  ohne 
weiteres  seine  britische  Nationalität  Eine  Person,  welche  auf  Grund 
der  Naturalization  Act  von  1870  expatriiert  worden  ist,  wird  ein 
^statutory  alten"  genannt,  während  ein  Ausländer  von  Geburt  als  ein 
alten  by  birth  oder  schlechthin  als  ein  allen  bezeichnet  wird.  Wünscht 
ein  statutoij  allen  seine  Repatriierung  (repatrtatlon),  so  hat  er  gemäß 
§  8  des  Gesetzes  von  1 870  an  einen  Secretary  of  State  des  Vereinigten 
Königreiches  oder  an  einen  Gouverneur  einer  britischen  Besitzung  den 
Antrag  zu  richten,  ihm  ein  sogenanntes  certificate  of  re-admtsslon  to 
British  naiionality  zu  gewähren.  Im  Falle  der  Genehmigung  dieses 
Gesuches  soll  der  Antragsteller,  bevor  ihm  das  genannte  Zertifikat 
ausgehändigt  wird,  einen  Huldigungseid  (oath  of  allegiance)  leisten. 
Von  dem  Datum  des  certificate  ab  wird  der  statutory  allen  wiederum 
zu  einem  British  subject,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß  diese 
repatnatiofi  keine  Gültigkeit  innerhalb  desjenigen  "Staates  besitzen  solle, 
dem  der  Repatriierte  bisher  angehört  hat,  es  sei  denn,  daß  in  gehöriger 
Weise  seine  Entlassung  aus  dem  Untertanenverbande  des  betreffenden 
ausländischen  Staates  erfolgt  ist.*) 

b)  Naturalization,  —  Dieser  gewöhnliche  Weg  des  En^'erbes  der 
britischen  Staatsangehörigkeit  seitens  eines  Ausländers  hat  durch  den  §  7 
der  Naturalization  Act  von  1870  eine  von  dem  früheren  Rechte  in 
mehrfacher  Beziehung  abweichende  Neuregelung  erfahren.  Der  genannte 
Gesetzesparagrai^h  enthält  in  Absatz  i  bis  3  folgende  Anordnungen  •) : 

•)  Der   §  8  des  Gesetzes  von   1*870  enthäh   folgende  Vorschriften  : 

„A  natural'born  British  subject  who  kas  hecome  an  alien  in  purstiance  of  ihis 
Act,  and  is  in  this  Act  referred  to  as  a  statutory  alten,  may,  on  performmt^  thc  samc 
conditions  and  adducing  the  same  evidence  as  is  required  in  the  case  of  an  alten 
applying  for  a  certificate  of  naiionality,  apply  to  one  of  Her  Majesty's  principal 
Stcretaries  of  State  for  a  certificate  (hereinafter  referred  to  as  a  certificate  of 
re-admission  to  British  naiionality)  re-admittinq  him  to  the  Status  of  a  British 
fiubject.  The  said  Secretary  of  State  shall  have  the  same  discretion  as  to  the  giving 
or  U'ithholding  of  the  certificate  as  in  the  case  of  a  certificate  of  naturalis ation, 
and  an  oath  of  allegiance  shall  in  like  manner  he  required  previously  to  the  issuing 
of  the  certificate. 

A  statutory  alien  to  whom  a  certificate  of  re-adntission  to  British  naiionality 
ha%  heen  granted  shall,  front  the  date  of  the  certificate  of  re  admission,  but  not 
in  respect  of  any  previous  transaction,  resume  his  Position  as  a  British  subject: 
mth  this  qualific ation,  that  wilhin  the  limits  of  the  foreign  State  of  which  he  became 
a  subject  he  shall  not  be  deemed  to  be  a  British  subject  unless  he  has  ceased  to  be 
a  subject  of  that  foreign  staie  according  to  the  laws  thereof,  or  in  pursuance  of  a 
treaty  to  that  effect. 

The  Jurisdiction  by  this  Act  conferred  on  the  Secretary  of  State  in  the  United 
Kingdom  in  respect  of  the  grant  of  a  certificate  of  rc-admission  to  British  na- 
iionality, in  the  case  of  any  statutory  alien  being  in  any  British  possession, 
way  be  exercised  by  the  govcrnor  of  such  possession :  and  residence  in  such  possession 
ihall,  in  the  case  of  such  person,  be  deemed  equivalent  to  residence  in  the  United 
Kingdom:' 

*)  Der  Absatz  4  und  der  Absatz  5  des  §  7  enthalten  Spezialbestimmungen 
über  Gewährung  eines  Naturalisierungszertifikates  in  Fällen,  in  denen  die 
britische  Staatsangehörigkeit  einer  Person  zweifelhaft  ist,  oder  in  denen  ein 
vor  dem  Erlaß  des  Gesetzes  von  1870  naturalisierter  Ausländer  um  eine  noch- 
malige Naturalisierung  auf  Grund  der  Naturalization  Act  nachsucht. 
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„Eiu  Ausländer,  welcher  innerhalb  der  von  einem  leitenden 
Staatssekretär  Ihrer*)  Majestät  durch  allgemeine  Verfügung  oder  in 
irgend  einem  Sonderfalle  festgesetzten  Zeitperiode  vor  Einreichung 
des  nachstehend  erwähnten  Gesuches  mindestens  fünf  Jahre  in  dem 
Vereinigten  Königreiche  seinen  gewöhnlichen  Aufeiuhalt^)  gehabt 
oder  mindestens  fünf  Jahre  in  dem  Dieaste  der  Krone  gestanden 
hat,  und  welcher  beabsichtigt,  nach  seiner  Naturalisierung  entweder 
in  dem  Vereinigten  Königreiclie  sich  gewöhnlich  aufzuhalten  oder 
unter  der  Krone  zu  dienen,  kann  an  einen  der  leitenden  Staats- 
sekretäre Ihrer  Majestät  um  ein  Naturalisierungszertifikat  nachsuchen. 

Zur  Unterstützung  seines  Gesuches  hat  der  Nachsuchende  solche 
Beweise  über  seinen  [bisherigen]  gewöhnlichen  Aufenthalt  bzw. 
Staatsdienst  und  über  seine  Absicht  betr.  seinen  [künftigen]  ge- 
wöhnlichen Aufenthalt  bzw.  Staatsdienst  zu  erbringen,  als  der  be- 
treffende Staatssekretär  verlangen  mag.  Der  genannte  Staatssekretär 
soll,  wofern  er  durch  die  erbrachten  Beweise  zufriedengestellt  ist, 
den  Fall  des  Gesuchstellers  in  Erwägung  ziehen  und  kann  mit  oder 
ohne  Angabe  von  Gründen  ein  Zertifikat  gewähren  oder  ven\'eigera, 
je  nachdem  er  es  am  vorteilhaftesten  für  das  öffentliche  Interesse 
hält.  Gegen  seine  Entscheidung  ist  keine  Berufung  gegeben;  jedoch 
soll  ein  solches  Zertifikat  erst  in  Wirksamkeit  treten,  nachdem  der 
Gesuchsteller  den  Huldigungseid  geleistet  hat. 

Ein  Ausländer,  welchem  ein  Naturalisierungszertifikat  verliehen 
worden  ist,  soll  in  dem  Vereinigten  Königreiche  auf  alle  poHtischen 
und  sonstigen  Rechte,  Befugnisse  und  Privilegien  Anspruch  haben, 
auf  welche  ein  britischer  Untertan  von  Geburt  einen  Anspruch 
besitzt,  und  allen  Verpflichtungen  unterworfen  sein,  welchen  ein 
britischer  Untertan  von  Geburt  unterworfen  ist,  jedoch  mit  der 
Einschränkimg.  daß  der  Naturalisierte,  wenn  er  sich  innerhalb  der 
Grenzen  desjenigen  ausländischen  Staates  aufhält,  dessen  Untertan 
er  vor  Erlangung  seines  Naturalisierungszertifikates  gewesen  ist,  nur 
dann  als  britischer  Untertan  gelten  soll,  wenn  er  aus  dem  Untertanen- 
verbande  jenes  Staates  gemäß  den  hierüber  geltenden  Rechtsnormen 
bzw.  gemäß  den  Bestimmungen  eines  hierüber  etwa  abgeschlossenen 
Staatsvertrages  ausgeschieden  ist."*) 


*)  Das  Gesetz  ist  unter  der  Regierungszeit  der  Königin  Victoria  erlassen. 

*)  d.  h.  seine  ,,residence"  gehabt  hat.  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes 
t.residence"  s.  Erl.  zu    §  4  sub  2. 

•)  ,,An  alien  who,  within  such  limited  time  before  making  the  applicjiion 
hereinafter  mentioned  as  may  he  allowed  by  one  of  Her  Mai'csty's  principal 
Secretaries  of  State,  either  by  general  Order  or  ort  any  special  occa^ion,  has  residtd 
in  the  United  Kingdom  for  a  term  of  not  less  than  five  years,  or  has  been  in  the 
Service  of  the' Crown  for  a  term  of  not  less  than  five  years,  and  inUnds,  when 
naturalized,  either  to  reside  in  the  United  Kingdom,  or  to  serve  under  the  Crown, 
may  apply  to  one  of  Her  Majesty's  principal  Secretaries  of  State  for  a  certificate 
of  naturalization. 

The  applicant  shall  adduce  in  support  of  his  application  such  evidence  of 
hi%  residence  or  service,  and  intention  to  reside  or  serve,  as  such  Secretary  of  State 
may  require,  The  said  Secretary  of  State,  if  satisfied  with  the  evidence  adduced 
shall  take  the  case  of  the  applicant  into  consideration,  and  may,  with  or  withoui 
assigning  any  reason,  give  or  withhold  a  certificate  os  he  thinks  most  conducive 
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Es  ergibt  sich  sonach,  daß  zur  Erlangung  eines  Naturalisierungs- 
zertifikates  der  betreffende  Ausländer  sich  mindestens  fünf  Jahre  inner- 
halb einer  von  dem  zuständigen  Staatssekretär  festzusetzenden  Zeit- 
periode vor  Einreichung  des  Gesuches  um  Naturalisierung  in  dem 
Vereinigten  Königreiche  aufgelialten  oder  im  Dienste  der  Krone  ge- 
standen haben  muß.  Die  erwähnte  Zeitperiode  ist  durch  den  Staats- 
sekretär Henry  Austin  Bruce  im  August  1870  auf  acht  Jahre  fest- 
gesetzt worden.  Es  ist  nicht  erforderlich,  daß  der  Gesuchsteller  inner- 
halb dieser  acht  Jahre  einen  ununterbrochenen  Aufenthalt  in 
England,  Schottland  oder  Irland  von  mindestens  fünf  Jahren  nachweist. 
Es  genügt,  wenn  die  Gesamtzeit,  welche  er  innerhalb  der  letzten  acht 
Jahre  vor  seinem  Gesuche  in  dem  Vereinigten  Königreiche  verbracht 
hat,  mindestens  fünf  Jahre  beträgt.  Gemäß  den  von  dem  Home  Office 
(Ministerium  des  Innern)  im  Jahre  1870  erlassenen  y, Instructions  to 
Aliens  applying  for  Certificates  of  Naturalization'^  hat  ein  Ausländer,  der 
um  Naturalisierung  nachsucht,  an  den  Home  Secretary  ein  ^Memorial'^ 
einzureichen,  welches  die  in  Klausel  2  der  genannten  Instruktionen 
aufgezählten  fünf  Klassen  von  Angaben  enthält.')  Des  weiteren  hat 
der  Nachsuchende  eine  sogenannte  statutory  declarationy  d.  h.  eine 
eidesstattliche  Versicherung  über  die  Richtigkeit  seiner  in  dem  Memorial 
enthaltenen  Angaben  gemäß  den  Vorschriften  der  Statutory  Declarations 
Act  von  1835  (5  ^^^  ö"  Will.  IV,  c.  62)  abzugeben.  Endlich  müssen 
vier  Hausbesitzer  (householders),  welche  sämtlich  britische  Untertanen 
von  Geburt  (tiatural-born  British  suhjects)  sein  müssen,  im  Wege  einer 
statutory  declaration  erklären,  daß  der  Gesuchsteller  eine  geachtete  und 
loyale  Person  sei,  daß  der  Inhalt  des  Memorial  der  Wahrheit  ent- 
spreche, und  daß  sie  den  Gesuchsteller  persönlich  seit  einer  von  ihnen 
anzugebenden  Zeit  kennen.     Der  Staatssekretär   kann  nach  freiem  Er- 


io  the  public  good.  and  no  appeal  shall  He  from  his  decision,  but  such  certificate 
shall  not  take  effecl  until  the  applicant  hos  taken  the  oath  of  allegiance. 

An  alicn  to  whom  a  certificate  of  naturalization  is  granted  shall  in  the  United 
Kingdom  be  entitled  to  all  political  and  other  rights,  powere,  and  Privileges,  and 
he  subject  to  all  Obligation^,  to  which  a  natural-born  British  subject  is  entitled 
or  subject  in  the  United  Kingdom,  with  this  qualification,  that  he  shall  not,  when 
within  the  limits  of  the  foreign  state  of  which  he  was  a  subject  previously  to  ob- 
taining  his  certificate  of  naturalization,  be  deemed  to  be  a  British  subject  unless 
he  has  ceased  to  be  a  subject  of  that  state  in  pursuance  of  the  laws  thereof,  or  in 
pursuance  of  a  treaty  to  that  effect." 

')  Die   Klausel  2   der   Instructions  to  Aliens  applying  for  Certificates  of 
Naturalization  vom  August   1870  lautet : 
„The  Memorial  must  state  — 

I)  Of  what  Foreign  State  the  applicant  is  a  Subject. 

2}  His  name,  address,  age,  profession,  trade,  or  other  occupation. 

3)  Whether  he  is  married,  and  has  any  children,  under  age,  residing  with 
him,  and  if  so,  to  state  their  names  and  ages. 

4)  That  during  the  period  of  eight  years  preceding  the  application,  the  app- 
licant has  for  five  years  resided  within  the  United  Kingdom  (the  place 
or  place s  of  such  residcnce  being  specified),  or  that  during  the  same  period 
of  eight  years  he  has  for  five  years  been  in  the  Service  of  the  Crown  (the 
Post  in  which  he  served  being  specified). 

5)  That  he  intends  to  reside  in  the  United  Kingdom  or  to  serve  under  the  Crown.** 
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messen  den  Antrag  auf  Naturalisierung  genehmigen  oder  ablehnen. 
Seine  Entscheidung  ist  „conc/usrve" ,  d.  h.  unanfechtbar.  Dagegen  steht 
es  dem  Gesuchsteller  frei,  in  angemessener  Zeit  nach  Ablehnung  seines 
Gesuches  von  neuem  um  Gewährung  der  britischen  Staatsangehörigkeit 
zu  bitten.  Erteilt  der  Staatssekretär  ein  Certificate  of  Naturalization, 
so  hat  der  Empfänger  den  Huldigungseid  (oath  of  allegiance)  zu  leisten. 
Erst  nach  Erfüllung  dieses  Erfordernisses  tritt  das  Naturalisierungs- 
zertifikat in  Wirksamkeit. 

c)  Denization.  —  Ein  Ausländer  kann  durch  Letters  Patent 
(s.  Erl.  zu  §  i6  sub  4),  d.  h.  durch  ein  königliches  Reskript,  zu  einem 
britischen  Untertanen  ex  donatione  rcgis  gemacht  werden.  Die  Ver- 
leihung von  letters  of  denization  ist  ein  Zweig  der  königlichen  Prärogative 
und  unterliegt  keiner  Einschränkung.  Der  Empfänger  eines  solchen 
Reskripts  wird  zu  einem  sogenannten  „denizefi"^.  Er  genießt  nicht  die 
vollen  politischen  Rechte,  welche  einem  naturalized  British  subject  auf 
Grund  des  Gesetzes  von  1870  zustehen.  Beispielsweise  kann  er  nicht 
Mitglied  des  Privy  Council  (Staatsrates)  und  des  Ober-  und  Unterhauses 
des  Parlamentes  sein.  Der  §  13  der  Naturalization  Act  von  1870  hat 
ausdrücklich  diese  Art  des  P>werbes  der  britischen  Staatsangehörigkeit 
anerkannt.  (^.Nothing  in  this  Act  contained  shall  affect  the  grant  of 
letters  of  denization  by  Her  Majesty^^.) 

d)  Oath  of  Allegiance.  —  Der  von  einem  repatriierten  oder 
naturalisierten  British  subject  oder  von  einem  denizen  zu  leistende 
Huldigungseid  hat  folgenden  Wortlaut: 

„/  (Vor-  und  Zuname)  do  swear  that  I  will  be  faithful  and  bear 
true  allegiance  to  Ilis  Majesty  King  Edward  VIL^  his  heirs  and 
successors,  according  to  law.     So  help  nie  God" . 

Dieser  Huldigungseid  kann  in  England  und  Irland  vor  einem 
Friedensrichter  (Justice  of  the  Peace)  oder  vor  einem  zur  Abnahme  von 
Eiden  ermächtigten  Kommissar  (Commissioner  authorised  to  administcr 
oaths  in  Chancery)  und  in  Schottland  vor  einem  Sheriff  oder  einem 
Sheriff' Substitute  oder  einem  Justice  of  the  Peace  abgelegt  werden. 

2.  Eigentum  an  britischen  Schiffen.  —  Der  §  i  dti  Merchant 
Shipping  Act  vom  25.  August  1894  (57  and  s8  Vict.  c,  60)  —  r^n 
Act  to  consolidate  the  enactments  relating  to  Merchant  Shipping^  —  ent- 
hält folgende  Vorschriften: 

„Ein  Schiff  soll  nur  dann  als  britisches  Schiff  gelten,  wenn  das 
Eigentum  an  demselben  ausschließlich  Personen  der  nachbenannten 
Art  —  (in  diesem  Gesetze  als  »Personen  befähigt,  Eigentümer  von 
britischen  Schiffen  zu  sein*,  bezeichnet)  —  zusteht: 

a)  britischen  Untertanen  von  Geburt; 

b)  Personen,  welche  durch  bzw.  gemäß  einem  Parlamentsgesetzc 
des  Vereinigten  Königreiches  oder  durch  bzw.  gemäß  einer 
Handlung  oder  Verfügung  der  zuständigen  legislativen  Autorität 
in  einer  britischen  Besitzung  natui-alisiert  worden  sind; 

c)  Personen,  welche  durch  königliches  Reskript  zu  denizens  ge- 
macht worden  sind;  und 

d)  Korporationen,  welche  auf  Grund  der  in  irgend  einem  Teile 
der   königlichen    Gebiete    geltenden    Rechtsnormen    zur  Ent- 
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stehting  gelangt  und   diesen  Rechtsnormen   unten^-orfen   sind, 
sowie  ihre  Hauptniederlassung  in  jenen  Gebieten  besitzen. 
Es  gilt  jedoch  der  Vorbehalt,  daß  eine  jede  Person,  welche  entweder 
I.    zwar  britischer   Untertan    von   Geburt  ist,    aber    einem    aus- 
ländischen Souverän  oder  Staate  den  Huldigungseid   geleistet 
hat  oder  sonstwie  Bürger   oder  Untertan   eines  ausländischen 
Staates  geworden  ist,  oder 
II.   welche   in   der   oben   erwähnten   Weise   naturalisiert   oder   zu 
einem  denizen  gemacht  worden  ist, 
nur  dann  befähigt  sein  soll,  Eigentum  an  einem  britischen  Schiffe  zu 
besitzen,   wenn  sie   nach  Ablegung    des  genannten  Eides  bzw.  nach 
Erwerb  der  Bürger-  oder  Untertaneneigenschaft  in  einem  ausländischen 
Staate  oder  gleichzeitig  mit  bzw.  nach  ihrer  in  der  erwähnten  Weise 
erfolgten  Naturalisierung  bzw.  dcnization  Ihrer  Majestät  der  Königin  ^) 
den  Huldigungseid   geleistet  und  für  die   Dauer  ihres  Eigentums  an 
dem  fragb'chen  Schiffe  entweder  ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  in  den 
königlichen   Gebieten  hat  oder  Mitinhaber  einer  Firma   ist,   welche 
tatsächlich  ihr  Gewerbe  in  den  königlichen  Gebieten  betreibt".®) 
En^irbt  eine  Person,  welche  auf  Grund  des  eben  mitgeteilten  §  i 
der  Merchant  Shipping  Act  von    1894    unfähig    ist,    Eigentümer    eines 
britischen  Schiffes   zu  sein,   das  Eigentum   bzw.  einen  Eigcntumsantei] 
(share)^^)   an    einem    solchen   Schiffe,    so   gelten    verschiedene   Rechts- 
regeln,  je  nachdem  sich  der  Erwerb    entweder  durch  ein  sogenanntes 

*)  Das  Gesetz  ist  unter  der  Regierung  der  Königin  Victoria  erlassen. 

•)  „A  ship  shall  not  he  deemed  to  be  a  British  ship  unless  owned  wholly  by 
persons  of  the  following  description  (in  this  Act  referred  to  as  persans  qualified 
to  be  owners  of  British  ships),  namely, 

a)  Natur al-born   British  subjects: 

b)  Persans  naturalized  by  or  in  pursuance  of  an  Act  of  Parliament  of  the 
United  Kingdom,  or  by  or  in  pursuance  of  an  act  or  ordinance  of  the 
proper  legislative  authority  in  a  British  possession; 

c)  Persans  made  denizens  by  leiters  of  dcnization:  and 

d)  Bodies  corporate  cstablished  under  and  subjcct  to  the  laws  of  some  pari 
of  Her  Majestys  dominions,  and  having  their  principal  place  of 
business  in  those  dominions. 

Provided  that  any  person  who  either  — 

(I)  being  a  natural-born  British  subjcct  has  taken  the  oath  of  allegiafuc 
'"  a  ioreign  sovereign  or  statc  or  has  otherwise  become  a  Citizen  or  subjcct  of  a  forcign 
iiate-,  or 

(II)  has  been  naturalized  or  made  a  denizen  as  aforesaid; 

^haü  not  be  qualified  to  be  owner  of  a  British  ship  unless,  after  taking  the  said 
oath,  or  becoming  a  Citizen  or  subject  of  a  foreign  State,  or  an  or  aftcr  being  natura- 
^»'Vd  or  made  denizen  as  aforesaid,  he  has  taken  the  oath  of  allegiance  to  Her 
"ajesty  the  Queen,  and  is  during  the  time  he  is  owner  of  the  ship  either  resident 
^^  Her  Afajestys  dominions,  or  partner  in  a  firm  actually  carrying  an  business 
»«  Her  Mcjesty's  dominions.** 

")  Das  Eigentum  an  einem  britischen  Schiffe  ist  in  64  Teile  (^hare^)  zerlegt. 
Niemand  kann  einen  Bruchteil  (fractional  pari)  eines  solchen  Anteiles  besitzen, 
^egen  braucht  der  einzelne  Anteil  nicht  einer  einzigen  Person  zu  gehören, 
sondern  kann  von  zwei  bis  fünf  Personen  als  Joint  owners,  d.  h.  als  Eigentümern 
^w  gesamten  Hand,  besessen  werden. 
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transfer  of  property  in  ship  oder  durch  eine  sogenannte  trans- 
mission  of  property  in  ship  vollzogen  hat.  Unter  einem  transfer  of 
property  in  ship  ist  eine  Übertragung  des  Eigentums  oder  eines  Eigentums- 
anteiles an  einem  Schiffe  im  Wege  einer  Parteihandlung,  d.  h.  by  ad 
of  party,  zu  verstehen,  während  eine  transmission  of  property  in  ship 
einen  Eigen tumsttbergang  kraft  Rechtsatzes,  d.  h.  by  Operation  of  hm% 
bedeutet.  Hat  ein  transfer  of  property  in  ship  auf  eine  person  not 
qualified  to  be  owner  of  British  ships  staltgefunden,  so  unterliegt  das 
fragliche  Eigentumsrecht  bzw.  der  fragliche  Eigentumsanteil  der  Ver- 
wirkung  (forfeiture).  Erfolgt  dagegen  eine  transmission  of  property  in 
ship  auf  eine  Person,  die  rechtlich  unfähig  ist,  Eigentümer  eines  britischen 
Schiffes  zu  sein,  so  kann  die  betreffende  Person  an  das  zuständige 
Gericht  den  Antrag  stellen,  einen  Verkauf  des  Schiffes  bzw.  Schiffs- 
anteiles und  eine  Zahlung  des  Erlöses  an  den  Antragsteller  zu  verfügen. 
Ein  solcher  Antrag  (application)  muß  binnen  vier  Wochen  nach  der 
transmission  erfolgen.  Das  Gericht  kann  jedoch  diese  Frist  auf  ein 
Jahr  verlängern.  Wird  innerhalb  dieser  Frist  der  genannte  Antrag  nicht 
gestellt,  oder  verweigert  das  Gericht  den  Erlaß  einer  Verkaufsverfügung, 
so  unterliegt  das  dingliche  Recht  der  betreffenden  Person  an  dem  frag- 
lichen Schiffe  einer  Verwirkung  (forfeiture). 

§  73. 
Kein   Ausländer  kann  zu  einem  „Beschützer  einer  Ver- 
mOgensstiftung''  {proiecior  of  a  sett/emenf)  in  Bezug  auf  Grund- 
stücke ernannt  werden,  welche  in  England  oder  Irland  belegen 
sind.^ 

*  Fines  and  Recoveries  Act.  1833,  s.  32;  Fines  and  Recoveries  (Ireland)  Act 
1834,  s.  30.  Zweifelhaft  ist  die  Rechtslage  in  dem  Falle,  wo  der  erste  lebens- 
längliche Eigentumsanteil  (the  first  life  eUate)  auf  Grund  der  fraghchen  Ver- 
mögensstiftung  einem  Ausländer  zusteht  und  keine  besondere  Ernennung 
eines  protector  stattgefunden  hat. 

^roiectcr  of  a  settleweni  Unfähigkeit    eines    Ausländers    zur    Bekleidung 

dieses  Amtes. 

Über  das  von  der  Fines  and  Recoveries  Act  von  1833  geschaffene 
Amt  eines  y^protector*^  s.  die  Erl.  zu  §  56  sub  3,  Anm.  23;  und  über 
die  Bedeutung  des  Wortes  j,settlement^^  s.  die  Erl.  zu  §  56  sulf  4.  — 
Das  dem  ,ySettior^^,  d.  h.  dem  Stifter  einer  Vermögensstiftung  zustehende 
Recht,  in  der  Stiftungsurkunde  eine  oder  mehrere  Personen  (bis  zu  der 
Höchstzahl  von  drei)  zu  ernennen,  welche  als  „Beschützer  der  Vermögens- 
stiftung" zu  amtieren  und  nach,  freiem  Ermessen  einer  etwaigen  disen- 
tailing  assurance  (s.  Erl.  zu  §  56  sub  3)  seitens  eines  tenant  in  tail  in 
remaitider  ihre  Zustimmung  zu  erteilen  oder  zu  ven\'eigern  haben,  darf 
nicht  zu  Gunsten  eines  Ausländers  ausgeübt  werden.  Ebensowenig 
darf  die  Person,  welcher  durch  den  Stifter  in  der  Stiftungsurkunde  die 
Befugnis  (the  power)  verliehen  worden  ist,  an  Stelle  von  protectors^  die 
entweder  durch  Tod  oder  durch  Amtsentsagung  in  Fortfall  geraten 
sind,  Ersatzmänner  zu  ernennen,  einen  Ausländer  zu  dem  Amte  eines 
„Beschützers"  der  fraglichen  Vermögensstiftung  berufen.  Diese  Rechts- 
sätze sind  für  England  (s.  Erl.  zu  §  20)  durch  den  §  32  der  Fines  and 
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Recaveries  Act  von  1833  (3  and  4  Will.  IV,  c,  74)  und  für  Irland 
durch  den  §  30  der  Fines  and  Recoveries  (Ireland)  Act  von  1834  (4  and 
o  WilL  IV.  c.  g2)  zur  Geltung  gelangt. 

Der  §  32  des  Gesetzes  von  1833  hat  folgenden  Wortlaut: 


„Frovid^d  alwaysj   that  it  sfiall 
hi  lawful  for  any  settlor  entailing 
lands  to  apfoint^   by   the  settlement 
hy  wMch  the  lands  shall  be  entailed^ 
any  number  of  persotis.in  esse^  not 
txcuding   threcj    and  not  being 
alienSj  to  beprotector  of  the  settle- 
ment in    Heu    of    the  person   wlw 
would  have  been  the  protector  if  this 
clause  had  not   been   inserted,   atid 
äiher  for  the  whole  or  any  part  of 
ike  period  for  wMch  such  person 
migkt  have  conti nued  protector,  and 
by  means  of  a  power  to  be  inserted 
in  such  settlement  toperpetuate  during 
the  whole  or  any  part  of  such  period 
the  protectorship  of  the  settlement  in 
any  one  person  or  number  of  persons 
in  esse,  and  not  being  an   allen 
or  allen Sj  whom   the  donee  of  the 
power  shall   think  proper  by   deed 
to  appoint  protector  of  the  settlement 
in  the  place  of  any  one  person  or 
number  of  persons  who  sfiall  die, 
or  shall  by   deed  relinquish   his  or 
their  office   of  protector;    and  the 
person  or  persans  so  appointed  shall, 
in  case  of  there  being  no  other  person 
then  protector  of  tlie  settlement,  be 
the  protector,  and  shall,   in  case  of 
there  being  any  other  person   then 
protector  of  the  settlement,  be  pro- 
tector jointly  with  such  other  person: 
prmded  nevertheless,  that  by  virtue 
or  means  of  any  such   appointmcnt 
tJu  number  of  the  persons  to   com- 
pose  the  protector  shall  neuer  exceed 
three:  provided  further,  nevertheless, 
that  cvery  deed  by  which  a  protector 
shall  be  appointed  und-er  a  power 
in  a  settlement,   and  every  deed  by 
which  a  protector   shcUl  relinquish 
his  Office,  shall  be  voidunless  enrolled 
in  his  mafestys  high  court  of  Chan- 
cery mithin  six  calendar  months  after 


„Stets  gilt  der  Vorbehalt,  daß 
ein  jeder  Stifter  einer  Vermögens- 
stiftung, welcher  Grundstücke  in 
diese  Stiftung  einbegreift,  berechtigt 
sein  soll,  durch  die  Stiftungsurkunde, 
durch  welche  das  Eigentum  an 
den  fraglichen  Grundstücken  ge- 
bunden wird,  irgend  eine  oder 
irgend  welche  zwei  oder  drei  lebende 
Personen,  unter  Ausschluß  von 
Ausländern,  zu  dem  Amte  als 
Beschützer  der  Vermögensstiftung 
an  Stelle  derjenigen  Person  zu  be- 
rufen, welche  in  Ermanglung  einer 
solchen  Klausel  in  der  Stiftungs- 
urkunde der  Beschützer  gewesen 
sein  würde,  und  zwar  entweder 
für  den  gesamten  Zeitraum,  für 
welchen  die  letztgenannte  Person 
das  Amt  eines  Beschützers  bekleidet 
haben  würde,  oder  für  irgend  einen 
Teil  dieses  Zeitraumes.  Ferner 
soll  der  Stifter  berechtigt  sein, 
mittelst  einer  'in  die  Stiftungs- 
urkunde aufzunehmenden  Er- 
nennungsbefugnis das  Amt  eines 
Beschützers  der  Vermögensstiftung 
für  die  Gesamtdauer  des  erwähnten 
Zeitraumes  oder  für  irgend  einen 
Teil  desselben  ununterbrochen  in 
den  Händen  irgend  einer  lebenden 
Person  oder  irgend  einer  Mehrheit 
von  lebenden  Personen  zu  erhalten, 
welche,  unter  Ausschluß  von 
Ausländern,  der  Empfänger  der 
genanntenEmennungsbefugnis  nach 
freiem  Ermessen  durch  gesiegelte 
Urkunde  zu  Beschützern  der  Ver- 
mögensstiftung im  Falle  des  Todes 
oder  einer  durch  gesiegelte  Urkunde 
erklärten  Amtsentsagung  irgend 
eines  oder  irgend  welcher  Amts- 
inhaber etwa  ernennen  sollte.  Die 
auf  diese  Weise  ernannte  Person 
oder  Mehrheit  von  Personen  soll. 
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the  execuHon  thereof:  provided further 
neoerthelesSy  that  the  person  who  hut 
for  this  clause  would  have  beert  sole 
protector  of  the  settlement  may  be 
one  of  the  persans  to  be  appointed 
protector  under  this  clause,  if  the 
settlor  shall  ihink  fit,  and  shallj 
unless  otherwise  directedby  the  settlor , 
cut  as  sole  protector  if  the  other 
persons  constituting  the  protector  shall 
have  cectsed  to  do  so  by  death  or 
reünquishment  of  the  office  by  deedy 
and  no  other  person  shall  have  been 
appointed  in  their  place.^ 


falls  zu  der  betreffenden  Zeit  keine 
sonstige  Person  Beschützer  der 
Vermögensstiftung  ist,  der  Be- 
schützer sein  und,  falls  irgend  eine 
sonstige  Person  zu  der  betreffenden 
Zeit  Beschützer  der  Vermögens- 
stiftung ist,  mit  dieser  Person 
gemeinschaftlich  das  Amt  eines 
Beschützers  bekleiden.  Es  daif 
jedoch  kraft  oder  mittelst  einer 
solchen  Ernennung  die  Zahl  der 
Personen,  welche  gemeinschaftlich 
Beschützer  sein  sollen,  niemals  mehr 
als  drei  betragen.  Des  weiteren 
soll  jede  Urkunde,  durch  welche 
ein  Beschützer  auf  Grund  einer 
in  einerStiftungsurkunde  verliehenen 
Emennungsbefugnis  bestellt  wird, 
und  jede  Urkunde,  durch  welche 
ein  Beschützer  auf  sein  Amt  Ver- 
zicht leistet,  nichtig  sein,  wofera 
sie  nicht  auf  dem  hohen  Kanzlei- 
gerichte Seiner  Majestät  binnen 
sechs  Kalendermonaten  nach  Voll- 
ziehung der  Urkunde  eingetragen 
worden  ist  Es  kann  endlich  die 
Person,  welche  ohne  diese  Klausel 
der  einzige  Beschützer  der  Ver- 
mögensstiftung gewesen  sein  würde, 
zu  denjenigen  Personen  zählen, 
welche  auf  Grund  dieser  Klausel 
zu  Beschützern  ernannt  werden 
sollen,  wofern  der  Stifter  der  Ver- 
mögensstiftung dies  für  angemessen 
erachtet;  und  es  darf  diese  Person, 
soweit  nicht  ein  anderes  von  dem 
Stifter  verfügt  worden  ist,  als  ein- 
ziger Beschützer  handeln,  falls  die 
anderen  Personen,  welche  gleich- 
zeitig als  Beschützer  amtieren,  sei 
es  in  folge  Ablebens  oder  infolge  einer 
durch  gesiegelte  Urkunde  erklärten 
Amtsentsagung  aufgehört  haben  zu 
amtieren  und  an  ihrer  Stelle  keine 
andere  Person  ernannt  worden  ist." 
In  der  Anmerkimg,  welche  dem  §  73  der  y>«^j' sehen  Kodifikation 
beigefügt  ist,  heißt  es:  Quaercy  as  to  the  effect  of  the  first  life  estate 
under  the  settlement  being  vested  in  an  allen,  and  there  bang  no  special 
appointment  of  protector."  Hierzu  sei  folgendes  bemerkt:  Hat  ein  settlor 
keine   besondere   Klausel    über    die   Ernennung   von  proteciors  in  die 
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Stiftungsurkunde  eingefQgt,  so  fällt  regelmä£ig  die  Ausübung  dieses 
Amtes  dem  Inhaber  des  dem  fe^  tail  vorangehenden  iife  esiatCj  bzw.^ 
wenn  mehrere  derartige  Eigentumsanteile  durch  die  Stiftungsurkunde 
geschaifen  worden  sind,  dem  Inhaber'  des  firsi  Iife  estate  zu.  Wie 
steht  es  nun,  wenn  dieser  tenani  for  Iife  ein  Ausländer  ist?  Darf  er 
dann  die  Rechte  und  Pflichten  eines  protector  ausüben?  Die  beiden 
oben  erwähnten  Fines  and  Rec€veries  Acts  geben  auf  diese  Frage  keine 
Antwort  Meines  Erachtens  muß  jedoch  die  Frage  verneint  werden. 
Zu  der  Zeit,  als  die  beiden  Acts  of  Parliammt  erlassen  wurden,  konnte 
ein  Ausländer  nicht  tenant  for  Iife  in  Bezug  auf  Grundstücke  sein,  die 
einem  settlement  unterworfen  waren.  Somit  haben  beide  Gesetze  diesen 
Fall  nicht  in  Erwägung  gezogen.  Unzweifelhaft  ist  aber  der  Gedanke 
des  Gesetzgebers  gewesen,  unter  allen  Umständen  und  in  allen  Fällen 
einen  Ausländer  von  dem  Amte  eines  protector  auszuschließen.  Ge- 
mäß der  equity  of  tht  Statute  (s.  Erl.  zu  §  56  sub  2,  Anm.  ii)  muß 
daher  meiner  Ansicht  nach  angenommen  werden,  daß  auch  in  dem 
Falle,  wo  ^the  first  Iife  estaie  is  vested  in  an  alien^  and  there  is  no  special 
appeintment  of  protector,*^  der  Ausländer  keinen  Anspruch  auf  dieses 
Amt  habe.  Dies  ist  jedoch  lediglich  mein  persönlicher  Standpunkt; 
eine  autoritative  Entscheidung  dieser  Streitfrage  ist  bis  jetzt  nicht 
erfolgt 

§  74. 
Soweit  die  Vorschriften  der  Crown  Suits  Acts  nicht  ein 
anderes  bestimmen  (§  171),  kann  kein  Ausländer  und  keine 
Person,  welche  durch  einen  Ausländer  einen  Rechtsanspruch 
herleitet,  einen  Rechtstitel  an  irgend  einem  unbeweglichen 
VermOgensgegen  Stande  (interest  in  /and)  auf  Grund  einer  vor 
dem  12.  Mai  1870  getroffenen  Verfügung  oder  auf  Grund 
einer  gesetzlichen  Erbfolge  besitzen,  welche  aus  Anlaß  des 
Todes  einer  vor  jenem  Zeitpunkt  verstorbenen  Person  statt- 
gefunden hat* 

*  Colli  Hg  wood  V.  Face  (1661),  i  Levinz  59;  Natur  alt  catiopi  Art,  1870,  s.  2  (3) 
Sharp  V.  St.  Sauveur  (1871),  L.   R.   7  Ch.  App.   343. 

cafaciiy  0/  an.  alitn  a*  to  property  1  heir  of  an  alten  1 

Crttm  Snitt  Acts  a  Verjährung  der  Ansprüche  der  Krone  a. 

i»^iust  of  Office  1. 

I.  Nach  früherem  englischen  Rechte  konnte  ein  Ausländer  (cUien) 
zwar  real  property  (lehnrechtliches  Vermögen)  im  Wege  eines  y^purchase"' 
(s.  Erl.  zu  §  63  sub  3,  Anm.  5),  d.  h.  durch  entgeltliches  oder  unent- 
geltliches Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  oder  durch  testamentarische 
Verfügung  erwerben  (cuquire)y  aber  die  Krone  besaß  das  Recht,  auf 
dieses  real  property  Beschlag  zu  legen,  nachdem  in  einem  zu  diesem 
Zwecke  eingeleiteten  Prozeßverfahren,  dem  sogenannten  inquest  of  office^ 
die  Jury  ihr  „verdict*  zu  Gunsten  der  Krone  abgegeben  hatte,  oder, 
wie  es  technisch  heißt,  j^upon  office  found.^^  Ein  Erwerb  von  real  pro- 
pfrty  kraft   Rechtsatzes  (by  Operation  of  law)   durch   einen   Ausländer, 
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z.  B.  im  Wege  der  Intestaterbfolge  (dy  inheritance)  oder  jure  mariti 
(s.  Erl.  zu  §  71  sub  la),  war  gänzlich  ausgeschlossen.  Dagegen  war 
es  einem  Ausländer  gestattet,  leasefwld  property  (s.  Erl.  zu  §  38  sub  2a) 
zu  erwerben  und  zu  besitzen,  wofern  die  zwischen  dem  lessor  und 
lessee  vereinbarte  Dauer  des  Pachtverhältnisses  nicht  21  Jahre  über- 
stieg: vgl.  den  §  5  des  Parlamentsgesetzes  /  and  8  Vict,  c.  66^  „an 
Act  to  amend  the  laws  relating  to  aliens.^^  ^)  —  In  dem  Rechtsfalle 
Collingwood  versus  Face  aus  dem  Jahre  1661,  mitgeteilt  im  i.  Bande 
der  von  Sir  Cresswell  Levinz  herausgegebenen  Reports^^)  hatte  ein 
Testator,  welcher  naturalisierter  Engländer  war,  testamentarisch  seinen 
in  England  belegenen  Grundbesitz  dem  yyßieir**^  (s.  Erl.  zu  §  3Q  sub  2b) 
seines  Bruders,  welcher  ein  alten  war,  vermacht.  Der  Court  of  Common 
Pleas  (s.  Erl.  zu  §  57  sub  3  Anm.  8)  erkannte,  daß  das  Vermächtnis 
(devise;  s.  Erl.  zu  §  39  sub  2c,  Anm.  8)  nichtig  wäre,  weil  des  Testators 
Bruder,  als  ein  Ausländer,  nicht  einen  yy/mr*^  im  Sinne  des  englischen 
Rechts  haben  köimte. 

Dieser  Rechtszustand  hat  durch  die  Naturalization  Act  von  1870 
(33  CLnd  34  Vict,  c  14)  eine  einschneidende  Änderung  erfahren.  Der 
§  2  dieses  Gesetzes  enthält  folgende  Bestimmungen  über  die  yyCapacity 
of  an  alien  as  to  property^^: 

„Ein  Ausländer  kann  lehnrechtliches  und  nicht  lehnrechtliches 
Vermögen  nach  jeder  Richtung  hin  in  derselben  Weise,  wie  ein 
britischer  Untertan  von  Geburt,  ererben,  erwerben,  besitzen  und  ver- 
äußern. Ferner  ist  es  gestattet,  einen  Rechtstitel  an  iehnrechtlichem  und 
nicht  lehnrechtlichem  Vermögen  jeder  Art  durch  einen  Ausländer 
oder  von  demselben  oder  als  Rechtsnachfolger  desselben  nach  jeder 
Richtung  hin  in  derselben  Weise  herzuleiten,  wie  durch  einen  britischen 
Untertanen  von  Geburt  oder  von  demselben  oder  als  Rechtsnachfolger 
desselben.    Jedoch  gelten  nachstehende  Einschränkungen: 

1.  Dieser  Paragraph  gewährt  keinem  Ausländer  irgend  ein  sub- 
jektives Recht  auf  den  Besitz  von  lehn  rechtlichem  Vermögen, 
welches  außerhalb  des  Vereinigten  Königreichs  belegen  ist, 
und  befähigt  ihn  nicht  zu  irgend  einem  munizipalen,  parlamen- 
tariscKen  oder  sonstigen  Vorrechte. 

2.  Außer  solchen  Rechten  und  Privilegien,  in  Bezug  auf  Ver- 
mögen, welche  ausdrücklich  einem  Ausländer  durch  dieses 
Gesetz  verliehen  worden  sind,  gewährt  dieser  Paragraph  einem 
Ausländer  keinen  Anspruch  auf  irgend  ein  subjektives  Recht 
oder  Privileg  eines  britischen  Untertanen. 

3.  Dieser  Paragraph  berührt  nicht  irgend  einen  EigentumsanteÜ 
oder  irgend  ein  dingliches  Recht  an  lehnrechtlichem  oder 
nicht  lehnrechtlichem  Vermögen,  auf  welchen  bezw.  welches 
irgend  eine  Person  auf  Grund  einer  vor  dem  Erlaß  dieses 
Gesetzes  getroffenen  Verfügung  oder  auf  Grund  einer  gesetz- 
lichen Erbfolge  aus  Anlaß  des  vor  dem  Erlaß  dieses  Gesetzes 


*)  Dieses  Parlamentsgesetz  ist  durch  den  §  18  der  N cUurcUizaticn  Act  von 
1870  aufgehoben  (repealed)  worden. 

•)  Über  diese  Entscheidungssammlung  s.  die  Erl.  zu  §  57  sub  i,  Anm.  3. 
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erfolgten  Todes  irgend  einer  Person  einen  Rechtsanspruch, 
sei  es  mittelbar,  oder  unmittelbar,  und  gleichgültig,  ob  es  sich 
um  den  gegenwärtigen  oder  künftigen  Genuß  des  fraglichen 
Vermögens  handelt,  erworben  hat  oder  erwerben  mag."*) 
Die  letzte,  unter  Ziffer  (3)  aufgeführte  Einschränkung  zu  der  durch 
den  §  2  der  Naturalization  Act  einem  Ausländer  gewährten  legal  capa- 
city 05  to  property  bildet  die  Grundlage  zu  der  Vorschrift  des  §  74  der 
/^«^j'schen  Kodifikation.  Kurz  ausgedrückt,  besagt  diese  dritte  Ein- 
schränkung nichts  anderes,  als  daß  der  §  2  des  Gesetzes  von  1870 
keine  rückwirkende  Kraft  haben  oder,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  nicht 
„retrospeäive^^  sein  soll.  Hat  daher  ein  Ausländer  oder  irgend  jemand 
(British  mbject  oder  alieh)y  der  seinen  Anspruch  aus  der  Person  eines 
Ausländers  herleitet,  vor  dem  Erlasse  (passing)  der  Naturalization  Act,^) 
d.  h.  vor  dem  12.  Mai  1870  einen  Rechtstitel  an  irgend  welchem  lehn- 
rechtlichen Vermögen,  sei  es  by  act  of  party  (durch  Parteihandlung), 
sei  es  hy  Operation  of  law  (kraft  Rechtsatzes),  erworben,  so  gelten  die 
oben  mitgeteilten  Regeln  des  bisherigen  Rechts.  —  In  dem  Rechtsfalle 
Sharp  versus  St.  Sauveur  aus  dem  Jahre  1871,  mitgeteilt  nn  7.  Bande 
der  Law  Deports  über  Chancery  Appeal  Cases  before  the  Lord  Chancellor 
and  the  Court  of  Appeal  in  Chancery ^  S.  343 — 356,  hatte  ein  Ausländer 
(Baron  de  St.  Sauveur)  durch  Vermächtnis  einen  benefiziarischen 
Eigentumsanteil  auf  Lebenszeit  (an  equitable  estatefor  life)  an  Lehngrund- 
stücken,  welche  von  Treuhändern  im  legalen  Eigentum  zur  treuen  Hand 
für  verschiedene,  zeitlich  sich  folgende  Benefiziare  gehalten  wurden, 
vor  dem  Erlaß  der  Naturalization  Act  erworben.  Es  handelte  sich 
nun  um  die  Streitfrage,  ob  der  betreffende  Ausländer  rechtlich  fähig 
wäre,  den  genannten  estate  zu  besitzen,  oder  ob  die  Krone   ein  Recht 


•)  „Real  and  personal  property  of  every  description  may  he  taken,  acquired, 
held.  and  disposed  of  by  an  alten  in  the  same  manner  in  all  respects  asby  a  natural- 
hörn  British  stibject;  and  a  title  to  real  and  personal  property  of  every  description 
may  he  derived  through,  frorn,  or  in  succession  to  an  alten,  in  the  same  manner  in 
all  respects  as  through,  frorn,  or  in  succession  to  a  natural-born  British  subject: 
Provided,  — 

1)  Thai  this  section  shall  not  confer  any  right  on  an  alien  to  hold  real  property 
situate  out  of  the  United  Kingdom,  and  shall  not  qualify  an  alien  for 
any  office,  or  for  any  municipal,  parliamentary,  or  other  franchise: 

2)  Thal  this  section  shall  not  entitle  an  alien  to  any  right  or  privilege  as 
a  British  subject,  except  such  rights  and  Privileges  in  respect  of  property 
as  are  herehy  expressly  givcn  to  him: 

3)  That  this  section  shall  not  affect  any  estate  or  interest  in  real  or  personal 
property  to  which  any  person  has  or  may  become  entitled,  eiiher  mediately 
or  immediately,  in  possession  or  expectancy,  in  pursuance  of  any 
dispo^ition  made  before  the  passing  of  this  Act,  or  in  pursuance  of  any 
devolution  by  law  on  the  death  of  any  person  dying  before  the  passing 
of  this  Act.'* 

*)  Die  Naturalization  Act  von  1870  enth«ält  keine  besondere  Klausel  über 
das  Inkrafttreten  (commencement)  des  Gesetzes.  Es  gilt  daher  die  allgemeine 
Regel,  wonach  ein  englisches  Parlamentsgesetz  in  Ermangelung  einer  ander- 
weitigen Bestimmung  sofort  mit  dem  Erlasse  (passing),  d.  h.  in  dem  Augen- 
blicke materiell  wirksam  wird,  in  welchem  es  die  königliche  Genehmigung 
iihe  royal  assent)  erhält.     Vgl.  die  ErL  zu  §  43  sub  3,  Anm.  4. 
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hätte,  Beschlag  auf  diesen  Eigentumsanteil  zu  legen.  Der  für  die 
Krone  zu  der  Prozeßverhandlung  erschienene  Solicitor-Gmeral  (Sir 
George  Jessel)  machte  folgendes  geltend  (S.  351):  „Das  Recht  der 
Krone,  sich  an  diesen  Gerichtshof  zu  wenden,  um  ein  zu  Gunsten 
eines  Ausländers  geschaffenes  Treuhandsrecht  an  lehnrechtlichem  Ver- 
mögen im  Klagewege  für  sich  zu  beanspruchen,  ist  durch  die  Ent- 
scheidung in  dem  Rechtsfalle  Barraw  versus  Wadkin^)  festgestellt,  wo 
alle  autoritativen  Richtersprüche  hierüber  in  eingehender  Weise  geprüft 
worden  sind.  .  .  .  Die  Krone  ergreift  Besitz  von  dem  Treuhands- 
vermögen, nicht  weil  dasselbe  verwirkt  wäre,  sondern  weil  ihr  kraft 
ihrer  Prägorative  das  Vermögen  als  bona  vacantia  gehört"*)  Das  Be- 
rufungsgericht erkannte  unter  Aufhebung  des  entgegengesetzten  erst- 
instanzlichen Urteils  zu  Gunsten  der  Krone.  In  seiner  Entscheidung 
sagt  der  Lord  Chancellory  Lord  Hatherley  (S.  356) :  „Sowohl  nach  Rechts- 
prinzip, als  auch  auf  Grund  der  autoritativen  Richtersprüche  bin  ich 
meiner  Ansicht  nach  gezwungen,  in  Bezug  auf  das  dem  Baron  de  St. 
Sauvetir  auf  Lebenszeit  verliehene  dingliche  Recht  zu  Gunsten  der 
Krone  zu  entscheiden."') 

2.  Die  im  §  74  der  /enks' sehen  Kodifikation  aufgestellte  Regel 
gilt  nur  jfSubject  to  the  provisions  of  the  Crown  Suits  ActSy^*^  d.  h.  stJ- 
weit  die  Vorschriften  der  Crown  Suits  Acts  nicht  ein  anderes  bestimmen. 
—  Das  Statute  Book  (d.  h.  die  Gesetzessammlung)  enthält  unter  der 
Bezeichnung  y^Crown  Suits  Acts*^  die  nachstehenden  Parlamentsgesetze: 

Crown  Suits  Act,  jy6g  (g  Geo,  III  c.  16); 

Crown  Suits  Act,  iSßS  0^  «^^  ^9   ^''^^-  ^-  90); 

Crown  Suits  (Scotland)  Act,  1857  (20  and  21   Vi  et,  c.  44); 

Crown  Suits  Act,  1861  (24  and  25   Vict.  c,  62); 

Crown  Suits  (Isle  of  Man)  Act,  1862  (25  and  26  Vict.  c,  I4);  und 

Cro^vti  Suits  Act,  1865  (28  and  2g   Vict.  c.  104), 

Aus  dieser  Gesetzgebung  kommen  für  die  vorliegenden  Zwecke 
nur  der  §  i  der  Crown  Suits  Act  von  176g  und  der  §  i  der  Crown 
Smts  Act  von  1861  ^)  in  Betracht.     Hiernach  verjähren  die  Ansprüche 


*)  Diese  Entscheidung  findet  sich  mitgeteilt  im  24.  Bande  der  von  Charles 
B  e  a  v  a  n  herausgegebenen  Reports  of  Cases  in  Chancery,  argued  and  dtter- 
mined  in  the  Rolls  Court,  S.  i  flg. 

•)  ,,The  right  of  the  Crown  to  come  to  this  Court  to  cnforce  a  trust  of  real  estaU 
created  in  favour  of  an  alien,  is  establixhed  by  Barrow  v.  Wadkin,  where  all  the 
authorities  were  fully  considered.  .  .  .  The  Crown  takes  the  trust  not  by  forfeiture 
but  by  its  prerogative,  as  bona  vacantia.** 

')  ,,Both  on  principle  and  authority  I  think  I  am  bound  to  decide  in  favour 
of  the  Crown  with  respect  to  the  life  interest  given  to  the  Baron  de  St.  Sauveur.** 

*)  Diese  beiden  Gesetzesparagraphen  lauten  folgender maßc»n: 

a)  Crown  Suits  Act,  176g,  s  e  cti  o  n  i:  ,,The  King*s  Majesty,  ht^ 
hcirs  Of  successors,  shall  not  ai  any  time  hereafter  sue,  impeach,  questian,  or 
implead  any  person  or  persons,  bodies  politic  or  corporate,  for  or  in  anywise  con- 
ceming  any  manors,  lands,  tenements,  rents,  tythes,  or  herediiamenis  whatsotver 
(other  than  liberties  or  franchises),  or  for  or  in  anywise  concerning  the  revenuis. 
issues,  or  profits  thereof,  or  make  any  title,  claim,  challenge,  or  demand  of,  in,  or 
to  the  same  or  any  of  them.  by  reason  of  any  right  or  title  which  hath  not  fifil 
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der  Krone  auf  solche  lehn  rechtlichen  Vermögensgegenstände,  welche 
ein  zum  Besitze  derselben  nicht  qualifizierter  Ausländer  erworben  hat, 
in  sechzig  Jahren. 


accrued  and  grown  or  which  shall  not  hereafter  first  accrue  and  grow  within  the 
Space  of  sixty  years  next  hefore  the  filing,  issuing,  or  commencing  vf  every  such 
actum,  bill,  plaint,  Information,  commission,  or  other  suit  or  proceeding  as  shall 
at  any  time  or  times  hereafter  be  filed,  issued,  or  commenced  for  recovering  the  same, 
or  in  respect  thereof,  unless  his  Majesty,  or  some  of  his  progenitors,  predecessors, 
or  ancestors,  heirs  or  successors,  or  some  other  person  or  persons,  bodies  politic  or 
corporate,  under  whom  his  Majesty,  his  heirs  or  successors,  any  thing  hath  or  law- 
fuÜy  claimeth  or  shall  have  or  lawfully  claim,  haue  or  shall  haue  been  answered, 
hy  force  and  virtue  of  any  such  right  or  title  to  the  same,  the  rents,  revenues,  issues, 
or  Profits  thereof,  or  the  rents,  issues,  or  profits  of  any  honour,  manor,  or  other  here- 
ditament  whereof  the  premisses  in  question  shall  be  part  or  parcel,  within  the  said 
Space  of  sixty  years,  or  that  the  same  have  or  shall  haue  been  duly  in  Charge  to  his 
Majesty,  or  some  of  his  progenitors,  predecessors,  or  ancestors.  heirs  or  successors, 
er  have  or  shall  have  stood  insuper  of  record,  within  the  said  Space  of  sixty  years; 
and  that  all  and  every  person  or  persons,  bodies  politic  and  corporate,  their  heirs 
and  successors,  and  all  claiming  by,  from,  or  under  them,  or  any  of  them,  for  and 
according  to  their  and  every  of  their  several  estates  and  interests  which  they  have 
or  Claim  to  have  or  shall  or  may  have  or  claim  to  have  in  the  same  respectively,  shall 
at  all  times  hereafter  quietly  and  freely  have,  hold,  and  enjoy,  against  his  Majesty, 
his  heirs  and  successors,  claimintj  by  any  title  which  hath  not  first  accrued  or  grown 
or  which  shall  not  hereafttr  first  accrue  or  grow  within  the  said  Space  of  sixty  years, 
all  and  singular  manors,  lands.  tenements,  rents,  tythes,  and  htreditaments  whatsoever 
{except  Über  lies  andfranchises)  which  he  or  they,  orhis  or  their  or  any  of  their  ancestors 
or  predecessors,  or  those  from,  by,  or  under  whom  they  do  or  shall  claim,  have  or  shall 
have  heldor  enjoyed,  or  taken  the  rents,  revenues,  issues,  or  profits  thereof,  by  the 
Space  of  sixty  years  next  before  the  filing,  issuing,  or  commencing  of  every  such  action, 
bill.  plaint,  information,  commission,  or  other  suit  or  proceeding  as  shall  at  any  time 
or  times  hereafter  be  filed,  issued,  or  commenced  for  recovering  the  same,  or  in  respect 
thereof.  unless  his  Majesty,  or  some  of  his  progenitors,  predecessors,  or  ancestors, 
heirs  or  successors,  or  some  other  person  or  persons,  bodies  politic  or  corporate,  by, 
from,  or  under  whom  his  Majesty,  his  heirs  or  successors,  any  thing  hath  or  law- 
fully claimeth,  or  shall  have  or  lawfully  claim  in  the  said  manors,  lands,  tenements, 
rents,  tythes,  or  hereditaments,  by  force  of  any  right  or  title,  have  been  or  shall 
have  been  answered  by  virtue  of  any  such  right  or  title,  the  rents,  revenues,  issues, 
or  other  profits  thereof  within  the  said  Space  of  sixty  years.  or  that  the  same  have 
or  shall  have  been  duly  in  charge  or  stood  insuPer  of  record  as  aforesaid  withtn 
the  said  Space  of  sixty  years;  and  furthermore,  that  all  and  every  person  and  persons, 
bodies  politic  and  corporate,  their  heirs  or  successors,  and  all  claiming  or  to  claim 
by,  from,  or  under  them  or  any  of  them,  for  and  according  to  their  and  every  of  their 
several  estates  and  interests  which  they  have  or  claim  or  shall  or  may  have  or  claim 
respectively,  shall  for  ever  hereafter  quietly  and  freely  have,  hold,  and  enjoy  all 
such  manors,  lands,  tenements,  rents,  tythes,  and  hereditaments  (except  liberties 
and  franchises)  as  they  now  have,  claim,  or  enjoy,  or  hereafter  shall  or  may  have, 
äaim,  or  enjoy.  whereof  his  Majesty,  his  progenitors,  predecessors,  or  ancestors, 
or  whereof  his  Majesty,  his  heirs  or  successors,  or  he  or  they  by,  from.  or  under 
whom  his  Majesty,  his  heirs  or  successors,  any  thing  hath  or  lawfully  claimeth  or 
shall  have  or  lawfully  claim,  or  some  of  them,  by  force  of  some  right  or  title  to  the 
same,  have  not  or  shall  not  have  been  answered,  by  virtue  of  such  right  or  title, 
the  rents,  revenues,  issues,  or  profits  thereof  within  the  Space  of  sixty  years  next 
before  the  filing,  issuing  or  commencing  of  every  such  action,  bill,  plaint,  information 
commission,  or  other  suit  or  proceeding  as  shall  at  any  time  or  times  hereafter  be 
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filed,  issued,  or  commenced  for  recovering  the  same,  or  in  respect  thereoj,  nor  ihr 
same  have  heen  nor  shall  have  heen  duly  in  Charge,  or  stood  insuper  of  record  as 
aforesaid,  within  the  said  Space  of  sixty  years,  against  all  and  every  person  and 
persons,  their  heirs  and  assigns,  having,  claiming,  or  pretending  to  hai'e,  or  who 
shall  or  may  have,  claim,  or  pretend  to  have,  any  estate,  right,  title,  interest,  claim, 
Of  dem  and  whatsoever  of,  in,  or  to  the  same  by  force  or  colour  of  any  letters  patenh 
or  grants  upon  Suggestion  of  concealment  or  wrongful  dctaining,  or  not  being  in 
Charge,  or  defective  titles,  or  by,  from,  or  under  any  patentee^  or  grantces,  or  any 
letters  patents  or  grants  upon  Suggestion  of  concealment  or  wrongful  detaining, 
or  not  being  in  Charge,  or  defective  titles,  of  or  for  which  said  manors,  land^, 
tenements,  rents,  tythes,  and  hereditaments,  or  any  of  them,  no  verdict,  judgmeni. 
decree,  judicial  order  upon  hearing,  or  sentence  of  any  court  now  standing  in  force 
hath  been  had  or  given,  or  any  such  verdict,  judgement,  decree,  judicial  order 
upon  hearing,  or  sentence  of  court  shall  hereafter  be  had  or  given,  in  any  action. 
bill,  plaint,  or  information  in  any  of  his  Majesty*s  courts  at  Westminster,  for 
or  in  the  name  of  the  King's  Majesty,  or  any  of  his  ancestors,  progenitors,  pre- 
decessots,  heirs,  or  successors,  or  for  any  of  the  said  patentees  or  grantees,  or  for 
their  or  any  of  their  heirs  or  assigns,  within  the  Space  of  sixty  years  next  before 
the  filing,  issuing,  or  commencing  of  every  such  action,  bill,  plaint,  information. 
commission,  or  other  suit  or  proceeding  as  shall  at  any  time  or  times  hereafter  he 
filed,  issued,  or  commenced  for  recovering  the  same,  or  in  respect  thereof  as  afore- 
said.** 

b)  C  r  o  w  n  Suits  Act,  1861,  sectioni:  „The  Queen*s  Majesty, 
her  heirs  and  successors,  shall  not  at  any  time  hereafter  sue,  impeach,  qucstion, 
or  implead  any  person  or  persons  for  or  in  anywise  concerning  any  manors, 
lands,  tenements,  rents,  tithes,  or  hereditaments  whatsoever  (other  than  liberiies 
or  franchises)  which  such  person  or  persons,  or  his  or  their  or  any  of  their  an- 
cestors or  predecessors,  or  those  from,  by,  or  under  whom  they  do  or  shall  claim, 
have,  or  shall  have  held  or  enjoyed  or  taken  the  rents,  revenues,  issues,  or  profits 
thereof  by  the  Space  of  sixty  years  next  before  the  filing,  issuing,  or  commencing 
of  every  such  action,  bill,  plaint,  information,  commission,  or  other  suit  or  pro- 
ceeding as  shall  at  any  time  or  times  hereafter  be  filed,  issued,  or  commenced  for 
recovering  the  same  or  in  respect  thereof,  by  reason  only  that  the  same  manors, 
lands,  tenements,  rents,  tythes,  or  hereditaments,  or  the  rents,  revenues,  issues, 
or  Profits  thereof,  have  or  shall  have  been  in  charge  to  Her  Majesty  or  Her  pre- 
decessors or  successors,  or  stood  insuper  of  record,  within  the  said  Space  of  sixty 
years;  but  that  such  having  been  in  charge  and  such  standing  insuper  of  record 
shall  be  as  against  such  person  and  persons,  and  all  claiming  by,  from,  or  under 
them  or  any  of  them.  of  no  force  and  effect,** 

Weiteres  über  diese  beiden  enactments  s.  in  den  Erl.  zu   §  171. 
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weiche  in  diesem  Bande  des  Kommentars  Berücksichtigung  gefunden  hat.  *) 
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20  Hen.  III.,  Statute  of  Merton  (1235),  c.  2  207 

3  Edw.  I.,  Statute  of  Westminster  the  First  (1275),  c.  39  59 
13  Edw.  I.,  Statute  of  Westminster  the  Second  (1285), 

c.   I  (Statute  De  Donis  Conditionalibus)  285  flg. 

c.  18  (Execulion  by  fieri  facias  or  elegit)  160 

c.  24  (Statute  In  Consimili  Casu)  323 
18  Edw.  I.   c.    I,   Statute  of  Quia   Emptores,  or,   Statute   of 

Westminster  the  Third*)  (1290)  130,   131,  154,  191 

25  Edw.  I.,  Magna  Carta  (1297),  c.  29  10 

28  Edw.  L,  St.  I,  Statute  of  Wards  and  Reliefs  (13CX))  334 

17  Edw.  IL,  st  I,  Statute  De  Praerogativa  Regis  (1324)  15 

18  Edw.  III.,  st  I,  (Declaration  conceming  exigents;  1344)  11 
18  Edw.  III.,  st  2,  Ordinances  made  in  the  Parliament  etc.  (1344) 

c  5  (No  exigent  in  tresspass,  unless  against  the  peace)  1 1 

25  Edw.  III.,  st  4,  Statute  of  Provisors  (1350)  11 

36  Edw.  III.,  st  I,  c.  15,  Pleading  in  English  (1362)  291 

4  Hen.  VII.  c.  24,  Statute  of  Eines  (1488)  291 
25  Hen.  VIII.  c  19,  An  Act  for  the  Submission  of  the  Clergy 

(1533)  329 

*)  Bezüglich  einer  Anzahl  der  älteren  und  ältesten  englischen  Parlaments- 
gesetze weichen  die  verschiedenen  Gesetzessammlungen  in  ihren  Angaben 
über  Jahreszahl  und  Numerierung  nach  Statute  und  chapter  voneinander  ab. 

')  Ursprünglich  wurde  dieses  Parlamentsgesetz  bezeichnet  als  ^,Statutum 
Domini  Regis  de  terris  vendendis  et  emendis**.  Z.  B.  findet  sich  dieser  Titel 
in  dem  Vetus  Codex,  folio  20,  des  Tower  zu  London.  Auch  die  amtlich 
nnter  dem  Titel  „The  Statutes:  Second  Revised  Edition**  herausgegebene 
Gesetzessammlung,  Bd.  I,  (1888),  S.  40,  bedient  sich  dieser  Ausdrucksweise. 
Jedoch  wird  in  der  englischen  Rechtshteratur  das  fragliche  Gesetz  fast 
ausnahmslos  Statute  of  Quia  Emptores  oder  Statute  of  Westminster  the  Third 
genamit. 
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2-]  Hen.  VIII.  c.  10,  Statute  of  Uses  (1535)  181,  183,  185,  187,292 

2']  Hen.  VIII.  c.  24,   An  Acte  for  recontynuyng  of  certayne 

liberties  and  francheses  heretofore  taken  from  the  Crown e 

(1536)  12 

32  Hen.  VIII.  c.  i,-  Statute  of  Wills,  1540  181,  185 

32  Hen.  VIII.  c.  36,  Statute  of  Fines,  1540  291 

34  and  35  Hen.  VIII.  c.  5,   An  Act  for  the  explanation  of 

the  Statute  of  Wills  (1542)  185,  238 

34  and  35  Hen.  VIII.  c.  20,  (Estates  tail  granted  by  Crown; 

1542)  2^1 

5  and  6  Edw.  VI.  c.   11,    An   Acte   for   the  puni^hment   of 

diverse  Treasons  (1551)  11 

13   Eliz.  c.    5,  An    Acte   agaynst    fraudulent    Deedes    Gyftes 

Alienations,  etc.,  (1571)  291 

39  Eliz.  c.  5,   An  Acte  for   erecting  of  Hospitalls  or  abidisg 

and  working  Howses  for  the  Poore  (1598)  57 

21  Jac.  I.  c.  3,  Statute  of  Monopolies,  1623  57,  198 
12  Car.  II.  c.  24,  (Act  for  the  Abolition  of  Military  Tenures),*) 

1660  ^       14,   131,   185,  333 

22  and  23  Car.  II.  c.  10,  Statute  of  Distribution,*)  1670         308,  356 
20^  Car.  II.  c.  3,  Statute  of  Frauds,*^)  1677  171 

7  and  8  Will.  III.  c.  3,  Treason  Act,*)  1695  *.^ 

7  and  8  Will.  III.  c.  37,  (Encouragement  of  charitable  gifts, 

1696)  91 

10  and  II  Will.  III.  c.  16,  Statute  for  the  Relief  of  Posthumous 

Children,')   1698  355 

9  Anne  c.  25  (Quo  Warranto,  1710/11)*)  74 

12  Anne,  st.  2,  c.  6  (private  Act  of  Parliament;  17 13)  61 
4  Geo.  IL  c.  21,  British  Nationality  Act,  1731  13 
4  Geo.  II.  c.  28,   An  Act  for  the  more  effectual  preventing 

Frauds  coramitted   by  Tenants,  and  for  the  more  easy 
Recovery  of  Rents  and  Renewal  of  Leases  (1731)  löo 

11  Geo.  II.  c.  19,  Distress  for  Rent  Act,  1737  160,  207 

13  Geo.  II.  c.  29  (private  Act  of  Parliament;  1740)  91 
15  Geo.  II.  c.  30,  Marriage  of  Lunatics  Act,   1742                             374 

9  Geo.  III.  c.   16,  Crown  Suits  Act,  1769  454 


')  An  Act  taking  away  the  Court  of  Wards  and  Liveries  and  Tenures  in 
Capite  and  by  KnighVs  Service  and  Purveyance,  and  for  settling  a  Revenue 
upon  his  Majesty  in  Lieu  thereof. 

*)  An  Act  for  the  better  settling  of  Intestates'  Estates. 

*)  An  Act  for  prevention  of  Frauds  and'Perjuries. 

®)  An  Act  for  regulating  of  Trials  in  Cases  of  Treason  and  Misprision 
of  Treason. 

')  An  Act  to  enable  Posthumous  Children  to  take  Estates  as  if  born  in 
their  Father's  Life  time. 

^)  An  Act  for  rendering  the  Proceeding  upon  Writs  of  Mandc^mus  and 
Informations  in  the  Natur e  of  a  Quo  Warranto  more  speedy  and  effectual  and 
for  the  more  easy  trying  and  detcrmining  the  Rights  of  Offices  and  Franchises 
in  Corporations  and  Boroughs. 
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13  Geo.  III.  c.  21,  British  Nationality  Act,  1772»)  13 

31  Geo.  III.  c.  32,  Roman  Catholic  Relief  Act,  1791  *®)  20,  334 
^^  Geo.  IIL  c.  13,  Acts  of  Parliament  (Commencement)  Act, 

1793  213 

^S  Geo.  III.  c,  87,  Administration  of  Estales  Act,  1798")  331 

51  Geo.  III.  c.  37,  Marriage  of  Lunatics  Act,  181 1  375 

55  Geo.  III.  c   184,  Stamp  Act,  18 15  330 

()  Geo.  IV.  c.  16,  Bankruptcy  Act,  1825  196 

9  Geo.  IV.  c.  14,  Statute  of  Frauds  Amendment  Act,  1828*')  314 

io  Geo.  IV.  c.  7,  Roman  Catholic  Relief  Act,  1829  20,  334 

2  and  3  Will.  IV.  c.  92,  Court  of  Delegates  Abolition  Act, 

1832  329 

2  and  3  Will.  IV.  c.  115,  Roman  Catholic  Charilies  Act,  1832  20 

3  and  4  Will.  IV.  c.  15,  Dramatic  Copyright  Act,  1833  198 
3  and  4  Will.  IV.  c.  41,  Judicial  Committee  Act,  1833  329 
^  and  4  Will.  IV.  c.  74,  Fines  and  Recoveries  Act,   1833, 

§  I  216,  286. 

§  4  291 

§§  18  und  IC)  293 

§  32  449 

§  34  293 

§  40  292 

§  77  406 

§§  79  und  80  406 

§  91  406 

3  and  4  Will.  IV.  c.  106,  Inheritance  Act,  1833  168,  181 

4  and  5  Will.  IV.  c.  92,  Fines  and  Recoveries  (Ireland)  Act, 

1834  291,  449 

5  and  O  Will.  IV.  c.  62,  Statutory  Declarations  Act,   1835  445 

5  and  6  Will.  IV.  c.  65,  Lectures  Copyright  Act,   1855  198 

6  and  7  Will.  IV.  c.  ^}2,  Benefit  Building  Societies  Act,  1836  48 
6  and  7  Will.  IV.  c.  56,  Cessio  (Scotland)  Act,  1836  383 

6  and  7  Will.  IV.  c.  71,  Tithe  Act,  1836  153 

7  Will.  IV.  and  i  Vict.  c.  26,  Wills  Act,  1837, 

§  3  181,   185 

§  7                                                               *  238,  335 

§§  9  und  II  239 


•)  An  Act  to  extend  the  Provision*:  of  an  Act,  tnade  in  the  Fourth  Ycar 
ftf  the  Rcign  of  His  late  Älajcsty  King  George  the  Second  intituled  „An  Act 
to  explain  a  Clause  in  an  Act  made  in  the  Scventh  Year  of  the  Reign  of  Her 
late  Maje%ty  Queen  Anne,  for  naturalizing  Foreign  Protestants,  which  relates 
to  the  Children  of  the  natural-born  Suhfects  of  the  Crown  of  England,  or  of 
Greai  Britain*\  to  the  Children  of  such  Children. 

'•)  An  Act  to  relieve,  upon  Conditions  and  under  Rcstrictions,  the  Persona 
therein  dacribed  front  ccrtain  Pinaltics  and  Disabilitics  to  which  Papists  or 
Persans  professing  the  Popish  Religion  are  by  Law  subject. 

**)  An  Act  for  the  Administration  of  Assets  in  Cases  where  the  Executor 
to  whom   Probate  hos  been  granted  is  out  of  the  Realm. 

'*)  Dieses  Parlamentsgesetz  wird  auch  Lord  Tenterdcn's  Act  genannt. 
O.  Schirr  meist  er.  Bürgert.  Recht  Englands.     I.  3^^ 
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7  Will,  and  i  Vict.  c.  73,  Chartered  Conipanies  Act,  1837")    57,  121 
I  and  2  Vict  c.  iio,  Judgments  Act,   1838  160,  i(S2 

3  and  4  Vict.  c.  96,  Post  Office  (Duties)  Act,  1840  60 

5  and  6  Vict.  c.  45,  Copyright  Act,  1842  198 

7  and  8  Vict.  c.  12,  International  Copyright  Act,  1844  198 

8  and  9  Vict.  c.  16,  Companies  Clauses  Consolidation  Act,  1845 

§  4  4 

§  7  T35 

§  79  ^^3 

§  97  97 

8  and  9  Vict.  c.  20,  Railwav  Clauses  Act,   1845  1 10 

§§  77—85                  '  20s 

§§  108 — III  113 

§    103  lO) 

8  and  9  Vict.  c.   106,  Real  Property  Act,   1845, 

§  2  172 
§  3                                                                                       171»  260 

§  6  181 

8  and  9  Vict.  c.  127,  Small  Debts  Act,   1845  '^' 

9  and  10  Vict,  c.  93,  Fatal  Accidents  Act,  1846**)  (> 
10  and  II  Vict.  c.   17,  Waterworks  Clauses  Act,   1847  205 

12  and  13  Vict.  c.   109,  Petty  Bag  Act,  1849  117 

13  and  14  Vict.  c.  28,  Trustee  Appointment  Act,  1850"')  51 
13  and  14  Vict.  c.  83,  Abandonment  of  Railways  Act,  1850  123 
15  and  16  Vict.  c.  12,  International  Copyright  Act,  1844  108 
15  and  16  Vict.  c.  24,  Wills  Act  Amendment  Act,  1852  239- 

17  and  18  Vict.  c.   112,  Literary  and  Scientific  Institution  Act, 

1854                                     '  52 

18  and  19  Vict.  c.  43,  Infants'  Settlement  Act,  1855  14,  282  flg. 
18  and  19  Vict.  c.  90,  Crown  Suits  Act,  1855  454 
18  and  19  Vict.  c.   117,  Ordnance  Board  Transfer  Act,   1855  (x> 

18  and  19  Vict.  c.  124,  Charitable  Trusts- Act,  1855  91 

19  and  20  Vict.  c.  79,  Bankruptcy  (Scotland)  Act,  1856  383. 

20  and  21  Vict.  c.   19,  Bankruptcy  and  Real  Securities  (Scot- 

land) Act,  1857  383 

20  and  21  Vict.  c.  44,  Crown  Suits  (Scotland)  Act,  1857  454 
20  and  21  Vict.  c.  57,  Married  Women's  Reversionary  Interests 

Act,  1857")  40C) 

20  and  21  Vict.  c.  60,  Irish  Bankrupt  and  Insolvent  Act,  1857  383 

20  and  21  Vict.  c.  77,  Court  of  Probate  Act,  1857  41,  320 

8  73  332 

§  79  3^^ 


^')  Häufig  findet  sich  für  dieses  Parlamentsgesetz  auch  die  Bezeichnung 
„Letters  Patent  Act,  1837". 

**)  Dieses  Gesetz  wird  auch  Lord  Campbeil' s  Act  genannt. 

'*)  Eine  ander?  Bezeichnung  für  dieses  Gesetz  ist:   Peto*s  Act. 

'*)  In  der  Literatur  wird  dieses  Gesetz  vorzugsweise  als  Malin* s  Act 
bi' zeichnet. 
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20  and 

21  Vict.  c.  79,  Court  of  Probate  (Ireland)  Act, 

1857 

329 

20  and 

21  Vict.  c.  85,  Matrimonial  Causes  Act,   1857, 
§  16 
§  21 
§  25 
§  26 

^1 
421 
419 
420 

21  and 

22  Vict.  c.  95,  Court  of  Probate  Amendment  Act, 

1858 

329 

21   and 

22  Vict.  c.   108,  Matrimonial  Causes  Act,  1858 

423 

23  and 

24  Vict.  c.  33,    Bankruptcy    (Scotland)    Amendment 

Act,   1860 

383 

23  and 

24  Vict.  c.   195,  Metropolis  Gas  Act,  1860 

97 

24  and 

25  Vict.  c.  62,  Crown  Suits  Act,  1861 

454 

24  and 

25  Vict.  c.  96,  Larceny  Act,   i86i 

47, 

151 

24  and 

25  Vict.  c.  97,  Malicious  Damage  Act,   1861 

151 

24  and 

25  Vict.  c.   100,  Offences  against  the  Person  Act, 

1861 

5» 

339 

25  and 

26  Vict.  c.  14,   Crown  Suits  (Isle  of  Man)  Act, 

1862 

454 

25  and 

26  Vict.  c.  68,  Fine  Arts  Copyright  Act,   1862 

198 

25  and 

26  Vict.  c.  89,  Companies  Act,   1862*^) 

§  4 
§6 
§§  18  und  21 

§  ^^ 

§§  41  und  42 

S  55 
§  62 

§  74 
§  84 
§  95 
§  III 

122 

268 
81 
91 

155 
96 
96 
70 

128 

125 
128 
119 

§  129 

lly 

79. 

125 

§  130 

125 

§  133 

125^ 

127. 

128 

§  135 

127 

§  141 

128 

§  142 

119 

§  143 

120 

S  147 

125 

§§  150  und  151 

128 

§  153 

125 

§§  199—204 

123 

Table  A:  Regulations  for  Management  of  a  Company 

limited  by  Shares. 

Art.  37 

8r 

Art.  42  und  43 

80 

27  and 

28  Vict.  c.   19,  Companies  Seals  Act.   1864 

96, 

122 

27  and 

28  Vict.  c.  112,  Judgments  Act,   1864 

162 

17\ 


')  An  Ad  for  the  Incorporation^  Regulation,  and  Winding-up  of  Trading 
Companies  and  other  Associations  (71h  August  1862). 

30* 
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28  and  29  Vict.  c.  ^2,  Navy  and  Marines  (Wills)  Act,   1865  240 

28  and  29  Vict.  c.  104,  Crown  Suits  Act,  1865  454 

30  and  31  Vict.  c.  131,  Companies  Act,  1867  97,  115,  122,  201 

31  and  32  Vict.  c.  54,  Judgments  Extension  Act,  1868  162 

31  and  32  Vict.  c.  116,  Larceny  Act,  i8ö8  47 

32  and  33  Vict.  c.  26,  Trustee  Appointment  Act,   1869  5^ 
32  and  33  Vict.  c.  71,  Bankruptcy  Act,  1869                              196,  393 

32  and  33  Vict.  c.  114,  Abandonment  of  Railways  Act,  1869  123 

33  and  34  Vict.  c.  14,  Naturalization  Act,   1870  13 

§  2  452 

§  4  Ö7 

§  6  442 

§  7  444 

§  8  443 

§  13  446 

§  14  67 

33  and  34  Vict.  c.  23,  Forfeiture  Act,  1870,      9,  10,  228,  234,  235,  236 

33  and  34  Vict.  c.  34,    Charitable    Funds    Investment    Act, 

1870 1«)  91 

33  and  34  Vict.  c.  71,  National  Debt  Act,  1870                          90,  200 

33  and  34  Vict.  c.  77,  Juries  Act,   1870                                                   11 

33  and  34  Vict.  c.  93,  Married  Women's  Property  Act,  1870           414 

33  and  34  Vict.  c.  104,  Joint  Stock  Companies  Arrangement 

Act,  1870  122 

34  and  35  Vict.  c.  31,  Trade  Union  Act,  1871  47 

35  and  36  Vict.  c.  24,   Charitable  Tnists   Incorporation   Act, 

"^"^1^  57 

35  and  36  Vict.  c.  57,  Debtors  (Ireland)  Act,   1872  383 

35  and  36  Vict.  c.  58,  Bankruptcy  (Ireland)  Amendment  Act, 

1872  383 

36  and  37  Vict.  c.  66,  Supreme  Court  ofjudicature  Act,  1873, 

§  16  14,  291 
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Privy  Council,   i8()5  fortlaufend. 
Law  Times  Reports,   1859  fortlaufend. 
Law  Times  Reports,   Old   Series   1843 — 1860. 
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Lane  .    ....  ,-rr/  /  ,Lane*s  Report 0,^" ExcKequer,.  1605-^1611. 

Lat .  --    .    ..  Latch's  .Reports,    Kiing'js  3ench,.  1.625— 1628. 

Ld.  Raym.     ....    .  ^  ..  Lord . Ray mond's  Reports,   King's  Bench  and 

.\    \.   CqmmotiL  Pleäs,  1694.— j  73 2.    . 
Lee,  tempr  Hard.  .•  .    ..  T.  Le^'s  .Cäses,  temp.  Hardwicke,.King's  Bench 

.    .    '  ^       1733^1730-' ■ 

Leon LeoDard's    Reports,,.  Kingls  .Bench,     Common 

Pleas  and  Exchequer,  15527-16x5. 
Lev Lcvinz's  Reports,.  Kirig's.  Bench  and  Common 

Pleas,  j66c— X696 

Ley Ley's  Reports,  King's  Bench,  .1608 — :i629. 

Litt.    .    •    .    .    .    .    .    .  Lit'tleton's  Reports,  Common  Plea^  L62 7 — 1631. 

Loffl Lofft's  Reports,  King's  Bench  1772—1774. 

Long  &  T.     .....   Longfield  and  Townsend's  Reports,  .Exchequer, 

1841  — 1842. 

Lush Lushington's  Reports,  Admiralty,    1859— 1802. 

Lut Sir  E.  Lutwyche's  Entries  and  Reports,  Common 

Pleas  1682  — 1704. 

M.  &  Cr s.  My  &  Cr. 

M.  &  Cr s.  Man  &  G. 

M.  &  K s.  My  &  K.  

M.  &  Roh s.  Mood  &  R. 

M.  &  Ry s.  Man  &  Ry. 

M.  &  S .   Maule  and   Selwyn's    Reports,   King's    Bench, 

1813-1817.  

M.  &  W Meeson    and    Welsby's.    Reports,     Exchequer, 

183Ö-1847.  •    . 

Mac.  &  G Macnaghten  and  Gordon's  Reports,  Chancery, 

1840—1852. 

M'Cle M'Cleland's  Reports,  Exchequer,  1824. 

M'Cle  &  Yo M'Cleland   and  Younge's  Reports,    Exchequer 

1824— 1825.  .    . 

Macq Macqueen 's  Reports. 

Madd Maddocks  Reports,  Chancery,  18 15 — 182 1. 

Madd.  &  G Maddock    and    Geldart's    Reports,    Chancer)-, 

1819— 1822. 
Man.  &  G Manning    and    Granger's.  Reports,    Common 

Pleas,  1840—1845. 
Man.  &  Ry Manning  and  Ryland*s  Reports,  King's  Bench, 

1827—1830. 
March March's  Reports,   King's  Bench  and  Common 

Pleas,   1639 — 1642. 

Marsh Mars halPs  Reports,  Common  Pleas  18 13 — 1816. 

Mer Merivalc's  Reports,  Chgincery  .iSis— 1817. 

Mod.  Rep Modern  Reports,  1669 — 1755. 

Moo.  (auch  Mo.)  .    .    .  Moore's  Reports. 

Moo.  P.  C.  C Moore's  Privy  Council  Cases. 

Moo.  P.  C  C.  N.  S.    .  —  New  Series  1862—1873.    . 

Moo.  &  P Moore  and  Payne^s   Reports,  .Common  Pleas, 

1827— 1831. 
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Moo.  &  S Moore   and   Scott's   Reports,   Common    Pleas, 

1831— 1834. 
Mood.  &  M Moody  &  Malkin's  Reports,  Nisi  Prius,  182Ö — 

1830. 
Mood.  &  R Moody   and   Robinson's    Reports,   Nisi   Prius, 

1830 — 1844. 
Moore  (K.  B.)  .    .    .    .   Sir F.Moore's  Reports,  King'sBench,i4B5 — 1620. 

Morr MorrelFs  Reports,  Bankruptcy,  1884 — 1893. 

Mos Moseley's  Reports,  Chancery,   17 26-— 1730. 

Murp.  &  H Murphy  and  Hurlstone's  Reports,   Exchequer, 

1837. 
My.  &  Cr.  (auch  M.  &  Cr.)  Mylne andCraig'sReports,Chancery,  1 835 —  1 841 . 
Mv&K.  (auch  M.  &  K.)  Mylne  and  Keen's  Reports,  Chancery, 

1832-1835. 

Nels Nelson's  Reports,  Chancery,  1625 — i6c)2. 

Nev.  &  M.  (K.  B.)  .    .  Nevile  and  Manning's  Reports,  King's  Bench, 

1832^1836. 
Nev.  &  P.  (K.  B.).    .   Nevile  and  Perry's  Reports,  King's  Bench,  1 836—- 

1838. 
New  Pract  Cas.    .    .    .  New  Practice  Cases,   1844 — 1848. 

New  Rep New  Reports,   1862— 1865. 

Noy .  Noy's  Reports,  King's  Bench,   1558— 1649. 

O.  Bridg. Sir    Orlando    Bridgman's    Reports,    Common 

Pleas,  1660 — 1666. 
Owen Owen's  Reports,    King's  Bench  and  Common 

Pleas,  1557— 161 4. 

P.  Wms Peere  Williams'  Reports,  Chancery  and  King's 

Bench,  1695— 1735. 

Palm Palmer's  Reports,  King's  Bench,    1619 — 1625. 

Park Parker's  Reports,  Exchequer,   1743 — 1766. 

Peake Peake's  Reports,  Nisi  Prius,   1700 — 1794. 

Per  &:  Dav Perry  and  Davison's  Reports,  Queen's  Bench, 

1838— 1841. 

Ph Phillips'  Reports,  Chancery,   1841 — 1843. 

Plowd  (auch  Plow)  .    .   Plowden's  Reports,   1550— 1579. 

Poü Pollexfen's  Reports,  King's  Bench,  1670— 1682. 

Poph Popham's  Reports,  King's  Bench,  1591  — 1627. 

Prec.  Ch Precedents  in  Chancery,  1689 — 1722. 

Price Price's  Reports,  Exchequer,   18 14 — 1824. 

Q.  B Queen's  Bench  Reports,  1841 — 1852  (Adolphus 

&  Ellis  New  Series). 

R.  &  M s.  Russ  &  M. 

R.  R Revised  Reports. 

Raym Lord  (Thoraas)  Raymond's  Reports. 

Rep s.  Co.  Rep. 

Rep.  (in)  Ch Reports  in  Chancery,   1615 — 17 10. 

Ridg.  temp.  H Ridgeway's  Reports,  temp.  Hardwicke,  King's 

Bench,   1733— 1736. 
Rob Robinson's  Reports  (Admiralty). 
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Roll.  Rep Rolle's  Reports,  Kiog's  Bench,  1614—1625. 
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Pleas  and  Exchequer,  1657 — 1670. 
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Stiirk Starkie's  Reports,  Nisi  Prius,   1814 — 1823. 

Stra Strange's  Reports,  17 16 — 1747. 

Sty Style's  Reports,  King's  Bench,  1646 — 1655. 

Sw.  &  Tr Swabey  and  Tristram's  Reports,    Probate  and 

Divorce   1858 — 1865. 
Swab.  (auch  Sw.) .    .    .  Swabey 's  Reports,  Admiralty  1855 — 1859. 
Swanst  (auch  Swan.)     .  Swanston's  Reports,  Ghancery,  1818 — 1821. 

T.  R s.  Term.  Rep. 

T.  Jo Sir   T.    Jones'    Reports,     King's    Bench    and 

Common  Pleas,  1669 — 1684. 

T.  L.  R The  Times  Law  Reports,  seit  1884. 

T.  Raym Sir  T.   Raymond's   Reports,    King's  Bench, 

1660 — 1683. 

Taml.     . Tamlyn's  Reports,  Rolls  Court,  1&29— 1830. 

Taunt Taunton's  Reports,  Gommon  Pleas,  1807 — 1819. 

Term  Rep.  (auch  T.  R.)  Term  Reports,   1785 — 1800. 

Tudor,  L.  C Tudor's  Leading  Crfses  on  Real  Property. 
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Wils G.  Wilson's  Reports,  King's  Bench  and  Common 

Pleas,  1742—1774. 

Wils.  (Ch.^ J.  Wilson's  Reports,  Chancery,  1 8 18— 1 819. 

Wils.  (Ex.) J.  Wilson's  Reports,  Exchequer  in  Equily,  18 17. 

Win Winch's  Reports,  Common  Pleas,   1021 — 1625. 

Wm.  Bl.   (auch  W.  Bl.)  William    Blackstone's   Reports,    King's   Bench 
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1840— 1841. 
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II.  Die  offizielle  SamraFung  seit  1865  (Law  Reports). 

L.  R.  A.  &  E Law  Reports,  Admiralty  and  Ecdesiastical  Cases, 

1865- 1875. 

L.  R.  C.  P Law  Reports,  Common  Pleas,   1865 — ^^75- 

L.  R.  Eq Law  Reports,  Equity  Cases,  1865— 1875. 

L.  R.  Exch Law  Reports,  Exchequer  1865 — 1875. 

L,  R.  H.  L Law  Reports,    English  and  Irish  Appeals  and 

Peerage  Claims,  House  of  Lords  1866 — 1875. 
L.  R.  Ir Law  Reports,  Ireland,  Chancery  and  Common 

Law,  1877— 1893 

L.  R.  P.  C Law  Reix)rts,  Privy  Council  1865 — ^^75- 

L.  R.  P.  &  D Law  Reports,  Probate  and  Divorce  1865 — ^^75* 

L.  R.  Q.  JB Law  Reports,  Queens  Bench,  1 865-— 1875. 

L.  R.  Sc.  &  Div.  oder 

L.  R.  Sc.  App.     .    .  Law  Reports,  Scotch  and  Divorce  Appeals, 

House  of  Lords  1866— 1875. 

Ch.  App Law  Reports,  Chancery  Appeals,  1865 — ^^75' 

App.  Cas House  of  Lords  and  Pri?y  ConnciJ  Appeal 

Cases  1875 — 1890. 
Ch.  D.  oder  CD..    .  Law  Reports   Chancerj'.  Division    1875 — ^^9^ 
C.  P.  D Law  Reports,  Common  Pleas  Division,  1875— 

1880. 

Ex.  D Law  Reports,  Exchequer  Division,  1875 — ^ö^- 

Q.  B.  D LawReports,QueensBenchDivision,i875— 1890. 

Von   1891  an: 
A.  C.  \    jjjj^  ^Qj.^    House  of  Lords  and  Privy  Council  Appeal  Cases. 

Ch.  Chancery  Division. 

K.  B.  /  gesetzter    King's  Bench  Division. 

P*  T  1.         ui  Probate,  Divorce,   and  Admiralty  Division. 

Q.  B.  )  Jahreszahl  Queen\s  Bench  Division. 
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Dritter  Abschnitt. 

Sechtsgesohftfte. 

Zweiter  Titel. 

Willenserklärungen. 

Einleitung. 

Dieser  Abschnitt  enthält  die  Lehre  von  den  allgemeinen  Voraus- 
setzungen der  Gültigkeit  einer  Willenserklärung  (§§  ']'],  78,  79),  die 
Lehre  von  den  Willensmängeln  (§§  80 — gi)  sowie  die  Lehre  von  den 
illegalen  und  nichtigen  Rechtsgeschäften  (§§  92 — 108). 

Die  Lehre  von  dem  Wirksam  werden  einer  Willenserklärung  wird 
im  englischen  Recht  bei  der  Lehre  vom  Vertrag  behandelt  Dort  wird 
die  Frage  erörtert,  wann  die  Offerte,  die  Annahme,  der  Widerruf  der 
Oflferte  wirksam  werden.  An  allgemeinen  Vorschriften,  die  sich  auch 
auf  andere  Willenserklärungen  (z.  B.  Anfechtung,  Kündigung)  beziehen, 
fehlt  es. 

Eine  verhältnismäßig  große  praktische  Bedeutung  hat  im  englischen 
Recht  die  Lehre  von  den  Willensmängeln,  die  eine  viel  eingehendere 
Ausbildung  erfahren  hat,  als  wie  bei  uns.  Bei  den  Willensmängeln  tritt 
auch  heute  noch  der  Unterschied  zwischen  dem  Common  Law  und 
dem  Billigkeitsrecht  (Rquity)  besonders  deutlich  hervor,  so  daß  es  er- 
forderlich sein  wird,  diese  beiden  Rechte  und  ihr  Verhältnis  zueinander 
noch  einmal  kurz  im  Zusammenhang  zu  betrachten,  selbst  auf  die 
Gefahr  hin,  schon  früher  Gesagtes  zu  wiederholen. 

Das  Verhältnis  von  Common  Law  und  Equiiy  und  die  Wirkung 
der  Judicature  Ad  von  1873. 

Das  Common  Law  stellt  sich  dar  als  eine  Fortentwicklung  des  alten 
germanischen  Volksrechts  durch  die  (}erichte,  denen  die  Anwendung 
desselben  oblag.  Die  Gerichte,  welche  vor  der  Justizreforra  von  1873 
das  Common  Law  anwandten,  waren 

1.  Tßu  Court  of  Kings  (Queem)  Benc/i. 

2.  The  Court  of  Common  Pleas  at  Westtninster, 

G.  Schirrmeister,  Bür^rl.  Recht  Englands.    I.  32 
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3.  The  Court  of  Excheqtur. 

4.  The  Court  of  Exchequer  Chamber^  der  als  zweite  Instanz  tätig  wai. 
Parallel  hiermit  entwickelte  sich  das  Billigkeitsrecht  durch  die  Recht- 
sprechung des  königlichen  Kanzlers  resp.  seines  Gerichts,  des  Court  of 
Chancery^  welches  eingrüf,  um  die  Härten  des  Common  Law  zu  müdem. 
Außer  dem  Court  of  Chancery  wandten  das  Billigkeitsrecht  an  eine 
Abteilung  des  Court  of  Exchequer^  sowie  als  zweite  Instanz  der  Court 
of  Appeal  in  Chancery'^), 

Die  Tätigkeit  des  Kanzleigerichts  entwickelte  sich  nach  zwei 
Richtungen : 

1.  Es  schützte  den  Besitzer  von  Grundstücken,  der  keinen  Rechts- 
titel nach  Common  Law  hatte,  im  Besitz,  oder  gab  dem  Nichtbesitzer, 
der  nach  Common  Law  keinen  Anspruch  hatte,  einen  solchen  auf  Ein- 
räumung des  Besitzes,  und  entwickelte  so  dingliche  Rechte,  die  nur 
vor  den  Billigkeitsgerichten  geltend  gemacht  werden  konnten  (vgl.  I.  Teil 
S.  99  sowie  S.  i86tf.).  Beispiele  bilden:  Das  beneficial  interest  des  asUä 
que  trust  (vgl  I.  Teil  S.  15),  die  equity  of  redemption  des  mortgagee^  d.  h. 
das  Recht  des  Schuldners,  der  sein  Grundstück  nach  Common  Law 
verpfändet  (mortgaged)  hatte,  auf  Rückübertragung  als  legal  estate^  wenn 
das  Recht  auf  Rückübertragung  nach  common  law  erloschen  war; 
denn  die  Verpfändung  (mortgage)  hatte  nach  Common  Law  den  Ober- 
gang des  legal  estate  auf  den  Gläubiger  zur  Folge  (vgl.  I.  Teil  S.  437 
Anm.  45).  Solche  Rechte,  die  ihre  materielle  Grundlage  lediglich  im 
Billigkeitsrecht  hatten,  nennt  man  wohl  auch  purely  equitabU  rights. 
Diesen  Rechten  verschaffte  das  Kanzleigericht  Geltung,  indem  es  auf 
Antrag  des  Beklagten  dem  Kläger  die  Weiterfühiung  eines  Prozesses 
vor  dem  Common  Z<7«/-Gericht  verbot,  wenn  dieser  einen  Anspruch 
nach  Common  Law  geltend  machte,  der  mit  dem  Recht  des  Beklagten 
nach  Equity  Law  kolUdierte.    So  siegte  die  Equity  über  das  Common  Law. 

2.  Die  Common  Zaa/- Gerichte  verurteilten  grundsätzlich  nur  zu 
Schadensersatz  durch  eine  Geldzahlung.  Eine  Verurteilung  zur  Er- 
füllung, zur  Vornahme  oder  Unteriassimg  von  Handlungen  gab  es  bei 
ihnen  nicht.  Wollte  man  auf  Erfüllung  klagen,  so  mußte  man  sich  an 
die  Billigkeitsgerichte  wenden,  die  aber  nur  dann  Abhilfe  gewährten, 
wenn  Geldersatz  zur  Schadloshaltung  des  Klägers  nicht  genügte.  Bei 
Grundstücken  wurde  stets  angenommen,  daß  der  Kläger  ein  spezielles 
in  Geld  nicht  abschätzbares  Interesse  an  dem  Grundstück  habe,  wes- 
halb bei  diesen  stets  eine  Klage  auf  Erfüllung  (specific  Performance) 
zugelassen  wurde.  Erhob  jemand  vor  dem  Billigkeitsgericht  eine  solche 
Klage  auf  specific  Performance  hinsichtlich  eines  Grundstücks,  so  konnte 
er  das  tun  entweder  auf  Grund  eines  dinglichen  Rechts  nach  Common 
Law,  wenn  er  nämlich  Inhaber  des  legal  estate  war,  oder  er  konnte 
dieselbe  Klage  erheben  auf  Grund  eines  purely  equitable  rights  wenn 
er  einen  Anspruch  an  dem  Grundstück  hatte,  der  auch  materiell  nur 
auf  ^«//v-Recht  beruhte  (equitable  estate).  Daneben  konnte  er  im 
ersteren  Falle  wahlweise  auch  eine  Klage  auf  Schadensersatz  wegen  Nicht- 


')  Eine  ausführlichere  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  findet  sich 
bei  Hatschek,  Englisches  Staatsiecht  Bd.  I  S.  94fr.,  Handelsgesetze  des  Eid- 
balles  S.  6,  sowie  Schuster,  Bürgerliche  Rechtspflege  S.  7 ff. 
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leistung  vor  dem  Common  Z^iw-Gericht  erheben,  während  er  im  letzteren 
Falle  überhaupt  vor  dem  Common  Zaa/-Gericht  nicht  klagen  konnte. 

Außer  auf  specific  Performance  konnte  man  vor  den  Billigkeits- 
gerichten auch  auf  Annullierung  (cancdlaHon)  oder  Berichtigung  (recU- 
ficaäon)  von  Urkunden  klagen,  sowie  einen  Antrag  auf  Erlaß  eines 
gerichtlichen  Verbots  (injunction)  stellen.  In  solchem  Falle  konnte  der 
Anspruch  ebenfalls  materiell  auf  Common  Law  oder  lediglich  auf 
Equity-RtchX  gegründet  werden. 

Durch  die  Judicature  Act  von  1873  wurden  die  verschiedenen 
Gerichte  zu  einem  Gericht,  the  Supreme  Court  of  Judicature j  ver- 
schmolzen, und  es  wurde  bestimmt,  daß  nunmehr  in  allen  Abteilungen 
des  Gerichts  die  Einreden,  die  sich  materiell  aus  dem  Equity^Rechi 
ergäben,  vorgebracht  werden  könnten.  Während  früher  der  Beklagte, 
der  dem  Kläger  im  Common  Zaw-Gericht  einen  Anspruch  aus  Equity- 
Recht  entgegensetzen  wollte,  seinerseits  erst  eine  Klage  vor  dem 
Kanzleigerichte  erheben  mußte,  mit  dem  Antrage,  dem  Kläger  die 
Fortfahrung  des  ersten  Prozesses  zu  verbieten,  und  er  erst  auf  diesem 
umständlichen  Wege  sein  Equity-K^c\X  zur  Geltung  bringen  konnte, 
kann  der  Beklagte  jetzt  vor  demselben  Richter  und  in  demselben 
Verfahren  seine  auf  Equity-RtotiX.  gegründeten  Rechte  geltend  machen. 

Durch  eine  Anzahl  von  Einzelbestimmungen  soi^gte  die  Judicature 
Act  dafür,  daß  eine  Reihe  von  materiellrechtlichen  Verschiedenheiten 
des  Common  Law  und  des  Equity-Rech-Xs  beseitigt  wurden.  Das 
Gesetz  bestimmte  schließlich  in  section  25  subsection  11,  daß  in  allen 
Fällen,  wo  durch  die  Gesetze  nichts  anderes  bestimmt  war,  und  wo« 
ein  Konflikt  oder  eine  Verschiedenheit  zwischen  Common  Law  und 
Equity  in  Beziehung  auf  denselben  Gegenstand  vorhanden  war,  die 
Equity-Norm  den  Vorzug  verdienen  sollte  •). 

Die  Bedeutung  dieser  Vorschrift  ist  oft  überschätzt  worden  und 
auch  die  Judikatur  hat  diese  Vorschrift  nicht  immer  richtig  verstanden. 
Es  gab  Schriftsteller  und  Richter,  die  annahmen,  daß  nunmehr  Common 
Law  und  Equity  völlig  verschmolzen  seien.  Das  ist  jedoch  nicht  der 
Fall,  und  die  Judicature  Act  selbst  hinderte  eine  solche  völlige  Ver- 
schmelzung schon  dadurch,  daß  sie  den  früheren  Court  of  Chancery 
als  eine  selbständige  Abteilung  des  High  Court  bestehen  ließ  und 
dieser  Abteilung  dieselben  besonderen  Klagen  zuwies,  für  die  bisher 
der  Court  of  Chancery  zuständig  war«).  Bei  diesen  Klagen  fanden  die 
alten  Prinzipien  des  Equity-R^(^X%  nach  wie  vor  Anwendung.  Wenn 
dagegen  bei  der  Kings  Bench  Division  des  ILigh  Court,  welche  an  die 
Stelle  der  alten  Common  Zöw-Gerichte  getreten  war,  eine  Klage  er- 
hoben wurde,  so  urteilte  diese  nach  den  Grundsätzen  des  Common 
Law,  war  aber   verpflichtet,   auch   die  oben  erwähnten  purely  equitable 


•)  Gtnerally  in  all  matters  not  hereinbefore  particularly  mentioned,  in  which 
ihere  is  any  conßict  or  varianct  between  the  rules  of  equity  and  the  rules  of  the 
common  law  with  reference  to  the  same  matter,   the   rules  of  equity  shall  prevail. 

*)  Vgl.  hierzu  unter  anderem :  Schuster,  Rechtspflege  S.  7 ff.,  sowie  meine 
Einleitung  zur  deutschen  Ausgabe  von  Anson*s  Grundzüge  des  englischen  Ver- 
tiagsrechu  S.  2  ff. 
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rigths  anzuerkennen*).  Demnach  bleiben  auch  jetzt  noch  materieDc 
Rechtssätze  des  ^^«/(y- Rechts  von  der  Anwendung  durch  Common  Law- 
Gerichte  ausgeschlossen.  Klagt  z.  B.  jemand  vor  der  Kings  Bench 
Division  auf  Schadensersatz,  weil  ihm  der  Besitz  an  einem  Grundstück 
nicht  eingeräumt  war,  und  der  Beklagte  wendet  Nichtigkeit  des  Ver- 
trages wegen  Irrtums  ein,  so  urteilt  die  Kings  Bench  Division  nach 
den  Grundsätzen  des  Common  Lata  über  den  Irrtum.  Klagt  dag^n 
der  Kläger  auf  Grund  desselben  Sachverhalts  vor  der  Chancery  Division 
auf  specific  Performance,  so  kommen  die  Grundsätze  zur  Anwendung, 
nach  denen  das  Equity-R^chi  bei  Irrtvmi  des  Beklagten  die  Klage  auf 
specific  Performance  abweist,  oder  ihr  trotz  seines  Irrtums  stattgibt  Das 
Resultat  ist  also,  daß  auch  heute  noch  bei  den  besonderen  Klagen  vor 
der  Chancery  Division  ZMi  specific  performancej  cancellaHony  rectification  auch 
<iie  besonderen  Grundsätze  des  iE^/«^-Rechls  über  den  Irrtum  zur  An- 
wendung kommen,  die  bei  den  gewöhnlichen  Klagen  auf  Schadensersatz 
vor  den  Common  Zaw-Gerichten  nicht  zur  Anwendung  gelangen.  Hieran 
hat  auch  die  Judicature  Act  nichts  geändert,  und  was  für  den  Irrtum 
gilt,  gilt  auch  für  die  Lehre  von  der  sogenannten  misrepresentation  und 
eine  ganze  Reihe  anderer  Rechtsgrundsätze  5).  Mit  Recht  sagt  daher 
Ashburner  in  Stephen's  Comm.  Bd.  3  S.  465:  „Die  Wirkung  jenes 
Gesetzes  und  die  sogenannte  fusion  of  Law  ajid  Equity*,  die  es 
hervorbrachte,  war  nicht  derartig,  daß  es  uns  in  irgend  einer  Hinsicht 
der  Notwendigkeit  überhob,  zwischen  Ansprüchen  des  Common  Law 
und  des  -£^«//y-Rechts  und  zwischen  Einreden  des  Common  Law  und 
des  Equity'R^QhXs  zu  unterscheiden«). 

§  75. 
Abgesehen   von    speziellen    Rechtsvorschriften    oder  Ver- 
einbarungen kann  der  Wille  durch  Verhalten  (conäuct),  Worte, 
Geschriebenes  oder  auf  jede  andere  Weise  erklärt  werden. 

Auch  das  englische  Recht  ist  wie  das  älteste  römische  und  germanische 
Recht  davon  ausgegangen,  daß  nur  formale  Verträge  klagbar  sind,  und 
auch  heute  noch  ist  im  englischen  Recht  die  Zahl  der  Verträge,  für 
welche  Form  Vorschriften  existieren,  eine  sehr  große.  Die  englischen 
Formvorschriften  unterscheiden  sich  von  den  unseren  vor  allem  dadurch, 


^)  Der  Unterschied  zwischen  /e^a/  estaUs  (d.  h.  dinglichen  Rechten  des 
common  law)  und  equitabU  estates  blieb  aber  bestehen  (vgl.  die  Ausführungen  in 
dem  Urteil  Manchister  Brtivery  Co.  v,  Coombs  [1901]  2  Ch.  p.  617.  Ri,  Irwin 
[1904]  2  Ch.  752»  ferner  über  das  Verhältnis  von  Law  und£quii}'  die  Ausführungen 
des  Richters  L.  J.  Cotton  ina  Falle  Joseph  v.  Lyons  15  Q.  B.  D.  p.  285. 

^)  Man  hat  gesagt,  daß  nach  s.  25  ss.  ii  der  Judicature  Act  die  Common 
Zflw-Gerichte  den  ruies  of  equity  folgen  mußten,  aber  nicht  den  rules  of  practice 
der  j£f^//fVv-Gerichte.  Man  könnte  dann  die  Tatsache,  daß  die  Common  Ltm^' 
Gerichte  (d.  h.  die  Kings  ßench  Division  des  Uigh  Court)  die  Grundsätze,  nach 
welchen  das  /f^MxV>'-Ge rieht  bei  Irrtum  und  misrepresentation  verfahrt,  nicht  au« 
wenden,  vielleicht  damit  erklären,  daß  es  sich  hierbei  um  bloße  rules  ofpractue 
handelt,  obwohl  nach  unserer  Auffassung  doch  Grundsätze  des  materiellen  Rechts 
in  Frage  kommen. 

•)  Vgl.  auch  die  ausführliche  Darstellung  bei  Ashburner,  Equity  S.  22 — 24; 
femer  Hatschek  S.   148,   149;  Schirrmeister,  I.  Teil  S.  99,  loo. 
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daB  sie  bei  den  Formal  vertragen  die  Mitwirkung  öffentlicher  Organe  nicht 
verlangen.  Heutzutage  kommt  für  das  Privatrecht  als  einziger  Formal- 
vertrag nur  noch  der  gesiegelte  Vertrag  (contract  under  seal)  in  Betracht. 
Die  formalen  Verträge,  die  unter  Mitwirkung  öffentlicher  Urkundspersonen 
errichtet  wurden,  sind  entweder  obsolet  oder  gehören  wie  die  recognizancey. 
soweit  diese  heute  noch  existiert,  dem  Öffentlichen  Recht  an. 

Von  alters  her  teilt  man  in  Rücksicht  auf  die  erforderliche  Form  die 
Vertrage  ein  in  contracts  of  rccordy  contracts  under  seal  und  simple  contrads. 
Zu  den  letzteren  gehören  sowohl  die  ganz  formlosen  Verträge,  wie  auch 
diejenigen,  für  welche  die  einfache  Schriftform  vorgeschrieben  ist. 

1.  Contracts  of  Record. 

Hierzu  zählen  die  jetzt  obsoleten  Statutes  Merchant  and  Staple  sowie  die 
Recogtüzances  in  the  nature  of  Statute  Staple.  Dies  waren  Schuldancrkennt- 
nisse,  die  vor  einem  öffentlichen  Beamten  errichtet  waren  und  die  in 
ihrer  Wirkung  einem  Gerichtsurteil  in  gewisser  Hinsicht  gleichstanden. 
Die  heute  noch  gültige  Recognizance  ist  eine  Verpflichtung  gegenüber 
einem  Gerichtsbeamten  zur  Zahlung  einer  bestimmten  Summe,  die 
verfallen  sein  soll,  wenn  derjenige,  der  sich  verpflichtet,  oder  ein  anderer 
Anordnungen,  die  das  Gericht  trifft,  nicht  befolgt.  Sie  spielen  nament- 
lich in  Strafprozessen  eine  Rolle,  z.  B.  wenn  ein  Beschuldigter  gegen 
eine  Kaution  in  der  Form  einer  Recognizance  mit  der  Untersuchungs- 
haft verschont  wird. 

Zu  ^txi  Coniracts  of  Record  werden  ferner  die  Urteile  derjenigen 
englischen  Gerichte  gezählt,  welche  Courts  of  Record  sind.  Heute  sind 
das  der  High  Court,  der  Court  of  Appeal ^  das  House  of  Lords,  dagegen 
nicht  die  County  Courts. 

2.  Contracts  under  seaL 

Gewisse  Verträge  können  nur  in  der  Form  einer  gesiegelten  Urkunde 
errichtet  werden.  Über  die  Form  dieser  gesiegelten  Urkunde  sowie  über 
die  Fälle,  in  denen  diese  Form  erforderlich  ist,  vgl.  Buch  II  §  215. 

3.  Attestatidn  durch  Zeugen  ist  erforderlich  bei  Testamenten  sowie 
bei  Vollmachten,  die  für  bestimmte  Zwecke  ausgestellt  sind. 

4.  Einfache  Schriftform. 

Bei  Verträgen,  für  welche  die  Schriftform  vorgeschrieben  ist,  müssen 
wir  unterscheiden  zwischen  solchen  Verträgen,  bei  denen  die  Schrift- 
fonn  zur  Gültigkeit  des  Vertrages  erforderlich  ist,  und  solchen,  die  ohne 
Beobachtung  der  Form  zwar  gültig  sind,  bei  denen  aber  die  Nicht- 
beobachtung  der  Form  prozessuale  Nachteile  hat,  die  praktisch  fast 
immer  den  Verlust  des  Rechts  für  die  Partei,  die  sich  auf  den  Vertrag 
beruft,  zur  Folge  haben.  Zu  den  letzteren  Vertragen  gehören  diejenigen, 
für  welche  das  Statute  of  Frauds  sowie  die  Säle  of  Goods  Act  von  1893 
Formvorschriften  enthalten. 

Die  Verträge  resp.  Willenserklärungen,  für  welche  verschiedenartige 
Formen  vorgeschrieben  sind,  sind  im  wesentlichen  die  folgenden: 

1.  nach  Common  Law  Verträge  von  Korporationen  (vgl.  I.  Teil  S.  94), 

2.  nach  Gesetz 

a)  negotiable  Instruments,  wie  z.  B.  bills  of  exchange  (Wechsel), 
promissory  fwtes, 
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b)  die  im  §  4  des  Statuts  of  Frauds  einzeln  aufgeführten  Ver- 
träge (vgl.  Buch  II  §  220\ 

c)  Verträge,  die  unter  §  4  der  Säle  of  Goods  Act  von  1893 
fallen  (vgl.  Buch  II  §  222), 

d)  Seeversicherungsverträge  (vgl.  §  22  der  Marine  Insurance  Ad 
von  1906), 

e)  die  Übertragung  (transfer)  von  Anteilen  (shares)  oder  Schuld- 
verschreibungen (debentures)  von  Gesellschaften  vgl.  s.  25  subs.6 
der  ludicature  Act  von  1873,  deren  Vorschriften  jedoch  dis- 
positiver  Natur  sind  und  nicht  für  Schuldverschreibungen 
auf  den  Inhaber  gelten, 

f)  Anerkenntnis   von   verjährten   Schulden    (vgl.  unten  §  160), 
g)  Eheschließungen, 

h)  Testamente  nach  der   Wills  Act  von  1837, 
i)  bestimmte  Arten  von  Vollmachten  (vgl.  unten  §  1 24), 
k)  Verpfändungen   von  beweglichen  Sachen  in  Gemäfiheit  der 

Bills  of  Sales  Acts  von  1878,  1882,  1891, 
1)  die  meisten  dinglichen  Verträge  des  Sachenrechts, 
m)  Übertragung  von  Urheberrechten, 

n)  Verkauf  eines  britischen  Schiffes  oder  eines  Anteils  daran. 
Abgesehen  von  diesen  Vorschriften  ist  die  Willenserklärung  fonnfrei. 
Der  Wille  kann  auch  statt  mit  Worten  oder  schriftlich  durch  konkludentes 
Verhalten  (conduct)  erklärt  werden.  Unter  conduct  sind  nicht  nur  kon- 
kludente positive  Handlungen,  sondern  auch  Unterlassungen  zu  ver- 
stehen, aus  denen  ein  bestimmter  Wille  zu  entnehmen  ist.  Schließlich 
kann  der  Wille  auch  auf  andere  Weise  erklärt  werden,  z.  B.  wie  Anson 
S.  33  (44)  ausführt,  durch  Abfeuern  eines  Schusses  oder  durch  ein 
Lichtsignal  zum  Zeichen  des  Einverständnisses. 

Wenn  durch  Parteivereinbarung  für  einen  Vertrag  eine  Form  ver- 
einbart ist,  „so  spricht  eine  starke  Vermutung  dafür,  daß,  solange  der 
Vertrag  nicht  in  die  vereinbarte  Form  gebracht  ist,  kein  Vertrag  ge- 
schlossen ist"  (Ridgway  v.  Wharton  6  H.  L,  C  238),  Wenn  z.  B.  eine  Offerte 
angenommen  ist  unter  Hinweis  auf  einen  schriftlichen  Vertrag,  in  dem 
erst  die  näheren  Bedingungen  durch  die  soliciiors  der  Parteien  fest- 
gesetzt werden  sollen,  so  sind  die  Parteien  erst  gebunden,  wenn  der 
schriftliche  Vertrag  unterzeichnet  ist  (Honeyman  v.  Marryatt  6H,  Z.  C  US). 
Dasselbe  gilt,  wenn  die  Parteien  schriftlich  kontrahiert  haben,  aber 
vereinbart  haben,  einen  contract  under  seal  zu  errichten.  Wenn  sich 
aber  aus  den  Umständen  ergibt,  daß  die  Parteien  bereits  fest  ab- 
geschlossen haben  und  es  ihnen  nur  darum  zu  tun  ist,  das  Ver- 
einbarte zu  fixieren,  so  ist  der  Vertrag  perfekt,  z.  B.  wenn  die  Parteien 
sich  über  einen  lease  für  eine  bestimmte  Zeit  und  eine  bestimmte 
Rente  durch  Briefwechsel  geeinigt  haben  und  ein  scliriftlicher  Miet- 
vertrag „mit  den  üblichen  Klauseln"  aufgesetzt  werden  .soll  (Eadie 
V.  Addison  ßO  L,  J.  Ch,  8o)^).  Hier  ist  der  Vertrag  schon  vorher  perfekt, 
wobei  jedoch  zu  beachten  ist,  daß  er  vor  englischen  Gerichten  nur 
bewiesen  werden  kann,  wenn  den  Bestimmungen  des  Statute  of  Frauds 
Genüge  geleistet  ist  (vgl.  unten  Buch  II  §  220). 

^)  Vgl.  weitere  Beispiele  bei  Leake  S.  114,  115,  Anson  S.  53  (67). 
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§  76. 
Abgesehen  von  den   mannigfachen   Normen,   die   für  die 
Konstruktion    schriftlicher   Verträge   gelten,    ist   es    Tatfrage, 
welcher  Natur  eine  in  der  erwähnten  Weise  (§  75)  abgegebene 
Willenserklärung  ist 

Die  große  praktische  Bedeutung  dieser  Vorschrift  wird  verständlich, 
wenn  wir  uns  vergegenwärtigen,  daß  im  Zivilprozeß  mit  Jury  diese 
über  die  Tatfrage,  über  die  Rechtsfrage  aber  der  Richter  entscheidet, 
so  daß  nach  §  76  die  Jury  und  nicht  der  Richter  darüber  zu  befinden 
hat,  wie  eine  Willenserklärung  auszulegen  ist,  da  bei  mündlich  ab- 
gegebenen Erklärungen  die  Frage  der  Konstruktion  von  der  Beweis- 
würdigung, welche  der  Jury  obliegt,  nicht  getrennt  werden  kann. 

Anderes  gilt  für  schriftliche  Verträge.  Bei  diesen  gelten  bestimmte 
Normen  für  den  Beweis  solcher  Willenserklärungen,  die  sich  m'cht  aus  der 
Urkunde  selbst  ergeben.  Die  Materie  gehört  eigentlich  in  das  Beweis- 
recht  (law  of  eüidence)y  welches  nicht  Gegenstand  der  vorliegenden 
Kodifikation  ist,  und  kann  daher  hier  nur  in  aller  Kürze  behandelt 
werden.     Die  hauptsächlichsten  Grundsätze  lauten: 

Schriftliche  Verträge  können  nicht  durch  außerhalb  der  Urkunde 
selbst  liegende  Beweismittel  (extrinsic  evidence)  abgeändert  werden.  Es 
kann  also  nicht  der  Beweis  dafür  angetreten  werden,  daß  die  Parteien 
etwas  gewollt  haben,  was  mit  den  schriftlichen  Erklärungen  in  Wider- 
spruch steht*).  So  kann  z.  B.  beim  Warenkauf  der  Käufer  oder  Ver- 
käufer sich  nicht  darauf  berufen,  daß  nach  Muster  gekauft  wurde, 
wenn  in  dem  Briefwechsel  über  den  Kaufvertrag  die  Eigenschaften  der 
Kaufsache  angegeben  sind  und  nichts  darin  steht,  woraus  sich  ergibt, 
daß  nach  Muster  gekauft  wurde  (Tye  v.  Fynmore  3  Camp  462^  Meyer 
V.  Eoerth  4  Camp  22)*), 

Hiermit  steht  scheinbar  eine  andere  Maxime  in  Widerspruch,  welche 
lautet:  vcrba  intentioni  debent  inservirc.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein, 
daß  der  Parteiwille  durch  extrinsic  evidence  festgestellt  werden  darf, 
sondern  nur,  daß  dann,  wenn  die  wörtliche  Auslegung  zu  einem  Re- 
sultat fahrt,  das  mit  dem  aus  dem  Gesamtinhalt  der  schriftlichen  Auf- 
zeichnung zu  entnehmenden  Willen  in  Widerspruch  steht,  der  wahre  Wille 
zur  Geltung  zu  bringen  ist  [Ford  v.  Beech  1848  11  Q,  B,  866  sowie 
unten  §  79).  Ferner  gilt  bei  schriftlichen  Verträgen  die  Norm:  verba  ita 
sunt  intelligenda  ut  res  magis  valeat  quam  pereat  (vgl.  Sheppard's 
Touchstonc  87),  eine  Maxime,  die  bei  uns  nur  für  letztwillige  Ver- 
fügungen gilt  (vgl.  §  2084  BGB.). 

Ganz  subsidiär  gilt  die  Norm,  daß  Worte  stets  gegen  die  Partei 
auszuixen  sind,  die  sie  braucht  (vgl.  Sheppard^s  Totichstone  87). 

Diese  Normen  gelten,  sei  es,  daß  die  Schriftform  durch  Gesetz  oder 
Vertrag  vorgeschrieben  ist,  oder  daß  die  Parteien  ohne  besondere  Verein- 
barang  schriftlich,  z.  B.  durch  Briefwechsel,  kontrahiert  haben.  Sie  gelten 
auch  dann,  wenn  der  Vertrag  in  einer  gesiegelten  Urkunde  enthalten  ist. 

^)  Vgl.  für  unser  Recht  Entsch.  des  RG.  Bd.  52  S.  23. 
*)  Vgl.  über   diese  Fragen   die   sehr   ansfiihrliche  Darstellong  bei  Leake, 
Pars  I,  Kapitel  II,  S.  119—154. 
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indorscmmt  of  claim  für  die  Klagbegründung.  Für  gewisse  liquide 
Ansprüche  ist  durch  Order  3  ruh  6  der  RuUs  of  the  Supreme  Court 
von  1883  ein  special  indorsement  zugelassen.  Wenn  die  Klage  mit  dem 
writ  of  special  indorsement  erhoben  ist,  so  kann  gemäß  Order  14  rule  I 
der  genannten  Äules  ein  Urteil  im  summarischen  Verfahien  erlassen 
werden.  Dies  Verfahren  gilt  für  alle  Ansprüche  auf  bestimmte  Geld- 
summen aus  Wechseln,  contracts  under  sealy  sowie  einfachen  schriftlichen 
Verträgen  usw.  Der  Anspruch  aus  einem  ausländischen  Urteil  ist  also 
gegenüber  solchen  Ansprüchen  prozessual  in  keiner  Weise  bevorzugt 
Materiell  ist  der  ausländische  Gläubiger  insoweit  bevorzugt,  als  auf 
Grund  der  Lehre  vom  estoppel  Einreden,  die  sich  nicht  aus  dem  Urteil 
selbst  ergeben,  ausgeschlossen  sind,  abgesehen  von  den  oben  unter  i 
bis  3  genannten  2). 

2.  Estoppel  by  deed, 

Erklärungen  über  Tatsachen,  namentlich  Inventarverzeichnisse 
(recitals)  in  einer  Urkunde  unter  Siegel,  begründen  ein  e Stoppel j  so  daß  es 
der  Partei,  die  eine  Erklärung  in  dieser  Form  abgibt,  nicht  gestattet  ist, 
etwas  abzuleugnen,  was  sie  einmal  in  so  feierlicher  Form  behauptet 
hat.  Korporationen  können  (vgl.  I.  Teil  S.  94  ff.)  nur  unter  Siegel  gültig 
kontrahieren.  Solche  Erklärungen  bilden  daher  ein  gutes  Beispiel  für 
ein  estoppel  by  deed;  z.  B.  hatte  in  der  Entscheidung  Re  Bahia  &>  San 
Francisco  Railway  Co,  L.  R.  $  Q.  B.  584  diese  Gesellschaft  auf  Grund 
eines  gefälschten  transfer^  laut  dessen  ein  Aktionär  A.  seine  Aktien  an 
B.  übertragen  hatte,  dem  B.  ein  Certificate  ausgestellt,  wonach  B.  nun- 
mehr Inhaber  der  Aktien  sei.  B.  verkaufte  sie  weiter  an  den  gut- 
gläubigen C.  auf  Grund  dieses  Zertifikats  und  C.  wurde  als  Eigen- 
tümer im  Aktienbuch  registriert.  Später  wurde  die  Fälschung  ent- 
deckt und  die  Gesellschaft  mußte  den  A.  wieder  als  Inhaber  der 
Aktien  eintragen.  Sie  wurde  aber  auf  die  Klage  des  C.  zu  Schadens- 
ersatz verurteilt,  weil  sie  nach  ihrer  Erklärung  in  dem  Zertifikat  nicht 
mit  der  Behauptung  gehört  werden  konnte,  daß  B.  nicht  berechtigt 
war,  die  Aktien  zu  verkaufen  >).  Ähnlich  lag  der  Fall  Bloomenthal 
V,  Ford  [iSgy]  A,  C  156.  Der  Kläger  hatte  einer  Gesellschaft  1000  £ 
geliehen.  Als  Sicherheit  gab  ihm  die  Gesellschaft  für  1000  £  Aktien 
und  lieferte  ihm  zehn  Zertifikate,  welche  erklärten,  daß  er  Inhaber  dei 
Aktien  zu  den  darauf  genannten  Beträgen  sei  und  daß  die  Aktien 
voll   eingezahlt   seien.     Tatsächlich   war   nichts  darauf  eingezahlt.    Die 


')  Das  Reichsgericht  (Bd.  7  S.  372)  nimmt  an,  daß  in  Eoglaod  die  Gegenseitig- 
keit  nicht  verbürgt  sei  und  daher  aus  englischen  Urteilen  in  Deutschland  kein  VolU 
Streckungsurteil  erlassen  werden  könne.  Dieser  Standpunkt  des  Reichsgerichts 
ist  in  neuester  Zeit  von  verschiedenen  Seiten  bekämpft  worden  {%.  B.  von  Inhälseo 
in  Leske-Löwenfeld,  Die  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr  Bd.  1 
S.  688).  Mir  erscheint  der  Standpunkt  des  Reichsgerichts  trotz  aller  Einwurfe 
<iurchaus  richtig,  namentlich  da  die  oben  sub  4  erwähnten  Einwendungen  dem 
•englischen  Gericht  die  Möglichkeit  eröffnen,  anders  zu  erkennen,  nachdem  es 
die  Urteilsgriinde  des  ersten  Gerichts  für  unrichtig  erklärt  hat 

*)  Wenn  das  Zertifikat  unbefugterwei.se  mit  dem  richtigen  Siegel  versehen 
und  die  Unterschriften  der  Direktoren  getischt  sind,  so  tritt  kein  estoppel  gegen« 
über  dem  gutgläubigen  Erwerber  ein:  Rüben  v.  Great  FingcUl  Co.  [fQ04}  2. 
A:  ä  17g. 


Zweiter  Titel.     Willenserklärungen.  495 

Gesellschaft  wurde  zwangsweise  liquidiert  und  der  Liquidator  forderte 
vom  Kläger  die  Einzahlung,  während  der  Kläger  mit  dem  Antrage 
klagte,  seinen  Namen  von  der  Liste  der  beitragspflichtigen  shareholder 
zu  streichen.  Das  House  of  Lords  entschied  unter  Aufhebung  des 
Urteils  beider  Vorinstanzen,  daß  der  Kläger  nicht  hafte.  Die  Gesellschaft 
könne  gegenüber  ihrer  eigenen  Erklärung  in  dem  Zertifikat,  daß  die 
Aktien  voll  eingezahlt  seien,  nicht  mit  der  Behauptung  gehört  werden, 
daß  nichts  darauf  eingezahlt  sei.  Die  Gründe  der  Richter  legen  kein 
Gewicht  darauf,  daß  die  Erklärung  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  ent- 
halten war,  und  lassen  keinen  Zweifel  darüber,  daß  das  estoppel  auch 
dann  vorgelegen  hätte,  wenn  die  Erklärung  nicht  unter  Siegel  abge- 
geben worden  wäre. 

3.  Estoppel  in  pais  oder  by  matter  before  the  country  bedeutet,  daß 
jemand  durch  eine  offenkundige  Handlung  gehindert  ist,  etwas  zu  be- 
haupten, was  mit  seiner  Willenserklärung  über  eine  Tatsache,  die  sich 
aus  jener  Handlung  ergibt,  unvereinbar  ist  Die  meisten  Fälle,  die 
unter  estoppel  in  pais^  wie  Coke  den  Ausdruck  gebraucht,  fallen,  sind 
obsolet.  Z.  B.  rechnet  er  hierher  das  estoppel,  welches  für  den  Ver- 
äußerer dadurch  entstand,  daß  er  eine  livery  of  seisin  vornahm  (vgl. 
I.  Teil  S.  170).  Er  konnte  dann  gegenüber  dem  Erwerber  nicht 
Diehr  sein  Eigentum  behaupten.  Doch  gibt  es  auch  Fälle  von  estoppel 
tn  pais,  die  heute  noch  Geltung  haben,  z.  B.  estoppel  durch  acceptance 
of  reni,  d.  h.  der  Eigentümer  erkennt  durch  die  Annahme  des  Miet- 
zinses an,  daß  der  Besitzer  ein  gültiges  Recht,  zu  besitzen,  hat  und 
kann  daher  dieses  Recht  nicht  mehr  bestreiten. 

In  neuerer  Zeit  ist  die  Lehre  vom  estoppel  außerordentlich  aus- 
gedehnt und  man  hat  diese  neueren  Fälle  des  estoppel  dem  estoppel  in 
pais  zugeteilt.  Zunächst  hat  Bigelow  in  seinem  Buche  On  estoppel 
den  Begriff  estoppel  by  contract  geschaffen.  Darunter  versteht  er  „ö// 
cases  in  which  there  is  an  actual  or  Virtual  undertaking  to  treat  a  fact 
as  settledy  so  that  it  must  stand  specifically  as  agreed'\  d.  h.  ein  solches 
estoppel  liegt  vor,  wenn  die  Parteien  sich  dahin  geeinigt  haben,  daß 
eine  Tatsache  als  festgestellt  anzusehen  ist.  Ein  Beispiel  für  ein 
estoppel  by  contract  bildet  das  estoppel  des  Verwahrers  (bailee),  den  Titel 
des  Deponenten  (bailor)  zu  leugnen,  m.  a.  W.  der  Verwahrungskontrakt 
hat  zur  Folge,  daß  der  Verwahrer  sich  gegenüber  dem  Deponenten, 
der  die  Herausgabe  beansprucht,  nicht  darauf  berufen  kann,  daß  dieser 
nicht  Eigentümer  sei*). 


*)  BaiUe  ist  nicht  nnr  der  Verwahrer  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  jeder, 
dem  eine  bewegliche  Sache  auf  Grund  eines  Vertrages  anvertiaut  ist.  So  ist 
haiUe  der  Frachtführer,  dem  eine  Sache  auf  Grund  eines  Beforderungsvertrages 
anvertraut  ist,  der  Pfandgläubiger,  dem  eine  Sache  zum  Faustpfand  gegeben  ist. 
Wenn  auch  der  baiUt  sich  nicht  auf  ein  jus  tertü  gegenüber  dem  bailor 
alt  Einrede  gegen  die  Klage  berufen  kann,  so  kann  er  sich  doch  by  way  of 
interpUader  darauf  berufen,  venu  mehrere  von  ihm  die  Herausgabe  derselben 
Sache  verlangen;  er  kann  dann  aus  dem  Prozeß  ausscheiden  (vgl.  order  ^y  rule  lO 
der  Rults  of  the  Supreme  Court  von  1883  und  den  Fall  Ex  parte  Mersey  Docks 
<fe  Harbour  Board  [i8gg]  i  Q.  B.  ^46,  sowie  Schuster,  Rechtspflege  S.  165, 
ferner  erster  Teil  S.  386. 
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Ein  weiteres  Beispiel  des  estoppel  by  contract  bildet  das  cstoppd 
für  den  Mieter,  das  Eigentum  des  Vermieters  an  der  vermieteten  Sache 
zu  bestreiten,  ferner  wird  hierher  gezählt  das  esioppd  des  Akzeptanten, 
die  Eclitheit  der  Unterschrift  des  Ausstellers  eines  Wechseli  zu  be- 
streiten, wenn  er  von  einem  legitimierten  Inhaber  verklagt  wird. 

Ein  estoppel  by  contract  kann  auch  in  die  Klasse  des  estoppd  by 
dted  gehören,  wenn  die  fraglichen  Erklärungen  in  einer  Urkunde  unter 
Siegel  abgegeben  sind ;  soweit  das  aber  nicht  der  Fall  ist,  wird  es  dem 
estoppel  in  pais  zugerechnet.  Diesem  rechnet  man  auch  die  wichtige 
Art  des  estoppel  by  representation  oder  misrepresentation  zu,  wenn  jemand 
durch  bestimmte  Angaben  (represtntations)  oder  falsche  Angaben  (mis- 
representations)  gegenüber  einem  andern  sich  um  die  Möglichkeit  gebracht 
hat,  etwas  Abweichendes  zu  behaupten.  Mit  diesem  Falle  des  estoppd 
beschäftigt  sich  der  vorliegende  Paragraph. 

Unter  misrepresentation  wird  eine  unrichtige  Erklärung  über  eine 
Tatsache  verstanden,  die  in  gewissen  Fällen  zur  Anfechtung  des  Ver- 
trages berechtigt.  Die  Lehre  von  der  misrepresentation  wird  bei  §  89 
ausführlich  behandelt  werden.  Eine  misrepresentation  im  Rechtssinne 
liegt  nur  dann  vor,  wenn  dadurch  bei  der  Gegenpartei  ein  Irrtum  hervor- 
gerufen wird  und  diese  bei  Kenntnis  der  Sachlage  den  Vertrag  nicht 
geschlossen  haben  würde.  Gleichgültig  ist,  ob  denjenigen,  der  die 
falsche  Angabe  macht,  ein  Verschulden  trifft  oder  nicht.  Eine  solche  so* 
genannte  innocent  misrepresentation  berechtigt  im  Gegensatz  zur  arglistigen 
Täuschung  (fraudulent  misrepresentation)  nur  zur  Anfechtung  des  Ver- 
trages, nicht  aber  zu  einer  Klage  auf  Schadensersatz.  Eine  Ausnahme 
bilden  jedoch  gerade  die  Fälle,  wo  durch  die  misrepresentation  ein 
estoppel  bewirkt  wird.  Dieses  kann  dann  dazu  führen,  daß  derjenige, 
der  eine  misrepresentation  macht,  schadensersatzpflichtig  wird  (vgl.  den 
oben  erwähnten  Fall  Re  Bahia  &*  San  Francisco  Railway  Co.  L.  R.  3 
Q,  B.  584).  Weitere  Beispiele  bilden  die  Fälle  Balkis  ik  Tomkinsün 
[l8g3]  A.  C,  3g6  sowie  Low  v,  Bouverie  [l8gi]  3  Ch.  82,  Low  beab- 
sichtigte, dem  X.  auf  den  Anteil,  den  dieser  an  einem  Vermögen  hatte, 
welches  Bouverie  als  trustee  verwaltete,  Geld  zu  leihen.  Er  fragte 
den  Bouverie,  ob  dieser  Anteil  des  X.  verpfändet  oder  anderweitig 
belastet  sei  und  bis  zu  welcher  Höhe.  Bouverie  nannte  die  Belastungen, 
die  ihm  gerade  einfielen,  nannte  aber  nicht  alle.  Tatsächlich  war  der 
Anteil  des  X  stark  belastet  und  Low  konnte  auf  Gnmd  der  Ver- 
pfändung des  Anteils  an  dem  Trustvermögen  sein  Geld  nicht  zurück- 
erlangen. Low  verlangte,  daß  Bouverie  ihm  seinen  Schaden  ersetze. 
Der  Court  of  Appeal  entschied,  daß  Bouverie  auf  Grund  seiner  mis- 
representation dann  schadensersatzpflichtig  wäre,  wenn  er  mit  der  Be- 
iiauptung  estoppel  gewesen  wäre,  daß  die  Fonds  noch  anderweitig  belastet 
waren,  als  mit  den  Belastungen,  die  er  dem  Low  mitgeteilt  hatte;  denn 
dann  konnte  er  verurteilt  werden,  dem  Low  das  Trustvermögen  aus- 
zukehren unter  Berücksichtigung  nur  jener  Belastimgen,  die  er  in 
seinem  Briefe  aufgezählt  hatte,  und  da  noch  andere  Belastungen  vor- 
handen waren,  so  wäre  er  tatsächlich  gezwungen  gewesen,  das  Manko 
aus  seiner  eigenen  Tasche  zu  decken.  Aus  tatsächlichen  Gründen 
gelangte  das  Gericht  zu  einer  Abweisung  der  Klage,  weil  die  Briefe 
nicht  so  konstruiert  werden  könnten,  als  ob  der  Beklagte  ausdrücklich 
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habe  erklären  wollen,  daß  gerade  nur  die  von  ihm  aufgezählten  Be- 
lastungen vorhanden  seien,  denn  wie  Richter  Bowen  sagte:  „Die  Er- 
klärung, auf  der  ein  estofpel  beruht,  muß  präzise  und  unzweideutig  sein." 

Ein  weiteres  Beispie!  für  ein  estoppel  by  misrepresentation  eruähnt 
Pollock,  Contract  S.  444.  Ein  Gerichtsvollzieher  pfändete  Sachen, 
die  dem  Schuldner  kraft  seines  eheherrlichen  Rechts  gehörten.  Denn 
vor  der  Married  Wamens  Property  Act  von  1882  gingen  die  im  Eigentum 
der  Frau  stehenden  Sachen  durch  die  Heirat  in  das  Eigentum  des 
Mannes  über.  Später  entdeckte  die  Frau,  daß  der  Mann  schon  ander- 
weitig verheiratet  war,  als  er  mit  ihr  die  Ehe  einging,  daher  war  die 
Ehe  nichtig,  und  sie  war  noch  die  alleinige  Eigentümerin  der  Sachen. 
Sie  klagte  gegen  den  Gerichtsvollzieher  mit  der  Deliktsklage  wegen 
unbefugter  Wegnahme  (action  of  trover)  und  dieser  wurde  verurteilt. 
Jedoch  wäre  sie  möglicherweise  mit  ihrer  Behauptung,  daß 
sieEigentümerin  sei,  esti^pp^ä gewesen,  wenn  sie  erklärt  hätte, 
daß  sie  die  Frau  desjenigen  sei,  der  ursprünglich  verklagt  war. 

Wir  sind  jetzt  in  der  Lage,  die  Voraussetzungen  anzugeben,  unter 
denen  nach  §  77  ein  estoppel  eintritt.     Danach  ist  erforderlich : 

1.  daß  jemand  mündlich,  schriftlich,  durch  konkludentes  Handeln 
oder  Unterlassen  Erklärungen  abgibt,  aus  denen  ein  bestimmter 
Wille  zu  entnehmen  ist; 

2.  daß  der  andeie  Teil  nicht  weiß,  daß  dieser  anscheinend  vor- 
handene Wille  tatsächlich  nicht  vorhanden  ist; 

3.  daß  der  andere  Teil  durch  diese  Erklärung  veranlaßt  wurde, 
ein  Rechtsgeschäft  vorzunehmen. 

Zu  I.  In  den  vorerwähnten  Beispielen  wurde  das  estoppel  durch 
eine  falsche  Erklärung  über  eine  Tatsache  geschaffen.  Der  %  ']^  be- 
trifft aber  nur  den  besonderen  Fall,  daß  durch  das  Verhalten  einer 
Partei  eine  falsche  Erklärung  über  ihren  tatsächlichen  Willenszustand 
abgegeben  wird.  Ein  Beispiel  hierfür  bildet  der  Fall  Pickard  v.  Sears 
(1837)  6  A,  äf*  E,  46g,  der  als  leading  case  der  Lehre  vom  estoppel  in 
ihrer  modernen  Entwicklung  angesehen  wird.  Eine  Maschine  war  beim 
Schuldner  gepfändet  und  vom  Gerichtsvollzieher  an  den  Beklagten  ver- 
kauft worden.  Die  Maschine  war  vorher  dem  Kläger  veq^fändet,  der 
darüber  eine  Urkunde  präsentierte.  Durch  eine  solche  Verpfändung 
wurde  der  Kläger  nach  Comtnon  Law  Eigentümer  (legal  owner).  Der 
Beklagte  konnte  daher  an  und  für  sich,  obwohl  er  in  gutem  Glauben 
war,  kein  Eigentum  an  den  Sachen  erwerben*).  Aber  der  Kläger 
hatte  mit  dem  prosequierendeii  Gläubiger  über  die  Vcr\\'ertung  der 
Maschine  konferiert,  ohne  seinen  eigenen  Anspruch  zu  erwähnen, 
trotzdem  er  von  der  Pfändung  und  der  Absicht  des  Gläubigers  zu 
verkaufen  wußte,  deshalb  erklärte  das  Gericht  zweiter  Instanz,  es 
müsse  von  der  Jury  in  emer  neuen  Verhandlung  entschieden  werden, 
ob  nicht  dieses  Verhalten  als  eine  Genehmigung  des  zwangsweisen 
Verkaufes  anzusehen  sei,  denn  „wenn  jemand  durch  sein  Verhalten 
oder  seine  eigenen  Worte  einen  andern  vorsätzlich  dahin  bringt, 
an  die  Existenz   eines   bestimmten  Willenszustandes    zu   glauben   und 

*)  Heute  ist  zur  Galligkeit  der  Verpfandung  von  beweglidien  Sachen  eine 
Elinlragnug  in  ein  Register  erforderlich,     {ßiils  of  SaU  Acts  von   i8''8  und  1882.) 
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jenen  veranlaßt,  in  diesem  Glauben  zu  handeln,  so  daß  er  seine  frühere 
Stellung  verändert,  dann  ist  der  erstere  mit  der  Behauptung  aus- 
geschlossen, daß  zu  gleicher  Zeit  ein  anderer  Willenszustand  existiert" 

Im  Falle  Jones  v.  Littledale  (1837)  6  A.  ^  E.  486  verkauften 
Littledale  &  Co.,  eine  Maklerfirma  in  Liverpool,  in  ihren  Auktions- 
räumen in  Auktion  ein  Quantum  Hafer  und  stellten  darüber  eine  Schluß- 
note aus,  auf  welcher  es  hieß,  „Gekauft  von  Littledale  &  Co.'*  Der 
Kaufpreis  wurde  teilweise  an  sie  gezahlt,  sie  weigerten  sich  aber  zu 
liefern  und  es  wurde  daher  gegen  sie  geklagt.  Sie  wandten  ein,  daß 
sie  als  Vertreter  einer  anderen  Firma  gehandelt  hätten.  Sie  hätten  die 
Nota  auf  ihren  eigenen  Namen  ausgestellt,  damit  der  Kaufpreis  an 
sie  gezahlt  würde  und  damit  sie  sich  wegen  ihrer  dem  eigentlichen 
Verkäufer  gemachten  Vorschüsse  daraus  decken  könnten.  Es  wurde 
entschieden,  daß  sie  nach  ihrer  Erklärung  als  Verkäufer  anzusehen 
seien  und  daher  nicht  mit  der  Behauptung  gehört  werden  könnten, 
daß  sie  als  Vertreterin  einer  anderen  Firma  gehandelt  hätten :  „Zweifellos 
kann  die  eine  vertragschließende  Partei  den  Beweis  erbringen,  daß  die 
andere  Partei  lediglich  Vertreter  war,  obwohl  sie  in  eigenem  Nanaen 
kontrahierte,  und  sie  kann  so  den  eigentlichen  Geschäftsherm  fest- 
stellen. Aber  es  ist  klar,  daß,  wenn  der  Vertreter  in  solcher  Form 
kontrahiert,  daß  er  persönlich  haftet,  er  sich  nicht  selbst  von  dieser 
Haftimg  befreien  kann,  gleichgültig  ob  der  eigentliche  Geschäftsherr 
bekannt  war  oder  nicht" «). 

In  diesem  Falle  lag  nicht  eher  ein  Vertrag  vor,  der  den  Erforder- 
nissen des  Statute  of  Frauds  genügte,  als  bis  die  Schlußnote  gezeichnet 
war,  in  welcher  die  Beklagte  sich  selbst  als  Verkäuferin  bezeichnete. 
Es  ist  jedoch  nach  §  78  nicht  erforderlich,  daß  die  Willenserklärung, 
welche  das  estoppel  schafft,  direkt  gegenüber  der  Partei  abgegeben  wird, 
die  infolge  der  unrichtigen  Behauptimg  ihre  Position  ändert.  Als  Beleg 
für  diesen  Satz  führt  Jenks  den  Fall  Henderson  v.  Williams  [l8gS] 
T.  Q.  B,  521  an: 

Ein  Kaufmann  in  Liverpool  namens  Gray  hatte  150  Sack  Zucker 
bei  dem  Beklagten,  einem  Lagerhalter,  eingelagert.  Gray  war  von 
einem  gewissen  Fletcher  durch  betrügerische  Manipulationen  ver- 
anlaßt, dem  Lagerhalter  eine  schriftliche  Anweisung  des  Inhalts  zu 
geben,  daß  die  Waren  nunmehr  für  Fletchers  Order  lagerten.  Darauf 
verkaufte  Fletcher  die  Waren  an  den  Kläger.  Der  Beklagte  bestätigte 
dem  Kläger  auf  sein  Verlangen  schriftlich,  daß  die  Waren  nunmehr  zu 
seiner  Verfügung  und  für  seine  Order  lagerten.  Nachdem  Gray  den 
Betrug  entdeckt  hatte,  veranlaßte  er  den  Beklagten,  die  Herausgabe 
der  Waren  an  den  Kläger  zu  verweigern.  Beklagter  wurde  zur  Heraus- 
gabe verurteilt.  In  seinem  Urteil  im  Court  of  Appeal  ging  Lord 
Halsbury  davon  aus,  daß  der  Beklagte  nur  formell  Prozeßpartei  sei. 
Der  eigentliche  Beklagte  sei  Gray.    Die  Erklärung  des  Gray  gegenüber 


^  Wie  später  §  144  ausgeführt  wird,  hatte  der  Käafer  im  vorliegeodeD 
Falle  ein  alternatives  Klagrecht,  denn  obwohl  Littledale  &  Co.  in  eigenem 
Namen  kontrahiert  hatten,  konnte  er  auch  gegen  die  von  ihnen  vertretene 
Firma  klageo. 
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dem  Beklagten,  dem  Lagerhalter,  daß  die  Waren  nunmehr  für  Fletchers 
Order  lagerten,  bildete  nach  seiner  Ansicht  das  estoppd^  welches  den 
Gray  verhinderte,  die  Befugnis  des  Beklagten  zu  bestreiten,  über  die 
Waren  nach  Fletchers  Anweisung  zu  verfügen: 

„Wenn  der  Eigentümer  der  Waren  durch  sein  Verhalten  eine 
andere  Person,  der  er  die  Ware  anvertraut  hat,  in  die  Lage  versetzt, 
sich  als  Eigner  zu  gerieren,  so  erwirbt  der  Käufer  einen  guten  Rechts- 
titel", und  femer  sagt  er  „Wenn  jemand  eine  Person,  der  er  Waren  an- 
vertraut hat,  mit  dem  „indicia"  des  Eigentums  umgeben  hat,  so  kann 
er  nicht  einwenden,  daß  der  andere  nicht  ermächtigt  war,  zu  verkaufen". 
Dagegen  fanden  die  beiden  anderen  Richter  (Lord  Lindley  und  Smith) 
das  estoppel  in  der  Erklärung  des  Lagerhalters  gegenüber  dem  Kläger, 
in  welcher  er  diesem  bestätigte,  daß  die  Waren  für  ihn  und  für  seine 
Order  lagerten.  Der  Fall  Hmderson  v,  Williams  bildete  also  nur  nach 
den  Entscheidungsgründen  Lord  Halsbury's  ein  Beispiel  für  §  78  Satz  i, 
in  dem  nach  seiner  Entscheidung  die  Erklärung,  welche  das  estoppel 
schafft,  nicht  gegenüber  demjenigen  abgegeben  war,  der  sich  darauf  berief. 

Ein  anderes  Beispiel  für  §  78  Satz  i  führt  Ewart  in  seinem  Buche 
Ort  estoppel  an.  Jemand  nimmt  eine  Hypothek  von  250  £  auf  ein 
Grundstück  und  stellt  dementsprechend  ein  Hypothekeninstrument  aus. 
Spater  zahlt  er  200  £  darauf  zurück.  Der  Hypothekarier  verkauft  die 
Hypothek  mit  der  Angabe,  daß  die  200  £  noch  geschuldet  würden. 
Der  Schuldner  ist  mit  der  Behauptung  nicht  estopped^  daß  nur  50  £  ge- 
schuldet würden.  Wenn  aber  der  Schuldner  sich  nur  100  £  geben 
läßt,  aber  ein  Instrument  ausstellt,  in  dem  er  anerkennt,  250  £  zu 
schulden,  und  der  Gläubiger  dann  die  Hypothek  veräußert,  so  kann  der 
Schuldner  nicht  einwenden,  daß  er  nur  100  £  Valuta  empfangen  hat, 
er  hat  bei  der  misrepresentation  des  Gläubigers  mitgewirkt  (assisted 
msrepresmtation). 

Für  den  Satz  2  des  §  78  fehlt  es  an  einem  direkten  Beleg.  Im 
Falle  Johnson  v»  Cridit  Lyotmais  (1877)  3.  C.  P.  D.  32  wurde  zum  Aus- 
dmck  gebracht,  daß  rein  passives  Verhalten  nicht  genügt,  um  zugunsten 
eines  anderen  ein  estoppel  zu  schaffen.  Jedenfalls  will  Jenks  mit  jenem 
Satz  sagen,  daß  ein  estoppel  nur  vorkommen  kann,  wenn  der  Erklärende 
bei  Abgabe  der  unrichtigen  Erklärung  mit  der  Möglichkeit  rechnen 
mußte,  daß  ein  anderer  im  Vertrauen  darauf  handelte. 

Stellung  der  Lehre  vom  estoppel  im  Rechtssystem. 

Estoppel  bedeutet,  wie  wir  gesehen  haben,  eine  unwiderlegliche 
Rechtsvermutung,  und  es  entspricht  insoweit  der  sogenannten  präsumtio 
juris  et  de  jure.  Materiell  dient  es  zur  Erreichung  ganz  verschiedener 
Zwecke: 

1.  Wenn  aus  dem  Verhalten  einer  Person  zu  folgern  ist,  daß  sie 
einer  andern  eine  Vollmacht  im  bestimmten  Umfange  erteilt  habe,  so 
kann  sie  nicht  mit  der  Behauptung  gehört  werden,  daß  sie  der  andern 
eine  solche  Vollmacht  tatsächlich  nicht  erteilt  hat,  wenn  ein  Dritter  im 
Vertrauen  darauf  kontrahiert  hat.  Die  Vertretungsbefugnis  in  solchem 
Falle  nennt  man  agency  by  estoppel, 

2.  Wenn  jemand  nach  den  Normen  über  den  Erwerb  des 
Eigentums   kein   Eigentum    erworben    hat,    wohl    aber    tatsächlich    die 
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Stenimg  des  Eigentümers  hat,  weil  der  wahre  Eigentümer  seme  Redite 
wegen  eines  esteppel  nicht  geltend  machen  kann,  so  hak  der  Erwerber 
einen  title  by  estoppel  und  auf  diesem  Wege  wird  in  manchen  Fällen 
im   englischen  Recht   der  Schutz   des  gutgUlubigen  Erwerbers  erreicht 

3.  Zum  Vertragsschluß  ist  auch  im  englischen  Recht  ein  wirklicher 
Konsens  erforderlich,  wenigstens  entspricht  das  der  herrschenden 
Meinung.  Eine  andere  Theorie  behauptet,  daß  es  nicht  aaf  das  Ge- 
wollte, sondern  auf  das  Erklärte  ankommt.  Wir  finden  hier  denselben 
Streit,  der  früher  auch  in  unserm  Rechte  zwischen  den  Anhängern  der 
sogenannten  Willenstheorie  und  den  Anhängern  der  Erklärungstheorie 
herrschte:  vgl.  Anson  S.  118  Anm.  sowie  Williams,  Vendor 
&  Purchaser  Bd.  II  S.  668  Anm.  i.  Durch  die  Normen  vom  estoppel 
wird  jedoch  der  Satz,  daß  ein  wirklicher  Konsens  zum  Vertragsschluß 
erforderlich  ist,  in  sehr  erheblichem  Maße  modifiziert,  denn,  ^sie 
Williams  S.  668  ausführt,  sind  die  Fälle,  in  denen  eine  Partei,  die 
sich  geirrt  hat,  estopped  ist,  ihren  wahren  Willen  zu  beweisen,  \iel 
häufiger  als  die  Fälle,  in  denen  ein  solches  estoppel  nicht  vorliegt,  und 
deshalb  ist  die  Lehre  vom  estoppel  für  die  Lehre  ^om  Irrtum  (§§  87,  88) 
und  der  misrepresentation  (§§  89,  90)  von  großer  Bedeutung. 

4.  Schließlich  kann,  wie  die  Fälle  Loui  v,  Bouverie  und  Re  Bahia 
■<5r*  San  Francisco  Railway  Co,  zeigen,  durch  estoppel  eine  positive  Ver- 
pflichtung zur  Leistung  geschaffen  werden,  ohne  daß  zwischen  den 
Parteien  ein  Vertrag  besteht,  und  ohne  daß  der  Verpflichtete  ein  Delikt 
(tort)  begangen  hat,  welches  ihn  haftbar  macht. 

§  79. 
Handlungen  oder  Dokumente,  die  eine  Erklärung  be- 
stimmter Art  enthalten,  die  aber  in  Wirklichkeit  nach  dem 
^Villen  der  Parteien  eine  Erklärung  anderer  Art  zum  Inhah 
haben  sollen,  müssen  nach  ihrer  wahren  und  nicht  nach  ihrer 
scheinbaren  Natur  beurteilt  werden. 

Bmyon  v.  NeUlefold  (iS^O)  g  Mac  <fe  G.  ()4,  Sprye  v,  Porter  (18^6)  j  £.Sß. 
j8,  Salt  V.  Marquess  of  Nortkampton  [i8g2]  A.  C.  i. 

In  diesem  Paragraphen  sind,  wie  die  von  Jenks  als  Erläuterung 
angeführten  Beispiele  zeigen,  Noimen  verschiedener  Art  enthalten. 

I.  Einmal  kommt  darin  das  Prinzip  zum  Ausdruck,  daß  bei  der 
Auslegimg  einer  Willenserklärung  der  wahre  Wille  zur  Geltung  lu 
bringen  ist  (vgl,  §  133  BGB.).  Das  ergibt  der  Fall  Salt  v.  Marquess 
of  Nortliantpton  [1892]   A.  C.  r. 

Die  Parteien  hatten  eine  Urkunde  errichtet,  in  welcher  bestimmt 
war,  daß  eine  Lebensversicherungspolice  der  Beklagten  pobsolutely' 
gehören  sollte,  welche  die  Versicherung  abgeschlossen  halte,  um  eine 
Sicherheit  zu  haben  für  den  Fall,  daß  der  Versicherte,  dem  die  Be- 
klagte größere  Summen  geliehen  hatte,  starb.  Aus  dem  gesamten 
Inhalt  der  schriftlichen  Vereinbarungen  schloß  das  Gericht,  daß  in 
Wahrheit    nur    eine  Verpfändung    (mortgage)   der  Police  gewollt   war. 
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Im  Egufty'Rccht  ist  aber  vor  Fälligkeit  eine  Vereinbarung  unzulässig, 
nach  welcher  der  verpfändete  Gegenstand  bei  Eintritt  irgend  eines 
Ereignisses  unbeschränktes  Eigentum  des  Pfandgläubigers  wird*).  Dieser 
Satz  wurde  auch  auf  den  vorliegenden  Fall  zur  Anwendung  gebracht, 
und  die  Beklagte  wurde  verurteilt,  den  Betrag  der  Police,  insoweit  er 
ihre  Forderung  überstieg,  an  die  Erben  auszuzahlen. 

Auch  in  anderen  Fällen  haben  die  jE^uify-Gerichte  mehrfach  ent- 
schieden, daß,  wenn  äußerlich  eine  unwiderrufliche  Eigentumsübertragung 
vorlag,  tatsächlich  aber  nur  eine  Verpfändung  (mortgage)  —  die  im  eng- 
lischen Recht  in  die  Form  einer  fiduziarischen  Eigentumsübertragung 
gekleidet  wird  —  gewollt  war,  dann  derjenige,  der  die  Übertragung 
vorgenommen  hat,  das  einem  Pfand  Schuldner  zustehende  Rückkaufs- 
recht ausüben  kann  (vgl.  darüber  Ashburner,  Equity  S.  274). 

2.  Meist  wird  der  Fall  so  liegen,  daß  die  Parteien  absichtlich 
eine  Veräußerung  vornehmen,  aber  bloß  eine  Verpfändung  wollen,  so 
daß  die  Verpfändung  sich  als  ein  dissimuliertes  Rechtsgeschäft  darstellt 
Auch  dieser  Fall  wird  von  dem  vorliegenden  Paragraphen  getroffen. 
Im  Falle  Sprye  v.  Forter  l8s6,  y  E,  &*  B,  y8  wird  ausgeführt,  daß,  wenn 
die  Parteien  tatsächlich  ein  Rechtsgeschäft  gewollt  haben,  das  sich  als 
Champerty  darstellt  (vgl.  §§  92,  93),  während  äußerlich  das  Geschäft 
nicht  die  Züge  des  verbotenen  Rechtsgeschäfts  trägt,  lediglich  das 
wirklich  gewollte  Geschäft  der  Beurteilung  zugrunde  zu  legen  sei. 

Es  finden  jedoch  bei  der  Ermittlung  der  wahren  Bedeutung  von 
Willenserklärungen,  welche  in  Dokumenten  enthalten  sind,  die  bei 
§  76  erwähnten  Normen  über  die  Zulässigkeit  von  extrinsic  evidence 
Anwendung,  wodurch  es  den  Parteien  oft  unmöglich  gemacht  wird, 
den  Beweis  zu  erbringen,  daß  sie  etwas  anderes  gewollt  haben,  als  das, 
was  sich  aus  dem  Dokument  ergibt.  Ist  jedoch  das  tatsächlich  ge- 
wollte Rechtsgeschäft  ein  verbotenes  oder  nichtiges  Geschäft,  so  ist 
extrinsic  evidence  zulässig,  um  nachzuweisen,  daß  überhaupt  kein  gültiges 
Rechtsgeschäft  zustande  gekommen  sei. 

§  79  gi't  nur  für  den  Fall,  daß  beide  Parteien  dasselbe  gewollt  haben, 
nicht  für  den  Fall  des  sogenannten  versteckten  Dissenses,  wo 
die  Erklärungen  übereinstimmen,  jede  Partei  damit  aber  einen  andern 
Sinn  verbindet.  Dieser  Fall  gehört  in  die  Lehre  vom  Irrtum  (vgl. 
§87).  Ebensowenig  gehört  hierher  die  Lehre  von  der  falsa  demon- 
Ntratio,  wo  die  Parteien  ebenfalls  übereinstimmend  etwas  erklären, 
beide  sich  über  die  Bedeutung  der  gebrauchten  Ausdrücke  im  Irrtum 
befinden,  aber  im  Resultat  dasselbe  wollen.  Dieser  Fall  wird  ebenfalls 
bei  der  Lehre  vom  Irrtum  behandelt  werden.  Daß  eine  Mental- 
reservation nicht  beachtlich  ist,  ist  für  den  englischen  Juristen  ein  so 
selbstverständlicher  Satz,  daß  ihn  Jenks  gar  nicht  erwähnt  (vgl.  Schuster, 
Principles  of  German  Law  S.  93). 

Über  den  Fall  der  Mentalreservation,  die  dem  andern  Teil 
bekannt  ist,  sowie  den  Fall  des  reinen  Scheingeschäfts,  durch  das 
nicht,  wie  in  den  oben  erwähnten  Fällen,  ein  anderes  Geschäft  verdeckt 
vird,  vergleiche  den  folgenden  Paragraphen. 


*)  Vgl.  daza  Ashburner,  Equity  S.  277  und  §§  1149,   1229  BGB. 
G.  Schirrmeistcr,  Bürgert.  Reche  Knglands.    I.  33 
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§  80. 
Aus  einer  Willenserklärung,  die  nicht  dazu  bestimmt  ist, 
rechtliche  Wirkungen  hervorzubringen,  kann  niemand  klagen, 
der,  als  er  auf  Grund  dieser  Erklärung  handelte,  ihren  wahren 
Charakter  kannte. 

PVeeks  V.  Tybald  (1605)  ^  ^olle  Abr,  6;  Guthing  v,  Lynn  iSji  2  B.A  Ad  2p. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  erklärt  die  nicht  ernstlich  gemeinte 
Wülenserkläiung  für  nichtig,  wenn  sie  in  der  Erwartung  a%egeben 
wird,  der  Mangel  der  Emsthchkeit  werde  nicht  verkannt  werden.  Ob 
der  £rklärungsem|7fänger  den  Mangel  der  Emstlichkeit  erkannt  hat 
oder  nicht,  ist  gleichgültig.  Zum  Ausgleich  daraus  entstehender  Härten 
dient  die  Verpflichtung  zum  Ersatz  des  negativen  Interesses  (§  122  BGB.). 
Dag^en  ist  im  englischen  Recht  die  Erklärung  nur  dann  ohne  recht- 
liche Wirkung,  wenn  der  andere  Teil  den  Mangel  der  Ernstliclikeit 
wirklich  erkannt  hat  Mit  Recht  sagt  daher  Schuster,  Prindples  of 
Gennan  Law  S.  93,  daß  dem  englischen  Recht  eine  dem  §  118  BGB. 
entsprechende  Norm  unbekannt  sei.  Der  §  80  sagt  nichts  über  den 
Fall,  daß  der  Mangel  der  Emstlichkeit  der  Willenserklärung  dem  andern 
Teil  später  bekannt  wird.  Man  muß  aber  wohl  annehmen,  daß  der 
Erklärende  sich  in  diesem  Falle  nicht  darauf  berufen  kann,  seine  Er- 
klärung nicht  ernstlich  gemeint  zu  haben.  Unter  §  80  fallen  einmal 
die  Erklärungen,  die  im  Scherz  oder  sonst  imter  Umständen  abgegeben 
sind,  aus  denen  ohne  weiteres  der  Mangel  des  VerpflichtungSA^illens 
folgt,  dann  aber  auch  solche  Erklärungen,  die  gesprächsweise  ab- 
gegeben sind,  ohne  den  Willen,  sich  rechtlich  zu  binden. 

Im  Falle  Weeks  v.  Tybald  (1605  i  Rolle  Abr.  6)  sagte  der  Be- 
klagte im  Laufe  eines  Gesprächs  mit  dem  Kläger,  daß  er  demjenigen, 
der  seine  Tochter  mit  seiner  Einwilligung  heiraten  würde,  icxD  £  geben 
würde.  Der  Kläger  heiratete  die  Tochter  des  Beklagten  mit  dessen 
Einwilligung  und  klagte  auf  Gmnd  des  angeblichen  Versprechens. 
Das  Gericht  entschied,  daß  durch  solche  allgemeinen  Redensarten 
keine  bindende  Verpflichtung  entstand.  Der  Fall  stammt  aus  dem 
Jahre  1605.  Ein  Fall  aus  dem  Jahre  1900,  Faritia  v.  Fickus  [1900]  i 
Gh.  531,  besagt  dasselbe.  Ein  Vater  schrieb  an  den  Kläger,  der  im 
Begriff  stand,  seine  Tochter  zu  heiraten,  folgendes :  „Sie  wird  einen  Anteil 
an  dem  Vermögen  haben,  daß  nach  dem  Tode  ihrer  Mutter  vorhanden 
ist."  Diese  Erklärung  wurde  nicht  als  eine  Offerte  aufgefaßt,  die  durch 
die  Eheschließung  in  ein  bindendes  Versprechen  ven^-andelt  werden 
konnte,  sondern  als  die  unverbindliche  Erklärung  einer  Absicht  des 
Vaters,  seiner  Tochter  etwas  zu  hinterlassen  1). 

Femer  gehören  hierher  Willenserklärungen,  die  so  unbestimmt  ge- 
halten sind,  daß  daraus  der  Mangel  des  Willens,  sich  ernstlich  zu  ver- 
pflichten, zu   folgern  ist.     Im  Falle  Guthing  v   Lynn  2  B.  &*  Ai,  233 


*)  Nur  weil  die  Offerte  nicht  ernstlich  gemeint  war,  wurde  in  diesen  beiden 
Fällen  die  Klage  abgewiesen,  sonst  kommt  durch  ein  solches  Versprechen,  dessen 
consideration  die  Eheschließung  mit  der  Tochter  bildet,  ein  gültiger  klagbarer 
Vertrag  zustande. 
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kaofie  A  von  X  ein  Pferd  und  versprach,  wenn  das  Pferd  ihm  GlCkrk 
brachte,  so  würde  er  5  £  mehr  geben  oder  ein  anderes  Pferd  kaufen. 
Das  Verbrechen  wurde  als  zu  vage  und  unbestimmt  angesehen,  ab 
dafi  das  Gericht  es  berücksichtigen  könne. 

§  81. 
Wenn  jemand  durch  Täuschung  (frmtd)y  Zwang  (dureu), 
Drehungen  (thr^&h)^  ungehörige  Beeinflussung  (umhte  iifßuetw) 
seitens  einer  andern  Person  veranlaßt  wird,  einen  bestimmten 
Willen  zu  fiassen  und  zu  erklären,  so  ist  er  —  im  Falle  seines 
Todes  seine  Rechtsnachfolger  (repr99eniaiive$)  —  berechtigt,  die 
WillenserklArung  anzufechten,  sowohl  gegenüber  der  schuldigen 
Partei,  als  auch  gegenüber  allen  Personen,  denen  zu  der  Zeit, 
als  er  auf  Grund  des  gefaßten  Willens  handelte,  die  Tauschung, 
der  Zwang,  die  Drohung  oder  die  ungehörige  Beeinflussung 
bekannt  waren  oder  bekannt  sein  mußten,  oder  die  unentgelt^ 
liehe  Erwerber  (wolunie&rs)  waren.  Aber  er  ist  nicht  zur  An- 
fechtung gegenüber  solchen  Personen  befugt,  die  in  gutem 
Glauben  und  auf  Grund  einer  gültigen  Gegenleistung  (wa/uabh 
consideratian)  im  Vertrauen  auf  die  Gültigkeit  seiner  Willens^ 
erklflrung  gehandelt  haben. 

Morley  v,  Lougknan  (rSo'^)  i  Ch,  'j'jfy. 

Schöiefield  v.    Templer  (töyj)  4  De  G.  A  J.  4^^. 

Lyon  V,  Harne  (1S68)  L.  A*.  0  Eq.  6^^;  Barron  v,  l^illis  [ipOOj  2  Ch,  /JJ, 
Eioe  Person,  die  dmrch  eine  noentgeltliche  Verfugaog  von  einer  Person  erwirbt,  die 
ihrerseits  amf  Grund  eines  entgeltlichen  Vertrages  erworben  hat,  ist  kein  ,,volunUer**, 

Cobbet  V.  Brock  (18^^)  20  Beav.  ^24;  Oakes  v.  Turquand  i86j  L,  i?.  2. 
B.  JL  C.  ^25. 

Bainbrigge  v.  Browne  (1881)  18  CA.  D.  188. 

Der  Paragraph  bestimmt  die  Anfechtbarkeit  eines  Rechtsgeschäfts 
wegen  eines  der  darin  genannten  Willensmüngel.  Die  Aufzählung  der 
Gründe,  welche  zur  Anfeclitnng  berechtigen,  ist  jedoch  nicht  erschöpfend, 
und  wird  durch  die  §§  89  und  qo  ergänzt. 

I.  Fraud.  Die  Common  ZtfW -  Gerichte  hatten  sich  nach  zwei 
Richtungen  mit  dem  Begriff  der  Täuschung  zu  befassen,  einmal  wenn 
die  Ungültigkeit  des  Vertrages,  aus  dem  geklagt  wurde,  wegen  Betruges 
eingofc-andt  wurde,  zweitens,  wenn  wegen  Betruges  eine  Deliktsklage 
auf  Scliadeosersatz  (action  of  fort)  erliob«ii  wurde,  die  den  Namen 
actum  of  deceit  trägt.  Die  Voraussetzungen  der  action  of  deceit  gehören 
in  die  Lehre  von  den  Delikten  (I.au*  of  Torts)  Buch  II  Abt.  3  dieses 
Kommentars.  Eine  begriffliche  Verschiedenheit  zwischen  fraud  und 
dtcdt  existiert  im  Common  Law  nicht,  während  jedoch  der  erstere 
Ausdruck  allgemein  gebraucht  wird,  ist  der  Gebrauch  des  letzteren 
Ausdrucks  auf  den  Fall  der  genannten  Deliktsklage  beschränkt. 

Im  i5^2^//>'- Recht  hat  sich  die  Lehre  vom  fraud  in  anderer  Weise 
entwickelt.   Wenn  jemand  vor  dem  früheren  Kanzlcigerichte  auf  specific 
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Performance^  rescission  oder  recüficaüon  klagte  und  fraud  eingewandt 
.wurde,  so  verstand  darunter  das  Gericht  jeden  Verstoß  gegen  Treu 
und  Glauben.  Man  erhob  mit  der  Behauptung  eines  fraud  gleichsam 
eine  exceptio  doli  generalis  oder  wie  Pollock  S.  522  sagt:  „Der  Aus- 
druck fraud  war  ein  nomen  generalissimum."  Insbesondere  genügte 
zur  Abweisung  der  Klage  auf  specific  Performance  schon  eine  objektiv 
falsche  Angabe  des  Vertragsgegners  über  wesentliche  Tatsachen,  die 
den  anderen  Teil  zum  Vertrage  veranlaßt  hatte.  Das  Kanzleigericht 
brauchte  daher  meist  gar  nicht  zu  prüfen,  ob  eine  Täuschung  im 
eigentlichen  Sinne  vorlag,  sondern  erklärte  in  solchem  Falle  fraud  für 
vorliegend.  Ferner  wurde  auch  beim  Vorliegen  von  undue  influenct  von 
fraud  gesprochen.  Diese  Laxheit  in  der  Terminologie  hatte  eine  völlige 
Verwirrung  der  Begriffe  im  Equity-^^chX  zur  Folge.  Erst  in  neuester 
Zeit  ist  eine  Klärung  der  Begriffe  im  Equity-^e^zhK  eingetreten.  Ash- 
burner  in  seinem  Buche  über  Equity-^t^t  S.  397  geht  von  dem 
vagen  Begriff  des  fraud  im  früheren  j£'^«//y-Recht  aus  und  hebt  daraus 
die  Fälle  des  eigentlichen  Betrugs,  den  er  als  actual  fraud  bezeichnet 
hervor;  diesen  definiert  er  dann  übereinstimmend  mit  dem  Common 
Laiü.  Auch  Pollock  S.  523  führt  aus,  daß,  nachdem  sich  die  laxe 
Terminologie  im  ^^«/(v- Recht  geklärt  habe,  jetzt  kein  begrifflicher  Unter- 
schied mehr  bestehe.   Die  Voraussetzungen  de&  fraud  sind  die  folgenden: 

I.  Es  muß  eine  falsche  Behauptung  (misrepresentation) 
vorliegen.  Bloßes  Verschweigen  genügt  nicht.  Im  Falle  Ward  v,  Hobbs 
3  Q.  B.  D,  150  sandte  Hobbs  Schweine  auf  einen  öffentlichen  Markt, 
die,  wie  er  wußte,  an  einer  ansteckenden  Krankheit  litten.  Sie  in 
■diesem  Zustand  auf  den  Markt  zu  senden,  verstieß  gegen  ein  Strafgesetz. 
Er  verkaufte  die  Schweine  „mit  allen  Fehlem",  ohne  daß  eine  weitere 
Erklärung  über  ihre  Beschaffenheit  abgegeben  wurde.  Der  größte 
Teil  der  Schweine  starb,  andere  Schweine,  die  Ward  gehörten,  wurden 
■ebenfalls  infiziert  und  ebenso  die  Stoppelfelder,  auf  welche  sie  aus- 
getrieben waren.  Ward  behauptete,  das  Feilhalten  der  Schweine  auf 
dem  öffentlichen  Markt  käme  unter  diesen  Umständen  einer  Zusicherung 
gleich,  daß  sie  frei  von  ansteckenden  Krankheiten  seien.  Lord  Seiborne 
im  House  of  Lords  (4  App,  Ca,  2g)  führte  in  seinem  Urteil  dazu  folgendes 
aus:  Das  Senden  der  Tiere  zum  Verkauf  auf  den  öffentlichen  Markt, 
nicht  aber  der  Verkauf  selbst  verietze  das  Strafgesetz.  Man  könne 
nicht  annehmen,  daß  ein  Verkäufer  dem  andern  stillschweigend  die 
Zusicherung  gebe,  daß  er  kein  Strafgesetz  wissentlich  verletze.  Jeden- 
falls genüge  das  bloße  Verschweigen  des  dem  Beklagten  bekannten 
Fehlers  nicht,  um  fraud  anzunehmen. 

Noch  besser  erläutert  der  Fall  Keates  v.  Earl  Cadogan  (iSsO  ^^ 
C,  B,  5 gl  den  fraglichen  Satz.  Kläger  erhob  die  action  of  decüt,  weil 
Beklagter  ihm  ein  Haus  vermietet  hatte,  welches,  wie  Beklagter  wußte, 
zum  sofortigen  Beziehen  genommen  wurde,  und  welches  in  baufälligem 
Zustande  war,  was  Beklagter  ebenfalls  wußte  1). 

^)  Weon  wir  auch  hier  den  Begiiff  des  fraud  nur  iusoweit  zu  erörtern  haben, 
als  er  für  die  Aufechtuog  von  Verträgen  in  Betracht  kommt,  so  läßt  es  sich 
doch  nicht  vermeiden,  auch  solche  Fälle  als  Beispiele  anzuführen,  in  denen  mit 
der  Deliktsklage,  der  MÜon  of  deceity  auf  Schadensei satz  geklagt  wurde,  da  gerade 
diese  Entscheidungen  für  den  Begriff  des  fraud  von  grundlegender  Bedeutung  sind. 
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Die  Klage  wurde  mit  folgender  Begründung  abgewiesen:  „Eine 
ausdrückliche  oder  stillschweigende  Zusicherung  (warranty),  daß  das 
Haus  zum  sofortigen  Beziehen  geeignet  sei,  ist  nicht  behauptet  worden. 
Es  ist  vorgetragen  worden,  weil  Beklagter  wußte,  daß  Kläger  das  Haus 
zum  unmittelbaren  Gebrauch  haben  wollte,  und  wußte,  daß  es  sich  in 
einem  ungeeigneten  und  gefährlichen  Zustand  befand,  und  weil  er  das 
dem  Kläger  nicht  mitteilte,  sei  die  action  of  deceit  begründet.  Damit 
^Äird  jedoch  nicht  behauptet,  daß  Beklagter  irgend  eine  falsche  Zu- 
sicherung gemacht  hat  Beklagter  konnte  nicht  annehmen,  Kläger  würde 
das  nicht  tun,  was  sonst  jeder  an  seiner  Steile  getan  haben  würde,, 
nämlich  eine  genaue  Untersuchung  des  Hauses  anstellen,  bevor  er  es 
bezog." 

Dagegen  liegt  Betrug  vor,  wenn  der  Verkäufer  weiß,  daß  der 
Käufer  sich  über  den  Gegenstand  des  Kaufes  im  Irrtum  befindet, 
wenn  er  selbst  diesen  Irrtum  durch  sein  Verhalten  veranlaßt  hat  und 
es  dann  zuläßt,  daß  der  Käufer  auf  Grund  dieser  irrtümlichen  An- 
nahme kontrahiert;  femer  liegt  Betrug  vor,  wenn,  wie  das  Housc  of 
Lords  im  Falle  Peek  v,  Gumey  1873  Z.  R,  6.  H.  Z.  S^y  sagte,  „ein 
solches  Verschweigen  vorlag,  daß  das  Vorenthalten  dessen,  was  nicht 
erklärt  ist,  das  was  erklärt  ist,  absolut  falsch  macht". 

2.  Die  falsche  Behauptung  muß  tatsächlicher  Natur  sein. 
Die  Äußerung  einer  bloßen  Ansicht  oder  das  Versprechen,  etwas  zu 
tun,  genügt  nicht.  Wenn  aber  der  Erklärende  schon  bei  Abgabe  des 
Versprechens  den  Willen  hat,  es  nicht  zu  erfüllen,  so  liegt  eine  un- 
wahre Erklärung  tatsächlicher  Natur  insoweit  vor,  als  er  seinen  Willens- 
zustand falsch  darstellt. 

3.  Die  Erklärung  muß  in  Kenntnis  ihrer  Unwahrheit 
abgegeben  werden.  Es  war  längere  Zeit  eine  vielumstrittene  Frage^ 
ob  grobfahrlässige  Unkenntnis  der  Kenntnis  gleichzustellen  sei.  Der 
heutige  Standpunkt  des  Rechts  ergibt  sich  aus  dem  Urteile  im  Falle 
Derry  v.  Peek  (l88g)  14  App,  Ca.  337: 

Die  Beklagten  waren  Direktoren  einer  Trambahngesellschaft. 
Solche  Gesellschaften  werden  durch  besonderes  Parlamentsgesetz 
(Private  Act  of  Parliament)  konzessioniert.  Es  ist  dazu  erforderlich, 
daß  vorher  die  Pläne  dem  Handelsamt  (Board  of  Trade)  eingereicht 
werden.  Nachdem  dieses  den  Plänen  seine  Genehmigung  erteilt  hat, 
gehen  sie  an  das  Parlament.  In  den  Plänen  war  die  Verwendung 
von  Dampf  kraft  für  den  Betrieb  vorgesehen.  Das  Handelsarat  ge- 
nehmigte sie.  In  dera  Parlamentsgesetz,  welches  die  Gesellschaft 
konzessionierte,  wurde  bestimmt,  daß  die  Gesellschaft  befugt  sein  sollte, 
mit  Genehmigung  des  Handelsamts  Dampfkraft  zu  gebrauchen.  Die 
Direktoren  gaben  einen  Prospekt  heraus,  in  dem  sie  besonders  hervor- 
hoben, daß  sie  befugt  seien,  auf  ihrer  Linie  Dampfkraft  zu  gebrauchen, 
sagten  aber  nicht  dabei,  daß  sie  dazu  der  Genehmigung  des  Handels- 
amts bedurften,  indem  sie  annahmen,  daß  diese  Genehmigung  nur 
eine  Formsache  sei  und  sicher  erteilt  würde,  da  ja  das  Handelsamt 
die  Pläne  vor  der  Einreichung  beim  Parlament  genehmigt  hatte.  Die 
Genehmigung  wurde  aber  ven\eigert,  die  Gesellschaft  mußte  liquidieren 
und  die  Direktoren  wurden  mit  der  action  of  deceit  verklagt.  Das 
House  of  Lords  wies  jedoch   unter   Aufhebung    des  verurteilenden  Er- 
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kenntnisses  des  Court  of  Appeal  die  Klage  ab.  Es  Dahm  an,  dafi  die 
Erklärung  der  Direktoren  nicht  wissentlich  unwahr  war,  da  sie  an- 
nahmen, daß  sie  die  Befugnis  zum  Gebrauch  der  Dampfkraft  hatten. 
Es  sei  ihnen  als  Fahrlässigkeit  anzurechnen,  daß  sie  von  dem  Er- 
fordernis der  Zustimmung  des  Handelsamts  in  dem  Prospekt  nichts 
erwähnten.  Eine  Fahrlässigkeit  aber,  auch  wenn  sie  eine  noch  so 
grobe  sei,  genüge  nicht,  um  die  actian  of  decät  zu  begründen.  Lord 
Herschell  formulierte  die  Frage  folgendermaßen:  „Betrug  liegt  vor, 
wenn  eine  falsche  Behauptung  aufgestellt  wird,  von  der  man  entweder 
weiß,  daß  sie  nicht  wahr  ist,  oder  von  der  man  das  nicht  genau  weiß, 
aber  an  deren  Wahrheit  man  nicht  glaubt,  oder  drittens  wenn  man  in 
nachlässiger  Sorglosigkeit  darüber  verharrt,  ob  sie  wahr  oder  unwahr 
ist".  Die  letzten  Worte  sind  aber  nicht  dahin  zu  verstehen,  als  ob 
grobfahrlässige  Unkenntnis  genüge,  um  Betrug  anzunehmen,  sondern 
sie  sollen  besagen,  daß  dann  ein  Betrug  vorliegt,  wenn  jemand  vor- 
gibt, eine  Überzeugung  zu  haben,  die  er  nicht  besitzt,  weil  er  sich  gar  nicht 
erkundigt  hat.  Er  mag,  wie  Anson  S.  i86  (212)  sagt,  „leicht  zu- 
gängliche Mittel  zur  Information  unbenutzt  gelassen,  sich  geradezu  ge- 
hütet haben,  sich  mit  unbequemen  Tatsachen  bekannt  zu  machen". 
In  dem  späteren  Falle  Angus  v.  Clifford  [l8gi]  2  Ch,  463  ist  noch- 
mals unter  Berufung  auf  den  Fall  Derry  v,  Feek  der  Satz  aufgestellt, 
daß  eine  fahrlässige  falsche  Erklärung  nicht  genüge,  um  Betrug  anzu- 
nehmen «). 

Als  eine  Folge  des  Falles  Derry  v,  Peek  wurde  die  Directory 
Ldability  Act  von  1890  geschaffen,  welche  die  Haftung  der  Heraus- 
geber eines  Prospektes  für  Angaben  in  demselben  verschärfte.  Weitere 
Bestimmungen  über  die  Angaben  in  einem  Prospekt  brachte  die 
Campanies  Act  von  19CO.  Durch  das  erstere  Gesetz  ist  die  Ent- 
scheidung Derry  v.  Peek^  soweit  sie  sich  auf  unrichtige  Angaben  in 
einem  Prospekt  bezieht,  obsolet  geworden.  Für  alle  anderen  Fälle  des 
Betruges  sind  jedoch  die  darin  aufgestellten  Rechtssätze  auch  heute 
noch  von  grundlegender  Bedeutung«). 

4.  Eine  Schädigung  des  anderen  Teils  braucht  nicht  gewollt  zu 
sein.  Es  liegt  auch  Betrug  vor,  wenn  die  Behauptung  in  der  Absicht 
aufgestellt  ist,  daß  die  andere  Partei  einen  Vorteil  davon  haben  soll 
(Leake  S.  203). 

IL  Zwang  (duress)  oder  Drohung  (threats), 

Duress  liegt  vor,  wenn  unmittelbare  Gewalt  durch  Einkerkerung, 
Schlagen  usw.  angewandt  wird;  threats  liegt  vor,  wenn  hiermit  gedroht 
wird.  Es  muß  ein  Zwang  gegen  eine  Person  vorliegen,  sogenannte 
duress  of  goodsj  Zwang  durch  Vorenthaltung  oder  Wegnahme  von 
Waren  macht  den  Vertrag  nicht  anfechtbar*). 


3)  PoUock,  OD  Tort  S.  iSiff.,  hält  dieses  Resultat  für  uoerfrenlich  und 
führt  aas,   daß  die  amerikanische  Judikatur  auf  einem  andern  Standpunkt  stehe. 

*)  Vgl.  über  die  erwähnten  Gesetze  die  Erläuterung  zu  §  89. 

^)  Das  Versprechen  einer  Geldzahlung  zur  Wiedererlangung  unrechlmäi^g 
zurückbehaltener  Waren  ist  mangels  consideration  nichtig.  Das  Gezahlte  kann 
als  money  paid  under  compuhion  zurückgefordert  werden.  Vgl.  Leake  S.  l/^J 
Pollock,  Contract  S.  598. 
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Gegenstand  des  Zwanges  müssen  die  andere  Partei,  deren  Ehe- 
frau, Eltern  oder  ELinder  sein. 

IIL  Undui  influence. 

Die  Lehre  von  der  ungehörigen  Beeinflussung  entwickelte  sich  im 
Equity-KechX,  Die  ^«/(v-Gerichte  gewährten  Abhilfe,  wenn  nach 
Common  Law  kein  Zwang  vorlag,  aber  der  gewissenlose  Gebrauch 
einer  Macht,  die  sich  aus  den  Umständen  oder  den  Bedingungen  des 
Vertrages  eigab.  Eine  nähere  Erläuterung  des  B^iffes  wird  bei  den 
§§  84,  86  gegeben  werden. 

IV.  Rechte  des  Verletzten. 

Der  Verletzte  hat  die  Wahl,  ob  er  den  Vertrag  anfechten  oder 
beim  Vertrage  bleiben  will.  Die  Anfechtung  kann  ausgeübt  werden 
von  dem  Geschädigten  selbst  oder  seinen  npresentatwes,  d.  h.  seinen 
Rechtsnachfolgern  im  Todesfall.  Dieses  sind  die  im  Testament  ein- 
gesetzten Exekutoren  oder  die  Administratoren,  welche  das  Gericht 
bestellt,  wenn  kein  Testament  errichtet  ist  oder  das  Testament  keine 
Benennung  von  Exkutoren  enthält  Vgl.  darüber  I.  Teil  S.  328  ff. 
Natürlich  ist  das  Anfechtungsrecht  auch  gegenüber  den  representaüves 
desjenigen  zulässig,,  der  den  Betrug,  Zwang  usw.  ausgeübt  hat. 

Hat  eine  Übertragung  dinglicher  oder  vertraglicher  Rechte  durch 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  stattgefunden,  so  ist  die  Anfechtung 
nur  zulässig: 

1.  gegenüber  bösgläubigen  Erwerbern, 

2.  gegenüber  unentgeltlichen  Erwerbern. 

Zu  I.  Gegenüber  gutgläubigen  entgeltlichen  Erwerbern  ist  eine  An- 
fechtung nicht  zulässig.  Im  Falle  Cobhet  v.  Brock  1855,  ?0  Beav.  524 
verpfändete  eine  Miß  C  ihr  gehörige  Grundstücke  zugunsten  ihres  Ver- 
lobten. Sie  wurde  dazu  durch  ungehörige  Beeinflussung  seitens  ihres 
Verlobten  veranlaßt  Sie  versuchte  dann  gegenüber  dem  Gläubiger, 
der  an  dem  Betrug  gänzlich  unbeteiligt  war  und  der  auf  Grund  der 
Verpfändung  von  weiteren  Schritten  gegen  ihren  Verlobten  Abstand*) 
genommen  hatte,  den  Vertrag  anzufechten.  Das  wurde  für  unzulässig 
erklärt 

Im  Falle  Bainbrigge  v,  Browne  1881,  l8Ch.  D.  J88  verpfändeten  drei 
volljährige  Kinder  im  Alter  von  25,  23,  22  Jahren,  die  aber  noch  nicht 
tmanäpated  waren,  d.  h.  noch  im  Hause  der  Eltern  lebten  oder  noch 
von  ihnen  abhängig  waren,.  Teile  ihres  Vermögens  zugunsten  ihres 
Vaters.  Sie  klagten  darauf,  das  Rechtsgeschäft  wegen  undue  influence 
von  Seiten  des  Vaters  für  nichtig  zu  erklären.  Das  Gericht  erklärte, 
da  die  Kinder  noch  under  control  des  Vaters  gestanden  hätten,  sei  der 
Nachweis  erforderlich,  daß  der  Vater  seinen  Einfluß  nicht  mißbraucht 
habe,  und  da  dieser  Nachweis  nicht  erbracht  sei,  so  sei  die  Urkunde 
ihm  g^enüber  nichtig  sowie  gegenüber  allen  denen,  welche,  als  sie 
Rechte  daraus  erwarben,    wußten,  unter  welchen  Umständen  die  Ver- 


*)  Darin,  daß  der  Gläabiger  auf  ein  weiteres  Vorgehen  gegen  den  Ver- 
lobten zunächst  verzichtete,  lag  eine  genügende  consideraiion  für  den  Vertrag. 
Wenn  die  VerpCandang  ohne  solche  consideration  stattgefonden  hätte,  so  wäre 
der  Glaibtgcr  ein  unentgeltlicher  Erwerber  (voluntetr)  gewesen,  und  hätte  sich 
eine  Anfechtung  gefallen  lassen  müssen. 
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pfändungsurkunde  zustande  gekommen  war.  Aber  gegenüber  den- 
jenigen Gläubigem  des  Vaters,  zu  deren  Gunsten  die  Urkunde  er- 
richtet war,  und  die  in  gutem  Glauben  waren,  könne  man  sich  auf 
die  Nichtigkeit  der  Urkunde  nicht  berufen. 

2.  Unentgeltliche  Erwerber  (volunteers). 

Unentgeltliche  Erwerber  sind  nicht  nur  solche  Personen,  die  die 
Rechte  aus  einem  anfechtbaren  Vertrage  als  Geschenk  erworben 
haben,  sondern  alle  diejenigen,  die  ohne  gültige  Gegenleistung  (consi- 
{Uration)  erworben  haben,  vgl.  S.  507  Anm.  5. 

Bis  zur  Anfechtung  bleibt  der  Vertrag  gültig,  er  ist  valid  mül 
rescinded.  Die  Anfechtung  wirkt  nicht  zurück,  jedoch  ist,  wie  wir 
gesehen  haben,  die  Anfechtung  g^enüber  bösgläubigen  Erwerbern,  die 
vor  der  Anfechtung  erworben  haben,  zulässig,  nur  die  gutgläubigen 
Erwerber  vor  erfolgter  Anfechtung  waren  geschützt.  §  23  der  Sak  of 
Goods  Act  von  1893  bestimmt,  daß,  wenn  der  Verkäufer  einen  an- 
fechtbaren Rechtstitel  hat,  aber  sein  Titel  zur  Zeit  der  Veräußerung 
noch  nicht  angefochten  ist,  der  Käufer  einen  gültigen  Rechtstitel  an 
den  Waren  erwirbt,  vorausgesetzt,  daß  er  sie  in  gutem  Glauben  kaufte 
und   ohne  Kenntnis   von  dem  Defekt  des  Rechtstitels  des  Verkäufers. 

Wenn  dagegen  der  Verkäufer  auf  Grund  eines  nichtigen  Rechts- 
titels erworben  hatte,  so  kann  auch  der  gutgläubige  Käufer  keine 
Rechte  an  den  Waren  en\'erben  (Cundy  v,  Lindsay  1878  3.  A  C. 
459,  vgl.  unten  §  87). 

§  82. 

Wenn  jemand  aus  einem  der  in  §  81  erwähnten  Gründe 
seine  Willenserklärung  anfechten  will,  so  muß  er  das  innerhalb 
angemessener  Zeit  nach  der  Entdeckung  des  Betruges  oder 
dem  Aufhören  des  Zwanges,  der  Drohung,  der  ungehörigen 
Beeinflussung  tun  und  bevor  die  Umstände  durch  sein  eigenes 
Handeln  oder  Unterlassen  sich  so  verändert  haben,  daß  die 
andere  Partei  nicht  in  ihre  frühere  Position  zurückversetzt 
werden  kann.  Welcher  Zeitraum  als  ein  angemessener  an- 
zusehen ist,  das  ist  in  jedem  einzelnen  Falle  Tatfrage. 

Mitchell  V,  Homfray  1881  8  Q,  B,  D.  587;  Allcard  v,  Skinncr  1887,  '^ 
CA.  £>,  145- 

Recs  V,  de  Bernatdy  [i8g6]  2  CA.  446.  Es  scheiot  nicht  ganz  sicher  zu 
sein,  ob  die  Veränderung  der  Umstände  von  der  Person  veranlaßt  sein  maß, 
welche  das  Rechtsgeschäft  anzufechten  sucht. 

Urquhart  v.  MacpAerson  i8j8,  L,  R.  App.  Ca.  8jr  (aber  die  bloße  Tatsache 
einer  Verschlechterung  des  Gegenstandes  hindert  den  Rücktritt  von  einem  Kauf- 
verträge nicht,  Adam  v.  New6igging  1888,  Z.  R.  iß  App.  Ca,  ßo8). 

Verschiedene  Gründe  haben  nach  §  82  das  Erlöschen  des  An- 
fechtungsrechts zur  Folge: 

1.  Das  Verstreichenlassen  eines  unangemessen   langen   Zeitraums. 

2.  Der  Eintritt  von  Veränderungen,  welche  die  Ausübung  des 
Rücktrittsrechts  ausschließen. 
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Es  kann  auch  vorkommen,  daß  erst  durch  Verbindung  dieser 
beiden  Voraussetzungen  das  Anfechtungsrecht  erlischt,  indem  nach 
Eintritt  der  veränderten  Umstände  dem  Anfechtungsberechtigten  noch 
ein  angemessener  Zeitraum  —  der  allerdings  im  allgemeinen  recht  kurz 
zu  bemessen   ist  —  bleibt,   innerhalb   dessen  er  noch  anfechten  kann. 

1.  Ein  Beispiel  dafdr,  daß  das  Verstreichenlassen  eines  unan- 
gemessen langen  Zeitraums  das  Anfechtungsrecht  zum  Erlöschen  bringt, 
bildet  der  Fall  Allcard  v,  Skirmer  36  Ch.  D.  145.  In  diesem  Falle 
ließ  die  Klägerin  fünf  Jahre  verstreichen,  bevor  sie  versuchte,  Zu- 
wendungen zu  widerrufen,  die  sie  einem  Nonnenorden  gemacht  hatte, 
aus  dem  sie  zu  Beginn  jenes  Zeitraums  ausgetreten  war.  Während 
der  ganzen  Zeit  war  sie  in  der  Lage,  ihr  Anfechtungsrecht  auszuüben. 

Ein  solches  Verhalten  des  Anfechtungsberechtigten,  d.  h.  wenn 
dieser  sich  eine  allzulange  Zeit  nicht  rührt,  nennt  man  laches.  Der 
Fall  Hatch  v.  Hatch  1804,  9  Ves.  292  bildet  ein  gutes  Beispiel  dafür, 
wann  das  Aufhören  einer  ungehörigen  Beeinflussung  anzunehmen  ist. 
In  diesem  Fcüle  stand  die  Klägerin  unter  der  Vormundschaft  ihres 
Schwagers  und  lebte  in  dessen  Hause.  Kurz  nach  erlangter  Volljährigkeit 
übertrug  sie  auf  ihren  früheren  Vormund  ein  ihr  gehöriges  Grundstück. 
Sie  verblieb  noch  etwa  vier  Jahre  nach  erlangter  Volljährigkeit  bis  zu 
ihrer  Heirat  in  dessen  Hause.  Nach  20  Jahren  klagte  sie  darauf,  die 
Übertragung  für  nichtig  zu  erklären.  Der  Klage  wurde  stattgegeben.. 
Der  Umstand,  daß  ein  Zeitraum  von  20  Jahren  verstrichen  war,  schloß- 
die  Anfechtung  nicht  aus,  denn  Klägerin  war  nie  Herrin  ihrer  selbst 
gewesen.  Bis  zu  ihrer  Verheiratung  hatte  sie  unter  dem  Einfluß  ihres 
Schwagers  und  von  da  an  unter  dem  Einfluß  ihres  Gatten  gestanden. 

Der  letzte  Satz  des  §  82,  wonach  es  eine  Tat  frage  ist,  welcher 
Zeitraum  als  angemessen  anzusehen  ist,  hat  die  praktische  Bedeutung, 
daß  hierüber  im  Prozeß  nicht  der  Richter,  sondern  die  Jury  zu  ent- 
scheiden hat. 

2.  Ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ein  unangemessen  langer  Zeitraum 
verstrichen  ist,  ist  die  Anfechtung  dann  ausgeschlossen,  wenn  die  Um- 
stände durch  das  Verhalten  des  Anfechtungsberechtigten  sich  so  ver- 
ändert haben,  daß  der  andere  Teil,  d.  h.  derjenige,  demgegenüber  die 
Anfechtung  versucht  wird,  nicht  in  seine  frühere  Position  zurückversetzt 
werden  kann.  Erfüllung  eines  Vertrages  durch  Übereignung  einer  Sache 
seitens  des  Anfechtungsberechtigten  ist  für  sich  allein  kein  Grund,  um 
die  Anfechtung  wegen  Täuschung  auszuschließen.  Darin  liegt  ein  Unter- 
schied gegenüber  dem  Anfechtungsrecht  auf  Grund  einer  bloßen  tnis" 
representatzon  nach  §  89.  Bei  der  letzteren  kann  eine  Anfechtung  nur 
erfolgen,  solange  der  Vertrag  noch  nicht  erfüllt  (executory)  ist. 

Im  Falle  Urquhart  v,  Macpherson  Z.  R,  3  App,  Ca,  831  wurde  ein 
Vertrag  unter  Siegel  über  die  Auflösung  einer  partnership  geschlossen, 
indem  der  eine  Gesellschafter  die  Gesellschaft  allein  übernahm  und 
unter  anderem  dem  ausscheidenden  Gesellschafter  Entlastung  erteilte. 
Diese  Entlastung  focht  der  Übernehmer  des  Geschäfts  später  an. 
Das  Gericht  entschied,  Kläger  könne  den  Teil  des  Vertrages,  der 
die  Entlastung  enthielt,  nicht  allein  anfechten,  während  er  zugleich  den 
Teil,  der  ihn  zum  alleinigen  Inhaber  machte,  bestehen  ließ.  Aber  auch 
die  Anfechtung  des  ganzen  Vertrages  sei  nicht  mehr  möglich,  weil  der 
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Beklagte  gar  nicht  mehr  in  seine  frühere  Position  als  Partner  zurack- 
versetzt  werden  könne.  Kläger  könne  nur  auf  Ersatz  des  Schadeos 
kl^en,  den  er  durch  den  angeblichen  Betrug  des  Beklagten  erlitten  habe. 

Besonderes  gilt  für  die  Anfechtung  der  Mitgliedschaft  einer 
Company,  Hier  ist  die  Anfechtung  der  Mitgliedschaft,  die  jemand 
durch  die  Zeichnung  oder  den  Ankauf  von  shares  erworben  hat,  nicht 
mehr  zulässig,  sobald  bei*Gericht  der  Antrag  auf  Zwangsliquidation 
iwinding  up)  gestellt  ist     Vgl.  Oakes  v.  Turquand  L.  R.  2  H.  L.  325. 

Eine  bloße  Verschlechterung  des  Gegenstandes  schließt  die  An- 
fechtung nicht  aus.  Im  Falle  Adams  v,  Newbigging  1888 13  App.  Ca.308 
bot  der  Anfechtungsberechtigte  die  Rückerstattung  eines  Geschäftes  an, 
welches  wertlos  geworden  war.  Das  Gericht  entschied,  dieser  Umstand 
stehe  dem  Anspruch  auf  g^enseitige  Restitution  wegen  Betruges  nicht 
entgegen. 

Der  dritte  Fall,  daß  durch  Veränderung  der  Umstände  und  das 
Verstreichenlassen  eines  Zeitraums  das  Anfechtungsrecht  erlischt,  kann 
eintreten,  wenn  der  Anfechtungsgegner  mit  Willen  des  Anfechtungs- 
berechtigten im  Vertrauen  darauf,  daß  der  Vertrag  gültig  bleibt,  ein 
Rechtsgeschäft  vornimmt  und  der  Anfechtungsberechtigte  nicht  alsbald, 
d.  h.  innerhalb  kurzer  Zeit,  protestiert  Ein  solches  Veiiialten  des 
Anfechtungsberechtigten  nennt  man  acquiescence.  Die  Doktrin  von  der 
4icqui€scence  gehört  dem  ^^«/(y-Recht  an.  Loches  ist  die  Nichtgeltend- 
machung  eines  Anfechtungsrechts  während  eines  unangemessen  langen 
Zeitraums  in  Kenntnis  des  Rechts,  so  daß  der  Gegner  annehmen  darf, 
■der  Berfechtigte  habe  auf  die  Anfechtung  verzichtet.  Acquiescence  liegt 
vor:  „Wenn  jemand,  der  in  der  Lage  war,  zu  widersprechen,  sich  nicht 
rührt  und  es  wissentlich  zuläßt,  daß  der  andere  eine  Verpflichtung  über- 
nimmt, indem  jener  in  dem  Glauben  handelt,  daß  der  Anfechtungs- 
berechtigte  nicht  widersprechen  werde,  und  der  letztere  so  gewisser- 
maßen dem  anderen  eine  Erlaubnis  gibt,  seine  Rechtsstellung  zu 
{Indem"  (Lord  Wensleydale  im  Falle  Archbold  v.  Sculiy  1861  g  H.  L 
Cos.  360). 

§  83. 
Wenn  eine  Person,  die  aus  einem  der  in  §  81  erwfihnten 
-Gründe  anfechtungsberechtigt  ist,  die  von  diesem  Anfechtungs- 
recht Kenntnis  hat  und  die  zur  Austlbung  desselben  in  der 
Lage  ist,  den  Willen  kund  gibt,  das  Rechtsgeschäft  zu  be- 
stätigen, so  kann  sie  es  nachher  nicht  anfechten. 

Wright  v.Vanderplank  i8^S  ^'  ^'  ^  J-  '»  JarraU  v,  Aldam  18'JO  L- R- 
p.  Equ.  46ß. 

Dieser  Paragraph  trifft  einmal  den  Fall,  daß  jemand  ein  Rechts^ 
geschäft  ausdrücklich  bestätigt,  und  ferner  den  Fall,  daß  der  Wille  rur 
Bestätigung  aus  den  Umständen  zu  folgern  ist.  Der  letztere  Fall  ist 
von  uns  bereits  bei  dem  vorigen  Paragraphen  behandelt  (laehes  und 
4icquiescen£e). 

Eine  ausdrückliche  Erklärung  kann  sowohl  durch  Worte  wie  durcb 
Handlungen  erfolgen,  z.  B.  jemand  besitzt  shares  einer  Gesellschaft  und 
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ist  berechtigt,  die  MitgUedachaft  wegen  Betruges  anzufechten.  Wenn 
•er  nun  fortfährt,  nach  Entdeckung  des  Betruges  die  eingeforderten  Ein- 
schüsse auf  die  nicht  voll  bezahlten  sAares  zu  zahJen  (calls),  so  liegt 
darin  eine  ausdrückliche  Bestätigung,  die  das  Anfechtungsrecht  aus« 
schließt  (Schaley  v.  Central  Railway  Co,  of  Venezuela  1868  L,  R,g  Equ.  266). 
Im  Falle  Vigers  v,  Pike  184O,  ö  CL  är»  R  562  hatte  jemand  den  Abbau 
eines  Bergwerks  auf  Grund  eines  Vertrages  gepachtet,  den  er  wegen 
Betrages  anfechten  konnte.  Nach  Entdeckung  des  Betruges  fuhr  er 
mit  dem  Abbau  fort    Dadurch  ging  er  seines  Anfechtungsrechts  vedustig. 

Die  wahre  Bedeutung  dieser  Vorschrift  ergibt  sich,  wenn  wir  die 
Lehre  von  der  consideraiion  betrachten.  Das  Versprechen  einer  Leistung 
ist  nur  gilltig,  wenn  eine  Gegenleistung  versprochen  wird.  Der  Verzicht 
auf  ein  Recht  bildet  an  und  für  sich  keine  Ausnalune  von  dieser  Norm, 
so  daß  er  nur  gültig  ist,  wenn  der  Verzichtleistende  eine  Gegenleistung 
erhält  Man  könnte  daher  der  Ansicht  sein,  daß  diese  Norm  auch 
bei  dem  Verzicht  auf  das  Anfechtungsrecht  gilt,  so  daß  auch  dieser 
nur  bei  dem  Vorhandensein  einer  cmsideration  gültig  wäre.  Das  ist 
jedoch  nicht  der  Fall.  Der  §  82  bestimmt  für  die  Anfechtung  wegen 
Täuschung  usw.  dasselbe,  was  nach  Common  Law  für  die  wegen  Minder- 
jährigkeit anfechtbaren  Verträge  gilt  (vgl.  I.  Teil  S.  314). 

Wenn  durch  einen  der  im  §  82  genannten  Umstände  der  Ge- 
schädigte sein  Anfechtungsrecht  verloren  hat,  so  kann  er  doch  immer 
noch  ex  delicto  mit  det  action  of  deceit  auf  Schadensersatz  klagen,  vgl. 
den  oben  erwähnten  Fall   Urquhart  v.  Macpherson. 

§  84. 
Ungehörige  Beeinflussung  (tmdue  influenee)  ivird  vermutet 
hei  Rechtsgeschäften  inter  vivos  zwischen  Treuhänder  und 
Benefiziar,  Eltern  und  Hauskind,  Vormund  und  früherem 
Mündel,  Rechtsbeistand  und  Klient,  Arzt  und  Patient,  Seel- 
soiiger  und  Beichtkind  und  zwischen  allen  Personen,  welche 
zueinander  in  solchen  Beziehungen  stehen,  die  ein  besonderes 
Vertrauensverhältnis  zur  Folge  haben.  In  solchen  Fällen  muß 
die  Person,  welche  die  Gültigkeit  des  Rechtsgeschäfts  behauptet, 
ihre  Uneigennützigkeit  (fairness)  beweisen.  In  andern  Fällen, 
abgesehen  von  denen  des  §  86,  hat  derjenige,  der  das  Vor- 
handensein von  ungehöriger  Beeinflussung  behauptet,  die  Be- 
wdslast 

IMe  Konn  gilt  triebt  für  Testamente. 

Parßit  V,  Lawless  1876  2.  P,  A  D.  462, 

Cülts  V.  Truothick  1804  g  Ves.  2^4. 

Sai'ery  v,  King  iS^6  ^  H,  L,  C,  6$§. 

Hylton  ».  Hylton  1754,  2  Ves.  Sr,  ^4y, 

Hatch  V,  Hatch  1804,  9  ^"^-f»  2g2.  Wenn  die  Beziehung  von  Vormund  und 
Höodel  mr  Zeit  der  Vornahme  des  Rechtsgeschäfts  tatsächlich  noch  existiert, 
so  'm  die  Vermutung  gegen  den  Vormund  natürlich  um  so  stärker. 

Holman  v,  Loyms  18^4,  4  ^  G.  M.  Sa  G,  2yo, 
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Broun  v.  Kentudy  i86^,  33.  L.  J,  N,  S,  Ch.  ji  und  ^42;  LiUs  v,  Terry  [iSgsI 
2  Q,  B.  67p. 

Eine  unentgeltliche  Zuwendung  inter  vivos,  die  ein  Klient  seioem 
Rechtabelstand  macht,  kann  nicht  aufrecht  erhalten  werden,  selbst  wenn  oacb* 
gewiesen  wird,  daß  undue  infiuence  nicht  ausgeübt  worden  ist  (Rkodes  v.  BaU 
186^  L.  H,  i  Ch,  App.  2ß2),  Aber  diese  Norm  6ndet  keine  Anwendung  auf 
Zuwendungen  in  letztwilligen  Verfügungen  (Raworth  v,  Marriott  (18^  i 
Myl,  &  K.  643* 

Billage  v,  Southee  18^2,  g  //a.  5^4. 

Huguenin  v,  Bazeley  i8oy,  14  Ves.  27^;  Middleton  v.  Sherburne  184I1  4 
Yo  and  C,  358. 

Billage  v,  Southee  vgl.  oben;  Smith  v,  Kay  18^9,  7  ^-  L.  C.  77/. 

Ungehörige  Beeinflussung  liegt  vor,  wenn  jemand  unter  Mißbrauch 
einer  Macht  oder  einer  Vertrauensstellung  einen  anderen  zur  Abgabe 
einer  Willenserklärung  veranlaßt,  die  dieser  nicht  abgegeben  haben 
würde,  wenn  sein  Wille  frei  gewesen  wäre  (vgl.  oben  §  81).  In  be- 
stimmten Fällem,  in  denen  eine  Partei  eine  solche  Macht  oder  Ver- 
trauensstellung hatte,  die  sie  leicht  in  Versuchung  führen  konnte,  die 
Unerfahrenheit  oder  Vertrauenseligkeit  des  anderen  Teils  auszunutzen, 
wird  das  Vorhandensein  von  undue  influence  präsumiert.  Mit  diesen 
Fällen  beschäftigt  sich  §  84. 

Die  Vorschrift  gilt  nur  für  Rechtsgeschäfte  inter  vivos,  nicht  für 
letztwillige  Verfügungen.  Das  bedeutet  jedoch  nur,  daß  bei  letztwilligen 
Verfügungen  undue  influence  nicht  präsumiertwird;  wird  jedoch  der 
Nachweis  erbracht,  daß  ein  Testator  durch  undue  influence  ziu-  Abgabe 
einer  Erklärung  im  Testament  veranlaßt  '\\'urde,  so  kann  diese  Be- 
stimmung angefochten  werden  (vgl.  Pollock,  Contract  S.  603  Anm.  7). 

§  84  gilt  sowohl  für  entgeltliche  wie  unentgeltliche  Rechtsgeschäfte 
(gifts).  In  einzelnen  Fällen  sind  die  Anforderungen  bei  den  letzteren 
noch  strengere. 

In  Frage  kommen  bei  §  84  stets  nur  solche  Rechtsgeschäfte,  durch 
welche  von  demjenigen,  der  eine  der  genannten  besonderen  Vertrauens- 
stellungen inne  hat,  Rechte,  z.  B.  an  Grundstücken,  auf  Nutznießung 
eines  Vermögens  usw.,  erworben  werden  oder  von  seiner  Ehefrau,  seinem 
Sohne,  seiner  Tochter,  m.  a.  W.  solche  Transaktionen,  bei  denen  er 
persönlich  interessiert  ist. 

Zu  den  einzelnen  Fällen  des  §  84  ist  das  Folgende  zu  bemerken: 
I.  Treuhänder  (trusiee)  und  Benefiziar  (cestui  que  trust). 
Nach  Common  Law  kann  jemand,  der  den  legal  estate  an  einer 
Sache  hat,  während  das  heneficial  inter  est  an  derselben  Sache  anderen 
zusteht,  diese  Sache  nicht  an  sich  selbst  verkaufen  dadurch,  daß  er 
sich  selbst  den  legal  estate  zuwendet,  denn  diesen  hat  er  ja  bereits. 
Diese  Schwierigkeit  konnte  er  allerdings  dadurch  umgehen,  daß  er 
seinerseits  den  legal  estate  auf  einen  Treuhänder  für  sich  selbst  über- 
trug, wodurch  er  im  Verhältnis  zu  diesem  Treuhänder  ein  equitable 
interest  an  der  Sache  en^^arb.  Nach  Equity-Rochi  war  jedoch  auch 
eine  solche  Transaktion  ungültig,  denn  das  Equity-RtcYit  richtete  sich 
nach  dem  materiellen  Inhalt  des  Geschäfts  und  nicht  nach  der  äußeren 
Form,   und   es   widersprach   der  Stellung  des   Treuhänders,  der  nacii 


Zweiter  Titel.     Willenserkliniogen.  ej^ 

bestem  Können  das  Interesse  des  Benefiziars  wahrnehmen  sollte,  wenn 
er  statt  an  Dritte  zu  verkaufen,  mittels  eines  Scheingeschäftes  für  sich 
selbst  kaufte^). 

Wenn  es  so  dem  Treuhänder  nach  E^'fy-Recht  absolut  verboten 
ist,  zu  gleicher  Zeit  Verkäufer  und  Käufer  zu  sein,  so  ist  es  andererseits 
zulässig,  daß  er  das  Eigentum  an  dem  Gegenstand  des  Trust  diurch 
Vertrag  mit  dem  Benefiziar  erwirbt  Für  diesen  Fall  gilt  die  Norm 
des  §  84.  Der  Vertrag  ist  nur  gültig,  wenn  der  Treuhänder  nachweist, 
<la£  er  aus  seiner  Stellung  keinen  ungebührlichen  Vorteil  gezogen  hat 
Er  muß  deshalb  nachweisen,  daß  er  dem  Benefiziar  vor  dem  Kaufe 
Aufschluß  über  alle  wesentlichen  Tatsachen  gegeben  hat,  die  zu  seiner 
Kenntnis  gelangt  waren,  und  daß  er  den  vollen  Marktpreis  bezahlt  hat 
(vgl.  Dougan  v,  Macpherson  [ig02]  A.  C.  /p/).  Außerdem  muß  er  dem 
Benefiziar  mitteilen,  daß  er  selbst  kaufen  will.  Kauft  er  angeblich  für 
einen  Dritten,  in  Wirklichkeit  für  sich  selbst,  so  ist  der  Vertrag  schon 
aus  diesem  Grunde  anfechtbar. 

2.  Eltern  und  Hauskind. 

Mit  Erreichung  der  Volljährigkeit  hört  die  elterliche  Gewalt  über 
das  Kind  auf.  W^enn  jedoch  das  Kind  bei  den  Eltern  wohnen  bleibt 
oder  von  ihnen  erhalten  wird,  so  liegt  die  Vermutimg  nahe,  daß  der 
Einfluß  der  elterlichen  Autorität  noch  fortdauert,  und  es  wird  an- 
genommen, daß  der  Einfluß  so  lange  fortdauert,  bis  das  Kind  durch 
Heirat,  Verlassen  des  Hauses  der  Eltern  usw.  diesem  Einfluß  entzogen 
wird  (emandpation).  Ohne  Rücksicht  darauf,  ob  eine  solche  emanctpation 
eintritt,  wird  angenommen,  daß  der  Einfluß  noch  mindestens  ein  Jahr 
nach  erlangter  Volljährigkeit  fortdauert.  Ein  Beispiel  bildet  der  bereits 
oben  bei  §  81  zitierte  Fall  Bainbrigge  v.  Brown  1881,  18  Ch.  D.  188. 
Die  Präsumtion  ungehöriger  Beeinflussung  greift  nicht  Platz  bei  so- 
genannten family  Settlements.  Wie  im  ersten  Teil  S.  294  auseinander- 
gesetzt ist,  kann  wegen  der  Rule  against  perpetuites  nur  auf  einen  be- 
schränkten Zeitraum  über  Vermögen  durch  settlement  verfügt  werden. 
Deshalb  ist  es  Üblich,  nach  erlangter  Volljährigkeit  mit  dem  ältesten 
Sohne  ein  resettlement  vorzunehmen,  um  dadurch  eine  Bindung  des 
Vermögens  auf  eine  weitere  Generation  zu  en^'irken.  Bei  einer  solchen 
Transaktion  wird  undue  infltience  nicht  präsumiert 

3.  Vormund  und  früheres  Mündel. 

Ein  Beispiel  bildet  der  oben  S.  509  zitierte  Fall  Hatch  v.  Hatch  1804, 
9  y^s,  2g2,  Es  gilt  dasselbe  wie  für  die  Beziehungen  zwischen  Eltern 
und  Kind,  jedoch  ist  es  nicht  erforderlich,  daß  das  Mündel  nach 
erreichter  Volljährigkeit  unter  Kontrolle  des  Vormundes  bleibt,  um  die 
Vermutung  zu  begründen. 

4.  Rechtsbeistand  und  Klient. 

Der  solicitory  der  an  einem  Rechtsgeschäft  interessiert  ist,  muß 
dafür  sorgen,  daß  seinem  Klienten  der  Rechtsbeistand  eines  an  dem 
Rechtsgeschäft  nicht  interessierten  Anwalts  zuteil  wird.  Tut  er  das 
nicht,  so  hat  er  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  er  selbst  wie  ein  un- 


^)  Asch  wenn  der  trustee  in  öffentlicher  Versteigerung   verkaufen   läßt  und 
•dort  selbst  kauft,  ist  der  Kauf  nichtig. 
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e^ennütziger  und  uninteressierter  Rechtsbeistand  gehandelt  hat  Ein 
Beispiel  bildet  der  Fall  Holman  v.  Loynes  1854^  4  ^^  ^-  ^-  ^  G-  ^70- 
Holman  hatte  dem  Beklagten  zwei  Grundstücke  verkauft  und  auf  ihn 
übertragen.  EJäger  war  Erbe  des  Holman.  Beklagter  war  der  solicitor 
des  verstorbenen  Holman  gewesen.  Das  Gericht  entschied:  Wenn  die 
Beziehung  von  solicitor  und  Klient  besteht,  so  existiert  keine  N<»m, 
welche  es  absolut  verbietet,  daß  ein  solicitor  von  seinem  Klienten 
kauft  (vgl.  aber  §  94),  aber  der  solicitor  übernimmt  in  solchem  Falle 
eine  schwere  Verantwortlichkeit.  Er  kann  den  Kauf  nur  aufrecht  er- 
halten, wenn  er  beweisen  kann,  daß  sein  Bemühen,  das  Beste  für  den 
Verkauf  zu  tun,  ebenso  groß  war,  als  wenn  er  nur  Rechtsbeistand  des 
Verkäufers  war,  um  mit  einem  Fremden  zu  verhandeln.  Diese  Norai 
ist  in  einem  neueren  Falle  Wright  v,  Carter  [ig03]  I  Ch.  2y  bestätigt 
worden. 

Bei  unentgeltlichen  Zuwendungen  an  einen  solicitor  sind  die 
Anforderungen  noch  strenger.  Diese  sind  nur  gültig,  wenn  nach- 
gewiesen wird,  daß  demjenigen,  der  die  Zuwendung  macht,  y^indcpendtnt 
advice^^  d.  h.  der  Beistand  eines  uninteressierten  Anwalts  zur  Verfügung 
stand;  stand  ihm  kein  solcher  Beistand  zur  Verfügung,  so  ist  das  Ge- 
schäft selbst  dann  nicht  gültig,  wenn  der  ^^//V/Z^r  nachweist,  daß  undue 
infltuncc  nicht  ausgeübt  ist  Im  Falle  Liles  v,  Terry  [1895]  2  Q.  B.  670 
handelte  es  sich  um  eine  Zuwendung,  die  nicht  dem  solicitor  selbst, 
sondern  dessen  Ehefrau,  die  eine  Nichte  der  Schenkerin  war,  gemacht 
war.  Die  Zuwendung  an  die  Ehefrau  steht,  wie  entschieden  wurde, 
der  Zuwendung  an  den  solicitor  selbst  gleich,  Lord  Esher  sagt  in 
seinem  Urteil:  „Wenn  ^independent  advice*^  dem  Schenker  nicht  zur 
Verfügung  stand,  so  wird  undue  influence  präsumiert  und  gegen  diese 
Präsumtion  gibt  es  keinen  Gegenbeweis." 

Auch  die  Zuwendung  an  einen  Sohn  des  solicitor  wird  ebenso  be- 
handelt, wie  eine  Zuwendung  an  diesen  selbst  Das  ergibt  der  Fall 
Barron  v.  Willis  [igOO]  2  Ch,  131  resp,  [ig02]  A,  C.  2yL 

Die  vorstehenden  Nonnen  gellen  nur  für  den  Fall,  daß  der  Gegen- 
stand des  Rechtsgeschäfts  nicht  ein  solcher  ist,  Über  den  der  solicitor 
für  den  Klienten  einen  Rechtsstreit  führt  Der  Kauf  des  Streitgegen- 
standes ist  nichtig  (vgl.  §  94). 

5.  Arzt  und  Patient 

Auch  bei  dem  Verhältnis  von  Arzt  und  Patient  wird  umüdc  influence 
präsumiert,  obwohl  die  Wahrscheinlichkeit  einer  solchen  Beeinflussung 
eine  viel  geringere  ist,  wie  bei  dem  Verhältnis  von  Rechtsbeistand  und 
Klient,  weil  die  Tätigkeit  des  letzteren  es  viel  leichter  zu  einem  Konflikt 
zwischen  dem  eigenen  Interesse  und  dem  des  Klienten  kommen  läßt. 
Dennoch  muß  auch  der  Arzt  bei  einem  Rechtsgeschäft  mit  dem 
Patienten  beweisen,  daß  er  undui  influence  nicht  ausgeübt  hat,  Dent 
V.  Bennett  /*J9,  4  My  &>  Cr,  26g.    Billage  v.  Southee  1852,  g  Ha.  534. 

Wenn  das  Verhältnis  von  Arzt  und  Patient  nicht  mehr  besteht 
so  tritt  natürlich  die  Präsumption  nicht  ein. 

6.  Geistlicher  Einfluß  (spiritual  influence). 

Im  Falle  Nottidge  v,  Prince  2.  Giß.  246  sprach  sich  das  Gericht 
dahin  aus,  daß  der  Einfluß  eines  Geistlichen  ii^end  einer  Religion  auf 
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die  seiner  direkten  geistlichen  Obhut  anvertrauten  Personen  stärker 
sei,  a]s  irgend  ein  anderer  Einfluß. 

Der  Fall  Allcard  v,  Skitmer,  wo  eine  Dame  Zuwendungen  an- 
fechten wollte,  die  sie  einem  Nonnenorden  gemacht  hatte,  dem  sie 
früher  angehört  hatte,  ist  bereits  oben  S.  50Q  erwälint.  Das  Gericht 
sagt  deutlich,  daß  es  der  Anfechtung  lediglich  aus  dem  Grunde  nicht 
stattgab,  weil  die  Klägerin  einen  zu  langen  Zeitraum  verstreichen  ließ,, 
ehe  sie  das  Anfechtungsrecht  ausQbte. 

Weitere  Beispiele  bilden  die  Fälle  Lyon  v.  Honu  1868  L,  R.  6 
Eq,  ögSf  wo  zwar  kein  £influfi  eines  Geistlichen  vorlag,  sondern 
seitens  einer  Person,  die  sich  für  ein  spiritistisches  Medium  ausgegeben,, 
und  eine  Witwe  veranlaßt  hatte,  ihr  in  angeblicher  Erfüllung  eines 
Wunsches  des  verstorbenen  Gatten  der  Witwe  größere  Zuwendungen 
zu  machen,  imd  Morley  v,  Laughnan  [1893J  ^  C^-  73^  wo  ein  reicher 
Mann  gänzlich  unter  den  Einfluß  seines  Reisebegleiters  geriet,  der 
einer  religiösen  Sekte  angehörte,  zu  welcher  er  den  Genannten  bekehrte 
and  der  dann  seine  Stellung  in  selbstsüchtiger  Weise  ausnützte. 

Weitere  Beziehungen,  aus  denen  sich  ein  besonderes 
Vertrauensverhältnis  ergibt: 

Hierher  gehören  vor  allem  gewisse  verwandtschaftliche  Beziehungen, 
die  dem  Verhältnis  von  Eltern  und  Kindern  gleichgestellt  sind,  wenn 
namKch  ein  Verwandter  gegenüber  dem  andern  tatsächlich  in  loco 
parentis  steht,  z.  B.  der  Onkel  gegenüber  der  Nichte,  die  in  seinem 
Hause  erzogen  wird  (Archer  v.  Hudson  1844  /  Beav.  551),  der  Stief- 
vater gegenüber  der  Stieftochter  (Kempson  v.  Ashbee  1874,  lO  Ch,  I5)y 
ja  sogar  der  Testamentsvollstrecker  gegenüber  der  Tochter  des  Testators 
(Grosvenor  v,  Sherrat  1S60  28  Bcav.  65g),  Weitere  Beispiele  vgl.  bei 
Pollock,  Contract  S.  612.  Schließlich  gehören  hierher  alle  Fälle,  in 
denen  festgestellt  wird,  daß  eine  Person  völlig  unter  dem  Einfluß  einer 
anderen  Person  steht,  ohne  daß  eine  Verwandtschaft  oder  eines  der 
in  diesem  Paragraphen  genannten  Verhältnisse  vorliegt.  Ein  Beispiel 
bildet  der  Fall  Smith  v.  Kay  185g  7  //.  Z.  C.  ^50.  In  diesem  Falle 
hatte  ein  älterer  Mann  einen  Minderjährigen  zu  einem  ausschweifenden 
Lebenswandel  verführt,  und  hatte  ihn  völlig  unter  seinem  Einfluß. 
Kurz  nach  erlangter  Volljährigkeit  hatte  er  ihn  veranlaßt,  Sicherheiten 
für  Wechsel  zu  geben,  die  er  selbst  früher  akzeptiert  hatte,  um  damit 
die  Mittel  für  ihren  gemeinschaftlichen  ausschweifenden  Lebenswandel 
zu  erlangen. 

§85. 

Bei  den  Beziehungen  von  Mann  und  Frau,  tenant  for  IH^ 
und  remaindermany  Hypothekenschuldner  (mortgagor)  und  Hjrpo- 
thekarier  (mortgagee)  wird  das  Vorhandensein  von  undue  iofluence 
nicht  präsumiert. 

Barron  v.  l^illis  [l8g(^]  2   Ch,  ^j8.     (Die  Entscheidung  in  diesem  Punkte 
warde  durch  die  Entscheidung  der  höheren  Instanzen  nicht  berührt.) 
Wilson  V.  Stru^ell  lyßß,  4  Burt.  igjg» 
Bevan  v,  Habgood  1860,  i  J,  &  H.  222, 
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Es  li^t  nahe,  auch  bei  den  hier  genannten  Beziehungen  eine  Be- 
einflussung der  freien  Willensäußerung  zu  präsumieren: 

1.  Ehegatten. 

Das  römische  Recht  erklärte  unentgeltliche  Zuwendungen  unter 
Ehegatten  für  nichtig.  Im  englischen  Recht  hat  die  Judikatur  längere 
Zeit  geschwankt,  ob  auch  bei  Transaktionen  zwischen  Ehalten 
{unentgeltlichen  wie  entgeltlichen)  undue  inüuence  zu  präsumieren  sei  oder 
nicht.  Lord  Eldon  stellt  in  seinem  Urteil  in  der  Sache  Hatch  v.  Hatch 
Q  Ves,  pag.  2g6j  die  Beziehungen  zwischen  Ehegatten  mit  den  in  §  84 
genannten  Beziehungen  gleich.  Einzelne  Urteile  gehen  sogar  noch 
weiter  und  dehnen  die  Norm  des  §  84  auch  auf  Verlobte  aus,  Page 
V.  Hörn  II  Beav.  22^,  sowie  auf  Personen,  die,  ohne  verheiratet  zu 
sein,  wie  Mann  und  Frau  miteinander  leben  (Coulson  v,  Allisan  1860 
2  D.  F,  &*  J,  521),  Andere  Entscheidungen  sprechen  jedoch  dagegen. 
Danach  scheint  die  Frage  noch  offen  zu  sein,  vgl.  Po  Hock,  Conlract 
S.  602.  Goldschmidt,  Handelsges.  des  Erdballs  S.  64  Anm.  3  rechnet 
die  Beziehungen  von  Mann  und  Frau  zu  den  priveligierten.  Dagegen 
steht  Williams,  Vendor  &  Purchaser  S.  759  auf  dem  Standpunkt, 
daß  sie  nicht  dazu  gehören. 

2.  Der  tenant  for  life  ist  der  gegenwärtige  Inhaber  eines  Rechts, 
welches  nach  den  Bestimmungen  des  settUment  mit  seinem  Tode  an 
den  remaindcrman  fällt  Der  letztere  ist  daher  in  einer  ähnlichen 
Position  wie  ein  Erbanwärter  {expectant  heir,  vgl.  darüber  §  86)  und 
wird  daher  leicht  versucht  sein,  seine  Ansprüche  gegen  eine  Abfindung 
aufzugeben,  die  dem  Werte  des  Rechts,  das  er  aufgibt,  nicht  entspricht, 
und  für  den  andern  Teil  liegt  die  Versuchung  nahe,  die  Situation  aus- 
zunützen. Trotzdem  gehört  die  Beziehung  zwischen  tenant  for  lifc 
und  remaindcrman  nicht  zu  den  priveligierten  Beziehungen  des  §  84, 
bei  welchem  undue  inßuence  ohne  weiteres  präsumiert  wird,  wohl  aber 
gelten  für  diese  Beziehungen  besondere  Normen,  die  eine  Anfechtung 
wegen  undue  inßuence  erleichtern  und  über  die  bei  §  86  zu  sprechen 
sein  wird. 

3.  Durch  die  Entscheidung  in  Sachen  Frees  v.  Coke  l8yo  Z,  R. 
6  Ch.  645  wurde  es  zweifelhaft,  ob  auch  die  Beziehung  von  mortgagor 
imd  mortgagee  unter  die  priveligierten  Beziehungen  des  §  84  zu  zählen 
sei  oder  nicht.  Jenes  Urteil  stellt  nämlich  den  Satz  auf,  daß,  wenn 
ein  solicitor  als  Hypothekgläubiger  (mortgagee)  eine  absolute  Eigentums- 
übertragung von  dem  Hypothekschuldner  (mortgagor)  erlangt,  der  erstere 
die  Bcweislast  habe,  daß  die  Transaktion  fair  sei.  Wie  schon  auf 
Seite  486  auseinandergesetzt  ist,  hat  der  mortgagor  insofern  eine  un- 
günstigere Position  wie  der  Hypothekschuldner  bei  uns,  als  dem 
Hypothekarier  der  Itgal  estate  an  dem  Grundstück  übertragen  v^ird 
und  dem  Schuldner  nur  ein  Rückkaufsrecht  bleibt.  Aber  es  existiert 
dennoch,  wie  Pollock  S.  617  bemerkt,  keine  allgemeine  Norm,  wonach 
bei  einer  Transaktion,  durch  die  der  Schuldner  endgültig  das  Eigentum 
aufgibt,  undue  inßuence  präsumiert  wird.  Dem  Fall  Frees  v,  Coke 
kann  schon  deshalb  keine  entscheidende  Bedeutung  beigemessen  werden, 
weil  der  Beklagte  zugleich  solicitor  des  Klägers  war  und  bereits  aus 
diesem  Grunde  die  Präsumtion  des  §  84  gegeben  war. 
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Im  übrigen  besagt  §  85  nur,  daß  undue  inßuence  mchi  präsumiert 
ivird.  Hat  z.  B.  ein  Hypothekarier  tatsächlich  aus  seiner  Position 
in  ungehöriger  Weise  Vorteile  gezogen  und  wird  dies  nachgewiesen, 
so  ist  eine  Anfechtung  wegen  undue  influence  zulässig.  Ein  Beispiel 
bildet  der  bei  §  86  zu  erörternde  Fall  James  v.  Kerr  iSSg^  40  Ch. 
D.  44g.  Außerdem  verhindern  verschiedene  Bestimmungen  des  Equity- 
Rechts,  daß  das  Rückkaufsrecht  des  Eigentümers  der  Sache  durch 
drückende  Bedingungen  unbillig  erschwert  oder  für  bestimmte  Fälle 
von  vornherein  ganz  ausgeschlossen  wird  (to  dog  the  tquity  of  redemp- 
Hon).    Näheres  hierüber  gehört  in  das  Sachenrecht. 

§  86. 

Die  Beweislast  für  die  Uneigennützigkeit  ffairness)  eines 
Rechtsgeschäfts  liegt  auch  denjenigen  Personen  ob,  gleichgültig 
ob  besondere  Vertrauensbeziehungen  vorliegen  oder  nicht,  die 
mit  zukünftigen  Erben,  Analphabeten  und  unwissenden  Per«* 
sonen  Geschäfte  abschließen,  sowie  mit  Personen,  die  sich  in 
offenbarer  pekuniärer  oder  moralischer  Zwangslage  befinden 
und  (wahrscheinlich)  mit  einer  jeden  Person,  die  bei  einer 
Transaktion  im  Nachteil  war,  wenn  dieser  Umstand  der  Person 
bekannt  war,  die  aus  dem  Rechtsgeschäft  Rechte  herleitet 

Eari  of  Ayltsford  v.  Morris  iHj^  Z.  R,  7  Ch.  App.  484;  Brenchliy  v. 
HiggtHf  yo.  Z.  y,  Ch.  j88,  Di«  Sales  of  Kevtrsions  Act  von  1867  bat  in  diesef 
Hinsicht  den  Rechtszustand  nicht  verändert. 

Fry  V.  Lane  1888,  40  CA.  D,  ßi2. 

H'ilHams  v.  BayUy  1866,  Z.  A*.  /.  /Z  Z,  T.  200;  Jamts  v.  Kerr  l88g, 
40  CA,  D.  44g. 

I.  Verträge  mit  Erbanwärtern  (expectant  heirs). 

Alle  Rechtssysteme  räumen  den  Verträgen  mit  Erbanwärtem  eine 
Sonderstellung  ein.  Nach  BGB.  §  312  sind  Verträge  über  den  Nach- 
laß eines  noch  lebenden  Dritten  nichtig,  und  soweit  Verträge  über 
eine  zukünftige  Erbschaft  zulässig  sind  (§312  Abs.  2),  wird  der  Erbe 
vor  leichtsinniger  Veräußerung  seiner  Ansprüche  dadurch  geschützt, 
daß  der  Vertrag  nur  gültig  ist,  wenn  er  notariell  beurkundet  ist  Das 
englische  Recht  schützt  ebenfalls  den  Erben  davor,  daß  er  seiner 
Anwartschaft  durch  einen  leichtsinnigen  Verkauf  verlustig  geht,  indem 
es  in  solchem  Falle  dem  andern  Kontrahenten  die  Beweislast  aufer- 
legt, daß  er  den  zukünftigen  Erben  nicht  übervorteilt  hat  Unter 
txpectant  heirs^)  sind,  wie  Sir  G.  Jessel  im  Falle  Beynon  v.  Cook  l8ySf 
Z.  R.  10  CA.  38g  ausführt,  alle  Personen  zu  verstehen,  die  Aus- 
sicht auf  die  Rechtsnachfolge  in  das  Vermögen  eines  Vorgänger» 
haben,  sei  es  daß  sie  dessen  präsumtive  Erben  sind,  oder  nur  Aus- 
sicht auf  eine  Zuwendung  haben,  wegen  der  vermuteten  Zuneigung  des 

')  Wie  im  ersten  Teil  S.  167  bereits  ausgeführt,  ist  keir  im.  eicfiOtlicheD 
Sinne  nnr  derjenige,  dem  nach  Lehnrecht  das  lehorechtliche  Vermögen  des 
RechtsTorgängers  zaföUt. 

G.  Schirrmeister,  Bürgert.  Recht  Englands,    l.  34 
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Vorfahren  oder  Verwandten.  Auch  der  reversioner  und  der  remainderman 
gehören  zu  den  expectant  heirs  im  Sinne  dieser  Vorschrift.  Rtversunur 
ist  derjenige,  dem  ein  Recht  an  einem  Grundstück  kraft  Gesetzes  zu- 
fälh,  nachdem  die  Berechtigten  sämtlich  weggefallen  sind ;  z.  B.  jemand 
erwirbt  das  Eigentum  an  einem  Grundstück  für  sich  und  seine  männ- 
lichen Verwandten.  Stirbt  die  Familie  im  Mannesstamm  aus,  so  föllt 
das  Grundstück  an  den  ursprünglichen  Besitzer  resp.  dessen  Rechts- 
nachfolger als  reversioner  zurück  *).  Trotzdem  dieser  Heimfall  des  lehn- 
rechtlichen Vermögens  kein  Erbfall  ist,  wird  der  reversioner  dem  ex- 
Pectant  heir  gleichgestellt.  Wenn  nach  den  Bestimmungen  eines  stii- 
lanmt  beim  Wegfall  des  zunächst  Berechtigten  das  Recht  an  einem 
Grundstück  einem  andern  zustehen  soll,  so  hat  der  letztere,  ein  remainder, 
eine  vertragliche  Anwartschaft.  Der  Wegfall  des  zunächst  Be- 
rechtigten kann  aber  nicht  nur  durch  Tod,  sondern  auch  aus  anderen 
Gründen  eintreten  (z.  B.  Erreichung  eines  bestimmten  Alters).  Auch  in 
diesem  Falle  wird  der  Anwärter  ebenso  behandelt  wie  ein  expectant  heir. 

Die  erwähnten  Personen  sind,  wenn  sie  ihre  Anwartschaften 
(expectancies)  veräußern  oder  verpfänden,  der  Übervorteilung  besonders 
ausgesetzt  und  bedürfen  daher  des  Schutzes.  Solche  Geschäfte,  die  den 
zukünftigen  Vermögenserwerb  zum  Gegenstand  haben  und  bei  denen 
die  Anwärter  in  unzulässiger  Weise  übervorteilt  werden,  nennt  man 
auch  catcMng  bargains. 

Eine  besondere  Stellung  nahmen  früher  die  rroersionary  interests 
ein.  Der  Kauf  eines  solchen  war  ohne  weiteres  anfechtbar,  wenn  der 
Käufer  das  Recht  unter  dem  wahren  Werte  gekauft  hatte,  ja  der 
Käufer  hatte  sogar  die  Beweislast  dafür,  daß  er  den  vollen  Wert  be- 
zahlt hatte.  Diese  Norm  des  Eqiuty-KechXs  wurde  durch  die  SaU  of 
Reversions  Aä  l86y  (31  Vict.  c,  4) .  aufgehoben,  welche  bestimmte,  daB 
kein  Kauf  einer  reversion  lediglich  aus  dem  Grunde  anfechtbar  sein 
sollte,  weil  der  Käufer  nicht  den  vollen  Wert  gegeben  hatte. 

Dadurch  wurde  jedoch  die  alte  Norm  der  .£^//y-Judikatur  nicht 
beseitigt,  nach  welcher  bei  allen  solchen  Transaktionen  der  Käufer  den 
Nachweis  zu  liefern  hatte,  daß  er  den  Verkäufer  nicht  unbillig  über- 
vorteilt habe.  Insbesondere  war  es  nicht  unzulässig,  in  Verbindung  mit 
anderen  Umständen,  welche  auf  das  Vorhandensein  von  undue  influenae 
hindeuteten,  als  Beweismittel  auch  fernerhin  auf  den  Minderwert 
der  G^enleistung  zurückzugreifen.  Das  w^urde  in  der  Entscheidung 
Brenchley  v.  Higgins  igoiy  yo  Z.  J.  Ch,  ^88  noch  in  neuester  Zeit 
ausdrücklich  festgestellt. 

Im  Falle  James  v.  Kerr  l88gy  40  Ch.  D,  44g  war  ein  jüngerer 
Mann  Beklagter  in  einem  Erbschaftsstreit,  er  war  mittellos  und  lieh 
sich  zur  Durchführung  des  Rechtsstreits  Geld  unter  drückenden  Be- 
dingungen gegen  Verpfändung  (mortgage)  des  streitigen  Grundeigen- 
tums. Es  wurde  entschieden,  daß  er  in  einer  analogen  Position  wie 
ein  expectant  heir  sei,  und  daß  die  Verpfändung  ungültig  sei,  da  der 
mortgagee  in  ungehöriger  Weise  aus  der  Lage  des  Klägers  Vorteile 
gezogen  habe.     Kläger  wurde   für  berechtigt  erklärt,  das  Grundeigen- 


•)  Vgl.  darüber  erster  Teil  S.  177  f. 
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tum  gegen   Zahlung   der  wirklich   vorgeschossenen   Beträge   nebst  an- 
gemessenen Zinsen  wieder  zu  übernehmen. 

2,  Analphabeten  und  unwissende  Personen. 

Bei  Rechtsgeschäften  mit  solchen  Personen,  die  des  Lesens  und 
Schreibens  unkundig  sind,  sowie  mit  Personen,  die  auf  einer  niedrigen 
Bildungsstufe  stehen,  hat  der  andere  Teil  ebenfalls  die  Beweislast  dafür, 
daß  er  diese  Personell  nicht  übervorteilt  hat.  So  wurde  im  Falle  Long- 
mate  v,  Ledger  1860,  2  Giff.  14^  ein  Landverkauf  mit  Erfolg  von 
den  Erben  angefochten,  den  ein  bejahrter,  des  Lesens  und  Schreibens 
unkundiger  Mann  abgeschlossen  hatte.  Im  Falle  Clark  v.  Malpas 
l862f  4  D.  F.  &>  /.  401  wurde  ein  Kauf  mit  Erfolg  angefochten, 
den  ein  armer,  des  Lesens  und  Schreibens  unkupdiger  Mann  unter 
sehr  unvorteilhaften  Bedingungen  während  seiner  letzten  Krankheit 
und  ohne  unparteiischen  Rechtsbeistand  abgeschlossen  hatte. 

3.  Personen  in  pekuniärer  Zwangslage. 

Hier  kommen  wir  auf  ein  Gebiet,  in  dem  die  Gesetzgebung  vielfach 
eingegriffen  hat,  sowohl  durch  allgemeine  Zinsgesetze,  wie  auch  durch 
Gesetze  gegen  den  Wucher.  Die  verschiedenen  Gesetze,  welche  die 
Höhe  der  Zinsen  beschränkten,  sind  durch  die  Usury  Laws  Repeal 
Act  1854  (17  &  18  Vict.  c.  90)  aufgehoben.  Vorschriften  gegen  den 
gewerbsmäßigen  Wucher  enthält  die  Money  Lenders  Act  von  1900 
Ö3  &  64  Vict.  c.  51.  Money  lenders  sind  Personen,  die  sich  gewerbs- 
mäßig mit  der  Gewährung  von  Darlehen  befassen  3). 

Nicht  unter  das  Gesetz  fallen  aber: 

1.  Pfandleiher  (pawnbrokers),  die  besonderen  Gesetzen  unterstehen, 
insbesondere  der  Pawnbrokers  Act  v.  1872  J5  ä;*  36  Vict,  c.  pj. 

2.  Vereine,  welche  die  Gewährung  von  Darlehen  an  Minderbe- 
mittelte zum  Zwecke  besseren  Fortkommens  sich  zur  Aufgabe 
machen,  d.  h.  Gesellschaften,  welche  unter  die  Friendly  Societies 
Act  l8g6  S9  ^  ÖO  Vict,  c.  25  und  die  verschiedenen  Building 
Societies  Acts  fallen  (vgl.  darüber  L  Teil  S.  48). 

3.  Gesellschaften,  die  durch  spezielles  Parlamentsgesetz  {Private 
Act  of  Parliament)  geschaffen,  und  nach  dem  Inhalt  jenes 
Gesetzes  ermächtigt  sind,  Geld  darzuleihen. 

4.  Banken  und  Versicherungsgeschäfte. 

5.  Körperschaften,  die  durch  Verordnung  des  Handelsamts  von 
der  Wirkung  dieses  Gesetzes  befreit  sind. 

Die  moneylenders  müssen  sich  in  ein  besonderes  Register  eintragen 
lassen.  Verträge  eines  nicht  eingetragenen  moneylmder  €\TiA\\i&g2\\jxidi 
daher  nicht  klagbar  Victoria  etc.  Syndicate  v,  Dott  \J905\  2  Ch,  624, 
Bonnard  v.  Dott  [^!go6']  I  Ch,  ^40,  Das  Gesetz  ist  teilweise  ein  Straf- 
gesetz. In  zivilrechtlicher  Hinsicht  ermächtigt  es  jedes  Gericht,  jegliche 
Transaktion,  die  ein  Darlehen  durch  einen  moneylender  zum  Gegen- 
stande hat,  zu  revidieren  und  Abhilfe  zu  gewähren,  wenn  der  Zinssatz 
unangemessen  hoch,  die  Transaktion  sonst  hart  und  unbillig,  oder  so 
beschaffen  ist,  daß  sie  die  Intervention  eines  ^^///V>'-Gerichts  herausfordert. 

*)  Daräber,  wann  eine  Person  als  moneylender  anzusehen  ist,  vgl.  insbesondere 
IMchüeld  V.  Dnyfus  [igo6]  i  K.  B,   s^H4, 
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Auch  in  anderen  Fällen,  in  denen  kein  Darlehen  vorliegt,  macht 
die  Ausnutzung  einer  pekuniären  Zwangslage  das  Rechtsgeschäft  an* 
fechtbar.  Im  Falle  Sturge  v.  Sturge  Io49f  12  Beav  22g  wurde  der 
Verkauf  eines  Grundstücks  für  ungültig  erklärt,  den  ein  Bruder  seinen 
jüngeren  Brüdern  gemacht  hatte,  als  er  sich  in  einer  pekuniären  Not- 
lage befand  und  keinen  Rechtsbeistand  (legal  advice)  hatte,  der  ihn 
über  den  wahren  Umfang  seiner  Rechte  aufklärte,  und  wo  die  Gegen- 
leistung, die  er  erhielt,  nicht  angemessen  war. 

4.  Moralische  Zwangslage. 

Ein  Beispiel  hierfür  bildet  der  Fall  Williams  v.  Bayky  J866  L  R. 
I  H,  L.  200,  Ein  Sohn  fälschte  die  Unterschrift  seines  Vaters  auf 
Wechseln.  Als  die  Fälschung  entdeckt  wurde,  verlangten  die  Bankieis, 
daß  der  Vater  für  die  Bezahlung  aufkonmien  sollte.  Der  Vater  ver- 
pfändete ihnen  deshalb  Grundstücke,  die  ihm  gehörten.  Es  war  nicht 
erwiesen,  daß  die  Bankiers  direkt  mit  Strafverfolgung  gedroht  hatten. 
Das  Gericht  entschied,  daß  trotzdem  die  Verpfändung  ungültig  sei 
Wenn  unter  solchen  Umständen  ein  Vater  aufgefordert  wurde,  eine 
Verbindlichkeit  auf  sich  zu  nehmen  in  dem  Bewußtsein,  daß  sein 
Sohn  sonst  einer  strafrechtlichen  Verfolgung  ausgesetzt  sei,  so  handele 
der  Vater  nicht  freiwillig  und  imabhängig,  selbst  wenn  nicht  ausdrücklich 
feststehe,  daß  die  Drohung  mit  Strafverfolgimg  den  Beweggrund  für 
die  Vereinbarung  gebildet  habe. 

5.  Andere  Fälle,  in  denen  jemand  sich  bei  einer  Trans- 
aktion im  Nachteil  befindet,  wenn  dieser  Umstand  der  Partei 
bekannt  ist,  die  daraus  Rechte  herleitet. 

Hierher  gehören  alle  Fälle,  die  als  ähnlich  liegende  Fälle  unter 
die  bisher  er^'ähnten  vier  Überschriften  zu  bringen  sind. 

Ein  Beispiel  dafür,  wie  weit  die  Rechtsprechung  des  jE^Vy-Gerichts 
geht,  bildet  der  alte  Fall  Evans  v,  Uewellyn  1^87  2  Bro  C.  C.  ISO, 
I  Cox.  333»  Der  Kläger  war  eine  Person  von  niedriger  Lebensstellung 
und  Erziehung,  der  durch  Erbgang  einen  Anspruch  in  fee  simple  an 
einem  Grundstücke  erwarb,  an  dem  der  Beklagte  ein  beschränktes 
Recht  (limited  interest)  hatte.  Der  Beklagte  war  der  erste,  der  ihm 
seinen  Anspruch  mitteilte  und  ihm  erklärte,  daß  die  Familienverhältnisse 
eine  moralische  Verpflichtung  ftlr  den  Kläger  schafften,  seinen  Anspruch 
nicht  geltend  zu  machen,  und  er  erbot  sich,  das  Recht  des  Klägers  zu 
kaufen.  Der  Beklagte  gab  dem  Kläger  anheim,  seine  Freilbde  zu  Rate 
zu  ziehen,  was  dieser  aber  nicht  tat,  vielmehr  akzeptierte  der  Kläger 
nach  drei  Tagen  die  Ofiferte  des  Beklagten.  Es  wurde  angenommen, 
daß  der  Kläger  unter  diesen  Umständen  keine  freie  Willensbestimmung 
hatte,  vielmehr  vom  Beklagten  überrascht  wurde,  und  der  Kauf  wurde 
für  ungültig  erklärt. 

Bedeutung  der  Lehre  von  der  ungehörigen  Beeinflussung 
für  das  Rechtssystem. 

Wie  wir  gesehen  haben,  ist  die  Lehre  von  der  ungehörigen  Be- 
einflussung von  großer  praktischer  Bedeutung  und  es  sind  aus  diesem 
Gesichtspunkte  heraus  Entscheidungen  gefällt  worden,  die  nach  onseim 
Recht  unter  ganz  verschiedene  rechtliche  Gesichtspunkte  fallen.  Eine 
Anfechtung  wegen  ungehöriger  Beeinflussung  des  Willens  einer  Partei 
beim  Vertragsschluß  ist  unserm  Recht,  abgesehen  von  dem  Fall  des 
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Zwanges  nicht  bekannt  Ebensowenig  wie  bei  den  erwähnten  Ent- 
scheidungen Zwang  (Duress)  im  Sinne  des  Common  Law  vorliegt,  liegt 
bei  den  meisten  derselben  ein  Zwang  oder  eine  widerrechtliche  Drohung 
im  Sinne  des  §  123  BGB.  vor.  Dagegen  fallen  manche  Fälle,  namentlich 
von  den  zuletzt  erwähnten,  unter  §  138  Abs.  2  BGB. 

Die  englischen  Vorschriften  über  undue  influence  gehen  in  mancher 
Hinsicht  weiter  wie  §  138  BGB.,  denn  nach  §  138  ist  es  zur  Nichtig- 
keit des  Rechtsgeschäfts  erforderlich: 

1.  Daß  jemand  unter  Ausbeutung  des  Leichtsinns,   der  Notlage, 
der  Unerfahrenheit  des  andern  kontrahiert  hat. 

2.  Daß  er  sich  Vorteile  hat  versprechen  lassen,  die  im  auffälligen 
Mißverhältnis  zur  Gegenleistung  stehen. 

Nach  englischem  Recht  genügt  es  dagegen,  wie  wir  gesehen  haben, 
in  den  meisten  Fällen,  daß  nur  die  erste  Voraussetzung  gegeben  ist 
(vgl.  §  84),  dagegen  werden  bei  den  im  §  86  genannten  Fällen  beide 
Voraussetzungen  ebenso  wie  in  §  138  Abs.  2  BGB.  meist  zusammen- 
treffen müssen. 

Soweit  unentgeltliche  Zuwendungen  in  Betracht  kommen,  fehlt  es 
far  alle  Fälle  völlig  an  einer  analogen  Vorschrift  in  unserem  Recht,  es 
müßte  denn  sein,  daß  das  Rechtsgeschäft  seinem  ganzen  Charakter 
nach  gegen  die  guten  Sitten  verstößt.  Unser  Recht  versucht  den 
Schatz  des  Schenkers  bei  reinen  Schenkungsgeschäften  auf  einem 
ganz  anderen  Wege  zu  erreichen,  indem  es  für  solche  Geschäfte  eine 
besondere  Form  vorschreibt.  Dieser  Schutz  ist  aber  um  so  unvoll* 
kommener,  als  dadurch  nur  das  Schenkungsversprechen,  nicht  aber  die 
vollzogene  Schenkung  betroffen  wird,  während  im  englischen  Recht  die 
Zuwendung  als  solche  wegen  undue  influence  angefochten  und  so  zurück- 
erlangt werden  kann. 

§  87. 
Ein  Irrtum  tlber  Tatsachen  seitens  einer  Partei,  der  nicht 
fahrlässig  ist,  über  die  Natur  des  Rechtsgeschäfts,  die  Identität 
der  andern  Partei,  die  Existenz  oder  die  Identität  des  Vertrags- 
g^;enstandes  macht  das  Rechtsgeschäft  nichtig.  Und  ein  ge- 
meinsamer Irrtum  tlber  den  Umfang  des  Rechtsgeschäfts  oder 
über  die  Rechte  der  Parteien  berechtigt  jede  der  Parteien,  das 
Rechtsgeschäft  für  nichtig  zu  erklären  (avoid)^  außer  wenn  die 
Gegenpartei  sich  bereit  erklärt,  das  Rechtsgeschäft  so  aus- 
zuführen, daß  der  wahre  Wille  zur  Geltung  kommt. 

Thoiroughgood*s  Ciise  1^84,  2  Rep,  ga;  FosUr  v,  Mackinnon  (i86g)  L,  R, 
4*  C  P,  704;  Lewis  v.   Clay  (i8g8)  67  Z.  7.  Q.  B,  224. 

BauUon  v,  Jones  (1857)  2  H,  &  N.  564;  Cundy  v,  Lindsay  (1878)  L.  R. 
3  App.  Ca,  4sg. 

HiUhcock  V.  Giddings  18 17  4  Price,  795;  Couturier  v.  Hastie  (1856)  5  JI, 
i"  C  67^;  RaffUs  V,    Wichelhaus  (18G4)  2  B,  &  C.  yo6, 

Calverley  v.  miliams  (17QO)  i  Ves.  Jr,  2io:  Cochrane  v,  Wiüis  186'^  L.  R. 
I.  CA.  App.  s8.  wy  /  y  ,  o 

Cooper  V.  Phibbs  (1867)  L.  R.  2.  H.  L.  C.  14g;  Earl  Beauchamp  v,  Winn 
187^  L.  R.  6.  H.  L.  C.  22J. 


C22  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

Allgemeines. 

Savigny  teilte  zuerst  die  Fälle  des  Irrtums  in  zwei  Gruppen,  in- 
dem er  die  Unterscheidung  zwischen  echtem  und  unechtem  Irrtum 
aufstellte.  Bei  der  Weiterentwicklung  der  Lehre  in  Deutschland  ist 
dann  an  dieser  Einteilung  in  mindestens  zwei  Gruppen  festgehalten 
worden.  Stets  sind  z.  B.  die  Fälle  des  Sichvei-schreibens  einerseits 
und  des  Irrtums  über  die  Kreditfähigkeit  des  Gegenkontrahenten 
andererseits  verschiedenen  Gruppen  zugezählt  worden,  sei  es,  daß  man 
von  echtem  und  unechtem  Irrtum,  sei  es,  daß  man  vom  Irrtum  im 
Willen  und  Irrtum  in  der  Erklärung  sprach  und  der  Streit  der  Meinungen 
drehte  sich  vornehmlich  darum,  wie  die  Gruppen  gegeneinander  ab- 
zugrenzen seien  (vgl.  darüber  insbesondere  die  Einleitung  zu  Zitel- 
manns  Schrift  „Irrtum  und  Rechtsgeschäft"). 

Diese  grundlegende  Einteilung  ist  der  englischen  Rechtswissenschaft 
fremd  geblieben.  Zwar  stellt  Anson  im  Beginn  des  Kapitels  über 
Irrtum  S.  141  (166)  den  Satz  auf,  man  müsse  mistake  of  inteniion  und 
mistake  of  expression  unterscheiden.  Unter  mistake  of  expression  ver- 
steht er  die  Fälle,  in  denen  der  Wille  der  Parteien  übereinstimmt, 
aber  die  Worte,  in  denen  sie  ihren  Willen  ausgedrückt  haben,  nicht 
ihrem  wahren  Willen  entsprechen.  In  diesen  Fällen  sei  es  ihnen  ge- 
stattet, den  Irrtum  aufzuklären,  aber  ein  Irrtum  dieser  Art  gehöre  nicht 
in  die  Lehre  vom  Irrtum,  sondern  in  die  Lehre  von  der  Interpretation  des 
Vertrages.  Was  Anson  mistake  of  expression  nennt,  ist  aber  etwas  gan2 
anderes  wie  „Irrtum  in  der  Erklärung"  bei  uns ;  mistake  of  expression 
im  Sinne  Anson's  entspricht  der  falsa  demonstratio,  die  allerdings  nicht 
in  die  Lehre  vom  Irrtum  hineingehört.  Der  beste  Beweis  dafür,  daß 
Anson  die  richtige  Unterscheidung  zwischen  Irrtum  im  Willen  und  Irrtum 
in  der  Erklärung  nicht  klar  geworden  ist,  liegt  darin,  daß  er  die  Fälle 
des  Sichverschreibens  dem  Irrtum  einer  Partei  über  den  Willen  der 
andern  Partei  (mistake  of  intention)  zuzählt  (vgl.  die  bei  ihm  unter  dieser 
Überschrift  aufgeführten  Fälle,  Webster  v,  Cecily  Garrard  v.  Frankel 
S.  155  (180). 

Dasselbe  gilt  von  Pollock.  Er  teilt  die  Lehre  vom  Irrtum  ein 
in  mistake  as  excluding  true  consent  und  mistake  i?i  expressing  trui 
consent.  Die  Fälle  des  Sich  verschreib  ens  rechnet  er  zur  ersten  Gruppe, 
während  er  unter  mistake  of  expression  die  von  Anson  erwähnten 
Fälle  und  noch  andere  rechnet,  die  unserer  Auffassung  nach,  gar  nicht 
in  die  Lehre  vom  Irrtum  hineingehören  (vgl.  Pollock,  Contract  S.  498  ff). 

Dagegen  nimmt  As h burner,  Equity  die  Einteilung  in  der  uns 
geläufigen  Weise  vor,  indem  er  zwischen  Nichtübereinstinmiung  von 
Willen  und  Erklärung  einerseits  und  einem  wirklichen  Irrtum  im  Willen 
andererseits  unterscheidet  (vgl.  S.  369,  370).  Die  vorliegende  Kodifikation 
folgt  ihm  aber  nicht.  In  §  87  werden  vielmehr  sowohl  Fälle  des  Irrtums 
in  der  Erklärung  wie  Fälle  des  Irrtums  im  Willen  behandelt,  ohne  daß 
zwischen  beiden  Gruppen  unterschieden  wird. 

Rechtsirrtum  und  tatsächlicher  Irrtum. 

Auch  im  englischen  Recht  wird  zwischen  Rechtsirrtum  mistake  of 
law  und  tatsächlichem  Irrtum  mistake  of  fact  unterschieden.  Rechts- 
irrtum ist,  wie  bei  uns,  nur  der  Irrtum  über  objektives  Recht  (Law), 
der  Irrtum  über  subjektives  Recht  (rights)  ist  dem  tatsächlichen  Irrtum 
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gleichzustellen.  Dieser  Satz  ist  bei  der  Kompliziertheit  des  englischen 
Immobiliarsachenrechts  von  nicht  zu  unterschätzender  praktischer  Be- 
deutung, denn  Irrtümer  über  den  Umfang  der  Rechte  beim  Verkauf 
von  Grundstücken  kommen  häufig  vor.  Im  englischen  Recht  ist  der 
Irrtum   über  objektives  Recht   in  der  Regel   nicht  zu  berücksichtigen. 

Einseitiger  Irrtum  und  gemeinsamer  Irrtum. 

Diese  Unterscheidung  ist  unserm  Recht  fremd.  Wir  berücksichtigen 
den  einseitigen  Irrtum  des  Anfechtenden,  wenn  die  Voraussetzungen 
des  §  119  gegeben  sind.  Der  Umstand,  daß  auch  die  andere  Partei 
in  demselben  Irrtum  befangen  ist,  ist  für  das  Anfechtungsrecht  des 
Irrenden  ohne  Bedeutung.  Dagegen  wird  im  englischen  Recht  zwischen 
einseitigem  und  beiderseitigem  Irrtum  unterschieden  und  der  letztere 
in  viel  weiterem  Umfange  vom  Recht  berücksichtigt.  Die  Unterscheidung 
ist  für  die  Irrtumslehre  von  grundlegender  Bedeutung. 

Schuster  in  seinen  Principles  of  German  Law  S.  g4  führt  aus, 
daß  man  nicht  berechtigt  sei,  den  Begriff  des  common  mistake  aufzu- 
stellen. In  allen  Fällen  ergäbe  sich  der  wahre  Wille  der  Parteien, 
wenn  er  nicht  aus  dem  schriftlichen  Vertrage  hervorging,  aus  andern 
Quellen,  folglich  gehöre  die  ganze  Materie  nicht  in  die  Lehre  vom 
Irrtum,  sondern  in  die  Lehre  von  der  Interpretation  des  Vertrages. 
Es  ist  Schuster  ohne  weiteres  zuzugeben,  daß  in  manchen  Fällen,  wo 
common  mistake  angenonmien  wird,  ein  solcher  gar  nicht  vorliegt. 
Hierher  gehört  der  eingangs  erwähnte  Fall  der  falsa  demonstratio  so- 
wie die  Fälle  des  sogenannten  versteckten  Dissenses  (vgl.  über  diesen 
Begriff  unter  andern  Staudingers  Kommentar  zum  BGB.  Erl.  zu  §  119). 
Aber  es  bleiben  immer  noch  Fälle  übrig,  in  denen  nicht  nur  auf 
beiden  Seiten  ein  Irrtum  vorliegt,  sondern  auch  der  Vertrag  gerade 
wegen  des  beiderseitigen  Irrtums  nichtig  ist,  während,  wenn  der  Irrtum 
nur  einseitig  wäre,  er  vom  englischen  Recht  nicht  berücksichtigt  würde. 
Es  sind  dies  die  Fälle  des  Irrtums  in  der  Voraussetzung,  der,  wie  wir 
sehen  werden,  im  englischen  Recht  erheblich  ist,  wenn  er  beiderseitig 
ist.  Ein  Beispiel  bilden  die  ziemlich  häufigen  Fälle  eines  gemeinsamen 
Irrtums  über  die  Rechte  an  einem  Grundstück  bei  einem  Kaufvertrage. 
Die  Rechte  des  Verkäufers  beruhen  auf  einer  Reihe  von  Urkunden. 
Ein  Jurist  untersucht  die  Rechtstitel  und  die  Parteien  kontrahieren 
auf  Grund  des  Resultats  seiner  Untersuchungen.  Später  stellt  sich 
heraus,  daß  die  Rechte  weiter  gehende  oder  engere  sind.  In  solchen 
Fällen  liegt  ein  gemeinsamer  Irrtum  im  Willen  vor,  und  zwar  ein  tat- 
sächlicher Irrtum,  da,  wie  bereits  oben  erwähnt,  der  Irrtum  über  sub- 
jektives Recht  als  Tatsachenirrlum  anzusehen  ist.  Liegt  nur  auf 
Seiten  einer  Partei  ein  solcher  Irrtum  vor,  so  wird  er  vom  Recht  nicht 
berücksichtigt  Vielmehr  kann  es  sich  in  solchen  Fällen  höchstens 
fragen,  ob  eine  Anfechtung  des  Vertrages  wegen  misrepresentaHon 
oder  fraud  zulässig  ist,  und  wenn  es  sich  um  die  Person  des  Käufers 
handelt,  so  wird  er  außerdem  durch  die  Vorschriften  über  die  Gewähr- 
leistung für  Mängel  des  Rechtstitels  geschützt.  Liegt  dagegen  ein  ge- 
meinsamer Irrtum  vor,  so  ist  das  Rechtsgeschäft  wegen  Irrtums  nichtig. 

Verschulden  beim  Irrtum. 

In  Übereinstimmung  mit  dem  gemeinen  Recht  und  im  Gegensatz 
nim  BGB.   ist  im   englischen    Recht  nur  der  entschuldbare  Irrtiun  zu 
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berücksichtigeD.    Wenn  z.   B.  jemand  in  Gedanken  lediglich  die  An- 
nahme einer  Offerte  unterzeichnet,  oder  die  Annahmeerklärung  ohne 
sein  Zutun  und  gegen  seinen  Willen  in  den  Briefkasten  gesteckt  ^^iid, 
weil  er  den  Brief  auf  der  Stelle  in  seinem  Bureau  liegen  ließ,  von  wo 
sein  Angestellter  gewöhnlich  die  Briefe,  die  zur  Post  sollen,  wegnimmt, 
so  liegt  ein  Irrtum  in  der  Erklärung  vor,  da  der  Absender  des  Briefes 
eine  solche  Erklärung  gar  nicht  abgeben  wollte,  er  könnte  nach  §  119 
BGB.  anfechten,  wäre  aber  nach  §  122  in  gewissem  Umfange  Schadens- 
ersatzpflichtig.    Nach  englischem  Recht  wäre  er  estopped  sich  auf  diesen 
Irrtum    zu  berufen.     Denn  wenn  jemand,  gleichgültig  was  sein  waiirer 
Wille  war,    dem   andern   gegenüber    eine    Erklärung    abgibt,    so  dafi 
dieser  veranlaßt  wird,   daraufhin  zu  handeln,  indem  er  einen  Vertrag 
schließt,    so    ist   ersterer   gehindert   (estopped)   zu   behaupten,  daß  der 
kundgegebene  Wille  nicht   sein  wahrer  Wille  war.     So  wird  durch  die 
Vorschrift  vom  estoppel  (vgl.  §§  y-j,  78  oben)  die  Lehre  vom  Irrtum  in 
erheblicher  Weise  modifiziert.    Sehr  richtig  bemerkt  WilliamSj  On  Vautr 
^  Purchaser  auf  S.  669:  Diese  Ausnahme  von  der  Regel,  daß  es  auf 
den   wahren  Willen   ankommt,    sei  praktisch    von    viel    größerer  Be- 
deutung als  die  Regel  selbst,  so  daß  die  Ausnahme,  nämlich  die  Lehre 
vom  estoppel  praktisch  als  Regel  zu  gelten  habe. 

Man  wird  daher,  wenn  jemand  sich  auf  einen  Irrtum  beruft,  stets 
erst  zu  prüfen  haben,  ob  er  nicht  schon  durch  die  Vorschriften  vom 
estoppel  gehindert  ist,  sich  auf  den  Irrtum  zu  berufen. 

Stellung  von  Common-Law  und  Equity  zur  Irrtumslehre. 
Die  Jurisdiktion  des  jfi'^/y-Gerichts  hatte  sich  in  dreierlei  Fallen 
mit  dem  Irrtum  zu  befassen: 

1.  Bei  Rückforderung  irrtümlich  gezahlten  Geldes  (vgl.  §  81).  In 
diesem  Falle  ergibt  sich  keine  erhebliche  Verschiedenheit  zwischen  den 
Nonnen  des  Common  Law  und  des  ^^/(y-Rechts. 

2.  Bei  einer  Klage  auf  Erfüllung  (specific  Performance)^  wenn  der 
Beklagte  sich  auf  einen  Irrtum  beruft. 

3.  Bei  einer  Klage  auf  rectification  oder  cancellation  einer  Urkunde. 
Bei   den   zu   2  und   3   genannten   Fällen   finden   die  besonderen 

Grundsätze  des  Equity-RechX^  Anwendung,  die  von  denen  des  Contmon 
Law  manchmal  abweichen  und  dieser  Unterschied  ist  auch  durch  die 
Judicature  Act  von  1873,  ^^'^  bereits  oben  S.  487  ausgeführt  ist,  nicht 
beseitigt  worden.  Wir  werden  an  dieser  Stelle  zunächst  die  Lehre 
vom  Irrtum  nach  Common  Lan&  zur  Darstellung  bringen,  alsdann  die 
besonderen  Grundsätze  des  Equity-^tx^Xz  bei  einer  Klage  auf  rectificatim 
(xier  cancellation  einer  Urkunde,  und  schließlich  an  anderer  Stelle,  bei 
§  89  imd  bei  §  289  des  zweiten  Buches  die  besonderen  Normen,  die 
bei  einer  Klage  auf  specific  Performance  gelten,  wenn  Irrtum  vom  Be- 
klagten behauptet  wird. 

I.  Einseitiger  Irrtum. 

a)  Irrtum  über  die  Natur  des  Rechtsgeschäfts. 

In  unserm  Recht  pflegen  wir  unter  einem  Irrtum  über  die  Natur 
des  Rechtsgeschäfts  einen  Irrtum  über  die  rechtlichen  oder  tatsächlichen 
Folgen  einer  Erklärung  zu  verstehen,  jedenfalls  einen  Irrtum  im  Willen, 
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einea  echten  Irrtum  im  Sinne  Savignys.  Anders  die  englischen 
Schriftsteller.  Die  in  den  Lehrbüchern  und  in  der  vorliegenden 
Kodifikation  als  Beispiel  für  diese  Art  des  Irrtums  angeführten  Fälle 
zeigen  uns,  da£  unter  Irrtum  über  die  Natur  des  Rechtsgeschäfts, 
(as  to  the  nature  of  tke  iransactimi)  ein  Irrtum  in  der  Erklärung  zu 
verstehen  ist,  ein  unechter  Irrtum,  indem  jemand  eine  Erklärung  al^bt, 
die  er  überhaupt  nicht  abgeben  wollte.  In  Thoroughgoods  Fall  2  Co. 
Rep.  9  vollzog  ein  Analphabet  eine  Urkunde»  welche,  wie  man  ihm 
sagte,  einen  Erlaß  rückständiger  Miete  enthielt.  Tatsächlich  enthielt  sie 
einen  Verzicht  auf  alle  Ansprüche.  Die  Urkunde  war  ihm  nicht  vor- 
gelesen worden,  aber  als  ihm  gesagt  wurde,  daß  sie  sich  auf  rückständige 
Miete  bezpg,  sagte  er:  wenn  es  nichts  anderes  ist,  bin  ich  zufrieden  und 
vollzog  die  Urkunde.   Es  wurde  entschieden,  daß  die  Urkunde  nichtig  sei. 

Im  Falle  Fostcr  v.  Mackirmon  L.  R.  4  C.  P.  711  wurde  Mackinnon, 
ein  alterer  Mann  mit  schwachen  Augen,  veranlaßt,  einen  Wechsel 
über  yxo  £  zu  indossieren,  während  ihm  versichert  wurde,  es  handele 
sich  um  eine  Bürgschaft.  Später  wurde  der  Wechsel  an  Foster  weiter 
indossiert,  der  dafür  Valuta  gab  und  den  Mackinnon  darauf  verklagte. 
Der  Spruch  der  Jury  ging  dahin,  daß  dem  Mackinnon  keine  Fahr- 
lässigkeit zur  Last  falle  und  obwohl  Foster  an  dem  Betrug  nicht  be- 
teiligt war,  wurde  die  Klage  abgewiesen.  Unter  anderem  erklärte  das 
Gericht,  die  Unterschrift  des  Beklagten  sei  nicht  nur  wegen  des  Betruges 
ungültig,  sondern  weil  die  Unterschrift  nicht  von  dem  Willen  des  Unter- 
zeichners begleitet  war*).  Im  Falle  Lewis  v,  Clay  (1898),  67  L.  J.  Q. 
B.  224  war  Clay  von  einem  gewissen  Nevill  veranlaßt  worden,  seinen 
Namen  auf  ein  Stück  Papier  zu  schreiben,  das  von  Nevill  durch  Lösch- 
papier verdeckt  war,  mit  Ausnahme  des  Raumes  für  seine  Unterschrift 
Nevill  sagte  ihm,  daß  die  Urkunde  sich  auf  private  Angelegenheiten 
bezöge  und  daß  man  seine  Unterschrift  als  Zeuge  brauche.  Tatsächlich 
war  das  fragliche  Papier  ein  Wechsel  und  Lewis  nahm  den  Clay  aus 
dem  Wechsel  in  Anspruch.  Die  Jury  entschied,  daß  Clay  zwar  in 
unangebrachtem  Vertrauen,  aber  nicht  fahrlässig  gehandelt  habe,  und 
das  Gericht  entschied,  daß  Clay  nicht  haftbar  sei,  weil  sein  Wille  niemals 
bei  der  Transaktion  beteiligt  war,  sondern  betrügerischerweise  durch  die 
Behauptung,  daß  er  ein  ganz  anderes  Dokument  unterzeichne,  irre- 
geleitet war. 

Die  erwähnten  drei  Fälle  weisen  gemeinsame  Züge  auf.  Jedesmal 
war  der  Irrtum  durch  eine  arglistige  Täuschung  hervorgerufen.  Es 
ergibt  sich  daher  die  Frage,  ob  ebenso  zu  entscheiden  gewesen  wäre, 
wenn  der  Irrtum  nicht  durch  die  Täuschung  einer  andern  Person  ver- 
anlaßt war,  sondern  jemand  ohne  Fahrlässigkeit  eine  Erklärung  abgab, 
die  er  nicht  abgeben  wollte.  Anson  S.  146(170)  verneint  die  Frage. 
Ein  solcher  Irrtum  sei  nur  erheblich,  wenn  er  auf  einer  Täuschung 
beruhe,  die  man  mit  gewöhnlicher  Sorgfalt  nicht  zu  durchschauen 
vermöge.  Pollock  dagegen  meint  S.  463,  wenn  jemand  nicht  durch 
e^cne  Fahrlässigkeit  estopped  ist,  die  Gültigkeit  einer  Urkunde  in  Frage 


'}  Das  Ut  wichtig,  weil  beim  Betrüge  das  Rechtsgeschäft  nur  anfechtbar 
iit,  and  diese  Anfechtang,  soweit  Rechte  gutgläubiger  Dritter  in  Frage  kommen, 
iiicht  sorückwirkt. 
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zu  Stellen,  so  ist  eine  Urkunde  nichtig,  die  jemand  ausstellt,  der  ein 
solches  Schriftstück  gar  nicht  aussteilen  wollte.  Auf  diesem  Stand- 
punkte steht  auch  Benjamin,  On  Säle  S.  loi.  Er  sagt:  Gewöhnlich 
•  werde  allerdings  ein  solcher  Irrtum  durch  eine  Täuschung  veranlaßt, 
ob  aber  eine  Täuschung  vorliege  oder  nicht,  der  Vertrag  sei  gleicher- 
maßen nichtig. 

Die  Fälle  Webster  v.  Cecil  30  BectiK  62  und  Garrardv.  Frankel  l862j 
30  Beav,  445  widersprechen  indirekt  der  von  Pol  lock  und  Benjamin 
vertretenen  Ansicht.  In  diesen  Fällen  hatte  die  eine  Partei  sich  ver- 
schrieben und  die  andere  Partei  klagte  auf  speäfic  Performance.  Das 
Gericht  erklärte,  daß  der  Irrtum  im  Equity-^^^l  bei  einer  Klage  auf 
specific  Performance  zu  berücksichtigen  sei,  meint  aber,  der  Kläger  könne 
vor  einem  Common  Z<w£/-Gerichte  auf  Schadenersatz  wegen  Vertragsbruch 
klagen  und  der  Beklagte  könne  sich  gegenüber  einer  solchen  Klage  nach 
Common  Law  auf  den  Irrtum  nicht  berufen.  Diese  Ansicht  des  Eqmtf- 
Gerichts  über  Common  Law  ist  jedoch  ein  obiter  dictum  und  deshalb 
nicht  maßgebend,  das  Common  Latv  behandelt  vielmehr  in  Oberein- 
stimmung mit  dem  Equiiy-'Rechi  in  solchen  Fällen  den 
Vertrag  als  nichtig. 

b)  Irrtum  über  die  Identität  der  anderen  Partei. 

Im  Falle  Boulton  v.  Jones  2  H.  &*  N,  564^)  hatte  Boulton  das  Ge- 
schäft eines  gewissen  Brocklehurst  übernommen,  mit  dem  Jones  Geschäfte 
zu  machen  pflegte,  und  gegen  den  er  eine  Gegenforderung  hatte.  Jones 
gab  eine  Order  auf  Waren  an  Brocklehurst  und  Boulton  sandte  die 
Waren,  ohne  mitzuteilen,  daß  das  Geschäft  in  andere  Hände  über- 
gegangen war.  Als  Jones  erfuhr,  daß  die  Waren  nicht  von  Bocklehurst 
kamen,  weigerte  er  sich,  zu  zahlen.  Die  Waren  waren  vom  Beklagten 
bereits  verbraucht,  trotzdem  hatte,  wie  ausdrücklich  testgestellt  wurde, 
der  Kläger  kein  Mittel,  vom  Beklagten  Zahlung  zu  verlangen. 

Im  Falle  Cundy  i\  Lindsay  3  App.  Gas.  459  bestellte  ein  gewisser 
Blenkam  Waren  bei  einer  Firma.  Er  imitierte  dabei  die  Unterschrift 
einer  ähnlich  lautenden  respektablen  Firma  Blenkiron.  Er  verkaufte 
die  Waren  später  weiter  an  einen  gutgläubigen  Käufer.  In  diesem 
Falle  war  der  Vertrag  zweifellos  wegen  fraud  anfechtbar.  Eine  An- 
fechtung ist  jedoch  gegenüber  demjenigen,  der  vor  der  Anfechtung 
in  gutem  Glauben  erworben  halte  —  und  das  war  hier  der  Fall  — 
unwirksam  (vgl.  jetzt  §  23  der  Säle  of  Goods  Ad  von  18Q3).  Es  wurde 
entschieden,  daß  im  vorliegenden  Falle  der  Vertrag  wegen  Irrtums 
nichtig  war  und  deshalb  auch  der  gutgläubige  Käufer  kein  Eigentum 

')  Vgl.  die  ausführliche  Besprechung  des  Falles  bei  Beiajamio,  Od  Silc 
S.  ()4ff,  wo  die  eigenartigen  Konsequenzen  erörtert  werden,  die  amerikaaiscbe  Ge> 
richte  aus  dem  Falle  gezogen  haben.  Der  Fall  zeigt  femer  für  uns,  daß  die  Lehre 
von  der  ungerechtfertigten  Bereicherung  im  englischen  Recht  nicht  bekannt  ist 
Hätte  der  Käufer,  bevor  er  die  Waren  konsumierte,  seinen  Irrtum  entdeckt»  so 
hätte  er  für  die  Waren  zahlen  müssen,  da  dann  ein  implied  contract  angenommen 
wäre  (Benjamin  S.  98).  Wie  Pol  lock  S.  468  ausführt,  ist  eine  OflTcTte  an 
einen  Kaufmann  in  seinem  Geschäftslokal  über  Lieferung  von  Waren  seiner 
Branche  ein  Antrag  gegenüber  demjenigen,  der  dasselbe  Geschäft  an  demselben 
Platze  und  unter  demselben  Namen  fortführt,  wenn  nicht  spezielle  Gründe  für 
die  Annahme  sprechen,  daß  nur  von  einer  bestimmten  Person  gekauft  werden  soll. 
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an  den  Waren  erworben  hatte.  Wie  Ker  in  seinem  Kommentar  zu 
§23  der  Säle  of  Goods  Act  erwähnt,  ist  diese  Entscheidung  auch 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  noch  maßgebend. 

c)    Irrtum   über  die   Existenz   des  Vertragsgegenstandes. 

Ein  Irrtum  über  die  Existenz  des  Vertragsgegenstandes  liegt  vor,  wenn 
der  Gegenstand  beim  Vertragsschluß  nicht  mehr  vorhanden  ist  und  dieser 
Umstand  einer  oder  beiden  Parteien  unbekannt  ist.  Ein  Beispiel  bildet 
der  Fall  Couturier  v,  Hostie  1856,  5  H.  L,  C,  Ö/J.  In  diesem  Falle 
wurde  eine  Ladung  Getreide  verkauft.  Wenige  Tage  vor  dem  Verkauf 
war  die  auf  der  Reise  befindliche  Ladung  so  heiß  geworden,  daß  das 
Schiff  Tunis  anlaufen  mußte,  wo  die  Ladung  verkauft  wurde.  Beiden 
Parteien  war  dieser  Umstand  nicht  bekannt.  Das  Gericht  ent- 
schied, der  Vertrag  sei  nichtig,  da  er  voraussetzte,  daß  etwas  zu  ver- 
kaufen da  war,  während  tatsächlich  der  Gegenstand  des  Verkaufes  auf- 
gehört hatte,  zu  existieren. 

Aus  dem  gleichen  Grunde  wurde  ein  Vertrag  über  den  Verkauf 
von  shares  für  nichtig  erklärt,  weil  am  Tage  des  Kaufes  bereits  ein 
Antrag  auf  Konkurseröffnung  über  das  Vermögen  der  Gesellschaft  ge- 
stellt war,  was  beiden  Parteien  unbekannt  war.  Aber  wie  Pollock 
S.  489  bemerkte,  würde  die  Unkenntnis  des  Käufers  allein  nicht  genügt 
haben,  tun  den  Vertrag  wegen  Irrtmns  nichtig  zu  machen.  Es  war 
beiderseitiger  Irrtum  erforderlich. 

Ein  gemeinsamer  Irrtum  lag  auch  im  Falle  Strickland  v,  Turner 
1852  /  Ex,  208  vor.  In  diesem  Falle  wurde  eine  Rente  auf  die  Lebens- 
zeit einer  anderen  Person  verkauft.  Zur  Zeit  des  Kaufes  war  die 
berechtigte  Person  bereits  verstorben,  was  beide  Parteien  nicht  wußten. 

Im  ¥d\\Q  Hitchcock  v.Giddings  181 7  4  Pri.  135  wurde  ein  Anrecht 
auf  ein  Grundstück  (remainder)  verkauft,  das  gar  nicht  mehr  existierte, 
weil  das  Recht  durch  einen  vor  langer  Zeit  vorgenommenen  Rechtsakt  er- 
loschen war,  was  beiden  Parteien  nicht  bekannt  war.  In  allen  diesen 
Fällen  muß,  wie  Pol  lock  S.  494  ausführt,  ein  gemeinsamer  Irrtum 
vorliegen,  d.  h.  beide  Parteien  müssen  glauben,  daß  die  Sache  oder  das 
Recht  noch  existiere,   während  es  in  Wirklichkeit  nicht  mehr  existiert. 

Anson  S.  142  (167)  rechnet  diesen  Fall  des  Irrtums  über  die 
Existenz  des  Vertragsgegenstandes  ebenfalls  zu  der  Klasse  derjenigen  Fälle, 
bei  denen  nur  ein  gemeinsamer  Irrtum  rechtserheblich  ist.  Ebenso  Leake 
S.  222. 

Demgegenüber  steht  die  vorliegende  Kodifikation  von  Jenks  auf 
dem  Standpunkt,  daß  ein  einseitiger  Irrtum  über  die  Existenz  des 
Vertragsgegenstandes  genüge,  eine  Ansicht,  die  der  herrschenden 
Meinung  widerspricht  und  für  die  es  auch  an  Belegen  in  den  Ent- 
scheidungen fehlt. 

In  den  oben  angeführten  Fällen  Couturier  v,  Hastie^  Strickland 
V.  Turner  und  Hitchcock  v,  Giddings  liegt  auch  eine  ursprüngliche  Un- 
möglichkeit der  Leistung  vor.  Nach  §  294  des  zweiten  Buches  dieser 
Kodifikation  (vgl.  auch  §  296  Satz  2)  ist  ein  Vertrag  wegen  ur- 
sprünglicher Uiunöglichkeit  nur  nichtig,  wenn  diese  beim  Vertragsschluß 
beiden  Parteien  bekannt  ist,  so  daß  vom  Standpunkt  dieser  Kodifi- 
kation in  den  vorliegenden  Fällen  der  Vertrag  wegen  Unmöglichkeit 
der  Leistung  gar  nicht   nichtig  wäre.     Wohl    aber   ist  der  Vertrag 
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wegen  Irrtums  nichtig,  wenn  die  Unmöglichkeit  beiden  Teilen  un« 
bekannt  ist.  Pollock  S.  419  führt  aus,  daß  der  Grund  für  die  Nichtig- 
keit des  Vertrages  in  den  genannten  Entscheidungen  der  gemeinsame 
Irrtum  über  die  Existenz  des  Vertragsgegenstandes  sei,  nicht  die  Un- 
möglichkeit der  Leistung. 

In  diesen  Zusammenhang  gehören  auch  die  Fälle,  wo  nicht  nai 
das  Recht  des  Verkäufers  an  der  Sache  erloschen  war,  sondern  wo 
durch  jenes  Erlöschen  des  Rechts  der  Käufer  bereits  Eigentümer  ge- 
worden war,  so  daß  er  seine  eigene  Sache  gekauft  hatte.  So  lag  der 
Fall  Cochrane  v.  Willis  1865  L.  R.  i  Ch.  58.  In  diesem  Falle  wurde 
ein  Vertrag  geschlossen  zwischem  dem  Zessionar  (assignee)  des  tenatä 
for  life  eines  Grundstückes  und  dem  remaindemtanj  d.  h.  demjenigen, 
dem  nach  den  Bestimmungen  des  settlement  das  Recht  des  tenant  for 
life  nach  dessen  Tode  sowieso  zufiel.  Der  remainderman  kaufte  von 
dem  Zessionar  das  Recht.  Zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  war  aber  der 
tmani  for  life  bereits  tot,  was  beiden  Parteien  unbekannt  war,  so  daß 
tatsächlich  der  remainderman  ein  Recht  gekauft  hatte,  das  ihm  bereits 
zugeMen  war.  Der  Kaufvertrag  war  nichtig.  Pol  lock  S.  491  fQhrt  ans, 
da£  in  solchem  Falle  den  eigentlichen  Grund  für  die  Nichtigkeit  des 
Vertrages  die  rechtliche  Unmöglichkeit  bilde,  eine  Sache  zu  kaufen,  die 
einem  bereits  gehört.  Jedoch  liegt  meines  Erachtens  kein  Grund  vor,  mit 
Pollock  den  Fall  Cochrane  v.  Willis  unter  einen  anderen  rechtlichen 
Gesichtspunkt  zu  bringen,  wie  den  Fall  Hitchcock  v.  Giddings.  In  beiden 
Fällen  wurde  ein  Recht  gekauft,  welches  erloschen  war  und  der  Um- 
stand, daß  in  letzterem  Fall  zugleich  mit  dem  Erlöschen  der  Käufer 
das  Recht  erwarb,  scheint  mir  nicht  von  wesentlicher  Bedeutung. 

d)   Irrtum  über  die  Identität  des  Vertragsgegenstandes. 

Anson  S.  148  {173)  imd  der  vorliegende  Kommentar  geben  als 
Beispiel  für  diese  Art  des  Irrtums  den  Fall  Raffles  v.  WicheUuLus  2  H, 
6f*  C.  go6.  Beklagter  kaufte  vom  Kläger  eine  Ladung  Baumwolle,  die 
ex  Dampfer  „Peerless'*  aus  Bombay  kommen  sollte.  Es  gab  aber  zwei 
Schiffe  mit  Namen  „Peerless"  und  beide  segelten  von  Bombay.  Wichel- 
haus meinte  •  einen  Dampfer  „Peerless",  der  im  Oktober  ankommen 
und  Raffies  meinte  einen  Dampfer,  der  im  Dezember  ankommen  sollte. 
Es  wurde  entschieden,  daß  kein  Kontrakt  zustande  gekommen  sei. 
In  diesem  Falle  liegt  m.  E.  richtiger  Auffassung  nach  gar  kein  Irrtum 
vor,  sondern  nur  ein  sogenannter  versteckter  Dissens.  Die  Willens- 
erklärungen der  Parteien  stimmten  tatsächlich  nicht  überein;  die 
Offerte  war  mißverstanden  und  deshalb  war  kein  Vertrag  zastande 
gekommen.  Diese  meines  Erachtens  richtige  Auffassung  findet  sich  bei 
Williams^  On  Vendor  &*  Purchaser  S.  677.  Der  Fall  läßt  sich  auf  folgende 
einfache  Formel  zurückführen:  Der  eine  wollte  die  Sache  A  kaufen, 
und  gab  eine  Erklärung  ab,  welche  sowohl  auf  die  Sache  A  wie  die  Sache 
B  paßte.  Der  andere  wollte  die  Sache  B  kaufen,  gab  aber  eine  Erklärung 
ab,  welche  ebenfalls  auf  beide  Sachen  paßte.*  Die  Erklärungen  stimmten 
also  äußerlich  überein,  der  Wille  aber  war  bei  jeder  Partei  ein  anderer. 
Der  Fall  soll  als  Bel^  für  die  Norm  dienen,  daß  ein  einseitiger  Irrtum 
über  die  Identität  des  Vertragsgegenstandes  beachtlich  ist.  Diesem  Zweck 
kann  er  aber  nicht  dienen,  denn  dazu  wäre  eine  Entscheidung  erforderlich, 
welche  besagt,  daß  wenn  einer  die  Sache  A  verkaufen  will,  aber  eine 
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Erklärung  abgibt,  die  sich  auf  ß  bezieht  und  nur  auf  B  beziehen  kann, 
während  der  andere  nur  B  kaufen  will  und  auch  dementsprechend  seinen 
Willen  kundgibt,  der  Vertrag  wegen  Irrtums  nichtig  sei.  In  solchem 
Fall  läge  ein  wahrer  einseitiger  Irrtum  über  die  Identität  des  Vertrags« 
g^nstandes  vor,  aber  wenn  wir  die  Judikatur  betrachten,  so  ergibt 
sich,  daß  gerade  in  solchem  Falle  der  Irrtum  vom  Recht  nicht  beachtet 
witd  (vffl.  Williams  S.  778  oben).  Der  Fall  Scott  v.  Littledak  8  E, 
6f  ß.  SiS  Mt  sich  auf  diese  Formel  zurückführen.  In  diesem  Falle 
wollte  der  Verkäufer  die  Sache  A  verkaufen,  nämlich  eine  Partie  Tee, 
die  aus  dem  Dampfer  Star  of  the  East  stammte,  er  erklärte  jedoch 
durch  die  irrtümliche  Vorlage  eines  Musters,  welches  aus  einer  anderen 
Partie  (B)  stammte,  daß  er  B  verkaufen  wolle.  Der  Käufer  wollte  B 
kaufen,  d.  h.  die  Partie,  welcher  das  ihm  vorgelegte  Muster  entstammte 
und  erklärte  auch,  daß  er  B  kaufen  wolle.  Der  Verkäufer  entdeckte 
seinen  Irrtum  am  selben  Tage  und  teilte  ihn  dem  Käufer  mit.  Als  er 
verklagt  wurde,  wandte  er  ein,  der  Vertrag  sei  wegen  Irrtums  nichtig. 
Das  Gericht  erklärte  jedoch,  der  Vertrag  sei  gültig. 

Das  Resultat  dieser  Untersuchung  ist  das  folgende:  Weim  Jenks 
und  Anson  von  einem  Irrtum  über  die  Identität  des  Vertragsgegen- 
standes sprechen,  so  meinen  sie  damit  einen  Fall  des  versteckten 
Dissenses,  welcher  allerdings  Nichtigkeit  des  Vertrages  zur  Folge  hat 
Ein  wirklicher  einseitiger  Irrtum  über  die  Identität  des  Vertragsgegen- 
standes ist  dagegen  nicht  rechtserheblich. 

II.   Gemeinsamer  Irrtum. 

1.  Wir  haben  bereits  gesehen,  daß  der  Irrtum  über  die  Existenz 
des  Vertragsgegenstandes  richtiger  Ansicht  nach  ein  gemeinsamer  Irrtum 
sein  muß,  währeiid  nach  §  87  der  vorliegenden  Kodifikation  ein  ein- 
seitiger irrtimi  in  solchem  Fall  genügen  soll. 

2.  Ein  weiterer  Fall,  bei  dem  nach  Jenks  ein  gemeinsamer  Irrtum 
rechtserheblich  ist,  ist  der  Irrtum  „(W  to  the  extent  of  the  transaction^ . 
Es  ist  nicht  ganz  klar,  was  Jenks  darunter  verstanden  wissen  will. 
Wahrscheinlich  meint  er  den  Fall,  daß  die  Parteien  sich  bei  Verträgen 
in  der  Wahl  des  Ausdrucks  vergreifen  und  so  scheinbar  etwas  ver- 
einbaren, was  sie  nicht  wollen  (falsa  demonstratio).  Dieser  Fall  ge- 
hört jedoch,  wie  wir  bereits  oben  ausgeführt  haben,  richtiger  Ansicht 
nach  gar  nicht  in  die  Lehre  vom  Irrtum  hinein. 

III.   Irrtum  über  die  Rechte  der  Parteien. 

Ein  Beispiel  bildet  der  Fall  Cooper  v.  Phibbs  1867  L.  R.  2  H.  L. 
C  149.  In  diesem  Fall  pachtete  A  von  B  ein  Grundstück,  indem 
beide  Parteien  annahmen,  daß  A  kein  Recht  darauf  habe,  wohl  aber 
B,  Beide  Parteien  befanden  sich  im  Intum  über  die  Wirkungen  eines 
früheren  Settlements  wonach  tatsächlich  A  ein  Recht  als  tenant  for  life 
a&  dem  Grundstücke  hatte,  während  B  überhaupt  kein  Recht  daran 
hatte.  Ein  solcher  Irrtum  wird,  wie  bereits  oben  erwähnt,  nicht  als 
error  juris,  sondern  als  error  facti  angesehen.  Lord  Westbury  führt  in 
Msnen  Entscheidunssgründen  aus,  daß  ein  Irrtum  über  die  Rechte  (rights) 
oner  Partei  ein  mutake  of  fact  sei.    Der  Unterschied  zwischen  diesem 
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Fall  und  den  oben  erwähnten  Fällen  Cochrane  v,  Willis^  Bikkcok 
V.  Giddings,  Sirickland  v,  Turner^  mit  denen  er  äußerlich  eine  große 
Ähnlichkeit  besitzt,  liegt  darin,  daß  in  jenen  Fällen  das  Recht,  welches 
den  Gegenstand  des  Vertrages  bildet,  tatsächlich  existiert  hatte,  aber 
zur  Zeit  des  Vertragsschlusses,  ohne  daß  die  Parteien  es  wußten,  durch 
den  Eintritt  eines  tatsächlichen  Ereignisses  erloschen  war,  dessen  Eintritt 
den  Parteien  unbekannt  war,  während  im  Falle  Cooper  v.  Phibbs  das 
Recht  des  Verpächters  niemals  existiert  hatte,  und  die  Parteien  nur 
auf  Grund  eines  Irrtums  über  die  Rechte  des  Verkäufers  ein  Recht 
als  bestehend  angenommen  hatten. 

Wenn  in  den  hier  erwähnten  Fällen  nur  ein  einseitiger  Irrtum 
vorgelegen  hätte,  so  wäre  der  Vertrag  gültig  gewesen.  Auch  wenn 
dieser  einseitige  Irrtum  der  andern  Partei  bekannt  ist,  wird  die  Gültigkeit 
des  Vertrages  nicht  in  Frage  gestellt,  solange  sie  sich  nicht  des  Betruges 
schuldig  macht,  und  der  Vertrag  aus  diesem  Grunde  anfechtbar  wird. 

Wenn  dagegen  bei  einem  einseitigen  Irrtum  die  andere  Partei 
nicht  nur  weiß,  daß  der  Vertragsgegner  annimmt,  die  Sache  oder  das 
Recht  existiere,  sondern  auch  weiß,  daß  jener  nur  in  der  Annahme 
kontrahiert  und  kontrahieren  will,  die  Sache  oder  das  Recht 
existiere,  dann  wird  der  einseitige  Irrtum  dem  beiderseitigen  Irrtum 
gleichgestellt,  und  ist  in  gleichem  Umfange  rechtserheblich.  Wie  aber 
Pollock  S.  494  treffend  bemerkt,  ist  es  in  den  meisten  Fällen  eine 
unwiderlegliche  Schlußfolgerung,  daß,  wenn  der  eine  Teil  einmal  weiß, 
daß  der  andere  unter  einer  irrtümlichen  Voraussetzung  kontrahiert 
hat,  er  auch  weiß,  daß  jener  nur  imter  dieser  Voraussetzung  kontra- 
hieren wollte,  mit  andern  Worten,  nicht  kontrahiert  hätte,  wenn  er 
gewußt  hätte,  daß  seine  Annahme  falsch  war. 

Irrtum  über  die  Qualität  einer  Sache. 

Der  §  87  erwähnt  nichts  über  den  Fall  des  Irrtums  über  die 
Qualität  einer  Sache.  Der  Vollständigkeit  halber  ist  es  jedoch  er- 
forderlich, auch  diesen  Fall  hier  zu  erwähnen. 

Ein  gemeinsamer  Irrtum  über  eine  wesentliche  Eigenschaft  einer  Sache 
macht  den  Vertrag  wegen  Irrtums  nichtig.  Die  tatsächlich  geleistete 
Sache  muß  sich  aber  in  solchem  Grade  von  der  zu  leistenden  unter- 
scheiden, daß  sie  eine  Sache  ganz  anderer  Art  ist  Beide  Parteien 
müssen  sich  über  die  Eigenschaft  des  Leistungsgegenstandes  einig  sein 
und  beide  müssen  annehmen,  daß  er  diese  Eigenschaft  besitzt,  z.  B. 
ein  Gegenstand  wird  als  goldener  verkauft,  ist  aber  nicht  von  Gold,  ohne 
daß  beiden  Parteien  dieser  Umstand  bekannt  ist.  Ein  Beispiel  bildet 
den  Fall  Cox  v.  Prentice  1815  3  M,  &*  S.  344,  Der  Beklagte  ver- 
kaufte den  Klägern  eine  Barre  Silber.  Der  reine  Silbergehalt  sollte 
durch  eine  Wardierung  festgestellt  werden.  Die  Barre  wurde  wardiert 
Nach  der  Wardierung  enthielt  sie  vier  Unzen  Silber.  Die  Kläger  be- 
zahlten einen  entsprechenden  Preis  dafür.  Tatsächlich  enthielt  sie 
viel  weniger  Silber.  Die  Kläger  stellten  die  Barre  zur  Verfügung,  und 
die  Beklagten  wurden  verurteilt,  ihnen  den  zuviel  bezahlten  Preis  zu- 
rückzuzahlen. Beide  Parteien  wußten  nicht,  daß  die  Angabe  der  War- 
dierung unrichtig  war. 

Hätte  in  dem  ersterwähnten  Beispiel  nur  der  Käufer  g^laubt,  der 
Gegenstand   sei   von  Gold,   und   hätte   der  Verkäufer  gewußt,  daÄ  er 
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nicht  von  Gold  war,  so  wäre  der  Irrtum  unerheblich  gewesen,  da  kein 
gemeinsamer  Jrrtum  vorlag. 

Der  Irrtum  ist  auch  unerheblich,  wenn  der  Verkäufer  weiß,  daß  der 
Käufer  glaubt,  der  Gegenstand  sei  von  Gold.  Der  Verkäufer  darf  nur 
nichts  tun,  um  ihn  in  diesem  Glauben  zu  erhalten,  da  sonst /rauä  vorläge. 

Wenn  aber  der  Verkäufer  weiß,  daß  der  Käufer  glaubt,  jener  ver- 
spreche ihm  einen  goldenen  Gegenstand,  dann  ist  wie  Pol  lock, 
S.  485  und  Anson  S.  152  (177)  annehmen,  der  Vertrag  wegen  Irr- 
tums nichtig  (SmM  v.  Hughes,  1871  L.  R.  6  Q.  B,  S97)-  Dieser 
Fall  der  Kenntnis  von  dem  Irrtum  über  den  Inhalt  des  Versprechens 
bei  einseitigem  Irrtum  wird  dem  Fall  des  gemeinsamen  Irrtums  gleich- 
gestellt, ähnlich  wie  bei  dem  Irrtum  über  die  Existenz  einer  Sache 
oder  eines  Rechts. 

Es  gibt  noch  einige  Fälle  des  Zwiespalts  zwischen  Wille  und  Er- 
klärung, die  nicht  in  die  Lehre  von  dem  Irrtum  hinein  gehören,  die 
aber  von  den  englischen  Lehrbüchern  entweder  als  Teil  dieser  Lehre 
behandelt,  oder  doch  wenigstens  im  Zusammenhang  damit  dargestellt 
werden.  Das  sind  Fälle  der  falsa  demonstratio,  des  versteckten  Dissenses 
und  der  unrichtigen  Übermittlung. 

1.  falsa  demonstratio. 

Wie  wir  gesehen  haben,  entspricht  die  falsa  demonstratio  dem 
mistake  in  expression  im  Sinne  Ansons.  Pollock  redet  von  einem 
mistake  in  expressing  true  consent  und  sagt,  dieser  liege  vor,  wenn  Per- 
sonen, die  einen  Willen  erklären  wollen,  der,  wenn  erklärt,  rechtliche 
Folgen  hat,  irrtümlich  Ausdrücke  gebraucht  haben,  die  nicht  genau 
ihren  wirklichen  Willen  zum  Ausdruck  bringen.  Er  meint  damit,  wie 
seine  weiteren  Ausführungen  ergeben,  den  Fall,  daß  beide  Parteien 
sich  in  der  Wahl  des  Ausdrucks  vergriffen  haben,  also  den  Fall  der 
falsa  demonstratio.  In  der  Regel  kommt  ein  solcher  mistake  nur  bei 
schriftlichen  Verträgen  vor,  und  es  gilt  die  Norm,  daß  ein  solcher 
Irrtum  von  den  Gerichten  korrigiert  werden  kann.  Im  Falle  Wilson 
7'.  Wilson  5  H,  Z.  C,  40  stellte  das  House  of  Lords  folgende  Norm 
auf:  „Sowohl  die  Gerichte  des  Common  Law  wie  die  des  iff^w/'/y- Rechts 
können  einen  offenbaren  Irrtum  in  einer  Urkunde  ohne  die  geringste 
Schwierigkeit  korrigieren". 

2.  Versteckter  Dissens. 

Ein  Beispiel  bildet  der  bereits  oben  S.  528  erwähnte  Fall  Raffles 
V.  Wie  hei  haus.     Ich  verweise   auf  die  Ausführungen  an  jener  Stelle. 

3.  Unrichtige  Übermittlung. 

Leading  case  ist  der  Fall  Henkel  v,  Pape  L,  R.  6  Ex,  /.  Der 
Fall  lag  folgendermaßen:  Beklagter  hatte  an  den  Kläger  geschrieben; 
„Senden  sie  umgehend  Musler  von  Snider  Gewehren.  Ich  kann  eine 
Order,  von  50  Stück  geben".  Der  Kläger  sandte  darauf  ein  Muster 
und  teilte  den  Preis  mit.  Darauf  erhielt  er  ein  Telegramm,  welches 
lautete:  „Sendet  sofort  die  Gewehre".  Beklagter  hatte  aber  eine  De- 
pesche aufgegeben,  welche  lautete:  „Sendet  sofort  drei  Gewehre". 
Es  wurde  entschieden,  daß  der  Beklagte  nur  drei  Gewehre  abzu- 
nehmen brauche.  Der  Vertrag  selbst  war  nichtig.  Die  Verpflichtung 
zur  Abnahme  der  drei  Gewehre  beruhte  auf  einem  neuen  implied  con- 
tracif  weil  der  Beklagte  diese  Gewehre  behalten  hatte. 
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Die  Wirkung  des  Irrtums. 

Der  Vertrag,  bei  dem  ein  rechtserheblicher  Irrtum  vorliegt,  ist 
nichtig  (void).  Der  Irrende  kann  sich  auf  die  Nichtigkeit  des  Ver- 
trages einredeweise  berufen,  weim  er  daraus  verklagt  wird.  Er  kann 
auch  seinerseits  darauf  klagen,  den  Vertrag  aufzuheben  (caucellatim). 
Die  letztere  Klage  ist  bei  der  CJiancery  Division  anzubringen. 

Schwierigkeiten  bieten  die  Fälle,  in  denen  der  Irrtum  durch  eine 
Täuschung  hervorgerufen  wird.  Handelt  es  sich  um  einen  Irrtum,  der 
nicht  nach  §  87  rechtserheblich  ist,  so  kann  der  Geschädigte  nur  auf 
Grund  der  Täuschung  in  Gemäßheit  des  §  81  den  Vertrag  anfechten. 
Ist  aber  durch  die  Täuschung  ein  nach  §  87  rechtserheblicher  Irrtum 
hervorgerufen,  so  kann  der  Geschädigte  die  Nichtigkeit  des  Vertrages 
wegen  Irrtums  geltend  machen,  was  für  ihn  in  mehrfacher  Hinsicht 
von  Vorteil  ist;  denn  einmal  wird  das  Anfechtungsrecht  in  Gemäßheit 
des  §  82  durch  Zeitablauf  und  andere  Gründe  ausgeschlossen.  Vor 
allem  aber  ist  bei  der  Anfechtung  der  gutgläubige  Erwerber,  der  vor 
erfolgter  Anfechtung  Rechte  erworben  hat,  geschützt,  beim  Erwerb  von 
Sachen  durch  §  23  des  Säle  of  Goods  Act  bei  Wechseln  durch  die 
Vorschriften  der  Bills  of  ExcJiange  Actj  wonach  Einreden  aus  einem 
Defekt  im  Titel  des  Vorgängers  gegen  einen  holder  in  due  course 
(vgl.  §§  29,  30  des  Gesetzes)  nicht  erhoben  werden  können.  Aber 
derjenige,  der  auf  Grund  eines  wegen  Irrtum  nichtigen  Vertrages  er- 
worben hat,  ist  nicht  geschützt.  Das  ergibt  der  oben  erwähnte  Fall 
Lewis  V,  Clay  sowie  der  Fall  Cundy  v,  Linäsay,  In  diesen  Fällen, 
sowie  in  dem  Falle  Foster  v,  Mackinnon  lag  überall  arglistige  Täuschung 
vor.  Der  Beklagte  konnte  sich  aber  auch  auf  einen  Irrtmn  berufen, 
und  deshalb  konnten  dritte  Erwerber  keine  Rechte  aus  dem 
Vertrage  geltend  machen. 

Die  besonderen  Klagen  des  ^^«//y-R«chts. 

1.  Wenn  der  Beklagte  vor  der  Chancery  Division  auf  Aufhebung 
des  Vertrages,  oder  (wenn  es  sich  um  ein  Recht  aus  einer  Urkunde 
unter  Siegel  z. .  B.  conveyance^  lease  handelt),  auf  cancellation  klagt,  so 
gelten  für  diese  Klagen  in  der  Hauptsache  dieselben  Grundsätze  wie 
im  Common  Law. 

2.  Rectification. 

Eine  Klage  auf  rectification  ist  zulässig,  wenn  eine  Urkunde  unter 
Siegel  nicht  den  Willen  der  Partei,  welche  dieselbe  errichtet  hat, 
wiedergibt'  In  solchem  Falle  wird  das  Gericht,  wenn  es  den  wahren 
Willen  einer  Partei  ermitteln  kann,  die  Urkunde  berichtigen.  Handelt 
es  sich  um  eine  einseitige  unentgeltliche  Verfügung  unter  Siegel,  so 
ist  der  Nachweis  zulässig,  daß  die  Worte  deir  Urkunde  sich  mit  dem 
wahren  Willen  des  Verfügenden  nicht  decken.  Handelt  es  sich  um 
einen  Vertrag,  so  ist  rectification  nur  zulässig,  wenn  alle  Vertrags- 
parteien sich  über  die  Bedeutung  der  Erklärung  im  Irrtum  befinden. 
Es  ergibt  sich  daraus,  daß  eine  rectification  nur  bei  einer  falsa  demonstratio 
zulässig  ist,  nicht  aber  bei  einem  Irrtum  im  eigentlichen  Sinne.  Wenn 
die  Parteien  einen  verschiedenen  Sinn  mit  den  Erklärungen  verbinden 
(versteckter  Dissens),  so  ist  eine  rectification  nicht  zulässig.  Derjenige, 
der  eine  rectification  beantragt,  muß  nicht  nur  nachweisen  können,  daß 
das  Erklärte  dem  einmütig  Gewollten  nicht  entsprach,   sondern  auch 
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öea  positWca  Bcwm  erbfkigen,  was  der  tnünie  Wille  der  Psitcksi 
war,  damh  das  Gericht  dementsprechead  die  ruHficaUtm  yom^men 
kann.  Da»  Recht,  recHfiea^on  aa  Torlaiigen,  erstreckt  sich  aach  auf 
soiche  Rechte  in  der  Urlumde»  die  Dritte  daratis  erworben  haben»  a.  B. 
kann  rtcHficaiwn  eines  marriage  settUmmi^  welches  Bestimmungen  au- 
guneteii  der  Kinder  trifft,  vona  den  VertragMcfaAießenden  rerlangt  werden. 

§  88. 
Ein  Intiuft  Über  Tattdchen  «citen»  «iiitr  der  Parteien,  dtt 
nieht  von  der  im  §  87  erwähnten  Alt  ist  und  nicht  durch 
Betrug  oder  mnt^r^^nMhn  der  andern  Partei  hervorgerufen 
ist,  berechtigt  den  Irrenden  nicht»  die  Erklärung  sds  nichtig 
au  behandeln.  Aber  wenn  es  niofat  anfebracht  iat,  daß  die 
andere  Partei  auf  Erfüllung  h»  apacie  besteht,  eo  wird  dae 
Gericht  keine  $peeiHe  p^rhrrmuio^  anordnen. 

Scott  V.  LitÜtdale  (1858)  8  El.  S  Bl.  815;  Tatnplin  ».  yames  (187g)  iq 
Ch.  Z>.  21^;  Goddard  v.  Jeffreys  (i88l)  5/.  L.  J,  Ch.  $7;  May  v.  Platt  [iQOOj, 
I  CA.  616. 

LisHe  V.   Thompson  18^1  g  Ha.  268;    IVebster  v.  Cecil  1861  ^0  Beav.  62. 

Der  erste  Teil  dieses  Paragraphen  ist  negativer  Natur.  £r  zeigt 
uns,  dafi  in  einer  Reihe  von  Fällen  der  Irrtum  im  englischen  Recht  nicht 
benk:ksichdgt  wird,  wo  er  in  unserem  Recht  als  erhebUch  angesehen  wird. 
Als  Beispiel  möge  der  bereits  erwähnte  Fall  ScoU  v.  UtÜeäali  dienen, 
wo  die  Beklagten  das  Muster  einer  Partie  Waren  aus  dem  Dampfer 
Star  of  the  East  vorlegen  wollten,  tatsächlich  aber  aus  Versehen  das 
Muster  einer  andern  Partie  vorlegten  und  der  Vertrag  trotz  sofortiger 
Anfechtung  vom  Gericht  als  gültig  angesehen  wurde.  Dieser  Fall 
zeigt  uns,  daß  ein  emseitiger  Irrtum  über  die  Qualität  des  Vertrags- 
gegenstandes nicht  beachtet  wird.  Nur  wenn  dem  Vertragsgegner  der 
Irrtum  bekannt  ist  und  er  weiß,  daß  der  Irrende  das  Leistung»^ 
versprechen  falsch  aufgefaßt  hat,  kann,  wie  wir  oben  gesehen  haben, 
der  Irrende  anfechten. 

Daß  auch  ein  einseitiger  Irrtum  über  die  Quantität  eines  Vertrags- 
gegenstandes nicht  berücksichtigt  wird,  ergibt  sich  aus  dem  Falle 
Tamplin  v.  James  1880  IS  Ch.  D.  2l6.  Ein  Grundstück  wurde  ver- 
steigert, die  Pläne  lagen  zur  Besichtigimg  aus.  Es  ergab  sich  aus 
diesen,  daß  ein  Garten,  der  scheinbar  zu  dem  Grundstück  gehörte,  in 
Wirklichkeit  nicht  dazu  gehörte.  Der  Kläger,  der  das  Grundstück  von 
Jugend  auf  kannte,  sah  den  Plan  nicht  an  und  kaufte  in  der  festen 
Annahme,  daß  der  Garten  dazu  gehöre.  Er  weigerte  sich,  den  Vertrag 
zu  erfüllen  und  wurde  auf  specific  Performance  verklagt.  Das  Gericht 
verurteilte  ihn  dazu. 

Die  Normen  über  die  Erheblichkeit  des  Irrtums  bei  der 
Klage  auf  specific  Performance. 

Eine  ausführliche  Darstellung  dieser  Normen,  soweit  sie  von  den 
Normen,  die  sonst  für  die  Lehre  vom  Irrtum  gelten,  abweichen,  wird 
^  §  289  des   zweiten   Buches   gegeben   werden.     Die  Judikatur  der 
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.£/»/(K-Gerichte  soll  in  erster  Linie  die  Billigkeit  berücksichtigen.  Daher 
kommt  es  oft  vor,  daß  die  ^«//j'-Gerichte  erklären,  sie  sahen  davon 
ab,  den  Beklagten  zur  Erfüllung  zu  verurteilen,  da  das  eine  Härte  für  ihn 
bedeuten  würde;  sie  müßten  es  dem  Kläger  überlassen,  vor  den  Common 
Z^nzz-Gerichten  auf  Schadensersatz  zu  klagen.  Ein  gutes  Beispiel  für 
diesen  Standpunkt  der  .£5^//K-Gerichte  bildet  der  Fall  Websttrv.  CtcüjO 
Beav,  62,  Die  Parteien  unterhandelten  über  den  Verkauf  von  einigen 
Parzellen  Land,  die  dem  Cecil  gehörten.  Webster  offerierte  durdi 
seine  Agenten  2000  £,  was  jedoch  abgelehnt  wurde.  Darauf  schrieb 
Cecil  dem  Webster  einen  Brief,  der  die  Offerte  enthielt,  für  1 100  £  zu 
verkaufen.  Er  hatte  beabsichtigt,  2100  zu  schreiben,  hatte  aber  ver- 
sehentlich in  der  Eile  die  Posten  auf  einem  Zettel  falsch  zusammen- 
addiert. Er  hatte  diesen  Zettel  aufbewahrt  und  legte  ihn  dem  Gericht 
vor.  Als  er  die  Annahmeerklärung  empfangen  hatte,  entdeckte  er 
diesen  Irrtmn  und  machte  dem  Kläger  davon  sofort  Mitteilung.  Ein 
Irrtum  dieser  Art  läßt  sich  unter  keinen  der  in  §  87  erwähnten  Fälle 
des  rechtserheblichen  Lrtums  bringen;  wenn  daher  Kläger  vor  einem 
Common  Z^wiz-Gericht  auf  Schadensersatz  geklagt  hätte,  so  hätte  Be- 
klagter sich  auf  diesen  Irrtum  nicht  berufen  können.  Er  stellte  jedoch 
eine  Klage  auf  specific  Performance  vor  dem  Equity-Gmchi  an.  Dieses 
Gericht  wies  die  Klage  ab,  indem  es  ausdrücklich  darauf  hinwies,  daß 
es  dem  Kläger  überlassen  bleiben  müsse,  sein  Recht  vor  einem  Common 
LaW'Gtncht  geltend  zu  machen.  Der  Grund,  weshalb  das  Gericht 
die  Klage  abwies,  lag  darin,  daß  hier,  wie  sich  der  Richter  im  Falle 
Tamplin  v,  James  l880y  IS  Ch,  D.  221  ausdrückte,  der  Kläger  nach 
einer  Offerte  geschnappt  hatte,  von  der  er  sicher  wußte,  daß  sie  irrtümlich 
gemacht  war. 

§  89. 
Ein  Irrtum  über  eine  Tatsache,   der  durch   eine   nicht 
schuldhafte  falsche  Angabe  (misrepresenfafion)  der  andern  Partei 
veranlaßt  ist,  berechtigt  die  irrende  Partei  nicht,  das  Rechts- 
geschäft anzufechten,  außer  wenn 

z.  die  falsche  Erklärung  von  den  Parteien  als  Bedingung 
des  Rechtsgeschäfts  selbst  angesehen  wurde,  oder 

2.  das  Rechtsgeschäft  in  dem  Verkauf  (sa/e)  eines  Rechts 
an  einem  Grundstücke  (sinterest  in  land^^  in  dem 
Verkauf  an  eine  Gesellschaft  durch  deren  Gründer,  in 
einem  Versicherungsvertrage  oder  in  einem  Rechts- 
geschäft zwischen  Partnern  oder  solchen,  die  es 
werden  wollten,  oder  zwischen  Vertretern  (früheren 
Vertretern)  und  Geschäftsherm  bestand  (contracis  über- 
rimae  fidet),  oder 

3.  das  Rechtsgeschäft  ein  unentgeltliches  war. 

Unter  einer  „Bedingung    des  Rechtsgeschäfts*^    im  Sinne  dieser  Vonchrift 
ist  eine  tatsächliche  Behauptung  solcher  Art   zu  verstehen,  daß  der  andere  Teil 
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das  Rechtsgetcbaft  nicht  ▼orgenommen  haben  wurde,  wenn  er  nicht  an  ihre 
Richtigkeit  geglaubt  bitte. 

Bannermann  v,  White  186 1  10,  C,  B,  N,  S.  844;  Behn  v,  Bumess  l86ß 
^  ß.  S  S.  ys^' 

Fligkt  V.  Booth   i8ß4  ^  Ä'«^-  ^-  C,  ßJO. 

Weno  die  falsche  Angabe  nur  von  geringer  Bedeutung  ist,  so  kann  die  irre- 
geführte Partei  gezwungen  werden,  das  Rechtsgeschäft  zu  erfüllen  mit  einem  Er- 
satz (in  Geld)  für  den  Irrtum  (Dyer  v,  Hargfaz^e  i8o$,  lO  Ves,  $0^;  Fawceifs  db 
Holme's  Contract  i88g,  42  CA.  D.  587). 

Reese  River  Silver  Mining  Co.  v.  Smith  i86g  L.  R.  4  H.  L.  C.  64. 

Janides  v.  Pender  i8y4,  L.  R.  g.  Q.  B.  59/  (Seeversicherung);  London 
Assurance  Co.  v.  Mansel  iSjg,  II  Ch.  D.  ^6ß  (Lebensversicherung);  Bufe  v. 
Turner  i8l^,  6   TaunU  ^8  (Feuerversicherung). 

Fawcett  v.  Whitehouse  182g  i  R.  db  M.  1^2:  Blisset  v.  Daniel  18^3, 
lO  Ha.  4gß. 

Mc.  Pherson  v.   WaU  i8yy,  L.  R.  App.  Ca.  2^4. 

Re  Glubb.  [igoo]  i  Ch.  354. 

§  90. 

Die  bloße  Unterlassung  der  Mitteilung  von  Tatsachen  ist 
keine  misrepra9entafiony  außer  wenn  sie  bei  einem  der  in  §  89 
sub  2  besonders  aufgeführten  Rechtsgeschäfte  vorkommt 

Es  ist  sehr  zweifehaft,  ob  gewöhnlich  der  Verkäufer  des  Rechts  an  einem 
Grundstück  verpflichtet  ist,  irgendwelche  Tatsachen  mitzuteilen  außer  den  Tatsachen,. 
die  auf  den  Rechtstitel  von  Einfluß  sind.  Pox  v.  Machreth  I'j88  2  Cox,  321 ; 
Walters  v.  Morgan  186 1,  ß  D.  F.  dp.  7-  7'^-  A.bcr  es  gibt  auch  dicta^  die  für 
die  gegenteilige  Ansicht  sprechen.  Über  den  Verkauf  durch  Gründer  vgl.  Central 
Rcdlway  Co.  of  Venezuela  v.  Kisch  iSöj,  L.  R.  2  H.  L.  C.  gg.  Erlanger  v.  New 
Soitibrero  Phosphate  Co.  i8j8,  L.  R.  3  App.  Ca.  1218;  hinsichtlich  der  anderen 
Rechtsgeschäfte  vgl.  die  bei  §  89  erwähnten  Fälle. 

I.  Allgemeines. 
Diese  Paragraphen  enthalten  einige  weitere  Fälle,  in  denen  ein 
Irrtum,  auf  den  sich  die  irrende  Partei  nach  §§  87,  88  nicht  berufen 
kann,  vom  Recht  berücksichtigt  wird.  Die  irrende  Partei  kann,  ab- 
gesehen von  den  Fällen  des  §  87,  das  Rechtsgeschäft  in  gewissen 
Fällen  anfechten,  wenn  der  Irrtum  durch  falsche  Angaben  des  Vertrags- 
gegners hervorgerufen  ist.  Sind  diese  Angaben  in  Kenntnis  ihrer  Un- 
wahrheit gemacht  worden  und  in  der  Absicht,  dadurch  einen  Irrtum 
zu  erregen,  so  liegt  fraud  vor.  Es  kommen  also  für  diesen  Paragraphen 
nur  die  Fälle  in  Betracht,  wo  die  Angaben  nicht  in  Kenntnis  ihrer 
Unwahrheit  gemacht  sind.  Unserm  Recht  ist  eine  solche  Anfechtung, 
wegen  einer  nicht  betrügerischen  falschen  Angabe  fremd.  Nur  beim 
Versichcrangsvertrage  finden  sich  ähnliche  Grundsätze. 

Zunächst  enthält  der  §  89  eine  negative  Feststellung.  Denn  abgesehen 
von  den  unter  No.  i  bis  3  des  §  89  erwähnten  Ausnahmen  soll  eine  nicht 
oetTügerische  falsche  Angabe,  d.  h.  eine  innocent  misrepresentation  im 
Gegensatz  zur  fraudulent  misrepresentation  keine  Berücksichtigung  finden. 
Da  der  Ausdruck  innocent  misrepresentation  stets  im  Gegensatz  zur  fraudulent 
misrepresentation  gehraucht  wird,  so  ergibt  sich,  daß  jede  misrepresentation, 
die  nicht  betrügerisch  ist,  eine  innocent  misrepresentation  ist,  also  ins- 
W)ndere  auch   die   fahrlässige   und   grob   fahrlässige   falsche  Angabe; 
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d^Q  wie  wir  bereits  oben  bei  §  8j  aiugeführt  haben»  hak  der  Satz 
lata  culpa  dolus  est  im  englischen  Recht  nach  der  Entscheidung  Derrj 
p.  Petk  keine  Gellung.  Es  ist  ganz  gleichgültig  für  die  AnwenduDg 
des  §  89,  ob  die  falsche  Angabe,  durch  welche  der  Irrtum  erregt  wurde, 
auf  Fahrlässigkeit  beruht  oder  nicht. 

Misrepresentation  heißt  falsche  Angabe.  In  engerem  Sinne  bedeutet 
es  die  falsche  Angabe,  durch  welche  bei  der  andern  Partei  dn  Irrtum 
erregt  wurde.  Die  andere  Partei  muß  auf  Grund  des  so  erregten 
Irrtums  gehandelt  haben.  Hat  sie  selbst  Erkundigungen  eingezogen 
Und  auf  Grund  dieser  gehandelt,  so  kann  sie  sich  auf  die  foischen 
Angaben  des  andern  Teils  nicht  berufen. 

Die  negative  Fassung  des  §  89  deutet  darauf  hin,  daß  die  Frage, 
in  welchem*  Falle  eine  misrepresentatian  rechtserheblich  ist,  nicht  zu  allen 
Zeiten  in  gleicher  Weise  beantwortet  wurde.  Die  Lehre  von  der 
misrepresentation  entwickelte  sich  im  i^^a/'/y- Recht.  Die  Common  Law- 
Gerichte  hatten  sich  stets  auf  den  Standpunkt  des  vorliegenden  Kom- 
mentars gestellt,  daß  eine  falsche  Erklärung  oder  Angabe  nur  dann 
rechtserheblich  sei^  wenn  sie  eine  Vertragsbedingxmg  sei,  oder  wenn  ein 
sogenannter  contract  uberrimacfidei  vorlag.  Der  erstere  Fall  muß  eigentlich 
bei  unseren  Erörterungen  ohne  weiteres  ausscheiden,  denn  wir  haben 
hier  nur  die  Willen smftngel  zu  erörtern,  welche  das  Zustandekommen 
eines  gültigen  Vertrages  hindern.  Wenn  aber  die  falsche  Angabe  Teil 
des  Vertrages  ist,  so  li^  keine  misrepresentation  vor,  welche  bewirkt, 
daß  der  Vertrag  nicht  zustande  kommt,  sondern  es  liegt  eine  Vertrags- 
bestimmung vor,  und  wenn  diese  verletzt  wird,  so  beruft  sich  der  Ge- 
schädigte nicht  darauf,  daß  kein  Vertrag  geschlossen  sei,  sondern 
darauf,  daß  der  Vertrag  nicht  erfüllt  sei.  Demgegenüber  haben  sich 
die  ^^«/(v-Gerichte  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  eine  misrepresentatum 
bei  allen  Verträgen  den  Geschädigten  zur  Anfechtung  berechtige 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  falsche  Angabe  als  Teil  des  Vertrages 
•anzusehen  war  oder  nicht 

Die  Anfechtung  eines  Vertrages  wegen  misrepresentation  wird  durch 
eine  Klage  auf  Aufhebung  des  Vertrages  (suit  for  resässion)  geltend 
gemacht  Diese  Klage  gehört  zur  Jurisdiction  der  Chancery  Division 
des  Jfight  Courty  welche  an  die  Stelle  der  früheren  ^«//y- Gerichte 
getreten  ist,  und  daher  hatte  diese  sich  besonders  oft  mit  der  Lehre 
von  der  misrepresentation  zu  beschäftigen.  Eine  lichtvolle  Darstellung  der 
ganzen  Materie  finden  wir  bei  Williams,  On  Vendor  and  Purchascr 
Seite  723  bis  733.  Er  zeigt  uns,  wie  sich  das  Common  Law^  und 
das  Equity-Rechi  zu  der  Lehre  von  der  misrepresentation  stellen: 

„Im  Common  Law  konnte  eine  Partei,  wenn  eine  unwahre  Angabe,  die 
zum  Vertrage  veranlaßt  hatte,  betrügerischerweise,  d.  h.  entweder  wissentlich 
unwahr  oder  in  leichtsinniger  Unkenntnis,  ob  sie  wahr  oder  falsch  war,  ge- 
macht war,  den  Vertilg  anfechten,  nicht  nur  während  der  ErfiilluDg, 
sondern  auch,  nachdem  er  völlig  erfüllt  war,  und  sie  konnte  auf  RücR- 
erstattung  aller  Gelder,  die  sie  gezahlt  hatte,  oder  des  Eigentums  (propertyh 
das  sie  übertragen  hatte,  klagen,  indem  sie  ihrerseits  alle  Leistungen,  die 
sie  erhalten  hatte,  zurückerstattete,  oder  aber,  sie  konnte  den  Vertrag 
bestätigen  und  die  Betrugsklage  (action  of  deceit)  anstellen  auf  Ersatz  des 
Schadens,  den  sie  durch  die  betrügerischen  falschen  Angaben  erlitten  hatte. 
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„Das  Common  Law  gab  dasselbe  Recht  auf  Anfechtang  det  Ver- 
trages, wenn  auch  nicht  die  Option  of  deciitj  sobald  die  eine  P&xtet 
eines  sogenannten  cantract  uberrimae  fidd  durch  eine  Msche  Angabe, 
die  ohne  Verschulden  gemacht  war,  zum  Vertragsschluß  veranlaBt  war» 
ja  sogar  bei  bloßem  Unterlassen  der  Mitteihing  einer  wesentlichen  Tat- 
sache. Aber  abgesehen  vom  Betrug  und  mit  Ausnahme  der  cmtraett 
uberrhnai  fidei  konnte  im  Common  Law  eine  Erklärung  (represmtaHon) 
auf  den  Vertrag  nur  von  Einfluß  sein,  wenn  sie  als  Gewahrleistung 
oder  Versprechen  der  Wahrheit  der  behaupteten  Tatsache  anzusehen 
war,  und  so  einen  Teil  des  geschlossenen  Vertrages  bildete,  sorist  hatte 
sie  Oberhaupt  keine  Wirkung.** 

Über  die  Stellung  des  Equity-^t^Xs  gegenüber  der  innoceni 
näsreprtsentaiian  fohtt  er  folgendes  aus:  „Hinsichtlich  der  UmoceiU 
misrepresentation  wurde  schon  frühzeitig  im  Billigkeitsrecht  der  Satz 
angestellt,  daß,  wenii  jemand  durch  eine  üalsche  Angabe  Ober  eine 
wesentliche  Tatsaclie,  die  in  ehrlicher  Überzeugung  (honestly)  und  nicht 
in  betrügerischer  Weise  gemacht  war  (z.  6.  irrtümlich  oder  aus  Unadit« 
samkeit)  zum  Vertrage  veranlaßt  wurde,  damit  eine  Einrede  gegenüber 
einer  Klage  auf  specific  Performance  gegeben  war. 

„Später  entschieden  die  Billigkeitsgerichte,  daß,  wenn  jemand  durch 
eine  wesentliche  falsche  Angabe  (material  misrepresintatüm)^  die  nicht 
betrügerisch  war,  veranlaßt  wurde,  einen  Vertrag  zu  schließen,  dieser 
Vertrag  dann  nach  seiner  Wahl  anfechtbar  war;  er  konnte  darauf 
klagen,  daß  der  Vertrag  aufgehoben  würde  oder,  wenn  er  schriftlich 
abgefaßt  war,  zwecks  Vernichtung  (cancellation)  ausgeliefert  würde. 

„Diese  Norm  der  Billjgkeitsgerichte  weicht  von  den  Normen  ab^ 
welche  die  Common  Z^mz-Gerichte  aufgestellt  haben,  denn  die  Norm 
des  .£fM(y*Rechts  behandelte  die  innocent  misrepresentation  als  etwas,, 
das  auf  das  Zustandekommen  des  Vertrages  von  Einfluß  war,  und  den 
Konsens  der  Parteien  unwirksam  machte,  also  in  einer  Weise,  die  nach 
Common  Law  bei  gewöhnlichen  Verträgen  nur  für  den  Fall  des  Be-^ 
träges  galt  und  ohne  Betrug  nur  bei  den  contracts  tsberrimcu  fidei.  Nach 
dem  Inkrafttreten  der  Judicature  Act  gelangten  die  fragliche  Norm 
des  Equity-^tQ\i\&  in  allen  Abteilungen  des  Night  Court  of  Justice  zur 
Anwendung.  Entscheidungen  von  höchster  Autorität  sind  ihr  gefolgt 
and  haben  sie  gebilligt  und  als  Teil  des  Vertragsrechts  hat  sie  die 
Norm  des  Common  Law  verdrängt.  Jeder  Vertrag  kann  daher  jetzt 
von  jeder  Partei  aufgehoben  werden,  die  zum  Vertragsschluß 
durch  eine  wesentliche  falsche  Angabe  veranlaßt  ist,  welche 
^^f  gegenüber  ohne  Betrug  von  irgend  einer  anderen  Ver*» 
tragspartei  gemacht  ist." 

Audi  Anson  stellt  sich  auf  denselben  Standpunkt  wie  William  et 
und  weist  auf  S.  167  (193)  nach,  daß  der  durch  d\^  Judicature  Act  als 
Berafongsinstans  für  alle  Abteilungen  des  Ifight  Court  gebildete  Court 
(^Appeal  in  mehreren  Entscheidungen  sich  ganz  allgemein  auf  den 
Standpunkt  des  -£'|7w/Vy-Rechts  gestellt  habe. 

Ashburner,  Equity  S.  385,  präzisiert  den  Unterschied  der  Normen 
des  Common  Law  und  des  .fi^/Vy-Rechts  in  gleicher  Weise,  geht  aber 
nicht  so  weit,  den  Satz  aufzustellen,  daß  die  Equify'Norm  die  Norm 
des  Common  Law  verdrängt  habe.     Ebenfalls  auf  dem  Standpunkt  voi^ 
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Williams  steht  Benjamin,  On  Säle,  6.  Auflage  S.  341  unten.  Da- 
gegen stellen  sich  andere. Schriftsteller,  insbesondere  Pollock,  Contiact 
S.  524,  auf  den  Standpunkt  des  vorliegenden  Kommentars,  wonach, 
abgesehen  von  dem  Falle,  daß  die  falsche  Angabe  Vertragsbedingung 
ist,  nur  bei  den  contracts  uberrimae  fidei  eine  Aniechtung  wegen  irnmcii 
misrepresentation  zulässig  sei. 

Praktisch  ist,  wie  Williams,  On  Vendor  und  PurchaserLc  eben- 
falls ausführt,  die  Meinungsverschiedenheit  nicht  von  allzugroßcr  Be- 
deutung. Damit  das  Recht  auf  Anfechtung  des  Vertrages  wegen  m- 
represmtation  entstand,  war  es  auch  im  -£'^«//v- Recht  erforderlKrh,  daß 
die  falsche  Angabe  einen  Teil  der  Transaktion  bildete,  welche  schließlidi 
zum  Abschluß  eines  Vertrages  führte.  Die  misrepresentation  mußte  den 
Konsens  der  irr^eführten  Partei  veranlaßt  haben.  Unter  solchen 
Umständen  neigten  aber  die  Common  Zaw-Gerichte  dazu,  eine  derartige 
Angabe  als  Teil  des  Vertrages  selbst  anzusehen  und  als  eine  aufschiebende 
Bedingung  (condition  precedent),  deren  Nichterfüllung  zur  Folge  hatte, 
daß  die  andere  Partei  den  Vertrag  als  unwirksam  behandeln  konnte. 
Dieser  Standpunkt  der  Common  Z^az-Gerichte  ergibt  sich  aus  den 
beiden  Fällen  Bannermann  v.  White  10  C  B,  N,  S.  844  und  Behn 
V.  Bumess  3  B.  &*  S.  751: 

Bannermann  bot  dem  White  Hopfen  zum  Kaufe  an.  White  fragte, 
ob  bei  der  Behandlung  der  Jahresernte  Schwefel  gebraucht  war,  was 
Bannermann  verneinte,  worauf  White  erklärte,  er  würde  nicht  einmal 
nach  dem  Preise  fragen,  wenn  Schwefel  gebraucht  wäre.  Später  trat 
er  vom  Vertrage  zurück,  weil  bei  der  Behandlung  des  Hopfens  Schwefel 
gebraucht  worden  sei.  Er  wies  nach,  daß  bei  5  Acres  Land  Schwefel 
gebraucht  worden  war,  während  die  ganze  Ernte  aus  300  Acres  bestand. 
Bannermann  hatte  den  Schwefel  gebraucht,  um  eine  neue  Maschine  zu 
versuchen  und  hatte  die  Sache  entweder  vergessen  oder  sie  für  unwichtig 
gehalten.  Die  Jury  entschied,  daß  die  Erklärung  des  Bannennann 
nicht  wissentlich  unwahr  abgegeben  war.  Das  Gericht  entschied,  daß 
die  Erklärung  des  Bannermann  einen  Teil  des  Vertrages  bildete,  eine 
^preliminary  condition",  deren  Nichterfüllung  den  White  von  der  Ver- 
pflichtung befreite,  den  Hopfen  zu  nehmen. 

Im  Falle  Behn  v.  Burness  stützte  sich  die  Klage  auf  eine  Charter- 
party,  in  welcher  vereinbart  war,  daß  das  Schiff  des  Behn  „zurzeit 
im  Hafen  von  Amsterdam"  nach  Newport  gehen,  dort  eine 
Ladung  Kohlen  übernehmen  und  diese  nach  Hongkong  bringen  sollte. 
Die  Charterparty  datierte  vom  ig.  Oktober  1860.  Zur  Zeit  des  Vertrags- 
schlusses befand  sich  das  Schiff  aber  gar  nicht  im  Hafen  von  Amsterdam 
und  kam  dort  erst  am  23.  Oktober  an.  Als  es  Newport  erreichte, 
weigerte  sich  Bumess  abzuladen  und  trat  vom  Vertrage  zurück.  Die 
Hauptfrage  war,  ob  die  Erklärung  in  der  Charterparty  „zurzeit  im 
Hafen  von  Amsterdam"  als  eine  Vertrag sbedingung  aufzufistssen 
war,  deren  Nichterfüllung  Bumess  berechtigte,  vom  Vertrage  zurück- 
zutreten.    Das  Gericht  bejahte  diese  Frage. 

II.  Contracts  uberrimae  fidei. 

Stellt  man  sich  auf  den  Standpunkt  des  §  89,  so  unterscheiden 
sich  diese  Verträge  von  anderen  dadurch,   daß  sie  bei  Vorliegen  einer 


Zweiter  Titel.     Willen terkULrangeD.  53^ 

innoceni  misrepresmtation  anfechtbar  sind.  Stellt  man  sich  dagegen  auf 
den  Standpunkt  von  Anson,  Williams  und  Benjamin,  wonach  alle 
Verträge  wegen  irmoeent  misrepresmtation  anfechtbar  sind,  so  nehmen  diese 
Verträge  nur  deshalb  eine  Sonderstellung  ein,  weil  bei  ihnen  schon 
das  Unterlassen  der  Mitteilung  (non  disclosure)  einer  wesentlichen 
Tatsache  die  Anfechtung  zulässig  macht  (vgl.  §  90).  Zu  den  einzelnen 
Verträgen  ist  folgendes  zu  bemerken: 

I.  Die  Veräußerung  von  interests  in  land. 

Cber  die  Bedeutung  des  Ausdrucks  interest  in  land  vgl.  erster  Teil 
S.  89  und  158.  Danach  fallen  darunter  auch  leases.  Bei  den  Verträgen 
über  Grundstücke  können  falsche  Angaben  nach  zweierlei  Richtungen 
vorkommen,  einmal  über  den  Umfang  des  Rechts,  das  veräußert  wird, 
dann  über  die  Qualität  resp.  die  Größe  des  Grundstücks. 

Nur  wenn  positive  falsche  Angaben  über  die  Qualität  des  Gnmd* 
Stückes  gemacht  sind,  ist  der  Vertrag  wegen  misrepresentation  anfechtbar 
(vgl.  Williams  S.  742).  Dort  sagt  er:  „Verträge  über  Grundstücke  ge- 
hören hinsichtlich  der  Mängel  in  der  Qualität  des  Landes  nicht  zu  den 
contracts  ttberrimae  fidei.  Der  Käufer  ist  nicht  verpflichtet,  solche  Fehler 
aufzudecken  und  wenn  er  darüber  Schweigen  bewahrt,  so  kann  der 
Käufer  nicht  anfechten."  Williams  steht,  wie  wir  gesehen  haben, 
auf  dem  Standpunkt,  daß  nur  die  Verträge  zu  den  contracts  ttberrimae 
ßdei  zu  zählen  seien,  bei  welchen  bloße  Nichtangabe  von  Tatsachen 
den  Vertrag  nichtig  macht,  weil  positiv  falsche  Angaben  seiner  Meinung 
nach  jeden  Vertrag  anfechtbar  machen.  Vom  Standpunkt  dieser 
Kodifikation  aus,  wonach  contracts  uberrimae  fidei  diejenigen  sind,  bei 
denen  eine  positive  falsche  Angabe  den  Vertrag  nichtig  macht,  sind 
natürlich  auch  die  Verträge  über  Grundstücke,  soweit  Angaben  über 
die  Qualität  in  Frage  kommen,  contracts  uberrimae  ßdei. 

Dagegen  genügt  bei  Angaben  über  den  Rechtstitel  schon  die  Nicht- 
angabe einer  wesentlichen  Tatsache,  um  den  Vertrag  anfechtbar  zu 
machen  (vgl  Williams  S.  685  Anm.  a  sowie  S.  742).  Insoweit  sind 
also  die  Verträge  über  Grundstücke  auch  nach  dem  von  Williams 
vertretenen  Standpunkt  contracts  uberrimae  fidei. 

Im  Falle  Mighi  v,  Booth  1834  I  Bing  N.  C.  3yo  wurde  ein  lease- 
hold  property  verkauft,  d.  h.  die  Rechte  aus  dem  lease  mit  dem  landlord 
wurden  veräußert.  Dieser  lec^e  enthielt  Bestimmungen,  wonach  die 
Ausübung  gewisser  Gewerbe  auf  dem  Grundstücke  verboten  war.  Der 
Kaufvertrag  enthielt  nur  einige  von  diesen  Einschränkungen.  Es  wurde 
entschieden,  daß  aus  diesem  Grunde  der  Käufer  den  Vertrag  anfechten 
und  das  bereits  gezahlte  Geld  zurückfordern  könne  *).  Der  Court  of 
Appeal  hat  in  neuerer  Zeit  diese  Entscheidung  ausdrücklich  als  be- 
stehendes Recht  anerkannt.  Re  Fawcett  and  Holmes  (l88g)  42  Ch,  D.  156, 


1)  Es  kann  an  dieser^ Stelle  nicht  auf  die  ziemlich  komplizierte  Frage  ein- 
ficsaogeD  werden,  in  welchem  Umfange  solche  restrictive  covenants  dingliche 
WirkQDg  haben,  in»beRondere,  inwieweit  sie  gegen  gatgläubige  Erwerber  wirken. 
Die  Frage,  ob  sie  im  vorliegenden  Falle  nicht  mitgeteilt  waren  und  ob  sie  deshalb 
^cr  Erwerber  nicht  gegen  sich  gelten  zu  lassen  brauchte,  wurde  nicht  angeschnitten. 
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2,  Verkauf  der  Gründer  (premoters)  an  eiae  Geftallschaft 

Wenn  Personen  mit  einer  neu  zu  bildenden  Company^  welche  ihr 
Unternehmen  Obemehmen  soll,  einen  Vertrag  schKeflen,  so  mOssea  diese 
Gründer  aile  wesentlichen  Tatsachen  angeben.  Das  bloße  Unteriassen 
der  Mitteilung  einer  solchen  Tatsache  gibt  der  Gesellschaft  das  Recht, 
den  Verkauf  anzufechten.  Richter  Bowen  sagt  über  den  Begriff  des 
Promoter:  „Der  Ausdruck  promoter  ist  kein  rechtstechnischer  Ausdrodc, 
sondern  ein  Ausdruck  des  Geschäftslebens  (a  term  not  of  law  tut  of 
tusiness)y  der  in  einem  einzigen  Worte  eine  Anzahl  von  Operationen 
zusammenfaßt,  durch  welche  eine  Gesellschaft  gewöhnlich  zur  Existenz 
gelangt.  Die  Promoters  sind  verpflichtet,  die  zu  gründende  Gesellschaft 
mit  einem  unabhängigen  Vorstand  board  of  directors  zu  versehen,  wenn 
sie  an  die  Gesellschaft  verkaufen  wollen,  ähnlich  wie  ein  soUdtor^  der 
von  einem  Klienten  kaufen  will,  dafür  sorgen  muß,  daß  dieser  irnab- 
htogigen  Rechtsheidtaiid  hat  (vgl.  darüber  oben  §  84). 

Im  Falle  Erkmger  v.  New  Sombrero  Phosphaie  Co.  1878,  3  App.  Ca. 
1218  brachten  die  Promoters  in  die  arHcles  of  etssocioHon  c^e  Bestimmung 
hinein,  daß  fünf  Persoaen,  die  ersten  Direktoren  der  GeeeUschaft  sein 
soUten  und  daß  zwei  von  diesen  in  Vertretung  der  GeseUschalt  dea 
Kauf  von  Werten,  welche  ^fxi  Promoters  gehörten,  vornehmen  könotai. 
Der  Preis,  weicher  angesetzt  wurde,  war  doppelt  so  hoch,  wie  der, 
den  die  Promoters  selbst  vor  kurzer  Zeit  gegeben  hatten.  Drei  der 
Direktoren  genehmigten  den  Vertrag,  von  denen  zwei  daran  interesaicft 
waren.  Zwei  andere  wußten  gar  nicht,  daß  die  promoiers  tatsftchlidi 
die  Verkaufer  waren.  Das  Hoa^e  of  Lords  erklärte  den  Übemahioie- 
vertrag  für  nichtig.  Hätten  dagegen  die  promotirs  die  Tatsache  mitp 
geteilt,  daß  die  Direktoren  oder  ein  Teil  derselbe  nicht  unabhängig 
war^i,  so  wäre  der  Vertrag  nicht  anfechtbar  gewesen  (vgl.  Lagwm 
Nitrate  Co,  v.  Lagums  Synd.  [l8gg]  2  Ch.  392). 

Dies^e  Normen  finden  jedoch  nur  bei  solchen  Gesellschaften  An- 
wendung, bei  denen  die  sÄares  zur  öffentlichen  Zeichnung  ausgelegt 
werden.  Sie  finden  keine  Anwendung  bei  sogenannten  private  companies^ 
d.  h.  Ges,ellBchaften,  bei  denen  i^ie Promoters  selbst  alle  sAares  übernehmen  *). 

Ferner  ist  aber  auch  der  Vertrag,  der  durch  die  Zöchnung  von 
shares  zwischen  dem  Zeichner  und  der  Gesellschaft  geschlossen  wird, 
ein  solcher  Vertrag,  bei  dem  wesentliche  falsche  Angaben  zur  Anfechtung 
berechtigen.  In  dem  Falle  New  Brunswick  and  Canada  Reuhoay  Com- 
pany V.  Muggeridge  1  Dr,  6*  Sm,  38 J  wird  ausgeführt:  „Diejenigen, 
die  ein  Prospekt  herausgeben,  in  welchem  das  Publikum  au%efoTdert 


•)  Der  Betriff  der  private  Company  ist  neuerdings  in  der  Cofnpanies  Act  von 
1907  festgelegt  (7  Edw.  VII  e.  50). 
Diese  bestimmt  in  s.  37: 
£io£  private  Company^  kt  ein«  aolcfa«^  die 

1.  das  Recht  der  Übertragung  von  Anteilen  einschränkt, 

2.  die  Zahl  der  Gesellschafter  auf  50  beschränkt  (ausschließlich  dierPersooeD, 
die  im  Dienste  d«r  Gcstllscbaft  stekeD), 

3.  }«de    Eialadttag    des    Pabtikwoa   smr   Zeldiiwng   vom   Aoteika  «kr 
ObJigalioB»A  (dedentures)  der  GtMllsebaft  Ttfbieiot. 

Außefd«m  kann  «■«  private  Company  schoo  tob  swoi  Feraon—  gtffrvdct 
WMdtfl,  a.  37  Abs.  4. 
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wild,  sharet  m  zdchncn,  sind  verpflichtet,  alles  mit  gröAter  Sorg&lt 
darzosteUen  und  haben  es  nicht  nur  nicht  zu  unterlassen,  etwas  su  be»*- 
haupten,  was  den  Tatsachen  nicht  entspricht,  sondern  sie  dürfen  auch 
keine  ihnen  bekannten  Tatsadien  unterdrücken«  welche  von  wesentlicher 
Bedeutung  sind'^ 

Das  Recht  des  Aktionärs  auf  Anfechtung  wegen  mUreprnentatUm 
endigt  aber  in  diesen  Fällen  unter  denselben  Voraussetzungen,  wie  das 
Anf^htungsrecht  wegen  fraud,  vgl.  oben  bei  §  81,  insbesondere  ako, 
sobald  der  Antrag  auf  Zwangsliquidation  gestellt  wird  (WhiteUy's  Case 
[iSqq]  I  Ck.  710). 

Zur  Anfechtung  genügt  in  diesem  Falle  die  bbAe  Erklärung 
gegenüber  der  Gesellschaft  nicht  Der  skaresholdtr  niuB  Schritte  er* 
greifen,  um  die  Aufhebung  seiner  Mitgliedschaft  zu  erreichen  und 
eventuell  Klage  auf  Aufliebung  der  Mitgliedschaft  erheben  (Pollock,. 
Coatract,  S.  550  Anm.  b). 

Das  Anfechtungsrecht  steht  jedoch  nur  den  ursprünglichen  Zeich* 
nero  zu,  nicht  solchen  Personen,  welche  die  shares  auf  offenem  Markt 
gekauft  haben»),  vgl.  Peek  v.  Gurney  J873  Z.  R.  6  H.  L.  377-  In 
diesem  Falle  handelte  es  sich  um  betrügerische  falsche  Angaben,, 
wenn  aber  die  Käufer  der  Aktien  sich  auf  solche  nicht  berufen  können, 
so  werden  sie  sich  erst  recht  nicht  auf  eine  bloße  misrepreseHtaHon 
berufen  können. 

Abgesehen  von  dem  Rechte  auf  Anfechtung  hat  der  geschädigte 
Aktionär  auf  Grund  ausdrücklicher  gesetzlicher  Vorschrift  auch  eine 
Klage  auf  Schadensersatz,  und  zwar  gegen  die  Direktoren  auf  Grund 
der  Dirtctof^s  Liainlüy  Act  1890,   sowie  der  CompanUs  Act  von  190a 

Das  letztere  Gesetz  bestimmt,  in  s.  xo«)  daß  der  Prospekt  An* 
gaben  über  bestimmte  namhaft  gemachte  Einzelheiten,  stets  enthalten 
muß.  Es  wird  angenommen,  obwohl  es  an  einer  ausdrücklichen  Ent- 
scheidung hierfür  zurzeit  noch  zu  fehlen  scheint,  daß  eine  Verietzung 
dieser  Vorschrift,  auch  wenn  sie  nicht  betrügerisch  ist,  die  Personen 
schadenseisatzpflichtig  macht,  welche  den  Prospekt  herausgegeben  haben. 
Auf  Grund  der  Directars  Uability  Act  haften  die  Direktoren  für 
Richtigkeit  der  Angaben  im  Prospekt,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die 
unrichtigen  Angaben  nicht  betrügerisch  sind. 

5.  Versicherungsverträge. 

a)  Seeversicherungsverträge. 

Wir  haben  bereits  oben  erwähnt,  daß  die  Lehre  von  der  nusre- 
presentaüam  unserem  Recht  im  allgemeinen  fremd  sei,  daß  jedoch  die 
Versicherungsverträge  hiervon  eine  Ausnahme  bilden.  Der  §  806 
unseres  Handelsgesetzbuches  verpflichtet  den  Versicherungsnehmer  beim 
Seeveiticherungsvertrage  zur  Mitteilung  aller  wesentlichen  Tatsachen. 
§  B09  bestimmt  ausdrücklich,  daß  der  Vertrag  auch  dann  ungültig  sein 
soll,  wenn   der  Versicherungsnehmer  ohne  Verschulden    unrichtige 

*)  Sind  dagegen  betrugerfselie  falsche  Angaben  in  einem  Prospekt  gemacht,, 
welches  zn  dem  Zwecke  herausgegeben  ist,  das  Publikum  zum  Kaufe  Ton 
Aktien,  die  bereit«  am  Markt  sind,  zu  veranlassen,  dann  kann  auch  ein  Käufer 
<iw  Vertrag  anfechten.     Andrew  v.  Mockford  [l8g6]  i   Q.  B.  572. 

^  An  die  Stelle  des  ersten  Absatzes  dieser  section  10  ist  jetat  s.  2  der 
Cmpanies  Act  v.  1907  getreten. 


^^2  Dritter  Abiohnitt.     Rechtsgeschäfte. 

Angaben  macht«).  Das  englische  Seeversicherungsrecht  bestimmt  in  der 
Marine  Insurance  Act  von  1906,  daß  der  Seeversicherungsvertrag  an- 
fechtbar ist,  wenn  irgend  welche  wesentliche  Tatsachen,  die  auf  das 
Risiko  von  Einfluß  und  geeignet  sind,  den  Entschluß  des  Versicherers 
zu  beeinflussen,  nicht  mitgeteilt  werden.  Nach  §  ij  dex  Marine  Insur- 
ance Act  ist  der  Vertrag  auch  dann  anfechtbar,  wenn  falsche  Angaben 
über  den  Wert  des  versicherten  Gegenstandes  gemacht  werden 
(Überversicherung).  Dies  war  auch  früher  Rechtens  auf  Grund  der  Ent- 
scheidung lonides  v.  Pender  L,  R,  g  Q,  B,  SS/-  J^  diesem  Falle 
wurde  ausgesprochen,  daß,  obwohl  die  Tatsache  der  Überversicherung 
das  Risiko  der  Reise  nicht  vergrößert  habe,  die  Police  dennoch  un- 
gültig sei,  weil  dies  ein  Umstand  sei,  den  die  Versicherer  in  Betracht 
zu  ziehen  pflegten  •). 

b)  Feuerversicherungsverträge. 

Eine  amerikanische  Entscheidung  JVew  York  Botvery  Fire  Insur- 
ance Company  v.  New  York  Fire  Insurance  Company  //,  Wend.  359 
zeigt  uns,  wie  streng  die  Gerichte  mit  ihrer  Forderung  sind,  daß  alle 
Tatsachen,  die  geeignet  sind,  den  Entschluß  des  Versicherers  zu  be- 
einflussen, angegeben  werden  müssen.  Bei  der  Klägerin  waren  gewisse 
Gebäude  gegen  Feuer  versichert.  Der  Präsident  der  Klägerin  hörte, 
daß  der  Versicherungsnehmer  oder  wenigstens  eine  Person  desselben 
Namens  große  Brandschäden  gehabt  hatte,  wobei  er  stets  hoch  ver- 
sichert war.  Die  klägerische  Gesellschaft  schloß  eine  Rückversicherang 
bei  der  Beklagten,  ohne  ihr  hiervon  Mitteilung  zu  machen.  Es  fend 
wieder  ein  Feuer  statt,  und  die  Klägerin,  welche  den  Schaden  gedeckt 
hatte,  griff*  auf  die  Beklagte  zurück.  Die  Berufungsinstanz  entschied, 
es  sei  gleichgültig,  ob  die  erwähnte  Tatsache  absichtlich  verschwiegen 
sei  oder  nicht.     Sie  sei  wesentlich  und  mache  den  Vertrag  anfechtbar. 

Ein  weiteres  Beispiel  bildet  der  Fall  Bufe  v.  Turner  (1S15)  6  Taunt 
338.  Kläger  besaß  zwei  Läden  in  Helgoland.  Einer  dieser  Läden 
war  nur  durch  ein  Haus  von  der  Werkstatt  des  Bootbauers  Jasper 
getrennt.  In  dessen  Werkstatt  brach  am  11.  Juli  1815  ein  Feuer  aus. 
Das  Feuer  wurde  innerhalb  einer  halben  Stunde  anscheinend  gelöscht. 
Kläger  schrieb  am  selben  Abend  an  seine  Agenten  in  London  und 
forderte  sie  auf,  eine  Feuerversicherung  für  den  fraglichen  Laden  zu 
schließen.  Am  selben  Abend  ging  der  Brief  mit  der  englischen  Post 
ab  und  da  die  Post  schon  geschlossen  war,  gab  Kläger  den  Brief  dem 
Kapitän  des  Schiffies  mit,  der  ihn  in  England  zur  Post  gab.  Am 
Morgen  des  13.  Juli  brach  wieder  in  der  Werkstatt  des  Jasper  Feuer 
aus  und  der  versicherte  Laden  brannte  diesmal  ab.    Der  Brief  erreichte 


*)  Die  neue  Fassung  des  Gesetzes  (Reichsgesetz  vom  30.  Mai  1908  betr. 
Änderung  der  Vorschriften  des  HGB.  über  Seeversich enuig)  sieht  ein  Rück- 
tritt srecht  des  Versicherers  für  den  Fall  vor,  daß  über  einen  erheblichea  Um- 
stand falsche  Angaben  gemacht  sind,  oder  daß  die  Anzeige  eines  weseoUichcn 
Umstandes  unterblieben  ist.  Der  Rücktritt  ist  jedoch  ausgeschlossen,  wenn  die 
Anzeige  ohne  Verschulden  unrichtig  gemacht  bzw.  unterblieben  ist. 

^)  In  unserm  Recht  ist  im  Falle  der  Überversicherung  nicht  der  gance 
Versicherungsvertrag  ungültig,  sondern  er  ist  es  nur  insoweit,  als  die  Ver- 
sicherungssumme den  Versicherungswert  übersteigt  (vgl.  §  786  HGB.),  vgl.  aber 
§  787  Abs.  2  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1908. 
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England  am  24.  Juli  und  am  folgenden  Tage  wurde  die  Versicherung 
abgesclilossen.  Die  Jury  entschied,  der  Kläger  habe  in  keiner  Weise  un- 
redlich gehandelt.  Die  Klage  wurde  aber  dennoch  abgewiesen,  weil  Kläger 
es  unterlassen  habe,  in  dem  Brief  das  Feuer  vom  11.  Juli  zu  erwähnen. 

c)  Lebensversicherungsverträge. 

Im  Falle  London  Assurance  Co.  v,  Mansel  187g  II  Ch.  D,  363 
waren  dem  Versicherungsnehmer  folgende  Fragen  vorgelegt; 

„Haben  Sie  jemals  bei  anderen  Gesellschaften  die  Versicherung 
Ihres  I^bens  beantragt,  wenn  ja,  bei  welcher? 

Wurden  Sie  zur  gewöhnlichen   oder  zu  einer  höheren   Prämie 
angenommen  oder  abgelehnt?" 

Diese  Fragen  beantwortete  der  Antragsteller  wie  folgt: 
„Jetzt  in  zwei  Gesellschaften  mit  16000  £  zu  der  gewöhnlichen 
Prämie  versichert.    Die  Policen  wurden  im  vorigen  Jahr  ausgestellt" 

Diese  Antwort  enthielt  keine  positiv  unrichtigen  Angaben.  Der 
Versicherungsnehmer  hatte  aber  die  Tatsache  verschwi^en,  daß  er 
versucht  hatte,  bei  einer  Gesellschaft  die  Veraicherungssumme  zu  er- 
höhen und  bei  anderen  Gesellschaften  neue  Versicherungen  zu  schließen, 
und  daß  er  mit  allen  diesen  Anträgen  abgewiesen  worden  war.  Der 
Vertrag  war  deshalb  anfechtbar. 

In  unserem  Recht  hat  die  reichsgerichtliche  Judikatur  ähnliche 
Rechtsgrundsätze  entwickelt,  indem  sie  den  Satz  aufgestellt  hat,  daß 
auch  ohne  Täuschung  der  Versicherungsvertrag  unverbindlich  sei,  wenn 
bei  Abschluß  desselben  falsche  Angaben  gemacht  sind  (vgl.  RG.  20, 
137;  2'j,  151;  46,  187;  53,  145).  Die  verschiedenen  Urteile  lassen 
höchstens  Zweifel  nach  der  Richtung  bestehen,  ob  der  Vertrag  schon 
unverbindlich  ist,  wenn  ohne  jedes  Verschulden  falsche  Angaben  ge- 
macht sind,  oder  nur  dann,  wenn  dem  Versicherungsnehmer  Fahr- 
lässigkeit zur  Last  fällt').  Im  englischen  Recht  ist  es  gleichgültig,  ob 
die  unrichtige  Angabe  auf  Fahrlässigkeit  beruht  oder  nicht. 

4.  Rechtsgeschäfte  zwischen  Partnern  und  solchen  Per- 
sonen, die  Partner  werden  wollen. 

Ob  diese  Verträge  zu  den  contraäs  uberrimae  fiad  zu  zählen  sind 
oder  nicht,  ist  sehr  streitig.  Anson  S.  176  (203)  vertritt  den  Stand- 
punkt, daß  sie  nicht  dazu  gehören.  Pollock,  Contract  S.  549,  meint, 
daß  sie  dazu  gehören,  gibt  aber  zu,  daß  es  für  diesen  Standpunkt  an 
Belegen  fehlt,  und  hebt  richtig  hervor,  daß  Entscheidungen  über  Ver- 
träge, die  nach  Abschluß  des  Gesellschaftsvertrages  zwischen  den 
Partnern  geschlossen  sind,  nicht  als  Beleg  gelten  können »),  da  in  solchem 
Falle  bereits  eine  vertragliche  Verpflichtung  zur  Mitteilung  besteht. 

')  §  k6  des  Reichsgesetzes  über  den  VersicbeiiiDgsvertrag  vom  30.  Mai  1908 
bestimmt,  daß  der  Versiclierangsoehiner  verpflichtet  ist,  alle  ihm  bekannten  Um- 
stände, die  für  die  Übernahme  der  Gefahr  erheblich  sind,  dem  Versicherer  an* 
inieigen.  Verletzt  der  Versicherungsnehmer  diese  Pflicht,  so  hat  der  Vei  sicherer 
<las  Recht,  vom  Vertrage  zurückzatreten.  Der  Rücktritt  ist  aber  ausgeschlossen, 
^cnn  die  Anzeige  ohne  Verschulden  des  Versicherungsnehmers  unterblieben  ist. 

•)  So  wurde  im  Falle  Law  v.  Law  [igo^]  /  Cßi.  S.  140  entschieden,  daß 
ein  ausscheidender  Partner  dem_  andern,  der  seinen  Anteil  übernehmen  wollte, 
^m  Abschluß  eines  solchen  Übernahme  Vertrages  Mitteilung  von  allen  wesent- 
lichen Tataachen  machen  muß. 


^^  Dritttr  Abschnitt.    Rechtsgeschäft«. 

5.  Vertrage  zwischen  Vertretern  oder  früheren  Vertretern 
und  dem  Geschflftsherrn. 

Wenn  Jenks  auch  diese  Verträge  unter  die  contracts  uherrmaefida 
zählt,  so  setzt  er  sich  damit  in  Widerspruch  zu  der  herrschenden 
Meinung,  denn  alle  andern  bekannten  LehrbQdier  erwähnen  sie  nicht 
bei  diesen  Vertr^en.  Jenks  führt  als  Beispiel  nur  eine  Entscheidung 
an,  die  aber  bei  genauerer  Betrachtung  keinen  Beleg  ftlr  seine  Be* 
hauptung  bildet.  Was  zunächst  den  Vertrag  anlangt,  durch  den 
das  Verhältnis  von  Vertreter  und  Vertretenem  geschaffen  wird,  so  ist 
dieser  Vertrag  zweifellos  kein  contract  uberrimae  fidä.  Jenks  hat 
vielmehr,  wie  das  von  ihm  gewählte  Beispiel  zeigt,  Verträge  im  Auge, 
die  jemand  schließt,  nachdem  er  Vertreter  geworden  ist  Ge- 
wöhnlich wird  der  Vertrag,  durch  den  jemand  Vertreter  emes  andern 
wird,  ein  besonderes  Vertrauensverhältnis  schaffen,  welches  den  Ver- 
treter zu  besonderer  Redlichkeit  verpflichtet,  aber  in  solchem  Falle  be- 
ruht seine  Verpflichtung  zur  uberrima  fides  auf  einem  Vertrage,  während 
es  sich  in  §  89  um  die  Frage  handelt,  bei  welchen  Verträgen  jemand 
ohne  bereits  anderweitig  dazu  verpflichtet  zu  sein  ^uberrima  fides"^  üben 
muß.  In  dem  von  Jenks  angeführten  Fall  Mc.  Pherson  v,  Watt  1S77 
Z.  R,  3  App,  Ca,  hatte  ein  Anwalt  das  Grundstück  eines  Klienten  ge- 
kauft, ohne  für  unparteiischen  Rechtsbeistand  gesoi^gt  zu  haben.  Der 
Verkauf  wurde  für  ungültig  erklärt.  Der  Fall  gehört  in  die  Lehre  von 
der  undue  influencey  vgl.  oben  §  81;  in  diesem  Zusammenhang  wird  er 
auch  von  Po  Hock  erwähnt. 

Einige  Schriftsteller  rechnen  zu  den  contracts  uberrimae  fidäi  auch 
die  Bürgschaft  (gtmrantee  oder  suretyship).  Richtiger  Ansicht  nach 
gehört  sie  jedoch  nicht  dazu,  weshalb  sie  auch  im  §  89  nicht  erwähnt  ist 

IIL  Unentgeltliche  Zuwendungen  (gifts). 

In  rt  Gluhb  [IQOO]  I,  C/i.  3S5  hatte  ein  Testator  sieben  wohltätigen 
und  gemeinnützigen  Vereinen  Legate  zugewandt  unter  der  Bedingung» 
daß  dem  einzelnen  Verein  das  Legat  nur  anfallen  sollte,  wenn  der 
Nachweis  erbracht  würde,  daß  das  Legat  des  Testators  Zuwendungen 
von  Seiten  anderer  Personen  veranlaßt  hätte,  die  zusammen  die  Höhe 
des  Legats  erreichten.  Wenn  diese  Bedingung  nicht  innerhalb  voa 
vier  Jahren  erfüllt  wäre,  so  sollte  der  bedachte  Verein  sein  Anrecht 
verlieren  und  das  Legat  den  anderen  Vereinen  der  Reihe  nach  ange- 
boten werden.  Einer  der  Vereine  gab  ein  Zirkular  heraus,  in  dem  er 
imter  Hinweis  auf  die  Bedingungen  des  Legats  zur  Zeichnung  von 
Beiträgen  aufforderte.  Die  Herausgeber  des  Zirkulars  nahmen  an,  daß 
die  vier  Jahre  zur  Zeit  der  Herausgabe  noch  nicht  verstrichen  seien, 
indem  sie  davon  ausgingen,  daß  diese  Frist  erst  von  dem  Zeitpunkt 
an  laufe,  wo  sie  Kenntnis  von  dem  Anfall  erlangt  hätten.  Nachdem 
eine  Reihe  von  Zeichnungen  erfolgt  waren,  kam  die  Auslegung  der 
Testamentsklausel  zur  gerichtlichen  Entscheidung,  und  das  Gericht 
sprach  sich  dahin  aus,  daß  die  vier  Jahre  vom  Tode  des  Testators  an 
zu  rechnen  seien.  Daher  hatte  der  Verein  zu  der  Zeit,  als  das  Zirkular 
herausgef^eben  wurde,  gar  kein  Anrecht  mehr  auf  das  Legat  Die 
gegenteilige    Angabe    des    Zirkulars    war    also    objektiv    unrichtig.     E» 
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wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  die  Zeichner,  die  durch  eine  solche 
iimocait  nUsrepresentation  zur  Zeichnung  veranlaßt  waren,  ihre  Beiträge 
zurückverlangen  könnten.  Das  Gericht  entschied,  daß  sie  ein  solches 
Rückforderungsrecht  hätten. 

IV.  Wirkung  der  misrepresentation. 

Die  fnisrepresmtaüon  hat  nicht  wie  der  Irrtum  Nichtigkeit  des 
Vertrages,  sondern  wie  die  Täuschung  Anfechtbarkeit  zur  Folge.  Im 
allgemeinen  gelten  hierfür  dieselben  Grundsätze  wie  bei  der  Anfechtung 
wegen  Täuschung.  Wenn  aber  der  Vertrag  gänzlich  erfüllt  ist, 
so  daß  die  irregeführte  Partei  die  ganze  Gegenleistung  be- 
reits erhalten  hat,  insbesondere  wenn  bei  dem  Verkauf  eines  Grund- 
stücks das  Eigentum  bereits  übertragen  und  der  Kaufpreis  gezahlt  ist, 
so  kann  die  geschädigte  Partei  wegen  bloßer  misrepresentation 
nicht  mehr  anfechten.  Im  Falle  Seddan  v,  North  Easiem  Salt  Co, 
[igos]  /  CA,  366  wurde  der  Satz  aufgestellt,  daß  bei  einem  executed 
(ontrctct  (vgl  darüber  erster  Teil  S.  97)  nicht  wegen  einer  bloßen 
fmrepreserUation  auf  caruellation  geklagt  werden  kOnne,  sondern  nur  dann, 
wenn  fraud  nachgewiesen  wird. 

Wahrend  beim  Vorliegen  von  fraud  der  Geschädigte  außer  dem 
Recht  auf  Anfechtung  des  Vertrages  auch  eine  Klage  auf  Schadens- 
ersatz, die  actionof  deceit^  hat,  kann  auf  Grund  einer  innocerU  misrepresentation 
nicht  auf  Schadensersatz  geklagt  werden.  Von  dieser  Norm  gibt  es 
jedoch  die  folgenden  Ausnahmen: 

1.  Wenn  ein  Vertreter  in  gutem  Glauben  annimmt,  eine  Ver- 
tretungsmacht zu  haben,  und  durch  eine  falsche  Angabe  über 
seine  Vertretungsmacht  einen  andern  veranlaßt,  zu  kontrahieren, 
so  ist  er  zu  dem  Ersatz  des  Schadens  verpflichtet,  der  dem 
andern  dadurch  entsteht,  daß  der  angebliche  Vertreter  die  be- 
hauptete Vollmacht  nicht  hat.  Dieser  Fall  wird  unten  bei 
§  242  erörtert  werden  (vgl.  Starkey  v.  Bank  of  England  [1904] 
A,  C,  114).  Der  Vertreter  übernimmt,  wenn  er  kontrahiert, 
stillschweigend  die  Haftung  dafür,  daß  er  zur  Vertretung  be- 
rechtigt ist  —  man  nennt  das  implied  warranty  of  authority  — , 
so  daß  seine  Haftung  eigentlich  nicht  auf  einer  misrepresentation, 
sondern  auf  einer  vom  Recht  unterstellten  vertraglichen  Ver- 
pffichtung  beruht. 

2.  Eine  wirkliche  Ausnahme  von  der  Norm,  daß  wegen  innocent 
misrepresentation  niclit  auf  Schaden sersalz  geklagt  werden  kann, 
bildet  die  Vorschrift  der  Director's  Uability  Act  von  1890  §  3. 
Wenn  Direktoren  oder  Promoters  einer  Aktiengesellschaft  un- 
richtige Angaben  in  einem  Prospekt  machen,  so  kann  der  ge- 
schädigte Zeichner  von  einem  Direktor  Schadensersatz  ver- 
langen, wenn  dieser  nicht  nachweist,  daß  er  einen  vernünftigen 
Grund  zu  der  Annahme  hatte,  daß  die  behaupteten  Tatsachen 
wahr  seien. 

3.  Derjenige,  der  eine  misrepresentation  macht,  kann  nach  den 
Vorschriften  über  estoppel  schadensersatzpflichtig  werden.  Die 
Art  einer  solchen  Haftung  ergibt  sich  aus  dem  oben  erwähnten 
Fall  Lmv  v.  Bouverie  (vgl.  §  77). 


k 
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§  91. 
Geld,  das  in  der  irrtümlichen  Annahme,  daß  es  geschuldet 
werde,  gezahlt  ist,  kann  zurückgefordert  werden,  wenn  diese 
Annahme  auf  einem  Mißverständnis  über  Tatsachen  beruht, 
außer  wenn  es  unter  dem  Zwange  eines  gerichtlichen  Ver- 
fahrens gezahlt  wurde,  der  bona  fide  ausgeübt  ist 

Barber  v.  Brown  (i8$6)  /.   C,  B,  N.  5.  £2i, 

MarYiot  v.  Hampton  (ngj)  7   T.  K,  26g. 

Cadavai  v,  Collins  (183Ö)  4  A.  &  E  8^8,  Ward  v.  Wallis  [igoo]  I  Q.  B.  675. 

l^iö  §§  ^7  bis  90  zeigen  uns,  wann  ein  Vertrag  wegen  Irrtums 
nichtig  ist,  sie  sagen  aber  nichts  darüber,  ob  dasjenige,  was  auf  Grund 
eines  solchen  Vertrages  bereits  geleistet  ist,  zurückgefordert  werden 
kann.  Uns  erscheint  das  selbstverständlich,  insoweit  der  Empfänger 
des  Geldes  ungerechtfertigt  bereichert  ist.  Dem  englischen  Recht  ist 
jedoch  der  allgemeine  Grundsatz,  daß  eine  ungerechtfertigte  Bereicherung 
zurückzuerstatten  sei,  nicht  bekannt.  Nur  in  einzelnen  Fällen  ist  ein 
Klagrecht  auf  Rückzahlung  zu  Unrecht  gezahlter  Gelder  gegeben. 
Diese  Verpflichtung  wird  als  eine  quasikontraktliche  aufgefaßt  und 
wird  im  dritten  Teil  des  zweiten  Buches  zur  Darstellung  zu  bringen 
sein.  Man  faßt  die  Klagen  unter  den  Bezeichnungen  ä^is  far  monty 
had  and  received  sowie  debts  for  money  recetved  to  thc  use  of  ofmothtr 
zusammen.  Der  vorliegende  Paragraph  behandelt  einen  Fall  der 
debts  for  money  had  and  received.  Wenn  Geld  in  der  irrtümlichen  An- 
nahme gezahlt  wird,  daß  es  geschuldet  werde,  während  es  tatsächlich 
nicht  geschuldet  wird,  so  kann  es  zurückgefordert  werden.  Dieser 
Anspruch  ist  jedoch  nicht  auf  die  Fälle  beschränkt,  wo  ein 
wegen  Irrtums  nach  §  87  nichtiger  oder  ein  nach  §§  89,  90  wegen 
misrepresentation  anfechtbarer  Vertrag  vorliegt.  Wenn  z.  B. 
jemand  in  der  Annahme  gezahlt  hat,  es  existiere  ein  Vertrag,  während 
ein  solcher  gar  nicht  existiert,  oder  wenn  jemand  an  eine  Person  gezahlt 
hat,  in  der  Annahme,  ihr  etwas  schuldig  zu  sein,  während  er  ihr  nichts 
schuldet,  so  ist  für  eine  Anwendung  der  vorgenannten  Paragraphen 
kein  Raum.  Dennoch  ist  in  solchen  Fällen  ein  Rückforderungsrecht 
im  Sinne  des  §  91  gegeben. 

Weiß  dagegen  der  Zahlende,  daß  er  dem  Empfänger  nichts  schuldig 
ist,  so  hat  er  keinen  Anspruch  auf  Rückzahlung. 

Wenn  z.  B.  der  Mieter  eines  Grundstückes  an  den  Vermieter  Miete 
gezahlt  hatte,  indem  er  annahm,  daß  dieser  Eigentümer  des  Grund- 
stücks sei,  und  der  Vermieter  später  von  dem  wirklichen  Eigentümer 
des  Besitzes  entsetzt  wurde,  so  konnte  der  Mieter  von  dem  Vermieter 
die  Miete  zurückverlangen,  da  er  sie  diesem  nicht  schuldete,  während 
er  verpflichtet  war,  dem  wahren  Eigentümer  die  Miete  noch  einmal 
zu  zahlen  (mesne  proßtSj  vgl.  darl\ber  erster  Teil  S.  222  ff.,  Newson 
V,  Graham  lO  B,  6-  C.  234,  Hicktnan  v,  Upsall  4  Ch,  D.  144). 

Im  Falle  Barber  v,  Brown  1851,  I  C.  B.  N,  S.  121  hatte  Kläger 
ein  lease  an  einem  Grundstück  en^^orben.  Der  frühere  Inhaber  des 
lease  hatte  verschiedenen  Personen  eine  lebenslängliche  Rente  ausgesetzt 
Der  Kläger  hatte  bei  Übernahme  des  lease  die  Verpflichtung  über- 
nommen,  diese  Renten  weiter   zu   zahlen.     Die  Letzte  der  empfangs- 
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berechtigten  Pereonen  starb  im  Jahre  i85i.  Der  Vertreter  derselben 
führ  aber  fort,  die  erloschene  Rente  von  dem  Kläger  noch  bis  1854 
einzukassieren.  Als  der  Kläger  entdeckte,  daß  der  Rentenempfänger 
bereits  185 1  gestorben  war,  forderte  er  von  den  Exekutoren  desselben 
das  gezahlte  Geld  zurück.  Diese  wurden  zur  Rückzahlung  verurteilt. 
Die  Zahlung  muß  in  der  Annahme  erfolgen,  daß  der  Zahlende 
dem  Empfänger  etwas  schuldig  ist.  Wenn  z.  6.  jemand,  dm  ein  Pfand- 
recht (Charge)  an  zweiter  Stelle  hatte,  den  ersten  Pfandgläubiger  be- 
friedigte, in  der  Meinung,  daß  deren  Pfandrecht  gültig  sei,  und  es 
sich  nachher  herausstellte,  daß  es  ungültig  war,  so  hatte  der  zweite  Pfand- 
gläubiger kein  Rückforderungsrecht,  denn  seine  Zahlung  war  nicht  in 
der  Annahme  erfolgt,  daß  er  dem  ersten  Pfandgläubiger  etwas  schuldig 
sei  (Alken  v,  Short  J  H.  &^  N.  2IO),  Dieser  Fall  zeigt  außerdem 
deutlich  das  Fehlen  eines  allgemeinen  Prinzips,  wonach  jemand  ziu: 
Rückzahlung  einer  ungerechtfertigten  Bereichenmg  verpflichtet  ist. 

Der  Anspruch  auf  Rückzahlung  ist  ausgeschlossen,  wenn  eine  Zahlung 
nach  Klagerhebung  erfolgt.    Ein  Beispiel  bildet  die  in  England  häufige 
Einzahlung  eines  Teilbetrages  bei  Gericht  in  Anerkennung  des  Klag- 
anspruchs in  dieser  Höhe  oder  eine  Zahlung  auf  Grund  eines  Urteils 
oder  eines  Vergleichs.    Im  Falle  Mariott  v,  Hatnpton  //P7>  /  T.  R.  26^ 
hatte  der  Beklagte  den  Kläger  auf  Zahlung  des  Kaufpreises  für  Waren 
verklagt     Kläger  hatte  vorher  gezahlt,  konnte  aber  die  Quittung  nicht 
präsentieren  und  wurde  verurteilt.      Nachträglich  fand  er  die  Quittung 
wieder  auf  und  erhob  eine  Klage  for  money  had  and  received  auf  Rück- 
zahlung.    Die  Klage  wurde  abgewiesen.     Einer  der  Richter  erklärte, 
das  auf  Grund  eines  Urteils  bereits  Gezahlte  kann  nicht  zurückgefordert 
werden,  „wie  gewissenlos  auch  immer  die  Forderung  des  Geldes  sei". 
Diese  letzteren  Worte  waren  ein  obiter  dictum,   denn  die  Frage,  ob 
Beklagter,  als  er  seinerseits  klagte,  wußte,  daß  der  Kläger  ihm  nichts 
schuldete,  war  gar  nicht  angeschnitten,  und  spätere  Entscheidimgen  zeigen 
uns,  daß,  wenn  jemand  klagt,  obwohl  er  weiß,  daß  er  keinen  Anspruch  hat, 
der  Beklagte  das  zu  Unrecht  gezahlte  Geld  von  diesem  zurückfordern 
kann,  weil  der  Kläger  bei  Anstellung  des  Rechtsstreits  nicht  bona  fide  war. 
Im  Fall  Cadaval  v,  Collins  1836,  4  A,  &-  E.  858  ließ  der  Beklagte 
den  Kläger,  einen  spanischen  Granden,  auf  Grund  emer  gänzlich  un- 
begründeten Forderung  von  100  £  in  Personalarrest  nehmen.    Der  Kläger 
zahlte,  um  seine  Befreiung  zu  erlangen,  und  klagte  auf  Rückzahlung.    Die 
Jury  entschied,  daß  Beklagter,  als  er  den  Arrest  en^'irkte,  wußte,  daß  er  gar 
keinen  Anspruch  hatte,  und  der  Beklagte  wurde  zur  Rückzahlung  verurteilt. 
Im  Falle  Ward  v.  Wallis  [jgOO]  I  Q.  B,  6^5  verklagte  Kläger  den 
Beklagten  auf  eine  Vergütung  für  geleistete  Arbeit.    Irrtümlich  brachte 
er  dem  Kläger   auf  einer  Abrechnung,   die  der   Klage  beigefügt  war,. 
75  ^  gut  und  klagte  deshalb  diese  Summe  zu  wenig  ein.    Der  Beklagte 
bezahlte  die   eingeklagte  Summe   und   ließ   sich   eine  Quittung  wegen 
aller  Ansprüche   geben,   obwohl   er  wußte,    daß  ihm   die  Summe  von 
75  ^  irrtümlich  gutgebracht  war.     Das  Gericht  führte  aus,   daß  Klager 
an  und  für  sich  diese  75  £  nicht  mehr  verlangen  konnte,  weil  der  Be- 
klagte  im    Prozeßwege    Zahlung    geleistet    hatte.      Die    Klagerhebung 
l^at  also  nicht  nur  zur  Folge,    daß  das  Rückforderungsrecht  desjenip:en 
ausgeschlossen  wird,   der  zahlt,   ohne  etwas  scliuldig  zu  sein,  sondern 
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Falle  Guy  v,  Churchill  l888  40  Ch,  D,  481  waren  die  Kläger  eines 
Prozesses  in  Konkurs  geraten.  Der  Konkursverwalter,  der  selbst  die 
Klage  nicht  weiter  führen  wollte,  zedierte  den  Anspruch  an  einen  der 
Gläubiger,  der  zugleich  als  Treuhänder  auch  für  andere  Gläubiger 
handelte.  Dieser  unternahm  es,  die  Klage  auf  seine  Kosten  durdi- 
zuführen  und  verpflichtete  sich  im  Falle  des  Obsiegens  ein  Viertel  an  den 
Verwalter  abzugeben.  Die  Beklagten  wandten  ein,  daß  dieser  Vertrag 
wegen  Champerty  nichtig  sei.  Das  Gericht  entschied  jedoch,  daß  eine 
solche  nicht  vorläge,  da  der  Gläubiger  ein  Interesse  an  dem  Rechtsstreit 
habe.  Als  Interessierte  eines  Rechtsstreits  sind  femer,  abgesehen  von 
den  in  §  92  aufgezählten  Personen,  auch  diejenigen  anzusehen,  die 
eine  Anwartschaft  auf  den  Streitgegenstand  haben,  z.  B.  ein  raferswfur 
oder  ein  cestut  que  trust  Vgl  Bacon,  A  new  abridgement  of  thi  law 
(Matthew)  7.  Aufl.  1832  unter  maintcnance. 

II.  Champerty  ist  die  Unterstützung  eines  Rechtsstreits  gegen  ein 
Anteil  am  Streitgegenstande.  Sie  ist,  wie  Jenks  sich  ausdrückt,  die 
schwerere  Form  der  maintenancCy  im  übrigen  gelten  dieselben  Grundsätze 
wie  bei  der  maintenance. 

Wenn  eine  Partei  sich  verpflichtet,  Informationen  zu  geben,  durch 
welche  die  Rechte  einer  Person  an  einer  Sache  erwiesen  werden,  und 
sich  dafür  einen  Anteil  an  der  zu  erlangenden  Sache  ausbedingt,  so 
ist  das  allein  noch  keine  Champerty  (§  93).  Der  Fall  Sprye  v.  Porter 
1856  El.  ö*  BL  y8  zeigt  uns  sehr  klar,  wann  Champerty  vorliegt 
und  wann  nicht  Sprye  und  Rosatz  besaßen  gewisse  Dokumente  und 
Kenntnisse,  mittels  welcher  erwiesen  werden  konnte,  daß  der  Beklagte 
Eigentümer  bestimmter  Grundstücke  sei.  £s  wurde  ein  Vertrag  ge- 
schlossen, wonach  Sprye  und  Rosatz  dem  Beklagten  die  nötigen  In- 
formationen geben  sollten,  wofür  der  Beklagte  ihnen  ein  Fünftel  des 
Wertes  der  Grundstücke  zahlen  sollte,  wenn  diese  wirklich  in  seinen 
Besitz  kämen.  Das  Gericht  entschied,  nach  den  Klagbehauptungen 
sei  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  weder  ein  Rechtsstreit  anhängig  ge- 
wesen, noch  sei  in  dem  Vertrage  eine  Vereinbarung  enthalten,  wonach 
der  Beklagte  auf  Erlangung  des  Eigentums  Klage  erheben  sollte.  Wenn 
das  richtig  sei,  so  könne  von  Champerty  keine  Rede  sein,  denn  es 
sei  sehr  wohl  möglich  gewesen,  daß  Beklagter  auf  Grund  der  Urkunden 
ohne  Rechtsstreit  die  Grundstücke  erhalten  konnte.  Nacli  den  er- 
wiesenen Behauptungen  des  Beklagten  sei  jedoch  der  Vertrag  in 
Wahrheit  dahin  gegangen,  daß  Kläger  sich  verpflichtete,  in  einem  an- 
zustellenden Prozesse  den  Beweis  zu  erbringen,  daß  Beklagter  Eigen- 
tümer der  Grundstücke  sei  und  daß  im  Falle  des  Obsi^ens  ein  Fünftel 
des  Streitg^enstandes  dem  Kläger  zufallen  solle.  Das  sei  Champerty 
und  deshalb  sei  der  Vertrag  nichtig. 

Im  Falle  James  v.  Kerr  l88g  40  Ch,  D.  44g  wurde  entschieden, 
daß  Champerty  auch  dann  vorliegt,  wenn  jemand  die  Kosten  eines 
Rechtsstreits  vorschießt  und  sich  einen  Teil  des  Streitgegenstandes  (in 
diesem  Falle  einen  Bonus  von  225  £)  im  Falle  des  Obsiegens  ausbedingt 

Die  Wirkung  von  Maintcnance  und  Champerty  auf  den 
Vertrag. 

Der  Vertrag,  bei  dem  maintcnance  oder  champerty  vorliegen,  ist 
nichtig  (void).    Außerdem  aber  hat  derjenige,  der  durch  mainteiumce  oder 
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ckamperty  geschädigt  ist,  eine  Klage  auf  Schadensersatz.  Das  ergibt 
der  Fall  Harris  v.  Brisco  1886  17  Q.  B,  D.  504.  Der  Beklagte  hatte 
einem  andern  die  Mittel  zur  Durchführung  eines  Rechtsstreits  gegen 
den  jetzigen  Kläger  gegeben«  Der  andere  verlor  den  Prozeß  und  der 
Kläger  konnte  seine  Kosten  im  Betrage  von  118  £  von  diesem  nicht 
zurückerhalten.  £r  klagte  deshalb  mit  der  Deliktsklage  w^en  mainU- 
nance  die  Kosten  gegen  den  Beklagten  ein.  In  erster  Instanz  wurde 
der  Beklagte  verurteilt.  Die  zweite  Instanz  entschied,  Beklagter  würde 
an  sich  wegen  mainUftance  haftbar  sein,  da  aber  nachgewiesen  sei,  daß 
er  aus  Wohltätigkeit  (charitabU  mottves)  den  früheren  Kläger  unterstützt 
habe,  so  hafte  er  nicht 

§  94« 

Der  Kauf  eines  Gegenstandes,  tlber  den  ein  Rechtsstreit 
anhängig  ist,  durch  einen  soliciior^  der  den  Rechtsstreit  ftihrt 
oder  geführt  hat,  ist  unklagbar. 

Wood  V,  Downes  1811,  18  Ves,  120;  Simpson  v.  Lamb  iS^y,  7  El.  &  BL 
84;  Dtn'is  V,  Freethy  i8gO,  24  Q.  ß,  D,  si(j. 

III.  Der  Kaufeines  Anspruchs  pendente  lite  oder  um  ihn  einzuklagen 
ist  in  der  Kodifikation  nicht  behandelt,  sondern  nur  der  besondere 
Fall,  daß  der  in  der  Sache  tätige  soliätor  den  Streitgegenstand  kauft. 
Ein  solcher  Kauf  seitens  einer  Person,  die  nicht  soliätor  ist,  ist  nicht 
ohne  weiteres  illegal.  Er  ist  jedoch  illegal,  wenn  das  Klagrecht  allein 
oder  vorwiegend  den  Gegenstand  des  Kaufes  bildet  Pollock, 
CoDtract  S.  341  drückt  diese  Norm  folgendermaßen  aus:  „Der  Verkauf 
eines  Rechts,  das  mit  einem  Klagrecht  verbunden  ist,  ist  gültig,  aber 
der  Verkauf  eines  bloßen  Klagrechts  ist  ungültig." 

Ungültig  ist  z.  B.  der  Verkauf  des  Rechts  aus  einem  Delikt,  z.  B. 
breach  of  trust,  auf  Schadensersatz  zu  klagen,  vgl.  Prasser  v.  Edmands 
i83Sj  I  V-  äf  C  Ex,  481,  Der  Kauf  von  Grundstücken,  während  ein 
Rechtsstreit  über  das  Grundstück  anhängig  ist,  ist  nicht  Champerty^ 
wenn  der  Kauf  gegen  eine  gültige  consideration  erfolgt  ist  und  nicht 
nur  in  der  Absicht,  den  Rechtsstreit  weiter  zu  führen  (2  Rolle  Ab,  I13  B,). 

Besonderes  gilt  dagegen  für  den  Kauf  von  Klagansprüchen  durch 
soUcitors.  Schon  das  erste  Statute  of  Westminster  12^5  sowie  das  zweite 
Statute  ofWestminster  und  das  bereits  erwähnte  Statute 32.  H.  VlJIc.g&au 
hielten  Bestimmungen  über  den  Erwerb  von  Ansprüchen  pendente  lite, 
und  Coke,  Inst,  of  the  Law  of  England  S.  484  sagt,  daß  der  Kauf 
eines  Anspruches  durch  einen  Richter  oder  einen  cierk  verboten  sei. 
Solche  Personen  können  diese  Ansprüche  überhaupt  nicht  kaufen.  Leading 
case  ist  der  Fall  Simpson  v.  Lamb  iSsy  7  EL  or*  BU  84,  A  war  in  einem 
früheren  Rechtsstreit  durch  einen  soliätor  Scott  vertreten.  Vor  der 
Hauptverhandlung  war  der  soliätor  Shan  an  dessen  Stelle  getreten, 
doch  ging  der  Prozeß  offiziell  mit  Scott  als  soliätor  des  A  weiter. 
A  verkaufte  pendente  lite,  aber,  nachdem  bereits  ein  Verdikt  in  Höhe 
von  50  £  Schadensersatz  zu  seinen  Gunsten  ergangen  war,  diesen  An- 
sprach an  seinen  soliätor  Shan.  Das  Urteil  lautete  auf  den  genannten 
Betrag  zuzüglich    35  £   4  s    festgesetzte   Kosten.      Shan    zeigte    dem 

30* 
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Gegenanwalt  den  Verkauf  an.  Später  begann  A  einen  zweiten  Prozeß 
gegen  denselben  Beklagten,  den  er  verlor,  in  welchem  ein  Xostenurtdl 
in  Höhe  von  71  £  i  s  und  6  d  gegen  ihn  erging.  Der  Beklagte  B 
verlangte  nunmehr,  daß  er  diesen  Anspruch  gegen  den  Anspruch  aus 
dem  ersten  Urteil  dem  A  gegenüber  noch  aufrechnen  dürfe.  Das 
Gericht  entschied,  der  Verkauf  des  Anspruches  an  Shan  sei  ungültig, 
die  Aufrechnung  daher  noch  zulässig.  Jedoch  habe  Shan  als  soliätor 
ein  Retentionsrecht  (lüri)  wegen  der  Kosten,  aber  nicht  wegen  des  Kauf- 
preises für  den  Anspruch  aus  dem  früher  von  ihm  gefdhrten  Prozeß. 

Ein  Fall,  aus  dem  die  Grenzen  für  die  Anwendung  des  §  Q4  deutlich 
hervorgehen,  ist  der  Fall  Davis  v.  Fruthy  l8gO,  24  Q,  B,  D.  51g: 

Marx  hatte  ein   Urteil  über  250  £  gegen  Raphael  erlangt     Am 
Tage  darauf  zedierte  er  seine  Forderung  aus  dem  Urteil  an  den  Kläger. 
Kläger  war  ein  soliätor.     Die  Zessionsurkunde  bestimmte,  daß  Kläger 
alle  noch  erforderlichen  Schritte  zu  unternehmen  habe,  um  den  Marx 
in  den  Besitz  des  Geldes  zu  setzen.     Dem  Raphael  wurde  von  der 
Zession  Anzeige  gemacht,  und  wie  bei  der  Lehre  von  der  Zession  aus- 
einandergesetzt werden  wird,  richtet  sich  die  Priorität  der  Zession,  wenn 
derselbe  Anspruch   mehrfach   zediert  wird,   nach  dem  Zeitptmkt  der 
Anzeige  an   den  Schuldner.     Raphael   legte   ein   Rechtsmittel  gegen 
das  Urteil  ein,  welches  zur  Folge  hatte,  daß  eine  neue  Verhandlung 
(new  trial)  angeordnet  wurde.     In   diesem  Verfahren   trat  Kläger  als 
soliätor  des  Marx  auf.     Es  endigte  damit,  daß  dem  Marx  wiedenim 
die  350  £  zugesprochen   wurden.     Ein  Gläubiger  des  Marx  pfändete 
jetzt  die  Forderung  desselben  gegen  Raphael.    Der  Kläger  erhob  eine 
Interventionsklage  (Interpleaderj   vgl,  darüber  erster  Teil  S.  386  sovic 
Schuster,  Rechtspflege  S.  65).    Der  pfändende  Gläubiger  als  Beklagter 
wandte  ein,  erstens,  es  läge  der  Kauf  eines  Streitgegenstandes  durch  einen 
soliätor  vor,    der   nach   der   Entscheidung  Simpson  v,  Lamb  ungültig 
sei,  zweitens,  die  Rechte  aus  der  Pfändung  gingen  den  Rechten  aus 
der  Zession   vor.     Das  Gericht  entschied   erstens:   Zur  Zeit   der  Er- 
richtung der  Urkunde  sei  Kläger  noch  nicht  soliätor  des  Marx  gewesen. 
Infolgedessen  sei  die  Zession  gültig.     Zweitens:   Die  Zession  rangiere 
vor  dem  Anspruch  des  pfändenden  Gläubigers,  die  Pfändung  beträfe 
den  Anspruch    nur   insoweit,    als    der  Schuldner   darüber  noch   nicht 
rechtsgültig  verfügt  habe. 

IV.  Über  unentgeltliche  Zuwendung  an  einen  soliätor  vgl.  oben  §  84. 

Es  fehlt  an  einem  Belege  darüber,  ob  bei  der  unentgeltlichen  Zu- 
wendung des  Streitgegenstandes  an  den  in  der  Sache  beschäftigten 
soliätor  die  bei  §  84  erörterten  Normen  oder  die  Normen  des  §  Q4  An- 
wendung finden.  Die  Frage  ist  jedoch  kaum  von  praktischer  Bedeutung, 
denn  schon  nach  §  84  ist  eine  unentgeltliche  Zuwendung  an  einen  soliätor 
meist  nichtig.  Der  Vertrag,  der  gegen  §  94  verstößt,  ist  nichtig  (void)j  nicht 
bloß  unenforceable  (un klagbar),  obwohl  Jenks  diesen  Ausdruck  gebraucht. 

§  95- 
Kein  Rechtsgeschäft,  das  die  Vornahme  einer  ungesetzlichen 
(jllegd)  oder  unmoralischen  Handlung  zum  Gegenstand  hat  oder 
das  als  dem  öffentlichen  Interesse  (^public  policf)  zuwiderlaufend 
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angesehen  wird,  wird  von  den  Gerichten  als  klagbar  behandelt 
Aber  wenn  die  Parteien  nicht  die  Absicht  hatten,  das  Recht 
zxk  verletzen,  und  das  Rechtsgeschäft  in  erlaubter  Weise  aus- 
geführt werden  kann,  so  kann  daraus  geklagt  werden,  selbst 
wenn  es  ursprünglich  die  Vornahme  von  Handlungen  zum 
Gegenstand  hatte,  die,  ohne  daß  es  den  Parteien  bekannt  war, 
ungesetzlich  waren. 

Coi/itts  V.  ßlantetn  (1776)  2  Wils,  341;  Keir  v.  Leemann  (1844)  6  0. 
B.  308;  U^Ulyofttsv.  Bullmore  (1863)  33.  L,  J,  CA.  461;  Scott  v,  Brown  [2892] 
2  Q.  B.  724.  Es  ist  zweifelhaft,  ob  das  Gericht  Gegenstände  wieder  wegnehmen 
wird,  welche  tatsächlich  in  Verfolg  eines  unmoralischen  Zweckes,  der  bereits 
erfüllt  ist,  übertragen  worden  sind.  (Ayerst  v.  yenkins  1873  L,  R,  16  Eq,  27$, 
Vgl.  aber  Phillips  v.  Probyn  [1899]  i  C4.  811.) 

H^augk  V,  Morris  (1873)  L.  R.  8  Q.  B,  202;  Cargo  ex  Argos  1873  Z.  R, 
5.  P.  C,  155. 

§  95  behandelt  die  Frage,  welche  Wirkungen  die  Ungesetzlichkeit 
{ilUgality)  auf  Verträge  ausübt.  Verträge  können  sowohl  nach  Common 
Law  wie  auf  Grund  gesetzlicher  Vorschrift  verboten  sein.  Von  den 
Verträgen,  die  nach  Common  Law  illegal  sind,  handelt  §  96  sowie  die 
§§  92  bis  94.  Nach  dem  Wortlaut  des  §  95  ist  ein  illegaler  Vertrag 
unklagbar.  Damit  soll  jedoch  nicht  gesagt  sein,  daß  der  Vertrag 
unenforccable  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  gültig,  aber  unklagbar  ist; 
vielmehr  ist  der  illegale  Vertrag  void^  d.  h.  nichtig. 

Ein  Leistungsversprechen  (promise)  kann  entweder  an  sich  verboten 
sein,  z.  B.  das  Versprechen,  einen  andern  zu  ermorden,  oder  das 
Leistungs versprechen  kann  als  solches  gültig  sein,  aber  auf  einer  illegalen 
consideration  beruhen,  z.  B.  jemand  verspricht  die  Zahlung  einer  Geld- 
summe, die  consideration  bildet  das  Versprechen  des  Versprechens- 
empfängers, einen  andern  zu  ermorden.  Ein  formloses  Versprechen, 
das  auf  einer  illegalen  consideration  beruht,  ist  ebenfalls  nichtig,  denn 
jedes  Leistungs  versprechen  ist  nur  gültig,  wenn  es  auf  einer  gültigen 
comideration  beruht. 

Ein  Leistungsversprechen  unter  Siegel  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit 
keiner  consideration.  Wenn  aber  die  comideration  illegal  ist,  so  ist 
auch  bei  einer  Urkunde  unter  Siegel,  wenn  aus  der  Urkunde  selbst 
keine  cofisideration  ersichtlich  ist,  der  Beweis  (extrinsic  evidence,  vgl.  oben 
S.  491)  zulässig,  daß  die  consideration  für  das  Versprechen  illegal  war, 
und  die  Urkunde  unter  Siegel  ist  dann  nichtig  (Collins  v.  Blantern 
17^7  2  Wils  341). 

Der  Geschädigte  kann  aber  auch  darauf  klagen,  die  illegale  Trans- 
aktion durch  gerichtliches  Urteil  für  nichtig  zu  erklären,  z.  B.  klagte  im 
Falle  Willyams  v.  Bullmore  1863  33  L.  /  Ch.  461  der  Kläger  mit  dem 
Antrage,  eine  Hyp)othek  für  nichtig  zu  erklären,  weil  der  Beklagte  bei 
Hingabe  der  Hypothek  unsittliche  Zwecke  verfolgt  hatte.  Das  Gericht 
gab  diesem  Antrage  statt. 

Inwieweit  das  auf  Grund  eines  illegalen  Vertrages  bereits  Geleistete 
zurückgefordert  werden  kann,  wird  bei  g  99  dargestellt  werden. 
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Gesetzliche  Verbote.  i 

Zahlreiche  Gesetze,  die  zum  kleineren  Teil  dem  Privatrecht,  zum      * 
größeren   Teil   dem   öffentlichen    Recht  angehören,  enthalten  Verbote. 
Es  ist  daher  zu  untersuchen,  welchen   Einfluß   solche   gesetzliche  Ver- 
bote auf  Verträge  haben.     In  vielen  Fällen  bestimmt  das  Gesetz  selbst 
daß  Verträge,    die   unter  Verletzung   des    Gesetzes   geschlossen   sind, 
nichtig    sein    sollen.      In   andern    Fällen    bestimmt    das    Gesetz   aus- 
drücklich, daß  solche  Verträge  gültig  sein  sollen,  z.  B.  darf  nach  dem 
Gesetz   i    &*  2    Vict.    c.    106    ein   Geistlicher  kein   Gewerbe   treiben, 
aber  nach   §   31    dieses   Gesetzes   ist  ein  Vertrag  nicht  schon  deshalb 
nichtig,  weil  ein  Geistlicher  entgegen  dem  Gesetz  einen  solchen  Ver- 
trag  schließt,  und  im  Falle   L^tvis  v.   Bright  1855  4  E,    6-  Ä  gi7 
wurde   entschieden,  daß   es   gleichgültig  sei,   ob   die   andere  Vertrags- 
partei  wußte,   daß   sie   mit   einem   Geistlichen   kontrahiert   hatte,  oder 
nicht.     In  anderen  Fällen  verbietet  das  Gesetz  Verträge  oder  bedroht     1 
sie  mit  einer   Geldstrafe,   ohne   sich    darüber   aaszusprechen,   ob  Ver- 
träge,  die  gegen   das  Gesetz   verstoßen,  nichtig  sein  sollen  oder  nicht     ' 
Man  stellte  deshalb    eine   Unterscheidung    auf  zwischen    solchen  ge- 
setzlichen   Verboten,    die    lediglich    im    fiskalischen    Interesse    erfolgt 
waren  und  solchen  Verboten,   die  aus  andern  Gründen  erfolgt  waren, 
und   erklärte   Verträge,   die  gegen   ein  Verbotsgesetz    der  ersteren  Art 
verstießen,  für  gültig,  Verträge,  die  gegen  ein  Verbot  der  letzteren  Art 
verstießen,  für  nichtig.     Im  Falle  Johnsoti  v.  Hudson  l8og  II  East  180 
wurde  ausgesprochen,  daß  die  Verletzung  einer  reinen  Steuervorschrift 
einen    Kaufvertrag  nicht  ungültig  mache.     Im  Falle  Brown  t\  Lhauan 
182g,  10   Ä   6^  C,  g3y  S  M.   &*  R,  114,  erklärte  das  Gericht,  daß 
ein   solcher   Fall   sehr   wohl  zu  unterscheiden  sei,  von  den  Fällen,  wo 
das   Parlament  mit  dem   Gesetz   den  Schutz   des  Publikums  im  Auge 
gehabt  habe. 

Diese  Unterscheidung  ist  auch  heute  noch  von  Bedeutung.  Wenn 
das  Gesetz  den  Vertrag  verbieten  wollte,  so  ist  er  nichtig,  gleichgültig 
ob  das  Gesetz  im  fiskalischen  Sinne  erlassen  ist  oder  nicht,  ist  aber 
aus  dem  Gesetz  nicht  zu  entnehmen,  ob  der  Vertrag,  der  unter 
Verletzung  einer  seiner  Vorschriften  geschlossen  ist,  nichtig  sein 
soll  oder  nicht,  so  kommt  es  darauf  an,  ob  das  gesetzliche  Ver- 
bot lediglich  aus  steuertechnischen  Gründen  erlassen  wurde.  Ist  das 
der  Fall,  so  bleibt  der  Vertrag  gültig.  Sobald  aber  nicht  lediglich 
steuerfiskalische  Gründe  für  das  Verbot  maßgebend  sind,  ist  der 
Vertrag  ungültig.  Im  Falle  Baisky  v.  Bignold  1822,  5  Ä  6-  Aid.  335 
hatte  ein  Drucker  es  unterlassen,  seinen  Namen  auf  ein  Buch  zu 
setzen,  was  gegen  ein  Statute  3g  Geo.  HL  c.  yg  s.  2/  verstieß. 
(Vgl.  jetzt  32  &-  33  Vict.  C.  24.)  Es  wurde  entschieden,  daß 
er  mit  einer  Klage  wegen  der  gelieferten  Arbeiten  und  Materialien 
aus  diesem  Grunde  nicht  obsiegen  könne.  Ein  Mittel,  um  den 
wahren  Willen  des  Gesetzgebers  zu  ermitteln,  bildet  auch  die  Natur 
einer  auferlegten  Geldstrafe.  Ist  die  Geldstrafe  nur  einmal  auf- 
erlegt, so  kann  man  annehmen,  daß  der  Vertrag  nur  aus  fiskalischen 
Gründen  verboten  und  daher  klagbar  ist.  Ist  dagegen  die  Geldstrafe 
für  jeden  Fall  des  Zuwiderhandelns  auferlegt,  so  wollte  der  Gesetz- 
geber den  Vertrag  verbieten  und  der  Vertrag  ist  daher  nichtig,  selbst 
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wenn  das  Gesetz  auch  fiskalischen  Zwecken  dienen  sollte.  Der  YzW  Johnson 
V.  Hudson  iSOQy  II  East  l8o  bildet  ein  Beispiel  für  einen  Vertrag, 
der  gültig  ist,  obwohl  er  gegen  das  Gesetz  verstieß.  Verschiedene 
Gesetze  bestimmten,  daß  alle  Personen,  die  in  Tabak  handelten,  bei 
Vermeidung  einer  Geldstrafe  von  50  £  eine  Lizenz  haben  müßten, 
und  daß  keine  Tabake  außer  spanischen  oder  portugiesischen  in 
gänzlich  oder  teilweise  verarbeitetem  Zustande  eingeführt  werden  dürften. 
Im  Falle  des  Zuwiderhandelns  unterlagen  Tabak,  Verpackungen  und 
das  Schiff  der  Einziehung.  Die  Klägerin  empfing  eine  Ladung  ver- 
arbeiteten Tabaks,  die  sie  in  gehöriger  Weise  verzollte,  und  verkaufte 
sie  dann  an  den  Beklagten.  Sie  hatte  niemals  vorher  mit  Tabak  ge- 
handelt und  nahm  keine  Lizenz.  Das  Gericht  entschied,  daß  die 
Klage  auf  den  Kaufpreis  zulässig  sei,  da  es  sich  um  rein  fiskalische 
Vorschriften  handle,  die  verletzt  seien,  und  in  dem  ähnlich  liegenden 
Falle  Smith  v.  Mawhood  1845  14  M,  &*  W.  244  wurde  ebenso 
entschieden. 

Kenntnis  von  dem   verbotenen  Zwecke  eines  Vertrages. 

Wenn  ein  Vertrag  äußerlich  gültig  ist,  aber  zu  einem  verbotenen 
Zwecke  geschlossen  wird,  so  ist  er  nicht  ohne  weiteres  nichtig,  sondern 
es  ist  wesentlich,  ob  derjenige,  der  Rechte  aus  dem  Vertrage  herleitet, 
den  verbotenen  Zweck  kennt  oder  nicht. 

In  einer  ganzen  Reihe  von  Entscheidungen  ist  ausgesprochen, 
daß  ein  solcher  Vertrag,  der  äußerlich  gültig  ist,  z.  B.  ein  Kaufvertrag 
oder  ein  Mietvertrag,  der  aber  für  einen  unsittlichen  oder  sonst  uner- 
laubten Zweck  abgeschlossen  ist,  nur  dann  nichtig  sei,  wenn  beide 
Parteien  diesen  Zweck  kennen.  Kennt  ihn  nur  eine  Partei,  so  kann 
die  unschuldige  Partei  aus  dem  Vertrage  klagen.  Eine  ausführliche 
Darstellung  dieser  Frage  und  eine  Zusammenstellung  der  Entschei- 
dungen findet  sich  bei  Benjamin,  On  Säle  S.  504fr. 

Im  Falle  Pearce  v,  Brocks  1866  Z,  R.  I  Ex.  213  hatte  der 
Kläger  einer  Prostituierten  einen  Wagen  vermietet  Er  klagte  gegen 
die  Prostituierte  auf  Zahlung  der  Miete.  Die  Jury  fand,  daß  die  Be- 
klagte den  Wagen  für  die  Zwecke  ihres  Gewerbes  gemietet  hatte,  und 
daß  der  Kläger  wußte,  daß  er  für  jene  Zwecke  gemietet  war.  Diese 
Kenntnis  des  Klägers  genügte,  um  den  Vertrag  nichtig  zu  machen. 

Dagegen  kann  sich  eine  Vertragspartei  nicht  darauf  berufen,  daß 
ihr  nicht  bekannt  war,  daß  ein  Vertrag,  welchen  sie  schloß,  nach 
Gesetz  oder  Common  Law  verboten  war:  ignorantia  juris  haud 
excusat.  Wenn  aber  ein  Vertrag  geschlossen  wird,  der  gegen  ein 
Verbot  verstößt,  ohne  daß  dieses  Verbot  der  klagenden  Partei  bekannt 
ist,  und  es  schließlich  bei  der  Erfüllung  des  Vertrages  zu  einer  Über- 
tretung dieses  Verbotes  nicht  kommt,  dann  kann  aus  dem  Vertrage 
geklagt  werden.  Im  Falle  IVangh  v,  Morris  iSys  Z.  R.  8  Q.  B.  202 
charterte  Morris  ein  dem  Waugh  gehöriges  Schiff,  um  eine  Ladung 
Heu  von  Trouville  nach  London  zu  bringen.  Es  wurde  vereinbart, 
daß  das  Heu  aus  dem  Schiff  auf  dem  Fluß  gelöscht,  und  an  einem 
Quai  in  Deptford  Creek  gelandet  werden  sollte.  Eine  königliche  Ver- 
ordnung (Order  in  Counäl)  hatte  das  Landen  von  französischem  Heu 
verboten,   was   den   Parteien  nicht   bekannt  war.     Als  Morris  dies  er- 
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fuhr,  nahm  er  die  Ladung  vom  Schiff  ab  und  exportierte  sie>  ohne  sie 
zu  landen.  Das  Löschen  des  Schiffes  verzögerte  sich  über  die  Lösch- 
zeit (lay-days)  hinaus,  und  Waugh  klagte  auf  Ersatz  des  Schadens,  der 
dadurch  entstanden  war.  Morris  wandte  ein,  daß  Gegenstand  des 
Vertrages  eine  ungesetzliche  Handlung  gewesen  sei.  Dieser  Einwand 
wurde  aber  vom  Gericht  verworfen. 

Fragen  des  internationalen  Privatrechts. 

Wenn  ein  Vertrag  nach  ausländischem  Recht  erlaubt  ist,  nach 
englischem  Recht  aber  illegal  ist,  so  kann  vor  englischen  Gerichten 
nicht  daraus  geklagt  werden  (Robinson  v.  Blant  I  W,  BL  2^6^  2  Burr. 
lOyy),  Wenn  aber  umgekehrt  ein  Vertrag  nach  auswärtigem  Recht 
illegal,  nach  englischem  Recht  erlaubt  ist,  so  nehmen  die  englischen 
Grerichte  von  der  Illegalität  keine  Notiz.  Zum  Beispiel  verbietet  die 
amerikanische  Harter  Act  unter  anderem  die  Freizeichnung  in  Konnos- 
sementen von  der  Haftung  für  Fahrlässigkeit.  Das  englische  Gericht 
kennt  kein  solches  Verbot  In  dem  Falle  Re  Missouri  Steatn  Co.  42 
Ch,  D.  321  erklärte  das  englische  Gericht,  daß  dieses  Verbot  für  das 
Gericht  nicht  in  Betracht  komme,  selbst  wenn  die  Vertragsbeziehungen 
nach  amerkanischem  Rechte  zu  beurteilen  seien  (Leake  S.  506). 

§96. 
Für  die  Zwecke  des  §  95  wird  ein  Rechtsgeschäft  so  an- 
ge8ehen>  als  ob  es  einen  unsittlichen  Zweck  verfolgt  oder  gegen 
das  öffentliche  Interesse  verstößt,  wenn  es  zum  Gegenstand  hat 

a)  unerlaubten  Geschlechtsverkehr, 

b)  die  beabsichtigte  Auflösung  einer  Ehe, 

c)  die  Herbeiführung  einer  Ehe  gegen  Entgelt, 

d)  völlige    oder    ungehörige     Beschränkung     der    Ehe- 
schließung, 

e)  unangemessene  Beschränkung  der  Gewerbefreiheit, 

f)  Täuschung  des  Publikums  im  Handel, 

g)  Verheimlichung  von  unsittlichem  Verhalten, 
h)  Verletzung  vom  Recht  auferlegter  Pflichten, 

i)   Kauf  oder  Verkauf  öffentlicher  Amter, 
k)  Besorgung  öffentlicher  Amter  oder  den  Verzicht  darauf, 
1)   Schädigung  oder  Hinhaltung  von  Gläubigem, 
m)  Unterdrückung  der  Verfolgung  eines  öffentlichen  Ver- 
gehens ipublic  offence). 

Willyams  v.  Bullmore  r^öj,  jj  L.   J.   Ch,  461. 

Westffuath  v.  Salesbury  1831,  5  Bligh,  N.  S.  340. 

Keat  V.  Allen  (1707)  2  Vern.  58S;  Hermann  v.  Charlesworth  J905  i/Ä  L 
T.  502. 

Bellairs  v,  Bellairs  (1874)  Z.  B.  18  Eq,  510.  Aber  eine  nnentgeltliche 
Verfügnng  [gi/l]  über  unbewegliches  VermögeD,  verbnoden  mit  einem  Verbot  d« 
Eheschließung  mit  einer  bestimmten  Klasse  von  Personen  ist  gültig  (Renner  v. 
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Turn€r  (iS8o)  i6  CA.  D.  i88);  und  eine  unentgeltliche  Verfügung  über  be- 
wegliches oder  unbewegliches  Vermögen  mit  einem  Verbot  der  Wiederverheiratung 
ist  ebenfalls  gültig  (Al/en   v.  Jackson  (1875)   i   Ch.   D,  399). 

Davits  V,  Davies  (j88y)  36  CA,  Z>.  J59;  Maxim  Nor  den  feit  Case  [1894] 
A.  C  535^ 

Scott  V,  Brown  [1892]  2    Q.  ß,  724. 

Brown  v.  Brine  (1875)   i  Ex.  D.  5. 

Humphreys  v.  Polak  [190 j]  2  K.  B.  38 s;  Janson  v.  Brief  ontain  Mines  [1902] 
A.  C.  484. 

Haneington  v.  Du  Chatel  (178 1)  i  Bro.  C.  C.  124;  Hartwell  v.  Hartwell 
(1799)  4    Ves.  811. 

Morris  v.  Mac  Culloch  (1763)  2.  Eden.  190. 

13  Eliz  (1571)  c.  3;  Bankruptey  Act  1883  ss.  47.   48. 

IVindhill  L.  B.  v.  Vint  (1890)  45  Ck.  Z>.  351;  Jones  v.  Merioneth  Building 
Soc,  [1892]  I  Ch.  D.  173. 

Dieser  Paragraph  enthält  eine  Aufzählung  der  nach  Common  Law 
verbotenen  Rechtsgeschäfte.  Er  ist  natürlich  nicht  erschöpfend  und 
bringt  nur  einige  Fälle,  die  einer  besonderen  Betrachtung  bedürfen. 

a)  Unerlaubter  Geschlechtsverkehr. 

Ein  Vertrag,  der  die  Gewährung  außerehelichen  Beischlafs  zum 
Gegenstand  hat,  ist  illegal.  Deshalb  ist  auch  jedes  Leistungsversprechen, 
dessen  consideration  die  Gewährung  außerehelichen  Beischlafs  bildet, 
illegal,  auch  wenn  das  Versprechen  unter  Siegel  gemacht  und  diese 
illegale  consideration  aus  der  Urkunde  nicht  ersichtlich  ist,  vgl.  Collins 
V.  Blantem  2  Wils.  341.  Ein  weiteres  Beispiel  bildet  der  bereits  oben 
erwähnte  Fall  Wtllyams  v.  Bulimorei 

In  diesem  Fall  wollte  der  Beklagte  durch  ein  Darlehen  die  Fort- 
setzung seiner  unerlaubten  geschlechtlichen  Beziehungen  zur  Tochter 
des  Klägers  erlangen,  der  sich  in  finanziellen  Schwierigkeiten  befand. 
Dem  Kläger  gegenüber  hatte  er  vorher  den  unerlaubten  Verkehr  mit 
dessen  Tochter  in  Abrede  gestellt  und  es  wurde  angenommen,  daß 
der  Kläger  dieser  Versicherung  traute.  Für  das  Darlehen  bestellte 
Kläger  eine  Hypothek  an  seinem  Grundstück.  Es  stellte  sich  heraus, 
daß  tatsächlich  ein  solcher  Geschlechtsverkehr  stattgefunden  hatte,  die 
Hypothek  war  deshalb  nichtig. 

Wenn  die  consideration  für  das  Leistungsversprechen  nicht  in  der 
Gewährung  des  Beischlafs  für  die  Zukunft,  sondern  in  einem  früheren 
geschlechtlichen  Verkehr  besteht,  so  ist  das  Leistungsversprechen  nicht 
ülegal.  Andererseits  kann  der  frühere  Ge.schlechtsverkehr  keine  genügende 
consideration  bilden,  wie  sie  zur  Gültigkeit  eines  formlosen  Leistungs- 
versprechens erforderlich  ist.  Deshalb  ist  das  nicht  unter  Siegel  ab- 
gegebene Versprechen  einer  Leistung  für  früheren  Geschlechtsverkehr 
mangels  consideration  nichtig,  dagegen  das  unter  Siegel  abgegebene 
Leistungsversprechen  gültig,  da  ja  das  Leistun^sversprechen  unter  Siegel 
zu  seiner  Gültigkeit  einer  consideration  überhaupt  nicht  bedarf.  Dieses 
Resultat  ergibt  sich  aus  den  Fällen  Beaumont  v.  Rea^e  (1846)  8  Q.  B. 
4S3,  und  Halt  v.  Palmer  (1844)  3  Ha  S32y  von  denen  bei  §  97 
noch  zu  reden  sein  wird. 

Andererseits  ist  ein  Rechtsgeschäft  nicht  nur  dann  nichtig,  wenn 
der  Geschlechtsverkehr  die  unmittelbare  Gegenleistung  bildet,  sondern 
auch  dann,   wenn   eine  Sache  gekauft   oder  gemietet  wurde,   die   der 
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Förderung  des  unerlaubten  Geschlechtsverkehrs  dienen  soll,  wenn  dies« 
Zweck  den  Parteien  bekannt  ist.  Vgl.  den  bereits  oben  er^'ähnten 
Fall  Pearce  v,  Brooks,  wo  eine  Prostituierte  sich  für  die  Zwecke  ihres 
unsittlichen  Gewerbes  einen  Wagen  mietete  und  dieser  Zweck  dem  Ver- 
mieter bekannt  war. 

b)  Die  beabsichtigte  Auflösung  einer  Ehe. 
Ehegatten   können   dahin   übereinkommen,    daß  sie  sich  trennen 

wollen  und  über  die  unmittelbar  bevorstehende  Trennung  Vereinbarungen 
hinsichtlich  ihres  Vermögens  und  anderer  Dinge  treffen.  Gewöhnlich 
pflegen  solche  Vereinbarungen  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  nieder- 
gelegt zu  werden.  Solche  Urkunden  nennt  man  dann  Separation  dteds. 
Derartige  Urkunden  sind  gültig.  Wenn  der  Ehemann  das  Getrennt- 
leben seiner  Frau  gestattet  hat,  so  kann  er  nicht  mehr  auf  Wieder- 
herstellung der  ehelichen  Rechte  klagen.  Hunt  v.  Hunt  l86lf  4  D. 
F,  /.  221  (Leake  S.  541).  Eine  nähere  Darstellung  dieser  Materie 
mag  dem  Familien  recht  vorbehalten  bleiben.  Ich  verweise  hier  auf 
die  ausführliche  Darstellung  bei  Pol  lock,  Contract  S.  305  ff. 

Es  ist  dagegen  verboten,  einen  Vertrag  für  den  Fall  zu  schließen, 
daß  später  vielleicht  eine  Trennung  der  Eheleute  eintritt  Die  ratio 
legis  eines  solchen  Verbotes  liegt  darin,  daß  derartige  Bestimmungen  in 
Eheverträgen  einen  Anreiz  für  die  Ehegatten  bilden  können,  sich  tat- 
sächlich zu  trennen.  Solche  Vertragsbestimmungen  sind  nicht  nur  dann 
ungültig,  wenn  sie  in  einem  vor  der  Eheschließung  geschlossenen  Ver- 
trage enthalten  sind,  sondern  auch  dann,  wenn  sie  nach  erfolgler  Ehe- 
schließung, aber  ohne  daß  eine  sofortige  Trennung  beabsichtigt  ist, 
vereinbart  werden.  Wenn  die  Parteien  eine  beabsichtigte  sofortige 
Trennung  schließlich  nicht  alsbald  ausführen  oder  sich  später  wieder 
vereinigen,  so  wird  der  Vertrag  ebenfalls  nichtig. 

c)  Die  Herbeiführung  einer  Ehe  gegen  Entgelt 
Nichtig  sind  die  Ehemakelverträge.  Ein  Versprechen  in  einer  Ur- 
kunde unter  Siegel,  in  der  jemand  500  £  drei  Monate  nach  erfolgter 
Eheschließung  für  die  Vermittlung  der  Ehe  zu  zahlen  versprach,  wurde 
für  illegal  und  deshalb  für  nichtig  erklärt  (Hallv,  Potter,  Show,  P,  C  y6). 
Das  englische  Gericht  geht  also  weiter  wie  das  BGB.,  welches  der- 
artigen Verträgen  nur  die  Klagbarkeit  nicht  gewählt. 

Aber  auch  ein  Zahlungsversprechen  in  einer  Urkunde  unter  Siegel 
an  den  Vater  der  Braut,  in  der  diesem  eine  Geldsumme  versprochen 
wurde,  um  dadurch  seinen  Konsens  zur  Eheschließung  zu  erlangen, 
wurde  für  illegal  und  deshalb  nichtig  erklärt  (Keat  v.  Allen  IJOJ 
2  Vern.  588), 

d)  Völlige  oder  ungehörige  Beschränkung  der  Ehe- 
schließung. 

Ein  Vertrag,  durch  den  sich  jemand  verpflichtet,  nicht  zu  heiraten, 
ist  nichtig  (Lo7o^  v.  Peers  X768,  Wilmofs  Ca,  371,  4  Burr,  2225). 
Nichtig  ist  auch,  wie  in  demselben  Falle  entschieden  wurde,  ein  Ver- 
sprechen, niemand  anders  als  eine  bestimmte  Person  zu  heiraten;  denn 
ein  solches  Versprechen  sei  rein  negativer  Natur,  da  es  kein  positives 
Versprechen,  die  bestimmte  Person  zu  heiraten,  enthalte  und  sei  daher 
lediglich  &x\q  unzulässige  Beschränkung  der  Freiheit  der  Eheschließung. 
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Im  Falle  Bdiairs  v.  Bellairs  (1874)  Z.  R.  18  Equ,  $10  war  der 
Tochter  des  Testators  ein  Anteil  an  den  Einkünften  des  Vermögens 
vermacht,  mit  der  Bestimmung,  daß  die  Zuwendung  nichtig  sein  sollte, 
wenn  sie  heiraten  würde.  Für  diesen  Fall  wurde  ihr  ein  bedeutend 
kleinerer  Anteil  ausgesetzt.  Das  Gericht  entschied,  daß  diese  Be» 
dingung  nichtig  sei,  aber  es  bemerkte,  wenn  der  Tochter  ein  life  estate 
an  dem  Vermögen  zugewandt  worden  wäre,  mit  der  Bedingung,  daß 
dieser  im  Falle  ihrer  Verheiratung  aufhören  sollte,  so  sei  das  zulässig; 
gifts  until  marriage  sind  zulässig,  gifts  subject  to  a  condiUon  of  forfäiure 
upon  marriage  sind  absolutej  d.  h.  die  Bedingung  gilt  als  nicht  vorhanden. 
Es  kommt  darauf  an,  ob  die  Absicht  der  Parteien  oder  des  Erblassers 
die  war,  die  Zuwendung  zeitlich  zu  begrenzen  oder  die  Freiheit  der 
Eheschließung  zu  beschränken. 

Gifts  für  die  Dauer  der  Witwenschaft  oder  bis  zur  Wieder- 
verheiratung einer  Witwe  oder  eines  Witwers  sind  gültig  (Allen  v.  Jackson 
1^75 j  l  Ch.  D.  3gg).  Teilweise  Beschränkungen  in  der  Freiheit  der 
Eheschließung  sind  gültig,  wenn  sie  angemessen  sind,  z.  B.  die  Be- 
stimmung eines  Testaments,  wonach  jemand  bestimmter  Rechte  ver- 
lustig gehen  sollte,  wenn  er  vor  21  Jahren  heiratete  oder  ohne  Konsens 
der  Eltern  oder  des  Vormundes.  Ebenso  sind  Bestimmungen  gültig,  die 
dem  Bedachten  verbieten,  eine  bestimmte  Person  oder  eine  Person 
aus  einer  bestimmten  Klasse,  z.  B.  einen  Dienstboten,  zu  heiraten 
(Jermer  v,  Turner  1880,  16  Ch,  D,  188). 

e)   Beschränkung   der   Gewerbefreiheit  (restraint  of  ttade). 

Es  handelt  sich  hier  einmal  um  die  sogenannte  Konkurrenzklausel, 
die  Prinzipale  mit  ihren  Angestellten,  Gesellschafter  untereinander  fttr 
den  Fall  des  Austritts  eines  Gesellschafters  und  der  Käufer  eines  Ge- 
schäfts mit  dem  Verkäufer  vereinbaren.  Femer  gehören  hierher  gewisse 
Vereinbarungen  der  Mitglieder  von  Untemehmerverbänden  imd  Arbeit- 
nehmerverbänden, durch  die  sich  die  Mitglieder  eine  Beschränkung  in 
der  Freiheit  der  Ausübung  ihres  Gewerbes  auferlegen. 

Konkurrenzklauseln. 

Ein  allgemeines  Konkurrenzverbot,  d.  h.  ein  solches,  welches  weder 
zeitlich  noch  örtiich  umgrenzt  ist,  ist  unzulässig  (Rogers  v,  Farry, 
I  Sm,  L.  C.  Sg6.  Hinsichtiich  der  Gültigkeit  von  Konkurrenzklauseln, 
welche  zeitlich  oder  örtlich  beschränkt  waren,  war  die  Judikatur 
schwankend.  In  älterer  Zeit  stand  man  allgemein  auf  dem  Standpunkt, 
daß  solche  partiellen  Konkurrenzbeschränkungen  im  Gegensatz  zu  einem 
absoluten  Konkurrenzverbot  gültig  seien.  Eine  Zeitlang  stand  die 
Judikatur  auf  dem  Standpunkt,  daß  Konkurrenzklauseln,  in  denen  sich 
jemand  für  eine  bestimmte  Zeit  verpflichtete,  nirgends  ein  gleiches  Ge- 
werbe auszuüben,  ungültig  seien,  dagegen  rein  örtliche  Beschränkungen, 
die  zeitlich  unbeschränkt  sind,  z.  B.  niemals  innerhalb  zehn  Meilen  von 
London  ein  Geschäft  anzufangen,  gültig  seien.  Das  heute  geltende  Recht 
beruht  auf  der  grundlegenden  Entscheidung  TAe  Maxim  Nordmfelt 
Gun  Co.  V,  Nordenfeit  [1894]  'A.  C.  SJS-  Nordenfeit  war  Fabrikant  und 
Erfinder  von  Kanonen  un(l  Geschossen.  Er  verkaufte  sein  Geschäft 
för  eine  sehr  hohe  Summe  an  eine  Gesellschaft  und  verpflichtete  sich, 
aof  25  Jahre  die  Fabrikation  von  Kanonen,  Lafetten,  Schießpulver  und 
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Munition  oder  den  Betrieb  eines  solchen  Geschäfts,  das  mit  dem  Ge- 
schäft, welches  die  Gesellschaft  in  dieser  Zeit  betrieb,  konkurrieren  könnte, 
zu  unterlassen.  Er  behielt  sich  das  Recht  vor,  in  anderen  Explosiv- 
stoffen, außer  Schießpulver,  femer  in  Torpedos,  Unterseebooten,  Guß-  und 
Schmiedewaren,  Geschäfte  zu  machen.  Nach  einigen  Jahren  trat 
Nordenfeit  in  Geschäftsverbindung  mit  einer  andeirn  Gesellschaft,  die 
mit  Kanonen  und  Munition  handelte.  Die  Klägerin  beanti^gte  eine 
gerichtliche  Verfügung  (injunction)^  welche  ihm  dieses  verbieten  sollte; 
Das  Hause  of  Lords  erklärte,  daß  es  lediglich  darauf  ankomme,  ob  ein 
Konkurrenz  verbot  den  Umständen  nach  angemessen  sei  oder  nicht 
Dabei  sei  zu  erwägen,  welcher  Umfang  für  das  Verbot  erforderlich 
sei,  um  den  Unternehmer  bzw.  Käufer  zu  schützen  und  ob  die 
Gegenleistung  für  das  Verbot  eine  angemessene  sei.  Im  vorliegenden 
Falle  habe  der  Beklagte  ein  weites  Feld  für  die  Betätigung  seiner 
Arbeitskraft  übrig  behalten  und  habe  eine  große  Summe  als  Gegen- 
leistung für  seine  Unterwerfung  unter  die  Konkurrenzklausel  erhalten, 
deshalb  sei  diese  nicht  unangemessen.  Das  Verbot  war  im  vorliegen- 
den Fall  zeitlich  auf  25  Tahre  beschränkt,  örtlich  unbeschränkt  Im 
Falle  Hayns  v.  Doman  [logg]  2  Ch.  68  war  das  Verbot  zeitlich  un- 
beschränkt, örtlich  war  es  auf  einen  Radius  von  25  Meilen  beschränkt 
Das  Verbot  wurde  für  gültig  erklärt,  da  es  nicht  darauf  ankam,  daß 
eine  zeitliche  Beschränkung  vorhanden  war,  sondern  lediglich  darauf, 
ob  das  Verbot  als  solches  angemessen  war.  Eine  Obersicht  über  die 
neuere  Judikatur  findet  sich  bei  Pollock  S.  364,  365. 

Der  Geschädigte  kann  vor  der  Chancery  Division  des  High  Court 
eine  injuncHon  erwirken,  durch  welche  demjenigen,  der  das  Konkurrenz- 
verbot verletzt,  die  fernere  Verletzung  bei  Strafe  untersagt  wird,  oder 
er  kann  auch  vor  der  Kings  Bench  Division  auf  Schadensersatz  klagen; 
'  er  kann  auch  beide  Rechte  zugleich  und  nebeneinander  geltend  machen, 
vgl.  unter  anderem  den  Fall  Dabowski  v.  Goldstein  [l8gS]  I  Q,  B.  4^8. 

Dienstverträge  auf  längere  Zeit  oder  auf  Lebenszeit  sind  gültig 
und  werden  auch  nicht  als  restraint  of  trade  aufgefaßt 

Vereinbarungen  von  Unternehmern  oder  Arbeitnehmern 
untereinander. 

Das  Common  Law  stand  von  alters  her  auf  dem  Standpunkt  ab- 
soluter Gewerbefreiheit,  und  erkannte  die  einschränkenden  Vorschriften 
von  Innungen  und  ähnlichen  Organisationen  nicht  an.  In  einem  Falle 
aus  dem  Jahre  161 5  Ipswich  Tailors  Case  II  Co.  Rep,  S3  wurde  ent- 
schieden, daß  eine  Satzungsbestimmung,  wonach  die  Schneider  von 
Ipswich  jedem  die  Ausübung  des  Schneidergewerbes  verboten,  wenn 
er  nicht  vor  den  Meistern  einen  Befähigungsnachweis  erbracht  hatte, 
ungültig  sei. 

Im  Falle  Hiiton  v,  Eckersley  (1855)  6  E.  <5f  B.  66  vereinbarten 
mehrere  Mühlenbesitzer,  daß  über  die  Löhne,  die  Arbeitsstunden  und 
eine  teilweise  oder  gänzliche  Arbeitseinstellung  die  Majorität  der  be- 
teiligten Mitglieder  entscheiden  solle.  Eine  solche  Vereinbarung  wurde 
für  nichtig  erklärt,  da  sie  den  einzelnen  Unternehmer  der  Kontrolle 
seines  eigenen  Unternehmens  beraubte,  und  daher  eine  allgemeine  Ein- 
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schränkung  der  Gewerbefreiheit  (gmeral  restraint  of  trade)  enthielt. 
Ungültig  war  auch  folgende  Satzungsbestimmung  einer  Unternehmer- 
Vereinigung:  „Kein  Mitglied  dieser  Gesellschaft  darf  einen  Reisenden, 
Kutscher  oder  Arbeiter  im  Außendienst  beschäftigen,  der  den  Dienst 
eines  andern  Mitglieds  verlassen  hat  ohne  den  schriftlichen  Konsens 
des  letzten  Arbeitgebers,  vor  Ablauf  von  zwei  Jahren  nach  Verlassen 
solchen  Dienstes."    Mineral  Water  Society  v,  Booth  1887^  36  Ch,  D.  465. 

Dagegen  ist  eine  Vereinbarung  zwischen  mehreren  Unternehmern, 
wonach  die  Aufträge  gleichmäßig  unter  sie  verteilt  werden  sollen,  um 
überflüssige  Konkurrenz  zwischen  ihnen  zu  vermeiden,  gültig,  wenn 
nicht  eine  ungehörige  Beschränkung  der  Gewerbefreiheit,  dadurch 
hervorgerufen  wird  (Collins  v.  Locke  l8yg  4  App.  Ca.  6^4). 

Nach  Common  Law  sind  Vereinbarungen  zwischen  Arbeitnehmern, 
welche  sie  am  freien  Gebrauch  ihrer  Arbeitskraft  hindern,  nichtig  als 
restraint  of  trade.  Die  Trade  Unions  Acts  (1861 — 76)  bestinunen,  daiß  die 
Zwecke  einer  Trade  Union  nicht  schon  deshalb,  weil  sie  Vereinbarungen 
in  restreunt  of  trade  zu  treffen  pflegen  als  ungesetzlich  anzusehen  sind^), 
aber  nach  §  4  des  Gesetzes  von  1871  bewendet  es  bei  Klagen  auf 
direkte  Erzwingung  von  Vereinbarungen  in  restraint  of  trade  mittels 
einer  injunction  oder  auf  Schadensersatz  wegen  Verletzung  solcher  Be- 
stimmungen bei  den  Vorschriften  des  Common  Law]  sonach  sind 
solche  Verträge  nichtig. 

Eine  praktisch  wichtige  Frage  ist  die,  nach  der  Gültigkeit  der 
sogenannten  Rabattverträge  der  Rheder,  d.  h.  wenn  die  Rheder  solchen 
Verfrachtern,  die  aussdiließlich  mit  ihnen  verladen,  spezielle  Vorteile 
gewähren  und  die  Frachten  anderer  Rheder  unterbieten,  lun  deren 
Konkurrenz  auszuschließen.  Im  Falle  Mogul  Steamship  Co,  v.  Mac 
Gregor  [1892]  A.  C.  25  wurde  entschieden,  daß  der  durch  ein  solches 
Verhalten  geschädigte  Schiffseigner  jedenfalls  nicht  auf  Schadensersatz 
klagen  könne.  Die  Frage,  ob  die  Mitglieder  einer  derartigen  Ver- 
einigung die  Einhaltung  einer  solchen  Bestimmung  untereinander  er- 
zwingen könnten,  wurde  nicht  ausdrücklich  entschieden.  Für  das 
deutsche  Recht  hat  das  Reiclisgericht  in  einer  Entscheidung  vom 
6.  März  1907  erkannt,  daß  ein  solcher  Vertrag  nicht  gegen  die  guten 
Sitten  verstößt. 

Die  Frage,  ob  ein  unangemessener  restraint  of  trade  vorliegt,  ist 
feine  Frage,  die  in  einem  Prozeß  mit  Jury  vom  Gericht  und  nicht  von 
der  Jury  zu  entscheiden  ist. 

f)  Täuschung  des  Publikums  im  Handel. 

Ein  Vertrag,  durch  den  zwei  Parteien  die  Täuschung  dritter  Per- 
sonen beabsichtigen,  ist  illegal.  Im  Falle  Scott  v.  Brown  [J8g2]  2  Q, 
B,  224  klagte  Kläger  gegen  die  Beklagten  auf  Anullierung  eines  Ver- 
trages über  den  Ankauf  von  shares,  unter  Rückzahlimg  des  Kauf- 
preises, weil  die  Beklagten,  welche  Makler  waren,  ihre  eigenen  shares 
geliefert  hatten.    Das  war  unzulässig.    (Vgl.  Gillet  v.  Peppercome  1840, 


*)  §  3  der  Trade  Unions  Act  v.  187 1  lautet:  the  purposes  of  any  trade  unten 
shall  not,  by  reason  merely  that  they  are  in  restraint  of  trade,  be  unlawful,  so 
**  to  rtnder  i'oid  or  voidable  any  agreement  or  contract. 
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3  Beav  y8).  Die  Beklagten  wären  deshalb  an  und  für  sich  sachfäliig 
gewesen,  aber  es  ergab  sich,  daß  die  Beklagten  die  Aktien  im  Auftrage 
des  Klägers  nur  gekauft  hatten,  um  den  Anschein  im  Publikum  zu  er- 
wecken, daß  für  die  shares  ein  Markt  existiere.  Durch  diese  falschen 
Vorspiegelungen  sollte  das  Publikum  zum  Kauf  der  Aktien  veranlaßt 
werden.  Das  Rechtsgeschäft  war  daher  illegal  und  der  Kläger  konnte 
nicht  klagen;  denn  wenn  beide  Parteien  in  pari  delicto  sind,  so  ist 
eine  Rückforderung  des  Geleisteten  unzulässig,  vgl.  §  9Q.  Im  Falle 
Begbie  v.  Phosphate  Sewage  Co,  Z.  R.  10  Q,  B.  4gg  wurde  der  Ver- 
kauf eines  fingierten  Patentrechts  für  nichtig  erklärt,  das  der  Käufer 
zur  Täuschung  und  Ausbeutung  des  Publikums  benutzen  wollte. 

Patent-  und  Markenrecht. 

Illegal  und  nichtig  sind  auch  Verträge,  welche  die  Täuschung 
des  Publikums,  durch  Nachahmtmg  von  Gebrauchsmustern  (designs) 
oder  Handelsmarken  (trade  marks)  zum  Zwecke  haben.  FOr  die  Ge- 
brauchsmuster und  Patente  ist  jetzt  die  Patent  &*  Designs  Act  von  igoy, 
y  Edw.  VII  c  29  und  für  das  Recht  der  Handelsmarken  die  Tradt- 
marks  Act  igOS  5  Edw,   VII  C,  ys  maßgebend. 

Nicht  eingetragene  Marken. 

Die  Gerichte  schützen  auch  nicht  registrierte  Marken  gegen  be- 
trügerischen imd  imlauteren  Wettbewerb  (unfair  dealing),  sei  es  daß 
die  Eintragung  der  Marke  unterlassen  ist  oder  das  sie  nicht  ein- 
tragungsfähig ist.  Solche  Marken,  die  ohne  Eintragung  geschützt 
werden,  nennt  man  wohl  auch  Common  Law  Trademarks,  Im  Falle 
Reddaway  v.  Banham  [iSgf]  A.  C  igg  brauchte  die  KJägerin  für  ihre 
Ware  die  Bezeichnung  Camelj  Camel  brand  oder  Camel  hair,  und  zwar 
für  wollene  Decken.  Die  Ware  war  unter  dieser  Bezeichnung  überall 
als  Ware  der  klägerischen  Firma  bekannt  Der  Beklagte  gebrauchte 
die  Bezeichnung  Camelhair  ebenfalls  für  seine  Decken  und  behauptete, 
dazu  berechtigt  zu  sein,  weil  diese  Decken  tatsächlich  aus  Kamelhaar 
bestanden.  Das  House  of  Lords  entschied,  Beklagter  hätte  diese  Be- 
zeichnung zu  unterlassen,  er  sei  verpflichtet,  der  Bezeichnung  Camel- 
hair einen  solchen  Zusatz  hinzuzufügen,  da£  keine  Verwechslung  der 
Ware  mit  denen  der  Klägerin  möglich  sei. 

Der  imlautere  Wettbewerb  durch  unwahre  Angaben  über  die 
Ware  eines  Konkurrenten  ist  ebenfalls  verboten,  vgl.  u.  a,  Mellin  v. 
White  [^l8gs^  A,  C.  1^4-  Im  übrigen  steckt  der  Schutz  gegen  unlauteren 
Wettbewerb  in  England  noch  in  den  Anfängen. 

g)  Verheimlichung  von  unsittlichem  Verhalten, 
Ein  Beispiel  bildet  der  Fall  Brown  v.  Brine  1875  I  Ex.  D,  5- 
A  verpflichte  sich,  über  den  Ehebruch,  den  B  begangen  hatte,  zu 
schweigen,  wenn  B  sich  verpflichtete,  ihn  nicht  auf  Grund  einer  Ur- 
kimde  unter  Siegel  zu  verklagen.  Der  Verzicht  auf  das  Klagrecht 
war  nichtig. 

h)  Verletzung  vom  Recht  auferlegter  Pflichten. 

Unter  dieser  Überschrift  hat  Jenks  nach  den  als  Beleg  auf- 
geführten Entscheidungen  ganz  heterogene  Dinge  zusammengefaßt 
Sie    ist   so    allgemein  gehalten,   daß  sie  auf  die   meisten    imsitüichen 
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Rechtsgeschäfte  paßt.  In  dem  Falle  Humphreys  v,  Polak  [igoi]  2  K. 
B,  38s  überließ  die  Mutter  eines  unehelichen  Kindes  das  Kind  den 
Beklagten  und  verpflichtete  sich,  es  ihnen  für  immer  zu  belassen,  wo- 
gegen die  Beklagten  die  Verpflichtung  übernahmen,  das  Kind  ohne 
Entgelt  zu  ernähren  und  großzuziehen.  Später  weigerten  sich  die 
Beklagten,  das  Kind  weiter  zu  ernähren,  und  die  Mutter  klagte  daher 
die  aufgewandten  Alimente  ein.  Sie  wurde  aber  mit  ihrer  Klage  im 
summarischen  Verfahren  abgewiesen  <).  Das  Gericht  erklärte,  es  handle 
sich  hier  um  die  der  Mutter  vom  Recht  auferlegte  Verpflichtung,  für 
die  Person  des  Kindes  zu  sorgen,  die  sie  nicht  andern  Leuten  über- 
lassen dürfe. 

Als  weiteres  Beispiel  führt  Jenks  den  Fall  Janson  v.  Driefontnn 
Consolidatet  Gold  Mines  Ltd,  [1902]  A.  C.  484  an.  Die  genannte 
Gesellschaft,  die  ihren  Sitz  in  Johamiesburg  hatte,  versicherte  bei  den 
Beklagten  (Revisionsklägem)  Goldbarren  gegen  Beschlagnahme  auf  dem 
Transport  von  Johannesburg  nach  den  Vereinigten  Königreichen.  Das 
Gold  war  von  der  Transvalregierung  wenige  Tage  vor  Ausbruch  des 
Krieges  mit  England  mit  Beschlag  belegt  worden.  Schon  zur  Zeit 
des  Vertragsschlusses  war  die  Kriegsgefahr  drohend.  Es  wurde  ein- 
gewandt, daß  aus  diesem  Gnmde  der  Vertrag  against  public  policy  sei. 
Das  House  of  Lords  erklärte  jedoch  den  Versicherungsvertrag  für  gültig. 
Zum  Verständnis  ist  zu  bemerken,  daß  ein  Vertrag  zwischen  einem 
englischen  Untertan  und  dem  Untertan  einer  feindlichen  Macht,  der 
nach  Ausbruch  des  Krieges  geschlossen  wird,  nichtig  ist,  wenn  nicht 
eine  Lizenz  der  Krone  zum  Abschluß  solcher  Verträge  erwirkt  wird 3). 
So  charterte  im  Falle  Esposito  v,  Bowden  y  E,  &*  B.  /ÖS  ein  eng- 
lischer Untertan  ein  neutrales  Schiff,  um  eine  Ladung  Korn  von 
Odessa  abzuholen.  Bevor  das  Schifi"  dort  ankam,  war  Krieg  zwischen 
England  und  Rußland  ausgebrochen  und  der  Kontrakt  konnte  nicht 
erfüllt  werden,  denn  das  wäre  ein  Handeltreiben  mit  dem  Feind 
gewesen.  Er  wurde  daher  durch  die  Kriegserklärung  aufgehoben.  Ist 
der  Vertrag  ein  solcher,  der  auch  noch  später  erfüllt  werden  kann,  so 
bleibt  er  während  der  Feindseligkeiten  in  der  Schwebe,  auf  jeden  Fall 
kann  daraus  während  der  Dauer  des  Krieges  vor  englischen  Gerichten 
nicht  geklagt  werden. 

i)  Kauf  oder  Verkauf  von  öffentlichen  Ämtern. 

Sowohl  das  Comtnan  Law  wie  verschiedene  andere  Gesetze  ver- 
bieten den  Kauf  sowie  den  Verkauf  öffentlicher  Ämter  (vgl.  die  Gesetze 
5  und  6  Edw.  VL  c.  l6j  3  Geo.  L  c,  ig,  49  Geo.  IIL  c.  126,  53  Geo. 
IIL  c,  54,1  &*  2  Geo,  IV.  c.  54),  Im  Falle  Card  v,  Hope  2  B.  &>  C  66/ 
wurde  der  Verkauf  eines  Schiffsparts  mit  dem  Recht  der  Besetzung 
des   Kommandos    für   nichtig    erklärt,    da    das    Schiff  im    Dienst    der 


•)  Nach  Order  XXV  r.  4  der  Kules  of  the  Supreme  Court  kann  eine  Klage 
^011  vornherein  abgewiesen  werden,  wenn  die  Kechtsverfolgnng  aoBsichtslos  er- 
»chcint  Im  Torllegenden  Falle  hatte  die  Klägerin  gegen  den  Abwetsuogs- 
beschlnß  Beschwerde  eingelegt.  Die  Entscheidung  des  Beschwerdegerichts  {Court 
of  Appeal)  ist  hier  xiticrt 

*)  Vgl.  über  diese  Lizenz,  die  vom  Privy  Council  erteilt  werden  kann, 
Hatschek,  Engl.  Staatsrecht,  Band  11  S.   144. 


c54  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

East  India   Co.   stand,    die    früher    Hoheitsrechte    in   Indien  ausübte, 
weshalb  das  Schiff  als  im  öffentlichen  Dienst  stehend  angesehen  wurde. 

In  diesem  Zusammenhang  mag  auch  die  Nichtigkeit  der  Zession 
von  Gehältern  und  Pensionen  erwähnt  werden.  Aus  Gründen  der 
public  policy  ist  nach  Common  Law  eine  Zession  von  BeamteDgehälteni 
nichtig,  weil  den  öffentlichen  Beamten  die  Mittel  zu  einer  anständigen 
Lebensführung  erhalten  werden  müssen,  damit  sie  nicht  den  Ver- 
suchungen der  Armut  ausgesetzt  sind  (vgl.  Wells  v,  Foster  8 M.  6-  W.ISl). 
Die  Zession  von  Pensionen  ist  nicht  ohne  weiteres  unzulässig.  Sie  ist 
es  nur  dann,  wenn  die  Pension  zum  Teil  auch  noch  für  fortlaufende 
Pflichten  oder  Dienstleistungen  gewährt  wird.  Hat  sich  der  Empfänger 
aber  vollständig  vom  Dienst  zurückgezogen,  so  verstößt  es  nicht  gegen 
die  öffentliche  Wohlfahrt,  wenn  sie  zediert  wird. 

k)  Die  Besorgung  öffentlicher  Ämter  oder  der  Verzicht 
darauf. 

Ein  Vertrag,  wonach  jemand  sein  Amt  zugunsten  eines  andern  auf- 
gibt, mit  dem  er  vereinbart,  daß  er  ihm  einen  Anteil  an  den  Einkünften 
gewähren  soll,  ist  nichtig  (Farsons  v,  Thomson  I  H,  BL  322,  IValdo 
V,  Martin  4  B,  &^  C,  319).  Nichtig  sind  femer  die  Verträge,  welche 
die  Verschaffung  von  öffentlichen  Ämtern  zum  Gegenstand  haben.  Im 
Falle  Morris  v,  Mac  Culloch  1763  2  Eden  igo  hatte  Kläger  eine  ge- 
wisse Summe  bezahlt,  für  welche  ihm  der  Beklagte  eine  Stelle  in  der 
Armee  verschaffen  sollte.  Der  Klage  auf  Rückzahlung  des  Geldes 
wurde  stattgegeben,  da  der  Vertrag  auf  einer  illegal  consideration  beruhte 

1)  Schädigung  oder  Hinhaltung  von  Gläubigern. 

Verschiedene  ältere  Gesetze  dienten  dem  Schutz  der  Gläubiger 
gegen  betrügerische  Handlungen  von  Schuldnern,  weldie  ihr  Ver- 
mögen dem  Zugriff  der  Gläubiger  entzogen.  Von  diesen  Gesetzen 
haben  heute  noch  Geltung  13  Eliz,  c.  5  (1570)  und  2y  Eliz.  c.  4. 
Das  erstere  Gesetz  bestimmt,  daß  alle  Veräußerungen  von  bew^lichcn 
und  unbeweglichen  Sachen,  die  in  der  Absicht  gemacht  werden,  Gläubiger 
zu  schädigen  oder  hinzuhalten,  gegenüber  diesen  und  ihren  Rechts- 
nachfolgern (representatrves  and  assigns)  nichtig  sein  sollen,  außer,  wenn 
die  Erwerber  bona  fide  waren  und  gegen  consideration  erworben  hatten*). 

Das  Gesetz  bezieht  sich  auch  auf  unentgeltliche  Verfügungen,  bei 
welchen  in  noch  höherem  Maße  die  Vermutung  nahe  liegt,  daß  eine 
Benachteiligung  der  Gläubiger  gewollt  ist.  Bei  diesen  genügt  im  all- 
gemeinen schon  der  Nachweis,  daß  der  Schuldner  zur  Zeit  des  Ver- 
trages unbezahlte  Schulden  hatte,  oder  daß  er  gerade  ein.  Geschäft,  das 
mit  großem  Risiko  verbunden  war,  unternehmen  wollte.  Jedoch  ist 
stets  unter  Berücksichtigung  aller  in  Betracht  kommenden  Umstände 
zu   entscheiden,   ob   eine   Schädigung   der  Gläubiger  beabsichtigt  war. 

Das  Gesetz  2^  Eliz.  c.  4  bezieht  sich  nur  auf  land  imd -bezweckt 
den  Schutz  von  Käufern.  Es  bestimmt,  daß  alle  Veräußerungen 
(conveyances)y  Belastungen  (charges)  und  Verpachtungen  (leases)  von 
Grundstücken,   die  in  der  Absicht  gemacht  sind,  Käufer  zu  betrögen 


*),Eine  consideration  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  eine -solche,  die  ein  wirk- 
liches Äquivalent  für  die  Leistung  bildet,  während  sonst  eine  gaod  consideration 
jede  gültige  Gegenleistung  ist,  vgl.  Buch  II  §  207. 
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oder  zu  hintergehen  und  alle  Veräußerungen,  welche  die  Klausel  ent- 
halten, daß  sie  nach  dem  Belieben  des  Verkäufers  widerruflich  sein 
sollen,  den  Käufern  gegenüber  nichtig  sind.  Bei  der  Anwendung 
dieses  Gesetzes  gingen  die  Gerichte  so  weit,  daß  sie  jede  unentgeltliche 
Veräußerung  gegenüber  einem  späteren  Erwerber  derselben  Sache  für 
ungültig  erklärten,  selbst  wenn  der  letztere  von  der  früheren  unentgelt- 
lichen Veräußerung  Kenntnis  hatte,  indem  sie  annahmen,  daß  die  erstere 
nur  gewollt  war,  um  den  späteren  Käufer  zu  schädigen.  Dies  ist  jedoch 
nicht  mehr  rechtens.  Denn  die  Voluntary  Cofweyances  Act  l8g3  (sS 
6^  S7  Vict  c,  21)  bestimmt,  daß  keine  unentgeltlichen  Veräußerungen, 
wenn  sie  wirklich  bona  fide  und  ohne  betrügerische  Absicht  gemacht 
sind,  schon  deshalb  nichtig  sein  sollen,  weil  später  eine  entgeltKche 
Veräußerung  stattgefunden  hat  Die  zu  weitgehende  Interpretation 
des  alten  Gesetzes  durch  die  Gerichte  wurde  so  beseitigt,  das  alte  Ge- 
setz selbst  aber  blieb  bestehen.  Für  den  Fall  des  Konkurses  triflft 
die  Bankruptcy  Act  1883  s.  47  und  48  Bestimmungen  über  die  An- 
fechtbarkeit*) gewisser  Rechtsgeschäfte  durch  den  Konkursverwalter. 
Der  §  47  bestimmt  im  wesentlichen,  daß  unentgeltliche  Verfügungen, 
die  innerhalb  zweier  Jahre  vor  der  Konkurseröffnung  vorgenommen 
sind,  von  dem  Verwalter  ohne  weiteres  angefochten  werden  können.  Hat 
die  Verfügung  innerhalb  10  Jahren  vor  der  Konkurseröffnung  stattgefunden, 
so  ist  sie  anfechtbar,  wenn  nicht  die  begünstigte  Partei  den  Nachweis 
liefern  kann,  daß  der  Verfügende  ohne  Berücksichtigung  des  Wertes 
der  veräußerten  Sache  damals  imstande  war,  seine  Schulden  zu  be- 
zahlen. §  48  bestimmt  die  Anfechtbarkeit  gewisser  Rechtshandlungen, 
die  innerhalb  dreier  Monate  vor  der  Konkurseröffnung  vorgenommen 
sind  und  einem  Gläubiger  eine  unzulässige  Bevorzugung  gewähren. 
Eine  nähere  Erörterung  dieser  konkursrechtlichen  Vorschrift  gehört  nicht 
in  den  Rahmen  dieses  Buches. 

Wenn  bei  einem  Akkord  sich  ein  Gläubiger  besondere  Vorteile 
zum  Nachteile  der  andern  Gläubiger  und  ohne  deren  Einverständnis 
ausbedingt,  so  ist  ein  solcher  Vertrag  auch  im  Verhältnis  zwischen  dem 
bevorzugten  Gläubiger  und  dem  Schuldner  nichtig,  weil  darin  ein  Be- 
trug der  andern  Gläubiger  liegt  (Mallalieu  v.  Hodgson  16  Q.  B,  D»  yil)^ 
ja  der  ganze  Akkord  wird  dadurch  gegenüber  allen  Beteiligten  nichtig 
(Ex  parte  Milner  15  Q.  B,  D.  605). 

m)  Die  Unterdrückung  der  Verfolgung  eines  öffent- 
lichen Vergehens  (public  offence). 

Das  hier  fragliche  Prinzip  wird  am  treffendsten  von  Lord  Westbury 
im  Falle  Williams  v.  Bayley  Z.  R,  I  H.  Z.  220  gekennzeichnet,  wo  er 
sagt:  „Man  soll  mit  einem  Verbrechen  keinen  Handel  treiben."  Daher 
sind  Verträge,  gegen  Zahlung  einer  Geldsumme  von  der  Anzeige  oder 
Strafverfolgung  abzusehen,  nichtig.  In  dem  genannten  Falle  sollte  die 
eine  Partei  gegen  Zahlung  einer  Summe  Wechsel  mit  gefälschten 
Indossamenten  herausgeben.  Der  wahre  Vertragsgrund  war  aber  der,  daß 
sich  die  andere  Partei  verpflichtete,  von  der  Strafverfolgung  abzusehen. 

^)  Das  Gesetz  braucht  zwar  den  Ausdruck  void  (nichtig),  will  aber  sagen, 
daß  diese  Geschäfte  voidabU  anfechtbar  sind  (vgl.  Williams,  Banckruptcy  Practice 
S.  idit,  p.  247). 

G.  Schirrmeister,  Bürgerl.  Recht  Englands.    I.  37 


e56  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

Wenn  aber  solche  strafbare  Handlungen  in  Betracht  kommen, 
wegen  welcher  der  Verletzte  auch  zivilrechtlich  auf  Schadensersatz  klagen 
kann,  wie  Körperverletzungen  und  Beleidigungen,  so  ist  ein  Vergleich, 
indem  sich  eine  Partei  zur  Zahlung  einer  Geldsumme,  die  andere  zur 
Unterlassung  der  Strafverfolgung  verpflichtet,  gewöhnlich  gültig.  Ent- 
scheidend für  die  Frage,  ob  ein  solcher  Vergleich  zulässig  ist  oder 
nicht,  ist  der  Umstand,  ob  durch  die  strafbaren  Handlungen  öffentliche 
Interessen  verletzt  werden  oder  nicht  (vgl.  Keir  v.  Leemann  1844,  6  Q. 
B.,321,  Windhill  Local  Board  v.  Vint  45  Ch,  D,  SSl). 

Wenn  jemand  wegen  einer  strafbaren  Handlung  angeklagt  ist,  und 
in .  Untersuchungshaft  genommen  werden  soll,  so  kann  er  damit  ver- 
schont werden,  wenn  ein  anderer  sich  dafür  verbürgt,  daß  jener  sich 
zum  Termin  stellen  werde.  Der  Bürge  verpflichtet  sich,  in  einer 
recognizance,  einer  formellen  Urkunde  (vgl.  darüber  oben  §  75),  zur 
Zahlung  einer  Geldsumme,  wenn  der  Angeklagte  flüchtig  wird.  Dieses 
Verfahren  ist  auch  nach  der  Verurteilung  zulässig,  wenn  dem  Ver- 
urteilten Strafaufschub  gewährt  wird.  Im  Falle  Herman  v.  Jeuchner 
1885 j  15  Q.  B,  D,  561  war  der  erstere  zu  einer  Gefängnisstrafe  ver- 
urteilt. Es  wiwde  ihm  aber  nachgelassen,  daß  er  nicht  eingekerkert 
werden  würde,  wenn  er  zwei  Leute  finden  würde,  die  für  sein  gutes 
Betragen  zwei  Jahre  lang  in  Höhe  von  50  £  Bürgschaft  übernahmen. 
Er  konnte  jedoch  nur  einen  Bürgen  finden.  Jeuchner  erklärte  sich  bereit, 
als  zweiter  Bürge  die  Bürgschaft  der  Krone  gegenüber  zu  übernehmen, 
wenn  Herman  die  50  £  bei  ihm  deponiere,  so  daß  er,  wenn  die 
Bürgschaft  verfalle,  gedeckt  sei.  Die  Bürgschaft  verfiel  nicht  und 
Herman  klagte  nach  Ablauf  der  zwei  Jahre  auf  Rückzahlung  des 
Depots.  Seine  Klage  wurde  jedoch  abgewiesen,  da  der  Vertrag  illegal 
war,  weil  es  den  Zwecken  solcher  Bürgschaft  widersprach,  wenn  der 
Bürge  sich  von  dem  Verurteilten  vorher  Deckung  geben  ließ. 

§  97. 
Eine   Zuwendung  {^ifi)    oder   ein   Versprechen,    das   als 
Entgelt  für  ein  frflheres  {jpa^f)  illegales   oder  unmoralisches 
Verhalten  gemacht  wird,  steht  auf  derselben  Stufe  wie  andere 
unentgeltliche  Zuwendungen  oder  Versprechen. 

Hall  V,  Palmer  (1844)  3  Ha,  532;  Beaumont  v.  Rene  (1846)  8  Q.  B.  4^3* 

Ein  unentgeltliches  Versprechen  ist,  wenn  es  nicht  in  der  Form 
eines  contract  under  seal  abgegeben  wird,  nichtig.  Wenn  daher  ein 
Versprechen  abgegeben  wird,  dessen  consideration  illegal  ist,  so  ist  es 
ebenfalls  mangels  einer  gültigen  consideration  nichtig.  Die  Lehre  von 
der  sogenannten  past  consideration  besagt,  daß  eine  Leistung  oder  ein 
Versprechen,  dann  nicht  mehr  als  consideration  für  eine  spätere 
Leistung  oder  ein  späteres  Leistungsversprechen  anzusehen  ist,  wenn 
die  spätere  Leistung  oder  das  spätere  Versprechen  nicht  mehr  in 
zeitlichem  Zusammenhang  mit  der  früheren  Leistung  oder  dem  früheren 
Versprochen  stehen.  Wenn  z.  B.  jemand  für  ein  Geschenk,  daß  er 
bereits  erhalten  hat,   oder  für  eine  frühere  Wohltat  eine  Leistung  ver- 
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spricht,  so  bildet  das  frühere  Geschenk  bzw.  die  Wohltat  keine  consi- 
deration.  Sie  ist  ein  bloßer  Beweggrund  für  das  Leistungsversprechen 
und  dieses  ist  daher,  soweit  es  nicht  unter  Siegel  abgegeben  ist, 
mangels  consideration  nichtig.  Das  Nähere  wird  bei  §  206  des  zweiten 
Buches  auseinanderzusetzen  sein.  Diese  Lehre  auf  illegale  Rechts- 
geschäfte angewandt,  sagt  uns,  daß  wenn  das  frühere  unmoralische 
Verhalten  nicht  mehr  das  Entgelt  für  ein  späteres  Leistungsversprechen 
bildet,  sondern  höchstens  nur  den  Beweggrund,  daß  dann  die  illegale 
Handlung  nicht  mehr  als  consideratian  für  das  spätere  Leistungsver- 
sprechen in  Betracht  kommt  und  dieses  deshalb  nicht  imgünstiger  und 
nicht  günstiger  dasteht,  wie  jedes  andere  Leistungsversprechen,  welches 
auf  einer  pasi  consideration  beruht;  es  ist  gültig,  wenn  es  unter  Siegel 
abgegeben  ist,  ungültig,  wenn  es  formlos  abgegeben  ist.  Als  Beispiel 
führt  Jenks  die  bereits  bei  §  96  erwähnten  Fälle  Hall  v.  Palmer  und 
Btaumont  v.  Reeve  an.  In  beiden  Fällen  wurde  einer  Frau  ein 
Leistungsversprechen  für  einen  illegitimen  Geschlechtsverkehr,  der 
früher  stattgefunden  hatte,  gemacht.  Im  ersteren  Falle  war  das  Ver- 
sprechen gültig,  da  es  unter  Siegel  abgegeben  war,  im  zweiten  Falle 
war  es  nichtig,  weil  es  nicht  in  dieser  Form  abgegeben  war.  Hätte 
im  ersteren  Falle  der  außereheliche  Geschlechtsverkehr  nicht  bereits 
der  Vergangenheit  angehört,  so  wäre  auch  das  Versprechen  unter 
Siegel  nichtig  gewesen,  da  es  auf  einer  unmoralischen  consideration 
beruhte.  Dauert  der  außereheliche  Geschlechtsverkehr  zur  Zeit  der 
Errichtung  der  Urkimde  noch  fort,  so  kann  die  Urlomde  dennoch 
gültig  sein,  wenn  das  Gericht  überzeugt  ist,  daß  der  Zweck  der 
Urkunde  nicht  der  ist,  die  Frau  zur  Fortsetzung  des  Geschlechts- 
verkehrs zu  veranlassen  (Pollock,  Contract  S.  304). 

Entscheidend  ist,  daß  die  illegale  Handlung  so  weit  zurückliegt, 
daß  sie  nicht  mehr  als  consideration  für  das  spätere  Leistungsver- 
sprechen unter  Siegel  in  Betracht  kommt,  sondern  höchstens  noch 
als  Motiv  und  dieses  ist,  wenigstens  bei  Urkunden  unter  Siegel,  für  die 
Gerichte  belanglos. 

Was  hier  für  ein  unentgeltliches  Leistungsversprechen  gesagt  ist, 
gut  auch  für  eine  unentgeltliche  Verfügung  (gift),  ,,Gift  is  a  transfer 
of  property  without  valuable  consideration.^^  Eine  solche  Verfügung  ist 
bei  beweglichen  Sachen  nur  gültig,  wenn  auch  der  Besitz  übertragen 
wird.  Ein  constitutum  possessorium  ersetzt  die  Besitzübertragung  nicht, 
vgl.  Goodevej  Personal  Property  S.  83.  Ist  aber  die  unentgeltliche  Ver- 
fügung über  bewegliche  Sachen  durch  Urkunde  unter  Siegel  erfolgt,  so 
ist  sie  ohne  Besitzübertragung  gültig,  und  das  Eigentum  geht  sofort 
über.  Diese  Grundsätze  gelten  auch,  wenn  eine  unerlaubte  Hand- 
lung den  Anlaß  für  die  Zuwendung  bildet,  die  aber  so  weit  zurückliegt, 
daß  sie  nicht  mehr  als  consideration  für  die  Verfügung  angesehen 
werden  kann. 

§98- 
Wenn  gegen  eine  erlaubte  consideration  oder  im  Falle  eines 
Vertrages  unter  Siegel  ohne  consideration  mehrere  selbständige 
Leistungsversprechen  gegeben  werden,  von  denen  einige  einem 

37* 
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illegalen  oder  unmoralischen  Zweck  dienen  sollen,  andere  nicht, 
so  sind  die  Versprechen,  die  nicht  einem  unmoralischen  oder 
illegalen  Zweck  dienen  sollen,  klagbar. 

Figo f 5  Gase  (1614)  11  Rep,  2y ;  Bank  of  Australasia  v.  Breülat  184; 
6  Moo,  P,   C.  201. 

Dieser  Paragraph  behandelt  die  Frage,  inwieweit  die  lU^aütät 
eines  Teiles  des  Rechtsgeschäfts  die  Gültigkeit  des  ganzen  Rechts- 
geschäfts berOlirt.  Wie  bereits  oben  bemerkt  ist,  kann  entweder  das 
Leistungsversprechen  selbst  illegal  sein,  z.  B.  das  Versprechen,  einen 
andern  zu  mißhandeln  oder  das  Versprechen  ist  an  sich  nicht  illegal, 
z.  fi.  das  Versprechen,  eine  Geldsumme  zu  zahlen,  sondern  die 
consideration  ist  illegal,  wenn  der  Empfänger  des  Versprechens  ver- 
spricht, einen  andern  zu  mißhandeln.  In  beiden  Fällen  ist  das 
Leistungsversprechen  nichtig. 

Das  grundlegende  Prinzip  enthält  ein  Fall  aus  dem  Jahre  1614, 
Pigois  Gase.    Das  Zitat  daraus  in  Cokis  Reports  lautet  folgendermaßen: 

„Wenn  einige  Vereinbarungen  in  einer  indmture  oder  einige  Be- 
stimmungen, die  in  einem  bona  enthalten  sind,  ungesetzlich,  andere 
gesetzmäßig  sind,  so  sind  in  solchem  Falle  die  Vereinbarungen  oder 
die  Bedingungen,  die  dem  Recht  zuwiderlaufen,  ab  initio  nichtig  und 
die  andern  gültig." 

Indetihires  sowie  bonds  sind  gesiegelte  Urkunden.  Dasselbe  gilt  aber 
auch  von  Leistungsversprechen,  die  nicht  in  dieser  Form  abgegeben  sind 

Früher  war  der  Grundsatz  aufgestellt  worden,  daß  bei  Verboten, 
die  auf  einem  Gesetz  beruhen,  der  ganze  Vertrag  nichtig  sei  Diese 
Doktrin  gilt  jedoch  heute  nicht  mehr.  Das  ergibt  der  Fall  Pickering 
V.  Ilfracombe  Railway  l868j  L.  R,  3  C,  P.  2SO.  Dort  heißt  es:  „Wenn 
man  den  legalen  Teil  eines  Vertrages  von  dem  illegalen  nicht  trennen 
kann,  so  ist  der  ganze  Vertrag  nichtig,  aber  wenn  man  beide  trennen 
kann,  so  kann  man  den  illegalen  Teil  zurückweisen  und  den  legalen 
Teil  aufrecht  erhalten,  gleichgültig,  ob  die  Illegalität  auf  Gesetz  oder 
Common  Law  beruht."  Danach  konmit  es  in  erster  Linie  darauf  an, 
ob  der  Vertrag  teilbar  ist  oder  ein  einheitliches  Ganzes  bildet. 

a)  Mehrere    Versprechen    und    mehrere    considerations. 
Besteht  ein  Vertrag  aus  verschiedenen  selbständigen  Versprechen, 

deren  jedes  auf  einer  selbständigen  consideration  beruht,  so  ist  er  teil- 
bar. Die  gültigen  Versprechen  können  von  denen,  die  entweder  an 
sich  illegal  sind  oder  auf  einer  illegalen  consideration  beruhen,  getrennt 
werden  und  sind  gültig. 

b)  Mehrere  Versprechen  und  eine  consideration. 

Wenn  mehrere  Versprechen,  von  denen  einige  legal,  andere  illegal 
sind,  auf  einer  einheitlichen  legalen  consideration  beruhen,  so  sind  die 
legalen  Versprechen  gültig,  da  sowohl  das  Versprechen  für  sich  be- 
trachtet, wie  die  dazu  gehörige  consideration  legal  ist.  Als  Beispiel  für 
diese  Norm  werden  in  den  Lehrbüchern  die  Fälle  angeführt,  wo  eine 
Gesellschaft  gegen  eine  legale  consideration  mehrere  Leistungsversprechen 
abgibt,  von  denen  einige  ultra  vires  sind,  andere  nicht.  Die  Versprechen, 
die  nicht  ultra  vires  sind,  sind  gültig.  (Bank  of  Australasia  v.  Breillat 
184^,  6  Moo.  P.  C  201.)    Diese  Beispiele  sind  nicht  besonders  passend, 
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weil  das  Versprechen  ultra  vires  nicht  eigentlich  ungesetzlich  ist,  sondern 
einfach  nichtig,  weil  es  über  die  legal  capaäty  der  Gesellschaft  hinaus» 
geht  Vgl.  Anson  S.  132  (155),  der  die  Doktrin  ultra  vires  bei  der 
Lehre  von  der  Capaäty  behandelt,  ebenso  Schirrmeister  I.  Teil 
S.  85  u.  100.  Fernere  Beispiele  bilden  die  Fälle  der  Konkurrenz- 
verbote, wenn  einzelne  Bestimmungen  der  Konkurrenzklausel  über  das 
erlaubte  Maß  hinausgehen,  andere  nicht  Vgl.  den  Fall  Maxim  Norden- 
feit  Gun  Co.  v.  Nordmfelt  oben  S.  559. 

Beruhen  dagegen  mehrere  Versprechen  auf  einer  einheitlichen  un- 
gesetzlichen consideratwnj  so  ist  der  Vertrag  nicht  teilbar.  Alle  Ver- 
sprechen sind,   da  sie  auf  einer  illegalen  consideration  beruhen,  nichtig. 

c)  Ein  Versprechen,  mehrere  considerations. 

Es  bleibt  nur  noch  der  Fall  übrig,  daß  ein  an  sich  gültiges  Ver- 
sprechen vorliegt,  welches  auf  mehrere  selbständigen  considerations  beruht, 
von  denen  einige  legal,  die  anderen  illegal  sind.  In  solchen  Fällen 
wird  der  Vertrag  nicht  als  teilbar  angesehen.  Das  Versprechen  ist 
nichtig,  das  ergibt  der  alte  Fall  Fetherston  v,  Hutchinson  J5QO  Cro,  Eliz. 
igg.  Der  Kläger  war  ein  Gerichtsvollzieher  und  hatte  einen  gewissen 
H.  in  Schuldhaft  genonmien.  Der  Beklagte  versprach  dem  Kläger, 
wenn  er  den  H.  freilassen  würde  und  außerdem  ihm  dem  Beklagten 
2  s  geben  würde,  daß  er  dann  dem  Kläger  die  ganze  Schuld  zahlen 
würde,  zu  der  H.  verurteilt  war.  Es  wurde  entschieden,  daß  die 
consideration  für  das  Zahlungsversprechen  nicht  gültig  sei,  nämlich 
das  Versprechen  der  Freilassung,  weil  es  gegen  ein  Statut  Heinrich's  VI. 
verstieß.  Der  Umstand,  daß  das  Zahlungsversprechen  des  Beklagten 
außerdem  auf  einer  gültigen  consideration  beruhte,  nämlich  der  Zahlung 
von  2  s  seitens  des  Klägers  an  den  Beklagten  konnte  das  Versprechen 
nicht  gültig  machen. 

§  99. 
Vermögenswerte  iproperfy),  die  im  Hinblick  auf  einen 
illegalen  oder  unmoralischen  Vertragszweck  übertragen  sind, 
können  jederzeit  zurückgefordert  werden,  bevor  ein  wesent- 
licher Teil  des  illegalen  oder  unmoralischen  Zweckes  erfüllt 
ist;  und  wenn  der  Kläger  in  minori  delicto  ist,  so  können  sie 
auch  noch  zurückgefordert  werden,  wenn  der  illegale  oder 
unmoralische  Zweck  bereits  erfüllt  ist 

Taylor  v.  Bowers   (1876)    i    Q.  Ä  D,  300;    IViison   v.   Struptell   (1881)    7 
Q,  ß.  D,  348;  Kearley  v.    rhomson  (i8go)  24.  Q,  ß,  D.  742, 
Atkinson  v,  Dtnby  (1860)  6  IL  &.  X.  778, 
Hermann  i\  CharUsworih  (1903)  118  L.  T.  302. 

Der  Paragraph  behandelt  die  Frage,  inwieweit  das  auf  Grund  eines 
illegalen  Rechtsgeschäfts  Geleistete  zurückgefordert  werden  kann.  Da« 
englische  Recht  gewährt  eine  Klage  auf  Herausgabe  dessen,  was  jemand 
durch  ein  unredliches  Rechtsgeschäft  erlangt  hat.  Das  ist  um  so  be- 
merkenswerter, als  dem  englischen  Recht  die  Lehre  von  der  ungerecht- 
fertigten Bereicherung  nicht  bekannt  ist.  Jedenfalls  existiert  ein  dem 
S  812  entsprechender  allgemeiner  Rechtsgrundsatz  nicht,  und  nach 
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unserem  Recht  haftet  der  Verpflichtete  in  den  Fällen  des  §  99  dieser  Kodi- 
fikation nur  aus  dem  Gesichtspunkte  der  ungerechtfertigten  Bereichening 
(§817  BGB.).  Der  Rechtsgrundsatz  des  §  99  widerspricht  nicht  der  in 
den  englischen  Lehrbüchern  mehrfach  erwähnten  Maxime:  ex  turpi 
causa  non  oritur  actio.  Diese  Maxime  hindert  bei  einer  Klage  auf 
Herausgabe  des  Geleisteten  eine  Partei  nur,  sich  auf  ein  eigenes 
unsittliches  Verhalten  zu  berufen.  Hat  nur  der  andere  Teil  sich  eines 
unsittlichen  Verhaltens  schuldig  gemacht,  so  ist  der  Anspruch  auf  Heraus- 
gabe gegeben.  Haben  sich  aber  beide  Parteien  eines  unsittlichen  Ver- 
haltens schuldig  gemacht,  so  findet  jene  Maxime  Anwendung  und  es 
entsteht  kein  Klagrecht.  Es  gilt  dann  der  Satz:  in  pari  delicto  potior 
est  conditio  possidentis  vel  defendentis.  Ein  Beispiel  bildet  u.  a.  der 
bei  §  96  bereits  erwähnte  Fall  Herman  v.  Jeuckner  15  Q,  ß,  D,  ^tJ/. 
Der  Kläger  konnte  das  auf  Grund  eines  verbotenen  Vertrages  deponierte 
Geld  nicht  zurückfordern,  die  Ungesetzlichkeit  des  Vertrages  wirkte  auch 
gegen  ihn  als  particeps  criminis. 

Wenn  goods  zu  Eigentum  übertragen  sind  auf  Grund  eines  illegalen 
Vertrages,  bei  dem  beide  Parteien  in  pari  delicto  sind,  z.  B.  Verkauf 
.eines  obscönen  Buches,  von  Sachen  zu  unredlichen  Zwecken,  so  erwirbt 
der  Käufer  auf  Grund  des  nichtigen  Vertrages  dennoch  das  Eigentum, 
da  der  Rechtstitel  des  Käufers  unanfechtbar  ist  (vgl.  Benjamin,  On 
Säle  S.  502).  Der  Verkäufer  kann  nicht  aus  dem  Gesichtspunkt  auf 
Rückgabe  der  Sachen  klagen,  daß  er  noch  Eigentümer  sei,  denn  die 
Wirkung  der  Illegalität  ist  die,  daß  die  Gerichte  sich  weigern,  bei 
solchen  Verträgen  überhaupt  Hilfe  zu  gewähren.  Der  Verkäufer  kann 
aus  dem  gleichen  Grunde  auch  den  Kaufpreis  nicht  einklagen. 

Wenn  die  Parteien  in  pari  delicto  sind,  so  kann  das  Geleistete 
nur  zurückgefordert  werden,  wenn  der  illegale  Zweck  noch  nicht  erfüllt 
ist.  Im  Falle  Taylor  v,  Bowers  (1876)  I,  Q.  B.  D.  2gi  hatte  der  Kläger 
einem  gewissen  Alcock  Waren  übergeben  und  zu  Eigentum  übertragen, 
um  dadurch  seine  Gläubiger  zu  betrügen.  Alcock  verpfändete  die 
Waren  mittels  Bill  of  Sole  an  den  Beklagten,  dem  die  Ungesetzlichkeit 
der  Eigentumsübertragung  an  Alcock  bekannt  war.  Bevor  die  Gläubiger 
des  Klägers  bezahlt  wurden  oder  ein  Vertrag  mit  ihnen  zustande  ge- 
kommen war,  forderte  der  Kläger  die  Waren  zurück.  Es  wurde  ent- 
schieden, daß  er  berechtigt  sei,  seine  Waren  von  dem  Beklagten  zurück- 
zufordern, der  sich  in  keiner  besseren  Position  befand,  wie  Alcock  selbst 
Richter  Mellish  sagte:  „Wenn  für  einen  illegalen  Zweck  Geld  gezahlt 
oder  Waren  überliefert  sind,  so  können  die  Personen,  die  das  Geld  ge- 
zahlt oder  die  Waren  überliefert  haben,  sie  zurückfordern,  bevor  der 
illegale  Zweck  erfüllt  ist,  aber  wenn  sie  warten,  bis  der  illegale  Zweck 
erfüllt  ist  oder  wenn  sie  versuchen,  die  Erfüllung  der  illegalen  Trans- 
aktion zu  erzwingen,  so  können  sie  nicht  klagen," 

Sobald  der  illegale  Zweck  des  Vertrages  auch  nur  zum  Teil  erfüllt 
-wird,  ist  die  Rückforderung  ausgeschlossen.  Das  ergibt  sich  aus  dem  Fall 
Kearley  v,  Thomson  24  Q.  B,  D,  742.  Die  Beklagten  waren  Inhaber 
einer  Firma  von  solicitors.  Sie  vertraten  den  petiomng  creditor  in  dem 
Konkursverfahren  eines  gewissen  Clerke,  d.  h.  den  Gläubiger,  auf  dessen 
Antrag  das  Verfahren  betrieben  wurde.  Sie  vereinbarten  mit  Kearlev, 
einem  Freunde  des  Clerke,   daß  sie  bei  dem  von  der  Bankrupta  Act 
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1883  sect  ly  vorgeschriebenen  öffentlichen  Verhör  des  Gemeinschnldneis 
nicht  erscheinen  würden  und  der  ordtr  of  discharge^  d.  h.  dem  Gerichts- 
beschluß, durch  welchen  der  Gemeinschuldner  aus  dem  Konkurse  ent- 
lassen wird,  nicht  widersprechen  würden.  Diese  Vereinbarung  wider- 
sprach natürlich  ihren  Verpflichtungen  gegenüber  ihrem  Auftraggeber 
und  war  deshalb  ungesetzlich.  Die  Beklagten  erfüllten  auch  den  ersten 
Teil  der  Vereinbarung,  d.  h.  sie  erschienen  nicht  bei  dem  öffentlichen 
Verhör,  aber  bevor  die  Enllastimg  des  Clerke  beantragt  war,  versuchte 
Kearley  das  gezahlte  Geld  zurückzuerlangen  mit  der  Begründung,  daB 
es  die  consideration  für  ein  Versprechen  bildete  to  pervert  the  course 
of  justice.  Im  Court  of  Appeal  wurde  seine  Klage  mit  folgender  Be- 
gründung abgewiesen:  „Man  nehme  an,  daß  A  an  B  100  £  zahlt  auf 
Grund  eines  Versprechens,  wonach  der  letztere  C  imd  D  ermorden 
soll.  Er  hat  C,  aber  nicht  D  ermordet.  Kann  das  Geld  zurückverlangt 
werden?  Meiner  Meinung  nach  nicht.  Ich  glaube,  dies  illustriert  den 
Fall  und  entscheidet  ihn." 

Daß  die  völlig  schuldlose  Partei  einen  Rückforderungsanspruch  hat, 
ist  schon  oben  gesagt.  Dieser  Anspruch  ist  jedoch  auch  gegeben, 
wenn  beide  Parteien  zwar  in  delicto  sind,  aber  die  andere  Partei  in 
minori  delicto  ist.  Das  ist  insbesondere  dann  der  Fall,  wenn  die  eine 
Partei  von  der  andern  zur  Vornahme  des  verbotenen  Rechtsgeschäfts 
geradezu  gezwungen  war.  Im  Falle  Atkinson  v,  Denby  Öl  H  &>  N  yy8 
offerierte  der  Kläger  seinen  Gläubigem  einen  Akkord  von  5  sh.  auf 
das  £.  Der  Beklagte  war  ein  einflußreicher  Gläubiger,  dessen  Annahme 
oder  Ablehnung  der  Akkordofferte  den  Entschluß  verschiedener  anderer 
Gläubiger  beeinflussen  konnte.  Er  weigerte  sich,  dem  Akkord  zuzu- 
stimmen, wenn  nicht  Atkinson  ihm  eine  Zahlung  von  50  £  zum  Nach- 
teil der  anderen  Gläubiger  leisten  würde.  Das  bewilligte  ihm  der 
Kläger.  Der  Akkord  kam  zustande  und  Atkinson  klagte  auf  Rückgabe 
der  50  £,  weil  die  Zahlung  ein  Betrug  gegen  die  anderen  Gäubiger 
gewesen  sei  und  weil  er  in  einer  Zwangslage  gehandelt  habe.  Es  wurde 
entschieden,  daß  er  das  Geld  zurückverlangen  könne,  und  der  Court 
of  Exchequer  Chamber  führte  aus:  „Man  hat  behauptet,  beide  Teile 
seien  in  pari  delicto.  Wahr  ist,  daß  beide  Teile  in  delicto  sind,  weil 
die  Handlimg  sich  als  Betrug  gegen  die  Gläubiger  darstellt;  aber  es 
liegt  kein  par  delictum  vor,  weil  der  eine  die  Macht  hatte,  zu  diktieren 
und  der  andere  keine  Alternative  als  die,  sich  zu  fügen. 

Im  Falle  Reynell  v,  Sprye  (J852)  l  D.  M.  &*  G.  660  war  der 
Kläger  deshalb  nicht  in  pari  delicto,  weil  er  zu  einem  Vertrage,  der 
wegen  champerty  illegal  war,  vom  Beklagten  durch  Betrug  veranlaßt 
war.  Der  Kläger  war  veranlaßt  worden,  in  Erfüllung  dieses  illegalen 
Vertrages  Grundeigentum  zu  übertragen.  Er  klagte  im  Chancery-Genchi 
niit  dem  Antrage,  den  Vertrag  wegen  Betruges  für  nichtig  zu  erklären. 
Beklagter  berief  sich  darauf,  daß  der  ganze  Vertrag  wegen  champerty 
illegal  sei  und  Kläger  deshalb  nicht  klagen  könne.  Das  Gericht  er- 
klärte jedoch:  „Wenn  die  Parteien  eines  Vertrages,  der  gegen  public 
policy  verstößt  oder  sonst  illegal  ist,  nicht  in  pari  delicto  sind  —  und 
sie  sind  es  nicht  immer  —  und  wenn  es  der  public  policy  mehr  ent- 
spricht, beiden,  zum  mindesten  aber  dem  weniger  Schuldigen  zu  er- 
lauben, auf  Befreiung  vom  Vertrage  zu  klagen,  so  wird  ihm  Hilfe  gewährt". 
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§  xoo. 

Jedes  absolute  Veräußerungsverbot,  das  der  Übertragung 
oder  Schaffung  eines  estafe  in  fee  simple  oder  fee  iail  oder  dem 
Eigentum  an  beweglichem  Vermögen  (personal  proper^)  — 
außer  leasekold  interests  —  hinzugefagt  wird,  ist  nichtig. 

BradUy  v.  Peixoto  (i'jgy)  3  Ves,  324;  Corbett  v.  Corbett  (1888)  14  P.  D.  7; 
Dugdale  v.  Dugdale  (1888)  38  Ch,  D.  176. 

I.  Verfügungsbeschränkungen  bei  unbeweglichem  Ver- 
mögen (real  property), 

a)  Estates  in  fee  simpW^), 

Unter  dem  alten  Feudalsystem  Englands  war  die  Verfügung  des 
Lehnsmannes  über  sein  Lehen  sehr  beschränkt,  er  konnte  nur  mit  dem 
Konsens  des  Lehnsherrn  sein  Lehen  veräußern,  und  konnte  es  über- 
haupt nicht  für  seine  Schulden  gültig  verpßlnden.  Ebensowenig  konnte 
er  letztwillig  über  sein  Lehen  verfügen.  Es  trat  stets  Intestaterbfolge 
ein.  Außer  dem  Konsens  des  Lehnsherrn  bedurfte  der  Lehnsmann 
zur  Veräußerung  auch  noch  des  Konsenses  der  lehnrechtlichen  Erben. 
Aber  auch  der  Lehnsherr  konnte  seine  Rechte  gegen  den  Lehnsmann 
nur  mit  dessen  Konsens  übertragen.  Nachdem  verschiedene  ältere 
Gesetze  die  Veräußerung  des  Lehens  erleichtert  hatten,  wurde  durdi 
das  Statute  Quia  Emptores  l8  Edw,  L  c,  I  (12gO)  die  lehnrechtliche 
Veräußerungsbeschränkung  aufgehoben.  Sie  blieb  nur  noch  bestehen 
für  die  tenants  in  capite,  d.  h.  diejenigen,  die  ihre  Lehen  direkt  von 
der  Krone  empfangen  hatten.  Auch  diese  letzte  Beschränkung  wurde 
durch  spätere  Gesetze,  deren  letztes  j,the  Act  for  the  abolition  of  feudal 
tenures  12  Car,  II  c.  24  (1660)  war,  aufgehoben  (vgl.  I.  Teil  S.  131). 

Das  Statute  Quia  Emptores  bezog  sich  nur  auf  Veräußerungen 
inter  vivos.  Erst  das  Statute  of  Wills  32  Hen.  VIIL  c,  I  gestattete  auch 
die  Verfügung  von  Todes  wegen  über  estates  in  fee  simple.  Das  Resultat 
dieser  Gesetzesgebung  war,  daß  der  Inhaber  eines  estate  in  fee  simple 
diesen  sowohl  unter  Lebenden  wie  von  Todeswegen  frei  veräußern 
konnte  und  nun  stellten  sich  die  Gerichte  auf  den  Standpunkt,  daß 
ein  Veräußerungsverbot  bei  einem  solchen  estate  nichtig  sei,  weil  es  mit 
dem  Wesen  dieses  estate  unvereinbar  sei.  Ein  Beispiel  bildet  Fall 
Corbett  v,  Corbett  14  P,  D,  11.  In  einem  Testament  war  mehreren 
Söhnen  des  Erblassers  ein  estate  in  fee  simple  vermacht  mit  folgender 
Klausel : 

^^that  the  freehold  property  .  .  .  is  so  conveyed  and  is  to  he  held . . . 
upon  express  condition  that  ncither  of  the  said  sons  .  .  .  have  power  te 
mortgage  selly  alien^  Charge  or  incutnber  any  part  of  the  same^  and  in 
the  event  of  either  of  them  so  doing . . .  the  trustees  shcill  stand possased  - . . 
in  trust  for  the  other  sons .  .  . 

Einer  der  bedachten  Söhne  wurde  von  seiner  Frau  wegen  seines 
Ehebruches  geschieden.  Es  wurde  beantragt,  daß  sein  Anteil  an  dem 
estate  zugunsten  seiner  Frau,  um  deren  Unterhalt  sicher  zu  stellen,  be- 


*)  Vgl.  hierzu  die  ausführliche  Darstellung  von  Schirrmeister  I.  Teil  S.  284. 
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lastet  werden  solle.  Dagegen  wurde  eingewandt,  daß  eine  solche  ge- 
richtliche Anordnung  unzulässig  sei,  da  ja  nach  der  obigen  Klausel 
der  cstatf  des  Bedachten  in  solchem  Falle  zugunsten  der  andern  Be- 
dachten verfiele.  Das  Gericht  erklärte  jedoch,  daß  die  erwähnte 
Klausel  nichtig  sei,  ein  Verfall  also  nicht  eintrete. 

b)  estates  in  fee  tail*). 

Das  Wesen  des  ^faU  in  fee  tail  besteht  darin,  daß  der  Inhaber 
nicht  frei  darüber  verfügen  kann.  Der  estate  in  fee  simple  gibt  dem 
ursprünglich  Berechtigten  und  allen  seinen  Blutsverwandten  ein  Recht 
an  dem  Grundstück,  der  estate  in  fee  tail  nur  bestimmten  Verwandten, 
z.  B.  der  direkten  Deszendenz  oder  nur  der  direkten  männlichen 
Deszendenz.  Ein  anderer  wesentlicher  Unterschied  zwischen  dem  estate 
in  fee  simple  und  dem  estate  in  fee  tail  besteht  aber  darin,  daß  über 
den  ersteren  seit  dem  Statute  Quia  Emptores  und  dem  Statute  of  Wills 
sowohl  von  Todes  wegen,  wie  unter  Lebenden  frei  verfügt  werden 
konnte,  während  der  Inhaber  eines  estate  in  fee  tail  auch  heute  noch 
nicht  über  denselben  mit  der  Maßgabe  verfügen  kann,  daß  dadurch 
die  Rechte  der  Erbberechtigten  beeinträchtigt  werden,  oder  der  vor- 
geschriebene Erbgang  abgeändert  wird.  Insofern  gleicht  der  estate  in 
fee  tail  dem  deutschen  Anerbenrecht.  Allerdings  gab  es  schon  in 
älterer  Zeit  Mittel,  die  Veräußerung  eines  estate  tail  unter  Ausschluß 
der  Rechte  der  Anerben  herbeizuführen,  nämlich  die  Common  Recovery 
und  Fine  genannten  Scheinprozesse.  Die  erstere  war  ein  Scheinprozeß, 
durch  den  erreicht  wurde,  daß  der  estate  tail  in  einen  estate  in  fee 
simple  lungewandelt  wurde.  Dadurch  wurde  erreicht,  daß  der  bisherige 
Inhaber  unter  Ausschluß  der  Rechte  der  Anerben  frei  über  das  Grund- 
stück verfügen  konnte.  Er  konnte  dem  Erwerber  einen  estate  in  fee 
simple  gewähren.  Der  Fine  genannte  Scheinprozeß  führte  ebenfalls  die 
Veräußerlichkeit  des  estate  tail  herbei,  aber  der  Erwerber  des  estate^ 
konnte  bei  diesem  Prozeß  nicht  wie  bei  der  Common  Recovery  einen 
estate  in  fu  simple  erhalten,  sondern  nur  eine  sogenannte  hase  fee^  d.  h. 
sein  Recht  dauerte  nur  so  lange,  wie  das  Recht  der  Erben  des  Ver- 
äußerers gedauert  haben  würde.  Stirbt  daher  z.  B.  bei  einem  estate 
in  fee  tail  male  der  Mannstamm  des  Veräußerers  aus,  so  fiel  das 
Gmndstück  an  den  Lehnsherrn  trotz  der  Veräußerung  zurück. 

Beide  Arten  von  Scheinprozessen  sind  obsolet  seit  der  Fines 
and  Recoveries  Act  1833^  welche  einfachere  Bestimmungen  darüber  traf, 
unter  welchen  Voraussetzungen  ein  tenant  in  tail  seinen  estate  in  ein 
istate  in  fee  simple  umwandeln  und  dann  veräußern  konnte. 

Eine  andere  Erleichterung  der  Veräußerung  eines  estate  in  fee  tail 
führte  auf  einem  anderen  Wege  die  Settled  Land  Act  1882  ein,  welche 
in  §  58  bestimmte,  daß  der  Inhaber  eines  estate  in  fee  tail  denselben 
unter  Beobachtung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  frei  veräußern  könne. 

Der  Inhaber  eines  estate  in  fee  Aj/V  unterliegt  somit  kraft  der  Natur 
seines  estate  einer  Veräußerungsbeschränkung  insoweit,  als  eine  Ver- 
fügung über  das  Grundstück  gegenüber  den  Sukzessionsberechtigten 
unwirksam  ist.     Wenn  er  seinen  estate  veräußert,   ohne  die  Formen  zu 


*)  Vgl.  dazu  die  ausführliche  Darstellung  im  I.  Teil  S.  290 — 294. 
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beobachten,  welche  jetzt  die  Fines  and  Recoveries  Act  von  1833  oder 
die  SettUd  Land  Act  von  1882  vorschreiben,  so  erhält  der  Erwerber 
nur  ein  estate  för  life^  da  ja  der  estate  beim  Tode  des  Veräußerers  an 
die  Sukzessionsberechtigten  Personen  fällt,  und  zwar  ist  dieser  lijt 
estate  ein  sogenannter  estate  pour  autre  vie^  da  seine  Beendigung  nicht 
von  dem  Tode  des  Inhabers,  sondern  einer  anderen  Person,  des  Ver- 
äußerers, abhängt. 

Ein  Veräußerungs verbot  bei  einem  estate  tail  kann  entweder  all- 
gemein gewollt  sein,  so  daß  der  Veiäußerer  nicht  befugt  sein  soll, 
einem  andern  einen  life  estate  in  der  angegebenen  Weise  zu  gewähren 
oder  aber  es  kann  beabsichtigt  sein,  dem  Inhaber  des  estate  tail  die 
freie  Veräußerung  seines  estate j  die  nur  unter  Beobachtung  der  Vor- 
schriften der  Fines  csf*  Recoveries  Act  oder  der  Settled  Land  Act  erfolgen 
kann,  zu  verbieten.     In  beiden  Fällen  war  das  Verbot  nichtig. 

Schon  in  einem  älteren  Falle  Mary  PortingtorCs  Case  lO  Rep.  35  h. 
wurde  entschieden,  daß  ein  tenant  in  tail  nicht  durch  eine  Vertrags- 
klausel gehindert  werden  kann,  eine  Common  Recovery  zu  erdulden, 
durch  welche  er  seinen  estate  frei  veräußerlich  machen  konnte.  Die 
Common  Recovery  ist  durch  die  Fines  &*  Recoveries  Act  von  1833  auf- 
gehoben, aber  das  Prinzip  jenes  alten  Falles  gilt  auch  heute  noch,  so 
daß  es  einem  tenant  in  tail  nicht  durch  Vertrag  verboten  werden  kann, 
nach  den  Vorschriften  jenes  Gesetzes  die  freie  Veräußerlichkeit  seines 
estate  herbeizuführen,  und  die  Settled  Land  Act  1882  bestimmt  in  §  51 
ausdrücklich,  daß  jede  Beschränkung  der  durch  dieses  Gesetz  ver- 
liehenen Veräußerungsbefugnis  nichtig  ist. 

§  100  unserer  Kodifikation  bezieht  sich  nur  auf  solche  Vertrags- 
bestimmungen, welche  die  Veräußerung  verbieten.  Inwieweit  andere 
Vertragsbestimmungen  gültig  sind,  wonach  das  Eigentum  an  einem 
estate  in  fee  tail  oder  in  fee  simple  verwirkt  sein  soll,  wenn  ein  be- 
stimmtes Ereignis  eintritt,  oder  der  Inhaber  eine  bestimmte  Handlung 
vornimmt,  das   wird  im  nächsten  Abschnitt  §§  109  ff.  zu  erörtern  sein. 

Der  Grund,  weshalb  ein  solches  Veräußerungs  verbot  bei  einem 
estate  in  fee  simple  oder  in  fee  tail  nichtig  sein  soll,  ist  wie  Schirrmeister 
bereits  im  I.  Teil  S.  18  erwähnt,  der,  daß  eine  solche  Bedingung  dem 
Wesen  des  estate  widerspricht.  Man  nennt  eine  solche  Bedingung 
daher  repugnant  to  law  und  sagt  dieselbe  sei  void  for  repugnancy. 

2.  Personal  Property, 

Der  Ausdruck  personal  proper ty  umfaßt,  wie  Schirrmeister 
I.  Teil  S.  141,  142  ausfahrt,  einmal  die  chatteis  real,  d.  h.  solche  Rechte 
an  Grundstücken,  die  nicht  lehnrechtlicher  Natur  sind,  und  femer  die 
chatteis  personal.  Von  den  chatteis  real  sind  im  Text  des  Paragraphen 
die  leasehold  interests  ausdrücklich  von  der  Wirkung  desselben  ausge- 
schlossen. Bei  ihnen  ist,  wie  im  §  102  auseinanderzusetzen  sein  wird,  ein 
Veräußerungsverbot  gültig.  Die  übrigen  chatteis  real^  z.  B.  die  tenamies 
at  will  oder  by  suffcrance  kommen  hier  nicht  in  Betracht,  weil  sie  ihrer 
Natur  nach  nicht  veräußerlich  sind,  vgl.  I.  Teil  S.  160,  161.  Es  bleiben 
also  nur  die  chatteis  personal  übrig,  d.  h.  die  beweglichen  Sachen.  Wenn 
einer  Person  das  unbeschränkte  Eigentum  an  einer  beweglichen  Sache 
zusteht,  so  kann  ihr  Recht  nicht  in  der  Weise  beschränkt  werden,  daß 
die  Sache  im  Falle  der  Veräußerung  auf  andere  Personen  übergehen  soll. 
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Im  Fall  Bradley  v,  Peixoto  (1797)  3  Ves.  324  enthielt,  ein 
Testament  folgende  Bestimmungen:  Der  Erblasser  hinterließ  seinem 
Sohne  die  Dividenden  von  Anteilen  der  Bank  von  England.  Nach 
seinem  Tode  sollten  diese  an  die  Erben  des  Sohnes  fallen,  mit  der 
Ma%abe,  da£  wenn  einer  derselben  versuchen  sollte,  die  Bankantetle 
zu  veräußern,  dann  sein  Anteil  an  Kapital  und  Dividenden  zugunsten 
der  andern  Erben  verfallen  sein  sollte.  Nach  diesen  Bestimmungen  erwarb 
der  Sohn  zunächst  einen  estate  fär  life  an  den  Bankanteilen,  die  Erben 
ein  unbeschränktes  Eigentum  daran.  Die  Beschränkung  dieses  Eigen- 
tumsrechts durch  ein  Veräußerungsverbot  war  mit  dem  Wesen  des 
Eigentumsrechts  unvereinbar  und  deshalb  nichtig.  Dag^en  wäre  eine 
solche  Klausel,  wenn  sie  dem  life  estate  des  Sohnes  hinzugefügt  wäre, 
gültig  gewesen  (vgl.  §  102), 

Der  §  100  bezieht  sich  nur  auf  absolute  Veräußerungs verböte, 
inwieweit  bloße  Beschränkungen  der  Veräußerungsbefugnis  gültig  sind, 
darüber  vgl.  §  104. 

§  loi. 
Eine  Vorschrift,  wonach  bei  einer  gleichen  Transaktion 
(wie  im  §  100)  das  Recht  des  Erwerbers  im  Falle  des  Kon- 
kurses verfallen  soll,  ist  ebenfalls  nichtig. 

Re  Machu  (1882)  21  Ch,  D.  838. 

Auch  hier  handelt  es  sich  mn  eine  Beschränkung,  die  einem 
estate  of  inheritanee  (fee  simple  oder  fee  tail)  oder  dem  freien  Eigen timis- 
recht  an  beweglichen  Sachen  (absolute  ownership  of  personal  property) 
hinzugefügt  ist.  In  der  als  Beispiel  zitierten  Entscheidung  Re  Machu 
stellte  das  Gericht  zunächst  fest,  daß  eine  Bestimmung  in  einem  Testament, 
durch  welche  der  Tochter  des  Erblassers  ein  Recht  an  einem  Grundstück 
vermacht  war,  dahin  auszulegen  sei,  daß  sie  ein  freies  vererbliches 
Eigentumsrecht  an  diesem  Grundstück  haben  sollte,  und  es  wurde  des- 
halb entschieden,  daß  eine  Klausel,  wonach  dieses  Recht  an  dem 
Grundstück  zugunsten  ihrer  Kinder  im  Falle  ihres  Konkurses .  ver- 
fallen sollte,  nichtig  sei,  da  sie  mit  dem  einmal  verliehenen  estate  un- 
vereinbar sei     Bei  §  103  wird   auf  diesen  Fall  näher  einzugehen  sein. 

Das  Resultat  der  §§  100  bis  loi  läßt  sich  mit  folgenden  Worten 
zusammenfassen :  Es  ist  unzulässig  ein  settlement  einer  beweglichen  oder 
unbeweglichen  Sache,  an  der  jemand  ein  vererbliches  dingliches 
Recht  hat,  in  der  Weise  vorzunehmen,  daß  der  Erwerber  nicht  ein 
Recht  haben  soll,  über  das  ^corpus"  oder  das  Einkommen  (income) 
der  Sache  zu  verfügen  und  daß  im  Falle  solcher  Veräußerung  oder  des 
Konkurses  des  Erwerbers  die  Sache  an  eine  andere  Person  fallen  soll. 

§  102. 
Eine  Bestimmung  tlber  die  Beendigung  eines  life  estate 
oder  eines   leasehold  interest  im   Falle   der  Veräußerung   oder 
des  Konkurses  ist  gtlltig,  wenn  sie  nicht  gegen  die  ßule  againsf 
PerpetuHies  verstößt. 
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Baker  v,  Newton  (183g)  2  Beav,  J12;  Power  v,  Hayne  (iS6g)  L.  R,  8  Eq. 
262;  Blackman  v.  Fysh  [i8g2]  3  Ch,  20g,  Diese  und  die  beiden  folgenden 
Paragraphen  finden  keine  Anweodnng  auf  die  fiduziarische  Befugnis  zu  Ver- 
äußerungen und  Verfugungen,  welche  beschränkten  Eigentümern  durch  die  SeüUd 
Land  Act  und  ähnliche  Gesetze  gegeben  sind.  Jeder  Versuch,  die  Ausübung 
dieser  Befugnis  zu  verhindern,  ist  unwirksam  (vgl.  Settled  Land  Act  §§51,  S')- 

I.  Life  es  tat  es, 

a)  Veräußerungsverbote. 

Wenn  jemand  nur  ein  Recht  auf  Lebenszeit  an  einer  Sache,  sei 
es  an  real  oder  personal  property  hat,  so  ist  eine  Bestimmung 
des  Settlements  wonach  im  Falle  der  Veräußerung  sein  estate  aut 
andere  Personen  übergehen,  oder  einfach  hinfällig  sein,  d.  h.  mangds 
besonderer  Bestimmungen  an  der  settlor  zurückfallen  soll,  gültig.  Dieser 
Satz  ist  jedoch  nicht  unbestritten;  um  aber  den  Streitpunkt  richtig  zu 
verstehen,  müssen  wir  auf  eine  Unterscheidung  eingehen,  die,  wenn 
wir  uns  auf  den  Standpunkt  dieses  Kommentars  stellen,  für  das  Ver- 
äußerungsverbot heute  keine  praktische  Bedeutung  mehr  hat,  die  aber 
in  einem  früheren  Stadium  der  Judikatur  als  wichtig  angesehen  uoirde 
und  auch  heute  noch  von  Bedeutimg  ist,  wenn  wir  uns  auf  einen 
von  diesem  Konunentar  sehr  abweichenden  Standpunkt  anderer  Lehr- 
bücher stellen,  nämlich  die  Unterscheidung  zwischen  einem  j,determmabU 
estate"  und  einem  estate,  dem  eine  auflösende  Bedingung  (condition 
subsequent)  beigefügt  ist,  einem  „estate  determinable  by  canditum''. 

Eine  Beschränkung  eines  estate,  die  von  vornherein  die  Dauer  des 
estate  begrenzt,  ist  eine  Imitation,  Eine  limitation  bezeichnet  die  äußerste 
Dauer  des  estate.  Eine  Beschränkung,  welche  die  Beendigung  eines 
anderweitig  bereits  (durch  die  limitation)  begrenzten  estate  beim  Eintritt 
eines  bestimmten  Ereignisses  vorsieht,  ist  eine  conditian.  Der  Unter- 
schied zwischen  beiden  ist  folgendermaßen  definiert  worden:  Wenn 
z.  B.  jemand  einem  andern  einen  estate  auf  20  Jahre  gibt,  so  liegt 
eine  limitation  vor.  Ebenso  liegt  eine  limitation  vor,  wenn  von  vorn- 
herein die  Beendigung  des  estate  an  zwei  Möglichkeiten  geknüpft  ist, 
also  z.  B.,  wenn  jemandem  ein  estate  auf  „Lebenszeit  oder  bis  zu  seiner 
Verheiratung"  verliehen  ist.  Wenn  aber  jemanden  ein  estate  för  life 
verliehen,  und  an  einer  späteren  Stelle  der  über  das  settlement  er- 
richteten Urkunde  gesagt  ist,  daß  sein  life  estate  zugunsten  anderer 
Personen  verfallen  sein  soll,  wenn  er  eine  bestimmte  Person  heiratet 
oder  wenn  er  die  Sache  veräußert,  so  liegt  eine  condition  vor.  Im 
ersteren  Falle  erhält  der  Erwerber  einen  determinable  interest  oder  einen 
determinable  estate,  im  zweiten  Falle  einen  estate  determinable  by  condition  V- 

Wenn  jemandem  ein  life  estate  „until'^  alienation  oder  bankruptcy 
zugewandt  wurde,  so  wurde  der  estate  als  determinable  estate  angesehen. 
Die  Verfallklausel  war  daher  keine  condition,  die  dem  life  estate  hinzu- 
gefügt war,  sondern  der  Empfänger  erhielt  von  vornherein  nur  einen 
beschränkten   life  estate   „a  determinable  life  interest^.     Wenn  dagegen 


*)  Um  die  Darstellung  nicht  zu  komplizieren,  ist  der  Ausdruck  conditiond 
Imitation,  der  eine  verschiedene  Bedeutung  haben  kann  (vgl.  darüber  Goodeevt, 
Real  Property  S.  191,  192),  vermieden.  Im  nächsten  Abschnitt,  §§  106 ff.,  vi"* 
hierauf  näher  einzugeben  sein. 
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jemandem  ein  life  estate  zugewandt  wird  mit  der  Klausel  (proviso)^  dafi 
dieser  verfallen  soll,  wenn  er  die  Sache  veräußert,  oder  wenn  er  in  Konkurs 
gerät,  so  wäre  eine  derartige  Bestimmung  eine  condiüon.  Sein  Recht 
ist  ein  estate  determinable  by  condition.  Einige  Entscheidungen  und 
Schriftsteller  haben  sich  nun  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß,  wenn  die 
Verfallklausel  im  Falle  der  Veräußerung  als  condition  anzusehen  sei,  eine 
solche  auch  beim  life  estate  ungültig  sei,  daß  sie  aber  gültig  sei,  wenn 
es  sich  um  eine  limitation  until  alienation,  mit  andern  Worten  um  ein 
determinable  life  interest^  handle.  Diese  ganze  Unterscheidung  ist,  wie 
Goodeve,  Real  Property  S.  194  bemerkt,  recht  gekünstelt.  Sie  entbehrt 
auch  des  inneren  Grundes.  Von  diesem  Standpunkt  aus  würde  die  Gültig- 
keit und  Ungültigkeit  der  Verfallklausel  von  reinen  Zuflälligkeiten,  näm- 
lich von  der  Fassung  der  Urkunde  abhängen.  Wurden  bei  der  Schaffung 
des  estate  die  Worte  gebraucht :  to  A  for  life  or  until  he  shall  attempt 
to  alienate  or  incumber  his  interest  or  until  he  shall  become  bankrupt^  so 
nahmen  die  Gerichte  eine  determinable  interest  an.  Die  Bestimmung 
war  gültig.  War  aber  in  der  Urkunde  oder  dem  Dokument  dem  A 
ein  life  interst  zugewandt,  und  erst  in  einem  späteren  Satz  gesagt, 
daß  dieses  life  interest  verfallen  soll,  wenn  A  es  veräußert,  oder  A  in 
Konkurs  geriet,  so  nahmen  die  Gerichte  einen  estate  determinable  by 
condition  an. 

Im  Falle  Dean  v,  Dean  [l8gi]  3  Ch  150  handelte  es  sich  um  eine 
limitation  of  real  estate  jjfor  life  or  until  he  shall  attempt  to  alien^^.  Das 
Gericht  erklärte:  both  limitations  are  validy  but  if  iniending  thevery  same 
(hing  the  testator  limits  the  real  estate  to  a  man  for  his  life  and  than 
adds  a  condition  that  he  shall  not  allen  and  that  if  he  does  so  the  property 
shall  go  overj  thi  condition  and  the  gift  over  are  void. 

Von  Schriftstellern  steht  z.  B.  Goodeve  S.  198  auf  dem  Stand- 
punkt dieser  Entscheidung,  indem  er  ausführt,  daß  bei  einem  estate 
for  life  oder  for  years  der  Inhaber  eines  solchen  die  Befugnis 
haben  müsse,  ihn  zu  veräußern.  Die  Hinzufügung  einer  condition^  daß 
der  Erwerber  nicht  veräußern  dürfe,  sei  repugnant  to  the  very  grant 
itself  Dies  müsse  man  nicht  verwechseln  mit  einer  limitation  of  an 
estate  to  a  man  for  his  life  or  until  he  shall  become  bankrupt  or  charge  it. 

Aber  aus  andern  Entscheidungen  ergibt  sich,  daß  dieser  Stand- 
punkt wenigstens  heute  nicht  mehr  richtig  ist.  Im  Falle  Dean  v,  Dean 
sind  die  Sätze  der  Entscheidung,  daß  die  Zufügung  einer  Verfallklausel 
als  condition  bei  einem  life  estate  ungültig  sei,  bloße  obiter  dicta,  weil  in 
jenem  Falle  eine  limitation  voriag  und  nur  über  deren  Gültigkeit  eine 
Entscheidung  zu  treffen  war.  In  einer  Reihe  von  andern  Entscheidimgen 
ist  auch  eine  condition^  wonach  ein  life  estate  verfallen  sollte,  wenn  der 
Inhaber  versuchte,  diesen  zu  veräußern,  als  gültig  behandelt  worden. 
In  den  meisten  Fällen  gingen  die  Gerichte  auf  diese  gekünstelte 
Unterscheidung  gar  nicht  ein,  sondern  erklärten  eine  solche  Bestimmung 
im  Settlements  sobald  es  sich  um  einen  life  estate  handelt,  einfach  für 
gültig.  Z.  B.  erhielt  im  Falle  Blackmann  v,  Fysh  [l8g2]  3  Ch.  20g  der 
Sohn  des  Erblassers  einer  estate  for  life  mit  folgendem  Zusatz:  Sollte 
CT  versuchen,  seinen  life  estate  zu  veräußern  oder  bankrupt  oder  insolvent 
werden  oder  sollte  in  den  vermachten  estate  zugunsten  eines  Gläubigers 
die  Zwangsvollstreckung  eingeleitet  werden,  dann  sollte  die  Zuwendung 
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ungültig  sein  und  aufhören,  als  ob  er  tot  wäre  und  sollte  an  die  im 
Testament  bestimmten  Berechtigten  fallen.  Ein  Gläubiger  verlangte 
vom  Gericht  die  Einsetzung. eines  Sequesters  (receiver).  Das  war  nach 
Ansicht  des  Gerichts  eine  Zwangsvollstreckungsmaßregel,  durch  welche 
der  estate  beendigt  wurde.  Das  Gericht  behandelte  also  die  Verfall- 
klausel als  gültig.  Nach  der  Fassung  des  Testamentes  handelte  es  sicli 
um  eine  condition  imd  nicht  lun  eine  litnitation.  Auf  diesen  Unter- 
schied ging  jedoch  das  Gericht  gar  nicht  ein. 

Im  Falle  Power  v.  Hayne  l86g  Z.  R.  8  Eq.  262  hatte  der  Erb- 
lasser 500  £  ausgesetzt,  mit  denen  die  trustees  eine  Leibrente  (anmäty) 
für  seinen  Bruder  kaufen  sollten.  Der  Erblasser  bestimmte,  daß,  wenn 
der  Bruder  diese  annuity  veräußern  oder  beleihen  würde  (anücipaU^ 
assign,  Charge  or  incumber)j  sie  auf  die  andern  Bedachten  übergehen 
sollte.  Die  Klausel  wurde  als  gültig  angesehen.  Von  neueren  Ent- 
scheidungen vergleiche  Re  Cottgrave  [ig03]  2  Ch,  705,  wo  es  sich  um 
einen  life  estate  in  personal  proper ty  handelte,  sowie  Re  Baker  [1904] 
I  Ch,  157. 

b)  Konkurs. 

Eine  Klausel  bei  einem  life  estate^  wonach  dieser  im  Fall  des 
Konkurses  verfallen  sein  soll,  ist  ebenfalls  gültig.  Der  Konkurs- 
verwalter erwirbt  in  einem  solchen  Falle  kein  Recht  an  dem  verfallenen 
Gegenstand.  Dieser  Erfolg  kann  erreicht  werden  sowohl  durch  eine 
jjlimitation  until  the  donee  shall  become  bankrupf*'  oder  zweitens  durch 
eine  „limitation  for  life  or  until  bankruptcf^  und  in  solchem  Falle  a  gift 
over  an  andere  Personen  oder  drittens  by  a  limitation  for  life  with  a 
proviso  for  cesser  in  case  of  bankruptcy^  vgl.  Baldwin^  Law  of  Bankruptcy^ 
9.  Auflage  S.  312.  In  letzterem  Falle  ist  die  Verfallklausel  keine  limitadorh 
sondern  eine  dem  life  estate  zugefügte  condition. 

Wenn  ein  life  interest  mit  der  Klausel  versehen  ist,  daß  es  in  case 
of  bankruptcy  verfallen  soll,  so  ergibt  sich  für  uns  die  Frage,  in  welchem 
Zeitpunkt  dieser  Verfall  eintritt  Wie  bereits  von  Schirrmeister,  I.  Teil 
S.  391  ff.  auseinandergesetzt  ist,  verliert  der  Gemeinschuldner  nicht  so- 
gleich mit  der  Eröffnung  des  Verfahrens  durch  die  recerving  ordn  die 
Befugnis,  über  sein  Vermögen  zu  verfügen,  sondern  seine  Verfügungs- 
befugnis wird  ihm  erst  in  einem  späteren  Stadium  des  Verfahrens  durch 
die  adjudication  entzogen.  Wenn  daher  die  Klausel  so  lautet,  daß  das 
Recht  verfallen  sein  soll  „i/**  oder  ,juniil  the  donee  shall  become  bankrupt^ 
oder  einfach  „/>/  case  of  bankruptcy'^,  so  genügt  es  nicht,  damit  der  Ver- 
fall eintritt,  wenn  nur  eine  recerving  order  erlassen  ist,  oder  der  Bedachte 
nur  einen  act  of  bankruptcy  begeht  (vgl.  dazu  I.  Teil  S.  384)  oder  begangen 
hat  (Ex  parte  Ward,  In  re  Weibking  [ig02]  I  K,  B,  pS), 

Im  Falle  Montefiore  v,  Guedalla  [igoi]  I  Ch,  435  lautete  die  Ver- 
fallklausel: until  he  shall  do  or  suffer  to  be  done  any  act  whereby  the 
same  would  become  vested  in  some  other  person^^.  Es  erfolgte  eine 
j,adjudication*K  Die  in  der  Zeit  zwischen  der  B^ehimg  eines  act  ef 
bankruptcy  und  der  adjudication  fällig  gewordenen  Zinsen  gehörten  nach 
der  Entscheidung  des  Gerichts  schon  denjenigen  Personen,  auf  welche 
das  Recht  im  Fall  des  Konkurses  übergehen  sollte,  obwohl  erst  mit 
der  adjudication  das   Recht  auf  eine  andere  Person  überging  (vested  in 


Zweiter  Titel.     'WillenserkläruDgen.  ^yg 

same  otker  persons)^  m.  a.  W. :  Die  Wirkung  der  Verfallklausel  wurde  auf 
den  Tag  zurückbezogen,  wo  der  Schuldner  einen  act  of  bankruptcy  beging. 

In  dem  Falle  Ex  parte  Dawes,  re  Moan  l886y  //  Q,  B,  D.  2^5 
lautete  die  Klausel:  assign^  Charge^  do  or  suffer  any  thing  whereby  his 
interest  would  become  vested  in  any  other  person.  Das  Verfahren  wurde 
auf  eigenen  Antrag  des  Schuldners  eröffnet  Es  kam  jedoch  nicht  zu 
einer  adjudicaüanj  vielmehr  kam  ein  Akkord  zustande.  Es  wurde  ent- 
schieden, daß  die  Verfallklausel  nicht  in  Wirkung  getreten  sei. 

In  den  erwähnten  Fällen  war  die  Klausel  so  weit  gefaßt,  daß 
auch  der  Fall  des  Konkurses  darunter  fiel.  Wenn  aber  nur  ein  Ver- 
äußerungsverbot vorliegt,  so  wird,  wenn  nicht  aus  dem  übrigen  Inhalt 
der  Urkunde  etwas  anderes  zu  entnehmen  ist,  angenommwi,  daß  sich 
eine  solche  Klausel  nur  auf  eine  freiwillige  Veräußerung  (alienation)  be- 
zieht, nicht  aber  auf  die  unfreiwillige  Entziehung  der  Verfügungsbefugnis 
im  Falle  des  Konkurses. 

Es  ist  schon  bei  §  loo  auseinandergesetzt  worden,  daß  die  Be- 
fugnis, welche  die  Settled  Land  Act  von  1882  dem  tenant  in  tail  gibt, 
nämlich  seine  Grundstücke  nach  Maßgabe  jenes  Gesetzes  frei  zu  ver- 
äußern, nicht  durch  Verträge  oder  letztwillige  Verfügungen  beschränkt 
werden  kann.  Dieses  Gesetz  ist  jedoch  geschaffen,  um  in  erster  Linie 
dem  tenant  for  life  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  Grundstücke  frei  zu 
veräußern.  Eine  Beschränkung  dieser  Veräußerungsbefugnis  ist  daher 
ebenfalls  nichtig. 

2.  Leasehold  int  er  es  ts. 

Während  bei  einem  estate  for  life  die  wirtschafüiche  Bedeutung 
des  restraint  on  alienation  darin  liegt,  den  Vermögens  verfall  des  Be- 
dachten zu  verhindern,  so  hat  eine  solche  Klausel  bei  leasehold  inte  res  t 
meistens  nur  den  Zweck,  die  Übertragung  der  Rechte  aus  dem  lease 
seitens  des  Mieters  zu  verhindern. 

Durch  die  Bestimmungen  des  lease  kann  eine  Übertragung  (assigne- 
ment)  des  lease  oder  eine  Aftervermietung  (underlease)  ausgeschlossen 
werden.  Aftervermietung  gilt  nicht  als  assignenient  of  lease,  sondern  ein 
solches  assignement  wird  nur  angenommen,  wenn  der  leaseholder  seinen 
ganzen  estate  auf  einen  Dritten  ül)erträgt.  Wenn  die  Übertragung  des 
iidse  vertraglich  ausgeschlossen  ist,  so  wird  meistens  auch  eine  Verfall- 
klausel (forfeiture)  vereinbart,  d.  h.  der  lessor  hat  das  Recht,  sich 
wieder  in  den  Besitz  der  Mietsache  zu  setzen  (re-  entry).  Wenn  für 
den  Fall  der  Übertretung  des  Veräußerungsverbots  keine  solche  Ver- 
fallklausel vereinbart  ist,  so  ist  die  Übertragung  der  Rechte  aus  dem 
Itast  gültig,  und  es  haftet  nur  der  Zedent  dem  lessor  auf  Schadens- 
ersatz wegen  Vertragsbruch  (breach  of  covenant). 

Eine  solche  Verfallklausel  kann  auch  für  den  Fall  vereinbart  werden, 
daß  der  Mieter  in  Konkurs  gerät  oder  insolvent  wird.  Ein  covenant 
not  to  assign  wird  nicht  dadurch  verletzt,  daß  der  Ussee  in  Konkurs 
gerät  und  das  Eigentum  auf  den  trustee  in  bankruptcy  übergeht,  ebenso- 
wenig durch  eine  Zwangsvollstreckung.  Eine  solche  Vertragsbestimmung 
bezieht  sich  nur  auf  eine  freiwillige  Veräußerung;  soll  der  lease  auch 
ini  Falle  eines  Konkurses  oder  der  Zwangsvollstreckung  verfallen,  so 
bedarf  das  einer  ausdrücklichen  Bestimmung.     Häufig  enthält  der  lease 
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die  Bestimmung,  daß  ein  asstgnement  nur  mit  dem  Konsens  des  landlora 
gültig  sein  soll.  In  solchen  Fällen  steht  es  in  dem  freien  Belieben 
des  landlordy  ob  er  seinen  Konsens  geben  will  oder  nicht.  Es  findet 
sich  deshalb  auch  oft  die  Klausel,  daß  der  landlord  seinen  Konsens 
nicht  ohne  triftige  Gründe  verweigern  darf. 

Während,  wie  wir  gesehen  haben,  Verfall  klausein  für  den  Fall  der 
Veräußerung  vom  Recht  im  allgemeinen  ungünstiger  behandelt  werden, 
als  solche,  die  den  Verfall  an  andere  Bedingungen  knüpfen  (vgl. 
§§  100,  lOi),  werden  bei  Uasehold  interests  die  VerfaJlklauseln  im  Falle 
der  Veräußerung  oder  des  Konkurses  vom  Recht  sogar  günstiger  ge- 
stellt wie  andere  Bedingungen.  Die  Bestimmung  in  einem  Uase^  daß 
ein  Verfall  {forfdture)  des  lease  in  bestimmten  Fällen  eintreten  solle, 
enthält  oft  eine  große  Härte  für  den  Mieter.  Deshalb  hat  die  Gesetz- 
ge^ng  verschiedentlich  eingegriffen,  um  den  Mieter,  der  vielleicht  nur 
aus  bloßer  Unachtsamkeit  eine  verhältnismäßig  geringe  Vertragsver- 
•  letzung  begangen  hatte,  gegen  die  Folgen  der  Verfzillklausel  zu  schützen. 
Die  maßgebenden  Bestimmungen  enthält  jetzt  die  Conveyandng  and 
Law  of  Property  Act  1881,  ergänzt  durch  die  Conveyandng  and 
Laiw  of  Property  Act  l8g2.  Das  erstere  Gesetz  bestinunt  in 
section  14,  daß  auf  Grund  einer  Verfallklausel  (right  of  re-  entry  or 
forfeiture)  nur  geklagt  werden  kann,  nachdem  der  Vermieter  dem 
Mieter  eine  Anzeige  zugestellt  hat,  worin  er  den  Vertragsbruch,  über 
den  er  sich  beschwert,  spezifiziert,  und  wenn  eine  Heilung  des  Mangels 
möglich  ist,  den  Mieter  dazu  auffordert.  Gleichgültig,  ob  eine 
Heilung  des  Mangels  möglich  ist  oder  nicht,  muß  aber  diese  Anzeige 
den  Mieter  jedenfalls  auffordern,  dem  Vermieter  Schadensersatz  in 
Geld  für  den  Vertragsbruch  zu  leisten.  Erst  wenn  diese  Auf- 
forderung fruchtlos  geblieben  ist,  kann  der  Vermieter  seine  Rechte 
aus  der  Verfallklausel  geltend  machen.  Absatz  6  des  erwähnten 
Gesetzes  bestimmt  aber,  daß  diese  Vorschriften  keine  Anwendung 
finden,  bei  einer  Klausel,  welche  die  Übertragung  (assignemeni)  After- 
mietung  (under lease) ^  Aufgabe  des  Besitzes,  oder  Verfügung  über 
das  Grundstück  verbietet,  oder  bei  einer  Verfallklausel  im  Falle  des 
Konkurses,  so  daß  in  solchem  Falle  der  Vermieter  ohne  vorherige 
Anzeige  seine  Rechte  aus  der  Verfallklausel  geltend  machen  kann. 

Die  „Rule  against  Perpetuities^^), 

Für  alle  Verfallklauseln,  sowohl  bei  einem  life  estate^  wie  bei 
Uasehold  interests  und  nicht  nur  für  die  Verfallklauseln  im  Falle  der 
Veräußerung  oder  des  Konkurses,  sondern  auch  für  andere  (z.B. 
im  Falle  der  Heirat)  gilt  die  Rule  against  Perpetuities,  Diese  bestinunt, 
daß  eine  Rechtsnachfolge  nur  in  der  Weise  gültig  im  voraus  bestimmt 
werden  kann,  daß  sie  spätestens  21  Jahre  nach  dem  Tode  einer  Per- 
son eintreten  muß,  welche  zur  Zeit,  wo  die  Bestinunung  getroffen 
wurde,  mindestens  schon  erzeugt  war  (vgl.  Re  Wilmers  Trust  [fgoj]  2 
Ch.  411).  Bei  letztwilligen  Verfügungen  dagegen  ist  nicht  die  Zeit 
der  Errichtung,  sondern  der  Tod  des  Erblassers  maßgebend,  so  daß 
es  genügt,  wenn  die  Person,  für  welche  eine  Rechtsnachfolge  ange- 
ordnet ist,  in  diesem  Zeitpunkt  schon  erzeugt  war.     Gültig  wäre  daher 


«)  Vgl.  dazu  I.  Teil  S.  294. 
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z.  B.  ein  settlement  für  den  bereits  erzeugten  B  for  life  mit  der  Be- 
stimmung, daß  nach  dessen  Tode  die  Sache  an  seineu  noch  nicht 
erzeugten  Sohn  fallen  soll,  oder  mit  der  Maßgabe,  daß  sie  dem 
Sohne  bei  Vollendung  des  21.  Lebensjahres  zufallen  soll.  Ungültig 
wäre  aber  die  Bestimmung,  daß  sie  dem  noch  nicht  erzeugten 
Sohne  erst  mit  dem  ^4.  Lebensjahre  zufallen  soll.  Gültig  wäre 
auch  eine  Bestimmung,  wonach  A  einen  life  estate  erhält,  und 
nach  dessen  Tode  der  bereits  geborene  Sohn  B  einen  life 
estate,  während  der  Rest  des  estate  (rematnäer)  beim  Tode  des 
B  an  die  noch  nicht  erzeugten  Kinder  des  B  fallen  soll,  mit 
der  Maßgabe,  daß  im  Falle  des  Konkurses  oder  einer  Veräußerung 
seitens  des  B  der  estate  bereits  in  dem  Zeitpunkt  der  Veräußerung 
oder  des  Konkurses  an  die  Kinder  des  B  fallen  soll.  Wäre  aber 
bestimmt,  daß  diejenigen  Kinder  des  B,  welche  das  Vermögen  ver- 
äußern, oder  welche  in  Konkurs  geraten,  diesen  Anteil  zugunsten  der 
andern  Kinder  verlieren  sollen,  so  verstößt  diese  Bestimmung  gegen 
die  Rule  against  Perpetuities  und  wäre  ungültig.  Ebenso  wäre  natürlich 
die  Verfallklausel  ungültig,  wenn  A  einen  life  estate  erhält,  alsdann  B 
einen  life  estate  mit  der  Klausel,  daß  dieser  estate  im  Falle  des  Kon- 
kurses des  B  zugunsten  von  dessen  Kindern  verfallen  sein  soll,  wenn 
B  zur  Zeit  der  Errichtung  des  settlement  noch  nicht  einmal  erzeugt  ist. 
In  solchem  Fall  hat  jedoch  die  Ungültigkeit  der  Verfallklausel  zugunsten 
der  Kinder  des  B,  nicht  die  Ungültigkeit  des  an  B  verliehenen  life 
estate  zur  Folge,  sondern  die  Wirkung  der  Rule  against  Perpetuities  ist 
stets  nur  die,  daß  die  ungültige  Bestimmung,  wonach  der  estate  auf 
andere  Personen  übergehen  soll,  als  nicht  vorhanden  gilt  Im  Sachen- 
recht wird  auf  diese  Materie  näher  einzugehen  sein. 

§  103. 
Eine  Begrenzung  (limitaiion)  eines  life  estate  bis  zur  Ver- 
äußerung oder  bis  zum  Konkurse  (^^ntii  alienation  or  bankruptc/*) 
ist  gültig,  außer  wenn  eine  Person  ihr  Interesse  an  ihrem  eigenen 
Vermögen  bis  zu  ihrem  eigenen  Konkurse  begrenzt.  £s  ist 
zweifelhaft,  ob  die  Begrenzung  eines  vererblichen  Rechts  (fee) 
yntil  alienation  oder  bankruptcy  heute  als  gültig  angesehen 
werden  ^rürde. 

Ex  parte  Stephens  (1876)  3  Ch.  D.  Soy.  Aber  eine  Begrenzung,  die  jemand 
bei  seinem  eigenen  Vermögen  für  den  Fall  der  Veräußerung  vorgenommen  hat, 
kann  yod  einem  einzelnen  Gläubiger  nicht  angefochten  werden.  Detmold  v. 
Detmcld  i88g,  40  Ch.  D,  585. 

Brandon  v.  Robinson  (j8ii)  18  Ves,  42g;  zustimmend  er-wahnt  im  Falle 
Dugdale  V,  Dugdale  z888,  38  CA.  D,  180, 

Dean  v.  Dean  [189 1]  3  CA,  155. 

Re  Machu  (1882)  21  CA.  D,  842. 

Schon  im  §  102  ist  der  Unterschied  zwischen  einer  limitation  untr 
alienation  und  einer  condition  subsequent,  bei  deren  Eintritt  ein  estate,  der 
anderweitig  begrenzt  ist,  z.  B.  for  life,  verfallen  sein  soll,  auseinander- 
gesetzt worden.  Nach  dem  heutigen  Stande  der  Judikatur  ist  eine 
limitation    for    life    or    until    alienation     zweifellos    gültig    und    auch 

G.  Schirrmeister,  Bürg^erl.  Recht  Englands.    I.  3^ 
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die  Gültigkeit  einer  condition^  welche  dem  life  estate  hinzugefügt 
ist,  erscheint  kaum  noch  zweifelhaft.  Dagegen  ist  eine  Bestimmiing 
in  einem  Settlements  in  dem  jemand  bestimmt,  daß  sein  eigenes 
Vermögen  auf  andere  Personen  übergehen  soll,  wenn  er  in  Konkun 
gerät»  gegenüber  den  Konkursgläubigem  nicht  gültig.  Die  Gültigkeit 
der  Bestimmung  inter  partes  hängt  davon  ab,  ob  die  Parteien 
beabsichtigten,  ihre  Gläubiger  zu  betrügen.  In  solchem  Falle  ist 
der  Vertrag  nach  §  96  nichtig.  Ein  Beispiel  bildet  die  Entscheidung 
Ex  parte  Mackay  Z.  R.  8  Ch,  643,  Ein  Patentinhaber  gestattete 
gegea  Lizenzgebühr  einem  Fabrikanten  die  Ausnutzung  seines  Patentes. 
Zu  gleicher  Zeit  liehen  ihm  die  Fabrikanten  eine  Summe  Geldes 
mit  der  Maßgabe,  daß  sie  die  Hälfte  der  Gebühr  zur  Befriedigung 
für  das  Darleben  behalten  konnten,  im  Falle  des  Konkurses  aber  die 
ganze  Gebühr.  Eine  solche  Bestimmung  war  den  Gläubigem  gegen- 
über nichtig.  Ebenso  die  Bestimmung,  daß  die  Baumaterialien  eines 
Bauunternehmers  im  Falle  des  Konkurses  des  letzteren  dem  Grund- 
eigner verfallen  sein  sollten.  (Ex  parte  Jay^  re  Harrisson  (1880)  14  Ch, 
D,  ig,  vgl.  ferner  Mackintosh  v,  Pogose  [l8gs]  I  Ch.  505.)  In  Re 
Bremers  Settlemefit  [l8g6]  2  Ch,  §03  übertmg  Browser  auf  einen  trustee 
reversionary  property,  d.  h.  eine  Anwartschaft  auf  ein  Vermögen  mit  der 
Bestimmung,  daß  die  Einkünfte  an  ihn  gezahlt  werden  sollten  bis  er 
starb  oder  in  Konkurs  geriet.  Im  Jahre  1887  g^^g  das  Vermögen,  auf 
welches  er  bis  dahin  nur  eine  Anwartschaft  hatte,  auf  ihn  über  (ihe 
reversion  feil  into  possession)  und  im  Jahre  1891  geriet  er  in  Konkurs 
Die  Bestimmung,  wonach  er  im  Falle  seines  Konkurses  das  Recht  auf 
die  Einkünfte  verlieren  sollte,  war  gegenüber  dem  trustee  in  bankruptcy 
nichtig,  obwohl  sie  vor  dem  Konkurse  getroffen  war,  und  jedenfalls 
ohne  die  Absicht,  die  Gläubiger  zu  betrügen.  Der  Fall  ist  besonders 
instruktiv,  weil  er  zeigt,  daß  nicht  nur  bei  solchem  Vermögen,  welches 
bereits  im  Besitz  des  settlor  ist,  die  Verfallklausel  ungültig  ist,  sondern 
auch  bei  solchem  Vermögen,  auf  das  er  zur  Zeit,  wo  die  Verfallklausel 
vereinbart  wird,  eine  bloße  Anwartschaft  hat. 

Inter  partes  und  gegenüber  allen  anderen  Personen,  die  nicht  Gläubiger 
des  Konkurses  sind,  ist  aber  die  Verfallklausel  gültig;  das  ergibt  die  Ent- 
scheidung In  Re  Johnson  [ig04]  I  K,  B,  134.  Jemand  hatte  im 
[ahre  1893  einen  Teil  seines  Vermögens  auf  trustees  übertragen  mit  der 
Maßgabe,  daß  die  tnistees  ihm  das  Einkommen  zahlen  sollten.  Im  Falle 
seines  Konkurses  sollten  seine  Rechte  aufhören.  Im  Jahre  IQOO  geriet 
er  in  Konkurs.  Obwohl  die  Verfall klausel  den  Gläubigern  gegenüte 
nichtig  war,  verlor  er  doch  sein  Anrecht.  Später  geriet  er  nochmals 
in  Konkurs,  und  der  trustee  in  bankruptcy  verlangte  das  Einkommen  für 
sich,  er  wurde  damit  abgewiesen,  da  das  Anrecht  des  Gemeinschuldners 
schon  durch  den  ersten  Konkurs  erloschen  war.  Das  Gericht  führte 
aus :  obwohl  die  Verfallklausel  nicht  die  Wirkung  haben  konnte,  daß 
dadurch  die  Gläubiger  benachteiligt  wurden,  so  wirkte  sie  gegenüber  dem 
settlor  als  Verfall  (forfeiture)  und  wenn  schon  vor  der  aäjudication  of 
bankruptcy  aus  einem  andern  Grunde  eine  forfeiture  eingetreten  ist,  weil 
außer  dem  Fall  des  Konkurses  noch  weitere  Gründe,  welche  einen 
Verfall  bewirkten,  im  settlement  vorgesehen  waren,  so  erv^-arb  der  trusttt 
in  bankruptcy  kein  Anrecht. 
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Wenn  dagegen  jemand  ein  settlenient  seines  Eigentums  auf  sich  selbst 
mit  der  Maßgabe  vornimmt,  daß  es  im  Falle  der  alienation  auf  andere 
übergehen  soll,  so  ist  eine  solche  Bestimmung  nicht  ohne  weiteres 
ungültig.  Wird  aber  eine  solche  Klausel  vereinbart,  um  die  Gläubiger 
zu  benachteiligen,  so  finden  die  in  §  96  erwähnten  Gesetzesvorschriften 
(13  Eliz.  c.  5)  Anwendung,  und  zwar  genügt  nach  einer  oft  zitierten 
Entscheidung  (Thompson  v.  Webster  4  Drew  632)  die  Benachteiligungs- 
absicht auf  Seiten  des  scttlor.  Denn  dort  heißt  es:  das  Gericht  hat 
in  jedem  einzelnen  Falle  zu  entscheiden,  ob  es  unter  Berücksichtigung 
alier  Umstände  zu  dem  Schlüsse  kommen  kann,  daß  es  die  Absicht  des 
settior  beim  Abschluß  des  settlement  war,  seine  Gläubiger  zu  betrügen 
(to  defeat  hinder  or  delay  his  creditors), 

§  103  steht  bis  zu  einem  gewissen  Grade  im  Gegensatz  zu  §§  100 
und  102.  Wenn  im  §  100  jedes  Veräußerungsverbot  bei  einem  life 
estate,  gleichgültig  ob  es  als  Umitation  oder  co  mit  Hon  anzusehen  ist, 
für  gültig  erklärt  wird,  so  versteht  sich  der  erste  Satz  des  §  103, 
daß  das  Veräußerungsverbot  in  Form  einer  Umitation  gültig  sei,  eigentlich 
von  selbst.  Der  Satz  erklärt  sich  dadurch,  daß  vor  noch  nicht  allzu- 
langer Zeit,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Judikatur  schwankte,  indem 
einzelne  Urteile  eine  Beschränkung,  die  eine  lifnitation  war,  für  gültig, 
eine  Beschränkung,  die  bloß  eine  conditton  war,  für  ungültig  erklärten. 
Jedoch  ist,  wie  bereits  bei  §  102  auseinandergesetzt  wurde,  dieser 
Stimdpunkt  heute  nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten. 

Satz  2  des  §  103  ist  geeignet,  die  in  §S  100  u^^d  loi  aufgestellten 
Grundsätze  wieder  in  Frage  zu  stellen.  Er  erklärt  sich  daraus,  daß 
einige  Gerichte  auch  bei  einem  estate  in  fee  die  Gültigkeit  des  Ver- 
äußerungsverbots lediglich  davon  abhängig  machten,  ob  eine  Umitation 
oder  eine  condition  vorlag  resp.  ein  determinable  estate  oder  ein  estate 
determinable  by  condition^  und  eine  solche  Umitation  schlechtweg  für 
gültig  erklärten.  Diese  Entscheidungen  können  jedoch  autoritative 
Geltung  nicht  beanspruchen.  Sie  sind,  soweit  cstates  in  fee  in  Frage 
kommen,  obiter  dicta,  die  in  unzulässiger  Weise  das  verallgemeinern, 
was  für  den  life  estate  richtig  war.  Hin  sehr  instruktives  Beispiel  bildet 
die  Entscheidung  Re  Machu  21  Ch.  D,  842,  In  diesem  Falle  vennachte 
jemand  durch  Testament  seiner  Tochter  Eliza  frccJwhi  Luid  mit 
folgender  Klausel:  Das  Land  werde  vermacht  an  sie,  ihre  hdrs,  executors 
administrators  and  assigns  for  her  sole  and  separate  use^  subjcct  to  the 
pro7'iso  Jiereinafter  contained  for  determining  her  estate  and  interest  in  tue 
evait  therein  mentioned*^.  Dieses  proviso  lautete:  ^^prcrcided  always  .  .  . 
fhat  in  case  Eliza  shail  at  any  timc  or  Um  es  be  deelared  a  bankrupt  or 
shall  liquidate  with  her  ereditors  the  devise  sJiall  be  void  and  the  sanie  • 
hereJitaments  and  premises  sJiall  thenceforth  ^^o  to  the  use  of  her  ehild  or 
children^' 

Das  Gericht  erklärte,  aus  den  Worten  des  Testamentes  ergebe  sich  klar, 
daß  die  Tochter  des  Erblassers  (Mucn  estate  in  fee  simple  iuihen  sollte  i). 
^Venn  jemandem  ein  estate  in  fee  simple  durch  Testament  oder  Instrununt 
(gesi^elte  Urkunde)  zugewandt  sei,  mit  einer  Klausel,  welche  rei'htli(  h 


\  Dies  folgte  daraus,  daß  der  ntütc  ,.ihi   und  ihren  Erben"  vermacht  war. 

3«* 


584  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

eine  condition  sitbsequent  sei,  die  den  esiate  hinfällig  machea  sollte,  so 
sei  solche  Bedingung  ungültig.  Sei  dagegen  der  estate  selbst  in  den 
Worten,  die  ihn  schafften  (by  the  words  of  its  creation),  so  umgrenzt,  daß 
er  nicht  länger  dauern  könne,  als  bis  das  Ereignis  eintrat,  so  sei  das 
eine  (conditiofial)  limitation.  Ob  eine  solche  zulässig  sei,  könne 
dahingestellt  bleiben.  An  einem  ausdrücklichen  Beleg  für 
ihre  Zulässigkeit  fehle  es.  Hier  sei  jedenfalls  erst  ein  estate  in  fu 
simple  geschaffen  worden  und  dieser  dann  im  Falle  der  Veräußening 
für  hinfällig  erklärt  worden,  das  sei  zweifellos  unzulässig.  Diese  Ent- 
scheidung sagt  nichts  darüber,  ob  eine  limitation  until  alienation 
bei  einem  estate  in  fee  gültig  ist  oder  nicht,  dag^en  wendet  sich  Richter 
Kay  im  Falle  Dugdale  v.  DugdcUe  38  Ch.  Z>.  1^6  sehr  entschieden 
gegen  die  Gültigkeit  einer  solchen  limitation  bei  einem  estate  in  fet. 
Er  sagt:  „a  limitation  to  A  or  until  he  attempts  to  allen  is  valil,  a 
limitation  to  A  and  his  heirs  tut  until  he  attempts  to  allen  to  B  is  an 
invalid  giß  aver,'*'  Zum  Verständnis  ist  zu  bemerken,  daß,  wenn  in 
einer  Urkunde  unter  Siegel  ein  estate  an  A  verliehen  wird,  A  nur  einen 
life  estate  erhält;  wenn  A  einen  estate  in  fee  simple  exh^XX-en  ^X,  so  muß 
ausdrücklich  gesagt  sein  to  A  and  his  heirs.  Das  Zitat  besagt  danach, 
daß  bei  einem  life  estate  eine  limitation  until  alienation  gültig,  bei  einem 
estate  in  fee  simple,  aber  ebenso  ungültig  ist,  wie  eine  condition,  die  dem 
anden^'eitig  begrenzten  estate  hinzugefügt  wird. 

§  104. 
Ein    beschränktes    Veräußerungsverbot   ist   gültig,   wenn 
es  nicht  gegen  die  Ruie  againsi  Perpeturties  verstößt. 

jRe  Macleay  (1875)  L.  R.  20  Eq.  j88. 

Diese  Entscheidung  ist  jedoch  von  J.  Pearson  im  Falle  Rosher  v.  Roshtr 
1884  26  CA.  D.  801  sehr  scharf  kritisiert  worden.  Das  Resultat  dieser  beiden  Ent- 
scheidungen scheint  zu  sein,  daß  eine  solche  Beschränkung  wohl  in  der  Form 
getroffen  werden  kann,  daß  nur  an  eine  bestimmte  Klasse  von  Personen  ver- 
äußert werden  kann,  aber  nicht  in  der  Form,  daß  jede  Veräußerung  während 
einer  bestimmten  Zeit  unzulässig  ist.  Bei  Übertragung  eines  esta/e  an  eioem 
Grundstück  für  wohltätige  Zwecke  kann  wahrscheinlich  die  Bestimmung  getroffen 
werden,  daß,  wenn  das  Land  nicht  für  diese  wohltätigen  Zwecke  verwandt  viid, 
es  an  die  Erben  des  Testators  zurückfallen  soll.  J/oIli*s  Hospital  Gase  [1S99] 
2  Ch.  S40. 

Dieser  Paragraph  enthält  eine  weitere  Einschränkung  des  in  den 
den  §§100,  loi  aufgestellten  Prinzips.  In  Re  Macleay  handelte  es  sich 
um  einen  estate  in  fee  simple,  der  mit  der  Klausel  zugewandt  war,  daß 
der  EnÄ^erber  nur  an  Familienmitglieder  veräußern  dürfe  (not  to  seil  out 
of  the  family).     Die  Bestimmung  war  gültig. 

Im  Falle  Ilollt^s  Hospital  Gase  [l8gg]  2  Ch.  54O  waren  im  Jahre  1726 
Grundstücke  zu  einem  Heim  für  alte  Personen  hergegeben;  es  handelte 
sich  um  einen  estate  in  fee  simple.  Die  Urkunde  aus  dem  Jahre  1726 
enthielt  die  Bestimmung,  daß  das  Land  an  die  gesetzlichen  Erben  des 
Stifters  fallen  sollte,  wenn  es  nicht  für  den  Stiftimgszweck  verwendet 
würde.  Im  Jahre  1898  wurde  ein  Verkauf  der  Grundstücke  vor- 
genommen und  es  handelte  sich  in  dem  Rechtsstreite  darum,  ob  da- 
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durch  das  Land  den  gesetzlichen  Erben  verfallen  war  oder  nicht.  Das 
Gericht  entschied  nicht  ausdrücklich  die  Frage,  ob  die  Klausel  als 
Veräußerungsverbot  eines  estate  tnfee  simple  nichtig  sei,  sondern  erklärte, 
es  handele  sich  um  eine  condiHon,  Diese  sei  aber  ebenso  wie  eine 
limiiaHon  nichtig,  weil  sie  gegen  die  Ruh  against  Perpetuities  verstieße. 
Gegen  die  Rule  against  Perpetuities  verstieß  die  Klausel  deshalb,  weil 
der  Eintritt  des  Verfalles  von  einem  Ereignis  abhing,  welches  während 
eines  unb^enzten  Zeitraums  geschehen  konnte. 

In  allen  Fällen,  wo  nach  den  §§  loo — 104  ein  restraint  upon 
alienation  zulässig  war,  war  er  mit  einer  Verfallklausel  verbunden.  Ent- 
weder war  bestimmt,  daß  bei  einem  Verstoß  gegen  das  Veräußerungs- 
verbot eine  dritte  Person  an  die  Stelle  des  vorher  Berechtigten  treten 
sollte  —  in  diesem  Falle  redet  man  von  einem  gift  over  —  oder  aber 
es  wurde  bestinmit,  daß  das  Recht  aufhören  sollte,  dann  fiel  es  wieder 
an  den  zurück,  der  es  verliehen  hatte.  Ein  Beispiel  für  ein  gift  over 
bildet  der  Fall,  daß  dem  A  ein  life  estate  zugewandt  ist,  mit  der  Maß- 
gabe, daß  für  den  Fall  einer  Veräußerung  der  estate  sofort  seinen  Kindern 
zufallen  solle.  Der  zweite  Fall  liegt  vor,  wenn  B  dem  A  einen  life 
estate  gibt  mit  der  Klausel,  daß  dieser  im  Falle  der  Veräußerung  hin- 
fällig sein  soll.  Tritt  dieser  Fall  (forfeiture)  ein,  so  fällt  das  Recht  an 
B  oder  dessen  Rechtsnachfolger  zurück  (reversion).  Wir  müssen  uns  daher 
fragen,  ob  ein  solcher  restraint  an  alienation  bei  einem  life  estate  oder 
einem  leasehold  interest  auch  ohne  eine  solche  Verfallklausel  vereinbart 
werden  kann,  so  daß  die  Veräußerung  gegenüber  den  Dritten  zwar 
unwirksam  ist,  der  Veräußerer  aber  im  Genüsse  des  Rechts  bleibt. 
Diese  Frage  dürfte  jedoch  zu  verneinen  sein,  wenigstens  findet  sich 
kein  Beleg  dafür,  daß  eine  solche  Klausel  gültig  ist.  Dagegen  ist  mehrfach 
in  den  Entscheidungen  ausgesprochen  worden,  daß  eine  Verfügungs- 
beschränkung in  der  Form  eines  restraint  on  anticipation^  welche  nicht 
mit  einem  Verfall  des  Rechts  verbunden  ist,  nur  bei  einer  Ehefrau  vor- 
kommen kann,  so  daß  wohl  der  Schluß  gerechtfertigt  ist,  daß,  ab- 
gesehen von  Ehefrauen,  eine  Verfügungsbeschränkung  ohne  eine  solche 
Verfallklausel  ungültig  ist.  Hierin  hätten  wir  daim  zugleich  einen 
wesentlichen  Unterschied  zwischen  dem  in  den  SS  100 — 104  besprochenen 
restraint  on  alienation  und  dem  gleich  zu  bespreclicnden  restraint  on 
anticipation  bei  Ehefrauen  zu  erblicken. 

§  105. 

Bei  einer  Verfügung  zugunsten  einer  Ehefrau  kann  be- 
stimmt werden,  daß  sie,  solange  die  Ehe  besteht,  nicht  be- 
rechtigt sein  soll,  den  Stamm  (corpus)  des  Vermögens  zu 
veräußern  oder  über  die  Einkünfte  daraus  im  voraus  zu 
verfügen  (anticipate),  und  eine  solche  Bestimmung  hindert  jede 
direkte  sowie  indirekte  Veräußerung  seitens  einer  Ehefrau. 

Ilood'Barrs  v.  Cathcart  [i8(j4]  2  Q.  B.  55g.  Die  Entscheidung  in  diesem 
Punkt  wurde  durch  die  Berufung  im  Falle  Nood-Barrs  r-,  Ileriot  [iSg6]  A,  C. 
^74  nicht  berührt. 
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Tullet  V,  Armstrong  if^jS,  I  Beav.  I.  Es  ist  nicht  erforderlich,  daß  die 
Frau  verheiratet  ist,  wenn  die  Zuwendung  wirksam  wird,  aber  der  restraint  trit 
dann  erst  mit  der  Eheschließung  in  Kraft. 

Das  Wesen  des  restraint  on  anticipation  ist  schon  im  I.  Teil 
S.  412 ff.  von  Schirrmeister  auseinandergesetzt  worden.  Restraint 
on  anticipation  bedeutet  wörtlich  „Verbot  der  Verfügung  im  voraus". 
Aber  diese  Übersetzung  gibt  die  Bedeutung  des  Ausdrucks  nicht  er- 
schöpfend wieder;  denn  wie  schon  der  Wortlaut  des  §  105  zeigt,  macht 
der  restraint  on  anticipation  nicht  nur  eine  Verfügung  im  voraus  über 
das  Einkommen,  sondern  auch  jede  Veräußerung  des  Stammes  des  Ver- 
mögens unwirksam. 

Dieses  Rechtsinstitut  bedeutet  eine  völlige  Durchbrechung  des  in 
§  100  aufgestellten  Prinzips,  soweit  Ehefrauen  in  Betracht  kommen. 
Denn  nach  §  100  ist  es  unzulässig,  die  Verfügungsbefugnis  einer  Person 
sowohl  über  bewegliches  Vermögen  wie  auch  über  estates  in  fee  simple 
und  in  fee  tail  auszuschließen.  Einer  Ehefrau  kann  eine  solche  Be- 
schränkung sowohl  durch  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden,  insbesondere 
durch  Ehevertrag  (marriage  settlenieni),  wie  auch  durch  Verfögung  von 
Todes  wegen  auferl^  werden.  Bei  einem  Ehevertrage  in  Hinsicht  auf 
eine  zu  schließende  Ehe  tritt  die  Verfügungsbeschränkung  mit  der  Ver- 
heiratung (cavertiire)  in  Kraft,  aber  auch  wenn  eine  Heirat  noch  nicht 
in  Aussicht  steht,  ist  es  zulässig,  bestimmtes  Vermögen,  das  einer  un- 
verheirateten weiblichen  Person  zugewandt  wird,  einem  restraint  on  anti- 
cipation zu  unterwerfen.  Die  Frau  behält  in  solchem  Falle,  solange  sie 
ledig  ist,  das  freie  Verfügimgsrecht;  sobald  sie  sich  verheiratet,  tritt  der 
restraint  in  Wirksamkeit  und  ergreift  das  ihr  unter  dieser  Beschränkung 
zugewandte  Vermögen,  insoweit  sie  nicht  bereits  vorher  darüber  verfügt 
hat.     Das  ergibt  der  Fall  7uldt  v.  Armstrong  1838^  I  Beav,  I, 

Die  Berechtigung  der  Ehefrau,  von  Todes  wegen  über  ihr  Vermögen 
zu  verfügen,  wird  durch  den  restraint  on  anticipation  nicht  berührt,  so 
daß  sie  also  auch  über  den  einem  restraint  on  anticipation  unterliegenden 
Teil  ihres  separate  estate  (vgl.  I.  Teil  S.  4 10  ff.)  von  Todes  wegen  frei 
verfügen  kann.  Ebensowenig  wird  die  Frau  durch  den  restraint  on 
anticipation  daran  gehindert,  nach  den  Vorschriften  der  Fines  and 
Recoveries  Act  von  1833  einen  estate  tail  in  einen  estate  in  fee  simple  umzu- 
wandeln. Auch  die  Veräußerungsbefugnis,  welche  dem  Inhaber  eines 
estate  for  life  durch  die  Settled  Land  Act  von  1882  gewährt  ist,  sowie 
die  Veräußerungsbefugnis  derjenigen  Person,  welche  nach  §  58  dieses 
Gesetzes  dem  tenant  for  life  gleichgestellt  sind,  wird  durch  einen  restraint 
on  anticipation  nicht  berührt,  denn  §  61  dieses  Gesetzes  bestimmt: 
a  restraint  on  anticipation  in  the  settlement  shall  not  prevent  tJu  exeräse 
by  her  of  any  power  under  this  Act. 

Ein  restraint  on  anticipation  kann  sowohl  dem  equitable  separate 
propertyj  d.  h.  dem  Vermögen,  an  welchem  eine  Frau  auf  Gnmd  eines 
settlement  berechtigt  ist,  wie  auch  demjenigen  separate  property  auferlegt 
werden,  welches  nach  der  Married  Womens'  Property  Act  von  1882,  also 
kraft  Gesetzes,  ihr  separate  property  ist  (vgl.  darüber  I.  Teil  S.  414^)- 
Immer  jedoch  hat  der  restraint  on  anticipation  das  Vorhandensein  eines 
Vermögens,  welches  separate  property  ist,  zur  Voraussetzung. 
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Es  muß  aber  in  dem  Vertrage  oder  der  letztwilligen  Verlegung 
deutlich  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  daß  die  Schaffung  eines 
restraini  on  anücipatian  beabsichtigt  ist.  Wenn  z.  B.  gesagt  ist,  daß 
das  Einkommen  aus  dem  Vermögen  eines  settlement  zugunsten  einer 
Ehefrau  von  den  trustees  „into  her  pfoper  hands"^  gezahlt  werden  soD 
oder  jther  receipts  alone  are  to  be  a  good  disckarge'*  oder  daß  Zahlung 
geleistet  werden  soll  „on  personal  appearance  and  receipt^  der  Ehefrau, 
so  wird  dadurch  nur  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  das  Vermögen  für 
den  separate  use  der  Frau  bestimmt  ist,  nicht  aber,  daß  es  einem 
restraini  ofi  anticipation  unterliegen  soll  (vgl.  Hood-Barrs  v.  Heriot  [t8^6J 
A.  C.  1^4).  Wenn  aber  gesagt  ist,  daß  die  Zuwendung  erfolge  „to  tJu 
sok  separate  and  inalienable  use  of  a  married  woman^y  so  wird  durch 
das  Wort  ^jinalienabl^^  deutlich  genug  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  ein 
restraint  on  anticipation  beabsichtigt  ist.  Harrison  v,  Harrison  l888j 
13  F.  D.  j86.  Wie  bereits  im  I.  Teil  S.  418,  423  ausgeführt  ist, 
haftet  die  Ehefrau  für  die  von  ihr  kontrahierten  Schulden  mit  ihrem 
separate  property  auf  Grund  der  s.  i  der  Married  Wotnens  Proptrty 
Act  1882  sowie  s.  i  der  Married  Womens  Property  Act  v,  l8g3.  Aber 
nach  Abs.  2  des  §  i  des  Gesetzes  von  1893  ist  solches  Vermögen, 
welches  einem  restraint  on  anticipation  unterliegt,  ausdrt\cklich  von  dieser 
Haftung  ausgenommen  (vgl.  I.  Teil  S.  419  Anm.  19). 

Der  restraint  on  anticipation  macht  die  Veräußerung  oder  Ver- 
pfändimg des  Stammes  des  Vermögens,  sowie  derjenigen  Einkünfte 
unwirksam,  welche  noch  nicht  fällig  sind.  Eine  Zession  oder  Ver- 
äußerung bereits  fälliger  Einkünfte,  z.  B.  solcher  Einkünfte,  die  nach 
Fälligkeit  von  den  trustees  des  marriage  settlement  an  die  berechtigte 
Ehefrau  noch  nicht  ausgekehrt  sind,  ist  zulässig.  Im  Falle  Hood-Barrs 
V.  Heriot  [J8g6]  A,  C.  174  befanden  sich  Rückstände  bereits  fälliger 
Einkünfte  noch  in  den  Händen  des  trustees  und  es  handelte  sich  um 
die  Frage,  ob  auf  Grund  eines  Urteils  von  dem  Gläubiger  diese  Ein- 
künfte gepfändet  werden  könnten.  Das  Hause  of  Lords  erklärte  da» 
f&r  zulässig.  Dies  bezieht  sich  aber  nur  auf  solche  Einkünfte,  die  zur 
Zeit  der  Urteilsfällung  bereits  fällig  sind.  Solche  Einkünfte,  welche 
nach  dem  Erlaß  des  Urteils  erst  fällig  werden,  können  nicht  gepfändet 
werden.     Vgl.  Bolitho  Ltd,  v,  Gidley  [ig05],  A,  C.  g8. 

Der  restratnt  upon  anticipation  wirkt  jedoch  nicht  gegenüber  Schulden, 
die  bereits  vor  der  Eheschließung  von  der  Frau  kontrahiert  sind,  denn 
in  s.  19  Atx  Married  Womens  Property  Act  von  1882  wird  bestimmt:  no 
restricHon  against  anticipation  contained  in  any  settlement  or  agreement  for 
a  settlement  of  a  woman  s  oivn  property  to  be  made  or  entered  into  by  herseif 
shall  have  any  validity  against  debts  contracted  by  her  before  marriage. 

Diese  Vorschrift  bezieht  sich  jedoch,  wie  die  Worte  of  a  woman' s 
own  property  ergeben,  nur  auf  solches  Vermögen,  welches  der  Frau  vor 
der  Ehe  gehört  hatte  und  dann  bei  der  Eheschließung  einem  restraini 
unterworfen  wird.  Wenn  dagegen  von  dritter  Seite  für  den  Fall 
der  Eheschließung  in  dem  settlement  der  Frau  Vermögen  zugewandt 
wird,  welches  einem  restraint  on  anticipation  unterworfen  wird,  so  ist 
solches  Vermögen  nicht  a  wofnan's  own  property  im  Sinne  der  s.  19 
des  Gesetzes  und   haftet   daher   niclit   für   die   vorehelichen  Schulden. 
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Im  Falle  Birmingham  Excelsior  Motuy  Co  v,  Lane  [1904]  I  K,  B.  35 
wurden  einer  Ehefrau  in  einer  Separation  deed  (vgl.  dazu  oben  §  gö) 
von  ihrem  Ehemann.  78  £  jährlich  als  Alimentation  ausgesetzt  jysubject 
to  a  restraint  on  anticipaiion''K  Diese  Summe  konnte  für  voreheliche 
Schulden  der  Frau  nicht  gepfändet  werden. 

Wenn  die  Schuld  zu  einer  Zeit  begründet  ist,  wo  der  restraint  on 
anticipation  bestand,  so  kann  aus  einem  Urteil,  das  nach  dem  Wegfall 
des  restraint  ergangen  ist,  nicht  in  das  Vermögen  gepfändet  werden, 
welches  früher  dem  restraint  on  anticipation  unterlag.  Eine  Ehefrau 
hatte  mit  ihrem  Manne  zusammen  Wechsel  gezeichnet.  Nach  dem 
Todö  des  Mannes  (dadurch  wurde  das  dem  restraint  unterliegende  Ver- 
mögen wieder  ihr  freies  Eigentum,  §  106)  wurde  sie  verklagt  und  ver- 
urteilt Es  wurde  versucht,  die  Zwangsvollstreckung  in  das  Vermögen 
zu  betreiben,  welches  zur  Zeit,  wo  die  Schuldverbindlichkeit  entstand, 
dem  restraint  on  antiäpation  unterlag.  Das  wurde  für  unzulässig  erklärt. 
Vgl.  Brown  v,  Dimbleby  [1904]  I  K,  B,  28  sowie  Baniett  v,  Howard 
[1900]  2  Q,  Ä  784, 

Es  ist  gleichgültig,  ob  jemand,  der  von  einer  Ehefrau  Sachen 
erwirbt,  weiß,  daß  sie  durch  einen  restraint  on  antiäpation  gehindert  ist, 
über  die  Sachen  zu  verfügen  oder  nicht.  Im  Falle  Batemann  v.  Faber 
[l8g8]  I  Ch,  14g  hatte  eine  Ehefrau  Lady  Batemann  in  gutem  Glauben 
in  einer  Urkunde  erklärt,  daß  ein  ihr  gehöriges  Grundstück  einem 
restraint  on  anticipation  nicht  unterliege  und  darüber  verfügt  Es  stellte 
sich  heraus,  daß  das  Grundstück  dennoch  einem  restraint  on  anticipation 
unterlag.  Sie  hatte  daher  ein  .Rückforderungsrecht  gegen  den  ebenfalls 
gutgläubigen  Erwerber.  Das  Gericht  erklärte,  es  sei  ganz  gleichgültig, 
ob  sie.  gutgläubig  oder  selbst  wider  besseres  Wissen  behauptet  habe, 
der  restraint  on  anticipation  existiere  nicht  Auf  die  Vorteile  des  restraint 
on  antiäpation  könne  sie  gar  nicht  verzichten,  der  Käufer  könne  auch 
in  gutem  Glauben  keine  Rechte  erwerben.  Williams,  On  Vendor 
&  Purchaser  S.  831  meint  jedoch,  daß  anders  zu  entscheiden  sei, 
wenn  es  sich  nicht,  wie  hier,  um  equitable  separate  property^  sondern  um 
legcU  separate  estate  der  Frau  handele,  d.  h.  um  gesetzliches  Vorbehaltsgut 
im  Sinne  der  Married  Womani  Property  Actj  welches  ebenfalls  ver- 
traglich einen  restraint  on  anticipation  unterworfen  werden  kann.  In 
solchem  Falle  würde,  wenn  die  Ehefrau  über  den  Gegenstand  verfügt 
und  der  Käufer  bezüglich  des  restraint  im  guten  Glauben  sei,  dieser 
einen  gültigen  Rechtstitel  (good  title)  erwerben.  An  einem  ausdrück- 
lichen Beleg  für  diese  Ansicht  Williams  scheint  es  jedoch  zu  fehlen. 

§  106. 

Eine  solche  Bestimmung  (§  105)  verliert  ihre  Wirkung 
mit  der  Beendigung  der  Ehe,  aber  wenn  sie  entsprechend 
gefaßt  ist,  so  lebt  sie  bei  jeder  neuen  Ehe  wieder  auf,  soweit 
nicht  das  Vermögen  in  der  Zwischenzeit  veräußert  ist 

Hawkes  v.  Hubback  (i8yo)  Z.  K,  II  Eq.  5. 
Shafto  V.  Butler  (1871)  40  L.  y.   Oi,  308, 
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Der  Paragraph  verdeutlicht  die  Stellung  des  restraint  on  anticipation 
zu  den  in  §§  loo — 104  behandelten  Veräußerungsverboten.  Er  stellt 
sich  als  ein  beschränktes  Veräußerungs verbot  dar,  insofern  als  er  nur 
im  Falle  der  Eheschließung  eintritt  und  mit  der  Auflösung  der  Ehe 
von  selbst  wieder  aufhört.  Es  ist  nicht  möglich  zu  bestimmen,  daß 
ein  restraint  on  anticipation  auch  nach  Auflösung  der  Ehe  wirksam 
bleiben  soll.  Eine  Verfügungsbeschränkung,  die  auch  nach  Auflösung 
der  Ehe  wirksam  bleibet  soll,  kann  daher  einer  Ehefrau  nur  in  der- 
selben Weise  wie  einem  Manne  oder  einer  unverheirateten  Frau  nach 
Maßgabe  der  §§  100 — 104  auferlegt  werddn. 

Wenn  einer  unverheirateten  weiblichen  Person  eine  Zuwendung 
mit  einem  restraint  on  anticipation  für  den  Fall  ihrer  Verheiratung 
gemacht  wird,  so  wird  angenommen,  daß  dieser  restraint  on  anticipation 
auch  für  jede  folgende  Ehe  gilt,  wenn  nicht  aus  dem  Inhalte  der  Zu- 
wendung hervorgeht,  daß  der  restraint  nur  für  die  erste  Ehe,  oder  für 
die  Ehe  mit  einer  bestimmten  Person  gelten  soll. 

Wenn  einer  Ehefrau  eine  solche  Zuwendung  gemacht  wird,  so 
wird  ebenfalls  angenommen,  daß  der  restraint  nicht  nur  für  die  zur 
Zeit  der  Zuwendung  bestehende  Ehe  auferlegt  ist,  sondern  auch  für 
jede  folgende  Ehe,  wenn  nicht  deutiich  erkennbar  ist,  daß  er  nur 
für  die  bestehende  Ehe  gelten  soll.  Nach  Auflösung  der  Ehe  ist  die 
Frau  eine  ferne  solcj  kann  also  bis  zur  Wiederverheiratung  frei  über 
ihr  Vermögen  verfügen,  und  diese  Verfügungen  behalten  natürlich  auch 
im  Falle  einer  Wiederverheiratung,  wenn  durch  diese  der  restraint  on 
anticipation  wieder  auflebt,  ihre  Gültigkeit. 

Es  bleibt  noch  übrig,  festzustellen,  in  welchen  Fällen  ein  Aufhören 
der  „coverture"^  eintritt,  welches  den  Wegfall  des  restraint  on  anticipation 
zur   Folge    hat.      Tod  des  Ehemanns   und   Scheidung   der    Ehe   vom 
Bande    haben   eine   völlige   Auflösung  der   Ehe   und    damit   auch    das 
Aufhören   des  restraint  on  anticipation  zur  Folge.     Neben  der  völligen 
Scheidung  der  Ehe  kennt  aber,  wie  bereits  im  I.  Teil  S.  419  ausgeführt 
ist,  das  englische  Recht  noch  die  gerichtliche  Trennung  (judicial  Sepa- 
ration)  und  die  Separation  order.     Nach  den  Divorce  Acts  185^^  1858 
eriangt  eine  Ehefrau  auf  Grund  einer  judicial  Separation  in  vermögens- 
rechtlicher Hinsicht  die  Stellung  einer  ferne  sole.     Auch   die  Separation 
Order  imter  der  Summary  Jurisdiction   Act   l8gs  (vgl.  I.   Teil  S.   420 
Anm.  22),  sowie  dX^  protection  order  auf  Grund  des  §  81  der  Matrimonial 
Causes  Act  von  1857  hat  dieselbe  Wirkung.     Dennoch   haben  sowohl 
die  judicial  Separation  wie  auch  die  Separation  order  und  protection  order 
die  Aufhebung  des  restraint  on  anticipation  nicht  zur  Folge.    Denn  die 
vermögensrechtliche  Wirkung  dieser  gerichtlichen  Anordnungen  ist  auf 
das  Vermögen  beschränkt,   welche  nach   Erlaß  der   gerichtlichen  Ver- 
fügung von  der  Frau  erworben  wird.     Die  Vennogensgegenstände,  die 
zur  Zeit,  wo  die  judicial  Separation  ausgesprochen  wurde,  zu  demjenigen 
separate  property  der  Ehefrau  gehörten,  welches  einem  restraint  on  attti- 
cipation  unterlag,  blieben  demselben  unterworfen.    Vgl.  IVii/tc  v.  Morland 
io88,  38   Ch.    D,    ISS,    Hill  V.    Cooper  [1893]    2    Q.    B,    85.     Über 
dasjenige  Vermögen  aber,  daß  sie  nach  dem  Erlaß  einer  Order  erworben 
hat,  sei   es,  daß  es  ihr  dann  erst  zu2:ewandt  wird,  sei  es,  daß  sie  eine 
Anwartschaft   darauf  hatte  (ranainder  or  reversion)^  welche  nach  Erlaß 


CQo  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

der  Order  fällig  wird,  oder  auf  welches  sie  einen  sonstigen  An- 
spruch hatte  (chose  in  action)^  kann  sie  frei  verfügen,  auch  wenn 
bestimmt  ist,  daß  diese  Rechte  einem  restraint  an  anticipaUon  unter- 
liegen sollen,  da  sie  zur  Zeit,  wo  sie  tatsächlich  in  den  Besitz  der 
Gegenstände  gelangte,  in  vermögensrechtliclier  Hinsicht  eine  ferne  sok 
war,  mithin  der  restraint  nicht  mehr  in  Wirkung  treten  konnte  (vgl. 
Williams,  Vendor  &  Purchaser  S.  824). 

§  107- 

Der  restraint  on  anticipation  kann  mit  dem  Konsens  der 
Ehefrau  vom  Gericht  insoweit  aufgehoben  werden,  als  er- 
forderlich ist,  um  ihr  Vermögen  bei  einem  Rechtsgeschäft 
haftbar  zu  machen,  welches  ihr  nach  Ansicht  des  Gerichts 
zum  Vorteil  gereicht. 

Conveyancing  Act  188 j  s.  jg;  Re  Miller' s  SettUment  [i8gi]  3  CA,  S47' 

Es  können  Fülle  eintreten,  wo  der  restraint  on  andcipation  die 
Frau  zu  ihrem  Nachteil  hindert,  Verträge  abzuschließen,  die  ihr  nur 
zum  Vorteil  gereichen  können,  z.  B.  wenn  sie  sich  mit  einem  Teil 
des  ihrer  Verfügung  entzogenen  Vermögens  eine  Existenz  gründen 
kann.  Früher  war  das  Gericht  jedoch  nicht  in  der  Lage,  im  Interesse 
der  Frau,  auf  deren  Antrag  den  restraint  on  anticipation  aufzuheben. 
Eine  Änderung  dieses  Zustandes  führte  erst  die  Conveyancing  and  Law 
of  Property  Act  von  1881  ein,  welche  in  §  39  bestimmt:  „Ungeachtet 
eines  restraint  on  anticipation  kann  das  Gericht,  wenn  dasselbe  es  für 
gut  befindet,  und  wenn  es  nach  Ansicht  des  Gerichts  zum  Vorteil 
einer  Ehefrau  ist,  durch  Urteil  oder  Verfügung  (order)  mit  ihrer  Zu- 
stimmung ihr  Recht  an  jedem  Vermögen  haftbar  machen"*). 

Diese  Aufhebung  des  restraint  on  antiäpation  wurde  jedoch  nur 
dann  gewährt,  wenn  sie  auch  wirklich  zum  Vorteil  der  Frau  verlangt 
wurde. 

In  Re  Pollardfs  Settlement  [l8g6]  2  Ch,  5S2  führt  das  Gericht  aus: 
Die  Befugnis  des  Gerichts  auf  Grund  dieser  Vorschrift  der  Conv^anäng 
and  Law  of  Property  Act  von  1881  sei  diskretionärer  Natur.  Das 
Gericht  müsse  alle  Umstände  in  Erwägung  ziehen  und  könne  insbe- 
sondere dem  Antrage  dann  nicht  stattgeben,  wenn  es  sich  darum  handele, 
solche  Schulden  der  Frau  zu  bezahlen,  die  sie  durch  eigenen  Leicht- 
sinn, oder  durch  den  Leichtsinn  ihres  Ehemannes  gemacht  habe.  In 
Re  Blundell  [igoi]  2  Ch.  223  beantragte  die  Frau  Wertpapiere,  die 
einen  geringen  Nutzen  brachten,  aber  gesetzlich  zur  Anlage  von  Trust- 
fonds zugelassen  waren  (vgl.  §  10  der  Trustee  Act  von  1895  sowie  unten 
§  108),  zu  verkaufen,  und  dafür  andere  Papiere  zu  kaufen,  in  denen 
nach  den  Bestimmungen  des  marriage  settlement  das  Vermögen  eben- 
falls angelegt  werden  durfte,  die  aber  nicht  zur  Anlage  von  Trustfonds 


1)  Notwitkstandin^^  that  a  married  woman  is  restrained  from  antkip^^" 
the  Court  maVy  if  it  tkinks  fit,  ivhen  it  afpears  to  the  Court  to  be  for  her  bttuM, 
by  jtidgement  or  order.  with  her  consent,  bind  her  interest  in  any  property. 
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gesetzlich  zugelassen  waren,  um  so  ihr  Einkommen  zu  erhöhen.  Da 
das  Vermögen  einem  restraint  on  anticipation  unterlag,  so  konnte  sie 
das  nur  tun,  wenn  das  Gericht  den  restraint  ofi  anücipation  aufhob 
und  dadurch  die  Veräußerung  möglich  machte.  Das  Gericht  lehnte 
ihren  Antrag  ab,  da  die  höheren  Einkünfte  mit  einem  höheren  Risiko 
för  das  Kapital  erkauft  würden. 

§  io8. 
Ungeachtet  eines  restraint  on  anticipation  kann  das  Gericht 
anordnen,  daß  Kosten,  die  dem  Prozeßgegner  bei  einem  Rechts- 
streit erwachsen  sind,  der  von  oder  für  eine  verheiratete  Frau 
begonnen  ist,  aus  ihrem  Vermögen  zu  bezahlen  sind.  Ihr  Ver- 
mögen kann  auch  haftbar  gemacht  werden,  um  einen  trastee 
schadlos  zu  halten,  der  auf  ihre  Veranlassung  oder  mit  ihrem 
schriftlichen  Konsens  einen  Bruch  der  Treuhänderverpflichtung 
(breach  of  trust)  hinsichtlich  des  Vermögens  begangen  hat,  von 
denen  die  fraglichen  Gegenstande  einen  Teil  bilden. 

MarrUd  Wonun's  Froptrty  Act  von  1893  s,  2;  Hood-Barrs  v,  Heriot  [i8gy] 
A.  C,  lyy,   Trustee  Act  iSgj  s,  45, 

Dieser  Paragraph  enthalt  eine  Ausnahme  von  dem  Prinzip,  daß 
solches  separate  properiy  einer  Ehefrau,  welches  dem  restraint  on 
anücipation  unterliegt,  soweit  es  sich  nicht  um  bereits  fällige  Einkünfte 
handelt,  ftir  ihre  Schulden  nicht  haftet.  Der  erste  Teil  des  Paragraphen 
gibt  im  wesentlichen  den  §  2  der  Married  Womefis  Property  Act  von 
1893  wieder.  Dieser  lautet :  „In  jeder  Klage  oder  jedem  gerichtlichen 
Verfahren,  das  jetzt  oder  fürderhin  von  einer  Ehefrau  begonnen  wird 
oder  von  einem  Beistand  (tuxt  friend)^)  in  ihrer  Vertretung,  soll  das 
Gericht,  vor  dem  solche  Klage  oder  solches  Verfahren  aniiängig  ist, 
die  Befugnis  haben,  durch  Urteil  oder  Beschluß  von  Zeit  zu  Zeit,  die 
Zahlung  der  Kosten  des  Gegners  aus  solchem  Vermögen  anzuordnen, 
welches  einem  restraint  on  anticipation  unterliegt,  und  es  kann  diese 
Zahlung  erzwingen  durch  die  Einsetzung  eines  Sequesters  und  durch 
den  Verkauf  der  Gegenstände  oder  in  anderer  Weise,  wie  es  am 
besten  erscheint"«). 

Zunächst  ist  zu  erörtern,  was  unter  einer  Klage  oder  einem  ge- 
richtlichen Verfahren,  das  von  einer  Ehefrau  begonnen  ist,  zu  ver- 
stehen ist.  Eine  Widerklage  (counterclaim)  ist  eine  Klage  im  Sinne 
dieser    Vorschrift,    ebenso    das    interpleadei    genannte    Interventions- 


0  Vgl  darüber  I.  Teil  S.  262,  Eine  volljährige  verheiratete  Frau  kann 
selbst  klagen,  eine  minderjährige  nnr  durch  einen  next  friend, 

*)  /«  any  actum  or  proceed'ing  now  or  kereafter  instituted  by  a  wornan  09 
h  a  next  friend  on  her  behalf,  the  couft  before  which  such  action  or  proceeding 
w  pending  shall  have  Jurisdiction  by  judgtnent  or  order  front  time  to  time  to 
Order  payment  of  the  costs  of  the  opposite  party  out  of  property  which  is  subject 
*o  «  restraint  on  anticipation,  and  tnay  enforce  such  payment  by  the  appointment 
^f  a  receiver  and  the  sale  of  the  property  or  otherivise  as  may  be  just. 
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tinterliegt,  so  wird  das  separate  property  auf  trustees  übertragen,  die  das 
Einkommen  an  die  Frau  auskehren.  Wenn  die  Frau  diese  trustees  zu 
einem  breach  of  trust  veranlaßt,  so  kann  sie  nach  dem  vorliegenden 
Paragraphen  der  Trustee  Act  verpflichtet  werden,  dem  trustee  den  ent- 
stehenden Schaden  zu  ersetzen.  Jedoch  ist  der  tnistee  verpflichtet,  die 
Frau  gegen  ihren  eigenen  Leichtsinn  zu  schützen.  Denn  die  Schaffung 
des  restraint  on  anticipation  und  die  Einsetzung  eines  trustee  hatte  ja 
gerade  diesen  Zweck,  und  wenn  der  trustee  die  Frau  nicht  genügend 
gegen  ihren  eigenen  Leichtsinn  schützt,  so  wird  das  Gericht  von  seiner 
diskretionären  Befugnis,  ihm  aus  dem  Trustvermögen  Ersatz  zu  ge- 
währen, keinen  Gebrauch  machen.  Das  ergibt  sich  aus  dem  Falle 
Baiton  V.  Curre  [iSgs]  I  Ch,  544-  Ii^  diesem  Falle  gab  eine  ver- 
heiratete Frau,  deren  Vermögen  einem  restraint  upon  anticipation  imterlag 
und  von  trustees  verwaltet  wurde,  ihren  schriftlichen  Konsens  zu  einer 
Veränderung  der  Anlagewerte  (im^estments).  Sie  war  aber  zu  jener  Zeit 
nicht  von  den  trustees  darüber  aufgeklärt  worden,  daß  dieser  Wechsel 
in  der  Anlage  des  Kapitals  ein  breach  of  trust  war.  Das  Geld  wurde 
ihrem  Ehemann  gegen  Bestellung  einer  Hypothek  vorgeschossen,  der, 
wie  sie  wußte,  in  Schwierigkeiten  war,  und  sie  teilte  die  Vorteile  des 
breach  of  trust,  den  ihr  Gatte  veranlaßt  hatte.  Die  trustees  waren  auf 
Grund  des  breach  of  trust  verpflichtet,  den  Schaden  von  4000  £  zu  er- 
setzen und  beantragten,  sie  aus  dem  life  estate  der  an  dem  Trustver- 
mögen berechtigten  Frau,  welches  einem  restraint  on  anticipation  unterlag, 
schadlos  zu  halten.  Das  Gericht  weigerte  sich  jedoch  in  diesem  Falle 
eine  solche  Order  zu  erlassen. 
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Bedingungen, 

§  109. 

Eine  condHion  ist  eine  Bestimmung  (term)  in  einem  coniraci 
oder  bei  einer  Verfügung  mit  der  Wirkung,  daß  mit  dem 
Eintritt  oder  Nichteintritt  eines  ungewissen  Ereignisses,  einer 
Handlung  oder  einer  Unterlassung  ein  Recht  entstehen  oder 
aufhören  soll. 

Nach  allgemeinem  Sprachgebrauch  hat  in  unserer  Sprache  das  Wort 
„Bedingung**  zweierlei  Bedeutungen.  Man  redet  von  Bedingungen  eines 
Vertrages  im  Sinne  von  Vertragsbestimmungen.  Andererseits  braucht 
man  den  Ausdruck  „Bedingung'*  für  ein  Ereignis  oder  eine  Leistung, 
von  der  die  Entstehung  oder  die  Beendigung  eines  Rechts  abhängt. 
Das  englische  Wort  „condition^^  wird  ebenfalls  in  zwei  Bedeutungen 
gebraucht,  entweder  im  Sinne  von  Vertragsbestimmungen  oder,  wie  im 
§  109,  für  ein  Ereignis  oder  eine  Leistung,  von  deren  Eintritt  die  Ent- 
stehung oder  Beendigung  eines  Rechts  abhängU  Benjamin,  On  Säle 
S.  557  definiert  den  Begriff  condition  folgendermaßen:  yCondiiiom  im 
Rechtssinne  können  entweder  Erklärungen  oder  \'ersprechen  sein,  für 
welche  die  Partei,  die  sie  macht,  einzustehen  oder  die  sie  zu  erfüllen 
hat,  oder  aber  sie  können  außerhalb  des  Vertrages  liegende  Ereignisse 
oder  Zufälle  sein,  indem  kein  Vcrspreclien  vorliegt,  daß  das 
Ereignis  oder  der  Zufall  (contingency)  eintritt.''  Nach  dem  eben 
Gesagten  bedeutet  contingency  ein  ungewisses  Ereignis  im  Gegensatz  zu 
einem  Leistungs versprechen.  Wenn  ein  Recht  an  einer  Sache  \o\\ 
dem  Eintritt  eines  ungewissen  Ereignisses  abhängt,  so  nennt  man  dieses 
Recht  ein  contingeniinterest  xind.  ein  Vertrag,  dessen  Wirksamkeit  von  einem 
solchen  ungewissen  Ereignis  abhängt,  wird  contingent  contract  genannt. 

Bei  einem  Vertrage  kann  daher  condition  bedeuten : 

1.  Eine  Bestimmung  in  einem  Vertrage,  von  deren  Erfüllung  die 
Geltendmachung  eines  Anspruches  aus  dem  Vertrage  (z.  B.  auf 
Erfüllung)  abhängt; 

2.  eine  Bedingung  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  eine  Vereinbarung, 
daß  die  Wirksamkeit  des  ganzen  Vertrages  entweder  von  einem 
Ereignis  abhängen  soll,  welches  in  einer  Leistuns^  der  andern 
Partei  besteht  oder  von  einem  Ereignis,  welches  ohne  ein 
Handeln  der  Parteien  eintreten  kann. 

Eine  condition  Vdjm  sowohl  einem  obligatorischen  Vertrage  (contract) 
wie  auch  einem  dinglichen   Vertrage    (conrtyancc)   liinzui^efügt  werden. 
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Sie  hat  bei  dem  letzteren  dingliche  Wirkung  d.  h.  sie  hemml  den 
Übergang  des  dinglichen  Rechts  als  aufschiebende  Bedingung,  resp. 
bewirkt  sie  das  Aufhören  eines  solchen  Rechts  als  auflösende  Bedingung. 
Praktisch  wichtig  sind  vor  allen  die  Bedingungen,  deren  Eintritt  den 
Übergang  eines  real  oder  personal  estate  von  einer  Person  auf  eine 
andere  zur  Folge  hat.  Hier  muß  jedoch  auf  den  wichtigen  Unterschied 
zwischen  einer  condition  und  einer  limitation^  von  dem  schon  bei  den 
§§  I02 — 103  die  Rede  war,  nochmals  näher  eingegangen  werden. 

Conditions  und  Limitations, 

Wie  bereits  bei  §  102  ausgeführt  wurde,  ist  eine  Bestimmung  in 
einem  settlenient,  welche  die  äußerste  Dauer  eines  estate  bezeichnet,  eine 
limitation.  Wenn  dagegen  der  estate  bereits  in  solcher  Weise  bedingt 
ist,  aber  bei  Eintritt  eines  anderen  Ereignisses  schon  früher  aufhören 
soll,  so  Hegt  eine  condition  vor.  Wenn  jemand  einer  andern  Person 
einen  life  estate  verleihen  will,  der  im  Falle  des  Konkurses  oder  der  Heirat 
des  Begünstigten  aufhören  soll,  so  kann  er  dieses  in  zw-eierlei  Weise 
erreichen.  Einmal  indem  er  das  Ereignis,  von  dem  das  Aufhören  des 
life  estate  abhängen  soll,  in  die  Begründung  des  estate  einbezieht,  z.  B.  er 
gibt  einen  estate  for  life  or  until  marriage  oder  for  life  or  until  bankruptcy. 
In  diesem  Falle  liegt  eine  limitation  vor.  Jedes  der  Ereignisse,  Tod 
oder  Eheschließung,  resp.  Tod  oder  Konkurs,  bezeichnet  die  äußerste 
Dauer  des  estate.  Es  handelt  sich  um  einen  sogenannten  qualified  life 
estate.  Ein  solcher  estate  wird  auch  ein  determinable  estate  genannt  und 
eine  solche  alternative  limitation  eine  conditional  limitation. 

Dasselbe  Resultat  kann  aber  auch  dadurch  erreicht  werden,  daß 
dem  A  zunächst  ein  life  estate  gegeben  wird,  welcher  aber  im  Falle 
seines  Konkurses  oder  seiner  Heirat  aufhören  soll.  In  diesem  Falle 
bildet  die  Bestimmung,  die  den  estate^  abgesehen  vom  Falle  des 
Todes  des  Bedachten,  beendigt,  keinen  Teil  der  Begrenzung 
(limitation)  selbst,  sondern  dieser  ist  an  sich  ein  estate  for  life,  der 
beim  Eintritt  eines  der  genannten  Ereignisse  schon  frCÖier  aufhört 
Hier  ist  die  Bestimmung,  daß  der  estate  im  Falle  eines  Konkurses  oder 
der  Heirat  aufhören  solle,  eine  Condition.  Goodeve  (Real  Property 
S.  194)  nennt  einen  solchen  estate  einen  ^estate  determinable  by  condiüonr. 

Die  Frage,  ob  es  sich  um  eine  condition  oder  eine  limitation  handelt, 
ist  nicht  ohne  praktische  Bedeutung.  Wenn  z.  B.  ein  freehold  estate  h^ax 
Eintritt  einer  condition  beendigt  wird,  so  muß  derjenige,  dem  das  Recht 
zufällt,  positive  Schritte  ergreifen,  damit  der  estate  des  Rechtsvorgängers 
als  beendigt  angesehen  wird,  indem  er  entweder  sich  in  den  Besitz  des 
Landes  setzt  oder  eine  Klage  auf  Besitzübergabe  anstrengt  Handelt 
es  sich  dagegen  um  eine  conditional  limitation'^),  so  endigt  das  Recht 
ipso  facto  bei  Eintritt  des  Ereignisses. 

Im  Sachenrecht  wird  bei  den  estates  on  condition  noch  auf  andere 
praktisch  wichtige  Unterschiede  zwischen  einem  estate  determinable  by 
condition  und  einem  determinable  estate  näher  einzugehen  sein. 


^)  Der  Ausdruck   conditional  iimitation   wird  jedoch  noch  in  einem  andern 
Sinne  gebraucht  (vgl.  darüber  weiter  unten). 
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Eine  condition  ist  stets  ein  ungewisses  Ereignis.  Eine  bloße  Be- 
fristung ist  ebensowenig  eine  condition  wie  ein  bestimmtes  Ereignis, 
z.  B.  der  Tod  einer  Person.  Ein  Ereignis,  das  bestimmt  eintritt,  kann 
nur  als  limitation  in  Frage  kommen  und  zwar  nennt  man  eine  solche 
Umitatiany  die  von  einem  bestimmten  Ereignis,  z.  B.  dem  Tode  des 
Berechtigten,  abhängt,  eine  absolute  limitation^  eine  limitation^  die  von 
einem  unbestimmten  Ereignis  abhängt,  eine  condttional  limitation.  Der 
Ausdruck  condttional  limitation  wird  somit  in  zweierlei  Bedeutung  ge^ 
braucht :  Einmal  im  Gegensatz  zu  einer  absolute  limitation,  wenn  z.  B. 
die  Beendigung  eines  estate  ausschließlich  von  der  Heirat  einer  Person 
abhängig  gemacht  wird,  d.  h.  einem  Ereignis,  dessen  Eintritt  unbestinmit 
ist.  Zweitens  wird  der  Ausdruck  ^^conditional  limitation^  im  Gegensatz 
zu  „candition"^  gebraucht,  wenn  das  ungewisse  Ereignis  einen  Teil  der 
limitation  bildet  (for  life  or  until  marriage)^  während  die  condition  dem 
anderweitig  bereits  begrenzten  estate  hinzugefügt  wird. 

Implied  conditions  und  express  conditions. 

Implied  conditions  sind  solche  Bedingungen  im  eigentlichen 
Sinne  oder  Vertragsbestimmungen,  welche  nicht  ausdrücklich  ver- 
einbart sind,  sondern,  welche  das  Gericht  als  stillschweigend  gewollt 
annimmt.  Sehr  oft  findet  man  in  englischen  Gesetzen  die  Bestimmung, 
daß  mangels  anderer  Vereinbarungen  die  Vorschrift  des  Gesetzes  aJs 
implied  condition  gelten  solle  (vgl.  z.  B.  §§  12,  13  und  14  der  SaU  of 
Goods  Act.). 

Demgegenüber  sind  express  conditions  ausdrücklich  vereinbarte  Be- 
dingungen oder  Vertragsbestimmungen. 

Conditions  in  law  und  conditions  in  deed. 

Die  Ausdrücke  implied  und  express  condition  werden  aber  auch  im 
engeren  Sinne  bei  estates  on  condition  gebraucht.  Man  nennt  express 
conditions  oder  conditions  in  deed  Bedingimgen  der  Urkunde,  welche 
den  estate  an  einem  Grundstück  schaffen  oder  welche  ihn  abändern, 
indem  bei  ihrem  Eintritt  der  estate  entweder  beginnt  oder  aufhört,  da- 
gegen nennt  man  die  vom  Statute  Law  oder  Common  Law  geschaffenen 
Bedingungen,  welche,  ohne  daß  es  einer  Parteivereinbanmg  bedarf,  den 
tstate  hinfällig  machen,  conditions  in  law. 

Wenn  jemandem  ein  estate  verliehen  ist,  der  mit  einem  Amt  ver- 
bunden ist,  z.  B.  wenn  jemand  als  Gutsverwalter  eingesetzt  ist  und  ihm 
zugleich  ein  estate  for  life  an  dem  Gut  verheben  ist,  so  unterliegt  die 
Verleihung  dieses  estate  for  life  der  stillschweigenden  Bedingung,  daß 
der  so  Begünstigte  seine  Verpflichtungen  ordentlich  erfüllt,  widrigenfalls 
sein  estate  verwirkt  sein  soll.  Diese  Bedingung  ist  eine  condition  in  law. 
Ein  ferneres  Beispiel  bildeten  die  Fälle,  in  denen  jemand  einen  estate 
for  life  oder  for  years  verM-'irkte,  wenn  er  einen  weitergehenden  Rechtstitel 
an  dem  Grundstück  behauptete,  z.  B.  indem  ersterer  versuchte  das  Grund- 
;5tück  als  ob  er  Eigner  in  fee  simple  wäre  zu  veräußern,  letzterer  indem  er 
eine  Rechtshandlung  vornalim,  welche  die  Behauptung  eines  freehold 
interest  an  dem  Grundstücke  in  sich  schloß.  Diese  conditions  in  law  sind 
jetzt  zum  größten  Teil  durch  das  Gesetz  8  &*  g  Vict.  c.  106  beseitigt, 
welches  bestimmt,   daß  ein  feoffment  seitens  des   tenant  for  life  keine 
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Verwirkung  des  ^sMg  zur  Folge  hat*).  Auch  die  Bestimmungen,  wo- 
nach der  Inhaber  eines  /mse  auf  die  angegebene  Weise  seinen  aiaU 
verwirkte  (Co,  Litt  20la)y  gelten  nicht  mehr. 

§   HO. 

Eine  Bedingung,  bei  deren  Eintritt  ein  Recht  entsteht, 
wird  eine  condHion  precedent  oder  suspensive  genannt;  eine  Be- 
dingung, bei  deren  Eintritt  ein  Recht  zu  existieren  aufholt, 
wird  eine  condition  suhsequeni  oder  reso/utiwe  genannt. 

Richards  v.  Hayward  (1841)  2  Man  &  G.  $74. 

Der  Paragraph  ist  nur  für  die  Terminologie  von  Bedeutung  und 
bedürfte  keiner  weiteren  Erläuterung,  wenn  dem  englischen  Recht  nur 
die  beiden  darin  genannten  Arten  von  Bedingungen  bekannt  wären. 
Es  gibt  jedoch  noch  eine  dritte  Art  von  Bedingungen,  die  hier  er- 
wähnt werden  muß,  das  sind  die  sogenannten   ^concurrmt  canditms". 

Wenn  bei  einem  gegenseitigen  Vertrage,  die  Leistungen  in  der 
Weise  zu  bewirken  sind,  daß  die  Parteien  Zug  um  Zug  zu  erfüllen 
haben,  so  ist  jede  Leistung  eine  concurrent  condition^  für  die  andere 
Leistung,  z.  B.  sind  mangels  besonderer  Vereinbarung  Obergabe  der 
Ware  und  Zahlung  des  Kaufpreises  concurrent  conditions  (vgl.  s.  28  der 
Sah  of  Goods  Act  iSgs).  Leistungsversprechen,  die  in  einem  solchen 
Verhältnis  zueinander  stehen,  heißen  auch  mutual  conditions  und  wenn 
sie  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  enthalten  sind  concurrent  covenants. 

Auf  die  Frage,  ob  eine  Leistung  bei  einem  gegenseitigen  Vertrage 
eine  condition  precedent  ist,  so  daß  eine  Partei  vorzuleisten  hat,  oder 
eine  concurrent  condition^  wird  erst  im  Obligationenrecht  näher  ein- 
zugehen sein. 

§  III. 
Ob   eine   Bestimmung   in    einem   Vertrage   eine  condition 
ist  oder  eine  bloße  selbständige  Vereinbarung  (marraniy),  ist 
in  jedem  einzelnen  Falle  eine  Frage  der  Konstruktion. 

Roderts  v.  Brett  (1865)  11  H,  L.  C  337. 

Dieser  Paragraph  behandelt  den  äußerst  wichtigen  Unterschied 
zwischen  einer  condition  einerseits  und  einem  independent  agreemcnt 
oder  warranty  anderseits.  Wenn  nämlich  eine  Leistung  bei  einem 
gegenseitigen  Vertrage  für  die  andere  Leistung  eine  condition  precedent 
oder  concurrent  condition  ist,  so  nennt  man  die  Leistungsversprechen  ^^dc- 
pendent  covenant^*^  oder  jydependent  agreements^^.  Stehen  sie  dag^en  nicht 
in  diesen  Verhältnis,  so  daß  die  vorherige  oder  gleichzeitige  Leistung 

S)  Das  Gesetz  hatte  aber  keineswegs  die  Folge,  daß  nunmehr  dnrch  eine 
solche  unbefugte  Veräußerung  der  Erwerber  einen  Rechtstitel  erwarb,  denn: 
nemo  plus  juris  transferre  potest,  quam  ipse  habet;  erst  durch  die  SettUd  Land 
Act  von  1882  wurde  der  tenant  for  life  in  den  Stand  gesetzt,  unter  Beobachtvog 
des  dott  vorgeschriebenen  Verfahrens  einen  größeren  estate  zu  schaffen,  als  er 
selbst  hatte  (vgl.  oben  S.  579). 
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der  einen  Partei  nicht  die  Voraussetzung  für  die  Geltendmachung  des 
Ansprachs  der  andern  Partei  bildet,  so  sind  die  Vereinbarungen  inde- 
pmdent  covmants  oder  agreements.  Die  neuere  Terminologie  bezeichnet 
die  letzteren  auch  als  warranties  im  Gegensatz  zu  conditions  während 
früher  der  Ausdruck  warranty  keine  fest  umgrenzte  Bedeutung  hatte. 

Ein  Kaufvertrag  kann  z.  B.  verschiedene  Bestimmungen  enthalten, 
von  denen  einige  so  wesentlich  sind,  daß  der  Anspruch  auf  die  Gegen- 
leistung nicht  geltend  gemacht  werden  kann,  solange  diese  Vertrags- 
bestimmungen nicht  erfüllt  werden.  Solche  Bestimmungen  sind  nach  der 
Terminologie  der  Säle  of  Goods  Act  von  1893  conditions.  Andere  Be- 
stimmungen z.  B.  über  den  Erfüllungsort  oder  über  die  Erfüllungszeit 
können  aber  als  nicht  so  wesentlich  angesehen  werden,  daß  ihre  Nicht- 
erfüllimg  den  Anspruch  auf  die  Gegenleistung  schlechtweg  ausschließt. 
Solche  Bestimmungen  sind  bloße  warranties  im  Sinne  der  Säle  of  Goods 
Act  von  1893.  Es  bleibt  natürlich  den  Parteien  unbenommen,  eine  Be- 
stimmimg, die  gewöhnlich  nur  als  warranty  angesehen  wird,  durch  aus- 
drückliche Vereinbarung  zur  condition  zu  erheben.  Diese  Unterscheidung 
zwischen  condition  und  warranty  wird  von  der  Säle  of  Goods  Act  von 
1893  streng  durchgeführt,  auf  ihr  beruht  die  ganze  Lehre  von  den  Rechten 
der  Parteien  bei  Mängeln  der  Kaufsache. 

§  62  der  Säle  of  Goods  Act  von  1893  bestimmt: 
„Unter  warranty  ist  eine  nebensächliche  (collateral)  Vereinbarung 
im  Hinblick  auf  Waren,  die  den  Gegenstand  eines  Kaufvertrages  bilden, 
zu  verstehen,  deren  Verletzung  einen  Anspruch  auf  Schadensersatz  ge- 
währt, aber  nicht  ein  Recht,  die  Ware  zurückzuweisen  und  den  Vertrag 
als  aufgehoben  anzusehen." 

Die  Laxheit  der  Terminologie  namentlich  vor  dem  Inkrafttreten 
der  SaU  of  Goods  Act  von  1893  hatte  jedoch  zur  Folge,  daß  der 
Ausdruck  warranty  in  den  Reports  auch  oft  im  Sinne  von  condition 
gebraucht  wurde.  Die  verschiedenen  Bedeutungen,  in  denen  der  Ausdruck 
warranty  gebraucht  wurde,  stellt  Anson,  Contract  S.  324  (354)  über- 
sichtlich zusammen.     Danach  bedeutet  warranty: 

1.  Eine  Erklärung  über  wesentliche  Tatsachen.  Die  Unrichtigkeit 
solcher  Erklärung  hat  Unwirksamkeit  des  Vertrages  zur  Folge,  mit 
andern  Worten  die  Richtigkeit  der  Erklärung  ist  eine  condition  precedent 
für  die  Entstehung  des  Anspnichs. 

2.  warranty  bedeutet  femer  das  Versprechen  einer  Leistung 
in  einem  Vertrage,  das  so  wesentlich  ist,  daß  die  Entstehung  des 
Anspruches  von  der  Erfüllung  dieses  Versprechens  abhängt,  so  daß 
das  Versprechen  ebenfalls  als  condition  precedent  angesehen  wird. 

3.  Der  Ausdruck  warranty  wird  auch  für  eine  Vertragsbestimmung 
gebraucht,  die  ursprünglich  wesentlich  und  deshalb  eine  condition  war, 
die  aber  ihre  Wirkung  als  condition  verloren  hat,  weil  die  Gegenpartei 
darauf  verzichtet  hat,  diese  Bestimmung  als  condition  zu  behandeln.  Wenn 
bei  einem  Kaufvertrage  eine  nach  dem  Inhalt  des  Vertrages  wesentliche 
Vereinbarung  z.  B.  über  die  Qualität  der  Ware  nicht  erfüllt  ist,  so  ist 
diese  Vereinbarung  eine  condition.  Der  Käufer  kann  wegen  Nicht- 
erfüllung dieser  condition  die  Leistung  zurückweisen   und   den  Vertrag 

39* 


6oo  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

als  beendigt  behandeln^).  Nimmt  er  aber  die  Ware  an,  so  verzichtet  er 
darauf,  diese  Vertragsbestimmung  als  condition  zu  behandeln,  diese  sinkt 
zu  einer  bloßen  warranty  herab,  aus  welcher  er  auf  Schadensersatz 
wegen  Verletzimg  dieser  Bestimmung  klagen  kann. 

4.  Schließlich  wird  der  Ausdruck  warranty  im  Sinne  des  vorli^enden 
Paragraphen  gebraucht,  nämlich  für  ein  Versprechen  bei  einem  gegen- 
seitigen Vertrage,  welches  nicht  so  wesentlich  ist,  daß  der  Gegner  wegen 
Nichterfüllung  diesesVersprechens  die  ganze  Gegenleistimg  verweigern  darf. 
Ein  instruktives  Beispiel  für  den  Unterschied  zwischen  einer 
condition  und  einer  warranty  bildet  der  oben  bei  der  Lehre  von  der 
misrepresentaiion  zitierte  Fall  Behn  v.  Burness  3  B.  &*  S,  ^53-  ^ort 
wurde  der  Fall  zur  Erläuterung  der  Frage  zitiert,  wann  eine  Erklärung 
Teil  eines  Vertrages  sei  und  wann  nicht.  Das  Gericht  entschied,  daß 
die  Worte  in  der  Chartepartie  „jetzt  im  Hafen  von  Amsterdam"  nicht 
etwa  nur  eine  bei  Gelegenheit  eines  Verlragsschlusses  abgegebene  un- 
verbindliche Erklärung  enthielten,  sondern  einen  Teil  des  Vertrages 
selbst  bildeten,  so  daß  der  Erklärende  für  die  Richtigkeit  dieser  Erklärung 
haftbar  sei.  „Dann  aber  entstand"  —  um  die  Worte  des  Richters 
Williams  zu  brauchen  —  „die  viel  erörterte  Frage,  ob  dieser  Teil  des 
Vertrages  als  eine  aufschiebende  Bedingimg  (condition  precedmt)  oder 
als  y,independent  agreement^^,  das  nicht  zum  Rücktritt  vom  Vertrage  sondern 
nur  zu  einer  Klage  auf  Schadensersatz  berechtigt,  aufzufassen  sei"  Das 
Gericht  entschied,  daß  die  Erklärung,  das  Schiff  sei  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsschlusses im  Hafen  von  Amsterdam,  nach  der  Absicht  der  Parteien 
eine  condition  war,  die  Nichterfüllung  derselben  befreite  daher  den 
Charterer  von  der  Verpflichtung  seinerseits  zu  erfüllen.  Ein  weiteres 
Beispiel  bildet  der  bei  §  89  erwähnte  Fall  Bannermann  v.  White  1S61, 
10  a  B.  N.  S,  844,  Dort  hatte  -die  Jury  über  die  Frage  zu  ent- 
scheiden, ob  die  Angaben  des  Verkäufers  als  eine  außerhalb  des  Vertrages 
liegende  Erklärung,  oder  als  Vertragsbedingung  anzusehen  seien;  sie  er- 
klärte, diese  Angaben  des  Verkäufers  bildeten  einen  Teil  des  Kaufvertrages 
und  seien  als  warranty  anzusehen.  Das  Gericht  hatte  die  Bedeutung 
dieses  Wahrspruches  zu  würdigen  und  entschied,  die  Jury  habe,  als  sie 
den  Ausdruck  warranty  gebrauchte,  damit  nicht  sagen  wollen,  daß  der 
Verkäufer  nicht  vom  Verkauf  zurücktreten  könne,  sie  habe  offenbar  den 
Ausdruck  in  dem  Sinne  gemeint,  daß  der  Verkäufer  vom  Verkauf  zurück- 
treten könne  (also  im  Sinne  von  condition)]  Richter  C.  J.  Erle  sagte: 
„Wir  vermeiden  den  Ausdruck  warranty,  weil  er  in  doppeltem  Sinne  ge- 
braucht wird^und  den  Ausdruck  condition,  weil  es  fraglich  ist,  ob  dieser 
Ausdruck  hier  anwendbar  ist.  Der  Sinn  der  Vertragsbestimmung  ist 
•  jedenfalls  der.  daß  der  Beklagte  das  Versprechen  forderte,  daß  kein 
Schwefel  gebraucht  war,  und  daß  der  Kläger  ein  solches  gab.  Dieses 
Versprechen  war  ein  „vorgängiges  (präiminary)  Versprechen"  und  wenn 
es  nicht  gegeben  wäre,  so  würde  der  Beklagte  die  Verhandlungen  nicht 
fortgesetzt  haben,  die  zum  Vertrage  führten.  In  diesem  Sinne  war  es 
eine  Bedingung,  unter  der  der  Beklagte  kontrahierte  und  es  würde  dem 


^)  Auf  diesem  Wege  erreicht  das  englische  Recht  im  wesentlichen  dasselbe, 
wie  wir  durch  die  dem  eoglischen  Recht  unbekannten  ädiliztschen  Recbtsbebelfe 
der  Wandelungs-  und  Minderungsklage. 
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durch  diese  Stipulation  erklärten  Willen  zuwiderlaufen,  wenn  der  Ver- 
trag gültig  bliebe,  trotzdem  Schwefel  gebraucht  war.'* 

Im  Falle  Glaholm  v.  Hays  2  M.  6r*  G.  257  wurde  ein  Schiff  ge- 
chartert, um  von  England  nach  Triest  zu  gehen  und  dort  eine  Ladung 
einzunehmen.  Die  Chartepartie  enthielt  die  Klausel:  „Das  Schiffsoll 
von  England  am  4.  Februar  des  nächsten  Jahres  oder  vorher  segeln." 
Das  Schiff  ging  erst  einige  Tage  nach  dem  4.  Februar  von  England 
ab.  Bei  der  Ankunft  in  Triest  weigerte  sich  der  Charterer  abzuladen 
und  trat  vom  Vertrage  zurück.  Aus  den  Entscheidungsgründen  ist 
folgender  Passus  hervorzuheben: 

„Ob  eine  einzelne  Vertragsklausel  in  einer  Chartepartie  eine  Be- 
dingung ist,  bei  deren  Nichterfüllung  es  der  einen  Partei  freisteht, 
den  Kontrakt  aufzuheben   und  ihn  als  beendigt  zu  betrachten  oder 
ob  sie  nur  eine  Vereinbarung  bildet,  deren  Nichteinhaltung  durch  einen 
Schadensersatzanspruch  ausgeglichen  wird,  das  hängt  von  dem  Willen 
(intention)  der  Parteien  ab,   der  in  jedem  einzelnen  Falle,  aus   den 
Vertragsbestimmungen   und   aus   dem   Zweck   des   Vertrages   zu   er- 
mitteln ist.     Alles  in  allem  meinen  wir,  daß  die  Absicht  der  Parteien 
ganz  klar  die  war,  die  Abfahrt  des  Schiffes  spätestens  am  4.  Februar 
sicherzustellen    und    daß    der    einzige   Weg,    diese   Absicht    zu    ver- 
wirklichen, der  ist,  daß  man  die  Klausel  als  condition  precedmt  auffaßt." 
Im  Falle  BetHni  v,   Gye  I   Q.  Ä   D.  183  schloß  der  Kläger  mit 
Gye,  dem  Direktor  der  italienischen  Oper  in  London,  einen  Engagements- 
vertrag, und  in  den  verschiedenen  Bedingungen  dieses  Vertrages  befand 
sich  auch  die  Bestimmung,   daß   der  Kläger  mindestens   6  Tage  vor 
dem  Beginn  seines  Engagements  zu  den  Proben  m  London  zu  sein 
habe.    Bettini  kam  jedoch  nur  zwei  Tage  vor  Beginn  seines  Engagements 
in  London  an  und  Gye  trat  daraufhin  vom  Vertrage  zurück.     Richter 
Blackbum   erklärte:    Zunächst    müsse   man    die   Vertragsbestimmungen 
daraufhin   ansehen,   ob   nach   der   Absicht   der  Parteien   eine   streitige 
Bestimmung  eine  condition  oder  eine  bloße  warranty  sein  sollte.    Darüber 
sagt  er:  „Die  Parteien  können   etwas,   was  auf  den   ersten   Blick  von 
sehr  geringerer  Wichtigkeit  erscheint,  für  sehr  wesentlich  ansehen,  und 
wenn  sie  die  Absicht  genügend  zu  erkennen  geben,   daß   die  genaue 
Erfüllung    einer    solchen    Bestimmung     eine     condition   preccdent    sein 
soll,   so    liegt    auch    eine   solche   vor.      Oder   sie   können   die   Absicht 
haben,   daß   die  Erfüllung  einer  Bestimmung  von   anscheinend  großer 
Wichtigkeit,   die  prima  facie  eine  condition  precedent  ist,  nicht  wesent- 
lich sein   soll,   so  daß   die  Verletzung   der  Bestimmung   durch   bloßen 
Schadensersatz   ausgeglichen   werden    kann.     Wenn   sie   diese   Absicht 
genügend    zum    Ausdruck    gebracht    haben,    so    liegt    keine    condition 
precedent  vor**.     Er  führt  femer  aus,  daß  aus  dem  Vertrage  nicht  un- 
mittelbar hervorgehe,    ob   die   Parteien    die   fragliche   Bestimmung   als 
wesentlich   ansahen   oder  nicht.      Er  entschied,    daß   die   Bestimmung 
über  die  Ankunft  des  Sängers  nicht  wesentlicher  Natur  war,  und  deshalb 
vom  Beklagten  nicht  als  condition  precedent  behandelt  werden  konnte; 
er  konnte  also  nicht  zurücktreten. 

Im  Obligationenrecht  wird  auf  die  Folgen,  die  sich  an  diese 
praktisch  äußerst  wichtige  Unterscheidung  zwisclien  condition  und  warraniv 
knüpfen,  noch  näher  einzugehen  sein. 
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§    112. 

Wenn  der  Erwerb  eines  Rechts  von  der  Erfüllung  einer 
aufschiebenden  Bedingung  abhängt,  so  wird  das  Recht  nicht 
erworben,  bevor  nicht  die  Bedingung  völlig  erfüllt  ist 

Mason  v.  Harvey  1853,  8  Exch.  8 ig. 

Der  Paragraph  bezieht  sich  sowohl  auf  Bedingungen  im  engeren 
Sinne,  wie  auch  auf  Vertragsbestimmungen,  welche  conditions  im  Sinne 
des  vorhergehenden  Paragraphen  sind.  Durch  teilweise  Erfüllung  der 
Bedingung  wird  das  von  der  Bedingung  abhängige  Recht  nicht  er- 
worben, insbesondere  nicht  bei  obligatorischen  Verträgen,  das  Recht 
auf  die  Gegenleistimg.  Nimmt  jedoch  beim  gegenseitigen  Vertrage  eine 
Partei  die  unvollständige  Gegenleistung  an,  so  verzichtet  sie  zwar  nicht 
auf  die  vollständige  Erfüllung,  wohl  aber  darauf,  daß  sie  die  teilweise 
Nichterfüllung  fernerhin  noch  als  condition  behandeln  darf,  die  ihr  das 
Recht  gibt,  die  Gegenleistung  zu  verweigern;  sie  kann  vielmehr  dann 
nur  noch  aus  der  teilweisen  Nichterfüllung  ein  Recht  auf  Schadensersatz 
herleiten,  mit  andern  Worten  die  condition  wird  durch  Annahme  der 
unvollständigen  Leistung  zur  bloßen  warranty.  Im  Obligationenrecht 
wird  bei  der  Lehre  von  der  Teilerfüllung  hierauf  zurück  zu  kommen  sein. 

§  113. 
Wenn  der  Eintritt  einer  Bedingung  von  einer  der  Parteien 
eines    obligatorischen    oder   dinglichen  Vertrages    (contract  or 
conveyance)   verhindert  ivird,   so  kann   diese   Partei  aus  dem 
Nichteintritt  keine  Rechte  herleiten. 

Mackay  v.  Dick  j88j,  L,  K,  6  App,  Ca.  2$i. 

Es  würde  gegen  Treu  und  Glauben  verstoßen,  wenn  eine  Partei 
sich  auf  den  Nichteintritt  einer  Bedingung  berufen  könnte,  deren  Ein- 
tritt sie  selbst  verhindert  hat.  C  o  k  e  upon  L  i  1 1 1  e  t  o  n  206  b  führt  folgendes 
Beispiel  an:  ^JfA  be  bound  to  B  that  J,  S.  shall  marry  Jane  G.  before 
such  a  day,  and  before  ihe  day  B  marry  with  Jane»  he  shall  neoer  take 
advantage  of  the  bondy  for  that  he  himself  is  the  mean,  that  ihe  condition 
could  fiot  be  performed.  And  this  is  regularly  true  in  all  cases^\  Das  be- 
deutet: wenn  A  sich  dem  B  gegenüber  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  ver- 
pflichtet, eine  Summe  Geldes  zu  zahlen  unter  der  Bedingung,  daß  diese 
Verpflichtung  hinfällig  sein  soll,  wenn  ein  Dritter  vor  einem  darin  ge- 
nannten Tage  Jane  heiratet  und  B  heiratet  vorher  selbst  die  Jane, 
so  macht  er  es  unmöglich,  daß  durch  Eintritt  der  Bedingung  die 
Zahlungsverpflichtung  der  A  hinfällig  wird.  In  solchem  Falle  soll  aber 
B  nicht  berechtigt  sein,  auf  Grund  der  Zahlungsverpflichtung  zu  klagen. 
Eine  solche  Urkunde  ist  ein  sogenanntes  bond,  dessen  Wesen  im  nächsten 
Paragraphen  näher  auseinandergesetzt  werden  wird. 

Im  Falle  Mackay  v.  Dick  1881,  L,  Ä,  6  App,  Ca  251  enthielt  ein 
Vertrag  die  Bestimmung,  daß  eine  Maschine  vom  Besteller  abzunehmen 
sei,  wenn  sie  bestimmte  Probeleistungen  erfüllt  habe.    Es  wurden  Proben 
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vorgenommen,  bei  welchen  die  Maschine  nicht  ordentlich  arbeitete,  aber 
diese  Proben  waren  nicht  unter  den  kontraktlich  festgestellten  Bedingungen 
vorgenommen  worden.  Die  Käufer  weigerten  sich  weitere  Proben  unter 
Beobachtung  der  kontraktlichen  Bedingungen  vorzunehmen  und  die 
Maschine  zu  bezahlen.  Sie  wurden  zur  Zahlung  verurteilt.  Lord 
Watson  führte  aus:  Auf  die  Behauptung,  die  Maschine  sei  imgeeignet, 
käme  es  nicht  an,  da  die  Beklagte  die  Bedingung  einer  ordnungs- 
mäßigen Probe  nicht  erfüllt  habe,  und  Lord  Blackburn  sagt:  „Wenn 
zwei  Parteien  übereingekommen  sind,  das  etwas  getan  werden  soll,  was 
tatsächlich  nicht  ausgeführt  werden  kann,  wenn  nicht  beide  Parteien 
zusammenwirken  so  geht  die  Konstruktion  des  Vertrages  dahin,  daß 
jeder  sich  verpflichtet  alles  zu  tun,  was  von  seiner  Seite  notwendiger- 
weise getan  werden  muß,  um  den  Effekt  herbeizuführen." 

Weitere  Beispiele  bilden  die  Fälle,  wo  der  Besteller  bei  einem  Werk- 
vertrage den  Unternehmer  hindert,  die  Arbeit,  welche  eine  c&ndiHon 
prectdent  für  den  Zahlungsanspruch  des  Unternehmers  bildet,  zu  vollenden 
oder  wo  der  eine  Teil  nach  dem  Vertrage  eine  Handlung  vorzunehmen 
hat,  bevor  der  andere  Teil  leisten  kaim. 

Im  Falle  Stewart  v.  Rogersan  L,  R.  6  C.  P.  424  war  der  Verfrachter 
nach  der  Chartep^rtie  verpflichtet,  die  Ware  an  einem  vom  Befrachter 
zu  bestimmenden  Kai  zu  landen.  Vorher  konnte  er  keine  Fracht  be- 
anspruchen. Nachdem  sich  aber  der  Befrachter  geweigert  hatte,  einen 
solchen  Kai  für  die  Löschung  der  Ware  zu  benennen,  durfte  er  die 
Zahlung  der  Fracht  nicht  mehr  verweigern. 

§  114. 
Die  Übertragung  von  Grundeigentum  unter  einer  auf- 
lösenden Bedingung,  die  zu  der  Zeit,  wo  sie  vereinbart  ist, 
unmöglich  ist,  oder  die  später  durch  höhere  Gewalt  (^^ct  of 
Gad")  unmöglich  wird,  oder  die  illegal  oder  unsittlich  ist,  ist 
oder  wird  unbedingt  (aiso/ute),  und  eine  Obligaiion,  die  beim 
Eintritt  einer  Bedingung  hinfallig  werden  soll,  welche  zur 
Zeit,  wo  sie  vereinbart  wird,  unmöglich  ist,  ist  unbedingt; 
aber  eine  Obligation,  die  hinfällig  werden  soll  beim  Eintritt 
einer  illegalen  oder  unsittlichen  Bedingung  oder  einer  Be- 
dingung, welche  nachträglich  unmöglich  oder  illegal  wird, 
ist  oder  wird  nichtig. 

Co.  Litt,  206;  Browning  V,  Beston  (1556);  Plowd,  131;  Keat  v.  Allen  (Jjoy) 
2  Vern.  588. 

Wenn  alternative  Bedingungen  vorhanden  sind  and  eine  unmöglich  wird, 
so  ist  die  Obligation  ebenfalls  nichtig. 

LaughUr^s  Gase  (1595)  5  Rep,  21  b. 

Der  Paragraph  behandelt  die  Wirkung  unmöglicher  und  illegaler 
Bedingungen  bei  einer  cotweyance  of  property,  d.  h.  dem  dinglichen 
Veräußerungsvertrage  und  bei  Obligationen.  Daraus  ergibt  sich  von 
selbst  die  Einteilung  für  unsere  Betrachtung. 


5 Od  Dritter  Abschnitt.     Rechtsgeschäfte. 

L  Bedingte  dingliche  Verfügungen. 

a)  Auflösende  Bedingungen. 

Eine  von  Anfang  an  unmögliche  auflösende  Bedingung  bei  einer 
cofweyance  of  properiy  gilt  als  nicht  vorhanden,  so  daß  der  Erwerber  ein 
unbedingtes  Recht  erhält.  Dasselbe  gilt,  wenn  die  Bedingung  illegal 
oder  unsittlich  ist.  Ein  Beispiel  für  eine  illegale  Bedingung  bildet  eine 
Bedingung,  die  gegen  die  Rule  against  Ferpetuities  verstößt  und  die 
deshalb  nichtig  ist.  Der  estate  dem  eine  solche  Bedingung  beigefügt 
ist,  wird  so  behandelt,  als  ob  diese  Becjingung  ihm  nicht  beigefügt  wäre. 
lU^al  ist  femer  eine  C0ndition  subsequent  bei  einem  estate^  wonach  dieser 
aufhören  soll,  wenn  jemand  heiratet,  da  darin  eine  unerlaubte  Be- 
schränkung der  Freiheit  der  Eheschließung  liegt  (vgl.  oben  §  96).  Weitere 
Beispiele  für  nichtige  Bedingungen  bilden  die  in  den  §§  100 — loi  erwähnten 
Verfallklauseln  für  den  Fall  der  Veräußerung  oder  des  Konkurses  bei 
einem  estate  in  fee. 

Auflösende  Bedingungen,  die  bei  einer  corweyance  of  proper ty  nach- 
träglich unmöglich  werden,  sind  nur  dann  nichtig  und  haben  zur 
Folge,  daß  der  estcUe  unbedingt  wird,  wenn  sie  durch  höhere  Gewalt 
(Act  of  God)  unmöglich  werden  oder  wenn  der' Berechtigte  selbst  nach 
Maßgabe  des  vorhergehenden  Paragraphen  den  Eintritt  der  Bedingung 
herbeigeführt  hat  Coke  upon  Littleton  209b  faßt  diese  Norm 
folgendermaßen : 

,ylt  is  to  be  observeä,  that  where  the  condition  becomes  impossible  to 

be  ptrformed  by  the  Act  of  God  as  by  death  etc.  the  State  of  the  feoffu 

shall  not  be  avoided.'' 

„Wenn  die  Erfüllung  der  Bedingung  durch  höhere  Gewalt,  z.  B. 
durch  den  Tod  unmöglich  wird,  so  soll  das  Recht  des  Lehnsmannes 
dadurch  nicht  berührt  werden." 

Act  of  God  entspricht  ungefähr  dem  Begriff  „höhere  Gewalt".  Im 
englischen  Recht  stehen  sich  bei  der  Lehre  von  der  Bedeutimg  des 
Ausdrucks  Act  of  God,  ebenso  wie  in  unserm  Recht,  zwei  Auffassungen 
gegenüber.  Lecuiing  Gase  für  diese  Lehre  ist  der  Fall  Nugent  ik  Smith 
J  C.  P.  D.  423,  Eine  Chartepartie  zählt  unter  dem  Namen  excepttd 
risks  diejenigen  Gefahren  auf,  für  welche  der  Eigentümer  des  Schiffes 
nicht  haftet.  Unter  diesen  excepted  risks  wird  gewöhnlich  auch  Act  of 
God  aufgezählt.  In  ähnlichem  Zusammenhange  kommt  der  Ausdruck 
in  Konnossementen  vor.  Im  Falle  Nugent  v,  Smith  empfing  der  Be- 
klagte, ein  Seefrachtführer  (common  carrier  by  sea),  ein  Pferd,  das  zu 
Schiff  von  London  nach  Aberdeen  gebracht  werden  sollte.  Auf  der 
Reise  trat  rauhes  Wetter  ein,  das  Pferd  wurde  scheu  und  zog  sich  Ver- 
letzungen zu,  an  denen  es  einging.  Der  Frachtführer  hatte  für  Act  of 
God  nicht  aufzukommen  und  es  handelte  sich  darum,  ob  Act  of  God 
vorlag  oder  nicht.  Die  erste  Instanz  erklärte,  Act  of  God  liege  nur  vor 
bei  einem  solchen  direkten,  plcHzlichen,  heftigen  und  unwiderstehlichen 
Naturereignis,  das  nicht  vorhergesehen  werden  könne.  Das  sei  hier 
nicht  der  Fall  gewesen  und  deshalb  hafte  der  Frachtführer.  Der  Court 
of  Appeal  stellte  sich  dagegen  auf  den  Standpunkt,  daß  Act  of  God 
bereits  vorliege,  wenn  der  Verlust  durch  keine  den  Umständen  nach 
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angemessene  Vorsichtsmaßregel  abgewendet  werden  könne.  Der  Stand- 
punkt der  ersten  Instanz  entspricht  ungefähr  demjenigen,  den  bei  uns 
in  erster  Linie  Exner  für  den  Begriff  der  höheren  Gewalt  vertritt 
(sogenannte  objektive  Theorie),  ein  Standpunkt,  der  sich  mit  dem  des 
Reichsgerichts  und  der  herrschenden  Meinung  deckt.  Der  Standpunkt 
des  Court  0/ Appeal  entspricht  dag^en  der  namentlich  von  De rn bürg 
für  den  Begriff  der  höheren  Gewalt  vertretenen  Ansicht,  so  daß  man 
wohl  sagen  kann,  daß  gerade  der  letztere  von  der  herrschenden  Meinung 
für  das  deutsche  Recht  nicht  anerkannte  Standpunkt  im  englischen 
Recht  der  herrschende  geworden  ist.  Jedoch  fehlt  es  nicht  an  Stimmen, 
welche  der  eben  zitierten  Entscheidung  keine  so  grundlegende  Bedeutung 
beimessen.  Pollock  Contract  z.  B.  meint  S.  415,  daß  man  nach  dem 
heutigen  Standpunkte  der  Judikatur  eine  genaue  Definition  des  Begriffes 
Act  of  God  gar  nicht  geben  könne.  Act  of  God  bedeute  ein  Ereignis, 
welches  imter  den  Parteien  und  für  die  Zwecke  des  gerade  vorliegenden 
Rechtsgeschäfts  nicht  bestimmt  vorausgesehen  werden  könne.  Man 
müsse  also  auf  die  Natur  und  die  Konstruktion  des  jeweils  vorliegenden 
Vertrages  zurilckgehen,  wenn  man  feststellen  wolle,  was  unter  Act 
of  God  zu  verstehen  sei. 

Leake  scheint  sich  auf  den  Standpunkt  der  in  unserm  Recht 
herrschenden  Theorie  zu  stellen;  er  sagt  auf  S.  480:  y,Act  of  God 
schließt  solche  Vorfälle  ein,  wie  Tod,  Sturm  und  ähnliches,  die,  obwohl 
sie  auf  natüriichen  Ursachen  beruhen,  außerhalb  der  Kontrolle  und  der 
Voraussicht  der  Parteien  liegen."  Addison  Contract  S.  193  sagt:  y.Act 
of  God  sind  Naturereignisse,  wie  Blitz,  Erdbeben,  Sturm,  aber  nicht 
Vorfälle,  die  aus  der  Nachlässigkeit  von  Personen  entstehen.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  wurde  z.  B.  ein  Feuer,  welches  auf  fahrlässiger 
Brandstiftung  eines  Unbeteiligten  beruhte,  nicht  als  Act  ofGod  angesehen. 

b)  Aufschiebende  Bedingungen. 

Der  §  14  sagt  nichts  über  die  Wirkung  einer  unmöglichen  oder 
illegalen  aufschiebenden  Bedingung.  Für  diese  gelten  die 
folgenden  Normen:  Ist  der  Vertrag  au  eine  aufschiebende  Bedingung 
geknüpft,  die  von  vornherein  unmöglich  ist,  so  hat  das  zur  Folge, 
daß  der  Vertrag  nichtig  ist.  Wird  z.  B.  jemandem  ein  estate  in  fee 
verliehen,  wenn  er  in  einer  Stunde  nach  Rom  geht,  so  en^irbt  der 
Bedachte  keinerlei  Rechte.  Coke  upon  Littleton  20öb  sagt  darüber: 
„/«  ccue  of  a  feoffmeni  in  fee  with  a  condition  subsequent  that  is  impossible 
the  State  of  the  feoffee  is  absolute^  but  if  tJie  condition  precedent  be  im- 
possible no  State  or  interest  shall  grow  thereupon,'' 

Liegt  aber  eine  aufschiebende  Bedingimg  vor,  die  nachträglich 
durch  Act  of  God  unmöglich  wird,  so  erhält  der  Bedachte  einen  un- 
bedingten estate.  Die  Bedingung  gilt  als  nicht  vorhanden.  Coke  upon 
Littleton  206a  sagt  darüber:  ,,Tfa  condition  annexed  to  lands  be possible 
ät  the  making  of  the  condition  and  become  impossible  by  the  Act  of  God 
yet  the  State  of  the  feoffee  shall  not  be  avoided.  As  if  a  man  makes  a 
feoffment  in  fee  upon  condition  that  the  feoffor  shall  within  one  year  go  to 
the  City  of  Paris  abotit  the  affairs  of  the  feoffee  and  presently  after  the 
feoffor  dieSj  so  that  it  is  impossible  by  the  Act  of  God  that  the  condition 
should  be  performed  yet  estate  of  the  feoffee  is  bccojnc  absolute  .  .  . 
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II.  Obligatorische  Verträge. 

Der  §  114  behandelt  in  seinem  ersten  Teil  conditions  bei  einer 
conveyance  of  property\  im  zweiten  Teil  conditions  bei  ohligaüons.  Der 
Ausdruck  Obligation  hat  dieselbe  Bedeutung  wie  in  unserm  Recht 
Anson,  On  Contract  S.  5  (14)  definiert  Obligation  als  ein  gesetzliches  Band, 
durch  das  auf  eine  Person  oder  eine  Mehrheit  von  Personen  ein  Zi^-ang 
ausgeübt  wird,  etwas  zu  tun  oder  zu  unterlassen,  zugunsten  einer  oder 
mehrerer  anderer  Personen.  In  diesem  Sinne  ist  jedoch  der  Ausdruck 
Obligation  von  Jenks  im  §  114  offenbar  nicht  gebraucht.  Der  Aus- 
druck Obligation  wird  nämlich  im  englischen  Recht  auch  für  ein 
Zahlungsversprechen  in  einer  gesiegelten  Urkunde  gebraucht  und  wie 
die  weiteren  Ausführungen  ergeben  werden,  kann  Jenks  den  Ausdruck  nur 
in  diesem  Sinne  gemeint  haben,  da  nur  auf  eine  Obligation  in  diesem  Sinne, 
die  im  §  114  aufgestellten  Normen  passen.  Der  gewöhnliche  Ausdruck 
für  eine  solche  Obligation  ist  bond, 

a)  Bonds, 

Bond  ist  das  Versprechen  der  Zahlung  einer  bestimmten  Geld- 
summe in  einer  Urkunde  unter  Siegel.  Liegt  ein  reines  Zahlungs- 
versprechen vor,  so  redet  man  von  einem  Single  bond;  ist  dag^en  —  und 
dieser  Fall  bildet  die  Regel  —  das  Zahlungsversprechen  an  eine  Be- 
dingung geknüpft,  so  redet  man  von  einem  bond  with  a  condition.  Diese 
Bedingung  besteht  gewöhnlich  in  einer  von  dem  Versprechenden  zu 
bewirkenden  Leistung  oder  Unterlassung.  Wird  die  Bedingung  erfüllt, 
so  ist  das  Zahlungsversprechen  und  damit  das  bond  nichtig,  wird  sie 
nicht  erfüllt,  so  bleibt  sie  in  Kraft,  weshalb  wir  mit  Pollock  das  bond 
einen  contract  nennen  können,  der  von  einer  negativen  Bedingung  ab- 
hängt. Je  nachdem  die  Bedingung  in  der  Zahlung  einer  Geldsumme 
besteht  oder  in  einer  andern  Leistung  oder  Unterlassung,  redet  man 
von  einem  common  money  bond  oder  von  einem  bond  with  special 
conditions. 

Wenn  z.  B.  A  dem  X  in  einer  gesiegelten  Urkunde  auf  den  ersten 
April  200  £  verspricht,  mit  der  Bedingung,  daß  dies  Versprechen  nichtig 
sein  soll,  wenn  er  vorher  400  £  zahlt,  so  liegt  ein  common  mone^  bond 
vor.  Wenn  dagegen  X  500  £  auf  den  ersten  April  verspricht  mit  der 
Bedingung,  daß  das  Versprechen  nichtig  sein  soll,  wenn  er  vorher  die 
B  heiratet  oder  sonst  eine  Verpflichtung  treulich  erfüllt,  so  ist  das  ein 
bond  with  special  conditions.  Aus  den  angeführten  Beispielen  ergibt  sich 
der  wahre  Zweck  des  Vertrages,  der  in  beiden  Fällen  nicht  die  Zahlung 
einer  Geldsumme  am  i.  April  zum  Gegenstand  hat,  sondern  die  Er- 
füllung der  in  der  sogenannten  condition  enthaltenen  Leistung.  Der 
Versprechende  verpflichtet  sich  zu  dieser  Leistung  bei  Vermeidung  der 
Zahlung  einer  Geldsumme,  welche  über  den  Wert  der  Leistung  hinaus- 
geht und  daher  tatsächlich  einer  Konventionalstrafe  gleichkommt  Schon 
in  älterer  Zeit  haben  die  Gerichte  und  die  Gesetzgebung  diesen  wahren 
Charakter  der  bonds  erkannt  und  ihm  Rechnung  getragen  (vgl.  Pollock, 
Contract  S.  435).  Sie  wandten  daher  bei  der  Beurteilung  der  Frage,  ob 
das  Zahlungsversprechen  gültig  sei,  auf  die  sogenannten  conditions^  im  ali- 
gemeinen die  Bestimmungen  des  Obligationen  rechts  für  diese  Leistungen 
an  und  erklärten  die  Zahlungsverpflichtung  nur  dann  für  gültig,  wenn 
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hinsichtlich  der  genannten  canditions  ein  wirklicher  Vertragsbruch  vorlag. 
Auch  dann  konnte  die  Zahlungsverpflichtung  ungültig  sein,  wenn  sie 
als  eine  reine  Konventionalstrafe  anzusehen  war  (vgl.  §  117).  Ent- 
sprechend dieser  ihrer  wahren  Bedeutung,  nennt  man  i>olche  hands  auch 
indirect  corUractSy  im  Gegensatz  zu  einfachen  Leistungsversprechen  (direct 
contracts).  Man  hätte  daher  konsequenterweise  auch  auf  das  Leistungs- 
versprechen in  der  Form  der  condition  eines  bond  die  Vorschriften  über 
die  Unmöglichkeit  der  Leistung  zur  Anwendung  bringen  müssen  (vgl. 
Buch,  II  §  294 ff.);  das  haben  aber  die  Gerichte  (vgl.  Pollock,  Contract 
S.  435)  nicht  getan,  vielmehr  haben  sie  sich,  soweit  die  Unmöglichkeit 
der  condition  in  Betracht  kommt,  an  die  äußere  Form  des  Rechts- 
geschäfts gehalten. 

Nach  der  Fassung  des  bond  sind  die  beigefügten  Bedingungen,  wie 
aus  den  oben  erwähnten  Beispielen  hervorgeht,  stets  resolutive  Be- 
dingungen. £s  wird  zunächst  ein  absolutes  Zahlungsversprechen  ge- 
geben, welches  bei  Eintritt  der  condition  wieder  hinfällig  werden  soll. 
Wenn  eine  solche  condition  in  einen  bond  von  Anfang  an  immöglich  ist, 
so  macht  sie  die  Urkunde  nicht  unwirksam.  Wenn  also  in  dem  oben 
er\*'ähnten  Beispiel  zu  der  Zeit,  als  A  das  Versprechen  abgab,  die  B  zu 
heiraten,  die  B  bereits  gestorben  war,  so  ist  die  condition  unmöglich 
und  nichtig,  das  Zahlungs versprechen  ist  aber  dann  unbedingt  oder 
absolut  (Pol lock,  Contract  S.  435).  Denn  wie  Stephens,  Conam. 
S.  145  sagt,  ist  es  die  Unklugheit  des  Versprechenden,  eine  solche  ob- 
ligation  einzugehen,  von  der  er  nimmer  befreit  werden  kann.  Dasselbe 
gilt  für  die  oben  bei  §  75  erwähnten  recogfdzances,  welche  für  privat- 
rechtliche Zwecke  jetzt  obsolet  geworden  sind.  Coke  upon  Littleton 
206b  sagt  hierüber:  jylf  a  man  be  bound  in  an  Obligation  with  con- 
dition that  if  the  obligor  do  go  from  the  Church  of  St,  Peter  in  West- 
minster  to  the  Church  of  St.  Peter  in  Rome  within  three  hours  that  ihm 
the  Obligation  shall  be  void,  The  condition  is  void  and  impossible  and 
the  Obligation  standeth  good^  und  an  anderer  Stelle  sagt  er  (306a): 
„If  the  condition  of  a  bond  be  impossible  at  the  time  of  the  making  of 
the  condition  the  Obligation  is  Single"^. 

Bei  nachträglicher  Unmöglichkeit  der  condition  haben  jedoch  die 
Gerichte,  wie  Pol  lock  S.  436  ausführt,  die  streng  formale  Konstruktion 
des  bond  aufgegeben;  denn  sonst  hätten  sie  auch  bei  solchen  conditions 
zu  dem  Resultat  kommen  müssen,  daß  das  Zahlungsversprechen  als 
unbedingt  anzusehen  sei,  weil  die  resolutive  Bedingimg  nicht  mehr  ein- 
treten konnte.  Schon  die  alten  Entscheidungen,  Lambs  Case  5  Co,  Rep, 
21  b  und  Laughter's  Case  (1595)  5  R^-  ^I  ^»  stellten  sich  auf  den 
Standpunkt,  daS  die  sogenannte  condition  zum  Vorteil  des  Versprechenden 
in  den  Vertrag  eingefügt  sei,  und  daß  er  diese  Vorteile  nicht  durch 
Act  of  God  verlieren  solle.  Bei  nachträglicher  Unmöglichkeit  der  Be- 
dingung, die  durch  Ad  of  God  oder  durch  das  Verhalten  des  Versprechens- 
empfängers eingetreten  ist,  ist  das  Zahlungsversprechen  hinfällig, 
denn  wie  Stephens,  Comm.  Bd.  2  S  145  sagt,  konnte  keine  Vorsicht 
oder  Klugheit  den  Versprechensempfänger  gegen  solche  Zufä.lle  schützen. 
Coke  206a  sagt  darüber  das  folgende:  If  a  man  be  bound  by  recognizance 
(^  bond  with  condition  that  he  shall  appear  the  next  term  in  such  a  court  and 
hfore  the  day  the  conusee  or  obligor  diesy  the  recognizance  or  Obligation  is  saved. 
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Wie  wir  oben  gesehen  haben,  hat  bei  einer  conveyance  of  properU 
die  hinzugefügte  resolutive  Bedingung,  wenn  sie  nachträglich  unmöglich 
wird,  die  Nichtigkeit  des  estaie  nicht  zur  Folge.  Diesen  Unterschied 
in  der  Behandlung  von  Conditions  annexed  to  lands  und  bonds  begründet 
Coke  206 a  folgendermaßen:  ,,And  the  reason  of  the diversity  iSj  becausetk 
State  of  ifu  land  is  executed  and  settled  in  the  feoffee  and  cannot  be  redet- 
med  back  again  but  by  matter  subsequent  viz.  the  Performance  of  the  con- 
ditton.  But  the  bond  or  recognizance  is  a  thing  in  cution^  and  executory 
whereof  no  advantage  can  be  taken  until  there  be  a  default  in  the  obligor. 

Ist  die  condition  illegal  oder  unsittlich,  so  ist  die  ganze  Urkunde 
nichtig.  In  dem  bereits  bei  §  96  erwähnten  Falle  Keat  v.  Allen  1707 
2  Vem,  588  gab  jemand  seinem  zukünftigen  Schwiegervater  ein  Zahlungs- 
versprechen in  Form  eines  bon4^  um  dadurch  den  väterlichen  Konsens 
zur  Ehe  mit  der  Tochter  zu  erlangen.  Das  Zahlungsversprechen  wurde 
für  nichtig  erklärt. 

Wenn  von  zwei  alternativen  conditions  die  eine  unmöglich  wird, 
so  ist  auch  das  bond  nichtig.  In  Laughter^s  Gase  1595  5  ^^P-  ^^  ^ 
lautete  die  condition  eines  bond  dahin,  daß  jemand  sich  verpflichtete, 
seiner  Frau  ein  Grundstück  zu  übertragen  oder  ihr  dessen  Wert  durch 
letztwillige  Verfügung  zu  hinterlassen.  Die  Frau  starb  bei  Lebzeiten 
des  Versprechenden  imd  es  wurde  entschieden,  daß  dadurch  das  bond 
hinfällig  geworden  sei.  Hängt  das  Zahlungsversprechen  des  bond  von 
mehreren  conditions  ab,  von  denen  einige  illegal  oder  unsittlich  sind, 
andere  nicht,  so  kommt  es  darauf  an,  ob  diese  Bedingungen  voneinander 
gänzlich  unabhängig  sind  oder  nicht.  Hängen  die  in  den  conditions 
enthaltenen  Leistungs versprechen  miteinander  zusammen,  so  ist  die 
ganze  Urkunde  nichtig,  sind  sie  aber  unabhängig  voneinander,  so 
bleibt  das  Zahlüngsversprechen  für  die  legale  condition  in  Kraft. 

In  den  vorher  erwähnten  Fällen  bestand  die  condition  in  dem  bond 
in  einer  Leistung  des  Versprechenden.  Es  kommen  jedoch  auch  Ur- 
kunden unter  Siegel  vor,  welche  bedingte  Zahlungsversprechen  enthalten, 
ohne  daß  die  Bedingung  in  einer  Leistung  des  Versprechenden  be- 
steht, z.  B.  wenn  A  dem  B  die  Zahlung  von  100  £  nicht  für  den  Fall 
verspricht,  daß  er  die  C  heiratet,  sondern  schlechthin  für  den  Fall,  daß 
die  C  heiratet,  oder  daß  er  das  60.  Lebensjahr  erreicht  usw.  Es  fragt  sich 
daher,  ob  auch  für  solche  Fälle  die  vorher  aufgestellten  Normen  gelten 
oder  ob  diese  Normen  nur  für  den  Fall  gelten,  daß  die  condition  des 
bond  in  einer  Leistung  besteht.  Die  Lehrbücher  geben  auf  diese 
Frage  keine  präzise  Antwort.  Da  jedoch,  wie  wir  gesehen  haben,  die 
Gerichte  bei  der  Behandlung  unmöglicher  conditions  in  bonds  sich  bei 
ursprünglich  unmöglichen  Bedingungen  starr  an  die  Form  des 
Rechtsgeschäfts  gehalten  haben,  so  kann  man  wohl  annehmen,  daß 
wenigstens  diese  Normen  allgemeine  Geltung  beanspruchen  und  nicht 
nur  auf  die  conditions  beschränkt  sind,  welche  ein  Leistungsversprechen 
enthalten. 

b)  Andere  obligatorische  Verträge* 

Die  vorher  für  bonds  aufgestellten  Prinzipien  finden  bei  anderen 
obligatorischen  Verträgen  keine  Anwendung.  „Es  kann  niemals  die  Rede 
davon  sein,  die  für  bonds  geltenden  Grundsätze  auf  direct  coniracts  an- 
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zuwenden"  (Pol lock,  Contract  S.  436).  Die  Nonnen,  welche  für  ge- 
wöhnliche obligatorische  Verträge  gelten,  entnehmen  wir  am  besten  der 
„Inäian  Contract  Act"*,  die  zwar  für  England  offiziell  nicht  gilt,  deren 
Normen  aber  bei  der  hier  fraglichen  Materie  dem  englischen  Recht 
genau  entsprechen  (vgl.  Benjamin,  On  Säle  S.  558*)). 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über  die  Wirkung  von  conäiiüms 
bei  gewöhnlichen  obligatorischen  Verträgen  beziehen  sich  jedoch  nur 
auf  cotidiiians  im  engeren  Sinne,  d.  h.  ungewisse  Ereignisse,  bei  deren 
Eintritt  die  Wirkung  eines  Vertrages  beginnt  oder  aufhört,  nicht  auf 
conditions  im  Sinne  von  Leistungsversprechen.  Die  erwähnte  Indian 
Contract  Act  geht  aus  von  dem  Begriffe  des  contingent  contract  Darunter 
versteht  sie  ein  Leistungsversprec:hen,  welches  von  einem  ungewissen 
Ereignis  (contingency)  abhängt:  A  „contingent  contractu  is  a  contract  to 
do  or  not  to  do  something  tf  some  event  collateral  to  such  contract  does 
ar  does  not  happen. 

Wenn  z.  B.  A  dem  B  verspricht,  ihm  einen  Wagen  fQr  50  £  zu 
überlassen,  sobald  B's  Tochter  heiratet,  so  ist  der  Vertrag  aufschiebend 
bedingt     Beispiel  i. 

Wenn  B  dem  A  einen  Wagen  auf  2  Jahre  vermietet  mit  der  Ver- 
abredung, daß  A  den  Wagen  zurückzugeben  hat,  wenn  B's  Tochter 
heiratet,  so  ist  der  Mietvertrag  auflösend  bedingt.     Beispiel  2. 

Die  Leistungsversprechen  des  A  sind  in  beiden  Fällen  aufschiebend 
bedingt. 

Ein  Vertrag,  in  dem  sich  B  verpflichtet,  der  Witwe  A  bis  zu  ihrer 
Wiederverheiratung  10  £  zu  zahlen,  ist  auflösend  bedingt  B  verpflichtet 
sich  etwas  zu  tim,  wenn  ein  bestimmtes  Ereignis  nicht  eintritt    Beispiel  3. 

Dieselben  Worte  des  Paragraphen  treffen  auch  negative  aufschiebende 
Bcdmgungen,  z.  B.  „ich  will  dir  10  £  geben,  wenn  die  A  den  B  nicht 
heiratet     Beispiel  4. 

Alle  diese  Verträge  sind  contingent  contracts  und  wir  kommen  da- 
her zu  dem  Resultat,  daß  zwischen  aufschiebend  und  auflösend  be- 
dingten Verträgen  im  Gesetze  nicht  unterschieden  wird. 

Für  Bedingungen,  die  nachträglich  unmöglich  werden,  bestimmt 
§  32  der  Indian  Contract  Acty  daß  ein  contingent  contract  etwas  zu  tun 
oder  nicht  zu  tun,  falls  ein  zukünftiges  Ereignis  eintritt,  nichtig  wird, 
wenn  dieses  zukünftige  Ereignis  unmöglich  wird.  Wenn  in  Beispiel  i 
die  Tochter  stirbt,  so  ist  der  Vertrag  nichtig.  Im  Beispiel  2  würde 
der  Teil  des  Vertrages  nichtig  sein,  welcher  von  der  Bedingung  abhängt, 
d.  h.  die  Verpflichtung  zur  Rückgabe  vor  Ablauf  der  2  Jahre  für  den 
Fall  des  Eintritts  der  Bedingung.  Im  übrigen  würde  der  Vertrag  gültig 
bleiben.  Im  Beispiel  3  würde  der  Vertrag  durch  den  Tod  der  Witwe 
ungültig  werden,  da  die  Bedingung  unmöglich  wird. 

Das  Gegenteil  gilt  für  negative  Bedingungen.  §  33  der  Indian 
Contract  Act  l)estimmt:  daß  aus  conüngents  contracts  etwas  zu  tun  oder 


^)  Die  Indian  Contract  Act  von  1872  ist  eine  Kodifikatioo  der  allgemeinen 
Lebie  des  Obligationenrecbts  von  englischen  Juristen  und  gut  als  Gesetz  für 
^  Kaiserreich  Indien.  Die  Wertschätzung  dieser  Kodifikation  des  englischen 
^^w  of  Contract  bei  den  Juristen  ist  jedoch  eine  sehr  verschiedene.  Anson, 
Contract  S.  35  (46)  nennt  sie  „ein  verunglücktes  Experiment  einer  Kodifikation'*. 
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nicht  zu  tun,  wenn  ein  ungewisses  zukünftiges  Ereignis  nicht  eintritt, 
geklagt  werden  kann,  wenn  dieses  Ereignis  unmöglich  wird. 

Eine  negative  Bedingung  tritt  erst  ein,  wenn  der  Nichteintritt  des 
Ereignisses  sicher,  und  damit  der  Eintritt  des  Ereignisses  unmöglich  ist 

In  Beispiel  4  wird  der  Nichteintritt  der  Bedingung  sicher,  und 
damit  der  Eintritt  derselben,  nämlich  die  Heirat  zwischen  A  und  B 
unmöglich,  dadurch,  daß  A  oder  B  stirbt  oder  A  oder  B  sich  anderweitig 
verheiraten.     In  jedem  dieser  Fälle  ist  das  Zahlungs versprechen  fällig. 

Wenn  die  Wirksamkeit  eines  Vertrages  davon  abhängt,  daß  ein 
bestimmtes  Ereignis  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  eintritt,  so  wird 
der  Vertrag  unwirksam,  wenn  nach  Ablauf  dieser  Frist  das  Ereignis 
nicht  eingetreten  ist  oder  vorher  unmöglich  geworden  ist. 

Wenn  die  Wirksamkeit  eines  Vertrages  davon  abhängt,  daß  ein 
bestimmtes  Ereignis  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  nicht  eintritt 
(negative  Bedingung),  so  kann  aus  dem  Vertrage  geklagt  werden, 
wenn  entweder  die  festgesetzte  Zeit  verstrichen  ist,  ohne  daß  das 
Ereignis  eingetreten  ist,  oder  wenn  das  Ereignis  vorher  unmöglich  ge- 
worden ist.     Sect.  35  Indian  Contract  Act 

Das  vorher  Gesagte  gilt  für  die  nachträglich  eintretende  Unmöghchkeit 
der  Bedingung.  Eine  bei  Abschluß  des  Vertrages  bereits  vorhandene 
Unmöglichkeit  der  Bedingung  hat  die  Nichtigkeit  des  Vertrages  zur 
Folge.     Sect.  36  der  Indian  Contract  Act. 

Eine  Gegentiberstellung  dieser  Sätze  mit  den  für  bonds  geltenden 
Normen  ergibt  folgendes  Bild:  Wenn  die  conditian  in  einem  band  von 
Anfang  an  unmöglich  ist,  so  ist  das  Zahlungsversprechen  wirksam.  Ein 
direct  contr^zct,  der  unter  einer  von  Anfang  an  unmöglichen  Bedingung 

feschlossen  wird,  ist  nichtig.  Ein  band  ist  bei  nachträglicher 
Jnmöglichkeit  der  Bedingung  nichtig.  Damit  unterscheidet  es  sich 
von  bedingten  direkten  Verträgen,  welche  bei  nachträglicher  Un- 
möglichkeit positiver  Bedingungen  nichtig,  bei  nachträglicher  Un- 
möglichkeit negativer  Bedingungen  gültig  sind.  Auch  bei  dieser  Gegen- 
überstellung vergegenwärtigt  man  sich  jedoch,  daß  die  conditian  eines 
band  gewöhnlich  in  einem  Leistungs versprechen  besteht,  daß  dagegen 
die  Normen  über  conditians  bei  anderen  obligatorischen  Verträgen  nur 
für  canditions  im  engeren  Sinne  gelten. 


§  "S. 
Zeitbestimmungen  ^verden  nicht  als  conditions  konstruiert, 

(Seton  V.  Slade  x802,  7  Ves,  265,  Judicature  Act  i8y3  j.  2$  (7).) 

es  sei  denn,  daß 

a)  die  Parteien  ausdrücklich  dahin  übereingekommen 
sind,  daß  die  Zeitbestimmung  einen  wesentlichen 
Teil  des  Vertrages  bilden  solle; 

Hipwell  V.  Khight  J835,  I    Yo.  &  C.  (Eq,  Ex,)  415, 

Oakden  V.  Pike  1865,  34  L.  y.  Ch.  620.     Aber  anf  diese  Wirkung 

der   Bedingung   kann    durch   bloße  Nachsicht   (aquiescence)   verzichtet 

werden. 
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b)  aus   der   Natur  des   Vertrages    sich   die   Vermutung 
ergibt,  daß  eine  solche  Vereinbarung  gewollt  war. 

Reuter  v.  Sola  (z8yg)  4  C.  P,  Z?.  239  (Verträge  des  Handelsrechts); 
Withy  V,  Cottle  1823,  Turn  &  R,  78  (I^ibrenten);  Day  v.  Libke  (1868) 
L.  R.  S  ^'  336;  Patrick  v.  Miller  (i8yy)  2  C.  P.  D,  34^- 

Aber  eine  unverhältnismäßig  lange  Verzögerung  in  der 
Erfüllung  einer  Zeitbestimmung  berechtigt  den  Versprechens- 
empfänger, selbst  wenn  diese  Vertragsbestimmung  nicht  wesent- 
licher Natur  ist,  das  Geschäft  als  beendigt  anzusehen. 

Wenn  die  Partei,  die  vom  Vertrage  zurücktreten  will,  von  dieser  Norm 
Gebrauch  machen  will,  so  ist  es  erforderlich,  daß  sie  der  Partei,  welche  in 
Verzug  ist,  eine  Anzeige  sendet  mit  der  Aufforderung,  ihre  Verpflichtungen 
innerhalb  angemessener  Zeit  zu  erfüllen,  und  daß  dieser  Aufforderung  keine 
Folge  gegeben  ist. 

//atten  v.  Russell  (1888)  38  Ch,  D.  p.  347, 

Cotnpton  V,  Bagley  [1892]  i  Ch,  313, 

Der  vorliegende  Paragraph  behandelt  eine  Materie,  die  eigentlich 
in  das  Obligationenrecht  und  die  Lehre  von  der  Vertragserfüllung  gehört. 

Das  Common  Law  stand  auf  dem  Standpunkt,  daß  eine  Zeit- 
bestimmung in  einem  Vertrage  stets  eine  condition  precedent  sei,  so  daß 
bei  Nichterfüllung  der  Zeitbestimmung  der  Säumige  sein  Klagrecht 
verlor,  der  andere  zurücktreten  konnte.  Time  is  always  of  the  essence 
of  the  contract  lautet  die  Norm  des  Common  Law,  Wenn  also  der 
Verkäufer  es  unterlassen  hatte,  ein  Grundstück  an  dem  im  Vertrage 
bestimmten  Tage  zu  liefern,  so  war  nach  Common  Law  der  Käufer 
berechtigt,  von  dem  Vertrage  zurückzutreten,  wenn  der  Verkäufer  es 
an  jenem  Tage  nicht  lieferte.    Glazebrook  v,  Woodrotv  1799  8  T,  R.  366. 

Demgegenüber  stellte  die  Judikatur  der  jß^/^/Zy- Gerichte  den  Grund- 
satz auf,  daß  aus  dem  gesamten  Inhalt  des  Vertrages  zu  entnehmen 
sei,  ob  die  Zeitangabe  so  wesentlicher  Natur  war,  daß  deren  Nicht- 
erfüllung den  ganze({  Vertrag  hinfällig  machte,  und  wenn  feststand,  daß 
die  Parteien,  wenn  sie  einen  Tag  für  die  Leistung  festgesetzt  hatten, 
damit  nur  eine  allgemeine  Zeit  für  die  Leistung  feststellen  wollten,  dann 
war  die  Zeitbestimmung  keine  condition  precedent,  Prima  facie  seien  im 
englischen  Recht  Zeitbestimmungen  nicht  so  wesentlicher  Natiu",  daß 
bei  ihrer  Nichtinnehaltung  die  andre  Partei  zurücktreten  könne.  Das 
ist  der  Standpunkt  Lord  Eldons  im  Fall  Selon  v.  Siade  l802j  y  Ves, 
26s.  Diesen  Satz  wendeten  die  E^ity-Genchte  hauptsächlich,  wenn 
nicht  ausschließlich,  bei  Kaufverträgen  über  /and  an.  ( P  o  1  i  o  c  k ,  Contract 
S-  505-)  Die  Judicature  Act  v,  iSys  bestimmt  getreu  ihrer  Tendenz,  den 
Nonnen  des  .^^'/y- Rechts  allgemeine  Geltung  zu  verschaffen,  in  sect.  25 
subs.  7:  „Bestimmungen  in  Verträgen  hinsichtlich  der  Zeit,  sowie  andere 
Bestimmungen,  die  vor  dem  Erlaß  dieses  Gesetzes  in  den  Equity- 
Gerichten  nicht  so  angesehen  wurden,  als  ob  sie  wesentlich  wären  oder 
werden  sollten,  sollen  in  allen  Gerichten  dieselbe  Konstruktion  und 
Wirkung  haben,  die  sie  vorher  im  Equity-Qftx\Q\i\.  hatten"  i). 

*)  Stipulations  in  contracts,   as  to  time  or  othenvise,    whic/i  would  not  before 
ikt  passing  of  this  Act  have   been    denned  to  be  or  to  have  btcome  of  the  essence 
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Da  diese  Norm  von  den  ^//i/)'-Gerichten  nur  bei  Verträgen  über  den 
Kauf  von  Grundstücken  aufgestellt  war,  so  wurde  sie  von  den  Common 
Zaa/-Gerichten,  resp.  der  Qtieens  Bench  Divisian  des  High  Court  auch  nur 
für  diese  Verträge  anerkannt.  Im  Falle  Reuter  v.  Sala  l8^g  4  C  P.  D. 
23Q  sagt  Lord  Justice  Cotton  (vgl.  Benjamin,  On  SaleS.  713—720).: 

„Man  hat  behauptet,  daß  die  Norm  der  iS^^/'/y- Gerichte  jetzt  von 
allen  Gerichten  berücksichtigt  werden  müsse  und  daß  das  j£^j///y-Gericht 
Klagen  aus  Verträgen  stattgab,  obwohl  die  darin  für  die  Erfüllung 
festgesetzte  Zeit  bereits  verstrichen  war.  Diese  Norm  galt  für  den  Fafi 
von  Kaufverträgen  über  Grundstücke,  weil  das  Gericht  vermutete,  daB 
die  Zeitbestimmung  keine  wesentliche  Bedingung  war,  wenn  nicht  ein 
gegenteiliger  Wille  aus  dem  Vertrage  zu  entnehmen  war.  Diesen 
Grundsatz  auf  Handelsgeschäfte  (tnercantile  contracts)  an- 
zuwenden, wäre  gefährlich  und  nicht  angemessen." 

Für  Kaufverträge  über  Waren  (goods)  hat  die  Säle  of  Goods  Aä 
von  1893  ebenfalls  eine  Interpretationsvorschrift  aufgestellt,  indem  sie 
in  sect  10  bestimmt: 

„Wenn  nicht  aus  den  Bestimmungen  des  Vertrages  ein  anderer 
Wille  zu  entnehmen  ist,  dann  sind  Bestimmungen  über  die  Zahlungszeit 
nicht  wesentliche  Bestimmungen  des  Kaufvertrages.  Ob  eine  andere 
Zeitbestimmung  wesentlicher  Natur  ist  oder  nicht,  das  hängt  von  den 
Bestimmungen  des  Vertrages  ab" 2). 

Das  Gesetz  läßt  also  bei  Kaufverträgen  über  Waren  die  Frage, 
ob  eine  Zeitbestimmung  eine  condition  precedent  sei  oder  nicht,  absichtlich 
offen,  außer  wenn  es  sich  um  die  Zahlungszeit  handelt.  Pollock  auf 
S.  504  sagt:  „Die  Norm  des  jE/w/Vj'- Rechts,  welches  jetzt  die  allgemeine 
Norm  für  die  englische  Rechtswissenschaft  ist,  besteht  darin,  auf  den 
Gesamtzweck  der  Transaktion  zu  sehen,  um  festzustellen,  ob  die 
Parteien  wirklich  die  Absicht  hatten,  daß  die  genannte  Zeit  wesentlicher 
Natur  (of  the  essence  of  ihe  contract)  sein  sollte. 

Aus  dem  vorher  Gesagten  ergibt  sich,  daß  sich  eine  allgemein  gültige 
Norm  wie  sie  J  e  n  k  s  aufstellt,  wonach  Zeitbestimmungen  nicht  wesentlicher 
Natur  sein  sollen,  nicht  rechtfertigen  läßt.  Er  verallgemeinert  einen 
Grundsatz,  dessen  Gültigkeit  nur  bei  Kaufverträgen  über  Grundstücke 
anerkannt  ist.  Im  einzelnen  ist  zu  den  sub  a  und  b  des  §  115  von 
Jenks  erwähnten  Ausnahmen  von  der  im  Satze  i  des  §  115  auf- 
gestellten Norm  das  Folgende  zu  bemerken: 

a)  Ausdrückliche  Vereinbarung  der  Parteien,  daßdie  Zeit- 
bestimmung wesentlich  sein  soll. 

Es  war,  wie  Pollock  S.  505  ausführt,  im  £^j///>'- Recht  früher 
zweifelhaft,  ob  die  Parteien  bei  einem  Kaufvertrage  Über  Grundstücke, 
bei  denen  die  -£'f////y-Gerichte  die  Zeitbestimmungen  für  nicht  wesentlich 
erklärt  hatten,  gültig  vereinbaren  konnten,   daß  die  Zeitbestimmungen 

of  such   contracts   in   a   ccurt  of  equity,   shail  rective  in  all  courts  tke  samt  ant- 
struction  and  effect  as  tkey  would  have  her eio fort  received  in  equity. 

*)  Unless  a  diß'crtnt  intention  appears  from  the  terms  of  the  contract,  stipulati^s 
as  to  tirm  of  payment  are  not  deemed  to  be  of  the  essence  of  a  comiract  of  ssU. 
Whether  any  other  stipulation  as  to  time  is  of  the  essence  of  the  contract  or  nfit 
depends  on  the  terms  of  the  contract. 
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wesentlicher  Natur  sein  sollten.  Wenn  die  Parteien  aber  offenbar  den 
Willen  hatten,  daß  die  Zeitbestimmung  eine  condition  sein  sollte,  so  wurde 
nach  neueren  Entscheidungen  diese  auch  von  den  J5^i/y-Gerichten  als 
tondiüon  behandelt  Bei  der  Veräußerung  von  leases^  die  nur  auf  eine 
kurze  Zeit  liefen  (Hudson  v.  Temple  2g  Beao.  536)^  bei  dem  Kauf  voa 
Leibrenten  (life  anmäties)  und  anderen  Gegenständen  und  Rechten, 
deren  Wert  mit  der  Zeit  schwankt,  wurde  angenommen,  daß  die  Zeit^ 
bestimmungen  conditions  seien  (vgl.  Leake  S.  598);  z.  B.  ist  die  Be-» 
Stimmung  in  einem  Kaufvertrage  über  ein  Grundstück,  daß  alle  Ein*-' 
Wendungen  gegen  den  Rechtstitel  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  von: 
der  Obergabe  des  abstract  of  titU^)  zu  erheben  seien,  dahin  zu  ver- 
stehen, daß  diese  Zeitbestimmung  für  etwa  beabsichtigte  Einwendungen 
als  condition  anzusehen  ist,  so  daß  der  Käufer  nach  Ablauf  der  Zeit 
mit  allen  Einwendungen  ausgeschlossen  sein  soll.  Oakden  v.  Pike 
-^*Ö5  34  Z.  /  Ch.  620, 

b)  Aus  der  Natur  des  Vertrages  ergibt  sich,  daß  die  Ver- 
einbarung eine  condition  sein  soll. 

Hierher  gehören  vor  allem  die  mercanHle  contracts  (vgl.  die  bereits 
zitierte  Entscheidung  Reuter  v,  Sata).  Zu  den  mercantiU  contracts 
werden  Chartepartien,  Kaufverträge  über  Waren  zwischen  Kaufleuten- 
usw.  gerechnet.  An  einer  bestimmten  Umgrenzung  des  Begriffs  scheint 
es  zu  fehlen.  Pol  lock  erklärt  auf  S.  506,  bei  mercantile  contracts 
spräche  ein  Präsumption  dafür,  wenn  man  überhaupt  eine  solche 
aufstellen  könne,  daß  eine  Zeitbestimmung  eine  essential  condition 
sei.  Anson  S.  288  erklärt,  daß  Zeitbestimmungen  in  solchen  Ver- 
trägen, abgesehen  von  Bestimmungen  über  die  Zahlungszeit,  conditions 
seien.  Dieser  Standpunkt  steht  jedoch  bis  zu  einem  gewissen  Grade, 
soweit  Kaufverträge  über  Waren  in  Frage  kommen,  im  Gegensatz  zu 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  der  Säle  of  Goods  Act  s.  10,  welche  die 
Frage,  ob  eine  Zeitbestimmimg,  abgesehen  von  den  Bestimmungen  über 
die  Zahlungszeit,  eine  condition  sei,  offen  läßt.  Das  richtige  trifft  wohl 
Benjamin,  On  Säle,  wenn  er  S.  587  unten  sagt:  „Bei  der  Entscheidung 
der  Frage,  ob  Vereinbarungen  hinsichtlich  der  Zeit  für  die  Erfüllung 
von  Kaufverträgen  conditions  precedent  sind,  sucht  das  Gericht  lediglich 
festzustellen,  was  die  Parteien  in  Wahrheit  beabsichtigten,  und  wenn 
sich  bei  gebührender  Berücksichtigung  des  Wortlauts  der  Umstand 
herausstellt,  daß  die  Zeitbestimmung  wesentlich  sein  soll,  so  ist  sie 
eine  condition  precedent.  Die  Judikatur  scheint,  wie  wir  gesehen  haben, 
im  allgemeinen  dazu  zu  neigen,  bei  den  Verträgen  des  Handelsverkehrs 
die  Zeitbestimmimg  als  condition  anzusehen  (vgl.  für  Chartepartien  die 
oben  bei  §  89  zitierte  Entscheidung  Behn  v,  Bumess).  Ein  Fall,  bei 
dem  nach  der  Natur  des  Vertrages  die  Zeitbestimmung  als  condition 
^gesehen  wird,  liegt  insbesondere  dann  vor,  wenn  für  Waren  bestimmte 
Verschiffungszeiten  angegeben  sind,  wenn  z.  B.  „Reis,  November- 
Verschiffung**  verkauft  ist,  so  ist  die  Bestimmung  strikt  innezuhalten  und 


•)  Abstract  of  title  ist  eine  schriftliche  Aufzeichnung  derjenigen  Urkunden 
vnd  Tatsachen,  auf  denen  der  Rechtstitel  des  Verkäufers  ao  dem  Grundstück 
beroht. 

G.  Schirrmeister.  Bürgert  Recht  Englands.    I.  40 
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der  Käufer  kann  eine  Ware  zurückweisen,  die  erst  in  den  ersten  Tagen 
des  Dezember  verschifft  ist    Bowes  v,  Shand  2  A.  C,  4S5* 

Ein  Beispiel  für  einen  Vertrag,  bei  dem  eine  Zeitbestimmung  nicht 
als  condition  angesehen  wurde,  bildet  der  bei  §  1 1 1  erwähnte  Fall  Beüm 
V.  Gye  1876  I  Q.  B.  D,  183. 

Wenn  bei  Verträgen  über  den  Verkauf  von  Grundstücken  die 
Zeitbestimmung  nicht  innegehalten  war,  dann  wurde  der  Anspnidi 
^\ii  speäfic  Performance^  der  ja  nur  vor  den  jfif»//v-Gerichten  geltend  ge* 
macht  werden  konnte,  dadurch  ausgeschlossen,  daB  die  eine  Partei  der 
andern  eine  Erklärung  zustellte,  in  welcher  sie  die  eistere  aufforderte, 
innerhalb  angemessener  Zeit  zu  erfüllen.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit 
konnte  dann  die  andere  Partei  nicht  mehr  dMf  specific  Performance  bestehen. 
Es  war  erforderlich,  daB  die  Erklärung  die  Androhung  enthielt,  daß 
man  nach  Ablauf  dieser  Frist  vom  Vertrage  zurücktreten  werde 
(Reynolds  v,  Nelson  6  Madd.  18),  Auch  war  diese  Aufforderung  dut 
zulässig,  wenn  der  andere  Teil  fahrlässigerweise  nicht  erfüllt  hatte 
(Ash burner  Equ.  S.  546).  Diese  von  den  Equity-GmchXeji  bei  Klagen 
auf  speäfic  Performance  für  Kaufverträge  über  Grundstücke  aufgestellte 
Norm  wird  von  Jenks  verallgemeinert.  Bei  allen  Verträgen,  bei  welchen 
die  Zeitbestimmung  als  condition  angesehen  wird,  ist  für  die  An- 
wendung dieser  Norm  sowieso  kein  Raum.  Jenks  zitiert  aber  auch 
keinen  Beleg  dafür,  daß  diese  Norm  bei  anderen  Verträgen  als  Kauf- 
verträgen über  Grundstücke  jemals  Anwendung  gefunden  hat  Es 
scheint  demnach  sehr  fraglich,  ob  dieser  Norm  allgemeine  Gültigkeit 
zukommt 

§  116. 

Eine  Zeitbestimmung  (condHion  as  io  time)  kann  den  Rflck-» 
kauf  einer  Hypothek  nicht  hindern,  aber  sie  kann,  wenn  sie 
nicht  unangemessen  ist,  diesen  verzögern. 

Dies  ist  eine  der  vielen  Normen,  die  das  C4ö«^^ry- Gericht  zur  Durch* 
führung  des  Grundsatzes  „Once  a  mortgagef  always  a  morigage"  anwandte.  Es 
wäre  wünschenswert,  wenn  die  Grenzen  der  „Angemessenheit"  in  diesem  Zu* 
sammenhang  etwas  klarer  definiert  sein  würden. 

Salt  V,  Marquesi  of  Northampton  l8g2,  A»  C  J. 

Talöot  V,  Braddill  1683,  I.  Fern.  183,  394. 

LawUss  V.  Mansfield  (1841)  l  Dr.  di  IV,  at  p.  598. 

Teevan  v.  Smith  (1882)  20  Ch,  D.  at  p,  72g. 

ßiggs  V.  Jloddinot  [l8g8]  2  Ch,  311. 

Wie  bereits  an  anderer  Stelle  erwähnt  wurde,  geschieht  die  Hypothek- 
bestellung an  einem  Grundstück  in  der  Weise,  daß  der  legal  estate  auf 
den  Gläubiger  übertragen  wird*).  Der  Schuldner  behält  das  Rechte 
die  Rückübertragung  innerhalb  einer  in  der  Urkunde  festgesetzten  Zeit 
zu  verlangen  gegen  Zahlung  von  Kapital  und  Zinsen.  Im  Common 
Law  konnte  der  Schuldner  dieses  Rückforderungsrecht  nur  genau  nach 
den  Bestimmungen  der  Urkunde  ausüben,   der  Gläubiger  erhielt  den 

1)  Vgl.  I.  Teil  S.  437.  Eine  Hypothek,  tnortgage,  ist  jedoch  ebensogut 
bei  beweglichen  Sachen,  z.  B.  shares,  möglich. 
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legal  estaU  an  dem  Grundstück  sofort,  nur  war  dieser  noch  bedingt 
durch  das  Rückfoiderungsrecht  des  Schuldners.  Der  Gläubiger  konnte 
das  Grandstück  in  Besitz  nehmen  und  nach  Ablauf  der  Frist  für  die 
Rückforderung  war  er  absoluter  Eigentümer.  Dieser  Umstand  barg 
für  den  verpfändenden  Schuldner  große  Härten  in  sich  und  forderte 
das  Eingreifen  der  JS^«/(v-Gerich te  heraus.  Die  ^^«//j; -Judikatur 
gewährte  dem  Schuldner  auch  nach  Ablauf  der  Frist 
noch  ein  Rückkaufsrecht.  Dieses  Recht  wird  equity  of  redempHon 
genannt  Nach  dem  Standpimkt  des  ^«^//^-Rechts  war  das  Recht 
des  Gläubigers  an  dem  Grundstück  nur  dazu  bestimmt,  die  Zahlung 
einer  Greldsumme  sicher  zu  stellen  und  seine  Rechte  wurden  so  be- 
schränkt, daß  sie  nicht  weiter  gingen,  als  zur  Erreichung  dieses 
Zweckes  notwendig  war. 

Eine  andere  Norm,  durch  welche  die  ^^«//v-Gerichte  das  Recht 
des  Hypothekschuldners  auf  Rückerwerb  sicher  stellen  wollten,  wird 
mit  dem  Schlagwort  ^Once  a  mortgage  always  a  mortgage"^  bezeichnet. 
Die  Parteien  ließen  es  bei  der  Übertragung  des  Grundstücks  manchmal 
im  unklaren,  ob  eine  Verpfändung,  genauer  eine  fiduziarische  Eigentums- 
übertragung, zur  Sicherstellung  eines  Darlehens  gewollt  war,  oder  ob 
ein  bloßer  Kaufvertrag  vorlag,  bei  welchem  der  Verkäufer  sich  ein 
Rückkaufsrecht  vorbehält  Ergab  sich  als  wahrer  Zweck  des  Vertrages 
die  Sicherstellung  eines  Darlehens,  so  hatte  nach  Equity-Recht  der 
Veräußerer  stets  ein  Rückkaufsrecht  und  es  war  keine  Bestimmung  in 
dem  ursprünglichen  Vertrage  gültig,  wonach  das  Recht  des  Gläubigers 
bei  Eintritt  irgend  eines  Ereignisses  ein  absolutes  werden  sollte.  Der 
Satz  „Once  a  mortgage  always  a  mortgage  bedeutet  also,  daß  wenn 
einmal  festgestellt  ist,  daß  es  sich  um  eine  «r<7r/^Ä^^  handelt,  Bestimmungen, 
die  bei  solchem  unzulässig  waren,  nicht  mehr  gültig  vereinbart  werden 
konnten.  Einen  Anwendungsfall  dieser  Norm  bildet  der  Satz,  daß  es  un- 
zulässig ist,  bereits  bei  der  Hypothekbestellung  für  das  Rückkaufsrecht 
eine  bestimmte  Zeit  mit  der  Wirkung  festzusetzen,  daß  es  nach  Ablauf 
dieser  Zeit  nicht  mehr  ausgeübt  werden  konnte.  Auf  unbestimmte 
Zeit  konnte  es  natürlich  erst  recht  nicht  ausgeschlossen  werden.  Auf 
andere  Konsequenzen  des  Grundsatzes  ^^Once  a  mortgage  always  a 
^nortgage^  wird  im  Sachenrecht  einzugehen  sein. 

Eine  Beschränkung  des  Rückkaufsrechts  in  der  Weise,  daß  es  vor 
Ablauf  einer  bestimmten  Zeit  nicht  ausgeübt  werden  kann,  ist  jedoch  zu- 
lässig. So  erklärte  das  Gericht  im  Falle  Teermn  v.  Smith  1882  20  Ch.  D, 
724:  „Obwohl  es  das  Recht  nicht  gestattet,  daß  einem  mortgagor  gänzlich 
der  Rückkauf  abgeschnitten  wird,  so  kann  er  doch  für  eine  bestimmte 
Periode,  z.  B.  für  5  oder  7  Jahre  damit  ausgeschlossen  werden."  Im 
Falle  Biggs  v,  Hoddinot  [l8gö]  2  Ch.  311  hatte  der  Kläger,  ein  Brauer, 
eine  Hypothek  in  dem  Grundstück  der  Beklagten.  Die  Beklagten 
waren  nach  dem  Hypothekinstrument  verpflichtet,  ihr  Bier  ausschließlich 
vom  Kläger  zu  beziehen.  Die  Urkimde  enthielt  femer  die  Bestimmung, 
daß  der  Kläger  das  geliehene  Geld  nicht  vor  Ablauf  von  5  Jahren 
zurückverlangen  würde,  wenn  die  Beklagten  alle  ihre  Verpflichtimgen 
erfüllten.  Andererseits  konnten  auch  die  Beklagten  den  Kläger  „un- 
geachtet der  Rückkaufsklausel"  nicht  zwingen,  vor  Ablauf  von  5  Jahren 
das  Kapital  zurückzunehmen.     Die  Beklagten  weigerten  sich,  nach  ca. 
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2  Jahren  ihr  Bier  von  dem  Kläger  weiter  zu  beziehen,  weil  ihnen 
jemand  erklärt  hatte,  die  Klausel  betreffend  den  Ausschluß  der  Rück- 
zahlung vor  Ablauf  von  5  Jahren  sei  ungültig.  Sie  behaupteten 
berechtigt  zu  sein,  die  Hypothek  mit  6  monatlicher  Kündigung  sdioa 
vorher  zurück:5uzahlen  und  boten  das  Kapital  inklusive  6  Monate 
Zinsen  für  die  Kündigungsfrist  an,  Kläger  weigerte  sich,  das  Kapital 
anzunehmen.  Die  Beklagten  stellten  dem  Kläger  eine  Ladung  zu 
mit  dem  Antrage,  festzustellen,  daß  er  verpflichtet  sei,  die  redemption 
anzunehmen.  Kläger  beantragte  eine  injunction,  welche  den  Beklagten 
verbieten  sollte,  anderes  Bier  auszuschenken.  Richter  Romer  entschied: 
„Obwohl  es  nicht  zulässig  ist,  die  Einlösung  der  Hypothek  völlig 
auszuschließen,  so  kann  die  Einlösung  doch  för  eine  bestimmte  Zeit 
ausgeschlossen  werden.  Die  Zeit  darf  nur  nicht  unangemessen 
lang  sein."  Auch  die  Bierlieferungsklausel  war  gültig,  weil  sie  die 
redemption  nicht  hinderte.  Die  injunction  wurde  daher  gewährt  Die 
Beklagten  wurden  mit  ihrem  Antrag  abgewiesen. 

Dagegen  verpflichtete  sich  im  Falle  Nookes  &*  Co,  v.  Eice  [ig02] 
A.  C,  24  der  Hypothekenschuldner,  bei  einem  lease^  der  noch  25  Jahre 
lief,  während  der  ganzen  Zeit  sein  Bier  von  dem  Gläubiger  zu  nehmen, 
auch  wenn  er  kein  Geld  mehr  auf  Hypotheken  schuldete.  In  diesem 
Falle  wurde  entschieden,  daß  die  Klausel  das  Rückkaufsrecht  in  un- 
zulässiger Weise  einschränke  (it  was  a  clog  on  the  equity  of  redemption) 
und  deshalb  nichtig  sei.    Vgl.  auch  Bradley  v,  Carrit  [ig03]  A.  C  253. 

§  117. 
Eine  Konventionalstrafe  (pena/ty)^  die  ftlr  den  Fall  der 
Nichterfüllung  einer  condHion  festgesetzt  wird,  ist  nicht  klagbar. 
Dagegen  ist  eine  Verpflichtung  gültig,  welche  lediglich  die 
andere  Partei  gegen  einen  Verlust  schadlos  halten  soll,  welcher 
durch  Verschulden  der  Person,  die  der  Bedingung  unterliegt, 
hervorgerufen  ist.  Ob  eine  solche  Verpflichtung  eine  Kon- 
ventionalstrafe ist  oder  nicht,  ist  in  jedem  Falle  eine  Tatfrage. 

He  Dagenham  Dock  Co.  (1B73)  L.  Id.  8  Ch.  App.  1022.  Merctr  v.  Irving 
(1858)  El.,  Bl.  &  El.  563;  StrUkland  v.    miliams  [1899]  i  Q.  B.  382. 

Konventionalstrafen,  penaities,  können  sowohl  in  der  Form  von  bonds 
vereinbart  werden,  wie  auch  in  gewöhnlichen  Verträgen.  Von  common  money 
bonds  handelt  der  folgende  Paragraph,  so  daß  hier  nur  noch  die  bonds  witk 
special  conditions  (vgl.  S.  606)  in  Betracht  kommen.  Bei  einem  solchen 
bond  enthält,  wie  bereits  oben  ausgeführt  ist,  die  condition  das  eigentliche 
Leistungsversprechen,  und  das  Zahlungsversprechen  ist  tatsächlich  nur 
für  den  Fall  der  Nichterfüllung  gegeben.  Gewöhnlich  wurde  die  im 
Falle  der  Nichterfüllung  zu  zahlende  Summe  doppelt  so  hoch  ge- 
nommen wie  der  voraussichtliche  Schaden  bei  der  Nichterfüllung  der 
condition.  Sie  war  also  tatsächlich  eine  Konventionalstrafe.  Die  Common 
LaW'G&cichie  verurteilten  ursprünglich,  wenn  dfe  sogenannte  condition 
nicht  erfüllt  war,  zu  der  in  dem  bond  genannten  Summe.  Aber  durch 
ein  Gesetz  aus  der  Zeit  Wilhelms  HI.  (an  Act  for  the  better  prevmüng 
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frivolovous  and  vtxaüaus  suits  8  &*  g  WilL  III  c,  11)  wurde  bestimmt 
{sectt'M  8),  daß  bei  allen  Klagen  aus  einem  bond  oder  sonst  auf  eine 
Konventionalstrafe  wegen  Nichterfüllung  eines  gesiegelten  oder  form- 
losen Vertrages  der  Kläger  so  viele  Vertragsbrüche  behaupten  könne, 
als  er  für  gut  hält,  das  Urteil  solle  aber  in  seiner  Wirkung  beschränkt 
sein  auf  den  tatsächlichen  Schaden  aus  solchen  Vertragsbrüchen,  die 
der  Kläger  beweist.  Das  Urteil  auf  die  Konventionalstrafe  blieb  dann  als 
Sicherheit  für  alle  weiteren  Vertragsbrüche,  für  welche  ein  Schadensersatz 
nachträglich  festgestellt  wurde,  bestehen.  Wurde  später  ein  neuer  Vertrags- 
bruch festgestellt,  so  konnte  der  Kläger  aus  dem  Urteil  Befriedigung  verlangen. 
Nach  diesem  Gesetz  wurde  also  das  Urteil  in  voller  Höhe  der  in  dem 
^^d? genannten  Konventionalstrafe  erlassen  und  nur  die  Vollstreckung 
aus  dem  Urteile  wurde  auf  die  Summe,  welche  dem  tatsächlich  er- 
littenen Schaden  entsprach,  beschränkt,  eine  Summe,  deren  Höhe  durch 
den  Spruch  der  Jury  festgestellt  wurde.  Die  Common  Law  Procedure  Act 
von  1852  und  neuerdings  die  Judicature  Act  von  1894  haben  die 
Gültigkeit  dieses  alten  Gesetzes  anerkannt  imd  durch  s.  5  di^x  Judicature 
Act  von  1894  wird  die  Befugnis  des  Supreme  Court  of  Judicature^  das 
Verfahren  betreffende  Vorschriften  (rules)  zu  erlassen,  auch  für  den 
hier  in  Frage  kommenden  Paragraphen  jenes  alten  Gesetzes  ausdrücklich 
festgestellt.  Schon  vorher  enthielten  jedoch  die  Rules  oj  tJu  Supreme 
Court  Normen,  die  das  Verfahren  regelten.  Vgl.  Order  XIII  Rule  14 
sowie  Order  XXII  Rule  I.  Wenn  der  Kläger  auf  Grund  eines  bond 
ein  Versäumnisurteil  zur  vollen  Höhe  des  darin  genannten  Betrages 
erlangt  hatte,  so  kann  er  nach  Order  XIII  Rule  14  dem  Beklagten  oder 
dessen  solicitor  die  behaupteten  Vertragsbrüche  mitteilen  und  muß  mit 
einem  writ  oJ  inquiry  zum  Verfahren  zwecks  Festsetzung  des  Schadens 
laden.  Wegen  des  alsdann  festgesetzten  Schadens  konnte  er  vollstrecken. 
Die  jE|7«//v-Judikatur  griff  ebenfalls  ein,  mn  den  Schuldner  gegen 
Konventionalstrafen  zu  schützen,  aber  seit  dem  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes 8  äf  g  WilL  III  c.  11  hatte  sie  kaum  noch  zum  Eingreifen 
Veranlassung.     Vgl.  Ashburner  Eq.  S.  361. 

2.  Andere  Verträge  als  bonds. 

Auch  für  gewöhnliche  Verträge  (direct  covenants  or  agreements,  vgl. 
oben  S.  607)  gilt  das  erwähnte  Gesetz,  sei  es  daß  sie  in  der  Form  eines 
contrcut  under  seal,  sei  es  daß  sie  formlos  errichtet  werden.  Wenn  aber 
keine  reine  Konventionalstrafe  vorliegt,  so  gilt  das  erwähnte  Gesetz 
nicht,  und  auch  die  Nonnen  des  Equity-RtchXSj  welche  den  Schuldner, 
in  solchem  Falle  schützen,  finden  keine  Anwendung.  Das  führt  uns 
auf  die  wichtige  Unterscheidung  zwischen  penalties  einerseits  und 
liquidated  damages  andererseits.  Denn  es  ist  zulässig,  daß  die  Parteien 
die  Höhe  des  für  den  Fall  des  Vertragsbruches  zu  leistenden  Schadens- 
ersatzes beim  Abschluß  eines  Vertrages  bestimmen.  Schaden  (damages)^ 
dessen  Höhe  so  durch  Vereinbarung  liquide  gestellt  ist,  nennt  man 
liquidated  damages.  Es  ist  oft  schwer  festzustellen,  ob  es  sich  im  kon- 
kreten Fall  um  eine  penalty  oder  um  liquidated  damages  handelt. 

In  erster  Linie  kommt  es  darauf  an,  ob  es  sich  bei  dem  Leistungs- 
versprechen um  ein  solches  von  bestimmtem  Wert  handelt,  d.  h.  um 
das  Versprechen  der  Zahlung  einer  bestimmten  Summe  Geldes  oder  nicht. 
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Wird  insbesondere  die  Zahlung  einer  größeren  Summe  für  den  Fall 
versprochen,  daß  eine  kleinere  Summe  nicht  zur  bestimmten  Zeit,  am 
bestimmten  Ort  oder  in  bestimmter  Art  gezahlt  wird,  so  ist  das  Zahlungs- 
versprechen der  größeren  Summe  eine  pcnalty. 

Dag^en  li^  keine  penalty  vor,  wenn  für  den  Fall  der  nidit 
ordnungsgemäßen  Zahlung  einer  Sunmie  bei  einem  Vergleich  vereinbart 
wird,  daß  dann  die  lu-sprünglich  vereinbarte  größere  Summe  wieder  geschuldet 
wird  (Bord  v.  Chesterfield  ig  Beav,  42g);  dasselbe  gilt  bei  Vereinbarung 
der  sogenannten  kassatorischen  Klausel,  d.  h.  wenn  bei  einer 
Zahlung  in  Raten  vereinbart  wird,  daß  die  ganze  Summe  fällig  werden 
soll,  wenn  eine  Rate  nicht  rechtzeitig  bezahlt  wird  (Sterne  v,  Beck  I  Z). 
/.  6f*  S,  595)-  Auf  die  Rechte  aus  dieser  Vereinbarung  verzichtet 
der  Gläubiger  nicht  schon  dadurch,  daß  er  eine  verspätete  Ratenzahlung 
annimmt  (Keene  v.  Biscoe  8  Ch.  £>,  201), 

Handelt  es  sich  um  ein  Leistungsversprechen,  das  nicht  von 
vornherein  einen  bestimmten  Wert  ha't,  z.  B.  das  Versprechen  der 
Lieferung  von  Waren,  so  kommt  es  darauf  an,  ob  die  Zahlung  einer 
Geldsumme  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  einer  bestimmten  Leistung 
oder  allgemein  für  die  Nichterfüllung  einer  der  verschiedenen  Leistungen 
eines  Vertrages  versprochen  wird. 

Ist  für  die  Nichterfüllung  einer  bestimmten  Leistung  die  Zahlung 
einer  Geldsumme  versprochen,  so  nehmen  die  Gerichte  keine  penalty, 
sondern  liquidated  damages  an.  Deshalb  ist  z.  B.  das  Versprechen,  für 
jeden  Tag,  um  den  sich  die  Herstellung  eines  Bauwerks  verzögert, 
oder  das  Versprechen,  für  jeden  Tag,  um  den  sich  die  Abreise  eines 
Schiffes  verzögert  (Lieg^eld,  demurrage\  eine  bestimmte  Summe  zu 
zahlen,  keine  penalty^  sondern  liquidated  damages.  Public  Works 
Commissioner  v,  Hills  [igo6]  A,  C,  368^  Clydebank  Shipbmlding 
Co,  V.  Cctstaneda  [1905]  A,  C,  16,  Wird  jedoch  nachgewiesen,  daß 
die  festgesetzte  Summe  zu  dem  voraussehbaren  Schaden  in  keinem 
Verhältnis  stand,  so  würde  dennoch  eine  penalty  angenommen  werden. 

Enthält  dagegen  der  Vertrag  verschiedene  Leistungsversprechen 
von  verschiedenem  Wert,  und  wird  die  Zahlimg  derselben  Summe  für 
jeden  Vertragsbruch  versprochen,  so  liegt  eine  penalty  vor.  Ein  Beispiel 
bildet  der  Fall  Kemble  v,  Farren  6  Bing  14^,  Farren  verpflichtete  sich 
an  dem  Covent  Garden  Theater  in  vier  aufeinander  folgenden  Saisons 
zu  spielen  und  sich  allen  Regeln  des  Theaters  zu  unterwerf<^.  Kemble 
versprach  ihm  3  £  6  s.  8  d.  f[ir  jeden  Abend,  an  dem  das  Theater  während 
der  Saison  für  Vorstellungen  geöffnet  war  und  außerdem  einen  Benefiz- 
abend. Für  die  Verletzung  irgend  einer  Klausel  des  Vertrages  wurden 
1000  £  vereinbart.  Farren  wurde  kontraktbrüchig.  Der  Kläger  klagte 
die  Strafe  von  1000  £  ein.  Die  Jury  setzte  den  Schaden  auf  750  £ 
fest  und  diese  Summe  wurde  dem  Kläger  zugesprochen.  Das  Gericht 
führte  unter  anderem  aus:  Die  1000  £  seien  nach  dem  Wortlaute  des 
Vertrages  auch  dann  verwirkt,  wenn  irgend  eine  unwichtige  Vorschrift 
des  Theaters  verletzt  sei.  Daraus  gehe  klar  hervor,  daß  eine  Kon- 
ventionalstrafe hier  vorläge. 

Es  ist  gleichgültig,  welchen  Ausdruck  die  Parteien  im  Vertrage 
brauchen.     Im  Falle  Kemble  v,  Farren  6  Bing  141  wurde  die  Summe  von 
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looo  £  ausdrücklich  als  liquidated  and  ascertaimd  damages  and  not  a  penalty 
bezeichnet,  trotzdem  wurde  erkannt,  daß  eine  penalty  vorlag.  Anderer* 
seits  schadet  es  auch  nichts,  wenn  die  Parteien  den  Ausdruck  penalty 
gebraucht  haben,  wenn  aus  dem  Inhalte  des  Vertrages  hervor* 
geht,  daß  sie  liquidated  damages  gemeint  haben  (Diestal  v.  Stevenson 
[1906]  2  K.  B.  345)*  Aus  dem  gesamten  Inhalte  des  Vertrages  ist 
zu  entnehmen,  was  die  wahre  Absicht  der  Parteien  war  (Sainter 
V.  Ferguson  I  Mae,  &*  G  286  und  I^e  v.  British  Automobile  Syndicate 
[igo6]  I  K.  B.  425).  Der  Fall  Strickland  v.  IVilliams  [l8gg]  I  Q. 
B.  382  zeigt  uns,  daß  die  Vereinbarung  der  Zahlung  einer  Geld- 
summe fOr  die  Übertretung  eines  gerichtlichen  Verbots  als  liquidated 
damages  angesehen  wird,  obwohl  dieses  Verbot  durch  verschiedene 
Handlungen  übertreten  werden  konnte.  Es  handelte  sich  um  eine 
Urkunde  imter  Siegel,  in  welcher  die  Zahlung  einer  Geldsumme  ver- 
sprochen wurde,  welches  Versprechen  nichtig  sein  sollte,  wenn  der 
Versprechende  es  unterlassen  würde,  gegen  ein  gerichtliches  Verbot 
zu  verstoßen,  in  das  Grundstück  des  Versprechenempfängers  einzudringen. 
Es  lag  also  ein  bond  vor.  Das  Zahlungsversprechen  fiel,  wie  entschieden 
wurde,  nicht  unter  das  Gesetz  8  ör^g  Will.  III  c.  11.  Richter  Smith  stellte 
folgenden  Satz  auf:  Wenn  das  Zahlungsversprechen  von  dem  Eintritt 
eines  Ereignisses  abhänge,  so  handle  es  sich  um  liquidated  damages^ 
hänge  es  von  dem  Eintritt  mehrerer  Ereignisse  ab,  so  liege  einQ penalty 
vor.  Im  vorliegenden  Falle  sei  die  condition  des  bond  nur  ein  Er- 
eignis, von  dessen  Eintritt  die  Zahlungsbedingung  abhänge,  nämlich 
die  Übertretung  des  gerichtlichen  Verbots;  es  läge  daher  k&ne  penalty  vor. 

§  118. 

Die  Erzwingung  einer  Bedingung  der  Wiederinbesitznahme 
(re-enfry)  wegen  Nichterfüllung  der  Bestimmungen  eines  hase 
unterliegt  speziellen  Einschränkungen.  Diese  Einschränkungen 
werden  im  Buch  III  auseinandergesetzt  werden. 

Conveyancing  and  Law  of  Proptrty  Act  1881  s,  14, 
Conveyancing  and  Law  of  Property  Act  i8g2  s,  2 — 5. 

Wie  bereits  bei  §  102  auseinandergesetzt  worden  ist,  wird  bei 
leases  oft  vereinbart,  daß  eine  Verwirkung  (forfetiure)  der  Rechte  aus 
dem  lease  eintreten  soll,  wenn  bestimmte  Bedingungen  nicht  erfüllt 
>»erden.  Diese  Verfallklauseln  wurden  oft  bei  relativ  unwichtigen  Be- 
dingungen vereinbart  und  führten  deshalb  zu  großen  Härten.  Sowohl 
<Üe  G^tzgebung,  wie  auch  die  Judikatur  waren  bemüht,  diese  Härten 
zu  mildem.  Die  jfi^//y-Gerichte  stellten  sich  auf  den  Standpunkt,  daß 
sie  gegen  die  Wirkungen  der  Verfallklauseln  Schutz  gewährten,  wenn 
<ier  Bruch  der  Verfallklausel  durch  Schadensersatz  in  Geld  wieder  gut 
gemacht  werden  konnte.  Ein  Gesetz  aus  dem  Jahre  1859,  gewöhnlich 
^d  St.  Leonards  Act  genannt  (Law  of  Property  Amendment  Acty 
22  6»  23  Vict,  c.  35),  bestimmte,  daß  die  Gerichte  befugt  sein  sollten, 
E^en  eine  Verfallklausel  Schutz  zu  gewähren,  welche  für  den  Fall 
^»einbart  war,  daß  der  Vermieter  es  unterließ,  die  Gebäude  gegen 
Feuer  zu  versichern.    Die  bereits  bei  §  102  erwähnten  Gesetze,  nämlich 
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<üe  Conveyanäng  and  Law  of  Property  Act  von  i^%i  (44  ö*  4S  Vict. 
4.  41  s.  14  und  die  Corweyanäng  Act  von  1892  (55  &*  56  Vict  c  13} 
haben  dann  für  alle  Gerichte  Bestimmungen  darüber  getroffen,  unter 
welchen  Voraussetzungen  solche  Verfallklauseln  geltend  gemacht  werden 
können.  X)as  wiesentGche  dieser  Bestimmungen  besteht  darin,  daß  der 
Vermieter  dem  Mieter  eine  Erklärung  zustellen  ipuß,  in  welcher  er  die 
Mängel,  die  er  zu  rügen  hat,  spezifiziert  und  ihn  auffordert,  den  Mängeln 
-abzuhelfen,  oder  ihm  Schadensersatz  in  Geld  zu  leisten.  Erst  nachdem 
.eine  solche  Aufforderung  fruchtlos  geblieben  ist,  kann  er  auf  Besitz- 
Entsetzung  klagen.  Diese  Bestimmimg  gilt  nicht  für  die  in  §  102  erwähnten 
Klauseln  und  ferner  nicht  fttr  Verfallklauseln  bei  Nichtzahlung 
der  Miete.  Selbst  vor  der  Conveyancing  and  Law  of  Property  Act  von 
1881  hatten  bei  Klagen  auf  Räiunung  wegen  Nichtzahlung  des  Miet- 
jsinses  die  Common  Z/iw-Gerichte  den  Klagen  dann  nicht  stattgegeben, 
wenn  der  Beklagte  vor  Erlaß  des  Urteils  den  rückständigen  Mietzins  an 
den  Kläger  zahlte  oder  bei  Gericht  deponierte.  Ein  altes  Gesetz,  die 
Landlord  and  Tmant  Act  lysOj  4  Geo.  II  c.  28  s,  2  legte  diese  Norm 
ausdrücklich  fest,  indem  es  bestimmte,  daß  der  Prozeß  nicht  weiter 
gehen  sollte,  wenn  der  Beklagte  bei  einer  solchen  EJage  auf  Räumung 
vor  der  Verhandlung  alle  Rückstände  und  Kosten  zahlte.  Diese  Be- 
stimmung ist  in  die  Common  Law  Procedure  Act  von  1852  über- 
gegangen {s,  212)  und  gilt  heute  noch  (vgl.  auch  Order  XIV  Rule  10 
der  RuUs  of  the  Supreme  Court). 

Aber  die  Common  Z«a/-Gerichte  konnten  auf  Grund  dieser  Vor- 
3chrift  keine  Abhilfe  gewähren,  wenn  bereits  ein  Urteil  ergangen  war. 
Dagegen  gewährten  die  -ß"^«//)/- Gerichte  auch  nach  dem  Erlaß  des 
Urteils  Abhilfe  ja  sogar,  nachdem  die  Räumung  bereits  im  Wege 
der  Zwangsvollstreckung  erzwungen  war.  In  letzterem  Falle  ordnete 
das  Gericht  die  Vollziehung  eines  neuen  lease  an,  dessen  Bedingungen 
denen  des  alten  entsprachen.  Demgegenüber  bestimmt  die  Common  Law 
Procedure  Act  von  1852  in  sect  210,  daß,  wenn  gegen  den  Mieter  ein 
Räumungsurteil  ergangen  ist  und  die  Zwangsvollstreckung  eingeleitet  ist, 
ohne  daß  der  Mietzins  nebst  Rückständen  und  Kosten  gezahlt  ist,  und 
ohne  daß  im  Equity^mchX,  innerhalb  sechs  Monaten  nach  erfolgter 
Zwangsvollstreckung  ein  Antrag  auf  Wiedereinsetzung  in  den  Besitz  ge- 
stellt wird,  dann  der  Mieter  mit  allen  Ansprüchen  sowohl  nach  Common 
Law  wie  nach  E^uity-Recht  ausgeschlossen  sein  soll.  Die  Common 
Law  Procedure  Act  von  1860  (23  &*  24  Vict.  c,  126  s,  I)  enthält  keine 
wesentlichen  materiellen  Änderungen,  bestimmt  aber,  daß  die  Common 
Zöw-Gerichte  bei  den  Verfall  klausein  dieselben  Erleichterungen  ge- 
währen können,  wie  die  Equity-QencYii^  und  diese  Bestimmungen 
gelten  ebenso  wie  die  bereits  erwähnten  Bestimmungen  des  Gesetzes 
von  1852  auch  dann,  wenn  der  Mieter  ohne  Prozeß  dem  Verlangen 
des  Vermieters  stattgegeben  hat.  Dies  alles  gilt  natürlich  nur,  wenn 
für  den  Fall  der  Nichtzahlung  des  Mietzinses  ein  j^re-entry^  in  der 
Urkunde  über  den  lease  vorgesehen  ist  Die  Aufnahme  einer  solchen 
Klausel  in  die  Urkunde  geschieht  jedoch  fast  stets  formularmäßig.  Da, 
wie  Jenks  in  §  118  erklärt,  im  III.  Buche  noch  näher  auf  diese  Ver- 
fallklauseln zurückzukommen  sein  wird,  so  soll  auch  in  den  Erläuterungen 
auf  diese  Materie  hier  nicht  näher  eingegangen  werden. 
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§  119- 
Auf   Grund    eines    gewöhnlichen    money   band   kann    der 
Gläubiger  nur  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  fordern. 

4  Anne  (1705)  c.  16  ss.  13,  14, 

Wie  bereits  oben  erwähnt  wurde,  sind  common  money  bonds  solche, 
bei  denen  das  Zahlungs versprechen  einer  Geldsumme  für  den  Fall  ge- 
geben wird,  daß  eine  andere  Summe  nicht  zur  rechten  Zeit  oder  am 
rechten  Orte  usw.  gezahlt  wird.  Den  Gegensatz  bilden  bonds  with 
special  conditions,  vgl.  §  114.  Ein  Beispiel  eines  common  money  bond 
bildet  z.  B.  das  Versprechen,  am  i.  April  100  £  zu  zahlen  unter  der 
Bedingung,  daß  dieses  Versprechen  hinfällig  ist,  wenn  vorher  50  £  ge- 
zahlt werden.  Ein  solches  Versprechen  enthält  natürlich  tatsächlich 
eine  Konventionalstrafe.  Die  Common  Z^«/-Gerichte  gaben  in  älterer 
Zeit  Klagen  in  Höhe  der  ganzen  Summe  statt.  Ein  Gesetz  aus  der 
Zeit  der  Königin  Anna  4  &*  5  ^^^'  ^'  ^^  ^-  ^3  bestimmte  daher, 
daß,  w^enn  eine  Klage  auf  Grund  eines  bond  erhoben  wurde,  welches 
die  Bedingung  enthält,  daß  es  bei  Zahlung  einer  kleineren  Summe  an 
einem  bestimmten  Tage  oder  Platz  hinfällig  sein  sollte,  der  Beklagte 
das  tatsächlich  geschuldete  Kapital  nebst  Zinsen  und  Kosten  vor  Ge- 
richt zahlen  konnte,  und  daß  dann  das  Gericht  den  Beklagten  von 
der  Verpflichtung  aus  dem  bond,  nämlich  zur  Zahlung  der  höheren 
Summe,  zu  entlassen  habe.  Mit  anderen  Worten,  ein  Versprechen, 
bei  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  einer  kleineren  Summe  eine 
größere  Summe  zu  zahlen,  ist  nicht  klagbar.  Das  Gesetz  be- 
zieht sich  nur  auf  common  money  bonds.  Für  bonds  with  special  cOndiHans 
gilt  das  Gesetz  8  &-  g  Will,  III  r.  11  (vgl.  oben  S.  617). 

§  120. 
Wenn  eine  Person  ein  Recht  an  einem  Grundstück  durch 
den  Eintritt  einer  auflösenden  Bedingung  verwirkt,  so  sind 
alle  ihre  Rechtshandlungen,  sowie  die  ihrer  Rechtsvorgänger» 
welche  im  Hinblick  auf  das  Land,  oder  ihre  oder  deren 
Rechte  daran  vorgenommen  sind,  unwirksam  gegenüber  der 
Person,  die  aus  dem  Verfall  Rechte  herleitet. 

Dies  ist  wiederam  eine  jener  elementaren  Rechtsregelo,  für  welche  man 
kaum  einen  Beleg  finden  kann.  Aber  wenn  sie  nicht  existieren  würde,  so 
konnte  jede  resolntive  Bedingung   in   der  einfachsten  Weise   umgangen  werden. 

Pirkins  Profitable  Book  s.  840,  Sheppard  Touchstone  121. 

Die  Norm  findet  auf  „conditions  in  law'^  d.  h.  Bedingungen,  die  das  Recht 
unabhängig  von  der  Vereinbarung  der  Parteien  auferlegt,  keine  Anwendung.  Aber 
solche  conditions  sind  jetzt  sehr  selten. 

Es  handelt  sich  hier  um  die  auch  bei  uns  geltende  Norm,  daß 
das  Recht  des  bedingt  Berechtigten  nicht  durch  Verfügungen  des  bis 
zum  Eintritt  der  Bedingung  Berechtigten  beeinträchtigt  werden  kann. 
I^ie  Vorschrift  soll  nicht  bei  ^.conditions  in  law"  gelten.  Die  Be- 
deutung dieses  Aiisdnicks  ist  bei  §  109  erläutert  worden.     Bei  solchen 
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würde  also  im  Falle  der  Verwirkung  des  Rechts  wegen  NichterfiUlung 
der  condition  der  Erwerber  die  von  dem  bisher  Berechtigteii  vor- 
genommenen Verfügimgen  unter  Umständen  gegen  sich  gelten  lassen 
müssen.  Z.  B.  hatte  vor  dem  Inkrafttreten  der  Real  Property  Act 
von  1845,  8  &»  g  Vtct,  c.  106  der  Versuch  der  Veräußerung  eines 
Ix/e  estate  als  estaU  in  fee  simple  die  Verwirkung  des  life  estate  zur  Folge, 
In  solchem  Falle  blieben  aber  alle  estates  und  chargeSy  die  gültig  kreiert 
waren,  gegenüber  demjenigen,  an  den  das  Land  auf.  Grund  solcher 
condition  in  law  zurückfiel,  gültig.  Nach  dem  Inkrafttreten  des  ge- 
nannten Gesetzes  hat  diese  Norm  fast  jede  praktische  Bedeutung  ver- 
loren, da  ein  Verfall  aus  diesem  Grunde  jetzt  nicht  mehr  eintreten 
kann.  Eine  forfeiture  aus  diesem  Grunde  kann  jetzt  höchstens  noch 
bei  copyhold  estates  vorkommen. 

Sheppard  Touchstone  faßt  die  im  §  120  aufgestellte  Norai  in 
folgender  Weise:  „Wenn  jemand  Gin  feoffment  von  2  Acres  Land  macht, 
unter  der  Bedingung,  daß  wenn  ein  bestimmtes  Ereignis  eintritt,  dtrfeoffor 
das  Land  wieder  an  sich  nehmen  darf,  und  er  auf  Grund  solcher  Be- 
dingungen wieder  in  den  Besitz  kommt,  dann  sind  alle  Lasten  (charges 
and  incumbrances)  ihm  gegenüber  unwirksam,  die  auf  das  Land  gelegt 
sind,  nachdem  die  Bedingung  gemacht  war." 

Die  von  Jenks  aufgestellte  Norm  bezieht  sich  nur  auf  conditions 
bei  Rechten  an  Grundstücken.  Er  sagt  nichts  darüber,  inwieweit  diese 
Norm  auch  bei  Rechten  an  personal  property  gilt.  Auch  bleibt  die 
Frage  offen,  inwieweit  gutgläubige  Personen,  die  solche  Rechte  an 
Grundstücken  oder  beweglichen  Sachen  erworben  haben,  geschützt 
werden.    Im  dritten  Buch  wird  auf  diese  Fragen  zurückzukommen  sein. 
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Stellvertretung. 

§    121. 

Ein  „agent"  ist  eine  Person»  die  eine  ausdrOckliche  oder 
aus  den  Umständen  zu  folgernde  Befugnis  (authorfty)  hat, 
für  eine  andere  Person  (den  ,,principal**)  zu  handeln  und  diese 
andere  Person  durch  solche  Handlungen  oder  Unterlassungen 
(ach  and  defau/ts)  zu  binden. 

Allgemeines  über  den  Begriff  „Agency^, 

Vertreter  im  Sinne  des  BGB.  ist  eine  Person,  die  in  fremdem 
Namen  eine  Erklärung  abgibt  (§  164).  Agent  dagegen  ist  jeder  Ver- 
treter, gleichgültig  ob  er  mit  einem  Dritten  im  Namen  des  Vertretenen 
oder  im  eigenen  Namen,  also  ohne  Vertretungsvollmacht  des  Ver- 
tretenen kontrahiert  Agent  ist  auch  der  bloße  Beauftragte,  sei  es  daß 
er  unentgeltlich  handelt  (Auftrag  im  eigentlichen  Sinne)  oder  auf  Grund 
eines  Dienst  Vertrages.  Erforderlich  ist  für  den  Begriff  des  ^agent^  nur, 
daß  die  Parteien  eine  dritte  Person  im  Auge  haben,  mit  welcher  diuch 
den  „agent^  entweder  unmittelbar  oder  mittelbar  —  wenn  der  Agent 
im  eigenen  Namen  handelt  —  eine  vertragliche  Beziehung  hergestellt 
werden  soll. 

In  unserem  Rechte  sind  die  Personen,  welche  zur  unmittelbaren  - 
Vertretung  juristischer  Personen  berufen  sind,  nicht  Vertreter  derselben, 
sondern  deren  Organe.  Diese  Unterscheidung  macht  das  englische 
Recht  nicht,  wenigstens  ist  die  Norm  aufgestellt  worden,  daß  eine 
juristische  Person  nur  durch  einen  j^agent^  handeln  kann.  Andererseits 
wird  dennoch  bei  manchen  Gelegenheiten  zwischen  den  unmittelbaren 
Vertretern  und  den  von  diesen  wiederum  bestellten  Vertretern  einer 
juristischen  Person  unterschieden. 

Das  englische  Recht  geht  prinzipiell  davon  aus,  daß  der  Geschäfts- 
herr, principaly  nicht  nur  fttr  die  Handlungen  (acts)  des  Vertreters, 
sondern  auch  für  dessen  Verschulden  (defaul ts)  haftet.  Jenks  drückt 
das  hier  so  aus,  daß  er  von  einer  Haftung  für  acts  &*  defaults  redet. 
Der  Ausdruck  ^defaults^  ist  ziemlich  farblos.  Er  wird  bald  im  Sinne 
von  „Unterlassen**,  schlechtweg  bald  im  Siime  von  „schuldhaftem 
Unterlassen"  und  manchmal  auch  im  Sinne  von  „Verschvdden",  „Nach- 
lässigkeit" gebraucht.  Der  Ehemann  haftet  für  die  Delikte  seiner 
Frau,  der  Dienstherr  für  die  Delikte  seiner  Angestellten  und  auch  in 
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diesen  Fällen  wird  die  Haftung  damit  begründet,  daß  der  Angestellte 
resp.  die  Ehefrau  „agents^  seien.  Der  „agent"  braucht,  wie  bereits  er- 
wähnt wurde,  gar  keine  Vollmacht  zu  haben,  daher  ist  agent  auch 
der  Kommissionär,  der  im  eigenen  Namen  handelt.  Diese  Befugnis 
würden  wir  kaum  als  Vollmacht  bezeichnen.  Es  ist  daher  auch  nidit 
unbedenklich,  den  Ausdruck  authority  mit  Vollmacht  zu  übersetzen. 

Agency  liegt  demnach  vor:  i.  wenn  jemand  in  Vertretung  eines 
anderen  Rechtsgeschäfte  vornimmt,  2.  wenn  jemand  als  Beauftragter 
eines  anderen  gegenüber  einem  Dritten  eine  Rechtshandlung  vornimmt, 
und  schließlich  3.  wenn  für  die  Verträge  oder  Delikte  einer  Person 
eine  andere  Person  (der  principat)^  kraft  Rechtsvorschrift  haftet  Agent 
ist  deshalb  mit  „Bevollmächtigter",  „Beauftragter",  „Vertreter**  zu  über- 
setzen und  dementsprechend  hat  auch  der  Ausdruck  principal  je  nach 
dem  Zusammenhang  eine  sehr  verschiedene  Bedeutung;  er  kann  „Voll- 
machtgeber", „Auftraggeber",  „Geschäftsherr",  „Kommittent"  bedeuten. 
Es  bleibt  nur  noch  übrig,  den  Begriff  der  agency  dadurch  näher  zu 
präzisieren,  daß  wir  ihn  gegen  verwandte  Rechtsbegriffe  abgrenzen: 

1.  Kein  agent  ist  der  Angestellte  (servant).  Unter  stnmnts  haben 
wir  nicht  nur  die  Dienstboten  (Gesinde),  sondern  alle  diejenigen  An- 
gestellten zu  verstehen,  deren  Handlungen  für  den  Geschäftsherm 
lediglich  nach  dessen  Anweisung  und  unter  dessen  Kontrolle  zu  er- 
folgen haben,  sei  es  daß  sie  in  einem  ständigen  Dienstverhältnis  stehen 
(z.  B.  der  Commis),  sei  es  daß  sie  nur  für  eine  bestimmte  Dienstleistung  an- 
genommen sind.  Ebenso  ist  der  bloße  Bote  „messenger^  kein  agent, 
sondern  nur  Werkzeug  der  Vermittlung. 

2.  Kein  agent  \&\.  auch  der  „independent  contractor^.  Wenn  jemand 
es  unternimmt,  ein  bestimmtes  Werk  herzustellen,  so  ist  er  ein  indefendent 
contractor,  sobald  der  Besteller  keinen  unmittelbaren  Einfluß  auf  die 
Herbeiführung  des  gewollten  Erfolges  hat.  Hat  dagegen  der  Unter- 
nehmer vorwiegend  nach  den  Weisungen  des  Bestellers  bei  der  Herbei- 
führung des  Erfolges  zu  verfahren,  so  ist  er  dessen  agent.  Bei  §  139 
wird  noch  näher  auf  diese  Unterscheidung  einzugehen  sein. 

3.  Ein  trustee  ist  kein  agent  im  Sinne  des  §  11.  Der  trustee  ist 
Eigentümer  des  Trustvermögens  und  handelt  kraft  eigenen  Rechts  und 
nicht  als  Vertreter  einer  anderen  Person.  Dasselbe  gilt  für  die 
representatives  eines  Verstorbenen,  nämlich  die  admimstrators  oder 
executorsy  die  als  trustees  gelten.  In  diesem  Titel  werden  wir  agent  im 
allgemeinen  mit  Vertreter  übersetzen,  obwohl  im  Rechtssinne,  wie  wir 
gesehen  haben,  dieser  deutsche  Ausdruck  eine  engere  Bedeutung  hat 
wie  der  englische  Ausdruck  agent, 

§  122. 

Jede  geistig  gesunde  Person  kann  ungeachtet  ihrer  eigenen 
fflegal  incapacity**  als  Vertreter  handeln.  Aber  ihre  eigenen 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  sowohl  in  Beziehung  zum 
principa/wie  zu  Dritten  werden  durch  ihre  legal  capaciiy  bestimmt 

Srnally  v,  Smally  lyoo  i.  Equ,  Ca.  Ab,  6, 
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Der  Aiisdruck  legal  capacity  ist  im  ersten  Teil  auf  S.  226  von 
Schirrmeister  erläutert  worden.  Auf  S.  319  erläutert  er  den  Haupt- 
anwendungsfal]  des  hier  vorliegenden  Paragraphen,  nämlich  weim  ein 
Minderjähriger  als  agent  handelt  Der  von  Jenks  angeführte  Fall  Smally 
V,  Smally  /.  Eq,  Abr,  6  ist  ebenfalls  dort  bereits  zitiert  und  erläutert. 

In  gewissen  Fällen,  insbesondere  bei  Überschreitung  seiner  Ver- 
tretungsbeliignisse  kann  der  agenf  sowohl  Dritten  wie  auch  seinem  Auftrag- 
geber persönlich  haftbar  werden  (vgl.  §§  142,  143).  Diese  persönliche 
Haftung  des  agmt  reicht  jedoch  nur  soweit,  wie  seine  Geschäftsfähigkeit 
reicht.  Ein  Minderjähriger,  der  als  agent  seinen prtncipal  güMig  verpflichten 
kann,  haftet  daher,  wenn  die  Voraussetzungen  gegeben  sind,  unter  denen 
der  agent  sonst  persönlich  haftet  (vgl,  §§  142,  143),  nicht  persönlich. 

Ein  Geisteskranker  kann  dagegen  nicht  als  agent  handeln,  denn  da 
der  agent  Vertreter  im  Willen  ist,  so  muß  er  imstande  sein,  ein  ge- 
sundes Urteil  abzugeben.  Dies  gilt  aber  nur  für  den  Fall,  daß  die 
Geisteskrankheit  des  Vertreters  dem  andern  Teil  bekannt  war,  als  das 
Rechtsgeschäft  vorgenommen  wurdet  Hier  greift  wieder  die  allgemeine 
Norm  ein,  daß  die  Geisteskrankheit  einer  Person,  die  einen  Vertrag 
schließt,  auf  die  Gültigkeit  des  Vertrages  ohne  Einfluß  ist,  wenn  der 
andere  Teil  die  Geisteskrankheit  nicht  erkannt  hat,  wobei  diejenigen 
Personen,  welche  eine  Geisteskrankheit  der  vertragschließenden  Partei 
behaupten,  die  Beweislast  dafür  haben,  daß  dem  andern  Teil  die  Geistes- 
krankheit bekannt  oder  mindestens  erkennbar  war  (vgl.  Pol  lock,  Contract 
S.  93;  Leake  S.  404;  I.  Teil  S.  357). 

Ehefrauen  können  natürlich  ebenfalls  als  Vertreter  handeln,  auch 
wenn  sie  minderjährig  sind.  In  manchen  Fällen  sind  sie  kraft  Rechts- 
vermutung Vertreter  ihres  Ehemannes  (vgl.  §§  132,  133). 

Andererseits  kann  eine  Person  einen  Vertreter  nur  zu  solchen 
Handlungen  bestellen,  die  sie  selbst  vornehmen  kann.  Ein  Minder- 
jähriger kann  einen  Vertreter  bestellen,  soweit  er  sich  durch  Verträge 
verpflichten  kann,  z.  B.  beim  Einkauf  von  necessaries^).  Ein  Geistes- 
kranker dagegen  kann  keine  gültige  Vollmacht  ausstellen.  Die  Vollmacht 
ist  nichtig,  und  zwar  anscheinend  auch  dann,  wenn  dem  Dritten  die 
Geisteskrankheit  des  Vollmachtgebers  nicht  bekannt  war.  Daily  Telegraph 
Newspaper  Co.  v.  Mac  Laughlin  [1904]  A.  C  776. 

Eine  volljährige  Ehefrau  kann  ebenfalls,  da  sie  in  der  Geschäfts- 
fähigkeit in  keiner  Weise  beschränkt  ist,  einen  Vertreter  ohne  Konsens 
ihres  Ehemannes  bestellen.  Auf  Grund  einer  speziellen  gesetzlichen 
Bestimmung  der  Conveyancing  and  Law  of  Property  Act  von  1881  s.  40 
hat  sogar  eine  minderjährige  Ehefrau  weitergehende  Befugnisse  wie 
ein  anderer  Minderjähriger,  indem  sie  befugt  ist  durch  gesiegelte  Urkunde 
{power  of  attomey^   vgl.   §    124)   einen   Bevollmächtigten   zu  ernennen. 

Die  genannte  Bestimmung  lautet: 

jtA  married  woman,  wtther  an  Infant  or  notj  shall  by  virtue  of 
this  Act  have  powery  as  if  she  was  unmarried  and  of  füll  age,  by  deed 
to  appoint  an  attomey  on  her  behalf  for  the  purpose  of  executing  any 
deed  or  doing  any  other  act  which  she  might  herseif  execute  or  do.^^ 


*)  XJber  eine  Avsnaliine  von  dieser  Nonn  vgl.  S.  636.  Combi* s  Gase,  9  Co,  Rep,  ys» 
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„£ine  Ehefrau,  sie  mag  minderjflhrig  sein  oder  nicht,  soll  nach 
diesem  Gesetz  befugt  sein,  wie  wenn  sie  unverheiratet  und  voUjähi^ 
wäre,  sich  durch  gesiegelte  Urkimde  einen  Bevollmächtigten  zu  besteUen 
zu  dem  Zwecke,  jegliche  gesiegelte  Urkimde  zu  vollziehen,  oder  iigend 
eine  andere  Handlung  vorzunehmen,  die  sie  selbst  vollziehen  oder 
vornehmen  kann." 

§  123. 
Die  rechtlichen  Beziehungen  von  principd  und  ageni  inter  se 
unterliegen  den  Vorschriften  des  Vertragsrechts  (Law  of  Coniract 
Buch  II  Teil  i  und  2)  oder  den  Vorschriften  über  Quasi- 
kontrakte (Buch  II  Teil  3).  Die  Existenz  und  die  Ausdehnung 
der  Vertretungsbefugnis  gegenüber  Dritten  richtet  sich  nach 
den  Umstanden  des  einzelnen  Falles  und  den  Rechtsnormen, 
die  darauf  Anwendung  finden. 

£■  scheint  allgemein  zugegeben  zu  werden,  daß  die  SchaffHog  der  Be- 
nehnng  von  principal  und  agent  im  englischen  Recht  jetzt  immer  aaf  einem 
Übereinkommen  (agreement)  zwischen  den  Parteien  berahen  m«ß.  Aber  es  kaoa 
sehr  wohl  sein,  daß  a)  dieses  Übereinkommen  nicht  klagbar  ist  oder  b)  dtS 
Dritte  nicht  an  die  Bestimmungen  desselben  gebunden  sind. 

Der  Paragraph  zeigt  uns,  daß  in  diesem  Abschnitt  der  Kodifikation 
nur  die  Wirkung  der  agency  gegenüber  Dritten  erörtert  werden  soll 
Die  Beziehungen  von  principal  und  agent  müssen  nach  Jenks  stets 
auf  einem  agreemmt  beruhen.  Agreement  bedeutet  Willenseinigung, 
consensus.  Ein  agreement  genügt  zur  Schaffung  solcher  Beziehung,  es 
ist  nicht  nötig,  daß  ein  contract  vorliegt,  d.  h.  ein  klagbarer  Vertrag, 
der  allen  Voraussetzungen  genügt,  welche  nötig  sind,  um  einen  solchen 
zu  schaffen.  Der  nicht  unter  Siegel  abgeschlossene  Vertrag  bedarf^  wie 
bereits  mehrfach  erwähnt  ist,  zu  seiner  Gültigkeit  einer  consideraiüm. 
Diese  und  andere  Erfordernisse  fallen  bei  einem  bloßen  agreement  weg. 
Es  ist  daher  sehr  wohl  möglich,  daß  der  Vertrag,  auf  Grund  dess^ 
die  Vollmacht  erteilt  wurde,  nichtig  ist,  während  die  Vertretungsbefugnis 
gültig  bleibt  Da  somit  eine  Vertretungsbefugnis  auch  ohne  daß  ihr 
ein  gültiger  Vertrag  zugrunde  liegt,  bestehen  kann,  so  kann  auch  im 
englischen  Rechte  die  y,agency^  bis  zu  einem  gewissen  Grade  als  ab- 
straktes Rechtsgeschäft  angesehen  werden. 

.  Das  agreement^  welches  die  Voraussetzung  für  ein  Vertreterverhältnis 
bildet,  braucht  nicht  die  Schaffung  solcher  Beziehimgen  unmittelbar 
zum  Gegenstand  zu  haben.  Die  Ehefrau  ist  in  gewissem  Umfange  befugt, 
ihren  Mann  zu  vertreten,  der  Ehemann  haftet  für  die  Delikte  seiner 
Ehefrau,  der  Arbeitgeber  für  die  Delikte  seiner  Angestellten.  Alle 
diese  Fälle  gehören  in  die  Lehre  von  der  agency  und  das  Vertreter- 
verhältnis beruht  auch  bei  ihnen  auf  einem  agreement^  obwohl  dieses, 
nämlich  die  Eheschließung  oder  der  Anstellungsvertrag  zunächst  ganz 
andere  Zwecke  im  Auge  hat,  wie  die  Übernahme  einer  Haftimg  seitens  des 
principal  für  Handlungen  oder  Delikte  des  agent.  Eine  fernere  Folge  dieses 
Satzes,  daß  die  Beziehung  von  principal  and  agent  stets  ein  agreement  voraus- 
setzt, ist  die,  daß  dem  englischen  Rechte  die  Lehre  von  der  negotiorum  gestio 
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im  eigentlichen  Sinne  unbekannt  ist.  Denn  das  Wesentliche  der  negotiorum 
gestio  besteht  ja  gerade  darin,  daß  der  Geschäftsherr  dem  negotionun 
gestor,  ohne  daß  eine  Vereinbarung  vorli^;t,  ersatzpflichtig  wird. 

Da  die  negotiorum  gestio  nur  für  das  Verhältnis  der  Parteien 
inter  se  maßgebend  ist,  so  gehört  die  Erörterung  der  Lehre  eigentlich 
in  das  zweite  Buch.  Es  wird  jedoch  praktisch  sein,  schon  an  dieser 
Stelle  zu  erörtern,  wie  sich  das  englische  Recht  zu  dieser  Lehre 
stellt  Wir  müssen  daher  hier  einige  Fälle  erwähnen,  welche  in  unserem 
Rechte  aus  dem  Gesichtspunkt  der  negotiorum  gestio  entschieden 
worden  wären: 

1.  Im  Falle  Cox  v,  Midland  Railway  Co.  l84gy  3  Ex,  268  beauftragte 
ein  Stationsvorsteher  der  genannten  Eisenbahngesellschaft  bei  einem 
Eisenbalinunfall  einen  Arzt,  die  verwundeten  Passagiere  in  Behandlung 
zu  nehmen.  Der  Arzt  klagte  seine  Rechnung  gegen  die  Gesellschaft 
ein.  Die  Klage  wurde  aber  mit  der  Begründung  abgewiesen,  daß  der 
Stationsvorsteher  nicht  ermächtigt  gewesen  sei,  einen  Arzt  zu  engagieren» 
Wäre  dieser  Fall  aus  dem  Gesichtspunkte  der  negotiorum  gestio  zu  ent- 
scheiden gewesen,  so  hätte  das  Gericht  berücksichtigen  müssen,  ob  der 
Arzt  annehmen  konnte,  daß  seine  Tätigkeit  dem  mutmaßlichen  Willen 
der  Direktoren  der  Gesellschaft  entsprach.  Dieser  Gesichtspunkt  kam 
aber  gar  nicht  in  Betracht 

2.  Wenn  ein  Ehemann  die  Unterhaltspflichten  gegen  seine  Frau  nicht 
erfallt  und  ein  Dritter  ihr  entweder  Gelder  filr  ihren  Unterhalt  vor- 
schießt oder  Waren  auf  Kredit  gibt,  so  kann  dieser  seine  Forderung 
gegen  den  Ehemann  einklagen,  aber  nicht  aus  dem  Gesichtspunkt,  daß 
er  als  negotiorum  gestor  des  Ehemannes  gehandelt  habe  (§  679  BGB.), 
sondern  weil  die  Frau  in  solchem  Falle  auch  gegen  den  Willen  des 
Mannes    zu   dessen   Vertretung  befugt  ist    (agcncy  from  necessity,    vgl. 

§§  132,  133). 

3.  Im  Falle  Greath  Northern  Railway  Co.  v.  Swaffield  18 74^ 
L,  R.  g  Ex.  132  versandte  A  ein  Pferd  mit  der  Eisenbahn.  Am  Be- 
stimmungsorte war  niemand,  der  das  Pferd  in  Empfang  nehmen  konnte. 
Das  Pferd  wurde  daher  von  der  Gesellschaft  vorläufig  untergebracht 
Der  Eigentümer  haftete  fdr  diese  Kosten,  weil  die  Gesellschaft  ihm 
gegenüber  verpflichtet  war,  für  die  Aufbewahrung  des  Pferdes  Sorge 
zu  tragen  und  deshalb  als  sein  agent  from  necessity  das  Pferd  auf  seine 
Kosten  unterbringen  konnte. 

Keiner  dieser  Fälle  ist,  was  doch  nahe  gelegen  hätte,  aus  dem 
Gesichtspunkt  der  negotiorum  gestio  entschieden  worden.  Einen 
teilweisen  Ersatz  bietet  die  später  noch  näher  zu  erörternde  Lehre  von 
der  agency  from  necessity^  die  jedoch  auf  einer  völlig  andern  rechtlichen 
Konstruktion  beruht  (vgl.  S.  631).  Anson  nimmt  auf  S.  353  (364)  das 
Vorliegen  einer  negotiorum  gestio  in  den  Fällen  an,  wo  ein  Schiffer 
oder  Frachtführer  ermächtigt  ist,  den  Kredit  seines  Dienstherm  oder 
Auftraggebers  zu  belasten  oder  wo  ein  Konsignatar  als  ermächtigt  ange- 
sehen wird,  nicht  mtistergemäße  oder  unbestellte  Waren  für  Rechnung 
des  Absenders  zu  verkaufen.  Es  handele  sich  in  solchem  Falle  um 
eine  vom  Recht  geschaffene  Vollmacht  Der  Bevollmächtigte  habe  die 
Stellung  des  n^otiorum  gestor  des  römischen  Rechts.  Anson  wirft  aber 
die  Begrifle  gesetzliche  Vollmacht  und  negotiorum  gestio  durcheinander. 
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Denn  der  Schifier  handelt  entweder  kraft  einer  vom  Recht  präsumierten 
Vollmacht  oder  in  Notfällen  als  agent  front  necessity  des  Reeders.  Bd 
dem  Konsignatar,  der  nicht  mustergeraäße  Waren  verkauft,  liegt  eben- 
falls agmcy  front  necessity  vor.  Trotz  der  En\'ähnung  dieses  römisch- 
rechtlichen  Begriffes  durch  Anson  kann  man  daher  den  Satz  auf- 
stellen, daß  die  negotiorum  gestio  dem  englischen  Recht 
nicht  bekannt  ist  (vgl.  S.  631). 

§  "4. 

Die  Beziehung  von  principai  und  ageni  kann  durch  jedes 

Verhalten  geschaffen  werden,  aus  dem  eine  Willenseinigung 

zwischen  principai  und  ageni,  eine  solche  Beziehung  zu  schaffen, 

gefolgert  >verden  kann. 

Es  muß  ein  Konsens  beider  Parteien  vorliegen.    Eine  Person  kann 
nicht  gezwungen  werden,  einen  agent  zu  bestellen. 
(The  Hallev  1868  L,  Ji.  2  F.  C,  at  /.  201.) 

Diese  Vorschrift  findet  in  folgenden  Fällen  keine  An- 
wendung: 

a)  Ein  Vertreter,  der  bestellt  ist,  um  eine  gesiegelte  Ur- 
kunde zu  vollziehen,  muß  selbst  in  einer  gesiegelten 
Urkunde  bestellt  sein,  außer  wenn  er  die  Urkunde 
in  Gegenwart  des  Vertretenen  vollzieht. 

Berkeley  v.  Hardy  1826  $  B.  &  C,  3$$, 
R.  V.  Longnor  (1833)  4  B.  d  Ad.  64^, 

b)  Ein  agent,  der  von  einer  Corporation  aggregate  bestellt 
ist,  muß  unter  dem  common  seal  der  Gesellschaft  bestellt 
werden,  außer  wenn  die  Bestellung  für  die  Zwecke 
erfolgt  ist,  zu  deren  Verwirklichung  die  Gesellschaft 
geschaffen  wurde. 

Arnold  v.  Mayor  of  Poole  (1842)  4  Man  &  (7,  860;  Henderson  r. 
A,  R.  Mail  Co.  1855  5.  El.  d  Bl.  40g. 

Aber  im  Verhältnis  zwischen  der  Korporation  und  Dritten  kann 
ein  Vertreter  durch  bloßes  konkludentes  Verhalten  (condu^t)  bestellt 
werden.     Faviell  v,   The  Eastern  Counties  Ry  Co,  (1848)  2  Exch.  344- 

Eine  Vollmacht  kann  ausdrücklich  erteilt  werden.  In  solchem 
Falle  redet  man  von  express  authority.  Oder  sie  kann  aus  den  Umständen 
zu  folgern  sein.  In  vielen  Fällen  bestimmen  Gesetze  oder  andere 
Rechtsnormen,  daß  aus  einem  bestimmten  Verhältnis  der  Parteien  zu- 
einander auch  eine  bestimmte  Vollmacht  zu  folgern  sei.  Eine  solche 
Vollmacht  wird  implied  authority  genannt.  Femer  kann  eine  Vollmacht 
durch  estoppel  entstehen  (agency  by  estoppel),  und  schließlich  redet  man 
von  agency  front  necessityy  wenn  in  bestimmten  Notfällen  eine  Vollmacht 
angenommen  wird. 

Es  gibt  zwei  Formen  der  implied  authority.  Bei  der  einen 
Form  kann  der  Beweis  erbracht  werden,  daß  die  aus  den  Umständen 
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zunächst  zu  folgernde  Vollmacht  tatsächlich  nicht  erteilt  war.  Bei  der 
andern  Art  von  implied  authority  ist  ein  solcher  Nachweis  entweder 
gar  nicht  oder  nur  dann  zulässig,  wenn  die  Beschränkung  der  Vollmacht 
oder  ihr  Aufhören  dem  Dritten  bekannt  ist  Die  verschiedenen  Arten 
der  implied  auihoriiies  werden  in  den  folgenden  Paragraphen  behandelt 
werden. 

I.  Agency  hy  estoppeL 

Wenn  jemand  ausdrücklich  oder  durch  sein  Verhalten  einem 
Dritten  gegenüber  erklärt,  daß  ein  anderer  befugt  sei,  ihn  zu  vertreten, 
und  der  Dritte  handelt  im  Vertrauen  auf  diese  Erklärung,  so  ist  der 
Beweis  ausgeschlossen,  daß  tatsächlich  die  Vertretungsbefugnis  nicht 
erteilt  war.  Lord  Cranworth  hat  im  Falle  Pole  v.  Leask  iSÖO, 
28  Beav.  S^2  die  Voraussetzungen  der  agency  by  estoppel  wie  folgt  zu- 
sammengefaßt:  „Wenn  jemand  durch  sein  Verhalten  einen  andern  zu 
dem  Glauben  verleitet,  daß  er  eine  Person  zu  seinem  Vertreter  bestellt 
habe,  und  weiß,  daß  der  andere  im  Begriff  steht,  im  Vertrauen  auf 
solche  Vertretungsmacht  zu  handeln,  so  ist  er,  wenn  er  nicht  dazwischen- 
tritt, im  allgemeinen  gehindert  (estopped)^  die  Vertretungsbefugnis  in 
Abrede  zu  stellen,  obwohl  tatsächlich  keine  Vertretungsbefugnis  existiert" 

Eine  agency  by  estoppel  kann  sowohl  vorkommen,  wenn  überhaupt 
keine  Vollmacht  erteilt  ist,  wie  auch  dann,  wenn  der  Vertreter  die  ihm 
tatsächlich  erteilte  Vollmacht  überschreitet,  der  Vertretene  aber  durch 
sein  Verhalten  Dritte  zu  dem  Glauben  verleitet  hat,  die  Handlungen 
des  Vertreters  fielen  noch  in  den  Rahmen  seiner  Vollmacht. 

Im  Falle  Summers  v.  Solomon  1857^  26  L.J.  Q,  B.  301  hatte  A 
einige  Jahre  lang  ein  Geschäft  des  B  geleitet  und  Waren  auf  B's  Namen 
bei  C  bestellt,  die  B  bezahlt  hatte.  A  entfernte  sich  heimlich  aus 
seiner  Stellung,  erschien  bei  C  und  kaufte  Waren  auf  B's  Namen. 
B  haftete  für  den  Kaufpreis.  Im  Falle  King  v.  Smith  [19OO]  2  Ch.  425 
liehen  2  trustees  Geld  gegen  Hypothek  (mortgage)  aus.  Einer  derselben 
zahlte  das  Geld  an  einen  solicitory  der  ihm  eine  Urkunde  über  die 
Vollziehung  der  mortgage  (in  dieser  Form  wird  die  Hypothek  mit 
dinglicher  Wirkung  bestellt)  vorlegte,  welche  von  dem  Eigentümer  in 
gehöriger  Weise  unterzeichnet  war.  Der  Gnmdeigentümer,  der  ziemlich 
ungebildet  war  und  sich  in  allen  Stücken  auf  seinen  soUcitor  verließ, 
hatte  die  Urkimde  imterzeichnet,  ohne  zu  wissen,  daß  sie  eine  mort-' 
gage  war,  und  hatte  dem  solicitor  auch  gar  keinen  Auftrag  gegeben, 
eine  Hypothek  für  ihn  zu  besorgen.  Der  solicitor  unterschlug  das  Geld 
und  wurde  flüchtig.  Es  wurde  entschieden,  daß  der  Grtmdeigentümer 
mit  der  Behauptung  estopped  sei,  daß  der  solicitor  nicht  befugt  war, 
<ias  Geld  für  ihn  in  Empfang  zu  nehmen.    Die  Hypothek  war  gültig  i). 

Eine  solche  agency  by  estoppel  kommt  namentlich  in  den  Fällen 
häufig  praktisch  vor,  wo  jemand  einem  andern  Dispositionsurkunden 
{Htle  deeds),  wie  Konossemente  {bills  of  lading),  Lagerscheine,  oder 
negotiable   Instruments^)    anvertraut    hat      Ein    gutes    Beispiel    für    die 


*)  Vgl.  demgegenüber  die  bei  §  87  erwähnten  Fälle  (Fester  v.  Mackinnon 
^.  R.  4  C  P.  y04;  Lewis  v.  Clay  J8g8,  6y  L.  J,  224),  wo  die  Gerichte  bei 
«Lbalicher^  Sachlage  die  Willenseiklärung  wegen  Irrtums  für  nichtig  erklärten. 

*)  Über  den  Begriff  der  negotionable  Instruments  vgl.  I.  Teil  S.  202. 

G.  Schirrmeister,  Bürgerl.  Recht  Englands.   L  4^ 
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ngertcy  by  £stoppd  bildet  der  bei  §  78  ausführlich  zitierte  Fall  HauUrson 
v>  Williams  [l8gs]  I  Q»  B,  52/,  wo  der  Einlagerer  von  Waren  durch 
sein  Verhalten  mit  dem  Beweis  estappeä  war,  daß  der  Lagerhalter  nicht 
befugt  sei,  in  seiner  Vertretung  über  die  Waren  zu  verfQgen. 

Dagegen  lag  keine  solche  agmcy  by  estoppd  im  Falle  Farquhanm 
V.  King  &*  Co.  [1902]  A,  C,  325  vor.  Die  Beklagten  waren  Holz- 
importeure. Sie  lagerten  das  Holz  in  Lagerhäusern  (docks)  ein.  Im 
Jahre  1895  schrieben  sie  an  den  Sekretär  der  Lagerhausgesellschaft: 
„Wir  haben  Maßnahmen  getroffen,  wonach  in  Zukunft  Mr.  Capon  in 
Vertretung  und  neben  den  anderen  Mitgliedern  der  Firma  ddkery 
Orders  zeichnen  wird  und  fügen  unsere  schriftliche  Vollmacht  zu  dem 
Zwecke  bei."     Diese  Vollmacht  lautete: 

„  We  hereby  authorize  you  to  accept  all  iransfer  or  ddivery  Orders 
which  shall  be  signed  on  our  behalf  by  Mr,  Capon^  whose  Signatur e  is 
subjoinedj  the  Company  acting  also  on  our  signaiure  as  before,  This 
authority  is  to  remain  in  force  until  expressly  r evoked  in  writing  by  us^ 

Capon  begann  die  Beklagten  zu  betrügen,  indem  er  unter  dem 
Namen  Brown  eine  fingierte  Firma  schaffle.  Er  gab  dann  Orders  an 
die  Lagerhausgesellschaft,  Holz  auf  diese  angebliche  Firma  zu  übertragen, 
und  dann  zeichnete  er  als  Brown  delivery  Orders^  um  dadurch  das  Holz 
auf  die  Klägerin  zu  übertragen. 

Die  Klägerin  klagte  auf  Übergabe  des  Holzes  oder  Ersatz  des 
Wertes.  Die  Klage  wurde  abgewiesen,  weil  die  Beklagten  der  Klägerin 
gegenüber  keine  Erklärung  abgegeben  hatten,  welche  als  Holding  out  as 
agent  seitens  der  Beklagten  anzusehen  war.  Die  Klägerin  hatte  nicht 
auf  Grund  irgendeiner  unrichtigen  Erklärung  der  Beklagten  gehandelt 
Deshalb  konnte  von  estoppel  keine  Rede  sein^). 

Die  Lehre  von  dem  Erwerb  dinglicher  Rechte  seitens  Dritter  dadurch, 
daß  ein  Unbefugter  über  Dispositionspapiere,  bewegliche  oder  unbeweg- 
liche Sachen  dingliche  Verfügungen  trifft,  wird  im  dritten  Buche  zu 
behandeln  sein  (vgl.  insbesondere  den  Fall  Brocklesby  v,  Temperanet 
Permanent  Building  Society  [l8gs]  A,  C.  1^3), 

Bei  negotiable  instruments  ist  die  Frage  der  agency  by  estoppd  be- 
sonders in  den  Fällen  des  Blankoakzepts  zur  Entscheidung  gelangt 
In  dem  Falle  Lloyds  Bank  Ltd,  v.  Cooke  [1907]  I  K,  Ä  ^94  erteilte 
jemand  einem  andern  eine  Ermächtigung,  ein  ihm  übergebenes  Blanko- 
akzept für  den  Betrag  von  250  £  auszufüllen.  Der  Inhaber  des  Blanko- 
akzepts stellte  aber  damit  einen  Wechsel  über  1000  £  aus  und  diskontierte 
ihn  an  eine  Person,  die  in  gutem  Glauben  war.  Der  Akzeptant  haftete 
aus  dem  Wechsel.  Wie  wenig  geklärt  aber  auch  heute  noch  die 
estoppel'Y)[\^ox\t  ist  und  wie  schwer  es  ist,  allgemeine  Prinzipien  darüber 
aufzustellen,  das  zeigt  der  im  selben  Jahre  entschiedene  Fall  Smith  r. 
Prosser  [190^]  2  K.  B.  735,  wo  bei  einem  ganz  ähnlichen  Tat- 
bestande abweichend  entschieden  wurde.  Der  Fall  bildet  zugleich  ein 
gutes  Beispiel  dafür,  wie  eng  das  englische  Wechselrecht  mit  dem 
bürgerlichen  Recht  verbunden  ist,  und  in  wie  hohem  Maße  die  englischen 
Gerichte  Einreden  aus  der  Natur  des  zugrunde  li^enden  Rechtsgeschäfts 


*)  Vgl.  demgegenüber  den  oben  bei  §  78  ausfdhriich  zitierten  Fall  Hendtn^ 
V,  Williams,  wo  der  Sachverhalt  ähnlich  war,  wo  aber  ein  tst^ppel  voilag. 
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beim  Wechsel  zulassen.  In  diesem  Falle  hatte  der  Beklagte  einem 
Bevollmächtigt^i  zwei  Blankoakzepte  gegeben,  die  auf  Wechselformulars 
für  eigene  Wechsel  (promissory  notes)  geschrieben  waren.  Er  vereinbarte 
mit  (Uesem,  daß  die  Papiere  nur  auf  seine  ausdrückliche  telegraphische 
Anweisung  hin  ausgefüllt  und  in  Verkehr  gesetzt  werden  düiften.  Der 
Bevollmächtigte  füllte  die  Wechselformulare  aus,  diskontierte  sie  und 
verbrauchte  das  Geld  für  sich,  ohne  irgendwelche  Anweisung  erhalten 
zu  haben,  sie  in  Verkehr  zu  bringen.  Es  wurde  entschieden,  daß  der 
gutgläubige  Erwerber  des  Wechsels  nicht  klagen  könne.  Ein  estoppel 
sei  in  diesem  Falle  nicht  eingetreten.  Der  Fall  sei  von  dem  oben 
erwähnten  Fall  Lloyds  Bank  v.  Cooke  wohl  zu  unterscheiden.  In  jenem 
Falle  sei  eine  Ermächtigung  erteilt  worden,  die  Papiere  als  negotiable 
instrumetUs  in  Verkehr  zu  bringen.  In  diesem  Falle  seien  die  Papiere 
von  dem  Beklagten  nur  in  Verwahrung  gegeben  und  es  sei  niemals 
eine  Vollmacht  erteilt,  sie  in  den  Verkehr  zu  bringen;  deshalb  hafte 
der  Beklagte  aus  dem  Wechsel  nicht 

2.  Ageney  from  (oder  of)  tiecessity. 

Der  Begriff  der  ageney  of  mcessity  ist  schon  bei  §  123  kurz  er* 
läutert  worden,  wo  gezeigt  wurde,  daß  sie  in  bestimmten  Fällen  ein 
Surrogat  für  die  negotiorum  gestio  bilden  kann.  Sie  liegt  vor,  wenn 
jemand,  ohne  daß  ihm  ausdrücklich  eine  Vollmacht  im  Vertrage  erteilt 
ist,  in  Fällen  der  Not  für  einen  andern  als  dessen  Vertreter  handelt. 
Es  fallen  unter  diesen  Begriff  ziemlich  heterogene  Dinge.  Z.  B.  wird 
hierher  gerechnet  die  Befugnis  des  Schiffers,  im  Notfalle  über  Schiff 
oder  Ladung  durch  Verpfändung  oder  Verkauf  zu  verfügen.  Ein  gutes 
Beispiel  dafür,  wie  weit  die  ageney  of  meessity  des  Schiffers  geht,  bildet 
der  FaU  77ie  Mariposa  [l8g6]  F.  273:  Das  Schiff  der  Beklagten 
Strandeta  Mannschaft  und  Passagiere  wurden  gelandet  und  unter- 
gebracht Der  Kapitän  ließ  dann  dipse  durch  2  vorüberfahrende 
Dampfer  aufnehmen  und  weiterbefördern.  Die  Dampfergesellschaft 
klagte  gegen  die  Reederei  des  gestrandeten  Dampfers  auf  Vergütung 
für  die  geleisteten  Dienste.  Es  wurde  entschieden,  daß  der  master  des 
gestrandeten  Schiffes  bei  Überfühnmg  der  Personen  auf  die  Schiffe 
nicht  als  agent  der  Beklagten,  sondern  der  Passagiere  gehandelt  habe, 
da  die  Gesellschaft  nach  dem  Beförderungsvertrage  nicht  verpflichtet 
gewesen  sei,  im  Falle  eines  Unfalles  die  Passagiere  weiterzubefördem. 
Von  w\sxagency  of  mcessity  könne  gar  keine  Rede  sein,  denn  es  habe 
gar  kein  Notfall  vorgelegen,  da  die  Passagiere  ja  bereits  sicher  an  Land 
untergebracht  waren.  Weitere  Beispiele  s.  oben  S.  627.  Der  grund- 
legende Unterschied  zwischen  der  ageney  from  necessiiy  imd  der 
negotiorum  gestio  liegt  darin,  daß  bei  der  ersteren  der  Geschäftsherr 
nur  dem  negotionun  gestor  verpflichtet  wird,  während  bei  der  ageney 
from  necessiiy  der  agent  eine  rechtliche  Verpflichtung  zwischen  dem 
prindpal  und  dem  Dritten  schafft 

Die  Grenzen  für  die  Anwendung  der  Nonnen  über  die  ageney 
from  neeessity  zeigt  auch  der  Fall  Gwilliam  v.  Twist  [jSgg]  2  Q,  B.  84. 
Der  Omnibus  des  Beklagten  wurde  auf  dem  Wege  zur  Remise  V4  Meile 
davon  entfernt  von  einem  Konstabier  angehalten  und  dem  Kutscher  das 
Weüerfahren  verboten,  weil  er  betnmken  sei.  Der  Kondukteur  nahm  einen 
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andern  Mann,  der  gerade  zugegen  war  an,  um  den  Omnibus  in  die  Remise 
bringen  zu  lassen.  Durch  die  Nachlässigkeit  dieses  Mannes  beim  Fahren 
wurde  dann  der  Kläger  verletzt  Es  wurde  entschieden,  daß  der  Be- 
klagte für  diesen  Schaden  nicht  hafte,  denn  der  Kondukteur  hätte  sich 
mit  ihm  in  Verbindung  setzen  können  und  deshalb  habe  für  diesen 
keine  Notwendigkeit  vorgelegen,  seinerseits  eine  Person  zu  engagieren. 
Das  Gericht  sprach  sich  dahin  aus,  daß  die  Doktrin  von  der  ageruy 
front  necesstty  auf  wenige  Ausnahmefälle  beschränkt  sei,  imd  Richter 
Smith  sagt:  „Die  Unmöglichkeit,  sich  vorher  mit  dem  prindpal  in 
Verbindung  setzen  zu  können,  ist  die  Grundlage  der  Doktrin  von  der 
agency  front  necessity,**^  Der  letztere  Satz  trifft  jedoch  nicht  für  alle  Fälle 
der  agency  front  nccessity  zu.  Er  paßt  nicht  auf  den  Fall,  wo  jemand 
einer  Ehefrau  Kredit  gibt,  welche  von  ihrem  Manne  nicht  genügende 
Mittel  für  ihren  Lebensunterhalt  erhält.  In  solchem  Falle  kann  die 
Ehefrau  auch  gegen  den  Willen  des  Mannes  und  gegen  dessen  aus- 
drückliches Verbot  für  ihn  kontrahieren. 

Die  Vertretungsbefugnis  der  Ehefrau  für  ihren  Ehemann  bildet 
das  beste  Beispiel  für  das  Verhältnis  der  drei  Arten  von  agency j  nämlich 
implied  agency^  agency  by  estoppel  und  agency  front  necessity.  Die  Ehefrau 
hat  eine  implied  authority,  den  Ehemann  bei  den  für  den  Haushalt 
notwendigen  Geschäften  zu  vertreten.  Der  Ehemann  kann  ihr  jedoch 
diese  Vertretungsbefugnis  entziehen.  Diese  Entziehung  der  Vertretungs- 
befugnis wirkt  auch  gegenüber  solchen  Dritten,  denen  sie  nicht  bekannt 
war.  Wenn  also  die  Frau  bei  einem  Kaufmann  Waren  entnimmt  und 
der  Ehemann  nachweist,  daß  er  ihr  vorher  die  Entnahme  solcher  Waren 
verboten  hat,  so  haftet  er  nicht.  Hat  aber  die  Ehefrau  bereits  mehrfach 
bei  demselben  Kaufmann  Waren  entnonunen  und  der  Ehemann  die 
Rechnung  bezahlt,  und  entzieht  er  ihr  dann  die  Vertretungsbefugnis, 
ohne  dem  Dritten  davon  Mitteilung  zu  machen,  so  liegt  agency  by  estoppd 
vor,  denn  nach  dem  vorherigen -Verhalten  des  Ehemanns  durfte  der  Kauf- 
mann annehmen,  daß  die  Vollmacht  fortdauerte,  und  wenn  er  im  Ver- 
trauen darauf  mit  der  Frau  kontrahierte,  so  haftete  der  Ehemann.  Wenn 
die  Frau  bei  dem  Kaufmann  Waren  entnimmt,  weil  der  Ehemann  ihr 
nicht  genügend  Mittel  für  ihren  Unterhalt  gewährt,  so  haftet  er  aus 
dem  Gesichtspunkt  der  agency  of  necessity,  selbst  wenn  er  dem  Dritten 
erklärt  hat,  daß  seine  Frau  nicht  befugt  sei,  ihn  zu  vertreten. 

Wenn  daher  Je  nks  in  einer  Anmerkung  zu  Abs.  i  des  §  124  sagt,  daß 
niemand  gegen  seinen  Willen  gezwimgen  werden  kann,  einen  agent  zu 
bestellen,  so  ist  der  Satz  in  dieser  allgemeinen  Fassung  nicht  richtig, 
denn  in  dem  zuletzt  erwähnten  Falle  der  agency  of  necessity  wird  die 
Frau  gegen  den  Willen   des   vertretenen  Ehemannes   dessen  Vertreter. 

Auf  Grund  des  von  Jenks  aufgestellten  Prinzips  ist  jedoch  ent- 
schieden worden,  daß  der  Reeder  für  den  Schaden  der  durch  das 
Verschulden  eines  Zwangslotsen  (compulsory  pilot)  hervorgerufen  ist, 
nicht  haftet  Ein  Lotse,  der  nicht  Zwangslotse  ist,  ist  ein  servant  des 
Reeders,  für  dessen  Verschulden  der  Reeder  nach  §  138  einzustehen 
hat  (The  Maria  J  W.  Rob.  igSy  The  Eden  2  W.  Rob.  442.)  In 
britischen  Gewässern  liegt  compulsory  pilotage  vor,  sobald  die  Schiffe- 
eigner  mit  Geldstrafe  bedroht  werden,  wenn  sie  keinen  Lotsen  an  Bord 
haben,  oder  wenn  die  Lotsengebühren  ohne  Rücksicht  daraufhin  verlangt 


Vierter  Titel.     Stell vertretuDg.  g^j 

werden  können,  ob  ein  Lotse  verwandt  wurde  oder  nicht.  Die  grund- 
legende Entscheidung  bildet  der  Fall:  The  Ilalley  (i868)  L.  R,  2 
P,  C.  igj.  In  diesem  Falle  führte  das  Gericht  der  Berufungsinstanz 
folgendes  aus: 

j,  Thdr  Lordships  agree  with  tJu  leamcd  judge  in  his  statement  of 
the  Common  Law  of  England  with  respcct  to  the  liability  of  the  owner 
of  a  vessely  for  injuria  occasioned  by  the  unskilfui  navigation  of  his 
vessely  white  under  the  control  of  a  pilot  whom  the  owner  was  compelled 
to  take  on  board  and  in  whose  selection  he  had  no  voice^  and  that  this 
law  holds  that  the  responsibility  of  the  owner  for  the  acts  of 
his  servant  is  founded  upon  the  presumption  that  the  owner 
chooses  his  servant  and  gives  him  Orders  which  he  is  bound 
to  obey  and  that  the  acts  of  the  servant  so  far  as  the  interests 
of  third  persons  are  concerned^  must  always  be  considered  as 
the  acts  of  the  owner, "^ 

Diese  Grundsätze  sind  durch  die  Merchant  Shipping  Act  l8g4 
57  ^  58   Vict.  c.  60  s.  633  zum  Gesetz  erhoben: 

An  owner  or  master  of  a  ship  shall  not  be  answerable  to  any  person 
whatever  for  any  loss  or  damage  occasioned  by  the  fault  or  incapaäiy 
of  any  qualified  pilot  acting  in  Charge  of  that  ship  within  any  district 
where  the  employment  of  a  qualified  pilot  is  compulsory  by  law, 

II.  Der  erste  Absatz  des  §  1 24  enthält  die  Norm,  daß  die  Beziehung 
von  Vertreter  und  Vertretenem  im  allgemeinen  formlos  geschaffen  werden 
kann.     Die  Absätze  2 — 3  enthalten  die  Ausnahmen  von  dieser  Norm. 

a)  Wenn  jemand  einen  Vertrag  unter  Siegel  schließen  und  sich 
dabei  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen  will,  so  muB  er 
den  Vertreter  auch  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  bevollmächtigen. 
Eine  Vollmacht,  die  mittels  einer  Urkunde  unter  Siegel  erteilt  ist,  wird 
power  ofattomey  genannt  Diese  spielt  namentlich  im  Sachenrecht 
bei  der  Übertragung  von  Rechten  an  Grundstücken  eine  Rolle,  da  die 
dinglichen  Verträge  des  englischen  Immobiliarsachenrechts,  um  gültig 
zu  sein,  meistens  in  der  Form  einer  Urkunde  unter  Siegel  geschlossen 
werden.  Ist  für  den  geschlossenen  Vertrag  die  Form  einer  Urkunde 
unter  Siegel  zur  Gültigkeit  desselben  nicht  erforderlich,  wählen  aber 
trotzdem  die  Parteien  die  Form  der  gesiegelten  Urkunde,  so  ist  es 
nicht  erforderlich,  daß  die  Vollmacht  unter  Siegel  erteilt  wird. 

Im  Falle  Berkeley  v.  Hardy  (1826)  5  B,  &*  C,  3S5  wurde  aus  einem 
lease  geklagt,  der  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  enthalten  war.  Berkeley 
war  der  Erwerber  des  lectse  und  ließ  sich  bei  der  Errichtung  der  Urkunde 
durch  Simmonds  vertreten.     Die  Urkunde  begann  mit  den  Worten: 

f  Simmonds  acting  for  atid  on  behalf  of  IV.  F.  Berkeley,  Unter- 
zeichnet und  gesiegelt  war  die  Urkunde  von  Simmonds  mit  seinem 
eigenen  Namen  und  Siegel.  Berkeley  klagte  auf  Grund  der  Urkunde. 
Die  Klage  wurde  abgewiesen.  Es  wurde  entschieden,  Berkeley  könne 
nicht  im  eigenen  Namen  mit  der  action  of  eovenant^)  aus  der  Urkimde 
klagen,  da  er  nicht  Partei  derselben  geworden  sei. 


*)  Die  action  of  covenant  war  im  älteren  englischen  Klagensystem  die  Klage 
auf  Grund  einer  Urknnde  unter  Siegel. 
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Die  Unterzeichnung  der  Urkunde  durch  den  Bevollmächtigten  muß 
in  der  Weise  geschehen,  daß  der  Bevollmächtigte,  der  auf  Grund  einer 
power  of  attomey  handelt,  unter  ausdrücklicher  Nennung  des  Vollmacht- 
gebers unterzeichnet  oder  in  der  Weise,  daß  er  mit  dem  Namen  des 
Vollmachtgebers  unterzeichnet,  ohne  Hinzufügung  eines  das  Ver- 
tretungsverhältnis andeutenden  Zusatzes.  Wenn  er  mit  seinem  eigenen 
Namen  unterschreibt,  so  genügte  das  früher  nicht,  nach  dem  Grunc^tze, 
daß  nur  derjenige  aus  der  Urkunde  klagen  kann,  der  als  Partei  der- 
selben genannt  ist  Diese  Norm  hat  jedoch  seit  dem  Inkrafttreten  der 
Canveyanäng  and  Law  of  Property  Act  von  1881,  44  6-  45  VicL  c.  41 
s,  46  keine  praktische  Bedeutung  mehr.     Diese  bestimmt  nämlich: 

„  The  donee  of  a  power  of  attomey  may  if  he  thinkx  fitj  execute, 
or  do  any  assurance,  instrument  or  thing  in  and  with  his  own^  name 
and  Signatare  and  Ms  own  seal^  where  sealing  is  tequiredy  by  ihe 
authority  of  the  donor  of  the  power;  and  every  assurance^  instrumenta 
and '  thing  so  executed  and  dorn  shall  be  as  effectual  in  law  to  all 
intentSj  as  if  it  had  been  executed  or  done  by  the  donee  of  the  power  in 
the  name  and  with  the  Signatare  and  seal  of  the  donor  ihereof 

This  section  applies  to  powers  of  attomey  created  by  Instruments 
executed  either  before  or  after  the  commencement  of  this  Act,"" 

Nach  §  1 24  unserer  Kodifikation  ist  aber  die  Unterzeichnung  einer 
gesiegelten  Urkunde  durch  einen  Vertreter  auch,  ohne  daß  dieser 
seinerseits  durch  power  of  attomey  bevollmächtigt  ist,  dann  zulflss^, 
wenn  der  Bevollmächtigte  in  Gegenwart  des  Vollmachtgebers  unter- 
zeichnet. Er  muß  jedoch  in  solchem  Falle  mit  dem  Namen  des  Voll- 
machtgebers unterzeichnen.  Das  ergibt  sich  aus  dem  Falle  Rex  zk  The 
Inhabitants  of  Longnor  (1833)  4  B,  &*  Ad.  64^.  In  diesem  Falle  be- 
auftragten zwei  des  Schreibens  unkundige  Personen  einen  Dritten, 
ihren  Namen  unter  eine  gesiegelte  Urkimde  zu  setzen,  was  dieser 
Dritte  in  ihrer  Anwesenheit  auch  tat.  Das  wurde  für  genügend  erklärt, 
um  sie  an  die  Urkunde  zu  binden.  Dementsprechend  sagt  Bowstead, 
Agency  5.  Aufl.  1907  S.  38,  daß  eine  Bevollmächtigung  zur  Errichtung 
einer  Urkunde  unter  Siegel  mittels  einer  gleichen  Urkunde  dann  nicht 
nötig  sei,  wenn  die  Urkunde  im  Namen  des  Vollmachtgebers  unter- 
zeichnet wird  und  die  Vollmacht,  sie  zu  unterzeichnen,  bei  dieser  Ge- 
legenheit und  an  jenem  Orte  vom  Vollmachtgeber  erteilt  wird. 

Die  Frage,  welche  Wkkung  es  auf  die  Gültigkeit  des  Rechtsgeschäfts 
hat,  wenn  die  Vollmacht  nicht  in  der  Form  einer  power  of  attomey 
erteilt  ist,  dürfte  dahin  zu  beantworten  sein,  daß  jedenfalls  der  Vollmacht- 
geber aus  der  Urkunde  nicht  klagen  kann,  da  nur  solche  Personen  aus 
der  Urkunde  klagen  können,  die  als  Parteien  in  derselben  genannt 
sind.  Hieran  hat  natürlich  auch  die  obenerwähnte  Vorschrift  der 
Conveyancing  and  Law  of  Property  Act  von  1881  nichts  geändert  Wenn 
der  agent  die  Urkunde  mit  seinem  eigenen  Namen  unterzeichnet  hat, 
so  haftet  er  persönlich  nach  dem  Grundsatz,  daß  jede  Person,  die  eine 
Urkunde  unter  Siegel  als  Partei  unterzeichnet,  auch  daraus  haftet  Wenn 
die  Vollmacht  nicht  unter  Siegel  erteilt  ist,  so  kann  die  Gültigkeit  der 
Urkunde,  bei  welcher  die  Vertretimg  stattgefunden  hat,  gegenüber  dem 
Vertretenen  auch  nicht  aus  dem  Gesichtspunkte  der  agency  of  estcppt^ 
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b^rQndet  werden.  Die  Lehrbücher  scheinen  sich  hierüber  nicht  zu 
auBem;  aber  wenn  man  in  einem  solchen  Falle  den  Vollmachtgeber 
aus  dem  Gesichtspunkte  der  a^ency  of  esioppel  haften  lassen  würde, 
so  würde  die  Formvorschrift  des  §  124  Abs.  2  in  den  meisten  Fallen 
praktisch  illusorisch  werden. 

b)  Korporationen. 

Eine  Corporation  aggregatc  kann  nur  unter  ihrem  Korporations- 
siegel gültig  kontrahieren*).  Daraus  folgt,  daß  ein  agmt  im  Verhältnis 
zwischen  der  Corporation  und  dem  agcnt  nur  diuch  Vertrag  unter 
Siegel  gültig  bestellt  werden  kann.  Es  wird  später  zu  untersuchen  sein, 
inwieweit  diese  Norm  auch  auf  die  Beziehung  der  corporatian  zu 
Dritten  von  Einfluß  ist  Wenn  dem  Formerfordemis  nicht  genügt  ist,- 
so  ist  der  Vertrag  im  Verhältnis  vom  Vertreter  zum  Vertretenen  ungültig. 
Im  Falle  Arnold  v.  Mayor  of  PooU  (1842)  4  Man  6^  G,  ^6o  war  der 
Kläger  als  solicitor  von  dem  Mayor  and  Toivn  Council  des  Ortes  Poole 
bestellt  worden,  aber  nicht  unter  dem  Siegel  dieser  municipal  Corporation, 
Er  klagte  seine  Kosten  gegen  die  Gemeinde  ein,  wurde  aber  abgewiesen, 
denn  wie  das  Gericht  entschied,  kann  eine  Corporation  nur  unter  dem 
Siegel  der  Corporation  kontrahieren. 

Diese  Norm  unterliegt  jedoch  ganz  erheblichen  Ausnahmen,  so 
daß  heute  praktisch  in  den  weitaus  meisten  Fällen  eine  Korporation 
formlos  kontrahieren  und  folgeweise  auch  formlos  einen  Vertreter  bei- 
stellen kann«). 

Zahlreich  sind  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  wonach  die  Norm 
des  Common  Law  für  bestimmte  Arten  von  Korporationen  nicht  gelten 
soll.  So  bestimmt  vor  allen  die  Companies  Act  von  1867  im  §  37,  daß 
alle  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Gesellschaften  formlos  kontrahieren, 
also  auch  einen  Dienstvertrag  schließen  können.  Nach  der  Industrial 
^  Provident  Soäetics  Act  von  1893  (56  6-  57  Vict  c.  45  S,  II  &»  12) 
können  diese  Gesellschaften,  deren  Wesen  Schirrmeister  im  I.  Teil 
S.  124  erläutert  hat,  formlos  kontrahieren.  Über  analoge  Vorschriften 
anderer  Gesetze  vgl.  I.  Teil  S.  97.  Aber  auch  die  Gesellschaften,  welche 
auch  heute  noch  unter  Siegel  kontrahieren  müssen,  können  in  gewissen 
Fällen  formlos  kontrahieren,  und  zwar  hauptsächlich,  wenn  es  sich  um 
täglich  wiederkehrende  Verträge  oder  überhaupt  um  Angelegenheiten 
von  geringfügiger  Bedeutung  handelt,  bei  welchen  es  zu  großen 
praktischen  Unzuträglichkeiten  führen  würde,  wenn  man  an  dem 
Formerfordemis  festhalten  wollte'). 

Femer  können  alle  handeltreibenden  Korporationen  formlos  einen 
Auftrag  erteilen  oder  einen  Dienst  vertrag  abschließen,  auch  wenn  sie 
nicht  unter  eins  der  erwähnten  Gesetze  fallen. 

Im  Falle  ffenderson  v,  The  Australian  Royal  Mail  Co,  I8SS'  5  E^-  <5r* 
^^-  499  war  die  Beklagte  eine  Gesellschaft,  die  durch  Charter  geschaffen 
war  (vgl.  darüber  I.  Teil  S.  57).  Ein  seeuntüchtiges  Schiff  befand  sich 
in  Sidney.     Der  Kläger  untemahm   es,   dieses  Schiff  nach  England  zu 


*)  Vgl.  hierzu  §  8  (S.  94)  des  ersten  Teils. 

')  Vgl.  die  sehr  übersichtliche  Darstellang  dieser  AnsDahmen  im  I.  Teil  S.  97. 
')  Vgl.    IVelh  V.  Mayor  of  Kingston  upon  Hüll  (1875)  L.  R.  JQ  C.  P,  402; 
Nicholson  r.  Bradfield  Union  (1866)  L.  A*.  i  Q,  B,  620. 
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bringen.  Die  Gesellschaft  verpflichtete  sich,  ihm  hierfür  eine  Vergütung 
zu  zahlen.  Der  Vertrag  wurde  aber  nicht  unter  dem  Si^el  der  Ge- 
sellschaft abgeschlossen.  Die  Gesellschaft  wurde  zur  Zahlimg  der  Ver- 
gütung verurteilt,  da  alle  trading  corporations  durch  formlosen  Vertrag 
einen  Dienstvertrag  schließen  könnten.  Dieser  Satz  ist  auch  für  nicht- 
englische  Korporationen,  da  sie  nicht  imter  die  verschiedenen  englischen 
Gesetze  fallen,  welche  ein  formloses  Kontrahieren  gestatten,  von  Bedeutung. 

Uns   interessiert    in    diesem    Zusammenhange   eigentlich   nur   die 
Frage,  inwieweit  die  Gültigkeit  des  Vertrages  einer  Corporation  gegenüber 
dem   Dritten  dadurch   berührt  wird,   daß  die  Person,   welche  als  ihr 
Vertreter  gehandelt  hat,   nicht  unter  dem  Siegel  der  Gesellschaft  an- 
gestellt oder  beauftragt  ist.    Jenks  stellt  in  seiner  Anmerkung  zu  §  124 
den  Satz  auf,  daß  im  Verhältnis  zu  Dritten  der  Mangel  eines  Siegels  über- 
haupt nicht  in  Betracht  käme.    Er  hält  es  für  genügend,  wenn  nach  dem 
Verhalten  der  Gesellschaft  der  agent  als  ermächtigt  angesehen  werden  muß» 
die  Gesellschaft  zu  vertreten  (vgl.  im  übrigen  Schirrmeister  I.  Teil  S.  100, 
loi).    Jedoch  erscheint  es  nach  den  Ausführungen  anderer  Lehrbücher 
zwejfelhaft,   ob  in  den  Fällen,  wo  eine  Korporation  auch  heute  noch 
einen   Anstellungsvertrag  nur  unter  Siegel   schließen   kann,    der  ohne 
Beobachtung  dieser  Form  Angestellte  zur  Vertretung  der  Gesellschaft 
befugt  ist.     Zweifellos  kann  die  Gesellschaft  für  die  Handlungen  eines 
in  solcher  Weise  bestellten  Vertreters  aus  dem  Gesichtspunkt  der  agmcy 
by  estoppel  haftbar  werden.     In  dem  von  Jenks  als  Beleg  für  seinen 
Standpunkt  zitierten  Fall  Favieil  v,  The  Eastern  Counties  Railway  Co. 
1848  2  Exch,  344  erschien  ein  Prozeßvertreter  (attorfuy)  mit  Genehmigung 
der  Direktoren  einer  Eisenbahngesellschaft  in  einem  Prozeß.    Er  war  nicht 
unter  dem  Siegel  der  Gesellschaft  beauftragt.    Es  handelte  sich  in  jenem 
Falle  darum,  ob  die  Gesellschaft  Dritten  gegenüber  an  die  Handlungen 
dieses    Prozeßvertreters   gebunden    war.      Das    Gericht    bejahte    diese 
Frage.     Aber  es   ist  möglich,   daß  hier  die  Gesellschaft  nur  deshalb 
haftete,  weil  die  Voraussetzimgen  der  agency  by  estoppel  gegeben  waren. 
So  fassen  wenigstens  Bowstead,  Agency  S.  42  und  Halsbury,  Laws 
of  England  Bd.  I  S.  156  den  Fall  auf.     Nach  Leake,  Contract  8.4^5 
ist   aus  dem  Falle   zu   folgern,   daß   eine  solche  Eisenbahngesellschaft 
auch  im  Verhältnis  zum  agent  durch  formlosen  Vertrag  einen  Prozeß- 
vertreter bestellen  kann.     Folgt  man  ihm,  so  kann  der  Fall  überhaupt 
nicht  als  Beleg  für  die  Norm  verwendet  werden,  daß  die  Gesellschah 
inter  partes  den  agent  nur  unter  Siegel  bestellen  kann,   dem  Dritten 
aber  auch  dann  haftet,  wenn  diese  Form  bei  der  Bestellung  des  ^S^^ 
nicht   beobachtet  wurde.     Nach   dem   heutigen   Stande   der  Judikatur 
kann  deshalb  eine  bestimmte  Nonn  nicht  aufgestellt  werden.     In  all^^ 
Fällen   aber,    wo    die   Gesellschaft   inter  partes  ohne  Sißg^^ 
gültig  einen  agent  bestellen  kann,  kann  sie  sich  auch    dem 
Dritten  gegenüber  auf  den  Mangel  des  Siegels  nicht  beru^f^^ 
und    der    Dritte    kann    ihr    gegenüber    diesen    Mangel   ui^^^ 
geltend  machen. 

Anhang  zu  §  124. 

Wir  können  diese  Materie  nicht  verlassen,  ohne  die  weiteren  Fäü« 
aufzufahren,  bei  denen  die  Erteilung  einer  Vertretungsbefugnis  ao  ^' 
sondere  Voraussetzungen  geknüpft   oder    gänzlich    ausgeschlossen    ^^ 
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L  In  den  folgenden  Fällen  ist  die  Vollmachterteilung  an 
eine  besondere  Form  geknüpft 

a)  cognovit  actionetn  und  Warrant  of  attorney. 

Wenn  jemand  als  Beklagter  in  einem  bereits  schwebenden  Prozesse 
den  Kläger  befugt,  in  Anerkennung  des  Klaganspruchs  den  £rla£  eines 
Urteils  gegen  den  Beklagten  zu  beantragen,  so  muß  diese  Bevollmächtigung 
schriftlich  erteilt  werden.  Außerdem  ist  es  aber  nach  der  Debtors  Ad 
lS6g,  32  är'  33  Vict.  c,  62  s,  24  erforderlich,  daß  ein  Anwalt  eines 
der  höheren  Gerichte  (d.  h.  in  England  ein  soliciior)  bei  der  Errichtung 
dieser  Urkunde  zugegen  ist,  und  den  Beklagten  über  die  Natur  und 
Wirkung  der  Urkunde  belehrt,  sowie  daß  dieser  seinen  Namen  als 
Zeugnis  für  die  Ordnungsmäßigkeit  der  Errichtung  auf  der  Urkunde 
raitunterzeichnet.  Ein  Warrant  of  attorruy  ist  eine  gleiche  Ermächtigung, 
die  der  andern  Partei  vor  Klagerhebung  erteilt  wird.  Gewöhnlich 
wird  sie  in  der  Form  einer  Urkunde  unter  Siegel  gegeben.  Im  übrigen 
findet  die  erwähnte  Vorschrift  der  Debtors  Act  auch  auf  sie  Anwendung. 

b)  Die  SS.  I  6r*  3  des  Statute  of  Fraud  (2g  Car,  II  c.  3)  handeln 
von  der  Übertragung  von  leases  estates  and  interests  in  land,  und  be- 
stimmen, daß  alle  leases  estates  interests  of  freehold  or  terms  of  jears  m%^. 
nur  die  Kraft  und  die  Wirkung  von  leases  oder  estates  at  will^)  haben 
sollen,  wenn  sie  nicht  schriftlich  abgefaßt  und  von  den  Parteien  unter- 
zeichnet sind  oder  von  ihren  rechtmäßig  dazu  schriftlich  befugten 
Vertretern. 

Über  die  Bedeutung  dieser  Norm  und  die  Ausnahmen  davon  wird 
im  Sachenrecht  zu  reden  sein.  Hier  interessiert  nur,  daß  wenn  diese 
Gesetzesvorschrift  Anwendung  findet,  ein  Stellvertreter,  der  das  Schrift- 
stück unterzeichnet,  auch  schriftlich  bevollmächtigt  sein  muß. 

Bei  den  Verträgen,  die  auf  Grund  der  s.  4  des  Statute  of  Frants 
und  s.  4  Säle  of  Goods  Act  von  1893  der  Schriftform  bedürfen,  genügt 
dagegen  mündliche  Bestellung  des  agent.  Hierauf  wird  bei  Erläuterung 
jener  Paragraphen  zurückzukommen  sein  (Buch  II  §§  220,  222). 

II.  Rechtsgeschäfte,  bei  denen  eine  Stellvertretung  un- 
zulässig ist. 

a)  Ein  Minderjähriger  ist  nach  sect.  52  dieser  Kodifikation  befugt, 
auf  Grund  eines  besonderen  Gewohnheitsrechtes  bei  gavelkind  land  ein 
feoffment  vorzunehmen  (vgl.  dazu  I.  Teil  S.  264).  Er  ist  jedoch  nicht 
befugt,  sich  hierbei  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen, 
sondern  kann  die  Belehnung  nur  persönlich  vornehmen.  Combe^s  Case 
g  Co.  Rep.  75' 

b)  In  bestimmten  Fällen  wird  ausdrücklich  erfordert,  daß  die 
Unterschrift  eines  Schriftstückes  nur  persönlich  und  nicht  von  einem 
Vertreter  geleistet  wird,  wenn  nach  der  Natur  des  Rechtsgeschäfts  eine 
Stellvertretung  als  nicht  zulässig  erscheint.  Den  wichtigsten  Fall  bildet 
eine  Bestimmung  von  Lord   Tenterden's  Act  p,  Geo  IV  c,  J4  s,  6: 

^No  action  shall  be  brought  whereby  to  charge  any  person  upon 
or  by  reason  of  any  respresentation  or  assurance  made  or  given  concerning 
or  relating  to  the  character  conduct,   credit,  ability,   trade^  or  dealings 


')  Über  ieasu  at  will  und  überhaupt  aiaUs  at  will  vgl.  I.  Teil  S.  159. 
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of  any  other  persan^  io  the  intent  or  furpose  that  such  oifur  persm  may 
obtatfiy  credit  money  or  goods  upon^  unless  such  representafion  or  assurana 
he  made,  in  writing  signed  by  the  party  to  be  charged  therewith!^ 

Es  ist  mehrfach  entschieden  worden,  daß  es  nicht  genügt,  wenn 
ein  Vertreter  ein  solches  Schriftstück  unterzeichnet  hat,  sondern  daß  nur 
dann  daraus  geklagt  werden  kann,  wenn  die  in  Anspruch  genommene 
Partei  persönlich  unterzeichnet  hat  (Williams  v.  Mason  iSyj  28  Z.  T. 
232;  Swift  V,  Jewesbury  1874  Z.  R,  g  Q.  B,  301).  Die  Bestimmung 
gilt,  auch  für  Korporationen  (Hirst  v.  West  Riding  Banking  Co.  [IQOI] 
2  K,  B,  560),  Über  die  Schadensersatzpflicht  für  falsche  Auskunfts- 
erteilung wird  bei  der  Lehre  von  den  Delikten  (Lcnv  of  Torts)  im 
zweiten  Buche  zu  reden  sein. 

c)  Order  l6y  Rule  Jl  der  Rules  of  the  Supreme  Court  enthält  unter 
anderm  die  folgende  Bestimmung: 

No  person  shall  be  added  as  a  piaintiff  suing  without  a  next  friend 
or  as  the  next  friejid  of  a  piaintiff  under  any  disability  without  Ais 
own  consent  in  wriüng  thereio. 

Die  Bedeutung  des  Ausdrucks  next  friend  ist  schon  oben  aus- 
einandergesetzt worden  (I.  Teil  S.  262).  Wer  next  friend  der  Prozeß- 
partei wird,  haftet  dem  Gegner  auch  für  die  Prozeßkosten  und  deshalb 
ist  zum  Schutz  des  next  friend  die  fragliche  Formvorschrift  erlassen. 
Im  Falle  Fricker  v.  Van  Grutten  [l8g6]  2  Ch,  64g  wurde  entschieden, 
daß  es  nicht  genügt,  wenn  der  solicitor  für  den  next  friend  seine 
schriftliche  Zustimmung  gibt  und  so  in  Gegenwart  des  Klienten  als 
dessen  Vertreter  unterzeichnet,  vielmehr  kann  eine  solche  schrifUiche 
Zustimmung  nur  von  dem  next  friend  persönlich  gültig  unterzeichnet 
werden. 

d)  Schließlich  ist  die  Erteilung  der  Vollmacht  selbst  ein  Rechts- 
geschäft, bei  welchem  es  dem  Vertreter  verboten  ist,  seine  Verpflichtung 
sowie  seine  Vollmacht  auf  andere  Personen  zu  übertragen.  Der  Grund- 
satz des  englischen  Rechts  lautet:  delegatus  non  potest  delegare.  Der 
Vertreter  kann  weder  seine  Vollmacht  in  toto  auf  andere  übertragen, 
noch  auch  einen  subagent  bestellen.  Jedoch  gibt  es  zahlreiche  Ausnahmen 
von  dieser  Norm,  von  denen  später  zu  reden  sein  wird. 

Die  Beziehungen  des  subagent  zu  dem  ursprünglichen  principal  und 
dem  agent  sind  im  zweiten  Buche  zu  erörtern.  In  diesem  Zusammen- 
hang interessiert  nur  die  Frage,  ob  und  inwieweit  der  ursprüngliche 
principal  durch  Handlungen  eines  Vertreters  seines  direkten  Be- 
vollmächtigten gebunden  wird,  und  inwieweit  derjenige,  mit  dem  der 
Untervertreter  kontrahiert  hat,  gegen  den  ursprünglichen  principal  Rechte 
erwirbt.  Soweit  der  agent  zur  Übertragung  seiner  Vollmacht  nicht  be- 
fugt war,  wird  auch  der  Vertretene  durch  Handlungen  des  Unter- 
vertreters nicht  gebunden,  z.  B.  ist  entschieden  worden,  daß  eine 
Person,  die  als  factor  oder  broker  mit  dem  bestmöglichsten  Verkaufe 
von  Waren  betraut  ist,  ihren  Auftrag  und  die  damit  verbundene  Ver- 
äußerungsbefugnis nicht  auf  andere  Personen  weiter  übertragen  kann- 
Findet  trotzdem  eine  solche  Übertragung  statt,  so  ist  ein  Verkauf  dnrch 
solche  andere  Personen  gegenüber  dem  ursprünglichen  prinäpal  nichtig, 
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und  wenn  der  Unterbevollmächtigtc  die  Waren  veräußert  hatte,  so  hatte 
der  Erwerber  gegenüber  dem  f  rindpal  kein  Eigentum  an  den  Waren 
erworben.  Cockran  v.  Triam  J813  2  Af.  äf  S.  JOI;  Henderson  v. 
Barruwdl  1827,  I   K.  6*  /  38 7  > 

In  den  Fällen  jedoch,  wo  eine  Übertragung  der  agmcy  entweder 
ausdrücklich  zugelassen  ist,  oder  bei  denen  die  Befugnis  des  Vertreters 
zur  Weiterübertragung  der  Vollmacht  nach  den  gleich  zu  erörternden 
Grundsätzen  vom  Recht  vermutet  wird,  ist  der  prinäpal  an  die 
Handlungen  des  Untervertreters  in  gleichem  Umfange  gebunden,  wie 
an  die  Handlungen  seines  ursprünglich  bestellten  Vertreters. 

In  den  folgenden  Fällen  wird  angenommen,  daß  eine  Übertragung 
des  erteilten  Auftrages  bzw.  der  Vollmacht  zulässig  sei: 

1.  Wenn  der  Beauftragte  Handlungen  vorzunehmen  hat,  die  weder 
einer  besonderen  Geschicklichkeit  bedürfen,  noch  ihm  auf  Grund  be- 
sonderen persönlichen  Vertrauens  übertragen  sind. 

2.  Wenn  der  ursprüngliche  Vertreter  die  ihm  anvertraute  Befugnis 
persönlich  ausübt,  und  sich  nur  rein  mechanisch  bei  der  Vornahme 
einzebier  Handlungen  vertreten  läßt,  wenn  z.  B.  ein  Angestellter  des 
Vertreters  unter  seiner  Kontrolle  und  auf  seine  Anweisung  solche 
Handlungen  vornimmt  In  dem  Rechtsfalle  tx  parte  Sution  1788 
2  Cox  84  war  ein  agent  befugt,  für  den  principal  Wechsel  zii  ziehen. 
Diese  Befugnis  konnte  er  durch  einen  clerk  ausüben  lassen,  da  ein 
solcher  unter  seiner  Kontrolle  und  Aufsicht  handelte.  In  einem  neueren 
Falle  ex  parte  Birmingham  Banking  Co,  1868  L.  R,  3  Ch.  651  wurde 
entschieden,  daß  vier  Liquidatoren  einer  Gesellschaft  nicht  befugt  waren, 
einen  von  ihnen  allgemein  zu  bevollmächtigen,  in  ihrer  Vertretung 
Wechsel  zu  akzeptieren,  wohl  aber  konnten  sie  einen  von  ihnen  be- 
fugen, einen  bestimmten  Wechsel  als  ihr  Vertreter  zu  akzeptieren,  weil 
die  Ausübung  der  ersteren  Vollmacht  ein  diskietionäres  Ermessen  des 
Bevollmächtigten  erforderte,  während  es  sich  im  zweiten  Falle  um  einen 
reinen  Verwaltungsakt  handelte. 

3.  Wenn  nach  dem  Gebrauch  eines  Handels  oder  eines  Gewerbes 
die  Besorgung  der  Geschäfte  durch  einen  subagent  üblich  ist,  so  kann 
ebenfalls  mangels  ausdrücklicher  gegenteiliger  Vereinbarung  die  Voll- 
macht delegiert  werden.  Ein  täglich  vorkommendes  Beispiel  bildet  die 
Befugnis  eines  außerhalb  Londons  ansässigen  solicitors  seine  Vollmacht 
auf  einen  in  London  dem  Sitz  des  High  Court  ansässigen  solicitor  (town 
ügent)  zu  übertragen  (vgl.  Solley  v,  Wood  1852  16  Beav,  370,  Re  Newen 
[1903]  I  Ch.  812. 

4.  Eine  Übertragung  der  Vollmacht  ist  femer  zulässig,  wenn  der 
principal  zur  Zeit  der  Vollmachtserteilung  weiß,  daß  der  agent  beabsichtigt, 
die  Vollmacht  weiter  zu  übertragen  (Quebec  and  Richmond  RaiL  Co, 
V.  Quinn  12  Moo,  P,  C  C,  232)  oder  wenn  sonst  nach  dem  Verhalten 
des  agent  oder  des  principal  anzunehmen  ist,  daß  der  agent  die  Be- 
fugnis haben  sollte,  seine  Vollmacht  zu  delegieren.  Schließlich  ist  eine 
Delegation  auch  noch  zulässig,  wenn  unvorhergesehene  Ereignisse  eine 
Übertragung  der  Vollmacht  notwendig  machen. 
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§  "5- 

Der  Vertretene   kann   das   Rechtsverhältnis   von  pHnc^ 

und  ageni^  nachdem  der  Vertreter  begonnen  hat,  als  solcher 

zu    handeln,    genehmigen    {raiificaiion).       Aber    eine    Person« 

die  wirklich  oder  anscheinend  für  sich  selbst  handelt,   kann 

nicht    nachher   beanspruchen,    daß    sie    als    agent   angesehen 

wird,    ebensowenig    kann    die    spätere    Genehmigung    ihrer 

Handlungen    der    Person,    die    sie    für   sich    genehmigt,   die 

Stellung  eines  principal  geben. 

Wahrscheinlich  ist  die  rechtliche  Analyse  der  Stellung  der  Parteien  die 
folgende:  Der  Vertreter  erbietet  sich,  als  solcher  zu  handeln,  und  in  der  An- 
nahme, daß  dieses  Anerbieten  (offer)  angenommen  wird,  beginnt  er  als  Ver- 
treter zu  handeln.  Der  in  Aussicht  genommene  principal  kann  es  ausdrucklich 
ablehnen  oder  es  unterlassen,  die  Offerte  anzunehmen,  aber  wenn  er  sie  annimmt, 
so  wirkt  seine  Annahme  von  dem  Zeitpunkt  der  Offerte  an,  Wilson  v,  Tunmman 
(1843)  6  M.  &  G,  242;  KeighUy  Maxsted  &  Co.  v,  Durant  [1901J  A.  C.  240. 

Eine  ausdrückliche  Genehmigung  der  Handlungen  einer  Person, 
die  als  agmf  ohne  Vertretungsbefugnis  gehandelt  hat,  kann  in  zuei 
Fällen  vorkommen,  einmal  wenn  der  agenl  überhaupt  keine  Vertretungs- 
macht hatte  und  zweitens,  wenn  er  die  ihm  erteilte  Vollmacht  über- 
schritten hat. 

Zunächst  wird  die  Frage  zu  erörtern  sein,  bei  welchen  Rechts- 
handlungen des  agent  eine  ratification  zulässig  ist.  Es  ist  davon  aus- 
zugehen, daß  jede  Rechtshandlung  einer  Person,  die  als  agent  ohne 
Vertretimgsmacht  aufgetreten  ist,  nachträglich  genehmigt  werden  kann, 
und  zwar  sowohl  eine  rechtmäßige  sowie  eine  widerrechtliche  Handlung; 
z.  ß.  entzog  im  Falle  Brewer  v,  Sparrow  1827  y  B.  &*  C,  310  A 
Gegenstände,  die  einem  Gemein  Schuldner  gehörten,  widerrechtlich  durch 
Verkauf  der  Konkursmasse.  Der  Verwalter  genehmigte  nachträglich 
diesen  Verkauf,  dadurch  wurde  A  agent  des  Konkursverwalters  und 
der  Verkauf  durch  A  galt  damit  als  ein  von  einer  gehörig  bevoll- 
mächtigten Person  vorgenommener  Verkauf.  Jedoch  ist  die  Frage, 
inwieweit  der  principal  reine  Delikte  des  agent  ratifizieren  kann, 
noch  wenig  geklärt.  Leake  S.  312  sagt,  die  bessere  Meinung  gehe 
dahin,  daß  eine  ratification  unzulässig  sei,  wenn  die  vorgenommene 
Handlung  eine  strafbare  (crime)  ist.  Aus  diesem  Grunde  wurde  z.  ß. 
entschieden,  daß  die  gefälschte  Unterschrift  auf  einem  Wechsel  nicht 
ratifiziert  werden  könne.  Im  Falle  Brook  v,  Hook  l8yi  L,  R.  6  Ex. 
8g  fälschte  A  die  Unterschrift  des  B  als  Aussteller  auf  einem  eigenen 
Wechsel  (promissory  note)  über  100  £.  Der  Inhaber  des  Wechsels 
entdeckte  noch  vor  Fälligkeit  die  Fälschung,  und  drohte  dem  A  mit 
Strafverfolgung.  Um  dies  zu  verhindern,  erklärte  B  in  einem  Schreiben 
an  den  Inhaber:  „Ich  erkläre,  daß  ich  für  den  Wechsel  über  100  £, 
der  meine  Unterschrift  trägt,  hafte."  Es  wurde  entschieden,  daß  B 
trotzdem  nicht  aus  dem  Wechsel  hafte.  Der  wahre  Grund,  weshalb 
B  nicht  haftete,  ist  aber  wohl  darin  zu  sehen,  daß  das  Versprechen  äi^ 
B  als  Rechtsgeschäft  wider  die  guten  Sitten  gemäß  §  196  (m)  an- 
gesehen wurde,  da  es  abgegeben  wurde,  um  eine  Strafverfolgung  zu 
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verhindern.  In  einem  Falle  vor  dem  Hause  of  LordSj  Mackenzie  v. 
British  Linm  Co,  1881  6  A,  C.  82  erklärte  Lord  Blackburn,  daß  eine 
solche  gefälschte  Unterschrift  ratifiziert  werden  könne.  Es  handelte 
sich  jedoch  um  ein  bloßes  Dictum  und  daher  enthält  dieser  Ausspruch 
keine  bindende  Rechtsnorm.  In  Amerika  dagegen  haben  sich  die  Ge- 
richte auf  den  Standpimkt  Lord  Blackburn's  gestellt  (vgl.  Chalmers, 
Bills  of  Exchange  Act,  Erläuterung  zu  §  24).  Auch  wird  der  Fall 
Eastem  Counties  Railway  Co.  v,  Broom  1851^  6  Ex  314^  als  Beleg 
dafür  angeführt,  daß  eine  strafbare  Handlung  ratifiziert  werden 
könne.  In  diesem  Falle  hatte  ein  Angestellter  einer  Eisenbahn- 
gesellschaft einen  Passagier  widerrechtlich  in  Haft  genommen  und  die 
Gesellschaft  hatte  dieses  Verhalten  ihres  Angestellten  gebilligt.  Das 
Gericht  ging  in  seiner  Entscheidung  davon  aus,  daß  diese  Handlungen 
des  Angestellten,  die  als  assauli  strafbar  waren,  ratifiziert  werden 
konnten.  Aber  in  diesem  Falle  würde  die  Gesellschaft  auch  ohne 
Ratifikation  gehaftet  haben,  da  der  Angestellte  dieses  Delikt  im  Interesse 
der  Gesellschaft  und  deshalb  im  Rahmen  seiner  Befugnisse  vorgenommen 
hatte,  und  für  solche  Handlungen  haftet  die  Gesellschaft  sowieso  (vgl. 
§  138,  sowie  Pol  lock,  On  Tort  7.  Aufl.  S.  82  fr.).  Dasselbe  ^t 
für  den  Fall  Hilberry  v,  Hatton  1864  2  H,  äf'  C.  822,  wo  ein  agent 
widerrechtlicherweise,  jedoch  um  die  Interessen  seiner  Auftraggeber 
wahrzunehmen,  von  einem  gestrandeten  Schiffe  Besitz  ergriff  und  die 
Prinzipale  diese  Handlungen  guthießen.  Jedenfalls  ist  es  nach  dem 
heutigen  Stande  der  Judikatur  nicht  möglich,  eine  bestimmte  klare  Norm 
darüber  aufzustellen,  inwieweit  Delikte  des  agmi  ratifiziert  werden  können. 

Nicht  ratifiziert  werden  können  solche  Handlungen  des  agenty 
welche  der  principal  selbst  nicht  vornehmen  kann.  Ein  Minderjähriger 
kann  Handlungen,  die  ein  Vertreter  für  ihn  vorgenommen  hat,  weder 
vor  noch  nach  erlangter  Volljährigkeit  ratifizieren,  es  sei  denn,  daß  es 
sich  um  Verträge  handelt,  die  er  selbst  als  Minderjähriger  hätte  ab- 
schließen können. 

Von  besonderer  praktischer  Bedeutung  ist  die  Lehre  von  der 
ratification  für  Korporationen,  wenn  ein  agent  derselben  Handlungen 
vornimmt,  die  an  sich  ultra  vires  sind.  Alle  Handlungen  ultra  vires 
sind  nichtig  und  daher  auch  die  Handlungen  des  agent  für  die  Ge- 
sellschaft. Wenn  dagegen  die  Direktoren  einer  Gesellschaft  eine  Handlung 
vornehmen,  die  über  ihre  Vertretungsbefugnis  hinausgeht  {an  act  ultra 
vires  of  the  directors),  die  aber  nicht  ultra  vires  für  die  Gesellschaft  ist, 
so  können  diese  Handlungen  von  einer  Versammlung  der  shareholders 
nachträglich  genehmigt  werden  {Irvine  v,  Union  Bank  of  Australia  l8yy 
2  A,  C  SÖOy  vgl.  auch  die  Ausführungen  des  Richters  Swinfen-Eady 
im  Falle  Boschoek  Proprietary  Co,  v,  Fuke  [igo6]  I  Ch.  163  über  den 
erstgenannten  Fall). 

Der  prineipalj  der  die  Handlungen  genehmigt,  muß  zur  Zeit  der 
Vornahme  der  Handlungen  bereits  existieren.  In  verschiedenen  Ent- 
scheidungen ist  ausgesprochen  worden,  daß  Gesellschaften  Verträge  nicht 
ratifizieren  können,  welche  ihre  Gründer  vor  der  Entstehung  der  Gesell- 
schaft mit  dritten  Personen  abgeschlossen  haben.  Es  wurde  daher  häufig 
in  die  articles  of  assodation  einer  Gesellschaft  eine  Klausel  aufgenommen, 
welche  die  Direktoren  der  Gesellschaft  ermächtigte,  Verträge  zu  erfüllen, 
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Der  Vertretene   kann   das   Rechtsverhftltnif ^  "^^        '^^. 
und  ageni^  nachdem  der  Vertreter  begonnen  ^^^^"^  ^^ 

zu    handeln,    genehmigen    (faiification).      Ab^^  ^^c^^^  '^ 

die  wirklich  oder  anscheinend  für  sich  se|j,\  ^^^  %-^<^%» 
nicht    nachher   beanspruchen,    daß    sie    a'4/%.  ^     ä<^  ^^^  "^ 
wird,    ebensowenig    kann    die    spätere  .  Q  %J%  ^  .^  ^.  ^-^^""^ 
Handlungen    der    Person,    die    sie    für/V«?  %  ^"^  ^^'^'^ ; 
Stellung  eines  principd  geben.  ^'^^  \^%^,fr'^f^'K%^ 

Wahrscheinlich  ist  die  rechtliche  Analyse  , /-V,^  ^^•^"yv^^'^ 
folgende:   Der  Vertreter  erbietet  sich,  als  solch,  5>  ?^  "^"^  '^  H^^*^ 

nähme,    daß   dieses   Anerbieten  (^-^^/r)   angenor  .i^^'''4  '^.-^^  ^^  <:7^  "^   ^ 


Stellung  eines  principd  geben.  /?^  %.'%^./r'^/  %i,  '^v  "^ 

Wahrscheinlich  ist  die  rechtliche  Analyse  , /-V,^  ^  > 
folgende:  Der  Vertreter  erbietet  sich,  als  solch  '^  .'^-  «Ä^^ 
nähme,  daß  dieses  Anerbieten  (ofer)  angenor  >^  "''4  ^y\, 
treter  zu  handeln.  Der  in  Aussicht  gtnomvM  ,^\'^^^^>^^, 
ablehnen  oder  es  unterlassen,  die  Oflferte  anzt  '^^  ''?>\  ^^  ^l^ 
so  wirkt  seine  Annahme  von  dem  Zeitpunkt   .  "?  ^.  Y  ^5^<5' 


so  wirkt  seine  Annahme  von  dem  Zeitpunkt   .  "?       .  Y    %^<Sr»   ^  "^  K'   ^     ' 
(1843)  6  M,  &  G.  242;  Keighley  MaxsUd  .^ß  \%%  %i^     ^    V-  "^^^ 

Eine   ausdrückliche  GenehmiguD\'V<i%^' a%^  "^V-    ^  ^'  ' 

die  als  ö^ä«/  ohne  Vertretungsbefu.  '';;'V\j%  <h%J^^-^  *** 

Fällen  vorkommen,  einmal  wenn  de    .«  %  %/%       ^  ^^       %^ '^*  ^ 
macht  hatte  und  zweitens,  wenn  \  ^V  iJ^  v  *<&  ^v  ^  ^.  ^  "^ 
schritten  hat.  .  >  V  \\\X%''*  ^ 

Zunächst  wird  die  Frage  '.':;'N  •    ^\W%* 
handlungen  des  a^»»/  eine  ra*      v  ^  ^  ^^^^  * 
zugehen,  daß  jede  Rechtshan   »  '.•  %S^       fif 
Vertretungsmacht  aufgetreten    x  \^  \^^  %,'^ 
und  zwar  sowohl  eine  rechtm'      \  >,\v  %> 
z.  B.   entzog  im   Falle   Bre     "•  "^^'/ä^ 

Gegenstande,  die  einem  Ge-      '  •>  ',i  «J*  ^ 

Verkauf  der  Konkursmas     ^'\?>''i*  -»engibt, 

diesen  Verkauf,  dadurch     -''^Y  .  allgememen 

der  Verkauf  durch   A  c  'i;:^  -8»  J«^«*  ^ 

machtigten   Person   vor-     "  V  -"f  ^"/f*^  "^ 

inwieweit  der   princip,  \  ^  '"l^f-^'^  f  £•  ^^^ 

noch  wenig  geklärt.  .  -  ^  Keighley  &  Co.  auf 

dahin,   daß   eine   ral      ,^  '«fr  bestinunten  Prta^ren« 

Handlung  eine  stra       .  "''^  Durant  m  eigenem  Namen 

entschieden,  daß  c'     t  -^^"^  *ar     »«   soner  Zoigen- 

ratifiziert  werden  -^^SK^lit  gf^^t  habe,  diesen  Weizen 

8g  fälschte  A  di  ,  ''«""e  Rechnung  zu  kaufen,  was  a 

Wechsel   (fromv  ,ilt  hatte     Keighley  war  erst  am  Tage 

entdeckte  noch  ^  übereingekommen,  daß  dieser  Kaut,  ob- 

Strafverfolminp  -^  erteütea  Befugnisse  abgeschlossen  war,  ak 

an  den  InllLl'  i  geschehen  gdten  sollte.    Der  Weizen  würfe 

der  meine  l"  ^  Durant  verklagte  Roberts  und  Keighley  «  Ui 

trotzdem  ni  le  Klage  gegen  Keighley  &  Co.  wurde  abgewiesen, 

B  nicht  haf  gspartei  geworden  seien 

B  als  Rer  jssig,  daß  ein  anderer  als  der  orsprünghch  m  Ausacm 

gesehen  ,uipal  den  Vertrag  ratifiziert     Zulassig  ist  es  aber,  da» 


Stetlvertretaog.  643 

^.  ^^^(^Gm  Dritten  gegenüber  für  ihn 

/^o^            %c.^  '"^  der  agmt  betrügerischerweise 

"^  jl  v<>            ^>  **^eren  und  die  Sache  für 

^.^/^<^^<=?    'V          "^^  n- Zeit,  wo  der  Vertrag 

^y^    ^^;'^  <:J^_*^v         '^^''^  *^  eintreten  sollen, 

.'^^y^-'^yo^yy^l^^r^-^^  "^'                                                ^l  durch   da^E 


I'^</''<i;-  '^'Vx^  ^        *\  '^e  Versicherung 

y'' J '^^7''-^/'^r:%.        *  -"l  durch   das 


w'-x"-^ '■<'  /^/ 


Ver- 


v/'er- 

vVaren 

cinde  des 

cransitu  er- 

stoppage  nicht 

welche   von   dem 
»varen,   ein   r?^///  ^ 
.dzu  ermächtigt  zu  sein. 
,fe  des  im  Konkurse  be- 
Waren.    Nachdem  dieses 
i  erkäufer  die  Ausübung  des 
Vertretung  durch  den  Inhaber 
.schied,   daß  das  Recht   auf  den 
.  (asszgnees)  bereits  übergegangen  sei^ 
.en  verlangt  hätten,  und  daß  damit  der 
'^-r  .echt  konnte   durch   die   später   erfolgte 

1  ächtigt  werden.    Bei  der  Lehre  vom  Kauf- 
jf  stoppage  in  transitu  näher  einzugehen  sein, 
nt  zusteht,  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  ein 
^zuüben,   und   ein   anderer  übt,   ohne   dazu   er- 
.ses  Wahlrecht  für  ihn  aus,  so  ist  eine  Ratifikation 
ar  zulässig,  wenn  sie  noch  innerhalb  der  festgesetzten 
a  Falle  Dibbins  v.   Dibbtns  [l8g6]  2  Ch,  348  war  ein 
dem  Gesellschaftsvertrage  berechtigt,   bei  Ableben   eines, 
fs  dessen  Anteil  zu  übernehmen,  wenn  er  innerhalb  drei 
öine  dahingehende  Absicht  erklärte.    Der  überlebende  Partner 
jch  geisteskrank.     Kurz  vor  Ablauf  der   dreimonatlichen  Frist 
jm  solicitor  für  ihn  diese  Erklärung  ab.     Erst  nach  Ablauf  der 
.  wurde  dem  Geisteskranken  ein  Vertreter  (camiitee)  durch  das  Ge- 
eilt bestellt.     Dieser  genehmigte  die  Erklärung  des  solicitor.     Die  Ge- 
nehmigung war  jedoch  nicht  mehr  zulässig. 

Die  Partei,  welche  eine  Ratifikation   vornimmt,   braucht   dieselbe 
nur  gegen  sich  gelten  zu  lassen,  wenn  sie  diese  iu  voller  Kenntnis  aller 
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(üe  abgeschlossen  waren,  um  die  Gesellschaft  ins  Leben  zu  nifen. 
Jedoch  erwirbt  auch  auf  Grund  einer  solchen  Klausel  der  Dritte  kein 
Klagrecht  gegen  die  Gesellschaft  (Melhado  v.  Porto  Alegre  Raihvay  Co. 
1874^  L.  IL  g  a  F.  S03)'  Im  Falle  JRe  Empress  Engineering  O. 
1880  j6  Ch,  D.  125  schloß  jemand  als  Vertreter  einer  Gesellschaft 
vcH-  der  incorporation  mit  einem  Dritten  einen  Vertrag,  der  später  in 
die  articles  of  association  der  Gesellschaft  aufgenommen  wurde.  Der 
Court  of  Appeal  entschied,  daß  dadurch  kein  Klagrecht  für  den  Dritten 
entsanden  sei.  •  Die  Gesellschaft  erwirbt  aus  solchen  Verträgen  weder 
Rechte  gegenüber  Dritten  (Natal  Land  and  Colomsaiion  Co.,  v.  Fauüne 
Colliery  and  Development  Syndicate  [1904]  A.  C  J20)^  noch  wird  sie 
dem  Dritten  verpflichtet  (North  Sydney  Investment  änd  Tramway  Co.^ 
V.  Higgins  [i8gg]  A.  C  263). 

Eine  Person,  die  wirklich  oder  anscheinend  für  sich  gehandelt 
hat,  kann  nicht  nachher  behaupten,  daß  sie  als  agent  gehandelt  habe. 
Ebensowenig  kann  die  spätere  Genehmigung  ihrer  Handlungen  der 
Person,  die  sie  fär  sich  genehmigt,  die  Stellung  eines  principal  geben. 
Jemand,  der  im  eigenen  Namen  gehandelt  hat,  kann  sich  nicht  dadurch 
seiner  Verbindlichkeit  wieder  entziehen,  daß  er  behauptet,  er  habe  für  einen 
andern  kontrahiert.  Der  Dritte  ist  berechtigt,  sich  an  ihn  persönlich 
zu  halten,  er  kann  aber  unter  den  im  §  144  erwähnten  Voiaussetzungen 
neben  ihm  auch  den  prinäpal  in  Anbruch  nehmen. 

Im  §  142  sind  einige  weitere  Fälle  erwähnt,  in  denen  der  agertt 
persönlich  haftet.  Im  übrigen  scheidet  der  agent  durch  eine  gültige 
ratification  aus  und  haftet  nicht  mehr  persönlich. 

Andererseits  kann  eine  Ratifikation  des  Vertrages  nur  von  dem 
ursprünglich  in  Aussicht  genommenen  principal  vorgenommen  werden, 
nicht  von  einer  andern  Person. 

Wenn  der  agent  zwar  in  der  Absicht  kontrahiert,  die  Vorteile  des 
Vertrages  einem  andern  zuzuwenden,  aber  ohne  daß  er  zu  erkennen  gibt, 
daß  er  für  diese  andere  Person  kontrahiert,  so  kann  diese  im  allgemeinen 
den  Vertrag  nicht  ratifizieren.  Diese  Norm  unterliegt  jedoch  sehr 
erheblichen  Ausnahmen,  über  welche  bei  §  146  näher  zu  reden  sein 
wird.  Im  Falle  Käghley  MaxsUd  ör»  Co.  v.  Durant  [igoi]  A.  C.  24O 
war  ein  gewisser  Roberts  allgemein  autorisiert,  für  Keighley  &  Co.  auf 
gemeinsame  Rechnung  Weizen  innerhalb  einer  bestinunten  Preisgrenze 
zu  kaufen.  Er  kaufte  mittels  Telegramm  von  Durant  in  eigenem  Namen 
zu  einem  höheren  Preise  als  ilim  gesetzt  war.  Bei  seiner  Zeugen- 
vernehmung erklärte  er,  daß  er  die  Absicht  gehabt  habe,  diesen  Weizen 
für  sicli  und  Keighley  auf  gemeinsame  Rechnung  zu  kaufen,  was  er 
aber  der  Klägerin  nicht  mitgeteilt  hatte.  Ke^hley  war  erst  am  Tage 
nach  dem  Kaufe  mit  Roberts  übereingekommen,  daß  dieser  Kauf^  ob- 
wohl er  nicht  innerhalb  der  erteilten  Befugnisse  abgeschlossen  war,  als 
für  gemeinsame  Rechnung  geschehen  gelten  sollte.  Der  Weizen  wurde 
nicht  abgenommen  und  Durant  verklagte  Roberts  und  Keighley  &.  Ca 
auf  den  Schaden.  Die  Klage  gegen  Keighley  &  Co.  wurde  abgewiesen, 
da  sie  nicht  Vertragspartei  geworden  seien. 

Es  ist  unzulässig,  daß  ein  anderer  als  der  ursprünglich  in  Aussicht 
genommene  principal  den  Vertrag  ratifiziert.     Zulässig  ist  es  aber,  daß 
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jemand  einen  Vertrag  ratifiziert,  der  dem  Dritten  g^enüber  für  ihn 
von  dem  ageni  abgeschlossen  wurde,  wenn  der  agent  betrügerischerweise 
die  Absicht  hatte,  für  sich  selbst  zu  kontrahieren  und  die  Sache  für 
sich  zu  verwerten.     Re  Tiedemann  [l8gg]  2  Q,  Ä  6&. 

Es  ist  andererseits  nicht  erforderiich,  daß  zur  Zeit,  wo  der  Vertrag 
abgeschlossen  wird,  die  Personen,  welche  als  principal  eintreten  sollen, 
bereits  bestimmt  sind.  Aus  diesem  Grunde  ist  z.  B.  eine  Versicherung 
für  Rechnung,  wenn  es  angeht,  zulässig,  da  der  principal  durch  das 
Interesse,  welches  er  an  der  Versicherung  hat,  bestimmt  wird  (vgl. 
Leake,  Contract  S.  313). 

Die  Ratifikation  muß  stattfinden  entweder  innerhalb  der  im  Ver- 
trage bestimmten  Zeit  oder  innerhalb  angemessener  Zeit.  Nach  deren 
Ablauf  kann  sie  mit  Wirkung  gegen  Dritte  nicht  mehr  ausgeübt  werden^ 
z.  B.  kann  die  Kündigung  eines  Hauses,  die  ohne  Vollmacht  erfolgte^ 
von  dem  Hauswirt  nur  innerhalb  der  Kündigungsfrist  ratifiziert  werden. 
Doe  d.  Mann  v.   Walters  (1830)  lO  B.  &^  C  O26, 

Ein  rigAt  of  stoppage  tn  transitUy  das  ohne  Ermächtigimg  des  Ver- 
käufers ausgeübt  wurde,  kann  nur  ratifiziert  werden,  solange  die  Waren 
noch  „in  transitu"  sind.  Nachdem  .sie  aber  einmal  in  die  Hände  des 
Käufers  gelangt  sind  —  wodurch  das  right  of  stoppage  in  transitu  er- 
lischt — ,  kann  die  von  einem  Vertreter  vorher  ausgeübte  stoppage  nicht 
mehr  ratifiziert  werden  (vgl.  den  Fall  Bird  %k  Brown  1850  4  Exch.  786). 
In  diesem  Falle  übte  der  Inhaber  von  Wechseln,  welche  von  dem 
Verkäufer  von  Waren  auf  den  Käufer  gezogen  waren,  ein  right  of 
stoppage  in  transitu  aus,  ohne  von  dem  Verkäufer  dazu  ermächtigt  zu  sein. 
Gleichzeitig  verlangten  aber  auch  die  Zessionare  des  im  Konkurse  be- 
findlichen Verkäufers  die  Auslieferung  der  Waren.  Nachdem  dieses 
Verlangen  gestellt  war,  genehmigte  der  Verkäufer  die  Ausübung  des 
right  of  stoppage  in  transitu  in  seiner  Vertretimg  durch  den  Inhaber 
der  Wechsel.  Aber  das  Gericht  entschied,  daß  das  Recht  auf  den 
Besitz  der  Waren,  auf  die  Zessionare  (assignees)  bereits  übergegangen  sei, 
da  diese  die  Auslieferung  der  Waren  verlangt  hätten,  und  daß  damit  der 
transit  beendigt  sei.  Dieses  Recht  konnte  durch  die  später  erfolgte 
Ratifikation  nicht  mehr  beeinträchtigt  werden.  Bei  der  Lehre  vom  Kauf- 
vertrage wird  auf  das  right  of  stoppage  in  transitu  näher  einzugehen  sein. 
Wenn  jemandem  das  Recht  zusteht,  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  ein 
Wahhecht  (option)  auszuüben,  und  ein  anderer  Übt,  ohne  dazu  er- 
mächtigt zu  sein,  dieses  Wahlrecht  für  ihn  aus,  so  ist  eine  Ratifikation 
dieser  Erklärung  nur  zulässig,  wenn  sie  noch  innerhalb  der  festgesetzten 
Frist  erfolgt  Im  Falle  Dibbins  v.  Dibbins  [l8g6]  2  Ch.  348  war  ein 
Partner  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  berechtigt,  bei  Ableben  eines 
Gesellschafters  dessen  Anteil  zu  übernehmen,  wenn  er  innerhalb  drei 
Monaten  seine  dahingehende  Absicht  erklärte.  Der  überlebende  Partner 
war  jedoch  geisteskrank.  Kurz  vor  Ablauf  der  dreimonatlichen  Frist 
gab  sein  soUcitor  für  ihn  diese  Erklärung  ab.  Erst  nach  Ablauf  der 
Frist  wurde  dem  Geisteskranken  ein  Vertreter  (comittee)  durch  das  Ge- 
richt bestellt.  Dieser  genehmigte  die  Erklärung  des  solid tor.  Die  Ge- 
nehmigung war  jedoch  nicht  mehr  zulässig. 

Die  Partei,  welche  eine  Ratifikation  vornimmt,  braucht  dieselbe 
nur  gegen  sich  gelten  zu  lassen,  wenn  sie  diese  in  voller  Kenntnis  aller 
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wesentlichen  Tatsachen  vollzieht.  Im  Falle  Marsh  v.  Joseph  [l8g^] 
I  Ch.  iis  genehmigte  X  den  Gebrauch  seines  Namens  bei  einer  Trans- 
aktion ohne  zu  wissen,  daß  A  dabei  seinen  Namen  ftir  betrügerische 
Manipulationen  gebraucht  hatte.  Es  wurde  entschieden,  daß  er  für 
die  betrügerischen  Handlungen  des  A  nicht  hafte. 

Form  der  Ratifikation. 

Die  Ratifikation  kann  im  allgemeinen  formlos  erfolgen.  Die  Ge- 
nehmigung der  Vollziehung  einer  gesiegelten  Urkunde  kann  jedoch, 
abgesehen  von  den  bei  §  124  besprochenen  Ausnahmen  nur  in  einer 
Urkunde  unter  Si^el  erfolgen. 

Eine  formlose  Ratifikation  ist  zulässig  bei  den  Verträgen,  die  nach 
§  4  des  Statute  of  frauds  und  §  4  der  Säle  of  Goods  Act  der  Schriftform 
bedürfen.  Nach  diesen  Vorschriften  ist  bei  den  dort  genannten  Rechts- 
geschäften ein  Schriftstück  erforderlich,  welches  von  der  in  Anspruch 
genommenen  Partei  oder  ihrem  gehörig  ermächtigten  Vertreter 
unterzeichnet  ist.  Es  genügt  jedoch,  wenn  der  principal  die  ohne 
seine  Genehmigung  erfolgte  Unterzeichnung  eines  solchen  Schriftstücks 
nachträglich  mündlich  genehmigt.  Die  Genehmigimg  braucht  nicht 
ausdrücklich  zu  erfolgen.  Sie  kann  auch  durch  konkludentes  Ver- 
halten vorgenommen  werden,  z.  B.  wenn  der  agent  ohne  Ermächtigung 
Waren  kaufte,  der  principal  aber  in  Kenntnis  dieses  Umstandes  den 
Kaufpreis  zahlte. 

Ratification  by  acquiescence. 

Es  bedarf  in  manchen  Fällen  nicht  einmal  konkludenter  Handlungen, 
um  eine  ratification  herbeizuführen,  sondern  es  kann  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  auch  dadurch  eine  solche  eintreten,  daß  der  principal 
es  unterläßt,  die  für  ihn  vorgenommenen  Rechtshandlungen  aus- 
drücklich zurückzuweisen.  Im  Falle  Fothergill  v,  Philipps  l8^I  6  Ck 
App.  770  hatte  einer  von  zwei  Grundstückseignem  drei  Jahre  lang 
Verkaufsverhandlungen  über  ein  Grundstück  mit  Wissen  des  andern 
Eigentümers  geführt,  ohne  daß  dieser  jemals  widersprochen  hatte.  Das 
Gericht  erklärte,  daß  der  letztere  nach  so  langer  Zeit  nicht  mehr  mit 
der  Behauptung  gehört  werden  könne,  er  habe  dem  andern  keine 
Vollmacht  erteilt.  In  den  meisten  Entscheidungen,  wo  eine  ratification 
by  CLcquiescence  angenommen  wurde,  lag  der  Fall  nicht  so,  daß  der  ctgent 
überhaupt  keine  Vollmacht  besaß,  sondern  so,  daß  er  eine  ihm  erteilte 
Vollmacht  überschritten  hatte  und  der  principal  es  unterlassen  hatte, 
den  Vertrag  aus  dem  Grunde,  weil  die  Vollmacht  überschritten  war, 
innerhalb  angemessener  Zeit  zurückzuweisen.  (Prince  v.  Clark  1823 
J  B.  &-  a  186  Sentance  v.  Hawley  1863  13  C,  B,  N.  S,  453O 

Wirkung  der  ratification. 

Die  Genehmigung  hat  rückwirkende  Kraft :  Omnis  ratihabitio  retro 
trahitur  et  mandato  priori  aequiparatur.  Mit  anderen  Worten:  Es 
wird  so  angesehen,  als  ob  die  Vollmacht  bereits  zu  der  Zeit  erteilt 
war,  wo  das  Rechtsgeschäft,  bei  dem  die  Vertretung  stattfand,  vor- 
genommen wurde.  Diese  Rückwirkung  kann  jedoch  nicht  zum  Nach- 
teil dritter  Personen  eintreten,  welche  in  der  Zeit  zwischen  der  Vor- 
nahme des  Rechtsgeschäfts  und  der  Genehmigung  bereits  Rechte 
erworben  haben. 
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§   126. 

Der  Umfang  der  Haftung  eines  principal  für  Handlungen 
und  Unterlassungen  des  ageni  richtet  sich  nach  den  Bestim- 
mungen der  tatsächlich  oder  anscheinend  übertragenen  Voll- 
macht (avthorif/y 

Dieser  Paragraph  handelt  von  dem  Wesen  der  rechtsgeschäftlichen 
Vertretungsbefugnis.  Er  sagt  uns,  daß,  abgesehen  von  den  in  den 
folgenden  Paragraphen  näher  erläuterten  Ausnahmen,  die  Haftung  des 
principal  sich  danach  richtet,  welche  Befugnisse  er  tatsächlich  oder 
anscheinend  dem  agent  übertragen  hat.  Die  letzten  Worte  weisen 
auf  die  bereits  bei  §  124  erörterte  Lehre  von  der  agency  by  estoppel 
hin,  wonach  der  principal  für  Handlungen  des  agent  haftet,  wenn  er 
durch  sein  Verhalten  den  Dritten  zu  dem  Glauben  veranlaßt  hat,  daß 
der  agent  zu  diesen  Handlungen  bevollmächtigt  sei,  gleichgültig,  ob  der 
ügent  wirklich  in  diesem  Umfange  bevollmächtigt  war. 

Die  Vorschrift  gilt  aber  nur  für  den  Fall,  daß  jemand  durch  ein 
Rechtsgeschäft  zur  Vornahme  einer  Handlung  ermächtigt  ist,  denn  es 
gibt  im  englischen  Recht  eine  Reihe  von  Fällen,  in  denen  jemand  kraft 
Rechtsvorschrift  für  die  Handlung  eines  anderen  haftet,  ohne  daß  dieser 
ihn  dazu  ermächtigt  hat,  und  ohne  daß  ein  Vertretungs Verhältnis  über- 
haupt vorliegt,  z.  B.  wenn  der  Ehemann  gegen  seinen  Willen  für  die 
Delikte  seiner  Ehefrau,  der  Arbeitgeber  für  die  Delikte  seiner  Angestellten 
haftet,  oder  der  Ehemann,  der  seine  Frau  nicht  alimentiert,  gegen 
seinen  Willen  für  diejenigen  Schulden,  die  sie  zur  Bestreitung  ihres 
Lebensunterhaltes  eingeht  Alle  diese  Fälle  gehören  nach  englischer 
Auffassung  in  die  Lehre  von  der  agency,  aber  die  Norm  des  vor- 
liegenden Paragraphen  kann  auf  sie  natürlich  keine  Anwendung  finden. 

Der  Paragraph  zeigt  uns  fem  er,  daß  auch  im  englischen  Recht 
zwischen  der  Vollmacht  und  dem  Rechtsgeschäft,  auf  welchem  die 
Vollmacht  beruht,  unterschieden  wird.  Die  Vollmacht  ist  jedoch  eben- 
sowenig wie  bei  uns  von  dem  zugrunde  liegenden  Rechtsverhältnis  völlig 
losgelöst,  vielmehr  ist  sie  in  ihrem  Umfange  von  diesem  Kausalgeschäft 
abhängig.  In  den  Fällen,  in  denen  aus  Verkehrsrücksichten  dieses  Prinzip 
nicht  durchführbar  ifet,  hilft  man  sich  mit  der  implied  authority,  d.  h. 
es  wird  ein  bestimmter  Umfang  der  Vollmacht  vermutet.  Teilweise  ist 
dabei  der  Gegenbeweis  zulässig,  daß  die  Vollmacht  beschränkt  war, 
z.  B.  bei  der  Vertretungsbefugnis  der  Ehefrau,  teilweise  ist  dieser  Beweis 
nicht  zulässig,  z.  B.  bei  den  general  agents  des  geschäftlichen  Verkehrs, 
bei  denen  nur  der  Beweis  zugelassen  ist,  daß  dem  Dritten  die  Be- 
schränkung bekannt  war. 

§  127. 
W^enn  die  Bestimmungen  der  wirklich  übertragenen  Voll- 
macht demjenigen  bekannt  sind,  der  mit  dem  ageni  kontrahiert, 
so  kann  er  den  principal  nur  für  solche  Handlungen  und  Unter- 
lassungen des  ageni  haftbar  machen,  die  dieser  im  Rahmen 
seiner  Vollmacht  vorgenommen  hat 

Ke  Arthur  Average  Association  (i8y6)  34  L,    T.  g42. 
G.  Schirrmeister,  Bürgerl.  Recht  Englands.   L  4^ 
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I.  Es  gibt  im  deutschen  Recht  Vollmachten,  welche  mit  Wirkung 
gegen  Dritte  überhaupt  nicht  beschränkt  werden  können,  so  daß  der 
Dritte  eine  Beschränkung  der  Vollmacht  selbst  dann  nicht  gegen  sich 
gelten  zu  lassen  braucht,  wenn  sie  ihm  bekannt  ist.  Hierher  gehört 
vor  allem  die  Prokura,  und  abgesehen  von  bestimmten  Arten  der 
Beschränkung  (völliger  Ausschluß  der  Vertretungsbefugnis,  Gesamtver- 
tretung, §  125  HGB.),*auch  die  Vertretungsmacht  des  offenen  Handels- 
gesellschafters (§  126  HOB.),  sowie  die  des  Vorstandes  einer  Aktien- 
gesellschaft (§  235  Abs.  2  HOB.).  Solche  unbeschränkbare  Voll- 
machten sind  dem  englischen  Recht  nicht  bekannt,  der  Dritte, 
dem  die  Beschränkung  der  Vollmacht  bekannt  war,  muß  diese  stets 
gegen  sich  gelten  lassen.  Die  einzige  Ausnahme  bildet  die  agency  of 
necessity  der  Ehefrau,  welche  von  ihrem  Manne  nicht  alimentiert  wird. 

Ein  Beispiel  bildet  der  Fall  Evans  v.  Kymer  (1830)  j  ß,  &*  Ad.  S28, 

A.  akzeptierte  einen  Wechsel,  den  B.  gezogen  hatte  und  ilbergab  ihn 
dem   B.   mit   der  Abrede,   daJJ   B.   ihn   in  Verwahrung  behalten  sollte. 

B.  indossierte  den  Wechsel  an  C.  für  ein  Darlehen,  nachdem  er  dem 

C.  gesagt  hatte,  daß  der  Wechsel  dem  A.  gehöre  und  daß  er  nicht 
ermächtigt  sei,  ihn  zu  begeben.  A.  war  berechtigt,  den  Wechsel  oder 
seinen  Wert  von  C.  zurückzufordern. 

IL  Fahrlässige  Unkenntnis  von  der  Beschränkung  der 
Vollmacht  wird  der  Kenntnis  gleichgestellt.  Das  ergibt  der 
Fall  Jacobs  v,  Morris  [ig02]  /.  Ch.  816,  In  diesem  Falle  betrieb  der 
Kläger  ein  Tabakgeschäft  in  Australien  unter  der  Firma  Jacobs  Hart  k 
Co.;  er  war  alleiniger  Inhaber  dieser  Firma.  In  London  hatte  er 
eine  Filiale,  jedoch  nur  für  den  Einkauf  und  die  Verschiffung  nach 
Melbourne.  Er  betraute  mit  der  Führung  dieser  Londoner  FiliaJe  seinen 
Bruder  Leslie  Jacobs  und  stellte  ihm  eine  Vollmacht  in  einer  gesiegelten 
Urkunde  (power  of  attortuy)  aus,  nach  deren  Inhalt  Leslie  Jacobs  als 
sein  „commercial  agent^  angestellt  und  ihm  bestimmte  Befugnisse  ein- 
geräumt wurden,  nämlich  Waren  zu  kaufen  ujid  zu  bezahlen,  und  so- 
weit es  nötig  sei,  Checks,  Wechsel  usw.  zu  ziehen  oder  zu  unter- 
schreiben. Den  Beklagten  waren  die  Verhältnisse  der  Firma  genau 
bekannt,  insbesondere  auch,  daß  die  Vollmacht  des  Leslie  Jacobs 
in  einer  power  of  attorney  enthalten  war*).  Im  Jithre  1899  trat  Leslie 
Jacobs  an  die  Beklagten  mit  dem  Ansinnen  heran,  der  klägerischen 
Firma  ein  Darlehen  von  4000  f  zu  geben,  zwecks  Ankauf  einer  Zigarren- 
fabrik. Leslie  Jacobs  erklärte  mündlich,  er  sei  befugt,  Darlehen  auf- 
zunehmen und  legte  seine  power  of  attorney  vor,  welche  die  Beklagten 
aber  nicht  durchlasen,  sondern  ohne  weiteres  glaubten,  daß  Leslie  Jacobs 
die  Befugnis  habe,  das  Darlehen  aufzunehmen.  Tatsächlich  enthielt 
die  power  of  attorney  keine  Ermächtigung  zur  Aufnahme  von  Darlehen. 
Leslie  Jacobs  gab  den  Beklagten  als  Sicherheit  für  das  Darlehen  zwei 
Wechsel,  die  er  per  Prokura  für  die  Firma  akzeptiert  hatte.  Die  4000  £ 
verbrauchte  er  für  sich.  Der  Kläger,  der  sich  in  Australien  befand, 
wußte  von   der  ganzen  Transaktion   nichts.    Er  klagte  gegen  die  Be- 

"^)  "Wie  weiter  unten  auszuführen  sein  wird,  ist  eine  power  of  attorney  strikt 
zu  interpretieren.  Der  Vertreter  gilt  nur  als  zu  den  Geschäften  ermächtigt,  welche 
in  der  power  of  attorney  ausdrücklich  erwähnt  sind. 
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klagten  vor  der  Chancery  Division  des  High  Court  darauf,  ihnen  die  Weiter- 
gebung der  Wechsel  zu  verbieten,  da  sie  ohne  seine  Vollmacht  gegeben 
waren.  Es  wurde  entschieden,  daß  die  Beklagten  die  erforderliche  Sorg- 
falt außer  acht  gelassen  hatten,  sie  mußten  die  Vollmacht  lesen  und 
da  sie  die  Mittel  hatten,  sich  Kenntnis  von  dem  Umfang  der  Voll- 
macht zu  verschafiFen  und  bei  genügend  sorgfältiger  Benutzung  dieser 
Mittel  sich  auch  diese  Kenntnis  verschafft  hätten,  so  sei  es  so  anzu- 
sehen, als  ob  sie  die  Beschränkung  der  Vollmacht  kannten;  sie  müßten 
daher  diese  Beschränkung  gegen  sich  gelten  lassen.  Solche  fingierte 
Kenntnis  von  Umständen  wird  als  constructive  notice  bezeichnet«). 

III.  Bei  Gesellschaften,  die  durch  special  Act  of  Parliament  ge- 
schaffen sind,  oder  die  unter  den  Companies  Act  von  1862  bis  1908, 
in  einem  englischen  öffentlichen  Register  eingetragen  sind,  muß  jemand, 
der  mit  einer  Gesellschaft  kontrahiert,  diejenigen  Beschränkungen 
der  Vertretungsbefugnis  der  Direktoren  oder  Geschäftsführer  gegen 
sich  gelten  lassen,  die  sich  aus  den  articles  of  cusociation  oder  dem 
memorandum  of  association  einer  solchen  Gesellschaft  ergeben.  Ab- 
gesehen davon  muß  natürlich  der  Dritte  auch  solche  nicht  einge- 
tragene Beschränkungen  der  Vertretungsmacht  gegen  sich  gelten  lassen, 
die  ihm  bekannt  waren. 

Im  Falle  County  of  Gloucester  Bank  v.  Rudry  Merthyr  Steam  and 
Hause  Coal  Colliery  Co.  [l8gs]  I  Ch,  62g  hatten  die  Direktoren  einer 
joint-stock  Company  nach  den  articles  of  association  die  Befugnis,  zu  be- 
stimmen, welche  Anzahl  von  Direktoren  ein  quorum  (vgl.  I.  Teil  S.  81) 
bilden  sollten.  Sie  bestimmten,  daß  drei  ein  solches  quorum  bilden  sollten. 
Zwei  Direktoren  autorisierten  den  Sekretär,  ein  Hypothekeninstrument 
(mortgage)  mit  dem  Siegel  der  Gesellschaft  zu  versehen,  was  dieser 
auch  in  deren  Gegenwart  tat.  Die  Urkunde  wurde  von  den  beiden 
Direktoren  und  dem  Sekretär,  in  der  üblichen  Weise  unterzeichnet. 
Es  wurde  entschieden,  daß  die  Gesellschaft  sich  gegenüber  einem  Dritten 
nicht  darauf  berufen  könne,  daß  die  Urkunde  nicht  ordnungsmäßig 
ausgestellt  sei.  Lord  Halsbury  führt  aus,  daß  dieser  Fall  wohl  zu 
unterscheiden  sei  von  dem  Falle  D'Arcy  v.  Tamar^  Kit  Hill  and  Cal- 
lington  Railway  Co,  L.  R,  2  Ex,  158,  In  jenem  Falle  war  die  Beklagte 
eine  Eisenbahngesellschaft,  die  durch  spezial  Act  of  Parliament  geschaffen 
worden  war.  DasGesetz  selbst  schrieb  ein  bestimmtes  ^«^n^w  vor, 
und  es  wurde  daher  in  jenem  Falle  entschieden,  daß  alle  Personen, 
die  mit  der  Gesellschaft  unterhandelten,  so  anzusehen  waren,  als  ob 
ihnen  diese  Bestimmung  bekannt  war.  Hier  aber  war  die  Bestimmung 
des  quorum  den  Direktoren  überlassen.  Die  Bestimmung  war  daher 
ein  interner  Vorgang,  den  ein  Dritter  nicht  zu  kennen  brauchte.  Im 
Gegenteil,  er  sei  zu  der  Annahme  berechtigt,  daß  die  Art  und  Weise,  in 
welcher  die  Urkunde  ausgestellt  war,  der  erforderlichen  Form  entspräche. 
Vgl.  weiter  zu  dieser  Frage  die  Entscheidungen  Duck  v,  Tower  Gal- 
vanising  Co.  [igOI]  2  K,  B,  314  und  Montreal  &*  St  Lawrence  Light 
and  Power  Co,  v,  Robert  [igo6]  A,  C,  ig6, 

IV.  Auch  die  Vorschriften  über  die  agency  from  necessity  bilden 
keine  Ausnahme    von   der   Norm   des   §  127,    denn  wie  wir  gesehen 

")  Diese  spielt  namentlich  im  Sachenrecht  eine  wichtige  Rolle. 

4a* 
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Ware  zum  Verkauf  anvertraut,  so  ist  der  Kreis  der  Geschäfte,  die  dieser 
als  agmt  vornehmen  kann,  ein  ziemlich  großer.  Er  kann  dem  Käufer 
Zahlungsfrist  bewilligen,  über  den  Preis  mit  ihm  verhandeln,  für  die 
Qualität  der  Ware  Garantie  übernehmen  usw.  Zu  allen  diesen  Hand- 
lungen ist  er  kraft  seines  Gewerbes  bevollmächtigt,  selbst  wenn  der 
Principal  ihm  eine  so  weitgehende  Vollmacht  gar  nicht  erteilen  wollte. 

Personen,  die  auf  Grund  einer  power  of  attorney  handeln,  sind 
stets  special  agents,  denn  bei  powers  of  attorney  gilt  der  Grundsatz, 
daß  die  Vollmacht  des  Vertreters  sich  genau  nach  dem  Inhalt  des 
Instruments  richtet.  Als  Beispiel  niag  auf  den  oben  S.  646  zitierten 
Fall  Jacobs  v,  Morris  [I()02]  I  Ch,  <?/0  verwiesen  werden,  wo  der  Ver- 
treter zwar  zur  selbständigen  Führung  einer  Einkaufsfiliale  ermächtigt 
war,  aber,  wie  der  Dritte  wußte,  auf  Grund  einer  in  Form  einer  power 
of  attorney  erteilten  Vollmacht.  Daher  war  lediglich  deren  Inhalt  für 
den  Umfang  der  Vollmacht  maßgebend.  Im  Falle  Esdaile  v.  La 
Nauze  1840  Kö^  C.  3g4  war  jemandem  durch  power  of  attorney  eine 
Ermächtigung  erteilt  gewesen,  Grundstücke  zu  verwalten.  Die  power 
of  attorney  enthielt  ferner  auch  die  Ermächtigung,  alle  gesetzmäßigen 
Handlungen,  die  sich  auf  das  Geschäft  und  die  Angelegenheiten  des 
Vollmachtgebers  bezogen,  vorzunehmen,  welcher  Art  sie  auch  immer 
seien.  Es  wurde  entschieden,  daß  trotz  dieser  Klausel  die  power  of 
attorney  den  Bevollmäclitigten  nicht  befugte,  Wechsel  zu  indossieren. 
Denn  auch  die  generell  erteilte  Vollmacht  sei  dahin  auszulegen,  daß 
sie  sich  nur  auf  alle  mit  der  Verwaltung  der  Grundstücke  im  Zusammen- 
hang stehenden  Rechtsgeschäfte  bezog. 

Eine  gewöhnliche  schriftliche  Vollmacht  wird  nicht  so  streng  inter- 
pretiert, wie  eine  Vollmacht,  die  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  erteilt  ist. 

§  130. 
Eine  Person,  die  sich  eines  general  ageni  bedient,  haftet 
Dritten  für  alle  Handlungen  des  ageni^  die  gewöhnlich  oder 
offensichtlich  in  den  Rahmen  seiner  Beschäftigung  feilen, 
oder  zu  denen  er  durch  Handelsgebrauch  oder  durch  sein 
Gewerbe  ermächtigt  ist,  und  ferner  für  alle  seine  unerlaubten 
Handlungen  und  Unterlassungen,  die  er  während  seiner  Be- 
schäftigung begeht,  ebenso  auch  für  Handlungen  und  Unter- 
lassungen, zu  denen  der  pHncipal  ihn  ausdrücklich  ermächtigt 
hat  oder  die  er  nachträglich  genehmigt  hat 

Stnith  V.  Mac  Guire  (185S)  3  H.  h  N.  554- 

Edmunds  v.  Bushell  (1865)  L.  R,  i  Q.  B,  gy ;  Watteau  v,  Fenwick  [1893] 
I  Q.  B,  346;  Edi.Hirds  v,  Midland  Ky  Co.  (j88o)  6  Q.  B,  D.  287;  B<utern 
Counties  Railway  Co  r.  Brown  (1851)  29  Z.  /.  Exch.  p.  lOi, 

I.  §  130  zeigt  uns,  nach  welchen  Gesichtspunkten  sich  der  Umfang 
der  Vollmacht  des  general  agent  bestimmt.  Der  general  ageni  gilt  ak 
ermächtigt  zu  allen  Handlungen,  die  im  Rahmen  seiner  BeschäftiguDg 
üblich  sind  oder  die  offenbar  in  den  Rahmen  derselben  fallen. 
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Ein  Beispiel  für  eine  allgemeine  Handlungsvollmacht  bildet  der 
Fall  Smith  v.  Mac  Guire  1858,  3  H,  6f-  N.  554.  Der  Beklagte,  der 
in  Linierick  das  Geschäft  eines  Kornhändlers  betrieb,  zog  von  dort 
nach  London  und  überließ  seinem  Bruder  M.  die  Weiterführung  des 
Geschäfts.  Drei  Jahre  lang  kaufte  M.  Hafer  und  charterte  zahlreiche 
Schiffe  für  den  Beklagten.  Bei  solchen  Gelegenheiten  sandte  der  Be- 
klagte ihm  gewöhnlich  spezielle  Instruktionen.  Im  Jahre  1838  charterte 
M.  ein  Schiff,  das  eine  Ladung  Korn  von  Quebeck  nach  Limerick 
bringen  sollte,  er  zeichnete  die  Chartepartie :  per  procuration  of  Thomas 
Mac  Guire,  Der  Schiffseigner  klagte  später  gegen  den  Beklagten  auf 
Liegegeld  (demurrage).  Der  Beklagte  erklärte,  er  habe  seinem  Bruder 
immer  spezielle  Instruktionen  gegeben,  wenn  er  ein  Schiff  chartern  sollte, 
in  diesem  Falle  habe  er  ihm  aber  keine  solche  Instruktionen  gegeben. 
Das  Gericht  entschied,  Beklagter  habe  zugelassen,  daß  M.  als  sein  general 
agetit  handele,  dann  komme  es  auf  private  Abmachungen  nicht  an;  es 
sei  gleichgültig,  wenn  M.  dann  seine  wirkliche  Vollmacht  überschritten  habe. 

Im  Falle  Edmunds  v.  Bushell  ^t'  John  (1865)  JL.  R,  I  Q,  B,  gy  war 
Bushell  Leiter  der  Londoner  Filiale  des  John,  der  Fabrikant  in  Luton 
war.  Das  Londoner  Geschäft  wurde  unter  dem  Namen  Bushell  &  Co. 
betrieben.  Bushell,  sollte  für  seine  Geschäftsführung  die  Hälfte  des 
Reingewinnes  aus  dem  Londoner  Geschäft  haben.  Es  war  ihm  aber 
ausdrücklich  verboten,  Wechsel  zu  akzeptieren.  Er  tat  es  trotzdem. 
John  weigerte  sich  zu  zahlen.  Er  wurde  aber  verurteilt,  denn  er  habe 
dem  Bushell  gestattet,  nach  außen  hin  wie  ein  partner  auf- 
zutreten. Demgegenüber  fehlt  es  aber  nicht  an  Entscheidungen, 
welche  besagen,  daß  der  general  agenty  dem  eine  Handlungsvollmacht 
erteilt  ist,  im  allgemeinen  nicht  befugt  ist,  Wechsel  zu  akzeptieren. 
In  re  Cunningham  36  Ch,  D,  532.  Nur  weil  im  vorliegenden  Falle  der 
Beklagte  dem  Bushell  gestattet  hatte,  nach  außen  hin  als  principal 
iiufzutreten,  haftete  der  Beklagte  aus  den  Wechseln  (Byles,  On  Bills 
16.  Aufl.  S.3g). 

IL  General  agency  und  agency  by  estoppel. 

Der  Begriff  der  general  agency  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  agency 
hy  estoppel.  Damit  agency  by  estoppel  vorliegt,  ist  es  erforderlich,  daß 
die  als  principal  in  Anspruch  genommene  Person  entweder  Handlungen 
begangen  oder  Erklärungen  abgegeben  hat,  aus  denen  der  Dritte  auf 
eine  Vollmacht  des  agent  schließen  durfte,  oder  aber  Handlungen  des 
agmt  wissentlich  und  ohne  Widerspruch  hat  geschehen  lassen,  durch 
welche  jener  sich  eine  Vollmacht  anmaßte,  die  er  nicht  hatte.  Agency 
by  estoppel  kann  vorkommen,  wenn  überhaupt  keine  Vollmacht  erteilt  ist 
oder  die  erteilte  Vollmacht  überschritten  ist.  Sie  hat  ein  bestimmtes 
Verhalten  des  principal  im  konkreten  Falle  zur  Voraussetzung.  General 
agency  setzt  immer  das  Vorhandensein  einer  Vollmacht  voraus.  Sie  tritt 
kraft  Rechtsvorschrift  ein,  sobald  bestimmte  im  Verkehr  häufig  vor- 
kommende Arten  von  Vertretungs Verhältnissen  vorliegen.  Ihr  Vorhanden- 
sein bestimmt  sich  also  nach  objektiven  Gesichtspunkten.  Wenn  ein 
general  agent  aber  die  ihm  inter  partes  erteilte  Ermächtigung  über- 
schritten hat  und  der  principal  hat  das  ruhig  geschehen  lassen,  so  sind 
auch  die  Voraussetzungen  der  agency  by  ^j/^//<f/ gegeben.    Deshalb  können 
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die  als  Beispiel  für  die  general  agency  angeführten  Fälle  Smith  v.  Mac 
Guire  imd  Edmunds  v.  Bushell  auch  als  Beispiele  für  die  agency  by 
estoppel  gelten. 

III.  Die  Haftung  dG&principal  für  wrongful  cuts  or  defaults  des  ageni. 
Das  englische  Recht  hat  die  Haftung  des  principal  für  Delikte  des 
agent  und  des  Dienstherm  für  die  Delikte  des  Angestellten  von  jeher 
anerkannt.  Jenks  drückt  das  so  aus,  daß  er  den  prinäpal  für  die 
wrongful  acts  and  defaults  des  agent  haften  läßt  In  §  61  redet  er  von 
tortious  acts  and  omissiom,  Dei»  Ausdruck  wrongful  acts  and  defaults 
bezieht  sich  auch  auf  vertragliches  Verschulden,  deckt  sich  aber  im 
übrigen  so  ziemlich  mit  der  im  §  61  gebrauchten  Wendung.  Er  be- 
deutet, daß  di^x  principal  für  kontraktliches  und  außerkontrakt- 
liches Verschulden  durch  Handlungen  (acts)  oder  Unter- 
lassungen (defaults)  seines  Vertreters  haften  soU.  Der  Kürze  halber 
wollen  wir  den  Ausdruck  wrongful  cuts  and  defaults  mit  „Verschulden 
und  Delikte"  übersetzen,  indem  wir  mit  ersterem  Ausdruck  die  Haftung 
für  vertragliches  Verschulden,  mit  letzterem  die  für  außerkontrakt- 
liches Verschulden  bezeichnen.  Diese  Haftung  des  principal  für  Ver- 
schulden und  Delikte  des  agent  tritt  aber  nur  ein,  wenn  die  zum 
Ersatz  verpflichtende  Handlung  von  dem  agent  in  the  course  of 
his  employment  begangen  wurde.  Wenn  z.  B.  der  agent  bei  dem 
Geschäft,  das  er  für  den  principal  abschließt,  betrügerische  falsche 
Vorspiegelungen  macht,  so  haftet  der  principal  ex  delicto  und  konnte 
mit  der  action  of  deceit  verklagt  werden.  Über  die  Grenzen  dieser 
Haftung  spricht  sich  Lord  Herschell  in  einer  Entscheidung  des  Hmst 
of  Lords  folgendermaßen  aus: 

„Es   scheint   mir  ganz  klar,   daß  nur  dann   eine   Person  einen 
Betrug,   den   sie    nicht  persönlich   begangen  hat,  gegen  sich  gelten 
lassen  muß,  wenn  der  Vertreter  den  Betrug  begangen  hat,  während 
er  im  Rahmen  seiner  Vollmacht  für  seinen  principal  eine  Handlung 
vornahm  imd  vornehmen  wollte.   Wenn  die  Person  etwas  im  Rahmen 
ihrer  Vollmacht  vornahm  und  diese  Handlung  für  den  Vertretenöi 
vornehmen  wollte,  so  ist  der  Vertretene  haftbar,  obwohl  jener,  wenn 
er   dies   tat,   ein  Delikt    beging,  welches    sein  principal  weder  gut- 
geheißen  hat,    noch  beabsichtigte.    Aber  wenn  eine  Person,  obwohl 
sie  als  agent  beschäftigt  wurde,  bei  der  Rechtshandlung,  welche  ein 
Delikt  ist,  weder  für  den  Geschäftsherm  handelt  noch  für  ihn  handeln 
wollte,  so  erscheint  es  mir  ausgeschlossen,   dies  als  den  Betrug  des 
principal  zu  behandeln."    (Thome  v.  Heard  [l8gs]  A.  C,  auf  S.  502.) 
Abgesehen  hiervon  haftet  der  principal  auch  für  solche  Handlungen 
und  Unterlassungen  des  ageni ^  die  er  genehmigt  hat.   Dart\ber  ist  bereits 
bei  §  125  gesprochen  worden,  wo  insbesondere  auch  die  Frage  erörtert 
ist,  inwieweit  die  Delikte  des  agepit  nachträglich  ratifiziert  werden  können- 
Anhang  zu  §  130.     Gesamtvollmacht. 
Eine  Beschränkung  der  Vollmacht  kann  nach   der  Richtung  1"^ 
stattfinden,   daß   sie  nur  von  mehreren  Personen  zusammen  ausgeübt 
werden  darf.     Wenn  mehreren  Personen  eine  Vollmacht  erteilt  ist,  ^ 
kann  sie  ihnen  entweder  einzeln  (severally)  oder  insgesamt  (ioMy) 
oder  yjointly  and  severally^  erteilt  sein. 
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Ist  die  Vollmacht  „severally*^  oder  yjointly  and  sa^ctally^  erteilt, 
so  sind  die  Bevollmächtigten  sowohl  einzeln  als  auch  zusammen  zur 
Vertretung  des  principal  befugt.  Ist  aber  die  Vollmacht  jointly  erteilt, 
so  müssen  die  Vertreter  (coagmts)  alle  gemeinschaftlich  handeln,  damit 
der  principal  verpflichtet  wird. 

Ist  eine  Vollmacht  mehreren  Personen  erteilt,  so  wird  ver- 
mutet, daß  sie  ihnen  jointly  erteilt  sei,  wenn  nicht  aus  der  Natur  der 
Vollmacht  oder  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  sich  das  Gegen- 
teil ergibt.  Manchmal  wird  bestimmt,  daß  nicht  alle  Personen  zusammen 
handeln  müssen,  sondern  daß  eine  bestimmte  Anzahl  genügen  soll.  Diese 
Anzahl  wird  ein  quorum  genannt.  In  dem  bereits  oben  S.  647  erwähnten 
Falle  D'Arcy  v.  Tamar  Kitt  Hill  ör*  Callington  Railway  Co.  L.  R.  2  Ex, 
JßS  wurde  entschieden,  daß  eine  Gesellschaft  nicht  haftet,  wenn  eine 
geringere  Anzahl  als  das  erforderliche  quorum  das  Rechtsgeschäft  vor- 
nimmt, vgl.  dagegen  den  ebenfalls  oben  erwähnten  Fall  Couniy  of 
Gloucester  Bank  v,  Rudry  Merthyr  Steam  and  Hause  Goal  Colliery  Co. 
[l8gs]  I  Ch,  62g. 

§  131- 
Ein  Gesellschafter  (ßortner^  ein  Geschäftsführer,  ein  facfor 
(und  wahrscheinlich  auch  ein  broker)  sowie  ein  Schiffer  sind 
genera/  agenis  ihrer  Mitgesellschafter  oder  Arbeitgeber  {employers} 
im  Sinne  des  §  130. 

Partnership  Act,  iSgo  s.  5;  ßarwick  v.  English  Joint  Stock  Bank  iS6y 
Z.  R,  2  Ex,  25g;  Drinkwetter  v,  Goodwin  1775,  i  Cowp,  2$i.  Eatt  India  Co, 
V.  HeiisUy  1794,  i  Esp,  112;  Htyworth  v,  Knigth  1864,  17  C.  B,  N.  S,  2g8^ 
Arthur  v.  Barton    1840,  6  M,  8c   W,  138. 

Der  Paragraph  zählt  einige  Arten  von  general  agmts  auf,  die  einer 
besonderen  Betrachtung  bedürfen.  Die  Aufzählung  einzelner  Arten  von 
general  agents,  wie  sie  in  diesem  und  den  folgenden  Paragraphen  ge- 
geben wird,  ist  aber  nicht  erschöpfend.  Vielmehr  liegt  eine  general 
agency  stets  vor,  wenn  eine  Person  für  einen  größeren  Geschäftskreis 
von  unbestimmtem  Umfange  zum  Vertreter  bestellt  ist,  z.  B.  wenn  ein 
Angestellter  in  einem  Geschäft  eine  Abteilung  selbständig  leitet  (Ein- 
käufer für  Manufakturwaren  in  einem  Warenhause,  oder  Vorsteher  der 
Wertpapierabteilung  in  einem  Bankhause  usw.),  vgl.  den  oben  er- 
wähnten Fall  Howard  v,  Sheward  1866  L.  R,  2  C,  P,  I48, 

1.  Gesellschafter  (partners). 

Die  Vertretungsbefugnis  des  partner  wird  in  den  §§  600 — 612  des 
zweiten  Buches  eingehend  behandelt  werden,  wodurch  sich  ein  Ein- 
gehen auf  diese  Materie  an  dieser  Stelle  erübrigt. 

2.  Geschäftsführer  (manager). 

Ein  manager  of  a  business  ist  eine  Person,  die  mit  der  ständigen 
Führung  eines  fremden  Geschäfts  betraut  ist.  Gewöhnlich  wird  der 
Manager  das  Geschäft  unter  dem  Namen  oder  der  Firma  des  principal 
betreiben.  Er  kann  jedoch  auch  dann  ein  manager  sein,  wenn  er  das 
Geschäft  unter  eigener  Firma  betreibt. 
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Der  manager  ist  zu  allen  solchen  Geschäften  befugt,  welche  der 
Betrieb  eines  derartigen  Handelsgewerbes  mit  sich  bringt.  Es  dürfte 
unbedenklich  sein,  diese  Worte  des  §  54  unseres  Handelsgesetzbuches 
auf  die  Vertretungsbefugnis  des  manager  im  englischen  Rechte  anzu- 
wenden. Im  Falle  Watteau  v.  Fenwick  [iSgs]  I  Q.  B.  346,  klagte  der 
Beklagte  den  Kaufpreis  für  Zigarren  ein,  welche  für  das  Victoria-Hotel 
in  Stockton  geliefert  waren.  Dieses  Hotel  hatte  früher  einem  gewissen 
Humble  gehört,  der  es  aber  an  den  Beklagten  verkauft  hatte.  Der 
Name  des  Hiunble  blieb  über  der  Tür  und  Humble  behielt  als  Ge- 
schäftsführer die  Leitung  des  Hotels.  Der  Kläger  wußte  nichts  von  dieser 
Transaktion  und  verkaufte  seine  Zigarren  weiter  an  Humble.  Später 
entdeckte  er,  daß  Humble  nur  Geschäftsführer  sei  und  klagte  gegen 
den  Beklagten,  welcher  einwandte,  dem  Humble  sei  es  ausdrücklich 
verboten  worden,  Artikel  für  den  Betrieb  des  Hotels  einzukaufen,  viel- 
mehr sollte  alles,  mit  Ausnahme  ganz  bestimmter  Artikel,  von  dem  Be- 
klagten für  den  Betrieb  des  Hotels  geliefert  werden.  Das  Gericht  ent- 
schied: I.  obwohl  der  Kläger  mit  Humble  nicht  als  Vertreter  kontrahiert 
habe,  könne  er  doch  den  Beklagten  in  Anspruch  nehmen,  nachdem 
er  entdeckt  hatte,  daß  Humble  nur  der  Geschäftsführer  des  Beklagten 
war  (vgl.  §  144).  2.  Da  es  zu  dem  Geschäftskreis  eines  Hotels  gehöre, 
Zigarren  einzukaufen,  könne  der  Beklagte  sich  nicht  darauf  berufen, 
daß  er  dem  Humble  verboten  habe,  Zigarren  einzukaufen. 

Eine  der  Prokura  unseres  Rechts  entsprechende  Handlungsvollmacht, 
welche  den  Bevollmächtigten  auch  zu  solchen  Geschäften  ermächtigt, 
die  ungewöhnlich  sind,  ist  dem  englischen  Recht  nicht  bekannt  (vgl. 
oben  S.  646).  Die  Frage,  ob  der  manager  befugt  ist,  Wechsel  zu  zeichnen, 
ist  bereits  oben  S.  651  erörtert  worden. 

3.  Der  factor. 

a)  Begriff  des  factor. 

Factor  ist  eine  Person,  welcher  der  Besitz  von  Waren  anvertraut 
ist,  und  die  befugt  ist,  über  diese  Waren  durch  Verkauf  an  Dritte  zu 
verfügen  (vgl.  Smith  Mercantile  Law  S.  138).  Es  ist  nicht  erforderlich, 
daß  er  mit  dem  Dritten  im  eigenen  Namen  kontrahiert,  und  dadurch 
unterscheidet  er  sich  recht  wesentlich  von  dem  Verkaufskommissionär 
des  deutschen  Handelsgesetzbuches.  Im  übrigen  ähnelt  seine  Stellung 
namentlich  im  inneren  Verhältnis  zwischen  pHncipal  imd  agent  der  des 
Verkaufskommisionärs.  Bowstead  Agency  S.  4  gibt  folgende  Definition: 
„Ein/fzr/^r  ist  ein  kaufmännischer  Vertreter,  dessen  gewöhnliches  Gewerbe 
darin  besteht,  Waren  zu  verkaufen  oder  darüber  zu  verfügen,  deren  Besitz 
oder  Kontrolle  ihm  von  seinem  principal  anvertraut  ist"  Es  ist  also 
wesentlich  für  den  Begriff  des  factor,  daß  ihm  der  Besitz  der  Waren 
anvertraut  ist.  Darin  liegt  ein  weiterer  Unterschied  von  dem  Begriff 
des  Kommissionärs,  denn  es  ist  kein  wesentliches  Begriffsmerkmal  des 
Kommisionärs,  daß  ihm  der  Besitz  der  Ware,  über  welche  er  im 
eigenen  Namen  verfügt,  anvertraut  ist  (vgl.  §  383  HGB.). 

In  Halsbury,  Laws  of  England  I  S.  152  (Art.  337)  wird  gesagt 
ein/flrA?r  ist  ein  kaufmännischer  Vertreter,  dem  im  gewöhnlichen  Laufe 
seines  Geschäfts  der  Besitz  von  Waren  oder  der  Dispositionspapiere 
(cbcuments  of  title)   anvertraut   ist.     Diese  Definition   ist  zweifellos  zu 
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weit,  denn  dann  würde  jeder  Frachtführer  oder  Lagerhalter  ein  factor 
sein.  Anson  Contractu  S.  363  (395)  sagt:  Ein  factor  ist  ein  Vertreter, 
dem  Waren  zum  Zwecke  des  Verkaufes  konsigniert  sind.  Er  hat 
den  Besitz  der  Waren,  Vollmacht,  sie  im  eigenen  Namen  zu  ver- 
kaufen und  diskretionäre  Befugnisse  hinsichtlich  ihres  Verkaufes.  Diese 
Definition  ist  richtig  1).  Eine  grundlegende  Entscheidung  für  den  Be- 
grüf  des  factor  bildet  der  Fall  Baring  v,  Corrie  l8l8j  2  B.  &*  Aid.  I43, 
dort  heißt  es:  „Ein  factor  ist  eine  Person,  welcher  Waren  zum  Ver- 
kauf von  einem  Kaufmann,  der  im  Ausland  oder  in  einer  größeren 
Entfernung  Vom  Platze  des  Verkaufs  lebt,  zum  Verkauf  übersandt 
(consigned)  sind,  und  er  verkauft  gewöhnlich  im  eigenen  Namen,  ohne 
den  seines  Auftraggebers  zu  nennen.  Der  letztere  betraut  ihn  daher 
in  voller  Kenntnis  dieser  Umstände  mit  dem  tatsächlichen  Besitz  (actual 
fossession)  der  Waren,  und  erteilt  ihm  Vollmacht,  die  Waren  im  eigenen 
Namen  zu  verkaufen." 

Die  Verfügungsbefugnis  des  factor  über  die  ihm  anvertrauten 
Waren  wird  jetzt  durch  die  Factors  Act  von  iSSg^  52  6^  S3  Vict.  c,  45 
geregelt.  Eine  gesetzliche  Regelung  der  rein  obligatorischen  Beziehungen 
zwischen  den  drei  in  Betracht  kommenden  Parteien  enthält  dieses  Gesetz 
aber  nicht,  ebensowenig  enthält  es  eine  Legaldefinition  des  Begriffs 
factor.  '  Das  Wort  kommt  auch  nur  in  der  Überschrift  des  Gesetzes 
vor,  während  das  Gesetz  selbst  nur  den  Ausdruck  mercantile  agmt 
braucht  Der  erste  Absatz  von  sect.  i  enthält  eine  Definition  dieses 
Begriffes.     Er  lautet: 

„Für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  soll  unter  dem  Ausdruck 
^mercantile  agent'^  ein  kaufmännischer  Vertreter  verstanden  werden, 
der  nach  der  gewöhnlichen  Tätigkeit  seines  Gewerbes  als  solcher 
Vertreter  befugt  ist,  entweder  Waren  zu  verkaufen  oder  Waren  zum 
Zwecke  des  Verkaufes  zu  überweisen  (consign)  oder  Waren  zu  kaufen 
oder  Geld  auf  Waren  als  Sicherheit  aufzunehmen"*). 

Der  Begriff  des  factor  ist  jedoch  enger,  als  fler  des  mercantile 
agenf,  denn  eine  Person,  welche  mit  dem  Einkauf  von  Waren  betraut 
ist,  welche  also  zur  Zeit  des  Auftrags  noch  nicht  im  Besitz  der  Waren 
sein  kann,  ist  kein  fcutor. 

b)  Vertretungsbefugnisse  d^s  factor. 

Es  ist  hier  nur  die  Frage  zu  erörtern,  inwieweit  der  factor  Dritten 
gegenüber  zum  Abschluß  obligatorischer  Verträge  für  den  principal  er- 
mächtigt ist;  das  innere  Verhältnis  zwischen  factor  und  principal  wird 
im  zweiten  Buche  zu  erörtern  sein. 

Y^^T  factor  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  befugt,  im  eigenen  Namen 
zu  verkaufen,  er  kann  aber  auch  im  Namen  des  principal  ver- 
kaufen, ohne  dadurch  seine  Eigenschaft  als  factor  zu  ver- 
lieren.    Bei   der  Festsetzung  der  Verkaufsbedingungen,   z.  B.  der  Zeit 


')  Übereinstimmend  Goldschmidt,  Handelsges.  des  Erdballs  S.  296. 

')  Goldschmidt«  Handelsges.  d.  Erdb.  S.  298  führt  aus,  daß  der  factor 
Dritten  gegenüber  als  befugt  gilt,  die  Ware  zu  verpfänden,  nicht  aber  im  Ver- 
h.ältnis  zu  seinem  Auftraggeber. 
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des  Verkaufs  und  der  Personen,  an  welche  er  verkaufen  will,  kann  er 
nach  eigenem  besten  Ermessen  verfahren.  Er  ist  befugt,  für  die  Qualität 
der  Ware  Gewähr  zu  leisten.  Er  darf  Zahlungen  in  Empfang  nehmen; 
Bowstead  Agency  S.  78  gibt  ihm  diese  Befugnis  nur,  wenn  er  im  eigenen 
Namen  verkauft,  richtiger  ist  wohl  die  Ansicht  von  Smith  Mercanlile 
Law  S.  175,  wonach  der  factor  befugt  ist,  alle  Zahlungen  auf  Waren, 
über  welche  er  verfügt  hat,  in  Empfang  zu  nehmen,  außer  wenn  dem 
Dritten  ausdrücklich  mitgeteilt  ist,  daß  der  factor  zur  Empfangnahme 
von  Geldern  nicht  ermächtigt  ist.  Wenn  der  factor  im  eigenen  Namen 
verkauft  hat,  so  ist  der  Dritte  auch  zur  Aufrechnung  mit  Forderungen, 
die  er  gegen  den  factor  persönlich  hat,  befugt,  und  er  kann  diese  Auf- 
rechnung auch  geltend  machen,  wenn  der  wahre  Geschäftsherr  den 
Kaufpreis  gegen  ihn  einklagt  (vgl.  unten  §  146).  Ebensowenig  wird  das 
Recht  des  Käufers,  mit  seinen  Forderungen  gegen  den  factor  aufzu- 
rechnen, durch  den  Umstand  bertihrt,  daß  dieser  entgegen  einer  ihm 
erteilten  Ermächtigung  im  eigenen  Namen  verkauft  hat  Vgl.  dazu  Smith 
Mercantile  Law  S.  185  unten.  Der  Dritte  muß  jedoch  in  solchem  Falle, 
um  aufrechnen  zu  können,  annehmen,  daß  der  factor^  der  im  eigenen 
Namen  handelt,  nicht  für  einen  anderen  handelt;  weiß  er,  daß  der 
andere  factor  ist,  also  für  Rechnung  eines  anderen  im  eigenen  Nanien 
kontrahiert,  so  kann  er  nicht  aufrechnen.  (Leake,  Contract  S.  34 15  George 
iK  Clagett  lygy,  7  T.  jR,  35g  Smith,  Leading  Gases  II  S.  138.) 

Der  Dritte  kann  überhaupt  den  factor ^  der  im  eigenen  Namen 
kontrahiert,  in  jeder  Hinsicht  als  Vertragsgegner  behandeln.  Er  kann 
aber  auch  (vgl.  §  144)  direkt  gegen  den  principal  aus  dem  Vertr^e 
klagen.  Darin  liegt  eine  gewisse  Inkonsequenz  und  zugleich  ein  erheblicher 
Unterschied  von  unserm  Recht,  wo  ein  Dritter,  der  mit  einem 
Kommissionär  kontrahiert  —  dieser  handelt  ja  stets  im  eigenen  Namen  — , 
zu  dem  Kommittenten  in  keine  vertragliche  Beziehung  tritt  Ebenso 
kann  im  englischen  Recht  auch  der  principal  direkt  klagen.  Vgl.  §  14Ö, 
während  bei  uns  der  Kommittent  keine  Rechte  gegen  den  Dritten  er- 
wirbt, sondern  sich  diese  Rechte  erst  von  dem  Kommissionär  über- 
tragen lassen  muß. 

Der  faäor  ist  befugt,  zu  den  üblichen  Bedingungen  zu  verkaufen. 
Nach  Common  Law  braucht  der  prinäpal  ungewöhnliche  Verkaufs- 
bedingungen nicht  gegen  sich  gelten  zu  lassen.  §  2  der  Factors  Act 
bestimmt  über  die  Wirkung  dinglicher  Verfügungen  eines  factor  das 
folgende: 

„Wenn  ein  mercantile  agent  mit  dem  Willen  des  Eigners  im  Besitz 
der  Ware  oder  der  documents  of  title  ist,  so  soll  jeder  Verkauf,  Ver- 
pfändung oder  andere  Verfügung  über  die  Waren,  die  er  im  Rahmen 
des  gewöhnlichen  Geschäftsbetriebes  eines  mercantile  agent  vornimmt» 
unter  Berücksichtigung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ebenso 
gültig  sein,  als  wenn  er  von  dem  Eigner  der  Waren  ausdriicklirli 
ermächtigt  wäre,  eine  solche  Verfügung  zu  treffen,  vorausgesetzt  daß 
die  Person,  welche  auf  Grund  einer  solchen  Verfügung  erwirbt  in* 
guten  Glauben  ist  und  zur  Zeit  der  Verfügung  keine  Kenntnis  davon 
hat,  daß  die  Person,  welche  die  Verfügung  trifft,  dazu  nicht  er- 
mächtigt ist." 
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Hiemach  muß  der  Eigner  der  Waren,  wenn  darüber  von  dem 
factor  mit  dinglicher  Wirkung  verfügt  ist,  diese  Verfügung  auch  dann 
gegen  sich  gelten  lassen,  wenn  sie  zu  ungewöhnlichen  Bedingungen  er- 
folgt ist,  sobald  der  factor  nur  die  Verfügung  im  Rahmen  des  gewöhn- 
lichen Geschäftsbetriebes,  d.  h.  in  seiner  Eigenschaft  als  factoTy  vor- 
genommen hat  (übereinstimmend  Goldschmidt,  Handelsges.  d.  Erdb. 
S.  298).  So  wurde  im  Falle  Oppenheimer  v,  Attenbarough  6^  San  [igoS] 
I  K.  B.  221  ausgeführt,  daß  die  Befugnis  des  factor  Waren  zu  ver- 
pfänden, die  ihm  durch  s.  2  der  Factors  Act  v.  1889  gegeben  sei,  mit 
Wirkung  gegen  Dritte  durch  eine  Handelsusance  des  Inhalts,  daß  der 
Verkauf skommisionär  nicht  befugt  sei,  die  Ware  zu  verpfänden,  nicht 
beseitigt  werden  könne.  Der  Kläger  hatte  einem  gewissen  Schwabacher, 
der  mit  Diamanten  als  Makler  handelte,  Diamanten  anvertraut,  weil 
Schwabacher  ihm  gesagt  hatte,  er  habe  zwei  Firmen  an  der  Hand,  an 
die  er  sie  verkaufen  könne.  Schwabacher  verpfändete  aber  die  Diamanten 
bei  der  Beklagten,  wie  er  dies  schon  mehrfach  mit  seinen  eigenen 
Diamanten  getan  hatte.  Der  Kläger  wies  nach,  daß  es  durchaus  un- 
üblich im  Diamantenhandel  sei,  Maklern  Diamanten  zum  Zwecke  der 
Verpfändung  anzuvertrauen.  Dennoch  wurde  die  Klage  abgewiesen, 
weil  diese  Tatsache  gegenüber  der  gesetzlichen  Befugnis  nicht  in  Be- 
tracht käme. 

Die  Vorschriften  des  Gesetzes  beziehen  sich  nur  auf  den  Erwerb 
des  Eigentums  durch  den  gutgläubigen  Dritten.  Wenn  daher  noch  keine 
dingliche  Verfügung  stattgefunden  hat,  sondern  nur  ein  obligatorischer 
Vertrag  zu  ungewöhnlichen  Bedingungen  vorliegt,  so  wird  man  schließen 
können,  daß  die  alte  Norm  für  diesen  Fall  noch  gilt  und  der  principal 
die  Erfüllung  eines  solchen  Geschäfts  verweigern  kann,  d.  h.  (da  nach 
englischem  Recht  der  Dritte  gegen  den  principal  direkt  klagen  darf) 
nicht  auf  Erfüllung  eines  solchen  Geschäftes  in  Anspruch  genommen 
werden  kann. 

4.  Der  broker. 

a)  Begriff  des  broker. 

Der  Ausdruck  broker  wird  gewöhnlich  mit  Makler  übersetzt.  Der 
Begriff  des  broker  ist  jedoch  ein  viel  allgemeinerer,  wie  der  des  Maklers 
in  unserem  Recht.  Gewöhnlich  wird  der  Ausdruck  broker  im  Gegen- 
satz zum  factor  gebraucht  und  daraus  die  Definition  dieses  Begriffes 
hergeleitet.  So  sagt  Smith  Mercantile  Law  S.  138:  „Es  gibt  zwei  Be- 
griffe von  mercanttle  agents  nämlich  factors,  die  sowohl  mit  dem  Besitz 
wie  mit  der  Verfügung  über  Waren  betraut  sind,  und  brokers,  die  be- 
auftragt sind,  Verträge  über  die  Waren  zu  schließen,  ohne  daß  ihnen 
der  Besitz  der  Waren  eingeräumt  ist."  Andererseits  sei  nicht  jede 
Person,  die  einen  solchen  Auftrag  habe,  ein  broker.  Man  könne  weder 
Auktionatoren  (auctioneers)  noch  Schiffsmakler  (shipbrokers)  noch  Kauf- 
leute, die  gegen  Provision  für  auswärtige  Firmen  tätig  sind,  als  broker s 
im  eigentlichen  Sinne  bezeichnen.  Lord  Blackburne,  On  Säle  S.  81 
(zitiert  bei  Benjamin  On  Säle  S.  283)  sagt:  „Ein  broker  ist  eine  Person, 
die  sich  ein  Gewerbe  daraus  macht,  Käufer  für  solche  Personen  zu 
finden,  welche  zu  verkaufen  wünschen  und  Verkäufer  für  solche,  die  zu 
kaufen  wünschen  und  den  Abschluß  des  Handels  zwischen  ihnen  zu 
vemiitteln  und  zu  beaufsichtigen."     Diese  Definition  nähert  sich  etwas 
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mehr  der  des  Maklers  in  unserm  Recht.  Leake,  Contract  S.  34g, 
sagt:  „Ein  broker  ist  ein  Vertreter,  der  beauftragt  ist,  Waren  zu  kaufen 
und  zu  verkaufen  und  der  sich  vom  factor  dadurch  unterscheidet,  daß 
ihm  der  Besitz  der  Waren  nicht  anvertraut  ist  und  daß  er  nicht  er- 
mächtigt ist,  im  eigenen  Namen  zu  kontrahieren  oder  Zahlungen  zu 
empfangen"  (vgl.  femer  über  den  Begriff  des  broker  die  Ausführungen 
v.on  Richter  Brett  im  Falle  Fowler  v.  Hollins  1872  L.  R.  7  Q.  B.  616, 
zitiert  bei  Benjamin,  On  Säle  S.  259).  Der  Makler  in  unserm  Recht  hat 
in  der  Regel  überhaupt  keine  Abschluß-Vollmacht,  sondern  ist  nur 
befugt,  den  Vertragsabschluß  zu  vermitteln.  Der  broker  dag^en  kann 
sehr  weitgehende  Vertretungsbefugnisse  haben,  z.  B.  kann  er  eine  Voll- 
macht haben,  bindende  Verträge  über  den  Verkauf  oder  Kauf  von  Waren 
nach  eigenem  Ermessen  hinsichtlich  des  Preises  oder  der  sonstigen 
Verkaufsbedingungen  zu  schließen,  er  darf  nur  nicht  im  Besitz  der 
Waren  sein,  denn  dann  würde  er  ein  factor  sein. 

b)  Vertretungsbefugnisse  des  broker. 

Es  fragt  sich  zunächst,  ob  der  broker  ebenso  wie  der  factor 
ein  general  agent  des  prinäpal  ist.  Jenks  bezeichnet  das  als  wahr- 
scheinlich. Nach  der  Entscheidung  Heyivorth  v.  Knight  17  C.  B.  N. 
S.  298  ist  der  broker  ein  general  agent.  Dort  heißt  es:  „Wenn  die 
Vollmacht  des  broker  ausdrücklich  beschränkt  ist,  so  hat  die  Partei, 
die  mit  dem  broker  kontrahiert,  dennoch  ein  Recht,  alles  das,  was  der 
broker  im  Rahmen  seiner  allgemeinen  Vollmacht  (general  authorithy) 
getan  hat,  als  bindend  für.  den  prinäpal  anzusehen,  außer,  wenn  sie 
von  der  speziellen  Beschränkung  Kenntnis  hatte." 

Es  scheint  also  entscheidend  zu  sein,  ob  dem  broker  eine  solche 
allgemeine  Ermächtigung  überhaupt  erteilt  ist.  Wenn  er  z.  B.  nur  den 
Auftrag  hat,  Waren  in  einer  ganz  bestimmten  Preisgrenze  einem  be- 
stimmten Käufer  anzustellen  und  zu  ganz  bestimmten  Bedingungen, 
so  hat  er  keine  allgemeine  Ermächtigung.  Gewöhnlich  hat  der  broker, 
der  in  einem  bestimmten  Handelszweige  als  solcher  tätig  ist,  die 
Befugnis,  in  Gemäßheit  der  Usancen  dieses  Handelszweiges  für  den 
prinäpal  Verträge  abzuschließen.  Diese  Verträge  muß  der  prinäpal 
auch  dann  gegen  sich  gelten  lassen,  wenn  ihm  diese  Usancen  nicht 
bekannt  sind,  der  Dritte  braucht  Beschränkungen  dieser  usancegemäßen 
Befugnis  nur  gegen  sich  gelten  zu  lassen,  wenn  er  sie  kennt.  Die 
Usance  darf  aber  nicht  derartig  sein,  daß  sie  mit  dem  RechtsbegrÜf 
eines  broker  unvereinbar  ist.  Im  Falle  Robinson  v.  Mollet  1874,  L.  R.  7 
H.  L.  802  war  der  Kläger  ein  Makler  in  der  Talgbranche.  Der  Beklagte 
gab  ihm  eine  Order  über  den  Ankauf  einer  Quantität  Talg.  Der  Kläger 
überwies  dem  Beklagten  ein  Quantum  Talg  aus  einem  größeren  Quan- 
tum, das  er  seinerseits  von  einem  Verkaufsmakler  im  eigenen  Namen 
gekauft  hatte.  Eine  derartige  Abwickelung  der  Geschäfte  war  allgemein 
üblich.  Der  Käufer  brauchte  diesen  Vertrag  dennoch  nicht  gegen  sich 
gelten  zu  lassen.  Die  Usance  stand  im  Widerspruch  mit  dem  eigent- 
lichen Charakter  des  Vertrages  zwischen  dem  broker  und  seinem  prinäpal 
Der  broker  sollte  für  seinen  prinäpal  einen  Vertrag  mit  einem  Dritten 
schließen,  hatte  aber  statt  dessen  selbst  an  ihm  verkauft.  Das  war  im- 
zulässig  und  das  Home  of  Lords  entschied,  daß  der  KLläger  keinen 
Anspruch  gegen  den  Beklagten  habe. 
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5.  Shipmasters, 

Es  ist  nicht  möglich,  an  dieser  Stelle  auf  die  weitgehenden  Ver- 
tretungsbefugnisse, welche  der  Schiffer  hat,  näher  einzugehen.  Diese 
Lehre  gehört  in  das  Seerecht,  welches  nicht  Gegenstand  dieses  Werkes 
bildet. 

Es  mögen  hier  nur  einige  allgemeine  Gesichtspunkte  wiedergegeben 
werden,  wie  sie  Abbot  (Law  of  Merchant  Ships  and  Seamen,  14.  Aufl. 
S.  155)  seiner  eingehenden  Darstellung  der  Vertretungsbefugnisse  des 
Schiffers  vorausschickt.    Er  sagt: 

„Der  master  ist  der  Vertrauensmann  (canfidential  servant)  der 
Schiffseigner.  Die  Eigner  des  Schiffes  sind  nach  dem  Rechte  Eng- 
lands zur  Erfüllung  eines  jeden  gesetzmäßigen  Vertrages  verpflichtet, 
den  der  Schiffer  schließt,  und  der  sich  auf  die  gewöhnliche  Verwen- 
dung (ustuil  employment)  des  Schiffes  bezieht." 

„Die  Talsache,  daß  es  sich  um  die  gewöhnliche  Verwendung 
des  Schiffes  handelt,  ist  der  Beweis  einer  Vollmacht,  welche  die 
Schiffseigner  dem  Schiffer  gegeben  haben,  für  sie  und  in  ihrer  Ver- 
tretung einen  Kontrakt  zu  schließen,  der  sich  auf  diese  Verwendimg 
bezieht.  Folgeweise  wird  ein  Vertrag,  den  er  schließt,  vom  Recht 
so  angesehen,  als  wenn  sie  ihn  selbst  geschlossen  hätten.  Der 
master  haftet  jedoch  auch  persönlich  aus  solchen  Ver- 
trägen. Der  Dritte  hat  ein  zweifaches  Klagerecht  sowohl  gegen 
den  einen  wie  den  anderen." 

Die  wichtigsten  Befugnisse  des  Schiffers  bestehen  darin,  Fracht- 
verträge über  Waren  sowie  Chartepartie-Verträge  zu  schließen,  wenn 
er  sich  in  einem  fremden  Hafen  befindet  und  mit  dem  Eigner  sich 
nur  schwer  in  Verbindung  setzen  kann,  andere  Schiffe  zu  bergen  oder 
ihnen  Hilfe  zu  leisten,  Verträge  über  Berge-  oder  Hilfslohn  einzu- 
gehen, wenn  das  eigene  Schiff  sich  in  Not  befindet.  Schlepp  vertrage 
zu  schließen,  das  Schiff  zu  verbodmen  und  im  Notfalle  auch  das  ganze 
Schiff  oder  Teile  desselben  zu  verkaufen.  Zu  Verträgen  Über  Berge- 
und  Hilfslohn,  wenn  sein  Schiff  sich  in  Not  befindet  und  zum  Ver- 
kauf sowie  zur  Verbodmung  des  Schiffes  ist  der  Schiffer  auch  aus  dem 
Gesichtspunkte  der  agency  of  necessity  berechtigt. 

In  dem  von  Jenks  erwähnten  Falle  Arthur  v,  Barton  (184O} 
6  M.  6r*  W.  138  wurde  entschieden,  daß  der  master  eines  Schiffes  be- 
rechtigt war,  Verträge  zu  Lasten  des  Schiffseigners  in  England  einzu- 
gehen, wenn  der  Schiffseigner  in  England  wohnte,  aber  in  dem  Hafen, 
wo  das  Schiff  sich  befand,  keinen  agent  hatte  und  wenn  der  Vorschuß 
für  die  Fortführung  der  Reise  notwendig  war'). 

6.  Der  auctioneer. 

Die  Aufzählung  derjenigen  Personen,  welche  general  agents  sind, 
ist  aber  nicht  vollständig;  denn  auch  die  auctioneers  werden  zu  den 
general  agents  gerechnet.  Der  auctionetr  ist  berechtigt,  die  Waren 
im    eigenen  Namen    zu    verkaufen    und    kann    aus    diesen   Verträgen 

')  Inwieweit  diese  Entscheidung  im  Zeitalter  des  Telegraphen  und  des 
Telephons  noch  praktische  Bedeutung  bat,  steht  dahin.  Die  Vollmacht  des 
SchiiTers  richtet  sich  auch  nach  dem  Recht  des  Landes,  zu  dem  das  Schiff  gehört. 
{The  Karnak  i86g  L.  jR,  2  C.  F.  505.     The  Gaetano  and  Maria  1882,  7  /'.  D.  137), 
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sowohl   klagen   wie  verklagt   werden.      In  der  Entscheidung   Williams 
V,  Millington  1788  I  H,  BL  81  ist  folgende  Definition  gegeben: 

An  auctiofteer  has  a  possession  coupled  with  an  inte  res  t*)  in 
goods  which  he  is  employed  to  seil;  not  a  bare  custody  like  a  servant 
or  shopman,  There  is  no  difference  whether  the  sale  be  on  the  premsa 
of  the  owncr  or  at  a  public  audion  room^  for  on  the  premises  of  tk 
owner  an  actual  possession  is  given  to  the  aucHoneer  and  Jus  seroants 
by  the  owner  not  merely  an  authority  to  seil. 

Der  auciiotieer  ist  ermächtigt,  beim  Verkauf  der  Ware  den  Kauf- 
preis in  Empfang  zu  nehmen  (nicht  aber  beim  Verkauf  von  Grund- 
stücken). Es  macht  jedoch  einen  Unterschied,  ob  der  öffentliche  Ver- 
kauf „without  reserve^j  d.  h.  ohne  Festsetzung  eines  Preisminimums, 
erfolgt  oder  ob  ein  solches  vom  Verkäufer  festgesetzt  ist.  Im  letzteren 
Falle  braucht  der  prituipal  einen  Verkauf,  der  unter  der  gesetzten  Preis- 
grenze stattgefunden  hat,  nicht  gegen  sich  gelten  zu  lassen  (Mae  Manos 
V,  Fortescoue  [1907]  2  K.  B,  I).  Auch  ist  der  Auktionator  nicht  befugt, 
Kredit  zu  gewähren  oder  eine  Gewähr  für  die  Qualität  der  Waren  zu 
übernehmen  (Paym  v,  Leconfield  1882,  51  L.  /.  Q.  B.  642). 
7.  Der  commission  agent. 

Wie  der  factor  die  wirtschaftlichen  Funktionen  des  Verkaufs- 
kommissionärs erfüllt,  obwohl  er  rechtlich  eine  ganz  andere  Stellung 
hat,  so  erfüllt  der  commission  agent  die  Funktionen  des  Einkaufs- 
kommissionärs. Er  wird  im  allgemeinen  nicht  zu  den  general  agents 
gerechnet.  Leake,  Contract  S.  352,  gibt  folgende  Definition:  Ein 
Kommission  agent  ist  ein  agenty  der  als  principal  Waren  auf  einem 
ausländischen  Markte  für  einen  Geschäftsfreund  (correspondent)  in  Eng- 
land kauft  oder  Waren  in  England  für  einen  Geschäftsfreund  im 
Auslande  kauft,  und  den  Geschäftsfreund  mit  dem  Preis  der  Waren 
und  einer  commission  für  seine  Dienste  belastet.  Über  den  wichtigen 
Unterschied,  ob  jemand  im  Verhältnis  zum  eigentlichen  Käufer  der 
Waren  commission  agent  oder  Verkäufer  der  Waren  ist,  sagt  Lord  Black- 
burn  im  Falle  Ireland  v.  Livingston  L,  R,  5  H.  L.  S95  folgendes: 
„Wenn  der  Absender  (consignor)  der  Waren  eine  Person  ist,  die  sich 
verpflichtet  hat,  die  Ware  zu  einem  vereinbarten  Preise  zu  liefern,  so 
ist  der  Preis,  der  in  der  Rechnung  genannt  ist,  der  vereinbarte  Preis 
und  es  wird  keine  Provision  berechnet.  Aber  es  kommt  auch  sehr  oft 
vor,  daß  der  consignor  ein  agent  ist,  der  sich  nicht  fest  verpflichtet, 
Waren  zu  liefern,  sondern  nur  eine  Order  annimmt,  durch  welche  er 
sich  verpflichtet,  angemessene  Sorgfalt  aufzuwenden,  um  diese  Order 
zu  erfüllen.  In  diesem  Falle  ist  er  verpflichtet,  die  Waren  so  billig, 
wie  er  sie  bekommen  kann,  zu  kaufen  und  die  Summe,  die  in  Rech- 
nung gesetzt  wird,  stellt  die  wirklichen  Kosten  und  Spesen  dar,  unter 
Hinzurechnung  einer  Provision.  Die  Nennung  einer  Maximalgrenze 
zeigt,  daß  die  Order  solcher  Natur  ist.  Es  würde  ein  direkter  Betrug 
sein,  wenn  der  commission  merchant^  der  die  Waren  einschließlich  aller 
Spesen  unterhalb  der  Maximalgrenze,  die  in  der  Order  festgesetzt  i^t, 
gekauft  hat,  den  correspondent  in  Höhe  der  Maximalgrenze  belasten 
würde,   anstatt   in   Höhe   der   wirklichen    Kosten   und   der  Provision.** 


*)  Vgl.  S.  688. 
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Eine  Prau,  die  mit  ihrem  Manne  zusammenlebt,  ist  (wahr- 
scheinlich) ein  general  ageni  des  Mannes  in  der  Führung  des 
Haushalts  und  kann  den  Kredit  des  Mannes  für  solche  Lebens- 
bedürfnisse (ifeces$ar/es)  in  Anspruch  nehmen,  die  seiner  Stellung 
entsprechen  und  der  Art,  in  welcher  der  Haushalt  geführt  wird, 
es  sei  denn,  daß  der  Gatte  ihr  entweder  genügend  Lebais- 
bedUrfnisse,  oder  Geld,  um  dieselben  zu  kaufen,  zur  Verfügung 
gestellt  hat,  oder  es  ihr  ausdrücklich  verboten  hat,  ihn  Dritten 
zu  verpflichten. 

Phillipson  v,  Hayter  i8yo,  L,  Ji.  6  C.  P.  at  p,  41, 

Morel  V,  Earl  of  l^estmoreland  [1903]  i  K.  B.  64. 

Debenham  v.  Mellon  j88o,  L.  H.  6  App.   Ca,  24, 

Jolly  V,  Kees  1864,  5   C,  B.  N,  5.  628, 

Schon  bei  §  124  ist  die  Vertretungsbefugnis  der  Ehefrau,  die  der 
.sogenannten  Schlüsselgewalt  unseres  Rechts  ähnelt,  erwähnt  worden, 
um  an  diesem  Beispiel  den  Unterschied  zwischen  implied  authority, 
agency  by  estoppel  und  agency  by  necessity  zu  zeigen.  Voraussetzung  für 
die  Vertretungsbefugnis  der  Ehefrau,  abgesehen  von  den  Fällen,  wo 
weder  agency  by  estoppel  noch  agency  by  necessity  vorliegen,  ist  aber, 
daß  die  Ehegatten  zusammen  leben.  Leben  sie  nicht  zusammen,  so 
hat  die  Ehefrau  im  allgemeinen  keine  Vertretungsbefugnis,  es  sei  denn, 
daß  die  besonderen  Voraussetzungen  des  folgenden  Paragraphen  gegeben 
sind.  Insbesondere  ist  die  Ehefrau  zur  Vertretung  des  Mannes  nicht 
befugt,  wenn  sie  ihn  grundlos  und  ohne  seinen  Willen  verlassen  hat. 
Wahrscheinlich  wird  aber  durch  eine  Trennung,  die  nur  einen  vorüber- 
gehenden Charakter  haben  soll,  auch  wenn  sie  auf  unbestimmte  Zeit 
erfolgt,  die  Vertretungsbefugnis  der  Ehefrau  in  Gemäßheit  dieses  Para- 
graphen nicht  aufgehoben,  wenn  z.  B.  der  Mann  kraft  seiner  Dienst- 
stellung als  Seeoffizier,  Kolonialbeamter  usw.  längere  Zeil  von  seiner 
Ehefrau  getrennt  ist.  Entscheidend  ist,  ob  in  solchem  Falle  die  Frau 
aucli  während  einer  solchen  längeren  Abwesenheit  die  Leitung  des 
ehelichen  Haushaltes  weiterführt.     (Vgl.  Leake  S.  3()7  unten.) 

Die  Voraussetzungen  der  Vertretungsbefugnis  einer  Ehefrau  sind 
aber  mit  diesen  beiden  Erfordernissen  (Ehe  und  Zusammenleben)  auch 
erschöpft,  und  darauf  beruht  die  Besonderheit  dieser  Vertretungsbefugnis. 
Es  bedarf  keiner  Willensäußerung  des  Mannes,  um  diese  Befugnis  der 
Frau  zu  schaffen.  Sie  besteht,  falls  nicht  der  Mann  sie  ausdrücklich 
entzogen  hat. 

Die  Frau,  die  mit  ihrem  Manne  zusammen  lebt,  kann  während 
der  Zeit  des  Zusammenlebens  diejenigen  Geschäfte  für  den  Haushalt 
in  Vertretung  ihies  Mannes  abschließen,  deren  Abschluß  nach  den 
Lebensverhältnissen  der  Ehegatten  üblic  h  ist.  Unter  necessarics  im  Sinne 
des  §  132  sind  nicht  etwa  nur  notwendige  AnsrlialFungcMi  zu  ver- 
stehen, sondern  es  sind  dahin  unter  Berücksichtigung  der  weiter  unten 
zu  besprechenden  Grenzen  auch  solche  Anschafrungen  zu  reciinen,  die 
nicht  unbedingt  not>\  endig  sind.  Die  Kleidung  der  Frau,  selbst  wenn 
die    Anschaffungen    dafür    sehr    hixurir>ser    Art    sind,    gehört    zu    den 

G.  Schirr meistcr,  Burgerl.  Recht  EnKl«'i"Js'    I.  43 
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necessaries,  für  deren  Bezahlung  der  Mann  haftet,  wenn  die  Lebens- 
verhähnisse  der  Gatten  derartig  sind,  daß  dadurch  der  Toilettenluxus 
der  Frau  gerechtfertigt  wird.  Vgl.  die  Entscheidung  Paquin  v>  Bccaulcrk 
[J906]  App  Ca.  /,  wo  eine  sehr  hohe  Kleiderrechnung  eingeklagt  wurde, 
ohne  daß  das  Gericht  aus  diesem  Grunde  die  Haftung  des  Ehe- 
manns in  Zweifel  zog. 

Der  Ehemann  haftet  aus  solchen  Verträgen  seiner  Ehefrau,  die  sie 
im  Rahmen  ihrer  Vertretungsmacht  eingegangen  ist,  auch  dann,  wenn 
der  JPritte  nicht  wußte,  daß  die  Frau,  mit  der  er  kontrahierte,  eine 
Ehefrau  war.  Die  Ehefrau  haftet  aus  solchen  Verträgen,  die  sie  als 
Vertreterin  ihres  Mannes  geschlossen  hat,  nicht  persönlich.  Die  grund- 
legende Entscheidung  für  diese  beiden  Sätze  bildet  der  bereits  erwähnte 
Fall  Paquin  v.  Beauclerk,  In  diesem  Falle  klagte  die  bekannte  Mode- 
firma Paquin  eine  Forderung  für  Kleidung,  welche  sie  auf  Bestellung  der 
Frau  geliefert  hatte,  gegen  die  Frau  ein.  Sie  behauptete,  nich't  gewußt  zu 
haben,  daß  die  Beklagte  eine  Ehefrau  war.  Der  Caurt  of  Appeal  hatte 
die  Klage  abgewiesen.  Im  House  of  Lords  waren  zwei  Richter  für  die 
Bestätigung  dieses  Urteils,  zwei  Richter  entschieden,  daß  die  Frau  zu 
verurteilen  sei.  Da  jedoch  bei  Stimmengleichheit  nach  feststehender 
Praxis  die  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  aufrecht  zu  erhalten  ist,  so 
blieb  es  bei  der  Abweisung  der  Klage.  Das  House  of  Lords  ist  an 
diese,  seine  eigene  Entscheidung  ebenso  gebunden,  wie  wenn  die  Ent- 
scheidung von  einer  Majorität  oder  einstimmig  gefällt  wäre.  Es  wurde 
festgestellt,  daß  es  ganz  gleichgültig  sei,  ob  der  Verkäufer  gewußt  habe, 
daß  die  Käuferin  eine  Ehefrau  sei.  Sein  Einwand,  daß  er  in  erster 
Linie  der  Frau  Kredit  gewährt  habe  und  nicht  dem  Ehemann,  dessen 
Existenz  ihm  nicht  einmal  bekannt  gewesen  sei,  wurde  für  irrelevant 
erklärt.  Da  die  Frau  als  Vertreterin  ihres  Mannes  gehandelt  habe,  hafte 
sie  nicht  und  Klägerin  habe  gegen  sie  persönlich  keinerlei  Ansprüche. 

Die  Haftung  des  Ehemannes  für  die  Schulden  seiner  Frau  fällt 
weg,   wenn   er  ihr  genügend  Mittel   zur   Führung  des  Haushalts  gibt. 

Im  Falle  Morel  v.  Earl  of  Westmoreland  [1904]  A.  C.  IJ  hatte 
der  Beklagte  im  Juni  1899  mit  seiner  Frau  vereinbart,  daß  er  ihr  von 
seinem  Totaleinkommen  von  2500  £  für  die  Bestreitung  des  Haushalts 
2000 £  geben  wollte;  er  behielt  nur  500 £  für  die  Bestreitung  seiner  persön- 
lichen Bedürfnisse.  Ein  Teil  der  Waren,  für  welche  die  Kläger  Zahlung 
verlangten,  war  schon  vor  dieser  Vereinbarung  geliefert  worden.  Die 
Klage  wurde  gegen  den  Mann  und  die  Frau  zusammen  gerichtet. 
Gegen  die  Frau  wurde  ein  Versäumnisurteil  erwirkt.  Das  Gericht 
entschied  einmal,  daß  der  Mann  für  die  Bestellungen  seiner  Frau  nach 
dem  IQ.  Juni  1899  nicht  hafte,  weil  er  ihr  genügend  Mittel  zur  Ver- 
fügung gestellt  hatte.  Im  übrigen  könne  er  jetzt  nicht  mehr  in  Anspruch 
genommen  werden,  weil  der  Kläger  ein  Versäumnisurteil  gegen  die  Frau 
bereits  erwirkt  habe.  Er  hätte  entweder  die  Frau  oder  den  Mann 
in  Anspruch  nehmen  können.  Dadurch,  daß  er  gegen  die  letztere  ein 
Urteil  erwirkt  habe,  sei  er  seines  Anspruches  gegen  den  Mann  veriustig 
gegangen.  Die  letzteren  Worte  scheinen  der  oben  erwähnten  späteren 
Entscheidung  Paquin  v.  Beauclerk  zu  widersprechen,  weil  dort  festgestellt 
wurde,   daß   die  Frau  für   die  Schulden,   die   sie   als  Vertreterin  ihres 
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Mannes  eingegangen  ist,  überhaupt  nicht  haftet.  Die  Entscheidung 
Mord  V.  Wesimoreland  ist  daher  so  zu  verstehen,  daß,  wenn  aus  irgend 
einem  Grunde  ein  Urteil  gegen  die  Frau  erwirkt  ist,  weil  sie  nicht 
geltend  macht,  daß  sie  als  Ehefrau  nicht  hafte,  dann  jedenfalls  der 
Anspruch  gegen  den  Mann  konsumiert  ist.  Insoweit  hat  die  Ent- 
scheidung Morel  V.  Westniorelanä  auch  heute  noch  Geltung,  ja,  in  dem 
Falle  French  v.  Howie  [1906]  2  K,  B,  6^4  wurde  sogar  entschieden, 
daß,  wenn  für  einen  Teil  des  geltend  gemachten  Anspruches  ein  Urteil 
gegen  die  Frau  erwirkt  ist,  der  Kläger  nicht  berechtigt  ist,  den  Rest» 
betrag  gegen  den  Mann  einzuklagen.  Denn  dadurch,  daß  für  einen 
Teil  der  Fordenmg  die  Frau  in  Anspruch  genommen  wurde,  habe  der 
Kläger  sein  Wahlrecht  dahin  ausgeübt,  die  Frau  als  für  die  ganze 
Schuld  verantwortlich  in  Anspruch  zu  nehmen,  imd  damit  sei  sein 
Anspnich  gegen  den  Mann  erloschen. 
Der  Ehemann  haftet  nicht: 

1.  Wenn  die  Anschaffungen  der  Ehefrau  ihrer  Natur  nach  über- 
haupt nicht  zu  den  tuccssaries  gehören  können. 

2.  Wenn  die  Anschaffungen  unter  Berücksichtigung  der  Lebens- 
haltung der  Gatten  über  das  Maß  der  Lebensbedürfnisse  hinaus- 
gehen. Z.  B.  wenn  sich  die  Gattin  eines  kleinen  Beamten  die 
Kleidung  einer  Weltdame  anschafft. 

3.  Wenn  die  Dinge,  die  an  und  für  sich  zu  den  necessaries  gehören, 
in  einer  so  großen  Qantität  bestellt  werden,  daß  sie  aus  diesem 
Grunde  das  Maß  der  Lebensbedürfnisse  übersteigen. 

4.  Wenn  die  bestellten  Waren  zwar  weder  nach  ihrer  Art  noch 
nach  ihrer  Quantität  das  angemessene  Maß  übersteigen,  der 
Haushalt  aber  mit  Dingen  gleicher  Art  schon  genügend  versehen  ist. 

5.  Wenn  der  Ehemann  der  Ehefrau  ausdrücklich  verboten  hat,  auf 
seinen  Kredit  zu  kaufen,  d.  h.  ihr  die  Vertretungsmacht  ent- 
zogen hat. 

Es  ist  noch  die  Frage  zu  erörtern,  inwieweit  die  Kenntnis  des 
Dritten  von  diesen  Umständen  erforderlich  ist,  um  die  Vertretungs- 
befugnis der  Frau  auszuschließen.  Es  gilt  der  Satz,  daß  es  gleichgültig 
ist,  ob  der  Dritte  die  Umstände  kennt,  aus  denen  sich  ergibt,  daß  die 
Gegenstände,  welche  die  Frau  anschafft,  keine  necessaries  sind.  Wenn 
also  z.  B.  eine  Ehefrau  bei  einem  Kaufmann  Gegenstände  kauft,  die 
an  und  für  sich  necessaries  sind,  der  Haushalt  aber  schon  durch  Einkauf 
derselben  Sachen  bei  einem  anderen  Kaufmann  genügend  damit  ver- 
sehen ist,  so  kann  der  Verkäufer  gegen  den  Mann  nicht  klagen. 

Ebensowenig  ist  es  erforderlich,  daß  der  Dritte  von  dem  Widerruf 
der  Vollmacht  Kenntnis  erhält.  Es  genügt  vielmehr,  wenn  der  Mann 
der  Frau  gegenüber  das  ausdrückliche  Verbot  ausgesprochen  hat,  An- 
schaflungen  zu  seinen  Lasten  vorzunehmen,  jedoch  wird  praktisch  in 
vielen  Fällen  aus  dem  Gesichtspunkt  der  agency  by  estoppel  dennoch 
eine  Haftung  des  Ehemannes  eintreten,  vgl.  S.  632.  Zweifelhaft  scheint 
die  Frage,  ob  der  Ehemann  sich  darauf  berufen  kann,  daß  er  seiner 
Ehefrau  genügend  Mittel  zur  Verfügung  gestellt  hat,  wenn  dem  Dritten 
dieser  Umstand  nicht  bekannt  ist.  Im  Falle  Ruddock  v,  Marsh  iSßy 
I  H.  &*  N,  601  bestellte  die  Ehefrau  eines  Arbeiters  Lebensmittel  für 
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den  ehelichen  Haushalt.  Der  Gatte  wurde  für  haftbar  erklärt,  obwohl 
er  seiner  Ehefrau  genügend  Geld  zur  Führung  des  Haushalts  gegeben 
hatte,  da  der  Dritte  hiervon  keine  Kenntnis  hatte.  Aus  der  neueren 
Entscheidung  Morel  i\  Westmoreland  [1904]  App.  Ca,  II  ist  vielleiclit 
das  Gegenteil  zu  folgern.  Eine  ausdrückliche  Entscheidung  über  diesen 
Punkt   findet   sich   jedoch  in  diesem  Urteil  nicht. 

Diejenige  Entscheidung,  in  welcher  die  wichtigsten  Sätze  über  die 
Vertretungsbefugnisse  der  Frau  enthalten  sind,  ist  der  Fall  Debenham 
V.  Afellon  5  Q.  B.  D.  3g 4 j  6  App,  Ca  24,  Ein  Ehemann  gab  seiner 
Ehefrau  genügend  Mittel  zur  Führung  des  Haushalts  und  verbot  ihr 
ausdrücklich,  etwas  auf  seinen  Kredit  zu  kaufen.  Sie  kaufte  bei  einem 
Kaufmann  Waren  ein,  der  hiervon  keine  Kenntnis  hatte.  Es  wurde 
entschieden,  daß  der  Ehemann  nicht  hafte.  In  diesem  Falle  sind 
die  Unterschiede  zwischen  der  implied  authority  einer  Ehefrau  und  der 
agency  by  estoppeL  besonders  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht.  Das  Ge- 
richt führt  aus,  daß,  wenn  der  Ehemann  bei  Anschaffungen  auf  seinen 
Kredit  gewöhnlich  die  Handlungen  seiner  Ehefrau  genehmigt  habe,  er 
gegenüber  den  Personen,  die  er  so  veranlaßt  habe,  ihn  als  ihren 
Schuldner  anzusehen,  seine  Vollmacht  nicht  ohne  Anzeige  an  diese 
Personen  widerrufen   könne: 

„Wenn  ein  Kaufmann  auf  den  Kredit  des  Mannes  hin  mit  der 
Ehefrau  Verträge  schließt  und  der  Gatte  ihn  anstandslos  für  die 
Bestellungen  bezahlt  hat,  so  hat  der  Kaufmann  ein  Recht,  mangels 
einer  Anzeige  vom  Gegenteil  anzunehmen,  daß  die  Vollmacht  der 
Frau,  welche  der  Ehemann  anerkannt  hat,  noch  fortdauert.  Das 
Schweigen  des  Ehemannes  bedeutet  in  diesem  Falle  Zustimmung 
und  verbietet  ihm  eine  Vollmacht  zu  leugnen,  nachdem  er  durch 
sein  eigenes  Verhalten  den  Kaufmann  veranlaßt  hat,  eine  solche 
anzunehmen." 

Mangels  einer  solchen  Vollmacht,  die  sich  aus  dem  Verhalten  des 
Ehemannes  ergibt,  kann  aber  der  Ehemann  mit  Wirkung  gegen  Per- 
sonen, die  mit  seiner  Frau  kontrahieren,  jegliche  Vollmacht  widerrufen, 
ohne  diesen  Personen  Anzeige  zu  machen: 

„Es  muß  so  angesehen  werden,  als  ob  der  Kaufmann  das  Redii 
kennt,  er  weiß,  daß  die  Frau  keine  Vollmacht  hat,  weder  tatsächlich 
noch  aus  dem  Gesetz,  auf  den  Kredit  üires  Mannes  zu  kaufen,  selbst 
nicht  für  notwendige  Lebensbedürfnisse^),  außer  wenn  er  ihr 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  solche  Vollmacht  gibt,  und  was 
der  Ehemann  gibt,  kann  er  auch  wieder  nehmen." 

Schließlich  fällt  die  Haftung  des  Ehemannes  auch  dann  weg,  wenn 
die  Frau  ausdrücklich  nur  sich  persönlich  verpflichten  wollte. 

Wenn  jemand  mit  einer  Frau  in  wilder  Ehe  lebt,  so  haftet  er  für 
die  Verträge  dieser  Frau  nur  aus  dem  Gesichtspunkt  und  unter  den 
Voraussetzungen  der  ageficy  by  cstoppel,  weil  er  sie  Dritten  gegenüber 
für  seine  Frau  ausgibt  und  er  sich  daher  nicht  darauf  berufen  kann, 
daß  sie  tatsächlich  nicht  seine  Ehefrau  sei.  Vergleiche  die  Entschei- 
dung Munro  v,  de  CJwnant  iSlS,  4  Camp,  215,    Weiß  jedoch  der  Dritte, 

')  D.  h.  im  Falle  des  Zusammenlebens;  leben  die  Ehegatten  getreoot, 
so  gilt  §   133. 
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daß  die  angebliche  Ehefrau  tatsächlich  nur  die  Maitresse  des  Haus- 
herrn ist,  so  haftet  dieser  nicht  nach  den  yorsghriften  dieses  Para- 
graphen, sondern  nach  den  Vorschriften  des  §  134. 

§  133. 
Eine  Ehefrau,  die  von  ihrem  Manne,  entweder  mit  seinem 
Einverständnis  oder  auf  Grund  seiner  Verfehlungen  (jnisconducf)^ 
getrennt  lebt,  ist  berechtigt,  den  Kredit  ihres  Mannes  fUr  solche 
Lebensbedürfnisse  in  Anspruch  zu  nehmen,  die  fUr  ihren 
eigenen  Gebrauch  oder  den  Gebrauch  der  Kinder,  welche  mit  ihr 
leben,  erforderlich  sind,  es  sei  denn,  daß  der  Ehemann  ihr 
angemessene  Unterhaltsgelder  zukommen  läßt  oder  ein  Ein- 
kommen, das  sie  als  angemessen  angenommen  hat  Durch 
einen  Ehebruch  der  Frau  wird  ihre  Vollmacht,  den  Kredit 
ihres  Mannes  in  Anspruch  zu  nehmen,  widerrufen,  es  sei  denn, 
daß  der  Ehebruch  mit  Zustimmung  des  Ehemannes  erfolgte 
oder  verziehen  ist. 

Der  Fall,  wo  eine  Ehefrau  berechtigterweise,  aber  gegen  den  Wunsch  ihres 
Mannes  ihn  verläßt,  ist  vielleicht  der  einzigste,  in  welchem  nach  englischem 
Recht  die  Vertretungsbefugnis  weder  auf  einer  ausdrücklichen  noch  auf  einer 
stillschweigend  angenommenen  Vollmacht  beruht.  Es  würde  eine  sehr  gekünstelte 
Konstruktion  sein,  wenn  man  sagen  wollte,  daß  die  Vollmacht  den  Kredit  des 
Mannes  unter  solchen  Umständen  zu  belasten  dadurch  impliciie  von  dem  Manne 
erteilt  wurde,  daß  er  die  Frau  geheiratet  hat. 

Rawlins  v,  Vandyke  iSoi,  j.  Esp,  250;  Bazeley  v.  Forder  1868,  L*  R.  3 
Q,  B.  S5g;  Johnston  v.  Sumner  1858,  3  H.  k  N.  261;  Negus  v.  Förster  1882, 
46  L.  T.  675,  Eastland  v.  Burchell  1878,  3  Q,  B.  D.  432;  H^i/son  v.  Glossop 
1888,  20  Q.  B.  D.  3$4;  Harris  v,  Morris  1801,  4  Esp,  41;  Atkyns  v,  Pearce 
1857,  2    C.  B.  N.  S.  763, 

Augenscheinlich  wird  durch  einen  Ehebruch  während  des  Zusammenlebens 
der  Eheleute  die  rechtliche  Stellung  der  Frau  nicht  verändert.  (Bobinson  v. 
Greinold  1704,  i  Salk  iig.) 

Wie  bereits  bei  §  133  ausgeführt  wurde,  ist  die  Frau,  die  sich  von 
ihrem  Manne  fernhält,  nicht  befugt,  seinen  Kredit  zu  belasten.  Das 
Zusammenleben  der  Eheleute  bildet  die  Voraassetzung  für  die  Ver- 
tretungsbefugnis der  Frau.  Im  Falle  Wilson  v,  Glossop,  1888,  20  Q.  B. 
D.  S54  finden  sich  darüber  folgende  Ausführungen : 

„  The  authority  of  a  wrfe  to  pledge  the  credit  of  her  Jmsband  is 
a  delegated  not  an  inherent  authority,  If  she  binds  him,  she  binds  him 
only  as  his  agent  .  ,  ,  If  she  leaves  him  without  cause  and  without 
consent  she  carries  no  implied  authority  with  her  to  maintain  herseif  at 
his  expense.  But  if  he  ufrongfully  compels  her  to  leave  his  house  he 
is  bound  to  maintain  her.^*' 

Zum  Verständnis  der  Vorschrift  des  §  133  ist  zu  bemerken,  daß 
das  englische  Recht  keinen  klagbaren  Anspruch  der  Ehefrau  oder  der 
Kinder  gegen  den  Ehemann  auf  Alimente  kennt.  Nur  wenn  diese 
Personen  der  öffentlichen  Armenpflege  zur  Last  fallen,  kann  aus 
öffentlichrechtlichen  Gesichtspunkten  der  Ehemann  zur  Gewährung  des 
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notdürftigen   Unterhalts    angehalten    werden.     In   dem    Falle  Aüomey 
General  v,  The  Guardians  of  Merthyr  [igOO]  I  Ch,  SJ6  ist  gesagt: 

„The  only  legal  reason  why  a  husband  should  stipport  his  wijt 
is  ihat  she  may  not  become  a  bürden  an  the  parish.  So  long  as  that 
calamity  is  averted,  the  wife  has  no  claitn  on  her  husband.  And  in 
fact  she  has  no  dir e et  claim  upon  htm  under  any  circumstances  whateoer; 
for  even  in  the  case  of  positiv  starvation  she  can  only  come  upon  the 
parish  for  relief 

Sorgt  der  Mann  auf  Aufforderung  der  Gemeindebehörde  nicht  für 
den  Unterhalt  der  Frau,  so  macht  er  sich  strafbar  nach  dem  Gesetze 
5  Geo  IV,  c,  83,  s,  J.     (Vagrancy  Act.) 

Wenn  daher  jemand  einer  Frau,  die  von  ihrem  Manne  berechtigter- 
weise getrennt  lebt,  Unterhaltungsgelder  zahlt,  oder  Waren  oder  not- 
wendige Lebensbedürfnisse  liefert,  so  kann  er  den  Mann  nicht,  wie  in 
unserm  Recht,  aus  dem  Gesichtspunkte  in  Anspruch  nehmen,  daß  er 
die  gesetzliche  Unterhaltspflicht  des  Ehemannes  erfüllt  habe  (§  679 
BGB.)  Dagegen  haftet  der  Ehemann  dem  Dritten  nach  dem  Gesichts- 
punkte der  bereits  mehrfach  erwähnten  agency  of  necessity^  indem  die 
Frau  in  solchem  Falle  auch  gegen  den  Willen  des  Mannes  zu  seiner 
Vertretung  befugt  ist. 

Solange  der  Ehemann  seine  von  ihm  berechtigterweise  getrennt 
lebende  Ehefrau  genügend  unterstützt,  ist  sie  nicht  berechtigt,  auf  seinen 
Kredit  zu  kaufen.  Dagegen  dürfte  das  Einkommen  der  Frau  aus 
ihrem  eigenen  Vermögen  für  die  Berechtigung  der  Frau  als  agent  of 
necessity  des  Mannes  zu  handeln  gewöhnlich  nicht  in  Betracht  kommen. 
Zum  Getrenntleben  ist  die  Ehefrau  befugt, 

1.  Wenn  der  Mann  damit  einverstanden  ist. 

2.  Wenn    der    Mann    ihr    berechtigten    Anlaß    gegeben    hat,   die 
eheliche  Gemeinschaft  mit  ihm  aufzuheben. 

ad  I .  Es  ist  schon  oben  bei  §  96  (vgl.  S.  588)  ausgeführt  worden, 
daß  Verträge  unter  Ehegatten,  in  welchen  sie  übereinkommen,  getrennt 
zu  leben,  gültig  sind,  wenn  nicht  die  besonderen  Voraussetzimgen  des 
§  9Ö  gegeben  sind,  welche  ihre  Nichtigkeit  zur  Folge  haben.  Gewöhn- 
lich wird,  wenn  Vermögen  vorhanden  ist,  zwischen  den  Ehegatten  ein 
Vertrag  in  Form  einer  Urkunde  unter  Siegel  aufgesetzt,  die  sogenannte 
Separation  deed,  und  in  dieser  der  Frau  eine  Rente  ausgesetzt  In 
solchem  Falle  kann  die  Frau,  solange  sie  die  Rente  empfängt,  den 
Kredit  ihres  Mannes  nicht  in  Anspruch  nehmen,  denn  sie  hat  sich  durch 
Vollziehung  der  Urkunde  mit  der  Höhe  der  darin  ausgesetzten  Untcr- 
haltsgelder  einverstanden  erklärt 

Im  Falle  Eastland  v.  Burchell  1878,  3  Q.  B.  D.  432  erklärte  die 
Ehefrau  in  der  Separation  deed,  daß  sie  mit  einem  jährlichen  Unterhalt 
von  20  £  zufrieden  sein  wolle.  Sie  hatte  ca.  300  £  Einkommen  aus 
eigenem  Vermögen.  Es  wurde  entschieden,  daß  sie  nicht  befugt  sei, 
den  Kredit  ihres  Mannes  in  Anspruch  zu  nehmen,  da  sie  einen  Unter- 
halt von  20  £  als  genügend  angenommen  habe. 

ad  2.  Die  Frau  ist  zum  Getrenntleben  auch  gegen  den  Willen 
ihres  Ehemanns  berechtigt,  wenn  sie  auf  Scheidung  der  Ehe  (divorce) 
oder  auf  gerichtliche  Trennung  (judicial  Separation)  klagen  kann.  Außer 
der   Scheidung   oder  der  gerichtlichen  Trennung  kennt  das  englische 
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Recht  noch  die  Separation  order^  d.  h.  die  Verfügung  eines  Friedens- 
richters oder  eines  höheren  Gerichtsbeamten  (Magistrate)  im  summarischen 
Verfahren,  welche  die  Ehefrau  zum  Getrenntleben,  namentlich  wegen 
Mißhandlung,  berechtigt  (vgl.  S.  589).  Der  Ehemann  haftet  erstens, 
wenn  er  die  Frau  gegen  ihren  Willen  aus  dem  Hause  treibt,  zweitens, 
wenn  er  mit  einer  anderen  Frau  in  einem  ehebrecherischen  Verhältnis 
lebt,  oder  drittens,  wenn  er  sie  mißhandelt.  Auch  ist  die  Ehefrau  nicht 
verpflichtet,  die  häusliche  Gemeinschaft  wieder  herzustellen,  wenn  der  Grund 
zur  Verweigerung   der  ehelichen  Gemeinschaft   später  wieder   wegfällt. 

Wenn  eine  judicial  Separation^  d.  h.  eine  Scheidung  von  Tisch  und 
Bett  durch  das  Gericht  tatsächlich  erfolgt  ist,  so  hat  die  Frau  die  Stellung 
einer  ferne  sole  und  haftet  persönlich  aus  ihren  Verträgen.  Der  Mann 
haftet  in  solchem  Falle  nicht,  außer  wenn,  was  die  Regel  bildet,  das 
Gericht  auf  Alimente  erkannt  hat.  Dann  haftet  der  Ehemann  für 
necessaries  nur,  sofern  er  die  Alimente  nicht  rechtzeitig  zahlt. 

Wenn  nach  dem  bisher  Gesagten  der  Ehemann  für  necessaries 
haftet,  so  haftet  er  auch  für  die  Kosten  eines  Prozesses  auf  Scheidung 
oder  judicial  Separation  gegen  ihn,  und  wenn  die  Frau  entweder  mit 
seinem  Einverständnis  oder  berechtigterweise  auch  gegen  seinen  Willen 
die  Kinder  bei  sich  hat,  so  haftet  der  Mann  auch  für  die  Kosten  des 
Unterhalts  und  der  Erziehung  der  Kinder,  d.  h.  die  Frau  kann  ihn 
Dritten  gegenüber  zur  Zahlung  dieser  Beträge  gültig  verpflichten. 
Gelder,  die  ihr  zu  diesem  Zweck  geliehen  und  dafür  verwandt  sind, 
muß   der  Ehemann  demjenigen,  der  die  Gelder  hergibt,  zurückzahlen. 

Das  Recht  der  Frau  als  agent  of  necessity  ihres  Mannes,  seinen  Kredit 
in  Anspruch  zu  nehmen,  fällt  weg,  wenn  sie  einen  Ehebruch  begeht  und 
zwar  auch  dann,  wenn  sie  sich  zunächst  berechtigterweise,  z.  B.  wegen 
Ehebruchs  des  Mannes,  von  diesem  fem  gehalten  hat.  Im  Falle  Govier 
i\  Hancock  1796,  6  T,  R  603;  3  R.  R  2^1  beging  ein  Ehemann  Ehe- 
bruch mit  einer  Frau,  welche  er  in  das  Haus  brachte,  in  dem  er  mit  seiner 
Ehefrau  lebte,  und  nachdem  er  seine  Frau  sehr  grausam  behandelt  hatte, 
vertrieb  er  sie  aus  seinem  Hause.  Später  beging  die  Frau  einen  Ehebruch. 
Es  wurde  entschieden,  daß  der  Ehemann  für  necessaries^  welche  nach 
dem  Ehebruche  der  Frau  geliefert  waren,  nicht  mehr  hafte. 

Im  Falle  Atkyns  v.  Pearce  1857  2  C.  B.  N.  S,  763  ging  der  Be- 
klagte von  England  nach  Australien  und  ließ  seine  Ehefrau  zurück. 
Nach  4  Jahren  kehrte  er  heim.  Während  seiner  Abwesenheit  hatte 
sie  in  einem  ehebrecherischen  Verhältnis  mit  einem  anderen  Manne 
gelebt.  Der  Kläger  hatte  die  3  Kinder  des  Beklagten  als  Arzt  be- 
handelt und  klagte  die  Rechnung  ein.  Das  Gericht  entschied,  die 
Tatsache,  daß  sie  in  einem  ehebrecherischen  Verhältnis  mit  einem 
anderen  Manne  gelebt  habe,  beraube  sie  jeder  Befugnis,  den  Kredit 
ihres  Mannes  in  Anspruch  zu  nehmen,  auch  habe  der  Mann  Zahlungen 
geleistet,  die  für  den  Unterhalt  der  Kinder  genügend  gewesen  seien.  Daher 
könne  auch  nicht  angenommen  werden,  daß  sie  eine  implied  authority 
gehabt  habe,  den  Kredit  des  Mannes  zugunsten  der  Kinder  in  Anspruch 
zu  nehmen. 

Der  Ehemann  kann  sich  auf  den  Ehebruch  nicht  berufen,  wenn 
er  damit  einverstanden  war  oder  ihn  verziehen  hatte.  Das  ergibt  der 
Fall    Wilson  v.  Glossop  1888  20  Q,  B.  D.  7,54.    Der  Kläger  lieferte  der 
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Ehefrau  des  Beklagten  necessaries.  In  einer  Klage  des  Mannes  auf 
-Scheidung  der  Ehe  hatte  die  Jury  entschieden,  daß  sie  Ehebruch  be- 
gangen, aber  daß  ihr  Gatte  darin  eingewilligt  hatte;  er  hatte  sie  darauf 
mittellos  aus  dem  Hause  gejagt.  Das  Gericht  entschied,  er  sei  nicht 
befugt  gewesen,  sie  aus  dem  Hause  zu  weisen.  Folgßch  war  er  ver- 
pflichtet, für  ihren  notwendigen  Unterhalt  zu  sorgen,  und  da  er  dies 
versäumt  hatte,  so  war  sie  berechtigt,  seinen  Kredit  in  Anspruch  zu 
nehmen. 

§  134. 
Eine  Haushälterin  oder  eine  sonstige  Angestellte  (servanf), 
die  den  Haushalt  eines  Mannes  leitet,  gilt,  solange  sie  diese 
Lreitung  hat,  als  ermächtigt,  den  Mann  in  derselben  Weise  zu 
vertreten,  wie  eine  Ehefrau. 

/eyan  v,  Sams  1848,  12  Q,  ß,  460;  Keneaux  v.  TeakU  J853,  8  Exch.  687 
(als  richtig  anerkannt  im  Falle  Dtbtnham  v.  Mellon,  6  App.  Qu,  S.  jj). 

Wir  müssen  hier  zwei  Fälle  der  Vertretung  unterscheiden,  die 
Vertretungsbefugnis  auf  Grund  eines  Anstellungsvertrages  und  die  Ver- 
tretungsbefugnis ohne  Anstellungsvertrag.  Daß  eine  Haushälterin  befugt 
ist,  den  Mann  in  den  Geschäften  zu  vertreten,  welche  die  Führung 
des  Haushaltes  mit  sich  bringt,  ergibt  sich  schon  aus  der  Erwägung, 
daß  der  Anstellungs vertrag  zugleich  einen  Auftrag,  und  damit  auch 
eine  Vollmacht  zu  solchen  Geschäften  in  sich  schließt.  Dies  gilt  auch  für 
einen  servant^  der  den  Haushalt  leitet.  Der  Ausdruck  j^servafif  ist  hier 
ungefähr  gleichbedeutend  mit  „Dienstbote"  gebraucht.  Eine  Vertretungs- 
befugnis ohne  eigentlichen  Anstellungsvertrag  liegt  vor,  wenn  auf  Grund 
einer  Vereinbarung  eine  Verwandte  unentgeltlich  den  Haushalt  führt 
Eine  solche  Vereinbarung  erzeugt  inter  partes  keine  Rechtsbeziehungen, 
da  sie  mangels  einer  Gegenleistung  (consideration)  nichtig  ist  Dennoch 
kann,  wie  bereits  bei  §  123  auseinandergesetzt  ist,  auf  Grund  eines 
solchen  nichtigen  Vertrages  eine  gültige  Vollmacht  erteilt  werden. 

Ferner  kann  aber  auch  eine  solche  Vertretungsbefugnis  ohne 
Anstellungsvertrag  vorkommen,   wenn  eine  Frau   mit  einem  Mann 
in  wilder  Ehe   lebt     Wir  haben  bereits  oben  gesehen,   daß  die  Ver- 
tretungsmacht  der  Ehefrau   sich   von  den   übrigen  Fällen   der  geturd 
agmcy  dadurch  unterscheidet,  daß  bei  den  letzteren  stets  ein  Vertrag 
vorliegen  muß,  kraft  dessen  der  andere  als  general  agent  bestellt  rad. 
Bei  der  Ehefrau  ist  zwar  ein  solcher  Vertrag  auch  erforderlich,  er  wrd 
aber  aus  der  bloßen  Tatsache  der  Ehe  und  des  Zusammenlebens  der 
Ehegatten   präsumiert   und  diese  Präsumption  greift  auch  Platz,  wenn 
ein  Mann   und   eine  Frau   in  wilder  Ehe    leben.     Nur  auf  diesen  Fall 
beziehen   sich   die   von  Jenks    zitierten   Beispiele.      Die  grundlegenden 
Rechtssätze  enthält  der  Fall  Munro  v.  de  CJumant  iSlßy  4  Camp.  215- 
„Wenn  jemand   in   wilder  Ehe  mit  einer  Frau  lebt  und  Dritte 
in  dem  Glauben   läßt,   daß  sie  seine  Ehefrau  sei,    so  kann  er  sich 
diesen  Dritten  gegenüber  nicht  darauf  berufen,    daß  die  betreffende 
Person  nicht  seine  Ehefrau  sei  und  er  haftet  deshalb  in   derselben 
Weise,  wie  wenn  sie  als  seine  Ehefrau  Verträge  abgeschlossen  hätte.** 
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Noch  weiter  geht  der  von  Jenks  zitierte  Fall  Ryan  v,  Sams  1848 
J2  Q.  B,  460.  In  diesem  Falle  wußte  der  Kläger,  als  er  Waren 
lieferte,  daß  die  Frau,  mit  welcher  der  Beklagte  zusammen  wohnte^ 
nur  dessen  Maitresse  war.  Als  sie  die  Waten  bestellte,  lebte  sie  noch 
in  demselben  Hause,  in  dem  sie  bisher  mit  dem  Beklagten  gelebt  hatte. 
Der  Beklagte  hatte  diese  Wohnung  verlassen,  und  die  Maitresse  gab 
Auftrag  zur  Einrichtung  einer  neuen  Wohnung,  die  sie  nach  der  Trennung 
beziehen  wollte.  Bei  früheren  Umzügen  mit  dem  Be)ilagten  zusammen 
hatte  sie  dem  Kläger  gleiche  Aufträge  gegeben,  und  der  Beklagte  hatte 
diese  Rechnungen  bezahlt.  Der  Kläger  wußte  nicht,  daß  der  Beklagte 
die  Wohnung  bereits  verlassen  hatte,  und  klagte  seine  Forderung  gegen 
den  Beklagten  ein.  Dieser  wurde  verurteilt.  Das  Gericht  erklärte,  da 
äußerlich  die  Maitresse  noch  dieselbe  Stellung  einnahm  wie  vorher,  als 
sie  die  Waren  von  der  gemeinschaftlichen  Wohnung  aus  bestellte,  und 
dem  Kläger  eine  Änderung  des  Zustandes  nicht  bekannt  geworden  sei, 
hafte  der  Beklagte. 

Erforderlich  ist  aber,  um  diese  Haftung  zu  begründen  erstens,  daß 
die  beiden  Personen  zusammen  leben  und  zweitens,  daß  die  Frau  sich 
mit  Erlaubnis  des  Mannes  als  dessen  Ehefrau  ausgibt.  Wenn  eine 
Frau  sich  als  die  Ehefrau  eines  Mannes  ausgibt,  und  er  ihr  gestattet 
hat,  sich  als  solche  anzugeben,  ohne  mit  ihr  zusammen  zu  wohnen, 
so  ist  sie  nicht  befugt,  den  Mann  zu  vertreten  (Gomme  v,  Franklin 
l859y  I  F,  &>  K  465). 

Treffend  sagt  Lord  Kenyon  im  Falle  IVatson  v.  Threlkeld  1794, 
2  Esp.  637: 

„If  a  man  hos  pemiitted  a  woman,  to  whom  he  was  not  married 
to  usf  his  nanUy  and  pass  for  his  wiftj  ana  in  that  tharacter  io  contract 
dehts,  he  is  liable  for  her  debtSj  wether  the  tradesmen  who  furnished 
the  goods  hiew  the  circumstances  to  be  so  or  not.  But  this  must  not 
be  taken  to  apply  to  the  case  of  a  common  strumpety  who  may  assume  the 
name  of  a  person  without  his  autority,  from  having  castially  known 
htm;  it  must  be  where  the  man  permits  the  woman  to  assume  his  name^ 
where  skt  lives  in  his  house^  and  is  part  of  his  family."^ 

§  135- 
Ein  Kind  ist  nicht  befugt,  seine  Eltern  durch  Verträge  zu 
verpflichten,  selbst  dann  nicht,  wenn  es  mit  seinen  Eltern  zu* 
sammen  lebt 

Mortimore  v.  Wrigkt  J840,  6  M,  &  W,  482;  Shelton  v.  Springett  18 51, 
II  C,  B,  452, 

Die  Eltern  haften  im  englischen  Recht  nicht  für  die  Schulden  ihrer 
Kinder  aus  Verträgen  (über  die  Haftung  für  Delikte  vgl.  §  136).  Weim 
also  ein  Sohn,  gleichgültig  ob  er  im  Hause  der  Eltern  lebt  oder  nicht, 
auf  den  Namen  des  Vaters  Waren  entnimmt,  so  haftet  dieser  nicht, 
es  sei  denn,  daß  der  Vater  dem  Sohn  eine  Vollmacht  erteilt  hat,  ihn  durch 
Verträge  zu  verpflichten.  Die  Grundsätze  für  diese  Norm  finden  sich 
im  Falle  Mortimore  v.  Wright  1840^  6  M.  &>  IV.  482.  In  diesem  Falle 
lebte  ein  19 jähriger  Sohn   in  einer  Pension   in  London   und  verdiente 
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I  £  wöchentlich.     Mit  diesem  Gelde   bezahlte  er  seine  Pension.    Er 

wurde  dort  krank,  so  daß  er  monatelang  die  Pension  nicht  zahlen  konnte 

Der  Betrag  wurde   gegen  den  Vater  eingeklagt,  die  Klage  wurde  aber 

abgewiesen.    In  den  Urteilsgründen  finden  sich  folgende  Ausführungen: 

„Damit   ein  Vater  für  eine  Schuld,   die  sein   Sohn   kontrahiert 

hat,  haftet,   muß  der  Nachweis,   daß  er  sich  verpflichtet   hat,   dafür 

zu  haften,    genau   in   derselben    Weise   erbracht   werden,   wie  wenn 

gegenüber  einer  beliebigen   anderen   Person    die   Übernahme   einer 

solchen  Verpflichtung  nachgewiesen  werden  soll." 

An  anderer  Stelle  heißt  es: 

„Ein  Vater,  der  seinem  Sohne  keine  Vollmacht  erteilt  und  auch 
nicht  selbst  einen  Vertrag  eingeht,  haftet  für  Waren,  die  seinem  Sohn 
geliefert  sind,  nicht  anders  als  ein  Bruder  oder  ein  Onkel  oder  ein 
Fremder  haften  würde." 

Dagegen  haftet  der  Vater  für  solche  Schulden,  wenn  tatsächlich  An- 
haltspunkte dafür  gegeben  sind,  daß  er  das  Kind  beauftragt  hat,  ihn 
durch  Verträge  zu  verpflichten.  Hierüber  finden  sich  in  dem  erwähnten 
Urteil  die  folgenden  Grundsätze: 

„Wenn  ein  Vater  eine  bestimmte  Handlung  vornimmt,  aus  der 
gefolgert  werden  kann,  daß  er  seinen  Sohn  bevollmächtigt  hat, 
eine  Verbindlichkeit  einzugehen,  so  haftet  er  aus  dieser  Verbindlich- 
keit des  Sohnes.  Aber  die  bloße  moralische  Verpflichtung  eines 
Vaters,  seinen  Sohn  zu  unterhalten,  begründet  nicht  die  Vermutung 
eines  Versprechens,  die  Schulden  des  Sohnes  zu  bezahlen,  und  man 
darf  nicht  den  Handlungen  des  Vaters  eine  Interpretation  geben,  die 
man  ihnen  ohne  das  Vorhandensein  einer  solchen  moralischen  Ver- 
pflichtung nicht  gegeben  haben  würde." 

Zum  Verständnis  der  Tragweite  dieser  Vorschriften  mag  bemerkt 
werden,  daß  das  Kind  keine  Klage  auf  Alimente  gegen  die  Eltern  hat, 
auch  das  uneheliche  nicht;  nur  wenn  ein  Kind  der  öffentlichen  Armen- 
pflege zur  Last  fällt,  so  kann  der  Vater  von  dieser  zur  Alimentierung 
angehalten  werden. 

Ein  Kind  kann  aber  auch  nicht  im  Gegensatz  zur  Ehefrau,  wenn 
es  nicht  alimentiert  wird,  wie  diese  als  agenf  of  mcessity  notwendige 
Lebensbedürfnisse  einkaufen  und  damit  die  Eltern  haftbar  machen. 
Dies  wurde  im  Falle  Shelton  v.  Springett  1851,  II  C  B.  452  aus- 
drücklich festgestellt. 

Dagegen  kann  die  Ehefrau,  die  von  ihrem  Manne  getrennt  lebt, 
und  der  durch  richterliche  Verfügung  die  Obhut  der  Kinder  überlassen 
ist,  notwendige  Lebensbedürfnisse  auch  für  die  Kinder  als  agent  of  fucessits 
des  Mannes  einkaufen  (Bazeley  v.  Forder  L.  R.  3  Q,  B,  jfo,  vgl.  oben 
§  133  und  L  Teil  S.  252). 

§  136. 
Ein  Ehemann  haftet  Dritten  gegenüber  für  die  unerlaubten 
Handlungen  (jtoriious  acts)  seiner  Ehefrau,  soweit  sie  nicht  in 
Verbindung  mit  einem  Vertrage  begangen  sind  oder  zum  Ver- 
tragsschluß Anlaß  gegeben  haben.    Eltern  haften  nicht  fttr  die 
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unerlaubten  Handlungen  oder  Unterlassungen  ihrer  Kinder» 
außer  wenn  sie  mit  ihrer  ausdrücklichen  Ermächtigung  oder 
auf  ihre  Veranlassung  begangen  sind. 

Liverpool' Adelphi  Loan  Co,  v.  Fairhurst  JÄ54,  9  Exch.  422;  Earie  v,  Kingscote 
[1900]  2  Ch.  585. 

Moon  V.  Towers  1860,  8  C,  B.  N,  S,  611,  (Wenn  die  Eltern  sich  ihrer 
Kinder  als  agents  bedienen,  so  sind  sie  natürlich  für  deren  Handlangen  ebenso 
verantwortlich  wie  für  jeden  anderen  agent,) 

I.  Die  Haftung  des  Ehemannes  für  die  unerlaubten 
Handlungen  der  Frau.  Was  zunächst  die  Bedeutung  des  Ausdrucks 
j.tortious  acts  anddefaults^  anbetrifft,  so  ven^^eise  ich  auf  die  Ausführungen 
von  Schirrmeister  im  I.  Teil  S.  340.  Auch  die  Haftung  des  Ehemannes 
für  die  Delikte  der  Frau  ist  bereits  von  Schirrmeister  im  I.  Teil  auf 
S.  424  und  427  ff.  an  Hand  der  von  Jenks  bei  §  136  zitierten  Beispiele 
dargcbtellt,  so  daß  es  genügen  dürfte,  hier  auf  jene  Darstellung  zu 
verweisen.  Der  Grund  für  diese  eigenartige  Haftung  des  Ehemannes 
dürfte  darin  zu  suchen  sein,  daß  vor  dem  Inkraftreten  der  Married 
WomaCs  Froperiy  Acts  das  Vermögen  der  Frau  mit  der  Eheschließung 
auf  den  Mann  überging,  so  daß  es  ein  Gebot  der  Billigkeit  war,  den 
Mann,  der  das  Frauengut  erworben  hatte,  für  die  Ansprüche  aus 
Delikten  der  Frau  haften  zu  lassen,  jedoch  blieb  diese  Haftimg  des 
Mannes  bestehen,  auch  nachdem  durch  die  vorerwähnten  Gesetze  der 
Übergang  des  Frauenguts  auf  den  Mann  aufgehoben  war. 

Inwieweit  der  Ehemann  für  die  vor  der  Eheschließung  begangenen 
unerlaubten  Handlungen  der  Ehefrau  haftet,  wird  im  folgenden  Para- 
graphen zu  erörtern  sein. 

IL  Die  Eltern  haften  nicht  für  die  Delikte  ihrer  Kinder. 

Ein  Beispiel  bildet  der  Fall  Möon  v,  Towers  1860,  8  C,  B.  N. 
S.  611 :  Der  Kläger  war  in  dem  Geschäft  des  Beklagten  angestellt. 
Der  Beklagte  entließ  ihn  wegen  Differenzen  bei  der  Abrechnung.  Der 
Sohn  des  Beklagten,  ein  junger  Mann  von  18  Jahren,  veranlagte  die 
Verhaftung  des  Klägers,  weil  er  meinte,  der  Kläger  habe  sich  strafbar 
gemacht.  Dies  geschah  jedoch  ohne  Wissen  des  Beklagten.  Der  Kläger 
wurde  freigesprochen  und  klagte  mit  der  ad/on  of  trespass  auf  Schadens- 
ersatz gegen  den  Vater.  Die  Klage  wurde  abgewiesen,  da  der  Vater 
für  die  rechtswidrige  Handlung  seines  Sohnes  nicht  hafte.  Wie  Jenks 
im  I.  Teile  in  §  61  ausführt,  haftet  ein  Minderjähriger  persönlich  für 
die  von  ihm  begangenen  unerlaubten  Handlungen. 

§  137. 
Der  Ehemann   haftet  für  die  vorehelichen  Verträge  und 
Delikte  (forts)  seiner  Ehefrau  in  dem  Umfange,  als  er  von  ihr 
oder  durch  sie  Vermögen  erwirbt 

Married  iVomen*s  Property  Act,  1882,  s,  14,  Vor  dem  Inkrafttreten  der 
Married  lVomen*s  Property  Acts  war  die  Flaftung  des  Mannes  für  die  vorehelichen 
Verträge  und  Delikte  der  Frau  unbeschränkt,  aber  sie  kam  mit  der  Auflösung  der 
Ehe  wieder  in  Wegfall.  Ob  die  letztere  Norm  auch  auf  die  gesetzliche  Haftung 
anzuwenden  ist,  ist  fraglich  (Beck  v.  Pierce  i88g,  23  Q.  B.  D.  321), 
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Nach  common  law  haftete  der  Ehemann,  auf  den  das  Vermögen 
der  Frau  mit  der  Heirat  überging,  auch  für  die  vorehelichen  Schulden 
der  Frau  aus  Verträgen  und  unerlaubten  Handlungen,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  Frau  tatsächlich  Vermögen  mit  in  (}ie  Ehe  gebracht 
hatte  oder  nicht  Daneben  blieb  aber  auch  die  Ehefrau  für  solche 
Schulden  haftbar,  jedoch  war  diese  Haftung  für  den  Gläubiger,  da  sie 
nicht  fähig  war,  eigenes  Vermögen  zu  besitzen,  praktisch  wertlos.  Die 
Married  WomerCs  Proper ty  Act  von  1870  beseitigte  cjiese  Haftung  des 
Mannes,  die  Married  Wonut^s  Property  Act  von  18^4  führte  sie  \«eder 
ein  und  zwar  ohne  die  Beschränkung  auf  das  Vermögen,  welches  der 
Mann  durch  die  Frau  erwarb.  Da  aber  nunmehr  die  Frau  eigenes 
Vermögen  haben  konnte,  so  konnte  der  Gläubiger  auch  mit  einer 
Klage  gegen  die  Frau  zu  seinem  Rechte  gelangen.  Den  Abschluß  der 
Entwicklung  bildet  die  Married  Women^s  Ptoperty  Act  von  1882^  welche 
in  Sektion  13  bestimmt,  daß  die  Frau  auch  nach  der  Eheschließung 
für  alle  vorehelichen  Schulden  haftet  und  in  Sektion  14  die  Haftung 
des  Ehemannes  auf  das  Vermögen  beschränkt,  welches  der  Mann  von 
oder  durch  die  Frau  erworben  hat.  Da  kraft  Gesetzes  ein  Über- 
gang des  Frauengutes  nicht  mehr  erfolgt,  so  haftet  nach  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  von  1882  der  Mann  für  die  vorehelichen  Schulden 
der  Frau  nicht  mehr,  wenn  ihm  nicht  durch  Ehe  vertrag  ein  Teil  ihres 
Vermögens  übertragen  ist.     Die  fragliche  Bestimmung  lautet: 

„^  husband  shall  be  liable  for  the  debts  of  his  wife  contracUd^ 
and  for  all  contracts  entered  into  and  wrongs  committed  by  her^  befon 
marriagCj  including  any  liabilities  to  which  she  may  be  so  subject  undir 
the  Acts  relating  to  Joint  stock  companies  as  aforesaid,  to  ilu  exten/  of 
all  property  whatsoever  belonging  to  his  wife  which  he  shall  have  acquired 
or  beconie  entitled  to  from  or  through  his  wifCj  after  deducting  thert- 
from  any  payments  made  by  hiviy  and  any  sums  for  which  judgmeni 
may  have  been  bona  fide  recovered  against  him  in  any  proceeding  nt 
law,  in  respect  of  any  such  debts,  contracts,  or  wrongs  for  or  in  rcsftct 
of  which  his  wtfe  was  liable  before  her  marriage  as  aforesaid]  bttt  ht 
shall  not  be  liable  for  the  same  any  furthet  or  otherwise\  and  any 
court  in  which  a  husband  shall  be  sued  for  any  such  debt  shall  have 
power  to  direct  any  inquiry  or  proceedings  which  it  may  think  proper 
for  the  purpose  of  ascertaining  the  nature,  amountj  or  value  of  such 
property,^ 

§  15  enthält  einige  weitere  prozessuale  Bestimmungen: 
A  husband  and  wife  may  be  jointly  sued  in  respect  of  any  such 
debt  or  other  liability  (whether  by  contract  or  for  any  wrong)  contractu 
or  incurred  by  the  wife  before  marriage  as  aforesaid,  if  the  plaintiff 
in  the  action  shall  seek  to  estaMish  his  claim,  either  wJwlly  or  in  parU 
against  both  of  them;  and  if  in  any  such  action,  or  in  any  action 
brought  in  respect  of  any  such  debt  or  liability  against  the  husband 
alone,  it  is  not  found  that  the  husband  is  liable  in  respect  of  any  pro- 
perty of  the  wife  so  acquired  by  him  or  to  which  he  shall  have  become 
so  entitled  as  aforesaid,  Ju  shall  havejudgment  for  his  costs  of  defcnce, 
whatever  may  be  the  result  of  the  action  against  the  .wife  if  jointly  sued 
with  him ;  and  in  any  such  action  against  husband  and  wife  jointh\ 
if  it  appears  that  the  husband  is  liable  for  the  debt  or  damages  recovered. 
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or  any  pari  thereof,  thejudgment  to  tlie  txtent  of  the  amowtt  for  which 
the  husband  is  liable  shall  be  a  Joint  judgment  against  the  kusband 
personally  and  against  the  wife  as  to  her  separate  property\  and  as  to 
the  residue^  if  any,  of  such  debt  and  damagesy  the  judgment  shall  be  a 
separate  judgment  against  the  wife  as  to   her  separate  property  only. 
Danach  ist  es  zulässig,  daß  der  Gläubiger  Mann  imd  Frau  auf 
Grund  einer  solchen  vorehelichen  Verbindlichkeit  der  Frau  gemeinsam 
verklagt.     Er  kann   aber  auch  den   Mann  oder  die   Frau   allein  ver- 
klagen.    Wenn  die  Frau   allein  verklagt  wird  und  ein  Urteil  gegen  sie 
erstritten  ist,  so  geht  dadurch  die  Klage  gegen  den  Mann  nicht  unter. 
Schulden  der  Frau,  die  sie  während   einer  früheren  Ehe  gemacht  hat, 
gelten  für  die  spätere  Ehe  als  voreheliche  Schulden.     Im  common  law 
hörte  die  Haftung  des  Ehemannes  für  die  vorehelichen  Schulden  der 
Frau  auf,  wenn  sie  starb  (Bell  v.  Stocker  TO  Q.  B,  D.  Iig).    Jetzt  wird, 
wie  auf  Grund  dei   Entscheidung  Beck  ?'.  Pierre  23  Q.  B,  D,  326  an- 
genommen  wird,   die   Haftung  des  Mannes  auf  Grund    des  Gesetzes 
von  1882  durch  den  Tod  der  Frau  nicht  berührt  (vgl.  Leake,  Contract 
S.  884). 

§  138. 
Ein  Dienstherr  (master)  ist  für  die  unerlaubten  Handlungen 
und  Unterlassungen  seiner  Angestellten  (servants)  verantwortlich, 
die  diese  im  Rahmen  ihrer  Beschäftigung  (in  the  course  of  iheir 
employmenf)  begehen.  Jedoch  kann  der  Dienstherr  von  einem 
Angestellten  nicht  für  den  Schaden  verantwortlich  gemacht 
werden,  der  durch  die  Handlung  oder  Unterlassung  eines 
anderen  Angestellten  desselben  Dienstherrn  in  demselben  Be- 
triebe entsteht,  außer  in  den  Fällen,  für  welche  die  Employer's 
Uabi/ifyAct  oder  die  Workmen's  Compensaiion  Acts  in  Frage  kommen. 

Die  Lehre  vom  common  employment  ist  wahrscheinlich  ein  Überbleibsel  aus 
der  Zeit  der  Innungen  und  der  Frohnarbeit.  Die  im  Text  erwähnten  Gesetze 
haben  jener  Lehre  viel  von  ihrer  Bedeutung  genommen,  aber  es  gibt  immer  noch 
viele  Gewerbe,  auf  welche  ihre  Bestimmungen  keine   Anwendung  finden. 

Bayley  v.  Manchester ^  Sheffield,  and  Lincolns hice  Haiku av  Co,  i8y3y  L.  A\  8 
C,  P.  148, 

Dtgg  V,  Midland  Railway  Co,  1837,  ^  ^'   ^  ^'  773' 

I.  In  diesem  Paragraphen  erörtert  Jenks  die  Grundsätze,  welche 
bei  der  Haftung  des  master  für  die  Delikte  des  servant  Anwendung 
finden.  Hierunter  sind  aber  nicht  etwa  nur  die  Fälle  zu  verstehen,  in 
denen  der  senuint  in  Ausübung  einer  Veitretungsbefugnis  einen 
Delikt  begeht,  sondern  diese  Haftung  des  ///öx/^r  erstreckt  sich  auch 
auf  Fälle,  in  denen  von  einer  eigentlichen  Stellvertretung  keine  Rede 
sein  kann.  Wenn  z.  B.  der  Mieter  eines  Hauses  für  die  Bezahlung 
der  Scheibe  haftet,  die  das  Dienstmädchen  eingeschlagen  hat  oder  sonst 
ein  Dienstherr  für  Delikte  von  Angestellten  bei  Verrichtungen,  so  haben 
diese  Fälle  mit  der  Lehre  von  der  Stellvertretung  eigentlich  gar  nichts 
zu  tun.  Dennoch  hat  die  englische  Rechtswissenschaft  diese  Fälle  stets 
unter  dem  Gesichtspunkt  der  Stellvertretung  ercirtert.    In  unserem  Recht 
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ist  erst  in  neuerer  Zeit  eine  solche  Haftung  für  reine  Delikte  der  An- 
gestellten in  beschränktem  Umfange  eingeführt,  aber  sie  unterscheidet 
sich  ganz  wesentlich  von  der  Haftung  des  englischen  Rechts,  denn  die 
Haftung  für  die  Delikte  anderer  Personen  setzt  in  unserem  Recht  ein 
eigenes  Verschulden  des  Dienstherrn,  culpa  in  eligendo,  voraus,  die  aller- 
dings präsumiert  wird  (§  831  BGB.),  oder  sie  beschränkt  sich  auf  Fälle, 
wo  ein  eigentliches  Vertreterverhältnis  vorliegt  —  beim  Abschluß  von 
Rechtsgeschäften,  oder  Erfüllung  von  Verträgen.  Es  handelt  sich  hier 
um  ein  eigenartiges  und  höchst  wichtiges  Grundprinzip  des  englischen 
Rechts,  für  das  es,    wie  Pollock,   On  Tort  S.  75,  mit  Recht  ausführt, 

'  an  einer  befriedigenden  Erklärung  fehlt  Mit  Recht  weist  er  darauf  hin, 
daß  der  Rechtssatz  „qui  facit  per  alium,  facit  per  se"  keine  ge- 
nügende Begründung  für  diese  Nonnen  bilde,  denn  er  passe  nur  auf 
den  Fall,  daß  jemand  Handlungen  vornimmt,  zu  denen  er  ermächtigt 
ist,  nicht  aber  auf  den  Fall,  daß  jemand  in  seiner  Eigenschaft  als  An- 
gestellter unerlaubte  Handlungen  vornimmt,  zu  denen  er  nicht  er- 
mächtigt ist,  ja  die  ihm  geradezu  verboten  sind.  Manchmal  wird  der 
Rechtsgrundsatz  des  §  138  mit  dem  Schlagwort  „respondeat  superior*' 
bezeichnet. 

IL  Wenn  wir  zu  den  einzelnen  Voraussetzungen  des  §  138  über- 
gehen, so  werden  wir  uns  zunächst  fragen,  was  ist  unter  y^master^*  und 
yyservanl^^  zu  verstehen?    Bereits  bei  §  121  auf  S.  626  wurde  ausgeführt, 

»  daß  man  von  agency  redet,  wenn  jemand  kraft  Rechtsvorschrili 
für  die  Delikte  anderer  haftet,  obwohl  von  einem  eigentlichen  Ver- 
treterverhältnis keine  Rede  sein  kann.  In  demselben  Zusammenhange 
wurde  aber  bereits  darauf  hingewiesen,   daß  der  servant  kein  ageni  ist, 

'  Diese  beiden  Sätze  scheinen  einander  zu  widersprechen.  Sie  erklären 
sich  aus  der  schon  oft  er%vähnten  Laxheit  in  der  Terminologie  und 
der  mangelhaften  Systematik  des  englischen  Rechts.  In  dem  ersten 
Satze  sollte  nur  die  Feststellung  getroffen  werden,  welche  Bedeutung 
das  Wort  agent  in  der  Rechtssprache  haben  kann.  Der  zweite  Satz 
sollte  die  Feststellung  treffen,  daß  jemand,  der  nur  servant  ist,  d.  h. 
Angestellter  eines  anderen,  ohne  irgendwie  selbständig  Entschlüsse 
fassen  zu  können,  kein  agent  im  eigentlichen  Sinne  ist.  Aber  selbst 
wenn  der  servant  kein  agent  ist,  so  bleibt  doch  die  Tatsache  bestehen, 
daß  die  Vorschriften  über  die  Haftung  des  master  für  den  serrani  im 
allgemeinen  bei  der  Lehre  von  der  agency  behandelt  zu  werden  pflegen. 
Man  findet  daher  auch  oft  in  den  Lehrbüchern  den  Satz,  daß  der 
principal  für  die  Delikte  des  agent  haftet,  während  die  Haftung  des 
master  für  die  Delikte  des  servant  gemeint  ist.  Wir  müssen  aber,  wie 
dies  auch  Pollock  tut,  zwischen  master  und  servant  einerseits  und 
principal  und  agent  andererseits  genau  unterscheiden,  da  nur  diese  von 
der  englischen  Terminologie  leider  nicht  streng  durchgeführte  Unter- 
scheidung uns  ein  richtiges  Verständnis  von  der  Bedeutung  des  §  138 
vermittelt. 

Der  servant  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  sobald  er  nicht  mit  Ver- 
tretungsbefugnissen ausgestattet  ist,  kein  agent  im  eigentlichen  Sinne. 
Andererseits  kann  jemand  natürlich  der  agent  einer  Person  sein,  ohne 
dessen  servant  zu  sein.  Erforderlich  ist  für  den  Begriff  des  servant  ein 
Abhängigkeitsverhältnis.    Der   bloße   Beauftragte  ist  kein  servant,  z.  B. 
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der  selbständige  Kaufmann,  der  mit  einem  bestimmten  Geschäft  beauf- 
tragt ist,  wie  der  Kommissionär  oder  der  factor  des  englischen  Rechts,  dem 
der  Verkauf  bestimmter  Waren  anvertraut  ist.  Nach  Po  Hock  existiert 
die  Beziehung  zwischen  master  und  servänt  bei  Personen,  von  denen 
die  eine  die  Aufsicht  (oräer)  oder  Kontrolle  über  die  Arbeit  des  anderen 
hat  Dadurch  unterscheidet  sich  der  agent  von  dem  independmt  contractory. 
der  beauftragt  ist,  selbständig  ein  Werk  herzustellen.  Andererseits  wird 
der  Angestellte  durch  eine  gewisse  beschränkte  Selbständigkeit  dieses 
seines  Charakters  als  servant  nicht  entkleidet,  denn  auch  der  kaufmännische 
Angestellte,  der  in  einem  Geschäft  als  Einkäufer,  Filialleiter  usw.  an- 
gestellt ist,  ist  servant.  Entscheidend  bleibt  auch  hier,  daß  er,  trotzdem 
er  in  weitem  Umfange  selbständige  Entschließungen  zu  treffen  hat^ 
doch  unter  der  Aufsicht  des  Geschäftsinhabers  steht. 

Es  ist  nicht  erforderlich,  daß  ein  ständiges  Dienstverhältnis  vor- 
li^t.  Auch  die  nur  zu  vorübergehenden  Diensten  angenommenen 
Personen  sind  servants, 

Master  ist  derjenige,  der  die  Aufsicht  selbst  oder  durch  andere 
ausübt,  und  in  dessen  Dienst  der  servant  steht.  Der  Mieter  eines- 
Wagens  ist  nicht  der  employer  des  Kutschers,  sondern  der  Vermieter, 
Ein  instruktives  Beispiel  für  die  Entscheidung  der  Frage,  welche  Person 
als  master  anzusehen  ist,  bildet  der  Fall  Murray  v.  Currie  (l8yo) 
L.  R.  6  C.  P.  24. 

Der  Eigentümer  eines  Schiffes  hatte  einem  Stauer  die  Löschung 
des  Schiffes  übertragen.  Dieser  führte  die  Arbeit  mit  seinen  Arbeitern 
aus.  Auf  Grund  einer  Vereinbarung  mit  dem  Kapitän  arbeiteten  auch 
einige  Leute  von  der  Schiffsbesatzung  für  ilm,  die  während  dieser  Zeit 
dem  Stauer  unterstellt  waren  und  auch  von  ihm  bezahlt  wurden. 
Die  Leute  waren  während  dieser  Zeit  Angestellte  des  Stauers,  nicht 
des  Schiffseigners. 

Im  Falle  Waldock  v.  Winfield  [igoi]  2  K,  B,  Sg6  hatte  eine 
Aktiengesellschaft  von  dem  Beklagten  zwei  Wagen  gemietet,  um  damit 
Waren  an  ihre  Kunden  zu  liefern.  Der  Beklagte  hatte  auch  die  Pferde 
und  die  Kutscher  zu  stellen.  Ein  Kutscher  erhielt  von  der  Gesellschaft 
den  Auftrag,  einige  Balken  an  einen  Kunden  abzuliefern.  Er  löste  aber 
vor  dem  Abladen  voreilig  die  Kette,  welche  die  Balken  hielt,  und  als- 
der  Kläger,  ein  Arbeiter  des  Kunden  der  Gesellschaft,  an  den  Wagen 
herantrat,  fiel  ihm  ein  Balken  auf  das  Bein  und  verletzte  ihn.  Es 
wurde  eingewandt,  daß  nicht  der  Beklagte,  sondern  die  Gesellschaft  für 
den  Schaden  aufzukommen  habe.  Das  Gericht  entschied,  der  Beklagte 
sei  haftbar.  Der  Kutscher  sei  nicht  servant  der  Gesellschaft,  sondern 
des  Beklagten  gewesen,  da  er  nicht  j,under  control"^  der  Gesellschaft 
gewesen  sei. 

Im  Falle  Jones  v,  Saülard  [l8g8]  2  Q.  ß.  S^5  lag  folgender 
Sachverhalt  vor:  Der  Beklagte  besaß  einen  eigenen  Wagen  und  ein 
eigenes  Pferd.  Während  er  darin  fuhr,  ging  das  Pferd  durch  und  zwar 
weil  es,  wie  festgestellt  wurde,  hartmäulig  war  und  weil  der  Kutscher,, 
der  dies  wußte,  es  unterlassen  hatte,  das  Pferd  dementsprechend  aufzu- 
zäumen. Der  Wagen  des  Beklagten  fuhr  dann  in  eine  Ladenscheibe 
und  richtete  im  Scliaufenstcr  erheblichen  Schaden  an.  Diesen  verlangte 
der  Kläger  vom  Beklagten  ersetzt.     Der  Beklagte  wandte  ein,  daß  der 
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Kutscher  nicht  in  seinen  Diensten  stände,  sondern  im  Dienste  eines 
Fuhrunternehmer,  bei  dem  der  Beklagte  sein  eigenes  Pferd  und  seinen 
Wagen  stehen  hatte,  und  der  ihm  den  Kutscher  stellte.  Es  wurde 
■entschieden,  der  Beklagte  sei  haftbar,  da  der  Kutscher  sein  servant  sei, 
denn  der  Kutscher  habe  sich  den  Anordnungen  des  Beklagten  hin- 
sichtlich der  Führung  des  Wagens  und  der  Behandlung  des  Pferdes 
zu  fügen  gehabt. 

Course  of  employment  Der  master  haftet  für  die  Delikte  des 
servant  nur,  wenn  dieser  sie  in  the  caurse  of  his  employment  begeht.  Es  ist 
äußerst  schwer,  an  der  Hand  der  Judikatur  feste  Normen  darüber  auf- 
zustellen, wann  der  servant  in  the  course  of  his  employment  handelt  und 
wann  nicht. 

Im  Falle  Cheshire  v,  Batley  [igos]  l  -  K,  B.  23y  mietete  der 
Reisende  des  Klägers,  eines  Silbergrossisten,  bei  dem  Beklagten,  einem 
Fuhrwerksbesitzer  in  London,  einen  Wagen,  um  mit  seinen  Mustern 
in  London  zum  Besuch  der  Kunden  herumzufahren.  Der  Reisende 
erwähnte,  daß  er  wegen  des  hohen  Wertes  der  Muster  einen  besonders 
zuverlässigen  Kutscher  haben  müsse.  Der  Beklagte  wählte  darauf  einen 
Kutscher  aus,  den  er  für  zuverlässig  hielt.  Während  der  Reisende  vor 
einem  Restaurant  halten  ließ,  um  dort  zu  frühstücken,  fuhr  der  Kutscher 
mit  den  im  Wagen  zurückgelassenen  Mustern  fort  und  ließ  sie  durch 
einige  Komplizen  aus  dem  Wagen  wegnehmen.  Es  wurde  entschieden, 
daß  diese  Handlung  des  Kutschere  nicht  in  the  course  of  ßiss  employment 
begangen  sei,  daher  hafte  der  Beklagte  nicht  für  die  strafbare  Handlung 
(crime)  seines  Kutschers,  es  sei  denn,  daß  die  Begehung  der  strafbaren 
Handlung  seitens  des  Kutschers  durch  eine  Nachlässigkeit  des  Beklagten 
ermöglicht  wurde;  das  war  aber  nicht  der  Fall,  da  den  Beklagten  bei 
der  Auswahl  des  Kutschers  kein  Verschulden  traf. 

Dagegen  wurde  im  Falle  Abraham  v,  Bullock  ig02,  86  JL  T.  70 
entschieden,  daß  der  Fuhrunternehmer  haftet,  wenn  der  Kutscher  fahr- 
lässigerweise den  Wagen  eine  Zeitlang  ohne  Aufsicht  läßt  und  während 
dieser  Zeit  Diebe  daraus  stehlen. 

Im  Falle  Beard  r,  I^ndon  General-Omnibus  Co,  [igOO]  2  Q,  Ä  530 
wurde  der  Kläger,  der  auf  einem  Fahrrad  fuhr,  von  dem  Omnibus  der 
Beklagten  angerannt.  Der  Omnibus  wurde  zur  Zeit  des  Unfalls  nicht 
von  dem  dazu  bestellten  Kutscher  gelenkt,  sondern  der  Kondukteur 
fuhr  den  leeren  Omnibus  eine  kurze  Strecke  durch  einige  Nebenstraßen, 
um  ihn  auf  diese  Weise  für  ilie  nächste  Fahrt  zu  wenden.  Dazu  war 
er  als  Kondukteur  nicht  ermächtigt.  Er  handelte  daher  nicht  within 
the  scope  of  his  employment  und  die  Gesellschaft  haftete  nicht  für  den  Unfall. 

Im  Falle  Sanderson  v.  Collim  [1904]  i  K,  B.  626  lieh  der  Kläger, 
der  Inhaber  einer  Wagenreparaturanstalt,  dem  Beklagten  einen  Wagen, 
während  sich  der  Wagen  des  Beklagten  bei  ihm  in  Reparatur  befand. 
Der  Kutscher  des  Beklagten  fuhr  ohne  Wissen  desselben  mit  dem 
Wagen  zu  seinem  eigenen  Vergnügen  aus.  Bei  dieser  Gelegenheit  uiirde 
der  Wagen  des  Klägers  beschädigt.  Der  Beklagte  haftete  nicht,  da  der 
Kutscher  nicht  in  the  course  of  his  employment  gehandelt  hatte. 

Die  Haftung  des  master  tritt  auch  dann  ein,  wenn  der  sereant 
entgegen  den  ausdrücklichen  Anweisungen  des  master  gehandelt  hat 
vorausgesetzt,   daß   er   diese  Handlung  in   the  course  of  his  employment 


Vierter  Xitel.     Stellvertretung.  (yj-j 

begangen  hat:  im  Falle  Whatman  v,  Pearson  l868^  L,  R.  3  C,  P.  422 
hatte  der  Eigentümer  eines  Lastwagens  dem  Kutscher  eine  Pause  von 
einer  Stunde  für  das  Mittagessen  erlaubt.  Er  hatte  ihm  aber  ausdrück- 
lich verboten,  Pferd  und  Wagen  zu  verlassen.  Entgegen  dieser  An- 
weisung ging  der  Kutscher  zum  Mittagessen  nach  Hause  und  ließ 
Pferd  und  Wagen  unbeaufsichtigt  vor  seiner  Haustür  stehen.  Das 
Pferd  ninnte  weg  und  beschädigte  eine  Sache  des  Klägers.  Der  Be- 
klagte haftete  für  den  Schaden,  da  der  Kutscher  ^wißiin  the  general 
scopt  of  his  authority  to  conduct  the  horse  and  cart  during  the  day" 
handelte.  Im  Falle  Engelhart  v,  Farrant  &*  Co,  [iSgy]  I  Q,  B,  240 
ließ  der  Kutscher  einen  Wagen  eine  kurze  Zeit  nur  unter  der  Aufsicht 
eines  ihm  mitgegebenen  Knaben.  Es  war  dem  Knaben  verboten 
worden,  den  W^agen  zu  fahren,  aber  dieser  wollte  den  Wagen  kehren, 
um  dadurch  Zeit  zu  sparen.  Hierbei  rannte  er  einen  anderen 
Wagen  an.  Es  wurd^  entschieden,  daß  zwar  der  Knabe  nicht  in  the 
course  of  his  employment  gehandelt  habe,  aber  die  Nachlässigkeit  des 
Kutschers,  indem  er  den  Wagen  unter  Aufsicht  des  Knaben  ließ,  war 
in  tlie  course  of  employment  des  Kutschers,  und  daher  haftete  der  Arbeit- 
geber. Im  Falle  Williams  v,  Jones  1865^3  H.&'C.  256  ^urde  entschieden, 
daß  der  Arbeitgeber  nicht  haftet,  wenn  der  Angestellte  bei  Ausführung 
der  Arbeit  dadurch  ein  Feuer  verursacht,  daß  er  seine  Pfeife  anzündet 
und  das  Streichholz  achtlos  wegwirft. 

Der  Dienstherr  haftet  Dritten  gegenüber  für  den  Schaden,  den 
sein  servant  schuldhaften^'eise  anrichtet,  nicht,  wenn  der  Dritte  ein 
Angestellter  desselben  Dienstherrn  in  demselben  Betrieb  ist.  Das  ist  die 
Lehre  vom  common  employment.  Über  den  Grund  dieses  Ausschlusses 
der  Haftung  des  Dienstherrn  führt  Richter  Earle  im  Fall  Tunney  v. 
Midlafid  Railway  Co,  1866  L.  R,  I  C  P,  2g6  das  Folgende  aus: 

„Ein  Angestellter,  der  bei  einem  Dienstherrn  eintritt,  nimmt  es  im  Ver- 
hältnis zwischen  dem  Dienstherrn  und  sich  selbst  auf  sich,  alle  gewöhnlichen 
Gefahren  des  Betriebes  zu  laufen,  einschließlich  der  Gefahr  einer  Nach- 
lässigkeit auf  Seiten  eines  anderen  Angestellten  (felloiv  servant),  sobald 
dieser  in  Erfüllung  seiner  Obliegenheiten  als  servant  der  Person  handelt, 
die  der  gemeinsame  Dienstherr  beider  ist." 

Die  Arbeiter  eines  Generalübernehmers  und  die  Arbeiter  eines 
Unternehmers,  der  die  Herstellung  gewisser  Teile  des  gesamten  Werkes 
übernommen  hat,  sind  nicht  fellow  servants  im  Sinne  dieser  Vorschrift 
(vgl.  den  oben  S,  675  erwähnten  Fall  Alurray  v.  Currie). 

Der  Ausschluß  der  Haftung  wegen  common  employment  tritt  nicht 
ein,  wenn  zwar  der  Verletzte  und  der  Täter  bei  demselben  Dienstherrn 
angestellt  sind,  aber  nicht  bei  derselben  Beschäftigung,  z.  B.  haftet  der 
Dienstherr  für  die  Verletzungen,  die  sein  Wildhüter  dadurch  davon- 
getragen hat,  daß  ihn  der  Kutscher  überfahren  hat:  vgl.  die  Aus- 
führungen von  Lord  Cranworth  im  Falle  Bartons  Hill  Cool  Co.  v.  Reidy 
^^5^j  3  Macq  2Q4.  Ist  dagegen  der  allgemeine  Zweck  der  Beschäftigung 
derselbe,  so  liegt  common  employment  vor,  z.  B.  wenn  der  Lokomotivführer 
einer  Eisenbahngesellschaft  durch  Verschulden  eines  Streckenarbeiters 
derselben  Gesellschaft  verletzt  wird;  denn  beide  sind  im  Eisenbahnbetriebe 
tätig;  vgl.  Lord  Thesiger  im  Falle  Charles  v,  Taylor  1878,  3  C  P,  D. 
49^'    Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  d^i  fellow  sercant,  durch  dessen 
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Nachlässigkeit  ein  anderer  Arbeiter  verletzt  wird,  Vorgesetzter  des  Verletzten 
ist,  z.  B.  Vorarbeiter,  Werkmeister  oder  Geschäftsführer.  So  wurde 
entschieden,  daß  sogar  der  Kapitän  eines  Schiffes  fellow  servant  der 
Mannschaft  ist,  und  daher  der  Reeder  nicht  für  den  Schaden  haftet, 
der  einem  Mann  der  Besatzung  durch  den  Kapitän  zugefügt  ist,  Hedlq 
V.  Pmkney  <5r»  Sans  Steamship  Co,  [l8g2]  l  Q,  B,  5<?i).  Der  Dienstherr 
kann  aber  haftbar  werden,  wenn  ihn  bei  der  Auswahl  der  fellouf  senants 
ein  Verschulden  trifft.  Diese  Haftung  des  Dienstherrn  gehört  aber  nicht 
mehr  in  diesen  Zusammenhang,  denn  sie  beruht  nicht  auf  der  prinzipiellen 
Haftung  des  Dienstherrn  für  Delikte  der  Angestellten,  sondern  auf  einem 
eigenen  Verschulden  des  Dienstherrn  (culpa  in  eligendo).  Hier  muß  nur 
betont  werden,  daß  nach  common  law  der  Dienstherr,  wenn  ihn  kein 
eigenes  Verschulden  trifft,  dem  Angestellten  für  Schädigungen,  die 
dieser  im  Betriebe,  sei  es  durch  fellow  servants^  sei  es  durch  Maschinen 
usw.  zugefügt  werden,  nicht  haftet.  Auf  diesem,  Gebiete  hat  aber  die 
Gesetzgebung  mit  zwei  wichtigen  Gesetzen  eingegriffen,  nämlich  der 
Employer^ s  Liability  Act  von  1880  und  der  Workmcfis  Compensation  Ait 
von  1897"  (jetzt  1907).  Eine  ausführliche  Erörterung  dieser  Gesetze 
gehört  nicht  in  den  Rahmen  dieses  Buches.  In  diesem  Zusammenhang 
können  wir  uns  nur  darauf  beschränken,  festzustellen,  ob  die  Lehre 
des  commofi  law  vom  common  employment  durch  diese  Gesetze  auf- 
gehoben oder  eingeschränkt  ist.  Nach  S.  i  der  Employer's  Liability  Act 
von  1880  haftet  der  Arbeitgeber  für  Körperverletzungen,  die  ein  Arbeiter 
erlitten  hat, 

1.  durch  irgend  einen  Defekt  in  dem  Zustande  der  Wege,  der 
Baulichkeiten,  der  Maschinen,  der  Werkzeuge,  die  im  Geschäfte 
des  Arbeitgebers   benutzt  werden   oder  damit  verbunden  sind; 

2.  durch  die  Nachlässigkeit  irgend  eines  Angestellten  des  Arbeit- 
gebers, der  mit  der  Aufsichtsführimg  vertraut  ist,  während  er 
diese  Aufsicht  ausübt; 

3.  durch  Nachlässigkeit  einer  Person  im  Dienst  des  Arbeitgebers, 
deren  Anordnungen  oder  Weisungen  der  Arbeiter  zur  Zeit  des 
Unfalles  nachzukommen  verpflichtet  war  und  denen  er  auch 
nachkam  ; 

4.  durch  die  Handlungen  oder  Unterlassungen  einer  Person  im 
Dienste  des  Arbeitgebers,  die  in  Befolgung  der  allgemeinen  An- 
ordnungen oder  Arbeitsordnungen  des  Arbeitgebers  b^angen 
sind,  oder  in  Befolgung  bestimmter  Anordnungen,  wenn  sie  von 
Personen  gegeben  sind,  die  von  dem  Arbeitgeber  zu  solchen 
Anordnungen  ermächtigt  sind; 

5.  durch  die  Nachlässigkeit  einer  Person  im  Dienst  des  Arbeil- 
gebers, die  die  Bewachung  oder  Aufsicht  über  irgend  ein  Signal, 
eine  Weiche,  eine  Lokomotive  oder  einen  Zug  bei  einer  Eisen- 
bahn hat, 

in  demselben  Umfange,  wie  wenn  der  Arbeiter  nicht  ein  Arbeiter  oder 
nicht  eine  Person  in  dem  Dienste  des  Arbeitgebers,  noch  bei  der- 
selben Arbeit  beschäftigt  wäre. 


^)  Jetzt  haftet  der  Reeder  a.  G.  der   Workmens  Compensation  Acts,  die  auch 
für  seemännische  Arbeiter  gellen. 
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Diese  letzten  Worte  sollen,  vde  Pollock  Tort.  S.  561,  Anm.  n. 
ausführt,  offenbar  die  Bedeutung  haben,  daß  in  den  vorerwähnten 
5  Fällen  der  Arbeitgeber  sich  für  den  Ausschluß  seiner  Haftung  nicht 
auf  den  Grundsatz  vom  common  employment  berufen  kann.  Sie  schließen 
aber  nicht  aus,  daß  der  Arbeitgeber  sich  auf  ein  eigenes  Verschulden 
(contrihutory  negligence)  des  Arbeiters  berufen  kann  oder  darauf,  daß 
dem  Arbeiter  die  besondere  Gefahr  seiner  Arbeit  bekannt  war. 

Soweit  die  unter  i — 5  erwähnten  Voraussetzungen  des  Gesetzes 
über  die  Haftung  des  employer  für  Verletzungen  seiner  eigenen  Ange- 
stellten durch  Delikte  anderer  Angestellter  nicht  gegeben  sind,  blieb 
die  Lehre  vom  common  employment  in  Kraft,  und  ebenso  auch  bei 
Personen,  welche  nicht  workmen  im  Sinne  des  Gesetzes  waren.  Das 
Gesetz  bezog  sich  z.  B.  nicht  auf  Seeleute,  vgl.  die  oben  erwähnte  Ent- 
scheidung Hedley  v.  Pinkney  &*  Som  S.  S.  Co,  aus  dem  Jahre  1892 
(also  nach  dem  Inkrafttreten  der  Employer' s  Liability  Act),  sowie  Pol- 
lock,  Tort  S.  504,  Anm.  y.  Über  den  Begriff  des  workmen,  vgl.  außer 
der  erwähnten  Anmerkung  bei  Po  Hock  die  Entscheidung  Fitzpatrick 
V,  Evans  6-  Co,  [ig02]  I  K,  B,  505, 

Die  WorkmerCs  Compensation  Act  von  1897  hat  die  Lehre  vom 
common  employment  ebenfalls  bestehen  lassen.  Da  aber  bei  allen  Arten 
von  Betrieben,  für  welche  das  Gesetz  gilt,  der  Arbeitgeber  ohne  Rück- 
sicht auf  eigenes  oder  fremdes  Verschulden  für  Unfallschäden  haftbar 
gemacht  ist,  so  ist  für  Ansprüche  auf  Unfallentschädigung  im  Rahmen 
dieses  Gesetzes  die  Einrede  des  common  employment  ausgeschlossen. 
Durch  die  Workmen' s  Compensations  Act  von  1907  ist  der  Kreis  der 
Betriebe,  in  welchen  diese  Unfallhaftung  eintritt,  außerordentlich  aus- 
gedehnt. Sogar  für  das  Hausgesinde  wird  nach  diesem  Gesetze  ge- 
haftet, und  damit  hat  die  Lehre  vom  common  employment  noch  weiter 
an  praktischer  Bedeutung  verloren. 

IL  Wir  kommen  jetzt  zu  den  Fällen,  wo  der  servant  zugleich  agent% 
des  principal  ist  Z.  B.  ist  den  Eisenbahngesellschaften  meist  in  den 
Gesetzen,  durch  welche  sie  konzessioniert  werden,  die  Befugnis  erteilt, 
Personen  vorläufig  festzunehmen,  die  sich  eines  Verstoßes  gegen  ihre 
Verkehrsordnungen  schuldig  gemacht  haben.  Die  Gesellschaften  über- 
tragen diese  Befugnis  wiederum  gewissen  Beamten,  z.  B.  den  Stations- 
vorstehern. Der  Beamte,  der  eine  solche  Festnahme  vornimmt,  handelt 
also  auf  Grund  einer  ausdrücklich  erteilten  Befugnis.  Wenn  aber  die 
Festnahme  zu  Unrecht  erfolgt  ist,  so  wird  die  Gesellschaft  schadens- 
ersatzpflichtig. 

Im  Falle  Moore  v.  Metropolitan  Railway  Co.  l8y2  L,  R,  8  Q.  B,  36 
verhaftete  der  Inspektor  einer  Eisenbahngesellschaft  einen  Passagier 
auf  Grund  der  Beschuldigung,  daß  er  durch  Nichtzahlung  des  Fahr- 
preises die  Gesellschaft  betrogen  habe.  Die  Beschuldigung  stellte  sich 
als  unrichtig  heraus.  Der  Passagier  erhob  gegen  die  Gesellschaft  eine 
ctction  for  false  imprisonment,  weil  der  Inspektor  ihn  irrtümlich  verhaftet 
habe.  Es  wurde  entschieden,  daß  die  Gesellschaft  haftbar  sei.  Ebenso 
haftete  z.  B.  der  Inhaber  eines  Restaurants,  weil  der  Geschäftsführer 
irrtümlich  einen  Mann  verhaften  ließ,  von  dem  er  annahm,  daß  er 
sich  ungebührlich  betragen  hatte.    Es  gehörte  an  und  für  sich  zu  den 
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Obliegenheiten   des  Geschäftsführers,   solche   Personen  hinauszuweisen 
oder  der  Polizei  zu  übergeben.    (Ashton  v,  Spiers  iSgjy  g  T,  L.  R.  6o6.) 

III.  Kann  di^x  principal  für  Delikte  des  agent  haften,  ob- 
wohl dieser  nicht  sein  servant  ist? 

Der  partner  einer  Handelsgesellschaft  ist  nicht  servant,  denn  es 
ist  kein  tnaster  da,  zu  dem  er  in  einem  Angestellten  Verhältnis  steht 
Dennoch  haftet  die  Firma  als  principal  für  Delikte,  die  der  partner  in 
the  course  of  the  firms  Business  begeht,  z.  B.  für  Unterschlagungen  von 
Kundengeldem  beim  Bankgeschäft.  Ein  solicitor,  der  mit  der  Führung 
eines  Prozesses  betraut  ist,  kann  auch  nicht  als  servant  angesehen 
I  werden,  wohl  aber  ist  er  agent.  Die  Partei  haftet  für  Delikte,  die  er 
im  Rahmen  seiner  Befugnisse  begeht  (vgl.  Bates  v,  Pilling  1826  6  ß.&* 
C,  38;  Morris  v.  Salberg  l88g,  22  Q,  B,  D,  614.  .Ebenso  haftet  die 
Partei  für  eine  ungerechtfertigte  Pfändung  eines  Gerichtsvollziehers. 
(Hatch  V,  Haie  1850, 15  Q,  B,  lO ;  SmM  v,  Goodwin  1833,  4  B.  cfAä,  413). 

IV.  Der  prinäpal  haftet  femer  für  kontraktliches  Verschulden  des 
agentj  sowie  für  Verschulden  des  agent  beim  Abschluß  eines  Vertrages. 
Wenn  der  agent  beim  Abschluß  eines  Vertrages  sich  eines  Betruges 
oder  einer  misrepresentation  schuldig  macht,  so  kann  es  sich  fragen,  in- 
wieweit der  andere  Teil,  der  einen  Betrug  oder  eine  misrepresentation 
behauptet,  sich  gegenüber  dem  unschuldigen  principal  darauf  berufen 
kann.  Dieser  Fall  wird  bei  §  145  zu  erörtern  sein.  Wenn  der  andere 
Teil  auf  Grund  des  fraud  des  agent  eine  Deliktsklage  wegen  Betruges 
(action  of  deceit)  erhebt,  so  haftet  der  ptincipal  nach  den  Grundsätzen 
des  §  138. 

Was  schließlich  die  Haftung  des  principal  für  Erfüllungshandlungen, 
die  er  durch  einen  Vertreter  vornehmen  läßt,  angeht,  so  gilt  auch  hier 
der  Grundsatz  qui  facit  per  alium,  facit  per  se.  Der  principal  hihei 
daher  für  Verschulden  des  agent  ebenso  wie  für  eigenes  Verschulden. 

§  139. 
Wenn  jemand  einen  selbständigen  Unternehmer  {Jndependent 
contractor)  beauftragt,  eine  Handlung  vorzunehmen,  die,  wenn 
sie  nicht  sorgfältig  ausgeführt  wird,  leicht  die  Verletzung  einer 
anderen  Person  herbeiführen  kann,  und  wenn  dem  Auftraggeber 
die  Verpflichtung  obliegt,  die  gehörige  Sorgfalt  und  Sachkenntnis 
anzuwenden,  so  haftet  der  Auftraggeber  für  die  Nachlässigkeit 
des  Unternehmers,  wenn  dadurch  ein  Dritter  Schaden  erleidet 

^Hughes  V.  Percival  1883,  L,  R.  8  App.   Ca.  443. 

Bereits  bei  §  121  ist  erwähnt  worden,  daß  der  independeni  con- 
tractor kein  agent  seines  Auftraggebers  ist.  Das  Unterscheidungsmerk- 
mal zwischen  dem  agent  und  dem  independent  contractor  wurde  darin 
gefunden,  daß  der  erstere  nach  den  Weisungen  imd  unter  der  Auf- 
sicht des  Auftraggebers  tätig  ist,  der  letztere  eine  Tätigkeit  übernimmt, 
die  er  nach  eigenem  Ermessen  ausführt,  ohne  einer  Aufsicht  unter- 
stellt zu  sein.  Wenn  z.  B.  jemand  einen  Arbeiter  im  Tagelohn  enga- 
giert, um  an  seinem  Grundstücke  nach  speziellen  Anweisungen  Repara- 
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turen  vorzunehmen,  so  ist  dieser  Arbeiter  servant  des  Grundeigentümers ; 
überträgt  er  aber  einem  Untemehmei  die  Reparaturen  gegen  Zahlung 
einer  bestimmten  Summe,  so  ist  dieser  independent  contractor.  Man 
darf  aber  die  Unterscheidung  nicht  lediglich  darauf  abstellen,  ob  ein 
Dienstvertrag  oder  ein  Werkvertrag  vorliegt.  Wenn  z.  B.  beim  Werk- 
vertrag jemand  nach  bestimmten  Anweisungen  zu  verfahren  hat,  so  ist 
der  Unternehmer  kein  independent  contractor.  Im  allgemeinen  wird  natür- 
lich der  Unternehmer  beim  Werkvertrag  independent  contractor^  dagegen 
der  Dienstverpflichtete  servant  sein.  Wenn  dieser  Paragraph  eine  Haf- 
tung des  Auftraggebers  für  eine  Person  aufstellt,  die  weder  ihr  servant 
noch  ihr  agent  ist,  so  rechtfertigt  sich  diese  Besonderheit  aus  dem 
Gesichtspunkte,  daß  derjenige,  der  eine  gefährliche  Anlage  herstellt,, 
für  Körperverletzungen  haftet,  die  Personen  bei  Herstellung  solcher 
Anlage  erleiden  (Gefährdungshaftung).  W^ir  finden  hier  ähnliche  Grund- 
sätze entwickelt,  wie  sie  in  unserem  Rechte  das  Reichsgericht  für  die 
Haftung  derjenigen  Personen,  insbesondere  der  Gemeinden,  aufgestellt 
hat,  welche  auf  einer  öffentlichen  Straße  Reparaturen  vornehmen  lassen. 

Im  Falle  Hughes  v.  Percival  1883  L.  R.  8  App.  Ca.  443  ließ  der 
Beklagte  einen  Bau  durch  einen  Unternehmer  ausführen.  Das  neue 
Haus  fiel  um  und  beschädigte  das  Haus  des  Klägers.  Der  Zusammen- 
sturz war  auf  eine  Maßnahme  des  Unternehmers  zurückzuführen,  die 
in  den  Bauplänen  nicht  vorgesehen  war,  und  zu  der  der  Beklagte  den 
Unternehmer  auch  nicht  ermächtigt  hatte.  Der  Beklagte  haftete  als 
Bauherr  für  diesen  Schaden.  Er  konnte  sich,  wie  entschieden  wurde, 
nicht  darauf  berufen,  daß  er  einem  independent  contractor  den  Bau  über- 
tragen habe. 

Im  Falle  The  Snark  [igoo]  P.  10$  war  ein  der  Beklagten  gehöriges 
Schiff  in  der  Themse  gesunken.  Die  Beklagte  engagierte  einen  Taucher, 
welcher  das  Schiff  heben  sollte.  Der  Taucher  ließ  die  Unfallstelle  nicht 
genügend  erleuchten,  infolgedessen  rannte  der  Dampfer  der  Klägerin 
auf  das  Wrack  und  wurde  beschädigt.  Die  Beklagte  haftete  für  die 
Fahrlässigkeit  des  Tauchers.  Die  Haftung  wurde  damit  begründet, 
daß  die  Themse  eine  öffentliche  Straße  (Highway)  sei.  Wer  auf  einer 
solchen  Straße  Arbeiten  vornehmen  lasse,  habe  dafür  zu  sorgen,  daß 
Passanten,  in  diesem  Falle  die  Schiffe,  nicht  dadurch  gefährdet  werden. 
Wenn  jemand  diese  Verpflichtung  (duty)  verletze,  so  könne  er  sich  nicht 
darauf  berufen,  daß  er  die  Vornahme  der  Arbeiten  einem  independent 
contractor  übertragen  habe. 

Im  Falle  Holliday  v.  National  Telephone  Co,  [l8gg]  2  Q.  B.  3Q2 
hatte  die  Beklagte  auf  einer  Straße  Röhren  für  Telephone  verlegt.  Sie 
beauftragte  einen  selbständigen  Mechaniker,  der  eine  Reihe  von  Ar- 
beitern beschäftigte,  diese  Röhren  zu  verlöten.  Derselbe  erhielt  nach 
Maßgabe  der  gelieferten  Arbeiten  bezahlt.  Nach  dem  Vertrage  sollte 
der  Vorarbeiter  der  Beklagten  die  Arbeit  beaufsichtigen.  Durch  unacht- 
sames Hantieren  mit  dem  Lötfeuer  wurde  der  Kläger  verletzt.  Es 
wurde  entschieden,  die  Gesellschaft  hafte  für  das  Verschulden  des 
independent  contractor,  resp.  seiner  Arbeiter.  Sie  sei  verpflichtet  dafür 
zu  sorgen,  daß  das  Publikum,  welches  die  Straße  benutzte,  gegen  nach- 
lässige Handlungen  von  Personen  geschützt  würde,  die  sie  mit  der 
Arbeit  betraute. 
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Gegenüber  den  erwähnten .  Fällen  ist  jedoch  zu  betonen,  daß  der 
§  139  nur  eine  Ausnahme  Vorschrift  enthält.  Wenn  die  besonderen 
Voraussetzungen  des  §  139  nicht  gegeben  sind,  so  haftet 
der  Auftraggeber  für  die  Delikte  eines  independent  con- 
tractor  nicht. 

§  140. 
Für  Handlungen  und  Unterlassungen  eines  specid  agent 
haftet  der  principal  Dritten  gegentXber  nur,  wenn  er  den  ageni  zu 
diesen  Handlungen  ermächtigt  hat  oder  für  solche  Hand- 
lungen, die  eine  notwendige  oder  natürliche  Folge  solcher  Hand- 
lungen und  Unterlassungen,  zu  denen  der  ageni  ermächtigt 
war,  bilden. 

Fenn  v.  Harrison  J790,  3  T.  K.  ysy ;  Brady  v,  Todd  l86j,  g  C.  B,  N.  S.  5^2. 

Nachdem  Jenks  das  Wesen  der  general  agency  erörtert  hat,  handelt 
es  sich  bei  §  140  um  die  Frage,  welchen  Umfang  die  Vollmacht  des 
special  agent  zur  Vornahme  von  Rechtsgeschäften  im  Gegensatze  zu  der 
Vollmacht  des  general  agent  hat.  Der  Unterschied  zwischen  der 
special  agency  und  der  general  agency  hegt,  wie  wir  oben  bereits  gesehen 
haben,  darin,  daß  sich  bei  der  ersteren  der  principal  auch  auf  eine 
interne  Beschränkung  der  Vollmacht  berufen  kann,  was  ihm  bei  der 
general  agency  nicht  gestattet  ist.  Im  Falle  Fenn  v.  Harrison  IJSO^  3 
T,  R.  ys7  wurde  A.  von  ß.  beauftragt,  einen  Wechsel  weiter  zu 
diskontieren.  B.  war  Indossatar  des  Wechsels.  Dieser  Auftrag  schloß 
an  sich  nach  der  Verkehrsauffassung  die  Vollmacht  in  sich,  den  Wechsel 
auch  mit  dem  Indosso  des  Auftraggebers  zu  versehen  (vgl.  Addison 
Contract  S.  307).  Der  Auftraggeber  hatte  aber  in  diesem  Falle 
dem  A.  ausdrücklich  verboten,  den  Wechsel  mit  seinem  Indosso  zu 
versehen,  und  deshalb  haftete  B.  nicht  aus  dem  Indossament,  da  A. 
nicht  sein  general  agent  war.  Außerdem  hatte  aber  A.  garantiert,  daß 
der  Wechsel  gut  sei.  Dies  war  ihm  nicht  ausdrücklich  verboten,  und 
es  war  auch  eine  natürliche  Folge  des  Auftrags.  Deshalb  haftete 
B.  aus  dieser  Garantie,  als  sich  herausstellte,  daß  der  Wechsel  wertlos  war. 

Der  Fall  Brady  v,  Todd  1861  g  C,  B,  N,  S.  5g2  ist  bereits  oben 
auf  S.  649  erwähnt,  als  es  sich  darum  handelte,  den  Unterschied  zwischen 
einem  general  agent  und  special  agent  zu  erläutern.  Es  mag  hier 
nur  nochmals  betont  werden,  daß  das  Wesen  einer  special  agency  nicht 
darin  zu  finden  ist,  daß  ein  einzelner,  spezieller  Auftrag  erteilt  Ist,  \'iel- 
mehr  kann  auch  in  einem  solchen  Fall  eine  general  agency  vorliegen. 
Wenn  z.  B.  einem  factor  oder  auctioneer  der  einmalige  Auftrag  erteilt 
wird,  eine  Ware  zu  verkaufen,  so  sind  diese  Personen  dennoch  general 
agents  und  §  140  findet  keine  Anwendung.  Er  findet  vielmehr  nur 
Anwendung,  wenn  ein  spezieller  Auftrag  an  eine  Person  erteilt  wird, 
die  nicht  schon  kraft  ihrer  Stellung  zu  dem  Auftraggeber  oder  kraft 
ihres  Gewerbes  als  general  agent  anzusehen  ist. 

§  141. 
Das  Vertreterverhältnis  kann  Dritten  gegenüber  jederzeit 
und  auf  jegliche  Art  und  Weise  sowohl  vom  Vertretenen  wie 
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vom  Vertreter  beendigt  werden,  und  es  wird  ipso  facto  durch 
den  Tod,  die  Geisteskrankheit  oder  den  Konkurs  des  Vertretenen 
oder  des  Vertreters  beendet 

Blades  v.  Free  1829,  g  B.  &  C  j6j;  Drew  v.  Auhh  iByg,  4  Q.  D.  D,  661; 
Markwick  v.  Hardingham  1880,  1$  Ch,  D.  33g;  Hudson  v.  Granger  1821, 
5  B.  &  Aid,  31. 

Es  bestehen  aber  die  folgenden  Ausnahmen: 

a)  Der  Widerruf  der  Vollmacht  des  Vertreters  —  ab- 
gesehen von  dem  Falle  des  Aufhörens  der  Vertretungs- 
befugnis durch  Tod  oder  Konkurs  —  befreit  den  Voll- 
machtgeber nicht  von  seiner  Haftung  für  Handlungen 
des  Vertreters  gegenüber  solchen  Personen,  mit  welchen 
der  Vollmachtgeber  früher  durch  Vermittlung  desselben 
Vertreters  in  rechtliche  Beziehungen  getreten  ist,  und 
die  von  dem  Widerrufe  keine  Kenntnis  haben. 

Biades  v.  Free,  ubi  sup.;  Elliott  v.  Turquand  188 1,  Z.  A».  7  A/>p, 
Ca,  yg, 

Trueman  v.  Lader  J840,  ii  A.  &  E.  58g;  Re  Oriental  Bank  Corp. 
J884,  28  Ca.  D.  634. 

b)  Wenn  eine  Person  in  gutem  Glauben  auf  Grund  einer 
Vollmacht  unter  Siegel  {ßower  of  attorney)  handelt,  so 
wird  sie  nicht  persönlich  haftbar,  wenn  diese  Vollmacht 
durch  den  Tod  des  Vollmachtgebers  oder  in  anderer 
Weise  ihr  Ende  findet 

Conveyancing  Actf  1881,  s.  4y;  Trustee  Act.,  i8g3,  s.  23;  Conveyancing 
Act,  1882,  SS.  5,  9. 

c)  Eine  Vollmacht  unter  Siegel,  die  nach  dem  31.  Dezember 
1882  errichtet,  für  eine  Gegenleistung  von  Vermögens- 
wert hingegeben  und  als  unwiderruflich  bezeichnet  ist, 
oder  die  —  gleichgültig,  ob  sie  für  eine  Gegenleistung 
von  Vermögenswert  hingegeben  ist  oder  nicht  —  für 
eine  bestimmte  Zeit,  die  ein  Jahr  nicht  übersteigen 
darf,  unwiderruflich  sein  soll,  kann  zugunsten 
eines  Käufers  durch  irgendeine  Handlung  des  Voll- 
machtgebers (einschließlich  seines  Todes,  der  Geistes- 
krankheit oder  des  Konkurses),  die  ohne  Zustimmung 
des  Vertreters  vorgenommen  ist,  nicht  widerrufen 
werden,  oder  wenigstens  während  der  festgesetzten 
Zeit  nicht  widerrufen  werden  (je  nach  Lage  des  Falles>. 

I.  Allgemeines.  Der  §  441  unterscheidet  zwei  Arten  des  Er- 
löschens der  Vollmacht,  einmal  durck  ausdrückliche  Willenserklärung 
der  Parteien,  zweitens  durch  andere  Umstände.     Je  nachdem  die  eine 
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oder  die  andere  Art  des  Erlöschens  vorliegt,  ist  auch  die  Wirkung  der 
Beendigung  der  Vollmacht  eine  verschiedene.  Ais  Gründe  für  das 
Erlöschen  der  Vollmacht  ohne  Willenserklärung  führt  Jenks  den  Tod, 
die  Geisteskrankheit  oder  den  Konkurs  des  Vertreters  oder  des  Ver- 
tretenen an.  Außerdem  gibt  es  aber  noch  einige  andere  Erlöschungs- 
gründe der  Vollmacht,  die  in  diesem  Paragraphen  nicht  besonders  er- 
wähnt sind,  z.  B.  durch  Zeitablauf,  wenn  die  Vollmacht  für  eine  be- 
stimmte Zeit  erteilt  wurde,  ferner,  wenn  das  Rechtsgeschäft,  für  welches 
die  Vollmacht  erteilt  wurde,  erledigt  ist. 

.Es  gibt  aber  auch  Fälle  —  abgesehen  von  den  in  §  141  erwähnten  — , 
wo  die  Vollmacht  von  dem  principal  nicht  widerrufen  werden  kann, 
wenn  nämlich  der  Erteilung  der  Vollmacht  ein  Rechtsgeschäft  zugrunde 
liegt,  bei  welchem  die  Vollmachterteilung  lediglich  oder  vorwiegend  im 
Interesse  des  agent  erfolgte.  Dann  redet  man  von  einer  authority 
coupUd  with  an  int  er  est  (vgl.  darüber  weiter  unten). 

II.  Erlöschen  der  Vollmacht  ipso  facto. 

Der  Tod  des  principal  bringt  die  Vollmacht  ohne  weiteres  zum  Er- 
löschen. Im  Falle  Blades  v.  Free  182g,  6  B.  ä^  C.  /Ö^"  lebte  ein  Mann  mit 
mit  einer  Frau  zusammen,  die  für  seine  Ehefrau  galt.  Er  haftete  also 
an  sich  nach  §  134  für  Sachen,  die  die  Frau  für  den  gemeinschaftlichen 
Haushalt  bestellt  hatte.  Er  ging  ins  Ausland  und  starb  dort.  Es  wurde 
entschieden,  daß  der  Testamentsvollstrecker  nicht  verpflichtet  war,  Waren 
zu  bezahlen,  die  der  Frau  nach  dem  Tode  des  Mannes  aber  bevor 
dessen  Tod  zur  Kenntnis  des  Lieferanten  gekommen  %var  geliefert 
waren.  Aber  auch  die  Frau  ist  in  solchem  Falle  nicht  haftbar,  wenn 
sie  lediglich  als  Vertreterin  des  Mannes  kontrahiert  imd  sich  nicht  selbst 
verpflichtet  hatte,   vorausgesetzt,    daß  ihr  der  Tod  nicht  bekannt  ^"ar. 

Ebenso  erlischt  die  Vollmacht  durch  den  Tod  des  agent.  Bei 
Korporationen  tritt  das  Erlöschen  der  Vollmacht  mit  der  Auflösung  ein. 

Auch  die  Geisteskrankheit  des  Vollmachtgebers  oder  .Bevoll- 
mächtigten bringt  die  Vollmacht  zum  Erlöschen.  Ein  Beispiel  bildet 
der  Fall  Drew  v,  Nunn  187g,  4  Q.  B.  D,  661.  Der  Kläger  hatte 
Waren  an  die  Frau  des  Beklagten  geliefert,  und  der  Beklagte  hatte 
sie  ermächtigt,  beim  Kläger  zu  kaufen.  Später  wurde  der  Beklagte  geistes- 
krank und  während  seiner  Krankheit  bestellte  seine  Frau  wieder  Waren  bei 
dem  Kläger,  der  sie  auch  lieferte.  Nach  längerer  Zeit  gewann  der  Be- 
klagte seine  Gesundheit  wieder  und  weigerte  sich,  die  Waren  zu  bezahlen. 
Er  widerrief  die  Vollmacht,  die  er  der  Frau  früher  erteilt  hatte.  Richter 
Brett  entschied,  durch  die  Geisteskrankheit  sei  die  Vollmacht,  die  der 
Beklagte  seiner  Frau  erteilt  hatte,  beendigt.  Aber  da  durch  das  frühere 
Verhalten  des  Beklagten  gegenüber  dem  Kläger  die  Frau  als  Bevoll- 
mächtigte des  Beklagten  anzusehen  war,  so  konnte  der  Beklagte  seine 
Vollmacht  mit  Wirkung  gegenüber  dem  Kläger  nur  dadurch  beenden, 
daß  er  ihm  von  dem  Erlöschen  Mitteilung  machte  (vgl.  hierzu  die  Aus- 
nahme des  §  141a).  Der  Beklagte  sei  zwar  unfähig  gewesen,  die 
Vollmacht  zu  widerrufen,  aber  er  habe  den  Schaden  zu  tragen,  wenn 
seine  Frau  für  ihn  kontrahierte,  ohne  dazu  berechtigt  zu  sein,  und 
wenn  die  Person,  mit  der  sie  ■  kontrahierte,  keine  Kenntnis  von  der 
Geisteskrankheit  des  Mannes  hat. 
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Hierzu  ist  zu  bemerken,  daß  nach  §  64  (I.  Teil  S.  357  ff.)  jemand 
die  Geisteskrankheit  seines  Gegenkontrahenten  überhaupt  nur  dann 
gegen  sich  gelten  zu  lassen  braucht,  wenn  er  sie  kennt,  so  daß  schon 
aus  diesem  allgemeinen  Grunde  der  Kläger,  der  von  der  Geisteskrank- 
heit keine  Kenntnis  hatte,  obsiegen  mußte.  Hat  der  andere  aber  von 
der  Geisteskrankheit  Kenntnis,  so  erlischt  die  Vollmacht,  ohne  daß  es 
eines  Widerrufes  bedarf. 

Erlöschen  der  Vollmacht  durch  Konkurs.  Die  Vollmacht 
erlischt  auch  durch  den  Konkurs  (bankruptcy)  des  Vollmachtgebers  oder 
Bevollmächtigten.  Wir  müssen  aber  zunächst  feststellen,  was  hier  unter 
bankruptcy  zu  verstehen  ist,  da  das  Konkursverfahren  im  englischen 
Recht  nicht  damit  beginnt,  daß  dem  Gemeinscliuldner  die  Verfügung  über 
sein  Vermögen  völlig  entzogen  wird  und  auf  den  Verwalter  übergeht, 
sondern  das  Erlöschen  der  Verfügungsbefugnis  erst  in  einem  späteren 
Stadium  des  Verfahrens  eintritt.  Wenn  jemand  gewisse  Handlungen 
begeht,  die  als  acts  of  bankruptcy  bezeichnet  werden  und  die  im 
I.  Teile  S.  384 — 388  aufgeführt  sind,  so  kann  jeder  Gläubiger,  der 
eine  Forderung  von  mindestens  50  £  hat,  einen  Antrag  auf  Eröffnung 
des  Verfahrens  (bankruptcy  Petition)  stellen.  Daraufhin  setzt  das 
Gericht  einen  Sequester  (official  receiver)  ein  (vgl.  I.  Teil  S.  388, 
389).  Erst  später  nach  Abhaltung  einer  Gläubigerversammlung 
kann  durch  das  Gericht  die  adjudication  of  bankruptcy  erfolgen 
(vgl.  I.  Teil  S.  390,  391,  392)  und  erst  diese  hat  die  Beendigung 
der  Vollmacht  zur  Folge.  Aber  dieser  adjudication  ist  rückwirkende 
Kraft  beigelegt.  Die  Vollmacht  endet  nämlich,  wenn  später  eine 
adjudication  erfolgt,  mit  dem  ersten  act  of  bankruptcy^  den  der  Ge- 
meinschuldner begeht,  vorausgesetzt,  daß  innerhalb  der  drei  nächsten 
Monate  nach  der  Begehung  eines  solchen  act  of  bankruptcy  ein 
Antrag  auf  Eröffnung  des  Verfahrens  gestellt  wird,  der  dann  später 
eine  adjudication  zur  Folge  hat.  Wenn  jedoch  der  agent  keine  Kenntnis 
von  dem  act  of  bankruptcy  hat  und  die  receiving  order  noch  nicht  er- 
lassen ist,  so  tritt  für  Handlungen  des  agent,  welche  vor  Erlaß  dieser 
Order  und  vor  Kenntnis  von  d#m  act  of  bankruptcy  vorgenommen  sind, 
die  Rückwirkung  nicht  ein.    Vgl.  Bankruptcy  Act  1883  s.  43,  4g. 

Eine  nähere  Erörterung  dieser  höchst  komplizierten  konkursrecht- 
lichen Vorschriften  würde  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen. 
Nach  s.  50  subs.  6  der  Bankruptcy  Act  von  1883  ist  jeder  agent  eines 
bankrupt  verpflichtet,  alles  Geld,  Wertpapiere  usw.  des  Gemeinschuldners, 
die  er  im  Besitze  hat,  und  an  denen  er  kein  Zurückbehaltungsrecht 
geltend  machen  kann,  an  den  trustee  in  bankruptcy  auszuliefern. 

Wenn  eine  Company  liquidiert  wird,  so  wird  dadurch  die  Vollmacht 
der  Direktoren  beendigt,  und  wenn  der  Teilhaber  einer  partnership  in 
Konkurs  gerät,  so  endigt  damit  seine  Befugnis,  die  Gesellschaft  zu 
vertreten.    (Partnership  Act  l8gO  s,  33.) 


*)  In  unserem  Recht  erlischt  die  Vollmacht,  -wenn  sie  auf  einem  Vertrag 
beruht,  im  Zweifel  nicht  durch  den  Tod  des  Vollmachtgebers  (§  168  in  Ver- 
bindung mit  g  672  B.G.B.). 
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III.  Die  Ausnahmen   des   §  141. 

a)  Beim  Erlöschen  der  Vollmacht  durch  Tod  oder  Konkurs  ist 
die  Kenntnis  des  Dritten  von  diesem  Erlöschen  gleichgültig.  Beim 
Erlöschen  durch  Geisteskrankheit  kommt  es  schon  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  darauf  an,  ob  der  Dritte  die  Geisteskrankheit  kennt 
Wenn  die  Vollmacht  durch  eine  Willenserklärung  der  Parteien  erlischt, 
so  ist  es  nach  der  Formulierung  von  Jenks  ,  eben  falls  gleichgültig, 
ob  der  Dritte  dieses  Erlöschen  kennt  oder  nicht,  es  sei  denn, 
daß  der  Vollmachtgeber  vorher  durch  denselben  Vertreter  mit  ihm 
Rechtsgeschäfte  abgeschlossen  hat.  Mir  scheint  dieser  von  Jenks  auf- 
gestellte Satz  etwas  zu  eng  gefaßt  zu  sein.  Weshalb  sollte  die  Voll- 
macht ohne  Kenntnis  des  Dritten  von  dem  Widerruf  erlöschen,  wenn 
der  Vollmachtgeber  zwar  noch  keine  Geschäfte  durch  seinen  Vertreter 
mit  dem  Dritten  abgeschlossen,  wohl  aber  erklärt  hat,  sein  agmt  sei 
bevollmächtigt,  und,  bevor  es  zur  Ausführung  des  ersten  Geschäfts  kommt, 
diese  Vollmacht  durch  Erklärung  gegenüber  dem  agent  widerruft,  ohne 
dem  Dritten  Mitteilung  zu  machen?  Ihre  notwendige  Ergänzung  finden 
die  Vorschriften  des  §  141  a  durch  die  Lehre  von  der  agency  by  aloppä, 
wonach  auch  im  letzteren  Falle  der  Vollmachtgeber  sich  nicht  darauf 
berufen  könnte,  daß  er  den  agmt  nicht  bevollmächtigt  habe,  wenn  der 
Dritte  im  Vertrauen  auf  des  Fortbestehen  der  Vollmacht  kontraliiert 
Ein  Beispiel  für  die  von  Jenks  aufgestellte  Norm  bildet  der  Fall  True- 
mann  v.  Loder  18 40,  II  A,  6^  K  5<S0.  Der  Beklagte  wohnte  in 
Petersburg  mid  hatte  einen  Agenten  in  London  namens  H.  Dieser  hatte 
selbst  weder  Kapital  noch  Kredit,  und  es  war  in  der  Branche  allgemein 
bekannt,  daß  er  der  Vertreter  des  Beklagten  war,  obwohl  alle  Geschäfte 
auf  den  Namen  des  Agenten  gemacht  wurden.  Der  Beklagte  hatte 
dem  H.  erklärt,  daß  das  Agentur  Verhältnis  beendet  sei.  H.  machte 
später  einen  Abschluß  mit  dem  Kläger  über  den  Verkauf  von  .Talg. 
H.  wollte  diesen  Vertrag  auf  eigene  Rechnung  machen,  aber  der  Kläger 
wußte  das  nicht  und  glaubte,  daß  H.  wie  gewöhnlich  als  Vertreter 
des  Beklagten  handle.     Der  Beklagte  wurde  für  haftbar  erklärt 

b)  Besonderheiten  bei  Vollmachten  unter  Siegel  (powers 
of  attorney).  Power  of  attomey  ist,  wie  bereits  auf  S.  635  bemerkt  wurde, 
jede  Vollmacht,  die  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  erteilt  worden  ist  Z.  B. 
kann  die  Übertragung  von  Rechten  an  Grundstücken  nach  der  Reat 
Property  Act  von  1845  (S  ^^  9  Vict,  c.  106  s.  3)  nur  mittels  Urkunde 
unter  Siegel  erfolgen,  wenn  sie  im  Common  Law  Anerkennung  finden 
sollte.  Wenn  jemand  sich  bei  dieser  Übertragung  eines  agent  bedient, 
so  muß  dieser  ebenfalls  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  bevollmächtigt 
sein  (vgl.  §.   124  a). 

Vor  dem  Inkrafttreten  der  Conveyanäng  Act  1882  erlosch  die  pou^er 
of  attorney  durch  den  Tod  oder  die  Geisteskrankheit  des  Vertretenen 
und  konnte  auch  jederzeit  widerrufen  werden.  Selbst  wenn  ausdrück- 
lich in  der  Urkunde  bestimmt  war,  daß  sie  unwiderruflich  sein  sollte, 
so  wurde  dadurch  die  Widerruf  lieh  keit  nicht  ausgeschlossen,  es  sei  denn, 
daß  es  sich  um  ein  ,,authonty  coupled  with  an  interest^  (s.  darüber  weiter 
unten)  handelte.  Wenn  daher  z.  B.  der  Rechtstitel  des  Verkäufers 
eines  Grundstücks  durch  eine  Reihe  von  Urkunden  nachgewiesen  werden 
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sollte,  und  eine  dieser  Urkunden,  welche  die  Übertragung  des  Eigentums 
von  einem  Rechts  Vorgänger  auf  den  anderen  enthielt,  von  einem  Vertreter 
vollzogen  war,  der  seinerseits  in  einer  power  of  attomey  bevollmächtigt 
war,  so  bedurfte  es  stets  der  Nachprüfung,  ob  die  power  of  attomey  im 
Augenblicke  des  Vollzuges  der  anderen  Urkunde  noch  zu  Recht  bestand 
oder  etwa  widerrufen  war,  oder  durch  den  Tod,  Konkurs  oder  die  Geistes- 
krankheit des  Vollmachtgebers  hinfällig  geworden  war.  Diese  Unzuträglich- 
keiten wurden  durch  die  Vorschrift  der  Corweyancing  Act  von  1882 
beseitigt.  Vorher  hatte  schon  die  Corweyancing  and  Law  Property  Act 
von  1 88 1  *  denjenigen  geschützt,  der  auf  Grund  einer  ungültigen /eTO/^r 
oj  attomey  gehandelt  hatte,  indem  sie  in  s.  47  bestimmte : 

„Jede  Person,  die  in  gutem  Glauben  auf  Grund  einer  power  of 
attorney  eine  Zahlung  leistet  oder  eine  Handlung  vornimmt,  soll  für  die 
Zahlung   oder   die   Handlung  nicht  aus  dem  Grunde   verantwortlich 
sein,  weil  vor  der  Zahlung  oder  Handlung  der  Volhnachtgeber  starb, 
in  Geisteskrankheit  verfiel,  in  Konkurs  geriet  oder  die  Vollmacht  wider- 
rufen hat,  wenn  die  Tatsache    des  Todes,  der  Geisteskrankheit,  des 
Konkurses  oder  des  Widerrufs  zur  Zeit  der  Zahlung  oder  der  Vor- 
nahme   der  Handlung    der  Person,    die    sie    leistete  bzw.   vornahm, 
nicht  bekannt  war." 
Diese  Vorschrift  schützte  also  den  Bevollmächtigten.     Die  Voll- 
macht war   an   sich   durch   eines   der  genannten  Ereignisse   erloschen, 
nur  brauchte  der  Bevollmächtigte  erst  von  dem  Zeitpunkt  an  das  Er- 
löschen  gegen   sich   gelten  zu    lassen,    in  dem  er  von  dem    Erlöschen 
Kenntnis   erhielt.     Der   Fall,   daß  die  Vollmacht  von  Anfang  an  nicht 
bestanden  hat,  wird  bei  §  142  d  erörtert  werden. 

Die  Conveyancing  Act  von  1882  traf  Bestimmungen  darüber,  unter 
welchen  Umständen  Vollmachten  zugunsten  des  Dritten  „ irrroocable^^ 
waren.  Hier  kam  es  nicht  auf  die  Kenntnis  von  einem  Widerruf  oder 
von  dem  Tode  des  Vollmachtgebers  an,  sondern  wenn  eine  Vollmacht 
vorlag,  die  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  Jrrevocable"^  war,  so 
war  ein  trotzdem  erklärter  Widerruf  des  Vollmachtgebers  unwirksam 
und  ebenso  eines  der  anderen  Ereignisse,  welche  sonst  die  Vollmacht 
zum  Erlöschen  brachten.  Das  Gesetz  unterschied  zwischen  gewöhnlichen 
Vollmachten  und  solchen,  die  für  ein  valuable  consideration  gegeben 
waren.  War  die  Vollmacht  für  eine  valuable  consideration  gegeben,  so 
war  sie  eine  authority  coupled  with  an  interest  (s.  darüber  weiter  unten). 

Für  diese  bestimmte  s.  8  der  Com^eyancing  Act  von  1882  das 
Folgende:  „Wenn  eine  ^^power  of  attorney  grven  for  valuable  consideration"^ 
in  der  Urkunde,  durch  welche  diese  Vollmacht  (power)  geschaffen  wird, 
als  unwiderruflich  bezeichnet  wird,  dann  kann  zugunsten  eines  Käufers 

1.  die  Vollmacht  zu  keiner  Zeit  widerrufen  werden,  weder  durch  eine 
Handlung  des  Vollmachtgebers  ohne  die  Mitwirkung  des  Be- 
vollmächtigten noch  durch  den  Tod,  die  Eheschließung,  die 
Geisteskrankheit  oder  den    Konkurs    des  Vollmachtgebers    und 

2.  jede  Handlimg,  die  zu  irgendeiner  Zeit  von  dem  Bevollmächtigten 
in  Ausfülirung  seiner  Vollmacht  vorgenommen  ist,  soll  ebenso 
gültig  sein,  als  wie  wenn  irgendeine  Handlung  des  Vollmacht- 
gebers,   die  ohne   die  Mitwirkung   des  Bevollmächtigten   vorge- 
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nommen  ist,  nicht  vorgenommen,  oder  der  Tod,  die  Eheschließung, 
die  Geisteskrankheit  des  Vollmachtgebers  nicht  eingetreten  wäre  und 
3.  weder  der  Bevollmächtigte  noch  der  Käufer  soll  zu  irgendeiner 
Zeit  in  seinen  Rechten  geschmälert  werden  durch  die  Kenntnis 
von  einer  Handlung  des  Vollmachtgebers  ohne  die  Mitwirkung 
des  Bevollmächtigten  oder  von  dem  Tode,  der  Eheschließung, 
der  Geisteskrankheit  oder  dem  Konkurse  des  Vollmachtgebers". 

Wenn  es  sich  dagegen  um  eine  Vollmacht  handelt,  die  nicht /<jr 
valuable  consideration  gegeben  ist,  und  die  in  der  Urkunde  für  eine 
bestimmte  Zeit,  die  aber  nicht  über  ein  Jahr  betragen  darf,  ausdrücklich 
als  unwiderruflich  bezeichnet  ist,  so  ist  für  die  in  der  Urkunde  genannte 
Zeit  der  Widerruf  ebenfalls  ausgeschlossen,  und  der  Tod,  die  Geistes- 
krankheit oder  der  Konkurs  des  Vollmachtgebers,  der  in  der  Zwischen- 
zeit eintritt,  ist  ohne  Einfluß.  Das  ergibt  s.  9  der  Com^eyancing  Act  \nn 
1882.  Es  ist  also  bei  solchen  Vollmachten,  die  nicht  for  valuable 
consideration  gegeben  sind,  auch  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
nicht  möglich,  in  der  Urkunde  zu  bestimmen,  daß  dieselbe  für  länger 
als  ein  Jahr  unwiderruflich  sein  soll.  Eine  solche  Bestimmung  T^-ürde 
nichtig  sein. 

IV.  Authority  coupled  with  an  int  er  est 

Wenn  dem  Vertreter  eine  Vollmacht  erteilt  ist,  kraft  deren  er 
ein  Rechtsgeschäft  nicht  lediglich  im  Interesse  des  Vollmachtgebers, 
sondern  auch  im  eigenen  Interesse  vornehmen  soll,  so  nennt  man  die 
so  erteilte  Vollmacht  eine  authority  coupled  with  an  interest.  Ein  ein- 
faches Beispiel  bildet  der  Fall  Gaussen  v,  Morton  183O,  lO  B.  &*  C.  ysi: 
Der  Schuldner  erteilte  seinem  Gläubiger  eine  Vollmacht  (in  diesem 
Falle  in  einer  Urkunde  unter  Siegel,  also  eine  power  of  attomeyu  '^^ 
welcher  er  ihn  ermächtigte,  bestimmte,  dem  Schuldner  gehörige  Län- 
dereien zu  verkaufen  und  sich  aus  dem  Erlöse  bezahlt  zu  machen. 
Diese  Vollmacht  war,  wie  entschieden  wurde,  im  widerruf  lieh.  Sie  ^Ure 
eine  power  of  attorney  given  for  valuable  consideration  im  Sinne  der  j.  S 
der  Conveyancing  Act  von  1882  gewesen,  eine  solche  war  aber  sch(»n 
nach  common  Law  unwiderruflich,  und  zwar  ohne  daß  sie  ausdrücklich  in 
der  Urkunde  als  unwiderruflich  bezeichnet  war.  Eine  gute  Definition  des 
Begriffs  der  authorithy  coupled  with  an  interest  gibt  Richter  Hawkins  im 
Falle  Read  v.  Anderson  188 4,  13  Q.  B,  D,  77p.  Dort  sagt  er:  „^^'enn 
ein  Vertrag  auf  Grund  einer  genügenden  consideration  geschlossen  wird, 
durch  den  eine  Vollmacht  zu  dem  Zweck  erteilt  wird,  dem  Bevoll- 
mächtigten einen  Vorteil  zu  sichern,  so  ist  solche  Vollmacht  unwider- 
ruflich." 

Aber  diese  Lehre  findet  nur  Anwendung,  wenn  die  VoUmachi 
gegeben  wird,  um  als  Sicherheit  oder  als  Teil  einer  solchen  (secunty^ 
zu  dienen,  nicht  aber,  wenn  sie  unabhängig  gegeben  ist,  und  das  Inter- 
esse später  und  nur  zufällig  entsteht.  Wenn  z.  B.  einem  factor  Wartn 
zum  Verkauf  übergeben  sind,  so  ist  er  damit  ermächtigt,  die  Saclien 
zu  verkaufen.  Gibt  er  später  Vorschüsse  auf  die  Waren,  so  wird  da- 
durch seine  Vollmacht  nicht  zu  einer  solchen,  die  mit  einem  Interesse 
verbunden  ist.     Die  Hergabe  von  Vorschüssen  kann  eine  genii 
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cüfisideration  für  einen  Vertrag  bilden,  daß  die  Vollmacht  von  nun  an 
nicht  mehr  widerruflich  sein  soll,  aber  ohne  einen  solchen  Vertrag  tritt 
diese  Wirkung  nicht  ein. 

Ein  weiteres  Beispiel  bildet  der  Fall  In  re  Hannat^s  Empress  Gold 
Mining  and  Dei^eloptnent  Co.  Camiichaels  Case,  [l8g6]  2  Ch,  643.  Ein 
gewisser  Philipps  verkaufte  seine  Minen  an  eine  Gesellschaft.  Carmichael 
schrieb  ihm,  daß  er  von  den  shares  der  zu  gründenden  Gesellschaft 
1000  Stück  zeichnen  würde,  und  ermächtigte  den  Philipps,  diese  1000 
Stück  für  ihn  zu  zeichnen.  Er  schrieb  unter  anderem:  „Ich  bin  damit 
einverstanden,  daß  diese  Vereinbarung  und  mein  Antrag  meinerseits 
unwiderruflich  sein  soll."  Carmichael  erhielt  als  Kommission  dafür, 
daß  er  die  Aktien  übernahm,  eine  Summe  in  bar  und  eine  fernere 
Summe  in  shares  der  Gesellschaft.  Es  wurde  entschieden,  daß  diese 
Vollmacht  unwiderruflich  sei,  da  Carmichael  eine  Gegenleistung  dafür 
erhielt,  daß  er  einen  Teil  der  Aktien  übernahm. 

Der  Fall  Clerk  v,  Laurie  2  H.  &*  H,  200  wurde  in  der  zitierten 
Entscheidung  zustimmend  erwähnt.    Dort  heißt  es: 

jywhat  is  meant  by  an  authority  coupled  with  an  interest  is  this, 
that  where  an  agreement  is  entered  into  on  a  sufficient  consideration 
whereby  an  authority  is  given  for  the  purpose  of  securing  sonie  betufit 
to  the  dorne  of  the  authority  such  an  authority  is  irrez'ocable.^^ 

§  142. 
Ein  Vertreter,  der  als  solcher  handelt  haftet  aus  den  Ver- 
trägen, die  er  schließt,  oder   für  Gelder,  die  er  in   Empfang 
nimmt,    gegenüber    Dritten    nicht    persönlich,    außer    in    den 
folgenden  Fällen: 

Jtnkins  V.  Hutchinson  (184g)  13  Q.  B.  744;  Ellis  v,  Goulton  [1893] 
I  G  B.  350, 

a)  Eine  Person,  die  eine  Urkunde  unter  Siegel  im  eigenen 
Namen  unterzeichnet,  haftet  daraus  persönlich,  selbst 
wenn  darin  ausgedrückt  ist,  daß  sie  die  Urkunde  als 
Vertreter  vollzieht. 

Appleton  V.  Binks  (1804)  5  East,  418. 

b)  Eine  Person,  die  einen  Wechsel,  der  auf  sie  gezogen 
ist,  mit  ihrem  Namen  akzeptiert,  haftet  daraus  persön- 
lich, selbst  wenn  sie  ihn  als  Vertreter  akzeptiert 

//eraui  v.  Connah  (1876)  34  L.    7\  885, 

c)  Nach  den  Gebräuchen  bestimmter  Handelsgewerbe 
kann  eine  Person,  die  einen  Vertrag  als  Vertreter  für 
einen  anderen  schließt,  dessen  Namen  sie  nicht  nennt, 
persönlich  haftbar  sein. 

Hutchinson   v.    Tatham  (1873)  L,  R,  8  C,  P.  482;    Pike  r,  Onglev 
(1887)  18  Q.  Ä  708. 
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d)  Eine  Person,  die  vorgibt,  als  Vertreter  zu  handeln,  wfih- 
rend  sie  tatsächlich  keine  Vollmacht  hat,  haftet  Dritten 
persönlich,  die  im  Vertrauen  auf  die  angebliche  Voll- 
macht mit  ihr  kontrahieren  (warraniy  of  auihoriiy). 
Diese  Norm  findet  wahrscheinlich  bei  öffentlichen 
Beamten  keine  Anwendung,  welche  einen  Vertrag  in 
Vertretung  der  Krone  schließen. 

Collen  V.    IVnght  1857,  S  El,  &  BL  647. 

Firbanks  Executors  v,  Humphreys  1886,  18  Q.  B,  D.  54. 

Wenn  der  angebliche  Vertreter  wußte,  daß  er  keine  Vollmacht 
hatte,  so  kann  er  außerdem  mit  einer  Klage  ex  delicto  in  Anspruch 
genommen  werden. 

Dünn  V,  Macdonald  [1897]  i  Q.  B.  401. 

e)  Es  wird  vermutet,  daß  eine  Person,  die  als  Vertreter 
für  einen  ausländischen  principaf  handelt,  ^velcher 
dem  Dritten  nicht  direkt  haftbar  wird,  dem  Dritten 
persönlich  haftet. 

Button  V.  Bullock  1874  Z.  K,  9  Q.  B.  572.  Aber  diese  Rcchts- 
vermutung  kann  widerlegt  vrerdcn  (Gaddv.  Houghton  1876,  i  Ex.  D.  35/). 

Der  Leitsatz  des  §  142,  daß  eine  Person,  die  lediglich  als  Ver- 
treter auftritt,  nicht  persönlich  haftet,  bedarf  keiner  weiteren  Erläute- 
rung. Jedoch  sind  im  §  142  die  Ausnahmen  von  dieser  Norm  nicht  er- 
schöpfend geregelt,  sondern  sie  erhalten  ihre  notwendige  Ergänzung 
erst  durch  die  folgenden  Paragraphen.  Man  muß  bei  den  §§  142 — 144 
folgende  drei  Fälle  unterscheiden: 

1.  Der  Vertreter  tritt  als  solcher  auf  und  nennt  den  Namen  des 
Vertretenen.  Er  kontrahiert  für  einen  „«rtWtf///r/«^/^ö/.'*  In 
diesem  Falle  haftet  er  persönlich  nur  unter  den  Voraus- 
setzungen des  §  142  a,  b,  d  und  e.    Oder 

2.  der  Vertreter  kontrahiert  als  solcher,  nennt  aber  den  Namen 
des  Vertretenen  nicht.  Er  kontrahiert  für  einen  jyUnnamcd 
prtncipal^K  In  diesem  Falle  kann  er  nach  §  142  c  persönlich 
haften.     Oder 

3.  kann  er  auf  Grund  einer  Vollmacht  handeln,  ohne  dem 
Dritten  überhaupt  kenntlich  zu  machen,  daß  er  nicht  für  sich 
selbst,  sondern  für  einen  anderen  den  Vertrag  schließt,  er 
kontrahiert  für  einen  ,yUndisclosed  principal*'*^.  In  diesem 
Falle  haftet  der  Vertreter  stets  persönlich.  Unter  Umständen 
kann  aber  der  Dritte,  wenn  er  nachträglich  entdeckt,  daß  sein 
Gegen kontrahent  als  Vertreter  eines  anderen  handelte,  audi 
diesen  in  Anspruch  nehmen. 

Wir  haben  uns  daher  in  §  142  nur  mit  den  Fällen  zu  beschäftigen, 
in  denen  der  agent,  der  für  einen  tiamed  priftcipal  od^x  unnamed  primpul 
handelt,  persönlich  von  dem  Dritten  in  Anspruch  genommen  werden  kann. 

Zu  a)  Schon  bei  §  124  S.  633,  634  ist  auseinandergesetzt  worden, 
daß  aus  einer  Urkunde  unter  Siegel  nach  Common  Law  nur  eine 
Person  verpflichtet  und  berechtigt  werden  kann,  die  diese  Urkunde  als 
Partei  unterzeichnet.     Wie  an  jener  Stelle  ebenfalls  gezeigt  ist,  wurde 
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durch  die"  Corweyancing  and  Law  of  Property  Act  1881  s,  46  diese 
Norm  des  Common  Law  insofern  abgeändert,  als  nunmehr  auch  dann, 
wenn  der  Vertreter  eine  solche  Urkunde  mit  seinem  eigenen  Namen 
unterzeichnet  und  seinem  eigenen  Siegel  siegelt,  dennoch  der  Vertretene 
auf  Grund  der  Urkunde  berechtigt  wird,  vorausgesetzt,  daß  die  Voll- 
macht des  Vertreters,  der  unterzeichnete,  in  der  Form  einer  potver  of 
attomey  erteilt  war.  Diese  Vorschrift  erweiterte  also  nur  die  Rechte 
des  Vertretenen.  Über  die  Frage,  ob  der  Vertreter,  der  im  eigenen 
Namen  unterzeichnet  hatte,  aus  der  Urkunde  haftbar  gemacht  werden 
konnte,  enthielt  sie  nichts.  Für  diesen  Fall  besteht  daher  noch  die 
alte  Norm  des  Common  LaWy  daß  der  Vertreter  dem  Dritten  aus  der 
Urkunde  haftet. 

Im  Falle  Appleton  v.  Btnks  1804,  5  East  418  unterzeichnete  A 
eine  Urkunde  unter  Siegel  mit  seinem  eigenen  Namen  und  siegelte 
mit  seinem  Siegel.  Obwohl  in  dem  Text  des  Vertrages  stand,  daß  er 
nur  als  Vertreter  eines  anderen  handelte,  haftete  er  persönlich  und 
nicht  ^ti  principal.  Wenn  der  Vertreter  seine  Haftung  aus  der  Urkunde 
ausschließen  will,  so  genügt  es  auch  nicht,  wenn  er  seinen  Namen 
unterzeichnet  und  hinzusetzt,  daß  er  als  Vertreter  handelt,  z.  B.  wenn 
er  schreibt  ^^A.  as  agenf*,  sondern  er  muß  entweder  einfach  mit  dem 
Namen  des  Vertretenen  unterzeichnen,  was  zulässig  ist,  oder  er  muß 
als  Vertreter  seines  Vollmachtgebers  unterzeichnen  und  zugleich  dessen 
Namen  nennen,  z.  B.  „A,  as  agent  of  Ä" 

Zu  b)  Die  Unterzeichnung  eines  Wechsels  durch  einen  Vertreter 
ist  zulässig,  s,  gl  der  Btlls  of  Exchange  Act  1882,  45  &*  46  Vict,  c.  61 
bestinmat: 

„Wenn  nach  diesem  Gesetz  irgend  ein  Instrument  oder  Schrift- 
stück von  irgend  einer  Person  unterzeichnet  werden  muß,  so  ist  es 
nicht  notwendig,  daß  sie  es  mit  eigener  Hand  zeichnet,  sondern  es 
genügt,  wenn  ihre  Unterschrift  von  einer  anderen  Person  mit  oder 
unter  ihrer  Vollmacht  darauf  geschrieben  ist." 

Die  Person,  die  in  Vollmacht  unterzeichnet,  haftet  persönlich  nicht 
aus  dem  Wechsel,  vorausgesetzt,  daß  die  Unterschrift  deutlich  zeigt, 
daß  der  Zeichner  nur  als  Vertreter  eines  anderen  handelt.  In  folgenden 
Fällen  tritt  jedoch  eine  persönliche  Haftung  des  Zeichners  ein: 

I.  Akzept  des  agent,  wenn  der  agent  der  Bezogene  ist. 
Nach  englischem  Recht  kann  einen  Wechsel  nur  diejenige  Person 
akzeptieren,  die  darauf  als  Bezogener  bezeichnet  ist  (vgl,  Lindus  v, 
Bradwell  1848,  5  C,  Ä  583^  Chalmers  Bills  of  Exch.  Anm.  zu  s.  17). 
Eine  Ausnahme  bildet  nur  das  Ehrenak'zept,  daß  aber  nur  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  zulässig  isti). 

Wenn  daher  eine  Person,  die  nicht  als  Bezogener  bezeichnet  ist, 
den  Wechsel  akzeptiert,    so  ist  dieses  Akzept  unwirksam.     Ist  nun  die 


*)  Über  das  Ehrenakzept  bestimmt  s.  65:  „Wenn  ein  Wechsel  mangels 
Annahme  protestiert  ist  oder  mangels  genügender  Sicherheitsleistung  und  noch 
nicht  überfällig  ist,  so  kann  jede  Person,  die  noch  nicht  als  Partei  daraus  haftet, 
im  Einverständnis  mit  dem  Wechselinhaber  intervenieren  und  den  Wechsel  supra 
Protest  akzeptieren  für  irgend  eine  Person,  die  daraus  haftet  oder  für  die  Person, 
auf  deren  Rechnung  der  Wechsel  gezogen  ist." 
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Person^  die  als  agcnt  unterzeichnet,  im  Wechsel  als  Bezogener  bezeichnet, 
so  würde  dies  Akzept  als  Akzept  des  Vertretenen  nach  den  eben  er- 
örterten Grundsätzen  ungültig  sein.  In  solchen  Fällen  wird  aber  der 
Unterschrift  möglichst  die  Auslegung  gegeben,  welche  sie  als  gültiges  Akzept 
erscheinen  läßt,  denn  s.  26  der  Bills  of  Excfiange  Act  bestimmt: 

„Wenn  es  sich   darum   handelt,   ob   die  Unterschrift  auf  einem 
Wechsel  die  des  Vertretenen  oder  die  des  Vertreters  ist,  der  sie  mit 
eigener  Hand  unterschrieben  hat,  so  soll  die  Konstruktion  den  Vor- 
zug verdienen,  die  der  Gültigkeit  des  Instruments  am  günstigsten  ist" 
Im  Falle  Herald  v,  Connah  1876^)34  Z.  T.  885  war  ein  Wechsel 
gezogen  auf  /.  B,  gentral  ageni  of  the  ,  ,  ,  Co.    J,  B,  akzeptierte  ihn 
mit    den    Worten:    „accepted  on  behalf  of  the  Co,^  J,  B.     Er   haftete 
persönlich.     Das  Gericht  stellte  sich  auf  den  Standpunkt,   daß  als  Be- 
zogener  des  Wechsels  J.  B.   zu  gelten  habe.      Die  Hinzufügung  der 
Worte:   general  agent  usw.   sei   nur    beschreibender  Natur,    und   dann 
müsse  nach  dem  Prinzip,  daß  diejenige  Konstruktion  den  Vorzug  ver- 
diene,  nach   welcher  das  Akzept  gültig  ist,  J.  B.   auch   als   Akzeptant 
angesehen  werden,  denn  sonst  würde  ja,   wenn  man  annähme,  daß  er 
nur  als  Vertreter  der  Gesellschaft  akzeptiert  habe,  das  Akzept  ungültig 
sein,   da  diese   nicht  Bezogene    sei. 

Wenn  dagegen  der  Wechsel  auf  die  Gesellschaft  gezogen  ist  und 
die  Direktoren  akzeptieren  den  Wechsel,  so  haften  sie  nicht  persönlich, 
sondern  die  Gesellschaft. 

Im  Falle  Thomas  v,  BishoPj  2  Stra,  gSS  wurde  ein  Wechsel  gezogen 
auf  Mr.  H.  BisJiop,  CasMer  of  the  York  Building  Co.  at  thdr  housi 
in  Winchester  Street  London.  Bishop  akzeptierte  mit  den  Worten 
,^accepted  /J.  June  1^32  per  H,  Bishop. '^  Dieser  FaU  unterscheidet  sich 
von  dem  oben  Erwähnten  dadurch,  daß  in  dem  Akzept  nicht  deutlich 
zum  Ausdruck  gekommen  war,  daß  Bishop  in  Vertretung  der  Gesell- 
schaft akzeptierte.  Es  wurde  ebenfalls  entschieden,  daß  Bishop  persön- 
lich haftete.  Die  Worte  Cashier  usw.  seien  nur  beschreibender  Natur. 
2.  Andere  Unterschriften  auf  Wechseln.  Die  bisher  zitierten 
Grundsätze  gelten  nur  für  das  Akzept  eines  gezogenen  Wechsels 
durch  einen  Vertreter.  Wenn  ein  agent  einen  Wechsel  als  Aussteller 
oder  Indossant  zeichnet  oder  einen  eigenen  Wechsel  ausstellt,  so 
findet  s.  26  Anwendung.     Dieser  lautet: 

„Wenn  jemand  einen  Wechsel  als  Aussteller,  Indossant  oder 
Akzeptant  zeichnet  und  seiner  Unterschrift  Worte  hinzufügt,  die  er- 
kennen lassen,  daß  er  für  oder  m  Vertretung  eines  principal  oder 
in  a  representatr-oe  character  unterzeichnet,  so  ist  er  nicht  persönhch 
haftbar.  Aber  wenn  er  seiner  Unterschrift  solche  Worte  hinzufügt, 
in  denen  er  als  Vertreter  oder  als  Zeichner  in  a  representative  character 
beschrieben  wird,  so  wird  er  dadurch  von  seiner  persönlichen  Haftmig 
nicht  befreit"«). 

In  Absatz  2  des  Paragraphen,  den  wir  bereits  zitiert  haben^  wird 
ausgeführt,   daß  stets   die   Konstruktion    den   Vorzug   verdient,   welche 


*)  Die  Worte:  „««  a  representativ  character"^  beziehen  sich  namentlich  aui 
den  Fall,  daß  jemand  in  seiner  Eigenschaft  als  Organ  einer  juristischen  Person 
unterzeichnet. 
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die  Unterschrift  als  gültig  erscheinen  läßt.  Eine  Erläuterung  dieser  Norm 
bilden  die  Worte  Lord  Ellenborough's  im  Falle  Leadbitter  v,  Farrow  1816 
S  M,  Q^  S.  345.  Dort  sagt  er:  „Ist  es  nicht  eine  allgemeine  Norm,  daß 
jemand,  der  seinen  Namen  auf  einen  Wechsel  setzt,  sich  dadurch  persönlich 
verantwortlich  macht,  es  sei  denn,  daß  er  auf  dem  Wechsel  deutlich 
zum  Ausdruck  bringt,  daß  er  für  einen  anderen  oder  in  Prokura  eines 
anderen  unterschreibt,  wodurch  die  Haftung  ausgeschlossen  wird  ?"  Ein 
Beispiel  bildet  ferner  der  Fall  Courtauld  v.  Saunders  l86^,  16  Z.  T. 
S62,  Die  Direktoren  einer  Gesellschaft  stellten  eine  promissory  note  aus, 
welche  lautete: 

„  Wf  promise  to  pay  ctc,^*' 
und  unterzeichnet  war: 

,J,  B.  Directors  of  the  X  Co.'' 
J.  F,  Manager 
Die   Unterzeichner   hafteten   persönlich.     Wenn   aber   die   Unterschrift 
z.B.  lautet:  „/<?r  the Railwey  Co.:J.  B.  secretary,  so  haftet  J.  B.  nicht 
persönlich. 

Die  bisher  zitierten  Entscheidungen  stammen  sämtlich  aus  der 
Zeit  vor  dem  Erlaß  der  Bills  of  Exchange  Act^  sie  werden  aber  auch 
jetzt  noch  von  den  Lehrbüchern  als  Beispiele  zitiert,  da  sie  mit  dem 
Text  des  Gesetzes  in  Einklang  stehen. 

Ein  neueres  Beispiel  bildet  der  Fall  The  Elmville,  Ceylon  Coaling 
Co,  IL  Goodrich  [1904]  P,  31g,  Der  Kapitän  eines  Schiffes  stellte  einen 
Wechsel  in  Vertretung  der  Schiffseigner  aus  zur  Bezahlung  von  not- 
wendigen Ausrüstungsgegenständen,  insbesondere  Kohlen,  die  er  auf  der 
Reise  eingenommen  hatte.  Dazu  war  er  als  general  agent  des  Schifi's- 
eigners  befugt,  vgl.  oben  S.  659.  Der  Wechsel  enthielt  die  Worte:  ,,value 
received  in  3OO  tons  coal  and  disbursenients  .  .  .  supplied  to  my  vessel  to 
enable  her  to  complete  her  voyage  for  which  I  hold  my  vessel  owners  and 
freigfU  respomible.''  Der  Kapitän  haftete  persönlich  als  Aussteller  des 
Wechsels,  da  nach  Ansicht  des  Gerichts  die  Schlußworte  nichts  enthielten, 
wodurch  seine  persönliche  Haftung  ausgeschlossen  wurde. 

3.  Eine  besondere  Vorschrift  der  Bills  of  Exchange  Act  beschäftigt 
sich  mit  der  procuration  Signatare,  S.  25  bestimmt  nämlich:  „Eine 
Unterschrift  by  procuration  wirkt  als  eine  Anzeige,  daß  der  Vertreter 
nur  eine  beschränkte  Vollmacht  hat,  und  daß  der  Vertretene  nur  aus 
einer  solchen  Unterschrift  haftet,  wenn  der  Vertreter,  als  er  so  zeichnete, 
innerhalb  der  wirklichen  Grenze  seiner  Vollmacht  handelte."  Als  Beispiel 
zitiert  Chalmers  den  Fall  Attwood  ik  Munnings  182^,  y  B,  &>  C.  2y8: 
„J.  B.  hatte  2  Geschäfte,  ein  eigenes  Geschäft  und  ein  Geschäft,  das 
er  gemeinsam  mit  S.  betrieb  (partner ship).  Er  ging  ins  Ausland  und 
ermächtigte  S.,  Wechsel  im  eigenen  Namen  für  das  Geschäft,  welches 
er  allein  führte,  zu  akzeptieren.  S.  akzeptierte  einen  Wechsel  in  B.'s 
Namen,  aber  für  das  Geschäft  der  Gesellschaft,  indem  er  zeichnete: 
J.  B.  pp.  H.  S.  Der  Wechsel  wurde  weitergegeben.  B.  haftete  nicht  aus 
der  Unterschrift. 

4.  Eine  Spezialvorschrift  der  Companies  Act  von  1862  s.  42  (jetzt 
s.  Ö3  der  Companies  Act  von  1908)  begründet  eine  perstuiliche  Haftung 
des  agent  einer  Gesellschaft  aus  dem  Wechsel.  Diese  Vorschrift  be- 
stimmt nämlich,  daß  ein  director  oder  manager  einer  Gesellschaft,  der  einen 
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Wechsel  oder  einen  Check  für  die  Gesellschaft  zeichnet  und  ihn  nicht 
mit  dem  richtigen  Namen  zeichnet,  in  eine  Strafe  von  50  £  verfällt  und 
außerdem  dem  Inhaber  des  Wechsels  oder  des  Checks  persönlich  für  den 
Betrag  haftet,  wenn  derselbe  nicht  von  der  Gesellschaft  bezahlt  wird. 
Ein  Beispiel  bildet  der  Fall  Penrose  v,  Martyr  1858  E,  B,  är*  R,  4gg,  der 
auf  Grund  der  gleichen  Vorschrift  eine^  früheren  Gesetzes  (s.  J/,  ig  &* 
20  VicL  c.  4y)  entschieden  wurde.  Ein  Wechsel  war  gezogen  auf  Tke 
Saltash  Steam  Packet  Co,  Der  richtige  Name  lautete  aber:  77te  Saltash 
Sieam  Paket  Co,  Limited,  Der  Sekretär  akzeptierte  den  Wechsel,  indem  er 
zeichnete:  J,  M,  secretary  to  ihe  said  Company.  Es  wurde  entschieden, 
daß  er  persönlich  haftbar  sei,  weil  er  durch  die  Verweisung  auf  die  Be- 
zeichnung, die  der  Aussteller  gebraucht  hatte  und  die  verkehrt  war,  nicht 
in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Weise  akzeptiert  hatte  (vgl.  auch  Atkins 
V.  Wardle  l88g,  58  L,  J,  Q,  B,  377\  Zusammen  fassend  können  wir 
daher  sagen,  daiß  eine  Person  auf  Grund  eines  Wechsels  persönlich  haftet : 

1.  wenn  der  Wechsel  auf  den  agmt  gezogen  ist  und  dieser  ihn 
mit  seinem  Namen  unterzeichnet  In  solchem  Fall  kann  er  sich 
seiner  persönlichen  Haftung  nur  dann  entziehen,  wenn  er  in 
seiner  Eigenschaft  als  Vertreter  nicht  seinen  Namen,  sondern 
nur  den  des  Vertretenen  unterzeichnet.  Dann  würde  aber,  da 
die  Person,  deren  Namen  in  der  Unterschrift  genannt  ist,  nicht 
mit  dem  Bezogenen  identisch  ist,  der  Wechsel  ungültig  sein. 
Dies  ist  der  von  Jenks  in  §  142b  erwähnte  Fall; 

2.  wenn  der  agent  seinen  Namen  auf  den  Wechsel  schreibt  und 
nicht  deutlich  aus  der  Fassung  hervorgeht,  daß  er  nicht  neben 
dem  Prinzipal  persönlich  haften  will.  Nicht  genügt  die  Hinzu- 
fügung von  Worten  wie:  „Als  Vertreter**  (as  agent).  Wenn  der 
agent  den  Namen  desjenigen,  für  den  er  zeichnet,  in  der  Unter- 
schrift überhaupt  nicht  erwähnt,  dann  haftet  er  stets  persönlich. 
Erwähnt  er  aber  den  Namen,  so  ist  es  Auslegungsfrage,  ob  die 
Hinzufügung  des  Namens  nur  beschreibender  Natur  ist  oder 
zum  Ausdruck  bringen  soll,  daß  man  nur  als  Vertreter  einer 
Person  liandeln  will.  Wenn  der  Vertretene  eine  physische  Person 
ist,  wird  man  kaum  Zweifel  hegen  können,  daß  der  Vertreter  nur 
als  solcher  unterzeichnet,  z.  B.  wenn  er  schreibt:  „Für  Thomas 
Moore  Harald  Fox  oder  Harald  Fox  as  agent  of  Thomas 
Moore.**  Wenn  aber  die  Unterzeichner  die  Organe  einer  Company 
oder  einer  sonstigen  Corporation  sind,  dann  kommt  es  darauf  an,  ob 
die  Worte  deutlich  zeigen,  daß  man  nur  als  Vertreter  handeln  will. 

Soweit  der  agent  aus  dem  Grunde  haftet,  weil  er  bei  der  Zeichnung; 
des  Wechsels  den  Namen  des  Vertretenen  nicht  genannt  hat,  liegt  ein 
Fall  der  Haftung  des  agent  für  einen  j,unnamed  prindpal**  vor. 

Zu  c.  Ein  weiterer  Fall  der  Haftung  des  agent  für  einen  ^junnamett 
principal^*"  ist  gegeben,  wenn  nach  den  Usancen  bestimmter  Handels- 
gewerbe bei  bestimmten  Arten  von  Geschäften  der  Vertreter  persönlich 
in  Anspruch  genommen  werden  kann,  es  sei  denn,  daß  er  beim  Ab- 
schluß des  Vertrages  oder  innerhalb  bestimmter  Frist  nach  Abschluß 
desselben  den  Namen  des  Vertretenen  angibt  Im  Falle  Hutchinson 
V,  Tatham  (1873)  L.  R,  8  C,  P.  482  zeichneten  die  Beklagten  als 
Schiffsmakler   eine  Chartepartie   mit   ihrem  Namen   unter  Hinzufügung 
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der  Worte;  „öj  agents  to  merchants^'  Sie  handelten  als  Bevollmächtigte 
eines  gewissen  Lyons.  Es  wurde  der  Beweis  angetreten,  daß  nach 
Handelsgebrauch  (trade  usage)  der  Makler  (broker)  persönlich  haftet, 
wenn  er  den  Namen  seines  Auftraggebers  nicht  innerhalb  angemessener 
Frist  angibt,  und  das  Gericht  hatte  darüber  zu  entscheiden,  ob  diese 
Beweisantretung  zulässig  sei.  Die  Beweisantretung  wurde  für  zulässig 
erklärt.  Der  Fall  Pike  v,  Ongley  l88y,  l8  Q,  B,  D,  yo8  lag  folgender- 
maßen: Die  Beklagten  waren  Hopfenmakler  i.  Fa.  Ongley  &  Tliomton. 
Sie  gaben  dem  Kläger  die  folgende  Verkaufsnota  (sold  fiote)  „Sold  by 
Ongley  dr»  Thomton  to  Messrs  Pike  Sons  &*  Co,  for  and  on  accound  of 
owner  lOg  bals  .  .  .  hops^  unterzeichnet:  For  Ongley  &*  Thomton:  St, 
Es  wurde  ebenfalls  der  Beweis  erbracht,  daß  nach  den  Usancen  des 
Hopfenhandels  der  Käufer  die  Makler  persönlich  in  Anspruch  nehmen 
kann,  wenn  der  Name  des  principal  nicht  genannt  wird.  Solche  Usance 
steht  auch  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  schriftlichen  Vertrage,  wenn 
der  Nachweis  geführt  werden  soll,  daß  der  agent  neben  dem  principal 
haftet.  Aber  der  Beweis,  daß  der  agent  an  Stelle  des  principal  allein 
haftet,  ist  unvereinbar  mit  dem  schriftlichen  Vertrage  und  deshalb 
unzulässig. 

Über  eine  gleiche  Usance  im  Ölhandel  vgl.  den  Fall  Humfrey  v, 
DaU  1858  E,  Ä  6-  E,  137,  im  Fruchthandel  Fleet  v.  Murton  1871 
L  R.  7  Q,  B,  126,  im  Wollhandel  Cropper  v,  Cook  1868,  L,  P.  3  C.  P. 
ig4  sämtlich  zitiert  bei  Benjamin  on  Säle  S.  253. 

Zu  d)    War  ran  ty  of  authority. 

Wenn  jemand  in  Vertretung  eines  anderen  ein  Rechtsgeschäft  vor- 
nimmt, ohne  von  ihm  dazu  bevollmächtigt  zu  sein,  so  sind  für  ein 
solches  Handeln  ohne  Vollmacht  drei  Fälle  denkbar: 

1.  Der  Vertreter  weiß,  daß  er  keine  Vollmacht  hat; 

2.  er  nahm  irrtümlich  an,  daß  ihm  eine  Vollmacht  erteilt  sei,  z.  B. 
ein  Brief,  der  ihn  zum  Einkauf  von  Waren  ermächtigte,  ist 
gefälscht  oder  von  einem  Angestellten  des  Absenders  ohne 
Vollmacht  geschrieben; 

3.  er  ist  bevollmächtigt  gewesen,  die  Vollmacht  ist  aber  erloschen, 
ohne  daß  er  von  diesem  Erlöschen  Kenntnis  hatte. 

Eine  Abart  des  zu  i.  genannten  Falles  liegt  vor,  wenn  jemand 
zwar  bewußt  ohne  Vollmacht  handelt,  aber  annimmt  oder  annehmen 
durfte,  daß  derjenige,  für  den  er  tätig  wird,  die  Handlung  genehmigen 
werde. 

Je  nachdem  einer  dieser  verschiedenen  Fälle  vorliegt,  ist  auch  die 
Haftung  des  Vertreters,  der  ohne  Vollmacht  handelt,  eine  verschiedene. 
Er  kann  dem  Gegner  als  Vertragspartei  haften,  er  kann  ihm  ex  delicto 
haftbar  werden  oder  er  kann  schließlich  gar  nicht  haften. 

Wenn  jemand  als  Vertreter  handelt  und  ausdrücklich  erklärt,  er 
sei  zu  einer  Handlung  bevollmächtigt,  so  haftet  er  dem  Gegner  persön- 
lich, gleichgültig,  ob  er  wußte  oder  nicht  wußte,  daß  die  behauptete 
Vollmacht  nicht  existierte.  Im  Falle  Collen  v.  VVright  1857,  8  EL  dr* 
Bl.  647  verpachtete  Wright  eine  Farm  an  Collen,  indem  er  angab, 
von  dem  Eigentümer  Vollmacht  zu  haben,  sie  zu  veri:)achten.  Collen 
klagte  gegen   den   Eigentümer    auf  specific  Performance  des    Vertrages 
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Dem  Wright  wurde  während  des  Prozesses  angezeigt,  daß  man  ihn  im 
Falle  des  Unterliegens  in  Anspruch  nehmen  würde.  Wright  blieb  aber 
bei  seiner  Behauptung,  daß  er  bevollmächtigt  gewesen  sei.  Das  Gericht 
erkannte,  daß  Wright  keine  Vollmacht  gehabt  habe  und  wies  die  Klage 
des  Collen  gegen  den  Grundeigentümer  ab.  Collen  hatte  bedeutende 
Auslagen  für  die  Kultivierung  der  Farm  gemacht  Diese,  sowie  die 
Kosten  des  Vorj^rozesses  klagte  er  gegen  den  Testamentsvollstrecker 
des  Wright  ein.  Der  Klage  wurde  stattgegeben.  Das  Gericht  führte 
aus,  dadurch,  daß  er  behauptet  habe,  er  sei  bevollmächtigt,  habe 
Wright  die  Gewähr  (warranty)  dafür  übernommen,  daß  eine  solche 
Vollmacht  tatsächlich  existiere.  Das  Gericht  nahm  nicht  als  erwiesen 
an,  daß  er  keine  Vollmacht  gehabt  habe.  Dieser  Umstand  war  aber 
für  seine  Haftung  gleichgültig.  In  einer  neueren  Entscheidung  Firbanks 
Executors  v.  Ilumphreys  l886y  l8  Q.  B.  D.  54  verpflichtete  sich  Firbanks, 
für  eine  Gesellschaft  eine  Eisenbahn  zu  bauen.  Die  Zahlungen  hatten 
ratenweise  zu  erfolgen,  wenn  gewisse  Bauabschnitte  fertiggestellt  ^Ä-aren. 
Die  Gesellschaft  geriet  in  Zahlungsschwierigkeiten  und  es  wurde  deshalb 
eine  Zusammenkunft  sämtlicher  Direktoren  der  Gesellschaft  einberufen. 
In  dieser  wurde  vereinbart,  daß  der  Kläger  die  Arbeit  weiter- 
führen sollte,  aber  statt  Barzahlung  Obligationen  (debeniure  stock) 
erhalten  sollte.  Es  wurde  dem  Kläger  ein  ansehnlicher  Betrag  Obli- 
gationen zugeteilt  und  ihm  ein  Zertifikat  darüber  ausgestellt,  daß,  «ie 
üblich,  von  zwei  der  Direktoren  unterzeichnet  war.  Die  Gesellschaft 
hatte  jedoch  zu  jener  Zeit  bereits  den  ganzen  Betrag  an  debeniure  stak, 
den  sie  ausgeben  durfte,  ausgegeben,  so  daß  die  Zuteilung  des  Betrages 
an  Firbanks  ultra  vires,  und  deshalb  nichtig  war.  Die  Gesellschaft 
liquidierte;  die  gewöhnlichen  Gläubiger  gingen  leer  aus,  dagegen  er- 
hielten die  Inhaber  der  debentures,  welche  ein  Vorzugspfandrecht  an 
dem  Eigentum  der  Gesellschaft  gewährten,  den  vollen  Wert  ihrer  Ein- 
lagen. Der  Kläger  hätte  also,  wenn  seine  debentures  nicht  ungültig 
gewesen  wären,  den  vollen  Nominalbetrag  erhalten.  Er  klagte  deshalb 
gegen  die  Direktoren  persönlich  auf  Schadensersatz.  Die  Direktoren 
waren  agents  der  Gesellschaft  und  ermächtigt,  die  debentures  herauszu- 
geben, sie  hatten  aber  ihre  Befugnisse  durch  Herausgabe  der  debentures 
über  den  zulässigen  Höchstbetrag  hinaus  überschritten  und  hafteten 
persönlich.  Aus  den  Gründen  ist  folgender  Satz  bemerkenswert:  „Eine 
Klage  auf  Schadensersatz  ist  nicht  gegeben  gegen  eine  Person,  die  im 
guten  Glauben  eine  falsche  Angabe  macht,  welche  eine  andere  irreführt, 
aber  davon  gibt  es  eine  durch  die  Judikatur  begründete  Ausnalune 
Wenn  nämlich  ein  Vertreter  eine  Vollmacht  annimmt,  die  er  nicht  hat 
und  einen  anderen  veranlaßt,  im  Vei  trauen  darauf  zu  handeln."  Das 
Gericht  nahm  an,  daß  die  Direktoren  sich  nicht  bewußt  waren,  daU 
bereits  über  den  ganzen  Vorrat  an  debenture  stock  verfügt  war.  Das 
war   aber  für  ihre  Haftung  gleichgültig. 

Eine  praktisch  wichtige  Anwendung  des  I42d  bildet  der  Fall,  daß 
jemand  als  Vertreter  einer  Gesellschaft  gehandelt  hat,  welche  noch 
nicht  zur  Entstehung  gelangt  ist.  In  diesem  Falle  ist  eine  spätere 
Genehmigung  seiner  Handlungen  durch  die  Gesellschaft  nicht  zulässig 
(vgl.  darüber  S.  641  und  642).  Der  Vertreter  haftet  daher  aus  solchen 
Rechtsgeschäften  persönlich. 
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Beim  Wechsel  haftet  derjenige,  der  für  einen  anderen  einen 
Wechsel  zeichnet,  ohne  von  ihm  bevollmächtigt  zu  sein,  jedem  legitimierten 
Wechselinhaber  aus  einer  solchen  false  representation.  Im  Falle  Polhill 
V.  Walter  1832,  3  B.  &*  Ad,  II 4  wurde  am  Kontor  eines  Kaufmanns 
ein  Wechsel  zur  Annahme  präsentiert.  Ein  Freund  desselben,  der 
sein  Kontor  ebenfalls  dort  hatte,  akzeptierte  den  Wechsel  ohne  Voll- 
macht als  agent  des  Bezogenen.  Er  haftete  aus  diesem  Akzept  persön- 
lich mit  einer  Detiktsklage  wegen  Täuschung,  obwohl  er  annahm,  daß 
der  Bezogene  den  Wechsel  wohl  akzeptieren  würde.  Wechselmäßig 
haftete  er  nicht,  weil  er  ja  nicht  der  Bezogene  war  (vgl.  die  Ausführungen 
unter  §  142  c).  Seine  Haftung  gründete  sich  darauf,  daß  er  durch  die 
Unterschrift  jedem  Inhaber  erklärte,  daß  er  bevollmächtigt  sei.  Im 
Falle  West  London  Bank  v.  Kitson  1884,  13  Q,  B,  D,  360,  C.  A. 
akzeptierten  die  Direktoren  einer  Gesellschaft  einen  Wechsel,  der  auf 
die  Gesellschaft  gezogen  war,  aber  sie  sagten  dem  Aussteller,  daß  sie 
nicht  befugt  seien,  Wechsel  für  die  Gesellschaft  zu  akzeptieren,  und 
daß  sie  das  nur  täten,  um  d^mit  eine  Schuld  der  Gesellschaft  anzu- 
erkennen, sowie  unter  der  ausdrücklichen  Vereinbarung,  daß  der  Wechsel 
nicht  weitergegeben  werden  sollte.  Der  Wechsel  wurde  dennoch  weiter- 
gegeben. Die  Direktoren  hafteten  dem  gutgläubigen  Inhaber  des  Wechsels,, 
der  dafür  Valuta  gegeben  hatte,  persönlich,  da  sie  durch  ihr  Akzept 
die  Gewähr  dafür  übernommen  hatten,  daß  sie  zur  Vertretung  der 
Gesellschaft  befugt  seien. 

Der  Vertreter  haftet  aber  nicht  persönlich,  wenn  er  die  von  ihm 
behauptete  Vollmacht  tatsächlich  besessen  hat  und  wenn  sie  zu  jener 
Zeit  bereits  erloschen  ist,  ohne  daß  ihm  das  Erlöschen  bekannt  geworden 
ist.  Eine  Witwe  bestellte  bei  einem  Kaufmann  Waren,  die  als  not- 
wendige Lebensbedürfnisse  (necessaries)  anzusehen  waren.  Er  lieferte 
ihr  die  Waren  auf  den  Kredit  hin,  den  ihr  Mann  bei  ihm  genoß. 
Dieser  wohnte  im  Ausland  —  was  dem  Kaufmann  bekannt  war  — 
und  hatte  bei  früheren  Gelegenheiten  die  Rechnungen  des  Kaufmanns 
bezahlt.  Zur  Zeit  der  Bestellung  war  aber  der  Ehemann  bereits  ver- 
storben, was  aber  weder  dem  Kaufmann  noch  der  Witwe  bekannt  war. 
Durch  den  Tod.  des  Mannes  erlosch  die  Vollmacht  der  Ehefrau.  Der 
Kaufmann  klagte  gegen  sie  persönlich.  Die  Klage  wurde  abgewiesen, 
da  die  Frau  zur  Zeit  des  Kaufes  keine  Behauptungen  nach  der  Richtung 
hin  aufgestellt  hatte,  daß  die  Vollmacht  noch  bestand  oder  der  Mann 
noch  am  Leben  sei,  und  deshalb  eine  ausdrückliche  Gewähr  für  den 
•Fortbestand  der  Vollmacht  nicht  übernommen  habe  (vgl.  oben  S.  684). 

Dieselben  Grundsätze  fanden  in  dem  neueren  Falle  Salton  v,  New 
Beeston  Cycle  Co,  [19OO]  I  Ch,  43  Anwendung. 

Inwieweit  der  agenty  dessen  Vollmacht  auf  einer  po%ver  of  attomey 
beruht,  geschützt  ist,  wenn  diese  Vollmacht  durch  den  Tod,  den  Konkurs 
oder  Widerruf  des  Vollmachtgebers  erlischt,  ist  schon  bei  §  141c  erörtert 
worden.  Dort  wurde  ausgeführt,  daß  der  agent  nicht  haftet,  wenn  er 
auf  Grund  einer  power  of  attomey  handelt,  welche  erloschen  ist,  ohne 
daß  ihm  das  Erlöschen  bekannt  geworden  ist.  Wenn  aber  eine  solche 
Vollmacht  gar  nicht  bestanden  hat,  weil  die  po7ver  of  attomey 
gefälscht  war,  ohne  daß  dem  agent  dieser  Urnstand  bekannt  war,  so 
haftet  er  persönlich. 
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In  dem  Falle  Starkey  v.  Bank  of  England  [ig03]  A,  C.  JI4  ver- 
anlaßte  ein  Börsenmakler  die  Bank  von  England,  englische  Konsols 
auf  einen  Käufer  zu  übertragen,  indem  er  im  Auftrage  eines  Verkäufers 
dieser  Konsols  zu  handeln  vorgab,  von  dem  er  eine  Vollmacht  in  der 
Form  einer  power  of  attorney  vorwies.  Die  power  of  attormy  war  ge- 
fälscht, so  daß  der  Makler  tatsächlich  gar  nicht  befugt  war,  die  Bank 
von  England  zu  einer  solchen  Übertragung  zu  veranlassen.  Die  Bank 
mußte  dem.  früheren  Inhaber  der  Konsols  den  Schaden  ersetzen  und 
klagte  nun  diesen  Betrag  gegen  den  Makler  ein.  Der  Makler  hatte 
nicht  gewußt,  daß  seine  Vollmacht  gefälscht  war,  dennoch  haftete  er 
der  Bank  auf  Grund  seiner  implied  ivarranty  of  authority. 

Die  erwähnten  Grundsätze  über  die  Haftung  einer  Person,  die 
ohne  Vollmacht  für  einen  anderen  handelt,  gelten  nicht,  wenn  ein  öffent- 
licher Beamter  in  Vertretung  der  Krone  handelt,  ohne  dazu  befugt  zu 
sein.  Im  Falle  Dünn  v,  Macdonald  [iSgy]  I  Q.  B,  4OI,  S55  schloß  ein 
Beamter  einen  Vertrag  für  den  Staat  ab.  Es  wurde  behauptet,  er  habe 
ausdrücklich  erklärt,  daß  er  zum  Abschluß  eines  derartigen  Vertrages 
befugt  sei.  Der  Court  of  Appeal  erklärte  aber,  auf  öffentliche  Beamte 
fänden  die  Grundsätze  über  die  watranty  of  authority  keine  Anwendung. 

Zu  e)  Wenn  ein  Vertreter  in  England  für  einen  im  Ausland  wohnenden 
prituipal  Verträge  schließt,  so  ist  natürlich  eine  Inanspruchnahme  des 
auswärtigen  prindpal  oft  nur  schwer  oder  gar  nicht  durchzuführen.  Zur 
Bequemlichkeit  des  Handels  wird  daher  vermutet,  daß  in  solchem 
Falle  der  agent  auch  persönlich  aus  dem  Vertrage  haften  wolle.  Diese 
Haftung  ist,  wie  Smith  Mercantile  Law  Bd.  I  S.  193  ausführt,  ein  Ausfluß 
des  allgemeinen  Prinzips,  daß  jemand  persönlich  haftet,  wenn  kein  responsibk 
eniployer  vorhanden  ist.  Denn,  wenn  jemand  für  eine  andere  Peison 
kontrahiere,  die  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  könne,  so  spreche 
eine  starke  Vermutung  dafür,  daß  der  agent  persönlich  hafte.  Der 
prcinipaly  der  in  England  kein  Geschäft  habe,  unterliege  nicht  der 
Jurisdiktion  der  englischen  Gerichte,  und  deshalb  werde  die  persön- 
liche Haftung  des  inländischen  Vertreters  vermutet  (vgl.  dazu  die  Aus- 
führungen im  Falle  Armstrong  v.  Stokes  L.  R,  y  Q,  B.  3g8),  Der  aus- 
ländische principal  kann  weder  klagen  (Elbinger  A.-G.  v.  Claye  L,  R.  8 
Q,  B.  313)  noch  verklagt  werden  (Hutton  v.  Bulloch  Z.  R,  8  Q.  B.  JjD, 
vgl.  §   144  c. 

Die  Rechtsvermutung,  daß  nicht  der  fremde  principal,  sondern  der 
agent  Vertragspartei  ist,  kann  jedoch  durch  die  Fassung  des  Vertrages 
^i'iderlegt  werden.  Z.  B.  gaben  im  Falle  Gadd  v,  Hougihon  18^6,  i  Ex. 
D,  '3S7  die  Beklagten,  Fruchtmakler  in  Liverpool,  einem  Käufer  die 
folgende  Verkaufsnota:  (sold  note). 

„  We  have  this  day  sold  to  you  on  account  of  James  Morland  6^  Qk 
Valencia,  200  cases  Valencia  oranges  .  .  .  Houghton  &>  Co,*' 

Es  wurde  entschieden,  aus  den  Worten  yyOn  account  of  usw.*'  gehe 
deutlich  hervor,  daß  die  in  der  sold  note  mit  Namen  aufgeführten  Ver- 
käufer persönlich  haftbar  seien.  Die  Rechtsvermutung,  daß  die  aus- 
wärtigen principals  nicht  haften,  war  somit  widerlegt,  und  damit  auch 
die  Vermutung,  daß  der  inländische  agent  hafte. 
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§   143. 
Ein  Vertreter  haftet  Dritten   persönlich  aus  Delikten,   die 
er  begangen  hat,  gleichgültig,  ob  er  dazu  von  seinem  principal 
ermächtigt  war  oder  nicht,  und  es  ist  gleichgültig,  ob  der  Ver- 
treter annahm,  daß  er  rechtmäßig  handelte. 

Consolidated  Co,  v.  Curtis  [i8g2]  i  Q.  Ä  49^' 

Der  Begriff  Ä?r/  ist  schon  oben  S.  340  von  Schirrmeister  erläutert 
worden.  Er  hat  nicht  immer  ein  schuldhaftes  Handeln  zur  Voraus- 
setzung, auch  objektiv  widerrechtliche  Handlungen  fallen  unter  diesen 
Begriff,  wenn  sie  den  Täter  ohne  Rücksicht  auf  ein  Verschulden  zum 
Schadensersatz  verpflichten. 

Das  Grundprinzip  des  §  143  geht  dahin,  daß  der  a^e//t  für  die 
von  ihm  begangenen  for/s  als  Täter  betrachtet  wird  und  daher  in  erster 
Linie  persönlich  haftet.  Neben  ihm  haftet,  wie  bei  §  138  erörtert  ist, 
der  Vertretene  für  die  A?r/f  des  Vertreters.  Durch  die  bloße  Tatsache, 
daß  der  Vertretene  haftet,  wird  aber  die  persönliche  Haftung  des  agent 
in  keiner  Weise  beseitigt.  Nur  wenn  der  Geschädigte  ein  Urteil  gegen  den 
principal  wegen  eines  tort  erstritten  hat,  so  ist  damit  der  Anspruch 
gegen  den  agent  erloschen,  gleichgültig,  ob  das  Urteil  zu  einer  Be- 
friedigung des  Gläubigers  geführt  hat  oder  nicht  (Brinsmead  v,  Harrison 
l8y2  L.  jR.  7  C,  P.  547).  Der  von  Jenks  als  Beispiel  zitierte  Fall 
Comolidated  Company  v.  Curtis  [l8g2]  I  Q.  B,  4g5  lag  folgendermaßen : 

Ein  Auktionator  wurde  beauftragt,  Möbel  zu  versteigern,  die  der 
Besitzer  und  anscheinende  Eigentümer  einer  dritten  Person  mittels  bill 
of  sah  verschrieben  hatte.  Dem  Auktionator  war  hiervon  nichts  be- 
kannt. Er  versteigerte  das  Mobiliar  ordnungsgemäß  und  lieferte  es  den 
Käufern  aus.  Es  wurde  entschieden,  daß  er  persönlich  demjenigen, 
dem  die  Möbel  verschrieben  waren,  auf  deren  Wert  haftete,  da  er, 
wenn  auch  in  Vertretung  seines  Auftraggebers,  dem  anderen  den  Besitz 
der  Sachen  widerrechtlich  entzogen  habe. 

§  144. 
W^enn  es  sich  herausstellt,  daß  eine  Person,  die  augen- 
scheinlich als  principal  gehandelt  hat,  in  Wahrheit  nur  als  ageni 
tätig  war,  so  kann  der  eigentliche  Geschäftsherr  von  der  Person, 
die  mit  dem  ageni  ein  Rechtsgeschäft  abgeschlossen  hat,  in 
Anspruch  genommen  werden, 

Thomson  v,  Davenport  J82g,  g  B,  &  C,  at  /.  86;  Calder  v.  Dobell  i8yi 
L.  R.  6  C.  r.  486. 

Außer  in  den  folgenden  Fällen: 

a)  Um  das  Vorhandensein  einer  agency  zu  beweisen,  ist 
es  nicht  zulässig,  Beweise  für  Tatsachen  anzutreten, 
die  dem  ausdrücklichen  Inhalt  eines  Schriftstückes 
widersprechen. 

HumbU  V,  Hunter  1848,  12  Q,  B.  310, 
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b)  Eine.  Person  kann  (wahrscheinlich)  nicht  aus  einer  Ur- 
kunde unter  Siegel  in  Anspruch  genommen  werden, 
in  der  sie  nicht  als  Partei  genannt  ist. 

/^e  International  Contract  Co.  i8yi,  L.  AI  6  Ch,  App.  $2$.  rVgl. 
aber    Young  v.  Schuler  1S83,  JJ  Q.  B.  D.  6$!.) 

c)  Ein  Ausländer  als  principal  kann  nicht  aus  einem  Ver- 
trage, den  sein  Vertreter  in  England  abgeschlossen 
hat,  haftbar  gemacht  werden,  außer  wenn  nachgewiesen 
wird,  daß  er  tatsächlich  den  Vertreter  ermächtigt  hatte, 
ihn  persönlich  haftbar  zu  machen. 

Nutton  V.  Bulloch  187 4^  L.  R.  9  Q.  B.  S72;  Armstrong  v.  Stokes 
1872,  L.  R.  7  Q.  B.  at  p.  605. 

d)  Eine  Person  kann  aus  einem  „negofiabh  mstrumeni"  nicht 
haftbar  gemacht  werden,  wenn  ihr  Name  nicht  darauf 
erscheint,  es  sei  denn,  daß  sie  dasselbe  mit  dem  Namen 
einer  Firma  oder,  als  partner  einer  Firma,  deren  Mit- 
glied sie  ist  oder  war,  mit  dem  Namen  der  partnership 
zeichnet 

Ducarrey  v.  GUI  1830  Moo.  Sc  Mal.  450;  Bills  of  Exchange  Att, 
1882,  SS.  23,  8g. 

Über  die  Frage,  wann  das  Akzept  eines  Wechsels  darch  einen 
vertretungsberechtigten  Gesellschafter  einen  „Gesellschafter,  der  an  der 
Geschäftsführung  nicht  beteiligt  ist"  (dormant  partner)  bindet,  vgl.  den 
Fall    Yorkshire  Banking  Co.  v.  Beatson  1880,  5  C.  P.  D.  log. 

e)  Wenn  das  Rechnungsverhältnis  zwischen  dem  Ver- 
tretenen und  dem  Vertreter  durch  das  Verhalten  des 
Gläubigers  verändert  ist,  so  kann  dieser  den  Vertretenen 
nicht  mehr  zum  Nachteil  des  letzteren  in  Anspruch 
nehmen. 

I/ealä  V.  Kenwortby  1833,  JO  Exch.  73g;  Aetnstrong  v,  Stokes  l8j2 
L.  R.  7  Q.  B.  5g8.  Aber  diese  Ausnahme  umfaßt  nicht  den  Fall,  diß 
der  Vertreter,  obwohl  er  den  Namen  des  principal  nicht  nennt,  ngibt, 
daß  er  als  Vertreter  handelt  (Irvine  v.  IVatson  187g,  $  Q.  B.  D.  102); 
und  in  der  Tat  unterliegt  es  einigem  Zweifel,  ob  diese  Norm  überhaupt 
Anwendung  findet,  wenn  nicht  der  Gläubiger  den  principal  auf  irgend- 
eine Weise  in  den  Glauben  versetzt  hat,  daß  er  ungehindert  sich  mit 
dem  agent  verrechnen  kann. 

f)  Ein  Dritter,  der,  nachdem  er  die  Existenz  eines  principal 
entdeckt  hat,  unzweideutig  seinen  Willen  zu  erkennen 
gibt,  daß  er  den  Vertreter  aus  dem  Vertrage  haftbar 
machen  will,  kann  nicht  nachträglich  den  principal  in 
Anspruch  nehmen. 

Smethurst  v.  Mitchell  185g,  i  El.  &  El.  623. 
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g)  Wenn  ein  Dritter  ein  Urteil  gegen  den  ageni  erwirkt  hat, 
so  kann  er  (wahrscheinlich)  nachträglich  den  principa! 
nicht  in  Anspruch  nehmen,  selbst  dann  nicht,  wenn 
.  das  Urteil  zu  seiner  Befriedigung  nicht  geführt  hat 

Priestley  v.  Fernie  iS6$y  3  //.  &  C  gyy;  Kendali  v.  Hamilton  i8yg 
L.  /i.  4  App,   Ca.  514. 

Dieser  Paragraph  beschäftigt  sich  mit  der  Frage,  ob  der  Dritte  den 
j,undisclosed prificipal^ j  von  dessen  Existenz  er  nachträglich  erfährt,  aus 
dem  Vertrage  in  Anspruch  nehmen  kann,  den  er  mit  dem  agent  ge- 
schlossen hat,  der  nicht  zu  erkennen  gegeben  hat,  daß  er  in  Vertretung 
eines  anderen  handelt.  Natürlich  kann  der  Hintermann  nur  dann  in 
Anspruch  genommen  werden,  wenn  der  ageni  befugt  war,  ihn  zu  einem 
Dritten  in  Vertragsbeziehungen  zu  bringen.  Wenn  z.  B.  jemand  einen 
Konunissionär  im  Sinne  unseres  Rechts  beauftragt  hat,  Waren  einzu- 
kaufen, so  kann  der  Dritte  den  Kommittenten  nicht  in  Anspruch 
nehmen.  Der  Kommissionär  kauft  im  eigenen  Namen,  er  ist  aber  auch 
gar  nicht  befugt,  den  Kommittenten  dem  Dritten  zu  verpflichten.  Im 
englischen  Recht  kann  sich,  sobald  der  ä^^/ ermächtigt  war,  den  Vertretenen 
Dritten  gegenüber  zu  verpflichten,  dieser  nicht  darauf  berufen,  daß  der 
agent  ja  im  eigenen  Namen  kontrahiert,  und  damit  von  seiner  Befugnis, 
ihn  direkt  zu  verpflichten,  keinen  Gebrauch  gemacht  habe;  auch  in 
solchem  Falle  haftet  der  Vertretene  dem  Dritten  aus  dem  Vertrage. 
So  kann  der  englische  factor  im  eigenen  Namen  für  den  Auftraggeber 
kontrahieren.  Er  kann  aber  auch,  wie  wir  gesehen  haben,  im  Namen 
seines  Auftraggebers  kontrahieren,  ist  also  befugt,  diesen  dem  Dritten 
direkt  zu  verpflichten.  Kontrahiert  er  im  eigenen  Namen,  so 
kann  dennoch  der  Dritte  den  principal  direkt  in  Anspruch  nehmen. 
Hierin  liegt  ein  weiterer,  praktisch  wichtiger  Unterschied  zwischen  dem 
factor  des  englischen  Rechts  und  dem  Kommissionär  in  unserem  Recht. 

Wenn  jemand  von  einem  broker  kauft  oder  durch  einen  broker 
verkauft,  und  dieser  gibt  nicht  zu  erkennen,  daß  er  nur  als  broker  eines 
anderen  tätig  wird,  so  kann  der  Dritte  den  Auftraggeber  des  broker 
ebenfalls  in  Anspruch  nehmen,  da  ja  der  broker  als  solcher  befugt  ist, 
seinen  Auftraggeber  dem  Dritten  unmittelbar  zu  verpflichten. 

In  dem  von  Jenks  zitierten  Falle  Thomson  v,  Davenport  182g,  g 
B,  <5^'  C.  y8  hatte  ein  Vertreter  im  eigenen  Namen  Waren  verkauft  und 
der  Verkäufer  hatte  ihm  sein  Konto  mit  dem  Kaufpreise  belastet. 
Dennoch  konnte  der  Verkäufer,  nachdem  er  entdeckt  hatte,  wer  der 
principal  war,  diesen  in  Anspruch  nehmen.  Richter  Tenterden  sagt 
darüber  in  seinen  Gründen:  „Wenn  eine  Person  Waren  verkauft  und 
zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  annimmt,  daß  sie  mit  einem  principal 
zu  tun  hat,  imd  nachher  entdeckt,  daß  die  Person,  mit  welcher  sie 
kontrahiert  hat,  bei  dem  Rechtsgeschäft  nicht  principal,  sondern  ageftt 
für  eine  dritte  Person  war,  so  kann  sie  später  von  dem  wahren  principal 
den  Preis  fordern,  selbst  wenn  sie  in  der  Zwischenzeit  den  agent  mit 
dem  Betrage  belastet  hat." 

Die  Ausnahmen  des  §  144. 

Zu  a.  Die  Inanspruchnahme  des  principal,  dessen  Existenz  dem 
Dritten  beim  Abschluß  des  Vertrages  nicht  bekannt  war,  wird  in  manchen 
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Fällen  dadurch  ausgeschlossen,  daß  nach  den  Normen  des  Beweisrechts 
bei  Verträgen,  die  durch  Schriftstücke  bewiesen  werden  müssen,  der 
Beweis  abweichender  mündlicher  Vereinbarungen  nur  in  sehr  be- 
schränktem Maße  zulässig  ist  (vgl.  darüber  oben  S.  491). 

Den  praktisch  wichtigsten  Anwendungsfall  des  §  144  a  bilden  die 
Kaufverträge,  welche  nach  der  Vorschrift  des  §  4  der  Sale  of  Goods 
Act  l8g3  der  Schriftform  bedürfen.  Diese  bestimmt  nämlich,  daß  ein 
Vertrag,  um  klagbar  zu  sein,  von  der  Partei  unterzeichnet  werden  muß, 
die  daraus  in  Anspruch  genommen  werden  soll  oder  von  ihrem  Ver- 
treter. Es  ist  also  erforderlich,  daß  die  Partei,  welche  aus  dem  Ver- 
trage verklagt  werden  soll,  darin  genannt  ist.  Es  genügt  aber  nach 
ständiger  Judikatur,  wenn  die  Partei  in  dem  Vertrage  so  beschrieben 
ist,  daß  festgestellt  werden  kann,  wer  damit  gemeint  ist.  Hier  handelt 
es  sich  darum,  ob  jemand  aus  einem  Vertrage  in  Anspruch  genommen 
werden  kann,  wenn  der  Vertreter  mit  seinem  eigenen  Namen  den 
Vertrag  gezeichnet  hat,  ohne  einen  das  Vertreterverhältnis  andeuten- 
den Zusatz.  Die  Judikatur  hat  sich  auch  in  diesem  Falle  auf  den 
Standpunkt  gestellt,  daß,  wenn  A.  ein  solches  Schriftstück  unter- 
zeichnet, der  andere  Teil  den  Beweis  führen  kann,  daß  A.,  obwohl 
das  Schriftstück  nichts  darüber  besagt,  als  Vertreter  des  B.  gehandelt 
hat.  Dagegen  kann  der  Vertreter,  der  mit  seinem  Namen  unterzeichnet 
hat,  nicht  den  Beweis  antreten,  daJB  er  als  agent  eines  anderen  gezeichnet 
hat.  Er  ist  durch  seine  Unterschrift  Vertragspartei  geworden  und  bleibt 
neben  dem  Vertretenen  dem  Dritten  haftbar. 

Ein  Beispiel  für  den  ersten  Satz  bildet  der  Fall  Truemanv.  Loder, 
1840,  II  A,  &*  R.  §89 j  der  bereits  oben  erwähnt  wurde.  Es  wurde 
unter  anderem  ausgeführt,  daß  der  Beklagte  deshalb  nicht  aus  dem 
Vertrage  persönlich  in  Anspruch  genommen  werden  könne,  weil  sein 
Name  in  dem  schriftlichen  Vertrage  nicht  enthalten  sei.  Hierzu  führt 
das  Gericht  folgendes  aus: 

„Unter  den  geistvollen  Argumenten  des  Anwalts  des  Beklagten 
ist  auch  eins,  welches  besonders  erörtert  werden  mag,  nämlich  die 
Behauptung,  daß  wir  einen  Beweis  durch  mündliche  Vernehmung  (farol 
andence)  zum  Zwecke  der  Abänderung  des  Vertrages  zulassen  würden, 
einen  Beweis,  der  dahin  geht,  daß  der  Vertrag  nicht  von  Higginbotham, 
sondern  von  dem  Beklagten,  der  ihm  die  Vollmacht  gab,  ge- 
schlossen war." 

„Beweis  durch  mündliche  Vernehmung  ist  immer  erforderlich, 
um  nachzuweisen,  daß  der  Beklagte  derjenige  ist,  der  den  Vertrag 
geschlossen  hat  und  dadurch  gebunden  ist.  Ob  er  dies  im  eigenen 
Namen  tut  oder  im  Namen  eines  anderen  oder  unter  einem  falschen 
Namen  und  ob  der  Vertrag  von  ihm  eigenhändig  unterzeichnet  ist 
oder  durch  einen  Vertreter,  das  alles  sind  Fragen,  die  sich  in  ihrer 
Natur  nicht  von  der  Furage  unterscheiden,  wer  die  Person  ist,  die  in 
einem  Laden  Waren  bestellt  hat.  Wenn  sie  auf  Zahlung  des  Kauf- 
preises verklagt  wird  und  ihre  Indentität  feststeht,  so  wird  der  Vertrag 
nicht  dadurch  abgeändert,  daß  es  sich  ergibt,  daß  sie  ihn  nicht 
unter  ihrem  eigenen  Namen  geschlossen  hat."  (Vgl.  femer  die 
Ausführungen  bei  Smith,  Leading  Cases  11.  Aufl.  H  S.  407f.) 
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Der  zweite  Satz,  daß  der  Vertreter,  der  nicht  als  solcher,  sondern 
im  eigenen  Namen  kontrahiert  hat,  nicht  den  Beweis  antreten  kann, 
daß  er  sich  nicht  selbst  verpflichten  wollte,  sondern  nur  den  Vertretenen, 
vrird  durch  den  Fall  Higgins  v.  Senior  184I,  8  M.  &^  W.  834  erläutert*). 
Es  lag  ein  schriftlicher  Kaufvertrag  vor,  der  von  dem  Beklagten  ab- 
geschlossen und  auch  unterzeichnet  war.  Die  Frage  war,  ob  der  Be- 
klagte sich  von  seiner  Haftung  durch  den  Nachweis  befreien  konnte, 
daß  er  den  Vertrag  in  Vollmacht  und  als  Vertreter  eines  Dritten 
geschlossen  habe,  zumal  dem  Kläger  diese  Tatsache  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsschlusses bekannt  gewesen  sei.  Das  Gericht  verneinte  die  Frage. 
Richter  Parke  machte  folgende  Ausführungen: 

„Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß,  wenn  ein  solcher  Ver- 
trag geschlossen  ist,  es  zulässig  ist,  den  Nachweis  zu  führen,  daß 
eine  oder  beide  der  Vertragsparteien  Vertreter  anderer  Personen 
waren  und  beim  Abschluß  des  Vertrages  als  solche  handelten,  um 
dem  nicht  genannten  Geschäftsherm  auf  der  einen  Seite  die  Vorteile 
des  Vertrages  zuzuwenden  und  auf  der  anderen  Seite  die  Haftung 
daraus  aufzuerlegen;  und  dies  trifft  zu,  gleichgültig,  ob  der  Vertrag 
nach  dem  Statute  of  Frauds  der  Schriftform  bedarf  oder  nicht:  Und 
ein  solcher  Beweis  steht  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  schriftlichen 
Vertrage  .  .  .  Aber  wenn  man  auf  der  anderen  Seite  den  Beweis  zu- 
lassen wollte,  daß  die  Partei,  die  äußerlich  auf  dem  Schriftstück  als 
Vertragspartei  erscheint,  nicht  eine  solche  ist,  so  würde  man  damit 
parol  evidence  im  Widerspruch  mit  dem  schriftlichen  Vertrage  zulassen, 
und  das  kann  nicht  gestattet  werden." 

DievonJenksin§  144  unter  a  aufgestellte  Norm  hat  daher, 
wenn  sie  überhaupt  existiert,  nur  ein  sehr  beschränktes  An- 
wendungsgebiet. Der  Umstand,  daß  jemand  den  Vertrag  mit  seinem 
Namen  unterzeichnet  hat,  ohne  erkennbar  zu  machen,  daß  er  als  Ver- 
treter handelt,  schließt  den  Beweis  nicht  aus,  daß  er  dennoch  als  solcher 
tätig  geworden  ist,  wenn  der  Dritte  den  eigentlichen  Geschäftsherrn  in  An- 
spruch nehmen  will.  Vielleicht  kann  man  sagen,  daß,  wenn  sich  in  dem 
Vertrage  Erklärungen  finden,  welche  mit  der  Behauptung,  jemand  habe 
als  Vertreter  eines  anderen  gehandelt,  unvereinbar  sind,  der  Beweis 
nicht  zulässig  sei,  daß  jemand  Vertreter  war.  Ein  ausdrücklicher  Beleg 
für  eine  solche  Norm  fehlt  aber.  Der  von  Jenks  zitierte  Fall  Humble 
V.  Hunter  1848,  12  Q.  B.  310  bezieht  sich  nicht  auf  den  Fall,  daß  der 
Dritte  den  eigentlichen  Gesdiäftsherrn  in  Anspruch  nimmt,  sondern 
auf  den  umgekehrten  Fall,  daß  der  eigentliche  Geschäftsherr,  dessen 
Existenz  aus  dem  Vertrage  nicht  ersichtlich  ist,  versucht,  den  Dritten 
direkt  in  Anspruch  zu  nehmen.  In  dem  zitierten  Fall  hatte  jemand 
eine  charterparty  gezeichnet  und  in  dieser  erklärt,  daß  er  Eigentümer 
des  Schiffes  sei.  Diese  Erklärung  war  nach  Ansicht  des  Gerichts  mit 
der  später  aufgestellten  Behauptung  unvereinbar,  daß  er  nur  als  Ver- 
treter des  Schiffseigners  gehandelt  habe. 


1)  Vgl.  feiner  über  die  Frage  der  Stellvertretung  bei  Unterzeichnung  des 
memorandum  in  writing  den  Fall  Mc  Cattl  v,  Strauss  1884  Cah.  &  EL  106, 
Benjamin,  On  Säle  S.  301. 
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Zu  b.  Bei  §  124  (S.  633)  ist  bereits  erörtert  worden,  daß  nach  common 
law  aus  einer  Urkunde  unter  Siegel  nur  eine  Person  verpflichtet  und 
berechtigt  werden  kann,  die  diese  Urkunde  als  Partei  unterzeichnet.  Nach 
der  Cofweyaruing  and  Law  Property  Act  1881  s,  46  wird  aus  einer  solchen 
Urkunde  der  Vertretene  auch  dann  berechtigt,  wenn  der  Vertreter 
dieselbe  mit  seinem  eigenen  Namen  unterzeichnet  hat,  imd  bei  §  142  a 
ist  ausgeführt,  daß  neben  dem  principal  der  Vertreter,  der  mit  seinem 
Namen  unterzeichnet,  persönlich  aus  der  Urkunde  verpflichtet  wird. 

Bei  §  144  haben  wir  daher  nur  noch  die  Frage  zu  erörtern,  ob  der 
principal  auch  aus  einer  Urkunde  verpflichtet  wird,  in  welcher  er  nicht 
als  Partei  genannt  ist.  In  Pickering' s  claim  iSyi^  Z.  R.  6  Ch.  S^S 
wurde  entschieden,  daß  eine  Person  nicht  aus  einer  Urkunde  unter 
Siegel  verklagt  werden  kann,  die  ein  anderer  als  ihr  Vertreter  unter- 
zeichnet hatte  und  in  welcher  sie  nicht  als  Partei  genannt  war. 

Zu  c.  Diese  Vorschrift  bildet  die  notwendige  Ergänzung  zu  §  142 
Nr.  5.  Es  wird  vermutet,  daß  der  agent^  der  für  einen  im  Ausland 
wohnenden  principal  handelt,  sich  persönlich  verpflichten  will,  so- 
lange er  nicht  nachweist,  daß  er  nur  seinen  Auftraggeber  ver- 
pflichten wollte,  und  er  dies  in  dem  Vertrage  unzweideutig  zum  Aus- 
druck gebracht  hat.  Wenn  dies  nicht  festgestellt  A^ird  und  der  agcni 
deshalb  als  persönlich  haftbar  anzusehen  ist,  so  kann  der  Dritte  nicht 
außerdem  noch  den  im  Ausland  wohnenden  principal  in  Anspruch 
nehmen,  weil  bei  dem  ausländischen  principal  angenommen  wird,  daß 
er  den  agent  nicht  befugt  hat,  ihn  dem  Dritten  unmittelbar  zu  ver- 
pflichten. Will  daher  der  Dritte  den  principal  in  Anspruch  nehmen, 
so  muß  er  den  Nachweis  führen,  daß  der  ausländische  principal  seinen 
Vertreter  ausdrücklich  befugt  hatte,  ihn  dem  Dritten  direkt  zu  ver- 
pflichten, während  sonst,  wie  wir  gesehen  haben,  wenn  der  agent  im 
eigenen  Namen  kontrahiert,  der  Auftraggeber  persönlich  in  Anspruch 
genommen  werden  kann,  wenn  er  nicht  ausdrücklich  nachweist,  daß 
er  seinem  Vertreter  verboten  hatte,  ihn  dem  Dritten  unmittelbar  zu 
verpflichten. 

Befugt  also  in  England  jemand  einen  factor,  Waren  einzukaufen, 
so  kann,  wie  wir  bereits  mehrfach  ausgeführt  haben,  der  factor  im 
eigenen  Namen  oder  im  Namen  des  Auftraggebers  kaufen.  Für  die 
Haftung  des  Auftraggebers  ist  das  ganz  bedeutungslos.  Von 
Bedeutung  ist  das  nur  für  die  Frage,  ob  neben  dem  Auftraggeber  der 
factor  haftet,  da  der  englische  factor  nur  befugt,  nicht  aber  verpflichtet 
ist,  im  eigenen  Namen  zu  handeln.  Wenn  aber  eine  im  Ausland 
wohnende  Person  einen  gleichen  Auftrag  erteilt,  so  haftet  sie  prima  facie 
nicht  persönlich,  wohl  aber  stets  der  factor^  wenn  dieser  nicht  unzwei- 
deutig erklärt  hat,  daß  er  nur  als  Vertreter  handelt  und  wenn  er  nichi 
ferner  nachweist,  daß  der  ausländische  principal  ihn  befugt  hatte,  ihn 
dem  Dritten  unmittelbar  zu  verpflichten. 

Im  Falle  Hutton  v,  Bulloch  18^4,  Z.  R,  g  Q.  B,  5^2  kaufte  ein 
commission  agent  in  England  Waren  für  einen  im  Ausland  wohnenden 
principal.  Das  Gericht  entschied,  der  agent  sei.  nicht  stillschweigend 
ermächtigt,  seinen  Auftraggeber  direkt  zu  verpflichten,  er  hafte  daher 
persönlich. 
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Zu  d.  Bei  §  142  b  sind  die  Grundsätze  erörtert  worden,  nach 
denen  eine  Person,  die  einen  Wechsel  als  Vertreter  eines  anderen 
zeichnet,  daraus  persönlich  haftet.  Wenn  jemand  nach  dieser  Norm 
persönlich  haftet,  so  kann  nicht  außerdem  noch  der  Vertretene  aus 
dem  Wechsel  in  Anspruch  genommen  werden.  Es  ist  also  hier 
der  Beweis  nicht  zulclssig,  daß  eine  Person,  die  einen  Wechsel  mit 
ihrem  eigenen  Namen  unterzeichnet  hat,  als  Vertreter  eines  anderen 
tätig  war,  um  so  diesen  anderen  aus  dem  Wechsel  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Dagegen  kann,  wenn  der  Wechsel  mit  dem  Namen  einer 
Firma  unterzeichnet  ist,  der  Beweis  geführt  werden,  wer  Inhaber  dieser 
Firma  ist,  und  ebenso,  wenn  mit  dem  Firmennamen  einer  partnership 
gezeichnet  ist,  welche  Personen  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
dieser  partnership  sind,  denn  §  23  der  Bills  of  Exchange  Act  bestimmt: 
..No  Person  is  Hoble  as  drawer,  indorserj  or  acceptor  of  a  bill  who 
hos  not  sigfud  it  as  such. 
Provided  tJuit 

1.  Where  a  person  signs  a  bill  in  a  trade  or  assumed  name,  he  is 
Hoble  thereon  as  if  he  had  signed  it  in  his  own  name, 

2.  The  signature  of  the  name  of  a  fimi  is  equivalent  to  the  signature 
by  the  person  so  signing  of  tJu  names  of  all  persons  liable  as 
Partners  in  that  firm. 

Sobald  in  der  Unterschrift  des  Vertreters  der  Name  des  Vertretenen 
erscheint,  haftet  dieser  natürlich  aus  dem  Wechsel,  vorausgesetzt,  daß 
der  agent  die  Unterschrift  im  Rahmen  seiner  Vollmacht  vorgenommen 
hat.  Wenn  eine  partnership  ohne  einen  das  Gesellschaftsverhältnis  an- 
deutenden Zusatz  ihr  Geschäft  betreibt,  was  nach  englischem  Recht 
zulässig  ist,  und  diejenige  Person,  unter  deren  Namen  die  partnership 
betrieben  wird,  den  Wechsel  unterzeichnet,  so  kann  es  zweifelhaft  sein, 
ob  diese  Person  den  Wechsel  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitinhaber  der 
Gesellschaft  gezeichnet  hat  oder  nicht.  Im  Zweifel  wird  angenommen, 
daß  sie  den  Wechsel  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitinhaber  der  Gesellschaft 
gezeichnet  hat.  Chalmers,  Bills  of  Exchange  Anm.  zu  §  23.  Yorkshire 
Banking  Co.  v,  Beatson  1880,  5  C.  P,  D.  lOg. 

In  demselben  Fall  wurde  auch  entschieden,  daß  der  Gesellschafter, 
der  an  der  Geschäftsführung  nicht  beteiligt  ist  (dormant  partner),  den 
Beweis  führen  muß,  daß  der  Wechsel,  den  der  geschäftsführende 
Gesellschafter  akzeptiert  hat,  nicht  für  die  Firma  akzeptiert  ist,  sonst 
haftet  die  Firma.  Führt  er  den  Beweis,  daß  der  geschäftsführende 
Gesellschafter  den  Wechsel  nicht  für  die  Firma,  sondern  für  sich  per- 
sönlich akzeptiert  hat,  so  haftet  er  nicht. 

Zu  e.  Hier  wird  die  Frage  zu  erörtern  sein,  inwieweit  der  Ver- 
tretene, dessen  Existenz  dem  Dritten  beim  Vertragschluß  nicht 
bekannt  war,  durch  Zahlung  an  den  Vertreter  zwecks  Erfüllung  der  Ver- 
pflichtungen des  letzteren  gegenüber  dem  Dritten  mit  Wirkung  gegen  den 
Dritten  befreit  wird.  Auf  Grund  der  vonjenks  zitierten  Entscheidung 
Armstrong  v.  Stokes  l8^2  L.  R,  7  Q,  B,  5g8  ist  die  Norm  aufgestellt 
worden,  daß,  wenn  der  principal  an  den  agent  den  Kaufpreis  gezahlt  hat, 
sich  der  Dritte  diese  Zahlung  anrechnen  lassen  muß,  wenn  der  agent  sie 
nicht  an  ihn  abgeführt  hat.  In  diesem  Fall  beauftragte  die  Beklagte  die 
Firma  Ryder,  die  ein  Kommissionsgeschäft  betrieb,  Waren  zu  kaufen.  Messrs 
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Ryder  kauften  die  Waren  von  Armstrong  im  eigenen  Namen.  Die 
Beklagte  bezahlte  die  Waren  an  Messrs  Ryder,  und  14  Tage  später  stellten 
Ryder  ihre  Zahlungen  ein,  ohne  ihrerseits  Armstrong  bezahlt  zu  haben. 
Als  sich  aus  ihren  Büchern  ergab,  daß  sie  im  Auftrag  der  Beklagten 
gehandelt  hatten,  verlangte  Armstrong  von  der  Beklagten  Zahlung. 
Das  Gericht  entschied,  Zahlung  könne  nicht  von  den  Personen  verlangt 
werden,  deren  Eigenschaft  als  Geschäftsherr  erst  erkannt  wurde,  nach- 
dem sie  den  Preis  an  diejenigen  gezahlt  hatten,  von  denen  der  Ver- 
käufer annahm,  daß  sie  Geschäftsherren  seien  und  denen  allein  er 
Kredit  gegeben  hatte. 

Die  Autorität  dieser  Entscheidung  wird  durch  eine  spätere  Ent- 
scheidung Irvine  v,  Watson  iSyg^  5  Q-  B,  D,  I02  nicht  in  Frage  gestellt 
Im  Falle  Armstrong  v,  Stokes  handelte  es  sich  um  einen  undischsed 
ptincipal^  und  nur  für  einen  solchen  gelten  die  Normen  des  §  144. 
Sie  finden  keine  Anwendung,  wenn  der  Dritte  beweist,  daß  sein  Gegen- 
kontrahent  erkennbar  als  agent  eines  anderen  mit  ihm  kontrahierte,  denn 
dann  hat  der  Dritte  nicht  dem  Gegenkontrahenten,  sondern  dem  unbe- 
kannten Hintermann  desselben  Kredit  gewährt.  Deshalb  wird  in 
solchem  Falle  der  Auftraggeber  durch  eine  Zahlung  an  den  agent  nicht 
befreit.  Im  Falle  Irvine  v.  Watson  beauftragte  A.  einen  Makler  (broker), 
für  ihn  Öl  zu  kaufen.  Dieser  kaufte  von  B.,  indem  er  erklärte,  daß 
er  für  einen  anderen  kaufe,  nannte  jedoch  den  Namen  seines 
Auftraggebers  nicht.  Die  Zahlungsbedingungen  lauteten:  y^cash  on 
or  before  delivery^.  B.  lieferte  das  Öl,  jedoch  ohne  auf  vorheriger  Be- 
zahlung zu  bestehen,  und  A.  bezahlte  den  Kaufpreis  an  den  broker^ 
ohne  zu  wissen,  daß  B.  von  diesem  noch  nicht  bezahlt  war.  Bald  nachher 
geriet  der  broker  in  Konkurs  und  B.  klagte  den  Kaufpreis  gegen  A. 
ein.  Es  wurde  entschieden,  daß  die  bloße  Unterlassung  des  B.,  auf 
Vorausbezahlung  zu  bestehen,  den  A.  nicht  von  seiner  Verpflichtung 
befreite,  den  Kaufpreis  nochmals  an  B.  zu  zahlen.  Anders  würde  es 
vielleicht  gewesen  sein,  wenn  es  eine  feststehende  Usance  des  Ölhandels 
wäre,  daß  das  Öl  nur  gegen  Bezahlung  des  Kaufpreises  ausgeliefert 
wird,  denn  dann  hätte  A.  annehmen  dürfen,  daß  der  broker  das  Öl 
bezahlt  hatte.  Einige  Lehrbücher  fassen  die  Entscheidung  Irvine  v. 
Watson  dahin  auf,  daß  die  Zahlung  des  principal  an  den  agent  in 
solchem  Falle  ihn  nur  dann  befreit,  wenn  der  Gläubiger  durch,  sein 
Verhalten  irgendwie  den  principal  zu  dem  Glauben  verleitet  hat,  daß  er 
an  den  agent  rechtswirksam  zahlen  könne,  z.  B.  Addison,  Contract  S.  149, 
Leake,  Contract  S.  339,  Bowstead,  Agency  S.  304,  Pollock,  Contract  S.  104 
und  daß  deshalb  die  Norm  des  Falles  Armstrong  v,  Stokes  durch  die  Ent- 
scheidung im  Falle  Irvine  7;.  Watson  außer  Kraft  gesetzt  sei.  Pollock 
führt  zwar  aus,  daß  die  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  im  Falle  Irvine 
V,  Watson  der  Entscheidung  Armstrong  v,  Stokes  jede  Bedeutung  genommen 
habe;  er  kommt  aber  dennoch  zu  einem  ähnlichen  Resultat  wie  wir, 
indem  er  ausführt: 

„Der  principal  wird  durch  Zahlung  an  seinen  eigenen  Vertreter 
gegenüber  der  anderen  Partei  nur  befreit,  wenn  diese  andere  Partei 
durch  ihr  Verhalten  den  principal  zu  dem  Glauben  verleitet  hat,  daß  sie 
sich  mit  dem  Vertreter  bereits  verrechnet  habe,  oder  vielleicht  dann, 
wenn  der  principal  in  gutem  Glauben  dem  agetit  zu  einer  Zeit  gezahlt 
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hat,  wo  die  andere  Partei  noch  ausschHeßlich  dem  agent  Kredit  gab 
und  dti  principal  nach  dem  besonderen  Charakter  des  Ge- 
schäfts oder  aus  anderen  Gründen  zu  dieser  Annahme 
berechtigt  war." 
Smith  Leading  Gases  ii.  Aufl.  II  S.  403  dagegen  legt  wie  wir  das 
entscheidende  Gewicht  darauf,  daß  es  sich  im  Falle  Armstrang  z\  Stokes 
um   einen  undisdosed  principal^  im   Falle  Irvine   v,    Watson   um   einen 
unnameä  principal  handelte. 

Zu  f.  Die  Norm  des  §  144,  daß  der  Dritte  auch  den  undisdosed 
prinäpal  in  Anspruch  nehmen  darf,  soll  ferner  keine  Anwendung 
finden,  wenn  der  Dritte,  nachdem  er  die  Existenz  des  prindpal  entdeckt 
hat,  in  unzweideutiger  Weise  zu  erkennen  gibt,  daß  er  sich  allein  an  den 
agent  halten  will.  Wenn  insbesondere  der  Dritte  Erklänmgen  abgibt, 
aus  denen  der  prindpal  schließen  darf,  daß  er  sich  lediglich  an  den  agent 
halten  will  und  der  prindpal  zahlt  darauf  an  den  agent^  damit  dieser  seine 
Verpflichtung  gegenüber  dem  Dritten  erfüllt,  so  kann  der  Dritte  sich 
nicht  mehr  an  den  prindpal  halten. .  Solange  aber  der'  prindpal  in 
einem  solchen  Falle  noch  nicht  an  den  agent  gezahlt  hat,  wird  er  ~\'ün 
seiner  Haftung  gegenüber  dem  Dritten  nicht  befreit  (vgl.  Pollock  Contract 
S.  105  Anm.  n).  Der  Gläubiger  muß  sich  innerhalb  angemessener  Frist 
dafür  entscheiden,  ob  er  den  prindpal  oder  den  agent  in  Anspruch 
nehmen  will.  Das  ergibt  der  Fall  Smethurst  v.  Mitchell  185g,  I  EL 
cf  El.  623. 

Ob  das  Verhalten  des  Dritten  im  einzelnen  Falle  dahin  aufzufassen 
ist,  daß  er  ausschließlich  den  agent  als  seinen  Vertragsgegner  ansehen 
will,  ist  eine  Tatfrage,  welche  im  Prozeß  von  der  Jury  zu  entscheiden 
ist  (Curtis  v.  Williamson  1874  Z.  R,  lO  Q.  B.  S7)-  Es  ist  entschieden 
worden,  daß  eine  an  den  agent  gerichtete  Aufforderung  zur  Zahlung 
von  sdten  des  Dritten  noch  nicht  dahin  aufzufassen  ist,  daß  nunmehr 
der  agent  von  dem  Dritten  als  alleiniger  Vertragsgegner  angesehen  wird 
(Calder  v.  Dobell  l8yi  Z.  R,  6  C.  F.  486)^  ebensowenig  die  Annahme 
von  Akzepten  des  agent  für  den  Kaufpreis  (W/titwell  v.  Ferrin  4 
a  B.  N.  S,  412). 

Zu  g.  Diese  Norm  bildet  nur  ein  Beispiel  für  die  unter  f  erläuterte 
Norm.  Wenn  nämlich  ein  Urteil  gegen  einen  agent  erstritten  ist,  so 
hat  der  Dritte  damit  deutlich  zu  erkennen  gegeben,  daß  er  sich  an  den 
agent  allein  halten  will  und  er  kann  dann  nicht  mehr  den  prindpal  in 
Anspruch  nehmen. 

Im  Falle  Friestley  v.  Femie  1865,  3  H,  &*  C.  gyy  hatte  der  Kapitän 
ein  Konnossement  mit  seinem  eigenen  Namen  unterzeichnet  und  war 
daraus  verklagt  und  verurteilt  werden.  Eine  Klage  gegen  den  Schiffs- 
eigner aus  demselben  Konnossement  wurde  für  unzulässig  erklärt.  In 
diesem  Zusammenhang  gehört  auch  die  oben  S.  662  zitierte  Entscheidung 
Morel  V.  Earl  of  Westmoreland  [1904]  A.  C,  II, 

§  145. 
Wenn  es  erforderlich  ist,  die  Existenz  eines   bestimmten 
Willenszustandes    gegentlber    dem  principal  zu    beweisen,    so 
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genügt  es,  die  Existenz  dieses  Willenszustandes  entweder  bei 
dem  ageni  oder  bei  dem  principal  zu  beweisen. 

Mayhew  v.  Eatnes  1825,  3  B.  &  C.   601. 
Ludgater  v.  Love  188 J,  44  L.   T.  6^4, 
Blackbum  v,  Haslam  1888,  21  Q.  B,  D.  144. 

Dieser  Paragraph  beantwortet  die  Frage,  wie  sich  das  englische 
Recht  zu  der  Repräsentationstheorie  stellt,  in  sehr  einfacher  Weise. 
Soweit  Willensmängel  oder  die  Kenntnis  gewisser  Umstände  in  Betracht 
kommen  (vgl.  §  166  BGB.),  genügt  es,  diese  Willensmängel  oder  die 
Kenntnis  der  Umstände  entweder  bei  dem  principal  oder  bei  dem 
agmt  nachzuweisen. 

Im  Falle  MayJiew  v.  Eanus  1825,  3  B.  &^  C,  601  versandte  der 
Vertreter  des  Klägers  in  der  Provinz  ein  Paket  Banknoten  mit  einem 
Postwagen  des  Beklagten.  Die  Banknoten  kamen  auf  dem  Transport 
abhanden.  Dem  Kläger  war  durch  eine  Mitteilung  des  Beklagten 
bekannt  geworden,  daß  der  Beklagte  die  Haftung  für  Banknoten  nicht 
übernahm.  Der  Vertreter  des ,  Klägers,  der  den  Transportvertrag 
geschlossen  hatte,  wußte  das  nicht;  die  Klage  wurde  abgewiesen,  die 
Kenntnis  des  Klägers  von  der  Beschränkung  der  Haftimg  des  Beklagten 
genügte. 

Im  Falle  Ludgater  v,  Love  1881,  44  L.  T.  6g4  hatte  der  Beklagte 
seinen  Sohn  ennächtigt,  Schafe  für  ihn  zu  verkaufen.  Der  Sohn  erklärte, 
daß  die  Schafe  gesund  seien.  Der  Beklagte  hatte  aber  seinem  Sohn 
verheimlicht,  daß  dieselben  krank  seien  und  betraute  seinen  Sohn  nur 
mit  dem  Verkauf,  damit  dieser  sie  bona  fide  als  gesund  verkaufen 
sollte.  Der  Vater  wurde  mit  der  action  of  deceit  verklagt  und  wurde 
verurteilt. 

Dem  Falle  Blackbum  v.  Haslam  1888,  21  B.  D,  I44  lag  folgender 
Tatbestand  zugrunde:  Die  Kläger,  die  in  Glasgow  wohnten,  beauftragten 
eine  Firma  von  Versicherungsmaklern  ein  Schif!  rückzu versichern,  welches 
überfällig  war.  Die  Makler  erhielten  eine  Nachricht,  welche  es  wahr- 
scheinlich machte,  daß  das  Schiff  verloren  war;  tatsächlich  war  es  auch 
verloren.  Sie  gaben  den  Auftrag  an  ihre  Londoner  Vertreter  per 
Telegramm  weiter,  indem  sie  die  Höhe  der  Prämie  angaben,  welche 
die  Kläger  zahlen  wollten,  teilten  aber  weder  ihren  Londoner  Vertretern 
noch  dem  Kläger  die  ungünstige  Nachricht  mit,  die  sie  erhalten  hatten. 
Die  Londoner  Vertreter  der  Makler  schlössen  dann  den  Versicherungs- 
vertrag. Es  wurde  entschieden,  daß  der  Vertrag  nichtig  sei,  da  der 
agent  eine  wesentliche  Tatsache  verschwiegen  habe  (vgl.  darüber  oben 
S.  541).  Der  Fall  ist  deshalb  bemerkenswert,  weil  hier  sowohl  die 
Londoner  Vertreter,  die  den  Vertrag  schlössen,  als  auch  der  eigentliche 
Geschäftsherr  bona  fide  waren. 

§  146. 

Ein  Geschäftsherr^  dessen  Existenz  nicht  kundgegeben  ist, 

{undisciosed  principal)  kann  sich  als  solcher  zu  erkennen  geben 

und  jeden  Vertrag,  der  in  Ausübung  einer  Vertretungsbefugnis 

für  ihn  geschlossen  ist,   für  sich  in  Anspruch  nehmen,  es  sei 
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denn,  daß  die  Behauptung  eines  Vertreterverhältnisses  mit 
«iner  Erklärung  in  einem  Schriftstück  unvereinbar  ist;  aber 
ein  Vertretener,  welcher  es  zuläßt,  daß  sein  ageni  als  principoJ 
handelt,  kann  die  Rechte  des  Dritten  gegen  den  Vertreter,  die 
dieser  vor  Kenntnis  von  der  Stellvertretung  erworben  hat, 
dadurch  nicht  beeinträchtigen. 

Brawninj^  v.  Provincial  Insurance  Co,  i8y$y  L.  Ji,  5  P.  C.  263;  Humble  v. 
Hunter  1848,  12  Q,  B.  310.  Es  ist  fraglich,  ob  diese  Norm  auch  für  mündliche 
Erklärungen  gilt  (Lucas  v.  De  La  Cour  1813,  i  AI.  6c  S.  24g).  Wenn  eine 
Person  erklärt,  daß  sie  für  einen  unnarned  principal  handelt,  tatsächlich  aber  für 
•eigene  Rechnung  kontrahiert,  so  kann  sie  aus  dem  Vertrage  klagen,  auch  wenn 
■er  schriftlich    abgeschlossen   ist   (Srhmaltz  v,  Avery  1851,  20  L.  J,  Q.  ß.  228), 

Borries  v.  Imperial  Ottoman  Bank  1873,  L.  iV.  9  C.  P,  38, 

Cooke  V.  Eshelby  1887,  ^'  ^-   ^^  --^PP-   ^^'  ^7^- 

Montagu  v.  Forwood  [1893]  2  Q,  B.  330. 

Wenn  der  Dritte  entdeckt,  dciß  sein  Vertragsgegner  agenf  eines 
anderen  war,  so  kann  er  diesen  nach  §  144  in  Anspruch  nehmen.  §  146 
behandelt  den  umgekehrten  Fall:  Der  principal  kann,  ohne  daß  es 
^iner  Zession  bedarf,  den  Dritten  unmittelbar  in  Anspruch  nelunen,  ob- 
wohl dieser  beim  Vertragschluß  nichts  davon  wußte,  daß  der  Ver- 
tragsgegner agent  eines  anderen  war.  Satz  2  sagt  uns,  in  welchem 
Umfange  der  Dritte  dagegen  geschützt  wird,  daß  die  Inanspruch- 
nahme durch  den  eigentlichen  principal  ihn  in  eine  ungünstigere  recht- 
liche Lage  bringt,  als  wenn  er  nur  mit  seinem  ursprünglichen  Vertrags- 
g^^ner  zu  tun  gehabt  hätte.  Im  Falle  Browning  v,  Provincial  Insuranct 
€0.  iSySy  Z.  R,  5  P,  C,  263  versicherte  ein  factor  Waren,  die  ihm  vom 
Kläger  zum  Verkauf  übergeben  waren,  im  eigenen  Namen  bei  dem 
Filialagenten  der  Beklagten,  welcher  ein  provisorisches  Zertifikat 
herausgab,  in  dem  nur  der  Name  des  factor  als  Versicherungsnehmer 
genaimt  war,  ohne  daß  daraus  ersichtlich  war,  daß  er  für  einen  anderen 
handelte  1).  Die  Beklagte  weigerte  sich,  den  Kläger  als  Vertragsgegner 
anzuerkennen.  Das  Gericht  entschied,  nach  engliscliem  Recht  könne 
ein  undisclosed  principal  aus  tnercantile  contracts  klagen,  die  sein  agent 
-abgeschlossen  hat,  unter  Berücksichtigung  aller  Einreden, 
welche  gegen  den  agent  zulässig  sind. 

Das  Recht  des  prinäpal,  aus  dem  Vertrage  zu  klagen,  ist  jedoch 
an  die  Voraussetzung  geknüpft,  daß  zur  Zeit  des  Vertragschlusses  der 
^gmt  im  Verhältnis  zu  seinem  principal  bereits  zur  Vertretung  des 
principal  befugt  war.  Duich  eine  spätere  Genehmigung  eines  ohne 
Vollmacht  abgeschlossenen  Vertrages  kann  der  principal  nicht 
das  Recht  erwerben,  im  eigenen  Namen  zu  klagen.  Das  ergibt  sich 
aus  dem  bereits  oben  S.  642  erwähnten  Falle  Keighky  dr*  Co.  v,  Maxstedt 
Durant  [igOl]  A.  C.  240  (vgl.  auch  Pollock,  Contract  S.   103). 

Die  Behauptung  des  undisclosed  principal,  daß  er  der  wahre  Vertrags- 
^egner  sei,  darf  nicht  mit  dem  Inhalt  eines  schriftlichen  Vertrages  im- 


*)  Das  war  nicht  üblich,  denn  gewöhnlich  enthalten  die  Policen  die  Klausel: 

^,As  well  in  Ais  name  as  for  and  in  the  name  of  all  other  persons   to    whorn  the 
same  may  appertain  etc* 

G.  Schtrrmeiater,  liür^erl.  Recht  Engl.mds.  I.  40 
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vereinbar  sein.  Ein  Beispiel  bildet  der  bereits  bei  §  144  erwähnte 
Fall  Humble  v.  Hunter  1848^  12  ö-  ^-  3^0.  A.  hatte  ein  Schiff  ver- 
chartert, hatte  die  charterparty  mit  seinem  Namen  unterzeichnet  und 
sich  in  der  charterparty  auch  als  „owner  of  t/ie  vessel^  bezeichnet. 
Gegenüber  dieser  Bezeichnung  war  der  principal  nicht  befugt,  aus  der 
charterparty  Rechte  für  sich  herzuleiten,  indem  er  behauptete,  daß  A. 
als  sein  Vertreter  gehandelt  habe,  weil  die  Worte  in  dem  Vertrage,  in 
denen  A.  sich  als  Schiffseigner  bezeichnete,  mit  der  Behauptung,  daß- 
er  nur  Vertreter  sei,  unvereinbar  waren. 

Wenn  andererseits  jemand  als  agent  kontrahiert  hat,  so  kann  er 
später  erklären,  daß  er  der  wahre  Geschäftsherr  sei,  es  sei  denn,  daß 
diese  Erklärung  dem  Wesen  des  Vertrages  wideßpricht  (Schmaltz 
V,  Avery  1851,  l6  Q.  B.  655  vgl.  unten  S.  714). 

Dagegen  wurde  es  in  dem  bereits  oben  S.  658  zitierten  Falle  Robinson 
%K  Molkt  1874,  Z.  R.  7  H,  L,  802  für  unzulässig  erklärt,  daß  ein  Makler, 
der  mit  dem  Einkauf  einer  Ware  zum  Börsenpreis  beauftragt  war,  diese 
selbst  lieferte,  weil  das  dem  Wesen  des  Vertrages  zuwiderlief. 

Wir  müssen  zum  Schluß  noch  die  Frage  erörtern,  inwieweit  der 
undisclosed principalj  wenn  er  aus  dem  Vertrage  klagt,  sich  die  Einreden 
entgegenhalten  lassen  muß,  die  der  Dritte  gegen  den  agent  hat.  Wenn 
der  Dritte  es  sich  gefallen  lassen  muß,  daß  ihn  anstatt  der  Person,  mit 
der  er  kontrahiert  hat,  ein  anderer,  von  dessen  Vorhandensein  er  keine 
Ahnung  hatte,  aus  dem  Vertrage  in  Anspruch  nimmt,  so  muß  er  befugt 
sein,  diesem  die  Einreden  entgegenzusetzen,  die  er  gegen  den  an- 
scheinenden Vertragsgegner  hatte.  Das  ergibt  sich  aus  den  Ausführungen 
des  Gerichts  in  dem  bereits  zitierten  Fall  Browning  v.  Provindal  In- 
surance Co. 

Einer  besonderen  Behandlung  bedarf  nur  die  Frage,  ob  der  Dritte 
an  den  agent  den  Kaufpreis  zahlen  darf,  und  ob  er  gegen  die  Kauf- 
preisforderung mit  Forderungen  gegen  den  agent  aufrechnen  kann. 
Man  muß  sich  hierbei  vergegenwärtigen,  daß  ja  im  englischen  Recht  der 
undisclosed  principal  nicht,  wie  z.  B.  der  Kommittent  bei  uns,  aus  dem 
zedierten  Recht  des  agent  klagt;  dieser  Gesichtspunkt  kann  daher  zur 
Entscheidung  der  Frage  nicht  herangezogen  werden.  Entscheidend  ist 
auch  hier,  ob  der  Dritte  annahm,  daß  derjenige,  mit  dem  er  den  Ver- 
trag schließt,  sein  wirklicher  Vertragsgegner  ist.  Kontrahiert  er  z.  B. 
mit  einem  factor,  der  im  eigenen  Namen  abschließt,  und  weiß  er,  daß 
dieser  bei  der  Transaktion  nur  als  factor  tätig  wird,  so  weiß  er  damit, 
daß  ein  anderer  der  wahre  Vertragsgegner  ist,  und  er  muß  damit 
rechnen,  daß  er  von  dieser  anderen  Person  aus  dem  Vertrage  in  An- 
spruch genommen  wird.  Zahlt  daher  in  einem  solchen  Fall  der  Dritte 
an  den  agent,  so  braucht  der  principal  diese  Zahlung  nur  gegen  sich 
gelten  zu  lassen,  wenn  der  agent  zur  Empfangnahme  von  Zahlungen 
für  den  principal  ermächtigt  war,  vgl.  oben  S.  656. 

Wenn  aber  der  Dritte  nicht  wußte,  daß  sein  Gegner  für  einen 
anderen  kontrahierte,  dann  kann  er  sich  stets  auf  eine  Zahlung  berufen, 
die  er  geleistet  hatte,  bevor  er  von  dem  Bestehen  eines  Vertreterver- 
hältiiisses  Kenntnis  erhielt.  Nach  erlangter  Kenntnis  darf  er  nur  noch 
zahlen,  wenn  der  Vertreter  zur  Empfangnahme  von  Zahlungen  er- 
mächtigt war. 
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Diese  grundsätzliche  Unterscheidung  gilt  auch  für  die  Aufrechnung. 

Im  Falle  Bornes  v.  Imperial  Ottoman  Bank  18^3  Z.  R,  g  C,  P. 
38  waren  der  Beklagten  von  S.  Waren  geliefert,  dieser  war  der  Ver- 
treter des  Klägers,  und  ihm  waren  die  Waren  zum  Verkauf  anvertraut. 
Er  war  also  factor.  Der  Kläger  klagte  den  Kaufpreis  für  diese  Waren 
ein.  Die  Beklagte  wandte  ein,  S.  habe  die  Waren  im  eigenen  Namen 
und  als  seine  eigenen  Waren  verkauft.  Zur  Zeit  des  Kaufes  habe  sie 
angenommen,  daß  S.  der  Eigentümer  der  Waren  sei  und  habe  nicht 
gewußt,  daß  der  Kläger  Eigentümer  und  S.  nur  sein  agent  war.  Bevor 
sie  dies  erfahren  habe,  sei  S.  ihr  einen  Betrag  schuldig  geworden,  mit 
diesem  Betrage  wolle  sie  jetzt  gegen  die  Klagforderung  aufrechnen. 
Das  Gericht  entschied,  daß  unter  diesen  Umständen  die  Aufrechnung 
zulässig  sei. 

Im  Falle  Montagu  i\  Forwood  [l8g3]  2  Q.  B.  350  handelte  der 
Vertreter  ebenfalls  im  eigenen  Namen.  Die  Beklagten  wollten  gegen- 
über der  Klage  des  principal  mit  einer  Forderung  gegen  den  agent  auf- 
rechnen.    Das  Gericht  führte  aus: 

Da  die  Beklagten  keinen  Grund  zu  der  Annahme  gehabt  hätten, 
daß  der  Vertreter  nicht  für  eigene  Rechnung  gehandelt  hätte,  so  sei 
eine  Aufrechnung  zulässig. 

Wenn  dagegen  der  Dritte  aus  irgendwelchen  Umständen  erkennt, 
daß  der  Vertreter,  der  im  eigenen  Namen  handelt,  tatsächlich  für  einen 
undisclosed  principal  \iZXiäi€\Xj  so  ist  die  Aufrechnung  nicht  zulässig.  Das 
gleiche  gilt,  wenn  der  Dritte  im  Zweifel  ist,  ob  sein  Vertragsgegner  für 
eigene  Rechnung  oder  für  fremde  Rechnung  handelt  und  er  es  unterläßt, 
sich  hierüber  Gewißheit  zu  verschaffen;  das  ergibt  der  Fall  Cooke 
V,  Eshelby  (1887)  Z.  R,  12  App,  Ca.  271, 

L.  &  Co.,  eine  Firma  von  brokers^  verkauften  Baumwolle  an  C.  im 
eigenen  Namen.  Sie  verkauften  tatsächlich  für  einen  undisclosed principaL 
C.  wußte,  daß  L.  &  Co.  gewohnt  waren,  sowohl  für  eigene  Rechnung 
wie  auch  für  fremde  Rechnung  Geschäfte  abzuschließen.  Der  undisclosed 
principal  klagte  den  Kaufpreis  ein.  Der  Beklagte  wollten  mit  einer 
Forderung  gegen  L.  &  Co.  aufrechneu.  Er  gab  zu,  nicht  gewußt  zu 
haben,  ob  im  vorliegenden  Fall  die  Verkäufer  L.  &  Co.  als  brokers  oder 
für  eigene  Rechnung  an  ihn  verkauft  hatten.  Die  Aufrechnung  wurde 
für  unzulässig  erklärt,  da  der  Beklagte  sich  hierüber  hätte  informieren 
müssen. 

Die  Voraussetzungen,  unter  denen  die  Aufrechnung  mit  einer 
Forderung  gegen  einen  factor  zulässig  ist,  hat  Richter  Will  es  im  Falle 
Semenza  v.  Brinsley  1865^  18  C,  B,  N.  S.  467  treffend  zusammengestellt: 
Danach  ist  erforderlich,  „daß  der  Vertrag  von  einer  Person  geschlossen 
war,  welcher  der  Kläger  den  Besitz  der  Waren  anvertraut  hatte;  daß 
diese  Person  diese  Waren  als  ihre  eigenen  im  eigenen  Namen,  als 
Geschäftsherr  (principal),  mit  der  Genehmigung  des  Klägers« )  verkaufte, 
daß  der  Beklagte  mit  ihr  als  principal  kontrahierte  und  glaubte,  daß 
sie  dei principal  bei  dem  Geschäft  sei;  und  daß,  bevorder  Beklagte 
den   wahren  Sachverhalt  erfuhr,  die  Gegenforderung  entstanden  war*'. 


S)  seil,  des  eigentlichen  principal, 

46* 
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§  M7- 

Ein  Vertreter,  der  als  solcher  einen  Vertrag  schließt, 
kann  aus  dem  Vertrage  nicht  im  eigenen  Namen  klagen, 
gleichgültig,  ob  der  Name  des  principal  genannt  ist  oder  nicht 

Fairlie  v.  Fenton  i8yo  L,  R,  5  Ex,  i6g. 

Hiervon  bestehen  die  folgenden  Ausnahmen: 

a)  Wenn  der  Vertreter  ein  special properfy  an  dem  Gegen- 
stand des  Vertrages  oder  ein  eigenes  Interesse  an 
der  Erfüllung  des  Vertrages  hat. 

IfV/iafns  V.  Millington  jy8S,  I  H.  BL  81. 

b)  Wenn  die  andere  Partei  in  Kenntnis  der  Umstände 
einge^Uigt   hat,    ihn    als    Vertragsgegner   anzusehen. 

Rayner  v.   Grote  1846,  i$  M.  &   W.  35g, 

c)  Wenn  der  Vertreter  aus  einem  Versicherungsvertrage 
klagt,  der  von  ihm  als  Makler  in  Vollmacht  seines 
Auftraggebers  abgeschlossen  ist 

Sunderland  Co.  v,  Kearney  1831,   16  Q,  B.  at  p.  939. 

d)  Wenn  der  Vertrag  in  der  Form  einer  Urkunde  unter 
Siegel  geschlossen  wurde,  bei  v^elcher  der  Vollmacht- 
geber nicht  Partei  v^rar. 

Gibson  v,    Winter  1833,  5  B.  &  Ad.  S,  102, 

c)  Wenn  der  Vertreter  den  Vertrag  für  einen  auslän- 
dischen Auftraggeber  abgeschlossen  hat. 

Für  diesen  Satz  gibt  es  außerordentlich  wenig  Belege,  aber  er  wird  im  Falle 
VPillis  V.  Baddeley  [i8g2]  2  Q.  B.  324  offenbar  als  gültig  vorausgesetzt  und  es 
wird  angenommen,  daß  in  der  Praxis  immer  danach  gehandelt  wird. 

Wenn  der  Vertreter  im  eigenen  Namen  klagt,  so  können 
ihm  alle  diejenigen  Einreden  entgegengesetzt  werden,  welche 
gegen  den  Auftraggeber  zulässig  sind. 

Rogers  v,  Hadley  1863  2  H.  &   C,  22y. 
Willis  V.  Baddeley  (ubi  sup.). 

Der  §  147  beantwortet  die  Frage,  unter  welchen  Umständen  der 
agenty  der  dem  Vertragsgegner  gegenüber  als  solcher  auf- 
getreten ist,  aus  dem  Vertrage  klagen  kann.  Schließt  der  agent  für 
den  undisclosed  principal  einen  Vertrag,  gibt  er  also  nicht  zu  erkennen, 
daß  er  überhaupt  für  einen  anderen  kontrahiert,  so  kann  er  natürlich 
auch  aus  dem  Vertrage  klagen,  denn  er  tritt  ja  selbst  als  Vertrags- 
partei auf.  Dieses  Recht  des  agent  wird  nicht  dadurch  beeinträchtigt, 
daß  im  englischen  Recht  auch  in  diesem  Falle  nach  §  144  der 
principal  von  dem  Dritten  oder  nach  §  146  der  Dritte  von  dem 
principal  unmittelbar  in  Anspruch  genommen  werden  kann.  Der  §  147 
gilt  also  nur  für  den  Fall,  daß  der  Vertreter  entweder  den  Namen 
eines  Vertretenen  angegeben  hat,  oder  zwar  erklärt  hat,  er  handle  för 
einen   anderen,   dessen  Namen   aber  nicht   nennt   (imnamed  principal). 
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Tritt  der  Vertreter  für  einen /r///rf^<i/ auf,  dessen  Namen 
er  nennt,  so  kann  er,  abgesehen  von  den  unter  a  bis  e  aufgeführten 
Ausnahmen  nicht  aus  dem  Verträge  klagen,  da  ja  dann  nur  der  Dritte 
Vertragspartei  wird.     Diesen  Fall  wollen  wir  zunächst  betrachten. 

In  dem  von  Jenks  zitierten  Falle  Fairlie  i\  Fetiton  l8yo  L,  R, 
S  Ex,  l6g  gab  der  Kläger  als  Broker  dem  Beklagten  eine  Kaufnote 
in  folgender  Form: 

„/.   hai'e  this  day  sold  you  on   account  of  T,  &  Co.  . .  .  signed 
E,  Fairlie  Broker,^ 

Es  wurde  entschieden,  daß  Fairlie  aus  einem  solchen  Vertrage 
nicht  klagen  könne,  er  habe  nur  als  broker  gezeichnet  und  sei  daher 
nicht  Vertragspartei. 

Im  Falle  Bickerton  v,  Bund  1816,  S  M,  ä;-  S.  383  hatte  der 
Kläger  bei  einer  Auktion  für  einen  prinäpal,  dessen  Namen  er  nannte, 
ein  Schriftstück  unterzeichnet,  in  welchem  der  Verkauf  eines  Postens 
Ware  bescheinigt  wurde.  Später  klagte  er  im  eigenen  Namen  und 
bot  den  Beweis  an,  daß  er  in  Wahrheit  der  principal  war.  Das 
Gericht  wies  die  Klage  ab  und  erklärte: 

„Wenn  ein  Mann  sich  als  Vertreter  einer  Person  bezeichnet, 
deren  Namen  er  nennt,  so  gestattet  ihm  das  Recht  nicht,  diese 
Stellung  aufzugeben,  indem  er  sich  für  den  wahren  prinäpal  und  den 
anderen  für  einen  bloßen  Strohmann  erklärt"  und  femer  heißt  es: 
„Jemand,  der  mit  einem  anderen  als  Vertreter  kontrahiert  hat,  ist  nicht 
befugt,  ohne  vorherige  Mitteilung  an  den  anderen  diese  Eigenschaft 
aufzugeben  und  ihn  in  der  Eigenschaft  eines  principal  zu  verklagen. 
Aus  diesem  Fall  ergibt  sich,  wie  Pollock  Contract  S.  107  ausführt, 
die  Frage,  welche  Wirkung  es  gehabt  hätte,  wenn  der  Kläger  vor 
Anstellung  der  Klage  dem  Beklagten  seinen  wahren  Charaktei  mit- 
geteilt hätte.  Aber  aus  den  neueren  Entscheidungen  ergäbe  sich,  daß 
dadurch  der  Beklagte  höchstens  in  die  Lage  versetzt  worden  wäre, 
zu  wählen,  ob  er  den  Vertrag  als  zwischen  ihm  und  dem  Kläger 
bestehend  anerkennen  oder  sofort  zurücktreten  wolle." 

Im  Falle  Rayner  v.  Grote  1846 15  M,  ö^  IV.  35g  hatte  der  Kläger, 
<lcr  Makler  war,  eine  Kaufnota  in  dieser  Fonn  ausgestellt: 

„Ich  habe  heute  für  Sie  die  folgenden  Waren  von  J.  &  T.  Johnson 
gekauft. 

gez.  J.  H.  Rayner". 

Das  Gericht  führte  zu  der  Frage,  ob  Rayner  aus  einem  solchen 
V^ertrage  klagen  konnte,  folgendes  aus:  „In  vielen  solchen  Fällen,  z.  B. 
bei  Verträgen,  wo  die  Tüchtigkeit  oder  Solvenz  der  Person,  die  als 
principal  genannt  wird,  als  wesentlicher  Bestandteil  des  Vertrages  ange- 
sehen  werden  muß,  ist  es  klar,  daß  der  Vertreter  nicht  behaupten  kann, 
daß  er  der  eigentliche  Vertragsgegner  sei  und  im  eigenen  Namen  klagen 
kann,  und  vielleicht  kann  man  unbedenklich  den  Satz  aufstellen,  daß 
dies  bei  allen  Verträgen,  die  noch  nicht  erfüllt  sind  (executory  contracis) 
—  sei  es,  daß  sie  völlig  unerfüllt  sind,  oder  daß  sie  teilweise  erfüllt  sind, 
ohne  daß  der  andere  erfahren  hat,  wer  der  wahre  Geschäftsherr  ist  — 
die  allgemeine  Norm  ist."  Auf  Grund  dieser  Entscheidung  stellt 
Bowstead  Agency  Art.  128  den  Satz  auf,  daß  in  allen  Fällen,  wo  eine 
Person  als  Vertreter  auftritt,  wo  aber  die  Identität  derjenigen   Partei, 
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für  die  er  kontrahiert,  kein  wesentliches  Element  des  Vertrages  bildet, 
auch  der  agmt  selbst  aus  dem  Vertrage  klagen  kann. 

Wir  kommen  jetzt  zu  den  Fällen,  wo  der  Vertreter  für  einen 
unnamed princif>al\ionix2ihiexi  hat.  Nach  der  Fassung,  diejenks 
dem  §  147  gegeben  hat,  kann  auch  in  einem  solchen  Falle  der  Vertreter 
nicht  persönlich  klagen,  während  nach  Pollock  Contract  S.  11 1  der 
agent  persönlich  klagen  kann.  Derselben  Ansicht  sind  Leake,  Contracl 
S.  343,  Addison  S.  402.  Dagegen  steht  Bowstead  Agency,  Art  128  auf 
dem  Standpunkt  von  J  e n k  s  1).  P o  1 1  o ck  führt  für  seinen  Standpunkt  den 
Fall  Schmal f 3  v.  Avery  1851  20  L,  J.  Q.  Ä  228  an.  In  diesem  Fall 
wurde  aus  einer  Chartepartie  geklagt.  In  derselben  wurde  gesagt,  daß 
Schmalz  &  Co.,  die  Kläger,  als  Vertreter  der  Befrachter  den  Vertrag 
schlössen.  Am  Schluß  des  Vertrages  hieß  es:  „This  charter  bang 
<oncludcd  on  behalf  of  another  part}\  it  is  agreed  that  all  responsibUity 
on  the  part  of  G.  Schmaltz  &*  Co.  shall  cease  as  soon  as  the  cargo  is 
shipped.'* 

Schmaltz  &  Co.  waren  selbst  die  Befrachter.  Die  Beklagten  wandten 
ein,  daß  die  Kläger,  nachdem  sie  sich  im  Vertrage  als  Vertreter  eines 
anderen  bezeichnet  hätten,  nicht  im  eigenen  Namen  aus  dem  Vertrage 
klagen  könnten.  Das  Gericht  erklärte  die  Klage  für  zulässig  und  führte 
aus,  man  könne  nicht  annehmen,  daß,  wenn  jemand  durch  einen  Ver- 
treter, den  er  kennt,  mit  einem  prituipal  kontrahiert,  dessen  Name 
nicht  genannt  wird,  den  er  also  nicht  kennt,  dann  der  Vertreter  gerade 
die  einzige  Person  sei,  mit  der  er  nicht  kontrahieren  wolle. 

Im  Widerspruch  mit  dieser  Entscheidung  steht  der  Fall  Sharman 
V,  Brandt  iSyi  L.  R.  6  Q,  B.  ^20,  In  diesem  Fall  unterzeichnete 
ein  Makler  eine  Schlußnote  als  Vertreter  eines  prinäpal,  dessen  Namen 
er  nicht  nannte.  Einige  der  Richter  entschieden,  daß  er  aus  dem  Ver- 
trage nicht  klagen  könne,  weil  mit  ihm  kein  Vertrag  geschlossen  sei. 
Andere  Richter  stellten  die  Entscheidung  darauf  ab,  daß  kein  memorandum, 
welches  den  Vorschriften  der  s.  17  des  Statute  of  Frauds  (jetzt  s.  4 
der  Säle  of  Goods  Act,)  genüge,  vorhanden  sei.  Pollock  bemerkt 
hierzu,  daß  einige  Ausfühmngen  in  dem  Urteil  mit  dem  Fall  Schmaltz 
V.  Avery  nicht  wohl  vereinbar  seien,  sie  seien  aber  zur  Entscheidung 
des  Falles  nicht  notwendig  gewesen,  und  könnten  deshalb  nicht  als 
maßgebend  erachtet  werden. 

Eine  Entscheidung  aus  jüngster  Zeit  hat  zu  dieser  Streitfrage  Stellung 
genommen.  Im  Falle  IIarper&»  Co.  v.  Vigers  Brotfurs  [igog]  2  K.  B.  S94f 
hatten  die  Kläger,  eine  Firma  von  SchiÖsmaklern,  einen  Frachtvertrag 
geschlossen,  indem  sie  in  der  Chartepartie  angaben,  daß  sie  als  Ver- 
treter der  Schiffseigner  handelten.  Sie  waren  aber  gar  nicht  Vertreter, 
sondern  sie  wollten  ihrerseits  ein  Schiff  zu  einem  billigen  Preise  chartern, 
um  es  dann  der  Beklagten  zur  Verfügung  zu  stellen.  Sie  klagten  dann 
die  Fracht  auf  Grund  der  Chartepartie  ein.  Richter  Pickford  führte 
aus,  im  Falle  Shartnanti  v.  Brandt  sei  der  Kläger  von  dem  Beklagten 
angewiesen  worden,  für  ihn  ein  Quantum  Hanf  zu  kaufea.  Mit 
Recht  habe  das  Gericht  entschieden,  daß  der  Kläger  sich  nicht  selbst 

*)  Jenks  hat  sich  in  seiner  Anmerkung  zu  g  146  (vgl.  S.  709)  auch  auf 
diesen  Standpunkt  gestellt. 
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2um  principal  machen  und  den  Beklagten  wegen  Vertragsbruch  ver- 
klagen könne.  Der  eigentliche  Grund  für  die  Entscheidung  lag  nach 
der  Auffassung  dieses  Richters  also  darin,  daß  es  dem  Wesen  eines 
solchen  Vertrages  widerspräche,  wenn  der  Makler,  der  am  Markt  mög- 
lichst billig  kaufen  soll,  selbst  liefert  (vgl.  auch  den  S.  658  zitierten 
FaU  Robinson  v.  Mollet  Z.  R,  /.  H,  L.  C,  802),  Das  Gericht  entschied, 
<laß  im  vorliegenden  Falle  die  Norm  des  Falles  Schmaltz  v.  Avery  An- 
wendung zu  finden  habe  und  daß  die  Kläger  berechtigt  seien,  aus  der 
Chartepartie  zu  klagen;  das  Gericht  stellte  sich  also  auf  den  von  Pol  lock, 
Leake  und  Addison  vertretenen  Standpunkt,  daß  ein  agenty  der  für 
dnen  „unnamed  principal^^  kontrahiert,  im  eigenen  Namen  klagen  kann, 
es  sei  deim,  daß  es  dem  Wesen  des  Vertrages  widerspricht,  wenn  der 
xigcnt  selbst  ein  Klagrecht  daraus  erwirbt. 

Bei  den  unter  a  bis  e  aufgeführten  Ausnahmen  kann  der  agent 
klagen,  gleichgültig  ob  er  für  einen  unnamed  prhuipal  g<t\i2J0ide\i  hat  oder 
den  Namen  des  principal  genannt  hat. 

a)  Der  agent  kann  aus  dem  Vertrage  im  eigenen  Namen  klagen, 
wenn  er  an  der  Erfüllung  desselben  ein  eigenes  vermögensrechtliches 
Interesse  hat. 

In  dem  von  Jenks  zitierten  Falle  Williams  v,  Millington  1788^  I  H. 
Bl.  81  versteigerte  der  Kläger,  ein  Auktionator,  Möbel  für  einen  gewissen 
Crown.  Der  Beklagte  kaufte  die  Möbel  und  zahlte  einen  Teil  des 
Kaufpreises.  Für  den  Rest  des  Kaufpreises  gab  er  dem  Kläger  eine 
<2uittung  über  eine  angebliche  Schuld  des  Crown  an  ihn,  und,  während 
der  Kläger  noch  zögerte  diese  Quittung  anzunehmen,  fuhr  der  Beklagte 
mit  den  Sachen  weg.  Crown  verlangte  von  dem  Kläger  die  Zahlung 
des  ganzen  Versteigerungserlöses  und  dieser  zahlte  ihn  auch  an  Crown 
aus.  Der  Kläger  klagte  daraufhin  den  Kaufpreis  gegen  den  Beklagten 
ein.  Es  wurde  entschieden,  daß  der  Kläger  zur  Klage  berechtigt  sei. 
Er  habe  eine  authority  coupled  with  an  interest  gehabt  wegen  seiner 
Kommission  und  der  öffentlichen  Abgaben  für  die  Auktion.  Es  mag 
bemerkt  werden,  daß  eine  Zession  der  Ansprüche  des  Crown  gegen 
den  Beklagten  nicht  in  Frage  kam,  weil  nach  den  Nonnen  des  common 
law  eine  Zession  überhaupt  nicht  statthaft  ist  (vgl.  Anson,  Contract 
S.  24g,  deutsch.  Ausg.  S.  278)  und  von  den  Parteien  auch  gar  nicht 
vorgenommen  war. 

Im  Falle  Atkyns  v.  Amber  I^gö,  2  Esp,  4g3  hatte  ein  Holzmakler 
seinem  Auftfraggeber  Vorschüsse  geleistet  und  verkaufte  als  agent  eine 
Ladung  Holz  für  den  principal.  Der  Makler  hatte  bei  der  Lieferung 
der  Ladung  den  Beklagten  gefragt,  ob  er  irgendeine  Forderung  gegen 
seinen  principal  habe,  was  dieser  verneinte.  Der  Makler  klagte  dann 
die  Forderung  g^en  den  Käufer  ein.  Der  Käufer  versuchte  mit  einer 
Forderung  gegen  den  principal  aufzurechnen.  Das  Gericht  entschied, 
unter  den  Umständen  des  Falles  sei  der  broker  berechtigt  zu  klagen, 
•da  er  ein  special  property  an  dem  Holz  habe,  obw-ohl  aus  der  Schluß- 
note ersichtlich  sei,  daß  er  für  einen  principal  gehandelt  habe,  dessen 
Namen  er  angegeben  hatte.  Die  Aufrechnung  seitens  des  Käufers 
mit  einer  Forderung  gegen  den  principal  wurde  im  vorliegenden  Falle 
fQr  unzulässig  erklärt. 
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Ebenso  wie  der  broker  kann  auch  der  factor  unter  den  im  Falle 
Atkyns  V.  Amber  erwähnten  Voraussetzungen  selbst  klagen,  wenn  er 
es  nicht  überhaupt  vorgezogen  hat,  wozu  er  ja  im  Gegensatz  zum 
broker  befugt  ist,  im  eigenen  Namen  zu  kontrahieren.  So  wurde  im 
Falle  Drinkwater  v,  Goodwin  lySS,  Cowp.  251  ausgeführt,  daß,  wcnD 
zur  Zeit  des  Kaufes  der  Namen  des  principal  genannt  oder  bekannt 
ist,  dennoch  ein  factor  dann  im  eigenen  Namen  den  Kaufpreis  einklagen 
kann,  wenn  und  soweit  auf  Grund  einer  laufenden  Rechnung  mit  dem 
principal  ein  Saldo  zu  Lasten  des  principal  besteht 

b)  Der  agent  kann  ferner  klagen,  wenn  die  andere  Partei  nach- 
träglich damit  einverstanden  war,  daß  er  principal  sei.  Im  Falle  Raytur 
V,  Grote  1846,  IS  M.  6r»  W.  35g  hatte  der  Klager  als  Vertreter  eines 
principal  kontrahiert,  dessen  Namen  er  nannte.  Die  Lieferung  der 
Waren  hatte  in  Raten  zu  erfolgen.  Der  agent  lieferte  aber  die  Waren 
selbst.  Der  Beklagte  nahm  die  Waren  ruhig  an,  obwohl  er  merkte^ 
daß  der  agent  selbst  geliefert  hatte.  Der  agent  war  berechtigt,  den 
Kaufpreis  einzuklagen. 

c)  Ein  alter  Handelsgcbrauch  bestimmte,  daß  der  Versicherte  (assured) 
von  dem  Versicherer,  wenn  der  Vertrag  durch  einen  broker  abgeschlossen 
ist,  nicht  verklagt  werden  kann.  Dafür  war  aber  der  broker  dem  Ver- 
sicherer für  die  Prämien  verantwortlich  und  konnte  von  ihm  verklagt 
werden.  Dementsprechend  bestimmt  auch  die  Marine  Insurance  Act 
von  1906  s.  53:  ,,Unless  otJurwise.  agreed,  w/iere  a  marine  policy  is  effecttd 
on  behalf  of  tJu  assured  by  a  broker^  the  broker  is  directly  responsible  to 
the  insnrer  Jor  the  premiumj  and  the  insurer  is  directly  responsible  to  the 
assured  for  the  amount  which  may  be  payable  in  respect  of  losses  or  in 
respect  of  returnable  premiumj'- 

Eine  Folge  dieser  Haftung  des  broker  ist  es,  daß  derselbe  auch 
im  eigenen  Namen  aus  dem  von  ihm  vermittelten  Vertrage  klagen  kann. 

d)  Bei  §  142  ist  der  Fall  behandelt,  daß  jemand  durch  einen  Ver- 
treter ein  Rechtsgeschäft  vornimmt,  für  welches  die  Form  einer  Urkunde 
unter  Siegel  zur  Gültigkeit  vorgeschrieben  ist.  In  dem  dort  S.  633  er- 
wähnten Falle  Berkeley  v,  Hardy  1826,  S  B.  ör*  C  SSS  ^'urde  ent- 
schieden, daß  der  Vertretene  nicht  aus  der  Urkunde  klagen  könnCr 
weil  er  nicht  Partei  derselben  geworden  sei.  Bei  §  142  a  ist  fest- 
gestellt, daß  der  Vertreter  aus  einer  solchen  Urkimde  persönlich  dem 
Dritten  haftbar  ist,  und  bei  §  144b,  daß  der  Veitretene,  ebenso- 
wenig wie  er  klagen  kann,  auf  Grund  der  Urkui>de  verklagt  werden 
kann,  wenn  er  nicht  Partei  derselben  geworden  ist  §  I47d  ent- 
scheidet nun  noch  die  Frage,  ob  der  agent  aus  einer  Urku»^^ 
unter  Siegpl,  bei  welcher  der  Vertretene  nach  den  oben  erörterten 
Normen  nicht  Partei  geworden  ist,  und  bei  welcher  nach  §  M;^ 
der  agent  persönlich  verpflichtet  wird,  umgekehrt  auch  berechtigt 
wird,  aus  der  Urkunde  zu  klagen.  Diese  Frage  wird  in  §  147  d  \y^]^"^ 
Der  Fall  Gibson  v.  Winter  1833,  5  B.  &-  Ad,  g6  ist  nur  in^^"^ 
ein  Beispiel  für  diese  Norm,  als  in  demselben  ein  Makler  eine  ^^* 
künde  unter  Siegel,  nämlich  eine  Versicherungspolice,  für  sich  ur^^  , 
Vertreter    des   Versicherers    gezeichnet    hatte.      Formell   war  er    ^le*^ 


Vierter  Titel.     Stellvertretuog.  y  j  y 

Partei  dieser  Urkunde  unter  Siegel,  da  nur  sein  Name  als  Partei  aus 
der  Urkunde  hervorging.     Er  konnte  aus  der  Urkunde  klagen. 

e)  Bei  §  1426  ist  bestimmt,  daß  der  agent  persönlich  haftbar  wird, 
der  für  einen  auswärtigen  principal  kontrahiert,  welcher  seinerseits  dem 
Dritten  nicht  haftet.  Es  spricht,  wie  dort  ausgeführt  wurde,  eine  Ver- 
mutung dafür,  daß  der  agmt^  der  für  einen  auswärtigen  principal  kon- 
trahiert, nicht  diesen,  sondern  sich  persönlich  verpflichten  wollte.  Deshalb 
kann*  auch,  wie  im  §  144  c  ausgeführt  ist,  der  auswärtige /r/Vir/^ö/  von 
dem  Dritten  nicht  haftbar  gemacht  werden,  es  sei  denn,  daß  der  agent 
den  auswärtigen  principal  direkt  verpflichten  wollte,  und  auch  von  diesem 
befugt  war,  ihn  direkt  zu  verpflichten. 

Wenn  nach  diesen  Normen  der  agent  dem  Dritten  persönlich  haftet, 
so  ist  die  natürliche  Folge  die,  daß  er  auch  persönlich  aus  dem  Ver- 
trage berechtigt  wird.     Das  ist  im  §  i47e  bestimmt. 


Vierter  Abschnitt. 

Zeitberechnnnsr. 

§  148. 

Ein  Tag  im  Rechtssinne  besteht  aus  24  Stunden  und 
beginnt  und  endigt  um  Mitternacht. 

Co.  LitU  135  d;  Afigoiti  v.  Colville  i8yg,  4  C.  P,  Z>.  233.  Bei  einer  Zeil- 
angäbe  in  einem  Schriftstück  gilt  mittlere  Greenwichzeit.  (Statutes)  Definition  of 
Time  (Act  i88o). 

Auf  den  von  Jenks  zitierten  Fall  MigotH  v.  Colville  wird  bei 
§  156  einzugehen  sein. 

Die  Definition  of  Time  Act  1880  bestimmt: 

„  WJienever  any  cxpression  of  titne  occurs  in  any  Act  of  ParliammU 
deed  or  other  legal  instrumenta  the  time  refered  shall  unless  it  is  othencise 
specifically  stated,  be  held  in  the  case  of  Great  Britain  to  be  Greenwich 
mean  time,  and  in  the  case  of  Ireland,  Dublin  mean  time,^ 

§  149. 
Bei  der  Berechnung  von  Fristen  werden  Teile  eines 
Tages  nicht  mitgerechnet,  aber  wenn  zwei  oder  mehrere 
Handlungen  oder  Ereignisse  an  demselben  Tage  stattfinden, 
so  kann  Beweis  dafür  angetreten  werden,  in  welcher  Reihen- 
folge sie  stattgefunden  haben,  außer  gegenüber  Ansprüchen 
der  Krone. 

R,  V.  St.  Mar/s  Warwick  1853,  I  EL  &  Bl,  816;  Smith  v,  Gold  Coast  &  c. 
Ld,  [1903]  I  K.  ß,  285. 

Tabernacle  Building  Society  v,  Knight  [1892]  A.  C,  2g8;  K,  v  Edwards  18^3 
9  £xc/i,  52,  628. 

Die  Norm  des  §  147  Satz  i  ist  nicht  dahin  zu  verstehen,  daß  bei 
der  Berechnung  von  Fristen  angebrochene  Tage,  weil  sie  keine  vollen 
Tage,  sondern  nur  Teile  eines  Tages  sind,  außer  Ansatz  bleiben,  sondern 
sie  sagt  nichts  weiter,  als  daß  bei  der  Berechnung  von  Fristen  nur 
volle  Tage  in  Ansatz  kommen.  Ob  der  Rest  des  Tages,  an  dem  eine 
Handlung  vorgenommen  wird  oder  ein  Ereignis  eintritt,  ab  voller 
Tag  mitgerechnet  oder  überhaupt  nicht  mitgerechnet  wird,  dafür 
gibt   es    besondere   Normen  je   nach    der  Natur    des   Rechtsgeschäfts 

(vgl.  §  157)- 

Aus  der  Norm  des  §  149  Satz  i  ergibt  sich,  daß,  wenn  eine 
Handlung  z.  B.  um  2  Uhr  mittags  vorgenommen  wird  und  von  dieser 
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Handlung  an  eine  nach  Tagen  bemessene  Frist  laufen  soll,  das  Ende 
der  Frist  nicht  um  2  Uhr  mittags  des  entsprechenden  Tages,  sondern 
mit  dem  Ablauf  des  entsprechenden  Tages,  also  um  Mitternacht,  ein- 
tritt. Aus  diesem  Grunde  wurde  z.  B.  entschieden,  daß  eine  sieben- 
tägige Kündigung  nicht  gültig  bewirkt  war,  wenn  sie  am  Montag 
um  12  Uhr  gegeben  war  und  auf  den  folgenden  Montag  um  12  Uhr 
erfolgte,  weil  das  Gericht  Teile  eines  Tages  nicht  berücksichtigt 
(Westen  v.  Fidler ^  4^  Solid tor's  Journal  56 y). 

Wenn  mehrere  Ereignisse  auf  einen  Tag  fallen  und  es  von  recht- 
licher Bedeutung  ist,  festzustellen,  welches  Ereignis  zuerst  stattgefunden 
hat,  so  kann  der  Beweis  dafür  angetreten  werden,  zu  welcher  Tageszeit 
die  einzelnen  Ereignisse  stattgefunden  haben.  Wenn  z.  B.  zwei  Urkunden 
unter  Siegel  an  einem  Tage  errichtet  sind,  in  welchen  dingliche  Rechte 
an  einer  und  derselben  Sache  für  zwei  Personen  begrt\ndet  sind,  so 
kommt  es  für  die  Priorität  der  Rechte  auf  den  Zeitpunkt  ihrer  Voll- 
ziehung an.  Dies  gilt  aber  natürlich  nicht,  wenn  die  Absicht  dahin  geht, 
daß  die  Rechte,  welche  durch  diese  Urkunden  geschaffen  werden, 
gleichen  Rang  haben  sollen.  Wenn  z.  B.  eine  Gesellschaft  debentures 
herausgibt,  durch  welche  ein  Pfandrecht  an  dem  Vermögen  der  Gesell- 
schaft bestellt  wird  und  die  mit  fortlaufenden  Nummern  bezeichnet 
sind,  so  geht  das  Pfandrecht  der  früheren  Nummern,  wenn  es  sich  um 
dieselbe  Emission  handelt,  dem  der  späteren  Nummern  nicht  vor, 
sondern  alle  Inhaber  der  debentures  haben  ein  gleiches  Pfandrecht  an  der 
Sache.    (Gartside  v.  Silkstonc  Goal  Co.,  21  CL  D,  ^62.) 

Ein  instruktives  Beispiel  bildet  ferner  der  Fall  Tabcniacle  Building 
Society  z\  Knight  [i8g2]  A.  C.  2g8: 

S  19  der  Arbitration  Act  von  i88(;,  welche  das  schiedsrichterliche 
Verfahren  regelt,  bestimmt,  daß  jeder  Schiedsrichter  „in  jedem  Stadium 
des  Schiedsverfahrens'*  befugt  ist,  eine  Rechtsfrage,  die  im  Laufe  des 
Verfahrens  auftaucht,  der  Entscheidung  des  Gerichts  zu  unterbreiten. 
Wenn  eine  Partei  den  Schiedsrichter  aufgefordert  hat,  die  Rechtsfrage 
dem  Gericht  zu  unterbreiten  und  er  sich  weigert,  dies  zu  tun,  so  kann 
die  Partei  sich  an  das  Gericht  wenden  mit  dem  Antrage,  eine  order 
7.U  erlassen,  die  den  arbitrator  anweist,  in  der  Form  eines  special  case 
die  Rechtsfrage  zu  formulieren,  über  die  eine  Entscheidung  des  Gerichts 
begehrt  wird.  In  diesem  Fall  hatte  auf  Antrag  einer  Partei  das  Gericht 
einen  Beschluß  erlassen,  wonach  die  Rechtsfrage  dem  Gericht  unter- 
breitet werden  sollte.  An  demselben  Tage  hatten  aber  die  Schieds- 
richter nach  Erlaß  des  Gerichtsbeschlusses,  aber  bevor  er  zu  ihrer 
Kenntnis  gelangt  war,  den  Schiedsspruch  unterzeichnet.  Es  wurde 
ausgeführt,  daß  damit  das  Recht  einer  Partei,  gemäß  §  19  des  Gesetzes 
die  Rechtsfrage  dem  Gericht  zu  unterbreiten,  erloschen  sei,  denn  dns 
sei  nur  zulässig  während  des  Verfahrens  (at  any  stage  of  the proceedings), 
nicht  aber  nach  Beendigung  des  Verfahrens.  Ein  Beschluß,  der  erst 
am  selben  Tage  ergangen  sei  wie  der  Schiedsspruch,  sei  jedenfalls  zu 
spät  ergangen;  er  hätte  spätestens  am  vorhergehenden  Tage  erlassen 
werden  müssen.  Das  Gericht  entschied,  daß  die  order  vor  der  Be- 
endigung des  Verfahrens  und  daher  rechtzeitig  erlassen  sei,  weil  sie 
tatsächlich  zu  einer  früheren  Stunde  cda<«en  war,  als  die  Unterschrift  des 
Schiedsspruchs  erfolgt  war. 
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Gegenüber  Ansprüchen  der  Krone  ist  es  nichts  zulässig,  sich  darauf 
zu  berufen,  daß  eine  Handlung,  die  an  demselben  Tage  wie  eine  Hand- 
lung der  Krone  vorgenommen  ist,  früher  wie  diese  vorgenommen  sei 
Im  Falle  Ä  (regina)  v,  Edwards  iSsSf  g  Eocch,  52  wurde  eine  Steuer» 
die  Malzsteuer,  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  mittels  Pfändung 
von  Waren  eingetrieben.  An  demselben  Tage,  wo  die  Pfändung  vor- 
genommen wurde,  war  vom  Gericht  für  das  Vermögen  des  zu  pfänden- 
den Schuldners  ein  official  assignee,  d.  h.  ein  Sequester  eingesetzt,  der 
vorläufig  das  Vermögen  einer  Person  an  sich  nimmt,  die  einen  act  of 
bancruptcy  begangen  hat,  und  der  im  heutigen  Konkursrecht  ojjidal 
recevver  genannt  wird.  Dieser  beanspruchte  die  Waren  für  die  Gläubiger 
mit  der  Behauptung,  daß  die  Pfändung  später  erfolgt  sei  als  der  Beschluß, 
'durch  den  er  eingesetzt  sei,  erlassen  sei.  Er  nahm  deshalb  die  Waren 
für  die  Gläubiger  in  Anspruch.  Das  Gericht  erster  Instanz  entschied, 
daß  es  zwar  unter  Privatpersonen  in  solchen^  Falle  darauf  ankäme, 
welche  Handlung  zuerst  vorgenommen  sei,  Ansprüchen  der  Krone  aber 
gebühre  der  Vorzug  vor  den  Ansprüchen  privater  Personen,  die  am 
gleichen  Tage  entstanden  seien.  Das  Berufungsgericht  stellte  seine  Ent- 
scheidung darauf  ab,  daß  die  Pfändung  der  Waren  eine  gerichtliche 
Maßnahme  sei  und  diese  gelte  als  am  Beginn  des  Tages  vorgenommen, 
an  dem  sie  tatsächlich  vorgenommen  sei  (vgl.  §  150).  Offenbar  wurde 
danach  die  Einsetzung  des  receiver  nicht  als  eine  gerichtliche  Maßnahme 
angesehen,  denn  dann  müßte  ja  auch  diese  Handlung  als  am  Beginn 
des  Tages  vorgenommen  gelten. 

Die  Normen  des  §  149  sind  dispositiver  Natur,  d,  h.  wenn  sich 
aus  der  Natur  des  Vertrages  ergibt,  daß  Teile  eines  Tages  bei  der 
Berechnung  von  Fristen  mitzurechnen  sind,  so  werden  diese  auch  mit- 
gerechnet. Im  Falle  Comfoot  v,  Royal  Exch.  Assurance  Corporation 
[1904]  I  K.  B,  40  war  ein  Schiff  für  eine  Reise  versichert  und  für 
eine  Zeit  von  30  Tagen  nach  der  Ankunft  im  Hafen.  Das  Schiff  kam 
im  Hafen  am  2.  August  um  11,30  nachmittags  an.  Am  i.  September 
ging  es  im  Hafen  um  4,30  nachmittags  durch  einen  Sturm  verloren. 
Der  Kläger  behauptete,  daß  die  Versicherung  noch  nicht  abgelaufen 
sei,  sondern  erst  mit  dem  Ablauf  des  i.  September,  also  um  Mittemacht, 
endige.  Das  Gericht  entschied,  die  Police  müsse  dahin  konstruieit 
werden,  daß  unter  30  Tagen  nicht  30  Kalendertage  zu  verstehen  seien, 
sondern  30  fortlaufende  Perioden  von  je  24  Stunden  nach  der  Ankunft 
des  Schiffes,  so  daß  die  Versicherer  für  den  Schadensfall,  der  nach 
11,30  des  I.  September  stattgefunden  hatte,  nicht  mehr  aufzukommen 
brauchten. 

Im  Falle  Yeoman  v.  The  King  [ig04]  2  K.  B,  42g  hatte  die 
britische  Admiralität  das  Schiff  des  Klägers  gechartert.  Die  Charte- 
partie  enthielt  über  die  Löschzeit  folgende  Klausel: 

„  The  cargo  shall  be  discharged  at  the  average  rate  of  not  less  t/ioft 
t7£fo  hundred  and  ten  tons  per  working  day,  weather  permitting  the 
titne  to  commence  in  accordance  with  the  custom  of  the  port;  sun^ays 
and  all  holidays  and  time  lost  trough  strike  etc,  .  .  .  not  to  count  as 
disc/iarging  time,  demurrage  to  be  paid  at  the  rate  of  fourpence  per 
net  register  ton  per  day,  and  pro  rate,  employed  beyond  the  time  allowi^ 
for  discharging.'^ 
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Das  Schiff  hatte  eine  Ladung  von  2367  tons.  Nach  der  vor- 
stehenden Klausel  stand  ihm  daher  eine  Löschzeit  von  11  Tagen 
(—  2310  tons)  und  ein  Teil  des  12.  Tages  zur  Verfügung.  Die  Löschzeit 
begann  am  15.  Juli  6  Uhr  morgens  und  war  bei  genauer  Berechnung 
am  27.  Juli  lun  9  Uhr  morgens  zu  Ende.  Das  Löschen  währte  aber  bis 
zum  2"].  Juli  3  Uhr  nachmittags.  Der  Kläger  beanspruchte  für  die  Zeit 
nach  9  Uhr  morgens  des  27.  Juli  Liegegeld.  Der  Fiskus  wandte  ein, 
daß  Teile  eines  Tages  nicht  in  Rechnung  zu  ziehen  seien,  deshalb 
habe  er  noch  den  ganzen  2^.  Juli  zum  Löschen  Zeit  gehabt  und 
brauche  kein  Liegegeld  zu  zahlen.  Richter  Co  11  ins  führte  aus:  Nach 
richtiger  Auslegung  der  Chartepartie  betrage  die  vereinbarte  Löschzeit 
II  Tage  und  einen  Teil  des  12.  Tages.  In  einem  solchen  Falle 
könne  von  einer  Anwendung  der  Norm,  daß  Teile  eines  Tages  bei  der 
Berechnung  von  Fristen  nicht  zu  berücksichtigen  seien,  keine  Rede  sein. 
Wenn  in  der  Chartepartie  für  lay  days  eine  Frist  nach  Tagen 
angegeben  ist,  so  wird  jeder  angebrochene  Tag  für  voll  gerechnet,  auch 
wenn  der  erste  und  der  letzte  Tag  zusammen  weniger  als  ^inen  Tag 
ergeben.  In  dem  Falle  The  Katy  [iSgS]  P'  56  wurde  entschieden, 
daß  bei  einer  bestimmten  Anzahl  lay  days  der  Ladungsempfänger  nicht 
verpflichtet  ist,  wenn  ihm  am  Morgen  angezeigt  wird,  daß  das  Schiff 
löschbereit  ist,  noch  im  Laufe  des  Tages  mit  dem  Löschen  zu  beginnen, 
sondern  daß  er  einen  Anspruch  auf  volle  Tage  hat,  daher  erst  am 
Morgen  des  nächsten  Werktages  mit  dem  Löschen  zu  beginnen  braucht. 
Beginnt  er  aber  noch  am  Tage  der  Anzeige,  so  rechnet  dieser  Tag  als 
ganzer  Tag,  wenn  er  auch  nur  einige  Stunden  arbeiten  lassen  konnte. 

§   150. 

Eine  gerichtliche  Handlung  (judicial  aci)  gilt  als  an  dem 

frühesten    Zeitpunkt   des   Tages   vorgenommen,   an    dem    sie 

tatsächlich  vorgenommen  ist. 

^yrigAi  V.  Mills  1859,  4  H,&  N,  488. 

Die  gewöhnliche  Prozeßladung  ist  kein  „iudicial  act^^  (Clarke  v,  Bradlaugh 
1881,  8  Q.  B.  D.  63). 

Im  §  150  handelt  es  sich  nicht  um  eine  bloße  Rechts  Vermutung, 
sondern  um  eine  rechtliche  Fiktion. 

Wir  werden  zunächst  fragen,  was  ein  judicial  ad  im  Sinne  dieser 
Vorschrift  ist.  Jenks  erwähnt  in  der  Anmerkung,  daß  eine  gewöhnliche 
Prozeßladung  {writ  of  summofis)  ^not  a  judictal  ad^  but  the  ad  of  the  party^ 
ist  Daher  kann  bei  einer  solchen  Ladung  das  Gericht  untersuchen, 
zu  welcher  Stunde  die  Ladung  vom  Kläger  bewirkt  ist.  (Richter  Brett 
im  Falle  Clarke  %},  Bradlaugh^  Gerichdiche  Ladungen  snid  dagegen 
judicial  acis^  ebenso  natürlich  ein  Urteil  des  Gerichts. 

Im  Falle  Wright  v,  Mills  war  der  Beklagte,  gegen  den  ein  Urteil 
ergangen  war,  an  dem  Tage,  an  welchem  das  Urteil  erlassen  war, 
um  II  Uhr  vormittags  vor  Erlaß  des  Urteils  gestorben.  Das  Gericht 
entschied,  daß  dieser  Umstand  gleichgültig  sei.  Es  genüge,  wenn 
die  Partei  am  Tage  des  Urteils,  d.  h.  bei  Beginn  dieses  Tages, 
gelebt  habe.  In  dem  bereits  bei  §  I4()  erwähnten  Falle  Tabernack 
Building  Society  i\  Knight  [l8g2]  A,  C.  2g8  führte  Lord  Watson  aus, 
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daß  sich  in  diesem  Falle  die  Parteien  nicht  auf  den  Grundsatz  des 
Falles  Wright  v.  Mills  berufen  könnten,  denn  wenn  die  Schiedsrichter 
schon  vor  Erlaß  der  gerichtlichen  arder  den  Spruch  unterzeichnet 
hätten,  so  wäre  das  Gericht  gar  nicht  befugt  gewesen,  überhaupt  eine 
Order  zu  erlassen. 

§  151. 
Ein    Parlamentsgesetz  tritt   mit  dem    Ablauf  des  Tages 
in   Kraft,    welcher  dem  Tage  vorhergeht,  an  dem  es  die  Zu- 
stimmung   der   Krone    erhält,    oder    an    dem    es    nach   dem 
Beschluß  des  Parlaments  in  Kraft  treten  soll. 

Acts  of  Parlianunt  (Commencetntnt)  Act  lygj;  Interpretation  Act,  l88g  s.  36. 
Vor  dem  Erlaß  der  Acts  of  Parlianunt  Act  von  1793  traten  die 
Gesetze  schon  mit  dem  Beginn  derjenigen  Parlamentssession  in  Kraft, 
in  der  sie  erlassen  wurden.  Sie  wurden  also  zurückdatiert  Dies  wurde 
durch  das  erwähnte  Gesetz  geändert,  dessen  wesentlichen  Inhalt  §  151 
wiedergibt.     Die  Interpretation  Act  1889  bestimmt  in  s.  36: 

,,  WJure  an  Act  passed  after  the  commencement  of  this  Act  or  any 
Order  in  Council,*  order^  Warrant,  scheme,  letters  patent ^  rulesj  regulationSy 
or  byelaws  made,  granted,  or  issuedy  under  a  power  conferred  by  any 
such  Actf  is  expressed  to  come  into  Operation  on  a  particular  day  the 
same  shall  be  construed  as  Coming  into  Operation  immediately  on  ihc 
expiration  of  the  preinous  day.^' 

Dieses  Gesetz  bezieht  sich,  wie  sein  Inhalt  ergibt,  nicht  nur  auf 
die  Gesetze  des  Parlaments,  sondern  auch  auf  alle  Vorschriften 
des  öffentlichen  Rechts,  welche  von  Korporationen  erlassen  sind,  und 
die  derartige  Korporationen  oder  Behörden  in  Ausübung  einer  ihnen 
durch  Gesetz  übertragenen  Befugnis  erlassen.  Danach  sind  auch  derartige 
Bestimmungen  an  dein  Tage,  an  dem  sie  erlassen  werden,  bereits  in 
Kraft,  da  sie  ja  mit  dem  Ablauf  des  vorigen  Tages  in  Kraft  treten. 

§  152. 
Wenn  durch  Rechtsvorschrift  oder  durch  Vereinbarung 
der  Parteien  eine  Frist  für  die  Vornahme  einer  Handlung 
festgesetzt  ist,  so  werden  die  Sonntage  in  diese  Frist  mangels 
einer  abweichenden  Usance  mit  eingerechnet;  aber  diese 
Norm  findet  keine  Anwendung,  wenn  durch  Gesetz  oder 
gerichtliche  Anordnung  (flrder  of  Court)  für  die  Vornahme 
prozessualer  Handlungen  (Jegal  proceedings)  eine  Frist  von 
weniger  als  6  Tagen  vorgeschrieben  ist. 

Brown  v,   Johnson  1842  10  H.  <&  2V.  331, 
Ji.  S.  C.  1875  O.  LXIV.  r.  2. 

Die  Bestimmung  des  §  152,  wonach  bei  der  Berechnung  von 
Fristen  die  Sonntage  mitgerechnet  werden,  unterliegt  zwei  Ausnahmen: 
einmal  sollen  die  S(mntage  dann  nicht  mitgerechnet  werden,  wenn  ein 
abweichender  Handelsgebrauch  existiert,  und  zweitens  werden  sie,  wenn 
es   sich   um   gesetzliche  oder  gerichtliche  Fristen    handelt,   nicht  mit- 
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gerechnet,  wenn  die  Frist  weniger  als  sechs  Tage  beträgt.  Ist  also 
eine  vertraglich  festgesetzte  Frist  kürzer  als  sechs  Tage,  so  werden  die 
Sonntage  trotzdem  mitgerechnet  Auf  eine  solche  Frist  bezieht  sich 
die  Ausnahme  des  zweiten  Satzes  von  §  152  nicht. 

Den  wichtigsten  Fall,  in  dem  nach  Handelsgebrauch  die  Sonntage 
unter  Umständen  nicht  mitgerechnet  werden,  bildet  die  Berechnung 
der  Lösch-  und  Ladezeit  in  Konossementen  (bills  of  lading)  und  Charte- 
partien.  Es  können  für  die  Löschzeit  running  days  oder  working  days 
vereinbart  sein.  Sind  running  days  vereinbart,  so  werden  die  Sonntage 
in  die  Lade-  oder  Löschzeit  mit  eingerechnet.  Manchmal  werden  auch 
running  days  (smidays  and  holidays  exapted)  vereinbart.  Dann  ist  die 
Bezeichnung  running  days  gebraucht,  um  zu  zeigen,  daß  nur  volle 
Kalendertage  und  nicht  Perioden  von  24  Stunden  von  dem  Augenblick 
des  Ladens  oder  Löschens  an  zu  zählen  sind  (The  Katy  [iSgs]  P.  §6), 
Sind  working  days  vereinbart,  so  werden  nur  die  Werktage  berechnet. 
Es  fragt  sich  aber,  was  zu  gelten  hat,  wenn  die  Chartepartie  nur  eine 
bestimmte  Anzahl  Tage  angibt,  ohne  darüber  Aufschluß  zu  geben,  ob 
^amii  runmng  days  oder  working  days  gemeint  sind.  Leake,  Contract 
S.  603,  stellt  auf  Grund  der  Entscheidung  Commercial  Stearns hip  Co,  v. 
Boulton  L,  R,  10  Q.  £,346  die  Norm  auf,  daß  unter  den  in  einer 
Chartepartie  genannten  lay  days  mangels  ausdrücklicher  Vereinbarung 
working  days  und  nicht  running  days  zu  verstehen  seien,  und  daher 
die  Sonntage  nicht  mitzurechnen  seien.  Nach  einer  anderen  Ansicht 
kommt  es  auf  den  Handelsgebraüch  des  betreffenden  Hafens  an,  ob 
bei  der  Zahl  der  lay  days  die  Sonntage  mitzurechnen  sind  oder  nicht. 
Nach  den  Gebräuchen  des  Londoner  Hafens  sind  als  lay  days  nur  die 
working  days  zu  rechnen:  die  Sonntage  werden  nicht  mitgerechnet  (so 
Addison,  Contract  10.  Auflage  S.  929). 

Abbot,  14.  Aufl.  S.  467,  und  Smith,  Mercantile  Law  S.  375,  nehmen 
an,  daß,  wenn  nicht  besonders  erwähnt  ist,  ob  working  days  oder 
running  days  gemeint  sind,  running  days  als  vereinbart  gelten,  die 
Sonntage  also  mitgerechnet  werden,  es  sei  denn,  daß  entweder  aus 
dem  Vertrage  oder  aus  örtlichen  Usancen  sich  das  Gegenteil  ergibt. 
In  unserem  Recht  werden  die  Sonn-  und  Feiertage  mitgerechnet 
(§  575  HGB.). 

Die  zweite  Ausnahme  des  §  152  beruht  auf  einer  Vorschrift  der 
Ridcs  of  the  Supreme  Court     Diese  bestinmaen  in  order  64  ruie  2: 

„  IVhere  any  limited  time  less  than  six  days  from  or  after  any  date 
or  event  is  appointed  or  alloived  for  doing  any  act  or  taking  any 
proceeding,  Sunday,  Christmas  Day,  and  Good  Friday  shall  not  he 
reckoned  in  the  computation  of  such  limited  time,'^ 

Beträgt  die  Frist  mehr  als  sechs  Tage,  so  werden  die  Sonntage 
mitgerechnet. 

Dieser  Paragraph  bestimmt  nichts  für  den  Fall,  daß  der  letzte  Tag 
einer  Frist  auf  einen  Sonntag  fällt.  Hierüber  trifft  der  folgende  Paragraph 
Bestimmungen. 

§  153. 

Wenn  eine  gesetzliche  oder  richterliche  Frist  ftlr  die 
Vornahme   einer   Handlung  an'  einem   Sonntag  oder   einem 
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anderen  Feiertag  endet,  so  kann  die  Handlung  noch  an  dem 
darauffolgenden  Werktage  gültig  vorgenommen  werden.  Aber 
diese  Norm  findet  bei  Fristen  in  Verträgen  keine  Anwendung, 
mit  der  Ausnahme,  daß,  wenn  ein  gezogener  oder  eigener 
Wechsel  an  einem  Bankfeiertag  fällig  wird,  die  Zahlung  oder 
die  Anzeige  von  der  Nichtzahlung  (notice  of  dishonour)  noch 
wirksam  sind,  wenn  sie  am  darauffolgenden  Werktage  vor- 
genommen werden. 

Morris  v.  Barr  et  JA  59,  7  C.  B,  N,  S,  13g;  Hughes  v,  Griffiths  1862,  13 
C.  B,  N.  5.  324;  A\  5.  C\  1875,  O,  LXIV  r.  j. 

Ein  Wechsel  z.  B.,  der  an  einem  Sonntage  fällig  wird,  ist  am  vorhergehenden 
Tage  zahlbar  (Bills  of  Exchange  Act,  1882,  s.  14). 
Bank  Holidays  Act,  1871,  ss.  i,  2. 

Wenn  in  unserem  Recht  an  einem  bestimmten  Tage  oder  inner- 
halb einer  bestimmten  Frist  eine  Willenserklärung  abzugeben  oder  eme 
Leistung  zu  bewirken  ist,  so  tritt,  wenn  der  bestimmte  Tag  oder  der 
letzte  Tag  der  Frist  auf  einen  Sonntag  fällt,  an  dessen  Stelle  der 
nächste  Werktag  (§  1^3  BGB.).  Im  englischen  Recht  gilt  diese  Norm 
jedoch  nur  ganz  ausnahmsweise,  nämlich  nur  für  gesetzliche  oder 
richterliche  Fristen.  Das  ergibt  ruie  3  order  64  der  Ruies  of  tk 
Suprenie  Court: 

„  WJure  the  time  for  doing  any  act  or  iaking  any  proceedtng  exfira 
on  a  Sunday^  or  othcr  day  on  which  the  offices  arc  closed^  and  by  rcason 
thereof  such  act  or  proceedtng  cannot  be  done  or  taken  on  that  da\^ 
such  act  or  proceedtng  s/iall,  so  far  as  regards  the  time  of  doing  or 
taking  the  same,  be  held  to  be  duly  done  or  taken  if  done  or  taken  on 
the  day  on  ufhich  the  offices  shall  next  be  open}^ 

Ein  Beispiel  bildet  der  Fall  Hughes  v.  Griffiths  1862,  13  C  N.  ß.  S. 
324.  In  diesem  Fall  mußte  nach  der  Absconding  Debtors  Act  inner- 
halb sieben  Tagen  ein  writ  of  capias^)  erwirkt  werden.  Der  letzte 
Tag  dieser  siebentägigen  Frist  fiel  auf  einen  Karfreitag.  Der  utrit  of 
* capias  wurde  erst  am  Mittwoch  nach  Ostern  erwirkt,  dem  nächsten 
Tage,  an  dem  die  Bureaus  wieder  geöffnet  waren.  Es  wurde  fest- 
gestellt, daß  er  noch  rechtzeitig  erwirkt  sei,  vgl.  auch  AfKibbin 
V,  ÄfClelland,  1894^  2  Jr.  Rep,  654, 

Im  Falle  Morris  v.  Barrett  l8S9,  7  ^-  ^-  ^'  •^-  ^39  liatte  das 
Gericht  eine  order  des  Inhalts  erlassen,  daß  ein  anhängiges  Verfahren 
ruhen  sollte,  während  eine  Summe  an  bestimmten  Tenninen  abgezahlt 
werden  sollte.  Wenn  aber  ein  Termin  nicht  eingehalten  >Ä'ürde,  so 
sollte  ein  Urteil  auf  die  ganze  Summe  ergehen.  Die  Ratenzahlungen 
hatten  monatlich  an  jedem  25.  zu  erfolgen.  Als  einmal  ein  25. 
auf  einen  Sonntag  fiel,  wurde  die  Zahlung  am  nächsten  Montag  an- 
geboten. Sie  wurde  zurückgewiesen,  weil  sie  zu  spät  erfolgt  sei.  Dai> 
Gericht  entschied  jedoch,  daß  das  Angebot  noch  rechtzeitig  erfolgt  sei. 


*)  writ   of  capitis    aJ   satisfaciendum    nennt    man    die    ZwangsvollstreckuDg 
durch   Personalarrest,   vgl.  Schuster,   Bürgerl.  Rechtspflege  in  England  S.  219. 
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Diese  Bestimmungen  gelten  nicht  für  rechtsgeschäftliche  Fristen 
oder  Termine.  Fällt  ein  Termin  oder  das  Ende  einer  Frist  auf  einen 
Sonntag,  so  muß  die  Leistung,  um  rechtzeitig  zu  sein,  an  dem  vorher- 
gehenden Werktag  bewirkt  werden. 

Für  Wechsel  bestimmt  s.  14  der  Bf7/s  of  Exchange  Act  ausdrück- 
lich, daß  ein  Wechsel,  der  an  einem  Sonntage  föllig  wird,  an  dem 
vorhergehenden  Werktage  zahlbar  ist.     §  14  lautet: 

„Bei  einem  Wechsel,  der  nicht  auf  Sicht  (on  demand)  zahlbar 
ist,  bestimmt  sich  der  Tag,  an  dem  er  fällig  wird,  wie  folgt: 

I .  Drei  Tage,  Respekttage  (days  of  grace)  genannt  werden  in  jedem 
Falle,  wenn  in  dem  Wechsel  selbst  nichts  anderes  bestimmt  ist,  der 
in  dem  Wechsel   festgesetzten  Zahlungszeit  hinzugerechnet,   und  der 
Wechsel  ist  fällig  und  zahlbar  am  letzten  Respekttage. 
Wenn  jedoch 

a)  der  letzte  Respekttag  auf  einen  Sonntag,  Weihnachtstag  oder 
Karfreitag  fällt,  oder  auf  einen  Tag,  der  durch  königliche  Verordnung 
zum  öfTentlichen  Fest-  oder  Feiertag  erklärt  ist,  so  ist  der  Wechsel, 
abgesehen  von  dem  weiter  unten  erwähnten  Fall,  fällig  und  zahlbar 
an  dem  vorhergehenden  Werktage, 

b)  der  letzte  Respekttag  ein  Bankfeiertag  ist  (ausgenommen 
Weihnachtsfeiertag  oder  Karfreitag)  nach  den  Bestimmungen  der 
Bank  Hollidays  Act  1871  und  der  Gesetze,  welche  dieses  Gesetz 
ergänzen  oder  ausdehnen,  oder  wenn  der  letzte  Respekttag  ein 
Sonntag  ist  und  der  zweite  Respekttag  ein  Bankfeiertag,  dann  ist  der 
Wechsel  fällig  und  zahlbar  an  dem  folgenden  Werktage." 

Die  Respekttage  sind  in  England  längst  nicht  mehr  das,  was  sie 
ursprünglich  waren,  nämlich  eine  Frist,  welche  dem  Schuldner  noch 
nach  Ablauf  des  eigentlichen  Fälligkeitstages  Zeit  gab,  seine  Ver- 
pflichtung zu  erfüllen,  ohne  daß  er  den  Folgen  einer  Nichtzahlung  des 
Wechsels  ausgesetzt  war,  sondern  sie  sind  eine  Frist,  die  einfach  die 
Fälligkeit  des  Wechsels  hinausschiebt  und  die  dem  angegebenen 
Fälligkeitstage  hinzugerechnet  wird,  so  daß  der  Wechsel  stets  erst  am 
letzten  Respekttage  präsentiert  und  bezahlt  wird.  Eine  Präsentation 
zur  Zahlung  an  dem  Tage,  welcher  auf  dem  Wechsel  als  Fälligkeitstag 
angegeben  ist,  oder  am  zweiten  Respekttage  ist  verfrüht  und  daher 
ungültig.  Wiffen  v,  Roberts  I^gS  I  Bsp.  262,  Chahners  Bills  of  Exchange 
Anm.  zu  §    14   i. 

Bankfeiertage  sind  in  England  und  Irland  Ostermontag,  Pfingst- 
montag, der  erste  Montag  im  August  und  der  2O.  Dezember,  wenn  er 
ein  Wochentag  ist;  wenn  er  ein  Sonntag  ist,  der  Z"].  Dezember. 

Diese  Vorschriften  finden  keine  Anwendung,  wenn  der  Wechsel 
on  demand  zahlbar  ist,  d.  h.  auf  Aufforderung  oder  auf  Sicht.  §  10 
der  Bills  of  Exchange  Act  bestimmt,  wann  ein  Wechsel  on  demand 
zahlbar  ist: 

„^  hill  is  payable  on  detnand: 

a)  Which  is  expressed  to   be  payable  on  demand,   or  at  sight,   or  on 
presefitation;  or 

b)  /;/  which  no  time  for  payment  is  expressed,'*' 

Ein  Wechsel,  der  on  demand  zahlbar  ist,  muü  innerhalb  angemessener 
Frist  präsentiert  werden  (s,  45  der  Bills  of  Exchange  Act), 

G.  Schirrmeister,  Bürgerl.  Recht  Englands».    I.  47 
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§    154. 

Jeder  Vertrag,  den  ein  Händler,  Handwerker  oder  Arbeiter 
im  gewöhnlichen  Laufe  seines  Handels  oder  Gewerbes  an 
einem  Sonntag  schließt,  ist  nichtig.  Aber  diese  Norm  findet 
bei  anderen  Verträgen  oder  bei  Notstandsarbeiten  und  Werken 
der  Mildtätigkeit  keine  Anwendung,  und  ein  gezogener  oder 
eigener  Wechsel  oder  Scheck  ist  nicht  deshalb  ungültig,  weil 
er  das  Datum  eines  Sonntags  trägt. 

Sunday  Observance  Act,  i6yy,  s.  i;  FenneU  v.  KidUr  1826,  5  B,  &  C,  406. 

Scarfe  v,  Morgan  1838,  4  M.  &IV.  2yo;  Palmer  v,  Snow  [1900]  i  Q.  B.  725. 

R,  V,    Younger  1793,  5   T,  R,  449, 

Bills  of  Exchange  Ad,  1882  s.  13  (2). 

Diese  Vorschrift  gibt  den  Inhalt  der  Sunday  Observance  AcU  2g 
Car,  IL  c,  y,  s.  /.  wieder:  y,JVb  tradesman,  artißcer,  workman,  labourer, 
or  other  person  whatsoa^er,  shall  do  or  exe  reise  any  worJdly  labour^  business^ 
or  work  of  ihär  ordinary  callings  upon  the  Lortfs  Day,  or  any  pari  there- 
of  (works  of  necessity  and  charity  only  excepted)^  and  that  every  person 
häng  of  the  age  of  fourteen  years  or  upwards,  offending  in  the  premises, 
shall  for  every  such  offence  forfeit  the  sunt  of  five  Shillings  \  and  that  no 
person  or  persons  whatsoever  shall  publicly  cry,  sho7v  forth,  or  expose  to 
seUe  any  wares,  merchandises,  fruity  lierbs^  goodSj  or  chatteis  whatsoever 
upon  tJu  Lords  Day,  or  any  part  thereof  upon  pain  that  arry  person  so 
offending  shall  forfeit  the  same  goods  so  cried  or  showed  forth,  or  exposed 
to  sale^)J' 

Das  Gesetz  gebraucht  die  Ausdrücke:  „No  tradesman,  artifictr, 
workman,  labourer.^^  In  einer  neueren  Entscheidung  Palmer  v.  Snmif 
[1900]  I  Q,  B.  ^25  hatte  sich  das  Gericht  mit  der  Frage  zu  befassen, 
welche  Bedeutung  diesen  Ausdri\cken  zukommt.  Ein  Barbier  hatte 
seine  Kunden  am  Sonntag  rasiert.  Das  Gericht  entschied,  daß  diese 
seine  Tätigkeit  nicht  unter  die  Sunday  Observance  Act  fiele.  Der  Barbier 
sei  kein  Händler  (tradesnian),  er  sei  auch  kein  y^artificer** ,  denn  das  sei 
ein  Mensch,  der  etwas  herstelle,  aber  auch  kein  yyWorkman*^  oder 
yylabourer^^y  denn  das  seien  abhängige  Personen,  die  im  Dienste  eines 
anderen  ständen.  Die  Worte  des  Gesetzes  yyor  other  person  whatsoerer* 
bezögen  sich  nur  auf  Personen  eiusdem  generis  und  könnten  daher 
auf  einen  selbständigen  Barbier  keine  Anwendung  finden. 

Anwälte  und  Ärzte  fallen  ebenfalls  nicht  unter  einen  dieser  Begriffe. 
Für  die  ersteren  vgl.  Peate  v.  Dicken  I  C.  M,  &>  R.  422,  Ebensowenig 
fallen  Landwirte  (f armers)  unter  das  Gesetz  (Rex  v.  IVitnash  y  B.  &*  C. 
602,  Scarfe  v.  Morgan  4  M,  &"  W.  2^0).  Auch  ein  Fuhn*'erksunter- 
nehmer  oder  Droschkenkutscher  ist  kein  workman  oder  labourer  im 
Sinne  des  Gesetzes. 

Unter  das  Gesetz  fällt  nur  ein  Vertrag,  den  eine  der  im  Gesetz 
genannten    Personen    an    einem   Sonntage    in    seinem   Gewerbebetrieb 


1)  Über  einige  Ausnahmen  zugunsten  von  Gasthöfen    und    für   den  Verkauf 
von  Milch,  vgl.  s.  3  des  Gesetzes. 
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schließt.  Als  daher  ein  Mann,  der  als  Gewerbe  die  öffentliche  Ver- 
steigerung von  Pferden  betrieb  (horse-aucHoruer),  ein  Pferd  an  einem  Sonn- 
tag privatim  verkaufte,  wurde  ein  solcher  Verkauf  als  gültig  angesehen, 
da  er  nicht  in  seinem  gewöhnlichen  Gewerbe  (ordifiary  calling)  ab- 
geschlossen sei.    (Drury  v,  Defontaine  iSoSy  I  Taunt  131.) 

Wenn  die  Voraussetzungen  des  §  154  vorliegen,  so  ist  der  Vertrag 
nichtig.  Im  Falle  Fennell  v.  Ridler  5  B,  of  C,  4OO  hatten  die  Kläger,  die 
Pferdehändler  waren,  am  Sonntag  ein  Pferd  unter  einem  Garanlieversprechen 
hinsichtlich  gewisser  Fehler  gekauft.  Sie  klagten  wegen  Verletzung  dieses 
Garantieversprechens.  Ihre  Klage  wurde  abgewiesen.  Weitere  Fälle  s. 
bei  Benjamin,  On  Säle  S.  548. 

Für  Wechsel  bestimmt  die  Bills  of  Exchatige  Act  's.  13  No,  2,  daß 
ein  Wechsel  nicht  deshalb  ungültig  ist,  weil  er  das  Datum  «ines 
Sonntags  trägt. 

§  155- 
Im  rechtlichen  Verkehr  ist,  wenn  nicht  aus  dem  Inhalt 
des  Vertrages  etwas  anderes  zu   entnehmen   ist,   unter   dem 
Wort  „Monat**  ein  Mondmonat  von  28  Tagen-  zu  verstehen. 

K,  V.  Chawton  1841,  i  Q.  B,  247. 

Lacon  v.  Hoofer  lygs,  6   T.  K,  224. 

Rogers  v.  Dock  Co.  1865,  34  L.  J.   Ch.  165. 

HuUon  V.  Brown  188 1,  45  L.  T,  343;  Bruner  v.  Moore  [1904]  I  Ch,  305. 

Hiervon  bestehen  die  folgenden  Ausnahmen: 

a)  In  Gesetzen,  die  nach  dem  Jahre  1850  erlassen  sind, 
in  Verordnungen  zur  Regelung  des  gerichtlichen 
Verfahrens  (ßy/0S  of  Court),  und  in  Urkunden,  welche 
Teile  eines  Gerichtsverfahrens  bilden,  ist  unter  „Monat*', 
wenn  nicht  ein  anderer  Wille  zutage  tritt,  ein  Kalender- 
monat zu  verstehen. 

JnUrpretaiioft  Act,  1889,  s.  3;  A\  S.   C,  1875,  O.   LXIV.  r.  I. 

b)  In  gezogenen  und  eigenen  V^^echseln  sowie  Kaufver- 
trägen über  Waren  ist  unter  „Monat"  prima  facie  ein 
Kalendermonat  zu  verstehen. 

Bills  of  Exchange  Act,  1882,  s.  14, 
Säle  of  Goods  Act,  1893  s,  10  (2). 

c)  Unter  ,,iw9/¥e  monih''  ist  eine  Periode  von  12  Kalender- 
monaten und  unter  ,,hdf'/ear"  (tempus  semestre)  eine 
Periode   von    sechs    Kalendermonaten   zu   verstehen. 

Catesby's  Case  i6oy,  6  Kep,  62  a.  s.  c.    Cro.   Jac,  166. 

d)  Unter  einer  Kündigungsfrist  von  sechs  Monaten 
(six  months  noiice),  die  erforderlich  ist,  um  ein  Pacht- 
verhältnis (ienancy)  zu  beendigen,  das  an  einem  der 
üblichen     Quartalstage     angefangen     hat,     ist     eine 
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Kündigungsfrist  zu  verstehen,  die  sich  über  zw^  der 
üblichen  Quartale  erstreckt. 

Morgan  v,  Davits  i8y8,  3   C.  P,  D,  260. 

Nach  Common  Law  war  unter  month  stets  ein  Mondmonat  zu 
verstehen  (Blackstone,  Commentaries  B.  II  eh.  9),  und  diese  Norm 
gilt  auch  heute  noch  für  die  Zeitberechnung.  Den  Anforderungen  des 
modernen  Verkehrs  entsprechend  ist  aber  dies  Prinzip  in  %'ielen 
wichtigen  Punkten  durchbrochen  worden,  ohne  daß  jedoch  die  alte  Norm 
völlig  beseitigt  ist.  Sie  gilt  noch,  soweit  sich  nicht  aus  dem  Verhalten 
der  Parteien  ergibt,  daß  sie  Kalendermonate  gemeint  haben.  So  Miirde 
im  Falle  Regina  v,  Chawton  I  Q,  B,  24^  ausgesprochen,  daß  unter  monih 
an  sich  Mondmonate  zu  verstehen  seien,  es  ergäbe  sich  jedoch  aus  dem 
Inhalt  des  Vertrages,  daß  offenbar  Kalendermonate  gemeint  seien. 
Diese  Entscheidung  stammt  aus  dem  Jahre  1841.  Dziß  aber  die  alte 
Norm  heute  noch  gilt,  beweist  eine  Entscheidung  aus  dem  Jahre  1904 
B runer  v,  Moore  [1904]  I  Ch,  JOg,  In  diesem  Prozeß  war  behauptet 
worden,  daß  bei  Verträgen  des  Handelsverkehrs  unter  Monaten  stets 
Kalendermonate  zu  verstehen  seien.  Das  Gericht  wies  ausdrücklich 
diese  Behauptung  zurück  und  erklärte,  imter  month  seien  lunar  months 
zu  verstehen,  es  sei  denn,  daß  ein  (nach  den  allgemeinen  Normen  über 
die  Zulässigkeit  von  extrinsic  evidence,  vgl.  oben  S.  491)  zulässiger  Beweis 
dafür  angetreten  sei,  daß  unter  j^month^^  ein  Kalendermonat  zu  ver- 
stehen sei;  dann  könne  der  Richter  das  Wort  den  Absichten  der 
Parteien  entsprechend  konstruieren.  Wenn  der  Beweis  angetreten  werde, 
daß  das  Wort  Monat  in  einem  Sinne  gebraucht  wurde,  wie  es  an 
einem  bestimmten  Platz  oder  in  einem  bestimmten  Handelszweig  oder 
Geschäft  verstanden  wird,  dann  sei  es  Aufgabe  der  Jury,  zu  sagen, 
ob  der  Ausdruck  in  dem  Sinne  gebraucht  sei,  wie  er  an  jenem 
Platze  oder  in  jenem  Geschäfts-  oder  Handelszweig  üblich  sei.  Wenn 
Richter  Erle  früher  einmal  im  Falle  Turner  v.  Bar  low  t86j,  J  F.  &' f. 
^46  gesagt  habe,  daß  in  allen  Verträgen,  in  denen  es  sich  nicht  um 
mercantile  tramactions  in  „the  Ctty  of  London^*  handle,  das  Wort  y^monik*' 
yylunar  month^^  bedeute,  bei  allen  Handelsgeschäften  in  der  City  von 
London  aber  Kalendennonat,  so  enthalte  dieser  Ausspruch  nichts  weiter, 
als  die  Feststellung  eines  von  den  Gerichten  anerkannten  Handels- 
gebrauchs in  der  City  von  London.  Das  Gericht  entschied  schließlich, 
nach  dem  gesamten  Verhalten  der  Parteien  sei  es  klar,  namentlich  auf 
Grund  der  gewechselten  Korrespondenz,  daß  die  Periode  von  sechs 
Monaten  sechs  Kalendermonate  umfassen  sollte. 

Im  Falle  Hutton  v.  Braum  1881,  45  Z.  T,  343  wurden  Möbel  auf 
26  Monate  gegen  wöchentliche  Zahlung  gemietet.  Es  wurde  entschieden, 
daß  hier  unter  Monaten  Mondmonate  zu  verstehen  seien: 

Für  Kaufverträge  über  Waren  ist  die  Frage  jetzt  durch  Geseti 
entschieden,  vgl.  subb  dieses  Paragraphen.  In  den  folgenden  Fällen  ist 
unter  dem  Wort  „w^/////"  stets  ein  Kalendermonat  zu  verstehen: 

a)  In  Gesetzen,  die  nach  dem  Jahre  1850  erlassen  sind. 
Dies  beruht  auf  einer  Vorschrift  der  Interpretation  Act  l88g^  S2  6*  53 
Vict.  c,  63.  Bei  Gesetzen,  die  vor  1850  erla.ssen  sind,  ist  unter 
month  auch  jetzt  noch  ein  Mondmonat  zu  verstehen.    Bei  richterlichen 
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Fristen    oder    bei    den    Fristen,    die    in   den    Rules  of  Court  genannt 
sind,   ist  unter  ^ytnonth^   ein   Kalendermonat  zu   verstehen.     Die  Vor- 
schriften für  das  engHsche  Prozeßverfahren  sind  nicht  in  einem  Gesetz 
enthalten,  sondern  in  den  Rulcs  of  the  Supreme  Court  vom  Gericht  selbst 
festgelegt  (vgl.  I.  Teil  S.  52  Anm.  5).    Sie  bestimmen  in  order  64  rule  i: 
„Wenn    nach    diesen  Vorschriften   oder   in   irgendeinem    Urteil 
oder  Beschluß,  der  nach  dem  Inkrafttreten  der  „principal  Act^"^)  er- 
lassen ist,  die  Zeit  für  die  Vornahme  einer  Handlung,  insbesondere  für 
die  Vornahme  einer  Prozeßhandlung,  nach  Monaten  bestimmt  ist,  und 
wenn   das   Wort  „Monat"   in   einem   Dokument   vorkommt,   welches 
einen  Teil  eines  Gerichtsverfahrens  unter  diesen  Normen  bildet,  so  soll 
diese  Zeit  nach  Kalendermonaten  berechnet  werden,  wenn  nicht  das 
Gegenteil  zum  Ausdruck  gelangt  ist." 

b)  s.   14  der  Bills  of  Exchange  Act  von  1882  lautet: 

„Der  Ausdruck  Monat  in  einem  Wechsel  bedeutet  Kalendermonat." 
Für  Kaufvertrage  über  Waren  bestimmt  s.  10  Abs.  2  der  Sales  of 
Goods  Act  von  1893: 

„In  einem  Kaufvertrage  ist  unter  Monat  prima  facie  ein  Kalender- 
monat zu  verstehen." 
Diese  Vorschrift  bezieht  sich  jedoch  nur  auf  den  Kaufvertrag  über 
Waren  (goods),  nicht  über  Wertpapiere,  denn  solche  sind  nicht  goods  im 
Sinne  der  Säle  of  Goods  Act  v<jn  1893,  ebensowenig  unbewegliche 
Sachen.  In  dem  oben  erwähnten  Falle  Bruner  v.  Moore  handelte  es 
sich  um  den  Verkauf  eines  Urheberrechts,  das  ebenfalls  nicht  unter  den 
Begriff  goods  fällt. 

c)  w^nn  ein  Zeitraum  als  ,^a  tivelve-monthf'*'  bezeichnet  wird,  so 
würde  man  darunter  zunächst  unter  Anwendung  der  alten  Norm  des 
common  Imv  1 2  Mondmonate  —  336  Tage  zu  verstehen  haben,  aber  schon 
eine  alte  Entscheidung  aus  dem  Jahre  1607  Catesby's  Case  6  Rep.  62  a 
besagt,  daß  diese  Bezeichnung  gleichbedeutend  sei  mit  der  Bezeichnung 
„I  Jahr"  und  deshalb  12  Kalendermonate  umfasse.  Wenn  dagegen 
z.  B.  ein  ,ylease  for  tivelve  months^^  vereinbart  wird,  so  ist  darunter  eine 
Periode  von  48  Wochen  =  12  Mondmonate  zu  verstehen.  Stephen  s 
Commmtaries  Bd.  I  S.   161. 

d)  Die  Berechnung  der  Fristen  bei  der  Kündigung  von  Miet-  und 
Pachtrechten  an  Gmndstücken  hat  naturgemäß  oft  Veranlassung  ge- 
geben, darüber  Normen  aufzustellen.  §  i55d  trifft  für  den  Fall  Be- 
stimmungen, daß  das  Mietverhältnis  gerade  an  einem  der  üblichen 
Quartalstage  (quarter  days)  beginnt.  Diese  Quartalstage  sind:  Christmas 
Day  (25.  Dezember),  Lady  Day  (25.  März),  Midsurnmer  Day  {24.  Juni) 
und  Michaelmas  (29.  September).  Aus  den  Daten  dieser  vier  Quartals- 
tage ist  ersichtlich,  daß  die  Anzahl  der  zwischen  diesen  quarter  days 
liegenden  Tage  eine  verschiedene  ist.  Zwei  aufeinander  folgende 
Quartalstage  bilden  daher  entweder  einen  kürzeren  Zeitraum  wie  sec  hs 
Monate  oder  einen  längeren  Zeitraum.  Wenn  daher  an  einem 
der  genannten  Quartalstage  ein  Mietverhältnis  zu  laufen  beginnt  und 
bei  einem  solchen  eine  Kündigungsfrist  von  sechs  Monaten  „^  six  months 

*)  Unter  principal  Act  ist  die  Supreme  Court  of  JudinUure  Act  zu  ver- 
stehen, vgl.  order  yi  rule  i. 
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notice^^  vereinbart  ist,  so  beträgt  die  Kündigungsfrist  immer  zwei  volle 
aufeinander  folgende  Quartale,  die  zwischen  den  genannten  Tagen  liegen. 
Daher  ist  z.  B.  eine  Kündigung  am  29.  September  auf  den  25.  März 
gültig,  obwohl  zwischen  diesen  beiden  Terminen  nur  177  Tage  liegen, 
während  ein  halbes  Jahr  182  Tage  hat.  Dagegen  würde  eine  Kündigung 
vom  26.  März  auf  den  29.  September  nicht  genügen,  obwohl  zwischen 
diesen  Tagen  187  Tage,  also  mehr  wie  volle  sechs  Monate  liegen.  Im 
Falle  Morgan  v.  Dewies  18^8,  3  C.  F.  D,  260  war  am  26.  März  auf  den 
29.  September  gekündigt  worden.  Lady  Day  war  am  25.  März  gewesen, 
vereinbart  war  eine  six  mont/is  noHce  und  der  lease  hätte  an  einem 
der  Quartalstage  begonnen.  Das  Gericht  entscliied  in  dem  oben  er- 
wähnten Sinne. 

Die  vorstehenden  Normen  gelten  aber  nicht,  wenn  der  lecue  nicht 
an  einem  der  genannten  Quartalstage  begonnen  hat,  denn  dann  sind 
unter  einem  halben  Jahr  182  Tage,  unter  „sechs  Monaten"  sechs  Mond- 
monate und  unter  six  calmdar  months  sechs  Kalendermonate  zu  verstehen. 

Wenn  die  Miete  an  einem  der  quarter  days  zu  zahlen  ist,  das 
Mietverhältnis  aber  zwischen  zwei  quarter  days  b^nnt  und  bis  zum 
nächsten  quarter  day  ein  verhältnismäßiger  Teil  der  Miete  zu  zahlen 
ist,  so  gilt  die  Norm  des  §  I55d  nicht.  Wenn  eine  Kündigung 
ausgesprochen  wird,  so  ist  zu  ihrer  Gültigkeit  nicht  nur  erforderlich, 
daß  die  Frist  zwischen  dem  Termin,  auf  den  gekündigt  wird,  und 
dem  Tage  der  Kündigungserklärung  nicht  geringer  ist,  wie  die  ver- 
einbarte Frist,  sondern  sie  darf  auch  nicht  auf  einen  späteren  Zeit- 
punkt erfolgen.  Wenn  also  eine  Kündigtmgsfrist  von  sechs  Monaten 
vereinbart  ist,  die  am  i.  Januar  zu  laufen  beginnt,  so  kann  nur  auf 
den  I.  Juli,  nicht  aber  auf  den  3.  Juli  oder  den  i.  August  gekündigt 
werden,  dagegen  kann  natürlich  schon  vor  dem  i.  Januar  die  Kündigung 
auf  den  i.  Juli  ausgesprochen  werden.  Das  ergibt  der  Fall  Sidebotham 
V.  Holland  [l8gs]  I  Q,  B.  377  auf  S,  387,  In  diesem  Fall  begann  ein 
lease  nach  dem  schriftlichen  Vertrage  am  19.  Mai.  Es  war  eine 
Kündigungsfrist  von  sechs  Kalendermonaten  vereinbart.  Die  Miete 
sollte  an  den  üblichen  quarter  days  bezahlt  werden.  Am  1 7.  November 
wurde  auf  den  19.  Mai  des  nächsten  Jahres  gekündigt.  Die  Gültigkeit 
dieser  Kündigung  wurde  aus  zwei  Gründen  bestritten,  erstens  sei  diese 
Kündigung  nur  auf  den  nächsten  Quartalstag,  Midsummer  Day  (24.  Juni) 
zulässig,  zweitens  sei  die  Kündigimg  ungültig,  weil  sie  auf  den  18.  Mai 
hätte  erfolgen  müssen.  Der  lease  habe  am  19.  Mai  begonnen  und  sei 
am  18.  abgelaufen,  nur  auf  diesen  Tag  könae  daher  gekündigt  werden. 
Das  Gericht  entschied,  da  ausdrücklich  der  19.  Mai  als  der  Tag  ver- 
einbart sei,  an  dem  das  Miet Verhältnis  b^innen  sollte,  so  sei  dieser 
Tag  für  die  Kündigung  maßgebend  imd  nicht  der  nächste  quarter  day\ 
daß  die  Miete  an  den  quarter  days  bezahlt  werden  sollte,  sei  gleich- 
gültig. Die  Kündigung  am  17.  November  auf  den  19.  Mai  sei  recht- 
zeitig und  gültig.  Die  Frist  müsse  182  Tage  betragen;  das  sei  der 
Fall  (17.  November  exkl.  bis  18.  Mai  inkl.).  Die  Kündigung  auf  den 
19.  Mai  sei  aber  auch  gültig,  denn  es  sei  zulässig,  die  Kündi^ing  noch 
auf  den  Tag  auszusprechen,  der  dasselbe  Datum  trägt  wie  der  Tag, 
an  dem  das  Mietverhältnis  beginnt,  während  eine  Kündigung  am 
17.  November  auf  den  20.  oder  21.  Mai  zweifellos  ungültig  sei. 


Vierter  Abschnitt.     Zeitberechnung.  y^i 

S  156- 

Bei  der  Berechnung  einer  Frist  nach  Kalendermonaten 
wird  die  Zeit  von  dem  Tage  an,  an  dem  die  Periode  beginnt, 
bis  zu  dem  entprechenden  Tage  im  folgenden  Monat  und  so  fort 
gerechnet  Wenn  in  dem  letzten  Monat  kein  entsprechender 
Tag  vorhanden  ist,  so  wird  der  letzte  Tag  dieses  Monats  als 
Ende  der  Periode  angesehen. 

Freeffian  v.  Read  iÄ6j,  4  B.  &  S.  174. 

Migotti  V.    Colvilie  187g,  4  C,  F.  D.  at  p,  238. 

Wenn  eine  Frist  nach  Kalendermonaten  bestimmt  ist,  so  wird  als 
der  letzte  Tag  einer  solchen  Frist  der  Tag  im  Monat,  welcher  dasselbe 
Datum  trägt  wie  der  Tag,  von  dem  an  die  Frist  laufen  soll,  angesehen; 
es  ist  also  gleichgültig,  ob  die  Monate  31,  30  oder  28  Tage  haben.  Eine 
Frist  von  einem  Kalendermonat,  die  vom  17.  Februar  ab  laufen  soll, 
endigt  atn  17.  März,  obwohl  die  Frist  dann  nur  28  Tage  beträgt.  Wenn 
z.  B.,  bevor  eine  Klage  erhoben  werden  kann,  eine  Kündigungsfrist 
von  einem  Monat  eingehalten  werden  muß,  so  muß  der  Tag  des 
nächsten  Monats,  welcher  dem  Tag  entspricht,  an  dem  die  „noHc^*^ 
erfolgt  ist,  erreicht  sein.  Daher  kann,  wenn  die  noHce  am  28.  April 
vorgenommen  ist,  die  Klage  frühestens  am  29.  Mai  erhoben  werden. 
Im  Falle  Freeman  v.  Read  1863^  4  B.  &*  S.  174  wurde  behauptet, 
daß  die  Klage  erst  am  30.  Mai  erhoben  werden  könne,  da  der  Mai 
31  Tage  habe;  dies  wurde  jedoch  für  unrichtig  erklärt. 

Im  Falle  Migotti  v.  Colvilie  l8yg,  4  C.  F,  Z>.  238  war  der  Kläger 
zu  einer  Gefängnisstrafe  von  einem  Monat  für  ein  Vergehen  und  zu 
weiteren  14  Tagen  für  ein  anderes  Vergehen  verurteilt  worden,  die  nach 
dem  Ablauf  der  ersten  Periode  beginnen  sollten.  Der  Kläger  trat  am 
31.  Oktober  nachmittags  seine  Strafe  an.  Er  behauptete,  die  Strafzeit 
rechnete  vom  Ablauf  des  30.  Oktober  (Mittemacht),  deshalb  sei  die 
Strafe  von  einem  Monat  am  29.  November  um  Mitternacht  abgelaufen. 
Die  14  Tage  hätten  demnach  vom  Beginn  des  30.  November  an  zu 
rechnen,  so  daß  seine  Strafzeit  von  weiteren  14  Tagen  am  13.  Dezember 
abgelaufen  sei.  Wäre  die  Strafzeit  am  30.  Oktober  Mittemacht  erst 
abgelaufen,  so  hätte  er  ja  den  ganzen  November  gesessen,  der  nur  30 
Tage  habe,  weil  der  Tag  der  Entlassung  mitzurechnen  sei,  dazu  komme 
noch  der  eine  Tag  im  Oktober,  der  31.  Oktober,  der  ebenfalls  mit- 
zurechnen sei,  also  insgesamt  ein  Monat  und  ein  Tag  statt  ein 
Monat  Die  Entlassung,  die  am  14.  Dezember  erfolgt  war,  sei  deshafb 
zu  spät  erfolgt.  Der  Kläger  klagte  auf  Schadensersatz  gegen  den 
Direktor  der  Strafanstalt.  Das  Gericht  entschied,  die  Berechnung  des 
Klägers  sei  falsch.  Sie  ließe  sich  nur  daraus  erklären,  daß  der  Kläger 
am  31.  Oktober  in  Haft  genommen  sei.  Hätte  er  seine  Strafe  z.  B. 
am  25.  Oktober  angetreten,  so  zähle  dieser  Tag,  wie  er  ganz  richtig 
behaupte,  voll  mit.  Aber  der  Monat  sei  dann  am  24.  November  um 
Mittemacht  abgelaufen,  also  stets  einen  Tag  vor  dem  Tage,  der  das 
entsprechende  Datum  des  Tages  trägt,  an  dem  die  Strafe  angetreten 
wurde.  Folglich  sei  bei  einem  Strafantritt  am  31.  Oktober  der  Monat 
mit  dem  30.  November  abgelaufen,  beim  Antritt  am  20.  Febraar  mit 
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dem  19.  März,  obwohl  der  Februar  nur  28  Tage  habe.  Die  Strafzeit 
von  weiteren  14  Tagen  rechne  daher  vom  30.  November  Mittemacht 
ab  und  die  Entlassung  am  14.  Dezember  sei  rechtzeitig  und  nicht  zu 
spät  erfolgt. 

Ein  altes  Gesetz  aus  dem  Jahre  1256  bestimmte,  daß  im  Schalt- 
jahre der  Schalttag  mit  dem  vorhergehenden  Tage  als  ein  Tag  gerechnet 
werden  sollte.  Dies  Gesetz  ist  jedoch  durch  das  Gesetz  42  6-  43 
Vkt,  c,  5g  aufgehoben  worden. 

§  157. 
Wenn  eine  Zeit  für  die  Dauer  eines  Rechts,  eines  Ver- 
zuges oder  einer  Freiheitsstrafe  festgesetzt  ist,  so  wird  der 
Tag,  an  dem  der  Zeitraum  beginnt,  in  die  Frist  mit  ein- 
gerechnet, und  die  Periode  erlischt  um  Mitternacht  des  letzten 
Tages.  Aber  wenn  eine  Frist  für  die  Vornahme  einer  Hand- 
lung festgesetzt  ist,  so  wird  der  Tag,  an  dem  die  Frist  be- 
ginnt, nicht  mitgerechnet. 

Rüssel  V,  Ledsam  1845  14  M.  &   IV,  at  p,  582;  MigoUi  v,  Colvüle  uhi  suf. 
Lesier  v,    Garland   1808   1$    Ves.  248;  Radcliffe  v,  Bartholormw  [i8g2]  i 
Q.  B.  161;  Re  North  [1895]  2  Q.  B.  264. 

Eine  allgemeine  Regel,  wann  eine  Frist  beginnt,  läßt  sich,  wie 
Addison,  Contract  S.  54,  bemerkt,  nicht  aufstellen.  Das  ergibt  auch 
die  Fassung  des  §  157,  wonach  beim  Verzug  (delay)^  d.  h.  namentlich  bei 
der  Berechnung  von  Liegegeld  oder  der  Berechnung  von  Freiheitsstrafen 
besondere  Normen  gelten.  Man  wird  für  die  Praxis  die  im  zweiten 
Satze  des  §  157  aufgestellte  Norm  als  die  Regel  vorausstellen  können. 
Dementsprechend  bestimmt  Order  64  ruU  12  der  Rules  of  thc  Suprmc 
Court  für  alle  prozessualen  Fristen: 

„///  any  case  in  wJiich  any  particular  number  of  days,  not  expressed 
to  be  clear  days,  is prescribed  by  these  rules ^  tlu  same  shall  be  reckoned 
exclusiroely  of  the  first  day  and  incluswely  of  t/ie  last  day}*^ 

Wenn  aber  z.  B.  14  ckar  days  vereinbart  sind,  so  wird  der  erete 
Tag  der  Frist  nicht  mitgerechnet  und  es  müssen  erst  14  volle  Tage 
verstrichen  sein,  ehe  die  Prozeßhandlung  vorgenommen  werden  darf. 
Re  Railway  Sleepers  Supply  Co,  24  Ch,  D.  204.  Bei  Verträgen  gilt 
allgemein  die  Norm,  daß,  wenn  eine  bestimmte  Frjst  für  die  Vornahme 
einer  Handlung  festgesetzt  ist,  der  Tag,  an  dem  die  Frist  zu  laufen 
beginnt,  nicht  mitgerechnet  wird,  eine  Vornahme  der  Handlung  am 
letzten  Tage  der  Frist  also  noch  rechtzeitig  ist.  Im  Falle  IVebb  v. 
Fairmatur  1838,  3  M,  6*»  W,  473  wurde  entschieden,  daß  ein  Ver- 
sprechen, Waren  innerhalb  zwei  Monaten  jfrom  the  5**»  of  October^*'  zu 
liefern,  erfüllt  ist  durch  die  Lieferung  im  Laufe  des  5.  Dezember,  so 
daß  eine  Klage  gegen  den  Verkäufer  zu  früh  erhoben  ist,  wenn  sie  vor 
dem  6.  Dezember  angestellt  ist 

Für  Wechsel  bestimmt  s.  14  No.  2  der  Bills  of  Exchange  Act: 
„Wenn   ein  Wechsel    eine   bestimmte   Zeit   nach    Datum,  nach 
Sicht   oder  nach    dem   Eintritt    eines    bestimmten   Ereignisses  aahl- 
bar  ist,  so  wird  die  Zahlungszeit  berechnet,  indem  der  Tag,  von  dem 
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an   die  Frist   zu  laufen   beginnt,    ausgeschlossen    und    der  Tag   der 
Zahlung  in  die  Frist  eingeschlossen  wird." 

Wenn  eine  bestimmte  Frist  seit  einer  Kündigung,  einer  Auf- 
forderung oder  einem  Verstoß  gegen  ein  vertragliches  oder  gesetzliches 
Verbot  verstrichen  sein  muß,  bevor  ein  Anspruch  geltend  gemacht 
werden  kann,  so  wird  der  Tag,  an  dem  die  Anzeige  gemacht  oder  die 
Kündigung  oder  Aufforderung  ausgesprochen  wurde,  nicht  mitgerechnet. 

Im  Falle  Lester  v,  Garland  1808,  15  Ves.  248  sollte  jemand  inner- 
halb sechs  Monaten  nach  dem  Tode  des  Testators  eine  Handlung 
vornehmen.  Der  Testator  starb  am  12.  Januar,  die  Handlung  wurde 
am  12.  Juli  vorgenommen,  und  es  fragte  sich,  ob  das  noch  recht- 
zeitig war.  Das  Gericht  entschied,  daß  der  Tag  des  Todes  des 
Testators  nicht  mitzurechnen  sei,  deshalb  sei  die  Vornahme  der  Hand- 
lung am  12.  Juli  noch  rechtzeitig.  Es  betonte  jedoch,  daß  man  eine 
aligemeine  Norm  nicht  aufstellen  könne,  sondern  daß  es  auf  den 
emzelnen  Fall  ankomme,  ob  ein  Tag  mitzurechnen  sei  oder  nicht. 

Wenn  eine  Klage  wegen  eines  Verstoßes  gegen  ein  Gesetz  inner- 
halb einer  gesetzlichen  Ausschlußfrist  erhoben  werden  muß,  so  wird 
ebenfalls  der  Tag,  an  dem  der  Verstoß  stattfand,  nicht  mitgerechnet. 
Ein  Beispiel  bildet  der  Fall  Radcliffe  v.  Bartholomew  [l8g2]  I  Q. 
B.  161.  Nach  s,  14  der  Act  for  the  Prätention  of  Cruelty  to  Animals 
(12  ör*  13  Vict.  c.  g2)  muß  jede  Klage  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
innerhalb  eines  Kalendermonats,  nachdem  der  Grund  zur  Klage  ent- 
standen ist,  geltend  gemacht  werden.  Der  Verstoß  gegen  das  Gesetz 
fand  am  30.  Mai  statt.  Die  Klage  wurde  am  30.  Juni  erhoben.  Das 
war  rechtzeitig;  der  Tag  des  Vergehens  wird  nicht  mitgerechnet. 
Ein  instruktives  Beispiel  bildet  die  Entscheidung  Re  North  [l8gs]  2  Q. 
B.  264.  Nach  s.  I  der  Bankruptcy  Act  von  1890  begeht  jemand 
einen  ad  of  bankruptcy  (der  den  Gläubiger  berechtigt,  einen  Antrag  auf 
Eröffnung  des  Konkursverfahrens  zu  stellen),  wenn  ein  Gerichtsvollzieher 
Sachen  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  pfändet  und  diese  21  Tage 
im  Besitz  behält.  Der  jA^n^  hatte  am  27.  Juni  gepfändet.  Die  Waren 
wurden,  nachdem  durch  Gerichtsbeschluß  ein  privater  Verkauf  genehmigt 
war,  am  18.  Juli  vom  sheriff  dem  pfändenden  Gläubiger  übergeben. 
Am  19.  Juli  wurde  von  anderer  Seite  ein  Antrag  auf  Eröffnung  des 
Konkursverfahrens  gestellt.  Der  Konkurs  wurde  daraufhin  später  er- 
öffnet und  der  Konkursverwalter  verlangte  den  Wert  der  Sachen  von 
dem  exekutierenden  Gläubiger  mit  der  Begründung,  daß  zur  Zeit,  als 
die  Vollstreckung  beendigt  wurde,  am  18.  Juli,  er  von  dem  act  of 
bankruptcy  des  Schuldners  Kenntnis  gehabt  habe,  der  eben  darm  bestand, 
daß  an  jenem  Tage  der  sheriff  die  Sachen  21  Tage  im  Besitz  hatte. 
Das  Gericht  entschied,  der  Tag,  an  dem  die  Vollstreckung  erfolgt  sei, 
sei  kein  ganzer  Tag  und  deshalb  nicht  mitzurechnen  (vgl.  §  149).  Der 
sJieriff  müßte  die  Sachen  mindestens  21  Tage  im  Besitz  haben.  Das 
sei  nicht  der  Fall  (der  letzte  Tag,  der  18.  Juli,  wurde  also  oflenbar  auch 
nicht  mitgerechnet,  denn  sonst  wären  es  ja  21  Tage  gewesen).  Deshalb 
habe  ein  act  of  bankruptcy  des  Schuldners  noch  nicht  vorgelegen  und 
der  Verwalter  könne  die  Auslieferung  des  Geldes  aus  diesem  Grunde 
nicht  verlangen.      Man   darf  jedoch    diese    Entsclieidung    nicht   dahin 
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auffassen,  daß  sie  eine  allgemeine  Nonn  für  die  Berechnung  von 
Fristen  aufstellen  will,  denn  Lord  Esher  führte  aus,  man  müsse  be- 
rücksichtigen, daß  diese  Gesetzesvorschrift  den  Status  einer  Person  im 
höchsten  Maße  beeinflusse  und  sie  müsse  daher  in  einer  für  diese 
möglichst  günstigen  Weise  interpretiert  werden. 

Die  Norm  dieses  Paragraphen  gilt  natürlich  dann  nicht,  wenn  die 
Frist  von  einem  betimmten,  in  den  Lauf  eines  Tages  fallenden  Zeitpunkt 
an  zu  rechnen  ist  (vgl.  den  oben  S.  720  erwähnten  Fall  Comfoot 
V.  Royal  Exch.  Association,  wo  das  Gericht  zu  dem  Resultat  kam,  daß 
eine  Frist  von  30  Tagen  in  einer  Versicherungspolice  an  einem  bestimmten 
Tage  mit  der  Ankunft  des  Schiffes  um  12  Uhr  mittags  begonnen  habe 
und  deshalb  auch  um  1 2  Uhr  mittags  des  entsprechenden  Tages  wieder 
ablief).  Wenn  dagegen  nach  der  Fassung  der  Police  die  Frist  nach  vollen 
Tagen  zu  berechnen  ist,  so  wird  der  Tag  der  Ankunft  nicht  mitgerechnet 
Im  Falle  Mercantile  Marine  Ins,  v,  Titherington  5  B.  &*  S.  ^6$  ^^ 
ein  Schiff  während  einer  Reise  nach  gewissen  Häfen  versichert  und 
j^during  thirty  days  stay  in  her  last  port  of  discharge^ ,  Hierbei  wurde 
der  Tag  der  Ankunft  nicht  mitgerechnet. 

Im  Falle  S.  Staffs.  Tram  v,  Sickness  Ass.  [l8gi]  l  K.  B.  4O2 
handelte  es  sich  um  eine  Unfall versichenmg  auf  12  Kalendermonate 
vom  24.  November.  Es  wurde  entschieden,  daß  ein  Unfall,  der  am 
24.  November  des  nächsten  Jahres  sich  ereignete,  noch  unter  die 
Police  fiel. 

Bei  der  Berechnung  von  Liegegeld  für  die  Überschreitung  der  Lade- 
uiid  Löschzeit  wird  der  Tag,  an  dem  die  Lade-  oder  Löschzeit  zo 
laufen  beginnt,  mitgerechnet,  und.  angefangene  Tage  werden  für  voll 
gerechnet.  C  arver 's,  Carriage  by  Sea  5.  Aufl.  §§  613  u.  631.  (Vgl 
jedoch  für  den  Fall,  daß  die  lay  days  nicht  nach  Tagen  bestimmt  sind,  den 
oben  S.  720  erwähnten  Fall  Yeoman  v.  The  King  [1904]  2  K.  B.  42g) 
Bei  der  Berechnung  von  Freiheitsstrafen  wird  der  Tag,  an  dem  die 
Strafe  angetreten  ist,  ebenfalls  mitgerechnet  und  zwar  als  voller  Tag 
(vgl.  den  bei  §  156  zitierten  Fall  Migotti  v.  Colville). 


Fünfter  Abschnitt. 
Veijftlinmg. 

Einleitung. 

Die  Lehre  von  der  Verjährung  (limitation  of  actions)  nimmt  im 
englischen  Recht  insofern  eine  Sonderstellung  ein,  als  dieses  Gebiet 
schon  von  alters  her  durch  Gesetz  ger^elt  war. 

Unter  den  Begriff  limitation  fallen  zwei  Rechtsbegriffe  unseres 
Rechts,  die  Verjährung  und  die  Ersitzung,  denn  bei  einer  Reihe  von 
Klagen  hat  das  Verstreichen  der  im  Gesetz  angegebenen  Fristen  die 
Folge,  daß  das  Recht  an  einer  Sache  erlischt  und  der  Besitzer  der 
Sache  dadurch  das  dingliche  Recht  an  der  Sache,  einen  title  by  limi- 
tation, erwirbt,  während  in  anderen  Fällen  nur  eine  Verjährung  in 
unserem  Sinne  eintritt,  d.  h.  das  Klagrecht  erlischt. 

Die  gesetzlichen  Fristen  sind  je  nachdem  das  Recht  erlischt  oder 
nicht  Präklusivfristen  oder  Verjährungsfristen  im  Sinne  unseres  Rechtes. 
Erlischt  d2is  Recht,  so  werden  sie  von  Amts  wegen  berücksichtigt,  erlischt 
es  nicht,  so  bleibt  es  dem  Beklagten  überlassen,  sich  auf  die  Klagver- 
jährung zu  berufen. 

Geschichtliche  Bemerkungen. 

Schon  im  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert  wurden  Gesetze 
erlassen,  welche  besagten,  daß  gewisse  Klagen  von  einem  bestimmten 
Termin  an  verjährt  sein  sollten,  z.  B.  vom  Zeitpunkt  der  Reise 
Heinrichs  III.  in  die  Normandie  oder  von  der  Krönung  Richards  III. 
an.  Unter  Heinrich  VIII.  fing  man  dann  an,  eine  bestimmte  Reihe 
von  Jahren  im  Gesetz  festzustellen,  nach  deren  Ablauf  bestimmte, 
einzeln  aufgeführte  Klagen  verjährt  sein  sollten ;  denn  zu  damaliger  Zeit 
konnte  man  im  englischen  Recht,  wie  bereits  mehrfach  erwähnt  ist, 
ähnlich  wie  in  den  älteren  Zeiten  des  römischen  Rechts  nur  ganz  be- 
stimmte Arten  von  Klagen,  welche  auf  genau  beschriebene  Tatbestände 
paßten,  erheben.  Auch  bei  den  neueren  Gesetzen  finden  wir  noch 
Spuren  des  alten  Gebrauchs,  daß  die  Klage  von  einem  bestimmten 
Zeitpunkt  an  verjähren  sollte,  indem  diese  Gesetze  anordnen,  daß  mit 
dem  Ende  einer  bestimmten  Parlamentssession  oder  nach  dem  Ablauf 
einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren  ein  Anspruch  verjähren  soll  (vgl. 
z.  B.  die  Civil  Frocedure  Act  von  1833,  3.  &*  4   Will,  IV.  c.  42  s.  3). 

Die  Lehre  von  der  Verjährung  in  ihrer  heutigen  Gestalt  beruht 
namentlich  auf  zwei  Gesetzen.  Soweit  dingliche  Rechte  an  Grundstücken 
in  Frage  kommen,   auf  der  Real  Property  Limitation  Act  1833,  3^4 
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Will.  IV.  c.  2y  und  für  andere  Ansprüche  auf  dem  Statute  of  Limitation 
162S9  2^'  J^'  ^'  ^'  ^^'  ^c>n  diesem  letzteren  Gesetz  sind  noch 
^^  §§  3»  4  u^^  7  i^  Kraft.  Diese  Gesetze  sind  durch  einige  neuere 
Gesetze  teilweise  abgeändert  worden.  Die  wichtigsten  sind:  g  Gto  IV l 
14  (Lord  Tenterden  s  Act)  ss.  I — 4  und  8,  Die  Civil  Procedure  Ad 
1833^  3  u.  4  Will.  IV,  c.  42  SS.  3 — /,  die  Mercantile  Law  Amendmtid 
Act  von  1856  ig  df  20  Viel.  c.  g/  ss.  g~l6,  die  Real  Froperty 
Limitation  Act  von  18^4  3y  &*  38  Vict.  c.  sy,  außerdem  noch  einige 
Gesetze  von  geringerer  Bedeutung. 

Aas  dieser  Übersicht  ergibt  sich,  daß  die  ganze  Lehre  von  der  Ver- 
jährung in  einer  größeren  Zahl  von  einzelnen  gesetzlichen  Bestimmungen 
verstreut  ist.  Die  Lehre  wird  weiter  dadurch  schwierig  gestaltet, 
daß  bei  betrügerischer  Verheimlichung  eines  Rechts  oder  bei  Be- 
schränkung der  Geschäftsfähigkeit  des  Berechtigten  die  Verjährung 
(disability)  nicht  zu  laufen  beginnt  (§§  1Ö3,  165),  daß  femer  im  Eqtdt\' 
Recht  der  Verlust  von  Rechten  durch  deren  Nichtausübung  oder 
Geltendmachung  während  einer  unangemessen  langen  Zeit  eintreten 
kann,  ohne  Rücksicht  auf  den  Ablauf  eines  fest  umgrenzten  Zeitraumes. 
Dies  ist  die  Lehre  von  den  laches  oder  acquiescence  (vgl.  oben  S.  510). 
Diese  Lehre  hat  mit  der  Verjährung  im  eigentlichen  Sinne  nichts  zu 
tun,  wird  aber  von  einigen  Lehrbüchern  mit  derselben  verquickt 
Schließlich  ist  auch  noch  darauf  hinzuweisen,  daß  bis  vor  kurzer  Zeit 
die  Vorschriften  von  der  Verjährung  auf  das  Verhältnis  von  trustte  und 
cestui  que  trust  überhaupt  keine  Anwendung  fanden  und  auch  heute  noch 
in  gewissen  Fällen  keine  Anwendung  finden. 

Limitation  und  Prescription. 
Durch  die  Verjährung  (limitaüon)  gehen  in  erster  Linie  Rechte 
unter,  und  erst  als  eine  Folge  dieses  Untergangs  werden,  sobald  es  sich 
um  dingliche  Ansprüche  handelt,  Rechte  geschaffen.  Den  Erwerb  eines 
Rechtes  durch  ungestörte  Ausübung,  während  eines  gesetzlich  bestimmten 
Zeitraums,  nennt  man  prescription.  Bei  der  Verjährung  des  Rechts 
auf  den  Besitz  einer  Sache  genügt  es  nicht,  daß  der  Berechtigte  nicht 
im  Besitz  der  Sache  ist,  sondern  es  muß,  damit  überhaupt  die  Verjährung 
zu  laufen  beginnen  kann,  ein  Unberechtigter  im  Besitz  sein  (adierse 
possession).  Bei  der  prescription  kommt  es  lediglich  auf  die  ungestörte 
Ausübung  an,  z.  B.  wird  ein  Wegerecht  durch  ungestörte  Ausübung 
40  Jahre  hindurch  by  prescription  erworben.  Derartige  Rechte  gehören 
zu  den  incorporeal  hcreditaments.  Für  diese  gilt  die  Prescription  Ad  2 
dr*  3  Will.  IV.  c.  7/,  während  die  Real  Property  Limitation  Act  1833 
für  corporeal  hereditaments  gilt,  außerdem  aber  auch  für  eine  Reihe  von 
incorporeal  hereditaments,  nämlich  rents,  tithes  und  advowsons. 

§  158. 
Das  Recht,  eine  Klage  zu  erheben,  einen  Anspruch  des 
bürgerlichen  Rechts  zu  erzwingen,  wird  ausgeschlossen  durch 
den  Ablauf  eines  Zeitraumes,  welcher  von  dem  Zeitpunkt 
an  zu  laufen  beginnt,  in  dem  das  Recht,  die  Klage  anzustellen, 
entseht. 
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Limitation  Act,  1623,  s.  3;  'Civil  Procedure  Act  1833,  s.  3;  Real  Proptriy 
Limitation  Act  1833,  ss,  2,  40;  1874,  ss.  2,  8,  Bei  Ansprüchen  auf  die  Wieder- 
erlangung von  Grundstücken,  Grundrente  oder  Geld,  für  welches  Land  verpfändet 
ist,  verjährt  der  Anspruch  auf  Selbstpfändung  (distress)  und  Inbesitznahme 
(entry),  sobalcl  die  Klage  verjährt.  Keal  Property  Limitation  Acts  1833  und  1874; 
passim. 

Im  Falle  Agency  Co.  v,  Short  1888,  L.  A*  13  App,  Ca,  7^3  wurde  auf  Grnnd 
eines  Gesetzes  einer  Kolonie,  dessen  Woitlaut  dem  der  englischen  Real  Property 
Limitation  Act  von  1833  ähnlich  war,  entschieden,  daß  ein  Eigentümer,  dem  der 
Besitz  des  Landes  von  einem  Eindringling  (intruder)  entzogen  war,  der  aber  den 
Besitz  vor  dem  Ablauf  der  Verjährungszeit  wieder  aufgegeben  hatte,  ein  neues 
Klagrecht  erwarb,  sobald  ein  anderer  Eindringling  den  Besitz  ergriff,  obwohl 
der  Eigentümer  in  der  Zwischenzeit  keine  Handlung  als  Eigentümer  (act  of  ownership) 
vorgenommen  hatte. 

Jenks  redet  in  diesem  Paragraphen  von  der  Verjährung  des  Rechts 
to  enforce  a  civil  claim.  Unter  civil  claim  werden  wir  alle  Ansprüche 
aus  Verträgen  sowie  aus  Delikten  und  alle  Ansprüche  dinglicher  wie 
obligatorischer  Natur  zu  verstellen  haben.  Auch  die  sog.  penal  actions, 
d.  h.  strafrechtliche  Klagen,  die  zu  einer  Buße  an  den  Verletzten  führen, 
fallen  unter  die  Vorschriften  dieses  Abschnitts.  Ferner  fällt  darunter 
auch  die  außergerichtliche  Geltendmachung  von  Ansprüchen  durch 
eigenmächtige  Handlungen  der  Parteien,  die  das  englische  Recht  in 
bestimmten  Fällen  gestattet,  nämlich  die  eigenmächtige  Inbesitznahme 
von  Grundstücken  {entry)  z.  B.  seitens  des  Eigentümers  gegenüber  dem 
Pächter,  der  den  Pachtzins  nicht  bezahlt  oder  die  Selbstpfändung  durch 
Wegnahme  beweglicher  Sachen  (distress),  die  ebenfalls  im  Verhältnis 
von  Pächter  und  Verpächter  zulässig  ist. 

Die  Lehre  von  der  Verjährung  und  das  Equity-K^cliX., 

Die  besonderen  Klagen  des  Equityrec\\\&  ?Mi  specific  Performance  sowie 
auf  Erlaß  eines  gerichtlichen  Verbots  (injunäion)  unterliegen  ebenso  der 
Verjährung  wie  die  Klagen  auf  Schadensersatz,  die  im  Common  Law- 
Gericht  geltend  gemacht  werden.  Dies  gilt  jedoch  nur  für  den  Fall, 
daß  die  Ansprüche  materiell  auf  Common  Law  beruhen,  aber  nicht  für 
solche  Ansprüche,  die  materiell  lediglich  auf  EquiiyxtchX  beruhen  und 
lediglich  vor  dem  Equity-GGnchX  geltend  gemacht  werden  können,  die 
sogen,  purely  equitable  rights.  Für  diese  gelten  die  Vorschriften  des 
alten  Statute  of  Limitation  nicht,  z.  B.  nicht  für  das  Verhältnis  von 
tnistee  und  cestui  que  trust.  Die  neueren  Gesetze  haben  Bestimmungen 
dahin  getroffen,  daß  ihre  Bestimmungen  auch  auf  y^suits  in  Equity*^ 
Anwendung  finden  sollen. 

Beginn  der  Klagverjährung. 

Bei  der  Erläuterung  der  folgenden  Paragraphen  wird  jeweils 
darauf  einzugehen  sein,  wann  die  dort  genannte  Verjährungsfrist  zu 
laufen  beginnt.  Hier  sollen  nur  einige  allgemeine  Grundsätze  erörtert 
werden  und  zum  Schluß  die  Grundsätze,  welche  für  die  Verjährung 
von  Ansprüchen  aus  Wechseln  gelten,  die  in  den  folgenden  Para- 
graphen nicht  besonders  berücksichtigt  sind. 

Nach  §  158  beginnt  die  Verjährung  von  dem  Zeitpunkt  an  zu  laufen, 
an  dem  die  Klage  erhoben   werden  kann.     Hierbei  wird  der  Tag,  in 
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den  das  Ereignis  fällt,  von  dessen  Eintritt  das  Recht,  die  Klage  zu  er- 
heben, abhängt,  nicht  mitgerechnet.  Wenn  ein  Anspruch  auf  eine 
Leistung  an  einem  bestimmten  Tage  fällig  wird,  so  kann  die  Klage 
frühestens  am  nächsten  Tage  erhoben  werden,  da  bis  zum  Ablauf  des 
erstgenannten  Tages  die  Leistung  noch  rechtzeitig  erfolgen  kann.  Es 
fragt  sich  daher,  ob  der  erste  Tag  nach  Fälligkeit  der  Leistung,  an  dem 
die  Klage  frühestens  erhoben  werden  kann,  in  die  Verjährungsfrist  mit 
einzurechnen  ist  oder  ob  er  als  der  erste  Tag  anzusehen  ist,  von  dem 
an  die  Verjährungsfrist  läuft  und  der  deshalb  gemäß  §  157  Satz  2  in  die 
Frist  nicht  mit  einzurechnen  ist.  Eis  ist  jedoch  zu  erwägen,  daß  das 
Klagrecht  bereits  mit  dem  Ablauf  des  Fälligkeitstages  entsteht.  Daher 
ist  der  erste  Tag,  an  dem  die  Klage  frühestens  erhoben  werden  kann, 
in  die  Verjährungsfrist  mit  einzurechnen.  Die  Klage  muß  vor  dem 
Ablauf  der  Veqährungsfrist  erhoben  sein.  Der  maßgebende  Zeitpunkt 
ist  die  Übergabe  der  Prozeßladung  (issuing  of  the  wnt)y  d.  h.  die  mit 
dem  Amtssiegel  des  writ  departnient  (Zustellungsgerichtsschreiberei)  ver- 
sehene erste  Prozeßladung  (Klage),  die  der  Kläger  oder  sein  solidtor 
zum  Zwecke  der  Siegelung  eingereicht  hat  (vgl.  Schuster,  Bürgerliche 
Rechtspflege  S.  81).  Entscheidend  ist  der  Tag,  an  dem  das  Amtssiegel 
auf  den  writ  gesetzt  ist.  Dieser  Tag  ist  das  Datum  der  Klage  (vgl. 
auch  Order  2  rule  8  und  order  5  ruh  II  der  Ruies  of  the  Supreme  Court). 
Nicht  maßgebend  ist  also  das  Datum  der  Zustellung  der  Klagschrift 
(service  of  the  writ). 

Wenn  ein  Anspruch  bedingt  oder  befristet  ist,  so  läuft  im  allgemeinen 
die  Verjährungsfrist  erst  von  dem  Zeitpunkt  an,  wo  die  Bedingung 
eingetreten  oder  die  Frist  abgelaufen  ist.  Wenn  z.  B.  jemand  versprochen 
hat,  auf  Verlangen  eines  anderen  eine  Summe  zu  zahlen,  so  fängt  die 
Verjährungsfrist  überhaupt  erst  an  zu  laufen,  wenn  ein  solches  Verlangen 
gestellt  wird  (Bacon  Abr.  Limitation  230  D.  3).  Wenn  Waren  auf 
Kredit  verkauft  sind,  so  beginnt  die  Verjährung  mit  dem  Ab- 
lauf der  Zahlungsfrist.  Im  Falle  Helps  v,  Winterbottoni  1831,  2 
B.  &>  Ad.  4SI  war  ein  Kredit  von  6  Monaten  eingeräumt,  nacli 
dessen  Ablauf  es  dem  Käufer  freistand,  mittels  eines  Dreimonats- 
akzepts zu  zahlen.  Es  wurde  entschieden,  daß  eine  solche  Verein- 
barung tatsächlich  einer  Kreditgewährung  auf  9  JVIonate  gleich  kam 
und  die  Verjährungsfrist  daher  erst  nach  Ablauf  von  9  Monaten  zu 
laufen  begann. 

Beim  Verkauf  beweglicher  Sachen  läuft  die  Verjährungsfrist,  wenn 
es  sich  um  Ansprüche  wegen  Mängeln  im  Recht  handelt  (vgl.  s.  12  der 
Säle  of  Goods  Act  1893)  erst  von  der  Störung  des  ruhigen  Besitzes  an. 

Die  Verjährung  bei  Wechseln. 

Bei  Wechseln,  die  eine  -bestimmte  Zeit  nach  Sicht  fällig  sind,  be- 
ginnt die  Frist  zu  laufen,  wenn  der  Wechsel  fällig  wird,  d.  h.  nach  dem 
Ablauf  der  genannten  Frist.  Ist  der  Wechsel  einfach  auf  Sicht  gestellt 
(after  sight),  so  beginnt  die  Frist  vor  Präsentation  des  Wechsels  über- 
haupt nicht  zu  laufen,  sondern  erst  von  dieser  Präsentation  an  (Byles, 
On  Bills  16.  Aufl.  S.  359). 
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Wenn  dagegen  ein  Wechsel  at  sigkt  oder  on  demand  fällig  ist,  so 
b^;innt  die  Verjährung  von  dem  Datum  der  Annahme  an  zu  laufen 
(vgl.  Byles,  On  Bills  S.  359).  Wenn  ein  Wechsel  eine  bestimmte  Zeit 
after  danand  fällig  ist,  so  gilt  dasselbe  wie  für  Wechsel,  die  eine  be- 
stimmte Zeit  after  sight  fällig  sind  (Byles  S.  360). 

Für  die  Verjährung  des  Anspruches  gegen  den  Aussteller  und  In- 
dossanten ist  der  Zeitpunkt  maßgebend,  wo  dem  Aussteller  oder  dem 
Indossanten  angezeigt  wird,  daß  der  Akzeptant  den  Wechsel  nicht  ein- 
gelöst hat  (vgl.  Chalmers  Bills  of  Exchange,  Abschnitt  Limitation). 
Wenn  diese  notice  of  dishonour  nicht  erforderlich  ist  (vgl.  §  50  der 
Bills  of  Exchange  Act)  entsteht  wahrscheinlich  das  Klagrecht  mit  der 
Nichtzahlung. 

Wird  ein  gezogener  Wechsel  nicht  akzeptiert,  so  läuft  die  Ver- 
jährungsfrist gegen  den  Aussteller  von  der  Anzeige  der  Nichtannahme. 
Es  muß  jedoch  darauf  hingewiesen  werden,  daß  bei  Gefälligkeitsakzepten 
oder  Gefälligkeitsindossamenten  ein  Vertrag  angenommen  wird,  wonach 
derjenige,  zu  dessen  Gunsten  ein  solches  Akzept  oder  Indossament  ge- 
leistet wird,  dem  anderen  zur  Schadloshaltung  verpflichtet  ist  (contract 
of  indemnity).  Die  Verjährung  aus  diesem  implied  contract  beginnt  zu 
laufen,  wenn  der  Akzeptant  oder  Indossant  tatsächlich  auf  Grund  des 
Akzeptes  oder  Indossaments  Zahlung  geleistet  hat. 

§  159. 
Unter   Berücksichtigung   der   Normen    der   §§   162—167 
sind  die  Perioden,  nach  deren  Ablauf  das  Klagrecht  verjährt, 
die  folgenden: 

a)  im  Falle  eines  Anspruchs  auf  eine  Geldleistung  aus 
einer  gesiegelten  Urkunde  (deed)  oder  einer  recognizance 
oder  für  die  Vollstreckung  aus  tin^r  recognizance  mittels 
seine  facias  oder  bei  einer  Klage  auf  Erfüllung  eines 
specialfy  contract  oder  auf  Auskehrung  des  beweglichen 
Nachlasses  eines  intestatus  durch  die  Nachlaßverwalter 
(representaiiires)  oder  durch  die  Krone  ein  Zeitraum 
von  zwanzig  Jahren. 

Civil  Procedure  Act,  1833,  s.  3;  Law  of  Proper ty  Amendment  Act, 
j86o,  s.  13;  Intestates  Estates  Act,  s.  3, 

b)  im  Falle  eines  Anspruchs  auf  die  Wiedererlangung 
von  Land  oder  von  Geldern,  für  welche  Land  ver- 
pfändet ist,  oder  von  Grundrente  einschließlich  der 
Ablösungsrente  für  Zehnten  oder  für  Ansprüche  aus 
einer  letztwilligen  Verfügung  ein  Zeitraum  von  zwölf 
Jahren. 

Irish  Land  Commission  v,  Grant  1884,  L.  R.  10  A/>J>.,  Ca,  14,  Real 
Property  Limitation  Act,  1874,  ss.  J,  8  (aber  wenn  das  Geld,  für  welches 
.das  Land  verpfändet  ist,  nur  auf  Gnand  eines  formlosen  Vertrages  ge- 
schuldet wird,  so  erlischt  die  persönliche  Klage  mit  dem  Ablauf  von 
sechs  Jahren);  Barnes  v.  Glenion  [i8gg],  J  Q.  B.  885. 
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c)  im  Falle  eines  Anspruchs  wegen  Verletzung  einer 
Person  (trespass  io  ihe  person)^  tätlichen  Angriffs  oder 
Freiheitsberaubung  ein  Zeitraum  von  vier  Jahren. 

Limitation  Act,  1623,  s.  3. 

d)  im  Falle  einer  Klage  wegen  Verleumdung  mit  Worten, 
die  „per  se*'  zu  einer  Klage  Anlaß  geben  (sfander) 
oder  auf  Geldstrafen  (penaHies),  Schadensersatz  oder 
auf  Summen,  die  durch  Gesetz  der  „verletzten  Partei" 
gewährt  werden,  ein  Zeitraum  von  zwei  Jahren,  außer 
Tvenn   das  Gesetz   abweichende  Vorschriften   enthält 

Limitation  Act,  1623,  s.  3,   Civil  Procedure  Act,  1833,  s.  3, 

e)  im  Falle  eines  Anspruchs  von  Revisoren  (audÜon) 
gegen  die  Armenaufseher  (Poor  Lairir  Guardians)  oder 
Beamte  der  Armenpflege  ein  Zeitraum  von  neun 
Monaten. 

Poor  Law  Amendment  Act,  184g,  ss,  9,  JJ. 

f)  im  Falle  eines  Anspruchs  wegen  einer  Handlung,  die 
in  Ausführung  eines  Parlamentsgesetzes  oder  Aus- 
übung einer  öffentlichen  Befugnis  oder  Macht  vor- 
genommen ist  oder  wegen  der  Vernachlässigung 
einer  entsprechenden  Verpflichtung,  ein  Zeitraum  von 
sechs  Monaten. 

Constaöles  Protection  Act,  lyso,  s.  8;  Public  Authorities  Prötecti&n 
Act,  i8g3f  s,  J  (a).  Anscheinend  ist  durch  das. zuletzt  genannte  Geset2 
s.  170  der  Army  Act  J88i  aufgehoben,  welche  zwölf  Monate  für  die 
Anstellung  einer  Klage  unter  jenem  Gesetz  vorschreibt.  (Oarober,  wu 
unter  einer  ^«Handlung  oder  einer  Unterlassung  in  Verbindung  mit  einer 
Verpflichtung  öffentlicher  Art"  zu  verstehen  ist,  vgl.  Shar^ngton 
V.  Fulham  Guardians  [1904]  2  Ch,  449.) 

g)  Im  Falle  eines  Anspruchs  gegen  den  Thronfolger 
(Hein  Appareni  io  ihe  Crown)  ein  Zeitraum  von  drei 
Kalendermonaten,  nachdem  die  Einzelheiten  des  An- 
spruchs seinem  ersten  Beamten  in  gehöriger  Weise 
mitgeteilt  sind. 

Heir  Apparenfs  Establishment  Act,   1795^  s.  9. 

Die  Spezifikation  muß  innerhalb  zehn  Tagen  nach  dem  Ende  des 
Quartals  eingereicht  werden,  in  dem  der  Anspruch  entstanden  ist  (s.  7) 
und  der  Anspruch  muß  gegen  den  Beamten  und  nicht  gegen  den 
Thronfolger  geltend  gemacht  werden  (s.  9). 

h)  bei  allen  übrigen  Ansprüchen  ein  Zeitraum  von  sechs 
Jahren. 

Limitation  Act,  1623,  s.  3  (2);  4  Anne  (iyo$),  c.  16,  s.  ly;  MerciSHtile 
Law  Amendment  Act,  J856,  s.  9. 
Die    allgemeine   Verjährungsfrist    des    englischen    Rechts    beträgt 
sechs  Jahre.     Die  Ausnahmen  hiervon  sind  unter  No.  i — 7  des  §  15P 
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aufgeführt.     In  einigen  dieser  Fälle  ist  die  Frist  eine  Präklusivfrist,  in 
anderen  Fällen  eine  eigentliche  Verjährungsfrist. 

Zu  a.  £s  ist  nur  natürlich,  daß  Ansprüche  aus  Verträgen,  die  in 
der  feierlichen  Form  der  Urkunde  unter  Siegel  geschlossen  sind,  einer 
längeren  Verjährungsfrist  unterliegen  wie  Ansprüche  aus  formlosen  Ver- 
trägen. Das  Statute  of  Limitation  von  1623  schloß  Ansprüche,  welche 
auf  einer  solchen  Urkunde  beruhten,  ausdrücklich  von  seiner  Wirkung 
aus,  so  daß  diese  überhaupt  nicht  der  Verjährung  unterlagen.  Die 
Verjährung  dieser  Ansprüche  wurde  durch  die  Civil  Procedurc  Act  1833^ 
3^4  Will.  IV.  c.  42  s,  3  eingeführt.     Diese  bestimmt: 

.,  TAat  all  actions  of  debt  for  reut  upon  an  indenturc  of  demise,  all 
actions  of  ccvcnant  or  debt  upon  any  band  or  other  specialty,  and  aU 
actions  of  debt  or  scire  facias  upon  any  recognizance  shall  be  commenced 
and  sued  within  the  time  and  limttation  hereinafter  expressed  and  not  after, 
—  That  is  so  say,  the  said  actions  of  debt  for  rent  upon  an  indenture  of 
demise  or  covenanty  or  debt  upon  any  bond  or  other  specialty^  actions  of 
debt  or  scire  facias  upon  recognizance,  within  ten  years  after  the  end  of 
this  present  session  or  within  twenty  years  after  the  cause  of  such  actions 
or  suits,  but  not  after."^ 

Dieses  Gesetz  wurde  erlassen,  als  noch  das  formelle  englische 
Aktionensystem  bestand.  Damals  unterschied  man  noch  zwischen  der 
action  of  covenant  und  der  action  of  debt.  Dieses  formelle  Aktionen- 
system wurde  jedoch  für  personal  actions  durch  die  Common  Law  Pro- 
cedure  Act  1852  und  für  real  actions  durch  die  Common  Law  Pro- 
cednre  Act  1860  beseitigt,  so  daß  die  Vorschrift  des  Gesetzes  von 
1833  für  alle  Ansprüche  auf  Zahlung  einer  Geldsumme  gilt,  die  sich 
auf  eine  gesiegelte  Urkunde  gründen.  Dies  gilt  insbesondere  auch 
auf  die  Klage  j,for  rcnt  upon  an  i?identure  of  demise^\  Nach  der  Real 
Property  Act^  1845,  8  &*  g  Vict.  s.  3  muß  ein  lease  im  Regelfalle,  um 
gültig  zu  sein,  in  der  Form  einer  Urkunde  unter  Siegel  errichtet  werden. 
Wird  der  Besitz  des  Grundstücks  dem  Mieter  übertragen,  so  gelten 
auch  die  Bedingungen  eines  einfachen,  schriftlichen  Vertrages,  aber 
dieser  wirkt  nur  als  sog.  tenancy  froni  year  to  year.  Ist  über  den  lec^e 
eine  Urkunde  unter  Siegel  errichtet,  so  verjährt  der  Anspruch  auf  die 
Mietzinsen  in  zwanzig  Jahren.  Die  Verjährung  des  Miet-  oder  Pacht- 
zinses beginnt  für  jede  einzelne  Forderung  erst  mit  der  Fälligkeit.  Die 
Verjährung  tritt  also  nur  bei  denjenigen  Mieten  ein,  die  mehr  wie 
zwanzig  Jahre  rückständig  sind.  Der  Ablauf  der  zwanzigjährigen  Frist 
hat  aber  auch  nicht  zur  Folge,  daß  nun  jeder  Anspruch  auf  die  Miet- 
zinsen verjährt  ist,  die  noch  nicht  zwanzig  Jahre  rückständig  sind,  viel- 
mehr verjährt  dieser  Anspruch  nicht,  solange  das  Verhältnis  von  Mieter 
und  Vermieter  besteht. 

Debentures,  die  eine  Gesellschaft  herausgibt,  werden  mit  dem  Siegel 
der  Gesellschaft  versehen.  Sie  sind  daher  gesiegelte  Urkunden  und 
der  daraus  geschuldete  Betrag  ist  eine  specialty  debt.  Die  Klage  auf 
das  Kapital  sowohl  wie  die  Zinsen  verjährt  daher  in  zwanzig  Jahren  und 
nicht  in  sechs  Jahren  (in  re  Cornwall  Slinerals  Rail  Co.  [iSgy]  2  Ch.  ^4). 
Recognizances.  Die  recognizance  ist  ebenfalls  eine  Formalurkunde 
(vgl.  oben  S.  489).    Der  Ausdruck  kommt  vom  lateinischen  recognoscere 

G.  Schirrmcisrer,  Bürgcrl.  Recht  Englands.    I.  4° 
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und  bedeutete  ursprünglich  ein  fonnelles  Anerkenntnis  einer  Schuld  durch 
Scheinprozeß  und  Eintragung  des  Anerkenntnisses  bei  dem  Chamtry- 
Gericht  (vgl.  Pollock  and  Maitland,  History  of  English  Law,  Bd.  II 
S.  203).  Heute  ist  dieses  Verfahren  obsolet  und  man  versteht  jetzt  unter 
recognizance  das  Anerkenntnis  einer  Schuld  gegenüber  einem  Gericbls- 
beamten  in  Höhe  einer  bestimmten  Summe  Geldes,  welches  der  Krone 
verfallen  sein  soll,  wenn  der  Versprechende  eine  bestimmte  Handlung 
vornimmt  oder  unterläßt.  Z.  B.  wird,  bevor  das  Konkursverfahren  er- 
öfifhet  wird,  auf  Antrag  der  Gläubiger  vom  Gericht  ein  receiver  ein- 
gesetzt, der  die  vorläufigen  Maßregeln  zur  Sicherung  der  Gläubiger 
trifft.  Ein  solcher  muß  sich  dem  Gericht  gegenüber  in  der  Form  einer 
recogfiiianci  zur  Zahlung  einer  bestimmten  Summe  verpflichten,  welche 
für  alle  Ansprüche  haftet,  die  gegen  ihn  aus  seiner  Verwaltung  ent- 
stehen. Ein  solcher  receiver  wird  aber  auch,  abgesehen  vom  Falle  des 
Konkurses,  zum  Zwecke  der  Zwangsvollstreckung  in  periodisch  wieder- 
kehrende Einkünfte  bestellt,  namentlich  bei  Einkünften  aus  Grundstücken. 
Seine  Stellung  ähnelt  hier  derjenigen  des  Zwangsverwalters.  Die  Vor- 
schriften für  die  Einsetzung  eines  receiver  und  die  Form,  in  welcher 
er  Sicherheit  zu  leisten  hat,  ergibt  sich  aus  order  SO  rule  15a  und  16 
der  Rules  of  the  Supreme  Court,  Die  Voraussetzungen,  unter  denen 
für  die  Zwangsvollstreckung  ein  recehfer  eingesetzt  werden  kann,  ent- 
hält s.  25  SS.  o  der  Judicature  Act  18^3,  Der  receiver  muß  gewöhnlich 
in  der  recognizatue  etwa  die  doppelte  Summe  der  jährlichen  Einkünfte 
als  Sicherheit  versprechen.  Aus  einer  solchen  Urkunde  kann  ohne 
weiteres  mittels  des  scire  facias  genannten  Verfahrens  vollstreckt  werden. 
Scire  facias  ist  ein  Verfahren,  welches  sich  auf  eine  recognizance  oder 
ein  bereits  ergangenes  Urteil,  eines  Court  of  Rccord  stützt.  Es  gehört 
zu  den  Rechten  der  Krone,  crown  debts,  z.  B.  Steuern  oder  Ansprüche 
aus  den  hier  erwähnten  recognizances  auf  diesem  Wege  zur  Vollstreckung 
zu  bringen.  Das  Verfahren  trägt  seinen  Namen  daher,  weil  an  den 
Schuldner  die  Aufforderung  gerichtet  wird,  er  möge  „kund  und  zu 
wissen  tun"  (scire  facicis),  ob  er  etwa  Gründe  vorbringen  könne,  wes- 
halb der  Anspruch  nicht  zur  Vollstreckung  gebracht  werden  könne 
(vgl.  Archbold,  Practice  14.  Aufl.  S.  1285;  Stephens  Comm.  Bd.  III 
S.  685;  Hatschek,  Engl.  Staatsrecht  Bd.  II  S.  345). 

Die  zwanzigjährige  Verjährungsfrist  bezieht  sich  nur  auf  die  per- 
sönlichen Klagen  aus  der  Urkunde,  nicht  auf  Klagen,  durch  welche  die 
Einrämnung  des  Besitzes  an  Grundstücken  verlangt  wird.  Wenn  z.  B. 
ein  Grundstück  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  verpfändet  ist,  so  kann 
der  Anspruch  auf  Kapital  und  Zinsen  gegen  die  Person  des  Schuldners 
innerhalb  zwanzig  Jahren  geltend  gemacht  werden.  Das  Recht  aber, 
aus  der  Urkunde  gegen  das  Grundstück  vorzugehen,  unterliegt  der 
unter  b)  dieses  Paragraphen   genannten   zwölfjährigen  Verjährungsfrist 

Verjährung  der  Ansprüche  gegen  den  Nachlaß  eines 
Intestatus. 

Die  Beerbung  eines  Intestatus,  die  gesetzliche  Erbfolge,  richtet 
sich,  soweit  sein  bewegliches  Vermögen  (persotml  estate)  in  Frage  kommt, 
nach  dem  Statute  of  Distribution^  auf  welches  im  Erbrecht  näher  ein- 
zugehen sein  wird. 
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Nach  s.  IS  der  Law  of  Properiy  Amendment  Act  von  1860  verjährt 
der  Anspruch  gegen  den  Nachlaß  eines  intestate  seitens  der  erb- 
berechtigten Personen  innerhalb  zwanzig  Jahren.  Die  Vorschrift  lautet: 
;,  That  after  the  tkirty-ftrst  day  of  Decembery  1860,  no  suit  or 
other  proceeding  shall  be  brought  to  reccmer  the  personal  estate  of  any 
person  dying  intestate^  but  within  twenty  years  next  after  a  present  right 
to  receive  the  same  shall  hm^e  accrued  to  some  person  capable  of  grving 
a  discharge  for  or  release  of  the  same^  unless  in  the  meantime  some  part 
of  such  estate  or  share  or  some  interest  in  respect  thereof  shall  have 
been  accounted  for  or  paidj  or  some  acknowledgment  of  the  riglU  theteto 
shall  have  been  given  in  writing  signed  by  the  person  accountable  for 
the  same  or  his  agent  to  the  person  entitled  thereto  or  his  agent\  and  in 
such  case,  no  such  action  or  suit  shall  be  brought  but  withhi  tiventy 
years  after  such  cuccrnnting^  payment,  or  acknowUdgmenty  or  the  IcLst  of 
such  accouniingSy  paymentSy  or  acknowledgmentSy  if  more  than  one  was 
made  or  grven." 

Die  Vorschrift  bezieht  sich  nicht  auf  Schulden  des  Verstorbenen. 
Für  die  Verjährung  dieser  gelten  die  gewöhnlichen  Fristen.  Inwiefern 
durch  den  Tod  einer  Person  der  Lauf  dieser  Fristen  berührt  wird, 
wird  bei  §  165  zu  erörtern  sein. 

Wenn  jemand  ohne  Testament  verstirbt,  so  wird  der  nächste 
Verwandte  (ftext  of  hin)  als  administrator  eingesetzt  (vgl.  I.  Teil  S.  41 
und  332  Anm.  12).  Der  Beginn  der  Verjährungsfrist  gegenüber 
dem  administrator  regelt  sich  ebenso  wie  bei  testamentarischen  An- 
sprüchen gegen  den  executor  (vgl.  S.  763  oben).  Wenn  jemand 
ohne  Hinterlassung  von  Vem-andten  stirbt  und  auch  keine  letzwillige 
Verfügung  errichtet  hat,  so  wird  ein  Beamter  der  Krone  als  ad- 
ministrator eingesetzt.  Ein  unehelich  Geborener  hat  nach  englischem 
Rechte  keine  Verwandten  in  aufsteigender  Linie;  er  ist  filius  nullius. 
Stirbt  er  daher  ohne  eine  Witwe  oder  Kinder  zu  hinterlassen,  so  wird 
als  administrator  ebenfalls  ein  Beamter  der  Krone  eingesetzt.  An- 
sprüche gegen  die  Krone  unterliegen  nicht  den  gewöhnlichen  Ver- 
jährungsvorschriften (vgl.  §  171).  Es  war  daher  eine  besondere  Ge- 
setzesbestimmung notwendig,  welche '  besagte,  daß,  wenn  ein  Beamter 
der  Krone  als  administrator  eines  Nachlasses  eingesetzt  ist,  dann  auch 
die  Ansprüche  gegen  diesen  seitens  der  Erben  der  Verjährung  unter- 
liegen. Das  bestimmt  das  Gesetz  42  6^  48  Vict.  c.  yi  s.  2.  welches 
lautet: 

„  Where  the  administration  of  the  personal  estate  of  any  deceased 
person  is  granted  to  a  nominec  of  her  Majesty  (whether  the  Treasury 
Solicitorj  or  a  person  nominated  by  the  Treasury  Solicitor^  or  any 
other  person),  —  any  action  or  other  proceeding  by  or  against  such 
nominee^  —  for  the  recovery  of  the  personal  estate  of  such  deceased 
person^  or  any  share  thereof ^  —  shall  be  of  the  same  character^  and 
be  brought  instituted  and  carried  on  in  the  same  manner,  and  be  subject 
to  the  same  rules  of  lauf  and  equity  (including  the  rules  of  limitation 
under  the  Statutes  of  Limitation  or  othenvise)y  in  all  respects  as  tf  the 
administration  had  been  granted  to  such  nominee  as  one  of  the  next  of 
kin  of  such  deceased  person,  '^ 
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Zu  b. 
I.  Die  Verjährung  dinglicher  Klagen  gegen  Grundstücke 

Das  Recht  der  Verjährung  der  Ansprilche  auf  Einräumung  de 
Besitzes  an  „/and''  unterliegt  nicht  den  Vorschriften  der  Limitation  Act 
i623j  deren  Vorschriften,  soweit  sie  sich  auf  diese  Ansprüche  bezogen, 
nicht  mehr  in  Kraft  sind.  Maßgebend  hierfür  ist  jetzt  die  üeal  Profcrty 
Limitation  Act  18^4,  sy  är*  38  Vict.  c,  57.  Die  grundl^ende  Vorschrift 
enthält  jetzt  s.  1  des  letzteren  Gesetzes,  welche  lautet: 

„After  the  commencement  of  this  Act^  no  person  shall  makt  an 
entry  or  distress,  or  bring  an  action  or  suit  to  recover  ai^  land  or  renU 
but  within  twelve  years  next  after  the  time  at  which  the  right  to  mak 
such  entry  or  distress  or  to  bring  such  action  or  suit,  shall  have  first 
accrued  to  some  persofi  through  whom  lu  Claims',  or  if  such  right  shall 
not  have  accrued  to  any  person  trough  whom  be  Claims,  theti  within 
twelve  years  ?iext  after  the  time  at  which  the  right  to  make  such  entn 
or  distress,  or  to  bring  such  action  or  suit,  shall  have  first  accrued  U 
the  person  making  or  bringing  t/ic  same.^'^ 

Das  Gesetz  redet  von  dem  Recht  „to  make  an  entry  or  distress" 
und  dem  Recht  „to  bring  an  action^.  Die  beiden  ersten  Rechte  sind 
solche,  die  ohne  gerichtliches  Verfahren  geltend  gemacht  werden  können. 
Sie  sind  Akte  gesetzlich  erlaubter  Selbsthilfe  im  Gegensatz  zu  dem 
Recht  eine  Klage  zu  erheben. 

Entry  ist  das  Recht,  ein  Grundstück  in  Besitz  zu  nehmen, 
wenn  eine  andere  Person,  die  kein  Recht  auf  den  Besitz  des  Landes 
hat,  oder  dieses  Recht  durch  vertragswidriges  Verhalten  verwirkt  hat, 
widerrechtlich  im  Besitz  verbleibt.  Der  Berechtigte  ist  befugt,  „auf 
friedliche  Weise"  das  Land  zu  betreten  und  zu  erklären,  daß  er 
hiermit  von  dem  Lande  wieder  Besitz  ergreife  (vgl.  Stephens  Comm. 
14.  Aufl.  Bd.  III  S  268  und  412).  Aber  damit  ein  solcher  entry  im 
Sinne  der  Verjährungsgesetze  wirksam  ist,  genügt  nach  der  ausdrück- 
lichen Vorschrift  der  Real  Proper ty  Limitation  Act  von  1833  nicht 
das  Betreten  des  Landes  verbunden  mit  einer  bloß  formalen  Er- 
klärung, daß  man  hiermit  von  dem  Lande  Besitz  ergreifen  wolle, 
sondern  es  ist  erforderlich,  daß  derjenige,  der  den  entry  vornimmt, 
auch  tatsächlich  den  Besitz  des  Landes  damit  erlangt,  denn  s.  10 
des  genannten  Gesetzes  bestimmt: 

,.  A'i?  person  shall  be  deefned  to  have  been  in  possession  of  any  land 
within  the  meaning  of  this  Act  merely  by  reason  of  lictving  made  an 
entry  thercon.'' 

Distress  ist  das  Selbstpfändungsrecht,  das  derjenige,  der  von  dem 
Besitzer  des  Grundstückes  eine  „renf'  verlangen  kann,  an  den  beweg- 
lichen Sachen  des  Zahlungspflichtigen,  die  sich  auf  dem  Gmndstück  be- 
finden, wegen  der  rückständigen  Beträge  hat,  ohne  daß  es  eines  Prozeß- 
verfahrens bedarf.  Der  praktisch  wichtigste  Anwendungsfall  ist  das 
Pfandrecht  des  Vermieters  gegenüber  dem  Mieter,  welches  sich  aber, 
wie  sich  aus  dem  Gesagten  ergibt,  von  dem  Pfandrecht  des  Vermieters 
in  unserem  Recht  sehr  wesentlich  dadurch  unterscheidet,  daß  der  Ver-. 
mieter  bei   uns  zwar  der  Entfernung  der  Sachen  aus  dem  Grundstück 
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stets  widersprechen  darf,  aber  nicht  in  der  Lage  ist,  ohne  daß  er  ein 
Urteil  erwirkt  hat,  dem  Mieter,  der  den  Mietzins  schuldig  geblieben, 
aber  nicht  ausgezogen  ist,  wider  dessen  Willen  die  Sachen  aus  der 
Wohnung  wegzunehmen  (vgl.  Staudinger,  Anm.  zu  §  561),  während  nach 
englischem  Recht  der  Vermieter  die  beweglichen  Sachen  ohne  weiteres 
an  sich  nehmen  kann.  Sobald  der  Tag,  an  dem  die  rerU  fällig  ist, 
verstrichen  ist,  ohne  daß  gezahlt  ist,  kann  der  landlord  oder  ein  Ver- 
treter desselben  sich  auf  das  Grundstück  begeben  und  die  beweglichen 
Sachen  des  Schuldners,  z.  B.  das  Vieh,  als  Pfand  in  Besitz  nehmen, 
und  wenn  dann  die  rcnt  innerhalb  fünf  Tagen  nicht  nachträglich  ge- 
zahlt wird,  so  darf  er  die  Sachen  ohne  weiteres  verkaufen.  Das  Nähere 
wird  an  späterer  Stelle  bei  §  178  zu  erörtern  sein. 

An  dritter  Stelle  erwähnt  das  Gesetz  das  Recht  „ä?  bring  an  action  or 
suit  to  rccover  any  land  or  rent^.  Was  zunächst  die  Worte  „action  or  suit^ 
betrifft,  so  wurde  früher  unter  „action''  eine  Klage  vor  den  Common 
Zaa/-Gerichten  und  unter  „i»//"  die  Klage  vor  den  Ä^////y-Gerichten 
auf  specific  Performance  usw.  verstanden.  Aber  nach  s.  lOO  der  Judi- 
cature  Act  von  1873  werden  jetzt  alle  Klagen  vor  dem  High  Court 
actions  genannt  (vgl.  dazu  order  /,  rule  I  der  Rules  of  the  Supreme  Court), 
Die  action  to  reccver  land  unterscheidet  sich  wesentlich  von  den 
anderen  Klagen  des  common  law  dadurch,  daß  sie  nicht  auf  Geldersatz 
geht,  sondern  auf  die  Wiedereinräumung  des  Besitzes.  Sie  wird  daher 
heute  noch  mit  dem  alten  Namen  „action  of  ejectment"^  bezeichnet. 
Auf  die  geschichtliche  Entwicklung  wird  im  Sachenrecht  zurückzukommen 
sein.  Im  Falle  Grant  v,  Ellis  g  M.&*W.  113  gibt  das  Gericht  eine 
Definition  des  Ausdrucks  recover  im  Sinne  der  s.  2  der  Real  Property 
Limitation  Act  von  1833  (jetzt  j.  /  der  Real  Property  Limitation  Act 
von  1874),     Dort  heißt  es: 

^NoWy  so  far  as  relates  to  landj  the  word  „recover'^y  in  this 
passagc^  clearly  meatis  the  same  thing  as  „obtain  possession  or  sei  sin  <?/"". 
7'he  clause  assumes  one  party  to  be  in  wrongfrd  seisin  or  possession  of 
land  to  which  another  has  the  rightj  and  then  limits  the  time  within 
which  the  right  must  be  asser ted.^^ 

Das  Recht,  mit  den  vorgenannten  Mitteln  einen  Anspruch  gegen 
„land  or  rent^  zu  ve^\^'irklichen,  unterliegt  der  Verjährung.  Wir  haben 
daher  weiter  zu  fragen,  was  das  Gesetz  unter  „land'''  und  „rent'  ver- 
steht. Die  Bedeutung  des  Ausdrucks  „land''  ist  vun  Schirrmeister 
schon  im  I.  Teil  auf  S.  204  ff.  erörtert  worden.  Aber  ebenso  wie 
andere  Gesetze  (vgl.  I.  Teil  S.  211),  enthält  auch  die  Real  Property 
Limitation  Act  von  1833  ^^  S-  ^  ^^^^  Legaldefinitiuu  des  Wortes  ,Ja/id''. 
Dort  heißt  es: 

„The  Word  land  shall  extend  to  manors,  messuages  and  all  other 
corporeal  hereditaments  whatsoever,  and  also  to  Hthcs  {other  than  tithes 
beianging  to  a  Spiritual  or  eleemosymiry  corporation  sole),  and  also  to 
any  share,  estate  or  interest  in  them^  or  any  of  thcm,  whether  the  same 
shall  be  a  freehold  or  chattet  interest^  and  ivhcther  frcehold  or  copyhold, 
or  held  according  to  any  other  tenure.'^ 

Nach  dieser  Definition  umfaßt  der  Ausdruck  „land''  jegliche  Art 
von  dinglichen  Rechten  an  Grundstücken,  soweit  sie  auf  den  Besitz  des 
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Grundstücks  selbst  und  nicht  etwa  nur  auf  den  Erwerb  eines  Pfand- 
rechts an  dem  Grundstück  oder  gewisser  Einkünfte,  für  welche  das 
Grundstück  haften  soll,  gehen.  Über  die  Bedeutung  des  Ausdrucks 
,^fnanor^  vgl.  I.  Teil  S.  92.  Man  kann  ^^manot^'  vielleicht  mit  AUodial* 
besitz  im  Gegensatz  zu  Lehngut  übersetzen,  aber  man  muÄ  sich  vor 
Augen  halten,  daß  manor  weniger  das  Land  bedeutet,  als  vielmehr  die 
Summe  der  Rechte,  welche  dem  Inhaber  des  AUodialbesitzes  gegen  den 
Inhaber  der  Lehngüter  zustehen.  Ein  manar  setzt  voraus,  daß  freekold 
tenants  Holding  of  the  lord  vorhanden  sind,  andererseits  muß  das  fra- 
hold  an  einem  Teil  des  Landes  dem  Lehnsherrn  noch  zustehen.  Fällt 
die  erste  dieser  beiden  Voraussetzungen  weg,  so  ist  nur  noch  ein 
reputed  manor  vorhanden.  Fällt  die  zweite  jveg,  so  hört  das  manor 
auf  und  es  bleibt  nur  noch  eine  seignory.  Ober  die  Bedeutung  des 
Ausdrucks  yjmessuages"^  vgl.  I.  Teil  S.  212  Anm.  i,  über  corportal  heredi- 
taments  im  Gegensatz  zu  incorporeal  hereditaments  vgl.  oben  L  Teil 
S.  162  ff.,  über  die  Bedeutung  des  Ausdrucks  j^tith^^  vgl.  I.  Teil  S.  153, 
wobei  jedoch  zu  bemerken  ist,  daß  die  Zehntrechte  zugunsten  der 
Kirche  oder  wohltätiger  Stiftungen  (eleemosynary  corporations  vgl.  I.  Teil 
S.  43),  nicht  unter  die  Vorschrift  des  s.  i  der  Real  Property  Limitation 
Act  von  1833  fallen  sollen.  Auf  diese  werden  wir  bei  §  169  unten 
zurückkommen. 

Aus  den  weiteren  Worten  des  Gesetzes  ergibt  sich,  daß  die  Vor- 
schriften desselben  sowohl  auf  legal  wie  auf  equitable  estatcs  Anwendung 
finden.  Für  leases  gelten  besondere  Vorschriften,  auf  welche  bei  §  168 
zurückzukommen  sein  wird. 

Aber  nicht  nur  das  Recht  auf  die  Wiedererlangung  von  Jand^, 
sondern  auch  das  Recht  auf  „r«i/**  unterliegt  der  s.  i  der  Real  Pro- 
perty Limitation  Act  von  1874.  Auch  für  diesen  Ausdruck  enthält  s.  1 
der  Real  Property  Limitation  Act  von  1833  eine  L^^aldifinitation : 

y^The  Word  y^rent^^  shall  extend  to  all  heriots^  and  to  all  sen'ica 
and  suits  for  which  a  distress  may  be  made,  and  to  all  annuities  and 
periodical  sums  of  money  charged  upon  or  payable  out  of  any  la'nd  (ex- 
cept  moduscs  or  compositions  belongifig  to  a  Spiritual  or  eleemosynary 
Corporation  sole).^^ 

Wenn  wir  von  der  Legaldefinitation  dieses  Gesetzes  absehen,  so 
hat  der  Ausdruck  y,rent^*^  im  englischen  Recht  zwei  ganz  verschiedene 
Bedeutungen.  Einmal  ist  darunter  eine  dingliche  Belastung  des  Grund- 
stücks zu  verstehen,  ein  Anspruch  auf  eine  wiederkehrende  Leistung 
aus  dem  Grundstück,  also  eine  Reallast.  Andererseits  versteht  man 
unter  „r^///^*  den  Miet-  oder  Pachtzins,  den  der  Mieter  dem  Eigen- 
tümer oder  Vermieter  für  die  Benutzung  des  Grundstücks  zu  ent- 
richten hat. 

Die  y.rent^'  der  ersteren  Art  ist  ein  incorporeal  hereditament  (vgl 
I.  Teil  S.  92);  sie  ist  ein  dingliches  Recht. 

Sie  braucht  nicht  notwendig  in  einer  Geldleistung  zu  bestehen. 
Auch  ist  nicht  immer  gerade  die  Person,  die  ein  Recht  auf  den  gegen- 
wärtigen Besitz  des  Landes  hat,  zur  Zahlung  der  „rent^'  verpflichtcL 
Auch  derjenige,  der  nur  eine  Anwartschaft  auf  den  Besitz,  einen  estaste  in 
expectancy  hat,  kann  zur  Zahlung  einer  rent  verpflichtet  sein,  indem  diese 
Anwartschaft  als  ein  selbständiges  dingliches  Recht  auf  den  (zukünftigen) 
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Besitz  des  Grundstückes  aufgefaßt  wird,  welches  seinerseits  wiederum 
mit  einer  rent  belastet  werden  kann.  Man  teilt  die  verschiedenen 
Arten  von  rent  ein  in  rmt  service^  rent  Charge  und  rent  seck,  Rent  Ser- 
vice setzt  stets  das  Bestehen  eines  Lehnsverhähnisses  voraus,  d.  h.  sie 
kann  nur  zugunsten  eines  Lehnsherrn  vorkommen,  wenn  jemand  das 
Land  unter  einem  lanalord  besitzt.  Rent  charge  dagegen  liegt  vor, 
wenn  das  Verhältnis  von  Lehnsherrn  und  Lehnsmann  (landlord  and 
tenant)  nicht  besteht.  Nach  dem  Erlaß  des  Statute  Quia  Emptores  war 
es  nicht  mehr  möglich,  gleichzeitig  mit  der  Weggabe  eines  estate  in 
fee  simple  einen  rent  service  zu  schaffen,  denn  nach  diesem  Gesetz 
durfte  keine  Person  einen  freehold  estate  in  fee  simple  in  der  Weise 
gewähren,  daß  er  Lehnsherr  blieb,  so  daß  ihn  der  Erwerber,  obwohl 
er  ein  im  übrigen  unbeschränktes  vererbliches  Recht  an  dem  Grund- 
stück erwarb,  doch  als  Lehnsherrn  anerkennen  mußte,  dem  er  Lehn- 
dienste und  Lehnstreue  schuldete  (Verbot  der  subinfeudation). 

Wenn  daher  jemand  sein  Land  auf  einen  andern  in  fee  simple 
überträgt,  so  bleibt  ihm  kein  Recht  an  dem  Grundstück,  welches  als 
ein  Rest  seines  Eigentums  angesehen  werden  kann  und  wenn  er  sich 
dann  für  sich  und  seine  Erben  ein  Recht  auf  eine  wiederkehrende 
Leistung  aus  dem  Grundstück  vorbehält,  so  liegt  eine  rent  charge 
vor.  Hier  ist  das  Recht  auf  rent  ein  jus  in  re  aliena,  während  reni 
Service  einen  Ausfluß  des  Eigentums  des  landlord  an  dem  Lande  bildet. 

Wegen  eines  rent  service  hat  der  landlord  das  Recht,  auf  distress. 
Wegen  einer  rent  charge  hat  der  Berechtigte  nicht  das  Recht  auf 
distress,  da  er  zu  dem  Inhaber  des  Grundstücks  nicht  im  Verhältnis 
des  landlord  steht.  Er  hat  dieses  Recht  nur  dann,  wenn  es  ihm  in  der 
Urkunde,  durch  welche  die  rent  charge  geschaffen  wird,  eingeräumt  ist, 
was  aber  meistens  geschieht.  Wenn  jemand  ohne  einen  estate  an  dem 
Grundstück  zu  veräußern  einem  anderen  ein  vererbliches  Recht  auf  rent 
bestellt  mit  der  Befugnis,  im  Falle  der  Nichtzahlung  im  Wege  des  distress 
seine  Befriedigung  zu  suchen,  so  redet  man  ebenfalls  von  rent  charge. 
Rent  seck  endlich  liegt  vor,  wenn  jemand  ein  Recht  auf  rent  an  einem 
Grundstück  hat,  wegen  dessen  ihm  ein  Recht  auf  distress  nicht  zusteht, 
weil  er  weder  landlord  des  Besitzers  des  Grundstücks  ist,  noch  bei  der 
Bestellung  der  rent  ihm  ein  Recht  auf  distress  eingeräumt  ist.  Der 
Unterschied  zwischen  diesen  3  Arten  von  rent  ist  aber  seit  der  Land- 
lord- and  Tenant- Act  von  1730  (vgl.  jetzt  auch  die  Com^eyancing-  and  Law 
of  Propert-Act  von  1881  s.  44) y  soweit  die  Vollstreckung  in  Frage  kommt, 
kaum  noch  von  praktischer  Bedeutung,  da  nach  den  Vorschriften  der 
genannten  Gesetze  bei  jeder  Art  von  rent  distress  zulässig  ist 

Die  rent,  welche  ein  freeholder  oder  copy holder  (im  Gegensatz  zum 
leaseholder)  zahlt,  wird  auch  ^rent  of  assize''  genannt.  Man  nennt  sie 
auch  y^quit  rent",  weil  dadurch  der  Inhaber  des  Grundstücks  aller 
sonstigen  Dienste  und  Leistungen  quitt  wird. 

Rack  rent  ist  eine  Rente,  welche  sich  nach  dem  Nutzungswerte 
des  Grundstücks  richtet  und  welclie  diesem  Werte  gleichkommt  oder 
mindestens  nahekommt.  Diejenigen  rents,  die  selbständige  dingliche 
Rechte  von  unbeschränkter  Dauer  sind,  und  die  nicht,  wie  die  rent  auf 
Grund  eines  leascy  mit  diesem  enden,  nennt  man  auch  rents  of  inheritance. 
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Nachdem  wir  so  den  Begriff  rent  im  allgemeinen,  sowie  die  ver- 
schiedenen rmts  definiert  haben,  wenden  wir  uns  nun  der  Frage  zii, 
welche  Bedeutung  der  Ausdruck  „rent^  in  s.  i  der  Real  Property  Limi- 
tation Act  von  1833  haben  soll.  Danach  erstreckt  sich  der  Begriff"  auch 
auf  heriots.  Heriot  bedeutet  allgemein  gesprochen  eine  Abgabe,  die  an 
den  landlqrd  beim  Besitzwechsel  des  Grundstücks  zu  zahlen  ist  und  die 
nicht  in  Geld  besteht.    Man  unterscheidet  3  Arten  von  heriots, 

/.  Heriot  Service^ 

2,  Suit  heriotj 

3.  Heriot  custom. 

Es  gibt  heriotSy  die  beim  Tode  des  tetiant  oder  bei  einer  Veräuße- 
rung unter  Lebenden  von  demselben  zahlbar  sind,  und  auch  solche, 
die  nur  bei  einer  Veräußerung  zahlbar  sind.  Heriot  service  beruht  auf 
einer  Vereinbarung  zwischen  dem  landlord  und  demjenigen,  dem  er 
einen  estate  verleiht,  bei  der  Verleihung  dieses  estate:  heriot  custom  da- 
gegen beruht  nicht  auf  einer  Vereinbarung,  sondern  auf  dem  Gewohn- 
heitsrecht des  betreffenden  Distrikts: 

„Heriot  service  is  founded  on  reservation  or  grant^  heriot  custom  ist 
founded  on  the  custom  of  the  particular  matwr". 

Richter  Lopes  im  Falle  Western  v.  Bailey  [iSgy]  I  Q,  B,  86.  Heriot 
custom  kommt  namentlich  bei  copyhold  estates  vor. 

Suit  heriot  endlich  ist  eine  Unterart  des  heriot  service  und  kommt 
namentlich  bei  leases  vor. 

Wenn  nun  auch  s.  i  der  Real  Property  Limitation  Act  von  l8^ 
ausdrücklich  bestimmt,  daß  das  Wort  „rent"^  sich  auch  auf  heriots  be- 
ziehen soll,  so  haben  dennoch  die  Gerichte  mehrfach  entschieden^),  daß 
das  Wort  „rent'  heriots  nicht  umfaßt,  so  daß  es  zweifelhaft  ist,  ob 
heriots,  die  zu  ganz  verschiedenen  und  oft  weit  auseinanderliegenden 
Terminen  fällig  werden,  überhaupt  von  der  Real  Property  Limitation 
Act  getroffen  werden. 

Weiter  umfaßt  das  Wort  „rent'  nach  s.  i  der  Real  Property  Limi- 
tation  Act  von  1833  „all  Services  and  suits  for  wich  a  distress  may  be 
made''.  Diese  Worte  werden  nach  dem  Vorhergesagten  leicht  verständ- 
lich sein,  denn  mit  einem  rent  sennce  und  einer  rent  charge  war  schon 
nach  common  law  das  Recht  auf  distress  verbunden,  und  für  eine  rent 
seck  ist  es  nach  dem  oben  erwähnten  Gesetz  jetzt  ebenfalls  zulässig. 
Nach  diesen  Worten  des  Gesetzes  würde  auch  eine  retit  im  Sinne  von 
Pachtzins  aus  einem  lease  unter  die  Legaldefinitation  fallen,  da  ja  wegen 
des  fcllligen  Pacht-  oder  Mietzinses  stets  mit  distress  vorg^angen  werden 
kann.  Aber  gerade  in  diesem  Punkte  hat  die  Legaldefinitation  der 
s.  I  der  Real  Property  Limitation  Act  von  1833  durch  die  Judikatur 
eine  wichtige  Einschränkung  erfahren,  denn,  wie  im  Falle  Gratit  v.  Ellis 
g  M  &^  W 113  festgestellt  wurde,  bezieht  sich  s.  i  nicht  auf  eine 
rent  im  Sinne  von  Mietzins. 


1)  Vgl.  Owen  V,  De  Beauvoir  16  M.  d  W.  547  bei  Smith  Leading  Cascs  II, 

s.  714,  718. 
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Annuities  charged  upon  or  payable  out  of  any  land. 

Coke  Upon  Littleton  144b  definiert  annuity  wie  folgt: 

„An  annuity  is  a  yearly  paymmt  of  a  certctin  mm  of  money  granted 
to  atiother  in  fee^  for  live  or  years  charging  the  person  only^K 

Der  zum  Bezug  einer  annuity  Berechtigte  hat  daher  an  sich  nur 
einen  persönlichen  Anspruch  gegen  den  grantee,  jedoch  kann  sie  durch 
ausdrückliche  Vereinbarung  auch  als  Last  einem  Grundstück  auferlegt 
werden,  so  daß  außer  der  Person  auch  das  Grundstück  haftet.  Ein 
Beispiel  für  den  Begriff  der  annuities  bilden  die  Fälle  Payne  v,  Esdail 
J3  APP-  Cos.  613  und  Skene  v,  .Cook  [igol]  2  K.  B,  y  und  [ig02] 
I  K.  B.  682.  S.  l  der  Real  Property  Limitation  Act  von  l8g4  gilt  nur 
für  annuities  charged  upon  land  und  für  den  Anspruch  auf  Befriedigung 
aus  dem  Grundstück.  Ist  die  annuity  nicht  ^.charged  upon  land^\  so 
unterliegt  sie  der  gewöhnlichen  Verjährungsfrist  von  6  Jahren,  ist  sie 
durch  Testament  vermacht,  so  unterliegt  sie  den  Verjährungsfristen  für 
legaciesy  ist  sie  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  versprochen,  so  unter- 
liegt sie  der  zwanzigjährigen  Verjährung.  Für  die  Verjährung  des  per- 
sönlichen Anspruchs  bei  annuities  charged  on  land  gilt  nach  s.  8  der 
Real  Property  Limitation  Act  von  1874  ebenfalls  die  zwölfjährige  Frist. 

Femer  fällt  unter  die  Legaldefinitation  für  rent  in  s.  i  der  Real 
Property  Limitation  Act  von  1833  die  Verpflichtung  zu  anderen  periodisch 
wiederkehrenden  Geldleistungen,  soweit  für  diese  Leistungen  ein  Grund- 
stück haftet.  Nicht  unter  den  Begriff  rent  im  Sinne  dieser  Vorschrift 
fallen  dagegen  moduses  oder  compositions,  die  einer  geistlichen  oder  wohl- 
tätigen Corporation  sole  gehören.  Der  dem  englischen  Recht  eigentüm- 
liche Begriff  der  corporation  sole  ist  bereits  im  I.  Teile  S.  59  ff.  erörtert 
worden.  Moduses  sind  teilweise  Befreiungen  vom  Zehntrecht,  die  nicht 
auf  ausdrücklicher  Vereinbarung,  sondern  auf  altem  Gebrauch  beruhen, 
z.  B.  die  Zahlung  einer  festen  Summe  für  jeden  acre  Land.  Unter 
composiiions  (real  compositions)  sind  Vereinbarungen  zur  Ablösung  des 
Zehntrechts  einer  Pfarrei  (spiritual  corporation  sole)  oder  einer  wohl- 
tätigen Stiftung,  z.  B.  eines  Hospitals  (eleemosynary  corporation  sole)  zu 
verstehen,  indem  zur  Ablösung  die  Überlassung  eines  Stückes  Land 
oder  eine  bestimmte  Leistung,  die  nicht,  wie  das  Zehntrecht,  vom  Jahres- 
ertrage  abhängig  war,  vereinbart  wurde. 

Soweit  die  Zehntrechte  nicht  durch  eine  solche  Vereinbarung  in  eine 
feste  Geldleistung  umgewandelt  worden  sind,  sind  sie  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung durch  die  verschiedenen  Tithe  Acts,  die  in  den  Jahren  1836 — 1891 
erlassen  wurden,  abgelöst  und  in  Renten  verwandelt  worden.  Diese  Be- 
lastung des  Grundstücks  mit  einer  solchen  gesetzlichen  Ablösungs- 
rente  (tithe  rent)  an  Stelle  des  alten  Zehntrechts  nennt  man  tithe  rent  charge. 

Nachdem  wir  die  Begriffe  land  und  rent  im  Sinne  der  Vorschrift 
der  Real  Property  Limitation  Act  erörtert  haben,  wenden  wir  uns  nun- 
mehr der  Frage  zu,  welche  Voraussetzungen  gegeben  sein  müssen,  da- 
mit die  Verjährung  der  Ansprüche  auf  Wieder einrilumung  des  Besitzes 
an  land  oder  auf  Zahlung  von  rent  zu  laufen  beginnt. 

/.  land. 
Nach  s.  I    der  Real  Property  Limitation   Act  von   1833  (jetzt  s.  i 
der  Real  Property  Limitation  Act  von  18^4)  ist  die  Verjährung   vollendet 
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12  Jahre,  nachdem  das  Recht,  eine  Klage  zu  erheben,  zuerst  entstand. 
Das  Recht,  eine  Klage  zu  erheben,  entsteht  aber  erst  dann,  wenn  der 
Kläger  ein  Recht  auf  den  Besitz  hat  und  ein  Nichtberechtigter  tat- 
sächlich im  Besitz  ist.  Dieser  Nichtberechtigte  wird  advcrte 
possessofy  sein  Besitz  adverse  possession  genannt 

Vor  dem  Inkrafttreten  der  Real  Property  Limitation  Act  1833  hatte 
der  Ausdruck  adverse  possession  eine  ganz  andere  Bedeutung  wie  unter  der 
Herrschaft  dieses  Gesetzes,  und  es  war  eine  der  umstrittensten  Fragen 
des  englischen  Rechts,  was  unter  adverse  possession  zu  verstehen  sei 
Adverse  possession  lag  nur  in  bestimmten  Fällen  vor,  nämlich  bei  disseisin, 
wenn  jemand  eine  im  Besitz  des  Grundstücks  befindliche  Person  des 
Besitzes  entsetzte;  bei  abafementy  wenn  jemand  beim  Tode  einer  Person 
anstatt  des  berechtigten  intestate  oder  Testamentserben  den  Besitz  ergriff; 
bei  inirusioHy  wenn  jemand  beim  Tode  eines  tenant  for  life  anstatt  des 
r eversioner  oder  retnainderman  das  Grundstück  in  Besitz  nahm;  bei  dis- 
continuance  wenn  der  tenant  in  tail  durch  eine  widerrechtliche  conveyanci 
den  Besitz  des  Grundstücks  auf  einen  anderen  übertrug  (d.  h.  ohne  sich 
eines  der  beiden  fine  oder  recovery  genannten  Scheinprozesse  zu  be- 
dienen, welche  allein  es  ermöglichten,  einen  estate  tail  rechtsgültig 
in  der  Weise  zu  übertragen,  daß  dadurch  die  Rechte  der  Anerben 
ausgeschlossen  wurden,  vgl.  oben  Seite  573,  so  daß  mangels  Beob- 
achtung der  Form  der  Erwerber  diesen  g^enüber  ziun  Besitz  nicht 
berechtigt  war)  oder  schließlich  bei  deforcemmt,  welches  jede  wider- 
rechtliche Vorenthaltung  des  Besitzes  gegenüber  dem  Berechtigten  be- 
deutet. Maßgebend  für  das  Vorliegen  einer  advetse  possession  scheint 
damals  der  Umstand  gewesen  zu  sein,  ob  der  Besitz  sich  mit  dem 
Rechtstitel  des  eigentlich  Berechtigten  vertrug  oder  nicht  Wenn  z.  B. 
der  Besitzer  sich  den  Anordnungen  des  wahren  Berechtigten  fögte  und 
dadurch  zu  erkennen  gab,  daß  er  diesen  als  Berechtigten  anerkannte, 
so  war  sein  Besitz  von  diesem  Augenblick  nicht  mehr  adoerse  und  die 
Verjährung  lief  nicht  weiter.  Auf  eine  ausführlichere  Darstellung,  die 
nur  noch  historisches  Interesse  hat,  muß  hier  verzichtet  werden.  Es 
wird  hierfür  auf  Smith  Leading  Cases  Bd.  11  S.  651  ff.  verwiesen,  wo 
ausgeführt  wird, 

„daß  zurzeit  des  Inkrafttretens  der  Real  Property  Limitation  Act 
von  1833  die  Frage,  ob  ein  Besitz  „adverse^'  war  oder  nicht,  danach 
zu  entscheiden  war,  ob  die  Umstände,  unter  denen  dieser  Besitz 
ausgeübt  wurde,  genügten,  um  seine  Unvereinbarkeit  mit  einem  Recht 
des  Klägers  darzulun". 

Nach  dem  Gesetz  von  1833  ist  zum  Vorliegen  von  adverse  possession 
nur  noch  erforderlich,  daß  ein  Nichtberechtigter  sich  während  des 
Laufes  der  Verjährungsfrist  im  Besitz  des  Grundstücks  befindet: 

„  T/iere  must  bec  both  absence  of  possession  by  the  person  who  hos 
the  rightj  and  actual  possession  by  anotJufy  welker  adverse  or  not 
(im  Sinne  der  alten  Lehre)  to  bring  the  case  within  the  statuta.  (Smith 
V.  Lloydy  g  Exch.  562.) 

Auch  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  genügt  es  also  nicht, 
daß  der  Berechtigte  nicht  im  Besitz  ist,  sondern  es  muß  auch  ein  Un- 
berechtigter das  Grundstück  in  Besitz  genommen  haben. 
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In  dem  zitierten  Falle  Obertrug  der  Eigentümer  des  Landes  die 
Oberfläche  desselben,  behielt  sich  aber  das  Recht  auf  die  Mineralien 
vor,  sowie  das  Recht,  das  Land  zu  betreten,  um  dieses  abzubauen«). 
Nach  mehr  als  40  Jahren  übertrug  er  die  Befugnis  zur  Ausübung  dieser 
Rechte  auf  einen  Dritten.  Es  wurde  entschieden,  daß  die  bloße  Nicht- 
ausübung des  Rechts  den  Anspruch  des  Veräußerers  nicht  ausschloß, 
da  niemand  die  Mineralien  abgebaut  oder  von  ihnen  Besitz  er- 
griffen hatte. 

Adverse  possession  im  Sinne  des  Gesetzes  von  1833  kann  entweder 
entstehen  durch  dispossession,  d.  h.  wenn  jemand  den  Berechtigten 
des  Besitzes  entsetzt  oder  wenn  der  Berechtigte  den  Besitz  freiwillig 
aufgibt  und  später  ein  anderer  den  Besitz  ergreift,  oder  wenn  der  Be- 
rechtigte durch  Erb  fall  oder  sonstigen  Anfall  (ra^ersion^  remainder)  be- 
rechtigt wird,  ein  Grundstück  in  Besitz  zu  nehmen,  den  Besitz  aber 
z.  B.  aus  Unkenntnis  über  den  Anfall  des  Rechts  nicht  antritt  und  ein 
anderer  Nichtberechtigter  im  Besitz  bleibt  oder  den  Besitz  der  Sache 
ergreift. 

Wenn  jemand  auf  Grund  eines  gültigen  Rechtstitels  besitzt,  so 
liegt  keine  adverse  possession  vor.  Z.  B.  jemand  besitzt  auf  Grund  eines 
lease,  der  100  Jahre  läuft;  er  ist  dann  kein  adverse  possessior,  er  wird 
es  auch  nicht  dadurch,  daß  er  es  unterläßt,  den  Mietzins  zu  zahlen, 
wohl  aber,  wenn  er  nach  Ablauf  des  Mietvertrages  im  Besitz  des 
Grundstücks  verbleibt  und  auch  keine  Miete  mehr  zahlt  —  denn  so- 
lange er  sie  zahlt,  erkennt  er  den  Titel  des  Vermieters  dadurch  an, 
auch  wenn  der  Vertrag  abgelaufen  ist.  (Archbold  v,  Sculfyy  1861, 
g  H.  Z.  C.  360.) 

Es  ist  nicht  erforderlich,  daß  jemand  weiß,  daß  er  adverse  possessor, 
d.  h.  nicht  berechtigt  ist,  das  Grundstück  zu  besitzen.  Ist  z.  B.  die 
Verleihung  des  es  täte  for  life  aus  irgend  einem  Grunde,  der  den  Par- 
teien nicht  bekannt  ist,  ungültig,  so  ist  der  Inhaber  des  scheinbaren 
estate  for  life,  sobald  er  den  Besitz  des  Grundstücks  erlangt  hat,  adi'erse 
pQssessor,  ebenso,  wenn  jemand  auf  Grund  eines  Testaments  den  Besitz 
des  Grundstücks  antritt  und  es  sich  nachträglich  herausstellt,  daß  das 
Testament  ungültig  ist. 

Beginn  der  adverse  possession  nach  dem  Gesetze  v.   1833. 

Die  maßgebenden  Bestimmungen  darüber,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen die  Verjährung  zu  laufen  beginnt,  enthält  s.  3  der  Real  Pro* 
ferty  Limitation  Act  von  1833. 

Dieser  Paragraph  unterscheidet  4  Fälle. 

1.  Eine  Person  war  im  Besitze  des  Landes  und  hat  den  Besitz 
aufgegeben. 

2.  Jemand  erwirbt  durch  den  Tod  einer  Person,  die  als  letzte 
ein  Recht  auf  den  Besitz  des  Grundstücks  hatte,  einen  Anspruch  auf 
den  Besitz  des  Grundstücks. 


•)  Nach  engllscbem  Recht  gehört  dem  Eigentümer  nicht  nur  die  Oberfläche 
des  Bodens,  sondern  auch  das  Erdinnere  bis  zum  Mittelpunkt  der  Erde  sowie 
der  Luftraum  über  dem  Grundstück. 
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3.  Jemand  erwirbt  durch  einen  Vertrag  mit  dinglicher  Wirkung 
einen  Anspruch  auf  den  Besitz  eines  Grundstücks. 

In  diesen  drei  Fällen  ging  der  Anspruch  des  Berechtigten  auf  die 
sofortige  Inbesitznahme  des  Grundstücks,  er  hatte  einen  es/aU  inposscssiotL 

4.  In  dem  vierten  Falle  dagegen  handelt  es  sich  um  die  Frage, 
wann  die  Verjährung  des  Anspruchs  zu  laufen  beginnt,  wenn  jemand 
nur  einen  estate  in  expectancy  (reversion  or  remainder)  hat,  dieser  Fall 
wird  bei  §  166  zu  erörtern  sein. 

Zu  I.  Für  den  Fall,  daß  der  Berechtigte  des  Besitzes  entsetzt 
ist,  bestimmt  das  Gesetz  das  Folgende: 

When  the  person  daiming  such  land  or  rent,  or  sotne  person  throu^h 
whoni  he  Claims  shally  in  respect  of  the  estate  or  interest  claimed,  hm 
been  in  possession,  or  in  receipt  of  the  profits  of  such  landj  or  in  rccapt 
of  such  renty  and  shallj  white  entitled  theretOj  have  been  dispossessed^ 
or  have  discontinued  such pos Session  or  receipt j  theH  such  right  shaük 
deenied  to  have  first  accrued  at  the  time  of  such  dispossession  or  disconti- 
nuance  of  possession,  or  at  the  last  time  at  which  any  such  profits  or  unt 
were  or  was  so  received. 

Danach  soll  die  Verjährung  des  Anspruchs  auf  land  von  dem  Zeit- 
punkte an  beginnen,  wo  der  Berechtigte  den  Besitz  verloren  hat 
Der  Bezug  der  profits  of  the  land  oder  des  Mietzinses  wird  dem  Besitz 
gleichgeachtet,  d.  h.  wenn  jemand  unberechtigterweise  von  einem 
Mieter  die  rent  empfängt,  so  ist  er  ebensowohl  adverse  possessor,  wie 
wenn  er  selbst  im  Besitz  des  Grundstücks  wäre.  Jedoch  bestehen  für 
diesen  Fall  Sondervorschriften,  auf  welche  bei  §  168  zurückzukommen 
sein  wird.  Jedenfalls  beziehen  sich  die  letzten  Worte  j^or  at  the  last 
time  at  which  any  such  profits  or  rent  were  or  was  so  received^,  wie  das 
ebengesagte  ergibt,  nicht  auf  die  Verjährung  des  Anspruchs  auf  land 
durch  Nichtzahlung  des  Mietzinses  (rent)y  da  hier  nicht  das  bloße 
Unterlassen  der  Zahlung  an  den  Berechtigten,  sondern  die  Vornahme 
der  Zahlung  an  einen  Nichtberechtigten  für  den  Beginn  der  Ver- 
jährung des  Titels  des  Berechtigten  gegenüber  dem  letzteren  maß- 
gebend ist.  Diese  Worte  des  Gesetzes  beziehen  sich  auf  die  Verjährung 
einer  rent  of  inheritance. 

Zu  2.  Wenn  jemand  ein  Recht  auf  den  Besitz  eines  Grundstüdcs 
er^t  dadurch  erwirbt,  daß  die  Person  die  bisher  berechtigterv-eise  den 
Besitz  des  Grundstücks  inne  hatte,  stirbt,  so  bestimmt  das  Gesetz  über 
den  Beginn  der  Verjährungsfrist  das  Folgende: 

\Vhen  the  person  daiming  such  land  or  rent  shall  claim  the  tstatt 
or  interest  of  some  deceased  person  wßw  shall  have  continued  in  such 
possession  or  receipt  in  respect  of  the  same  estate  or  interest  until  the 
time  of  his  death,  and  shall  have  been  the  last  person  entitled 
to  such  estate  or  interest  who  shall  have  been  i?i  such  possession  or 
receipt,  then  such  right  shall  be  deetned  to  have  first  accrued  at  the  time 
of  such  death. 

Während  der  erste  Teil  der  s.  3  den  Fall  im  Auge  hat,  daß  der 
Berechtigte  den  Besitz  des  Grundstücks  verliert  und  ein  Nichtberech- 
tigter den  Besitz  desselben  ergreift,  wird  hier  für  den  Fall  eme  Be- 
stimmung getroffen,  daß  der  zum  Besitz  Berechtigte  im  Besitz  stirbt. 
Ergreift  dann   ein  Berechtigter  den  Besitz,   so   beginnt  die  Verjährung 
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nicht  gegen  die  andern  Berechtigten  zu  laufen,  z.  B.  wenn  bei  einer 
tenancy  in  tail  der  älteste  Sohn  den  Besitz  erlangt,  so  läuft  natürlich 
keine  Verjährung  gegen  den  Enkel,  wenn  aber  kein  ältester  Sohn  vor- 
handen ist,  sondern  nur  Töchter,  die  dann  gemeinschaftlich  berechtigt 
werden,  so  kann,  wenn  nur  eine  von  diesen  den  Besitz  ergreift,  die 
Verjährung  zu  deren  Gunsten  gegen  die  andern  zu  laufen  beginnen 
(vgl.  darüber  weiter  unten).  Wenn  aber  nach  dem  Tode  des  zuletzt 
Berechtigten  eine  Person  den  Besitz  ergreift,  die  überhaupt  keinen 
Titel  hat,  so  beginnt  die  Verjährung  mit  dem  Tode  des  Berechtigten 
zu  laufen,  denn  dieser  war  ja  dann  y.the  last  person  tntitUd  to  such 
estai^^.  Die  Vorschrift  trifft  also  für  den  Fall  Bestimmungen,  daß  im 
Sinne  des  vor  1833  geltenden  Rechts  ein  abatemmt  vorlag. 

The  person  claiming  such  landj  kann  hier  einmal  die  Person  sein, 
auf  welche  nach  common  law  das  Land  mit  dem  Tode  des  zuletzt 
Berechtigten  übergeht,  d.  h.  der  heir-at-law,  sie  kann  aber  auch,  wenn 
ein  Testament  errichtet  ist,  der  Testamenterbe  (devisee)  sein,  schließlich 
auch  ein  executor  oder  administrator. 

Nach  dem  vor  1833  geltenden  Rechte  wurde,  wenn  ein  jüngerer 
Bruder  statt  des  berechtigten  älteren  Bruders  ein  Grundstück  nach 
dem  Tode  des  Vaters  in  Besitz  nahm,  es  so  angesehen,  als  ob  der 
jüngere  Bruder  es  für  den  älteren  Bruder  in  Besitz  genommen  habe. 
Der  erstere  war  daher  nicht  adverse  possessor,  S.  13  des  Gesetzes  be- 
stimmt jetzt  aber: 

IVhen  a  younger  brother  or  other  relation  of  the  person  entitled 
as  heir  to  the  possession  or  receipt  of  the  profits  of  any  land,  or  to  the 
receipt  of  any  rent,  shall  enter  into  the  possession  or  receipt  tJiereofy  such 
possession  or  receipt  shall  not  be  deenied  to  be  the  possession  or  receipt 
of  or  by  the  person  entitled  as  heir. 

Danach  ist  also  in  solchem  Falle  der  jüngere  Bruder  adverse 
possessor. 

Die  Berechtigung  des  executor  zur  Vertretung  des  Nachlasses  ergibt 
sich  aus  dem  Testament.  Seine  Bestätigung  durch  das  Gericht  (probate) 
ist  nur  deklaratorischer  Natur,  die  Verjährung  läuft  also  gegen  ihn, 
wenn  der  Erblasser  bis  zu  seinem  Tode  im  Besitz  des  Grundstücks 
war,  von  dessen  Tode  an  und,  wenn  schon  vorher  der  Erblasser  den 
Besitz  verloren  hätte,  so  wird  die  laufende  Verjährungsfrist  während 
der  Zeit  bis  zur  Erlangung  d^^s,  probate  nicht  gehemmt.  Wenn  dagegen 
mangels  eines  Testaments  oder  mangels  Einsetzung  eines  executor  im 
Testament  das  Gericht  einen  administrator  ernennt,  so  ist  bis  zur  Er- 
nennung der  Nachlaß  ohne  Vertretimg.  Dennoch  wird  auch  in  diesem  Falle 
die  Verjährimg  nicht  zugunsten  des  Nachlasses  gehemmt  (vgl.  aber  S.  763). 
Denn  s.  6  des  Gesetzes  bestimmt  ausdrücklich: 

For  the  purposes  of  this  Acty  an  administrator  claiming  the  estate 
or  interest  of  a  deceased  person  of  whose  chatteis  he  shall  be  appointed 
administrator,  shall  be  deemed  to  claim  as  if  there  had  been  no  interval 
of  time  between  the  death  of  such  deceased  person  and  the  grant  of  the 
letters  of  administration. 

Wenn  diese  Vorschrift  von  chatteis  spricht,  so  wird  man  darunter 
die  als  „chatteis  rcal^*'  genannten  Rechte  an  Grundstücken  zu  verstehen 
haben  (vgl.  darüber  I.  Teil  S.   158). 
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Zu  3.  Die  dritte  Bestimmung  der  s.  3  des  Gesetzes  von  1833  hat 
den  Fall  im  Auge,  daß  jemandem  durch  Urkunde  unter  Siegel  ein  Recht 
auf  den  Besitz  des  Grundstücks  eingeräumt  ist.  In  dieser  Form  wird 
nach  common  law  in  neuerer  Zeit  das  Eigentum  an  einem  Grundstück 
gültig  übertragen.     Hierüber  bestimmt  das  Gesetz  das  Folgende: 

Whm  the  person  claiming  such  land  or  rent  sJiall  claim  in  resftd 
of  an  esiate  or  interest  in  possession  grantedy  appointedy  ot  othcnviu 
assured  by  any  instrument  (other  than  a  will)  to  htm  or  sonu  person 
ihrough  wham  he  claimsy  by  a  person  bdng  in  respect  of  the  same  estak 
or  interest  in  the  possession  or  receipt  of  the  profits  of  the  landy  or  in 
the  receipt  of  the  rent,  and  no  person  entitled  under  such  instrument  shaü 
have  been  in  such  possession  or  receipt^  then  such  right  shall  be  deemed 
to  hälfe  first  accrued  at  the  time  at  which  the  person  claiming  as 
aforesaidj  or  the  person  through  whom  he  clcuntSy  became  entitled  tu 
such  possession  or  receipt  by  virtue  of  such  instrument. 

Die  Verjährung  soll  also  in  diesem  Falle  von  dem  Moment  an  zu 
laufen  beginnen,  in  dem  nach  dem  Inhalt  der  Übertragungsurkunde 
der  Erwerber  die  Einräumung  des  Besitzes  verlangen  kann.  Ist  hier- 
für ein  bestimmter  Termin  in  der  Urkunde  nicht  erwähnt,  so  wird  man 
den  Tag  der  Ausstellung  der  Urkunde,  als  den  Tag  anzusehen  haben, 
an  welchem  die  Verjährung  zu  laufen  beginnt,  nach  zwölf  Jahren  ist 
daher  z.  B.  die  Klage  auf  Erfüllung  des  Vertrages  durch  Einräumung 
des  Besitzes  ausgeschlossen. 

Beendigung  der  adverse  possession. 
Die  adverse  possession  endigt,  wenn  der  adverse  possessor  den  Be- 
sitz  des  Grundstücks   aufgibt   oder   mit   den   Berechtigten   ein  Rechts- 
verhältnis vereinbart,  kraft  dessen  er  zum  Besitze  berechtigt  wird. 

Anrechnung  des   Besitzes   eines    früheren    adverse  possessor. 
Ein   adverse  possessor,    der    seinen    Besitz    nicht    von    der   adverse 
possession  eines  früheren  adverse  possessor  herleitet,  kann  sich  die  Zeit 
nicht  anrechnen,  während  welcher  der  erstere  adverse  possessor  war: 

Where  one  person  enters  -upon  the  land  of  another  and  holds 
possession  for  a  timcy  and  then  7vithout  having  aquired  title  under  ihi 
Statute  abandones  possession^  the  rightful  owner  on  the  abandonment  h 
in  the  same  position  in  all  respects  as  he  was  before  the  intrusion  took 
place  (Trusiee's  Agency  v.  Short,  1888,  13  App.  Cas.  ygs). 

Wenn  also  A.  10  Jahre  als  adverse  possessor  im  Besitz  eines  Grund- 
stücks war,  dann  den  Besitz  aufgibt  und  B.  unmittelbar  darauf  den 
Besitz  ergreift,  ohne  Rechtsnachfolger  des  A.  zu  sein,  so  läuft  gegen 
B.  die  zwölfjährige  Frist  von  neuem  (Dixon  v.  GayferCylSss,  I^BemK42I). 
Dagegen  kann  der  Rechtsnachfolger  des  adverse  Possessorien 
die  Zeit  anrechnen,  die  zugunsten  seines  Rechtsvorgängers  gelaufen  ist 
Wenigstens  ist  entschieden,  daß,  wenn  A.  als  adi'crse  possessor  fünf 
Jahre  im  Besitz  eines  Grundstücks  war  und  es  durch  Testament  an 
B.  vermacht  und  dieser  das  Grundstück  in  Besitz  nimmt,  nach  weiteren 
sieben  Jahren   B.    einen   gültigen   Titel   hat   (Asher  v,    Whitlock^  l86Sf 

z.  Ä  /.  a  ß,  /.;. 
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Wenn  aber  eine  Person  Rechtsnachfolgerin  des  Berechtigten  ist, 
so  muß  sie  sich  die  Zeit  anrechnen  lassen,  welche  gegenüber  ihrem 
Rechtsvorgänger  gelaufen  war.  Das  ergibt  sich  aus  dem  Wortlaut  der 
s.  I.  der  Real  Proferiy  Umitatum  Act  von  18/^4,  denn  diese  bestimmt, 
daß  das  Recht  auf  erUryy  distress  oder  Klage  einer  Person  nur  1 2  Jahre 
zusteht,  von  dem  Zeitpunkt  an,  in  dem  dieses  Recht  zuerst  für  sie 
entstanden  ist,  oder  für  die  Person,  von  der  sie  ihre  Ansprüche 
herleitet  (person  through  wham  he  Claims)  s.  i.  der  Real  Property  Lim,  Act 
von  1833^  enthält  eine  Legaldefinition  dieser  Worte,  denn  dort  heißt  es: 

And the person  through  whom  another person  is  said  to  claim 
shall  mean  any  person  by^  throughy  or  under,  or  by  the  act  of  whom  the  person 
so  claiming  became  entitled  to  the  estate  or  interest,  claimed  as  heir,  tssue 
in  taily  tenant  by  the  curtesy  of  England^  tenant  in  dower^  successor, 
special  or  genercd  occupanty  executor^  administrator^  legatee,  husband^  as- 
signeey  appointUj  devisee^  or  otherwiscy  and  also  any  person  who  was  entitled 
to  CM  estate  or  interest  towhich  the  person  so  claiming  j  or  some  person  through 
whom  he  claimsy  became  entitled  as  lord  by  escheat. 

Danach  muß  der  Berechtigte  sich  die  Zeit,  die  gegen  seinen  Rechts- 
vorgänger lief,  dann  anrechnen  lassen,  wenn  der  Übergang  des  Rechts 
an  dem  Grundstück  auf  einem  der  in  diesem  Paragraphen  erwähnten 
Rechtsverhältnisse  beruht.  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  yyheir^^ 
vgl.  I.  Teil  S.  167.  Issue  in  tail  ist  die  erbberechtigte  Nachkommen- 
schaft bei  einem  estate  tail.  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  tefiant 
by  the  curtesy  of  England  vgl.  I,  Teile  284,  289,  Anm.  15.  Dower 
bedeutet  „Wittum",  die  überlebende  Ehefrau  erhält,  soweit  der  Ehe- 
mann nicht  durch  Testament  über  sein  land  bestimmt  hat,  einen  life 
estate^  an  dem  dritten  Teile  der  Liegenschaften  (Stephens  Commentaries 
Band  I  S.  153). 

Wenn  jemandem  ein  estate  in  fee  simple  wexiadichi  ist,  so  mußte  da- 
bei früher  die  Formel  gebraucht  werden,  „A?  A.  and  his  heirs^.  Wenn 
nun  die  Person,  der  ein  solcher  estate  verliehen  wurde,  eine  corporation 
sole,  oder  aggregate  war,  so  wurde  die  Formel  „/^  A,  and  his  successors^^ 
gebraucht.  Anscheinend  ist  der  Ausdruck  successor  hier  in  diesem 
Sinne  gemeint.  Wenn  dem  A.  ein  estate  ,,pour  autre  vi^*'  (vgl.  I.  Teil, 
S.  207),  verliehen  ist  und  der  Inhaber  des  estate  stirbt  früher  wie 
derjenige,  mit  dessen  Tod  der  estate  erlöschen  soll,  so  ist  keine 
Person  da,  der  der  estate  an  dem  Grundstück  bis  zum  Tode  der 
anderen  Person  zusteht.  Es  kann  dann  jedermann  von  dem  Grund- 
stück Besitz  ergreifen,  er  muß  aber  natürlich  das  Grundstück  wieder 
herausgeben,  wenn  die  Person  stirbt,  bei  deren  Tode  der  estate 
ver£allen  soll.  Ein  solcher  Besitzer  ohne  Rechtstitel  wurde  gener al 
occupant  genannt.  Es  kann  aber  auch  der  estate  pour  autre  vie^  an 
yjA,  and  hts  heirs*\  oder  an  ,jA.  and  his  successors^\  verliehen  werden. 
Dann  geht,  wenn  A.  vor  der  Person  stirbt,  mit  deren  Tode  der  estate 
erlöschen  soll,  dieser  auf  die  Erben  bezw.  Testamentsvollstrecker  des 
A.  über  und  diese  Personen  sind  dann  special  occupafiis^  ihr  Recht  er- 
lischt mit  dem  Tode  des  anderen.  Assignee  ist,  allgemein  gesprochen, 
jede  Person,  der  durch  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  ein  Recht  über- 
tragen  wird;    insbesondere   wird   aber   der   Ausdruck   für   eine   Person 
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gebraucht,  der  ein  Anspruch  aus  einem  lease  übertragen  ist,  voraus- 
gesetzt, daß  der  Inhaber  des  lease  seine  Ansprüche  aus  demselben 
gänzlich  überträgt.  Darin  unterscheidet  sich  der  assignee  von  dem 
underlessee,  dem  nicht  die  Ansprüche  aus  dem  lease  als  solchen  gegen 
den  ursprünglichen  landlord  übertragen  werden,  sondern  der  nur  in 
ein  Vertragsverhältnis  zu  dem  Mieter  tritt. 

Power  nennt  man  die  einer  Person  übertragene  Befugnis  über 
den  estate  an  einem  Grundstück  zu  verfügen.  Wenn  z.  B.  A.  einen  ntak 
in  fee  simple  hat  und  durch  Testament  dem  B.  auferlegt  wird,  dieses 
Land  zu  verkaufen,  so  hat  B.  eine  power  of  sale.  Diese  Befugnis  kann 
aber  auch  in  der  Weise  gegeben  werden,  daß  B.  z.  B.  bestimmen  soll, 
welchem  unter  mehreren  Ven^'andten  des  Erblassers  der  Besitz  des 
Grundstücks  zufallen  soll.  B.  wird  in  solchem  Fall  appointor  und  die 
Person,  zu  deren  Gunsten  er  von  seiner  Befugnis  Gebrauch  macht, 
appointee  genannt. 

Man  unterscheidet  general  oder  special  power  of  appointment.  Bei 
der  ersteren  kann  jede  beliebige  Person  von  dem  appointor  ausgewählt 
werden,  bei  der  letzteren  kann  er  nur  unter  einer  beschränkten  Anzahl 
von  Pei-sonen  diejenige  auswählen,  welcher  er  das  Grundstück  zu- 
wenden will,  z.  B.  unter  den  Verwandten  oder  Kindern  des  Erblassers. 

Devise  ist  die  Übertragung  von  real  estate^  legacy  die  Übertragung 
von  personal  estate  durch  Verfügung  von  Todes  wegen,  devisee  ist  der 
Erwerber  von  real  estate,  legatee  der  Erwerber  von  personal  estate^  zu 
dem   auch   gewisse    Rechte    an   Grundstücken    gehören    (chatteis  real). 

Vor  dem  Inkrafttreten  der  Married  WometCs  Property  Acts  ging 
das  Vermögen  der  Ehefrau  auf  den  Mann  über,  diesen  Übergang  hat 
das  Gesetz  offenbar  im  Auge,  wenn  es  den  Ausdruck  htisband  gebraucht 
Über  escheat  vgl.  I.  Teil  S.   133. 

In  allen  diesen  Fällen  liegt  eine  Rechtsnachfolge  vor,  und  der 
Nachfolger  muß  die  Verjährungszeit,  die  gegen  seinen  Vorgänger  ge- 
laufen ist,  gegen  sich  gelten  lassen. 

Keine  Rechtsnachfolge  liegt  aber  vor,  wenn  der  estate  an  dem 
Grundstück  beendet  ist  und  ein  anderer  Kraft  einer  Anwartschaft  zum 
Besitze  berechtigt  wird.  Deshalb  ist  auch  der  remainderman  oder  revfr- 
sioner  nicht  in  der  s.  i.  der  Real  Property  Limitation  Act  von  18SS  ^^' 
wähnt.  Der  Vorbesitzer  ist  im  Verhältnis  zu  ihm  keine  ,J>ers(m  through 
whom  he  claims^^, 

Adverse  possession  gegenüber  mehreren  Berechtigten. 

Wenn  von  mehreren  Berechtigten  einer  den  Besitz  des  Gnmd- 
stücks  erwarb,  so  wurde  dieser  Besitz  nach  dem  vor  1833  geltenden 
Recht  als  der  Besitz  aller  angesehen,  „w/rj'"  des  einen  kam  ihnen  allen 
zugute,  und  eine  adverse  possession  des  einen  Berechtigten  gegen  seinen 
Mitberechtigten  war  ausgeschlossen.  Durch  das  Gesetz  von  1833  ist  dies 
insofern  geändert  worden,  als  in  s.  12  bestimmt  wird: 

When  any  one  or  more  of  several  persans  eniitled  to  any  land  or 
rent  as  coparceners,  Joint  tenants,  or  tenants  in  common^  shall  have  been  in 
possession  or  receipt  of  the  entirety^  or  more  than  his  or  their  undivided 
share  or  shares  of  such  land,  or  of  the  Profits  thereof  or  of  such  rail, 
for  his  or  their  oum  benefitj  or  for  the  beftefit  of  any  person  or  perscns 
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oiher  than  the  ptrson  or  persans  entitled  to  the  other  share  or  shares  of 
the  same  land  or  rent,  such  possessum  ot  receipt  shall  not  be  deetned  to 
hoi'c  been  the  possession  or  receipt  of  or  by  such  lastmetitioned  person  or 
pcfsons,  or  any  of  them. 

Coparcenery  liegt  vor,  wenn  mehrere  Personen  nach  common  law 
oder  örtlichem  Gewolmheitsrecht  ein  Grundstück  erben.  Wenn  z.  B.  bei 
einem  cstate  in  fee  tail  jemand  keinen  Sohn  hinterläßt,  so  erben  die 
Töchter  gemeinschaftlich.  Hinterläßt  er  Söhne,  so  erbt  nach  common 
Lvio  nur  der  älteste  Sohn.  Es  kann  abei  auch  sein,  daß  nach  örtlichem 
Gewohnheitsrecht  das  Land  auf  alle  Söhne  verteilt  wird  (gavelkind). 
foint  ienanis  sind  Personen,  die  ein  Joint  intcrcst  an  einem  Grundstück 
haben.  Sie  werden  Dritten  gegenüber  so  angesehen,  wie  wenn  sie  eine 
einzelne  Peison  waren.  Ihre  Stellung  entspricht  daher  etwa  der  einer 
Gesamthand  im  deutschen  Recht,  sie  besitzen  auf  Grund  eines 
Rtchtstitels. 

Tenants  in  common  besitzen  auf  Grund  selbständiger  Titel;  bei  ihnen 
ist  nicht  der  Titel,  sondern  nur  der  Besitz  gemeinsam.  Ein  näheres  Ein- 
gehen auf  diese  3  Fälle  gemeinsamer  Berechtigung  au  einem  Grund- 
stück muß  dem  Sachenrecht  vorbehalten  werden,  s.  12  bestimmt  jeden- 
falls, daß,  wenn  einer  der  Berechtigten  den  Besitz  des  Ganzen  erlangt 
(»der  mehr,  wie  sein  Anteil  betragen  würde,  er  als  adverse  possessor 
gegenüber  den  co-tenants  anzusehen  ist,  und  wenn,  ohne  daß  eine 
Aufteilung  erfolgt  ist,  ein  co-tenant  einen  Teil  in  Besitz  nimmt,  der 
nicht  größer  ist  wie  der  ihm  zukommende  Teil  bei  einer  Aufteilung, 
so  verjähren  die  Ansprüche  der  co-tenants  gegen  diesen  Teil  von  der 
Ii.besit/.nahme  an  (Tidball  v.  James,  iSs^f  2g,  L.  J.  N,  S.  Ex,  gi), 

Adverse  possession  bei   registered  land. 

Unter  registered  land  versteht  man  solche  (jrundstücke,  bei  denen 
der  Recht stitel  in  einem  Register  (Grundbuch)  eingetragen  ist,  welches 
'"'tfentlichen  Glauben  genießt.  Diese  rcgistratiori  of  title  wurde  durch 
die  Land  Transfer  Act  l8ys  eingeführt  und  durch  die  Land  Transfer  Act 
7(^97  weiter  ausgebaut.  Nicht  zu  verwechseln  ist  damit  die  in  einigen 
Grafschaften  (Middlessex^  Yorkshire)  bereits  in  älterer  Zeit  eingeführte 
rtf;istration  of  deedSy  d.  h.  Registrierung  der  Urkunden,  auf  welchen  der 
Rcchtstitel  des  Inhabers  des  Grundstücks  beruht. 

Die  registration  des  Titels  an  einem  Grundstüc  k  kann  entweder 
in  der  Weise  erfolgen,  daß  für  jemanden  eine  absolute  title  an  dem 
Grundstück  eingetragen  wird.  In  diesem  Fall  unterzieht  der  Register- 
beamte das  ganze  Urkundenmaterial  einer  Prüfung,  und  wenn  er  zu 
dem  Ergebnis  kommt,  daß  der  Titel  des  VeräuÜerers  keiner  Beschrän- 
kung untediegt,  so  trägt  er  das  Recht  des  Erwerbers  ein;  dieser  er- 
wirbt dann  einen  estate  in  fee  simple  an  dem  (Grundstück,  wenn  durch 
den  letzten  Übertragimgsakt  ein  solcher  begründet  werden  sollte.  Doch 
können  auch  leascs  auf  längere  Zeit  eingetragen  werden,  dann  erhält 
der  Erwerber  ein  von  allen  Ansprüchen  Dritter  betreites  Recht  an  dem 
Grundstück  auf  die  Dauer  des  leasc.  Wenn  die  Prüfung  durch  den 
Kegisterbeamten  zu  dem  Resultat  führt,  daß  das  Re(  ht  des  Veräußerers 
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durch  Rechte  oder  Anwartschaften  Dritter  beschränkt  ist,  so  kann  der 
Registerbeamte  einen  qualified  title  eintragen;  dann  erhält  der  Erwerber 
einen  Titel,  der  nur  den  Beschränkungen  unterliegt,  welche  bei  der 
Eintragung  vorbehalten  sind. 

Meist  beantragen  aber  die  Parteien  nur  die  Eintragung  €\n^  possessory 
title.  In  diesem  Fall  wird  der  Titel  des  Veräußerers  von  dem  Register- 
beamten nicht  weiter  nachgeprüft,  sondern  es  wird  nur  das  Recht  ein- 
getragen, auf  Grund  dessen  der  Erwerber  dem  Veräußerer  gegenüber 
besitzt.  Die  Rechte  dritter  Personen  an  dem  Grundstück  werden 
durch  eine  solche  Eintragung  nicht  berührt.  Auch  von  der  Eintragung 
eines  solchen  possessory  title  an,  kann  gegenüber  dem  eingetragenen 
Erwerber,  abgesehen  von  den  weiter  unten  zu  erwähnenden  Ausnahmen, 
ein  title  by  adverst  possession  nicht  mehr  entstehen,  denn  s.  12  der 
Land  Transfer  Act  l8gy  bestimmt  in  Satz  i  folgendes: 

A  title  io  registered  land  ad-verse  to  or  in  derogation  of  the  Hill 
of  the  registered  pro prietor  shall  not  be  acquired  by  any  length  of  possession, 
and  the  registered  proprietor  may  at  any  time  make  an  entry  or  bring 
an  action  to  recover  possession  of  the  land  accordingly. 

Wenn  aber  vor  der  Eintragimg  jemand  bereits  durch  adverse possession 
während  eines  Zeitraums  von  12  Jahren  einen  Titel  an  dem  Grund- 
stück erworben  hatte,  so  kann  er  die  Berichtigung  des  Registers  ver- 
langen. Aber  diese  Berichtigung  hat  keine  Wirkung  gegenüber  den 
Rechten  an  dem  Grundstück,  welche  bei  einem  entgeltlichen  Er- 
werbe durch  die  registration  erworben  sind,  dies  ergibt  Satz  2,  der  s.  12: 

Provided  that  where  a  person  would^  but  for  the  provisions  of  ihe 
prinäpal  Act^)  or  of  this  section,  have  obtained  a  title  by  possession  to 
registered  land,  he  may  apply  for  an  order  for  rectification  of  the 
register  under  section  ninety-ßve  of  the  principal  Act,  and  on  such  appli- 
catiop  the  court  may,  subject  to  any  estates  or  rights  acquired  by  regi- 
stration for  valuable  consideration  in  pursuance  of  the  principal 
Act  or  this  Act,  order  the  register  to  be  rectified  accordingly. 

Wenn  für  den  Erwerber  nur  ein  possessory  title  eingetragen  ist, 
so  muß  er  sich  natürlich  eine  Berichtigung  des  Registers  schon  aus 
dem  Gruiide  gefallen  lassen,  weil  durch  die  Eintragung  eines  solchen 
der  Titel,  welchen  der  frühere  Besitzer  durch  adverse  possession  erworben 
hatte,  gar  nicht  berührt  wird.  Satz  2  kann  sich  daher  nur  auf  den  Fall 
beziehen,  daß  ein  absolute  oder  qualifid  title  eingetragen  ist  Eine 
weitere  Ausnahme  von  der  Norm  des  Satzes  1,  der  s.  12  besteht  für 
den  Fall,  daß  ein  possessory  title  eingetragen  ist,  die  adverse  possession, 
aber  im  Zeitpunkt  der  Eintragung  bereits  bestanden  hat.  In  diesem 
Fall  läuft  die  Verjährungsfrist  zugunsten  des  adverse  possessor  weiter 
und  es  erlöschen  nach  Ablauf  der  Frist  von  12  Jahren  die  Rechte 
des  nur  mit  einem  possessory  title  eingetragenen  Erwerbers,  wie  wenn 
dieser  gar  nicht  eingetragen  wäre,  das  ergibt  Satz  3  der  s,  12,  welcher 
bestimmt : 


•)  Nämlich  des  Gesetzes  von   1875. 
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And  provided  alsoj  that  this  section  shall  not  prejudice,  as  against 
any  person  registered  as  first  proprUtor  of  land  with  a  possessory  title 
onfyy  any  adver  sc  claim  in  respect  of  length  of  possession  of  any  other 
person  who  was  in  possession  of  such  land  at  the  time  when  the  regi- 
siration  of  such  first  proprietor  took  place. 

Somit  ist  der  nur  mit  einem  possessory  title  eingetragene  Erwerber 
durch  Satz  i  der  s.  12  nui  dagegen  geschützt,  daß  eine  nach  der  Ein- 
tragung entstehende  adverse  possession  sein  Recht  vernichten  kann,  nicht 
aber  dagegen,  daß  er  durch  eine  zur  Zeit  der  Eintragung  bereits  be- 
stehenden adverse  possession  sein  Recht  verliert. 

Satz  3  der  s.  12  gilt  aber  nur  gegenüber  dem  ersten  registrierten 
Eigentümer.  Die  Verbindung  mit  Satz  2  ergibt,  daß  derjenige,  der 
von  dem  ersten  registrierten  Erwerber  durch  entgeltliches  Rechts- 
geschäft erwirbt,  auch  gegenüber  dem  adverse  possessor  geschützt  ist,' 
der  zur  Zeit  der  ersten  Eintragung  im  Besitz  war. 

//.  Reni. 

Die  Bedeutung  des  Ausdruckes  rent  im  Sinne  der  Real  Property 
Limitation  Act  ist  bereits  oben  erörtert  worden,  wo  nachgewiesen  wurde, 
daß  darunter  nur  rents  of  inJuritance^  nicht  aber  rents  im  Sinne  von 
Pacht-  oder  Mietzinsen  zu  verstehen  sind.  An  dieser  Stelle  haben  wir 
nur  die  Frage  zu  erörtern,  wann  die  dingliche  Belastung  des  Grund- 
stücks mit  der  rent  erlischt.  Die  Frage,  wie  lange  man  die  rück- 
ständigen einzelnen  Leistungea  einklagen  kann,  wird  bei  §  1 74  zu  erörtern 
sein.  Der  Anspruch  auf  rent  erlischt,  wenn  die  rent  12  Jahre  nicht 
gezahlt  wird;  es  ist  nicht  etwa  erforderlich,  daß  sie  12  Jahre  lang  an 
einen  Nichtberechtigten  bezahlt  wurde,  sondern  es  genügt  das  bloße 
Unterlassen  der  Zahlung.  Entscheidend  ist  jedoch  lediglich  die  Tat- 
sache, ob  der  zum  Bezüge  Berechtigte  12  Jahre  lang  die  rent  nicht 
erhalten  hat.  Wenn  er  sie  tatsächlich  erhält,  aber  irrtümlich  ein  Nicht- 
verpflichteter  sie  ihm  zahlt,  so  beginnt,  solange  diese  Zahlungen  fort- 
dauern, die  Verjährung  zugunsten  des  eigentlichen  Verpflichteten  nicht 
zu  laufen.  Wenn  z.  B.  A.  das  Grundstück,  welches  mit  einer  rent  be- 
lastet ist,  welche  an  C.  zu  zahlen  ist,  an  B.  verkauft  und  fortfährt  an 
Stelle  des  B.  die  refit  weiterzuzahlen,  so  kann  B.  nicht  etwa  nach  12 
Jahren  sagen,  daß  seine  Verpflichtung  nunmehr  erloschen  sei  (vgl. 
Adnam  v,  Sandwich  /<?77,  2  Q,  B,  D,  485).  Wenn  die  rent  auf  2  Par- 
zellen lastet,  die  im  Besitze  desselben  Eigentümers  sind,  und  der  Eigen- 
tümer die  Parzelle  x  an  A.  verkauft  und  die  Parzelle  y  an  B.,  und 
A.  die  volle  rent  weiterzahlt,  B.  aber  niemals  rent  zahlt,  so  wird  den- 
noch die  Parzelle  y  i^on  dei  rent  nicht  frei.  (Woodcock  v.  Titterton 
1864^  ^^  ^'  ^-  ^^5)  Für  den  Beginn  der  Verjährungsfrist  sind  die 
Bestimmungen  der  bereite  oben  zitierten  s.  3  der  Real  Prop,  Lim,  Act  von 
183s  maßgebend.  Diese  renti  als  selbständige  dingliche  Rechte  können 
ihrerseits  wieder  die  Objekte  sein,  an  denen  die  verschiedenartigsten 
estates  in  derselben  Weise  geschaffen  werden  können,  wie  an  dem 
Grundstücke  selbst,  z.  B.  ein  estate  for  life  usw.  Wenn  daher  jemand 
einen  estate  in  expeäancy  auf  eine  solche  Rente  hat,  so  gelten  für  diesen 
Fall  die  Vorschriften  des  §  166. 

49* 
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III.  Die  Verjährung  der  Klagen  bei  Forderungen,  für  welche 
Grundstücke  haften.     Forderungen  aus  Vermächtnissen. 
Rechtskräftig  festgestellte  Ansprüche. 

/.  Money  charged  on  land. 
Wenn  ein  Grundstück  für  eine  Geldschuld  haftet,  so  unterscheidet 
auch  das  engUsche  Recht  zwischen  dem  persönlichen  Anspruch  gegen 
den  Schuldner,  der  personal  action,  und  der  real  action  der  Klage  auf 
Befriedigung  aus  dem  land.  Bei  charges  on  land  verjährt  der  Anspruch 
auf  Befriedigung  aus  dem  Grundstück  nach  s.  8  der  Real  Properts 
Limitation  Act  von  1874  in  12  Jahren.  Aber  auch  für  die  Verjährung 
der  persönlichen  Klage  ist  s.  8  der  Real  Prop.  Lim.  Ad  von  l8']4. 
maßgebend.  Die  wichtigste  Charge  on  land  ist  die  Hypothek,  mort- 
gage.  Diese  wird,  wie  bereits  erörtert  wurde  (vgl.  I.  Teil,  S.  437),  in 
der  Weise  begründet,  daß  der  legal  estate  eines  Grundstücks  auf  den 
Gläubiger  zur  Sicherheit  übertragen  wird.  Es  kann  dem  Gläubiger 
auch  bei  der  Hypothekbestellung  der  Besitz  des  Grundstücks  über- 
tragen werden,  er  ist  dann  ein  mortgagee  in  possession.  Gegenüber 
dem  Schuldner  ist  er  in  solchem  Falle  von  Anfang  an  adversc 
posscssor,  und  (1er  Anspruch  des  mortgagor  auf  die  Einräumug  de> 
Besitzes  verjährt  in  12  Jahren,  obwohl  der  mortgagee  gegenüber 
dem  mortgagor  zum  Besitz  berechtigt  ist  und  im  allgemeinen  eine 
adver se  possession  nicht  vorliegt,  wenn  der  Besitzer  zum  Besitz  be- 
rechtigt ist.  Dasselbe  gilt  auch,  wenn  ein  Dritter  als  Mieter  im 
Besitz  des  Grimdstücks  ist  und  der  mortgagee  während  dieser  Zeil 
den  Mietzins  erhält.  Denn  wie  wir  gesehen  haben,  ist  der  Nicht- 
berechtigte nicht  nur  adversc  possessor^  wenn  er  selbst  im  Besitz  ibt 
sondern  auch  wenn  er  den  Mietzins  von  dem  Besitzer  an  Stelle  des 
Berechtigten  empfängt. 

Diese  Normen  ergeben  sich  aus  s.  7  der  Real  Prop.  Lim.  Act  vc^n 
1874,  welche  bestimmt: 

Wlien  a  mortgagee  shall  have  obtained  tlie  possession  or  receipt  of 
the  Profits  of  any  land  (or  the  receipt  of  any  rent)  comprised  in  his 
mortgage,  the  mortgagor,  or  any  person  claiming  through  him,  shall  not 
bring  a?iy  action  or  suit  to  redeem  the  mortgage  but  within  tivelveycan 
next  after  the  time  at  which  the  mortgagee  obtained  such  possession  or 
receipt.  Unless  in  the  meantime  an  acknowledgment  in  writing  of 
the  title  of  the  mort,L^(igor,  or  of  his  right  to  redemption^  shall  hcrce 
becn  given  to  the  mortgagor,  or  some  persoti  claiming  his  estate,  or  to 
the  ageut  of  such  mortgagor  or  person,  signed  by  the  mortgagee  or  the 
person  claiming  through  him;  and  in  such  case,  no  si4ch  action  or  suit 
shall  be  brought  but  within  tivelve  years  next  after  the  time  at  which 
such  acknowledgment,  or  the  last  of  such  ackmnvledgmmts,  if  more  than 
one,  7vas  given. 

Die  Verjährung  wird  also  dadurch  unterbrochen,  daß  der  mortgagee 
ein  schriftliches  Anerkenntnis  des  Titels  des  mortgagor  ausstellt  (vgl.  §  161 1. 

In  der  Regel    wird  jedoch  dem  mortgagee  der  Besitz  des  Grund- 
stücks  nicht   übertragen,    sondern   der  mortgagor   bleibt   im  Besitz  de^ 
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Grundstücks.  Zum  richtigen  Verständnis  der  Vorschriften  des  Gesetzes 
für  diesen  Fall,  müssen  wir  jedoch  kurz  die  Rechte  betrachten,  welche 
dem  Gläubiger  in  solchem  Falle  gegen  das  Grundstück  zustehen.  Bei 
der  Bestellung  einer  Hypothek  wird  regelmäßig  vereinbart,  daß  die 
Summe,  für  welche  das  Grundstück  verpfändet  wird,  an  einem  bestimmten 
Termin  zur  Rückzahlung  fällig  sein  soll,  und  daß,  wenn  der  Schuldner 
seinen  Verpflichtungen  nachkommt,  der  mortgagee  verpflichtet  ist,  den 
legal  estate  auf  den  mortgagor  zu  rück  zuübertragen.  Läßt  der  mortgagor 
den  Termin  verstreichen,  ohne  Zinsen  und  Kapital  zurückzuzahlen, 
so  hat  er  nach  common  laiu  sein  Recht  auf  Rückübertragung  (right  of 
rcdemption)  verloren.  Nach  ^////>'-Recht  hat  der  mortgagor  auch  nach 
Verfall  seines  legal  estate  noch  ein  Recht  gegen  Angebot  von  Kapital 
und  Zinsen  das  Grundstück  zurückzukaufen.  Dieses  Recht  wird  equity 
of  redemption  genannt.  Vgl.  oben  S.  486.  Der  mortgagee  kann  nach 
Verfall  seiner  Forderung  eine  Klage  anstellen,  in  der  er  den  mort- 
gagor auffordert,  alsbald  den  estate  zurückzukaufen,  widrigenfalls  er 
mit  allen  seinen  Rechten  auf  Rückkauf  ausgeschlossen  sein  soll  (fore- 
closed).  Dieses  Verfahren  wird  foreclos^ure,  das  Urteil  in  diesem  Prozeß 
judgment  of  foredosure  genannt.  Aus  diesem  Urteil  erwirbt  der  Gläubiger 
ein  neues  Recht  auf  den  Besitz  des  Grundstücks  und  die  Verjährungs- 
frist beginnt  vom  Tage  des  Urteils  an  von  neuem  gegen  den  Gläubiger 
zu  laufen.  Das  Recht,  ein  solches  Urteil  zu  erwirken,  steht  dem 
Gläubiger  12  Jahre  lang  zu. 

Eine  mortgage  kann  nicht  nur  von  der  Person  bestellt  werden, 
welche  auf  Grund  ihres  Rechts  an  dem  Grundstück  gegenwärtig  zum 
Besitze  berechtigt  ist,  sondern  sie  kann  auch  an  einer  bloßen  Anwartschaft, 
einem  estate  in  expectancy,  von  der  Person  bestellt  werden,  welcher  dieser 
estate  zusteht.  In  solchem  Falle  beginnt  das  Recht  des  mortgagee,  die 
Einräumung  des  Besitzes  an  dem  Grundstück  zu  verlangen,  natürlich 
erst  in  dem  Augenblick,  wo  der  mortgagor  auf  Grund  seiner  Anwart- 
schaft ein  Recht  anf  den  Besitz  des  Grundstücks  erwirbt.  Im  Verhältnis 
zwischen  dem  Gläubiger  und  Schuldner  aber  kann  gegen  den  Verpfänder 
des  estate  die  action  of  foredosure  schon  nach  F*älligkeit  der  Verpflichtung 
des  Schuldners  vom  Gläubiger  angestellt  werden,  so  daß  das  Recht  aus 
der  Hypothek  des  estate  in  exfectancy  verjährt,  falls  diese  Klage  nicht 
mnerhalb   12  Jahren  angestellt  wird. 

Auch  an  einer  rent  kann  eine  Hypothek  bestellt  werden.  Darauf 
i>eziehen  sich  die  eingeklammerten  Worte  der  s.  7  der  Real  Prop.  Lim, 
Act  V.  18^4  ror  the  recdpt  of  any  rent'\ 

S.  19  Cofweyancing  and  Law  of  Proper ty  Act,  1881,  gibt  dem 
Gläubiger  auch  das  Recht,  das  Grundstück  zu  verkaufen.  Vorher 
hatte  er  schon  nach  common  laiv  das  Recht,  das  Grundstück  nach  Ver- 
fall der  Hypothek  in  Besitz  zu  nehmen  {to  make  an  entry).  Auch  diese 
beiden  Rechte  verjähren  in  12  Jahren. 

Die  Hypothekbestellung  geschieht  durch  Errichtung  einer  Urkunde 
imter  Siegel.  Diese  enthält  in  der  Regel  auch  die  persönliche 
Zahlungsverpflichtung.  Nach  Nummer  i  des  §  150  verjähren  die  An- 
sprüche auf  Zahlung  einer  Geldsiunme  aus  einer  Urkunde  unter  Siegel  in 
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20  Jahren.  Dies  gilt  jedoch  nicht  für  die  persönliche  Klage  aus  dem 
Hypothekeninstrument  g^en  den  Schuldner.  Denn  S.  8  der  Real  Frop. 
Lim.  Act  von  1874  bestimmt: 

No  action  or  suit  or  otJur  proceeding  shall  be  hrought  to  reawtr 
any  sum  of  money  secured  by  any  mortgagej  jiidgtnent  or  lim^  or  othermt 
charged  upon  or  payable  out  of  any  land  or  rent  at  law  or  in 
equityy  or  any  legacy,  but  within  twelve  years  next  after  a  fresent  ri^ht 
to  receive  the  same  shall  have  accrued  to  some  person  capabU  of  grvin^ 
a  discharge  for  or  release  of  the  same. 

Danach  verjährt  also  auch  die  persönliche  Klage  in  demselben  Zeit- 
raum, in  welchem  die  dingliche  Klage  auf  Befriedigung  aus  dem  Gnind- 
stück  verjährt. 

■  Außer  den  mortgages  und  den  verschiedenen  Belastungen,  welche 
nach  der  Legaldefinition  der  s.  i  der  Real  Property  Limitation  Act 
1833  unter  dem  Begriffe  rent  zusammengefaßt  sind,  gibt  es  noch 
die  sogenannten  equitable  charges.  Nach  common  law  konnte,  abgesehen 
von  retits^  eine  Verpfändung  (charge)  eines  Grundstücks  nur  in  der  Weise 
gescliaffen  werden,  daß  der  Rechtstitel  übertragen  wurde.  Dag^en 
schaffte  das  ^^///(yrecht  solche  cJuxrges  ohne  Übertragung  eines  solchen 
Titels,  und  ohne  daß  eine  besondere  Form  erforderlich  war.  Es  ge- 
währte z.  B.  dem  Käufer,  der  einen  Kaufvertrag  über  ein  Grundstück 
in  formloser  Weise  gesclilossen  und  dem  Verkäufer  den  Kaufpreis 
bereits  gezahlt  hatte,  eine  Art  jus  ad  rem.  Ein  ferneres  Beispiel  einer 
solchen  equitable  charge  bildet  die  equitable  ?nortgage  by  deposit  of  title 
deeds,  d.  h.  wenn  der  Schuldner  als  Sicherheit  für  eine  Schuld  die 
Urkunden,  welche  sein  Recht  an  dem  Grundstück  begründen  und  ohne 
die  er  praktisch  das  Grundstück  nicht  veräußern  kann,  dem  Gläubiger 
hl  Verwahrung  gibt.  Die  Ansprüche  aus  diesen  equitable  charges^)  ver- 
jähren ebenfalls  in   12  Jahren. 

2,  Legacies. 

Legacy  bedeutet  jede  Zuwendung  nicht  lehn  rechtlichen  Vermögens 
(personal  es  täte)  durch  letztwillige  Verfügung,  im  Gegensatz  zu  devise,  der 
Zuwendung  lehnrechtlichen  Vermögens  (real  estate)  durch  Testament 
Die  Ansprüche  auf  das  letztere  fallen  unter  s.  i  der.  Real  Frop.  Lim. 
Act  von  1874.  Unter  diesen  Paragraphen  fallen  aber  auch  die  Ansprüche 
auf  chatteis  real,  die  eigentlich  nicht  zum  lehnrechtlichen  Vermögen 
gehören.  Das  ergibt  sich  aus  der  Legaldefinition,  welche  s.  i  der 
Real  Prop.  Lim.  Act  von  1833  ^^^^  den  Ausdruck  land  gebraucht. 

Es  handelt  sich  daher,  wenn  in  s.  8  von  legacies  die  Rede  ist 
überhaupt  nicht  um  Ansprüche  auf  den  Besitz  von  Land,  sondern  auf 
bewegliche  Sachen,  insbesondere  Geld.  Nach  der  Fassung  der  s.  8 
scheint  es,  als  ob  sie  sich  nur  auf  die  letztwillige  Zuwendung  von  monej 
charged  upon   or  payable  out   of  any  land  bezieht.     Es  ist  aber  durch 


*)  Der  Ausdruck  equitable  chari^e  ist  nicht  auf  Rechte  an  Grundstücken  be- 
schränkt. Man  versteht  darunter  alle  Pfand-  und  Retentionsrechte,  die  vom  Eguitv- 
Recht  anerkannt  oder  geschaffen  sind,  sei  es,  daß  diese  auf  Vereinbarung  oder 
auf  Rechtsvorschrift  beruhen.     Die  letzteren  nennt  man  auch  iiens. 
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mehrlache  Entscheidungen  außer  Zweifel  gestellt,  daß  sich  die  Vor- 
schrift auf  letztwillige  Zuwendungen  beweglichen  Vermögens  jeglicher 
Art  bezieht.  Wenn  in  dem  Testament  nichts  Besonderes  über  die  Aus- 
kehrung der  Zuwendung  gesagt  ist,  so  hat  dieselbe  12  Monate  nach 
dem  Tode  des  Testators  zu  erfolgen.  Die  Verjährung  vollendet  sich 
also  erst  nach  13  Jahren  (vgl.  Goodeve,  Law  of  Real  Prop.  459).  Einer 
besonderen  Behandlung  bedarf  der  Fall,  daß  sich  die  Nachlaßgegenstände 
noch  im  Besitz  des  Nachlaßverwalters  (adtninistrator)  oder  Testaments- 
vollstreckers (executor)  befinden.  Dieser  Fall  wird  bei  §  164^  zu  er- 
örtern sein. 

3,  Judgments. 
S.  8  der  Real  Property  Lim,  Act  v.  1874  erwähnt  femer  Ansprüche 
aus  einem  Urteil  (judgment).  Die  Erwähnung  des  Urteils  in  diesem 
Zusammenhange  erklärt  sich  daraus,  daß  manche  Urteile  (wenigstens 
früher)  ein  Pfandrecht  ah  dem  Grundstück  des  Schuldners. gewährten.  Die 
Vorschriften  des  Gesetzes  beziehen  sich  auf  Urteile  im  allgemeinen,  so 
daß  alle  rechtskräftig  festgestellten  Ansprüche  der  12jährigen  Verjährung 
unterliegen.  In  dem  Falle  Hebblethwaite  v,  Peever  [l8g3]  I  Q.  B.  124 
wurde  ausdrücklich  festgestellt,  daß  ein  Urteil,  welches  nicht  als  charge 
on  land  wirkte  („a  purely  personal  judgment''),  unter  S.  8  der  Real  Prop, 
Lim.  Act  1874  fiel.  Vgl,  auch  Jay  v.  Johnstone  [l8g3]  l.  Q.  B,  I2g. 
Diese  Norm  bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  Urteile  ausländischer  Gerichte; 
diese  unterliegen  der  gewöhnlichen  Verjährungsfrist. 

Aber  die  Normen  über  die  Verjährung  rechtskräftig  festgestellter 
Ansprüche  werden  in  der  Praxis  sehr  wesentlich  beeinflußt  durch  die 
Bestimmung  der  order  42  rule  22 — 23  der  Rules  of  the  Supreme  Court. 
Rule  22  bestimmt: 

As  betiveen  the  original  parties  to  a  judgmetit,  or  order,  execution  may 
issue  at  any  time,  within  six  years  ffom  the  recovery  of  tJu  judgment  or 
the  date  of  the  order.  S.  23  bestimmt,  daß,  wenn  mehr  wie  6  Jahre  seit 
dem  Erlaß  des  Urteils  verstrichen  sind,  die  Partei  erst  um  die  Erlaubnis 
des  Gerichtes  nachsuchen  muß,  wenn  sie  aus  dem  Urteil  noch  voll- 
strecken will.  Sic  muß  triftige  Gründe  anführen,  weshalb  sie  erst 
nach  so  langer  Zeit  eine  Vollstreckungshandlung  vornehmen  will. 
Das  Gericht  kann  nach  freiem  Ermessen  die  Zwangsvollstreckung  ge- 
statten, oder  sie  verweigern. 

Zu  c  Claims  for  trespass  to  the  person,  assau/t  or  fa/se  impn'sonment. 

Für  Klagen  aus  bestimmten  Delikten  ist  durch  die  Limitation  Act 
von  1623  eine  Verjährungsfrist  festgesetzt,  die  kürzer  ist  wie  die  all- 
gemeine Verjährungsfrist.  Für  die  hier  genannten  Ansprüche  beträgt 
sie  4  Jahre,  für  die  unter  d  genannten  2  Jahre. 

Die  action  of  trespass  ist  eine  Deliktsklage  auf  Schadenersatz  wegen 
einer  Störung  des  Rechtsfriedens.  Das  Wort  trespass  hat  sich  aus  dem 
lateinischen  transpassus  (Überschreitung,  nämlich  der  Grenze,  welche  das 
Recht  zum  Schutz  von  Personen  oder  Sachen  gezogen  hat)  gebildet.  An 
anderer  Stelle  wird  auf  diese  Klage,  die  in  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung des  Verlragsrechts  eine  große   Rolle  gespielt  hat,  näher  ein-. 
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zugehen  sein.  In  den  älteren  Zeiten  englischer  Recht^eschichle  war 
der  writ  of  trespass  die  Klagformel  für  injuries  to  the  person  or  property. 
Aus  dieser  Klage  entwickelte  sich  dann  der  writ  (action)  of  trespass  on 
the  casej  eine  Klagformel,  die  im  Gegensatz  zu  dem  alten  writ  of  trespass 
so  formuliert  war,  daß  sie  auf  einen  größeren  Kreis  von  Tatbeständen 
paßte  (vgl.  hierzu  die  Darstellung  bei  Pol  lock,  Law  of  Torts  4  Auflage, 
S.  3-7). 

Die  Vorschrift  des  Statute  of  Limitations  lautet:  that  all  actions 
of  trespass  quare  clausuni  fregit,  all  actions  of  trespass^  detinue,  oition 
sur  trover  and  repleinn,  for  taking  away  of  goods  and  cattUj  all  actions 
upon  the  case  and  all  actions  of  assault  menace  battery,  wounding  and 
imprisonment,  or  any  of  theni,  which  sJiall  be  sued  or  brought  at  any  iime 
after  the  end  of  this  present  session  of  Farliamenty  shall  be  comtficfued  and 
sued  within  the  time  and  limitation  hereafter  expressed^  and  not  after.  That 
is  to  say  tlie  said  actions  upon  the  case  (otJicr  than  for  sl ander)  and 
the  said  actions  for  trespass  debt,  detinue  and  replann  for  goods  or  cattU 
and  the  said  action  for  trespass,  quare  clausuni  fregitj  within  three  years 
next  after  tJie  end  of  this  present  session  of  Parliamenty  or  within  six 
years  next  after  the  cause  of  such  actions  or  suit  and  not  afttr  and  the 
said  actions  of  trespass  for  assault  baitery,  wounding  and  imprisonment 
or  any  of  them  within  one  year  next  after  the  end  of  this  present  session 
of  Parliamenty  or  within  four  years  next  after  the  cause  of  such  actions 
or  suit  and  not  after  and  the  said  action  upon  the  case  for  words  within 
one  year  after  tlie  end  of  this  present  session  of  Parliament  or  within 
two  years  next  after  the  ivords  spoken,  and  not  after. 

Zu  den  einzelnen  in  der  Lim.  Act  von  IÖ23  erwähnten  Klagen 
ist  das  Folgende  zu  bemerken.  Die  action  of  trespass  quare  clausuni  fregit 
trägt  ihren  Namen  nach  der  alten  Klagformel,  in  der  jemand,  der 
rechtswidrig  Land  eines  andern  betreten  hatte,  aufgefordert  wurde,  sich 
zu  rechtfertigen,  quare  clausuni  queren tis  fregit.  Es  iiandelte  sich  also 
um  eine  Art  actio  negatoria.  Unter  der  Bezeichnung  all  actions  of 
trespass  sind  die  übrigen  actions  of  trespass  zu  verstehen.  Z.  B.  de  bonis 
asportatis,  d.  h.  wegen  rechtswidriger  Besitzentziehung  beweglicher  Sachen. 

Die  actiofi  of  trespass  hatte  ein  widerrechtliches '  Handeln  mittels 
tatsächlicher  Gewalt  durch  eigenmächtiges  und  rechtswidriges  Eindringen 
auf  fremdes  Land  oder  durch  Wegnahme  von  Sachen,  Tötung  von  Tieren, 
usw.  zur  Voraussetzung.  Die  action  on  the  case,  genauer  trespass  on  the 
case,  war  eine  Weiterbildung  der  action  of  trespass  durch  analoge  An- 
wendung „in  consimili  casu",  wenn  die  Voraussetzungen  der  alten  action 
of  trespass  nicht  gegeben  waren,  aber  die  Gerichte  wegen  rechtswidriger 
Verletzung  der  Person  oder  des  Eigentums  eines  andern  Schadenersatz 
gewähren  wollten,  z.  B.  wenn  der  Anspruch  auf  ein  schuldhaftes  Unter- 
lassen gestützt  wurde.  Aus  der  action  of  trespass  on  the  case  ent>*'ickelie 
sich  dann  die  action  of  assumpsit  auf  Schadensersatz  wegen  schuldhafter 
Nichterfüllung  von  obligatorischen  Verträgen,  so  daß  also  die  Klage 
wegen  schuldhafter  Vertragsverletzung  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein 
in  der  Form  einer  Deliktsklage  geltend  gemacht  wurde. 

Detinue  ist  die  Klage  auf  Herausgabe  einer  beweglichen  Sache» 
deren  Besitz  dem  Kläger  widerrechtlich  vorbehalten  wird. 
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Trover  ist  die  Klage  auf  Schadensersatz  wegen  rechtswidriger  Vor- 
euthaltung  des  Besitzes  von  Sachen. 

Replevin  ist  die  Klage  auf  Wiedererlangung  von  Sachen  und 
Schadensersatz  bei  unzulässiger  Selbstpfändung  (distress). 

In  der  Neuzeit  ist  durch  die  Gesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts 
das  formelle  Klagensystem  des  englischen  Rechts  beseitigt  worden,  und 
damit  hat  die  Unterscheidung  zwischen  den  verschiedenen  Klagen 
viel  von  ihrer  praktischen  Bedeutung  verloren.  Für  die  Auslegung  des 
Statute  of  Limitation  ist  aber  die  alte  Einteilung  in  actions  of  trespass 
against  the  person  und  actions  of  trespass  to  land  and  goods  noch  von  Be- 
deutung, weil  die  Verjährungsfrist  für  diese  beiden  Arten  von  Delikten  eine 
verschiedene  ist.  Wir  brauchen  aber  auf  diese  antiquierte  Einteilung 
des  alten  Gesetzes  nicht  näher  einzugehen,  indem  wir  mit  Pol  lock,  Tort 
S.  205  sagen,  daß  in  4  Jahren  verjähren  injuries  to  the  person, 
das  heißt  Angriffe  auf  den  Körper  einer  Person  einschließlich 
der  Freiheitsberaubung,  während  für  trespass  to  lands  or  goods^ 
d.  h.  Ansprüche  wegen  Verletzung  des  Eigentums  an  un- 
beweglichen oder  beweglichen  Sachen,  die  gewöhnliche 
Verjährungsfrist  von  sechs  Jahren  gilt.  Die  am  Schluß  des 
Gesetzes  erwähnte  Klage  wegen  eines  Angriffs  auf  die  Ehre  einer 
Person,  fällt  unter  die  folgende  Vorschrift. 

Zu  d.    S/ander,  PenaJt/es. 

Slander  liegt  vor.  wenn  durch  die  mündliche  Verbreitung  von 
Tatsachen,  welche  die  Ehre  einer  anderen  Person  verletzen,  "dieser  ein 
nachweisbarer  Schaden  entstanden  ist.  Der  Verletzte  kann  dann  diesen 
Schaden  mit  der  action  for  slander  einklagen.  In  gewissen  Fällen  kann 
aber  eine  Person  wegen  einer  solchen  Ehrverletzung  auch  klagen,  ohne 
daß  sie  in  der  Lage  ist,  einen  bestimmten  Schaden  (speäal  damage) 
nachzuweisen,  nämlich : 

1.  Wenn  der  Verletzte  durch  die  Äußerung  eines  andern  einer 
strafbaren  Handlung  bezichtigt  wird. 

2.  Wenn  behauptet  wird,  daß  der  Verletzte  eine  ansteckende  Krank- 
heit hat,  welche  seinen  Ausschluß  aus  der  mensclilichen  Ge- 
sellschaft zur  Folge  haben  würde. 

3.  Wenn  ihm  Unehrlichkeit  oder  Mangel  an  Sachkenntnis  in 
seinem  Gewerbe  vorgeworfen  wird,  oder  wenn  die  Behauptungen 
sonst  darauf  abzielen,  jemanden  in  der  Ausübung  seines  Ge- 
werbes zu  schädigen. 

Mündliche  Äußenmgen,  welche  in  den  unter  Nummer  i — 5  ge- 
nannten Fällen  zu  einer  action  for  slander  berechtigen,  ohne  daü  es  des 
Nachweises  eines  special  damage  bedarf,  nennt  man  y.actionable  per  se'^. 
Es  wird  angenommen,  daß  in  diesen  Fällen  die  Absicht,  den  Klüger 
zu  schädigen,  so  offenbar  ist,  daß  das  Recht  den  Kläger  des  Beweises 
überhebt,  daß  die  Äuüerungen  ihn  tatsächlich  geschädigt  haben. 

Nur  die  action  for  slander  auf  Grund  von  Äußerungen  y^actionable 
per  se^^  unterliegt  der  zweijährigen  Verjährungsfrist  des  §  159  d, 
während     die     action  for    slander    auf    Grund     anderer    mündlicher 
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Äußerungen,  bei   welchen  also   ein   bestimmter  Schaden   nachgewiese« 
werden  muß,  der  gewöhnlichen  sechsjährigen  Verjährungsfrist  unterliegt 

Eine  schriftliche  Beleidigung  ist  niemals  slander^  sondern  lihel\ 
für  diese  gilt  ebenfalls  die  gewöhnliche  sechsjährige  Verjährungsfrist 

PenaliieSy  Sums  of  Money  given  by  Statute  to  the  party  grieved. 

Das  Wort  Penalty  wird  in  zweierlei  Bedeutungen  gebraucht: 

1.  für  Konventionalstrafen,  und 

2.  für  Bußen  oder  Geldstrafen. 

Hier  ist  das  Wort  nur  in  dem  Sinne  einer  Geldbuße  gebraucht, 
auf  welche  die  geschädigte  Partei  auf  Grund  gesetzlicher  Vorschriften 
Anspruch  hat.  Wenn  das  Gesetz  bestimmt,  daß  eine  Partei  nicht  eine 
Buße  bis  zu  einer  bestimmten  Höchstsumme,  sondern  in  Höhe  des 
entstandenen  Schadens  fordern  kann,  so  ist  dieser  Anspruch  ein  solcher 
auf  damages  im  Sinne  der  Bestimmungen  der  Civil  Procedure  Act  yon  1833. 
Diese  bestimmt  nämlich: 

,  .  .  all  actions  for  penalties  damages  or  sums  of  money^  given  ic 
the  party  griez^ed  by  any  Statute  tww  or  hereafter  to  bt  in  force  .  .  . 
s/uill  be  commenced  and  sued  within  the  time  ofid  limitation  hereinafler 
expressed  and  not  after  .  .  .  That  ist  to  say  .  .  .  the  said  actions  by 
the  party  grieved  within  one  year  after  the  end  of  this  present  sessüm 
or  within  two  years  after  the  cause  of  such  actions  or  suitSy  but  not 
after. 

Unter'  yyparty  griet'ed^''  ist  die  verletzte  Partei  zu  verstehen,  im 
Gegensatz  zu  dem  sog.  j^common  informer^^.  Unter  einem  solchen  versteht 
man  eine  Person,  die,  ohne  selbst  verletzt  zu  sein,  eine  der  in  England  heute 
noch,  wenn  auch  in  beschränktem  Maße,  zulässigen  Popularklagen  er- 
hebt. Ein  solcher  common  informer  kann  nach  dem  Gesetz  JL  Eüs- 
^'  Sy  ^'  ^Sf  seine  Klage  nur  innerhalb  eines  Jahres  erheben. 

Für  Schadensansprüche  (damages)  oder  Geldbuße  (penalties)  gilt 
jedoch  die  kurze  Verjährungsfrist  des  §  I59d  nur,  wenn  ein  bestimmtes 
Gesetz,  welches  für  die  Allgemeinheit  erlassen  ist,  „0  Public  General  Ad"f 
nicht  nur  „a  Private  Act  of  Parliament^)  verletzt  ist 

Für  Klagen  aus  andern  Delikten,  tortSj  gilt  die  gewöhnliche  Ver- 
jährungsfrist von  sechs  Jahren.  Unter  Umständen  kann  die  Klage  aus 
einem  tort  mit  einer  Klage  wegen  Verletzung  eines  Vertrages  kon- 
kurrieren, z.  B.  wenn  jemand  sich  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  ver- 
pflichtet hat,  gewisse  das  Nachbargrundstück  belästigende  Betriebe  auf 
seinem  Grundstück  nicht  zu  halten.  Im  letzteren  Fall  kann  innerhalb 
der  zwanzigjährigen  Frist  des  §  159  a  geklagt  werden. 

Die  Haftung  der  Direktoren  einer  Gesellschaft  auf  Grund  der 
Directors  Liability  Act  auf  Schadensersatz  wegen  falscher  Angaben  im 
Prospekt  unterliegt  nicht  der  kurzen  zweijährigen  Verjährung,  vgl. 
Thomson  7k  Lord  Clanmorris  [igOO]  I  Ch.  yi8. 


*)  Vgl.    über    den  Unterschied    zxvischen    Public   General  Acts  and  Priratt 
Acts  Hatschek,  Engl.  Staatsrecht  Bd.  I  S.  5i4f..  Bd.  II  S.  376f. 
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Zu  e.    Klagen  der  audüors  gegen  die  Poor  Law  Guardian$ 
and  officens, 

Auditon  sind  Bücherrevisoren. 

Guardians  sind  die  Mitglieder  des  hoard  of  guardians  der  Behörde, 
welche  die  Armen  Verwaltung  eines  Distriktes  unter  sich  hat. 

Officers  sind  die  Beamten  dieser  Behörde,  während  die  guardians 
ehrenaratiich  tätig  sind. 

Das  board  of  guardians  untersteht  dem  Local  Government  Boards 
welches  jedes  Vierteljahr  eine  Revision  (audit)  der  Abrechnungen  durch 
Revisoren  (auditors)  vornehmen  läßt.  Finden  sich  Unregelmäßigkeiten 
in  der  Geschäftsführung,  so  sind  die  guardians  verpflichtet,  für  die 
Fehlbeträge  aufzukommen.  Es  bedarf  hierzu  keiner  Klage,  sondern 
die  Beträge  können  durch  Zwangsvollstreckung  im  Verwaltungswege 
wie  Steuern  eingezogen  werden.  Die  Verjährung  beginnt  mit  der 
Prüfung  der  Abrechnung. 

Zu  f.    Verletzung  der  Amtspflicht  - 

Diese  Vorschrift  bezieht  sich  auf  den  Fall,  daß  ein  Beamter, 
a.  B.  ein  Richter  in  Anspruch  genommen  wird,  weil  er  in  Aus- 
übung seines  Amtes  ein  Gesetz  verletzt  hat.  Verschiedene  Gesetze 
haben  die  Haftung  von  Personen  für  Schaden,  den  sie  durch  Amts- 
handlungen verursacht  haben,  eingeschränkt.  Ein  älteres  Gesetz  43  Geo. 
IIL  c,  141  bestimmt  z.  B.,  daß  bei  einer  Klage  gegen  justices  wegen 
ungerechtfertigter  Verurteilung  zu  einer  Strafe  als  Schadensersatz  nur 
2  d  gefordert  werden  konnte,  wenn  nicht  ausdrücklich  eine  absichtliche 
Beugung  des  Rechts  oder  der  Mangel  eines  genügenden  Grundes  zur 
Verurteilung  des  jetzigen  Klägers  behauptet  würde.  An  die  Stelle 
dieses  Gesetzes  trat  die  Justices  Protection  Act  von  /Ä^/,  //  dr»  12  Vict. 
c.  44,  welche  bestimmt,  daß  Schadensersatzklagen  gegen  die  Richter 
nur  zulässig  seien,  wenn  behauptet  würde,  daß  die  Amtshandlung 
maliciously  and  uuthout  reasonable  and  probable  cause  vorgenommen  war. 
Die  Public  Authorities  Protection  Act  iSgj  bestimmt  allgemein  in  s.  i,  daß 
die  Klage  innerhalb  6  Monaten  nach  der  Amtshandlung,  über  welche 
sich  der  Kläger  beschwert,  eingebracht  werden  muß: 

Where  öfter  the  cotnmencement  of  this  Act  any  action,  prosecution, 
or  other  proceeding  is  commenced  in  the  United  Kingdom  against  at^ 
persan  for  any  act  done  in  pursuancCy  or  execution  or  intended  exeaäion 
of  any  Act  of  Parliament,  or  of  any  public  duty  or  authority^  or  in 
respect  of  any  alleged  neglecty  or  default  in  the  execution  of  any  such  Acty 
duty  or  authorityj  the  folloiving  provisions  shall  have  eßeci: 

a)  the  actiony  prosecution  or  proceeding  shall  not  lie  or  be  instituted 
unless  it  is  commenced  within  six  months  next  after  the  act  neglect  or 
default  complained  of  or  in  case  of  a  continuance  of  injury  or  damage 
within  six  month  next  after  the  ceasitig  thereof. 

Das  Gesetz  bezieht  sich  auf  alle  Klagen  wegen  Handlungen,  die  in 
Erfüllung  öffentlicher  Verpflichtungen  von  Beamten  vorgenommen  sind. 
Im  Falle  Pollex  i\  Fordham  [1904]  2  K.  B.  345  war  der  Beklagte 
ein  Polizeirichter  (police  magistrate)\  er  hatte  den  Kläger  zu  einer  Geld- 
strafe verurteilt,  weil  er  seine  Kinder  nicht  rechtzeitig  hatte  impfen  lassen. 
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Da  der  Kläger  nicht  zahlte,  hatte  der  Beklagte  die  Pfändung  vi.n 
Sachen  des  Klägers  angeordnet  und  ausführen  lassen.  Später  wurdt 
das  Urteil  in  der  Berufungsinstanz  aufgehoben.  Sechs  Monate  nach 
Erlaß  des  ersten  Urteils  durch  den  Beklagten,  aber  noch  nicht  sechs 
Monate  nach  der  Pfändung,  klagte  der  Kläger  auf  Schadensersat?.  wegen 
der  ungerechtfertigten  Pfändung  Es  wurde  entschieden,  daß  die  sechs- 
monatliche Frist  von  der  Pfändung  an  rechne,  da  der  Kläger  sich 
über  diese  beklage. 

Die  Vorschrift  schützt  nicht  nur  den  Beamten  als  Individuum, 
sondern  auch  Korporationen.  Im  Falle  Parker  v.  London  County 
Council  [1904]  2  K,  B,  501  klagte  ein  Passagier  wegen  einer  Ver- 
letzung, die  er  durch  Nachlässigkeit  der  Angestellten  bei  Benutzung 
der  Straßenbahn  erlitten  haben  wollte,  welche  dem  Londoner  Graf- 
schaftsrat, dem  Beklagten,  gehörten.  Die  Klage  wurde  abgewiesen, 
weil  sie  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  von  dem  Unfall  an  erhoben 
worden  war.     Vgl.  auch  Fielden  v.  Morley  Corporation  [IQOO]  A.  C.  /JJ. 

Zu  g.     The  Hein  Appanent  to  the  Crown. 

Ein  Gesetz  von  1795  wollte  durch  Einführung  einer  kurzen  Ver- 
jährungsfrist verhindern,  daß  der  Thronerbe  Schulden  mache.  Deshalb 
wurde  durch  die  J/eir  Apparenfs  Establishment  Acty  1^95 y  s.  g  die  Ver- 
iährungsfrist  auf  3  Kalendermonate  bestimmt.  Die  Frist  lief  von  dem 
Tage  an,  an  welchem  eine  spezifizierte  Aufgabe  des  Anspruchs  dem 
ersten  Hotbeamten  des  Thronfolgers  übergeben  war. 

Zu  h.     Die  übrigen  Klagen. 

In  allen  anderen  Fällen  betrögt  die  Verjährungsfrist  sechs  Jahre, 
das  ergibt  sich  aus  den  bereits  zitierten  Vorschriften  der  Limitmfiofi  Aä 
1623^  s,  3j  sowie  der  Mercantile  Law  Amendment  Act  iSßöj  s.  g.  In  dieser 
Frist  verjähren  also  insbesondere  alle  Ansprüche  aus  obligatorischen 
Verträgen,  soweit  sie  nicht  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  enthalten 
sind.  Femer  alle  diejenigen  Deliktsklagen,  die  nicht  unter  c,  d  und  f 
aufgeführt  sind. 

Besonderheiten  bei  actions  of  account. 
Actions  0/ account  sind  Klagen  auf  Rechnungslegung  oder  auf  den  Betrag, 
der  sich  durch  eine  Abrechnung  zugunsten  des  Klägers  ergeben  wird.  Die 
Vorschriften  des  Statute  of  Limitation  von  1623  fanden  keine  Anwen- 
dung auf  merchants  accounts,  Abrechnungen  zwischen  Kaufleuten,  oder 
zwischen  Kaufleuten  und  ihren  factors  oder  servants.  Es  sollte  ver- 
hindert werden,  daß,  solange  das  Rechnungsverhältnis  noch  nicht  ab- 
geschlossen war  (open  account),  einige  Posten  verjährten.  Wenn  das 
Gesetz  auf  accounts  zwischen  Kaufleuten  untereinander  oder  ihren 
factors  oder  sen^ants  keine  Anwendung  finden  sollte,  so  bezog  sich  das 
aber  nur  auf  yyOpeft  accounts^^  (Sandys  v.  Blodweliy  W.  Jones,  401,  Martin 
V,  Delhoy  I  Sid.  463)-  Wenn  aber  das  Rechnungsverhältnis  abgeschlossen 
war  (account  stated),  so  verjährte  der  Saldo  bereits  nach  den  Vor- 
schriften  des   alten  Gesetzes   innerhalb  sechs  Jahren.     Die  Mercantilt 
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Law  Amendment  Acf,  I^S^?  führte  auch  für  open  accounis  zwischen 
Kaufleuten  und  ihren  fadors  and  senmnts  die  sechsjährige  Verjährung 
ein,  indem  sie  bestimmte: 

All  actions  of  account  nr  for  not  accounting^   and  sutts  for  such 

accouni   as  concem    the    trade   of  merchandise   betweeti   merchant   and 

merchantj  their  factors  or  servants,  shall  be  commenced  and  sued  within 

six  years  after  the  cause  of  such  actions  or  suits;  and  no  claim  in  respect  of 

a  matter  which  arose  more  than  six  years  before  the  commencement  of 

such  action  or  suit  shall  be  enforceable  by  action  or  suit  by  reason  only 

of  some  otJier  matter  of  claim   comprised  in  the  same  account  hcti'ing 

arisen  within  six  years  next  before  the  commencement  of  such  aäion  or  suit. 

Nach    diesem   Gesetz    kann   also    bei    einem   Kontokorrent    oder 

einer  sonstigen  gegenseitigen  Abrechnung  mit  Debet-  und  Kreditposten 

kein  Posten  mehr  eingesetzt  werden,  der  mehr  als  6  Jahre  zurückliegt. 

Er   kann   also   auch   nicht   mehr   im   Wege    der   Aufrechnung   geltend 

gemacht  werden. 

Das  alte  Gesetz  von  1623  redet  pur  von  actions  of  account,  es 
fand  daher  auf  Klagen  (suits)  im  Equity-'R^chi  keine  Anwendung.  Das 
Equit}'-RQQ\\i  gewährt  z.  ß.  dem  einen  partner  bei  Auflösung  einer  Ge- 
sellschaft ein  Recht  auf  Rechnungslegung.  Das  Gesetz  von  1855  redet 
von  actions  and  suits,  bezieht  sich  also  auch  'awS.  suits  for  an  account  in  Equity. 

§  160. 
Ein  schriftliches  Anerkenntnis  des  klägerischen  Titels, 
oder  eine  Zahlung  an  den  Kläger  oder  an  eine  Person,  von 
welcher  er  seinen  Anspruch  herleitet,  von  Kapital,  Rente 
oder  Zinsen  seitens  der  Person,  die  im  Besitze  des  Landes 
ist  oder  zur  Zahlung  einer  Schuld  oder  zum  Schadensersatz 
wegen  Vertragsbruchs  verpflichtet  ist,  hat  zur  Folge,  daß  die 
Verjährungsfrist  von  neuem  beginnt.  Wenn  aber  ein  An- 
spruch auf /s/ii/  oder  rent  oder  auf  Grund  einer  letztwilligen  Zu- 
wendung wegen  Ablauf  der  Verjährungsfrist  bereits  unklagbar 
ge^vorden  ist,  so  lebt  der  Anspruch  durch  ein  späteres  An- 
erkenntnis oder  eine  spätere  Zahlung  nicht  wieder  auf.  Das 
Anerkenntnis  eines  Anspruchs  aus  formlosen  Verträgen  muß 
derartig  sein,  daß  daraus  bei  sinngemäßer  Auslegung  ein 
Zahlungsversprechen  gefolgert  werden  kann. 

Statute  of  Frauds  Amendment  Act,  1828,  s.  i ;  Keal  Property  Limitation  Act, 
1833,  ^'  ^4f  MercantiU  Law  Amendment  Act,   1856,  s.  13. 

Civil  Procedure  Act,  1833,  s.  5;  Peai  Property  Limitation  1833,  s.  3;  1874,  s.  8' 

Real  Property  Limitation  Act,  1833,  s.  34-,  1874,  s.  8.  Kihbk  v.  Fairthorne 
[iSg5j  I  Ca.  219, 

Fester  v.  Daiuber  18 $1,  6  Exch.  at  p.  8^3;  in  re  River  Steamer  Co.  1871, 
L,  R.  6  Ck.  App.  822;  Lusber  v.  Hassard  1904,  20  T.  L.  R.  563,  Wahrschein- 
lich wird  eine  Zahlung  niemals  als  ein  Versprechen  angesehen,  eine  verjährle 
Schuld  zu  bezahlen,  es  sei  denn,  daß  sie  von  dem  Schuldner  ansdriicklich  als 
Teilzahlung  auf  diese  Schuld  geleistet  ist  (Re  Bosivell  [1906]  2  Ch.  359)* 
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Auch  im  englischen  Recht  kann  die  Verjährung  unterbrochen  werden, 
aber  es  kennt  nur  einen  Grund  für  die  Unterbrechung  der  Verjährung, 
das  Anerkenntnis,  welches  überdies  noch  an  eine  bestimmte  Form  ge- 
bunden ist.  Klageerhebung  unterbricht  die  Verjährung  nicht,  aber  wenn 
die  Klage  rechtzeitig  erhoben  ist,  so  kann  in  diesem  Verfahren  die 
Einrede  der  Verjährung  nicht  aus  dem  Grunde  erhoben  werden,  weil 
sie  in  der  Zeit  zwischen  der  Klageerhebung  und  dem  Erlaß  des  Urteils 
eingetreten  sei.  Das  eipbt  sich  aus  der  Fassung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften, denn  das  Statute  of  Limitation  schreibt  vor,  daß  die  Klage 
yfShall  be  commenced  and  sucd^^  und  die  Real  Property  Limitation  Ad 
von  1S74  sagt,  daß  die  Klage  innerhalb  12  Jahren  erhoben  werden  muß. 

Zahlung  im  Zwangswege  ist  kein  Anerkenntnis  (y^.  Morgan  v. 
Rawlands  (18/2),  L.  R,  7  Q.  B.  493,  sowie  Taylor  v,  Holland  [ig02], 
/.  K.  B,  6/6. 

Wir  werden  im  folgenden  zunächst  die  Wirkung  des  Anerkennt- 
nisses bei  Ansprüchen  betrachten,  die  der  Verjährung  nach  den  Vor- 
schriften des  Statute  of  Limitation  von  1623  unterliegen  und  später  die 
Ansprüche,  die  unter  die  Real  Prof,  Lim,  Acts  fallen. 

Das  alte  Gesetz  von  1623  enthält  keine  ausdrücklichen  Vorschriften 
über  die  Wirkung  eines  Anerkenntnisses,  jedoch  wurde  von  den  Ge- 
richten die  Rechtsnorm  entwickelt,  daß  ein  Anerkenntnis  die  Einrede 
der  Verjährung  beseitigt.  Im  englischen  Recht  ist  ein  formloses  Ver- 
sprechen einer  Leistung,  wie  schon  mehrfach  erwähnt  wurde,  nur  gültig, 
wenn  der  Versprechende  eine  Gegenleistung,  sei  es  auch  nur  in  der 
Form  eines  Versprechens  der  anderen  Partei,  erhält  oder  eihalten 
hat.  Diese  Gegenleistung  ist  die  consideration.  Die  Gerichte  stellten 
sich  nun  auf  den  Standpunkt,  daß  die  alte  Schuld  eine  genügende  con- 
sideration für  das.  erneute  Zahlungsversprechen  sei.  Genauer  genommen 
meinten  sie  offenbar,  daß  die  Gegenleistung  für  das  alte  verjährte  Ver- 
sprechen eine  genügende  consideration  für  das  neue  Versprechen  sei. 
So  sagt  Richter  Wigram  im  Falle  PJiillips  v,  Phillips  1844,  3  ^<^'  •^*- 
„Die  gesetzliche  Wirkung  des  Anerkenntnisses  einer  Schuld,  die  nach 
dem  Gesetz  21  Jac,  I,  C,  16  s,  3  verjährt  ist,  ist  die  eines  Versprechens, 
die  alte  Schuld  zu  bezahlen,  und  für  diesen  Zweck  ist  die  alte  Schuld 
eine  consideration  im  Rechtssinne.  Und  die  alte  Schuld  lebt  so  gewisser- 
maßen wieder  auf;  aber  sie  lebt  nur  wieder  auf  als  consideration  für 
das  neue  Versprechen.  Dieses  neue  Versprechen  (nicht  die  alte  Schuld) 
bleibt  das  Maß  für  das  neue  Recht  des  Gläubigers,  d.  h.  wenn  der 
Schuldner  verspricht,  die  alte  Schuld  zu  bezahlen,  sobald  er  dazu  im- 
stande ist,  oder  in  Raten  oder  in  2  Jahren  aus  einem  bestimmten 
Fonds,  so  kann  der  Gläubiger  nicht  mehr  beanspruchen,  als  ihm  nach 
diesem  Versprechen  zusteht". 

Ein  Gesetz,  p.  Geo.  IV.  C.  /^,  stellte  aber  das  Erfordernis  auf,  daß 
das  Anerkenntnis  einer  Schuld  nur  durch  einen  schriftlichen  Beleg  nach- 
gewiesen werden  könne,  außer  wenn  das  Anerkenntnis  durch  Teilzah- 
lung erfolgt.  Das  Gesetz,  welches  gewöhnlich  Lord  Tenterden's  Ad 
genannt  wird,  bestimmt  in  s.  i,  nachdem  es  auseinandergesetzt  hat, 
daß  sich  hinsichtlich  der  Wirkung  des  Anerkenntnisses  eines  VerU-ages 
verschiedene  Streitfragen  ergeben  hätten,  das  Folgende: 
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In  acHons  of  debt  or  upon  the  case  grounded  upon  any  simple  con- 
tract  no  cuknowledgnuni  or  promise  by  words  only  shall  be  deemed  suf- 
ficient  evidmce  of  a  new  or  continuing  cantract  whereby  to  take  any 
case  out  of  the  Operation  of  the  said  enactments  or  äther  of  them,  or  to 
deprive  any  party  of  the  benefit  thereofy  uniess  such  acknowledgment 
or  promise  shall  be  made,  or  containea  by  or  in  some  writing  to  be 
signed  by  the  party  chargectble  thereby. 

Es  ist  daher  nicht  erforderlich,  daß  der  Schuldner  in  dem  Schrift- 
stück ausdrücklich  ein  Anerkenntnis  abgibt,  vielmehr  genügt  es,  wenn 
irgendwelche  vom  Schuldner  herrührende  Schriftstücke,  z.  B.  ein  Brief, 
dem  Gericht  vorgelegt  werden,  in  dem  Wendungen  gebraucht  sind,  aus 
denen  sich  ein  Anerkenntnis  ergibt.  So  war  es  ein  genügendes  An- 
erkenntnis, wenn  der  Schuldner  in  einem  Briefe  schrieb:  „Ich  schäme 
mich,  daß  meine  Rechnung  schon  so  lange  offen  steht"  (Comforth 
V,  Smithard  l8S9f  S-  H,  &*  N.  J3)y  oder  wenn  er  schrieb:  „ich  hoffe, 
daß  alles  mit  W.  (dem  Gläubiger)  seinen  Wünschen  entsprecliend  arran- 
giert werden  wird"  (Edmonds  v,  Goater  l8S2,  15  Beav,  415)  oder: 
„senden  Sie  mir  Ihre  Abrechnimg"  (Quincey  v.  Sharpe  i8/Sj  ^  ^*  ^-  7^)- 
Nach  diesem  Gesetz  war  es  erforderlich,  daß  das  Schriftstück,  welches 
das  Anerkenntnis  enthält,  von  dem  Schuldner  persönlich  unterzeichnet 
war;  dieses  Erfordernis  kam  jedoch  in  Wegfall  durch  eine  Vorschrift  der 
Mercantile  Law  Amendment  Act  1856  (ig  6^v  20  Vict.  c,  g/),  welche 
in  s.  13  bestimmt: 

In  reference  to  the  provisions  of  the  Act  of  the  ninth  year  of  the 
reign  of  King  George  the  Fourth,  chapter  fourteetiy  sections  one  and  eighty 
an  acknowledgment  or  promise  made  or  contained  by  or  in  a  writing 
signed  by  an  agent  of  tßie  party  chargeable  therebyj  duly  authorised  to 
make  such  cuknowledgmmt  or  promise^  shall  have  the  same  effcct  as  if 
such  writing  had  been  signed  by  such  party  himself^). 

Das  Anerkenntnis  muß  gegenüber  der  anderen  Partei  oder  ihrem 
Vertreter  abgegeben  werden,  es  genügt  nicht,  wenn  es  gegenüber  einem 
Dritten  abgegeben  wird  (vgl.  Tanner  v.  Smart  182^^  6  B,  &"  C,  ÖOjy 
Stanford  Bank  v,  Smith  [l8g2]  I.  Q.  B.  765);  die  Entscheidungen  über 
diesen  Punkt  haben  übrigens  geschwankt  (vgl.  Banning^  Limitations 
3.  Auflage,  S.  48). 

Anerkenntnis  durch  Teilzahlung. 

Bei  einem  Aberkenntnis  durch  Teilzahlung  ist  es  nicht  erforderiich, 
daß  der  Gläubiger  außerdem  noch  den  Nachweis  eines  schriftlichen 
Anerkenntnisses  erbringt. 

Die  grundlegende  Entscheidung  bildet  der  Fall  Tippets  v.  Heane  1834, 
I  C,  M.&^  R,  252y  in  welchem  folgende  Erfordernisse  für  ein  An- 
erkenntnis durch  Teilzahlung  aufgestellt  sind: 

„Damit  durch  eine  Teilzahlung  die  Wirkung  des  Statute  of 
Limitation  ausgeschlossen  wird,  muß  nachgewiesen  weiden:     i.  Daß 


*)  Diese  Bestimmung,  daß  die  Unterzeichnung  durch  einen  agent  genügen 
soll,  bezieht  sich  aber  nicht  auf  s.  6  des  Gesetzes  9  Geo.  4,  f.  14.  Vgl.  oben 
S-  637—638. 


fiiei 


fier 


^l,scbnitt     Verjährung. 


-^  .^fijnd  eines  ungültigen  Rechtstitels,  z.  B.  eines 

jemf^"^^  ^ßesit^  eines   Grundstücks   erlangt,   so   ist   er  von 

•^T^/^^  ^^^  aiäffrse possessor,  da  er  ja  gegenüber  dem  Berech- 

^/^^'^^^^P"^^i^ii€l  besitzt.     Eine  Beendigung  eines  gültigen  kose 

^^'^ohn^  ^%-enn  der  Mieter  sich  einen  Verstoß  gegen  den  Miets- 

^n  eint^^^^^^ideii  kommen   läßt,   welcher   nach  den  Bestimmungen 

vertriig  '^      g/nen  Verfall  seiner  Rechte  zur  Folge   hat   (forfcifure). 

des  y^    jer  Mieter,  der  nach  Beendigung  seines  Rechts  im  Besitze 

(ier   d^^    ^'^^    vornherein    ohne   gültigen    Rechtstitel    besitzt, 

^^^^Jhrt    den   Mietszins    an    den  Vermieter    zu    zahlen,    so    ist  diese 

^^^jigder  rent  ein  Anerkenntnis  des  Rechtstitels  desjenigen,  an  den 

^ rent  gezahlt  wird  und  unterbricht  die  Verjährung.     Diese  Art  des 

Anerkenntnisses  kann  natürlich  nur  bei  solchen  Titeln  vorkommen,  bei 

denen  die  rent  die  Vergütung  für  die  Benutzung  des  Grundstücks  ist,  wie 

bei  Uases  oder  ähnlichen  Rechtsverhältnissen.  Durch  Zahlung  einer  rmtof 

inheritance  die  als  selbständige  dingliche  Last  auf  dem  Grundstücke  ruht, 

ohne  eine  Vergütung  für  die  Benutzung  zu   bilden,  wird  der  Titel  an 

dem  Grundstück  nicht  anerkannt,   sondern  nur  der  Titel  an  der  rent 

Anerkenntnis  durch  schriftliche  Erklärung  des  Besitzers. 
Die  Verjährung  des  Anspruchs  des  Berechtigten  wird  unterbrochen, 
wenn   der  adverse  possessor  den  Titel   des  Berechtigten    schriftlich  an- 
erkennt.    S.   14  der  Real  Prop.  Lim.  Act  1833  bestimmt  nämlich: 

W/ien  any  acknoivledgment  of  the  title  of  the  person  entitkä  io 
any  land  or  rent  shali  haue  beert  given  to  htm  or  his  agent  in  writing, 
signed  by  the  person  in  possession  or  in  receipt  of  the  profits  of  such 
landy  or  in  receipt  of  such  rent,  then  such  possession  or  receipt  of  or  by 
the  person  by  wJwm  such  acktwwledgment  shall  hctve  been  given  shall 
be  deemedy  according  to  the  meaning  of  this  Act,  to  have  been  the  pos- 
session or  receipt  of  or  by  the  person  to  whomj  or  to  whose  agentj  such 
acknowledgment  shall  have  been  given  at  the  time  of  gtinng  the  same: 
and  the  right  of  such  Icut-mentioned  person  or  any  person  claiming  through 
him  to  make  an  entry  or  distress^  or  bring  an  action  to  recover  such 
land  or  rentj  shall  be  deemed  to  have  first  accrued  at  and  not  befort 
the  time  at  which  such  acknowledgment ^  or  the  last  of  such  acknoivledg- 
mmtSy  if  more  than  one,  was  given, 

Anerkenntnis  bei  money  charged  on  land. 
Für  diese  Ansprüche  ist  s.  8  der  Real  Prop,  Lim,  Act  18/4 
maßgebend,  deren  erster  Teil  bereits  oben  zitiert  wurde  und  der  be- 
stimmt, daß  für  die  dort  genannten  Ansprüche  die  Verjährungsfrist 
12  Jahre  von  dem  Zeitpunkt  an  beträgt,  an  dem  ein  fälliges  Recht 
auf  den  Empfang  einer  Person  erwachsen  ist,  die  fähig  ist,  darüber 
zu  quittieren  oder  darauf  zu  verzichten,  „unless  in  meantime  some  fart 
of  the  priticipal  money ,  or  some  interest  thereon,  shall  have  been  paidj  or 
some  acknmvledgment  of  the  right  thereto  shall  have  been  given  in  writing, 
signed  by  the  person  by  whom  the  same  shall  be  payable  or  his  agent,  to 
the  person  entitled  thereto  or  his  agent;  and  in  such  case,  no  such  action 
or  suit  or  proceeding  shall  be  brought  but  with'n  trvehe  years  after  such 
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dürfen  nicht  als  Ersatz  für  die  mündliche  Vernehmung  vorgelegt  werden. 
Eine  Ausnahme  gilt  aber  für  den  Fall,  daß  ein  Zeuge  oder  eine  Partei 
verstorben  ist.  In  solchen  Fällen  wurden  schriltliche  Aufzeichnungen 
des  Zeugen  oder  der  Partei,  die  dem  Interesse  des  Aufzeichnenden 
zuwiderliefen,  als  zulässige  Beweismittel  angesehen.  Wenn  z.  B.  ein 
Gläubiger  eine  Schuld  in  seinen  Büchern  notiert,  und  zugleich  bemerkt 
hatte,  daß  sie  bezahlt  sei, "  so  machte  dieser  Zusatz  die  Eintragung  zu 
einer  solchen  gegen  das  Interesse  des  Eintragenden,  denn  er  konnte 
aus  dieser  Eintragung,  in  der  er  anerkannte,  daß  die  Schuld  bezahlt 
sei,    keine    Ansprüche    herleiten    (Higham  v.  Riägway^    lO  East  lOg), 

Ebenso  ist  eine  Notiz  auf  einem  Wechsel  über  eine  Zahlung  gegen 
das  Interesse  des  Gläubigers  und,  wenn  er  verstorben  ist,  so  konnte 
der  Testamentsvollstrecker  oder  der  Schuldner  sich  auf  eine  solche 
Eintragung  beziehen,  ersterer  zum  Nachweise  dafür,  daß  eine  Teil- 
zahlung in  Anerkennung  der  Schuld  erfolgt  und  daß  dadurch  die  Ver- 
jährung imterbrochen  sei.  Diese  letztere  Konsequenz  wurde  aber  durch 
die  erwähnte  Vorschrift  von  Lord  Teftierdeiüs  Act  wieder  beseitigt,  so 
daß  der  Rechtsnachfolger  des  verstorbenen  Gläubigers,  wenn  der 
Schuldner  eine  Teilzahlung  bestreitet,  nicht  schon  durch  die  Vorlage 
eines  Vermerkes  des  Gläubigers  auf  dem  Schuldschein  oder  Wechsel 
oder  in  den  Büchern  des  Gläubigers  über  eine  stattgehabte  Teilzahlung 
die  Einrede  der  Verjährung  beseitigen  kann. 

Im  übrigen  vgl.  über  die  Lehre  von  der  ^admission  against  interest** 
Smith  Leading  Cases,   ii.  Auflage  Band  II,  S.  337 — 352. 

Specialty  Debts. 
Für  specialty  debtSy  d.  h.   Leistungen,    die   in  einer  Urkunde  unter 
Siegel  versprochen  sind,  beträgt  die  Verjährungsfrist  nach   §  159  No.  i 
zwanzig  Jahre.     Über  die  Wirkung  des  Anerkenntnisses  einer  solchen 
Schuld  bestimmt  s.  5  der  Civil  Procedure  Act  1833: 

If  any  acknowledgment  shall  have  been  madCj  —  either  by  writingj 
sigried  by  the  party  liable  by  virtue  of  such  ifidenttire,  specialty,  or  re- 
cognizanccy  or  Iiis  agetit,  or  by  part-payment  or  part  satisfaction  on 
account  of  any  principal  or  interest  being  then  due  thereon,  —  //  shall 
and  may  be  lawful  for  the  person  or  persons  entitled  to  such  actions  to 
bring  his  or  their  action  for  the  money  ranaining  unpaid  and  so  ack- 
nmvledged  to  be  due,  ^vithin  tiventy  years  after  such  acknowledgment  by 
writing,  or  part-payment,  or  part  satisfaction  as  aforesaid. 

Das  Anerkenntnis  bewirkt  also,  daß  die  zwanzigjährige  Frist  von 
neuem  zu  laufen  beginnt.  Es  ist  nicht  erforderlich,  daß  dieses 
Anerkenntnis  in  derselben  Form  eilolgt,  wie  die  ursprüngliche  Ver- 
pflichtung begründet  wurde,  es  genügt  ein  schriftliches  Anerkenntnis, 
das  von  der  Partei  oder  ihrem  Vertreter  unterzeichnet  ist.  Ein  münd- 
liches Anerkenntnis  genügt  nicht.  Dagegen  genügt  auch  hier  ein  An- 
erkenntnis durch  Teilleistung. 

Anerkenntnis  von  Ansprüchen   ,,/^  recover  land  or  rent^. 
Bei  der  Verjährung   von   Ansprüchen    auf  Erlangung  des  Besitzes 
von   lafid  oder  auf  rerit  müssen  wir  zunächst   berücksichligen,  daß  die 
Verjährungsfrist  nur  läuft,  solange  ein  anderer  adverse  possessor  ist. 

G.  Schirrmeistcr,  Bürger].  Red.t  Englands.  I.  5^ 
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Wenn  jemand  auf  Grund  eines  ungültigen  Rechtstitels,  z.  B.  eines 
nichtigen  Uase  den  Besitz  eines  Grundstücks  erlangt,  so  ist  er  von 
diesem  Zeitpunkt  an  adverse  possessor^  da  er  ja  gegenüber  dem  Berech- 
tigten ohne  Rechtstitel  besitzt.  Eine  Beendigung  eines  gültigen  least 
kann  eintreten,  wenn  der  Mieter  sich  einen  Verstoß  gegen  den  Miets- 
vertrag zu  Schulden  kommen  läßt,  welcher  nach  den  Bestimmungen 
des  Vertrages  einen  Verfall  seiner  Rechte  zur  Folge  hat  (forfciture). 

Wenn  der  Mieter,  der  nach  Beendigung  seines  Rechts  im  Besitze 
bleibt,  oder  der  von  vornherein  ohne  gültigen  Rechtstitel  besitzt, 
fortfährt,  den  Mietszins  an  den  Vermieter  zu  zahlen,  so  ist  diese 
Zahlung  der  rent  ein  Anerkenntnis  des  Rechts  titeis  desjenigen,  an  den 
die  rent  gezahlt  wird  und  unterbricht  die  Verjährung.  Diese  Art  des 
Anerkenntnisses  kann  natürlich  nur  bei  solchen  Titeln  vorkommen,  bei 
denen  die  rmt  die  Vergütung  für  die  Benutzung  des  Grundstücks  ist,  wie 
bei  leases  oder  ähnlichen  Rechtsverhältnissen.  Durch  Zahlung  einer  rentof 
inhtritance  die  als  selbständige  dingliche  Last  auf  dem  Grundstücke  ruht, 
ohne  eine  Vergütung  für  die  Benutzung  zu  bilden,  wird  der  Titel  an 
dem  Grundstück  nicht  anerkannt,   sondern  nur  der  Titel  an  der  rmt. 

Anerkenntnis  durch  schriftliche  Erklärung  des  Besitzers. 
Die  Verjährung  des  Anspruchs  des  Berechtigten  wird  unterbrochen, 
wenn   der   adverse  possessor  den  Titel   des   Berechtigten    schriftlich  an- 
erkennt.    S.   14  der  Real  Prop,  Lim,  Act  1833  bestimmt  nämlich: 

When  any  ackncnvleägment  of  the  title  of  the  person  entitUd  io 
any  land  or  rent  shall  have  beeu  given  to  Mm  or  his  agent  in  ivritin^y 
signed  by  the  person  in  possession  ar  in  receipt  of  the  profits  of  such 
landy  or  in  receipt  of  such  rent,  then  such  possession  or  receipt  of  er  by 
the  person  by  whom  such  acknoiuledgment  shall  have  been  given  shall 
be  deemedy  according  to  the  meaning  of  this  Act,  to  have  been  the  /rv- 
session  or  receipt  of  or  by  the  person  to  whomy  or  to  whose  agcnty  such 
acknowledgment  shall  have  been  given  at  the  time  of  giving  the  same. 
and  the  right  of  such  last-mentioned  person  or  any  person  claiming  through 
him  to  make  an  entry  or  distress,  or  bring  an  action  to  recover  such 
land  or  rent,  shall  be  deenied  to  have  first  accrued  at  and  not  htjore 
the  time  at  which  such  acknowledgment,  or  the  last  of  such  acknoivled^- 
ments,  if  more  than  one,  was  given, 

Anerkenntnis  bei  money  charged  on  land. 
Für  diese  Ansprüche  ist  s.  8  der  Real  Prop.  Um.  Act  l8/4 
maßgebend,  deren  erster  Teil  bereits  oben  zitiert  wurde  und  der  be- 
stimmt, daß  für  die  dort  genannten  Ansprüche  die  Verjährungsfrist 
12  Jahre  von  dem  Zeitpunkt  an  beträgt,  an  dem  ein  fälliges  Recht 
auf  den  Empfang  einer  Person  erwachsen  ist,  die  fähig  ist,  darüber 
zu  quittieren  oder  darauf  zu  verzichten,  „unless  in  meantime  some  fart 
of  the  prtncipal  money,  or  some  interest  thereon,  shall  have  been  paid,  er 
some  ackno^vledgment  of  the  right  thereto  shall  hcn^e  been  given  in  7vriting, 
signed  by  the  person  by  whom  the  same  shall  be  payable  or  his  agent,  to 
the  person  entitled  thereto  or  his  agent;  and  in  such  case,  no  such  action 
or  suit  or  proceeding  shall  be  brought  but  with'n  ttvelve  years  after  such 
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fayment  or  acknowledgmenty  or  ihe  last  of  such  payments  or  acknowUdg- 
ments,  if  more  than  ofUj  was  grven,^ 

Auch  hier  muß  das  Anerkenntnis  schriftlich  sein  und  von  dem 
Verpflichteten  oder  seinem  Vertreter  unterzeichnet  sein.  Es  muß  gegen- 
über dem  Berechtigten  abgegeben  sein.  Das  Anerkenntnis  braucht 
aber  nicht  das  Versprechen  zu  enthalten,  dem  Berechtigten  den  Besitz 
an  dem  Grundstück  einzuräumen. 

Besonderheiten  bei  mortgages. 
Bei  einer  Hypothek  müssen  wir  auch  hier  wieder  unterscheiden, 
ob  dem  Gläubiger  der  Besitz  des  Grundstücks  eingeräumt  wird  oder 
der  Schuldner  im  Besitz  bleibt.  Wenn  der  mortgagee^  der  Gläubiger, 
das  Grundstück  in  Besitz  nimmt,  so  wird  er  im  Verhältnis  zu  dem 
Schuldner  und  bisherigen  Besitzer  des  Grundstücks  als  adversc  possessor 
angesehen,  er  wird  nicht  so  angesehen,  üls  ob  er  auf  Grund  eines 
Rechtstitels  an  dem  Grundstück  besitzt.  Nach  zwölfjährigem  Besitz 
des  martgagee  geht  daher  der  mortgagor  seines  Anspruchs  auf  das 
Grundstück  verlustig.  Es  genügt  aber,  imi  die  Verjährung  zu  unter- 
brechen, wenn  der  mortgagee  dem  mortgagor  ein  schriftliches  Aner- 
kenntnis seines  Rechtstitels  gibt;  dies  würde  an  sich  schon  aus  der 
obenerwähnten  Vorschrift  (s.  14)  der  Real  Prop.  Lim,  Act  1833  folgen. 
Die  Real  Prop,  Lim,  Act  18^4  hat  aber  für  die  Erfordernisse  und  die 
Wirkung  eines  Anerkenntnisses  beim  Vorliegen  einer  mortgage  besondere 
Bestimmungen  getroffen,  welche  jedoch  im  Erfolg  zu  demselben  Re- 
sultat führen,  denn  s.  7  bestimmt  für  diesen  Fall  das  Folgende: 

When  a  mortgagee  shall  haue  obtained  the  possession  or  receipt 
of  the  pfofits  of  any  land  (or  tJie  receipt  of  any  rent)  comprised  in  his 
mortgage^  the  mortgagor^  or  any  person  claiming  through  him^  shall 
not  bring  any  aäion  or  suit  to  redeem  the  mortgage  but  within  twelve 
years  ftext  after  the  Urne  at  which  the  mortgagee  obtained  such  possession 
or  receipt^  unless  in  the  meantime  an  acknowledgtnent  in  writing  of  the 
title  of  the  mortgagor,  or  of  his  right  to  redemption,  shall  have  been 
grven  to  the  mortgagor^  or  some  person  claiming  his  estate,  or  to  the 
agent  of  such  mortgagor  or  person,  signed  by  the  mortgagee  or  the  person 
claiming  through  him;  and  in  such  case,  no  such  action  of  suit  shall 
be  brought  but  within  twelve  years  next  after  the  time  at  which  such 
acknawledgment,  or  the  last  of  such  acknowledgments,  if  more  than  one, 
was  given. 

Wenn  der  mortgagor,  was  die  Regel  bildet,  im  Besitz  des  Grund- 
stücks bleibt,  so  ist  jede  Zinszahlung  oder  Zahlung  auf  das  Kapital 
ein  genügendes  Anerkenntnis  des  Titels  des  Gläubigers.  Das  ergibt 
sich  aus  der  Vorschrift  des  Gesetzes  7  Will.  IV  6^  /  Vict,  c,  28. 
Aber  auch  durch  ein  schriftliches  Anerkenntnis  des  mortgagor  wird 
nach  s.  8  der  Real  Prop,  Lim.  Act  1874  die  Verjährung  unterbrochen. 

Die  Wirkung  eines  Anerkenntnisses,   das  nach  der  Voll- 
endung der  Verjährung  abgegeben  wird. 
Nach  §  160  lebt  das  Recht  des  Klägers  auf  Erlangung  des  Besitzes 
von  land  oder  auf  eine  rent  oder  eine  legacy  nicht  durch  ein  Aner- 
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kenntnis  wieder  auf,  das  nach  dem  Ablauf  der  Verjährungsfrist  ge- 
geben wird,  denn  nach  s.  34  der  Real  Frop.  Lim.  Act  1833  erlischt  das 
Klagrecht.  Diese  Fristen  sind  daher  Präklusivfristen,  und  ein  er- 
loschenes Recht  kann  durch  ein  Anerkenntnis  nicht  wieder  aufleben 
(Re  Alison  II  Ch,  D,  284,  Sanders  v.  Sanders  ig  Ch.  D,  373,  Re  Hobb 
36  Ch.  D.  553h 

Bei  Verträgen  dagegen  bewirkt  ein  Anerkenntnis,  das  nach  Ab- 
lauf der  Frist  abgegeben  wird,  sei  es  durch  Teilzahlung  oder  durch 
schriftliches  Anerkenntnis  der  Schuld,  daß  die  Einrede  der  Verjährung 
nicht  mehr  erhoben  werden  kann  (In  re  Lane,  Ex  parte  Gaze  l88g, 
23  Q,  B,  Z>.  74);  denn  die  Fristen  der  Lim.  Act  von  1623  sind  keine 
Präklusivfristen,  sondern  geben  dem  Schuldner  nur  eine  Einrede.  Diese 
Vorschriften  gelten  auch  für  Schuld  versprechen  in  Urkunden  unter 
Siegel,  denn  auch  die  Verjährungsfrist,  der  s.  3  der  Civil  Proccdure  Ad 
1833  ist  keine  Präklusivfrist. 

§  161. 
Ein  Anerkenntnis  oder  eine  Zahlung  durch  einen  von 
mehreren  Eigentümern,  Schuldnern,  Testamentsvollstreckern 
oder  Nachlaßverwaltern  hat  nicht  zur  Folge,  daß  die  Ver- 
jährungsfrist, die  zugunsten  der  anderen  läuft,  unterbrochen 
wird,  es  sei  denn,  daß  die  Person,  welche  die  Leistung  bewirkt, 
berechtigt  ist,  als  Vertreter  der  anderen  zu  handeln,  und  auch 
tatsächlich  als  solcher  handelt.  Aber  die  Zahlung  von  Zinsen 
auf  die  Schuld  eines  Testators  seitens  einer  Person,  die  als 
tenant  for  life  auf  Grund  der  letztwilligen  Verfügung  desselben 
besitzt,  unterbricht  die  zugunsten  der  remaindermen  laufende  Ver- 
jährung, und  ein  Anerkenntnis  seitens  eines  von  mehreren 
Testamentsvollstreckern  unterbricht  die  zugunsten  des  Nach- 
lasses laufende  Verjährung. 

Statute  of  Frauds  Amendment  Act  1828,  s.  i\  Mercantile  Law  Avundmeni 
Act  1856,  s.  14;  Real  Ptoperty  Limitation  Act  18'; 4^  s.  7;  Dicktnson  v.  Teisdali 
1862,  I  De  G.  y.  &  S,  52  \  Richardson  v.    Younge  1871,   L,  R.  6  CA.  App.  47^- 

IVood  V.  Braddick    iSoS,    I    Taunt.    104;   Re  Frisby  i88g,    43  CA.  D.  106. 

Roddam  v.  Morlev  l8$y.  i  De  G.  &  J.  i;  Re  HollingsAead  188S,  37  Ch. 
D.  651. 

Re  Macdonald  [i8gy]  2  CA.  181. 

Dieser  Paragraph  behandelt  die  Frage,  ob  eine  Teilzahlung  oder 
ein  schrifiliclies  Anerkenntnis  seitens  einer  von  mehreren  veq)flichteten 
Personen  die  Verjährung  auch  gegenüber  den  anderen  Personen  unter- 
bricht, während  der  folgende  Paragraph  sich  mit  der  Frage  beschäftigt 
ob  auch  eine  Zahlung  oder  ein  Anerkenntnis  eines  Schuldners  gegen- 
über einem  von  mehreren  Berechtigten  die*  Verjährung  auch 
zugunsten  der  anderen  Berechtigten  unterbricht. 

Auch  hier  müssen  wir  wieder  unterscheiden,  zwischen  Ansprüchen  aus 
solchen  Rechtsgeschäften,  die  unter  das  Statute  of  Limitation  oder  die  Civil 
Procedure  Act  fallen,  und  Ansprüchen  auf  land  oder  rent^  die  unter 
die  Real  Property  Limitation  Acts  fallen  (vgl.  §  1Ö2). 
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Ansprüche  aus   simple  contracts. 

Für  Ansprüche  aus  simple  contracts  bestimmt  s.  i  von  Lord  Tenterden's 
Act,  g  Geo.  IV c.  14,  s.  /. 

Where   there  shall  be  two  or  more  Joint  contractors,  or  executors  or 
administrators   of  any  contractor,   no  such  Joint  contractor,  executor,  or 
administrator  shall  lose  the  benefit  of  the  said  enactments^   or  either  of 
themy  so  as  to  be  chargeable  in  respect  or  by  reason  only  oj  any  written 
acknowledgment  or  promise  made  andsigned  by  any  other  or  others  of  theni. 
Vor   dem    Inkrafttreten   dieses   Gesetzes   wirkte   ein   Anerkenntnis 
eines    Schuldners  auch   zum  Nachteil   der    anderen   Mitverpflichteten. 
Das  Gesetz  bezieht  sich  aber  nur  auf  Anerkenntnisse,  die  durch  schrift- 
liche Erklärung  erfolgt  sind,  also  nicht  auf  Anerkenntnisse  durch  Teil- 
zahlung.   Vielmehr  bestimmt  das  Gesetz  ausdrücklich,  daß  es  hierfür 
bei  dem  früheren  Rechtszustand  bleiben  soll: 

yyPromded  always  that  nothing  herein  contained  shall  alter  or  take 
a^iväy  or  lessen  the  effect  of  any  payment  of  any  principal  or  interest 
made  by  any  person  whatsoever^^. 

Erst  die  Mercantile  Law  Amendment  Act  1856,  ig  &"  20  Vict,  c.  gy 
bestimmte,  daß  auch  die  Teil-  oder  Zinszahlung  eines  Schuldners  die 
Unterbrechung  der  zugunsten  der  anderen  Schuldner  laufenden  Ver- 
jährungsfrist nicht  zur  Folge  hat,  indem  sie  in  s.  14  bestimmt: 

In  reference  to  the  prainsions  of  the  Acts  of  the  tiventy-first  year 
of  the  rägn  of  King  James  the  First^),  chapter  sixteen,  section  three, 
and  of  the  Act  of  the  third  and  fourth  years  of  the  reign  of  King 
William  the  Fourth,  chapter  forty-tivo,  section  three,  w/ien  tJure  shall 
he  two  or  more  contractors  or  co-debtors,  whether  bound  or  liable  jointly 
only  or  jointly  and  severally,  or  executors  or  admitiistrators  of  any  con- 
tractor^  no  such    co-contractor  or  co-debtor,  executor   or  administrator j 
shall  lose  the  benefit  of  the  said  enactments  or  any  of  them,  so  as  to 
be  chargeable  in  respect  or  by  rectson  only  of  payment  of  any  principal 
interest  or  other  money  by  any  other -or  others  of  such  co- contractors  or 
co'debtorsj  executors  or  administrators. 
Lord  TenterderCs  Act  redet  von  Joint  contractors.    Darunter  sind  Per- 
sonen zu  verstehen,  die  beide  gemeinschaftlich  dasselbe  Versprechen  ab- 
gegeben haben.  Der  Ausdruck  hat  mit  dem  Begrift'des  Gesamtschuldners 
in  unserem  Recht,  im  Gegensatz  zu  einer  anteilmäßigen  Haftung  mehrerer 
Personen  nichts  zu  tun,   vielmehr  bilden   den  Gegensatz   zu  den  Joint 
contractors  oder  promisors  die    several  promisors,   wenn   sich    nämlich 
mehrere  Personen,  jeder   für   sich,   zu   einer  Leistunp;   verpflichten. 
In  beiden  Fällen  haften  die  Schuldner  auf  die  gesamte  Leistung.    Der 
praktische  Unterschied   zwischen   der  Haftung   der  Joint  promisors  und 
neutral  promisors   liegt   unter   anderem   darin,   daß   die   Wirkung   eines 
Urteils,  das  gegen  einen  Joint  promisor  allein   erstritten  wird,  die  Be- 
freiung der  anderen  zur  Folge  hat  und   daß  ein  Joint  contractor  ver- 
gangen kann,  daß  er  gleichzeitig  mit  den  anderen  verklagt  wird.  Schließ- 
Hch  kommt  es  auch  vor,  daß  Personen  sich  jointly  and  scDcrally  „gemein- 

AIso  der  Litnitation  Act  von  1623. 
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schaftlich  und  jeder  für  sich",  zu  einer  Leistung  verpflichten.  Das 
Nähere  gehört  in  das  Obligationenrecht,  insbesondere  die  Frage,  wann 
eine  joinf  iiabiliiy  vorliegt. 

Ftir  das  Anerkenntnis  durch  Teilzahlung  ist  der  Unterschied  zwischen 
einem  Joint  contractor  und  einem  several  contractor  nicht  mehr  von  Bedeu- 
tung, da  s.  14  der  Mercanüle  Law  Amendment  Act  bestimmt,  daß  das  Aner- 
kenntnis eines  contractor  dieselbe  Wirkung  hat,  wenn  er  jointly  mit 
einem  anderen  oder  jointly  and  set^erally  mit  einem  andern  haftet. 

Specialty  debts. 

Diese  fallen  nicht  unter  Lord  Tenterdens  Act,  sondern  nur  unter 
die  bei  §  159  erwähnten  Vorschriften  der  Civil  Frocedure  Act  1833  ^-3 
Dagegen  gilt  die  Bestimmung  der  Mercantile  Law  Amendment  Act  s.  14 
auch  für  diese  Vorschrift  der  Civil  Frocedure  Act.  Eine  Teilzahlung 
durch  einen  Schuldner  unterbricht  also  die  zugimsten  der  anderen 
Schuldner  laufende  Verjährung  nicht.  Für  das  Anerkenntnis  eines 
codebtor,  das  nicht  durch  Teilzahlung  erfolgt,  fehlt  es  aber  an  einer 
gesetzlichen  Bestimmung,  denn  Lord  Jenterdefi's  Acty  g  Geo  IV  c.  14 
gilt  nicht  für  specialty  debts.  Im  Falle  Read  v,  Price  [igog]  I  K.  B. 
57/  u,  2  K.  B,  ^24  ist  entschieden,  daß  ein  Anerkenntnis  seitens 
eines  Schuldners  aus  einer  Urkunde  unter  Siegel,  wenn  es  schriftlich 
erteilt  ist,  auch  die  zugunsten  der  anderen  laufende  Verjährung  unter- 
bricht. (Banning  On  Limitations  s.  S^  meint,  daß  ein  schriftliches 
Anerkenntnis  einer  specialty  debt  nur  gegen  denjenigen  wirkt,  der  das 
Anerkenntnis  abgibt.  Diese  Ansicht  läßt  sich  nach  der  zitierten  Ent- 
scheidung nicht  mehr  aufrecht  erhalten.) 

Die  Vorschriften,  daß  ein  Anerkenntnis  eines  codebtor  nicht  gegen 
die  anderen  wirkt,  gelten  dann  nicht,  wenn  ein  codebtor  befugt  ist,  als 
Vertreter  des  andern  zu  handeln,  und  als  solcher  das  Anerkenntnis 
abgibt.  Daher  wird  z.  B.  während  des  Bestehens  einer  partnersfäp, 
durch  das  Anerkenntnis  eines  partner  auch  die  zugunsten  der  anderen 
laufende  Verjährungsfrist  unterbrochen. 

Personen,  die  im  Verhältnis  von  Hauptschuldner  und  Bürge  zu- 
einander stehen,  gelten  nicht  als  codebtors  im  Sinne  der  erwähnten  ge- 
setzlichen Vorschriften.  In  diesem  Fall  unterbricht  also  die  Zahlung 
des  Hauptschuldners  auch  die  Verjährung,  die  zugunsten  des  Bürgen  läuft 

Die  Teilzahlung  eines  tenant  for  life,  der  diese  Stellung  auf  Grund 
einer  letztwilligen  Verfügung  einnimmt,  auf  eine  Schuld  des  Testators, 
unterbricht  die  Verjährung  auch  gegenüber  dem  remainderman^  d.  h. 
demjenigen,  der  nach  dem  Testament  den  estate  des  tenant  for  life 
nach  dessen  Tode  erhalten  soll.  Der  tenant  for  life  und  der  remainder- 
man,  die  nacheinander  ein  unmittelbares  Recht  an  der  Sache  erwerben, 
sind  also  nicht  codebtors.  Hierbei  ist  es  gleichgültig,  ob  es  sich  tun  eine 
simple  contract  debt  oder  eine  solche  auf  Grund  einer  Urkunde  unter 
Siegel  handelt.  Im  Fall  Roddam  %).  Morley  1856,  I  De  G,  ör*/.  I  handelte 
es  sich  um  eine  Schuld  auf  Grund  einer  Urkunde  unter  Si^el,  ditdex  settlor 
(vgl.  dazu  I.  Teil  S.  294)  eingegangen  war.  Das  in  dieser  letztwilligen  Ver- 
fügung enthaltende  j^///^»i««/ seines  unbeweglichen  Vermögens  bestimmte, 
daß  A.  dieses  auf  Lebenszeit  haben  sollte,  und  es  daim  dem  B.  zur 
unbeschränkten  Verfügung  zufallen  sollte  (remainder  to  B.  in  fce  simple). 
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A.,  der  tenant  for  life,  zahlte  regelmäßig  die  Zinsen  auf  die  Schuld,  des- 
halb fing  auch  die  Verjährungszeit  gegenüber  B.  nicht  zu  laufen  au, 
so  lange  die  Zinsen  regelmäßig  gezahlt  wurden.  Im  Fall  Hollinghead 
V.  Webster  1888,  J/  Ch.  D.  65J  lag  eine  simple  contract  debt  vor.  Der 
Schuldner  vermachte  seiner  Witwe  einen  life  esiate.  Nach  seinem 
Tode  sollte  dieser  an  seine  Kinder  fallen.  Die  Witwe  zahlte  regel- 
mäßig die  Zinsen.  Diese  Zahlung  unterbrach  die  Verjährung  auch 
gegenüber  den  Kindern.  Vgl.  femer  die  Fälle  Dibb  v,  Walker  [iSgs] 
2  Ch,  42g  imd  Bird  v,  Godfrey  [igOS]  2  Ch.  225,  In  diesem  Fall 
besaß  die  Witwe  als  tenant  for  life  einen  Teil  des  real  estate.  Sie 
zahlte  regelmäßig  Zinsen  auf  eine  Schuld  des  Testators.  Diese  Zahlung 
unterbrach  die  Verjährung  auch  gegen  den  übrigen  real  estate  des 
Testators,  welcher  2  anderen  Personen  vermacht  war.  Die  Zahlung 
wirkte  against  all  the  persans  interested  in  the  real  estate. 

Die  Haftung  der  Ehegatten  für  die  vorehelichen   Schulden 

der  Frau. 
Nach  dem  Inkrafttreten  der  Married  Warnen' s  Property  Act  v,  1882 
haftet  die  Ehefrau  für  vor  der  Ehe  kontrahierte  Schulden  mit  und 
im  Umfange  ihres  separate  property.  Der  Mann,  der  vor  dem  Erlaß 
des  Gesetzes  allein  und  unbeschränkt  gehaftet  hatte,  haftet  nur  noch 
mit  dem  Vermögen,  das  er  von  und  durch  seine  Frau  erworben  hat 
(vgl.  s.  14  des  Gesetzes,  oben  S.  671).  Die  Frau,  die  eine  Schuld  aner- 
kennt, unterbricht  dadurch  die  Verjährung  in  Hinsicht  auf  ihre  Haftung 
mit  ihrem  separate  property.  Ein  solches  Anerkenntnis  ist  aber  wahr- 
scheinlich auf  die  Haftung  des  Ehemanns  ohne  Einfluß,  unterbricht  also  die 
Verjährung  ihm  gegenüber  nicht  (vgl.  Ashburner,  Equity  S.  256).  In- 
soweit findet  also,  wenn  diese  Ansicht  Ashburner's  richtig  ist,  die  Norm 
des  §  161  Satz  i  auch  auf  die  Ehegatten  Anwendung,  sie  sind  codebtors. 
Ebensowenig  wird  durch  ein  Anerkenntnis  des  Ehemanns  die  zugunsten 
der  Frau  laufende  Verjährung  unterbrochen.  Für  Verträge,  die  eine 
Frau  während  der  Ehe  eingeht,  ist  zu  unterscheiden,  ob  sie  diese  als  Ver- 
treterin ihres  Mannes  geschlossen  hat  (vgl.  oben  §§  132,  133),  dann 
haftet  der  Ehemann  allein,  oder  ob  sie  nicht  als  Vertreterin  ihres 
Mannes  gehandelt  hat,  dann  haftet  die  Frau  allein  (nach  s.  i  der 
Married  Women's  Property  Act  l8g3).  Wenn  sich  beide  Ehegatten  ge- 
meinschaftlich verpflichtet  haben,  so  findet  natürlich  die  Norm  des 
§  161   Satz  I   Anwendung. 

Die  Wirkung  des   Anerkenntnisses  bei  einer   Mehrheit  von 
executars,  administratars  und  trustees. 
Bei  der  Frage,  in  welcher  Weise  ein  Anerkenntnis,  das  einer  von 
mehreren  executors,  administratars  oder  trustees  abgibt,  muß  man  2  Fragen 
unterscheiden : 

1.  Inwieweit  die  persönliche  Haftung  der  ca-executors^  co-admini- 
strators  oder  co-trustees  durch  das  Anerkenntnis  des  einen  berührt  wird,  und 

2.  welche  Wirkung  ein  solches  Anerkenntnis  für  die  Haftung  des 
ihrer  Verwaltung  unterliegenden  Nachlasses  oder  Trustfonds  hat.  Im 
Falle    Ee  Macdonald  [iSg/J  2   Ch,   l8l  führt   Richter  Stirling  aug, 
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daß  das  Wort  chargeabU  in  s.  i  des  Gesetzes  9  Geo.  IV.  c.  14  (Lord 
TenterderCs  Act)  ,^ersonally  chargeabli^^  bedeute.  Mit  anderen 
Worten,  wenn  die  Vollstrecker  sich  persönlich  haftbar  gemacht  haben, 
weil  sie  den  Nachlaß  nicht  ordnungsmäßig  verwaltet  haben,  so  soll  ein 
Anerkenntnis  dieser  Schuld  seitens  eines  Vollstreckers  die  Unterbrechung 
der  Verjährung  dieses  persönlichen  Anspruchs  gegen  den  anderen 
execuior  nicht  zur  Folge  haben. 

Wenn   aber   ein   extcutor  in   seiner  Eigenschaft  als  Vertreter  des 

Nachlasses  ein  Anerkenntnis  abgibt,  so  wirkt  dieses  Anerkenntnis  gegen 

den  Nachlaß  ebenso,  wie  wenn  es  von  allen  Vollstreckern  abgegeben  wäre. 

Denn  wie  das  Gericht  im  Falle  Dick.  v.  Fräser  [l8g/]  2  Ch.  l8l  ausführt: 

One  of  several  executors  though  he  cannot  hy  his  contract  impose  any 

personal  liability  on  his  colleagues  may  dispose  of  the  assets  to  bind  him. 

Wie  bei  §  164  ausgeführt  werden  wird,  ist  der  executor  kein  truskt 
im  engeren  Sinne.  Wenn  er  aber  mit  solchen  Befugnissen  aus- 
gestattet ist,  daß  er  auch  als  express  trustee  (vgl.  darüber  §  164)  anzu- 
sehen ist,  so  finden  auf  sein  Anerkenntnis  die  Normen  Anwendung, 
welche  für  trustees  gelten.  Was  die  persönliche  Haftung  der  truskcs 
angeht,  so  gilt  für  sie  dasselbe  wie  für  die  executors,  d.  h.  wenn  ein 
trustee  ein  Anerkenntnis  seiner  persönlichen  Haftung  abgibt,  so  wirkt 
dieses  nicht  gegenüber  den  andern  trustees.  Was  aber  die  Haftung 
des  Trust  Vermögens  anbelangt,  so  gilt  bei  den  trustees  die  Norm, 
daß  auch  für  die  Haftung  dieses  Vermögens  das  Anerkenntnis  eines 
trustee  die  Verjährung  nicht  zugunsten  der  anderen  unterbricht.  Im 
Falle  Astbury  v,  Astbury  l88g  2  Ch.  III  finden  sich  hierüber  die 
folgenden  Ausführungen  des  Richters  Stirling: 

„Ich  will,  ohne  die  Frage  zu  entscheiden,  annehmen,  daß  ein 
executor  eine  verjährte  Schuld  auch  gegen  den  Willen  seines  co-extcutor 
zahlen  kann  und  auch  ein  executor  ein  gültiges  Anerkenntnis  einer 
solchen  Schuld  gegen  den  Willen  seines  co-executor  geben  kann. 
Solche  Befugnisse,  wenn  sie  existieren,  müssen  sich  aus  dem  Grund- 
satz ergeben,  daß  jeder  executor  über  den  Nachlaß  des  Testators  mit 
Wirkung  gegen  den  andern  verfügen  darf.  Ein  solches  Recht  existiert 
aber  nicht  im  Fall  von  trustees.  Alle  trustees  müssen  bei  der  Ausübiuig 
ihrer  Befugnisse  gemeinschaftlich  handeln.  Daher  konnte  ein  An- 
erkenntnis des  Samuel  Astbury  in  seiner  Eigenschaft  als  executor  in 
bezug  auf  den  personal  es  täte  gültig  sein,  nicht  aber  in  seiner  Eigen- 
schaft als  trustee  für  den  real  estate." 

Die  Besonderheiten  bei  einer  Mehrheit  von  Hypothekengläubigern 
oder  Hypothekenschuldnern  werden  der  Übersichtlichkeit  wegen  am 
Schlüsse  des  §  162  erörtert  werden. 

§   162. 
Ein    Anerkenntnis     oder    eine    Zahlung    an    einen    von 
mehreren  gemeinschaftlichen  Gläubigern  (Joint  c/aimanis)  unter- 
bricht die  Verjährung  auch  gegenüber  den  anderen  Gläubigem. 

Youngv.  Lord  Waterpark  183%  8  L.  J.  Ch.  214;  Real  Prop.  Lim.  Acf  J874, 
s.  7.  (Aber  die  Gläubiger  müssen  auch  Joint  daimants  und  nicht  sei'eral  c!ai- 
mants  sein.     Ashlin  v.  Lee  1875,  44  L.  J.  Ch.  376.) 
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Dieser  Paragraph  behandelt  den  Fall,  daß  auf  der  Gläubigerseite 
eine  Mehrheit  von  Personen  vorhanden  ist.  Für  die  Ansprüche,  die  unter 
das  Statute  of  Limitation  oder  die  Civil  Procedure  Act  1 833  fallen,- also 
für  die  Ansprüche  aus  simple  contracts  oder  contracts  under  seal,  fehlt 
es  an  einer  gesetzlichen  Vorschrift.  Nur  für  die  Ansprüche,  die  unter 
die  Real  Property  Limitation  Acts  fallen,  ist  eine  gesetzliche  Regelung 
gegeben,  aber  auch  nur  für  den  Fall  einer  Mehrheit  von  Hypotheken- 
gläubigem. 

Joint  claimants  sind  Personen,  die  gemeinschaftlich  ein  Recht  auf 
eine  Leistung  erworben  haben.  Wenn  sich  jemand  verpflichtet,  eine 
Handlung  zum  Vorteile  mehrerer  Personen  vorzunehmen,  so  sind  diese 
ioint  claimants^  ebenso  wenn  sich  mehrere  Personen  zur  Leistung  be- 
stimmter gleichartiger  Dienste  verpflichten  und  ein  Zahl ungs versprechen 
zugunsten  aller  abgegeben  wird.  Diese  sind  dann  Joint  promisees. 
Wenn  aber  mit  jedem  einzelnen  ein  solcher  Vertrag  geschlossen  wird, 
so  sind  die  verschiedenen  Personen  severally  interested.  Wenn  mehrere 
Personen  gemeinsam  eine  größere  Summe  als  Darlehen  oder  als  Ein- 
lage in  eine  Gesellschaft  geben,  so  sind  sie  ebenfalls  Joint  claimants, 
nicht  dagegen,  wenn  jeder  dem  Dritten  gegenüber  nur  einen  Teil  der 
Summe  einzahlt.  Die  wichtigste  Norm  bei  Vorliegen  eines  Joint  interest 
lautet,  daß  die  Berechtigten  nur  alle  zusammen  klagen  können.  Im 
übrigen  wird  auf  die  Frage,  wann  Personen  Joint  claimants  sind  und 
welche  Folgen  dieser  Umstand  hat,  im  Obligationenrecht  zurück  zu 
kommen  sein. 

Wenn  ein  Joint  interest  vorliegt,  so  unterbricht  eine  Teilzahlung 
an  einen  Gläubiger  die  Verjährung  auch  zugunsten  der  anderen 
Gläubiger,  wenn  aber  kein  Joint  intertst  vorliegt,  so  ist  die  Zahlung 
an  einen  von  mehreren  Gläubigern  auf  den  Ansprucli  der  andern  ohne 
Einfluß.  In  dem  Falle  Young  v.  Lord  Waterpark  183g,  8  L.  /.  CK  21 4 
wurde  aus  dem  Erlös  von  Grundstücken  eine  Teilzahlung  von  1000  £ 
an  einen  von  mehreren  Berechtigten  gemacht.  Die  Grundstürke  waren 
im  Interesse  aller  Berechtigten  verkauft  worden,  diese  waren  daher 
Joint  creditors.  Im  Falle  Ashlin  v.  Lee  iSys,  44  L,  J.  Ch.  376  hatte 
sich  X.  in  einer  Urkunde  verpflichtet  icxx)  £  zu  zahlen  imd  zwar  750  £ 
an  gewisse  Personen,  wenn  ein  bestimmtes  Ereignis  eintrat,  und  250  £ 
an  andere  Personen,  wenn  ein  anderes  Ereignis  eintrat.  Die  Ansprüche 
der  beiden  Gruppen  waren  ^distinct^.  Die  Zahlung  der  750  £  an  die  eine 
Gruppe  unterbrach  die  Verjährung  nicht  zugunsten  der  anderen  Gruppe. 

§  162  spricht  nur  von  dem  Anerkenntnis  durch  Zahlimg,  man 
wird  aber  annehmen  dürfen,  daß  diese  Vorschrift  auch  für  das  An- 
erkenntnis durch  schriftliche  Erklärung  zu  gelten  hat  und  ebensowohl 
für  das  Anerkenntnis  einer  simple  contract  debt^  als  auch  für  das  An- 
erkenntnis einer  specialty  debt  An  ausdrl\cklichen  Entscheidungen  über 
diesen  Punkt  scheint  es  zu  fehlen. 

Der  Paragraph  behandelt  aber  ferner  auch  die  Frage  der  Wirkung 
eines  Anerkenntnisses  seitens  eines  von  mehreren  Gläubigern.  Damit 
ist,  da  ein  Anerkenntnis  der  Verpflichtung  eigentlich  nur  ein  Schuldner 
abgeben  kann  und  nicht  der  Gläubiger,  der  Fall  gemeint,  dali  ein 
Hypothekengläubiger  das  Recht  des  Schuldners  auf  Rückübertragung  des 
Grundstücks  anerkennt.    Dieser  Fall  bedarf  einer  besonderen  Itrörterung. 
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Besonderheiten  bei  einer  Mehrheit  von  Hypotheken- 
gläubigern oder  Hypothekenschuldnern. 

■  Wenn  zwei  oder  mehrere  Gläubiger  aus  einem  Fonds  Gelder  vor- 
schießen, der  ihnen  gemeinschaftlich  gehört,  z.  B.  Gesellschafter  aus 
dem  Guthaben  einer  partntrship  bei  einer  Bank,  so  sind  sie  Joint  cre- 
ditors.  Für  sog.  statutory  mortgages^)  im  Sinne  des  V.  Abschnittes  der 
Cofweyancing  and  Law  of  Proferty  Act  1881  bestimmt  s.  28  dieses 
Gesetzes,  daß,  wenn  bei  der  Bestellung  einer  solchen  Hypothek  mehr  als 
ein  Gläubiger  vorhanden  ist,  der  Vertrag  so  anzusehen  ist,  als  ob  er  mit 
ihnen  jointly  geschlossen  sei,  mit  anderen  Worten  sie  sind  Joint  crediton. 
Wenn  dagegen  mehrere  mortgagors  vorhanden  sind,  so  soll  angenommen 
werden,  daß  sie  sich  jointly  and  severally  verpflichtet  haben  (s.  28). 
Wir  müssen  hier  ferner  wiederum  unterscheiden,  ob  der  mortgagor  im 
Besitz  des  Grundstücks  geblieben  ist,  oder  ob  er  denselben  dem  mort- 
gagee  eingeräumt  hat.  Für  den  Fall,  daß  der  mortgagee  den  Besitz 
des  Grundstücks  vom  mortgagor  erlangt  hat,  verjähren,  wie  wir  bereits 
erörtert  haben,  die  Ansprüche  des  mortgagor  auf  Wiedereinräumung 
des  Besitzes  in  zwölf  Jahren,  falls  nicht  der  mortgagee  dem  mortgagor 
ein  schriftliches  Anerkenntnis  seines  Titels  gegeben  hat,  wodurch  die 
Verjährung  unterbrochen  wird.  Wenn  mehrere  mortgagors  vorhanden 
sind,  die  bezüglich  des  Anspruchs  auf  Rtickübertragung  des  Titels  an 
dem  Grundstück  Joint  claimants  sind,  so  trifft  für  diesen  Fall  s.  7  der 
Real  Prep.  Lim,  Act  18^4  die  folgende  Bestimmung: 

WJiere  there  shall  be  more  ihan  one  mortgagory  or  more  than  oneftrsm 
claiming  through  the  mortgagor  or  mortgagors^  such  achwwledgmeni, 
if  given  to  any  of  such  mortgagors  or  persans,  or  his  or  their  agenl, 
shall  be  as  effectual  as  if  the  same  had  been  given  to  all  such  mort- 
gagors or  persans. 

Das  Anerkenntnis  gegenüber  einem  mortgagor  unterbricht  also  die 
Verjährung  auch  zugunsten  der  anderen  mortgagors. 

Wenn  dagegen  mehrere  mortgagees  vorhanden  sind,  so  wirkt  ein 
schriftliches  Anerkenntnis  eines  mortgagee  nur  gegenüber  demjenigen 
mortgagee,  welcher  es  abgegeben  hat.  Denn  für  diesen  Fall  bestimmt 
s.  7  der  Real  Prop.  Lim,  Act  1874, 

But  where  there  shall  be  more  than  one  mortgagee^  or  more  than 
one  person  claiming  the  estate  or  interest  of  the  mortgagee  or  mortgageeij 
such  acknowledgment  signed  by  one  or  more  of  such  mortgagees  or  per- 
sans shall  be  effectual,  only  as  against  the  party  or  parties  signing  as 
aforesaid,  and  the  person  or  persans  claiming  any  part  of  the  mort- 
gage-money  or  land  or  rent  by  from  or  under  him  or  them,  and  any 
person  or  persans  entitled  to  any  estate  or  estates,  interest  or  intcresis, 
to  take  effect  öfter  or  in  defeasance  of  his  or  tfieir  estate  or  estates  inter- 
est or  interests,  and  shall  not  operate  to  give  to  the  mortgagor  or  mort- 
gagors a  right  to  redcem  the  mortgage  as  against  the  person  or  persons 
entitled  to  any  other  undivided  or  drvided  part  of  the  nwney  or  land 
or  rent. 


1)   Statutory  mortgage  ist  eine  solche,  die  in  den  Formen  errichtet  ist,  wie 
sie  die   Conveyancing  and  Law  of  Property  Act  von  i8%i  vorschreibt  (vgl.  s.  26). 
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Für  den  Fall,  daß  der  nwrtgagor  im  Besitz  des  Grundstücks  bleibt, 
fehlt  es  an  gesetzlichen  Vorschriften,  man  wird  daher  annehmen  müssen, 
daß  hier  die  allgemeinen  Prinzipien  Anwendung  zu  finden  haben, 
wonach  durch  Zahlung  von  Kapital  und  Zinsen  an  einen  der  Gläubiger 
aus  demselben  Hypothekeninstrument,  die  Verjährung  auch  zugunsten 
der  anderen  unterbrochen  wird. 

§  163. 
Wenn  durch  eine  Täuschung  des  Beklagten  oder  einer 
Person,  von  der  er  seine  Ansprüche  herleitet,  oder  für  deren 
Handlungen  er  verantwortlich  ist,  ein  Grund,  auf  den  der 
Kläger  seinen  Anspruch  zur  Zeit  der  Entstehung  desselben 
stützen  konnte,  vom  Kläger  nicht  entdeckt  wurde,  so  beginnt 
die  Verjährung  gegen  den  Kläger  nicht  zu  laufen,  bis  er  die 
Begehung  der  Täuschung  entdeckt  hat,  oder  mit  ange- 
messener Sorgfalt  hätte  entdecken  können. 

Real  Property  Limitation  Act,  1833,  ^-  ^ö.  Bu//i  Cool  Co,  v.  Osbome  [j8gg] 
4.  C.  35 J,  R€  Mc,  Collum  [iQOjJ  j.  CA.  143.  (Wahrscheinlich  findet  diese  Nonn 
auch  Anwendung,  wenn  infolge  eines  Irrtums  der  Kläger  in  Unkenntnis  über 
seine  Rechte  geblieben  ist.    Harris  v.  Harris  1861,  2g  Beav,  iio.) 

Die  Lehre,  daß  bei  Vorliegen  einer  Täuschung  auf  seilen  des 
Beklagten,  das  Statute  of  Limitation  keine  Anwendung  findet,  ent- 
wickelte sich  im  Eq uity -K^chi.  Diese  Norm  fand  in  zwei  Fällen  An- 
wendung : 

1.  Wenn  die  Klage  sich  auf  einen  Betrug  stützt,  z.  B.  auf  eine 
frauduUnt  misrepresentation  des  Beklagten,  und  aus  diesem  Grunde  die 
cancellation  einer  Urkunde  beantragt  wird,  so  läuft  die  Verjährung  erst 
von  der  Entdeckung  des  Betruges  an. 

2.  Die  Verjährungsfrist  läuft  nicht,  wenn  die  Existenz  eines  Klag- 
anspruches, der  an  sich  nicht  auf  fraud  beruht,  durch  fraud  verheim- 
licht wird.  In  diesem  Falle  redet  man  von  concealed  fraud.  Es  muß 
aber  hier  darauf  hingewiesen  werden,  daß,  wie  bereits  auf  S.  504  aus- 
einandergesetzt ist,  dei  Begriff  ^fraud''^  im  ^^//y-Recht  eine  viel  weiter- 
gehende und  verschwommenere  Bedeutung  hatte,  wie  der  Begriff 
frat^  in  common  laWy  der  sich  im  wesentlichen  mit  dem  Begriff  der 
arglistigen  Täuschung  in  unserem  Recht  deckt.  So  ist  es  nach  den 
Anschauungen  der  ^^«//v- Richter  ebensowohl  ein  concealed  fraud,  wenn 
eine  Person,  die  mit  dem  Verkauf  eines  Grundstücks  oder  von  Waren 
beauftragt  ist,  die  Waren  selbst  kauft,  ohne  ihrem  Auftraggeber  davon 
Mitteilung  zu  machen,  oder  wenn  jemand  wissentiich  unter  dem  Grund- 
stück eines  anderen  Mineralien  abbaut,  auf  welche  dieser  andere  als 
Grundeigentümer  ein  Recht  hat.  (Bullt  Coal  Mining  Co,  ik  Osborne 
[l8gg]  A.  C.  351,)  In  diesem  Fall  wurden  unter  dem  Grundstück  der 
Kläger  Kohlen  abgebaut,  ohne  daß  diese  etwas  davon  wußten.  Lange 
Zeit  nach  dem  Ablauf  der  Verjährungsfrist  entdeckten  die  Kläger  die 
Handlung  des  Beklagten.  Das  Gericht  entschied,  der  Abbau  sei 
furtively  by  a  wilful  and  secret  Underground  trespass  vorgenommen  und 
deshalb  laufe  die  Verjährung  erst  vom  Beginn  der  Entdeckung  an. 
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Besonderheiten  bei  einer  Mehrheit  von  Hypotheken- 
gläubigern oder  Hypothekenschuldnern. 

'  Wenn  zwei  oder  mehrere  Gläubiger  aus  einem  Fonds  Gelder  vor- 
schießen, der  ihnen  gemeinschaftlich  gehört,  z.  B.  Gesellschafter  aus 
dem  Guthaben  einer  partntrship  bei  einer  Bank,  so  sind  sie  joini  cre- 
ditors.  Für  sog.  statutory  mortgages^)  im  Sinne  des  V.  Abschnittes  der 
Cotweyancing  and  Law  of  Property  Act  1881  bestimmt  s.  28  dieses 
Gesetzes,  daß,  wenn  bei  der  Bestellung  einer  solchen  Hypothek  mehr  als 
ein  Gläubiger  vorhanden  ist,  der  Vertrag  so  anzusehen  ist,  als  ob  er  mit 
ihnen  jointly  geschlossen  sei,  mit  anderen  Worten  sie  sind  joini  crediton. 
Wenn  dagegen  mehrere  mortgagors  vorhanden  sind,  so  soll  angenommen 
werden,  daß  sie  sich  jointly  and  severally  verpflichtet  haben  (s.  28). 
Wir  müssen  hier  ferner  wiederum  unterscheiden,  ob  der  mortgagor  im 
Besitz  des  Grundstücks  geblieben  ist,  oder  ob  er  denselben  dem  mort- 
gagee  eingeräumt  hat.  Für  den  Fall,  daß  der  martgagee  den  Besitz 
des  Grundstücks  vom  mortgagor  erlangt  hat,  verjähren,  wie  wir  bereits 
erörtert  haben,  die  Ansprüche  des  mortgagor  auf  Wiedereinräumung 
des  Besitzes  in  zwölf  Jahren,  falls  nicht  der  mortgagee  dem  mortgagor 
ein  schriftliches  Anerkenntnis  seines  Titels  gegeben  hat,  wodurch  die 
Verjährung  unterbrochen  wird.  Wenn  mehrere  mortgagors  vorhanden 
sind,  die  bezüglich  des  Anspruchs  auf  Rückübertragung  des  Titels  an 
dem  Grundstück  Joint  claimants  sind,  so  trifft  für  diesen  Fall  s.  7  der 
Real  Prop.  Lim.  Act  18^4  die  folgende  Bestimmung: 

Wliere  there  shall  be  more  than  one  mortgagor y  or  morc  than  oneferson 
claiming  through  the  mortgagor  or  mortgagors,  such  acknowledgmeni, 
if  given  to  any  of  such  mortgagors  or  personSy  or  his  or  thär  agent, 
shall  be  as  effectual  as  if  the  same  had  been  given  to  all  such  mort- 
gagors or  persorn. 

Das  Anerkenntnis  gegenüber  einem  mortgagor  unterbricht  also  die 
Verjährung  auch  zugunsten  der  anderen  mortgagors. 

Wenn  dagegen  mehrere  mortgagees  vorhanden  sind,  so  wirkt  ein 
schriftliches  Anerkenntnis  eines  mortgagee  nur  gegenüber  demjenigen 
mortgageCy  welcher  es  abgegeben  hat.  Denn  für  diesen  Fall  bestimmt 
s.  7  der  Real  Prop.  Lim,  Act  18^4. 

But  where  there  shall  be  more  than  o?ie  mortgagee,  or  more  than 
one  person  clainwig  the  estate  or  interest  of  the  mortgagee  or  moriiagees, 
such  acknowledgment  signed  by  one  or  more  of  such  mortgagees  or  per- 
sons  shall  be  effectual,  only  as  against  the  party  or  parties  signing  as 
aforesaidy  and  the  person  or  persotis  claiming  any  pari  of  the  mort- 
gage-money  or  land  or  rent  by  from  or  under  him  or  them^  and  aay 
person  or  persans  entitled  to  any  estate  or  estateSy  interest  or  interests^ 
to  takc  effect  after  or  in  defeasance  of  his  or  their  estate  or  estaies  inter- 
est or  interestSy  and  shall  not  operate  to  give  to  the  mortgagor  or  mort- 
gagors a  n'ght  to  redeem  the  mortgage  as  against  the  person  or  persorn 
entitled  to  any  other  undivided  or  divided  part  of  the  money  or  land 
or  rcfit. 


1)   Statutory  mortgage  ist  eine  solche,  die  in  den  Formen  errichtet  ist,  wie 
sie  die   Conveyancing  and  Law  of  Property  Act  von  18S1  vorschreibt  (vgl.  »•  20}. 
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Für  den  Fall,  daß  der  mortgagor  im  Besitz  des  Grundstücks  bleibt, 
fehlt  es  an  gesetzlichen  Vorschriften,  man  wird  daher  annehmen  müssen, 
daß  hier  die  allgemeinen  Prinzipien  Anwendung  zu  finden  haben, 
wonach  durch  Zahlung  von  Kapital  und  Zinsen  an  einen  der  Gläubiger 
aus  demselben  Hypothekeninstrument,  die  Verjährung  auch  zugunsten 
der  anderen  unterbrochen  wird. 

§  163. 
Wenn  durch  eine  Täuschung  des  Beklagten  oder  einer 
Person,  von  der  er  seine  Ansprüche  herleitet,  oder  für  deren 
Handlungen  er  verantwortlich  ist,  ein  Grund,  auf  den  der 
Kläger  seinen  Anspruch  zur  Zeit  der  Entstehung  desselben 
stützen  konnte,  vom  Kläger  nicht  entdeckt  wurde,  so  beginnt 
die  Veijährung  gegen  den  Kläger  nicht  zu  laufen,  bis  er  die 
Begehung  der  Täuschung  entdeckt  hat,  oder  mit  ange- 
messener Sorgfalt  hätte  entdecken  können. 

Real  Property  Limitation  Act,  J833,  s.  26.  Bulli  Cool  Co,  v.  Osbome  [i8gg] 
'4-  C.  351.  Re  Mc,  Collum  [jQOi]  i.  Ch.  143.  (Wahrscheinlich  findet  diese  Nonn 
auch  Anwendung,  wenn  infolge  eines  Irrtoms  der  Kläger  in  Unkenntnis  über 
seine  Rechte  geblieben  ist.    Harris  v.  Harris  1861,  2g  Beav,  iio.) 

Die  Lehre,  daß  bei  Vorliegen  einer  Täuschung  auf  seilen  des 
Beklagten,  das  Statute  of  Limitation  keine  Anwendung  findet,  ent- 
wickehe  sich  im  -£^////y- Recht.  Diese  Norm  fand  in  zwei  Fällen  An- 
wendung : 

1.  Wenn  die  Klage  sich  auf  einen  Betrug  stützt,  z.  B.  auf  eine 
fraudulent  tnisrepresentation  des  Beklagten,  und  aus  diesem  Grunde  die 
cancellation  einer  Urkunde  beantragt  wird,  so  läuft  die  Verjährung  erst 
von  der  Entdeckung  des  Betruges  an. 

2.  Die  Verjährungsfrist  läuft  nicht,  wenn  die  Existenz  eines  Klag- 
anspruches, der  an  sich  nicht  auf  fraud  beruht,  durch  fraud  verheim- 
licht wird.  In  diesem  Falle  redet  man  von  concealed  fraud.  Es  muß 
aber  hier  darauf  hingewiesen  werden,  daß,  wie  bereits  auf  S.  504  aus- 
einandergesetzt ist,  dei  Begriff  „fraud''  im  ^^w/Vy- Recht  eine  viel  weiter- 
gehende und  verschwommenere  Bedeutung  hatte,  wie  der  Begriff 
fraud  in  common  law,  der  sich  im  wesentlichen  mit  dem  Begriff  der 
arglistigen  Täuschung  in  unserem  Recht  deckt.  So  ist  es  nach  den 
Anschauungen  der  ^^«/Vy- Richter  ebensowohl  ein  concealed  fraud,  wenn 
eine  Person,  die  mit  dem  Verkauf  eines  Grundstücks  oder  von  Waren 
beauftragt  ist,  die  Waren  selbst  kauft,  ohne  ihrem  Auftraggeber  davon 
Mitteilung  zu  machen,  oder  wenn  jemand  wissentlich  unter  dem  Grund- 
stück eines  anderen  Mineralien  abbaut,  auf  welche  dieser  andere  als 
Grundeigentümer  ein  Recht  hat.  (Bulli  Coal  Mining  Co.  v.  Osbortu 
[l8gg]  A.  C.  35l')  In  diesem  Fall  wurden  unter  dem  Grundstück  der 
Kläger  Kohlen  abgebaut,  ohne  daß  diese  etwas  davon  wußten.  Lange 
Zeit  nach  dem  Ablauf  der  Verjährungsfrist  entdeckten  die  Kläger  die 
Handlung  des  Beklagten.  Das  Gericht  entschied,  der  Abbau  sei 
furtively  by  a  wilful  and  secret  Underground  trespass  vorgenommen  und 
deshalb  laufe  die  Verjährung  erst  vom  Beginn  der  Entdeckung  an. 
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Wenn  es  auf  einer  Fahrlässigkeit  des  Klagers  beruht,  daß  er  den 
concealed fraud  nicht  entdeckt  und  dadurch  von  seinem  Recht  Kenntnis 
erhalten  hat,  so  ist  es  zweifelhaft,  ob  er  in  diesem  Fall  ebenso  zu  be- 
handeln ist,  wie  wenn  er  die  Täuschung  erkannt  hätte.  Im  Falle  Betjt- 
mann  v,  Betjemann  [i8qs]  2  Ch.  /^  bestand  seit  1856  zwischen  einem 
Vater  und  seinen  2  Söhnen  J.  und  G.  eme  partncrship.  Der  Vater  starb 
im  Jahre  1886,  das  Geschäft  wurde  ohne  Liquidation  von  seinen  Söhnen 
fortgesetzt.  Während  der  Vater  lebte,  war  kein  schriftlicher  Gesell- 
schaftsvertrag ge.schlossen  und  zwischen  den  Partnern  niemals  ordnungs- 
mäßig abgerechnet  worden.  J.  starb  im  Jahre  1893.  G.  verlangte  Ab- 
rechnung von  1856  an,  indem  er  behauptete,  daß  J.  „betrügerischer- 
weise" mehr  Geld  aus  dem  Geschäft  genommen  hätte,  als  ihm  zukam 
und  dies  dem  Bruder  verheimlicht  hätte.  Daher  könne  er  noch  von 
dieser  Zeit  her  Abrechnung  verlangen.  Die  Verjährungsfrist  habe  nicht 
zu  laufen  begonnen.  Die  Beklagten  wandten  ein,  daß  bei  genügender 
AufmerkjSamkeit  dieser  Betrug  hätte  entdeckt  werden  müssen.  Das 
Gericht  entschied,  die  Möglichkeit,  daß  bei  genügender  Diligenz  der 
fraud  hätte  entdeckt  werden  können,  schließe  die  Anwendung  der  Normen 
fihet  concealed  fraud  nicht  aus.  Höchstens  bei  ^cases  of  ejecimenf'  und 
bei  dem  Verhältnis  von  „vendor  and purchaser"^^),  wo  das  Prinzip  caveat 
emptor  zur  Anwendung  gelange,  könne  fahrlässige  Unkenntnis  von 
dem  Betrüge  der  Kenntnis  gleichgestellt  werden,  nicht  aber  bei  farfmrs. 
Es  genüge  die  falsche  Vorspiegelung;  der  Getäuschte  brauche  keine 
Nachforschungen  anzustellen,  wenn  nicht  aus  besonderen  Umständen 
ein  Verdacht  begründet  sei. 

Banning  S.  224  unten  führt  auf  Grund  dieser  und  anderer  Ent- 
scheidungen aus,  man  könne  sich  auf  fraud  nicht  berufen,  wenn  er 
bei  gehöriger  Sorgfalt  zu  entdecken  war.  Bei  ßduciary  relat'wtis  aber 
sei  es  dem  Beklagten  nicht  erlaubt,  dem  Kläger  Mangel  an  Diligenz  vor- 
zuwerfen. Für  eine  bestimmte  Art  von  Fällen  hat  die  Real  Prof.  Lim. 
Aä  1833  eine  Vorschrift  über  die  Wirkung  des  cancealed  fratid  gtiioütn, 
nämlich  bei  Ansprüchen  auf  land  oder  rent,  wenn  der  Kläger  oder 
sein  Rechts  Vorgänger  an  der  Geltendmachung  seines  Anspruchs  durch 
concealed  fraud  gehindert  war. 

Diese  bestimmt  nämUch  in  s.  26: 

In  every  case  of  a  concealed  fraudj  flu  right  of  any  person  to 
bring  a  suit  in  equiiy  for  the  recovery  of  any  latid  or  rent^  of  which 
he  or  any  person  through  whom  he  claims  may  /lave  been  defrived  by 
such  frandy  shall  be  deemed  to  have  first  accrued  at,  and  not  bcferCy 
the  time  at  which  such  fraud  shall  or  with  reasonable  diligence  /night 
have  been  first  known  or  discovered,  t>ravided  that  nothing  in  this  clause 
contained  shall  enable  any  owner  of  lands  or  rents  to  have  a  suit  in 
equity  for  the  recovery  of  such  lands  or  rents j  or  for  setting  aside  any 
com'cyance  of  such  lands  or  rents  on  account  of  fraud  against  any  bona 
fide  purchaser  for  valuable  consideration  who  hos  not  assisted  in  tht 
commission  of  such  fraudj  and  who  at  the  time  he  made  tlie  purckast 
did  not  know  and  had  no  reason  to  believe  that  any  such  fraud  had 
been  committed. 


*)  d.  h.  bei  Kaufverträgen  über  Grundstücke. 
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Für  die  besonderen  Fülle,  in  denen  das  Gesetz  Anwendung 
findet,  hat  es  auch  zu  der  Frage  Stellung  genommen,  inwieweit  fahr- 
lässige Unkenntnis  der  Kenntnis  gleichsteht.  Denn  die  Frist  beginnt 
zu  laufen,  sobald  die  Täuschung  bei  gehöriger  Sorgfalt  entdeckt  werden 
konnte. 

Eine  Person,  die  sich  auf  das  Statute  of  Limitation  benift,  muß  sich 
die  von  ihrem  Rechts  Vorgänger  begangene  Täuschung  entgegenhalten 
lassen.  Im  Falle  Mc,  Callum  v.  Mc,  Callum  [igoi]  I  Ch,  143  übertrug 
A.  das  Eigentum  an  einem  Hause,  in  dem  er  mit  seiner  Ehefrau  wohnte, 
auf  diese.  Unmittelbar  darauf  übertrug  die  Ehefrau  das  Eigentum  an 
dem  Hause  auf  ihre  Tochter,  aber  teilte  ihrer  Tochter  hiervon  niemals 
etwas  mit,  sondern  verheimlichte  ihr  diesen  Umstand  geflissentlich. 
Die  Mutter  starb  im  Jahre  1888,  der  Vater  im  Jahre  1899.  Der  Be- 
klagte war  nach  dem  Testament  des  Vaters  als  alleiniger  Erbe  ein- 
gesetzt. Der  Vater  war  von  1884,  ^^  ^r  ^^^  Übertragung  des  Eigen- 
tums an  dem  Grundstück  auf  seine  Frau  vornahm,  bis  1899  Besitzer 
des  Hauses  geblieben,  und  bei  dem  Tode  des  Vaters  hatte  der  Be- 
klagte Besitz  ergriffen.  Erst  einige  Zeit  nach  dem  Tode  des  Vaters 
erfuhr  die  Tochter  von  ihrem  Anspruch  an  dem  Hause.  Sie  klagte 
darauf  gegen  den  Beklagten  mit  dem  Antrage,  ihr  den  Besitz  des 
Hauses  zu  übergeben.  Das  Gericht  entschied,  daß  zwar  auf  seiten  der 
Mutter  ein  concealed  fraud  im  Sinne  der  s.  26  der  Real  Property  Lim. 
Act  von  1833  vorlag.  Es  sei  aber  in  keiner  Weise  festgestellt,  daß  der 
Vater  an  diesem  Betrug  irgendwie  beteiligt  gewesen  sei.  Daher  sei  die 
zwölfjährige  Verjährungsfrist,  die  begonnen  hatte,  als  der  Vater  im  Besitz 
des  Grundstücks  blieb,  nachdem  er  das  Eigentum  daran  abgetreten 
halte  (T884),  zugunsten  des  Vaters  abgelaufen,  und  daher  kgnnte  der 
Beklagte,  der  seinen  Titel  von  dem  Vater  herleitete,  sich  auf  die  Ver- 
jährung berufen. 

Der  zweite  Teil  der  s.  26  der  Real  Prop.  Lim.  Act  1833  schützt 
diejenigen  Personen,  die  in  gutem  Glauben  durch  ein  entgeltliches 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  ein  Recht  an  dem  Grundstück  erworben 
haben.  Gegenüber  einem  solchen  Erwerber  ist  es  nicht  zulässig,  sich 
auf  einen  concealed  fraud  des  Rechtsvorgängers  zu  berufen,  um  damit 
den  Lauf  der  zwölfjährigen  Verjährungsfrist  zu  verlängern. 

Nach  der  Anmerkung  bei  Jenks  soll  die  Vorschrift  des  §  163  auch 
Anwendung  finden,  bei  beiderseitigem  Irrtum  über  die  Rechte  des 
Klägers.  Er  zitiert  den  Fall  Harris  v.  Harris  l86lj  2g,  Beav.  //O,  in 
dem  entschieden  wurde,  daß  der  Beklagte  verpflichtet  war,  Geld  zurück- 
zuzahlen, welches  ihm  irrtümlich  zu  viel  gezahlt  war,  obwohl  die  Ver- 
jährungsfrist bereits  abgelaufen  war*).  Ein  gutes  Beispiel  für  die  ver- 
schiedene Behandlung  von  Irrtum  und  fraud  bildet  der  Fall  Trotter 
V.  Maclean  l8yg^  13  Ch.  D.  5/4.  Der  Beklagte  hatte  begonnen,  auf  dem 
Grundstück  des  Klägers  Kohlen  abzubauen,  während  er  noch  mit  ihm 
über  den  Abschluß  eines  lease  verhandelte,  durch  welchen  er  berechtigt 

*)  Im  Falle  Baker  v.  Coura:^c  &,  Co.  [1910]  i  A'.  B.  ^6  wurde  aber  ent- 
schieden: I.  daß  die  VerjHhrun*»  von  der  Zahlung,  nicht  von  der  Entdeckung  des 
Irrtums  an  läuft,  2.  daß  eine  iritiimlich  gezahlte  Summe  nach  Ablauf  der  Ver- 
jährungsfrist auch  nicht  im  Wege  der  Aufrechnung  zurückgefordert  werden  kann. 


»yg5  Fänfler  Abschnitt.     Verjährung. 

werden  sollte,  die  Kohlen  abzubauen.  Später  stellte  sich  heraus,  dafi 
der  Kläger  rechtlich  nicht  befugt  war,  dem^  Beklagten  den  Abbau  der 
Kohlen  zu  gestatten.  Das  Gericht  erklärte  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  in 
dem  der  Beklagte  erfuhr,  daß  ihm  der  Kläger  ein  Recht  auf  den  Ab- 
bau der  Kohlen  nicht  einräumen  könne,  habe  er  unter  einem  ent- 
schuldbaren Irrtum  gestanden,  aber  nach  Ablauf  dieser  Zeit  sei  sein 
Irrtum  nicht  entschuldbar,  und  seine  Handlungen  seien  von  da  an, 
soweit  das  Statute  of  JJmitations  in  Frage  komme,  frauduUnt  in  Equity^ 
und  es  wurde  dementsprechend  entschieden,  daß  durch  den  Ablauf 
von  6  Jahren  die  Ansprüche  aus  dem  irrtümlichen  Abbau  der  Kohlen 
verjährt  seien,  nicht  aber  die  Ansprüche  aus  dem  „betrügerischen  Abbau**. 

§  164. 
£in  Treuhänder  kann  sich  auf  die  Vorschriften  des  Statute 
of  Limitation  nicht  berufen,  wenn  er  eine  betrügerische  Ver- 
letzung seiner  Verpflichtungen  als  Treuhänder  begangen  hat« 
oder  wenn  er  noch  im  Besitz  der  Gegenstände  ist,  welche 
mit  der  Klage  gefordert  werden,  oder  ihrer  Nutzungen,  oder 
wenn    er   dieselben    früher    für    sich    selbst    verbraucht   hat. 

7rusig£  Act,  1888,  s.  8.    How  v.  Winterton  [1896J  2  C/t,  626, 

Der  Begriff  des  trust  ist  bereits  im  ersten  Teil  S.  188  f.  ausführlich 
erläutert  worden.  Das  Equity-Recht  hat  von  jeher  den  Standpunkt 
vertreten,  daß  im  Verhältnis  zwischen  tntstee  und  ccstui  que  trust  die 
Vorscliriften  der  Verjährungsgesetze  keine  Anwendung  finden.  Dieses 
Prinzip  gilt  heute  noch,  soweit  es  nicht  durch  gesetzliche  Bestimmungen 
aufgehoben  ist.  Die  gesetzlichen  Vorschriften,  welche  die  Verjährung 
der  Ansprüche  des  cestui  que  trust  gegen  den  trustee  regeln,  sind  in  ver- 
schiedenen Gesetzen  verstreut,  so  daß  es  schwer  hält,  aus  diesen  mannig- 
faltigen Vorschriften  ein  klares  Bild  zu  gewinnen.  Die  Tendenz  der 
neueren  Gesetzgebung  ging  dahin,  die  zeitlich  unbeschränkte  Haftung 
des  trustee  einzuschränken,  so  daß  sie  heute  nur  noch  in  den  Fällen 
besteht,  die  im  Text  des  §  164  erwähnt  sind. 

Man  wird,  wenn  man  das  Verhältnis  der  verschiedenen  Gesetzes- 
stellen, welche  sich  mit  der  Verjährung  der  Ansprüche  bei  Vorliegen 
eines  trust  beschäftigen,  richtig  verstehen  will,  die  folgenden  Gesichts- 
punkte nicht  außer  acht  lassen  dürfen. 

Erstens  muß  man  unterscheiden,  ob  es  sich  um  Ansprüche  handelt, 
die  sich  gegen  das  in  der  Verwaltung  des  trustee  befindliche  Vermögen 
richten,  oder  ob  es  sich  um  eine  persönliche  Inanspruchnahme  des 
trustee  wegen  Verletzung  seiner  Verpflichtungen  handelt. 

Zweitens  muß  man  unterscheiden,  ob  ein  express  trust  vorliegt 
oder  nicht,  und 

drittens  wird  man  zu  beachten  haben,  ob  die  Vorschriften  des 
Gesetzes  sich  auf  trusts  im  allgemeinen  beziehen,  oder  nur  auf  trusts 
bei  bestimmten  Rechtsverhältnissen.  Das  letztere  ist  z.  B.  bei  den 
Vorschriften  der  Real  Property  Limitation  Acts  von  1833  und  18^4  der 
Fall,  die  sich  nur  auf  Ansprüche  des  cestui  que  trust  bei  Rechten  an 
Grundstücken  beziehen. 
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Von  der  Verjährung  der  Ansprüche  an  einem  trust  handeln  die 
folgenden  gesetzlichen  Vorschriften: 

/.  s.  25  von  Real  Prop.  Lim.  Act  1833. 

2.  j.  13  der  Intestaies  Estates  Act,  23  6-  24  VicL  c,  38, 

die  zwar  nicht  von  dem  irustee  spricht,  sondern  von  einem  legal  personal 
rtpresentative^  ein  solcher  ist  zwar  kein  trusiee  im  eigentlichen  Sinne, 
wohl  aber  ebenso  wie  der  executor^  irustee  im  weiteren  Sinne.  Diese 
Vorschrift  ist  bereits  bei  §  159  sub  a  erläutert  worden. 

3,  s,  25  sub  s.  2  der  Judicature  1873,  36  6-  J/  Vict.  s,  66. 

4,  s.  10  der  Real  Prop.  Lim,  Act  18^4. 

5.  s.  8  der  Trustee  Act  1888. 

Von  diesen  Gesetzen  bezieht  sich  die  Vorschrift  der  Trustee  Act 
(1888)  auf  alle  trusts  im  weitesten  Sinne,  die  Vorschrift  der  Judicature 
Act  18^3  auf  alle  trusts  im  eigentlichen  Sinne.  Dagegen  bezieht 
sich  die  Vorschrift  der  Real  Prap.  Lim.  Act  1833  nur  auf  die  Klage 
to  recaver  land  or  rejä,  wenn  ein  express  trust  vorliegt.  S.  lO  der  Real 
Prop.  Lim,  Act  18^4  bezieht  sicli  nur  auf  die  Klage  wegen  „charges 
upon  land  or  rent  and  secured  by  an  express  trust^,  d.  h.  auf  die  Ver- 
jährung der  Ansprüche  auf  Befriedigung  aus  dem  Grundstücke,  auf 
dem  die  charge  ruht. 

Express  trust. 
Die  verschiedenen  Arten  von  trusts  sind  von  Schirrmeister  schon 
im  Teil  IS.  188  folgende  aufgezählt  worden.  Er  unterscheidet  zwischen 
express  und  implied  trusts.  Ein  express  trust  liegt  danach  vor,  wenn 
in  klaren  und  unzweideutigen  Worten  jemand  den  Willen  kundgibt, 
einen  trust  zu  schaffen.  Ein  implied  trust  liegt  vor,  wenn  aus  den 
Umständen  geschlossen  werden  kann,  daß  die  Schaffung  eines  trust 
beabsichtigt  war.  Beide  Arten  beruhen  auf  dem  erklärten  Willen  der 
Parteien.  Ihnen  gegenüber  stellt  er  die  trusts  by  Operation  of  law,  die 
er  wieder  in  resulting  trusts  und  constructive  trusts  einteilt.  Diese  Ein- 
teilung ist  jedoch  für  unsere  Zwecke  nicht  maßgebend.  Mit  Recht 
weist  Rudall,  the  Law  of  Trusts  3.  Auflage  S.  19,  darauf  hin,  daß  die 
Frage,  was  ein  express  trust  ist,  unter  Berücksichtigung  der  be- 
sonderen Vorschriften  der  Verjährungsgesetze  entschieden 
werden  müsse,  und  daß  der  Begriff  nicht  bestimmt  werden  darf, 
nach  den  allgemeinen  Unterscheidungen  die  ^^«/(y- Gerichte  zwischen 
express  und  implied  trusts j  constfuctroe  trusts  und  anderen  tmsts  auf- 
gestellt haben.  Die  Trustee  Act  von  1888  bestimmt,  auf  welche  Arten 
von  trusts  ihre  Vorschriften  Anwendung  finden  sollen;  denn  in  S.  i 
sub  3  heißt  es: 

For  the  purposes  of  this  Act  the  expression  ^trustee^^  shall  be  deetned 
to  include  an  executor  or  administrator  and  a  trustee  wJwse  trust  arises 
by  construction  or  implication  of  law  as  well  as  an  express  trustee,  but 
not  the  official  trustee  of  charitable  funds. 

Im  Falle  Soar  v.  Ashwcll  [J8g3],  2  Q,  B.  3g3  werden  eine  Reihe 
von  Fällen  aufgezählt,  in  denen  nach  ^^///Vy-Recht  ein  express  trust 
vorliegt.  Allgemeine  Gesichtspunkte  für  den  Begriflf  des  express  trust 
lassen  sich  nur  aber  schwer  aufstellen.  Das  erkennt  auch  Richter  Kay 
in  der  erwähnten  Entsilioidung  an,  wenn  er  sagt:     j,The  authorities  do 
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not  seetn  to  have  drawn  with  any  precision  the  line  of  distincHon  beiwem 
express  and  constructive  trusis.**-  An  anderer  Stelle  gibt  er  eine  allgemeine 
Definition  des  Begriffes  express  trust,  indem  er  sagt:  ^An  express  trusUu 
prima  fade,  is  a  trustee  appointed  by  the  author  of  the  trustj  or  umicr  a 
power  created  by  /«w,  or  by  the  Court  under  the  Trustee  Aet.*^  Richter 
B  o  w  e  n  führt  folgendes  aus :  //  has  been  established  beyond  doubt  by  authoritj 
binding  an  this  Court  that  a  person  occupying  a  fidiuiary  relation,  wh 
has  property  deposited  with  hitn  on  the  strength  of  such  relation^  is  to  he 
dealt  with  as  an  express  and  not  merely  a  constructive  trustee  of  such 
property,  His  possession  of  such  property  is  never  in  virtue  of  any  n'ght 
of  /lis  07vn,  but  is  coloured  front  the  first  by  the  trust  and  confidence  in 
virtue  of  which  he  recerved  it.  He  never  can  discharge  himself  except  by 
restoring  the  property  which  he  nei^er  has  heid  otherwise  than  upon  this 
confidence,  and  this  confidence  or  trust  imposes  on  Mm  the  liability  of  an 
express  or  direct  trustee.  Diese  Ausführungen  wurden  im  Falle  North 
American  Land  and  Jimber  Co.  Limited  v.  Watkins  [IQO4]  I  Ck  242 
und  2  Ch.  233 y  als  eine  richtige  Darstellung  des  geltenden  Rechtes 
anerkannt.  In  diesem  Falle  hatte  der  Beklagte  für  die  Klägerin  in 
Amerika  Land  gekauft  und  verwaltet,  das  Eigentum  an  dem  Land 
hatte  er  auf  die  Gesellschaft  übertragen.  Es  stellte  sich  heraus,  daß 
er  zuviel  für  den  Kaufpreis  berechnet  hatte  und  die  Gesellschaft  klagte 
diese  zuviel  berechneten  Beträge  ein.  Das  Gericht  führte  aus,  daß  er 
ein  express  trustee  derjenigen  Gelder  gewesen  sei,  die  ihm  für  die 
Zwecke  der  Anlegung  in  Ländereien  von  der  Gesellschaft  anvertraut 
waren. 

Keine  express  trusteesy  ja  überhaupt  keine  trustees  im  eigentlichen 
Sine  sind  die  Testamentsvollstrecker  (executors)  oder  Nachlaßverwalter 
(admifästrators)j  obwohl  sie  nach  den  Bestimmungen  der  s.  i  der 
Trustee  Act  von  1888  für  die  Zwecke  der  verschiedenen  Trustee  Acts 
als  solche  gelten  sollen.  Im  Falle  Nixon  v,  Smith  [ig02]f  I  Ck.  1/6, 
führte  das  Gericht  folgendes  aus:  Executors  als  solche,  die  nur  den 
Nachlaß  zu  realisieren  haben,  seien  keine  trustees^  aber  sobald  üinen 
eine  Verpflichtung  auferlegt  sei,  die  aus  der  Realisierung  des  Nachlasses 
herrührenden  Gelder,  oder  die  im  Nachlaß  befindlichen  Grundstücke 
zum  Nutzen  anderer  zu  verwalten,  seien  sie  auch  trustees.  Und  In 
re  Lacy  [l8gg]  2  Ch.  158  wird  ein  früherer  Ausspruch  des  Richteß 
Davis  zitiert,  welcher  sagt: 

An  executor  was  always  in  a  loose  scnse  a  trustee  Jor  creditors  and 
legatees  since  he  held  the  personal  es  täte  for  their  benefit  and  not  for 
his  otvnj  but  such  a  trust  does  not  take  a  case  out  of  the  Statute  .  .  • 
//  is  necessary  to  make  out  that  he  is  an  express  trustee. 

Zusammenfassend  können  wir  daher  sagen,  daß  express  trustees  im 
Siime  der  Verjährungsgesetze,  jedenfalls  alle  Personen  sind,  die  entweder 
ausdrücklich  als  solche  bezeichnet  sind,  oder  denen  nach  dem  Partei- 
willen, solche  Verpflichtungen  auferlegt  sind,  aus  denen  sich  ergibt, 
daß  die  Partei  die  Schafl'ung  eines  trust  gewollt  habe.  In  diesem  Sinne 
ist  daher  auch  ein  implied  trust  als  express  trust  zu  bezeichnen.  Die 
im  Teil  I  S.  188  getroffene  Einteilung  findet  in  diesem  Zusammenhang 
keine  Anwendung.  Durch  die  Trustee  Act  von  1888  hat  die  Unier- 
sclieidung   zwischen    express  trust  und  construciizfe  trust  viel   von  ihrer 


Fünfter  Abscbnitt.     Verjährung.  ^3o 

Bedeutung  verloren,  da  nach  diesem  Gesetz  alle  trustees  die  Einrede 
der  Verjährung  erheben  können,  die  nach  der  sehr  weiten  Legal definition 
der  s.  I  unter  dieses  Gesetz  fallen.  Im  übrigen  ist  dieser  Standpunkt 
keineswegs  unbestritten.  So  führt  z.  B.  Goodeve,  Real  Property  in 
dem  Kapitel  über  die  Verjährung  auf  S.  456  aus,  daB  unter  express 
trust  ein  solcher  zu  verstehen  sei,  der  schriftlich  oder  mündlidi  erklärt 
ist  und  nicht  ein  trust^  der  durch  die  Handlung  der  Parteien  oder  von 
Gesetzes  wegen  entstanden  sei.  Dagegen  steht  Smith,  Leading  Gases 
Bd.  II  S.  705,  auf  dem  hier  vertretenen  Standpunkt,  wenn  er  sagt,  ein 
express  trust  sei  ein  solcher,  welcher  sich  aus  der  Konstruktion  des 
Schriftstückes  ergibt,  durch  welches  er  geschaffen  wird  und  der  nicht 
auf  einer  gesetzlichen  Fiktion  beruhe.  Im  übrigen  verweise  ich  noch 
auf  Ausführungen  bei  Ashburner,  Equity  S.  711 — 716  und  Rudall, 
the  Law  of  Trusts  S.  lö — 19. 

IL  Wir  gehen  jetzt  dazu  über,  die  einzelnen  Gesetzesvorschriften, 
welche  von  der  Verjährung  der  Ansprüche  gegen  trustees  handeln, 
näher  zu  erläutern.  S.  25  der  Real  Property  Limitation  Ad  von  1833 
bestimmt  das  Folgende: 

When   any  land  or  rent  shall  be  vested  in  a   trustee  upon  any 
express  trust,  the  right  of  the  cestui  que  trust,   or  any  person  dainUng 
through  him,  to  bring  a  suit  against  a  trustee  or  any  person  daiming 
through  him  to  recover  such  land  or  rent,  shall  be  deemed  to  havc  firsi 
accrued  according  to  the  tneaning  of  this  Ad  at  and  not  before  the  Urne 
at  which  such  land  or  rent  shall  have  been  corweyed  to  a  purchaser  for 
a  valuable  consideration,  atui  shall  then  be  deemed  to  have  accrued  only 
as  against  such  purchaser  and  any  person  daiming  through-  him. 
Diese  Vorschrift  beschäftigt  sich  nicht  direkt  mit  der  Frage,  wann 
die  Verjährung  gegen  einen  trustee  zu  laufen  beginnt,  sondern  vielmehr 
mit  der  Frage,  wann  die  Verjährung  gegenüber   demjenigen   zu  laufen 
beginnt,    der  von  einem   trustee  erworben   hat     Die   Vorschrift    setzt 
voraus,  daß  die  Verjährung  gegen  einen  trustee  bei  einem  express  trust 
überhaupt  nicht  läuft,  und  bestimmt  daher,  daß  die  Frist  dann  zu  laufen 
beginnt,    wenn    der    trustee    das   Grundstück   gegen   eine   angemessene 
Valuta   (valuable  consideration)     veräußert    hat.      Der    Erwerber    erhält 
also  nach  Ablauf  von  20  (jetzt  12  Jahren)  ebenso  einen  unanfechtbaren 
Rechtstitel,  als  wenn  er  nicht  von  einem  trustee  gekauft  hätte.     Wenh 
aber  der  Erwerber  vom  trustee  unentgeltlich  erworben  hat?   so   beginnt 
die   Verjährungsfrist    zu    sein^.   Gunsten    nach    der   Vorschrift    dieses 
Gesetzes  nicht  zu  laufen,   da  das  Gesetz  nur  den  entgeltlichen  Er- 
werber  schützt.     Der   unentgeltliche   Erwerber   ist  nach  Maßgabe   der 
Trustee  Act  1888  geschützt,  welche,   abgesehen   von   bestimmten   Aus- 
nahmen, dem  trustee  und  seinen  Rechtsnachfolgern  gestattet,   sich   auf 
die  Verjährungsgesetze   zu  berufen.     Die  Vorschrift   des  Gesetzes   von 
1833   findet   natürlich  nur  Anwendung,   wenn   es   sich   um  Ansprüche 
handelt  „A?  recover  land  or  rent^.    Der  trustee  ist  kein  adverse  possessor 
im  Verhältnis  zum  cestui  que  trust,  und  auch  aus  diesem  Gnmde  läuft 
die  Verjährung  nicht  im  Verhältnis  zwischen  trustee  und  cestui  que  trust. 
Wenn  aber  der  trust  ungültig  ist,  so  sind  die  trustees  adverse  possessors 
gegenüber  dem  Berechtigten,  und  wenn  sie  während  der  Verjährungs- 
zeit im  Besitz  verbleiben,  so  erlöschen  die  Ansprüciie  der  Berechtigten 
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(vgl.  den  Fall  Churcher  v,  Martin^  42  Ch.  D.  312),  In  diesem  Falle 
war  den  trusUes  Land  übertragen  auf  Grund  einer  Urkunde,  welche 
nach  den  Gesetzen  gegen  die  tote  Hand  (Mortmain  Act)-  nichtig  war. 
Die  trustees  nahmen  das  Land  in  Besitz  und  behielten  dieses  mehr 
als  12  Jahre.  Die  Ansprüche  der  Personen,  welche  als  Rechtsnach- 
folger des  Begründers  des  irust  das  Land  zurückverlangten,  waren  ver- 
jährt (vgl.  auch  den  Fall  Re  Lacy  [l8gg]y  2  Ch.  14g).  Ein  instruktives 
Beispiel  für  die  Wirkungen  der  s.  24  und  25  der  Real  Prop,  Lim. 
Act  von  1833  bildet  der  Fall  Magdalen  College  v.  Attortuy  General 
iSs^j  6  H.  L.  C  J8g.  Das  Land,  welches  zwei  Kirchengemeinden 
gehörte,  wurde  der  Verwaltung  des  Pfarrers  (Wr/^r^i)  und  der  Ältesten 
(churckwardens)  unterstellt,  welche  mit  Zustimmung  der  Gemeinde  (vtstrs) 
befugt  waren,  leases  zu  verleihen.  Im  Jahre  1 790  verpachteten  die  Vor- 
steher und  Ältesten  das  Land  an  das  Magdalen  College  für  immer  g^en 
eine  bestimmte  rent.  Im  Jahre  1852  beantragte  der  Generalstaatsanwall 
(Attorney-General)  in  Vertretung  der  beiden  Gemeinden,  daß  das  Gericht 
die  Pachtverträge  für  nichtig  erklären  möge.  Das  ffouse  of  Lords  hielt 
aber  die  leases  aufrecht,  indem  es  erklärte,  daß  die  Armen  der  beiden 
Gemeinden  als  die  wahren  Kläger  anzusehen  seien,  und  daß  sie  in 
der  Stellung  von  cestui  que  trusts  gegenüber  dem  Gemeindevorstand 
seien.  Daher  sei  die  Klage  nach  £^//y-Recht  nach  s.  24  des  Gesetzes 
von  1833,  weil  die  Verjährungsfrist  verstrichen  sei,  ebenso  ausgeschlossen 
wie  die  Ansprüche  nach  common  lawy  und  nach  s.  25  seien  die  Ansprüche 
gegen  das  College^  welches  entgeltliche  Erwerberin  sei,  verjährt  Höchstens 
könnten  nach  s.  25  die  Ansprüche  der  cestui  que  trusts  gegen  diejenigen 
noch  bestehen,  welche  sich  in  der  Stellung  von  trustees  befänden. 
Die  Judicature  Act  von  1873  s.  25  bestimmt: 

No  Claim  of  a  cestui  qtu  trust  against  his  trustee  for  any  pro- 
perty  held  on  an  express  trust,  or  in  respect  of  any  breeuh  of  such  tmt 
shall  be  held  to  be  barred  by  any  Statute  of  Umitations. 

Es  ist  zweifelhaft,  ob  diese  Vorschriften  nach  dem  Inkrafttreten 
der  Trustee  Act  von  1888  noch  praktische  Bedeutung  haben.  Sie  enthalten 
nur  eine  gesetzliche  Fixierung  der  alten  Equity-^oxm,  daß  bei  lu/rm 
trusts  die  Verjährungsgesetze  keine  Anwendung  finden.  S.  10  der 
Real  Prop.  Um,  Act  18^4  bestimmt: 

After  the  commencement  of  this  Act,  no  cution  suit  or  other  pro- 
ceeding  shall  be  brought  to  recover  any  sum  of  money  or  legacy  chargtd 
upon  or  payable  out  of  any  land  or  rent  at  law  or  in  equity  and 
secured  by  an  express  trust,  or  to  recover  any  arrears  of  rent  or  oj 
interest  in  respect  of  any  sum  of  money  or  legctcy  so  charged  or  payabU 
and  so  secured,  or  any  damages  in  respect  of  such  arrears,  except  wiihin 
the  time  within  wich  the  same  would  be  recoverable  if  there  wert  nct 
any  trust. 

Diese  Vorschrift  bezieht  sich  auf  die  in  s.  8  desselben  Gesetzes 
genannten  Ansprüche  und  bestimmt,  daß  diese  auch  beim  Vorliegen  eines 


^)  rector  ist  die  Person,  in  der  sich  der  Besitz  aller  Vermögensrecbte  der 
Kirche  einer  Gemeinde  vereinigen.  In  vielen  Gemeinden  stehen  diese  Rechte  dem 
Pfarrer  selbst  zu,  in  anderen  stehen  sie  der  Krone  oder  Laien  zo,  dann  ist  der 
Pfarrer  kein  rector^   sondern  nur  ein  vicar  (vgl.  Steph.  Comm.  III  S.  646—640). 
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express  trust  der  gewöhnlichen  Verjährung  unterliegen.  Sie  bezieht  sich 
also  weder  auf  die  Frage,  in  welcher  Zeit  die  Ansprüche  gegen  den  trustee 
persönlich  verjähren,  noch  darauf,  inwieweit  dieser  zur  Herausgabe  von 
trust  property  auch  nach  dem  Ablauf  der  Verjähnmgsfrist  verpflichtet 
bleibt,  sondern  sie  bezweckt  nur,  daß  das  Grundstück,  welches  in  dieser 
Weise  belastet  ist,  nach  dem  Ablauf  der  Verjährungsfrist  unbeschadet 
.der  Ansprüche  gegen  den  trustee  frei  wird  (vgl.  Rudall,  Law  of  Trusts 
S.  6).  Deshalb  widerspricht  auch  diese  Vorschrift  nicht  der  eben  er- 
wähnten Vorschrift  der  Judicature  Act  iSyj,  Vor  dem  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  von  1874  halte  nämlich  das  House  of  Lords  im  Falle 
Burrawes  v.  Gore  6  H.  L,  C,  goy  entschieden,  daß  ein  express  trust 
of  a  Charge  upon  land  nach  s.  25  der  Real  Prop,  Lim,  Act  J033  ebenso 
von  der  Verjährung  ausgeschlossen  sei,  wie  ein  trust  with  regard  to 
the  land  itself.  Diese  durch  die  Entscheidung  des  höchsten  Gerichts- 
hofes festgestellte  Rechtsnorm,  sollte  durch  die  Vorschrift  des  Gesetzes 
von   1874  wieder  aufgehoben  werden. 

Wir  kommen  jetzt  zu   den  Vorschriften    der    Trustee   Act   l888y 
welche  in  s.  8  bestimmt: 

1.  In  any  action  or  other  proceeding  against  a  trustee  or  ^ny  person 
clmming  through  him^  —  except  where  the  claim  is  founded  upon  anyfraud 
or  fraudulent  breach  of  trust  to  which  the  trustee  was  party  or  privyj 
or  is  to  recover  trust  property,  or  the  proceeds  thereof^  still  retained  by 
the  trustee,  or  previously  received  by  the  trustee  and  converted  to  his  use, 
—  the  following  provisions  sJiall  apply: 

a)  All  rights  and  Privileges  conferred  by  any  Statute  of  Limitations 
shall  be  enjoyed  in  the  like  manner  and  to  the  like  extent  as 
they  would  have  been  enjoyed  in  such  action  or  other  proceeding 
if  the  trustee  or  person  claiming  through  htm  had  not  been  a 
trustee  or  person  claiming  through  him: 

b)  If  the  action  or  other  proceeding  is  brought  to  recover  money 
or  other  property^  and  is  one  to  which  no  existing  Statute  of 
Limitations  applieSj  the  trustee  or  person  claiming  through  him 
shall  be  entitled  to  the  benefit  of  and  be  at  liberty  to  plead,  the 
lapse  of  time  as  a  bar  to  such  action  or  other  proceeding  in 
the  like  manner  and  to  the  like  extent  as  if  the  claim  had  been 
against  him  in  an  action  of  debt  for  money  had  and  received^  — 
but  so  nevertheless  that  the  Statute  shall  run  against  a  married 
woman  entitled  in  possession  for  her  separate  use,  whether  with 
or  without  a  restraint  upon  anticipation;  but  shall  not  begin  to 
run  agaifist  any  beneficiary  unless  and  until  the  interest  of  such 
beneficiary  shall  be  an  interest  in  possession, 

2.  No  beneficiary^  as  against  whom  there  would  be  a  good  defence 
by  viriue  of  this  sectionj  shall  derri^e  any  greater  or  other  benefit  from 
a  judgment  or  order  obtained  by  another  beneficiary  than  he  could  have 
obtained  if  he  had  brought  such  action  or  other  proceeding  and  this 
section  had  been  pleaded. 

3.  TTiis  section  shall  apply  only  to  actions  or  other  proceedings  com- 
menced  after  the  first  day  of  January^  one  tJwusand  eight  hundred  and 
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ninefyy  and  shall  not  deprive  any  executor  or  administrator  of  any  right 
or  defence  to  'which  he  is  entitled  under  any  existing  Statute  of  Limitatiom. 
Die  Wirkung  dieser  Vorschrift  bestellt  kurz  gesagt  darin,  daß  ab- 
gesehen von  den  drei  im  Eingang  des  Paragraphen  er^^ähnten  Aus- 
nahmen der.  trustee  sich  gegenüber  Ansprüchen,  die  gegen  ihn  geltend 
gemacht  werden,  ebenso  wie  jede  andere  Person  auf  die  Vorschriften 
der  verschiedenen  Verjährungsgesetze  berufen  kann,  und  soweit  keines 
der  bisherigen  Verjährungsgesetze  Anwendung  findet,  soll  er  sich  auf 
die  Verjährungsgesetze  berufen  dürfen,  wie  wenn  gegen  ihn  eine  action  of 
debtfor  momy  had  and  received  angestellt  worden  wäre,  d.  h.  in  allen  diesen 
Fällen  beträgt  die  Verjährungsfrist  sechs  Jahre,  How  v.  Wifiterton  [l8g6] 
2  Ch,  626,  Nur  bei  estates  in  expedancy  soll  auch  hier,  wie  übrigens  auch 
sonst  die  Verjährung  gegen  den  Anwärter  erst  von  dem  Moment  an 
laufen,  wo  seine  Anwartschaft  fällig,  und  damit  sein  estate  zu  einem  estak 
in  possession  wird.  Ein  instruktives  Beispiel  bildet  der  bereits  erwähnte 
Fall  Nixon  v.  Smith  [ig02]  I  Ch,  lyö.  In  diesem  Fall  handelte  es 
sich  um  eine  Klage  auf  Grund  einer  legacy  gegen  die  »im  Testament 
eingesetzten  Vollstrecker.  Eine  solche  Klage  verjährt  nach  s.  8  der 
Real  Prop,  Lim,  Act  18/^4  in  zwölf  Jahren.  Die  Vollstrecker  hatten 
das  Legat,  indem  sie  versehentlich  die  Bestimmimgen  des  Testaments 
nicht  beachtet  oder  nicht  richtig  verstanden  hatten,  an  den  tenantfor  life 
ausgezahlt,  d.  h.  an  eine  Person,  welcher  nur  die  Nutznießung  an  einer 
Geldsumme  auf  Lebenszeit  zustand,  die  jetzt  von  demjenigen  gefordert 
wurde,  welcher  auf  Grund  des  Testaments  nach  dem  Tode  des  tenani 
for  life  diese  Summe  verlangen  konnte.  Nach  dem  Testament  sollten 
die  Vollstrecker  das  Geld  in  Verwaltung  behalten  und  dem  tenant  for 
life  nur  die  Zinsen  auskehren.  Bei  diesem  Sachverhalt  entschied  das 
Gericht,  daß  keine  action  for  a  legacy  vorläge.  Die  executors  waren 
aber,  wie  sich  aus  dem  Vorhergesagten  ergibt,  nach  dem  Testament 
zugleich  trustteSy  welche  das  Vermögen  verwalten  sollten.  Daher  waren 
sie  durch  s.  8  b  der  Triistee  Act  geschützt  und  der  Anspruch  gegen  sie 
verjährte  in  der  gewöhnlichen  Verjährungsfrist  von  sechs  Jahren. 

Die  Ausnahmen  der  s.  8  der  Trustee  Act. 

In  drei  F'ällen  kann  sich  auch  heute  noch  der  trustee  nicht  auf 
die  Vorschriften  der  Verjährungsgesetze  berufen,  vielmehr  ist  für  diese 
Fälle  die  alte  Norm  des  ^^«/Vy-Rechts,  daß  im  Verhältnis  von  trusUt 
und  cestm  que  trust  eine  Verjährung  nicht  stattfindet,  noch  in  Kraft 
geblieben. 

Fraud. 

Breach  of  trust  ist  eine  jede  Verletzung  der  durch  den 
trust  auferlegten  Verpflichtungen,  z.  B.  wenn  der  trustee  irgend  ein 
formelles  Versehen  bei  Erfüllung  der  ihm  im  Testament  erteilten 
Anweisungen  gemacht  oder,  wenn  er  das  Geld  nicht  in  der  durch 
das  Testament  oder  die  Trustee  Act  l8g3  vorgeschriebenen  Weise 
angelegt  hat.  Der  trustee,  der  einen  brecuh  of  trust  begeht,  haftet 
dem  cestui  que  trtdst  persönlich.  Diese  Norm  führte  zu  großen 
Härten,  denn  wie  Maitland  in  seinem  bereits  erwähnten  Artikel 
in   Grünhuts  Zeitschr.    1905   s.    29   sagt:   „Der   ehr^hafte   Mann,  der 
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dadurch,  daß  er  eine  technische  Verletzung  des  frusf  begangen 
hat,  auf  die  Klage  der  Kinder  seines/'  Freundes  hin  ruiniert  worden 
ist,  war  in  der  Vergangenheit  eine  nur  zu  bekannte  Figur  im  englischen 
Leben."  Diese  Härte  wurde  gemildert  durch  die  Judicial  Trustees  Act 
i8q6,  y.  3y  welche  bestimmt,  daß  das  Gericht  einen  trustee,  wenn  er 
wegen  eines  breach  of  trust  in  Anspruch  genommen  wird,  von  seiner 
Haftung  ganz  oder  teilweise  befreien  kann,  wenn  er  jjhonestly  and  tr- 
asonabiy*^  gehandelt  hat.  Außerdem  unterliegen  bei  einem  „innocent 
breach  of  trusi^^  die  Ansprüche  gegen  den  trusiee  nach  s.  8  der  Trustee 
Act  der  Verjährung.  Bei  einem  fraudulent  breach  of  trust  haften  der 
trustee  und  sein  Rechtsnachfolger  für  alle  Schäden,  und  dieser  Anspruch 
unterliegt  nicht  der  Verjährung. 

Der  trust  ist  eine  Schöpfung  des  ^|^«/(y- Rechts.  Bei  der  Erörterung 
des  Begriffes  fraud  oben  s.  504  ist  bereits  auseinandergesetzt  worden, 
daß  im  ^«/w/A'-Recht  der  Begriff  fraud  sehr  unbestimmter  Natur  war 
und  jedes  Handeln  wider  Treu  und  Glauben  darunter  verstanden 
wurde.  Mit  Recht  sagt  daher  RudaU,  The  Law  of  Trusts  s,  g: 
„Das  Gericht  hat  sich  aus  naheliegenden  Gründen  immer  sorgfältig 
gehütet,  den  Begnf[ fraud  zu  definieren."  Diese  „naheliegenden  Gründe" 
haben  wir  in  der  Stellung  des  E^u/ty-Rechts  zu  sehen,  welches  der 
Billigkeit  zum  Rechte  verhelfen  wollte;  dies  wurde  erschwert,  wenn  ' 
sich  das  Gericht  auf  eine  bestimmte  Definition  des  Begriffes  fraud  fest- 
legte. In  neuerer  Zeit  ist  allerdings,  wie  oben  ausgeführt  wurde,  seit 
der  teilweisen  Verschmelzung  der  beiden  Rechtssysteme  auch  das 
Ju/uity-Rechi  zu  einer  strafferen  Auffassung  des  Begriffes  fraud  gelangt. 

Damit  die  Ausnahme  der  s.  8  der  Trustee  Act  vorliegt,  muß  der 
trustee  rf^rty  or  privy^  bei  dem  fraud  sein.  In  dem  bereits  erwähnten 
Falle  Thorne  v.  Heard  and  Marsh  [l8g4]  l  Ch.  ßgg  wurde  entschieden, 
daß  ein  trustee  nur  dann  party  or  prhy  bei  dem  von  einem  anderen 
begangenen  fraud  sei,  wenn  er  moralisch  mitschuldig  sei,  nicht  aber, 
wenn  er  kraft  Rechtsvorschrift  für  dessen  Delikte  haftet  (z.  B.  als 
principal  für  die  Delikte  des  Vertreters)  und  von  dem  fraud  nichts  weiß. 

Wenn  jemand  dem  Berechtigten  betrügerischerweise  verschweiixt,  daß 
er  Rechte  an  dem  trust  property  erworben  hat,  so  beginnt  nach  den  im 
vorigen  Paragraphen  erwähnten  Vorschriften  über  concealed  fraud  die 
Verjährungsfrist  von  der  Entdeckung  des  Betruges  an  zu  laufen.  Ob 
diese  Vorschriften  auch  auf  den  trustee  Anwendung  finden  oder  ob 
ein  solches  Verhalten  als  fraudulent  breach  of  trust  anzusehen  ist  und 
daher  die  Verjährung  überhaupt  nicht  gegen  den  trustee  läuft,  kann 
zweifelhaft  sein.  Hier  kommt  aber  die  Lehre  des  ^^2///>'- Rechts  von 
Jaches  and  acquiescence"*  zur  Anwendung,  wonach  jemand,  der  eine  un- 
angemessen lange  Zeit  mit  der  Geltendmachung  seiner  Rechte,  d  i  e  e  r 
kennt,  zögert,  damit  von  is^«//y-Gerichten  zurückgewiesen  werden  kann. 

Ansprüche  auf  Herausgabe  von  trust  property  oder  den  Ein- 
künften daraus,  welche  sich  noch  in  den  Händen  des  trustee 
befinden  oder  von  ihm  verbraucht  sind. 
Der  Anspruch  des  cestui  quc  trust  auf  Auslieferung  der  Trust-Fonds 
unterliegt  nicht  der  Verjährung.    Das  Gesetz  gebraucht  die  Worte  y^still 
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retained  by  the  trustee'^.  Aus  diesen  Worten  ergibt  sich,  daß  nur  für 
solche  Gegenstände  der  trustee  §ich  nicht  auf  die  Verjährung  berufen 
kann,  die  er  tatsächlicli  noch  hat,  d.  h.  um  die  er  noch  bereichert  ist 
Z.  B.  sind  Gelder  nicht  „still  retained'*^  wenn  der  trustee  sie  versehent- 
lich an  eine  falsche  Person  ausgezahlt  hat  (vgl.  Nixon  v,  Smith  oben), 
auch  nicht,  wenn  er  die  Summen  nicht  eingenommen  hat,  die  er  hätte 
einnehmen  sollen  oder  müssen.  Nach  Ablauf  der  Verjährungsfrist 
können  also  derartige  Ersatzansprüche  nicht  mehr  geltend  gemacht 
werden,  es  sei  denn,  daß  ein  fraudulent  breach  of  trust  vorliegt 

Es  ist  jedoch  hier  darauf  hinzuweisen,  daß  beim  trust  ein  sehr 
weitgehendes  Surrogationsprinzip  Anwendung  findet  Denn  das  Chan- 
r^ry-Gericht  entwickehe,  wie  Maitland  bei  Grünhut  s.  28  ausführt, 
den  Begriff  des  Trust-Fonds,  der  seine  Eigenschaft  behielt,  gleichgültig 
wie  er  „investiert"  wurde.  Wenn  also  Gnmdstücke  der  Verwaltung 
des  trustee  unterlagen,  und  diese  verkauft  wurden,  so  trat  an  deren 
Stelle  die  Geldsumme,  auch  wenn  der  trustee  sie  nicht  gesondert  auf- 
bewahrte, und  wenn  er  später  für  den  Erlös  Wertpapiere  kaufte,  so 
traten  diese  wieder  an  die  Stelle  des  Geldes,  so  daß  in  allen  solchen 
Fällen  auf  Grund  einer  Surrogation  der  Trust- Fonds  noch  vorhanden  ist. 
Das  führt  zu  der  dritten  Ausnahme  der  s.  8  der  Trustee  Act,  Wenn 
,  der  trustee  die  Gelder  nicht  wieder  angelegt,  sondern  mit  seinen  Mitteln 
vermischt  hat,  so  ist  nach  dem  Surrogationsprinzip  auch  dieses  Geld 
property  still  retained  und  kann  schon  aus  diesem  Grunde  heraus- 
verlangt werden.  Wenn  aber  das  Geld  nicht  mehr  vorhanden  ist,  weil 
der  trustee  es  für  sich  verbraucht  hat,  so  haftet  er  wegen  dieser  Unter- 
schlagung auch  über  die  Verjährungsfrist  hinaus.  Es  braucht  aber  nicht 
immer  der  Tatbestand  einer  strafrechtlichen  Unterschlagung  gegeben 
zu  sein.  So  war  z.  B.  im  Falle  Wassel  v,  Leggatt  [l8g^]  I  Ch,  S54 
einer  Ehefrau  ein  Vermächtnis  von  300  £  zugefallen,  y,for  her  separate 
use,  free  front  the  debts  control  or  engagements  of  C  7.  Wassel^  (ihres 
Ehemanns).  Als  der  Frau  das  Geld  ausgezahlt  war,  nahm  es  ihr  der 
Ehemann  trotz  ihres  Protestes  weg  und  verbrauchte  das  Geld  für  sich. 
Die  Frau  forderte  ihn  auf,  das  Geld  herauszugeben,  aber  erst  1894, 
nachdem  mehr  wie  zwölf  Jahre  verstrichen  waren  und  der  Ehemann 
inzwischen  gestorben  war,  klagte  sie  gegen  die  represeniatives  des  Ehe- 
manns. Das  Gericht  entschied,  das  die  Vorschriften  des  Statute  of 
Limitation  keine  Anwendung  fänden.  Der  Mann  sei  als  trustee  der  Frau 
anzusehen,  weil  er  nach  Equity-l^^chi  stets  trustee  desjenigen  Frauen- 
vermogens  sei,  das  er  im  Besitz  hat.  Das  Geld  sei  money  still  retained 
by  him,  und  deshalb  müsse  es  herausgegeben  werden. 

Wir  haben  schließlich  noch  das  Verhältnis  dieser  Vorschrift  der 
Trustee  Act  zu  den  Vorschriften  der  anderen  Gesetze  zu  betrachten. 

S.  25  der  Real  Prop.  Lim,  Act  1833  bestimmt,  daß  bei  einem  Er- 
werbe von  einem  trustee,  wenn  ein  express  trust  vorliegt,  die  Verjährung 
erst  vom  Zeitpunkt  der  Veräußerung  an  läuft.  Diese  Vorschrift  wird 
durch  s.  8  der  Irustee  Act  nicht  berührt,  denn  sie  trifft  nur  darüber 
Bestimmungen,  wann  gegenüber  demjenigen,  der  von  einem 
trustee  erwirbt,  die  Verjährung  zu  laufen  beginnt  S.  25  A^i  fudi- 
catitre  Act  ist  eine  gesetzliche  Fixierung  der  alten  Equity-'^onD.y  daß 
Ansprüche  aus  einem  express  trust  nicht  verjähren.     Diese  Vorschrift 


FÜDiter  Abschnitt     Verjährung.  jqb 

ist  daher  durch  s.  8  der  Trustee  Act  1888  praktisch  aufgehoben,  soweit 
nicht  eine  der  drei  Ausnahmen  der  s.  8  vorliegen.  Bei  diesen  gilt 
noch  die  Norm  der  Judicature  Act,  wonach  solche  Ansprüche  nidit 
verjähren. 

Die  Vorschrift  der  Real  Praperty  Lim,  Act  18^4  s,  lO  bezieht  sich 
lediglich  auf  die  Frage,  wann  das  Pfandrecht  an  lami  or  rent  erlischt, 
hat  also  mit  dem  Anspruch  auf  Herausgabe  des  Trust -Vermögens  nichts 
zu  tun  (so  auch  Rudall  S.  6). 

§  165. 

Außer  bei  AnsprOchen  aus  einem  Patronat  oder  ftuf 
Rückstände  von  r^ni  oder  Zinsen,  sowie  bei  Ansprüchen  auf 
Rückübertragung  eines  Grundstücks  gegen  einen  H3rpotheken- 
gläubiger,  der  im  Besitz  des  Grundstücks  ist»  beginnt  die 
Verjährungsfrist  gegen  eine  Person,  die  zur  Zeit,  als  das 
Klagrecht  entstand,  minderjährig  oder  geisteskrank  war,  nicht 
eher  zu  laufen,  als  bis  sie  volljährig  oder  wieder  geistig  ge- 
sund ge^vorden  ist.  Aber  wenn  die  Frist  einmal  zu  laufen 
begonnen  hat,  so  wird  sie  durch  das  Vorhandensein  einer 
Minderjährigkeit  oder  Geisteskrankheit  nicht  gehemmt 

Dt  Beauvoir  v.  Owen  iS^o,  5  ExcA,  at  p,  182  Limitation  Act  1623,  ^-  7« 
Civil  Procedure  Act  183J,  s.  4.  Real  Prop,  Lim.  Act  1874,  s,  3,  5.  Aber  bei 
Ansprüchen  auf  lanä  oder  rent  beträgt  die  Periode  nach  dem  Aufhören  der  i/ü« 
aiiliiy  nur  noch  sechs  Jahre  und  die  äußerste  Grenze  ist  dreißig  Jahre  von  der 
Entstehung  des  Klaggrundes  an  gerechnet.  Die  disadility  durch  Heirat  ist  jetzt 
praktisch  aufgehoben.  Lowe  v,  Fox  1885,  15  Q.  ß.  D.  667.  Trustee  Act  1888, 
s.  8  (b). 

Goodall  V.  Skerratt  1855,  3  Drew,  216.  Murray  v.  Watkins  i8go,  02 
L.  T.  jgö.  Die  Vorschriften  über  disabilities  gelten  nicht  zugunsten  des  mortgagor, 
(Kinsman   v.  Rouse  1881,  ly  Ch.  D,  104,  Forster  v,  Patterson   daselbst  S.  i$2,) 

Dieser  Paragraph  behandelt  den  Fall,  daß  der  Berechtigte,  gegen 
den  die  Verjährung  an  sich  laufen  würde,  durch  eine  Beschränkung 
seiner  Geschäftsfähigkeit  gehindert  ist,  seine  Rechte  geltend  zu  machen. 
Nicht  damit  zu  verwechseln  ist  der  bei  Jenks  nicht  beröcksichtigte 
Fall,  daß  jemand  durch  Gründe,  die  in  der  Person  des  Anspruchs- 
gegners liegen,  an  der  Geltendmachung  seiner  Rechte  gehindert  wird. 
Auch  für  diesen  Fall  treffen  die  Verjährungsgesetze  Vorsorge.  Er  wird 
in  einem  Anhang  zu  diesem  Paragraphen  zur  Darstellung  zu  bringen  sein. 

Auch  hier  müssen  wir  wieder  unterscheiden  zwischen  Ansprüchen, 
die  unter  die  Real  Prop.  Lim.  Acts  fallen  und  solchen,  die  unter  die 
anderen  Verjährungsgesetze  fallen. 

Das  alte  Statute  of  lAmitations  1623  bestimmt  in  s.  7:  ^  any 
Person  or  persans  ihat  is^  or  shall  be  entitled  to  any  such  action  of  trespass^  de- 
tinuey  actian  sut  trover,  rtplevin^  actions  of  accounty  actions  of  debty  actions 
of  trespcLSSj  for  assault,  menace,  battery,  wounding,  or  imprisonment,  actions 
upon  the  case  for  words  be,  or  shall  be^  at  the  time  of  any  such  cause  of 
actiofij  given  or  accrued,  fallen  or  come  within  the  age  of  twenty-one 
years,  ferne  covert,  non  compos  mentis,  imprisoned,  or  beyond  the  sectSj  that 
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then  such  Person  or  persans  shall  be  at  liberty  to  bring  the  same  adions 
so  OS  they  take  the  same  within  such  times  as  are  before  limited  after  thär 
Coming  tOy  or  being  of  füll  agCj  discovertj  of  sane  memory,  at  lart^e,  ami 
returnedfrom  beyond  the  seas,  as  other  persans  having  no  such  impediment 
should  have  done.  Danach  beginnt  also  die  Verjährungsfrist  in  den 
vom  Gesetz  genannten  Fällen  erst  zu  laufen,  wenn  der  Umstand, 
welcher  den  Berechtigten  an  der  Geltendmachung  seiner  Ansprüche 
hindert,  in  Wegfall  gekommen  ist.  Eine  gleiche  Bestimmung  *  für  die 
Klage  auf  die  Heuer  der  Seeleute  enthält  s.  i8  des  Gesetzes  4  Anne 
c.  16.  Für  die  Ansprüche  aus  contracts  under  seal  sowie  die  ferneren 
Ansprüche,  die  unter  s.  3  der  Crvil  Procedure  Act  1833  fallen,  trifft  s.  4 
desselben  Gesetzes  eine  gleiche  Bestimmung.  Diese  Hinderung  des 
Berechtigten,  wegen  Beschränkung  seiner  Geschäftsfähigkeit  seine  Rechte 
geltend  zu  machen,  nennt  man  disability.  Das  Gesetz  nennt  fünf 
Gründe  für  eine  solche  disability. 

1.  Minderjährigkeit. 

2.  Die  Beschränkung  der  Geschäftsfähigkeit  einer  Frau  durch 
Heirat  (coverture), 

3.  Geisteskrankheit. 

4.  Gefangenschaft. 

5.  Abwesenheit  „über  See". 

Von  diesen  Gründen,  welche  den  Beginn  des  Laufes  der  Ver- 
jährung hemmen,  sind  aber  die  zu  4  und  5  genannten  durch  s.  10  der 
Mercanüle  Law  Amendment  Act  iS^Öj  ig  &*  20  Vict.  c.  gy  wieder  auf- 
gehoben, welche  bestimmt,  daß  der  Beginn  der  Verjährung  nicht 
dadurch  gehemmt  wird,  daß  einer  oder  mehrere  der  Berechtigten  besond 
the  seas  oder  imprisoned  sind. 

Was  die  unter  3  genannte  disability  einer  ferne  covert  betrifft,  so 
ist  die  Ehefrau  durch  die  Married  Womens  Property  Act  1882  (iSgS) 
in  die  Lage  versetzt,  aus  Verträgen  zu  klagen,  wie  wenn  sie  eine  fenu 
sole  wäre.  Man  hat  daraufhin  angenommen,  daß  nach  dem  Inkraft- 
treten dieses  Gesetzes  die  Ehefrau  sich  nicht  mehr  darauf  berufen  kann, 
daß  sie  während  der  Ehe  einer  disability  unterläge.  Auch  Jen ks  steht 
in  der  Anmerkung  zu  §  165  auf  dem  Standpunkt,  daß  die  disability 
der  Heirat  durch  jenes  Gesetz  beseitigt  sei.  Für  diese  seine  Ansicht 
beruft  sich  Jenks  auch  auf  die  s.  8  der  Trustee  Act  1888,  welche 
bestimmt,  daß  die  Verjährungsfrist  auch  gegen  eine  Ehefrau  läuft,  soweit 
deren  separate  property  in  Frage  kommt.  Insoweit  die  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  Anwendung  finden,  kann  sich  also  die  Ehefrau  jedenfalls  nicht 
darauf  berufen,  daß  sie  wegen  ihrer  Stellung  als  Ehefrau  nicht  klagen 
konnte. 

Es  bleiben  daher  als  Gründe,  welche  den  Beginn  des  Laufes  der 
Verjährung  hemmen,  noch  bestehen,  die  Minderjährigkeit  und  die 
Geisteskrankheit. 

Für  die  Hemmung  der  Verjährung  bei  Ansprüchen  auf  land  or 
rent  ist  jetzt  s.  3  der  Real  Prop.  Limitation  Act  18^4  maßgebend, 
welche  folgendes  bestimmt: 

If  at  the  time  at  which  the  right  of  any  person  to  make  an  eniry 
or  distress,  or  to  bring  an  action  or  suit  to  recover  any  land  or  rent, 
shall  have  first  accrued  as  aforesaid,  such  person  shall  Iiave  been  under 
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any  of  the  disabilities  hereinafter  nuntioneä,  —  that  is  to  say^  Infancy, 
awerturcj  idiocy^  lunacy^  or  unsoundness  of  mitidj  tJien  such  person,  or 
the  person  claiming  through  htm,  tnav,  notwithstanding  the  period  of 
tw^lve  years  or  six  years  (as  the  case  may  be)  hereinbefore  limited  shall 
have  expiredy  make  an  entry  or  distress  or  bring  an  action  or  suit  to 
recover  such  land  or  rent^  at  any  time  within  six  years  next  after  the 
time  at  which  the  person  to  whom  such  right  shall  haroe  first  accrued 
fhall  luwe  ceased  to  be  under  any  such  disability^  or  shall  have  died 
(whichever  of  those  two  events  shall  have  first  happened). 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  dieser  Vorschrift  und  der 
oben  erwähnten  besteht  darin,  daß  nach  dem  Wegfall  des  Hindernisses 
nicht  etwa  die  12  jährige  Frist  der  s.  i  der  Real  Prop.  Lim,  Act  18/ 4 
zu  laufen  beginnt,  sondern  das  alsdann  nur  noch  eine  Frist  von 
6  Jahren  gegeben  ist,  während  welcher  die  Rechte  geltend  gemacht 
werden  können,  es  sei  denn,  daß  die  12  jährige  Frist  die  von  der  Ent- 
stehung des  Klagrechtes  an  zu  laufen  beginnt,  die  längere  ist.  Wenn 
also  z.  B.  derjenige,  dem  ein  Recht  auf  den  Besitz  eines  Grundstücks 
zugefallen  ist,  nach  4  Jahren  volljährig  wird,  so  hat  er  noch  8  Jahre 
zur  Geltendmachimg  seines  Rechts  zur  Verfügung.  Bei  den  Ansprüchen, 
die  unter  diese  Gesetzesvorschriften  fallen,  scheint  die  disability  durch  Heirat 
nicht  aufgehoben  zu  sein.  Das  ergibt  sich  aus  dem  Falle  Hounsellv,  Dunning 
[ig02]  I  Ch,  512.  In  diesem  Falle  starb  eine  Person  A.  im  Jahre  1869 
ohne  ein  Testament  zu  hinterlassen.  Einige  Grundstücke  gingen  nach 
einem  besonderen  örtlichen  Erbrecht  auf  seine  Witwe  über.  Die  Witwe 
errichtete  ein  Testament,  indem  sie  irrtümlich  davon  ausging,  daß  diese 
Grundstücke  nicht  auf  sie,  sondern  auf  ihre  Söhne  übergegangen  seien, 
und  setzte  ihre  beiden  Töchter  zu  Universal  erb  innen  ihres  ganzen  Ver- 
mögens ein.  Die  eine  Tochter  war  1870  beim  Tode  der  Mutter  bereits  ver- 
heiratet und  blieb  es  bis  zur  Erhebung  der  Klage  im  Jahre  1900.  Das 
Gericht  entschied,  daß  ihr  Anspruch  auf  die  Grundstücke,  die  im  Besitz 
der  Söhne  waren,  verjährt  sei,  weil  er  30  Jahre  lang  nicht  geltend  gemacht 
sei,  obwohl  sie  während  dieser  30  Jahre  auf  Grund  ihrer  Heirat  unter 
einer  disability  gewesen  sei.  Das  Gericht  ging  also  davon  aus,  daß  das 
Gesetz  von  1882  die  disability  der  Frau  nicht  aufgehoben  habe,  sondern 
wies  den  Anspruch  nur  deshalb  ab,  weil  die  30  jährige  Frist  verstrichen  war, 
welche  ohne  Rücksicht  auf  eine  disability  ihren  Anspruch  ausschloß;  denn 
s.  5  der  Real  Prop,  Lim,  Act  bestimmt,  daß  ohne  Rücksicht  auf  das  Vor- 
handensein einer  disability  nach  30  Jahren  jeglicher  Anspruch  in  Wegfall 
kommen  soll: 

No  entry  distress  action  or  suit  shall  be  made  Of  brou^ht  by  any 
person  whoj  at  the  time  at  wJuch  his  right  to  make  any  entry  or  distress j 
or  to  bring  an  action  or  suit  to  recover  any  land  or  rent,  shall  have 
first  accrued,  shall  be  under  any  of  the  disabilities  hereinbefore  mentioned, 
or  by  any  person  claiming  through  him,  but  ivithin  thirty  years  next 
after  the  time  at  which  such  right  shall  have  first  accrued^  although 
the  person  under  disability  at  such  time  may  have  remained  under  one 
or  more  of  such  disabilities  during  the  ivhole  of  such  thirty  years^ 
or  although  the  term  of  six  years  from  the  time  at  wich  he  shall  have 
ceased  to  be  under  any  such  disability  or  have  died,  shall  710t  have 
expired. 
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Hierin  liegt  ein  weiterer  wichtiger  Unterschied  von  den  Vorschriften 
der  anderen  Verjährungsgesetze,  bei  welchen  eine  solche  Präklusiv- 
frist ohne  Rücksicht  auf  den  Wegfall  einer  disability  nicht  vorgesehen  ist 

Die  Hemmung  der  Verjährung  wird  nicht  etwa  dadurch  beseitigt, 
daß  ein  Minderjähriger  oder  Geisteskranker  einen  Vertreter  in  der 
Person  eines  guardian  oder  comitUe  erhält. 

Der  Besitz  eines  Grundstücks  durch  den  Vater  eines  MindeijäKrigen 
oder  den  Vormund  eines  solchen  oder  eines  Geisteskranken  gilt  nicht 
als  adverse  possession  gegenüber  dem  Bevormundeten,  sondern  es  wird 
so  angesehen,  als  ob  der  Vater  oder  Vormund  als  Vertreter  des  Kindes 
oder  Mündels  das  Grundstück  besitzt.  Wenn  der  Vater  oder  Vormund 
nach  erreichter  Volljährigkeit  des  Mündels  im  Besitz  bleibt,  so  wird  er 
auch  von  diesem  Zeitpunkt  an  nicht  als  adverse  possessor  angesehen, 
so  daß,  so  lange  dieser  Besitz  fortdauert,  die  Verjährungsfrist  nicht  zu 
laufen  beginnt.  Vgl.  Thomas  v.  Thomas  1856,  2  Kay  6*  J.  gg.  Auch 
wenn  ein  Fremder  das  Grundstück  eines  Minderjährigen  in  Besitz 
nimmt,  so  geht  das  Gericht,  prima  facie  wenigstens,  davon  aus,  daB  er 
es  im  Interesse  des  Minderjährigen  verwalten  will  und  daher  kein 
adverse  possessor  ist. 

Wir  haben  bisher  die  Wirkung  einer  disability  bei  Ansprüchen  aus 
simple  contractSy  aus  contracts  under  seal  und  bei  Ansprüchen  „/<?  recavn 
land  or  renf^  betrachtet.  Wir  müssen  nur  noch  den  Einfluß  einer 
disability  bei  den  Ansprüchen  erörtern,  die  unter  s.  8  &  10  der  Red 
Prop,  Lim,  Act  18/^4  fallen.  S.  8  bestimmt,  daß  die  zwölfjährige  Ver- 
jährungsfrist überhaupt  erst  zu  laufen  beginnt,  wenn  „ein  gegenwärtiges 
Recht"  auf  den  Empfang  der  Leistung  für  eine  Person  entstanden  ist, 
die  fähig  ist,  darüber  zu  quittieren  oder  den  Verpflichteten  aus  der 
Schuld  zu  entlassen.  Nach  Banning,  Limitations  S.  191,  der  seine 
Ansicht  auf  die  Entscheidung  Mackay  v.  Gould  [igo6]  I  Ch,  25,  stützt, 
soll  die  Frist  überhaupt  nicht  laufen,  solange  derjenige,  der  einen  der  in 
s.  8  erwähnten  Ansprüche  hat  (z.  B.  auf  eine  legacy),  wegen  Minder- 
jährigkeit oder  aus  anderen  Gründen  nicht  in  der  Lage  ist,  über  den 
Empfang  gültig  zu  quittieren.  Danach  beginnt  auch  hier  im  praktischen 
Resultat  die  Verjährungsfrist  von  dem  Augenblick  an  zu  laufen,  in  dem 
der  Beklagte  völlig  geschäftsfähig  wird,  und  daher  in  der  Lage  ist,  gültig 
zu  quittieren. 

Eine  disability ,  die  erst  entsteht,  nachdem  die  Verjährungsfrist  ein- 
mal ihren  Lauf  begonnen  hat  (disability  supervening),  kommt  nicht  in 
Betracht.     Vgl.   Garner  v,  Wingroi^e  [igOS]  2  Ch.  233. 

Wenn  mehrere  disabilities  bei  derselben  Person  hintereinander  ein- 
treten, so  haben  sie  dieselbe  Wirkung,  wie  wenn  eine  einzelne  disability 
fortdauernd  besteht  (Borrouts  v.  Ellison  /6*//,  Z.  R.  6  Ex.  128). 

Die  Vorschriften  über  disabilities  finden  keine  Anwendung  bei  der 
Verjährung  von  Patronatsrechten  (advowsons).  Das  Nähere  hierüber 
wird  bei  §170  erörtert  werden.  Ferner  finden  die  Vorschriften  keine 
Anwendung  bei  Klagen  auf  rückständige  Zinsen  oder  die  Beträge  einer 
rent.  Dies  gilt  aber  auch  nur  für  die  Rückstände.  Wenn  es  sich  in 
dem  Prozeß  dagegen  um  die  Frage  handelt,  ob  eine  rent  of  inheriiana 
als   dingliche   Last   auf  dem  Grundstück   noch   besteht  oder  nicht,  so 
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finden  die  Vorschriften  des  §  165  Anwendung.  Femer  sollen  die  Vor- 
schriften über  äisabilities  keine  Anwendung  finden  bei  dem  Verhältnis 
von  mortgagor  und  mortgageej  wenn  der  martgagee  im  Besitz  des 
Grundstücks  ist     Vgl.  Smith,  Leading  Gases,  Band  II  S.  711. 

Anhang  zu  §  165. 
Hemmung  der  Verjährung  aus  Grtlnden,  die  in  der  Person 
des  Anspruchsgegners  liegen. 
Wir  haben  bereits  erwähnt,  daß  „Abwesenheit  über  See"  auf 
Seiten  des  Berechtigten  keinen  Grund  mehr  bildet,  der  den  Beginn 
der  Verjährung  hemmt.  Dagegen  wird  der  Beginn  der  Verjährungsfrist 
auch  heute  noch  gehemmt,  wenn  derjenige,  gegen  den  ein  Anspruch 
aus  einem  Vertrage  besteht,  „Ober  See"  ist.  Das  ergibt  sich  aus  einer 
Bestimmung  des  Gesetzes  4  Arme  c.  16  s.  Jg,  welche  lautet: 

Jf  any  person  or  persans  against  whom  there  is  or  shall  be  any 
such  cause  of  suH  or  action  for  seamerCs  wagesj  or  against  whom  there 
shall  be  any  cause  of  action  of  trespassj  detinuej  actions  for  traver  or 
replevinj  for  taking  away  goods  or  cattlcj  or  of  action  of  accounty  or 
upon  the  case,  or  of  debt  grounded  upon  any  lending  or  contract  wit" 
hout  specialtyj  of  debt  for  arrearages  of  renty  or  assault,  menace^  battery^ 
woundingj   and  imprisonment,   or  any  of  thentj  bCy  or  shall  be,  at  the 
time  of  any  such  cause  of  suit  or  action  given  or  acctued,  fallen,  or 
come  beyond  the  seaSj  that  then  such  person  or  persans j  who  isj  or  shcUl 
bcy  entitled  to  any  such  suit  or  action,  shall  be  at  liberty  to  bring  the 
Said  actions  against  such  person   and  persans  after  thär  retum  from 
beyond  the  seas,  so  as  they  take  the  same  after  their  retum  from  beyond 
the  seas  within  such  times  as  are  respectively  limited  for  the  bringing 
of  the  Said  actions  before  by  ihis  Act,  and  by  the  said  other  Act  made 
in  the  ane-and-twentieth  year  of  the  reign  of  King  James  the  First, 
Diese  Bestimmung  ist  im  Gegensatz  zu  den  Bestimmungen  über 
die  Abwesenheit  des   Berechtigten   durch   die   neuere  Gesetzgebung 
nicht   aufgehoben   worden.     Eine   Abwesenheit   J^eyond  the  seas*'  liegt 
nicht  mehr  vor,  wenn  jemand  auf  kurze  Zeit  nach  England  zurückkehrt, 
auch  wenn  der  Berechtigte  hiervon  nichts  erfährt  (Goodeve,  Personal 
Property  S.  349  oben).    Dagegen  genügt  es  nicht,  um  den  Hemmungs- 
grund der  Abwesenheit  „über  See"  aufzuheben,  wenn  jemand  nur  ganz 
vorübergehend  dadurch  nach  England  kommt,  daß  ein  Schiff,  auf  dem 
er  sich  befindet,  von  Zeit  zu  Zeit  einen  englischen  Hafen  anläuft  (vgl 
Banning  S.  64  Gregory  v.  Hurrill  1823,  /.  Bing,  324,  Koch  v.  Shepperd 
l8s6,  18  C.  B,  igi). 

Die  Mercantile  Laiv  Amendment  Act  1856,  ig  &*  20  Vict.  c,  g^ 
bestimmt  in  s.  12,  welche  Gebiete  als  Inland  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
und  des  Gesetzes  4  Anne  c.  16  anzusehen  sind: 

No  part  of  the  United  Kingdom  of  Great  Britain  and  Ireland, 
nor  the  Islands  of  Man,  Guernsey,  Jersey,  Aldemay,  and  Sark,  nor 
any  Islands  adjacent  to  any  of  them,  being  part  of  the  dominions  of 
Her  Majestyy  shall  be  deemed  to  be  beyond  seas  within  the  meaning  of 
the  Act  of  the  fourth  and  the  ßfth  ycars  of  the  reign  of  Queen  Anne, 
chapter  sixteen,  or  of  this  Act. 
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Die  Civil  Procedure  Act  1833,  Z^4  ^'^^-  ^^'  ^-  4^  ^at  ebenfalls 
für  die  in  s.  3  dieses  Gesetzes  aufgezählten  Ansprüche,  also  insbesondere 
für  Ansprüche  aus  gesiegelten  Urkunden,  in  s.  4  eine  entsprechende 
Bestimmung  aufgenommen,  wonach  Abwesenheit  des  Anspnichg^ers 
yjbeyond  the  seas''  die  Verjährung  bis  zur  Rückkehr  desselben  hemmt. 

Wenn  für  zwei  oder  mehrere  Personen  eine  Joint  liability  besteht 
(vgl.  darüber  oben  S.  TJ'J^  so  beginnt  zugunsten  der  Personen,  die 
„über  See"  sind,  nach  s.  11  der  Mercantile  Law  Amendmmt  Act  die 
Verjährung  nicht  zu  laufen,  solange  sie  nicht  zurückgekehrt  sind,  aber 
g^enüber  der  Person,  die  nicht  „über  See"  abwesend  ist,  beginnt  die 
Verjährung  ebenso  zu  laufen,  wie  wenn  sie  einzeln  haftbar  wäre. 

Einfluß  des  Todes  einer  Person  auf  den  Lauf  der  Verjährung. 

Durch  den  Tod  einer  Person  wird  eine  bereits  laufende  Ver- 
jährungsfrist weder  gehemmt  noch  unterbrochen.  Wenn  aber  eine 
Verjährungsfrist  mit  dem  Tode  einer  Person  erst  zu  laufen  beginnt, 
weil  dieser  die  Bedingung  für  die  Entstehung  emes  Anspruchs  bildet, 
so  beginnt  die  Verjährung  erst  zu  laufen,  sobald  eine  Person  da  ist, 
die  klagt  oder  verklagt  werden  kann.  Denn  vorher  fehlt  es  an  einer 
yyCompletc  cause  of  action^'^ ;  ist  daher  .ein  executor  im  Testament  ernannt, 
so  beginnt  die  Verjährung  mit  dem  Tode  des  Berechtigten,  da  dann 
sofort  ein  Vertreter  des  Nachlasses  vorhanden  ist  Wenn  aber  im 
Testament  kein  executor  ernannt  ist,  so  ist  ein  Vertreter  des  Nachlasses 
erst  dann  vorhanden,  wenn  ein  administrator  eingesetzt  ist.  In  diesem 
Fall  läuft  die  Verjährung  erst  von  der  Ernennung  des  administrator  an^). 
Eine  weitere  Hemmung  der  Verjährung  tritt,  wie  bereits  erwähnt  wurde, 
bei  Ansprüchen  aus  letztwilligen  Verfügungen  auf  Teile  des  beweglichen 
Vermögens  des  Erblassers  (legacies)  ein,  weil  kein  executor  verpflichtet 
ist,  vor  Ablauf  eines  Jahres  eine  legacy  nach  dem  Tode  des  Testators 
auszuzahlen.  Das  Klagrecht  entsteht  daher  erst  zwölf  Monate  nach 
dem  Tode,  vgl.  Goodeve,  Personal  Property  s.  379,  derselbe  Real  Pro- 
perty  s.  459. 

§   166. 

Gegen  eine  Person,  der  ein  Anspruch  auf  ein  zukünftiges 
Recht  an  fjand  or  renV  zusteht,  beginnt  die  Verjährung  nicht 
zu  laufen,  solange  nicht  das  unmittelbar  vorangehende  Recht 
beendigt  ist  Aber  wenn  der  Inhaber  des  vorangehenden 
Rechts  zur  Zeit  der  Beendigung  desselben  nicht  im  Besitz 
des  Grundstücks  ist,  so  steht  dem  Inhaber  des  zukünftigen 
Rechts  nur  ein  Zeitraum  von  6  Jahren  seit  dem  natürlichen 
£nde  des  vorangehenden  Rechts  zur  Verfügung,  oder  12  Jahre 
von  dem  Zeitpunkt  an,  in  dem  der  Inhaber  des  vorangehenden 
Rechts  aufgehört  hat,  im  Besitz  der  Sache  zu  sein,  je  nachdem, 
welche  der  beiden   Perioden  die  längste  ist. 

Keal  Property  Lim,  Act,  1847,  -f-  2. 

*)  Vgl.  aber  S.  753,  für  diejenigen  Ansprüche,  die  unter  die  AVj/.  /Vt/. 
Lim»  Acts  fallen  (s.  6  des  Gesetzes  v.   1833). 
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Schon  bei  der  Erläuterung  des  §  159  sind  einige  Bestimmungen 
der  s.  3  der  Real  Prop.  Lim,  Act  von  1833  erwähnt  worden,  in  denen 
gesagt  wird,  von  welchem  Zeitpunkt  an  die  Verjährung  zu  laufen  beginnt. 
Es  wurde  dort  auch  schon  darauf  hingewiesen,  daß  der  rcversioner  und  der 
remainderman  kein  „Rechtsnachfolger"  (the  ptrson  through  whom  another 
Person  is  said  to  claim)  im  Sinne  der  s.  i  der  Real  Prop.  Lim,  Act  von 
1833  ist.  Denn  er  hat  ein  selbständiges  dingliches  Recht,  einen  estcUe  in 
expectancy,  an  dem  Grundstück,  das  er  veräußern  und  verpfänden  kann, 
wie  wenn  er  ein  Recht  auf  sofortige  Inbesitznahme  des  Grundstüd^s 
(estate  in  possessüm)  hätte.  Für  die  Rechte  des  remainderman  oder  rever* 
sioner  ist  es  von  entscheidender  Bedeutung,  ob  der  Inhaber  des  estxUe 
mit  dessen  Wegfall  die  Anwartschaft  des  remainderman  oder  reversioner 
fällig  wird,  bis  zur  Beendigung  seines  estate  den  Besitz  behalten  hat,  oder 
ob  er  des  Besitzes  entsetzt  war  und  ein  adverse  possessor  im  Besitz  war, 
der  vielleicht  sogar  schon  mehr  wie  12  Jahre  den  Besitz  ausübte,  so 
daß  der  Titel  des  Inhabers  des  vorhergehenden  estate  bereits  durch 
Verjährung  erloschen  war.  Wenn  aber  der  Inhaber  des  früheren  estcUe 
auf  Grund  eines  Rechtsgeschäftes  den  Besitz  an  dem  Grundstück  auf 
einen  anderen  übertragen  hat  (z.  B.  einen  estate for  life\  so  ist  der  Besitzer 
kein  adverse  possessor^) ;  dieser  Fall  wird  daher  nicht  anders  behandelt, 
als  wenn  der  zunächst  Berechtigte  bis  zur  Beendigung  seines  estate 
im  Besitz  geblieben  wäre*).  Einer  besonderen  Behandlung  bedürfen  die 
Fälle,  wo  sich  mehrere  estates  an  dem  Grundstück  in  einer  Person  ver- 
einigen, und  ferner  der  Fall,  daß  der  zunächst  Berechtigte  nicht  durch 
die  natürliche  Beendigung  dieses  estate  in  Wegfall  kommt,  sondern  durch 
Verwirkung  (forfeiture)  seiner  Ansprüche.  Besonderes  gilt  schließlich 
auch  für  die  Ansprüche  des  reversioner  oder  remainderman  bei  estates 
tail.    Von  diesen  wird  bei  §  167  die  Rede  sein. 

Wenn  die  Person,  deren  Recht  an  dem  Grundstück  in  Wegfall 
kommt,  bis  zum  Zeitpunkt  der  Beendigung  ihres  estate  im  Besitz  des 
Grundstücks  oder  im  Bezug  der  rent  geblieben  ist,  so  findet  die  Be- 
stimmung der  s.  3  der  Real  Prop,  Lim.  Act  Anwendung,  welche  lautet: 

IVhen  the  estate  or  interest  claimed  shall  have  been  an  estate  or 
interest  in  reversion  or  remainder^  or  other  future  estate  or  interest^ 
and  no  person  shall  have  obtained  tJu  possession  or  receipt  of  the  profits  of 
such  land,  or  the  receipt  of  stuh  rent  in  respect  of  such  estate  or  interest^ 
then  such  right  shall  be  deemed  to  have  first  accrued  at  the  time  ai 
which  such  estate  or  interest  became  an  estate  or  interest  in  possession. 

Das  heißt,  wenn  das  beanspruchte  Recht  an  dem  Grundstück  eine 
reversia/t,  remainder  oder,  ein  anderes  zukünftiges  Recht  oder  Interesse 
ist,  und  keine  Person  auf  Grund  eines  solchen  Rechts  den  Besitz  des 
Landes  erlangt  hat,  oder  die  Einkünfte  eines  solchen  Landes  oder  die 
rent  empfangen  hat,    dann  soll  es  so  angesehen  werden,   als   ob   das 


^)  Das  ergeben  die  Worte  der  s.  2  des  Gesetzes  von  1874:  iweive  years  next 
after  the  time  when  the  right ,..  to  bring  an  actio  n  ...  shall  have  first  accrued 
to  the  person  whose  interest  shall  have  determined, 

•)  ITber  den  Fall,  daß  der  Inhaber  des  Grandstücks  dasselbe  vermietet  hat, 
vgl.  weiter  unten. 
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Recht  zuerst  in  dem  Zeitpunkt  angefallen  ist,  wo  das  Recht  oder  Interesse 
ein  solches  auf  den  unmittelbaren  Besitz  wurde.  Wenn  also  z.B. 
dem  A.  ein  life  estate  vermacht  ist,  der  später  an  die  Kinder  des  A. 
zu  unbeschränktem  Eigentum  fallen  soll,  und  A.  bis  zu  seinem  Tode 
im  Besitz  bleibt,  so  wird  damit  die  Anwartschaft  der  Kinder  des  A 
fällig.  Sie  erlangen  ein  unmittelbares  Recht  auf  den  Besitz  und  von 
diesem  Zeitpunkt  ab  läuft  die  Verjährung  gegen  sie.  Wenn  also  mit 
4em  Tode  des  A.  ein  Nichtberechtigter  den  Besitz  ergreift,  so  ist  die 
Verjährung  zu  seinen  Gunsten  12  Jahre  nach  dem  Tode  des  A.  voll- 
endet. Wenn  A.  seinen  life  atate  auf  B.  übertragen  hat,  dann  erlischt 
das  Recht  des  B.  mit  dem  Tode  des  A.  Bleibt  B.  im  Besitz  des  Grund- 
stücks, so  ist  er  von  diesem  Augenblick  an  adverse  possessor  g^enüber 
den  Kindern  des  A.  B.  war  dem  A.  g^enüber  nicht  adücrse 
possessor,  ihm  gegenüber  lief  also  die  Verjährungsfrist  nicht  Wenn 
aber  die  Übertragung  des  life  estate  auf  B.  nichtig  war,  so  war 
B.  auch  bereits  dem  A.  gegenüber  adverse  possessor,  und  für  diesen. Fall 
gelten  die  vorstehenden  Normen  nicht  (Pedder  v.  Hunt  18  Q.  B,  D,  ß^S)- 
Für  diesen  Fall  gelten  vielmehr  die  Normen  der  Real  Prep.  Um,  Ad 
l8y4  s.  2,  Satz  2,  welche  bestimmen: 

If  the  person  last  entitled  to  any  particular  estate  on  which  any 
future  estate  or  interest  was  expectant  shall  not  have  been  in  the  possessio 
or  receipt  of  the  profits  of  such  land  or  in  receipt  of  such  rentj  at  tk 
time  when  Ms  interest  determinedj  no  such  entry  or  distress  shall  be  madc, 
and  no  such  action  or  suit  shall  be  brought,  by  any  person  buoming 
entitled  in  possession  to  a  future  estate  or  interest^  but  within  twdjt 
years  next  after  the  time  when  the  right  to  make  an  entry  or  distress^ 
or  to  bring  an  action  or  suit  for  the  recovery  of  such  land  or  rent, 
shall  have  /irst  accrued  to  the  person  whose  interest  shall  have  so  deter- 
minedj or  within  six  years  next  after  the  time  when  the  estate  of  the 
person  becoming  entitled  in  possession  shall  have  become  vested  in  pos- 
session whichever  of  those  periods  shall  be  the  longer. 

Das  heißt,  wenn  die  Verjährungsfrist  bereits  gegen  den  Inhaber 
des  vorhergehenden  estate  zugunsten  eines  adverse  possessor  lief,  so  hat 
der  reversioner  oder  remaindemian,  nachdem  seine  Anwartschaft  fällig 
geworden  ist,  nur  noch  eine  Periode  von  6  Jahren  oder  aber  den  Rest 
der  12 jährigen  Frist,  die  gegen  seinen  Vorgänger  lief,  je  nachdem, 
welche  von  beiden  Perioden  die  längere  ist.  Er  kann  sich  also  zu 
seinen  Gunsten  auf  die  Verjährungsfrist,  die  gegen  den  Vorgänger 
läuft,  berufen,  während  er  im  übrigen  die  Verjähnmg,  die  g^en  den 
Inhaber  des  vorhergehenden  estate  gelaufen  ist,  nicht  gegen  sich  gelten 
zu  lassen  braucht,  selbst  wenn  die  Verjährung  gegen  den  Vor- 
gänger bereits  vollendet  ist.  Dieser  Satz  gilt  aber  nicht  für  das 
Verhältnis  von  mehreren  estates  in  expectoficy  untereinander,  die  nach- 
einander zum  Zuge  kommen,  denn  wenn  der  Titel  des  nächsten  remainder- 
man  einmal  erloschen  ist,  so  erlischt  damit  auch  der  Titel  einer  Person, 
die  für  den  Fall  eine  Anwartschaft  hat,  daß  der  Titel  des  ersten 
remainderman  in  Wegfall  kommt  (vgl.  Smith  Leading  Gases  II,  &  672). 
Dies  ergibt  sich  aus  dem  Schlußsatze  der  s.  2  der  Real  Prop,  Um,  Act 
von  18 y 4,  welche  bestimmt: 
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If  the  right  of  any  such  person  to  make  such  entry  or  distress^  or 
to  bring  any  such  action  or  suit^  shall  have  bem  barred  under  this 
Act,  no  person  afterwards  claiming  to  be  entitled  to  the  same  land  or 
renty  in  respect  of  any  subsequmt  estate  or  interest  under  any  deedy  willj  or 
settlement  extcuted  or  taking  effect  after  the  Hme  when  a  right  to  make  an 
entry  or  distress,  or  to  bring  an  action  or  suit  for  the  recovery  of  such 
land  ar  renty  shall  have  first  accrued  to  the  owner  of  the  particular  estate 
whose  interest  shall  have  so  determined  as  aforesaid,  shall  make  any 
such  entry  or  distress,  or  bring  any  such  action  or  suit  to  recover  such 
land  or  rettt. 

Das  Recht  des  Grundeigentümers  auf  Einräumung  des  Besitzes  bei 
einem  lease  for  years  ist  nicht  ein  future  estate  or  interest  im  Sinne 
der  s.  2  des  Gesetzes  von  1874  und  daher  kann  der  landlord  bis  zum 
Ablauf  von  zwölf  Jahren  nach  der  Beendigung  des  lease  die  Wieder- 
einrSumung  des  Besitzes  verlangen,  selbst  wenn  ein  Dritter  inzwischen 
mehr  als  zwölf  Jahre  im  Besitz  gewesen  war,  und  dadurch  der  Mieter 
(lessee)  diesem  gegenüber  nicht  mehr  die  Wiedereinräumung  des  Be- 
sitzes verlangen  konnte.  Der  landlord  ist  also  nicht  auf  die  sechsjährige 
Periode  der  s.  2  des  Gesetzes  von  1874  beschränkt  (IVaitherv.  Yalden 
[ig02]  2  K.  Ä  304). 

Besonderheiten  für  den  Fall,  daß  eine  Person  mehrere 

Titel  hat. 
Wenn  eine  Person  mehrere  Rechte  an  einem  Grundstück  hat,  so 
galt  früher  der  Satz  Quando  dua  jura  concurrunt  in  una  persona,  ae- 
quum  est  ac  si  essent  in  diversis.     Dieser  Satz  gilt  aber  für  die  Ver- 
jährung nicht  mehr,  denn  s.  20  des  Gesetzes  von  1833  bestimmt: 

When  the  right  of  any  person  to  make  an  entry  or  distress,  or 
bring  an  action  to  recover  cmy  land  or  rent  to  which  he  may  have 
been  entitled  for  an  estate  or  interest  in  possession,  shall  have  been 
barred  by  the  determination  of  the  period  hereinbefore  limited  which 
shall  be  applicable  in  such  case,  and  such  person  shall  cU  any  time 
during  the  said  period  have  been  entitled  to  any  other  estate,  interest, 
right,  or  possibility  in  reversion,  remainder  or  othenvise,  in  or  to  the 
same  land  or  rent,  no  entry,  distress,  or  action  shall  be  made  or  brought 
by  such  person  or  any  person  claiming  through  him  to  recover  such  land 
or  rent  in  respect  of  such  other  estate,  interest,  riglit,  or  possibility,  un- 
less  in  the  meantime  such  land  or  rent  shall  have  recovered  by  some 
person  entitled  to  an  estate,  interest,  or  right  which  shall  luizfe  been 
limited  or  takch  effect  after  or  in  defeasance  of  such  estate  or  interest 
in  possession. 

Abgesehen  also  von  der  in  dem  Schlußsatz  erwähnten  Ausnahme 
(unless  in  the  meantime  usw.)  ist,  wenn  A.  einmal  ein  Recht  auf  den 
unmittelbaren  Besitz  und  außerdem  ein  remainder  hatte,  das  letztere 
verjährt,  sobald  sein  estate  in  possession  verjährt  ist,  auch  wenn  zur  Zeit 
der  Vollendung  der  Verjährung  die  reversion  oder  das  remainder  noch 
gar  nicht  fällig  war.  Z.  B.  es  liegt  das  folgende  settlement  vor:  to  A. 
for  life,  remainder  to  B,  for  life,  remainder  to  A.  in  fee.  Das  bedeutet, 
daß  das  zweite  remainder  den  Erben  des  A.  zustehen  soll,  da  das 
remainder  des  B.  überhaupt  erst  eintritt,  wenn  A.  gestorben  ist.    Wenn 
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zu  Lebzeiten  des  A.  ein  adverse  possessor  den  Besitz  erlangt  und  zwölf 
Jahre  im  Besitz  bleibt,  so  daß  der  Ufe  estate  des  A.  verjährt  ist,  so 
verjährt  damit  zugleich  das  remainder  seiner  Erben,  nicht  aber  der  lijt 
estate  des  ß.,  dessen  Recht  erst  mit  dem  Tode  des  A.  fällig  wird,  so 
daß  gegen  ihn  die  Verjährung  erst  von  da  an  läuft  (vgl,  Smith,  Leadiog 
Cases  II  S.  671  oben).  Die  Verjährung  des  remainder  der  Rechts- 
nachfolger des  A.  tritt  aber  nach  dem  Schlußsatz  der  s.  20  des  Ge- 
setzes von  1833  dann  nicht  ein,  wenn  in  der  Zwischenzeit,  das  heißt 
vor  der  Vollendung  der  Verjährung  des  life  estate  des  A.,  jemand  als 
berechtigter  Besitzer  (entitled  to  an  estate  im  Gegensatz  zum  adverse 
possessor)  den  Besitz  erlangt,  so  daß  in  solchen  Fällen  gegen  die  Rechts- 
nachfolger des  A.  die  Verjährung  erst .  läuft,  wenn  deren  estate  durch 
den  Tod  des  B.  fällig  wird.  Für  den  Fall,  daß  jemand,  der  im  Besitz 
eines  Grundstücks  ist,  diesen  Besitz  zugunsten  eines  andern  aufgibt, 
dem  er  ein  Recht  an  dem  Grundstück  einräumt,  mit  der  Maßgabe, 
daß  nach  Beendigung  dieses  Rechtes  der  Besitz  wieder  an  ihn  zurück- 
fallen soll,  trifft  s.  5  des  Gesetzes  von  1833  Bestimmungen,  um  etwa 
entstehende  Zweifel  zu  beseitigen,  daß  in  solchen  Fällen  die  Verjährung 
gegen  den  reversioner  erst  von  dem  Zeitpunkt  an  läuft,  wo  seine  reversion 
fällig  wird  und  der  andere  im  Besitz  bleibt,  ungeachtet  des  ümslandcs, 
daß  der  reversioner  früher  schon  einmal  im  Besitz  des  Grundstücks  war. 
Diese  Vorschrift  ist  mit  einigen  unwesentlichen  redaktionellen  Ände- 
rungen in  das  Gesetz  von  18^4  übergegangen,  welches  in  s.  2  bestimmt: 

A  right  to  make  an  entry  or  distress^  or  to  bring  an  action  or  smt 
to  recover  any  land  or  rent,  shall  be  deemed  to  have  first  accrwd^  in 
respect  of  an  estate  or  interest  in  reversion  or  remainder  or  other  futurt 
estate  or  interestj  at  the  Urne  at  which  the  same  shall  have  become  an 
estate  or  interest  in  possession  by  the  determination  of  any  estate  or 
estates  in  respect  of  which  such  land  shall  have  been  held  or  the  profits 
thereof  or  such  rent  shall  have  been,  received,  notwithstanding  the 
person  claiming  such  land  or  rent^  or  some  person  trough  whom  he 
Claims,  shall  (at  any  time  previously'to  the  Creation  of  the  estate  or 
estates  which  shall  have  determined)  have  been  in  the  possession  or  receipt 
of  the  Profits  of  such  lana,  or  in  receipt  of  such  rent. 

Forfeiture, 
Es  ist,  wie  bereits  oben  s.  579  ausgeführt  wurde,  nicht  ungewöhnlich, 
daß  einem  estate  bei  der  Begründung  eine  Klausel  zugefügt  wird,  wonach 
er  schon  vor  seinem  natürlichen  Ende  beim  Eintritt  bestimmter  Er- 
eignisse zugunsten  einer  anderen  Person  verfallen  soll.  Z.  B,  kann  bei 
der  Verleihung  eines  life  estate  bestimmt  werden,  daß  er  zugunsten 
eines  Dritten  verfallen  oder  an  den  settlor  zurückfallen  soll,  wenn  der 
Inhaber  versucht,  ihn  zu  veräußern.  Tritt  dieser  Fall  ein,  so  verfallt 
der  life  estate  schon  vor  seinem  natürlichen  Ende  durch  den  Tod  des 
Berechtigten.  Das  Recht  des  rematndemian  oder  reversioner  wird  also 
mit  dieser  Verwirkung  des  life  estate  fällig,  s.  3  der  Real  Prop.  Lim. 
Act  1833  bestimmt  für  diesen  Fall  das  Folgende: 

\Vhen  the  person  claiming  such  land  or  rent,  or  the  person  through 
whom  he  claims  shall  hai^e  become  entitled  by  reason  of  any  forfeiture 
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or  breach  of  eandition^  ihm  such  right  shall  be  deaned  io  have  first 
accrued  when  such  forfäture  was  incurred  or  such  condition  was  broken. 

Wenn  der  remaindertnan  oder  reuersianer  aus  Nachsichtigkeit  von 
seinem  Recht,  auf  Grund  der  forfeiiure  die  Einräumung  des  Besitzes 
zu  verlangen,  keinen  Gebrauch  macht,  so  würde  nach  dieser  Vorschrift 
der  Rechtstitel  des  remainderman  oder  reversioner  nach  Ablauf  von 
zwölf  Jahren  nach  dem  Eintritt  der  forfeiiure  verjährt  sein.  Um  dieses 
unbillige  Resultat  zu  vermeiden,  bestimmt  daher  s.  4  des  Gesetzes  von 
1833  das  Folgende: 

Providea  alwaysy  that  wJien  any  right  to  make  an  entry  or  distress 
or  to  bring  an  action,  to  recover  any  land  or  rent  by  reason  of  any 
forfeiture  or  breach  of  condition  shall  have  first  accrued  in  respect  of 
any  estate  or  interest  in  reversion  or  remainder^  and  the  land  or  rent 
shall  not  have  been  recovered  by  virtue  of  such  right,  the  right  to  make 
an  eniry  or  distress j  or  bring  an  action  to  recover  such  land  or  rent, 
shall  be  deetned  to  have  first  accrued  in  respect  of  such  estate  or  inter- 
est at  the  time  when  the  same  shall  have  become  an  estate  or  interest  tn 
possessionj  as  if  no  such  forfeiture  or  breach  of  condition  had  Jiappened, 

Danach  wurde  es  also  so  angesehen,  als  ob  die  forfäture  nicht 
eingetreten  wäre,  so  daß  die  Verjährung  gegen  den  remainderman  oder 
rroersioner  erst  von  der  natürlichen  Beendigung  des  früheren  estate  an 
lief.  Richter  Je s sei  faßt  die  Wirkung  dieser  Vorschrift  im  Fall  Astley 
V,  Essex  j8  Eq,  2gO  mit  folgenden  Worten  zusammen: 

„  The  original  right  of  the  remainderman  to  enter  on  the  expiraiian 
of  the  previous  estate  in  tJu  natural  way  upon  the  death  of  the  tenani 
for  life  is  not  taken  away  by  the  tenant  for  life  committing  a  forfeiture.*^ 

§  167. 
Wenn  die  Verjährung  gegen  einen  ienani-in'iail  zu  laufen 
beginnt,  so  beginnt  sie  auch  gegen  alle  diejenigen  Personen 
zu  laufen,  deren  Rechte  dieser  ausschließen  kann;  und  sie 
beginnt  auch  gegen  den  remainderman  zugunsten  einer  Person, 
die  auf  Grund  einer  assurance  des  tenant'in'tail  erwirbt,  welche 
nicht  das  remainder  ausschließt,  von  dem  Zeitpunkt  an  zu 
laufen,  in  welchem  der  tenant-in-tai/  das  remainder  hätte  aus- 
schließen können. 

Jieal  Property  Limitation  Act  1833,  ss.  21,  22,  23;  1874,  s,  6, 
Das  Wesen  des  estate  tail  ist  bereits  im  I.  Teil  auf  S.  286  ff. 
erörtert  worden.  Ein  solcher  liegt  vor,  wenn  einer  bestimmten 
Person  und  ihrer  direkten  Nachkommenschaft,  o4er  einer  bestimmten 
Klasse  seiner  Nachkommenschaft,  z.  B.  den  männlichen  Abkömmlingen, 
oder  den  Abkömmlingen  aus  der  Ehe  mit  einer  bestimmten  Frau,  das 
Recht  auf  den  Besitz  eines  Grundstücks  zustehen  soll.  Diese  suk- 
zessionsberechtigten Nachkommen  (issue)  sind  nicht  remaindermen  oder 
reversioners,  denn  ihr  Recht  leitet  sich  unmittelbar  von  dem  ersten  In- 
haber des  estate  her,  es  bildet  einen  Teil  des  einmal  verliehenen  estate. 

G.  Schirrmeister,  Bürg^erl.  Recht  Englands.    I.  5^ 


go6  Fünfter  Abschnitt.     Vexjälining. 

Remaindermen  sind  hier  diejenigen  Personen,  welchen  nach  dem  Aus- 
sterben der  sukzessionsberechtigten  Personen  der  estate  zufallen  soll, 
und  wenn  darüber  nichts  bestimmt  ist,  so  fällt  er  an  die  Erben  des 
Verleihers  (grantor)  zmlick,  dieser  und  seine  Erben  sind  dann  die 
reoersioners.  Die  sukzessionsberechtigten  Nachkommen  (issue  in  tail)  ge- 
hören zu  denjenigen  Personen,  die  Rechtsnachfolger  (person  throughwkom 
amother  is  said  to  claim)  im  Sinne  der  s.  I  der  Real  Frop.  Lim.  Act 
von  1833  sind.  Dort  sind  sie  auch  ausdrücklich  erwähnt,  sie  müssen 
daher  die  Verjährung,  die  gegen  den  tenant  in  tail  gelaufen  ist,  schon 
nach  s.  2  des  Gesetzes  von  1833  (jetzt  s.  i  des  Gesetzes  von  1874) 
g^en  sich  gelten  lassen. 

Besondere  Bestimmungen  trifft  die  Real  Prop,  Lim.  Act  von  1833 
in  s.  21,  22,  23  über  die  Verjährung   der  Rechte  des  reversiofur  oder 
remainderman  bei  einem  estate  tail. 
S.  21  lautet: 

When  ihe  right  of  a  tenant  in  tau  of  any  land  or  rent  to  make 
an  entry  or  distress j  or  to  bring  an  action  to  recover  the  sanu,  shall 
haue  been  barred  by  reason  of  the  satne  not  having  been  made  or  brought 
within  the  period  hereinbefore  limited  which  shall  be  applicable  in  such 
casCj  no  such  entry ^  distress  or  cution  shall  be  made  or  brought  by  any 
Person  claiming  any  estatCj  interest,  or  right  which  such  tenant  in  tail 
might  lawfully  haue  barred. 

Der  tenant  in  tail  war  vor  1833,  wie  bereits  im  I.  Teil  S.  286  ff. 
ausgeführt  ist,  durch  den  j^recovery^^  genannten  Scheinprozeß  in 
die  Lage  versetzt,  die  Ansprüche  nicht  nur  des  iAue  in  tail, 
sondern  auch  der  eventuellen  remaindermen  oder  reversioners  auszu- 
schließen, so  daß  derjenige,  zu  dessen  Gunsten  dieses  Verfahren  an- 
gewandt wurde,  einen  unb^chränkten  Titel  an  dem  Grundstück  erhielt^). 
Durch  die  Fines  6-  Recoveries  Act  l833j  3^4  ^iü-  LV.  c.  74 
wurde  dies  umständliche  Verfahren  abgeschafft.  Die  Ausschließung 
der  Rechte  des  issue  und  des  remainderman  oder  reversioner  geschah 
durch  die  Errichtung  einer  Urkunde  (disentailing  assurance),  die  inner- 
halb sechs  Monaten  nach  der  Errichtung  beim  Chancery-Genchi  einge- 
tragen werden  mußte  (vgl.  I.  Teil,  S.  291).  Wenn  der  Errichter  nicht 
f,in  possession"  war,  so  bedurfte  er  außerdem  noch  der  Zustimmung  des 
protector  of  the  settlement.  Wenn  also  die  Ansprüche  des  tenant  in  tail 
durch  Ablauf  der  zwölfjährigen  Verjährungsfrist  nach  s.  i  des  Gesetzes 
von  1874  ausgeschlossen  sind,  so  sind  damit  nach  s.  21  des  Gesetzes 
von  1833  auch  die  Ansprüche  der  remaindermen  und  reversioners  aus- 
geschlossen, deren  Ansprüche  er  durch  Errichtung  einer  disentailing 
assurance  hätte  ausschließen  können.  Während  bei  anderen  freehold  estatcs 
die  Ansprüche  der  remaindermen  oder  reversioners  durch  die  Verjährung 
der  Rechte  des  Inhabers  eines  vorhergehenden  estate  in  possession  nach 
§  166  grundsätzlich  nicht  berührt  werden,  vielmehr  die  Verjährungs- 
frist im  Regelfalle  erst  mit  dem  natürlichen  Ende  des  estate  in  possession 
g^en   diese  Anwärter  zu   laufen  b^innt,  so  wirkt  bei  dem  estate  tail 


1)  Die  zweite  Art  de«  Scheinprozesses  (fine)  kommt  hier  nicht  in  Betncbt 
weil  dieser  nur  die  Rechte  des  issue  in  tail,  nicht  aber  die  des  remaindermön 
oder  reversioner  aasschloß. 
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die  gegen  den  tmanf  in  tatl  laufende  Verjährungsfrist  auch  gegen  die 
remaindermen  oder  reversioners.  Wenn  daher  der  tenant  in  tail  stirbt, 
nachdem  ein  anderer  die  adverse  possessian  des  Grundstücks  bereits  er- 
langt hat  und  damit  der  Lauf  der  Verjährungsfrist  bereits  begonnen 
hat,  so  steht  den  Personen,  die  der  tenant  in  tail  von  der  Nachfolge 
ausschließen  konnte,  also  dem  issue,  den  revtrsioners  und  remaindermen, 
nur  noch  der  Rest  der  zwölfjährigen  Frist  zur  Verfügung,  die  der  tenant 
in  tail  zur  Verfügung  gehabt  hätte,  wenn  er  am  Leben  geblieben  wäre. 
Das  ergibt  sich  aus  s.  22  des  Gesetzes  von  1833,  welche  lautet: 

When  a  tenant  in  tail  of  any  land  or  rent  entitled  to  recoi^er  the 
same  shall  have  died  before  the  expiration  of  the  period  hereinbefore 
limited  which  shall  be  applicable  in  such  case  for  making  an  entry,  or 
distress,  or  bringing  an  action  to  recover  such  land  or  rent,  no  person 
claimmg  any  estate,  interest,  or  right,  which  such  tenant  in  tail  might 
lawfully  have  barred,  shall  make  an  enlty  or  distress  or  bring  an  action 
to  recover  such  land  or  rent  but  within  the  period  during  which,  if 
such  tenant  in  tail  had  so  long  cantinued  to  live  he  might  have  made 
such  entry  or  distress  or  brought  such  action. 

Wenn  der  tenant  in  tail,  der  eine  disentaüing  assurance  vornimmt, 
selbst  noch  keinen  estate  in  possession  hat  und  die  assurance  ohne  die 
erforderliche  Zustimmung  des  protector  vollzieht,  so  hat  die  Urkunde 
die  Wirkung,  daß  zwar  die  sukzessionsberechtigten  Abkömmlinge,  nicht 
aber  auch  die  Rechte  der  remaindermen  oder  reoersioners  dadurch  aus- 
geschlossen werden.  Der  Titel  des  Erwerbers  erlischt  also  zugunsten 
der  remaindermen  oder  reversioners  mit  dem  Aussterben  der  sukzessions- 
berechtigten Abkömmlinge,  er  hat  nur  eine  base  fee,  vgl.  I.  Teil,  S.  293. 
Für  diesen  Fall  enthält  s.  23  des  Gesetzes  von  1833  Vorschriften 
darüber,  von  wann  an  in  solchen  Fällen  die  Verjährungsfrist  gegen  die 
reversioners  oder  remaindermen  laufen  soll.  Diese  Vorschrift  ist  mit 
einigen  unwesentlichen  Änderungen  in  das  Gesetz  von  1874  über- 
gegangen, welches  in  s.  6  bestimmt: 

When  a  tenant  in  tail  of  any  land  or  rent  shall  have  made 
an  assurance  thereof  which  shctll  not  operate  to  bar  the  estate  or  estates 
to  take  effect  after  or  in  defeasance  of  his  estate  tail,  and  any  person  shall 
by  viriue  of  such  assurance  ai  the  time  of  execution  thereof,  or  at  any  time 
afterwards,  be  in  possession  or  receipt  of  the  profits  of  such  land,  or 
in  receipt  of  such  rent,  and  the  same  person,  or  any  other  person  who- 
soever  (other  than  some  person  entitled  to  such  possession  or  receipt  in 
respect  of  an  estate  which  shall  have  taken  effect  after  or  in  defec^ance 
of  the  estate  tail)  shall  continue  or  be  in  such  possession  or  receipt  for 
the  period  of  twelve  years  next  after  the  commencement  of  the  time  at 
which  such  assurance  (if  it  had  then  been  executed  by  such  tenant  in  tail, 
or  the  person  who  would  have  been  entitled  to  his  estate  tail,  if  such 
assurance  had  not  been  executed),  ivould,  without  the  consent  of  any  other 
person,  have  operated  to  bar  such  estate  or  estates  as  aforesaid,  then  at 
the  expiration  of  such  period  of  twelve  years,  such  assurance  shall  be  and 
be  deemed  to  have  been  effectual  as  against  any  person  claiming  any  estate 
interest  or  right  to  take  effect  after  or  in  defeasance  of  such  estate  taiL 
Die  Vorschrift  bestimmt  also  im  wesentlichen,  daß,  wenn  der  Er- 
werber auf  Grund   einer  solchen   disentailing  assurance  ohne   die  er- 
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forderliche  Zustimmung  des  protector  den  Besitz  des  Grundstücks  er- 
langt, die  Verjährungsfrist  gegen  die  remaindermen  oder  reversiontrs  zu 
seinen  Gunsten  zu  laufen  beginnt,  sobald  die  disentailing  cissuranct 
mit  der  Wirkung  hätte  errichtet  Werden  können,  daß  dadurch  auch 
die  remaindermen  und  reversioners  ausgeschlossen  wurden,  d.  h.  sobald 
der  tenant  in  tail  durch  den  Wegfall  des  früheren  estate  einen  estaU 
in  possession  erhielt;  denn  von  diesem  Zeitpunkt  an  konnte  er  ja  ohne 
die  Zustimmung  des  protector  eine  disentailing  assurance  mit  Wirkung 
gegen  die  remaindermen  imd  reversioners  vornehmen.  12  Jahre  nach 
diesem  Zeitpunkt  war  also  das  Recht  der  remaindermen  und  reversioners 
verjährt  Vgl.  die  Ausführungen  von  Lord  Cranworth  im  Falle /tewiv 
V.  Allen,  7  De.  G,  M,  6-  G.  40g,  426. 

Z.  B. :  Nach  den  Bestimmungen  eines  Settlements  welches  X.  errichtet, 
soll  A.  tenant  for  life  sein,  und  B.  nach  dem  Tode  des  A.  einen  estate 
tail  erhalten.  In  diesem  Fall  bleibt  die  reversion  für  den  Fall,  daß  die 
Nachkommenschaft  des  B.  stirbt,  dem  grantor  X.  und  seinen  Rechts- 
nachfolgern. B.  errichtet  zu  Lebzeiten  des  A.  eine  disentailing  assurana 
zugunsten  des  C.  ohne  die  Zustimmung  des  A.,  die  erforderlich  ist,  um 
die  reversion  des  X.  auszuschließen.  Nach  dem  Tode  des  A.  hätte 
B.  diese  Rechtshandlung  allein  vornehmen  können.  Die  Verjährung 
beginnt  zugunsten  des  Besitzers  C.  gegen  X.  und  dessen  Rechtsnach- 
folger mit  dem  Tode  des  A.  zu  laufen  und  ist  von  da  ab  in  12  Jahren 
vollendet.  Wenn  B.  vor  A.  stirbt,  so  rückt  in  seine  Anwartschaft  nach 
dem  Tode  des  A.  auf  Gnmd  des  estate  tail  der  älteste  Abkömmling 
des  B.  oder  derjenige  Abkömmling  der  nach  den  besonderen  Bestimmungen 
des  settlement  sukzessionsberechtigt  ist  Dieser  kann,  solange  A.  noch 
lebt,  ebenfalls  nicht  ohne  dessen  Zustimmung  eine  disentailing  assurance 
vornehmen,  wohl  aber  nach  dessen  Tode,  so  daß  auch  hier  der  Tod 
des  A.  den  maßgebenden  Zeitpunkt  für  den  Beginn  der  Verjährung 
zugunsten  eines  Erwerbers  auf  Grund  einer  disentailing  assurance  ohne 
die  Zustimmung  des  protector  A.  bildet 

S.  23  findet  keine  Anwendung,  wenn  die  assurance  nicht 
nur  gegenüber  dem  reversioner  oder  remainderman  wegen  der  fehlenden 
Zustimmung  des  protector  unwirksam  ist,  sondern  wenn  sie  nicht  einmal 
dem  issue  in  tatl  gegenüber  wirksam  ist,  z.  B.  weil  sie  nicht  inner- 
halb der  sechsmonatigen  Frist  beim  Chancery 'Q^ri<c^\.  eingetragen 
ist.  In  solchen  Fällen  erhält  der  Erwerber  auf  Grund  der  unwirksamen 
disentailing  assurance  nur  einen  estate  für  die  Lebenzeit  des  tenant  in 
tail,  der  diese  Veräußerung  vornimmt  Mit  dessen  Tode  »wird  daher 
der  Erwerber  gegenüber  den  Nachkommen  zum  adverse  possessor,  da 
er  ihnen  gegenüber  kein  Recht  zum  Besitze  mehr  hat  und  die  Ver- 
jähnmg  vollendet  sich  von  da  an  in  12  Jahren.  Vgl.  die  Entscheidungen 
Morgan  v,  Morgan  (18/O),  L.  R,  10  Eq.  gg,  Cannon  v,  Rimington  (l852\ 
12  C.  B,  /,  /(?,  Mills  V,  Capel  (1875),  L^  R^  20,  Eq,  6g2. 

§  168. 
Wenn    eine    Person    als    ienani   af  will  im   Besitz  eines 
Grundsttlcks  ist,  so  beginnt  die  Verjährung  gegen  den  /Mior 
mit  dem  Ablauf  des  ersten  Jahres  der  tenanc/  zu  laufen;  und 
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wenn  jemand  den  Besitz  eines  Grundstücks  als  ienani  from 
year  fo  /ear  inne  hat,  oder  ohne  schriftlichen  Mietvertrag 
für  eine  andere  Periode,  so  beginnt  die  Frist  gegen  den 
hssor  mit  dem  Schluß  des  ersten  Jahres  oder  der  anderen 
vereinbarten  Periode  der  ienancy  oder  von  der  Zahlung  des 
letzten  Mietzinses  an  zu  laufen,  je  nachdem,  welches  Ereignis 
zuletzt  eintritt 

Real  Property  Limitation  Act  1S33  s.  7. 

In  diesem  Paragraphen  wird  die  Verjährung  derjenigen  ^states  zu 
behandeln  sein,  die  man  als  esfates  Uss  than  freehold  bezeichnet,  nämlich 
der  estatcs  at  will,  estates  by  suffcrance  und  estates  for  years.  Schon  bei 
der  Erörterung  des  Begriffes  adverse  possession  bei  §  159  wurde  bemerkt, 
daß  eine  solche  niemals  vorliegt,  wenn  die  Person,  die  im  Besitz  ist, 
gegenüber  der  anderen  zum  Besitze  berechtigt  ist.  Insbesondere  ist 
bei  einem  Uase  der  lessee  kein  adverse  possessor  gegenüber  dem  lessor. 
Solange  der  Uase  dauert,  verjährt  das  Recht  des  lessor  nicht,  selbst 
wenn  der  Mieter  niemals  Mietzins  zahlt,  oder  der  Mietzins  an  einen 
dritten  Unberechtigten  gezahlt  wird  (vgl.  aber  jetzt  s.  9  des  Gesetzes 
von  1874  S.  812).  Die  Verjährung  tritt  auch  dann  nicht  ein, 
wenn  nach  den  Bestimmungen  des  lease  die  Nichtzahlung  der  rent 
eine  Verwirkung  (forfeiture)  der  Rechte,  des  Mieters  zur  Folge  hat, 
der  Vermieter  aber  von  seinem  Rechte  die  sofortige  Wiederein- 
räumung des  Besitzes  verlangen,  keinen  Gebrauch  macht.  Auch  in 
solchem  Falle  läuft  nach  s.  4  des  Gesetzes  von  1833  die  Verjährung 
erst  von  dem  natürlichen  Ende  des  lease  an.  Von  diesen  Normen 
ist  bei  der  Erörterung  der  Sondervorschriften  des  Gesetzes  auszugehen; 
soweit  solche  Sondervorschriften  nicht  getroffen  sind,  gelten  diese  Grund- 
sätze. Auch  der  Vermieter  (landlord)  ist  im  Verhältnis  zum  Mieter  ein 
rroersioner^)  und  für  den  Beginn  der  Verjährung  gelten  daher  die  Be- 
stimmungen, welche  s.  3  des  Gesetzes  von  1833  für  r eversioners  getroffen 
hat,  soweit  sich  nicht  aus  ss.  7 — 9  etwas  anderes  ergibt. 

I.  Estates  at  will  und  estates  at  sufferance. 
Das  Wesen  der  tenancy  at  will  ist  im  I.  Teil  S.  159  erläutert 
Es  besteht  darin,  daß  der  Besitzer  nur  ein  precarisches  Recht  hat,  welches 
ihm  jederzeit  vom  landlord  genommen  werden  kann.  Solange  der 
tenant  at  will  mit  dem  Willen  des  landlord  besitzt,  ist  er  kein  adverse 
possessor.  An  sich  würde  also  während  dieser  Zeit  die  Verjährung  nicht 
gegen  den  landlord  zu  laufen  beginnen.  S.  7  des  Gesetzes  von  1833 
läßt  aber  in  solchen  Fällen  die  Verjährung  von  dem  Ende  des  ersten 
Jahres  der  tenancy  at  will  an  laufen: 

When  any  person  shall  he  in  possession,  or  in  receipt  of  the  profits 
of  any  land,  or  in  receipt  of  any  rent  as  tenant  at  willy  the  right  of 
the  person  entitled  subject  thereto,  or  of  the  person  through  whom  he 
Claims,  to  make  an  entry  or  distress^  or  bring  an  aciion  to  recover  such 


1)  Ds^egen  ist  der  Uase  kein  particular  estate   im  Sinne    des   letzten  Teiles 
der  s.  2  des  Gesetzes  v.   1874  (vgl.    Walter  v.    Yalden  zitiert  bei  §  166). 
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land  or  renty  shall  be  deemed  to  have  first  accruedj  äther  at  the  deUr- 
mination  of  such  tmancyj  or  at  the  expiratian  of  one  year  next  after 
the  commetuement  of  such  tenancy  at  which  Ume  stich  tenancy  shall  k 
deemed  to  have  determined:  Provided  always  that  no  mortgagor  or  ceshä 
qiie  trust  shall  be  deemed  to  be  a  tenant  at  will  within  the  meaning  of 
this  clause  to  his  mortgagee  or  irustee. 

Die  tenancy  at  will  endigt  entweder  durch  eine  Aufforderung  des 
landlordy  das  Land  zu  verlassen,  oder  durch  eine  Handlung  desselben, 
welche  mit  dem  Recht  des  tenant  at  will  auf  ungestörten  Besitz  un- 
vereinbar ist,  z.  B.  wenn  der  landlord  das  land  an  einen  andern  ver- 
mietet oder  auf  dem  Grundstück  Holz  fällen  läßt;  da  die  tenatuy  at 
will  nicht  übertragbar  ist,  so  endet  sie  auch  dadurch,  daß  der  tenant 
sie  auf  einen  andern  überträgt. 

Wenn  aber  die  tenancy  at  will  nicht  beendigt  ist,  so  beginnt  die 
Verjährung  gegen  den  landlord  ein  Jahr  nach  dem  B^nn  der  tenancy 
zu  laufen,  sein  Recht  verjährt  also  dreizehn  Jahre  nach  dem  Beginn 
der  tenancy,  wenn  nicht  in  der  Zwischenzeit  der  tenant  at  will  schrift- 
lich oder  durch  Zahlung  von  rent  den  Titel  des  landlord  anerkennt. 
Zweifel  sind  in  dem  Fall  entstanden,  daß  der  landlord  innerhalb  der 
zwölfjährigen  Frist  eine  Handlung  vornimmt,  durch  welche  die  tenamy 
at  will  beendigt  wird.  Wenn  in  solchem  Fall  der  tenant  im  Besitz  des 
Grundstücks  bleibt,  so  wird  entweder  nach  dem  Verhalten  der  Parteien 
anzunehmen  sein,  daß  eine  neue  tenancy  at  will  begründet  ist,  oder 
aber  der  tenant  besitzt  nunmehr  nur  noch  auf  Grund  einer  tenancy  by 
sufferance.  Es  ist  daher  vorwiegend  Tatfrage,  ob  in  solchem  Fall  eine 
neue  tenancy  at  will  geschaffen  ist  oder  nicht,  und  im  Prozeß  hat  die 
Jury  hierüber  zu  entscheiden.  Wenn  anzunehmen  ist,  daß  eine  neue 
tenancy  at  will  geschaffen  worden  ist,  so  beginnt  die  Verjährungfrist 
von  neuem  zu  laufen,  und  dies  gilt  wahrscheinlich  auch  für  ein  tenancy 
by  sufferance  (vgl.  Doe  d.  Bennett  v.  lurner  1840,  ^  M,  &*  IV.  226,  zitiert 
bei  Smith  Leading  Cases  H,  S.  680,  sowie  die  weiteren  Ausführungen 
S.  68i-— 85,  Banning  Limitations  S.  139). 

Nach  dem  Schlußsatz  der  s.  7  sollen  der  mortgagor  und  der  cestm 
que  trust  keine  tenants  at  will  im  Sinne  dieser  Gesetzesvorschrift  sein. 
An  sich  hat  der  mortgagee  das  Recht,  die  Einräumung  des  Besitzes 
des  Grundstücks  zu  verlangen.  Gewöhnlich  bleibt  aber  der  mortgagor 
nach  „stillschweigender  Übereinkunft"  im  Besitz  des  Grundstücks  (vgL 
die  Ausführungen  von  Lord  Seiborne  im  Falle  Jleath  v,  Pugh  1882  6Q.B. 
D'  359)-  Fr  wird  dann  als  tenant  at  will  des  mortgagee  angesehen. 
S.  7  des  Gesetzes  soll  aber  auf  diesen  Fall  deshalb  keine  Anwendung 
finden,  weil  für  die  Beziehung  von  mortgagee  und  mortgagor  besondere 
Vorschriften  gelten. 

Ebenso  ist  nach  common  law  der  cestui  que  trustj  dessen  Rechte 
ja  vom  common  law  nicht  anerkannt  wurden,  gegenüber  dem  trustee, 
werm  dieser  ihm  in  Ausführung  der  Bestimmungen  des  trust  den  Besitz 
überläßt,  ein  bloßer  tenant  at  will,  während  im  Equity-Rtcht  sein  Besitz 
gegenüber  dem  trustee  anerkannt  und  geschützt  wird.  Auch  auf  ihn 
soll  aber  s.  7  keine  Anwendung  finden. 
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IL  Leases, 
Nach  s.  I  des  Statute  of  Frauds  müssen  Udses  for  years  schrifUich 
vereinbart  werden;  sind  sie  nur  mündlich  vereinbart,  so  haben  sie  nur 
die  Wirkung  von  estates  at  will;  ausgenommen  sind  lectses  auf  höchstens 
drei  Jahre,  bei  denen  der  Pachtzins  mindestens  ^/s  des  Jahresertrages 
des  Grundstücks  beträgt.  Noch  strengere  Formvorschriften  traf  die 
Real  Property  Act  1845^  8  &»  g  Vt'ct.  c.  106,  s.  J,  welche  bestimmt, 
daß  alle  leaseSy  welche  nach  dem  bisherigen  Recht  schriftlich  sein 
mußten,  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  vereinbart  werden  müssen, 
widrigenfalls  sie  nichtig  sind.  Wenn  aber  der  Besitz  des  Grundstücks 
übergeben  wird,  so  wird  der  Mieter  als  ein  tmant  from  year  to  year 
angesehen.  Abgesehen  davon  kann  natürlich  auch  von  Anfang  an  ein 
jährliches  Mietverhältnis  vereinbart  sein.  Ein  solches  ist,  da  die  Miete 
ja  weniger  wie  drei  Jahre  beträgt,  mündlich  gültig,  wenn  die  Miete  Vs 
des  Jahresertrages  beträgt;  ist  sie  geringer,  so  muß  auch  ein  solcher 
Vertrag  by  deed  geschlossen  werden.  (Wood  v,  Beard  2  Ex,  D.  30)*, 
Für  den  Fall,  daß  eine  tenancy  from  year  to  year  vorliegt,  bestimmt  s.  8 
des  Gesetzes  von  1833  ^^s  folgende: 

When  any  person  shall  be  in  possession  or  in  receipt  of  the  profits  of 
any  landj  or  in  receipt  of  any  rent  as  tenant  from  year  to  year  or  other 
periodj   wiihout  any  lease  in  writing^  the  right  of  the  person  enütied 
subject  theretOf  or  of  the  person  through  whom  he  clcnmSy  to  make  an 
eniry  or  distress^  or  to  bring  an  action  to  recover  such  land  ot  renty 
shall  be  deemed  to  have  first  cucrued  at  the  determinaHon  of  the  ferst 
of  such  years  or  other periods,  or  at  the  last  äme  when  any  rentypaycAle 
in  rtspect  of  such  tenancy,  shall  have  been  received  (which  shall  last  happen)» 
Danach  beginnt  bei  der  tenancy  from  year  to  year  die  Verjährung 
nach   dem   Ablauf   des   ersten  Jahres;  jede   Zahlung  von   rent  unter- 
bricht aber  die  Verjährung. 

Wenn  der  lease  schriftlich  abgeschlossen  ist,  so  gelten  die  all- 
gemeinen Normen  für  reversionersj  d.  h.  das  Klagrecht  des  landlord 
beginnt  erst  mit  dem  Ablauf  der  vereinbarten  Zeit,  auch  wenn  der 
lease  auf  eine  sehr  lange  Zeit,  z.  B.  hundert  Jahre,  geschlossen  ist 
Durch  die  Vorschriften  der  Real  Property  Act  184S  ist  hieran  nichts 
geändert  worden.  Obwohl  der  lease  nach  diesem  Gesetz,  wenn  er  nur 
schriftlich  und  nicht  in  der  Form  einer  Urkunde  unter  Siegel  errichtet 
ist,  nichtig  ist,  wird  er  doch,  sobald  der  Mieter  den  Besitz  erlangt  hat, 
als  gültig  angesehen.  Zwar  scheint  es  an  einer  ausdrücklichen  Ent- 
scheidung über  diesen  Punkt  zu  fehlen,  für  die  Richtigkeit  dieser  An- 
sicht spricht  aber  der  Umstand,  daß  man  weder  in  dem  Gesetz  von 
1845  noch  bei  der  Neuredaktion  des  Gesetzes  von  1833  im  Jahre  1874 
die  Bestimmung  der  s.  7  des  Gesetzes  von  1833  geändert  hat 

Zahlung  des  Mietzinses  an  einen  Nichtberechtigten,  Erwerb 
des  Titels  durch  den  Empfänger. 
Bereits  bei  §  159  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  adverse  possession 
nicht  nur  daim  vorliegt,  wenn  jemand  ohne  Rechtstitel  im  Besitz  des 
Giundstücks  ist,  sondern  auch  wenn  er  von  dem  Besitzer  die  Nutzungen 
empfängt     Der   Empfang  der   Nutzungen  (receipt  of  the  profits  of  the 
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land)  wird  also  dem  Besitz  des  Grundstücks  gleichgeachlet.  Der 
Empfang  des  Mietzinses  galt  aber  nicht  als  receipt  of  the  profits  uiul 
daher  konnte  vor  dem  Gesetz  von  1833  ein  Nichtberechtigter  (tortnms 
claimant)j  der  die  rent  empfing,  niemals  einen  Titel  an  dem  Grundstück 
erwerben  (vgl.  Smith,  Leading  Cases  II  S.  688).  Jetzt  bestimmt  s.  35 
der  Real  Prop,  Lim.  Act  1833: 

The  receipt  of  the  tent  payable  by  any  tenant  front  year  to  year  or 
other  lessee  shally  as  against  such  lessee  or  any  person  claiming  undir 
htm  (but  subject  to  the  lease)  be  deemed  to  be  the  receipt  of  the  profits  of 
the  land  for  the  purposes  of  this  Actj  d.  h.  nach  zwölf  Jahren  erwirbt 
der  Empfänger  gegenüber  dem  Mieter  die  Stellung  des  eigentlichen 
landlord  und  der  Mieter  muß  es  sich  gefallen  lassen,  daß  er  „in  Ge- 
mäßheit der  Bestimmungen  des  lease^*^  bei  dessen  Ablauf  oder  Ver- 
wirkung  von  ihm  die  Einräumung  des  Besitzes  verlangt.  Das  Recht 
des  ursprünglichen  landlord  erlischt  durch  den  Empfang  der  rent  seitens 
eines  Nichtberechtigten  während  der  zwölfjährigen  Frist  in  der  Regel 
ebenfalls.     Denn  s.  9  des  Gesetzes  von  1833  bestimmt: 

When  any  person  shall  be  in  possession  or  in  receipt  of  the  profits 

of  any  landj  or  in  receipt  of  any  rent,  by  virtue  of  a  lease  in  writing 

by  which  a  rent  amounting  to  the  yearly  sum  of  twenty  Shillings 

or  upwards  shall  be  reservedy  and  the  rent  reserved  by  such  lease  shall 

have  been  recerved  by  some  person  wrongfully  claiming  to  be  entitUd  to 

such  land  or  rent,  in  reversion  immediately  expectant  on  the  determination 

of  such  lease j  and  no  payment  in  respect  of  the  rent  reserved  by  such 

lease  shall  afterwards  have  been  made  to   the  person  rightfully  entitUd 

theräOj  the  right  of  the  person  entitled  to  such  land  or  rent  subject  to 

such  lease  or  of  the  person  trough  wham  he  claims  to  make  an  entry 

or  distress,   or  to  bring  an  action  after  the  determination  of  such  kose 

shall  be  deemed  to  have  first  accruedj   at  the  time  at  which  the  rent 

reserved  by  such   lease  was  first  so  received  by  the  person  wrongfully 

claiming  as  aforesaid,  and  no  such  right  shall  be  deemed  to  have  first 

accruedupon  the  determitioHon  of  such  lease  to  the  person  rightfully  entitled. 

Diese  Norm  gilt  aber  nicht,  wenn  die  rent  weniger  wie 

20  sh.  beträgt.     Handelt   es   sich   um   eine   lease  in  writing,  beträgt 

die  rent  aber  weniger  wie  20  sh.,  so  bewendet  es  bei  der  allgemeinen 

Norm   der   s.  3   des   Gesetzes  von  1833,   wonach   die  Verjährung  der 

Ansprüche  des  landlord  erst  mit  dem   Ablauf  des  lease  beginnt;  die 

Zahlung  des  Mietzinses  an  einen  Nichtberechtigten  ist  in  diesem  Fall 

auf  das  Recht  des  landlord  ohne  Einfluß.    Denn  wie  Smith,  Leading 

Cases  II  S.  6qi,  ausführt,  ist  eine  solche  rent  von  so  geringer  Wichtigkeit, 

daß  der  Mieter  es  vielleicht  unterläßt,   genau   auf  den  Rechtstitel  der 

Person  zu  sehen,   an  die  er  zahlt,   und  der  richtige  landlord  vielleicht 

keinen  Wert  darauf  legt,  auf  der  Zahlung  der  Miete  zu  bestehen. 

Liegt  kein  lease  in  writing  vor,  so  ist  es  gleichgültig,  ob  die  rent 
überhaupt  nicht  oder  an  einen  Unberechtigten  gezahlt  wird,  da  als- 
dann s.  8  des  Gesetzes  von  1833  Anwendung  findet. 

§   169- 
Land    oder   Renten   können    von    einer   kirchlichen  oder 
wohltätigen    corporaiion   sole   nicht  mehr  beansprucht  werden 
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nach  dem  Ablauf  einer  Frist,  während  welcher  zwei  Personen 
ein  Recht  auf  die  Pfründe  hatten,  und  weiteren  sechs  Jahren 
von  dem  Zeitpunkt  an,  in  welchem  der  Anspruch  der  corporaiion 
entstand,  oder  nach  60  Jahren  von  jenem  Zeitpunkt  an,  je 
nachdem,  welcher  Zeitraum  der  längere  ist. 

Real  Property  Limitation  Act  1833,  s.  23,  die  sechs  Jahre  rechnen  von  der  Er- 
nennung des  dritten  Berechtigten,  nicht  schon  von  dem  Eintritt  der  Vakanz  an. 
Dieser  Paragraph  handelt  von  der  Verjährung  der  Ansprüche  einer 
ecäestastical  or  eleemosynary  corporaiion  sole.  Das  Wesen  der  Corporation 
soU  ist  bereits  im  I.  Teil  bei  §  77  (S.  60)  erläutert  worden.  Da- 
nach besteht  eine  corporaiion  sole  aus  einer  Reihe  aufeinanderfolgender 
Personen,  die  ein  bestimmtes  geistliches  oder  weltliches  Amt  bekleiden, 
das  mit  juristischer  Persönlichkeit  ausgestattet  ist.  Dieser  Paragraph 
unterscheidet  zwischen  einer  ecclesiastical  corporaiion  sole  und  einer  eleemo- 
synary corporaiion  sole.  Nach  Schirrmeisters  Einteilung  im  I.  Teil  S.  43 
hat  es  den  Anschein,  als  ob  die  eleemosynary  corporaiion  sole  eine  Unter- 
art der  corporaiion  aggreiaie  bildet.  Jedoch  gibt  es,  wie  dieser  Para- 
graph zeigt,  auch  corporaiions  sole,  die  eleemosynary  sein  können.  Unter 
eleemosynary  corporaiions  versteht  man  solche,  die  der  Verwirklichung 
eines  wohltätigen  oder  gemeinnützigen  Zweckes  dienen,  wie  Hospitäler, 
Altersheime,  femer  auch  die  Colleges^  die  für  Unterrichtszwecke  oder 
um  die  Mitglieder  mit  ihren  Mitteln  zu  unterstützen  (z.  B.  All  Souls 
College  in  Oxford),  gegründet  sind.  Soweit  diese  corporaiions  zu  den 
corporaiions  aggregaie  gehören,  d.  h.  aus  einer  Mehrheit  von  Individuen 
bestehen,  fallen  sie  natürlich  nicht  unter  diesen  Paragraphen.  Diese 
unterliegen  den  gewöhnlichen  Verjährungsfristen.  Dagegen  unterliegen 
die  Ansprüche  der  erwähnten  corporaiions  sole  besonderen  Vorschriften, 
soweit  Ansprüche  auf  land  or  reni  in  Frage  kommen.  Unter  reni 
ist  auch  diejenige  reni  zu  verstehen,  welche  an  die  kirchliche  corporaiion 
sole  auf  Grund  des  Zehntrechts  zu  zahlen  ist.  Dagegen  gilt  der  Para- 
graph nicht  für  reni  im  Sinne  von  Mietzins.  Die  Verjährungsfrist  für 
die  Ansprüche  einer  corporaiion  sole  beträgt  60  Jahre  oder  zwei  incum^ 
bencies  und  weitere  sechs  Jahre  nach  der  Einsetzung  des  dritten  incumbeni, 
Incumbeni  ist  diejenige  Person,  welche  das  Amt,  das  als  corporaiion  sole 
aufgefaßt  wird,  inne  hat,  insbesondere  bei  einem  geistlichen  Amt  der 
Inhaber  des  Benefiziums.  Incumbercy  ist  demnach  der  Zeitraum,  der 
von  der  Einsetzung  des  incumbeni  bis  zur  Beendigung  des  Amtes  ver- 
streicht. Wenn  also  drei  Neubesetzungen  des  Amtes  stattgefunden 
haben  und  seit  der  dritten  Neubesetzung  sechs  Jahre  verstrichen  sind, 
ohne  daß  die  reni  bezahlt  wurde,  oder  wenn  das  land  statt  im  Besitze 
des  jeweiligen  incumbeni  während  dieser  Zeit  im  Besitz  eines  adverse 
possessor  war,  so  ist  das  Recht  erloschen,  vorausgesetzt,  daß  alsdann 
im  ganzen  mehr  als  60  Jahre  verflossen  sind,  seitdem  das  Klagrecht 
durch  Beginn  der  adverse possession  oder  Nichtzahlung  der  r^/ entstanden 
ist  Sind  noch  keine  60  Jahre  verflossen,  so  erlöschen  die  Rechte  mit 
dem  Ablauf  der  60  Jahre;  das  ist  der  wesentliche  Inhalt  der  s.  2g  Real 
Property  LimiiaUon  Aci  1833,  welche  lautet: 

//  shall  be  lawful  for  any  archbishop^  bishopj  dean,  prebendarv, 
parson,  vicar^   masier  of  hospitalj   or  other  spiriiual  or  eleemosynary 
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Corporation  soU,  to  make  an  entry  or  distress,  or  to  bring  an  actum  or 
suit  to  recover  any  land  or  rent,  within  such  period  as  hereinc^Ur  is 
mmtioned  next  after  the  time  at  which '  the  right  of  such  Corporation 
solCj  or  of  his  predecessor,  to  make  such  entry  or  distress,  or  bring  such 
action  or  suit,  shall  first  haue  accrued,  that  is  to  say,  the  period  during 
which  two  persons  in  succession  shall  have  held  the  office  or  benefiu  in 
respect  whereof  such  land  or  rent  shall  be  claimedy  and  six  years  after 
a  third  person  shall  have  been  appointed  thereto,  if  the  time  of  such 
two  incumbenäes,  and  such  term  of  six  years  taken  together,  shaü 
amount  to  the  füll  period  of  sixty  years;  and  if  such  times  taken  Uh 
gether  shall  not  amount  to  the  füll  period  of  sixty  years,  then  during 
such  further  number  of  years  in  addition  to  such  six  years  as  will, 
with  the  time  of  the  holding  of  such  two  persons  and  such  six  years, 
make  up  the  füll  period  of  sixty  years. 

Die  Verjährung,   die  gegen    den   Rechtsvorgänger   der  Corporation 

sole  gelaufen  ist,    wird  gegen  diese  mitgerechnet     Das  ergibt  sich  aus 

den  Worten  „or  of  his  prededecessor*^. 

Besonderheiten  bei  tithts. 

Nach  der  Legaldefinition  in  s.  i  der  Real  Prop.  Um.  Act  l8j3 
fallen  unter  den  Begriff  land  auch  die  Zehntrechte,  soweit  sie  nicht 
einer  Spiritual  oder  eleemosynary  Corporation  sole  zustehen.  Ein  Recht 
auf  den  Bezug  des  zehnten  Teils  des  Jahresertrages  hatten  ursprünglich 
nur  die  Kirche  und  die  Klöster.  Nach  der  Säkularisierung  der  Klöster 
ging  das  Zehntrecht  auf  die  Krone  über.  (Vgl.  die  Gesetze  2^,  Hen. 
VIII  c.  28.,  und  31.  Hen.  VIII  c.  13,)  Die  Krone  verlieh  dann  die 
Zehntrechte  auch  an  Laien;  sie  hatten  einen  vollständig  selbständigen 
Charakter  erlangt,  so  daß  z.  B.  bei  dem  Verkauf  eines  Grundstücks  das 
Recht  auf  den  Bezug  des  Zehnten  nicht  ohne  weiteres  mit  überging, 
sondern  nur,  wenn  es  ausdrücklich  vereinbart  wurde.  Soweit  das  Zehnt- 
recht danach  Laien  zusteht,  verjährt  es  nach  s.  i  der  RecU  Prop.  Lim. 
Act  von  18^4  in  1 2  Jahren.  Da  die  tithes  aber  dem  land  gleichgeachtet 
werden,  so  ist  es  an  sich  erforderlich,  daß  12  Jahre  lang  eine  adoeru 
possesson  der  tithes  vorliegt.  Dies  bezieht  sich  aber  nur  auf  das  Ver- 
hältnis des  Berechtigten  zu  Personen,  an  welche  unrechtmäßigerweise 
der  Zehnte  gezahlt  wird.  Wenn  an  einen  solchen  adverse  claimani  der 
Zehnte  12  Jahre  lang  geleistet  ist,  so  erwirbt  er  damit  das  Recht 

Auf  das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Verpflichteten 
und  dem  Berechtigten  finden  aber  die  Real  Prop.  Lim.  Acts 
keine  Anwendung.  Die  Frage,  in  welcher  Zeit  durch  Nichtzahlung 
des  Zehnten  das  Land  von  der  Last  frei  wird,  entscheidet  sich  ledig- 
lich nach  den  Vorschriften  der  Tithe  Acts,  insbesondere  der  J^the  Act 
1832,  2  6f*3  ^Vill.IV  c.  100.  Nach  diesem  Gesetz  wird  vermutet, 
daß  das  land  frei  von  Zehntrechten  ist,  wenn  30  Jahre  kein  Zehent 
entrichtet  wiurde.  Wenn  60  Jahre  lang  keinerlei  Leistung  erfolgt  bt, 
so  ist  das  Land  vom  Zehntrecht  befreit. 

Wenn  das  Zehntrecht  einer  spiritual  oder  eleemosynary  Corporation 
sole  zusteht,  so  fällt  es  überhaupt  nicht  unter  die  Real  Prom.  Um.  Acts, 
denn  in  s.  i  des  Gesetzes  von  1833  sind  diese  tithes  ausdrücklich  aus- 
genonunen.  Für  diese  sind  aber  auch  in  dem  Gesetz  2^3  Will.  IV.  c.  100 
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besondere  Vorschriften  getroffen.  Danach  wird  das  land  frei  vom  Zehnt- 
recht, wenn  während  zwei  incumbenciis  und  drei  Jahren  nach  der  Ein- 
setzung des  dritten  incumbent  kein  Zehnt  geleistet  ist,  oder  wenn  er 
60  Jahre  lang  nicht  geleistet  ist,  je  nachdem  welche  Periode  die  längere 
ist.  Auf  Grund  der  verschiedenen  Tithe  Acts  seit  1836  sind  aber  die 
tithes  durch  eine  rent-charge  abgelöst,  die  je  nach  dem  Preise  des  Ge- 
treides variiert,  diese  rent-charge  ist  rmt  im  Sinne  der  Real  Prop.  Um. 
Ad  1833  und  fällt  deshalb  unter  dessen  Vorschriften,  auch  wenn  sie  einer 
spiritual  oder  eleemosynary  corporatian  sole  zusteht  Dagegen  sind  die 
Ablösungen  des  Zehntrechtes  die  auf  Vereinbarungen  oder  örtlichem 
Gewohnheitsrecht  beruhen  (moduscs  and  compositions)  ausdrücklich  in 
der  Legaldefinition  des  Wortes  rent  ausgenommen.  Sie  fallen  daher 
nicht  unter  die  ReaL  Prop,  Lim.  Acts. 

§  170. 
Ein  Anspruch  auf  das  Patronat  tlber  eine  Kirche  (adwowmui) 
kann  nach  dem  Ablauf  von  drei  adwerse  incumbencisB  oder  nach 
60  Jahren  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden,  je  nachdem 
welche  Periode  die  längere  ist  Kein  Anspruch  auf  ein  Patronat 
kann  nach  100  Jahren  von  der  Einsetzung  eines  adwene  incumbent 
an  geltend  gemacht  werden. 

Real  Property  Limitation  Act  1833,  s.  30,  31,  Limitation  0/  Actions  Act 
1843,  s,  3,  Incumbencies,  die  nach  dem  Verfall  des  Präsentationsrechtes  wieder 
besetzt  sind,  werden  mitgerechnet,  aber  nicht  incumbencies,  die  von  der  Krone 
bei    der    Ernennung    des    früheren   incumbent  zum   Bischof  wieder   besetzt   sind. 

Advowson  ist  das  Patronatsrecht  über  eine  Kirche,  d.  h.  das  Recht, 
bei  Erledigung  des  kirchlichen  Amtes  dem  Bischof  einen  Nachfolger  zu 
präsentieren,  welchen  dieser  zu  ernennen  verpflichtet  ist,  falls  im  übrigen 
die  Voraussetzungen,  die  zur  Bekleidung  dieses  Amtes  erforderlich  sind, 
in  der  Person  des  Präsentierten  zutreffen  und  die  Präsentation  inner- 
halb 6  Monaten  nach  der  Erledigung  des  Amtes  erfolgt  Die  Kirche 
wurde  in  älterer  Zeit  meist  von  dem  Gutsherrn  (lord  of  the  manor)  för 
die  Dorfgemeinde  errichtet.  Er  stiftete  dabei  einen  Teil  des  Landes 
zur  Nutznießung  für  den  Priester  (glebe  land)  und  baute  ein  Haus  für 
ihn  als  Wohnung.  Dadurch  erwarb  er  für  alle  Zeiten  für  sich  und  seine 
Rechtsnachfolger  das  Recht  der  Präsentation  1).  Ursprünglich  war  also 
das  Präsentationsrecht  mit  dem  Recht  an  dem  Grundstück  verbunden. 
Wo  dieser  Zusammenhang  heute  noch  besteht,  redet  man  von  einem 
advowsofi  appmdant.  Das  Patronatsrecht  konnte  aber  auch  von  dem 
Recht  an  dem  Grundstück  getrennt  übertragen  werden.  Dadurch  wurde 
es  zu  einem  selbständigen  incorporeal  hereditament.  Ein  derartiges 
adoawson  nennt  man  advowson  in  gross.  Die  Klage,  mit  welcher  der 
Berechtigte  sein  Recht  auf  das  advowson  geltend  machte,  war  die  action 
of  quare  impedit.  Diese  Klage  richtete  sich  gegen  denjenigen,  der  das 
Patronatsrecht  für  sich  in  Anspruch  nahm,  den  von  diesem  präsentierten 
Geistlichen  (clerk)  und  den  Bischof  (ordinary)y  wenn  dieser  den  clerk 
des  adverse  patron  ernannt  hatte.    Die  Klage  wandte  sich  dagegen,  daß 


^)  Auf  dieselbe  Weise  entsUnd  auch  nach  deutschem  Recht  das  Patronatsrecht. 
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die  Beklagten  das  Präsentationsrecht  des  Berechtigten  gestört  (disturbid) 

hatten  und  ging  darauf,  den  Kläger  zu  befugen,  eine  geeignete  Person 

zu  präsentieren  oder  den  Beklagten  zu  veranlassen  anzugeben,  wanim 

er   ihn    daran   hindere   (quare   impedit).      Über   die   Verjährung  dieser 

Klage  bestimmt  s.  30  der  Real  Properiy  Limitation  Act  1833  das  folgende: 

After  the  said  31  st  day  of  December,  1833,  no  person  shall  bring 

any  quate  impedit,  or  other  action^   or  any  suit  to   enforce  a  right  to 

present  to  or  bestow  any  church,  vicarage^  or  other  ecclesiastical  berufice, 

OS  patron  thereof,   after  the  expiration   of  such  period  as    hereinafter 

is  mentioned,  —  that  is  to  say,   the  period  during  which  three  Clerks 

in  succession  shall  have  held  the  same,  all  of  whom  shall  have  ohta'mci 

possession  thereof  adver sely  to  the  right  of  presentation  or  gift  of  such 

personj  or  of  some  person  through  whom  he  claimsj  if  the  time  of  such 

incumbencies  takcn  together  shall  amount  to  the  füll  period  of  sixty  years; 

aud  if  the  times  of  such  incumbencies  shall  not  together  amount  to  the 

füll  period  of  sixty  years,   then   after  the  expiration  of  such  further 

time  as  with  the  times  of  such  incumbencies  will  make  up  the  füll  period 

of  sixty  years. 

Unter  other  actions  wird  man  z.  B.  die  Klage  gegen  den  Bischof 
auf  Wiedererlangung  des  Präsentationsrechtes  (quare  incumbravit)  zu 
verstehen  haben  oder  den  writ  of  ne  admittas,  durch  den,  während  die 
Klage  über  das  Patronatsrecht  schwebt,  dem  Bischof  die  Zulassung  des 
zu  Unrecht  Präsentierten  verboten  wurde.  Das  Patronatsrecht  erlischt 
nach  s.  30,  wenn  drei  Geistliche  (incumbents)  unter  Nichtachtung  des 
Präsentationsrechtes  des  Berechtigten  ernannt  sind,  ohne  daß  dieser 
eine  Klage  erhoben  hat,  vorausgesetzt,  daß  bei  der  Ernennung  des 
dritten  incumbent  mindestens  60  Jahre  verflossen  sind.  Das  Recht  ist 
also  weder  erloschen,  wenn  bei  der  dritten  Besetzung  die  60  Jahre  noch 
nicht  abgelaufen  sind,  noch,  wenn  zwar  die  60  Jahre  verstrichen  sind, 
aber  noch  keine  drei  Neubesetzungen  stattgefunden  haben. 

Wenn  das  Präsentationsrecht  nicht  innerhalb  6  Monaten  nach  dem 
Eintritt  einer  Vakanz  ausgeübt  wird,  so  erlischt  es,  aber  nur  für  diese 
Vakanz.  Ein  solcher  Verfall  des  Rechtes  wird  lapse  genannt  In 
diesem  Fall  erwirbt  der  Bischof  das  Recht  der  Besetzung,  falls  er  es 
nicht  ausübt,  der  Erzbischof  und  in  letzter  Linie  der  König.  Für  diesen 
Fall  bestimmt  s.  31  das  folgende: 

Provided  always,  and  be  it  further  enactedy  That  whtn  on  the  arcoi- 
dance  after  a  clerk  shall  hcpve  obtained  possession  of  an  ecclesiastical 
benefice  adversely  to  the  right  of  presentation  or  gift  of  the  patrm 
thereof,  a  clerk  shall  be  presented  or  collated  thereto  by  las  Majesty,  or 
Ou  ordinary,  by  reason  of  a  lapse,  such  last-mentioned  clerk  shall  be 
deemed  to  habe  obtained  possesssion  adversely  to  the  right  of  presentation 
^^  i^fl  ^f  ^^^^^  patron  as  aforesaid;  but  when  a  clerk  shall  have  been 
presented  by  his  Majesty  upon  the  avoidance  of  a.  bemfice  in  consequcnu 
of  the  incumbent  thereof  having  been  made  a  bishop,  the  incumbency  of 
such  clerk  shall,  for  the  purposes  of  this  Act,  be  deemed  a  continuation 
of  the  incumbency  of  the  clerk  so  made  bishop. 

Wenn  also  bereits  einmal  ein  Geistlicher  unter  Nichtachtung  des 
Präsentationsrechtes    des   Berechtigten   eingesetzt    war,    und   bei  einer 
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späteren  Besetzung  wegen  Nichtausübung  des  Präsentationsrechtes 
innerhalb  der  sechsmonatigen  Frist  ein  Geistlicher  von  dem  Bischof, 
Erzbischof  oder  König  eingesetzt  wird,  so  wird  dieser  bei  den  erforder- 
lichen drei  adverse  incumbencies  der  s.  30  mitgezählt  Wenn  aber 
eine  Vakanz  dadurch  eintritt,  daß  der  bisherige  Inhaber  des  Amtes 
zum  Bischof  ernannt  wird,  und  wenn  an  seiner  Stelle  der  König  einen 
andern  clerk  ernennt,  so  wird  dieser  mit  dem  zum  Bischof  ernannten 
als  ein  incumbent  angesehen.  Er  wird  also  bei  den  nach  s.  30  er- 
forderlichen drei  adverse  incumbenäes  nicht  mitgezählt. 

Dadurch,  daß  drei  adverse  incumbenäes  erforderlich  sind,  ehe  ein 
advowson  verjährt,  kann  die  Frist  von  60  Jahren  noch  erheblich  über- 
schritten werden,  namentlich  wenn  einer  oder  gar  mehrere  der  incumbents 
zum  Bischof  ernannt  werden,  weil  dann  ja  der  an  seiner  Stelle  Er- 
nannte nicht  als  adverse  incumbent  besonders  zählt.  Daher  ist  in  s.  33 
eine  absolute  Höchstgrenze  von  100  Jahren  bestimmt,  die  mit  der 
Einsetzung  des  ersten  adverse  incumbent  zu  laufen  beginnt: 

Provided  alwaySy  and  be  it  further  enacted,  That  after  the  said 
31  st  day  0/  December  1833,  no  person  shall  bring  any  quare  impedity 
or  other  action^  or  any  suit  to  enforce  a  right  to  present  to  or  bestow 
any  ecclesiastical  benefice  as  the  patron  thereofj  after  the  expiration  of 
one  hundred  years  from  the  time  at  which  a  clerk  shall  have  obtained 
possession  of  such  benefice  adversely  to  the  right  of  presentation  or  gift 
of  such  person^  or  of  some  person  through  whoni  he  Claims j  or  of  some 
person  entitled  to  some  preceding  estate  or  interesty  or  undivided  share  or 
altemate  right  of  presentation  or  gift  held  or  derived  under  the  same 
title,  unless  a  clerk  shall  subsequently  have  obtained  possession  of  such 
benefice  on  the  presentation  or  gift  of  the  person  so  claimin^,  or,  of  some 
person  through  whom  he  claims,  or  of  some  other  person  entitled  in 
respect  of  an  estate,  share,  or  right  held  or  derived  under  the  same  title. 

Wenn  also  während  des  Laufes  der  Frist  ein  Geistlicher  auf  Grund 
der  Präsentation  des  Berechtigten  eingesetzt  wird,  so  wird  dadurch  die 
hundertjährige  Frist  unterbrochen. 

Besonderheiten  bei  estates  taiL 
Das  advowson  hat,  sobald  es  ein  advowson  in  gross  geworden  ist, 
eine  selbständige  Existenz,  an  welchem  ebenso  wie  an  Grundstücken 
die  verschiedensten  Arten  von  dinglichen  Rechten  bestellt  werden  könne. 
Es  kann  daher  z.  B.  auch  eine  estats  in  fee  tail  daran  verliehen  werden. 
Außerdem  kann  es  natürlich  auch  als  advowson  appendant  an  einefti 
Grundstück  haften,  an  welchem  der  Berechtigte  einen  estate  tail  hat. 
Nach  s.  30  verjährt  das  Patron atsrecht  nur  gegenüber  dem  Berechtigten 
„or  some  person  through  whom  he  claims^^.  Zu  diesen  Personen  gehört 
nacli  der  Legajdefinition  der  s.  i  des  Gesetzes  von  1833  ^^^  reversioner 
oder  remaindemian  nicht.  Die  Ansprüche  dieser  Personen  sind  daher 
noch  nicht  verjährt,  wenn  die  Ansprüche  desjenigen,  der  unmittelbar  zur 
Ausübung  des  Patronatsrechtes  befugt  ist,  nach  s.  30  verjährt  sind.  Gemäß 
s.  33  sind  aber  auch  die  Ansprüche  des  reversioner  oder  remainderman 
nach  100  Jahren  verjährt.     Denn  nach  s.  33  verjähren   auch  die  An- 
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Sprüche  yyOf  sonuperson  mtitled  to  samt  preceeding  estate  or  interesf^  und 
hieronter  wird  man  auch  den  rematnderman  und  reversioner  zu  ver- 
stehen haben. 

Es  wurde  schon  bei  §  167  erörtert,  daß'  bei  einem  estate  tail  die 
Verjährung  gegen  einen  remcUnderman  oder  reversioner  zu  laufen  be- 
ginnt, sobald  sie  gegen  den  tenant  in  tail  zu  laufen  b^nnt  Eine  ent- 
sprechende Bestimmung  für  das  advcwsons  enthält  s.  32  des  Gesetzes 
von  1833: 

In  the  construction  of  this  Actj  every  person  claiming  a  right  to 
present  to  or  bestow  any  ecclesiastical  benefice,  as  patron  thereof,  by  virtiu 
of  any  estate^  interest,  or  right  which  the  owner  of  an  estate  taiU  in 
the  advowson  might  haue  barredj  shall  be  deemed  to  be  a  person 
claiming  through  the  person  entitled  to  such  estate  tail,  and  the  right 
to  bring  any  quare  impeditj  action,  or  suitj  shall  be  limited  accordtngly. 

Danach  wird  hier  der  augenblickliche  Inhaber  des  estate  tail,  der 
befugt  ist,  unter  Beobachtung  der  Formen  der  Fines  and  Recoveries  Ad 
^^33t  die  Ansprüche  des  reversioner  oder  remainderman  auszuschließen, 
als  Rechtsvoi^nger  des  reversioner  oder  remainderman  angesehen, 
(person  through  whom  he  Claims),  so  daß  also  bei  einem  estate  tail, 
die  Frist  gegen  den  reversioner  oder  remainderman  zu  laufen  b^nnt, 
sobald  sie  gegen  den  Inhaber  des  estate  tail  zu  laufen  begonnen  hat 
und  sich  daher  nach  §  30  vollendet,  sobald  drei  adverse  incumbencics 
und  60  Jahre  verflossen  sind,  während  bei  anderen  estates  für  die 
reversioner s  und  remaindermen  die  Frist  der  s.  30  (drei  incumbencies  und 
mindestens  60  Jahre)  von  dem  Zeitpunkt  an  läuft,  wo  ihre  Anwart- 
schaft fällig  wird. 

§  171. 
Ansprüche  der  Krone  und  Ansprüche  gegen  die  Krone 
unterliegen  nicht  den  gewöhnlichen  Veijährungsfristen  mit 
Ausnahme  der  Ansprüche  auf  das  bewegliche  Vermögen  eines 
Verstorbenen.  Aber  auch  die  Ansprüche  der  Krone  auf  un- 
bewegliches Vermögen  und  „chaüels  real"  (außer  Privilegien) 
verjähren  innerhalb  60  Jahren  nach  ihrer  Entstehung  oder  nach 
deni  letzten  Empfang  der  rent 

IntestaUs  Estates  Act  1884,  s,  2. 

Rustomjte  v.   The  Queen  (i8y6)  I  Q.  B,  D.  491. 

Crown  Suits  Acts,  1769,  s,  i;  186 j,  s.  i. 

Von  alters  galt  in  England  der  Satz  ,,Nullum  tempus  occurit  regi^, 
d.  h.  der  König  kann  sich  weder  auf  die  Verjährungsgesetze  bemfen, 
wenn  gegen  ihn  ein  Anspruch  geltend  gemacht  wird,  noch  kann  sich 
ein  Privatmann  gegenüber  einem  von  der  Krone  geltend  gemachten 
Anspruch  auf  die  allgemeinen  Verjährungsgesetze  berufen.  Wenn  die 
Krone  ein  Recht  auf  eine  Leistung  erwirbt,  welches  vorher  einer 
Privatperson  zustand,  so  hört  der  Lauf  der  Verjährung  auf,  ebenso 
natürlich,  wenn  die  Krone  in  die  Schuld  einer  Privatperson  nach- 
träglich eintritt. 


Ä         ^ 
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Eine  Ausnahme  von  dieser  Norm  wurde  schon  oben  erwähnt. 
Wenn  nämlich  das  Vermögen  eines  intestatus,  der  ohne  Hinterlassung 
von  Erben  starb,  einem  von  der  Krone  eingesetzten  Nachlaßverwalter 
übertragen  wird,  so  unterliegen  die  Ansprüche  der  Person,  welche 
Rechte  gegen  den  Nachlaß  geltend  macht,  den  in  der  Intestates  Estates 
Act  erwähnten  Fristen  (vgl.  oben  S.  743).  Das  älteste  Gesetz,  das  die 
Rechte  der  Krone  zeitlich  begrenzte,  war  das  Gesetz  21  Joe.  I  c,  5, 
welches  bestimmte,  daß  eine  Person,  die  60  Jahre  als  aäverse  possessor 
g^enüber  der  Krone  im  Besitz  des  Landes  war^  in  ihrem  Besitz  ge- 
schützt sein  sollte.  An  die  Stelle  dieses  Gesetzes  trat  dann  die  so- 
genannte ^ullurn  Tempus^*  Act  von  1769  (auch  Crown  Smts  Act  ge- 
nannt) p,  Gco.  IIL  C.  l6j  s,  I.  Das  Gesetz  ist  bereits  im  ersten  Teile 
s.  454  und  455  abgedruckt.  Ergänzt  ix.oirden  seine  Bestimmungen  durch 
die  Crown  Suits  Act  1861,  24  &*  25  Vict.  c.  62j  s.  /,  welche  auf  s.  456 
abgedruckt  ist 

Danach  unterliegen  der  in  diesem  Gesetz  festgesetzten  Verjährungs- 
frist Ansprüche  yjfor  or  in  anywist  concerning  any  manors  landsj  tenements, 
rmtSy  iithes  or  hercditaments  whatsoever  (other  than  liberties  or  fran- 
chises)  or  for  or  in  anywise  concerning  the  revenues,  issues,  or  profits 
thereof.^*^  Es  handelt  sich  hier,  also  im  wesentlichen  um  dieselben  An- 
sprüche, die  unter  die  Real  Prop,  Lim,  Acts  von  1833  ^^^  ^^74  fallen. 
Die  Klage  muß  innerhalb  60  Jahren  nach  der  Entstehung  des  Klag- 
rechtes erhoben  werden,  d.  h.  es  muß  gegenüber  der  Krone  eine  adverse 
possession  gegeben  sein.  Franchisesj  auch  liberties  genannt,  sind  gewisse 
von  der  Krone  verliehene  Privilegien.  Sie  sind  ihrem  Wesen  nach  in- 
corporeal  htreditaments  und  unterliegen  nicht  den  Vorschriften  der  Crown 
Suits  Acts,  denn  f,the  King  is  bound  by  his  own  and  his  ancestors  grants 
and  cannot  therefore  by  his  prerogative  take  away  vested  inmunities  and 
prrvileges^^  (Chitty's  Prerogative  s.  132).  Vgl.  über  die  franchises 
I.  Teil  s.  151. 

Durch  ein  Anerkenntnis  des  Verpflichteten  wird  die  Verjährungs- 
frist zugunsten  der  Krone  unterbrochen.  Vgl.  Aitomey  -  General 
V.  Bristow  1880,  6  App.  Ca,  143.  S.  /.  Der  Nullum  Tempus  Act  von 
1769  setzt  die  gleiche  Verjährungsfrist  für  rents  of  inheritance  fest. 
Nach  s.  3  und  4  des  Gesetzes  läuft  —  analog  den  Bestimmimgen 
der  Real  Prop.  Lim,  Acts  —  bei  einem  Anspruch  der  Krone  in  rever- 
sion  or  remainder  die  60jährige  Frist  erst  von  dem  Augenblick  an,  wo 
die  Anwartschaft  der  Krone  fällig  wird.  Die  Vorschriften  der  Crown 
Suits  Acts  beziehen  sich  nicht  auf  Ansprüche  gegen  die  Krone.  Diese 
unterliegen  vielmehr  nicht  der  Verjährung,  abgesehen  von  den  in  der 
Intestates  Estates  Act  erwähnten  Ansprüchen. 

§  172. 
Wenn  das  Recht,  eine  Klage  auf  Einräumung  des  Besitzes 
an  land  oder  Zahlung  einer  reni  oder  auf  Austlbung  des  Patro* 
natsrechtes  zu  erheben,  verjährt  ist,  so  ist  der  Rechtstitel  der 
Person,  welcher  bisher  das  Recht  zustand,  erloschen.  Aber 
diese  Norm  findet  bei  Verpflichtungen  aus  Verträgen,  oder  bei 
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Ansprüchen  auf  Schadensersatz  oder  auf  Summen,  für  welche 
Land  verpfändet  ist,  sowie  bei  Ansprüchen  der  Krone  keine 
Anwendung. 

Real  Property  Limitation  Act,  1833  s.  34. 

Rc  Lata  J88g,  23  Q,  B,  D.  74, 

Re  Lord  Clifden  igoo,  I  Ch.  yy4. 

GoodtitU  d,  Parker  v.  Baldwin  i8og,  11  East,  488, 

Diese  Ausnahme  hat  zur  Folge,  daß  Anspräche,  die  daranter  fallen, 
wahrscheinlich  auf  jede  rechtlich  erlaubte  Weise  geltend  gemacht  werden  können, 
z.  B.  durch  Zurückhaltung  (retainer)^  Aufrechnung  (set-off)  oderWegnafame  (säiun). 

Es  ist  bereits  oben  erwähnt  worden,  daß  der  grundlegende  Unter- 
schied zwischen  den  Ansprüchen,  welche  unter  die  Real  Property  Lmi- 
tation  Acts  und  denjenigen,  welche  unter  die  Limitation  Act  1623  sowie 
die  Civil  Procedure  Act  1833  fallen,  darin  besteht,  daß  bei  den  ersteren 
die  Frist  eine  Präklusivfrist,  bei  den  letzteren  eine  Verjährungsfrist  ist 
Der  Charakter  der  Frist  als  Präklusivfrist  ergibt  sich  aus  s.  34  der 
Real  Property  Limitation  Act  von  1833,  welche  bestimmt: 

At  the  determination  of  the  period  limited  by  this  Act  to  any  person 
for  making  an  entry  or  distress,  or  bringing  any  writ  of  quare  impedit^ 
or  other  action  or  suit,  the  right  and  title  of  such  person  to  the  landj 
rentj  or  advowson,  for  the  recovery  whereof  such  entry,  distress,  action^ 
or  suit  respectrvely  might  have  been  made  or  brought  within  such  period, 
shall  be  extinguished. 

Die  außergerichtliche  Geltendmachung  von  Ansprüchen  schützt 
nicht  vor  dem  Verlust  des  Rechtes  auf  den  Besitz  von  land  oder  auf 
rent;  denn  s.  11  des  Gesetzes  bestimmt  ausdrücklich: 

No  continual  or  other  claim  upon  or  near  any  land  shall  preservt 
any  right  of  making  an  entry  or  distress,  or  of  bringing  an  action. 
Es   muß   vielmehr  eine  wirkliche  Besitzergreifung  (entry)  des  land, 
oder  eine   Selbstpfändung  (distress)   der  rent  oder   die  Erhebung  einer 
Klage  vor  dem  Ablauf  der  Frist  stattgefunden  haben. 

Nach  der  Anmerkung  bei  Jenks  können  die  Ansprüche,  die  nicht 
unter  die  Real  Property  Limitation  Acts  fallen,  auch  nach  der  Ver- 
jährung noch  mittels  Aufrechnung  geltend  gemacht  werden.  Das 
entspricht  aber  nicht  der  herrschenden  Meinung. 

Die  Aufrechnung  mit  einer  Forderung,  die  zu  der  Zeit,  als  die 
Klage  erhoben  wurde,  bereits  verjährt  war,  ist  gegenüber  der  unver- 
jährten Klagforderung  nicht  zulässig.  Wenn  aber  zur  Zeit  der  Klag- 
erhebung die  Forderung,  mit  welcher  aufgerechnet  w^rd,  noch  nicht  ver- 
jährt war,  wohl  aber  zu  der  Zeit,  als  die  Aufrechnung  in  der  Kiag- 
beantwortung  erklärt  wurde,  so  ist  die  inzwischen  erfolgte  Verjährung 
ohne  Einfluß  (Banning  S,  3g,  Walker  v,  Clements,  iSßO,  IS  Q,  B,  IO46), 

Wenn  jemand  aus  einem  laufenden  Rechnungsverhältnis  klagt,  von 
dem  einzelne  Posten  verjährt  sind,  andere  aber  nicht,  und  der  Gegner 
mit  einer  unverjährten  Forderung  aufrechnet,  so  kann  der  Kläger  nicht 
verlangen,  daß  diese  Gegenforderung  auf  diejenigen  Posten  verredinet 
werde,  die  zu  der  Zeit,  als  die  Gegenfordenmg  entstand,  noch  nicht 
verjährt  waren.     Im  Fall   Smith  v,  Betty  [ig03]  2  K.  B.  317  war  der 
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Kläger  der  Testamentsvollstrecker  eines  Anwalts.  Er  forderte  von  dem 
Beklagten  auf  Grund  einer  Rechnung  des  Anwalts  Gebühren  und  Aus- 
lagen. Diese  Rechnungsposten  waren  jedoch  zum  großen  Teil  älter 
wie  sechs  Jahre  und  daher  verjährt.  Der  Beklagte  machte  unter  an- 
derem eine  Gegenforderung  von  £66  Js,  yd,  geltend,  die  dadurch 
entstanden  war,  daß  an  den  Anwalt  bei  Gelegenheit  eines  Prozesses, 
den  er  für  den  Beklagten  geführt  und  gewonnen  hatte,  diese  Summe 
von  den  Anwälten  des  Gegners  gezahlt  war,  und  zwar  am  9.  Mai  1894. 
Dieser  Anspruch  war,  wie  der  Kläger  zugab,  noch  nicht  verjährt  1).  Der 
Kläger  verlangte  aber,  daß  bei  der  gegenseitigen  Abrechnung  dieser 
Anspruch  des  Beklagten  auf  die  Posten  verrechnet  werde,  die  am 
9.  i\Iai  1894  noch  nicht  verjährt  waren.  Das  Gericht  erklärte  aber 
eine  solche  Verrechnung  für  unzulässig.  Richter  Stirling  stellte  unter 
anderm  den  Satz  auf:  „no  debts  can  be  used  by  way  of  seti-off  except 
such  as  are  recavei'able  by  action^.  Der  Kläger  könne  daher  gegen 
diese  Gegenforderung  des  Beklagten  mit  seinen  bereits  verjährten  An- 
sprüchen nicht  aufrechnen. 

§  173. 
Von  einer  ffthe-rent-charge  können  nur  die  Rückstände  von 
zwei  Jahren  beigetrieben  werden. 

TitAe  Act  1836  j.  81  Fayne  v.  EsdaiU  1888,  L,  A'.  Jj,  A/>p,  Ca.  613. 
Titke-rent'charge  wird  mittels  distress  oder  durch  Einsetzung  eines  Sequesters  bei- 
getrieben, nicht  mittels  Klage. 

Bei  §  159  ist  bereits  ausgeführt  worden,  daß  das  Zehntrecht 
(tiihes)  hinsichtlich  der  Verjährung  dem  land  gleichgestellt  wird.  Tithe- 
rent'charge,  d.  h.  die  gesetzliche  Ablösungsrente,  wird  als  rmt  behandelt. 
Für  die  Verjährung  derselben  ist  also  die  Real  Property  Limitation  Act 
l8y4  s.  I  maßgebend.  Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  gelten  jedoch 
nur  für  die  Verjährung  des  Rechts  selber.  Der  Anspruch  auf  die  ein- 
zelnen Leistungen  unterliegt  einer  kürzeren  Verjährungsfrist,  welche  in 
den  Tithe  Acts  1836  und  1891  festgesetzt  ist,  S.  lo  des  Gesetzes  von  1891 
(54  ^55  Vic^'  ^-  ^)  bestimmt,  daß  von  der  tithe- nnt-charge,  welche  unter 
dieses  Gesetz  fällt,  nur  die  Rückstände  zweier  Jahre  beigetrieben  werden 
können:  „A  si^m  on  accaunt  of  tithe-rent-charge  shall  not  be  recoverable 
under  this  Act,  unless  proceedings  for  such  recovery  have  been  commenced^ 
before  the  expiration  of  two  years  front  the  date  at  which  it  became  pa- 
yable^.     In  s.  9  ist  der  Begriff  tithe- rent-charge  definiert: 

llie  expresston  ^tithe-rent-charge'^  means  titJu  rent-charge  issuing 
out  of  lands  and  payable  in  pursuance  of  tJu  Tithe  Acts,  and  includes 
any  rent-charge  into  which  a  corn  rent  has,  either  before  or  after  the 
passing  of  this  Act  been  com^erted  under  the  Tithe  Act  1860,  and  which 
is  subject  to  the  like  incidents,  as  such  tithe  rent-charge  as  aforesaid^. 
(Es  folgen  dann  einige  Bestimmungen  darüber,  auf  welche  rent-charges 
das  Gesetz  keine  Anwendung  finden  soll.) 

1)  Weshalb  diese  Forderung  im  Jahre  1902  bei  Erhebung  der  Klage  noch 
nicht  verjährt  war,  ist  in  dem  Urleil  nicht  gesagt.  Jedenfalls  wurde  aber  der 
Anwalt,  der  das  Geld  erhalten  hatte,  als  irustee  seines  Klienten  angesehen,  und 
daher  war  dieses  Geld  „money  still  retained  by  htm**  im  Sinne  des  s.  8  der  Trustee 
Act  1888.     Der  Anspruch   auf  Auszahlung   unterlag   daher   nicht   der  Verjährung. 
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Der  Anspruch  auf  tithe-rent-charge  wird,  wie  Jenks  in  der  An- 
merkung erwähnt,  nicht  mittels  Klage  geltend  gemacht.  S.  2  des  Ge- 
setzes von  1891  schreibt  vor,  wie  die  tithe-rent-charge  beigetrieben  werden 
kann,  und  bestimmt  ausdrücklich,  daß  die  Hthe  rent-charges  nur  in 
der  durch  dies  Gesetz  vorgeschriebenen  Weise  geltend  gemacht  werden 
können.  Wenn  der  Eigentümer  des  Landes  im  Besitz  desselben  ist,  so 
geschieht  die  Beitreibung  durch  distress  (s.  2  Absatz  2)  ev.  durch  Be- 
sitzeinweisung (s.  82  der  Tithe  Act  1832).  Ist  der  Eigentümer  (owntr) 
nicht  im  Besitz  des  Grundstücks,  so  erfolgt  die  Beitreibung  durch 
Einsetzung  eines  recetver  (s.  2  Absatz  3  des  Gesetzes  von  1891). 

§  174. 
Von  einer  Rente  oder  von  anderen  periodisch  wieder- 
kehrenden Leistungen  können  nur  die  Rtlckstände  von  sechs 
Jahren  mittels  distress  oder  Klage  beigetrieben  werden,  selbst 
wenn  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  auf  einem  express  truit 
beruht 

Umitation  Act  1623,  s.  3;  Real  Property  Lim,  Act  1833,  ss.  41,  42. 
Real  Property  Limitation  Act  1874  s.  10, 

Wir  müssen  auch  hier  wieder  unterscheiden  zwischen  der  ding- 
lichen Klage  gegen  ein  Grundstück  (reai  action)  und  den  persönlichen 
Ansprüchen  (personal  actions),  sei  es  daß  diese  allein  oder,  ^ie  z.  B. 
bei  charges  an  land,  neben  der  dinglichen  Klage  gegeben  sind. 

Nach  s.  3  der  Limitation  Act  1623  unterliegen  „all  actions  of  dd^t 
for  arrearages  of  rent^  der  sechsjährigen  Verjährungsfrist  Dieses 
Gesetz  bezog  sich  aber  nicht  auf  specialty  debts;  die  Vorschrift  findet 
also  z.  B.  bei  einem  lease^  der  —  wie  es  die  Real  Property  Act  1845 
vorschreibt  —  in  einer  Urkunde  unter  Siegel  errichtet  ist,  keine  An- 
wendung. Für  diese  Anspiilche  gilt  die  Civil  Procedure  Act  1833,  wo- 
nach „ö//  actions  of  debt  for  rent  upon  an  indenture  of  demise"^  usw.  in 
zwanzig  Jahren  verjähren  (vgl.  §  159  a).  Danach  verjährt  z.  B.  aucli 
der  Anspruch  auf  rückständige  rent  im  Sinne  von  Mietzins  in  zwanzig 
Jahren. 

Für  die  Ansprüche,  die  unter  die  Real  Property  Limitation  Acts 
fiallen,  bestimmt  s.  42  des  Gesetzes  von  1833  das  Folgende: 

After  the  said  3 Ist  day  of  December,  1833,  no  arrears  of  rent 
or  of  interest  in  respect  yyf  any  sum  of  money  cJiarged  upon  or  payabU 
out  of  any  land  or  rent,  or  in  respect  of  any  legacy^  or  any  damages 
in  respect  of  such  arrears  of  rent  or  interestj  shall  be  recovered  by  any 
distress  action  or  suit,  but  within  six  years  next  after  the  same  respecti- 
vely  shall  ha^^e  become  dtu^  or  next  after  an  acknowledgement  of  thi 
same  in  writing  shall  have  been  given  to  the  person  entitled  thereto  or 
his  agent,  signed  by  the  person  by  whom  the  same  was  payable  or  his 
agent;  providedy  neverthelesSj  that  where  any  prior  'mortgagee,  or  other 
incumbrancer  shall  have  been  in  possession  of  any  landy  or  in  the  recäpt 
of  the  Profits  thereof  within  one  year  next  before  an  action  or  suit 
shall  be  brought  by  any  person  entitled  to  a  sttbsequmt  mortgage  or 
other  incumbrance  on  the  same  landy  the  person  entitled  to  such  sub- 
sequent  mortgage  or  incumbrance  may  recover  in  such  action  or  suit  the 
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arrtars  of  interest  which  shall  haz'e  becotne  due  during  the  whoU  time 
that  such  prior  mortgagee  or  incumbratuer  was  in  such  possessioti  or 
receipt  as  aforesaidy  although  such  time  may  have  exceeded  the  said  term 
of  six  years. 
Diese  Vorschrift  bezieht  sich  nur  auf  die  dingliche  Befriedigung 
aus  dem  Grundstück  mittels  „distress  action  or  suit*^  (Edmund  v.  Waug/i 
l866y  L,  R.  I  Eq.  418),  Aber  sie  gilt  einmal  nicht  für  die  persönliche 
Klage  und  femer  dann  nicht,  wenn  der  Anspruch  auf  weitere  Rück- 
stände nicht  mittels  Klage  oder  distress,  sondern  in  anderer  Weise 
geltend  gemacht  wird.  Z.  B.  wurde  in  der  Entscheidung  „in  re  Marsh- 
field34Ch.D,72V''  ausgesprochen,  daß  ein  Hypothekarier,  der  auf  Grund 
seiner  power  of  sale  das  Grundstück  verkauft,  aus  dem  Erlöse  mehr  wie 
sechs  Jahre  Rückstände  einbehalten  darf.  Im  Falle  Dingle  v.  Coppen[l8gg] 
I  Ch,  726  wurde  entschieden,  daß  wenn  der  mortgagor  sein  y^right  of 
redanpti<m^'  geltend  machte,  d.  h.  die  Rückübertragung  des  Grundstücks 
gegen  Angebot  von  Kapital  und  Zinsen  verlangte,  er  auch  die  gesamten 
rückständigen  Zinsen  anbieten  müsse,  denn  hier  handelte  es  sich  ja  um 
keine  Klage  des  Gläubigers;  für  die  Anwendung  von  s.  42  war  daher  kein 
Raum  (vgl.  auch  Elvy  v,  Norwood  1852,  5  De  G.  &*  Sm.  24O).  Im 
Falle  Lloyd  v.  Lloyd  [1903]  I  Ch.  38s  verlangte  der  Rechtsnachfolger 
des  mortgagor,  daß  ein  Fond  an  ihn  ausgezahlt  würde  nach  Abzug 
der  Hypothek  und  der  rückständigen  Zinsen  für  sechs  Jahre,  während 
die  Rechtsnachfolger  des  mortgagee  verlangten,  daß  aus  dem  Fond  an 
sie  auch  die  weiteren  Rückstände  gezahlt  würden.  Der  Fond  war  an 
die  Stelle  des  real  estate  getreten,  auf  welchem  die  Hypothek  ruhte. 
Es  wurde  entschieden,  daß  der  Fall  ebenso  anzusehen  sei,  wie  wenn 
der  mortgagor  das  Grundstück  zurückkaufen  (redeetn)  ^ill,  und  daher 
konnten  auch  die  Rückstände,  die  vor  mehr  wie  sechs  Jahren  fällig 
geworden  waren,  verlangt  werden,  s.  42  fand  keine  Anwendung.  Die 
Entscheidung  behandelt  eingehend  die  Judikatur  über  diesen  Punkt. 

Wenn  dagegen  die  Hypothek  selbst  gemäß  s.  34  des  Gesetzes 
von  1833  erloschen  ist  (vgl.  §  172),  so  kann  in  keinem  Falle  ein  An- 
spruch auf  Kapital  und  Zinsen  geltend  gemacht  werden  (In  re  Hazel- 
dines  Trust  [igo8]  I  Ch,  34), 

Da  s.  42  nicht  für  die  persönliche  Klage  gilt,  so  können  aus  einer 
Urkunde  unter  Siegel  noch  die  Rückstände  von  zwanzig  Jahren  (bei 
Hypotheken  nach  s.  8  des  Gesetzes  von  1874  zwölf  Jahren)  eingeklagt 
werden,  obwohl  der  Anspruch  auf  Befriedigung  aus  dem  Grundstück 
wegen  der  Rückstände  bereits  nach  sechs  Jahren  verjährt  ist.  Bei 
legacies  verjährt  sowohl  der  persönliche  wie  der  dingliche  Anspruch 
auf  rückständige  Zinsen  —  wenn  sie  „payable  out  of  land"  sind  — 
in  sechs  Jahren. 

Eine  weitere  Ausnahme  enthält  der  Schlußsatz  der  s.  42:  Wenn 
jemand  eine  zweite  Hypothek  an  einem  Grundstück  hat  und  dem  In- 
haber der  ereten  Hypothek  von  dem  Schuldner  der  Besitz  des  Grund- 
stücks oder  der  Bezug  der  Nutzungen  eingeräumt  ist,  so  ist  der 
Inhaber  der  zweiten  Hypothek  nicht  in  der  Lage,  seinen  Anspruch 
gegen  das  Grundstück  zu  realisieren.  Wenn  dann  aber  die  erste  Hypo- 
thek m  Wegfall  kommt  und  der  Inhaber  der  zweiten  Hypothek  inner- 
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halb  eines  Jahres  Klage  erhebt,  so  kann  er  alle  die  Rückstände  geltend 

machen,  die  fällig  geworden  sind,  während  der  erste  H^^pothekarier  im 

Besitz  des  Grundstücks  war. 

Ein    schriftliches   Anerkenntnis   unterbricht  auch   nach    s.   42  die 

Verjährung.     Eine  Spezialvorschrift  für  Rückstände  von   j,dowei^  (vgl. 

darüber  s.  755)  enthält  s.  41  des  Gesetzes  von  1833: 

After  the  said  3 Ist  day  of  December,  1833,  no  arrears  of  dmvtr 
nor  any  damages  on  account  of  such  arrears  shall  he  recovered  or  ob- 
taitud  by  any  action  or  suit  for  a  longer  period  than  six  years  ruxt 
before  the  commencetnent  of  such  action  or  suit. 

§  175. 
Der  Verpächter  (landlord)  eines  ländlichen  Grundstücks 
(agricutiural  Holding)  kann  nach  dem  Ablauf  eines  Jahres  seit 
dem  gesetzlichen  oder  gewohnheitsrechtlichen  Fälligkeitstermin 
des  Pachtzinses  denselben  nicht  mehr  mittels  distress  ein- 
treiben, und  ein  Verpächter,  der  gegen  einen  in  Konkurs  be- 
findlichen Pächter  mittels  distress  seine  Befriedigung  sucht, 
kann  nicht  auf  diesem  ^Vege  Rückstände  beitreiben,  die  mehr 
wie  sechs  Monate  vor  dem  Beschluß,  durch  ^welchen  der  Kon- 
kurs über  das  Vermögen  des  Pächters  erklärt  wird,  filllig  ge- 
worden sind. 

Agricultural  Holdings  Act  1883^)  s.  44,  jetzt  s.  28  der  Agricultural  Holdings 
Act,  igo8  (aber  natürlich   kann   er   die  Rückstände  von  sechs  Jahren  einklageo). 

Bankruptcy  Act,  J883,  s.  42;  i8go  s.  28.  Aber  in  dem  Konkursverfahren 
kann  er  die  Rückstände  für  einen  Zeitraum  bis  zu  sechs  Jahren  geltend  machen. 

Ein  agria/lturat  ho/ding  ist  nach  s.  48  der  Agricultural  Holdings 
Act  igo8  ein  Grundstück  (holding),  welches  völlig  oder  teilweise  für  den 
Ackerbau  (agricultural),  oder  als  Weideland  (pastoral)  oder  für  die 
Zwecke  der  Obst-  und  Gemüsezucht  (market  garden)  verwandt  wird 
und  das  entweder  auf  eine  Reihe  von  Jahren  (temi  of  years)  verpachtet 
ist,  oder  auf  Lebenszeit  (for  lrves\  oder  von  Jahr  zu  Jahr  (from  ycar 
to  year)  und  welches  auch  nicht  an  den  tenant  verpachtet  ist  für  die 
Dauer  der  Zeit,  in  welcher  er  ein  bestimmtes  Amt  oder  eine  bestimmte 
Stellung  bei  dem  Verpächter  bekleidet«). 


1)  An  die  Stelle  dieses  und  einiger  späterer  Gesetze  über  dieselbe  Materie 
ist  jetzt  ein  Gesetz  von  1908  getreten:  An  Act  to  consolidate  the  Enactnunti 
relcUing  to  Agricultural  Holdings  in  England  and  Wales  (8  £dw.  VH  c.  28), 

2)  S.  48  in  t/iis  Act  .  . .  „Contract  of  tenancy**  means  a  letting  of  or  agra^ 
ment  for  letting  land  for  a  terrn  of  years,  or  for  lives,  or  for  lives  and  years, 
or  from  year  to  year, 

.jHolding^'  means  any  parcel  of  land  Held  by  a  tenant  which  is  either  wkolly 
agricultural  or  zvholly  pastoral,  or  in  part  agricultural  and  as  to  the  residut 
pastorai,  or  in  whole  or  in  part  cultivated  as  a  market  garden,  and  which  is  not 
let  to  the  tenant  during  his  continuance  in  any  office,  appointment,  or  tmployment 
held  under  the  landlord, 

„Alarket  garden**  means  a  holding  cultivated,   ivholly  or  mainly  for  the  pur^ 
pose  of  the  trade  or  Business  of  market  gardening. 
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Bei  einem  agricultural  holding  kann  mittels  distress  nur  die  rück- 
ständige Pacht  für  ein  Jahr  beigetrieben  werden.  Wegen  älterer  Rück- 
stände bleibt  dem  landlord  nur  die  gerichtliche  Geltendmachung. 

Bei  dem  Titel  landlord  and  tenant  wird  die  Frage  zu  erörtern  sein, 
wann  eine  rent  nach  common  law  fällig  wird.  Hier  ist  nur  her- 
vorzuheben, daß,  wenn  die  Rente  nach  örtlichem  Gewohnheitsrecht 
oder  stillschweigender  Duldung  des  landlord  später  gezahlt  wird  als 
sie  nach  den  Vorschriften  des  common  law  fällig  ist,  der  letztere  Termin 
maßgebend  sein  soll»). 

Wenn  der  landlord  ohne  genügenden  Grund  zur  Unzeit  kündigt, 
so  hat  der  tenant  nach  s.  1 1  der  Agricultural  Holdings  Act  igo8  einen 
Anspruch  auf  Schadensersatz  wegen  unreasotuible  disturbance.  Dieser 
Anspruch  muß  innerhalb  drei  Monaten  nach  Beendigimg  der  tenancy 
geltend  gemacht  werden. 

Der  zweite  Satz  des  §  175  bezieht  sich  nicht  nur  auf  agricultural 
holdingSy  sondern  auf  alle  Fälle,  in  denen  das  Verhältnis  von  landlord 
and  tenant  bei  zwei  Parteien  gegeben  ist. 

S.  42  der  Bankruptcy  Act  1883  bestimmt  nämlich: 

The  landlord  or  other  person  to  whom  any  rent  is  due  from  the 
bankrupt  may  at  any  time^  either  before  or  after  the  commencement  of 
the  bankruptcy^  distrain  upon  the  goods  or  effects  of  the  bankrupt  for 
the  rent  due  to  him  from  tlie  bankrupt  with  this  limitationj  that  tf  such 
distress  for  rent  be  leiu'ed  after  the  commencement  of  the  bankruptcy  it 
shall  be  available  only  for  otu  year^s  (jetzt  nach  s.  28  der  Bankruptcy 
Act  l8gO  sixth  months)  rent  accrued  due  prior  to  the  date  of  the  order 
of  adjudication,  but  the  landlord  or  other  person  to  whotn  the  rent  may 
be  due  from  the  bankrupt  may  prove  under  the  bankruptcy  for  the  sur- 
plus  due  for  which  the  distress  may  not  have  been  available. 

For  the  purposes  of  this  section  the  term  order  of  adjudication 
sJiall  be  deemed  to  include  an  order  for  the  administration  of  the  estate 
of  a  debtor  whose  debts  do  not  exceed  fifty  pouttds  or  of  a  deceased 
person  who  dies  insolvefit. 

Der  landlord,  der  wegen  des  Mietzinses  mittels  distress  (vgl.  darüber 
§  178)  seine  Befriedigung  sucht,  kann  diesen  Anspruch  nicht  außerdem 
als  Konkursforderung  geltend  machen  und  umgekehrt  (Ex  parte  Grove 
I  Atk.  104).  Wenn  er  nicht  mittels  distress  pfändet,  so  kann  er  im 
Konkursverfahren  die  Rückstände,  soweit  sie  nicht  verjährt  sind,  also 
für  die  letzten  sechs  Jahre,  geltend  machen.  Mittels  distress  kann  er 
nach  der  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  aber  nur  die  Rückstände 
der  letzten  sechs  Monate  geltend  machen,   er  kann   aber  andererseits 


*)  S.  28  //  skall  not  be  lawful  for  a  landlord  entitled  to  the  rent  of  a  holding 
to  distrain  for  rent  which  becanie  due  in  respect  of  that  holding  more  than  one 
year  before  th-e  making  of  the  distress. 

Provided  that,  where  it  appears  that  according  to  the  ordinär y  course  of 
dealing  between  the  landlord  and  the  tenant  of  the  holding  the  payment  of  rent 
has  been  de f er  red  until  the  expi  ratio  n  of  a  quarter  or  half  year  after  the  date 
at  which  the  rent  legally  became  due^  the  rent  shall  for  the  purpose  of  this  section 
be  deemed  to  have  become  due  at  the  expiration  of  that  quarter  or  half  year,  and 
not  at  the  date  at  which  it  legally  became  due. 
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nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  der  s.  42  diese  Rückstände,  soweit 
die  Selbstpföndung  (distress)  zu  seiner  Befriedigung  nicht  führt,  auch 
noch  als  Konkursforderung  geltend  machen. 

Wenn  die  Schulden  des  Schuldners  weniger  wie  50  £  betragen,  so 
findet  das  ordentliche  Konkursverfahren  keine  Anwendung,  ebenso  bei 
dem  Konkurs  über  das  Vermögen  Verstorbener.  Absatz  2  der  s.  42  be- 
stimmt aber,  daß  die  Vorschriften  des  Abs.  i  auch  für  diese  Falle 
Geltung  haben  sollen. 

Anhang  zum  ftlnften  Abschnitt,  Ladies  und  acquiescence. 

Schon  in  der  Einleitung  zum  fünften  Abschnitt  wurde  darauf  hin- 
gewiesen, daß  das  Statute  of  Limitation  1623  für  das  ^«/>f'- Recht 
nicht  gilt,  während  z.  B.  die  Real  Property  Limitation  Acts  auch  für 
suits  in  Equity  gelten.  Dennoch  hatte  auch  nach  ^^««'/y-Recht  das 
Verstreichen  eines  längeren  Zeitraums  zwischen  der  Entstehung  und 
der  Geltendmachung  eines  Anspruchs  unter  Umständen  für  den  Kläger 
nachteilige  Folgen.  Man  muß  jedoch  —  wie  Ashbumer  Equity  S.  702 
treffend  ausführt  —  unterscheiden  zwischen  den  Fällen,  in  denen  der 
Ablauf  eines  längeren  Zeitraums  ohne  weiteres  die  Rechte  zum  Er- 
löschen bringt,  und  den  Fällen,  wo  er  nur  als  Beweis  fiir  den  Willen 
der  Partei  angesehen  wird,  auf  ihre  Rechte  zu  verzichten. 

Wenn  vor  den  ^^«/(v-Gerichten  ein  Anspruch  geltend  gemacht 
wurde,  der  sich  materiell  'dcai  common  law  gründete,  so  handelten  ^\^  Equity- 
Gerichte  „in  ohedience  to  the  Statute"  (seil,  of  limitation)\  wenn  ein  An- 
spruch sowohl  auf  Grund  der  Vorschriften  des  common  law  wie  des 
Ä/////>'-Rechts  geltend  gemacht  werden  konnte,  so  handelten  die 
Equity-GmchtG,  j,by  analogy  to  the  statute^\  z.  B.  wenn  eine  Klage  auf 
Rechnungslegimg  (action  of  account)  nach  common  law  neben  einem 
suit  for  an  account  nach  ^^«//v- Recht  gegeben  war. 

Der  zweite  Fall,  daß  der  Ablauf  eines  Zeitraums  als  Beweis  dafür 
angesehen  wird,  daß  jemand  auf  seine  Rechte  verzichtet  hat,  führt  uns  zu 
den  Normen  des  ^^////y- Rechts,  die  mit  den  Worten  „Lackes  und  Acquie- 
scence^ bezeichnet  werden.  Die  Lehre  von  der  aquiescence  besagt,  daß 
nach  ^^////y- Recht  eine  Person  ihr  Recht  verliert,  wenn  sie  es  ge- 
schehen läßt,  daß  der  Anspruchsgegner  ein  Rechtsgeschäft  mit  einem 
Dritten  abschließt,  welches  zur  Voraussetzung  hat,  daß  der  Berechtigte 
keinen  Anspruch  mehr  hat  und  der  Berechtigte  auch  nicht  alsbald 
nachher  sein  Recht  geltend  macht.  Der  Anspruchgegner  durfte  an- 
nehmen, daß  der  Berechtigte,  wenn  er  sich  nicht  rührte,  auf  seine  An- 
sprüche verzichtet  habe.  Es  handelt  sich  hier  um  eine  Anwendung 
der  Lehre  vom  estoppel  (estoppel  by  acquiescence).  Im  Falle  Russell 
V.  Watts  1883,  25  Ch.  D.  55g  führt  Richter  Cot  ton  über  das  Wesen 
dieser  Lehre  das  folgende  aus: 

^iThe  doctrine  as  to  a  person  lying  by  so  as  to  create  an  equity 
agdinst  him  arises,  if  either  he  does  something  from  wMch  it  can  bt 
reasonably  inferred  that  he  induced  the  other  persans  to  think  he  would 
raise  no  objection  to  what  thcy  were  doing;  or  if  he  knows  facts  which 
are  unknown  to  the  other  persons  actin g  in  violation  of  the  righi  which 
those  facts  give,  and  does  nos  inform  thetn  about  it,  but  lies  by  and  las 
them  run  into  a  trap^ . 
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Beispiele  für  die  Anwendung  dieser  Lehre  bilden  die  Fälle,  in 
denen  jemand  ein  Recht  an  einer  Sache  hat  und  es  zuläßt,  daß  ein 
anderer  im  Vertrauen  darauf,  daß  die  Sache  noch  nicht  anderweitig 
belastet  ist,  ein  Recht  an  derselben  Sache  eruirbt.  Der  erstere  kann 
alsdann  auf  Grund  der  Priorität  seines  Rechtes  einen  Vorrang  nicht 
beanspruchen.  Auch  ist  entschieden  worden,  daß  wenn  jemand  es  zu- 
läßt, daß  ein  anderer  auf  seinem  Grund  und  Boden  ein  Gebäude  er- 
richtet in  der  Meinung,  der  Grund  gehöre  ihm,  und  der  erstere  nach 
der  Errichtung  dieses  Gebäudes  erst  mit  seinen  Ansprüchen  auf  den 
Grund  und  Boden  hervortritt,  er  den  Erbauer  desselben  bei  dem  Be- 
wohnen imd  dem  ruhigen  Besitz  des  Grundstücks  nicht  stören  dürfe 
(vgl.  Lord  Hardwicke  im  Falle  East  India  Company  v.  Vincent,  ^74^y 
2  Aik.  83),  Acquiescence  liegt  daher  vor,  wenn  jemand  seine  Rechte 
nicht  geltend  macht,  obwohl  er  nach  Treu  und  Glauben  verpflichtet  ist, 
um  andere  vor  Schaden  zu  bewahren,  dieselben  geltend  zu  machen. 
Die  Lehre  von  der  aquiescence  wurde  auch  durch  die  Real  Prop.  Um. 
Act  1833  nicht  berührt,  denn  diese  bestimmt  in  s.  i^. 

Provided  always,  and  he  ii  further  enacted,  that  nothing  in  tkis 
Act  contaimd  shall  be  deemed  to  interfere  with  any  rule  or  Jurisdiction 
of  Courts  of  equity  in  refusing  reiirf,  on  the  ground  of  acquiescence 
or  otkerwisCy  to  any  person  whose  right  to  bring  a  suit  may  not  be 
barred  by  virtue  of  this  Act, 

Lackes  liegt  vor,  wenn  jemand  während  eines  unangemessen  langen 
Zeitraums  seine  Rechte  nicht  geltend  macht.  Lord  Wensleydale 
formuliert  im  Falle  Archbold  v,  Scully  1S61,  g  H.  Z.  Cas.  360  den 
Unterschied  zwischen  laches  und  aquiescence  folgendermaßen: 

„/  take  it  thatwhere  there  is  a  Statute  of  limitations,  the  objection 
of  simple  lachen  does  not  apply  until  the  expiration  of  the  time  allowed 
by  the  Statute,  But  acquiescence  ist  a  different  thing;  it  means  more 
than  laches.  If  a  party  who  could  objecto  lies  by  and  knmvingly  per- 
mits  another  to  incur  an  expense  in  doing  an  act  under  the  belief  that 
it  would  not  be  objected  to,  and  so  a  kind  of  permission  may  be  said 
to  be  given  to  atwther  to  alter  his  conditio n^  he  may  be  satd  to  acquiesce\ 
but  the  fact  of  simply  neglecting  to  enforce  a  claim  for  the  period 
during  which  the  law  permits  him  to  delay  without  losing  his  right,  I 
conceive  cannot  be  any  equi table  bar,^ 

Die  bloße  Nichtausübung  eines  Rechtes  in  Kenntnis  desselben 
(laches)  schadet  also  dem  Berechtigten  in  allen  den  Fällen  nicht,  in 
denen  das  Statute  of  Limitation  Anwendung  findet.  Aber  auch  in  den 
Fällen,  in  denen  die  Verjährungsgesetze  keine  Anwendung  finden,  z.  B. 
wenn  es  sich  um  Ansprüche  des  cestui  qne  trust  auf  Herausgabe  von 
trust  property  handelt,  verjährt  das  Klagrecht  nicht  dadurch,  daß  der 
Berechtigte  die  Geltendmachung  seiner  Ansprüche  während  eines 
längeren  Zeitraums  unterläßt.  Es  gibt  jedoch  einige  Fälle,  in  denen 
nach  .£^//y-Recht  das  bloße  Zögern  mit  der  Geltendmachung  von 
Rechten  deren  Verlust  nach  sich  zieht,  insbesondere  muß  die  Klage 
auf  specific  Performance  ohne  schuldhaftes  Zögern  angestellt  werden  und 
wenn  jemand  Ansprüche  auf  die  Rückforderung  von  Gegenständen  hat, 
die  auf  Grund  eines  anfechtbaren  Rechtsgeschäft  geleistet  sind,  so  muß 
er  dieselben  alsbald  geltend  machen,  sonst  ist  er  damit  ausgeschlossen 
(vgl.  oben  S.  510). 
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§  176- 

Wenn  eine  Person  oder  deren  Ehefrau,  Kind,  Dienstherr 
oder  Angestellter  mit  einem  widerrechtlichen  körperlichen  An- 
griff" bedroht  wird,  oder  ihr  Besitz  widerrechtlich  gestört  wird, 
so  ist  sie  berechtigt,  gegen  den  Täter  die  Gewalt  anzuwenden, 
die  anscheinend  notwendig  ist,  um  die  Vollendung  oder  Fort- 
setzung des  Angriffs  oder  der  Störung  zu  verhindern. 

Blackstone,  Comm,  IIL  120,  121;  Y.  B.  21  Hen  VIL  1505,  3g a,  pL  50^); 
Weaver  v,  Blush  jyg8,  8  T.  R,  78;  R.  v.  Smith  1837,  8  C.  &  P.  160;  R.  v. 
Symmäson  J8g6,  60  J,  P.  643. 

§  176  handelt  von  dem  zivil  rechtlichen  Begriff  der  Notwehr.  Da- 
nach ist  die  Anwendung  von  Gewalt  unter  den  folgenden  Voraus- 
setzungen nicht  rechtswidrig, 

1.  es  muß  sich  um  einen  Angriff  auf  eine  Person,  oder  auf  die 
im  Besitz  des  Angegriffenen  befindlichen  Sachen  handeln; 

2.  der  Angriff  muß  rechtswidrig  sein.  Rechtswidrig  ist  ein  tät- 
licher Angriff  auf  eine  Person  stets,  es  sei  denn,  daß  der  Angreifer 
sich  selbst  in  Notwehr  befindet  oder  daß  er  mit  Gewalt  Sachen,  die 
ihm  rechtswidrig  weggenommen  sind,  dem  Täter  wieder  wegnehmen  will; 

3.  muß  es  sich  um  einen  Angriff  handeln,  der  sich  gegen  die 
körperliche  Integrität  oder  die  Sachen  von  Personen  richtet,  welche  zu 
dem  Angegriffenen  in  einer  der  im  §  176  genannten  Beziehungen  stehen 
oder  gegen  deren  Sachen.  Nach  Pollock,  Torts  7.  Aufi.  s.  170,  besteht 
dieses  Recht  der  Notwehr  auch  zugunsten  anderer  naher  Verwandten, 
nicht  nur  der  Kinder  und  der  Ehefrau;  vgl.  die  Ausführungen  «iei 
Richter  des  Kings  Bench-GmchXs  in  dem  Falle  aus  den  Year  Bocks^) 
21  Hen.  VII  3g  a  pL  50; 

4.  muß  der  Angriff  zur  Verteidigung  erforderlich  sein.  Es  darf 
nicht  unter  den  Deckmantel  der  Notwehr  ein  rechtswidriger  Angriff 
erfolgen,  und  die  angewandte  Gewalt  muß  zu  dem  Angriff  in  einem 
angemessenen  Verhältnis  stehen.  Aber  es  genügt,  wenn  der  Angegriffene 
den  Umständen  nach  annehmen  konnte  und  durfte,  daß  die  von  ihm 
zur  Abwehr  angewandte  Gewalt  notwendig  war. 


^)    Year  Books  sind  die  älteren  offiziellen  Entscheidungssammlungeo,  die  ca. 
im   12.  Jahrhundert  beginnen  und  bis  ungefähr  auf  1550  durchgeführt  sind. 
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Auf  die  Frage,  inwieweit  jemand  berechtigt  ist,  Sachen,  insbesondere 
Tiere,  durch  deren  Verhalten  ihm  oder  seinem  Besitz  Gefahr  droht, 
zu  vernichten,  wird  bei  §  180  einzugehen  sein. 

§  177- 
Eine  Person,  die  ein  Recht  auf  den  Besitz  einer  beweg- 
lichen Sache  hat,  kann  sie  sich,  wenn  es  notwendig  ist,  mit 
Gewalt  weghehmen.    Aber  niemand  darf  sich  mit  Gewalt  in 
den  Besitz  von  Grundstücken  setzen« 

Blades  v,  Higgs  1861,  10  C.  B.  N.  S.  713.  Er  kann  zu  diesem  Zweck  auch  das 
Grundstück  des  Täters  betreten  (Patrick  v,  CoUrick,  1838,  3  M.  &  W.  483). 
Aber  nicht  das  Grundstück  eines  unbeteiligten  Dritten.  Anthony  v,  Haneys^  ^832, 
8  Bing,  186. 

5  ÄV.  //  (13S1)  st  L  c,  8,  8  Hen  VI.  (1429)  c,  9,  ss.  2,  7.  Aber  durch 
einen  Verstoß  gegen  dieses  Gesetz  macht  sich  der  Täter  nur  strafrechtlich  ver- 
antwortlich und  obwohl  die  Person,  die  des  Besitzes  entsetzt  ist,  von  den  Gerichten 
wieder  eingesetzt  werden  kann,  so  hat  sie  dennoch  wahrscheinlich  keine  Klage 
auf  Schadenseisatz,  wenn  der  Anspruch  desjenigen,  der  den  andern  des  Besitzes 
entsetzt  hatte,  ein  rechtmäßiger  war  (Harvey  v.  Bridgfs  1845^  14  M.  &  W.  43^, 
Scott  V.  Brown  188$,  51  L.  T,  746), 

Während  §  176  von  der  Abwehr  eines  rechtswidrigen  Angriffs 
handelt,  wird  im  §  177  die  Frage  erörtert,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen jemand  einen  Angriff  auf  einen  andern  ausführen  kann,  ohne 
daß  dieser  rechtswidrig  ist.  Wie  der  Text  des  Paragraphen  ergibt, 
muß  man  unterscheiden,  ob  der  Angreifer  eine  ihm  gehörige  bewegliche 
Sache  mit  Gewalt  wieder  in  seinen  Besitz  bringen  will,  oder  eine 
unbewegliche  Sache.  Der  Eigentümer  beweglicher  Sachen  darf  sie 
einer  Person,  welche  ihm  die  Sachen  rechtswidrig  abgenommen 
hat*),  mit  Gewalt  wieder  abnehmen,  nachdem  er  sie  aufgefordert  hat, 
sie  ihm  zurückzugeben,  und  diese  die  Herausgabe  verweigert  hat 
(Blades  v,  Higgs,  iSÖI,  lO  C.  B.  N.  S.  713), 

Auch  darf  der  Eigentümer  der  Sachen  das  Grundstück  desjenigen 
betreten,  der  die  Sachen  ihm  rechtswidrig  weggenommen  hat,  um  sich 
die  Sachen  wieder  zu  holen  (Patrick  v,  Colerick  3  M.  6^  W,  483), 
Aber  die  bloße  Tatsache,  daß  sich  rechtswidrig  weggenommene  Sachen 
auf  einem  Grundstück  befinden,  welches  einem  andern  gehört,  be- 
rechtigt den  Eigentümer  nicht,  dieses  Grundstück  zu  betreten,  wenn 
der  Eigentümer  des  Grundstücks  bei  der  widerrechtlichen  Wegnahme 
nicht  beteiligt  ist  (AntJwny  v.  Haneys  1832,  8  Bing  18/ ), 

Dagegen  ist  jemand,  der  einen  Anspruch  auf  den  Besitz  eines 
Grundstücks  hat,  nicht  befugt,  sich  mit  Gewalt  in  den  Besitz  des 
Grundstücks  zu  setzen,  selbst  wenn  er  von  dem  augenblicklichen  Be- 
sitzer mit  Gewalt  aus  dem  Grundstück  vertrieben  ist.  „//  is  pari  of 
the  law,  that  no  one  shall  with  force  and  violence  assert,  his  own  titie'^ 
(Lord  Kenyon  im  Falle  Rex.  v.  Wilson  8  T.  R.  361).  Ein  ülteres  Gesetz 
5  Rieh,  IL  Stat,  I c,  8  bestimmte:  Wenn  jemand  einen  Anspruch  auf 
die   Inbesitznahme   eines  Grundstücks   hat,   so   ist   er  nicht  berechtigt 


1)  Die  Fassung  des  §  177  ist  ungenau,  denn  danach  würde  man  jede  Sache 
mit  Gewalt  wegnehmen  dürfen,  auf  deren  Besitz  man  einen  dinglichen  oder  obli- 
gatorischen  Anspruch  hat. 
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mit  bewaffneter  Hand  oder  mit  einem  Heerhaufen  das  Gi-undstück  in 
Besitz  zu  nehmen,  sondern  er  darf  das  nur  auf  friedlichem  Wege  tun 
und  wenn  er  das  nicht  kann,  so  muß  er  sich  an  die  Gerichte  wenden. 
Aber  er  machte  sich  nach  der  Meinung  von  Jenks  in  der  Anmerkung 
zu  §  177  nur  strafbar,  wenn  er  sich  mit  Gewalt  in  den  Besitz  des 
Grundstücks  setzte,  der  Vertriebene  konnte  eine  zivilrechtliche  acHan 
of  trespass  gegen  ihn  nicht  erheben.  Im  Falle  Nnvton  v.  Hariand 
I  M.  S*  Gr.  644  wurde  demgegenüber  von  der  Mehrheit  des  Gerichts 
entschieden:  Wenn  eine  Person,  die  einen  Anspruch  auf  den  Besitz 
des  Grundstücks  hat,  sich  mit  Gewalt  in  dessen  Besitz  setzt  (forcibU 
entry)  und  dabei  die  Person  tätlich  angreift,  die  im  Besitz  des  Grund- 
stücks war,  so  kann  sie  von  dem  Angegriffenen  wegen  des  tätlichen 
Angriffs  (assault)  verklagt  werden,  und  der  Beklagte  kann  nicht  ein- 
wenden, er  habe  nicht  mehr  Gewalt  angewandt,  als  nötig  war,  um  den 
Kläger  zu  vertreiben.  Richter  Coltmann  dagegen  entschied,  daß  eine 
Zivilklage  auf  Schadensersatz  nicht  zulässig  sei.  Im  Falle  Harvey 
V.  Bridges  1845,  14  My  &*  W.  437^  äußerte  das  Gericht  Zweifel  an  der 
Richtigkeit  der  Entscheidung  Newton  v.  Hariand,  In  dem  Falle  Blada 
V.  Higgs  18 61,  JO  C.  B,  N,  S.  yi3  führte  Richter  Erle  aus,  daß  die 
Entscheidung  Newton  v.  Harlan d  durch  die  Entscheidung  Harvey 
V.  Bridges  außer  Kraft  gesetzt  sei.  In  den  Fällen  Beddall  v,  MaiÜand, 
ly  Ch,  D,  1^4  und  Edwiek  v.  Hawkes  18  Ch.  D,  igg  wurde  aber 
entschieden,  daß,  wenn  eine  Person  mittels  ^forctble  entry"^  auf  ein 
Grundstück  gelangt,  sie  wegen  eines  tätlichen  Angriffs  verantwortlich 
ist  und  ebenso  w^en  des  Schadens,  den  sie  bei  dieser  Gelegenheit 
dem  bisherigen  Besitzer  zugefügt  hat.  Danach  muß  es  zweifelhaft 
erscheinen,  ob  die  abweichende  Entscheidung  des  Richters  Colt  man 
im  Falle  Newton  v.  Hariand  richtig  ist,  daß  wegen  eines  ^forctble  entry* 
nur  eine  strafrechtliche  Verfolgung,  nicht  aber  eine  Zivilklage  auf 
Schadensersatz  gegeben  sei. 

§  178. 

Wenn  eine  neni  oder  eine  andere  jährlich  wiederkehrende 
Leistung  aus  einem  Grundstück  oder  das  Einkommen  daraus 
im  Rückstand  ist,  so  ist  die  empfangsberechtigte  Person  befugt, 
das  Land  zu  betreten  und  die  darauf  befindlichen  be^w^lichen 
Sachen  zur  Befriedigung  ihrer  Ansprüche  an  sich  zu  nehmen 
und  zu  verkaufen  (distress). 

Das  Recht  erstreckt  sich  auf  Sachen,  die  betrügerischeirweise  verschleppt 
sind,  um  eine  solche  Pfändung  zu  vermeiden  (Distress  for  Rent  Act,  lyjy  $.  I.) 
bis  sie  in  den  Besitz  eines  bona  fide  Käufers  gelangt  sind.  Es  bat,  abgesehen 
von  einigen  Ausnahmen,  den  Vorrang  vor  den  Rechten  der  anderen  Gläubiger  and 
des  Konkursverwalters.  Das  Gesetz  2  IV.  &  M.  st  /  r.  5  (pr.)  gilt  für  gewöhnliche 
rtnt.  Die  Landlord  and  Tenant  Act  lyjo,  s,  5  gilt  für  rents  seck,  die  Conveyancing 
Act  1881,  s,  44  gilt  für  andere  jährlich  wiederkehrende  Lasten,  die  nach  dem 
Jahre  1881  geschahen  sind.  Die  Ausübung  des  Selbstpfandungsrechts  unterliegt 
einer  Reibe  von  einschränkenden  Bestimmungen.  Vgl.  speziell  die  Lodgers  Goods 
Protection  Act,  iSyi  und  die  Laiv  of  Distress  Amendment  Act  1888  (jetzt  1908). 
Wenn  die  Pfändung  auf  Grund  der  Vorschriften  der  Conveyancing  Act  von  1881 
vorgenommen   wird,    so    muß    die    rent    mindestens    21   Tage   im  Rückstand  sein. 
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Schon  bei  §  159  auf  S.  744  ist  das  Selbstpfändungsrecht  (distress) 
kurz  erwähnt  worden.  Es  kann  in  diesem  Zusammenhange  nur  in 
großen  Zügen  auf  dieses  praktisch  wichtige  Institut  eingegangen  werden, 
das  durch  zahlreiche  gesetzliche  Bestimmungen  sehr  kompliziert  ge- 
staltet ist.  Nach  Common  Law  war  die  Selbstpfändung  in  zwei  Fällen 
zulässig, 

1.  wegen  rückständiger  rent  und 

2.  jjfor  trespass  by  animals  taken  damage  feasant^^. 

Auf  die  letztere  Art  von  distress  wird  bei  §  180  zurückzukommen 
sein.  Nach  common  law  konnte  nur  wegen  eines  rent  service  (vgl. 
S.  747)  mittels  distress  vollstreckt  werden.  Nach  der  Landlord  and 
Tenant  Act  1730  4,  Geo,  II  c.  28  s.  5  kann  aber  auch  wegen  aller 
Arten  von  Renten  einschließlich  der  rents  seck  mittels  distress  voll- 
streckt werden. 

Nach  common  law  bestand  das  Wesen  des  distress  darin,  daß  der 
Berechtigte  die  Sachen  an  sich  nehmen  durfte,  bis  der  Schuldner  seine 
Verpflichtungen  erfüllt  hatte.    Durch  das  Statut  2  Will,  and  Mary  stat.  I 

c,  5  s.  I  aus  dem  Jahre  1689  wurde  aber  bestimmt,  daß  der  pfändende 
Gläubiger  befugt  sein  soll,  die  gepfändeten  Sachen  zu  verkaufen,  falls 
sie  nicht  innerhalb  5  Tagen  eingelöst  werden. 

Gegenstände,  die  dem  distress  unterliegen. 
Der  landlord  ist  berechtigt,  diejenigen  beweglichen  Sachen  (goods 
and  chatteis)  zu  pfänden,  die  sich  auf  dem  Grundstück  des  Schuldners 
befinden,  und  zwar  ist  es  nach  den  Grundsätzen  des  common  laiv  gleich- 
gültig, ob  diese  Gegenstände  dem  Schuldner  gehören  oder  nicht.  Hier 
hat  jedoch  die  Gesetzgebung  vielfach  eingegriffen,  aber  noch  bis  zum 
Jahre  1909  unterlagen  z.  B.  die  Waren,  die  ein  Kaufmann  in  seinen 
Lagerräumen  liegen  hatte,  die  er  von  einer  Person  gemietet,  welche 
ihrerseits  das  ganze  Haus  auf  Grund  eines  lease  auf  eine  längere  Reihe 
von  Jahren  gemietet  hatte,  der  Pfändung  durch  den  superior  landlord 
wegen  der  renty  die  sein  Vermieter  diesem  schuldete,  so  daß  der  Kauf- 
mann, wenn  er  nicht  seine  Waren  einbüßen  wollte,  die  von  seinem 
Vermieter  geschuldete  rent  an  den  superior  landlord  bezahlen  mußte, 
obwohl  er  selbst  die  Miete  an  seinen  Vermieter  rechtzeitig  bezahlt 
hatte.  Erst  durch  die  Law  of  Distress  Amendment  Act  igo8  wurde 
dies  geändert.  Vorher  hatte  schon  die  Lodgers'  Goods  Protection  Act  1871 
die  Sachen  des  Untermieters  geschützt,  wenn  dieser  ein  ^lodgcr'^  war, 

d.  h.  eine  Person,  die  ihre  Wohnung  in  den  gemieteten  Räumen 
hatte.  Dieses  Gesetz  schützte  aber  Personen,  die  ihre  Geschäfte  in 
den  Räumen  betrieben,  nicht,  die  letzteren  wurden  erst  durch  das  er- 
wähnte Gesetz  von   1908  geschützt. 

Nicht  der  Pfändung  unterliegen  Gegenstände,  die  der  Krone  ge- 
hören oder  fremden  Gesandten  und  Fürsten,  femer  solche  Gegenstände, 
die  bereits  anderweitig  gerichtlich  gepfändet  sind  und  sich  dadurch 
„in  custodia  legis"  befinden.  Aber  im  allgemeinen  können  diese  ge- 
pfändeten Gegenstände  von  dem  Gnmdstück  nicht  entfernt  werden, 
ehe  nicht  die  für  das  letzte  Jahr  riickständige  rent  bezahlt  ist,  so  daß 
in  soweit  auch  die  gerichtlich  gepfändeten  Gegenstände  dem  Pfand- 
recht des  landlord  unterliegen. 
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Nicht  gepfändet  werden  können  fixtures^  d.  h.  Gegenstände,  die 
entweder  Bestandteile  oder  Zubehör  des  Grundstücks  sind. 

Der  Selbstpfändung  unterliegen  Gegenstände  nicht,  die  sich  zur 
Zeit  der  Pfändung  im  Gebrauch  des  Schuldners  befinden,  z.  ß.  ein 
Pferd,  das  er  gerade  reitet,  oder  ein  Netz,  mit  dem  er  Fische  föngt, 
ferner  Gegenstände,  die  leicht  verderblich  sind,  wie  Milch  oder  Früchte, 
sowie  Tiere,  die  nicht  zu  den  Haustieren  gehören.  Gegenstände,  die 
sich  im  Besitz  des  Schuldners  befinden  und  ihm  in  Ausübung  seines 
Gewerbes  anvertraut  sind,  wie  z.  B.  ein  Pferd,  welches  sich  beim 
Schmied  befindet,  unterliegen  ebenfalls  nicht  der  Selbstpfändung.  Dies 
ist  eine  weitere  Ausnahme  von  der  Norm,  daß  auch  Gegenstände 
mittels  distress  gepfändet  werden  können,  die  nicht  Eigentum  des 
Schuldners  sind. 

Auch  das  englische  Recht  kennt  das  Verbot  der  sog.  Kahl- 
pfändung.  Die  Kleidungsstücke  und  die  Betten  des  Schuldners  und 
seiner  Familie,  sowie  sein  Handwerkszeug  unterliegen  nicht  der  Selbst- 
pfändung, soweit  der  gesamte  Wert  dieser  Gegenstände  5  £  nicht  über- 
steigt. Schließlich  sind  durch  verschiedene  gesetzliche  Si>ezialbe- 
stimmungen  Gegenstände  von  der  Pfändung  ausgenommen,  so  z.  B. 
das  rollende  Material  einer  Eisenbahn  durch  die  Railway  Rolling  Stock 
Protection  Act,  1872  (35  dr»  36  Vict,  c,  50  s.  3),  Maschinen,  die  nicht 
im  Eigentum  des  Schuldners  stehen  und  ihm  für  die  Anfertigung  von 
Wollwaren  oder  Seidenwaren  geliehen  sind,  Hosiery  Act  1843  (60*/ 
Vict.  c.  40)  s,  iSf  Maschinen,  die  zum  Betrieb  eines  agricultural  holding 
gebraucht  werden  und  nicht  dem  tenant  gehören,  s.  29  der  Agricultural 
Holdings  Act  igo8,  8  Edw,  VII  c.  28. 

Die  Seibstpfändung  muß  auf  dem  Grundstück  vorgenommen  werden, 
welches  für  die  rent  haftet,  nur  ausnahmsweise  kann  sie  anderweitig 
vorgenommen  werden,  z.  B.  wenn  der  landlord  ausdrücklich  mit  dem 
tenant  vereinbart,  daß  er  auch  auf  Grundstücken  pfänden  darf,  welche 
nicht  für  die  rent  haften,  femer,  wenn  Vieh  des  tenant  sich  auf  einer 
Weide  befindet,  welche  einer  Dorfgemeinschaft  gehört,  oder  schließlich, 
wenn  das  Vieh  oder  andere  Gegenstände  heimlich  von  dem  Grundstück 
verschleppt  werden,  um  sie  der  Pfändung  zu  entziehen. 

Der  landlord  kann  die  Pfändung  in  Person  vornehmen,  er  kann 
sich  aber  auch  eines  Vertreters  bedienen,  gewöhnlich  beauftragt  er 
einen  bailiffm\\.  der  Pfändung,  d.  h.  einen  Gerichtsvollzieher,  für  dessen 
Handlungen  und  Delikte  er  aber  haftet.  Zur  Durchführung  des  distras 
ist  der  landlord  berechtigt  in  Person,  oder  durch  seinen  Vertreter,  in 
das  Grundstück  einzudringen,  d.  h.  eine  Handlung  zu  begehen,  die  ihn, 
wenn  er  nicht  in  Ausübung  dieses  Rechts  handeln  würde,  einer  cutton 
of  trespass  aussetzen  würde.  Er  darf  aber  nicht  die  Türen  erbrechen, 
oder  geschlossene  Fenster  öffnen.  „/^  landlord  may  enter  the  demised 
premises  to  levy  a  distress  and  may  commit  in  so  doing  an  act^  ivhich  in 
anyone  eise  would  be  a  trespass  prffiüded  he  does  not  break  open  any  outer 
door*',  Long  v.  Clarke  [l8g4]  I  Q.  B.  Iig.  Dagegen  ist  er  berechtigt 
eine  Einfriedigung  zu  übersteigen,  oder  in  ein  geöffnetes  Fenster  ein- 
zusteigen. Wenn  er  einmal  in  zulässiger  Weise  in  das  Grundstück  gelangt 
ist,   so   darf  er   dem  Versuch   des   tenant,   ihn   wieder  herauszutieiben. 
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Gewalt  entgegensetzen  und  wenn  er  durch  Gewalt  vertrieben  ist,  so 
darf  er  auch  die  Außentüren  aufbrechen  und  mit  Gewalt  den  Eintritt 
erzwingen. 

Nachdem  der  landlord  das  Grundstück  betreten  hat,  muß  er  die 
Sachen,  an  denen  er  sein  Recht  auf  Selbstpfändung  ausüben  will,  ergreifen 
(seizure).  Man  unterscheidet  achial  seizure  und  canstructive  seizure. 
Actual  seizure  liegt  vor,  wenn  der  landlord  oder  sein  Vertreter  seine 
Hand  auf  die  Sachen  oder  einen  Teil  derselben  legt  und  erklärt,  daß 
er  sie  in  Besitz  nimmt,  bis  die  rent  gezahlt  ist.  Es  genügt,  wenn  diese 
Handlung  bei  einer  Sache  vorgenommen  und  dabei  erklärt  wiid,  da£ 
man  damit  alle  Sachen  oder  so  viele  von  ihnen  in  Besitz  nehmen  will, 
als  zur  Befriedigung  wegen  der  rückständigen  rent  erforderlich  sind. 

Eine  canstructive  seizure  liegt  vor,  wenn  der  landlord  oder  sein 
Vertreter,  der  Entfernung  eines  Gegenstandes  von  dem  Grundstück 
widerspricht,  weil  die  rent  noch  nicht  bezahlt  ist.  Gleichgültig  ist  es, 
ob  der  tenant  diesem  Verbot  gehorcht,  oder  nicht.  Nach  der  Besitz- 
ergreifung der  Sachen  muß  der  landlord  ein  Inventar  derjenigen  Sachen 
aufmachen,  welche  er  in  Anspruch  nimmt,  und  dem  tenant  von  dem 
distress  Anzeige  machen. 

Nach  der  Inbesitznahme  der  Sachen  folgt  die  eigentliche  Pfändung 
derselben  (impounding)  durch  Wegnahme  aus  der  Verfügimgsgewalt  des 
Schuldners.  Hierdurch  gelangen  die  Gegenstände  „in  custodia  legis.** 
Gewöhnlich  werden  die  Sachen  entweder  auf  dem  Grundstück  ver- 
strickt (impoufuling  on  the  primises)^  indem  sie  unter  der  Obhut  eines 
Vertreters  des  landlord  gestellt  werden,  oder  sie  werden  in  ein  Pfand- 
haus (pound)  geschafft  (impounding  off  the  pretnises).  Die  letztere  Art 
ist  aber  heute  nicht  mehr  in  Übung. 

Der  Verkauf  der  gepfändeten  Gegenstände  ist  zulässig,  wenn  seit 
der  Anzeige  von  dem  distress  5  Tage  verstrichen  sind.  Eine  Ver- 
pflichtung zur  Vornahme  des  Verkaufs  besteht  jedoch  nicht  Für  die 
Vornahme  des  Verkaufes  sind  in  der  Distress  for  Rent  Act  1737 ^  sowie 
den  späteren  Gesetzen  eine  Reihe  von  Bestimmungen  getroffen,  auf 
welche  hier  nicht  näher  eingegangen  werden  kann. 

Durch  die  Gesetzgebung  ist,  abgesehen  von  dem  distress  for  rent 
und  dem  distress  damage  feasant  (§  180),  in  einigen  weiteren  Fällen 
die  Pfändung  mittels  distress  für  zulässig  erklärt  worden: 

Schon  die  Foor  Relief  Act  vom  Jahre  1601,  43  Eliz  c,  2  erklärte 
die  Pfändung  mittels  distress,  wegen  der  Armenlast  (poor  rate)  für  zu- 
lässig. Vgl.  auch  die  Poor  Relief  Act  I743y  ^7  G^^  ^I  ^-  3^^  sowie 
die  Distress  for  Rates  Act,  184g,  12  6-  13  Vict  r.  I4).  Auch  die 
Wegelasten  (Highway  Rates)  können  auf  diesem  Wege  beigetrieben 
werden  (Highway  Act  1835,  5^6  Will.  IV  c,  SO),  sowie  eine  Reihe 
anderer  öffentlicher  Abgaben. 

Nach  einer  Spezialvorschrift  der  Cotweyancing  and  Law  of  Property 

Act  l88ly  kann  jede  Jahreszahlung,  für  welche  ein  Grundstück  haftet  und 

welche  nach  dem  Jahre  1881  geschaffen  ist,  21  Tage  nach  Fälligkeit  mittels 

distress  beigetrieben  werden,  denn  s.  44  des  genannten  Gesetzes. bestimmt: 

7.    IVhere  a  person  is  mtitled  to  receive  out  of  any  landj  or  out  of 

tJie  income  of  any  landy  any  annual  sum,  payable  half-ycarly  or  other^ 
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wise  whether  cJiarged  on  the  land  or  on  the  income  of  the  land,  and 
whcther  by  way  of  renicharge  or  otherwise,  not  being  rent  tncidcnt  to 
a  reversion^  then,  subject  and  without  prejudice  to  all  estatesj  interestSj 
and  rights  having  priority  to  the  annual  sunty  the  person  entitUd  to 
receive  the  same  shall  have  such  remedies  for  recovering  and  compdling 
payment  of  the  same  as  are  described  in  this  section,  as  far  as  those 
remedies  might  have  been  conferred  by  the  instrument  under  which  the 
annual  sum  arises,  but  not  further, 

2.  If  at  any  time  the  anfmal  sum  or  any  part  thereof  is  unfaid 
for  twenty-one  days  next  after  the  time  appoinied for  atty  payment  in 
respect  thereof  j  the  person  entitled  to  receive  tJu  annual  sum  may  enter 
into  and  distrain  on  the  land  charged  or  any  part  thereof ^  and  dis- 
pose  according  to  law  of  any  distress  found,  to  the  intent  that  thereby 
or  otherwise  the  annual  sum  and  all  arrears  thereof  and  all  costs  and 
expenses  occasioned  by  non-payment  thereof  may  be  fully  paid, 

§  179. 
Wenn  eine  jährliche  Last,  die  auf  Grund  einer  Urkunde 
geschaffen  ist,  welche  nach  dem  31.  Dezember  1881  in  Kraft 
tritt,  vierzig  Tage  im  Rückstand  ist,  so  ist  die  empfangs- 
berechtigte Person  befugt,  von  dem  Grundstück  Besitz  zu  er- 
greifen und '  ihn  auszuüben,  bis  ihr  Anspruch  aus  den  Ein- 
künften des  Landes  befriedigt  ist;  sie  kann  das  Land  auch 
einem  trustee  überlassen,  der  durch  Aufnahme  einer  Hypothek, 
durch  Verkauf  oder  Vermietung  die  Rentenlast  oder  die  Rück- 
stände davon  erheben  kann,  sowie  alle  Zahlungen,  die  zum 
Vorteil  des  Berechtigten  auf  Grund  der  Urkunde  in  Zukunft 
fällig  werden. 

Diese  Befugnisse  können  in  der  Urkunde,  in  welcher  die  Last  geschaffen 
-wird,  ausgeschlossen  oder  gemildert  werden.  Sie  finden  keine  Anwendung  bei 
gewöhnlichem  rent'service, 

Conveyancing  Act  i88i  s.  44. 

Dieser  Paragraph  gibt  dem  Gläubiger  einer  Rentenlast  ein  weit- 
gehendes Recht,  um  auf  dem  Wege  der  Selbsthülfe  Befriedigung  aus 
dem  Grundstück  zu  erlangen.  Die  Vorschrift  bezieht  sich,  wie  sich 
das  aus  dem  schon  bei  §  178  zitierten  ersten  Absatz  der  s.  44  ergibt, 
nicht  auf  rent  incident  to  a  reversion,  d.  h.  auf  den  Fall,  daß  zwisdien 
dem  Gläubiger  und  dem  Schuldner  das  Verhältnis  von  landhrd  ofid 
tenant  besteht.  Der  Gläubiger  hat  dann  die  Rechte  aus  s.  44  der 
Converoning  Act  1881  nicht.  Gewöhnlich  behält  sich  aber  in  dem  lease 
der  landlord  bei  nicht  pünktlicher  Mietzahlung  das  Recht  auf  sofortige 
Wiederinbesitznahme  des  Landes  vor.  Im  übrigen  wird  auf  dieses  Recht 
des  landlord  bei  Nichtzahlung  der  rent  später  unter  dem  Titel  lafidlord 
and  tenant  näher  einzugehen  sein.  Hinsichtlich  der  charges,  welche 
nach  dem  Vorhergesagten  unter  s.  44  Abs.  i  der  Conveyancing  and  Lata 
of  Proper  ty  Act  von  1881  fallen,  trifft  diese  in  s.  44,  Abs.  3  und  4 
die  folgenden  Bestimmungen: 
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J.  If  at  any  time  the  atmual  sunt  or  any  pari  thereof  is  unpaid 
for  forty  days  ruxt  after  the  time  appointed  for  any  payment  in  respect 
thereof t  then^  although  no  legal  demand  has  been  made  for  payment 
thereof y  the  person  entitled  to  receive  the  annual  sum  may  enter  into 
possession  of  and  hold  the  land  charged  or  any  part  thereof ,  and 
take  the  income  thereof ^  uniil  therehy  or  otherwiss  the  annual  sum  and 
all  arrears  thereof  due  at  the  time  of  his  entry^  or  afterwards  becoming 
due  during  his  continuance  in  possession,  and  all  costs  and  expenses  oc- 
casioned  by  non-payment  of  the  annual  sum,  are  fully  paid\  and  such 
possession  when  taken  shall  be  without  impeachment  of  toaste, 

4.  In  the  like  case  tlie  person  entitled  to  tlu  annual  Charge,  whether 
taking  possession  or  not,  may  also  by  deed  demise  the  land  charged,  or 
any  part  thereof,  to  a  trustee  for  a  temi  of  years,  with  or  without  im- 
peachment of  waste,  on  trust,  by  mortgage,  or  sale,  or  demise,  for  all 
or  any  part  of  the  term  of  the  land  charged,  or  of  the  part  thereof 
or  by  receipt  of  the  income  thereof  or  by  all  or  any  of  those  means, 
or  by  any  other  reasonable  means,  to  raise  and  pay  the  annual  sum  and 
all  arrears  thereof  due  or  to  become  due,  and  all  costs  and  expenses  occa- 
sioned  by  non-payment  of  tfu  annual  sum,  or  incurred  in  compelling  or 
obiaining  payment  thereof,  or  otherwise  relating  thereto,  including  the 
costs  of  the  preparcUion  and  execution  of  the  deed  of  demise,  and  the 
costs  of  the  execution  of  the  trusts  of  that  deed\  and  the  surplus,  if  any, 
of  the  money  raised,  or  of  the  income  recäved,  under  the  trusts  of  that 
deed  shall  be  paid  to  the  person  for  the  time  being  entitled  to  the  land 
therein  comprised  in  reversion  immediately  expectant  in  the  term  thereby 
created. 

Die  Worte  „without  impeachment  ofwast^*^  bedeuten,  daß  der  tenant^ 
wenn  er  sich  „wast^^  zuschulden  kommen  läßt,  nicht  den  Rechts- 
nachteilen unterliegt,  die  sonst  bei  „wast^^  den  tenant  treffen;  waste 
ist  die  Verschlechtemng  des  Grundstücks  durch  den  tenant,  z.  B.  durch 
Verfallenlassen  der  Gebäude,  die  er  reparieren  muß,  durch  Fällung 
von  Nutzholz  usw.  Das  Nähere  wird  bei  dem  Titel  landlord  and  tenant 
zu  erörtern  sein.  Wenn  aber  wie  in  Abs.  3  des  zitierten  Gesetzes  oder 
auf  Grund  der  Bestimmungen  des  lease  der  tenant  „without  impeachmetit 
of  waste^^  besitzt,  so  ist  er  auch  berechtigt,  Holz  zu  fällen,  braucht  die 
Gebäude  nicht  zu  reparieren  und  wird  dadurch  nicht  schadensersatz- 
pflichtig. 

§  180. 
Eine  Person,  die  sich  im  rechtmäßigen  Besitz  eines  Grund- 
stücks befindet,  kann  Gegenstände  oder  Tiere,  die  unrecht- 
mäßigerweise auf  das  Grundstück  gelangen,  an  sich  nehmen 
und  mit  Beschlag  belegen,  wenn  sie  einen  Schaden  oder  eine 
Belästigung  verursachen  und  nicht  innerhalb  angemessener 
Zeit  von  dem  Eigentümer  entfernt  werden  (distress  damage  fea- 
sani).  Aber  sie  kann  dieses  Recht  nicht  ausüben,  wenn  sie 
durch  ihre  eigene  Nachlässigkeit  zu  der  Übertretung  (jtrespass) 
beigetragen  hat,  oder  wenn  die  Gegenstände  oder  Tiere  gerade 
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im  Gebrauch  einer  Person  sind.  Sie  kann  auch  solche  Gegen- 
stände oder  Tiere  entfernen ;  aber  wenn  die  Anwesenheit  der- 
selben auf  ihrem  Grundstück,  durch  ihre  eigene  Nachlässig- 
keit veranlaßt  ist,  so  muß  sie  die  Tiere  oder  Gegenstände  in 
einer  solchen  Weise  entfernen,  daß  ihnen  kein  Schaden  zu- 
gefügt wird. 

Ambergatt  Ry.  Co,  v,  Midland  Ry,  C,  1833,  2  El.  &  Bl.  793;  Tyrringhams 
Gase  J585,  4  Rep,  at  386, 

Goodwin  v.  Cheveley  18^9,  4  H.  &  N,  631;  Boden  v.  Roscoe  [1894]  Z  Q. 
B.  608. 

Singleton  v.    Williamson  1861,  7  H.  &  N,  410, 

Field  V.  Adams  1840,  J2  A,  &  E,  64g. 

Carruthers  v.  HolHs  1838,  8  A.  ik  E.  113. 

Paragraph  180  behandelt  einen  Fall  der  Selbsthilfe,  indem  er  be- 
stimmt, daß  eine  Person  Tiere  oder  Gegenstände  von  ihrem  Grund- 
stück mit  Gewalt  entfernen  darf,  wenn  von  diesen  Schaden  droht.  Ist 
bereits  ein  Schaden  angerichtet,  so  kann  sie  außerdem  die  Tiere  oder 
Gegenstände  pfänden. 

An  und  für  sich  haftet  nach  englischem  Recht  der  Eigentümer 
nicht  für  Schäden,  die  durch  Zugtiere,  insbesondere  Haustiere  an- 
gerichtet sind,  es  sei  denn,  daß  dem  Eigentümer  des  Tieres  eine 
Fahrlässigkeit  zur  Last  fällt.  Wenn  z.  B.  ein  Pferd  einen  Menschen 
beißt,  so  haftet  der  Eigentümer  nicht,  außer,  wenn  er  wußte,  daß  das 
Pferd  zum  Beißen  neigte  und  er  es  unterließ,  die  nötigen  Vorsichts- 
maßregeln zu  treffen.  Die  Haftung  für  Schäden  an  Grundstücken 
bildet  aber  eine  Ausnahme.  Denn  wenn  Tiere  auf  das  Grundstück 
gelangen  und  dort  Schaden  anrichten,  so  haftet  der  Eigentümer  der 
Tiere  auch  ohne  Fahrlässigkeit,  es  sei  denn,  daß  das  Einbrechen  der 
Tiere  in  das  fremde  Grundstück  durch  höhere  Gewalt  oder  die  Hand- 
lungsweise einer  Person,  verursacht  wurde,  für  welche  der  Eigentümer 
nicht  verantwortlich  ist.  Ferner  tritt  diese  Haftung  dann  nicht  ein, 
wenn  dem  Geschädigten  selbst  ein  Verschulden  zur  Last  fällt,  ins- 
besondere, wenn  dieser  verpflichtet  ist,  die  Einfriedigung  in  gutem 
Zustande  zu  erhalten  und  er  diese  Pflicht  nicht  erfüllt,  so  daß  das 
Vieh  durch  schadhafte  Stellen  der  Einfriedigung  auf  sein  Gnmdstück 
gelangt.  Der  Eigentümer  der  Tiere  haftet  schließlich  auch  nicht,  wenn 
dieselben  eine  öffentliche  Straße  benutzen  und  von  dort  aus  auf  das 
Grundstück  eines  andern  gelangen.  Z.  B.  wurde  im  Falle  Tillrtt 
z\  Ward  1882,  lO  Q,  B,  D.  ig  entschieden,  daß  der  Eigentümer  eines 
Ochsen  nicht  für  den  Schaden  haftet,  der  dadurch  verursacht  ist,  daß 
das  Tier  von  der  öti'entlichen  Straße  aus,  auf  welcher  es  getrieben 
wurde,  in  die  offene  Tür  eines  Ladens  trat  und  dort  Schaden  an- 
richtete, ehe  der  Treiber  ihn  wieder  heraustreiben  konnte. 

Wenn  der  Eigentümer  des  Tieres  oder  des  Gegenstandes  nach 
dem  Vorhergesagten  für  den  Schaden  haftet,  den  das  Tier  oder  ein 
Gegenstand  angerichtet  hat,  so  kann  der  Geschädigte  mittels  Selbst- 
pfändung (distress)  Befriedigung  für  seinen  Schaden  suchen.  Dieses 
Recht  kann  aber  nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  die  Gegenstände 
sich   noch   auf  dem  Grundstück   des  Geschädigten   befinden.     Er  darf 
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insbesondere  nicht  wie  beim  distress  for  rent  die  Tiere,  wenn  sie  sein 
Grandstäck  wieder  verlassen,  sofort  verfolgen  (fresh  pursuit).  Er  kann 
sich  durch  die  Pfändung  eines  Tieres  nur  insoweit  befriedigen,  als 
dieses  Tier  den  Schaden  angerichtet  hat  Wenn  also  z.  ß.  10  Tiere 
einen  Schaden  angerichtet  haben,  und  der  Eigentümer  des  Landes 
pfändet  nur  ein  Tier,  so  kann  er  sich  nicht  wegen  des  Schadens  be- 
friedigen, den  die  10  Tiere  angerichtet  haben  (Vaspor  v.  Edwards  1701, 
12  Mod.  Rep.  661). 

Das  Recht  der  Selbstpfändung  steht  nicht  nur  dem  Eigentümer 
des  Landes  zu,  sondern  einer  jeden  Person,  die  das  Land  im  Besitz 
hat  Z.  B.  genügt  es,  wenn  jemand  ein  vertragliches  Recht  hat,  eine 
Weide  zu  benutzen,  um  ihm  das  Pfandungsrecht  g^en  die  Tiere  zu 
geben,  die  einem  andern  gehören  und  auf  das  Grundstück  kommen. 
Sachen,  die  sich  gerade  m  der  Benutzung  einer  Person  befinden,  können 
nicht  gepfändet  werden,  z.  B.  ein  Pferd,  auf  welchem  jemand  reitet. 

Sobald  der  Eigentümer  die  Tiere  an  sich  genommen  hat,  muß  er 
die  Pfändung  vollziehen  (impound),  indem  er  sie  entweder  in  d«  m 
Pfandstall  des  Dorfes  (manor  pound)  unterbringt,  oder  bei  sich  selber, 
oder  bei  einem  Dritten.  Sobald  das  Vieh  in  dem  'manor  pound  unter- 
gebracht ist,  braucht  es  der  Geschädigte  nur  heraus  zu  geben,  wenn 
bestimmte  Abgaben  gezahlt  und  ihm  eine  genügende  Entschädigung 
angeboten  ist  Bevor  sie  aber  dahin  gelangt  sind,  muß  er  die  Tiere 
herausgeben,  sobald  der  Eigentümer  ihm  einen  angtmesisenen  Schaden- 
ersatz anbietet  Dieser  Unterschied  hat  jedoch  nur  noch  historische 
Bedeutung,  da  manor  pounds  nicht  mehr  im  Gebrauch  sind. 

Im  Gegensatz  zum  distress  for  rent  hat  bei  distress  damaf^e  feasant 
der  Pfändende  nicht  das  Recht,  die  Gegenstände  zu  verkaufen.  Er 
bat  vielmehr  nur  ein  bloßes  Retentionsrecht.  Ein  Recht,  die  gepfändeten 
Tiere  zu  verkaufen,  steht  nur  derjenigen  Person  auf  Grund  eines  neueren 
Gesetzes  wegen  der  Fütterungskosten  zu,  wehhe  die  Tiere  gitränkt 
und  gefüttert  hat  (Cruelty  to  Animals  Act,  /<S*^p,  s.  6,  6-  lSS4f  «f-  /)• 

§  181. 
Der  Besitzer  eines  Grundstücks  ist  berechtigt.  Zweige  von 
Bäumen,  die  auf  dem  Grundstück  des  Nachbarn  wachsen, 
abzuschneiden«  wenn  sie  auf  sein  Grundstück  überhängen, 
ohne  verpflichtet  zu  sein,  seinem  Nachbarn  von  diesem  Vor- 
haben vorher  Mitteilung  zu  machen. 

lAtnmon  v.  IVeöb  [iSgs]  A,  C.  i. 

Der  Eigentümer  eines  Grundstücks  braucht  die  Beeinträchtigung 
in  der  Benutzung  seines  Grundstücks,  welche  durch  überhängende 
Zweige  von  Bäumen  verursacht  wird,  die  auf  dem  Grundstück  dfs 
Nachbarn  stehen,  nicht  zu  dulden.  Wegen  einer  solchen  Beeinträchtigung 
kann  der  Verletzte  zwar  mit  der  act/on  0/  trespass  nicht  klagen  (vgl. 
Po  Hock,  Torts  S.  342),  wohl  aber  ist  es  eine  nuisance,  und  der  Eiu:en- 
tümer  kann  auf  Schadenersalz  wegen  der  Beeinträthligung  klagen  (Smith 
V,  Giddy  [1904]  2.  K.  B.  448).  Außerdem  hat  der  Geschädigte  auch 
das   Recht,   die  Zweige  selbst  zu  beseitigen   (vgl.   Smith  v,  Giddy  und 

G.  Schtrrmeister,  Bürgerl.  Recht  Englands.   T.  54 
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Lcmmon  v,.  Webb  [iSgj]  A.  C.  /).  Wenn  es  aber  zur  Beseitigung  einer 
Beeinträchtigung  des  eigenen  Grundstücks  notwendig  wird,  das  Grund- 
stück des  Nachbarn  zu  betreten,  so  muß  der  Geschädigte  dem  Nach^ 
bam  Anzeige  von  dieser  Absicht  machen,  und  erst  wenn  der  Nachbar 
keine  Abhilfe  geschaffen  hat,  darf  er  zur  Selbsthilfe  greifen  und  da» 
Nachbargrundstück  betreten  (vgl.  die  Ausführungen  Lonl  Herschell's 
im  Falle  Lemmon  v,  Webb).  Wenn  aber  eine  Beseitigung  der  Beein- 
trächtigung möglich  ist,  ohne  daß  das  Nachbargrundstück  betreten  ^ird^ 
dann  bedarf  es  keiner  vorherigen  Anzeige. 

In  dem  zitierten  Falle  Lemmon  v,  Webb  [iSgs]  A,  C.  I  waren  die 
Parteien  seit  187Q  Nachbarn.  Auf  dem  Lande  des  Klägers  nahe  der 
Grenze  standen  verschiedene  alte  Bäume,  deren  Zweige  auf  das  Grund- 
stück des  Beklagten  herüberragten.  Der  Beklagte  schnitt,  ohne  das 
Land  des  Klägers  zu  betreten,  aber  auch  ohne  vorherige  Anzeige,  die 
überhängenden  Zweige  ab.  Der  Kläger  behauptete,  daß  der  Beklagte 
nicht  berechtigt  gewesen  sei,  die  Zweige  abzuschneiden,  welche  schon 
viele  Jahre  auf  das  Grundstück  des  Beklagten  herübergeragt  hätten. 
Er  verlangte  Schadensersatz.  Der  House  of  Lords  entschied,  daß  der 
Beklagte  befugt  gewesen  sei,  die  Zweige  abzuschneiden,  und  daß  er 
auch  nicht  verpflichtet  gewesen  sei,  vorher  Anzeige  von  seinem  Vor- 
haben zu  machen,  weil  er  die  Beeinträchtigung  beseitigt  habe,  ohne 
das  Grundstück  des  Klägers  zu  betreten.  Das  Recht  auf  Beseitigung 
der  Zweige  unterliege  auch  nicht  der  Verjährung,  andererseits  habe 
der  Kläger  auch  nicht  ^fiy  prescripHof^''  ein  Recht  darauf  erworben, 
daß  die  Zweige  auf  das  Nachbargrundstück  hinüberragten. 
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Christsmas  Day  729 
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d.  Schlüsselgewalt)  665 
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Erklärungstheorie  500 
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—  in  fee  tau  573.  805,  817 
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—  by  acquiescence  826 
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excepted  risks  604 
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Existenz  des  Vertragsgegen- 
standes, Irrtum  über  527 
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principal  704 
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Eigentums  501 
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forcible  entry  830 
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forfeiture  (b.  lease)  579,  580,  774, 
801,  804,  809 
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—  misrepresentation  535 
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jährung 796 
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illegale  Rechtgesch.  548  ff. 

implied  trust  788 

implied  authority  s.  authority 
immoral  contracts  548  ff. 

irapounding    off  de  premises  833 

—  on  the  premises  833 
incorporation  einer  Ges.  642 
ihcorporeal  hereditaments  736,  746 
incumbency  813 
incumbent  s.  incumbency 
indenture  s.  Urk.  unter  Siegel 
independent  advice  514 
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K.  739 

Kahlpfändung  832 

Kanzleigericht  s.  Chancery  486 
Kauuon  durch  Bürgschaft  im 

Strafverfahren  566 

Kenntnis  d.  agent,  des  prin- 

dpal  708 

Kind,  keine  Vertretungsbef.      669 

—  keine  Haftg.  d.  Eltern  f. 
Verträge  u.  Delikte  s.  Haus- 
kind,  Eltern  670,  671 
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den  Fall  des  K.    575,  578,  581 

—  Erlöschen  der  Vollmacht 
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Konnossement  s.  bill  of  lading 
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negotiorum  gestio  627 

next  friend  591,  638 

—  of  kin  743 
nichtige  Rechtsgeschäfte   508,  521 

54»  tf. 
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Nichtigkeit,  s.  Vertrag,  Irr- 
tum 

non-disclosure  539 
notice  s.  auch  KOndigotigs- 

frist  727 

—  of  dishoQour                724,  739 

Notstandsarbeiten  a.  Sonntag  726 

Notwehr  828 
Notwendige  Lebensbedarfnisse 

s.  necessahes 

nuisance  837 

nullum  tempUÄ  occurrit  regi  818 

Obligation  (Bedeutung)  606 
occupant  s.  general  o.,  special  o. 
Offene  Handelsges.  s.   part- 

nership,  partner 

öffentliche  Ämter,  Kauf  563 

Öffentliche  Straßen  681 

offer  Ö40 

official  assignee  720 

ofBcial  receiver                  685,  720 
once   a    mortgage   always  a 

mortgage  6 1 5 

on  demand  (Wechsel)  jis 

open  account  708 

Option  (Wahlrecht)  643 

Order  in  Council  555 

Order  of  discharge  571 

Order  of  Court                "  -jzz 

ordlnary  815 
ordinary  calling,  s.  calliog 

Pacht  s.  lease 

Pachtzins  s.  rent 

par  delictum  570 

Parlamentsgesetz  s.  Act  of 

Parliament 

partner,  Stellg.  der  p.  545 

—  Vertretungsbefug.  d.  p.  651, 653, 

683,  700 

—  Delikte  des  p.              680,  784 

—  Erlösch,    d.    Vollm.    d. 
partner  685 

—  Haftg.  d.  p.  aus  Wechsel  705 
partnership,   Haft.  d.  p.  für 

Dehkie  d.  partner  680 

party  or  privy  793 
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parol  evidence  702,  703 

party  grieved  706 

pastoral  holding  824 
Patient  s.  Arzt 
Patronat  s.  advowson,  ad- 

verse  patron  795 

pawnbroker  519 

penal  actions  737 

penalty  616  ff. 

—  Verjährung  740  ff. 
personal  actions  741 

—  estate  786 

—  property,  Veräußerungs* 
verbot  bei  pers.  prop.  574 

persönliche  Haftg.   d.  exe- 

cutor,  admin.,  trustee  780 

petitioning  creditor  (Konkurs)  570 

Pfandleihgewerbe  519 

Pfandstall  837 
Pfändung  in  d.  Einkünfte  des 
d.  restraint  on  anticipation 
unterlieg.  Vermögens 

pilot  s.  compulsory  pilotage  632 
Police  s.  Seeversicherung 

police  magistrate  767 
Poor  Law  Guardians         740,  767 

possessory  title  758 

poor  rate  833 
pound  s.  manor  pound 

power  of  attomey  625,  633  ff.,  646, 
650,  683,  6g8ff. 

—  of  appointment  756 

—  of  sale  823 
Präklusivfrist                        735,  820 
Präsentationsrecht     s.     ad- 
vowson 

prescription  736,  838 

pnncipal  Ö23,  ()()0 

Private  Act  of  Parliament  505,  7(^6 

private  Company  540 

Privilegien  818 

probate  753 

profits  of  the  land  752,  812 

procuration  signature  (Weclisel  693 

—  Zeichnung  „by  proc."  Ö51 
promissory  notes  482,  631,  Ö40 
Promoters  einer  Gesellschaft  540 
property    still    retained     by 

truslee  794 
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Prospekt,  Haftung  der  Gründer 
u.  Direktoren  einer  Ges.  f. 

Angaben  im  P.  506 

protection  order  589 
protector  of  the  settlement 

807,  808 

Public  General  Act  766 

public  offence                    556,  565 

—  policy  548,  571 
purely  equitable  rights  486 

Qualified  title  757 

Qualität,  Irrtum  über  Qu.  530 

—  misrepresentation  bei  land 
über  Qu.  539 

quare  incumbravit  816 

—  clausum  fregit  764 

—  impedit  s.  action 
Quartalstage  728 
quarter  days  729 
Queens  Bench,  Court  of        486  f. 
qui    facit    per    alimn,   facit 

per  se                             674,  680 

quit  rent  747 

quorum                               647,  653, 

quota  litis  550 

Rabattverträge  d.  Rheder  561 

rack  rent  747 
ratification    d.    Handig.     d. 

agent  640 

—  Form  640 

—  by  acquiescence  644 
real  actions  741 

—  composition    s.    compo- 
sitions 

—  estate  756 
recitals  494 
receipt  s.  profits 

receiver,  s.  auch  official  re- 

ceiver                      592,  742,  822 

receiving  order  685 

Rechtsbeistand  515 

Rechtsirrtum  522 
Rechtsnachfolge,    Anrechng. 

d.  geg.  d.  Vorgänger  laufend. 

Verjähr.  754 
Rechtstitel,  falsche  Angaben 

über  R.  539 
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recognizance    489,  739,  741,  742 

—  in  the  nature  of  Stat 
Staple  489 

recover,  Bedeutung  des  Aus- 
drucks 745 

recovery  s.  auch  common 
recovery  573,  750,  806 

rectification  of  deeds        487,  504 

—  bei  Irrtum  532 
rector  515,  79a 
redemption,  right  of 

486,  615,  761,  823 
re-entry,  right  of  579,  580,  619 
registration  of  deeds  757 

—  of  title  757 
remainderman,  Beeinfluss.  d.  r.  515, 

756,  778 

—  Verjähr,  der  Rechte  des  800  ff. 
s.  auch  estates  in  expectancy, 
tenancy  in  tail 

rent.  verseil.  Bedeutg.  746 

—  Charge  747 

—  of  assize  747 

—  seck  747 

—  Service  747 

—  of  inheritance  748,  759 

—  Verjährung  750 

—  als  Konkursforderung  825 

—  Zwangvollstreckung,  wegen 

r.  831  f. 

Repräsentationstheorie  708 

replevin  765 

representation  400 

representative  503,  73Q 

repugnancy  574,  577 

reputed  manor  740 

rescission  504 

resettlement  513 

Respekttage  725 

respondeat  superior  674 

responsible  employer  698 

restraint  of  trade  550 
restraint  upon  antidpation     585  ff. 

—  Aufliebung  590 

—  Haftung  für  vorehel.  Schuld, 
bei  587 

Prozeßkosten  591 

restrictive  covenants  539 

retainer  820 
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Retentionsrecht     an     Tieren 

wegen  Tierschaden  837 

«Version  582 

reversioner  518,  756 

reveisionary  interest  518 

Rheder,  Rabattverträge  561 

—  Haftung  des  R- 

für  Handlungen  d.  Schiffers  659 

für  Lotsen  632 

richterliche  Fristen    ^22^  723,  729 

riglit  of  redemption  s.  redenip- 
tion 

rollendes  Material  einer  Eisen- 
bahn nicht  pfändbar  832 

rolling  stock  832 

Rückstände  von  rent,  Zinsen, 
Verjährung  822  f. 

Rücktritt  s.  Anfechtung 

Rule  against  Perpetuities 

513,  581,  584 

rules  of  equity  486 

—  of  practice  (in  equity)  487 
running  days  723 

Säle  of  Goods  Act  489 
sale  of  land  ist  contr.  uberr. 

fidei  534,  539 

salesman  649 

Scheidung  d.  Ehe  589,  666 

Scheingeschäft  501 

Scherz  502 
Schiffer  s.  shipmaster 
Schlüsselgewalt  der  Ehefrau  661  ff. 
Schiedsvertrag  s.  arbitration 

Schiedsrichter  7 1 9 

Schiffs  verkauf  (Form)  490 

Schriftform  b.  Rechtsgeschäften  489 
Schulden  d.  Ehefrau,  Haft.  d. 

Mannes  662,  779 

—  d.   Vermög.    d.   Frau    bei 
restraint  on  anticipation  591 

scire  facias  (s.  writ)  739,  742 

Seeversicherung,  Zeiiberechn.  720 

—  Form  490 

—  contr.  uberr.  fidei  541 
seignory  746 
seizure  820,  833 
Selbsteintritt,  Verbot  d.  bei 

broker  Ö58,  715 
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Selbsteintritt,  Genehmigung  d.  716 
Selbsthilfe  828  ff. 

Selbstpfändung  s.  distress 
separate  estate  d.  Ehefrau       586 

—  property  586,  796 
Separation  deed  558,  ö66 

—  Order  589,  667 
servant            629,  649,  668,  673  f. 

—  Vertretungsbef.  im  Haushalt  668 
Service  of  the  writ  738 
set-off  820 
settlement  513,  573,  575 
settlor  582,  583 
several  promisors  777 
severally  erteilte  Vollmacht  653 
shares                                            494 

—  Übertragung  von.  Form  490 
sheriff  733 
shipbroker  657 
simple  contracts  489 
shipmaster,  Vertretungsbef. 

631,  659 
slander  746,  765 

soldnote  O95,  698 

solicitor,  Beeinfluss.  durch  den  515 

—  Kauf  des  Streitgegenstandes  551 

—  Haft.  d.  Partei  für  Delikte 

des  s.  680 

Sonntagsruhe  726 

Sonntage,  b.  Berechn.  v.  Fristen  ^22 
Special  Act  of  Parliament         647 

—  agent  648 ff.,  682 

—  damage  764 

—  indorsement  s.  writ 

—  property  715 

—  occupant  755 

—  power  of  appointment  756 
specialty   contract   s.  Urk.    u. 

Siegel 

—  debt  s.  auch  Urk.  u.  Siegel  741 
specific  Performance 

486,  488,  504,  827 
Spiritual  corporation  749 
Spiritual  infiuence  514 
Statute  of  Frauds  489 
Statutes  Mcrchant  and  Staple  489 
Stellvertretung  kein  contr. 
uberr.  fidei  s.  agency,  Voll- 
macht 544 
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Steuern  s.  Krone 
Stiftungen    s.     eleemos3aiary 

corp. 
stoppage  in  transitu,  right  of   643 
Strafverfolgung,  Unterdrücken 

der  S.  565 

Strafhaft,   Abwendung    durch 

Bürgschaft  566 

Streitgegenstand,  Kauf  des  S.  551 
subagent  638,  639 

successor  .  755 

suit  heriot  748,  758 

suits  for  an  account  769 

suit  in  equity  737,  745 

superior  landlord  831 

Supreme  Court  of  Judicature  487 
suretyship  544 

Surrogation  b.  trust  794 

Tag  =»  24  Stunden  719 

Täuschung  503  ff. 

—  Hemmung  d.  Verj.  783  ff. 
Teilzahlung  als  Anerkenntnis   791 

—  bei  Joint  liability  777 

—  bei  Joint  interest  781 
tenancy,  conlract  of  824 
tenancy  from  year  to  year  741,  811 

—  in  tail   s.   auch  estate   tail 

753,  805 

—  at  will  8oQf. 

—  by  sufferance  809 
tenant  824 
tenant  by  the  curtesy  of  Engl.  755 
tenant  for  life,  undue 

—  influence  durch  den  t.         515 

—  Zahlung  des  t.  unterbr.  die 
Verjähr.  778 

tenants  in  common  757 

terni  of  years  824 

Tierschaden,  Haftung  für  T.  836 
tithes  746,  814,  821 

tithe  rent  Charge  749,  821 

title  by  limitation  734 

Tod,  Erlöschen  d.  Vollmacht 
durch  T.  683 

—  als  Hemmung  d.  Verjähr.  800 
Tort  503,  671,  699 
tortious  acts  670 

—  claimant  812 
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Trade  Unions  560 

trade  usage  695 

trading  corporations  636 

Trambahngeseilschaft,  Kon« 

Zession  der  T.  505 

trän sf er  von  shares,  Form  490,  494 
Trennung  d.  Ehegatten,  Ver- 
trag über  Tr.  558,  666 
Treuhänder  s.  trustee 
trespass  740,  763 

—  to  land  or  goods  705 

—  to  the  person  740,  763 

—  on  the  case  764 
Tron  folger  s.  Heir  Apparent 
trover                                            7O5 

—  action  of  497 
trustee  Haftg.  gegenüber  Dritten 

(estoppel)  497 

—  undue  influence  des  512 

—  kein  agent  Ö24 

—  in  bankruptcy  582,  685 

—  Verj.  d.  Ansprüche  geg.  t.  787 

—  Anerkenntnis    eines    bei 
Mehrheit  von  t  780 

trust  property  793 

—  breach  of  t.  792  ff. 
twelvemonth                        l^ly  7-9 

Uberrima  fides  s.  contract 
Ober  See,  Abwesenheit     796,  7QO 
Übermittelung,  unrichtige  531 

Überversicherung  542 

ultra  vires  641 

underlease  579,  5Ö0 

underlessee  75Ö 

undisclosed  principal  690 

—  Klagrecht  des  708  ff. 
undue  influence  503,  507,  511 
unehel.  Kind  filius  nullius  743 
unenforceable  contracts  552 
unentgeltliche  Erwerber    507,  544 

—  Zuw.  als  contr.  uberr.  fidei  545 

an  Ehegatten  510 

an  solicitor  514,  552 

unerlaubte  Handlungen 

548  ff.,  670,  673 
ungehörige   Beeinflussung        507, 

5iiff 
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ungerechtfertigte     Bcreiclie- 

rung  546,  547,  794 

unklagbare    Rechtsgeschäfte 

548,  551 

unnamed  principal  690,  714 

unpfandbare  Gegenstände  832 

unrichtige  Obermittelung  531 

Unterbrechung  d.  Verjähr.  7Ö9 
Unterhaltspflicht  d.  Mannes 
gegenüber  d.  Frau  s.  agency 

of  necessity  665 
Unterhaltspflicht  d.  Mannes 

gegenüber  d.  Kindern  665,  666 

Untermieter,  Schutz  des  U.  831 

Untemehmerverbände  5Ö0 
Unterschlagung  v.  trust  pro- 

perty  794 

unwiderrufliche  Vollmachten  682 
Urheberrechte,     Form     bei 

Übertragung  490 

Urkunde  unter  Siegel  489 

—  Haft,  des  agent  690 

—  keine  Haft.  d.  principal  704 

—  Klagrecht  d.  agent  716 

—  Verjährung  v.  Ansprüchen 

aus   Urk.  741,  778 

Urteil  eines  Court  of  Record     493 

—  ausländische  U.  493 

—  engl.,    Vollstreckung    in 
Deutschland  494 

Usancen  492,  O95 

Usurj'  La  WS  519 

Valuable  consideration     687,  758 
vestry  790 

Veräußerungsverbote  s.  Ver- 
fügungsbeschränkungen, 
Verfallklauseln 
verba    ita    sunt    intelligenda 
ut  res  magis  valeat  quam 
pereat  491 

verdeckte  Rechtsgeschäfte         501 
Verfallklauseln  für  den  Fall 
des  Konkurses  575,  578 

—  bei  leases  580,  620 

—  bei  estates  in  fee  simple, 
fee  tail,   life  estates,  siehe 
Verfügungsbeschränkungen, 
forfeiture 
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Verfallklauseln,  Verjährung     804  f. 
Verfügung     über     bedingte 
Rechte  621 

—  über  Waren  durch  factor  656, 657 

—  über  Waren  die  bei  einem 
Lagerhalter  lagern  498 

Verfügtmgsbeschränkungen 

bei  estates  in  fee  simple  572 

—  bei  estates  tail  573 

—  bei  life  estates  576 

—  bei  leases  570^ 

—  der  Ehefrau  588 
s.  auch  restraint  on  anticipation 
Verfallklauseln 

Verjährung  735  ff.. 

—  bei  Mängeln  im  Recht  735,  736 

—  bei  Wechseln  738 

—  bei  Ansprüchen  auf  land 

739,  744«. 

—  bei  rents  759 

—  dinglicher  Belastungen 
(charges)  760  f. 

—  d.  Ansprüche  a.  Gr.  letztw. 
Verfügung  762 

—  rechtskräftig  festgest.  An- 
sprüche 7O3 

—  d.  Ansprüche  aus  Delikten  7()3 

—  Beginn  der  V.  738 

—  Beginn  der  V.   bei   Kre- 
ditkauf 738,  751  ff. 

Verjährungsgesetze  735,  736 

Verkaufsnota  des  Maklers  s. 

agent,  broker  6(^5,  699 

Verkehr,  Haftung   f.  Sicher- 
heit des  V.  681 
Verpfändung  bew.  Sachen  s. 

Bills  of  Säle  Acts  490,  497 

Verrechnung    einer    Zahlung 

bei  mehr.Verbindlichkeiten     712 
Versch  lechterung  d .  M  ietsache 

s.  waste 
Versicherung,  Berechnung  d. 

Fristen  bei  Vers.  734 

Versicherungsverträge      sind 

contr.  uberr.  fidei  541 

versteckter  Dissens  501,  523. 

Vertreter  s.  agent 

—  Stellung  des  V.  zum  Ge- 
schäftsherm  544,  624 
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Vertretung  v.  companies 

635»  641,  647 
Vertretungsbefugnis  s.  agent, 
Ehefrau,     broker,     factor, 
auctioneer,      commission 
agent ,      shipmaster,     Ge- 
schäftsführer, general  agent, 
special  agent,  Vollmacht 
vicar  790 

void  contracts  532,  552,  565 

voidable  contracts  505 

Vollmacht,  Form  der  V.  624 

—  Erlöschen  der  V.  683(1. 

—  AViderruf  der  V.  683  fr. 
. —  keine  unbeschränkbare  V.  646 

—  Kenntnis  v.  Beschränkung 
der  V.  647 

—  Umfang  der  V.  645 

—  Übertragung  der  V.  638 

—  s-  auch  broker  factor, 
auctioneer,  shipmaster,  Ge- 
schäftsführer, general  agent, 
special  agent,  Ehefrau 

Vollmachtgeber  s.  principal 
volunteer  503,  508 

Vormund  513 

—  keine  adverse  possession 

des  V.  798 

Warrant  of  attomey  637 

warranty,  Unterschied  v.  con- 

dition  505.  5Q9 

warranty  of  authority  695 

waste  835 

Wechsel  s.  bills  of  exchange, 

Akzept 

—  Hingabe   eines  W.  gilt   als 
Anerkenntnis  d.  Schuld         ^^2 

Wegelasten  833 

Wegnahme,   gewaltsame  W. 

V.  Sachen  829 
Widerklage  s.  counterclaim 

Widerruf  d.  Vollmacht  683  fr. 

Willenserklärung,  Form  488  ff. 

—  Auslegung  491 

—  nicht  ernstlich  gemeinte  502 
Willenstheorie  500 
Wills  Act  1837  490 
without  impeachment  of  waste  835 
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mosynaiy  corporations 
working  days  723 

workman  679,  726 

writ  738 

writ  department  738 

writ  of  capias  724 

writ  of  ne  admittas  816 

writ  of  scire  facias  742 

writ  of  special  indorsement      494 
writ  of  summons  721 

writ  of  tresspass  s,  action  of 

tresp.' 
wrongful  acts  and  defaults        632 
Wucher  519 
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Zahlung  an  agent  d.  undisclosed 

principal  705,  710 

Zahlungsfristen,  Einfluß  auf 

Beginn  d.  Verjährg.  738 

Zehnt  s.  tithe-rent-chaige  739,  749 
Zeitbestimmungen  6io£ 

Zinsen,  keine  Beschränkung 

der  Höhe  519 

—  Verjährung    der    rück- 
ständigen 822  f. 

Zugesicherte  Eigenschaften  504,  505 
Zurückbehaltungsrecht  s,  re- 

tainer,  distress 
Zustellung  der  Klage  738 

Zwang  506 

Zwangslotse,  Haftung  des 

Rheders  632 

Zwangsvollstreckung  s.  auch 

Pfändung 

—  aus   Urteilen   nicht  eng- 
lischer Gerichte  493 

—  aus  englischen  Urteil^i  in 
Deutschland  493 

—  wegen    rent    chaiges    in 
Grundstücke  834 

—  s.  auch  distress,  rent,  writ 
of  capias 

Zweige,  überhängende      837,  838 
zweite  Hypothek  823 
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Preis  If,  7—r  g*biunl#ji  M- 


FE  A^  Prof.  der  Eecht^  an  der  UoiversitÄt  in  HäIIi? 

Lehrbuch  des  Deutschen  Straf  rechts 

Erster  Ettua,     Pret  M.  9.-,  febjilidBö  M,  iü.- 


'ar 


KEIEßER,  Dr/B.,  KoJiigU<4ef  Haasbibliothöka 

Die  erstell  hundert  Jahre  russisch-chinesischer  Politik 


*KBÜÖEE^  Dr.  jur-  FÜ,  Kaiserlich  DeuUscher  KümoI  in  Mtfiit 

Bulgarisches  Strafgesetzbuch 
vom  K  Mai  1896 
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Die  Rechtsverfolgung 
im  internationalen  Verkehr 

DarsK^  1  i  inur  :  :stizorgajiisation, 

k^  li\i1pi  KuDL^Tinsrtjchte,  der  Erijöchafts- 

:  lg  UM  uitr  Konstilargericlifaharkeit 

i   ;  t  n  unf  zidif miebet  Beol» tsgübhrter  h^raoggfigebdii 

KnUr  8«iia  iL  ^7.--.  gabautl«ii  H.  9(X— 
ZwtlUr  Baa4  BI.  2a-  :i  M.  Sl,^ 

üntter  Band,  i^fvUr  TtU  M-  IL—,  gubttötUo  M   13 ^► 

r*a  je  M,OC50  m«hr 


KÜJtlLfENBEÜK,  Dj^  |^  Prof.  d«rr  Raclite  »o  ii#;r  ÜoivemtHt  Ltusaaoö 

Otto  von  Bismarck 

Tu  lentmg  Au^  <*  zur  deutecheü  Reicfisvetfassung 


MERBACa  Freiherr  Pr,  V£RNEE  VON 

Die  völkerrechtlichen  Grundsatze 
des  Durchsuchungsrechts  zur  See 


^ORAVITZ,  CH.\RLES,  Direttor  der  imf^Jo-österr,  Baak  in  Wien 

Die  Türkei  im  Spip^er  ihrer  Finanzen 

Aas  dem  PruoÄösiücL'.i  -i>txt  voo  O.  Schweitzer 

Preb  M.  la— ,  iM»itfr#i  IT.  tOM 


^^m^ 


tARL  HEYMANNS  VERLAG,   BERLIN  W^ 

Reahts-  u&d  StaatHWtSBeueQhaftlichQr  Verlag 


8CH0EN,  Dr.  FAUT.     P^^'^f    ^«r  Rm}ifr*  »r?  4f^i-  rnWf^t^^Pil*  mHTni?«ri 

Das  evangelische  Kirchen  recht  in  Preußen 

Kn»t«r  Band 
Preis  M,  tO.— »  jwötfrei  TÄ,  10.60 

SHEK,  ABALBERT,  SeDat^pi^*'«»"*  bei  rl,  Oh^rgeiiditi^  i. 

Allgemeines  Gesetzbuch  über  Vermögen 
für  das  Fürstentum  Montenegro 

srafciir,  ü,  VON 

Die  Wldersetzung  gegen  die  Staatsgewalt 


1^^   VrESNEB,  Dr. jmr,  MAX 

Die  Kriegsiconterbande 

In  der  Völkerrechtswissenach aft  und  der  neuen 

Staaten  Praxis 


«tc-ij^jflt^  M  ^ciXJtü  aitSwC^  tf. 
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BürgerJiche  Keclit  Englands 

UerattflgegebM  »oo  der  fiitenmltooaleB  VeMüUgiwg  IBr 
vergleichende  R«chl8wi99*M«li8ft  iLVolkstwlrtBchaHalelire  w  Berlifl 


EDWASÜ  JK 


Kodih'kiitioii  von 

(föxon),  M.  A.  (OtOB,  et  Cautah ), 

B.W.USE.  B.C.L..11A., 


A.. 


Küiiiiientar 

Dr.  jur.  Gnstnv  SchiiTraeistep 
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Die  Rechtsverfolgung 

im 

Internationalen  Verkehr 

Dar8teUiing  «Ict  J  ust isiorganisätion;  den  Zivilpro/ 
rechts,  des  Kookiii\srechts,  dos  Bhercrlit5i.  der  I 

^eli-'>---'^^^-^-^t1:--rTnig  und  tler  J\'-^—r;]-:.ri--nrh' -Ir- 
in '  ^         iien  und  an-  . 
Heraus^^egehen  vön 
Dr.  FranE  Leske        öii4     Dr.  W*  Loewenf- 
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um 

icm 
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CARL  HEYMANNS  VERLAG,  BERLIN  W8 

RechtS'  and  Staatswissenscbaftliclier  Verlag 


Lehrbuch  6ts 

Bürgerlichen  Rechts 

•     '       von        -  ;  » 

Dr.  JOSEF  KOHLER 

Geheiniem  Justizrat 
Ord.  Professor  an  ^ar  Universität  B<?rlin 

Erst<3r  Bandt'>  Allsrewielner  Teil,  Preis  eleg.  geh.  M.  6.— . 
Zweiter  Band;  VermöffensreiehL  Erster  Teil:  Schuldrecht 

•  ;  (Erscheint  im  Dezember  1905) 


Nach  Er8chi»lneii  des  ersten  Bandes  schrieb  die  ^Zeitschrift  fflr 
Pentsches  Bttrserllches  Recht  and  Fraiizgalsches  Zlrtlrecht^;     . 

Das  Ziel,  das  sich  der  Verfasser  gesteckt  und  das  er  — 
wie  wir  gleich  hinzufügen  wollen  —  vollständig  erreicht  hat, 

kann  nicht  besser  wiedergegeben  werden,  als  mit  folgenden  Ausführungen 
des  Vorwortes:  „Die  Aufgabe  einer  jeden  zivil  rechtlichen  Darstellung  ist 
eine  doppelte,  nach  zwei  Polen  hat  die  Wissenschaft  zu  zielen,  ebenso  wie 
die  lebende  Kraft  des  Universums;  auf  der  einen  Seite  sollen  durch  scharfe 
Zergliederung  der  Rechtsinstitute,  durch  Aufsuchung  der  inneren  Verwandt- 
schaft der  ßegdffselemente  neue  Grundlagen  geschaffen  werden  für  das 
System;  ist  diese  Grundlage  gefunden,  so  können  wir  die  Unendlichkeit 
der  Verbindungen '  übersehen,  wir  können  durch  neue  Verbindungen  das 
System  ergänzen,  durch  immer  neue  Bildungen  ihr  Mannigfaltigkeit  und 
Keichtnm  verleihen.  Auf  der  anderen  Seite  haben  wir  die  praktische  Be- 
tätigung des  Rechts  im   Leben  zu  erforscljen»   wir  haben  zu  erspilhen,   wie 

,  man  im  Leben  zu  verfahren  hat.  um  den  Ansprüchen  des  Verkehrs  zu  ent- 
sprechen und  durch  reiche  Kasuistik  die  Interessen  unseres  Volkes  zu  be- 
friedigen.   Ein  Recht,    das  die  Kultur  erstickt,    anstatt  sie   zu  fördern,  das 

'  dem  Kulturdrang  ein  Hemnis  entgegenstellt,  ein  kulturfeindliches  Recht  ist 
nidit  nur  ein  fehlerhaftes  Recht,  es  ist  ein  Verstoss  gegen  die  Bestimmung 
der  Rechtsordnung,  und  wer  ein  solches  Recht  verteidigt,  hat  sich,  mag  er 
sein  wer  er  will,  vor  dem  Richterstuhl  der  Geschichte  zu  verantworten.** 
Dass  der  Verfasser,  indem  er  in  diesem  Geiste  schrieb,  ein 
Werk  vörfasst  hat,  das  gerade  auch  für  den  praktischen 
Juristen  als  ein  Hochgenuss  bezeichnet  werden  kann,  be- 
darf kaum  der  Erwähnung.  Hoffen  wir,  dass  dem  ersten  Bande,  der 
sich  mit  den  allgemeinen  Lehren  und  den  verschiedenen  Rechtssubjekten 
(natürliche  und  jurißtiche  Personen)  befasst,  recht  bald  die  in  Aussicht  ge- 
stellten beiden  weiteren  Bände  folgen  möchten  L 


*)  Der  erste  Band  wurde  bei  Ausgabe  als  Halbband  bezeichnet.  Aus  teckniscken 
Gründen  ist  eine  andere  Einteilung  des  Werkes  notwendig  geworden.  Der  zweite  Band  wird 
das  VermUgtn^r^rht  (Schuld-  und  Sachearexht)  enlhalteny  der  dritte  (Schluß-)  Band 
äet  Werkes  bringt  dann  das  JPeraonwhrecht  ( Eigenpersonenrecht^  Familienrecht  und 
Erbrecht). 
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Die  Kriegskonterbande 

In  der  VdUcerrecbtswlsseDsebaft  nod  der  Staatenpraxi^ 
Dr.  jur,  A\aji  Wiegner 


Morawitz,  Ch. 

Die  Türkei  im  Spiegel  ihrer  Finanzen 

,,Les  linances  de  la  Turquie»* 
Qeorg  Schweitzer 
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Internationalen  Verkehr 
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H         Lehr]>ueh  des  Völkerrecl            ^B 

^^B                                                 Dritte  Attn&g«                                                 ^^^| 

^^K                               ÜboneUt  not!  inü  .                                                                           ^^H 

V            Die  Kri^^s^konterbaiiilo            ^M 

^^v  tu  il/>T  VinnrATTiM'litHwi     ;L-iUaft  und  th^r  Simtf^vf^mx^     ^^M 

^^1                               Dr.  jur.  liCax  Wie^nar                                ^^H 

^^                            Morawitz,  Ch.                             ^H 

^  Die  Türkei  im  Spiegel  ilux>r  FiniiTi/.en  ^M 

^V                     ^Le&  finances  de  la  Turqtde^                      ^^M 

^^^m                               ilb^nM^i  nud  iDit               ^rtcKii^g^fr  rencLin                                 ^^^^^ 

^K^                                 Gteorg  Scliwaitser                                   ^^H 

H    Die  völkeireclitlielioii  Gniiulsiitzr^       ■ 

^^^                   Dr»  Werner  Fraiherr  von  KirbacU                     ^^^H 

Das 

Büi'gerliche  Recht  Englands 

"h  wü  der  laternatießaleÄ  TemuigUDR  ßr 

rid^rn  Üi^(0ritUtiai}^  dar  ; 


Bvrlli^ 


Kodifikation  von 


EBWARn  J>:vKS   11  {\  L  nurm\   M    A,  (Oion,  et  CanUb.), 


nditi  t«  tbe  Law  ftneiHv  (K&ftMdi: 
iforS,  «Dil  Tntur  ot  BalÜol  Ci>Ueie« 

K.  W.  L8E.  ß.  CV  L,  M.  JL. 

fjf  w  ,/c>tt«r  C-«)l«sii,  O^hrd 

:s,  M.  A., 

or  turtum  o^«c«.  Qtfor4 


BvTiiltri  id  Iaw 

Kommentar 

b#gomiiB  von  0r«  Jiq-«  OnttAir  KehJrmtUter 
fortgtfttlurt  T^o 

Dr  jur-  Wilhelm  Procho\mick 

Vt«r(#  Lifffrung 
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Carl  HejTBiäons  Varlug 
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Carl  Hevmanns  Verla«?  rn  "Borün  W  R.  Manerstraße  43.44' 


BeckU-  uni 


Das  Büi*gerliehe  Roclit  Enerlnnd; 

Hecsuisffügoben  wn  d©r  Intematioiisleö  VendniMiiog  flli  vcrgleiihead« 

-       '^wlssemclmft  und  VolkswirUchaft4i!<»hre  ra  Bariln 
mit  ti^ti  lUAÜÄofeiuieii  üotoTfitäUuiig  der  Handelskaiiiüierr  )q  Berlio 

Kommeiitiir  ÄafOrund  eln«r  Kodltkatioö  eiigHieher  Bf^Oiteirelühi 

bügaon^o  Tou  Br»  jttr*  GnstaiT  Schlmaefater 

fortgeführt  fCMJ 

Dr.  jun  Willielm  Proehownick 

L«ndrietiur  in  EAHitiiite 


Die  Fortschritte  des  Zivilref-htg] 
im  XK.  Jahrhundert 


Kin  Überblick  über  die  latfaltong  des  PriTatreo;. 
Deütsclüand,  ÖsterroicU,  Frankroicli  und  der  Schwoii 


Von 


IU8  Wilhelm  Hedeinann 


r,cn  H^  Mtt  «•mr 

O  bor  Imiin«  >  jj»  Ji  0  <i  * 


Emnv   Tai:  Die  Neuoraanng  det  Terkelirslebeas  Preis  4 

Zweitor  Teil:  iHe  Keuordöonir  döjr  BodenbeberTÄchnn^l 
Dritte  T»il:  DI©  Ifenordnatlg  des  Arbeltureclito 
Vierter  Teil:  Bie  Nfeuordöuag  de«  FiimUIeiurechtt 


Li  ' 


Lehrhueli  des  Bürgerliclien  Rechts 


Dr.  F/ Endemann 

EriUr  ßADd;  Üffett«[B«r  T^  ^  U/^tht  dii^  8cliitlifi»riiaUfeli0e 
Achte  and  atnitle  Aitflife 

t^T  Tisll;  Di»  gMkwirecJit 

id  neimit  Auflaff« 

Aelite  nad  neqtit«  Aofi>g« 
.    Ptmn  gt/kcüti  1$  m.,  b  1  HaUifrwiitMirid  Id  IL,  Ifl  1  IrviftotiUiid  UM  M^ 


L(>l)r>>neli  fli^s  Bfn'<Torlichen  Rechts 


Dr.  J,  Kolller 

S^eiUr  B«ad:  Y«riii$flr^itjir«elll»    Brit«r  S^lliiUr«ohl 


Handkomnientar  zum  BGB 

Proi.  Vi\  lur.Liidw.  Kuhlenbetk 

y§\lt!T  Bund;    M»ell«&*  und  FaitüI^'iireeH    IS  JL,  fob.  13  M. 

h  d:  Erbredtt  Rfid  EUifUmuiffff^ffts     la  M.,  geb.  la  M. 


i^ii^rii.^ 


Carl  HöymaDLns  Vorlag,  Berlin  W  8,  MäüerstraJße  43,44 

"'  .'  JEteeiits-  und  Sta«l;«w1jsen8üliaftliclier/^ertag 

i)ie  Be(3litevcrfe3^^ 

Internationalen  Verkehr 

^^EConkoisreehtSjäe^EhefdchtefderEr^^  \ 

jand   der/E^ODSttktgendits}]^^ 
^  xmd  aiiftereuröpäiseUe&'StaÄl^n^      ...      .    -  . 

Dr.  Franz  Lesk«         «»d  .     Br.  W.  Loewenfeld 

w«il.GMleimera6be^4'tlltu^t^ULd Vortrag»         >         JostÜErsli,  &6ofa%^tt1f7»H:bd  dofl»  Xg^ 
R«t  lA  Kgl.  Preiia.  Ja0tismi]ii»t«riast  ;      gv^icht  i|i  BeriiA  luid  IfoliiM' 

Band      l    M..87.-^  «legant  in  Htlbleder  ^öbanaeÄ  H..80.--^    . 
YkvxA  -II»    H.  28.—,  elegant  in  Hälblede?  gebianden  Jl.  31.-^ 
Band.  HL    !•  Teil.    Zweite  verb^Merte  and  tiehaialtrte/ÄQtl^e.    M 

in  fialbleder  gebunden  IL  16^50    .<>- 
BmBd  m.  .2.' Teil*  befindet  gich  in  Vorbereitung    5  ; 

Band   IT.  ■■-  Bas   Biereellt     (Herausgegeben    in   Verbt^dmig    mit  AnitegeriidKtsTmt 

J.  Ha&n  inBerHn)  M.  27;-^,  elegant.  ia'Halbledeii  gebimdeaH'  30.— 

Ausartige  aus  einigen  ifespreohuii^^ 

iaeh  ExsQhein^  d€8  enTton  BaitaiM  des  Werket .  ^> 
...  Besonders  erfteolieh.  ist  es,  dafi  die  ^entosgebeir.  fftr  Beäilieitimg^  ^er  «fnselnea  Ab- 
sehnitte  aas  Jed«tii  Staatsgabiete»  mit  wenigen  Amnabmen^^e^phl^nniBche  Bat^TeÄtSadige  gewonnen 
haben,  welche  befähigt  sind,  Über  die  BeehtsenstKnde.ans  efgeaer  Anachanung  nnd  EffalotUDg  an 
berichten  ^  .  .  Bei  der  groBen  Sotgf  alt  und  Umaichli,  widdhe  die  ^erausgeberiiMier  «nf  Ihr  TttnAieBat- 
yollee«  in  der  gesamten  Welt-^LUaratnr  oKtteJCenkurrenz  dastehendes  tittter* 
nehmen  verwandt  haben  ...  —  sei  das  Werk  i^en  Fisennden  vesgleidhender  Recbt^nnde, 
namentlich  aber  der  großen  Zahl  "VOn  Behörden  und  PriTaten,  welöhe  iDtersationate  BesMiOBgen 
pflegen^  anf  das  wÄrmste  empfohlen.**  .:  "^    '    ".  <Jn«öarat  K»l«Ty.)- 

nach  Krsoheinen  des.  swtften  Bändig  des 'Werkes ,  ^^  -^ 
«Wenn- Je  von  einem  Werke  mit  Recht  gesagt  werden  fann^  dufl  es  bi  keiner -fierielite-, 
Anwalts-  lind  Notarsbibliothek  fehlen  sollte,  so  ^t  dies  von  dem  vstUegenden/  Ss  wiÜlb  erster 
Beihe  praktischen  Zwecken  dienen,  kanm  geringer  mlMiten^wir 'i^r  daa  Tertienst  aneoUageii, 
welches  es  sich  um  die  vergleichende  Bechtsknnde  nnd  die  wlisensflliafUlohe  Erkenntnis  der  gelt—den 
Rechte  . , ,  erworben  hat.*"  ^       ((M)erlai[id«[||«riQh(erat  Bc^ember.) 

'  D^utftche'^JiHiiteii-Zi^tfBt     v       ; 

„Bei  eilen  Fragen  ansl&ndisohen  Beehts  wird  das  Bnek  in  der  BiUlbthek  deaBeiohsgeric^te 
von  Biohtem  nnd  Beohtsanw&lten  zunächst  xn  $ate<-geffogett.   Hftnilg  gikt  ee  flAtieheUende  Ana- . 
knnft:  stets  erleichtert  es  weitere  Kachforsbhtmgentv  ".    .   -      .  -^ 

.  ..  Keine  Oberlandesgerichts-  nnd  keina  Landgeriätts-Bibllothek  sollte  daa.Bnoh  miesen;  aber 
auch  jeder  Bechtsanwalt,  dessen  Ptaxis  die  Kenntnis  ausländij^en  BeehtS  nMÜg  macSit,  sollte  eioh 
durch  Einverleibung  des  Buches  in  seine  Bibliothek  die  gtofie  Untiftrstttanng  nnd  Krteicltermig 
verschaffen,  die  der  Besits  desselben  gewährt.  Henie,.wo  die  Ezistensbe&gnng^i  Weiter  Sreisa 
^dei  deutschen  Volkes  außerhalb  des  deutschen  Bodens  liegen;  gehdrt  anm  Bi^nte  dieser  Bedingeagen 
e«oh  der  Kampf  um  auslftndisohes  Becht,  und  an  diesem  ist  tieske^nnd  Ldwenfelda  Istetnatiettale 
Beehtsverfolgung  ein  unschätzbarer  Begleiter  und  Berater.  .  ^ 

'         :  (Professor  Dr.  Schule,  Ober|>{bliethekat  dee  BeitiOgeriebte.) 

Qedrookt  bei  Jnlina  Sittenfeldp  ^ofbndi^dznokeir.^  Bedin^Wa.   ,. 
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